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Peel. 


Sir Robert Peel, der berühmte Premierminiſter Englands in den Jahren 
1841—46, wurde den 5. Februar 1788 in einer Billa bei Chamberhall geboren. 
Sein Bater, ebenfalls Sir Robert Peel, waxgein dur Baummollenfpinnerei zu fürft- 
lihem Reichthum gelangter Fabrikherr, vieljähriges angefehenes- Mitglied des Par- 
laments und großer Verehrer William Pitts. Als im Jahre 1797 die Fortfegung 
des Krieges gegen Frankreich wegen mangelnder Gelpmittel zweifelhaft geworben 
war, fteuerte P. als freimillige Gabe 10,000 Pfund Sterling bei. Durch könig⸗ 
liches Patent vom 29. November 1800 wurde er zur Baronetswürde erhoben 
und dadurch auch feinen Kindern der Eintritt in bie höchſten Rangklaſſen der Ge— 
ſellſchaft gebahnt. Der größte Ehrgeiz des Vaters war, daß fein Sohn im bie 
Bußftapfen feines Ideals Pitt treten follte, und er war daher angelegentlich für 
feine gründliche wifjenfhaftlihe Bildung beforgt. Diefe erhielt er auf der Schule 
zu Harrow und auf der Univerfität zu Orford, wo er fi unter allen feinen 
Studiengenofjen duch unermübdliche Lernbegierbe, raftlofen Fleiß und durch große 
Arbeitskraft auszeichnete, und fowohl in den Spraden als in den mathematifchen 
und naturwiffenfhaftlihen Fächern die höchſten Prüfungsnoten erlangte. Als 
eigenthümlihen Charakterzug bemerkte man ſchon in feinen Iugendjahren ftarfe 
Selbftbeherrfhung und große Vorſicht. 

Sobald er fein 21ftes Jahr zurüdgelegt hatte und damit volljährig gewor- 
den war, forgte fein Vater dafür, ihm einen Sig im Parlament zu verſchaffen. 
Die Stadt Cashel in Irland wählte ihn zum Bertreter. Im Jahr 1809 trat er 
in das Parlament ein, und zwar, wie e8 die väterliche Ueberlieferung mit fi 
brachte, als Tory, und damit als Genofje der damals herrſchenden Partei. Es 
war eben damals ein neues Minifterium gebildet worden, an deſſen Spige Spencer 
Perceval ftand und deſſen bebeutendfte Mitglierer der Marquis von Wellesley, 
Graf Liverpool und Lord Palmerfton waren. Der Auftrag, die Antwortsadrefie 
des Unterhaufes auf die Thronrede zu unterftügen, gab dem jungen Peel Gele 
genheit, feine erfte größere Rebe zu halten, eine Aufgabe, welche er mit Gewanbt- 
beit und Erfolg löste. Auch fpäter leiftete er dem Minifterium gute Dienfte durch 
eine Rebe für Lord Wellington, als es fih darum handelte, daß unter feinem 
Kommando portugiefifhe Truppen in engliſchem Solde in Spanien kämpfen foll: 
ten. Da man bald in ihm einen brauchbaren Parteivorfämpfer erfannte, wurde er in 
den Staatsbienft gezogen und zum Unterftantsfefretär des Innern ernannt. Dies blieb 
er auch, als nad der Ermordung Percevals 1812 ein neues Minifterium unter 
Lord Liverpool die Geſchäfte libernahm. Bon dieſem wurde ihm bald darauf das 
erfte Staatsfefretariat für Irland übertragen. 

—* er den Grundſätzen der Partei, an welche er ſich angeſchloſſen hatte, 
getreu, ein Gegner der Katholilenemancipation war und in dieſer Frage eine be⸗ 
ſonders ſtrenge Haltung angenommen hatte, jo war er doch ſehr bemüht, die Ir— 
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länder durch eine verfühnliche Politit zu gewinnen und mande Verbeſſerungen im 
ver Berwaltung Irlands einzuführen, überhaupt ließ er im Verkehr mit der Be- 
völferung die ihm angeborene Milde walten. In der Rechtspflege und in Perfo- 
nenfragen beobachtete er die möglichfte Unparteilichkeit gegen die Katholiken; für 
die Volfserziehung zeigte er ein lebhaftes und anbauerndes Interefje, begünftigte 
die Errichtung von Schulen und katholiſchen Kollegien und ergriff bei Debatten 
im Unterhaufe gerne die Gelegenheit, mit einer wohlwollenden Achtung von ben 
Irländern zu fprechen, welche zu dem herrſchenden Ton feiner Partei nicht ftimmte. 
Eine feiner wichtigften Mafßregeln war, daß er in den Bezirken, melde vom 
Lordlieutenant als im Aufruhr befindlic bezeichnet wurden, bie polizeiliche Ueber— 
wahung einheimifhen Magiftratsperfonen, ven fogenannten Konftablern, übertrug, 
eine Einrichtung , die fpäter au in ganz England eingeführt wurde. Die Ver— 
bienfte, die er fih um die irländiſche Berwaltung erwarb , konnten jedoch nicht 
hindern, daß er manden Sturm voltsthümliher Ungunft zu beftehen hatte, Er 
wurde nur Drange PeeLl*) genannt und D’Eonnell richtete mehrmals die hef- 
tigften Angriffe gegen ihn, was zur Folge hatte, daß P. D’Eonnell durd den 
Oberſten Brown fordern ließ; die Bollziehung des Duells wurde jedoch dadurch 
verhindert , daß O'Connell auf Beranftaltung feiner eigenen Gattin dur den 
Sheriff feftgenommen und genöthigt wurde, ſich verbinblih zu machen, den Frie— 
den innerhalb des vereinigten Königreichs nicht zu brechen. 

Während der Zeit von P.'s iriſchem Sekretariat fam die Frage von ber 
Emancipation der Katholiten mehrmals ernftlih zur Sprade; im Jahre 1813 
und 1817 wurde von Orattan ein Antrag zu Gunften verfelben eingebradt. 
Beidemal war P. einer der Hauptgegner, befonderd war die Rede, die er am 
9. Mai 1819 hielt, das Stärkfte, was je gegen die Emancipation vorgebradt 
wurde. Sein Haupteinwand war, daß der Umſturz der proteftantifchen Kirche 
Irlands die nothwendige Folge davon wäre, wenn die Katholiten zu politifcher 
Macht gelangten. Wenn man ihnen einmal den verlangten Antheil an der Macht 
zugeftehe, fagte er, würden fie nicht mit den Övenzen zufrieden fein, welche man 
ihnen anweifen wolle, fie würden nad Wiederherſtellung ihrer eigenen Kirche in 
ihrem ganzen alten Glanze ftreben, und die proteſtantiſche Kirche, welche ſich ihnen 
aufgebrungen und die Güter der fatholiihen ih angemaßt habe, ftürzen wollen. 
Dieje Reve P.'s fand bei feiner Partei großen Beifall, er wurde als glüdlicher 
fühner Vertheidiger des proteftantifchen Uebergewichts im Staate laut gepriejen. 
Eine Folge davon war, daß er von der Univerfität Oxford zu ihrem Vertreter 
im Parlament gewählt wurde, während Canning bei der Bewerbung durchfiel, 
weil er für die Emancipation gefprodhen hatte. Für das irländifhe Staatsfelre- 
tariat aber fühlte fih PB. nad dieſen Vorgängen forthin unmöglih und legte 
fein Amt nieder. 

Bald darauf ergab ſich eine fchöne Gelegenheit für ihn, feine Selbftänbigfeit 
gegenüber von feiner Partei und ihren Ueberlieferungen zu erproben. Es wurbe 
im Jahre 1819 eine Parlamentslommiffton niedergeſetzt, welche unterfuchen follte, 
ob nicht die Bank von England die Einlöfung der Banknoten in Metallgeld 
wieder aufzunehmen hätte. Sie war nämlid im Jahre 1797 durch eine Alte 
Pitts diefer Verpflichtung enthoben. Seitdem hatte ſich die Zahl der ausgegebenen 
Bankſcheine jo jehr vermehrt, daß fie beveutend unter den Nennwerth herabſanken. 
Im Jahre 1811 hatte ein Komite des Unterhaufes unter dem Präſidium von 
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Horner, einer anerfannten Autorität in Finanzſachen, vorgeſchlagen, der Bank vie 
Weifung zu geben, daß fie in einer Frift von 2 Jahren vie Bankzettel wieder 
gegen baar auslöfen müßte; aber ungeachtet der Autorität des Berichterftatters, 
ber Beredſamkeit Cannings und der vorgefchrittenen Einficht des Publitums in 
biefer Sache lie das Kabinet Liverpool, geftügt auf den Widerſtand ver alten 
Freunde Pitts, diefen Antrag verwerfen und auch P. hatte wie fein Vater mit 
der Regierung geftimmt. Im Jahr 1819 wurbe die Frage wieder aufgenommen 
und der junge P. zum Präſidenten des Komites gewählt. Die Berathungen des 
Komites überzeugten ihn bald, daß es verkehrt wäre, die Baarzahlungen nod 
länger zu befchränfen und er nahm feinen Anftand zu erklären, daß er die Anficht, 
mit welcher er in das Komite eingetreten war, wefentlich geändert habe. 

Als die Sadhe am 24. Mai 1819 im Parlament zur Berhandiung kam 
und fein Vater, geftügt auf eine Petition der großen Kaufleute Londons , melde 
bei der Differenz des Papiergelves von dem baaren Geld oft gute Gefchäfte mach— 
ten, beantragte, vie Bank noch länger von der Einlöfung der Banknoten zu bispen- 
firen,, trat ihm P. der Sohn entgegen und erflärte im Berlauf eines längeren 
Vortrages, der als Mufterftüd eines Karen Finanzberichtes gerühmt wird, es 
ſchmerze ihn die Nothwendigkeit, einer Autorität ſich zu widerfegen, vor der er 
fi) ftets von Jugend auf gebeugt habe, aber eine große Öffentliche Pflicht lege 
ihm auf, vor diefem Widerſpruch nicht zurüdzufchreden. In Folge davon bean- 
tragte er als Beſchluß des Komites, durch ein Geſetz Yürforge zu treffen, daß 
die Banf vom 1. Februar 1820 an verbindlich fein folle, auf Forderungen Gold 
zu geben, von der Normalfeinheit, wie es in der Königlichen Münze geprägt und 
geftempelt werde. Die Anträge des Komites wurben angenommen und bamit war 
bie erfte Grundlage der Autorität P.'s in Finanzfahen gelegt. Ein Theil ber 
Orundbefiger, welche in der Zeit de8 Mangels an baarem Geld Schulden gemacht 
und nun für 16 Schilling, die fie in herabgebrüdtem Papiergeld empfangen hat» 
ten, 20 zurücdbezahlen follten, beflagten ſich freilih, daß P. die Interefjen des 
Grundeigenthums denen des beweglichen Kapitals geopfert habe, das erfte Symp⸗ 
tom ber Anklage, welche fpäter bei einer wichtigeren Gelegenheit und mit größerer 
Leidenfhaft gegen ihn erhoben wurbe, 

Auch in der Katholilenfrage zeigte P. einige Jahre fpäter Spuren ber 
Sinnesänderung. Als die Emancipation am 28. Februar 1821 von Plundett 
in einer ausgezeichneten Rebe vor das Haus der Gemeinen gebradht wurde und 
diefer Redner ſich befonders an Robert P. wandte, fo geftand viefer in ber Er- 
wiederung,, daß aud er ven beſtehenden Zuftand feineswegs mit volllommener 
Ruhe betrachte, und daß, wenn er dädte, daß die Erfüllung ver Anfprüche, für 
welche geftritten werde, wirklich dazu beitragen könnte, das Wohl des Staates zu 
fördern, ihn die Stimme Englands außerhalb des Parlaments nicht überreden 
würbe, ihre Annahme zu verweigern. Die Emancipationsbill ging diesmal wirk- 
lich, beſonders durch die glänzende Beredſamkeit Cannings gehoben, mit einer 
Majorität von 12 durch, wurde jedoch im Oberhaufe mit einer Majorität von 
39 verworfen. 

Gegen das Ende des Jahres 1821 wurde P. zum Erfa für ben aus- 
ſcheidenden Lord Sidmouth ald Minifter des Innern in die Verwaltung gezogen, 
da Lord Liverpool fand, daß feine Regierung einer parlamentarifhen Berftärkung 
bebürfe. Bald darauf in der Sigung des Jahres 1822 brachte Canning einen 
Antrag auf Zulaffung ver katholifhen Peers ins Oberhaus, und erntete mit jei- 
ner Rebe dafür allgemeine Bewunderung. P. gerieth durch feine etwas ſchwache 
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Gegenreve in eine nachtheilige Stellung gegen ven Nebenbubler, und der Antrag 
Gannings wurde im Unterhaufe wieder mit 12 Stimmen angenommen, im Ober 
haus jedoch verworfen. 

Um ven üblen Eindrud feines Widerſpruchs gegen die Katholitenemancipation 
zu verwiſchen, fuchte P. fih auf einem andern Gebiete als ein Freund ver 
Reformen zu zeigen. Zwei wbiggiftifhe Rechtsgelehrte, Samuel Romilly und 
John Madintofh, hatten Reformen der Rechtspflege zur Sprache gebradt, 
und leßterer namentlich beantragt, das Haus der Gemeinen möge erflären,, daß 
es in der nächſten Sigung in ernftlihe Erwägung ziehen wolle, wie die Wir- 
fung der Kriminalgefege verftärkt werden könnte, dadurch, daß man ihre Strenge 
milvere, daß man vie Polizei verftärfe und die Strafen der Deportation und des 
Gefängnifjes für die Befjerung der Sträflinge wirffamer made. Der Kronaboo- 
fat befämpfte die Motion, 4 aber kündigte, als das Parlament ſich eben zur 
Abſtimmung anſchicken wollte, an, daß er innerhalb 3 Tagen eine Bill für die 
Regelung der Disciplin in den Gefängniſſen einbringen werde, wobei ſich dann 
die Fragen über Deportation, Polizei und Strafrechtspflege natürlich auch zur 
Erörterung darbieten werden. Schließlich verficherte er, wenn der ehrenwerthe Ur- 
beber der Motion im Berlauf der nächſten Sigung in bie Einzelheiten des Ge- 
genftandes würde eingehen wollen, fo werde er in ihm feinen Gegner finven. 
Diefe Sprade gewann im Parlament großen Beifall; Mackintoſhs Motion wurde 
als Unterpfand künftiger Reformen aufgenommen, und P. von der mwhiggiftifchen 
Reformpartei ſchon halb als einer der ihrigen angefehen. 

Das Ziel von P.'s Ehrgeiz war die Stelle eines Premierminifters und er 
glaubte diefem Ziele ſchon nahe zu fein, da die Stellung Liverpools feine Dauer 
verſprach und Ganning durch das Amt eines Generalgouverneurs in Indien, das 
man ihm zur Abfindung übertragen hatte, gleichſam verbannt ſchien. Aber ver 
Selbſtmord Caſtlereaghs, des Minifters der auswärtigen Angelegenheiten, verei- 
telte diefe Hoffnung. Die öffentlihe Meinung bezeichnete Canning fo entfchieden 

- ald ten richtigen Nachfolger im Staatsfefretariat der auswärtigen Angelegenheiten, 
daß der Herzog von Wellington e8 über fih nahm, ven Widerwillen des Königs 
gegen Canning zu überwinden und deſſen Eintritt in das Kabinet als eine Noth- 
wenbigfeit darzuftellen. Diefer übernahm neben dem Minifterium der auswärtigen 
Ungelegenheiten aud die von P. erftrebte Leitung des Unterhaufes und wurbe 
bald, als im Februar 1826 Lord Liverpool ftarb, wirklicher Premierminifter. P. 
dagegen trat in Folge einer Verftändigung mit Canning aus, bis die nun nicht 
mehr aufzuſchiebende Emancipationsfrage der Katholiken geordnet wäre, an welcher 
Peel nad feinen Antecedentien feinen Antheil nehmen konnte. 

Nah Cannings frühem Tode am 8. Auguft 1827 und nad ber kurzen 
Dauer des nahfolgenden Minifteriums Goderich trat den 23. Januar 1828 Wel- 
lington an die Spige eines neuen Kabinets und P. übernahm mit dem Staatsfelre- 
tariat des Innern auch die minifterielle Leitung des Unterhaufes. Eben jegt war bie 
Emancipationsfrage zu einer Krifis gelommen, veren Löſung nicht mehr länger ver- 
[hoben werben konnte. Die katholiſche Affociation in Irland war zu einer folden 
Stärke gelangt, daß die Regierung nur die Wahl hatte, ihren Forderungen nachzugeben 
oder fie mit Waffengewalt zu befämpfen. Die beiden Chefs des Kabinets, Welling- 
ton und P. überzeugten fih, daß es feine richtige Staatöflugheit wäre, der 
Forderung politiiher Rechte der verfhiedenen Konfefftionen unerbittlihen Wider 
ftand entgegenzufegen, und entfchlofjen fi zu einer Syftemsveränderung, deren 
Tragweite fie fi nicht verhehlten. Zuerft derſuchten fie es mit einer Abfchlags- 
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zahlung, welche die Emancipation prineipiell vorbereitete. Durch bie unter Karl II. 
gegebene fogenannte Teftafte war Jedem, der in ein Staatsamt oder in das Par- 
lament eintreten wollte, ein Eid vorgefhrieben, der auch die englifche Kirchenver- 
faffung in fi ſchloß und daher weder von ven Katholiken, nody von ben prote- 
fta ntifchen Diffenters gefhworen werden konnte, und biefe daher thatſächlich von 
den Staatsämtern und dem Parlament ausſchloß. Als Lord Ruſſel nun am 
26, Februar 1828 einen Antrag auf Aufhebung dieſes Eides einbrachte, oppo— 
nirte zwar P., aber fprady ſich zugleich jehr freundlich gegen bie Diffenters aus 
und deutete an, daß ihm die Annahme des Antrages wünfchenswerth wäre. Diefer 
ging auch wirklich mit einer Mehrheit von 44 Stimmen durch und am 18. Mär; 
brachte B. einen Gefegesentwurf ein, wornach die Teftakte aufgehoben fein follte, 
unter der Bebingung, daß an bie Stelle des Eides eine einfahe Erklärung geſetzt 
werbe, worauf die liberale Oppofition bereitwillig einging. Bald darauf bradte 
Fraucis Burbett den Antrag ein, ein Komite des Haufes folle den Zuftand ber 
Gefege in Betracht ziehen, weiche die römiſch-katholifchen Unterthanen Seiner 
Majeftät betreffen. Der Antrag ging im Unterhaus mit einer ſchwachen Majori- 
tät dur, fiel aber im Oberhaus. Indeſſen nahın die Aufregung in Irland in 
einem furdtbaren Grade zu, die katholiſche Affociation trat eigentlih an bie Stelle 
ver Staatsgewalt,, die gänzlich gelähmt war. In der Grafſchaft Clare wurde 
D’Eonnell gegen das beftehenve Geſetz, das die Ratholifen vom Parlament aus- 
ſchloß, zum Bertreter in dasfelbe gewählt und die Ajfociation bot aud andern 
Katholiken die Wahl an. Wenn die Regierung die Gewalt nicht ganz aus ben 
Händen geben und der Affociation überlaffen wollte, mußte fie die Emancipation 
der Katholifen zugeben, um daburd der Affociation den Vorwand zu nehmen. 
Mit großer Mühe brachten Wellington und P. ven Hartnädigen König bahin, 
daß er feine Zuftimmung dazu gab. Zu großer Ueberrafhung des Landes em- 
pfahl bie Thronreve des Jahres 1829 dem Parlament, die Lage Irlands in ernfte 
Bi zu ziehen, und die Gefege, welche die römifch-katholifchen Unterthanen 
Sr. Majeftät verhindern, in das Parlament gewählt zu werben, einer Prüfung 
zu unterwerfen. Zuftimmenve Aoreffen gingen ohne erheblihen Widerfprud in 
beiden Häufern durch. Als Vorbereitung zum Zugeftänpnig der Emancipation 
brachte Peel am 10. Februar einen Gefegesentwurf zur Unterbrüdung der Aſſo— 
cialion ein, worauf die irifhen Katholifen, um ber Regierung einen Beweis bes 
Vertrauens entgegen zu bringen, mit freiwilliger Auflöfung der Afjociation ent- 
gegen Famen. 

Da PB. im Begriffe war, mit allen feinen hochkirchlichen Ueberlieferungen 
zu breden,, fo hielt er es für feine Pfliht, auf die Stelle eines Vertreters ber 
Univerfität Orforb, worauf er großen Werth gelegt hatte, Verzicht zu leiften. Bei 
ber Neuwahl bemühten ſich feine Freunde ihn wieder durchzuſetzen, es gelang aber 
nicht, er unterlag feinem Mitbewerber Robert Inglis mit 609 Stimmen ge- 
en 755. Im März 1829 erfolgte die Entſcheidung der Emancipationsfrage. 

achdem der König nod einmal vergeblid verſucht hatte, feine Zuftimmung zu 
ven Entwürfen des Minifteriums zurüdzuziehen, aber durch die Rücktrittsdrohuug 
der Minifter zur Nachgiebigkeit gezwungen worben war, eröffnete P. am 3. März 
Abends die Debatte mit einer vierftündigen meifterhaften Rede, in welcher er bie 
Gründe aus einander feste, weldhe das Minifterium bewogen haben, auf Gewäh: 
rung der fo oft abgewiefenen Forderung einzugehen. Er fuchte nachzuweiſen, daß 
eine moralifhe Nothwendigkeit für die Zugeftänpniffe vorhanden fei, weil fein 
dauernder und wirffamer Wiverftand habe geleiftet werden können, er verzichtete 


6 Deel, 


jedoch darauf, die Gewährung als eine Sache der Gerechtigkeit anzuerkennen und 
begnügte fi damit, fie als ein Gebot der Politik darzuftellen. Seine Rede wurde 
oft durch lauten Beifall unterbroden. Drei Wochen dauerte der Kampf ber De- 
batte, bis der Gefetesentwurf im Unterhaus völlig durdgegangen war, bei ber 
britten Lefung, die am 30. März Statt fand, erklärten fih 320 Stimmen gegen 
142 für die Emancipation, und am 10, April erfolgte die Entſcheidung im Ober- 
haus mit 270 Stimmen gegen 112. 

Mit der Durchführung des Emancipationsgefeges hatte ſich die Parteiftellung 
9.8 weſentlich verändert, fie war für ihn ſelbſt eine Emancipation von ben 
Borurtheilen der Tories, er hatte ſich damit der Neformpartei und ven Whigs 
genähert, und es handelte ſich nım darum, ob er ſich nicht geradezu mit ben 
Whigs verbinden follte, zur Durchführung ber längft ins Auge gefaßten Parla- 
mentsreform. Davon hielt ihn jeboch feine anerzogene Pietät gegen feinen Kolle- 
gen, den Herzog von Wellington, ab, fowie der Zweifel, ob die hochariſtokratiſchen 
Whigs ihn, den Sohn eines Fabrifanten, als Führer anerfennen würden. Ueber— 
dies war der Sieg des Reformplanes damals noch keineswegs ſicher, erft der in 
Folge der franzöftfchen Iulirevolution eingetretene europäifhe Umſchwung bahnte 
den Weg dazu. Cinftweilen ſetzte P. feine Reformthätigkeit in anderer Richtung 
fort. Als Staatsjetretär des Innern lag ihm die Verbefferung des fehr mangel- 
haften Polizeimefens nahe. Die Polizei war in den Händen ber ftähtifhen Magi- 
ftrate, in London war fie gar unter verfchievenen Behörden. Häufig wurben alte 
und unnüge Perfonen, die man verforgen wollte, im Polizeivienfte angeftellt und 
bie natürliche Folge davon war, daß die Diebe ihr Handwerk beffer verftanden 
als die Polizeiofficianten, namentlih in Londen und der Umgegend war eben 
und Eigenthum fehr unſicher geworden. P. fuchte zunächſt eine einheitliche Leitung 
bes Polizeiweſens herzuftellen und brachte zu dieſem Zweck am 15. April 1829 
einen Gefegesentwurf zur Errichtung einer Polizeibehörve für die ganze Stadt 
London in das Unterhaus. Sein Plan fand Beifall, er wurde in beiden Häufern 
angenommen, alsbald durchgeführt und Londen mit einer entfprechenden Anzahl 
tüchtiger Polizeiofficianten verforgt, welche Leben und Eigenthum der Einwohner 
ſchützten, ohne fie mit läftiger Auffiht und Einmiſchung zu quälen. Die Einrid- 
tung bewährte ſich fo gut, daß fie allmählig in ganz England eingeführt wurde. 
Freilich fehlte e8 Anfangs auch nidt an Tadel und Berbächtigungen. Man fagte, 
das militärifhe Minifterium Wellington wolle mit viefer Polizei das Yand tyran- 
nifiven, die Willführ Franfreihs mit dem Spionirfyftem und den Hausfuhungen 
nad England verpflanzen. Aber vie Taler verfiummten bald und nad 10 Jahren 
hatte P. die Genugthnung, die Vortrefflichfeit feiner Einrihtung allgemein aner- 
kannt zu fehen. 

So viele Siege das Minifterium auch gewann, fo mande focialen Reformen 
es auch burdführte, fo litt es doh an einem inneren Widerfprud, es war nad) 
feinen hervorragenden Perſönlichkeiten und feiner äußern Politit ein tornftifches 
und mußte ſich binfichtlich feiner Innern Politif doch auf die Whigs ftügen, wäh- 
rend die Tories ſich immer mehr theild mit Groll, theild mit Trauer von ihm 
entfernten. Die franzöfifche Julirevolution und ber furz vorher eingetretene Regie- 
rungswechjel, welcher Wilhem IV. auf den Thron brachte, führte eine Krifis her— 
bei, die mit dem Sturze des Minifteriums Wellington entigte. Die wbhigiftifche 
DOppofition fammelte fih unter Führung des Lord Grey und forderte dringend 
eine Reform des Parlaments und des Wahlrehts, mit der unverholenen Erflä- 
zung, daß man das gegenwärtige Minifterium nicht für fähig halte, berartige 
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Reformen, wie man fie brauche, durchzuführen; ambererfeits erflärte Wellington, 
daß er nie auf die Zumuthung einer Parlamentsreform eingehen werbe. Der Plan 
des Minifteriums für Feftfegung der königlichen Givillifte, in welchem vie gehegte 
Hoffnung, daß die erblihen Revenüen der Krone von diefer aufgegeben werben 
würben, nicht erfüllt wurde, wurde am 16. November 1830 mit 283 Stimmen 
gegen 204 verworfen und ben folgenden Tag kündigten ber Herzog von Welling- 
ton und ®. in beiden Häufern an, daß das Kabinet ſich zurüdztehen werbe. Graf 
Grey wurde mit der Bildung eines neuen Minifteriums beauftragt; man ver- 
ſuchte auch P. für dasfelbe zu gewinnen, aber er wollte fih von feinem bisheri- 
gen Kollegen nicht trennen umd lehnte ohne Zögern ab. Er wollte fih für bie 
Zukunft, auf die er nad) allgemeiner Meinung nicht verzichten durfte, fparen und 
hegte überbies die Ueberzeugung, daß die Reform, melde das Minifterium Grey 
auszuführen beabfihtigte, einen großen Theil des Volkes nicht befriedigen und daß 
die alsdann zu erwartende Reaktion einen abermaligen Wechfel des Miniftertums 
nothwendig machen würde. Gegenüber tem Reformplan, ven nun Lord Ruffel 
am 1. März 1831 einbrachte, trat P. als Führer der Oppofltion auf, und be— 
fämpfte während ver 17 Monate, welde die Verhandlungen dauerten, bie bean- 
tragte Maßregel mit großer Ausdauer. Er behandelte fie als eine von bem revo- 
Intionären Wind von Frankreich zugeführte Neuerung, die unter ſchlimmen Bor- 
zeihen geboren und durch ſchlechte Mittel gehalten vie Englifhe Berfaffung zu 
Grunde richten würde. Bei der Abftimmung war der Sieg des Gefegesentwurfs 
ein: zweifelhafter, indem er nur eine Stimme Majorität erlangte, bie bald darauf 
durch ein von P. unterftügtes Amendement fogar zur Minorität herabſank. Die 
Folge davon war eine Auflöfung des Parlaments‘, die ald Sieg der Reform in” 
London und in andern Städten glänzend gefeiert wurde. In dem neu erwählten 
Parlament hielt P. am 6. Juli eine berühmt geworbene Rebe gegen bie von 
Auffel im verbefferter Faſſung neu eingebracdhte Reformbill, worin er von ber 
Boransfegung ausging, daß die Stimmung bed Landes für das neue Gefeg nur 
die Frucht einer augenblidlihen Aufregung fei, die bald einer nüchternen Einficht 
Plag machen werde. Bei der Schlußdebatte ſprach er noch einmal und zwar mit 
einer gewiffen Wehmuth dagegen, aber ohne Erfolg. Der Gefegesentwnrf wurde 
diesmal im Unterhaus mit einer Majorität von 109 Stimmen angenommen, 
dagegen fpäter im Oberhaufe mit einer Majorität von 41 Stimmen verworfen. 
Nach einer kurzen Bertagung des Parlaments bis zum 6. December 1831 wurbe 
der Kampf aufs Neue begonnen und P. war auch diesmal wieder einer der be- 
deutendſten Borfämpfer gegen die Reform. Er Hagte die Bill Lord Ruſſels der 
bemofratifhen Richtung an und wies auf die Schwierigkeiten hin, welde jeber 
Regierung aus dem zunehmenden bemofratifhen Einfluß erwachſen müßten. Aber 
die Zahl der Gegner der Reformbill verminderte fi) immer mehr, bei der 3. Les 
fung gewann fie am 23, März im Unterhaufe eine Majorität von 116 Stimmen 
und im Oberhauſe erklärte eine bedeutende Fraktion der Gegner, daß fie ihren 
Widerſtaud aufgeben wollten, eine andere Anzahl Peers blieb auf perſönliche Bitte 
des Königs bei der Abftimmung weg und die Bill wurde enblid angenommen 
und vom König beftätigt. 

Dei der Eröffnung des neuen Parlaments im Februar 1833 nahm P. von 
dem mit allgemeinem Mißfallen aufgenommenen ungeftümen Auftreten O’Connells 
Beranlaffung, das Programm einer neuen fonfervativen Partei aufzuftellen, 
Er erklärte fi) bereit, die Krone und das Minifterium zu unterftügen, aber nur 
auf Grundlage beftimmter Grundſätze. So lange er die Regierung geneigt fehe, 
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jede blinde Neuerung der Rechte des Eigenthums, der Autorität der Geſetze, der 
feſten und geregelten Ordnung der Dinge abzuwehren, halte er es für ſeine 
Pflicht, ſich auf ihre Seite zu ſtellen, ohne auf die Gefühle der Partei, mit wel- 
cher er bisher gegangen, Rüdficht zu nehmen. Er habe fi der parlamentariſchen 
Reform widerfegt, weil er zu dem Parlament, wie es damals zufammen geſetzt 
gewefen, das fefte Zutrauen gehabt habe, daß es alle nüglihen und fidheren 
Inftitutionen in Betracht ziehen würbe. Aber er geftehe offen, vap er die Kammer 
in ihrer. gegenwärtigen Zufammenfegung für allzu geneigt halte, alles Alte und 
Beſtehende für fhleht zu erklären, er zweifle niht an den guten Gefinnungen ber 
Mehrheit, aber er fürchte, daß der größere Theil ver Mitglieder hieher gekommen 
fei mit der Borausfegung, die Inftitutionen, unter denen man bisher gelebt, feien 
voll von Mifbräuhen, die man reformiren müſſe, er fürdte, daß fie ein allzu 
großes DVertrauen auf ihre Heilmittel haben. Er habe daher mit Befriedigung 
vernommen, daß die Minifter Seiner Majeftät geneigt feien, alle wirklihen Mip- 
ftände zu veformiven, „aber auch entfchloffen feien, an ver gegenwärtigen Verfaſſung 
des Haufes feitzuhalten und jeden Verſuch zurüdzumelfen, welder das öffentliche 
Leben von neuem verwirren Könnte, 

Im Ganzen entiprahen weber die Leiftungen bes reformirten Parlaments, 
nod die Hoffnung des Minifteriums den Erwartungen der Nation, namentlich 
machte man den Miniftern zum Borwurf, daß fie dem Agitator D’Connell zu 
viel Zugeftändnifje gemadt hätten, um fid feine parlamentarifhe Unterftügung 
zu erhalten. Der König erklärte am 14. November 1834 dem Lord Melbourne, 
‚der nad) dem Rüdtritt Graf Greys wegen Krankheit, die Leitung des Minifte- 
riums übernommen hatte, bei Oelegenheit einer Veränderung in den officiellen 
Aemtern, welde durch einen Todesfall nöthig geworben war, daß er entfchloffen 
fei, das ganze Minifterium zu ändern. Er wandte fi zunädft an ben Herzog 
von Wellington, dieſer aber empfahl dem König Robert B. als Premierminifter, 
P. war im Oftober mit feiner Gemahlin nah Italien gegangen, um den Winter 
bafelbft zuzubringen. In Rom befam er die Nachricht, daß er zur Bildung eines 
Minifteriums berufen fei und eilte fofort nah Haufe, wo er am 9. December 
anlangte, um das Amt anzutreten, das ſchon längft das Ziel feines Ehrgeizes 
gewejen war. Sein Erftes war eine Darlegung feiner Grundfäge zu geben, wozu 
er. nicht erft die Eröffnung des Parlaments abwartete, fondern feine Wahlbewer- 
bung in Tamworth benügte, wo er fi in Folge der Annahme des Minifteriums 
einer neuen Wahl zu unterwerfen hatte. In einer Adreſſe an feine bisherigen 
Wähler fagte er u. A.: „Ich würde nie die Gewalt übernehmen unter der Be— 
bingung, ein Abtrünniger von ven Grundſätzen zu werden, nad denen ich bisher 
gehandelt, aber ich werde auch nie zugeben, daß ic weder vor, noch nad ber 
Reformbill Bertheidiger von Mißbräuhen oder Feind von vernünftigen Reformen 
gewejen bin. Ic berufe mid mit Vertrauen auf den Antheil, ven ich genommen 
habe an der großen Frage des Bankweſens, an ber Berbefferung ver Kriminal- 
gefeßgebung, auf die Anfichten, die ich befannt und befolgt habe, in Allen, was 
die Verwaltung des Landes betrifft. In Bezug auf die Reformbill wiederhole ich 
die Erflärung, die ich bei meinem Eintritt in das veformirte Parlament gemacht 
habe, daß ich diefe Bill als die definitive und unwiderrufliche Löfung einer großen 
fonftitutionellen Frage anfehe, als ein Ergebniß, auf weldes fein Freund des 
Friedens und des Wohles unferes Landes weder einen offenen noch heimlichen 
Angriff fol machen dürfen.“ 

P.'s Wahl zu Tamworth erfolgte mit Einftimmigkeit, und wurde am 11. Fe 
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bruar 1835 durch ein glänzendes Gaftmahl gefeiert, bei welchem er ſich wieder 
in einer bewunberten Rede über feine politiijhen Grundſätze ausfprad. In dem 
neuen Parlament, das am 24. Februar 1835 eröffnet wurde, gelang es jedoch 
P. nicht eine Majorität für fich zu gewinnen. Die Whigs hielten ihre Verbindung mit 
D’Eonnell, welhen P. als feinen größten perfönlihen Feind betrachtete, feft, und 
die Ultra-Tories waren ohnehin auf Seiten der Oppofition. Lorb John Ruſſel 
warf eine Frage dazwiſchen, über welhe P. nad feinen Vorgängen weder unter: 
handeln wollte, noch fonnte, nämlich den Antrag, daß der Ueberſchuß der Ein- 
fünfte ver englifhen Hochkirche in Irland für den allgemeinen Bffentlihen Unter: 
richt ohne Unterſchied des religiöfen Belenntniffes verwendet werben, follte. P. 
ſprach mehrmals dagegen, aber beffen ungeachtet ging der Antrag Ruffel® mit 
einer Majorität von 23 Stimmen durch und nod ein weiterer Antrag über An- 
wendung diefes Grundfages auf Regulirung der Zehnten wurde angenommen. 
Unter dieſen Umftänden glaubte P. fih zum Nüdtritt vom Minifterium genöthigt 
und kündigte jhon am 8. April 1835 feinen diesfallfigen Entſchluß an. Es folgte 
nun ein Minifterium Melbourne, während deſſen Gjähriger Dauer P. 
Führer der Oppofition im Unterhaufe war. Diefe Stellung diente * ſein 
Anſehen und Popularität zuſehends zu mehren. Als ein Beweis von der Achtung, 
in welcher er ſtand, verdient angeführt zu werden, daß ex im Jahre 1836 von 
ber Univerfität Glasgow zu ihrem Rektor gewählt wurde Bei Uebernahme dieſes 
Amtes hielt er (am 13. Januar 1837) eine Rebe, wel edurch ihre begeiſterte 
Anerkennung des Werthes klaſſiſcher Studien für die moderne Welt, berühmt ge— 
worden iſt. In die Zeit des Melbourniſchen Miniſteriums fiel auch der Tod Kö— 
nig Wilhelms IV. und die Thronbeſteigung der Königin Viktoria. Bald nad 
biefer wichtigen Veränderung begann in Folge einer bedeutenden Steigerung der 
Kornpreife und der dadurch herbeigeführten Hemmung der Yabrifthätigkeit, bie 
Agitation gegen die Korngefege. Der Kampf gegen diefelben im Parlament wurde 
in der Gigungsperiode des Jahres 1839 aufgenommen burd einen Antrag Char- 
les Pelham Billiers, die Regulirung der Korneinfuhrgefege und ihre ſchädliche 
Wirkung in Betracht zu ziehen. In der mehrtägigen Debatte, vie fi hierüber 
entfpann, trat P. am 15. März 1839 als Vertheidiger der Korngefege auf und 
trug nicht wenig dazu bei, daß fich eine bebeutende Majorität zu Gunſten ver- 
felben ergab. Man fah aber auf beiden Seiten wohl ein, daß die Sadhe damit 
nit entſchieden ſei, und es machte ſich ver Wunſch geltend, bald ein Minifterium 
zu befommen, das die Korngefege nicht mehr als offene Frage behandelte, ſondern 
fih geradezu für Freihandel oder Schußzoll ausfprähe. Bald darauf erfuhr das 
Minifterium in einer andern Frage ftarten Widerfpruh und reichte deshalb am 
7. Mai 1839 feine Entlafjung ein. P. wurbe wieder auf Empfehlung Welling- 
tons mit der Zufammenfegung eines neuen Kabinets beauftragt, weldes aber 
niht zu Stande fam, weil die Berufenen von der Königin verlangten, daß fie 
auch ihre Hofdamen wechſeln follte, worauf die Königin nicht einging und bas 
Minifterium wieder blieb. 

Zwei Jahre fpäter jedoch wurde es durch ein direktes Mißtrauensvotum bes 
Parlaments, an welchem fih auch P. betheiligte, genöthigt, feine Entlafjung zu 
verlangen und P. wurde nun am 30. Auguft 1841 zum zweiten Male berufen, 
fih an die Spige einer neuen Verwaltung zu ftellen. Seine wichtigften Kollegen 
waren Sir James Graham als Stantsfelretär des Innern und Lord Stan- 
ley als Stantöfefretär der Kolonien; im Ganzen war das Kabinet eine Miſchung 
von Whigs und Tories. P.'s Aufgabe war jhwierig, er follte zugleih Konſerva⸗ 
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tiver und Reformer ſein, er ſollte als Bürgerlicher einer mächtigen und ſtolzen 
Ariſtokratie einſchneidende Reformen aufnöthigen, er mußte als vernünftiger und 
mäßiger Liberaler einen Schweif alter Tories nad ſich ziehen. Man erwartete, 
daß P. fogleih beim Beginn der Parlamentsfigung Anträge auf allgemeine Fi— 
nanzmaßregeln vorlegen wetde, er wollte aber vorher das Terrain ftubiren und 
feine Vorbereitungen treffen. Er begnügte fi mit Borlegung bes von den abge- 
tretenen Miniftern- hinterlafienen Budgets und vertagte dann nad Erledigung der 
dringendſten Geſchäfte das Parlament ſchon am 7. Oftober Die Finanzen waren 
in Teinem guten Zuſtand; der Ertrag einiger Steuern hatte einen Ausfall erge- 
ben, die Kriege in Indien und China einen erhöhten Aufwand verurfadt. Die 
Thronrede der Königin bei Wiedereröffnung des Parlaments am A, Februar 1842 
kündigte einige Beränderungen in den Abgaben an, die von Korn und andern 
fremden Erzeugniffen erhoben würden. Man fah mit großer Spannung den Vor— 
ſchlägen entgegen, weldhe ver neue Minifter zur Hebung der Notbftände machen 
würde. Am 9. Februar legte er feine Plane vor und leitete fie durch eine mehr- 
ftündige Rede ein. Zunächſt erörterte er die Urfadhe der Nothſtände und unter- 
fuchte ſodann die Wirkungen der Korngefege auf die Lage der arbeitenden Klaſſen. 
Er flug nun vor, die bisherigen feften Abgaben auf das Korn aufzuheben und 
bafür je nach den hohen oder niederen Preifen des einheimifhen Kornes nad) 
einem Durchſchnittspreiſe ein Steigen und Fallen der Abgaben auf fremdes Korn, 
die fogenannte Wanvelfcala feftzufegen. Wenn das Quarter einheimishen Weizens 
64 Schilling koftete, follte die Abgabe auf fremden Weizen 7 Schilling betragen, 
wenn er 66 Schilling koſtete, der Zoll 8 Schillinge und fo fort bis auf 20 Schil⸗ 
linge, die als Marimum gelten follten, während bisher 35 das Marimum gewe- 
fen war. Auf dieſe Weife wollte B. den Intereffen der Landwirthe und der Fa- 
brifanten gleichmäßig Schug gewähren, jenen angemefjene Berwerthung ihrer Er- 
zeugniffe, biefen wohlfeiles Brot fichern. 

Der Borjhlag P.'s wurde von verfchiedenen Seiten befämpft und durch 
Gegenanträge zurüdzufchlagen verſucht. Lord Ruffel wollte Herabfegung des Zolls 
auf eine fefte Abgabe von 8 Schilling, Chriftopher höhere Scalazölle, Billiers 
völlige Aufhebung. Da jedoch Feiner viefer Anträge eine Majorität befam, wurbe 
P.'s Anfhlag den 5. April im Unterhaus und den 29. April im Oberhaus an- 
genommen. Noch ehe die Korngefegfrage zur Entfheidung gelommen war, ſchlug 
P. die Aufhebung der Zölle auf einige unentbehrlihe Lebensbebürfnifie vor, Sa— 
men, Bauholz, Kupfer, Del, eingepödeltes Fleiſch, lebendes Vieh und verſchiedene 
abrifmaterialien, und um den Ausfall zu deden, eine allgemeine Einlommens- 
fteuer, die mit 150 Pfund Sterling beginnen und von jedem Pfund 7 Pence 
erheben follte. Die Einkommenſteuer ftieß auf Seiten der Whigs auf heftigen, 
jedoch ſchwach begründeten Wiverftand, auch außerhalb des Parlaments wurde eine 
Agitation gegen diefe bisher in England nur in Kriegszeiten erhobene neue Befteu- 
rung verfudt, aber ohne erheblihen Erfolg. Diefe Einktommenfteuer wurde mit 
einer Majoritöt von 130 im Unterhaufe und 71 im Oberhaufe angenommen und 
von der Königin beftätigt. Für den andern Theil des Borfchlages wußte P. be- 
fonders die großen Kaufleute und Fabrikanten zu gewinnen, die ihn um fo bereit- 
williger unterftügten, ba fie an den Kornzöllen gefehen hatten. daß es ihm Ernft 
damit fei, den Örundbefigern, den meiftens torpftifchen Landedelleuten, Opfer aufe 
zulegen. Die großen Kaufleute gewann er befonders durch fein offenes Bekenntniß 
zu den Grundſätzen des Freihandels. Er fagte in diefer Beziehung: „Ich weiß, 
daß Biele, welche entjchiedene Anhänger des Freihandels find, glauben mögen, 
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ich fet nicht weit genug gegangen. Ich glaube, daß über das allgemeine Princip 
bes Freihandels feine große Verſchiedenheit beftcht und daß Alle darin überein- 
flimmen, daß wir auf dem mwohlfeilften Markt einkaufen und auf dem theuerften 
verlaufen follten; aber ich glaube aud, wenn id eine größere Veränderung in 
ben Korngefegen vorfhlüge, würde id nur bie Nothftände des Landes vermehren 
und bie Aufregung vergrößern, weldhe bei jo wichtigen Interefjen eutſtanden ift.“ 

Bei der Herabjegung der Zölle ging P. von dem Grundfag aus, daß alle 
die Zölle, welche nur ven Verkehr erjchwerten, ohne das Stantseintommen zu 
vermehren, bis zu dem Maß berabgefegt werben müßten, weldes das Einſchmug— 
geln zu verhindern geeignet ift, und diejenigen, welde ven Yebensunterhalt und 
die Fabrikthätigkeit erfchwerten, wo möglih abgeihafft werden müßten. Für bie 
übrigen ſchlug er einen Durdfchnittsbetrag von 200/, vor. An Oppofition fehlte 
es nicht, der Intereffen waren fo mandherlei, bie in allen Artikeln Herabſetzung 
und Aufhebung der Zölle wünſchen ließen, nur mit Ausnahme eines beftimmten 
einen; aber ehe es zur eigentlichen Verhandlung kam, hatte B. unter den Kauf- 
leuten, bie unter der Whigpartei reichlich vertreten waren, fo viele Anhänger ge- 
wonnen, daß die Whigs beinahe Alle zu ihm übergingen. Seine Tarifanfäge 
wurben meiftens angenommen, von 1200 Artikeln, welche Zölle zahlten, wurden 
750 ermäßigt und am 28. Juni 1842 ging die Zollbill mit lautem Freudenruf 
im Unterhaufe dur und erhielt am 8. Juli im Oberhaus wenigftens eine Mehr- 
beit von 52 gegen 9. 

P. Hatte in der Hauptfache gefiegt und fonnte mit großer Befriedigung 
auf die Parlamentsfigung des Jahres 1842 zurüdbliden; er hatte die Ermäßigung 
der Kornzölle, die Herabfegung vieler anderer Zölle und endlich die Einführung 
ber fo ergiebigen Einkommenſteuer durchgeſetzt. Am Schluffe der Sigung wurde 
pie Politit des Meinifteriums von Palmerfton mit Humor kritifirt und die Tän- 
fhung geſchildert, welche die Anhänger des Schutzzolles von den Miniftern ihrer 
Bartei hatten erleben müffen. 

Diefe Sigung Hatte in das Syſtem des Schußzolles eine bedeutende Breſche 
gebrohen und die Agitation gegen die Korngefege war dadurch noch mehr ermuthigt 
worden. Hiezu kam auch, daß in Folge der ſich verfhlechternden Hanbels- und Yabrik- 
lage focialiftiihe Bewegungen entftanden und in der Bildung der Chartiftenpartei 
zu einer gefährlichen vemofratifchen Geftaltung gelangten. Die Tories beuteten dieſe 
Dinge zu heftigen Anklagen gegen P. aus, dem fie den Vorwurf machten, daß 
er durch feine Zugeftänpniffe dem Socialismus Vorſchub geleiftet und zu weiteren 
Forderungen ermutbigt habe. Sie verfuchten ihrerfeits eine mächtige Agitation zu 
organifiren, um den weiteren Konfequenzen ber Freihandelsgrundſätze Einhalt zu 
thun und bereiteten P. in feinen Reformplanen mande Schwierigkeiten, er ließ 
ſich jedoch nicht irre machen und fhritt feinen ehemaligen Parteigenoffen und an» 
dern Widerfahern zum Troß in der einmal eingefchlagenen Rihtung immer weiter 
vorwärts, wobei er die Genugthuung hatte, durch ein großes unerfchütterliches Ver— 
trauen des Bolfes ſich geftütt zu fehen. Mit Hülfe diefes Vertrauens gelang es 
ihm, im Parlamentsjahr 1844 eine Finanzreform von durdgreifender Bedeutung 
durdzuführen. Er unternahm es, die fhon im Jahre 1819 begonnene Regelung 
bes Berhältniffes des im Umlauf befindlichen PBapiergelves zu den vorhandenen 
Fonds vollends abzuſchließen. Die bloße Möglichkeit Papiergeld jederzeit gegen 
Metallgeld eintaufchen zu können, ſchien ihm feine genügende Garantie gegen das 
Uebermaß in Ausgabe von Papiergeld. Er glaubte, daß eine ſolche Sicherheit nur 
durch eine Einrichtung gewonnen werben könnte, welde verhinderte, daß der Be— 
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trag der auszugebenden Noten den Betrag der nationalen Sicherheiten und des 
im Umlauf befindlichen Metallgeldes überſchritte. Es war 1840 auf das Gutachten 
national⸗bkonomiſcher Autoritäten hin (der Herren Loyd und Norman) zu dieſem 
Zwed der Vorſchlag gemadt worden, das Recht, Papiergeld auszugeben auf eine 
einzige Korporation zu befhränfen und allen Landbanken das Recht der Noten- 
ausgabe zu nehmen. P. aber glaubte feinen Zwed erreichen zu fünnen, ohne für 
jest fo weit zu gehen. Allen, weldye vermalen Noten ausgaben, follte dies fernerhin 
geftattet bleiben, nur follte die Befugniß nicht weiter ausgedehnt werben. Am 6. 
Mai 1844 trug P. in einer breiftünbigen Rebe feine Vorſchläge und deren Be- 
grändung vor. Die Grundzüge feiner Auseinanderfegung und Dorfchläge find im 
Weſentlichen folgende: Peel glaubt ven Betrag der Geſammtſumme des in Eng— 
land und in dem engliſchen Handel umlaufenden Geldes auf etwa 30 Millionen 
Pfd. St. annehmen zu müſſen, davon rechnet er 22 Mill. auf den inlänvifchen 
Berfehr und von den entfpredhenden Noten etwa 14 auf die Bank von England 
und 8 auf die Landbanken; als Sicherheiten für vie 22 Milliinen glaubt er, 
könnten die englifhen Stods- und Schatzkammerſcheine genügen, da es unwahr— 
fheinlih wäre, daß für diefe je Metallgelv verlangt würde. Dagegen würde man 
für die übrigen 8 Millionen, welche dem auswärtigen Handel dienen, keine folde 
nationalen Bürgſchaften brauchen können, fondern Sicherheiten von allgemeiner 
Geltung, nämlich eine entſprechende Maffe Goldes haben müfjen, daher follte immer 
jo viel Gold vorräthig gehalten werden, als die Summe beträgt, um welche bie 
fämmtlihe Papier-Emiffion die 22 Millionen überfteigt, welche durch nationale 
Bürgſchaften gevedt find. Um diefes Gleichgewicht zu erhalten, follte die Bank 
verpflichtet fein, alles edle Metall, das man ihr bräcdte, gegen einen etwas ge— 
ringeren Preis, als den Münzwerth anzufaufen, fo daß das eingelieferte Gold 
reihlih durch einen gleichen Betrag Papier erjegt würde. Wenn aber Gold heraud- 
genommen würde, fo follte das dafür einkommende Papier vernichtet werben. Auf 
biefe Motivirung gründete P. folgende Vorſchläge: die Bank von England wird, 
um die Ueberfiht und Ordnung zu erleichtern, in zwei Abtheilungen getrennt, 
wovon bie eine nur die Ausgabe von Noten, die andere das eigentlihe Bankge— 
[häft zu beforgen bat und beide Abtheilungen follen gehalten fein, wöchentliche 
Rechenſchaftsberichte über ihren Gefchäftsbetrieb zu veröffentlichen. Der Betrag ver 
Sicherheiten, auf welde die Bank Noten auszugeben hat, melde auf Berlangen 
zahlbar find, darf nur innerhalb gewiffer durch das Gefeg beftimmter Grenzen 
vermehrt werben. Die Rate der jährlihen Bankzahlungen wird auf 180,000 Pfr. 
feftgefegt. Uebrigens foll die Bank im Falle einer Zunahme der Sicherheiten mei: 
tere Zahlungen machen dürfen bis zum Betrag des Netto-Gewinnes, ven biefe 
weiteren Sicherheiten gewähren. Diefe auf ein richtiges financielles Syftem ges 
ſtützten Vorſchläge auf den Rath anerkannter Nationalöfonomen entworfen, wurben 
mit allgemeiner Befriedigung aufgenommen. Man war froh, eine Löſung der Auf- 
gabe gefunden zu haben, ohne die Mifftände durchmachen zu müffen, welde ein 
Berbot der Notenausgabe der rechtlich beftehenven Landbanken herbeigeführt haben 
würde. Mit Freuden und beinahe einftinmig wurbe die Bill am 20. Mai im 
Unterhaus angenommen und erhielt am 19. Juli 1844 Gefegestraft. In demjelben 
Jahr wurde aud ein weiterer Schritt auf den Wegen des Freihandels gemacht, 
durch eine Bil zur Ermäßigung des Zuders und Zulafinng alles aus freier Ar» 
* gewonnenen Zuckers gegen einen Differentialzoll zu Gunſten der brittiſchen 
flanzer. 
Im folgenden Jahr erfuhr das Miniſterium P. eine wichtige Veränderung 
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durch den Austritt Gladſtones, eines der thätigften und intelligenteften Mitglieder 
der Regierung, namentlid eines eifrigen Vertheidigers der Rechte der Kirche. Er 
trat aus, wie man behauptete, weil er mit einigen weiteren Zugeſtändniſſen, welche 
BP. dem iriſchen Volle mahen wollte, nicht übereinftimmte. Gines dieſer Zuge 
ſtändniſſe war die fog. Maynooth-Bill, welche P. im April 1845 einbrachte. Es 
war biefe Bill eine bedeutende Erigenz von 26,360 Pfd. St. jährlih zur Staats- 
unterftägung bes Ffatholifhen Priefterfeminars zu Maynooth. Dieſes Kollegium 
war von der Regierung gegründet worden, um ben Stubirenden ver fatholifchen 
Theologie möglih zu machen, ihre Studien in Irland zu vollenden und ihnen ven 
Beſuch von auswärtigen Univerfitäten entbehrlich zu machen, wo fie häufig feind- 
felige Gefinnungen gegen das proteftantiihe Großbritannien einfogen. Dieſe For— 
beruug war zugleih die thatſächliche Erklärung einer verſöhnlichen Politik gegen 
Irland; wurde aber jowohl von ven Anhängern der Hochkirche, ald von den pro- 
teftantiichen Diffenters mit aller Macht befämpft, weil man in jeder derartigen 
Berwilligung eine Förderung ber römiſch-katholiſchen Lehre ſah und glaubte, es 
fei zugleih eine Einleitung zur Befoldung der Priefter auf Staatsfoften. Dagegen 
wurde das Minifterium nicht nur von den Katholiten, fondern au von den Whigs 
nnd Radikalen, welhe darin eine Anerkennung des Princips der bürgerlichen Gleich« 
beit der Konfeffionen fahen, lebhaft unterftügt. Selbft der foeben aus dem Mini- 
fterium ausgetretene Gladſtone erklärte feine Zuftimmung. So fam es, daß bie 
Maynooth- Bil mit ziemlid großer Majorität (mit 377 Stimmen gegen 184 im 
Unterhaus und 181 gegen 50 im Oberhaus) angenommen wurde, (16. Juni 1845) 
obgleich 5 Bilhöfe und 3 Laienpeers dagegen proteftirten, weil biefe Bill bie 
Mittel zur Aufrehthaltung religiöfen Irrthums und zum Widerftand gegen bie 
Reformation befhaffe und weil fie die Meinung begünftige, daß religiöfe Wahr- 
beiten eine gleihgültige Sache für den Staat feien. P. verlor dur diefe Bil 
das Zutrauen aller ftreng kirchlich Gefinnten, und jede Unterftügung des Mini- 
fteriums von dieſer Seite hörte feit Annahme der Maynooth-Bill völlig auf. In 
enger Berbindung mit der legtern war eine Bill, welde Graham am 9. Mai ein» 
brachte mit dem Antrag auf Errihtung von drei alademiſchen Kollegien für Irland, 
in welchen weltlihe Wiffenfchaften mit gänzliher Ausſchließung des theologiichen 
Elementes gelehrt werben follten. Auch diefer Vorſchlag wurde, weil er auf ber 
Borausjegung eines konfeffionslofen Staates beruhte, mit aller Macht bekämpft, 
und zwar nit nur von den Anhängern der englifhen Hochkirche, ſondern aud 
von den katholiſchen Bifhöfen Irlands, fowie von D’Connel, wurde aber dennod 
nad langen Verhandlungen in beiven Häufern angenommen. 

Die Hauptfahe und das Charakteriftifche in P.'s Verwaltung blieben aber 
doch die financiellen Reformen, die in ven legten Jahren feines Minifteriums zu 
einer tief eingreifenden grundſätzlichen Entfheidung gelangten. Mit ſehr gefpannter 
Erwartung ſah man bei Eröffnung des Parlaments im Frühjahr 1845 dem Finanz« 
beriht P.’s entgegen, die Erwartungen, die man hegte, wurben aber durch bie 
Borlagen, welche P. am 14. Februar machte, noch weit übertroffen. Nicht nur 
war feine einleitende Rebe eine treffliche, lichtuolle Auseinanderfegung der financiellen 
Lage, fondern feine Plane erfchienen auch Bielen als ein fehr großer glüdlicher 
Fortſchritt. Er konnte die erfreulihe Mittheilung machen, daß der durch die Ein- 
fommensfteuer und andere Berbefferungen gewonnene Ueberfhuß fih auf 5 Mil. 
Pfo. belaufe. Dennoch beantragte er die Erneuerung jener mit dem Jahr 1845 
abgelaufenen Steuer auf die nächſten vrei Jahre, um auf Heer und Flotte mehr 
verwenden und wieder eine Reihe wichtiger Zölle theils ganz abſchaffen, theils er⸗ 
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mäßigen zu können. Der in großartiger Weiſe wachſende Handelsverkehr erforderte 
einen ausgedehnten Schutz der Marine; im chineſiſchen und im ſtillen Meere, ſowie 
an der Küfte von Afrika ſollten neue Seeſtationen errichtet werben. Außerdem 
wollte P. vie noch beftehenden Ausfuhrzölle, worunter die auf Steinlohlen abge- 
ſchafft wiffen, der Zuderzoll follte fo weit ermäßigt werben, daß das Pfund um 
11/, Pfenning wohlfeiler würbe und von 813 Robftoffen für Fabriken follten 430 
gänzlih vom Zoll befreit werben, auch follte die hohe 200—300 Proc. betragende 
Aceiſe, die auf dem Glaſe laftete, ganz aufgehoben werben. Der Ausfall an Ein- 
künften, ber durch diefe Erleichterungen muthmaßlich entftehen mußte, wurbe auf 
338,000 Pf. St. berechnet und ſchon deßhalb mußte die Einkommensſteuer zu« 
nächft beibehalten werben. Außerdem hatte B. wohl ſchon damals die gänzliche 
Abſchaffung der Kornzölle ins Auge gefaßt. Den ftärfften Widerſtand fand bie 
Erneuerung der Eintommenfteuer. Man wollte dieſelbe nur als Kriegäfteuer für 
außerorbentlihe Zeiten gelten laffen und fürchtete ſich ſehr davor, fie durch Fort« 
dauer in Friedenszeiten zu einer ftändigen zu machen. Doch die Freihändler hatten 
fih ſchon mit derjelben befreundet, fie jahen in ihr das Mittel, vollftändigen Frei⸗ 
handel zu erlangen, und burd ihre Unterftügung befam bie Einfommenfteuer eine 
Majorität von 318 Stimmen gegen 208. Auch die neuen Zolltarife wurben in 
beiden Häufern angenommen. 

Indeffen befam die Korngefegfrage, die immer im Hinterhalt fauerte, einen 
bedeutenden Vorſchub durch das anhaltende Regenmetter, das fich im Sommer 1845 
einftellte, die Kartoffelfranfheit brachte und das Land mit großer Korntheuerung 
bedrohte. Die Freihandelspartei benügte die drohende Gefahr zu einer großartigen 
Agitation gegen die Korngefege, die Kaufleute in Mandefter organifirten einen 
weit verbreiteten Bund (League) gegen das ganze Monopolfyftem und fir ben 
Freihandel, e8 wurden Zeitfchriften gegründet, wandernde Freihandelsprebiger überall 
bin ausgefandt, und mit Enthufiasmus große Summen für die Zmwede der Agi- 
tation gezeichnet. Auf P. hatten die Freihandelsfreunde ihre Doffnung geſetzt, er 
war ihr Mann, von dem fie gefegliche Durchführung ihres Princips erwarteten. 
BP. lieh fih jedoh von der Agitation nicht mit fortreißen, er fegte berfelben, wie 
e8 feiner befonnenen Natur gemäß war, eine ruhige Beobachtung und Unterfuhung 
der Berhältnifje entgegen, aber er hatte für ſich längft die Ueberzeugung gewonnen, 
daß die Korngefege ſich nicht würben halten laffen. Die Erhebungen über die vor- 
handenen Getreidevorräthe, über die Kartoffelkrankheit lieferten das Ergebniß, daß 
man nicht ohne bebeutende Einfuhr fremden Getreives würde ausfommen können. 
Das Kabinet hielt Ende Dftobers und Anfangs Novembers wiederholte Be- 
rathungen. PB. ſchlug vor, durch Kabinetöbefehl eine temporäre Aufhebung der Korn- 
ölle zu verfügen und das Parlament einzuberufen. Aber nur drei von den Kollegen 
* im Kabinet ſtimmten ihm bei, Aberdeen, Graham und Sidney Herbert. Das 
Kabinet trennte ſich ohne Entſcheidung, es geſchah nichts, weder ein Befehl wurde 
erlafien nod eine Erklärung gegeben. Man konnte die Unthätigkeit, das GStill- 
fhweigen nicht begreifen. In diefer Zeit der Zögerung und Spannung erfchien 
ein Brief Lord Ruſſels aus Edinburgh an feine Wähler in der City von London, 
bdatirt vom 22. Nov., worin er erflärte, daß er feine frühere Anficht von ber 
Nothwendigkeit einer feiten Abgabe auf die Korneinfuhr aufgegeben und fi voll 
ftändig zu den Principien des Freihandels und ber League befehrt habe. Er be- 
Mage, daß das Minifterium in viefer Zeit der drohenden Gefahr feinen Schritt 
ur Abhülfe getan habe, er wolle feinen Theil Mitfhuld an dieſer Politik der 

thätigteit haben. Die Parteien müßten fich vereinigen, um einem Syſtem ein 
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Ende zu machen, welches fi als Urfache ver Krankheit des Handels, als BVer- 
berben der Landwirthſchaft, als Duelle feindfeliger Theilungen unter den verfchie- 
benen Ständen, ald Grund der Armuth, des Fiebers, der Sterblichkeit und des 
Verbrechens ausgewiejen habe. Seine Abficht war unverkennbar die, fi als Mann 
der Lage zu präfentiren, zu erflären, man möge ihn zum Minifter machen, er 
wolle die Korngejege aufheben. Kurz darauf, am 4. Dec. verfündete die Times : 
P. und ein Theil des Kabinets habe Yen Entſchluß gefaßt, die Korngefege aufzu- 
heben. Dfficielle Zeitungen beftritten diefe Nachricht und 3 Tage fpäter hieß es, 
das Minifterium habe fih aufgelöst, P. feine Entlaffung seingegeben, die Königin 
fie angenommen und Lord Ruffel beauftragt, feine Stelle auszufüllen. Ruffel er- 
dien am 10. Dec. in London, begab ſich alsbald zur Königin nad Osborne, 
um ihr feine Bereitwilligkeit zur Uebernahme des erhaltenen Auftrages zu erflären, 
aber feine politifchen Freunde zeigten nicht gleiche Bereitwilligkeit, fie berechneten, 
daß, wenn fie die Aufhebung der Kornzölle zur Rabinetsfrage machen wollten, fie 
im Parlament um 90—100 Stimmen in der Minorität fein würden, da fie nicht 
auf die Unterftägung des von ihnen verbrängten Robert P.'s würden rechnen 
nnen. Diefer hatte jedoch, als er von der Berufung Ruſſels hörte, einen offenen 
Drief an die Königin gejchrieben, worin er jedem Minifterium, das die Korngeſetze 
aufheben wollte, feine aufrichtige Unterftügung zufagte. Dies veränderte die Lage, 
aber ver Verſuch Ruſſels auf dieſe Ausficht hin ein Miniftertum zu bilden, ſchei⸗— 
terte an der Weigerung Lord Greys mit Lord Palmerfton in das Kabinet- einzu« 
treten, da er deſſen auswärtige Politit mißbilligte. Er fürchtete Lord Palmerſtons 
Talent, alle Lebensfragen und gefährlichen Streitpunfte fortwährend offen zu halten. 

Nun ließ ſich P. bewegen, (20. Dec. 1845) das Minifterium wieder zu über- 
nehmen und zwar diesmal mit der Aufgabe, die Aufhebung ver Korngefege zur 
Kabinetöfrage zu machen. | 

Einer der Hauptgegner dieſer Frage im bisherigen Minifterium, Lord Stanley, 
ſchied aus und Gladſtone trat an feine Stelle. Den 19. Jan. 1846 wurde das 
Parlament wieder eröffnet und die Königin ſprach fi in der Thronrede mit Be— 
frietigung über die bisherigen Zollerleichterungen aus und empfahl dem Parlament 
eine forgfältige Unterfuchung der noch beftehenden Zölle auf nothwendige Lebens- 
bedürfnifſe. 

Am 27. Januar legte P. feine neuen Vorſchläge über Herabſetzung ber ver- 
ſchiedenen Eingangszölle und insbefondere der Korngefege vor. Das Haus war 
gebrängt voll und unter den Zuhörern befand fih aud Prinz Albert, um durch 
feine Anweſenheit anzubenten, daß die Politik des Premierminifters feine und der 
Königin völlige Zuftimmung habe. P. erflärte, daß er keineswegs der Meinung 
fet, die Kornzölle follten plötzlich abgefhafft werden, fondern erft nach einem Ueber: 
gangsſtadium von drei Jahren, innerhalb welcher die Landwirthe ihre Einrichtungen 
darnad treffen könnten. Zunächſt follte das Getreide und Mehl, welches Erzeugniß 
britifher Kolonieen wäre, einen blos nominellen Zoll geben, das ausländifche Ge- 
treide follte 6i8 zum 1. Febr. 1849 nad einer ermäßigten Wanbelfcala verzollt 
werben, fo daß, wenn das Quarter Weizen in England 48 Schilling foftete vom 
ausländifchen Weizen 10 Sch. erhoben werben, bei 49 Sch. 9 Sch. Zoll bei 50 
Sch. 8 Sc. fofort bis bei 54 Sch. der Zoll auf einen Schilling als letzten uns 
veränderlihen Zollfag herabfänfe. Als Entſchädigung wurde ven Landwirthen Ueber» 
nahme der Lanpftraßen auf die Staatsfaffe, Veränderung des Geſetzes über die 
Anfälfigmahung, Unterftügung ver Pächter von Lehensgätern vermittelft Vor⸗ 
ſchüſſen aus der Staatskaſſe, Hebernahme der Prozeßkoſten wegen Betreibung der 
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Gemeindeumlagen, theilweiſe ärztliche Verpflegung der Gemeindearmen u. ſ. w. in 
Ausſicht geſtellt. 

Außerdem beantragte P. die Herabſetzung und Aufhebung einer Reihe anderer 
Zollſätze auf Rohſtoffe und Manufakturerzeugniſſe: Seidenwaaren, baumwollene 
und wollene Fabrikate ſollten herabgeſetzt, gröbere Artikel in dieſen Stoffen ganz 
befreit werben. Der Differentialzoll auf Zucker von freier Arbeit ſollte dedeutend 
ermäßigt, Branntwein foweit, daß ber Schmuggel damit nicht mehr beftehen könnte, 
lebende Thiere, Fleifh und Begetabilien follten ganz zollfrei fein. 

Diefen Vorſchlägen konnte der Minifter die Nahweifung von dem, Ergebnif 
früherer Ermäßigungen hinzufügen, denn es ftellte fi ein Ueberfhuß ver Ein- 
nahmen von 2,380,000 Pfd. heraus. 

Die Ausfihten auf Annahme dieſer neuen Vorſchläge waren fehr günftig. 
So heftiger Widerftand auch von Seiten der Proteftioniften und ftrengen Tories 
zu erwarten war, fo fam dem Minifter das unbebingte Vertrauen der Mittelkfafjen 
des Boltes entgegen, bie Prefie und die Agitation ver League hatten mächtig vor- 
gearbeitet. Die Debatte, die ſich am die erfte Leſung anfchloß, dauerte 12 Nächte, 
fie begann am 9. Febr. und endete erft am 27., an welhem eine Majorttät von 
337 Stimmen gegen 240 zu Gunften des Minifteriums fi ergab, 103 Redner 
48 für und 53 gegen den Antrag wurden gehört; am 16. Mai fand bie britte 
Abftimmung im Unterhaufe ftatt mit einer Majorität von 98 Stimmen für ben 
Antrag. Unter ven 329 Mitgliedern, welche für die Bil ftimmten, zählte man 
106 Konfervative, die ihrem alten Führer P. treu geblieben waren und 223 
Whigs und Radikale, während 222 alte Konfervative und 6 abgefonderte Stimmen 
gegen die Vorfchläge gerichtet waren. Im Haufe der Lords ſchwächte eine Erfiä- 
rung Lord Wellingtons den zu erwartenden Widerſtand, er fagte ben Lords ge- 
radezu, daß es für das Oberhaus beſſer fei, ven Gefegesentwurf anzunehmen, als 
fi denfelben vom Unterhaus und der Königin aufnöthigen zu laffen und fo fam 
es, daß die Bill bei der dritten Leſung ohne Abftimmung angenommen wurbe; am 
26. Juni erhielt fie Gefetzestraft. In der Debatte hatte P. die heftigften perjün- 
lichen Angriffe zu erfahren, man machte ihm den Vorwurf, daß er nicht nur eine 
große Unbeftändigfeit feiner Anfichten gezeigt, von den Grundſätzen feiner Partei 
abgefallen fei, fondern aud) das Vertrauen ber Partei, durd die er an das Ruder 
getommen, getäufht habe; feine alten Parteigenofjen, die ihren früheren Anfichten 
treu geblieben waren, meinten, er hätte, wenn er einmal feine Ueberzeugungen ge- 
ändert, als Minifter abtreten und nicht felbft eine Maßregel durchführen follen, 
die er früher befämpft hatte. Er aber erklärte, es jcheine ihm würbiger und pflicht- 
getreuer, einen Irrthum einzugeftehen und wieder gut zu madıen, als wider befjere 
Ueberzeugung dabei zu beharren; und feine ganze Haltung und Vertheidigung war 
fo würdig, daß bie ebleren Männer aller Parteien ihn von nun an mit neuen 
Empfindungen betrachteten und eine fittliche Begeifterung alter und neuer Freunde 
ihn für die Schmähungen alter Parteigenofen reichlich entſchädigte. Doc glaubte 
er fich mit feinem großen Siege in der Korngefegfrage begnügen und bie Erbitte- 
rung feiner Gegner nit noch mehr fteigern und die Whigpartei, welche ſich ſchon 
längft darnach fehnte, wieder ans Ruder zu kommen, nicht länger auf die Gebulds- 
probe fegen zu bürfen. Die Beranlaffung zum Rüdtritt gaben ihm die zur Auf« 
rehthaltung der Ruhe in Irland nöthig gewordenen Maßregeln. Die hinfterbende 
politifche Agitation war in Verf hmwörungen ver Bauern gegen ihre Gutsherren 
ausgeartet, gegen welche fie für frühere Bebrüdungen Rache nehmen wollten, und 
eine Menge Morbthaten, Plünderungen und Brandfliftungen verübten. Es wurde 
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nun von dem Grafen St.Germain im Oberhaufe ein Gefegesentwurf eingebracht, 
welder die Regierung ermächtigen follte, in jedem Diftrift, in welchem derartige 
Verbrechen verübt wurben, eine gehörige Anzahl Konftabler zu ſchicken, welche auf 
Koften des Diftrifts erhalten werden follten. Diefer Gefegesentwurf ging im Ober: 
haus ohne erheblichen Widerftand durch, fand aber im Unterhaus leivenfchaftlichen 
Widerſpruch und es war fihtlid, daß die Proteftioniften dieſe Gelegenheit ergreifen 
wollten, um das Minifterium zu ftürzen. Andererfeits wollte diefes fallen, die Mit- 
glieder erflärten, daß fie mit diefer Bill ftehen und fallen wollten und als fie 
wirkiih mit einer Majorität von 23 Stimmen verworfen wurde, kündigte P. am 
29. Juli feine Entlaffung an und hielt dazu eine glänzende Abſchiedsrede, die er 
mit folgenden Worten ſchloß: 

„Indem ih von der Gewalt abtrete, hinterlaffe ich einen vielgefhmähten 
Namen, ich fürchte bitteren Zabel von vielen ehrenwerthen Männern, melde ohne 
perfönlihe Beweggründe, einzig aus Gründen des äffentlihen Wohles beffagen, 
daß die Bande einer Partei zerriffen find, deren Vorhandenſein und Aufrechthals 
tung ein ſehr wirffames Mittel einer guten Regierung ift. Ich fürchte auch von anderen 
ehrenwerthen Männern, welche ohne perfünliches Interefe ven Grundſätzen des Schuß» 
zolles anhängen, weil fie diefen als nothwendig für das Gebeihen des Landes be— 
traten. Ich Hinterlafje einen von den Monopoliften, deren Motive minder ehren- 
haft find, verwünſchten Namen, aber mein Name wird auch mit Wohlwollen ge- 
nannt werben in den Wohnungen derjenigen, deren Roos in biefer Welt die Arbeit 
ift, und die ihr Brod im Schweiße ihres Angefichts effen, dieſe werden ſich meiner 
erinnern, fo oft fie ihre erfhöpfte Kraft durch reichlihe und umbefteuerte Nahrung 
wieberherftellen und die ihnen um fo füßer ſchmeckt, da fie nicht mehr von einem 
Gefühl der Ungerechtigkeit verbittert ifl." Das Scheiden P.'s von feinem Amte 
wurde in weiten Kreifen tief bebauert und beklagt. In der Sigung, in welcher er 
feinen Rüdtritt anfünbigte, gab ein Mitglied des Unterhaufes Mr. Hume ver all« 
gemeinen Stimmung Ausdrud in folgenden Worten: „Ich bin lange ein Gegner 
des fehr ehrenwerthen Baronets gewefen, aber ih muß dem Lande Glüd wünſchen, 
daß durch ihn eine große Maßregel zu einem erfolgreihen Abſchluß gebracht worden 
ift. Er bat dadurch der Anwendung des Kapitals und der Inbuftrie einen großen 
und weiten Spielraum eröffnet und verbient dafür mehr Anerfennung als irgend 
einer feiner Vorgänger im Amte. Ich bin gewiß, daß, wenn diefe Maßregel richtig 
ausgeführt wird, fie der civilifirten Welt die größten Wohlthaten gewähren wird. 
Ih bedaure deshalb, daß in dieſem Augenblid Verhältniffe ten Baronet nöthigen, 
von dem Ruder des Staates abzutreten, und bin überzeugt, daß fein Austritt aus 
dem Kabinet Duelle des Bebaurens für Millionen ift.“ Der radikale Abgeorbnete 
für London Mr. Wadley fagte: „Im diefem Augenblid ift Robert Peel der volks— 
thümlichſte Dann im Königreih; er ift geliebt, ja angebetet von den Maffen, 
welde glauben, daß fein Minifter vor ihm je folhe Opfer gebracht hat, wie er 
ihretwegen.“ 

P.'s Nachfolger im Amte ward nun Lord John Ruffel, und das Kabinet 
war wieber ganz aus Whigs zufammengefegt. P. nahm forthin im Parlament eine 
jehr angefehene Stellung ein, er war fein eigentlicher Parteiführer mehr, die Füh— 
rung der Konfervativen überließ er ven Lords Stanley und Bentind und Ben- 
jamin b’Israeli, aber er fammelte um ſich das Kleinere Häuflein einer liberal- 
ftonjervativen Mittelpartei, welche dem gemäßigten Yortfchritt huldigte 
und etwa 106 an der Zahl fi unbebingt an ihn anſchloſſen. Sein Wort hatte 
übrigens bei allen Parteien großes Gewicht, nit nur weil er eim bedeutender 
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durch die überzeugende Klarheit ſeiner Auseinanderſetzungen einflußreicher Redner 
war, ſondern auch weil er die Vorausſetzung uneigennägiger Beweggründe und 
unparteiifher Anfichten für fi hatte. Getreu feinen liberalen Grundfägen und 
feiner Ueberzeugung, daß das Staats- und Verkehrsleben allmälig von allen hem— 
menden Schranken befreit werden müſſe, unterftügte er das Minifterium bei innern 
Reformen namentlih in Aufrehthaltung und Weiterbildung des Freihandelſyſtems 
und ſchützte e8 mehrmals mit gutem Erfolg ge bie Angriffe der Proteftioniften. 
Eine Reihe von Fragen, die unter feinem Minifterium behandelt worden waren, 
famen auch unter feinem Nachfolger wieder zur Sprade, die Einfommentare, das 
Münz- und Bankfyftem, der Stand der Kolonieen, die Zuderzölle und die Unter- 
ſcheidung des aus freier und aus Sflavenarbeit erzeugten Zuders, bie irifche 
Zwangsbil u. A. Der neue Minifter des Innern George Grey ſah ſich durch die 
fortvauernden Unruhen und Morbthaten in Irland genöthigt, fhon im Nov. 1847 
eine ganz ähnliche Bill einzubringen, wie diejenige gewefen, über welder das 
Minifterium P. geftürzt war. P. unterftügte jest die Bill lebhaft nicht ohne An- 
jpielung auf die damals gegen ihn vereinigte Oppofition ter Whigs und Tories, 
und jet wurde die Maßregel mit großer Majorität angenommen. Eine ver wid. 
tigften Fragen, bei welcher P. feine religiöfe Toleranz und bie Konfequenz der 
Orundfäge, die er bei der Ratholitenemancipation an den Tag gelegt, zu bewähren 
Gelegenheit hatte, war die Judenemancipation, die am 11. Dec. 1847 aus Ber- 
anlafjung ver Wahl Rothſchilds zum Abgeorpneten der Stadt London angeregt 
wurde, P. unterftügte die minifterielle Bill für die Zulaffung der Juden im Par- 
lament am 7. Febr. 1848 in einer glänzenden Rebe, in welcher er erklärte, daß 
ihm mehr das Gefühl einer religiöfen Verpflichtung, als die politifhe Nöthigung 
bewege, feine Stimme dafür zu erheben. Eine ähnliche principielle Frage, wie bie 
über die Korngefege tauchte im Jahr 1848 auf, als es fih darum handelte, vie 
Schifffahrtsgefege Cromwells, welche England zur Seeherrſchaft verholfen hatten, 
und den engliihen Schiffen das Monopol für den Transport der im Ausland er⸗ 
zeugten und nah England oder nah den englifchen Kolonieen einzuführenvden 
Waaren fiherte, aufzuheben. Als der Hanvelsminifter Labouchdre am 15. Mai 
1848 eine Reform biefer Gefege vorgefhlagen hatte und im Parlament ein bef- 
tiger Kampf darüber entftand, war es P., der diefen Antrag auf Freigebung ber 
Konkurrenz eifrig bevorwortete und zum Gieg des minifteriellen Antrags viel bei- 
trug, der jedoch erft im folgenden Jahr, den 17. Juli zu vollftändiger Erledigung 
gelangte. Um viefelbe Zeit hatte die Proteftioniftenpartei einen töbtlihen Angriff 
auf das ihr wegen feiner freihändlerifhen Tendenz verhaßte Minifterium verjudt, 
durh den am 2. Juli eingebrachten Antrag Benjamin d’Israeli’s, den Zuftand ber 
Nation in Betracht zu ziehen. P. fprad mit großer Wärme für das Minifterium, 
gab vermittelft einer. Maffe ftatiftiihen Stoffes eine trefjlihe Apologie des Frei- 
handelsſyſtems und half den Miniftern eine Majorität von 140 Stimmen ge» 
winnen. 

P.8 lette parlamentarische That aber war eine ſcharfe Kritif der auswärtigen 
Politit Palmerftons, als diefer auf die Schuldklage zweier englifcher Unterthanen 
gegen die griechifhe Regierung ungemein harte Maßregel gegen legtere in Anwen- 
dung gebracht hatte. Diefe hatten im Oberhaus (Juni 1850) von Lorb Stanley 
heftigen Tadel erfahren und es war fogar ein Beſchluß durchgeſetzt worden, welcher 
die Politit Palmerftons gegen Griechenland verurtheilte. Um dieſen Schlag gegen 
das Minifterium zu pariren, beantragte nun im Unterhaus Roebud eine Erklä— 
rung: „Die auswärtige Politit Lord Palmerftons fei darauf berechnet gewejen, die 
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Ehre und Würde Englands aufrecht zu erhalten.“ Bei der Debatte über dieſen 
Antrag hielt nun P. den 28. Juni eine längere Rede, worin er bie ganze aus— 
mwärtige Bolitit Palmerftons durchnahm und mit dem Vorwurf gegen ihn ſchloß, daß 
er das Princip der Nichtintervention, für weldes bisher jeder englifhe Staatsmann 
von Bedeutung feit- ven legten 50 Jahren geftritten, verlegt und das entgegen- 
gefegte der Intervention befolgt habe. Diefe Rede P.'s machte großen Einprud, 
doch wurde der Antrag Roebuds mit 310 Stimmen gegen 264 angenommen, da 
bie Berwerfung desfelben den Sturz des Minifterinms herbeigeführt haben würde. 
Diefen hatte auch P. keineswegs beabfihtigt. Den Tag nad diefer Rede traf P. 
ein Unfall, deſſen Folgen feinem Leben ſchnell ein Ende machten. Auf einem Spa- 
zierritt, den er Abends nad gewohnter Weife machte, wurde er von bem fcheu 
geworbenen Pferde abgeworfen, ftürzte auf den Kopf und verlegte ſich fo bedeutend, 
daß er nad drei Tagen den 2. Juli ftarb. 

An den zwei folgenden Tagen wurbe im Unterhaus von Freunden und Geg- 
nern feiner gedacht, und feine ungemeinen Berbienfte in ben ftärfften Ausprüden 
gepriefen, 8 Tage Später beantragte Lord Ruſſel eine Adreſſe an die Königin mit 
der Bitte, in ver Weftminfterfirhe auf Staatskoften ein Denkmal für Robert P. 
errichten zu lafjen, was einftimmig angenommen und großartig ausgeführt wurbe. 
Außerdem find in etwa 50 Städten Großbritanniens Denkmäler für Robert P. 
errichtet worden. Er war nicht nur einer ber berühmteften, fondern aud wohl ber 
populärfte Minifter, den England je gehabt hat. 

Die ſtaatsmänniſche Bedeutung P.'s beruht, wie wir gefehen haben, im Ber- 
ſtändniß der focialen und vollswirthſchaftlichen Interefien und Bebürfniffe und in 
dem Gefchid, die dadurch bebingten und nothwendig geforderten Reformen im rechten 
Augenblid allmälig, in ächt liberal-fonfervativer Weiſe durchzuführen. Er war in 
der Erkenntniß des Richtigen und in Berfolgung feiner politifchen Ziele vielfach 
durch Parteivorurtheile gebunden, aber das Bartelinterefje und die Parteifonfeguenz 
machte ihn nicht blind gegen die Macht der Thatfachen und ftand ihm nicht über 
der wahren Staatsflugheit und Pflichttreue, die ihm gebot das zu thun, was er 
als für das allgemeine Wohl nothwendig und heilfam erkannte. Diefe politifcye 
Pflichttreue machte ihn auch unabhängig nad oben und unten, er geizte weder 
nad Hofgunſt noch nad Volksgunſt, er war und blieb Vertreter des Bürger- 
thums, der Mittelflaflen der Geſellſchaft, er verfchmähte für fih und feine Fa— 
milie eine höhere Rangflaffe anzuftreben und lehnte zweimal die ihm angetragene 
Peerswürbe und DVerfegung in das Oberhaus, fowie die Berleihung des Hofen- 
banborbens ab. 

Die für einen englifhen Staatsmann unentbehrlihe Kunft der Rebe fehlte 
ihm nicht, aber er war nicht gerabe, was man einen großen Rebner nennt, es 
fehlte ihm der oratoriihe Schwung, der Reichthum der Gedanken und Bilder, bie 
Kraft des Auspruds. Seine Stärke beftand darin, das, was er gerade im In- 
tereffe der Sache, die er vertrat, zu fagen hatte, Mar, geordnet und mit Wärme 
ber eigenen Meberzeugung barzulegen. Dabei hatte er die Gabe eleganten Aus- 
druds, er wußte wohl auch mitunter den belebenden Schmud der Phantafie, des 
Witzes und Humors anzubringen. 

Sein Aeußeres war nicht gerade imponirend, aber fein und männlich, feine 
Geſtalt ſchlank, etwas über Mittelgröße, fein Geſicht ausprudsvoll, feine Augen 
groß und offen, feine Nafe hervorſtehend, aber von feiner Bildung, fein Haar 
fpielte etwas ins Röthliche. 

Sein Familienleben wird als mufterhaft gerühmt, er war ven Seinigen 
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ein treuer, gewiffenhafter Gatte und Vater, feinen Freunden war er mit Zuver⸗ 
läßigfeit und Aufopferung zugethan. Neben feiner ftantsmännifhen Bildung beſaß 
er eine feltene allgemeine Bildung, er hatte ein lebendiges Intereſſe für viele 
Gebiete des Wiffens und namentlih für die Kunft, für melde er von feinem 
großen Vermögen edlen Gebraud machte. 
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Neben denen, welche nach Nordamerika im 17. Jahrhundert auswanderten, um 
auch dort edle Metalle zu ſuchen oder ſich durch Bearbeitung des Bodens zu ernäh— 
ren, finden fi andere, die dem religiöfen Zwang Europas entfliehen und für ihre 
verfolgten Glaubensbrüder Zufluchtsſtätten errichten wollten. So gründeten Katholi- 
fen Maryland, PBuritaner die Kolonien von Neu-England, und Duäfer ließen ſich feit 
1674 in Neu-Jerfey nieder. Schon an diefen legten Unternehmungen hatte Penn 
Theil genommen; bald aber faßte er einen größeren Plan, deſſen Durchführung vor« 
zugsweife feinen Namen im Andenken der Nachwelt erhalten Bat. 

Wilhelm Penn, geboren ven 14. Oft. 1644, war der Sohn des Admirals, wel- 
her Jamaika den englifhen Befigungen hinzugefügt hat. Auf der Univerfität Oxford 
warb er für die Lehren der Duäfer gewonnen, und obwohl ihn fein Vater durdy man- 
cherlei Mittel, fanfte und harte, zur Umkehr zu bewegen fuchte, ja Karl II. jelbft ihm 
freundliche Vorſtellungen machen ließ: fo blieb er body feiner Sekte treu, prebigte und 
vertheidigte ihre Lehren durch die Preſſe und ertrug geduldig wiederholte Berfolgungen 
und Gefängnißftrafen; nur reinigten ſich mit den Jahren die Anfichten, die er mit 
jugendlicher Tebhaftigkeit ergriffen, und feine Haltung wurde befonnener und weltklu⸗ 
ger. Eben hiervon zeugt die Art, wie er eine Forderung von 16,000 Pfund an ven 
Staat, die er von feinem Vater geerbt hatte, zu benugen wußte. Geld zu erhalten 
war ſehr ſchwierig; er fuchte deshalb um ein Gebiet in Nordamerika nad) und empfing 
am 4. März 1681 einen königlichen Freibrief, welcher ihn zum Erbeigenthümer eines 
großen, Pennfylvanien zu nennenden Landftrihs machte. Der einfahe Quäker ver- 
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wanbelte fi fo in einen Fürften,; aber das Recht der Geſetzgebu wirrde nach ziel & 
Seiten beſchränkt, erftlich durch die Verpflichtung, den Rath und bie Zuſtimmung der 
freien Männer der Provinz einzuholen, dann durch das Veto, welches ſich die Krone 
vorbehielt. Außerdem wurde dem Parlament ausdrücklich die Befugniß gewahrt, 
Steuern und Zölle aufzulegen, und bie Beobachtung der engliſchen Handelsanordnun⸗ 
gen geforbert; endlich follten Einwanderer, welde der Hochlirche angehörten, nicht 
beläftigt werben bürfen. 

Das verliehene Gebiet war damals nicht mehr frei von europäifhen Anfteblern; 
Schweden, Holländer und Briten hatten fi dort bereits niebergelaffen. Nun zogen 
noch im I. 1681 neue Einwanderer dahin. Im folgenden Jahre gab der Erbeigen- 
thümer eine Berfafjungsurkunde, worin er fid) und feinen Nachfolgern, wie er fagte, 
feine Macht ließ, „Unheil zu thun, damit nicht der Wille eines Einzelnen das Wohl 
des ganzen Landes verhinvern könnte”, Die Regierung übertrug P. an einen Rath 
von 72 Männern; diefe werben auf drei Jahre von dem Volke gewählt, und ein Drit- 
tel von ihnen fcheidet jährlih aus. Der Erbeigenthümer führt ven Vorfig und hat 
eine dreifache Stimme. Die Gefege, welche jener Rath vorſchlägt, müſſen befannt 
gemacht und dann einer Yanbesverfammlung, die anfangs aus den Urwählern, dann 
aus Abgeordneten befteht, zur Annahme oder Berwerfung vorgelegt werben. 

Noch in demfelben Jahre jegelten 23 Schiffe mit Auswanderern nad) dem neuen 
Lehnsfürftenthum; mit ihnen ging auch der Erbeigenthümer hinüber, um fein Befit- 
thum ſich anzufehen und bie Berfafjung ins Werk zu fegen. Er fand die Luft mild 
und rein, das Rand waſſerreich, fruchtbar und mit einer Fülle von Bögeln und Fiſchen 
gefegnet, kurz fo, „daß ein Abraham, Iſaak und Jakob damit fehr zufrieden gewefen 
fein würde". Als er am 4. December die erfte Yandesverfammlung eröffnete, fah er 
fi genöthigt, fogleih Abänderungen zu treffen; denn nicht die Urwähler waren ge— 
fommen, fondern aus jeder von den damaligen ſechs Grafſchaften zwölf Abgeordnete, 
zufammen gerade fo viel Mitglieder, als er urfprünglich für ven Rath beftimmt hatte, 
Der Wunſch der Anſiedler ging dahin, daß die Erfchienenen als Rath und Landesver⸗ 
fammlung dienen möchten; bemgemäß warb aus den 72 Vertretern ein Rath von 18 
ausgefondert und dieſe Zahl aud für die Folgezeit beibehalten; die Mitglieder des— 
felben follten 3 Jahre, doch fo, daß ein Drittel jährlich ausfcheidet, im Amte bleiben, 
die Landesverfammlung dagegen künftig nur aus 36 jährlich gewählten Abgeorbneten 
beftehen. Die Rechte des Gouverneurs erfuhren eine wichtige Erweiterung, indem 
derfelbe im Widerſpruch mit P.'s früher abgegebener Erklärung ftatt der dreifachen 
Stimme die Befugniß erhielt, zufammen mit vem Rathe Gefege vorzufchlagen, jo daß 
ohne feinen einzelnen Willen nichts mehr feftgefegt werben konnte. Werner warb ein 
Landrecht, das fogenannte große Geſetz, abgefaßt. Diefes übertrug die politifchen 
Rechte auf jeden Örundbefiger, ver Steuern zahlt und an Jeſum Chriftum glaubt; es 
verſprach außerdem Duldung und Religionsfreiheit allen denen, welde befennen, 
„daß der eine allmächtige und ewige Gott der Schöpfer, Erhalter und Regierer der Welt 
fei, und fi in ihrem Gewiſſen verbunden erachten, friebli und gerecht in ber Bürger- 
lichen Gefellfhaft zu Ieben” ; nur müßten fie fi des Sonntags aller Werkeltags- 
arbeit enthalten; auch wurbe, wenigftens anfangs, die zugefagte Duldung nicht auf 
die Katholiten ausgevehnt. Die Strafbeftimmungen waren im Ganzen fehr mild, da 
allein auf Mord ver Tod ftand; im Uebrigen bevrohten fie das Trinken von Oefund- 
heiten, Schaufpiele, Karten, Würfel, Masten und andere Erheiterungen mit entmu⸗ 
thigenden Strafen. 

Nachdem die Regierung eingerichtet war, eilte P. zu Lord Baltimore, dem Erb» 
eigenthümer von Maryland, um ſich mit dieſem über vie fühlichen Grenzen zu verftän- 
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bigen ; aber weber jet, noch bei einer zweiten Zufammentunft waren feine Bemühun- 
gen erfolgreich, und erft lange nach dem Tode beiver Männer wurben dieſe Streitig- 
feiten völlig gefhlichtet. Ferner ſchloß P. Verträge mit den Indianern, die in feiner 
Provinz wohnten. Er hatte fie ſchon früher in einem Briefe nicht als Heiden betrady- 
tet, wie es damals Sitte war, fonvern als Brüder angerevet, und er hehanbelte fie 
jetst auch fo. Da fie außerdem verhältnigmäßig gering an Zahl und friebliebender 
Art waren, fo einigte man ſich um fo leichter in freundſchaftlicher Weife, und aud in 
der Folgezeit blieb P. feiner großherzigen Politik gegen die Ureinwohner getreu. 

Im März 1683 trat in der neugegründeten Stabt „ver Bruberliebe”, Phila- 
belphia, am Zufammenfluß des Schuylfill und Delaware, die Legislatur wieder zu- 
fammen und nahm die Verfaffung an, welche nad) ven am Ende des vorigen Jahres 
vereinbarten Orundzügen ausgearbeitet worden war, fammt der Beftimmung, daß 
Aenderungen verfelben nur durd die Einwilligung des Erbeigenthümers und von 
ſechs Siebenteln der freien Männer der Provinz erfolgen fünnten. Außervem 
wurden jest und im folgenden Jahre vie verfchiedenen Gerichtshöfe eingefegt, bie 
Berwaltung der Gefellihaftsangelegenheiten georbnet und Abgaben zur Beftrei- 
tung der Koften aller diefer Einrichtungen ausgefchrieben. Die eigentliche Regie 
rung behielt ver Rath, dem P. bei feiner Abreife nah England (Sommer 1684) 
in Fbomas Lloyd, einem ber vornehmften Quäker, die ſich bier niedergelaſſen 
hatten, einen Präfiventen gab. Die Provinz zählte damals 7000 Einwohner in 
20 Ortſchaften. Mitglieder jener Sefte wanderten fortwährend ein, und zwar 
nicht blos aus dem Mutterland; auch aus Holland und Deutfhland famen Leute, 
bie einige Jahre früher von P. felbft, als er das Feftland von Europa bereiste, 
befehrt worden waren. Bon einem Theile derfelben wurde Germantown, bie deutſche 
Stadt, gegründet. 

P. hatte fi) bei feinem Unternehmen ber Unterftügung des Bruders Karla II. 
zu erfreuen gehabt. Der Herzog von York übertrug nit nur die Freundſchaft, 
die ihn mit dem Vater verbunden, auf den Sohn, welden derſelbe noch auf dem 
Todbett ihm and Herz gelegt, fondern er fühlte auch, ba er als Katholik felber 
einer verfolgten Kirche angehörte, mit den Duäfern, und fand außerdem an ihrem 
Grundfag, daß Widerftand gegen die Regierung unerlaubt fei, beſonderes Wohl- 
gefallen. Als er ven Thron beftiegen, bewahrte ſich PB. die Gunft des Königs; 
aber eben viefelbe ſchadete ihm auch nad ver Flucht Jakobs II., mit dem er bes 
ſchuldigt ward, einen verrätherifhen Briefwechſel geführt zu haben. Er wurde 
mehrmals feftgenommen, jevoh aus Mangel an Beweiſen wieber freigelaffen ; 
als ihm aber von neuem ein ſolches Schidfal drohte, fehlen es ihm das Befte, 
fih eine Zeitlang verborgen zu halten. Noch andere Anklagen hat Macaulay in 
feinem berühmten Werke gegen P. erhoben, aber damit vielfahen Widerſpruch 
hervorgerufen, und es ift in ber That wahrfcheinlih, daß eine Namensverwechſe— 
lung jenen großen Geſchichtsſchreiber irre geleitet hat. 

Der Verdacht, der auf PB. rubte, fowie die Befhuldigungen ver Unduldfam- 
feit gegen die Hodfirche, die wider die Duäfer in Pennfyloanien erhoben worben 
waren, führten dahin, daß ihn der geheime Rath des Königs der Regierung ber 
Provinz enthob. Nach einigen Jahren empfing er zwar feine Rechte zurüd, aber 
er wurbe feiner Herrfhaft nicht froh. In dem norbamerifanifhen Boden wollte 
das Lehnsfürftenthbum überhaupt wenig gebeihen, und bie fehr demofratifchen Ein- 
rihtungen Pennfylvaniens vertrugen ſich damit gar nicht. Bald nach der Abreife 
des Gründers nah England hatten fi) Streitigkeiten erhoben. Die Ranbesver- 
fammlung war mit ihrer untergeordneten Stellung nicht zufrieden und fuchte das 
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Recht des Geſetzvorſchlages, welches Gouverneur und Rath hatten, ebenfalls zu 
erlangen. Die Anſiedler befchulbigten ihren Grundherrn, ſich auf ihre Koften be- 
reichert zu haben, und wünſchten bes Erbzinfes ledig zu werben, während umge- 
kehrt P. klagte, daß er dieſe Gelver nicht empfing, daß feine Ausgaben für bie 
Einrihtung der Provinz feine Einnahmen um 5—6000 Pfund überftiegen hät- 
ten, daß bie Landesverfammlung nit einmal genug bewilligte, um die Koften der 
Verwaltung zu deden, daß er endlich die erlaffenen Gefege nicht zugefchidt erhielte. 
Die drei unteren Graffhaften am Delaware ftrebten nad Selbftftändigfeit aus 
Eiferfuht gegen die Herrfhaft der Duäfer, und unter biefen brachen religiöfe 
Ziwiftigleiten aus. Während der Suspenfion P.'s war feine Berfaffung gänzlich) 
mißachtet worden; aud nachdem er wieder in feine Herrſchaft eingefegt war, 
wollten die Koloniften von ihr nichts wiffen, und fein Stellvertreter ſah ſich ge- 
nöthigt, um Geld bewilligt zu erhalten, ber Landesverſammlung das Recht des 
Geſetzesvorſchlages zuzufihern. Diefe Uebereinfunft, die übrigens dem Erbeigen- 
thümer das Veto ließ, erkannte P. niht an. Als er nad fünfzehnjähriger Ab- 
wefenheit mit feiner Familie nad der Kolonie hinüberging, begannen bie früheren 
Streitigkeiten und verleiveten ihm feinen Plan, dort feinen dauernden Wohnſitz 
zu nehmen. Ex mußte die alte Verfafjung, die Duelle fo vieles Haders, aufheben 
und eine neue bewilligen (1701), welche für Pennfylvanien und Delaware bis 
zur Revolution in Kraft blieb und das Recht der Gefepgebung auf den Gouver- 
neur und bie Lantesverfammlung übertrug. Die Mitglieder der legteren wurden 
jährli gewählt, fie vertagten fih und traten wieder zufammenr nach ihren eigenen 
Beſchlüſſen, durften Gefege vorſchlagen und hatten „alle andern Befugniffe und 
Privilegien einer Landesverfammlung, gemäß den Nechten der freigeborenen eng» 
liſchen Unterthanen, und wie es herkömmlich ift in einer der Kolonien des Königs 
in Amerila.“ Damit war ber Grundgebanfe, von welchem P. anfangs ausgegan- 
gen war — Vorſchlag durch den Rath und Betätigung buch die Yanbesver- 
fammlung — für immer befeitigt. Auch die Einheit der Provinz fonnte P. nicht 
behaupten; er mußte ven drei unteren Grafſchaften, welche den heutigen Heinen 
Staat Delaware bilden, die Erlaubniß zu einer getrennten Verwaltung und be 
fonderen Landesverfammlung geben, Als er fi wieder entfernt Hatte, brachen 
immer neue Streitigkeiten aus über bie Perfönlickeiten der Gouverneure, die In- 
firuftionen, welche fie empfingen, das Beto des Erbeigenthümers und feine Pri— 
vatrechte, fo daß es endlich P. für beſſer erachtete, gegen eine Entſchädigung von 
12,000 Pfund und unter Vorbehalt feiner Privatredhte die Provinz an die Krone 
abzutreten. Ehe jedoch der Vertrag vollzogen waı, traf ihn ein Schlagfluß (1712). 
Er lebte zwar no bis zum 30. Juli 1718, war aber nit mehr fähig, fi 
den Geihäften zu widmen. Daher fam es, daß das Pehnsfürftenthum feinen Nach— 
fommen blieb, allein bie Streitigkeiten mit den Erbeigenthümern gingen weiter 
(f. den Art. Franklin), Die Pennſylvanier wollten ſich eben fo wenig durch eine 
jenfeit8 des Meeres wohnende Yamilie beſchränken laſſen, als nachher alle dieſe 
Kolonien durch das englifhe Parlament. Die Revolution hob die Rechte der Erb- 
eigenthümer ohne jede Entſchädigung auf; aber der Name des Staates erinnert 
an den wohlwollenden Stifter für alle Zeiten. 

literatur. Clarkson, Memoirs of the private and public life of W. 
Penn, 2 Bde. London 1813. — Bancroft, hist. of the Un. States from the dis- 
covery of the american continent, ®b. II. und II. — Hildreth, hist. of tbe 
Un. States, I. 2, €. Reimann. 
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Man ſollte erwarten, daß von wenig Staatsmännern des Alterthums das 
Leben und Wirken ſo wohl bezeugt ſei, wie von Perikles, da derſelbe viele Jahre 
hindurch an der Spitze einer Republik ſtand, deren Staatsleben ben höchſten 
Grad von Oeffentlichkeit beſaß und die zugleich ein Sitz allſeitiger Bildung war. 
Es konnte alſo weder an Material zu einer genauen Darſtellung des P. fehlen, 
noch an geſchickten Händen zu ihrer Ausführung. Er ſtand mit den beiden größ- 
ten Geſchichtſchreibern der Hellenen, wie wir vorausfegen bürfen, in perfönlicher 
Beziehung; aber Herodot (6, 131) deutet nur aufihn bin, ald den größten Mann 
feiner Zeit, und Thulyrives gibt zwar unfhägbares Material zur Würdigung ber 
peritleifhen Politik, aber fein Werk ift vorzugsweife dem allgemeinen Gange ber 
Kriegsbegebenheiten zugewendet und er ſetzt, was tie inneren Berhältniffe Athens 
betrifft, jo viel als befannt voraus, daß wir aud aus ihm über Leben und Stel- 
lung des P. nur fehr ungenügenve Nachrichten erhalten. Biographiſche Darftel- 
lung einzelner Perſönlichkeiten Iag außerhalb des Gefichtskreifes ver gleichzeitigen 
Hiftoriographie, und als fpäter Arbeiten diefer Art namentlih in ber peripateti= 
ſchen Schule gemacht wurden, fo geſchah dies von einem Parteiftanppunfte aus, 
welcher für eine gerechte Beurtheilung des P. am wenigften geeignet war, indem 
man ihn für das Unwefen ver Demokratie und das Unheil des Bürgerfriegs 
verantwortlih machte. Plutarh war nit der Mann, um aus ver Menge unlau— 
terer Ueberlieferungen, zu denen aud die hämiſchen Angriffe ver fomifchen Bühne 
gehörten, ein richtiges Charakterbild herzuftellen, und fo ift das einzige biogra— 
phifhe Denkmal, das uns von P. erhalten ift, wenn aud eine Fundgrube wich— 
tiger Nachrichten, do im Ganzen wenig mehr, als eine unkritifhe Zufammen- 
ftellung widerſprechender Urtheile und unzuverläßiger Anekdoten. So fommt es 
denn, daß wir den Wirkungen bes perifleifhen Geiftes zwar auf allen Gebieten 
bes öffentlihen Lebens begegnen, die Perfönlichkeit des großen Staatsmanns felbft 
aber, feine Lebensverhältniſſe und die ganze Gefchichte feines öffentlichen Wirkens 
nur in ſehr unvolltommerer Weife uns zu veranfhaulihen vermögen. Im Fol 
genden find bie wichtigften der uns überlieferten Thatfahen zufammengeftellt, aus 
denen wir uns ein Bild von P. entwerfen fünnen, wobei aber nicht zu vergeffen ift, 
daß eine vollftänvige Würdigung feines Lebens nur im Zufammenhange der grie- 
hifhen Geſchichte möglich ift. 

P. war ſchon durd feine Geburt zu einer hervorragenden Stellung berufen. 
Sein Vater Zanthippos, der Abkömmling eines pricfterlihen Adelsgeſchlechts, war 
der Sieger von Mykale; die Mutter Agarifte eine Nichte des großen Kleifthenes, 
des Alkmäoniden, welcher nadı Vertreibung der Pififtrativen den Berfaffungsftaat 
wieber eingerichtet hatte, In die Anabenzeit des P. fallen die großen Thaten des 
Themiftofles, und jene wunderbar rafhe Erhebung der von ven Perfern eingeäfcher- 
ten Stadt zu einer meerbeherrfchenden Großmacht hat auf Niemand einen tieferen 
und nahhaltigeren Eintrud gemaht als auf den Sohn des Xanthippos. Denn 
wenn Ariftoteles (Bolit. S. 141, 4 Belt.) bezeugt, daß die Athener in ihrem 
neu geftärkten Selbſtgefühle nady ven mediſchen Kriegen einen lebhaften Eifer für 
freiere und weitere Geiftesbildung empfanden, fo war viefer Bildungstrieb am 
lebhafteften bei P., welder mit feuriger Seele dem Studium der Philofophie 
fih hingab und durch den Umgang mit Sophiften und Philofophen ſich eine Ueber- 
legenheit des Geiftes aneignete, welde er als die Grundbedingung eines bauern- 
den Einfluffes auf die Bürgerfhaft von Athen erfannte. Er war aber weit ent« 
fernt, mit haftigem Ehrgeize nad ver erften Stelle im Staate zu ftreben; er hatte 
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wegen feiner Verwandtſchaft mit den Alkmäoniden, wegen feiner angeblichen Aehn⸗ 
lichkeit mit dem Tyrannen Piſiſtratos, wegen feiner ungemeinen Rednergaben und 
ber Herrſchergewalt feiner ganzen Perfönlichkeit mehr als alle Anderen von dem 
eiferfüchtigen Mißtrauen der Athener zu fürdten. Darum hielt er fi vorfichtig 
zurüd und war befliffen, auf der Flotte eine Schule des praftifhen Dienftes 
durchzumachen und unter Kimons Führung ſich zu einem Feldherrn auszubilden. 
Erft nad der Verbannung des Themiftolles und nad dem Tode des Ariftives 
(um 468) nahm ®. feine Stellung unter den öffentlichen Rebnern ein. Es 
bildete ſich nämlich um jene Zeit eine Partei gegen Kimon, eine Partei, 
welde vie lafonifirende Richtung dieſes Feldherrn mißbilligte und feinen auf 
Siegesruhm, Reichtum und Freigebigkeit beruhenden Einfluß zu untergraben 
fuchte, weil er der vollen Entfaltung ver attifhen Macht im Wege ftand. Ephial- 
te8 war der Vorkämpfer dieſer Partei, welche bie auswärtige Politit von ver 
Rüdfiht auf Sparta und im Inmern die Bürgerſchaft von jeder Bevormundung 
frei maden wollte. P. gehörte verfelben Partei an, nahm aber fürs Erfte eine 
mehr zumwartende Stellung ein, um fi nicht vor der Zeit abzunugen. Beide Par- 
teien ftanden ſich zum entfcheidenden Kampfe gegenüber, ald Sparta 463 Hülfe 
gegen feine aufftänbifchen Heloten in Anfprud nahm. Kimon fette es durch, daß 
man: Bundeshülfe fendete, aber die verletzende Art, mit welher Sparta ‚die Trup- 
pen heimſchidte, gab ver konfervativen Partei ven Todesftoß. Denn jet wurbe 
es ihren Gegnern leicht, die Auflündigung des Bundes (461), die Einfhränfung 
des Areopags (eines Raths der Alten, welcher bis dahin ein cenforifhes Auffichts« 
reht im Staate geübt hatte) und die Verbannung Kimons burdhzufegen. Nun war 
Athen eine vollendete Demokratie, deren Leitung allein von der Entſchließung 
der Dürgerfhaft abhängig war, und nad) aufen eine durhaus unabhängige Groß: 
macht, welde ven unausbleiblichen Anfeindungen gegenüber ihre Kräfte foncentri- 
ren und ihre Stellung ſichern mußte. Darum wurde ver Bunvesfhat von Delos 
nad Athen gebracht, auf dem Feftlande ein Sonverbund gegen Sparta geftiftet, 
dem Argos und Megara beitraten; im Kampfe gegen bie nortpeloponnefifchen 
Uferftaaten wurde Aeginas Selbſtändigkeit vernichtet und nady dem unglüdlihen 
Kampfe bei Tanagra durch den Sieg bei Oinophyta 456 auch eine Tontinentale 
Bundesherrſchaft begrüntet, welche Böctien, Phofis und Lokris umfaßte. Dann 
wurde die Macht Athens durch P. 454 auch im korinthiſchen Golfe feftge- 
ftellt, und in diefer Ausbehnung bei dem fünfjährigen Waffenftillftande anerkannt; 
Kimon vermittelte ihn, der auf Antrieb des P. aus ber Berbannung zurüd- 
berufen war, um zu einer Ausgleihung der beiden Grofftaaten feine hülfreiche 
Hand zu bieten. Nach Kimons Tode 449 traten neue Zwiftigfeiten ein; das ges 
waltfam vemofratifirte Böotien erhob ſich und das herbeieilende Heer des Tol- 
mibes wurde bei Roroneia 447 geſchlagen. Die ganze fontinentale Herrſchaft Athens 
war verloren und durch den Abfall von Euboia wie durch den Einmarſch eines 
ſpartaniſchen Heers tie Stadt felbft in die höchſte Noth gebracht. P. rettete 
fie durch kluge Verhandlung mit ven Spartanern und einen raſchen Kriegszug 
nad Euboia; ein dreißigjähriger Friede ward 445 geihloffen, in welhem von 
Neuem die beiden Großmächte ſich einander anerfannten in ihrem gegenfeitigen 
Beſitzſtande, wobei freilich Athen auf alle Kontinentalen Befigungen in Hellas 
verzichten mußte. Im Innern hatte fih damals die Kimonifhe Partei unter 
Thufydides, des Melefias Sohne, nen gefammelt; er trat als Haupt der Konfer- 
vativen gegen P. auf, indem er bie eigenmächtige Behandlung der Bundes— 
genofien, die Berjhwentung der Stantseinkünfte und die einfeitige Seepolitik an- 
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griff. Er beantragte gegen P. als einen ber bürgerlihen Gleichheit gefährlichen 
Mann das Scerbengeriht, wurde aber ſelbſt das Opfer besfelben; bie ganze 
Partei löste fi) auf und PB. war der unbedingt erfte Mann in Athen. 

Damit beginnt der zweite Abfchnitt feiner öffentlichen Thätigkeit von 444 
bis zu feinem Tode. Nachdem er 24 Jahre lang als Parteimann feine Ziele ver- 
folgt hatte, war er jet an feinem Ziele angelangt. Ohne daß die Verfaſſung 
verlegt wurde, beherrfchte er mit feinem Willen den ganzen Staat, fo daß biefer 
thatſächlich ein monarchiſch regierter wurde. Wie war dies aber möglich in einer 
Stadt, deren Bürgerfchaft ihre Souveränitätsrechte fo eiferfüchtig hütete und wo 
der Grundſatz galt, daß möglichſt alle Bürger abwechſelnd regieren und gehorden 
folten? Denn wenn er darauf beſchränkt gewefen wäre, als Vollsredner in jeder - 
einzelnen Bürgerverfammlung die Entſchließungen ber Bürgerſchaft zu leiten, fo 
hätte fein Einfluß unmöglich ein ftetiger und burdhgreifender fein können. Er 
wäre von den Beamten abhängig geweſen, welden vie Berufung und Auflöfung 
der Berfammlungen zuftand; er hätte die Verwaltung felbft, fowie die Leitung 
der auswärtigen Angelegenheiten nicht unmittelbar in feinen Händen gehabt. Er 
bedurfte alfo einer Amtsgewalt als Grundlage feines Einfluffes. 

Nun wurden freilich die Negierungsämter feit der Zeit bes Kleifthenes durch 
das Loos bejegt, zu dem alle Bürger ſich melven konnten, und das Loos hat den 
attiſchen Staat vor vielen übeln Folgen der Parteilämpfe und Wahlumtriebe be- 
wahrt, aber es würde venfelben zu Grunde gerichtet haben, wenn es unbebingt 
gegolten hätte. Die alten Athener waren weife genug, für gewiſſe befonvers verant- 
wortlihe Aemter die Wahl beizubehalten, und dieſe Wahlämter fliegen um fo 
mehr an Bedeutung, je mehr die Yoosämter daran einbüßten. P. verftand es 
nun, in dem Grabe der Bertrauensmann ber Bürgerfchaft zu werden, daß es für 
feinen Zwed feiner Aufhebung des Loofes beburfte (wie fie z. B. in Florenz 
erfolgte, um ben Mebiceern die Leitung des Staats zu verfhaffen). Er wurbe 
eine Reihe von Jahren hindurch dur Vollswahl in die erften Aemter des Staats 
berufen. Dies war zunähft das Amt der Strategie. Als Feldhauptmann ber 
Republif hatte er zwar neun Amtögenofien, aber er hatte durch das außerorbent- 
lihe Glüd, das ihn bei allen Unternehmungen begleitete, durch die feltene Ber- 
bindung von höchſter Befonnenheit und rüdfihtslofer Energie ein ſolches Ber- 
trauen gewonnen, daß die andern Stellen zu bloßen Ehrenämtern herabjanfen 
und er aud wohl ausdrücklich mit befonderen Vollmachten befleidet wurbe. Als 
Oberfeldherr hatte er zugleich die Beauffihtigung bed gefammten Kriegsmate- 
rials nnd aller Vertheidigungsmittel, ferner die Teitung der Berhandlungen mit an- 
deren Staaten, das Recht Bürgerverfammlungen zu berufen und unter befonbern 
Berhältniffen auch die Ueberwachung der Stadt, fo daß er, wenn es die Sicherheit ber- 
jelben verlangte, aud die Bürgerverfammlungen auflöfen und eine Zeitlang unter 
fagen fonnte, Als Oberfelvherr alfo war er in Wahrheit das Haupt des Staats 
und der Felbherrnhelm, mit dem fih P. varftellen ließ, bezeichnet die eigentliche Baſis, 
anf welder feine außerorbentlihe Macht beruht. 

Ein zweites Vertrauensamt von höchſter Bedeutung war das des oberften Fi⸗— 
nanzuorftehers, der gegen die Regel der Demokratie allein im Amte ftand und vier 
Jahre in vemfelben blieb. Er ftellte das Staatsbudget feft und hatte allein einen voll- 
ſtändigen Ueberblid über bie öffentlihen Yinanzen. Ohne Zweifel war auch dies Amt 
mehrfach in den Händen des P. oder in den Händen Golder, welche P. damit be- 
fleidet jehen wollte, Endlich gab e8 außerorbentlihe Aemter, die von der Bürgerfchaft 
eingejegt wurden, um gewiffe von ihr gefaßte Beihlüffe ausführen zu laffen. Ste 
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ertheilte zu dem Zwede Einzelnen ihrer Mitgliever ausgebehnte Vollmachten, ver- 
möge deren fie wichtige Bauten zum Schuge oder zum Schmud der Stadt auszufüh- 
ren, öffentliche Feſte zu leiten oder neu einzurichten hatten. Diefe Kommiffarien hat- 
ten befonders bei längeren Gefhäftsführungen einen fehr beveutenden Einfluß; große 
Summen gingen burd ihre Hände und eine Menge von Menfhen waren von ihnen 
abhängig. Zu folhen Gefhäftsführungen war nun PB. wiederholt und Jahre lang 
berufen, und wenn wir biefe dreifache Amtsgewalt in das Auge faflen, fo begreifen 
wir, wie P. es möglich machte, ohne die Verfaffung zu verlegen, über das ganze 
Stantswefen nad) innen und außen einen beherrſchenden Einfluß zu gewinnen. 

So viel über die Form, unter welder P. den Staat leitete. Was nun das Weſen 
feiner Politif, Ziel und Inhalt derfelben, betrifft, fo müfjen wir bie beiden Abſchnitte 
feiner vierzigjährigen öffentlichen Thätigfeit unterfcheiden, die Zeit, in welcher er fid 
feinen Einfluß allmählig aneignete, und die Zeit des vollen Machtbeſitzes feit 444. 

In den früheren Jahren mußte er, um vie Bürgerfhaft, als deren Bertrauend- 
mann er regieren wollte, von allen entgegen ſtehenden Einflüffen frei zu machen, ſich 
der Partei anſchließen, welche Kimon und den ſpartaniſch Gefinnten entgegen arbei- 
tete. Zu dieſem Zwecke vienten die Gelbvertheilungen aus den Ueberſchüſſen ver 
Stantstaffe, welche den Einfluß der reihen Bürger lähmten und den Führern ber 
Reformpartei Popularität verfhafiten. So wurben auf den Rath des Demonides 
unter Einfluß des P. vie Feſtſpenden oder Theorika eingeführt, weldhe ven Armen 
den Genuß der Schaufpiele an der Dionyſien verfchafften; es wurde ver Kriegerfolv 
eingeführt und dann aud ver Richterfold, der Sold für die VBollsverfammlungen und 
für die jährlich wechſelnden Mitglieder des Raths. Diefe Neuerungen ftanden mit 
den Grundſätzen ver älteren hellenifchen Staaten in ſchroffem Widerſpruche und fie 
find vorzugsweife zu herabfegenden Urtheilen über P. benugt worden. Wie nahe P. 
an den einzelnen Neuerungen diefer Art betheiligt war, läßt ſich nicht genau ermitteln, 
doch ift er von Zeitgenoffen und fpäteren Schriftftellern dafür verantwortlich gemacht 
worben, als trage er vorzugsweife die Schuld daran, daf die Athener gelvgierig, faul 
und gefhwägig geworben wären (Plat. Gorgias 515 E). Indeſſen muß man beben- 
ten, daß die Befoldung der Krieger bei der Madhtftellung Athens etwas durchaus 
Nothwendiges war; die Löhnung für öffentliche Dienfte im Frieden war aber eine 
Konſequenz des demokratifhen Princips; denn bie bürgerliche Gleichheit war in ber 
That nicht vorhanden, wenn die Armen durch Sorge für ihren Unterhalt von ver öf- 
fentligen Thätigfeit fern gehalten waren und dadurch der Gelegenheit entbehrten, eine 
praftifhe Kenntniß des ganzen Staatöwefens zu erlangen; aud muß man beven- 
fen, daß die Löhnung urfprünglih nur eine ſehr geringe Entſchädigung war, fo 
daß erft die in ber nachperifleifchen Zeit eingetretene Berbreifahung die Athener 
verleiten fonnte, ihr Hanbwerfsgeräth liegen zu laffen und ven Procefjen nachzu— 
laufen. Endlih war ver Mitgenuß an den öffentlihen Schaufpielen in Athen von 
folder Bedeutung für die allgemeine Bildung, daß darin auch die Einführung 
ver Feftgelver ihre Rechtfertigung findet. 

Indefien konnten einem Manne wie ®. die bebenflihen Folgen biefer 
Nenerungen und die Mifbräude, zu denen fie Beranlaffung geben mußten, un- 
möglich verborgen bleiben; fie waren aber nothwendig, um bie Macht bes Volls 
und der Volkspartei feft zu begründen, und fo wenig wir auch darüber unterrid- 
tet find, wie P. von feinem Standpunfte aus das Löhnungsweſen beurtheilte, fo 
können wir doch vorausfegen, daß er als Mitglied einer Partei Manchem beiftim- 
men mußte, was nicht durchaus feinen Anficyten und Abfichten entſprach. 

Darum war er auch ein anderer Mann, als er nad Berbannung bes 
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Thukydides und Auflöfung der fimonifhen Partei aufhörte Parteiführer zu fein; 
als er nicht mehr nöthig hatte, vemagogifhe Mittel anzuwenden, fondern nun bie 
Staatsleitung verwirkligen fonnte, auf die er von Jugend an mit raftlofer Ener- 
gie ſich vorgebilvet hatte. Er trat nur felten vor dem Bolfe auf, um das Boll 
gegen den Eindrud feiner Perfönlichkeit nicht abzuftumpfen; aber wenn er ſich als 
Redner zeigte, jo war er kein Schmeichler der Menge, ſondern ein ernfter Bera- 
ther, der den Wankelmuth und die Schwäden ver Bürger mit umerbittlicher 
Strenge rügte, fo daß das Volk vor ihm fi ſchämte. Er betete vor jever Rebe, 
daß er fein überflüffiges Wort fprechen möge. So fehr verfhmähte er allen rhe- 
torifhen Pug, und nur die Thatfachen felbft, wie er fie einfach darlegte, follten 
die Menge von der Richtigkeit feiner Anſichten überzeugen. 

Die Ideen feiner Politik waren nichts weniger als neu; fie waren nicht auf 
dem Wege der Theorie von ihm gefundene, fondern er wollte nichts Anderes, als 
daß Ahen den Beruf erfülle, ven es einer gefhichtlihen Nothwendigkeit zu Folge 
übernommen hatte. Durch Solon hatte Athen das Gepräge eines Staats empfan- 
gen, der aus der Reihe ver vielen griehifhen Kantonalftaaten herausgetreten war, 
um durch Entwidlung eines freien Bürgerthums, durch allfeitige Entfaltung belle» 
nifher Tugend und Züchtigkeit eine vorbilvliche Stellung in Anfprud zu nehmen. 
Dur feine Betheiligung am Aufftande der Jonier war es als ein Großſtaat des 
ägäiſchen Meeres aufgetreten; es hatte ven Sturm der Perferkriege heraufbefhwo- 
jodhe dann aber durch feinen Helvdenmuth das gefammte Vaterland vom Perſer⸗ 
ren, errettet. Zum Dante dafür wollten die Spartaner, welche aus eigennägiger 
Politit das widerftandsfühige Griehenland auf den Peloponnes eingefhräntt zu 
ſehen wünſchten, nicht zugeben, daß das zerftörte Athen als fefte Stadt wieber 
aufgebaut werde. Der dif und Entſchloſſenheit des Themiſtokles verbanften bie 
Athener ihre Mauern und damit die neue Örundlage eines felbftändigen Staats- 
lebens. Er war ber zweite Gründer der Stadt, ein Mann von unvergleidhlicher 
Befähigung, um durch rüdfichtslofe Energie Siege zu erringen und brohenden 
Gefahren zu begegnen, aber zu gewaltfam und eigenwillig, um in ruhigem Gange 
die Entwidiung des Staats weiter zu führen. Das that Ariftives, welder den 
Seebund orbnete, an deſſen Spite Athen von den Küftenftaaten berufen wurbe, 
welche in ihrer Vereinzelung ohnmächtig waren. Er gründete den Seebund, auf 
defien Leitung Sparta freiwillig verzichtete, mit Weisheit und tabellofer Gerech— 
tigkeit; Kimon befeftigte und erweiterte ihn durch feine Siege, welde Athen zum 
Herrfher des Meeres machten. Die Einheit Griechenlands beruhte nun auf dem 
Bunde zwifchen den beiden Grofftaaten, den Kimon auf alle Weife zu erhalten 
ſuchte. Er wollte die volle Größe Athens ohne mit Sparta zu breden, weil ein 
folder Bruch feine panhellenifche Gefinnung verlegte und weil er in dem An« 
ſchluſſe an Sparta ein Gegengewicht gegen die Ansartungen der Demokratie er- 
kannte. Aber die nothwendige Vorausfegung einer ſolchen großgriehifhen Politik 
war bie loyale Gefinnung von Seiten Sparta’s. Diefe war aber nicht vorhanden; 
der Bund wurde durch Sparta’s Schuld zerriffen und nun fiegte nothwendig bie 
Partei, welche wieder nad den Gefihtspunften des Themiftolles eine von allen 
hemmenden Rüdfichten freie, eine rein attifche Politit verlangte. Jetzt gab es in 
Griehenland Bund und Gegenbund; beide erfannten fi in einzelnen Verträgen 
nad ihren beftehenden Gebietsverhältniffen an, aber, je mehr alle Staaten nad 
und nad) in biefen Gegenfag herein gezogen wurden, um fo beutlider war es, 
baß es bei der fteigenden Eiferfucht Sparta’8 und feiner Verbündeten endlich zu 
einem Kriege kommen müſſe. 
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Auf diefen Fall Athen vorzubereiten war der erfte Geſichtspunkt der periffei- 
fen Politik. Zu dieſem Zwecke ſetzte er es dur, daß durch Vollendung der 
Verbindungsmauern Athen und Peiraieus zu einer, den Feinden unangreifbaren, 
Feſtung zuſammenwuchſen. Athen wurde wie eine Inſel angeſehen und ihre ganze 
Macht auf die Flotte gegründet, welche in einer Zahl von 300 Trieren ftets 
Ihlagfertig war und das Meer von Cypern bis zum ſchwarzen Meere wie ein 
attiſches Gewäſſer beherrfchte. Aus der Verbindung freier Bundesgenofjen war 
durd bie Verhältniſſe unvermeidlih eine Herrfhaft geworden, und fo fehr aud 
P. gegen jede Ueberbürdung und willfürliche Veläftigung der Bündner war, 
fo vertrat er doch mit Entſchiedenheit die Anficht, daß das Beſtehen des Bundes, 
das zur Sicherheit des Meeres unentbehrlih war, nicht von den Launen einiger 
Kleinftanten beliebig in Frage geftellt werden dürfe. Bon den noch autonomen 
Injelftsaten war Samos der einzige, welcher Athen gefährlich werben konnte. Die 
raſche Beendigung des famifchen Aufftandes (44'/,) war die glänzendfte Feldherrn⸗ 
that des P. und zugleich die Vollendung der unbedingten Seeherrihaft Athens. 
Um aber die Stadt, wie es nothwenbig war, in einer fteten Ariegsbereitfchaft zu 
erhalten, bedurfte es eines Schatzes, der aud für außerordentliche Fälle die nö- 
thigen Mittel: fofort gewährte. Der Grundftod desſelben war die nah Athen ver- 
legte Bundeslaſſe, welche dadurch zum attiſchen Staatsfchage wurbe, und P. hat 
nicht nur jene Verlegung, welche aus dem Vororte eines Bundes die Hauptftabt 
eines Reiches machte, vorzugsweiſe betrieben, fondern aud die Verwaltung desjel- 
ben georbnet und den Grundſatz aufgeftellt, daß Athen, wenn es nur feiner Ber: 
pflichtung gemäß den Schu des Meeres Fräftig übe, den Bündnern feine Re— 
chenſchaft über die Verwendung der Gelder fhuldig fei. Bis dahin waren nur 
Tyrannenſtaaten gelvreich gewefen, weil in ihnen Grundſteuern erhoben wurden, 
die Bürgerftaaten aber arm; Athen war der erfte Staat Griechenlands, wo bie 
Energie freier Bürger mit der Macht des Geldes verbunden war, und P. 
ift der Schöpfer viefes attifhen Freiftants. Die religiöfen Formen, unter denen 
bie Staatsgelder der Staatsgättin geheiligt wurben, fo wie bie genaue Kontrolle, 
welde in allen Gelvangelegenheiten geübt mwurbe, dienten dazu, Mißbräuchen vor- 
zubeugen, bie in einer Demokratie am leichteften eintreten konnten. 

Ein wichtiger Theil der perikleifhen Seepolitif war die Ausfendung von 
Kolonien. Dies waren erftens die fogenannten Kleruchien, d. 5. Anfleblungen at- 
tifher Bürger auf ſolchen Grundftüden, welde in den bundesgenöſſiſchen Orten 
zur Strafe ihres Abfalls eingezogen worden waren; zweitens Kolonien, welche in 
den Ländern der Barbaren angelegt wurden, namentlih in dem bolz- und metall» 
reihen Thracien; drittens Stadtgründungen, welche nicht dur attiſche Bürger als 
fein ausgeführt wurden, fondern fo, daß unter Leitung Athens fih Einwohner 
anderer griehifcher Staaten betheiligten; fo wurde an Stelle des zerftörten Sy— 
baris Thurioi gegründet und Amphipolis am Strymon, So bezeugte fih Athen 
als hellenifhe Großmacht, knüpfte neue Hanvelsverbindungen an, gewann in ben 
wichtigften Gegenden feſte Stügpunfte feiner Macht und verfhaffte feinen Armen 
Grundbeſitz. Wie fehr PB. darum zu thun war, then vor Uebervölferung und 
Proletariat zu behüten, bezeugt auch die von ihm veranlaßte Reinigung ber Bür- 
gerfhaft, indem er es durchſetzte, daß nach Wieverherftellung eines alten Geſetzes 
nur die als Vollbürger angefehen wurden, die von Bater- und Mutterjeite ver 
attifhen Bürgerſchaft angehörten. 

Sonft blieb Athen der gaftfreie Staat, wie er es zu feinem Heile ſtets gewe⸗ 
fen war; e8 wurde von Staatswegen nit nur Alles gethan, um bem überjeei« 
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chen Berkehr zu begünftigen, ſondern P. that auch perfünlich viel dafür, Athen 
zu einem Brennpunkte aller geiftigen Intereffen zu machen. So hat fih auf P.'s Ein- 
ladung der Syrakuſaner Kephalos mit feinem Haufe, in welchem vie ebelften 
Studien mit Liebe gepflegt wurben, nad When übergefievelt; es erwuchs ber 
Stadt ein befonderer Schmud aus der großen Anzahl beveutender Männer, welche 
als Schutzgenoſſen an ihrem Gemeinwefen Antheil nahmen. 

Wie nun P. perfönlic thätig war, um Athen zu einem Herde des geiftigen 
Lebens zu machen, darüber fehlen im Ginzelnen die Nahrichten. Wir wiffen aber, 
daß er mit ben bedeutendſten DVertretern der Philofophie, Anaragoras, Zenon, 
Protagoras in genauem Berfehre ftand; für vie Öffentliche Beredſamkeit war er 
felbft ein allen Zeitgenofjen vorleuchtendes Mufter; das Feftleben ver Athener, 
welches alle geiftigen Kräfte in Bewegung fette, in würbiger Welfe zu heben war 
er ſelbſt als Feſtordner thätig und von den großen Dramatifern feiner Zeit war 
Sophofles nit nur im Allgemeinen das volllommenfte Organ der perifleifchen 
Zeit, fondern auch ein dem Staatsmanne befreundeter Dichter. Am beutlichften 
aber erkennen wir P. ald den Mittelpunft aller höheren Beftrebungen in Athen, 
wenn wir die bildende Kunft ins Auge faffen. Hier wollte er nicht, wie feine 
Gegner ihm vorwarfen, in eitler Berfhwenvung die Stadt aufpugen, ſondern 
dur großartige Mittel, wie fie nur den Athenern zu Gebote ftanden, in Ber: 
bindung mit einer einfihtigen Oberleitung der hellenifchen Kunft, die in den man- 
nigfaltigften Schulen ihre Lehrjahre durchgemacht hatte, Gelegenheit geben, ihre 
Meifterwerfe auszuführen. Durch die Ueberſchüſſe der Staatseinkünfte war er im 
Stande, ohne Befteuerung der Bürger und ohne Bernadhläffigung anderer Zweige 
des öffentlichen Lebens ein großartiges Zufammenwirfen aller Künfte zu veranlaf- 
fen, wie es in der Geſchichte ohne Gleichen ift; mit Hülfe feines großen Freun- 
des Pheidias brachte er e8 dahin, daß alle Hellenen Athen als die hohe Schule 
alles deſſen, wodurch fi ihr Bolt am meiften von ven Barbaren unterſchied, 
anerkennen mußten; es war bie geiftige Hauptftabt von Hellas, in ber ſich Jeder 
um fo mehr zu Haufe fühlen mußte, ein je gebilveterer Hellene er war; bie 
unterthänigen Stäbte follten einer Stadt, die in folder Weife ihre hegemonifche 
Stellung geltend zu maden wußte, um fo lieber gehorchen; die eigenen Bürger 
um fo bingebenver und felbftlofer fte lieben. Die Kunft war eine religiöfe Kunft, 
welde in ber Zeit des Zweifeld und fophiftifhen Dünkels die alten Ueberliefe— 
rungen ftügen jollte, und zugleich diente fie, ohne ihrer Ivealität etwas zu vergeben, 
den praktiſchen Staatdzmeden. Der Parthenon war das Staatsfhaghaus und im 
Goldmantel der Parthenos war ein Theil des Staatsfhates angelegt, um nur im 
äußerften Notbfalle angegriffen zu werben; bie Kunftwerfe waren zugleih unver- 
gänglihe Denkmäler der von Hellenen über Barbaren erfochtenen Siege, fie wa- 
ren felbft eine ideale Darftellung des attiſchen Volkslebens. 

P. war dadurd vor Allen würdig, die Athener zu beherrſchen, weil er fi 
felbft in vollfommener Weife beherrſchte. Er Iebte als ſchlichter Privatmann, unab- 
läfftg mit den öffentlihen Angelegenheiten bejhäftigt, ein fparfamer, faft farger 
Haushalter, immer ernft und gefammelt; ein Vorbild unermüblicher Arbeitskraft. 
Seine Erholung war die Unterhaltung mit feinen philofophifchen Freunden und 
die Berbindung mit Aspaſia, vie ihm nad Auflöfung feiner erften Ehe ein häus- 
liches Glück bereitete. Aber trotzdem, daß ihm feine Stellung nichts als Arbeit 
und Mühe einbrachte, entging er der Mißgunſt und ihren Anfeindungen nicht. 
Die Ariftofraten haften ihn als den durd die Maffe Herrſchenden, die Demokra⸗ 
ten als den, welder die Grundſätze der Verfaſſung thatfächli aufgehoben habe. 
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Die komifhe Bühne verfpottete ven „Zeus Olympios“ und die „neuen Pififtra- 
tiven“, wie fie ihn mit feiner Umgebung nannte. Dann ging man zu ernften 
Angriffen über, welche ſich zuerft gegen diejenigen richteten, die man für bie 
Hauptoertreter perikleifcher Politik hielt, gegen Pheivias, Anaragoras und Aspafia. 
Bergeubung des Staatsguts, Begünftigung der Freigeifterei und Abweihung von 
dem väterlihen Herfommen — das waren die Anflagen, die von den zu biejem 
Zwede verbundenen Spredern der Reaktion und ber verfaffungseifrigen Demo» 
kratie erhoben wurden. Pheidias farb 432 im Gefängniffe und ver greife Ana- 
ragoras mußte Athen verlaffen. Dann richteten ſich die Angriffe auf die Perfon 
des P. und feine Stellung wurde immer gefährbeter. 

In diefe Zeit der Gährung trafen nun die auswärtigen Begebenheiten, welche 
einen nahen Kriegsausbrud ald unvermeidlich erkennen ließen. Korinth, durch den 
Anflug von Kerkyra an Athen in feiner Eriftenz bedroht, und gleichzeitig in 
feiner Kolonie Potidaia gefährdet, beste Sparta und feine Bundesgenofjen zum 
Kriege; in Sparta gewann die Kriegspartei die Oberhand und ohne daß ven Athe- 
nern ein Bruch der Verträge nachgewieſen werben fonnte, wurbe ihnen eine Reihe 
von Zumuthungen geftellt, deren Abweiſung von den Peloponnefiern als Zeichen 
zum Kriege betrachtet werben follte. Dazu gehörte die Ausweifung der Alkmäoni« 
den, zu denen P. gehörte, die Wieverherftellung der Selbftändigkeit von Aegina 
und die Aufhebung der Grenziperre gegen Megara. P. wies alle ungeredhtfertigten 
Forderungen ruhig zurüd; er zeigte, daß Athen auf keinen Fall duch feige Zu- 
geſtändniſſe freiwillig von feiner Höhe herunter fteigen dürfe. Athen konnte unter 
feinen günftigeren Berhältniffen den Kampf aufnehmen; es war in vollftändiger 
Kriegabereitfchaft, die Friedenswerfe waren vollendet; die fteigende Gährung in ber 
Bürgerſchaft konnte durch einen gerechten Bertheidigungstrieg am beften abgeleitet 
werben. Der perifleifhe Kriegsplan bewährte fi volllommen. Athen war unan« 
greifbar und konnte fi für die Verwüſtung feiner Ländereien tur Flottenzüge 
rähen. Da brad im zweiten Kriegsjahre die Peft aus. Die in den ftäbtifchen 
Mauern zufammengebrängte Bevölkerung litt fürchterlih; der Unmuth der Ver— 
zweifelung wenbete fi gegen P., der mit unbefchränkter Oberfeldherrumacht den 
Staat beherrſchte und in der belagerten Stabt alle Bolfsverfammlungen verbot. 
Dennoh gelang es feinen Feinden 430 feine Wiedererwählung zu verhindern und 
feine Berurtheilung zu einer Geldbuße wurde durchgeſetzt. Über man fühlte, daß 
es ohne ihn nicht ging. Er wurde in bemfelben Jahre wieder an die Spitze bes 
Staats berufen, aber nad kurzer Amtsführung erlag er felbft der Krankheit, vie 
Athens Blüthe gefnidt hat (429). 

P.8 Größe befteht darin, daß er die ivealften Zwede der Staatskunſt mit 
praltiſcher Klarheit verfolgte, von dem edelften Patriotismus bejeelt, ohne alle 
niedrigen Zwede des Eigennutzes. In einem Freiftante herrfchte er, ohne Ver— 
legung ber Gefege, kraft der höhern Weisheit und Bildung, die ihm zu Gebote 
ftand, mit unumfchränktter Macht, indem er durch feine Reden vie edelſten Rich— 
tungen in der Bürgerſchaft ftärfte und bie Athener über ſich ſelbſt erhob. Eine 
politifche Einigung der Hellenen zu verwirklichen war unmöglid, aber er machte 
Ahen zu einem Hellas in Hellas und das, was Athen ihm verdankt, ift zu allen 
Zeiten fein befter Befig geblieben. Er hat die Entwidelung Athens zu ihrem Höhe- 
punkte geführt. Daß ein jäher Sturz darauf folgte, dafür ift P. nicht verantwort« 
lih zu maden. Ein Bürgerftaat, wie Athen, der ein weites Reid zu regieren 
hatte, konnte nur durch das perfönliche Regiment eines Bertrauendmannes ber 
Bürgerſchaft glücklich geleitet werden. Bon einer folhen Stantsleitung hat P. das 
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großartigfte Beifpiel gegeben. Die Sorge darum, wer nach ihm in gleicher Weife 
den Staat weiter zu lenken im Stande fein würde, konnte ihm nicht fremd blei- 
ben, aber fie durfte ihn nicht abhalten, feinerfeits zu thun, was in feinen Kräf- 
ten ftand, Er konnte nicht ahnen, daß am Ende feines Tagewerks die Peft in 
folder Weife die beften Männer Athens hinraffen und die Entartung ber Bür- 
gerichaft fo ſehr beſchleunigen würde. Ein auf fo fünftlihen Grundlagen gebauter 
Staat, wie Athen war, konnte nur durch die höchſte Befonnenheit erhalten und 
burh den Willen eines Staatsmanns von Überlegener Größe glüdlich gelenkt 
werben. Athen hielt fih auh ohne P., fo lange es nur feiner Politik treu 
blieb; es büßte feine Macht ein, fowie es den Grundſatz weiſer Selbſtbeſchrän— 
fung aufgab und fi in die Bahnen einer mahlojen Eroberungspolitif hereinziehen 
ließ. So fchnell aber aud die Größe Athens zuſammenbrach, fo ift dennoch bie 
Wirkſamkeit des P. von unvergängliher Bebentung geblieben; denn ihm verbanft 
feine Baterftabt vorzugsweife alle Hulvigungen und Wohlthaten, die ihr nach Ein» 
buße ihrer Macht von ven philhellenifhen Fürften des Dftens und Weftens zu 
Theil geworben ift, ihr ven Glanz und Zauber, der noch heute auf dem Namen 
Athen ruht. Gurtins. 


Perſien und die Perſer. 


Das Tafelland, was ſich nah Weften von den höchſten Gebirgsmaffen ver 
Erde, den gewaltigen, das rauhe Mittelafien vom heißen Süden Indiens tren- 
nenden Länderſcheiden des Himalaya und des Hinbufuhb bis zu den armenifchen 
und kurdiſchen Gebirgsländern erftredt und aus Wüften und Meeren empor 
gleihfam einen hohen Damm vom eigentlihen Afien zu dem Vorhof vesfelben, 
Kleinafien, und fomit zu dem Berührungspunft der drei alten Kontinente, bildet, 
ift feit nachweisbaren Zeiten immer Iran (Aria, Ariana, Eriene) genannt worden. 
In der Geftalt eines verſchobenen Vierecks erftredt es fi in einer mittleren Höhe 
von 2500—4000° zwiſchen den kaspiſchen und arabifhen Ebenen und dem 
indifhen Meer und perfifhen Golf von den Indus- bis zu den Zigrisebenen, 
auf allen Seiten von fteilen Gebirgen umfchloffen, die im Norboften und Süden 
gegen Tiefland oder Meere fallen und nur im Weften in den armenifchen und 
Heinafiatifhen Gebirgszügen ſich fortfegen, aber auch auf dieſer Seite von ben 
Baktiariketten über das Gebirge Zagros bis hinauf zum hohen Schneegipfel des 
groben Ararat einen natürliden Borwall bilden. Iran wird umgrenzt von ben 

andjhaften ver Himmelsgebirge, Indien, dem inbifhen Meer und dem tief ein- 

ſchneidenden perfifhen Golf, Norbarabien, Kleinafien, den kaufafiihen Ländern, 
dem kaspiſchen Meer und den Ebenen Turans. Gegen Norven fcheivet e8 vom 
legtgenannten Länverftrih der vom Hindukuh fi abzweigende Gebirgszug des 
Paropamifus, des nörblihen Taurus- und des vom GSchneegipfel des 13,800' 
hoben Demawend überragten Elburzgebirges. Bon hier fegen die Bergzüge gegen 
Weſten in die Alpenlandſchaften Wjerbivjans und Armeniens hinüber, wo ber 
16,000° hohe Ararat emporragt. In den Zagros- und Iuriftanifhen Gebirgen 
fteigt diefes weſtliche Scheivegebirge ſüdwärts durch die Ehufiftanifchen und baftia- 
riſchen Felfenketten zum perfiihen Golf. Im Süden begrenzen es bier, fteil gegen 
die See fallend, die Gebirge Farfiftans, Kermans und Mekrans. Im Often find 
es die Tafelgebirge Beludihiftens, die in die Salamonfetten und fomit wieder in 
das mittelafiatifhe Hochgebirge hinüberführen. 

Perfien Hat das Klima eines hohen Tafellandes, Trodenheit der Luft, große, 
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ſcharf wechſelnde Hige und Kälte. Bon diefem allgemeinen Charakter find nur ber 
nördliche kaspiſche und ver ſüdliche, fonnverbrannte, wüftenartige Küſtenſtrich aus- 
genommen, der ſich in bie Ebenen ber Tigrismündungen von Indien her hinein- 
zieht. Er hat, am Fuße der häufig mit Schnee bevedten Berge, nur eine Breite 
von 2—6 Meilen. Daft oder Daftiftan oder Germafir, das Ziefland, genannt, 
bat mit feinen Dattelpalmen ven Charakter Arabiens. Der nördliche, vom Elburz 
zur faspifhen See abfallende Landftrih Ghilans und Mafenderans hat ein feucht 
tropifches Klima. Die Meerluft, die fi bier an den eifigen Höhen des Elburz 
ſtößt und in feinen tiefern walbbevedten Höhen fängt, überfüllt die Luft mit 
Feuchtigkeit. Daher das üppigfte Gedeihen der Pflanzenwelt. Strom um Strom 
flürzt in zwar furzem, aber daher um fo reißenderem Laufe ins Meer. Das 
Nieverland ift voll von Sümpfen. Reisfelver auf den naſſen Feldern, Zuderrohr- 
Pflanzungen, an ber Küfte Rohrwälder, an den Höhen bis hinauf zu den Kuppen 
bite Urwälder bilden mit einer Fülle vegetativen und animalifchen Lebens einen 
Gegenſatz zu dem trodnen baumlofen Hochland, mehr noch zu dem bürren, in Gluth- 
bige verſchmachtenden Daftiftan des ſüdlichen Meeres. Die höheren Tafellanpftreden 
wie die Gebirge haben natürlich das kalte Klima, das ihrer Höhe gemäß ift. Der 
Schnee liegt dort viele Monate lang. Das Hauptland in feiner weiteren Aus- 
dehnung ift wie gefagt troden, hat im Sommer große Hige, im Winter ziemlich 
häufig Schnee; in feinen Wüften namentlich ift es nicht felten heftigen, eifigen, 
Gluth- oder Sandftürmen ausgefegt. Der Sommer hat wenig oder feinen Regen. 
Der Hare blaue Himmel ift, man kann fagen, Iran eigenthümlich. 

Was den öftlihen Theil des iranischen Hochlandes betrifft, verweilen wir auf 
ben Artifel Afghaniftan und Belubfchiften. 

Der weftlihe Theil desfelben ift das im engern Sinne fogenannte Perfien. 

Perfin mit den ſchon genannten Grenzen, nur mit dem Unterſchiede der 
jeßigen Oftgrenzen gegen Afghaniftan und Beludſchiſtan hat ungefähr einen Flächen- 
inhalt von 22,000 Duabratmeilen. Es Liegt zwifchen dem 399 und dem 26 © 
nördliher Breite und dem 599 und 800 öftlicher Länge. Die Einwohnerzahl ift 
fo wenig genau wie der Flächeninhalt anzugeben. Die meiften Schägungen kommen 
in einer Annahme von 10 Millionen überein, 

Bedeutende Ylüffe, wenn man nicht den Tigris noch hinzurechnen will, befigt 
e8 nicht. Der Lauf der meiften Ströme, die in das indiſche Meer oder in bie 
faspifche See fallen, ift kurz und nur auf unbebeutenden Streden für die Schifffahrt 
geeignet. Außer dem Stromgebiet des Urmiahſees in Aferbivjan hat es im Innern 
verfchiebene größere und Meinere Flüffe, die jevody meiftens in den Sanddünen ber 
Wüften bes Innern oder des Norden verlaufen, ohne zu einem größeren Wafler- 
gebiete zu gelangen. Zu nennen find hier im Often ver in den Zahre- oder Zerrahſee 
ftrömende Helmind oder Heermund und der Furrahrud; im Norden ber Herirud, 
Murghab und Tejend, die freilih alle nur bedingter Weife zum jeigen foge- 
nannten Perfien gehören [biefe Ströme find auf den Karten ſehr verſchieden an« 
gegeben). In vie faspifhe See von Dften kommend firömen der Attreck und 
Gurgan; aus ven kurbiftanifchen Gebirgen der Kizil-Ozan und ganz im Norben, 
häufig die Grenze gegen die kaukaſiſchen Länder bildend, der Aras oder Arares. 
Der Urmiahſee in Aſerbidjan nimmt mehrere Heinere Ströme, darunter den Jagatty 
auf. In das Stromgebiet des Tigris fallen der Karafju und Karun. Die Südküſte 
bat nur kurze, von den Bergen in vie daran liegende See ftürzende Ströme ohne 
größeres Stromgebiet, die häufig nur großen Rinnfalen für das Regen- und Schnee 
waſſer des Hochlandes gleichen. 
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Der größte Theil des Landes ift flaches, von Langthälern und bürren Berg- 
fetten zerrifienes Tafelland, aus dem bie ſchon genannten und andere Gebirge ſich 
erheben. Zuweilen find die Thäler breiter und, von Waſſer durchfloſſen, alsdann 
fehr fruchtbar. Gebirgslandſchaften nah unferen Begriffen, Thäler mit Geiten- 
thälern, großen Sentungen, erfüllt mit Seen, Waldbergen und darüber bie nadten 
Steinklippen und Schneefuppen des Hocgebirges findet man nur in Kurbiften, 
Aferbivjan und den Norbabfällen des Elburz. 

Bemerkenswerth find die großen Salzfeen. Außer dem faspifhen Meer im 
Norden ift zu nennen der große, 60O—70 Meilen im Umkreis haltende See von 
Urmiah, ferner in Seiftan der Zahreh:, in Fars der Balteganfee. 

Der Boden ift mit wenigen Ausnahmen fteinig und dürr; da, wo Bewäflerung 
ftattfindet — unterirbifhe Wafferleitungen find von Alters her in Perfien in 
Gebrauch — jedoch von außerordentlicher Fruchtbarkeit. Der größte Theil bes 
Innern ift Wüfte, wenn auch nicht in fo ununterbrochener Ausdehnung, als ge- 
wöhnlich angenommen wird. Bon bdiefen find viele Salzwüſten. Weite Streden 
davon werden im Winter von Regen und Schnee in ihren Nieverungen über- 
Ihwemmt. Da es feinen Abflug hat, ftagnirt das Wafler darauf zu Sümpfen, 
bis die Sommergluth Alles wieder ausbörrt. 

Perfien zerfällt in folgende größere Provinzen: Das große Mittelland Kho— 
raffan mit Seiſtan (das alte Barthia), daun Kerman (Carmania), Farfiftan (das 
eigentliche Perfis), Chufiftan (Suflana), Kurbiftan (Media), Irak (ebenfalls zu 
Media gehörig), Aferbivjan (Atropatene), Ghilan und Maſenderan (Hyrcania). 

Khoraffan Hat nie beftimmte Grenzen gehabt. Es ift das rauhere, Monate 
lang von Schnee bevedte Land, das einer Bergfefte gleich gegen die wilden Bölter- 
haften Turans fih erhebt. Seine Ströme find nicht bedeutend; viele verlieren 
fih im Sand der budarifhen Wüften, ehe fie nodh den Gihon (Drus), dem fie 
zuftreben, erreihen. Es ift das Land der tapferen Männer und ver Kriegsroſſe, 
das Schwert Perfiens, wie Nabir Schah, der Sohn desjelben, es nannte. Wer 
Herr darüber ift, hat die Anwartfhaft auf die Herrfhaft Irans und Turans, 
Seiftan, was auch zu Kerman gerechnet wird, gleicht ihm an Wüfteneien, aber 
auch an lieblihen, fruchtbaren Stellen dazwiſchen. Es ift die Heimat des fabel- 
haften Helden Ruftam, des Kämpfers gegen die norbifchen und öftlihen Stämme. 
Bon Städten find zu nennen: die, auch zu Farfiftan gerechnete, Dafe Yezd mit 
etwa 30,000 Einw, (50,000 €.?). (Alle diefe Angaben ver Einwohnerzahl find nur 
annähernd richtig, da fie nur auf Schägungen beruhen.) Meſched mit 23,000 E., ein 
berühmter Wallfahrtsort ver Sunniten, zu dem jährlid 50— 60,000 Pilger ftrömen, 
um das Grabmal des Iman Reza zu befuchen. (Neben dieſem ruht der als Sunnit 
ven Schiiten verhafte Harun-al-Rafhid.) Das wegen feiner Schönheit berühmte 
einft fo volfreiche Nifhapur mit etwa 10,000 E. Das Land ift von Wanber- 
horden durchzogen, von wilden, tapferen Kurben und Turkſtämmen, vie bier 
patriarhalifc ihre Herden weiden, aber auch auf ihren berühmten Pferden die 
gefürchtetften Raubzüge unternehmen. Das Klima ift gefund. — Auf der Weft- 
hälfte diefes Norblandes in Ghilan und Mafenderan finden wir, wie ſchon 
oben gefagt, im Gegenfag zu diefem Tafelland mit feiner Trodenheit und wech— 
felnden Hige und Kälte eine feuchtheige Meerlandſchaft voll Wäldern und Sümpfen, 
mit reicher Kultur, Fieberluft, Nebel, Woltenhimmel und GSeeftürmen. Während 
in Khorafjan auf den nadten, verbrannten, baumlofen Steppen das Zelt die Haup- 
wohnung wandernder Horben ift, finden wir hier auf Pfählen erbaute Holzhäufer 
im Tyroler Styl, verftedt und faum zu finden in den dichten Wäldern von Eichen, 
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Buchen, Ahorn, Eichen, Ulmen, Erlen und Platanen. Meberragt von den Granit 
und Kallmaſſen des Eiburz ziehen ſich dieſe Wälder bis unmittelbar an das Meer, 
Reisfelder, Zuderrohrpflanzungen im niedern, Obſtfelder im höheren Lande ein« 
fließend. Verwilderte Eitronen- und Orangewälder fommen bier vor. Die Reben 
winden fi, zu ber Dide eines Mannsſchenkels wachſend, von Baum zu Baum, 
Alle Sorten von DObftbäumen, Aepfel, Birnen, Kirfhen, Pflaumen, Pfirfiche, 
Wallnüſſe, Feigen, Apritofen, Mispeln ꝛc. gedeihen bier. Maulbeerbäume, Hopfen, 
Epheu, Brombeeren, Jasmin, der Hanfftengel überall wild, Farrenkräuterwälder, 
der berrlichfte Burbaum, dazu höher die Berge hinauf die verfchievenen Alpen- 
fräuter, bebeden mit der oben angebeuteten Vegetation das Land, das „der Garten 
Irans“ genannt wird. 

Unter den Städten dieſes Länderſtriches find zu nennen Afterabad und Refcht, 
60,000 E., als Hafenpläge am kaspiſchen Meer. — Höher und fomit im Winter 
von ſtarker Kälte heimgefucht, liegt Aferbipjan (ver See von Urmiah barin 
4500° über dem Meere), Die höheren Gegenden bieten ausgezeichnete Weiden. 
Die Thäler find gut bebaut und frudtbar an Korn. Bedeutende Städte darin 
find Khoi mit 30,000 E., Urmiah mit 20,000 E., das herabgekommene Arbebil mit 
4000 €. und das einft jo volkreiche Tabris oder Tauris mit einer von 50,000 bis 
100,000 €, angegebenen Bevölkerung (der Schnee liegt in Tauris zuweilen 6 Mo- 
nate). Das hohe Kurdiſtan, das faum dem Namen nad der perfifchen Krone 
unterworfen ift, ift ein wildes, rauhes Gebirgsland voll von Wälvdern, Alpen- 
weiden und Forellenftrömen. Es ift wenig bebaut. Der Sit der perfifhen Regie- 
rung barin, d. 5. mehr dem Namen als der Wirklichkeit nad, ift Kermanſchah. 
Irak (zum Theil dem alten Mebien, zum Theil dem Partherland angehörig) 
bildet eines der perfiihen Hauptländer. Es ift wenig bebaut, doch trägt die Dürre 
des Bodens oder Mangel an Bewäfferung hieran weniger Schuld als bie Ber- 
wahrlofung der unter dem befpotifhen Drud herabgefunfenen Bevölkerung. Zu 
verfhiedenen Zeiten war es unter guten forgfamen Regierungen ein reiches blü- 
bendes Land. Doc, erftredt fi im feinem öftlihen Theil die khoraſſaniſche Wüfte. 
Die Plateaus find, wie überhaupt die meiften perfiichen Hocebenen, mit Kies- 
geröll, aus Quarzen, grünem Serpentin und Kalfteinen beftehend, überbedt. Der 
Einfluß der Meerluft, ver fih nur etwa bis Schiras erftredt, hat auf den Hod- 
ebenen Iraks (Ispahan 4000’ hoch) aufgehört. Bon Norven baut fi das Elburz- 
gebirge den feuchten Lüften der kaspiſchen See vor. Die Pflanzenwelt Irals ‚hat 
deshalb den trodenen, aromatifhen Charakter. Waldungen gibt es nicht. Nur ‚bie 
und da erhebt fi über ven dürren braunen Boden eine Pappel oder bie edle 
Platane. Die einftige Hauptftabt ift das aus Abbas Zeiten fo berühmte Ispahan. 
Timur konnte bei der Megelei, die ein Aufftand hervorrief, neben ihr eine Schäbel- 
Pyramide bauen. Us Abbas der Große fie fpäter zu feiner Reſidenz machte, ftieg 
die Einwohnerzahl (zwiſchen 600,000—1,100,000 €.) und ver Ölanz der Stadt, 
fo daß der eitle, ruhmrebige Ispahaner, der Parifer des Drients, von ihr fagte: 
Jspahan ift die halbe Welt. Es Liegt an dem, im Sommer Heinen, im Winter 
jedoch zu bebeutender Größe anfchwellenden Zendehrud, in fruchtbarfter Gegend. 
Ihr Glanz ift jedod, bis auf die großen Monumente der früheren Zeiten, dahin. 
Die Einwohnerzahl mag etwas über 100,000 €. betragen. Auf der Straße nad) 
Teheran liegt das inbuftriöfe Kaſchan mit 15,000 E., weiterhin das bigotte Rum, 
als Wallfahrtsort der Schtiten befannt. Bon hier blidt man über die Ebene nad) 
Teheran, die jegige, am Fuß des (150, ja bis 240 englifhen Meilen, wie be 
bauptet wird) weithin fichtbaren ſchneebedeckten Demawend liegende Hauptitabt 
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Berfiens. Auf feuchtem Salzboden erbaut, ift ihre Rage nicht gefund. Doch ift fie 
berühmt wegen ver Reinheit der Luft. Die Schahs der jegigen Dynaſtie haben 
die Regierung bieher verlegt, um dem Stammland Majenderan nahe zu fein, Als 
Reſidenz hat fie bedeutendes Leben und Treiben, das jedoch mit ber Gegenwart 
oder Entfernung des Hofes im höchſten Grade wechfelt. Sie zählt etwa 100,000 €. 
Nirgends wird die Roſe fo gepflegt als in Teheran, der „Reinen“. Nicht weit 
von der Hauptftabt liegen die Ruinen des einft fo berühmten Rhei. In Kasbin 
gegen Welten treffen wir ſchon auf die Sprachgrenze zwifhen Türkiſch und Perſiſch, 
von denen das erftere in Aferbivjan nun immer mehr vorherrfhend wird. Um bas 
einft herrliche, jest zu einem Dorf herabgefunfene Sultania liegt das Liehlings- 
jagdgebiet des Schahs, das häufig von dem heergleichen Jagdzug besfelben durd- 
ſchwärmt wird. Bon dort nah Süven gelangt man zu dem 50,000 €. zählenven 
Hamadan, dem alten Echatana der mediſchen und perfifhen Zeit. 

In Khufiften mit Luriftan fteigen wir von den bürren zerriffenen Gebirgen, 
die e8 von Irak ſcheiden, in die zum Tigrisgebiet gehörenden Ebenen. Das Land fällt 
terrafjenförmig zu den Mündungen des Euphrat und Tigris ab. Es hat ſehr fruchtbare, 
aber verhältnigmäßig wenig angebaute Streden. Die Wildheit der nördlichen Be- 
wohner, der kurbifchen Laren, Feillis und Baltiaren läßt im Norden, dem Luriftan 
mit der Stadt Korumabad, kein Gedeihen auflommen. Im Khufiften liegt am 
Karıum das durch Baummwollenmanufaktur ſich auszeichnende Schufter, 15,000 €. 
MWeftlih davon liegen die Ruinen des alten Sufa. Das von bebeutenden Strömen 
durchzogene Land könnte zu den fruchtbarften gehören. Die Bebrüdungen der Ber- 
waltung, die Räubereien, im Norden der genannten furiftanifhen Horden, im 
Süden der wandernden Araberftämme haben es jedoch fo wüft und öde wie bie 
weniger begünftigten Diſtrikte gelaffen. 

Vom Strand des perfifchen Golfes bis Khoraffan ſich erftredend liegt Gars 
ober Farfiftan, das alte Perfis. Im 13. und 14. Jahrhundert war e8 das Mufter- 
land der aflatifchen Kultur; heute theilt e8 das Schidjal aller übrigen perfifchen 
Länder, wenn es darunter auch noch zu ben beftbebauten gehört. An ver Küfte 
liegt der Haupthafen des ganzen Reiches Abufhähr oder Buſchir, eine unbeven- 
tende, ſchmutzige, öde ausfehende Stadt mit einem noch bdern Hafen, von dem 
nah Indien, Baffora und Mascate einiger Handel getrieben wird, von wo land« 
einwärts bie Waaren nur auf Maulefeln auf höchſt befchwerlihen Wegen nad 
Schiras und weiter ins Innere beförbert werben künnen. Bon Buſchir führt die 
Hauptftraße über Kalfgebirge, die einzelnen Salzminen, Mergel und Sandlager 
enthalten, über Kazerun, 3—4000 €., nad dem berühmten Schiras, dem Rofen- 
garten von Yarfiften, der Heimat des Mohammed Schemſeddin, genannt Hafis. 
Schiras, an dem nur 2 Schritt breiten Roknabad liegt 4200° hoch in einem 
ſchönen Thal unweit des Salzſee's Mahlujah. Es mag heute etwa 30—50,000 E. 
zählen, die durch Handel und Inbuftrie ſich auszeichnen. Es ift berühmt wegen 
feiner Cypreſſen, feiner Rofengärten, feiner Blumen, Früchte und feines Weins. 
Auch der Ruhm, die fhönften Frauen Perfiens zu haben, ſchmückt es. Geine 
Glanzzeit war die Zeit von Holafus Regierung bis zu der Schladht vor feinen 
Thoren, die Timur fiegreih fah. In ver Vorſtadt Moſella ift Hafis Grabmal, an 
dem noch heute die Mufelmänner ihre Pfeifen rauen und die Oden des berühmten 
Sängers recitiren. In jegt ganz öder Gegend liegt weiter das Grab des Mora» 
liften und Dichters des Guliften, Moslicheddin Saabi. Die von Nachtigallen und 
Schwarzdroſſeln durchflöteten Gärten Schiras find meiftens zur Obft- und Roſenkultur 
«(die berühmte Rofeneffenz) verpachtet. Außer der Anführung der Gewerbsthätigkeit 
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ber Stadt mag hier noch erwähnt werben, daß es hier mehrere öffentliche Turn- 
anftalten (Surdhone, Haus der Stärke) gibt. Nördlich von Schiras liegen bie 
Ruinen von Perfepolis. Weitere Städte, einft berühmt, nun gefunfen, find Firu- 
zabad, Faſa, Darabgerd. Gegen das indiſche Meer abfallend liegt das hohe, wüſte 
Kerman mit feinen furdtbaren Salzwüften. Die Hauptftabt ift das früher fo be- 
beutende, durch den Handel nad Indien reihe Kerman, noch heute durch feine 
Shawls und andere Manufakturen berühmt, aber feit ver Zerftörung des portu- 
gieftichen Hafens Ormus und dem Zerfall Bender Abaffis oder Gomrons un- 
haltbar gejunfen. Es mag 30,000 Einwohner zählen. Der Süden Kermans, bie 
Küfte (Öermafir) ift, wie ſchon oben erwähnt, ſchmal und wegen feiner Datteln 
befannt. — Es grenzt an die Belubfhenländer im Dften, im Norden an bie 
Afghanendiſtrikte und Koraffan. 

Bon Metallen findet man in Perfien Eifen, Kupfer, Blei, Antimon. Unter 
den Mineralien ift Salz in großen Maſſen über das ganze Land verbreitet. 
Mit Schwefel wird ed vom Demawend verforgt; Alaunminen finden ſich bei dem 
Dorfe Surdar. Weitlih von Nifhapur liegen die berühmten Steinbrüde, in denen 
bie Türkiſen in großer Menge und Schönheit gefunden werben. Die einft weit 
bebeutenderen Perlenfifchereien im Golfe find befannt. 

Die Pflanzenwelt haben wir zum Theil ſchon bei den einzelnen Provinzen 
angegeben. Im Allgemeinen läßt fi jagen, daß die höheren Gegenven bie euro- 
päiſchen, bie niedern, heißen bie inbifhen und arabifhen Erzeugniffe liefern. Die 
verſchiedenen Korn- und Obftarten des Abend- und Morgenlandes finden fid hier 
je nad) der höhern ober niedern Lage beifammen, Die Bäume, von der Dattel- 
palme Germafirs bis zur Zwergeiche der Kurbenberge, haben wir größtentheils 
erwähnt, ebenfo die Obftarten, die Reis-, Tabad-, Zuder- und Maispflanzungen, 
Auch die Küchengewächſe Europa’, Rüben, Möhren, Erbfen, Bohnen, Zwiebeln, 
Gurken, Melonen ꝛc. ꝛc. find bei geringer Pflege reichlich vorhanden. Als wichtige 
Artilel des Handels haben wir noch das zu Eonfitüren gebrauchte Gummi-Dragant, 
jo wie die Aſſafötida, refpeftive die fie hervorbringenden Pflanzen zu nennen, 

Was das Thierreich betrifft, fo hat Perfien eine große Anzahl wilder Thiere. 
Der Löwe kommt, wenn aud nicht häufig, in den Zigrisgegenven und Farfiftan 
vor, doch hat er nicht die Mächtigkeit des Löwen der mweftlicheren und afrifanifchen 
Länder. Er ift dunkler als biefe und faft ungemähnt, Der Tiger ift felten und 
mag nur in bem alten Hyrcanien öfter vorlommen. In den höheren Gegenden 
gibt e8 Bären; ferner überall Leoparben, Jagdleoparde, Luxe, Tigerlagen, viele 
Hyänen, Wölfe, Schalald und Füchſe; ferner in ven fumpfigen Gegenven viele 
wilden Schweine, die häufig gejagt aber nicht gegeffen werben; in ven Waldländern 
Rothwild. Die dürren Hodebenen find von Antilopen, Gazellen und wilden Eſeln 
(DOnager, Öour-fhur), die eine Lieblingsjagd der perfifchen Edlen find, durchſchwärmt. 
Die Berge find von der wilden Ziege und dem wilden Schaf, beide ſehr flüchtig 
und gefährlich zu jagen, bewohnt. Außerdem gibt es Stachelſchweine, Fiſch— 
und Geeottern, Marder, Eihhörnhen, Dachſe, Hafen u. ſ. w. — Unter ben 
Bögeln find zu nennen Adler, Falten, Geier, Weihen, Kormorane, Ylamingos, 
Belitane, Stoͤrche, Reiher, Waflervögel aller Art, Möven, Trappen, Fafanen, Reb- 
hühner u. j. w. Bon Sängern find Nadtigallen und Droffeln zahlreih; außerdem 
gibt es Schneefinten, Schneelerhen, Alpenmeiſen, Hänflinge u. a. m. 

Das inbifhe Meer wie die kaspiſche See hat viele Fiſche (im letztern Welfe, 
Störe, Heringe, die ſehr geihägt werben). Einzelne Gebirgsfläffe haben Forellen. 
Schlangen find noch heutigen Tages an einigen Gtellen, wie in Aferbibjan, wo fie das 
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Heer des Pompejus beläftigten, zahlreich; durchſchnittlich aber felten- Taranteln, 
Grillen, Heuſchrecken (von den Arabern gegeflen), eine Menge Leuchtkläfer, feltene 
Schmetterlinge find noch zu erwähnen. — Unter den Hausthieren zeichnet fi das 
Pferd turd Schönheit und Schnelligkeit aus. Es fteht nur dem arabifhen nad, 
mit weldhem gekreuzt der Turfomannenrenner des nörblihen Khoraffans eine Zucht 
von wunderbarer Geſchwindigkeit, Stärke und Ausdauer liefert. Die Pferde von 
Serachs gelten als die beften. In 6 Tagen eine Strede von 100 Meilen zurüd- 
zulegen, gilt für nichts Außerordentliches. Die edlen Roffe find übrigens theuer, bie 
beften von 100—400 Livr. Sterl.; fein gutes unter 50— 100 Livr. Die gewöhn- 
liche Race ift Hein, aber auferorbentlih hart und ausbauernd. Berühmt find bie 
perfifhen Maulthiere, in ben fteinigen Gegenden das einzige Transportmittel; auch 
die Efel find gut und werden bie beften fehr theuer (40 Livr. Sterl.) bezahlt. Bon 
_ Kameelen bat man das ein- und zweihödrige. Die Kreuzung beider liefert bie 
gefuchtefte, weil härtefte und ftärffte Art. Unter den Rindern hat man nod ben 
Büffeln in Aferbidjan, in Mafenderan den dem Zebu ähnlichen Höckerochſen; bie 
Schafe des öſtlichen Perſiens gehören zu ber Fettfchwanz-Raffe Groß und ftart 
find die Hunde der Nomadenvölker; außer dieſen wilden Wächtern und Beihügern 
der Herben hat man fehr ſchöne Jagdhunde, gewöhnlih mit grauem Seidenhaar, 
bie nebſt ven abgerichteten Fallen zum Hegen der Antilopen zc. von den perflichen 
Edlen gebraucht werben. 

Was die Bevöllkerung Perſiens betrifft, fo kann von einem eigentlichen Perſer⸗ 
volfe nicht die Rede fein. Es ift ein Gemiſch ber verfchiedenften Stämme. Die 
Hauptmaffe, das aderbau- und handwerktreibende Bolt auf dem ganzen iraniſchen 
Hochland, heißt Thät, Tadjik, Tadſchik (Tadſchik im Mongolifchen heißt „Bauer“). 
Die Tadjiks werden wohl mit Recht für die Ureinwohner des Landes gehalten. 
Sie ſprechen einen altperfiihen, mit neuperſiſchem Afghaniftanifhen und Turko— 
mannifchem gemiſchten Dialekt. 

Wie der übermütbige Adel gegen den Leibeigenen ftehen ihnen gegenüber bie 
feit Jahrhunderten herrſchenden Nomadenvölfer: Turkſtämme, Afghanen, Araber, 
Kurden. Ein Viertel der ganzen Bevölferung ift zu diefen Wanderftämmen (Tliyat, 
Dat, Il, Elat) zu rechnen. Bis zur Safjanidenzeit konnte das iranifche Bolf noch 
als unvermifcht gelten. Der Sturm des Muhammedgeiftes überſchwemmte das 
Land mit den früher fo veradhteten Arabern. Seit diefer Zeit bat Perfien feine 
Ruhe mehr gehabt. Seitdem audy ein fiegreihes Andrängen von Nord und Oft, 
dem bie Perjer nicht mehr wie früher begegnen. Die Ruftem und Helden bes 
Shah Nameh waren eben tobt und die Divs Turans fiegten. 

Der Turlomanne rühmt fih „weder unter vem Schatten eines Baumes 
noch unter dem Schuß eines Königs zu ruhen. — Der Turfomanne zu Rof 
kennt nicht Vater nicht Mutter; fein Leben ift ein Plünderzug“. Diefe Stämme 
find Sumniten; vol Haß gegen den Perfer, den Schiiten. Raubgier, Habſucht, 
Kühnheit, Luft am Plündern und Menfhenraub erfüllt alle viefe Horden. Gie 
haben nicht Adel, nicht Chefs, nicht Fürften. Ihre „Weißbärte” find ihre Vor- 
fteher. Einige haben mehr tartarifhe, andere mehr europäifhe Bildung. Sie find 
ſchlank, kräftig und wohlgebaut. Schwert und Lanze ift ihre Hauptwaffe. Auf 
ihren eigens dazu breffirten Rennern machen fie ihre Tſchupaus, ihre Plünder- 
und Menfchenraubzüge, Hundert und mehr Meilen weit, mit unglaubliher Ge- 
—— Sie ſind reich an Heerden. Das Roß mit dem „Fleiſch wie Marmor“ 
iſt ihr Stolz. „Mehr Stuten, mehr Kameele“ iſt ihr Gebet. Die Frauen gelten 
ziemlich gleich Sklavinnen; fie werben gefauft. Junge Wittwen gelten das Doppelte 


Perfien und die Perfer. 839 


der Jungfrauen, 10 Kameele. Ihre Nahrung ift die einfachfte: ungejäuertes Wei- 
zen« und Gerſtenbrod, hin und wieder Kameelfleifh. Reis mit faurer Mil oder 
Pillau ift ſchon eine Speife der Reicheren. Buttermilch, auch beraufhende Stuten: 
mild ift das Getränk. (Die Afghanen — fiehe: Afghaniftan.) 

Die Kurden find tapfere Bergvöller, noch heute den Karduchen, mit benen 
Kenophon flug, gleihend. Sie find ſtämmig, von fehr Fräftiger Konftitution, mit 
groben Zügen, viden Borberlöpfen, tiefliegenden ftarren, oft grauen ober blauen 
Augen, mit dem perfifhen Stamm verwandt. Sie find fehr mufikliebend. Ihre 
Frauen geben wie die Männer umber und beforgen die Arbeit. Der Todſchlag 
gilt dem Kurden nit als Sünde; Krieg und Raub ehrt. Die wilveften Stämme 
find die furbifchen Laren und die einen Pehlwivialelt ſprechenden Baltiaren. Ihre 

ipferkeit ſchändet Graufamteit. Kein Eid bindet fie — wie überhaupt nur ber 

wur bei der eigenen Gefunvheit vielen Perfern Scheu auferlegt. Die lettge- 
nannten Stämme gelten alle als Mörder und Diebe und find bie barbariſchſten 
des mit Barbaren erfüllten Reiches. 

Auch der Kurden Hauptreihthum find Heerben. 

Der zäbe, nüchterne Araber ift bei den Perjern verachtet, „ver Heufhreden- 
effer”. Sein Charakter ift befannt. Er rächt fih an dem Perfer durd die Be— 
hauptung, daß es feinen ehrlichen Kerl unter allen Perfern gebe. 

ügen wir noch den befonderen Charakter der Bewohner Mafenderans hinzu. 
Diefe find dunkler Hautfarbe, hochmüthig, Bigott, unwiffend, neugierig und zu- 
dringlich, dem Opiumgenuffe ergeben. Höher das Gebirg hinauf tritt der bem- 
felben überall eigenthümliche Charakter ein, Tapferkeit, Kühnheit, fhönerer Men- 
chenſchlag. Gegen Ajerbivjan ähnelt er mehr und mehr den faufafifchen Tesghiern: 
Habgier, Tapferkeit, Ergebenheit gegen die Häuptlinge, Thätigfeit, Unbarmberzig- 
keit. Die Bewaffnung der kühnen, gewandten, aber aud verrätherifhen Männer 
ift der zweiſchneidige Ghilanidolch und die Mustete. Ein geflochtener Korb mit 
den Lebensmitteln vollendet ihre Ausrüftung. 

Was ven Perſer im Allgemeinen betrifft, gleicht er, wie ver Jspahaner dem 
Barifer, dem Franzoſen im Orient. Er ift rührig, fharffinnig, liebt Scherz und 
Bis, ift ein großer Erzähler, aber aud ein großer Lügner. Er ift außerordentlich 
höflich und äußerlich gefittet, liebt Neuerungen, ahmt jede Mode nad, ift artig 
gegen ben Fremden, namentlih den Europäer. „Der Perfer wird Dir nie Böfes 
fagen, aber auch nie Gutes thun.“ (Schon Herobot bemerkt die Nadahmungs- 
fucht, wie er überhaupt viele noch heute den Perfern eigenthümlihen Eigenſchaften 
und Gewohnheiten, z. B. das Weintrinfen, die Höflichkeit u. ſ. w. anführt.) 

Was die höheren Stände betrifft, jo verbirgt fih unter ber größten Schmei- 
* und Artigfeit ein intriganter, verrätheriſcher, ſchmutziger, käuflicher Geiſt. 

e ſind die Diener eines Despoten, bei welchem Tugenben, wie freier Mannes- 
ftoly u. f. w. gefährlid find — wie fann es da anders fein. Eine große Menge 
unter ihnen heucheln tiefe Religionsverehrung; namentlich unter dieſen fieht man 
viele Steptifer, die an nichts als an fid und Macht und Erpreffung glauben. 

Dat Bolt, wie ſchon gefagt thätig und gefcheibt trog ber Jahrhunderte der 
Unterbrüdung, ift tapfer, je nach der Führung. Zu einer Zeit geſchlachtet von 
dem Angreifern, wie eine Schafherbe von Paar Wölfen, zu andern Zeiten mit 
Löwenmuth ftreitend. 

Die Reiheren haben ihre Freude an Pferven, Shmud, Waffen. Der Harem, 
das Bad bieten bie Hauptvergnügungen. Außerdem liebt ber Perfer den Rauch 


aus der Waſſerpfeife ziehend da zu ſitzen, zu ſchwatzen und zu erzählen oder die 
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Gefänge feiner von ihm hochverehrten Dichter anzuhören. Es, fol nichts umge 
wöhnliches fein, baf der Laftträger oder Maulthiertreiber mit einem Weisheits- 
ſpruch Saadis oder einer Strophe feines göttlichen Hafis antwortet: Der Dichter 
und Verſemacher gibt e8 noch heute, wie zu allen Zeiten in Perfien, eine Unzahl. 

Der Perſer ift ein ſchlauer Händler. „Der Jude wird arm in Perfien.” — 
Alle find dem Weingenuß ergeben. Früchte, Konfituren (im Uebermaß), Mil, 
Gier, Gemüfe, Pilau und Fleiſch bilden die Hauptnahrung. 

Die Regierung war zu allen Zeiten despotiih. Einen kurzen Einblid in die 
Berwaltung zu geben, fei hier angeführt, daß 1819 zehn Söhne Feth Alt Schahs 
als Gonverneure über Provinzen faßen, jeber mit feinem Hofftaat, Schag und 
Truppentorps in eigener Reſidenz; außer biefen jaßen in höheren Civilämtern noch 
39 leiblihe Söhne und die Schwiegerfühne von etwa 140 Töchtern. Die Aus- 
ſaugung und Berarmung des Landes ift danach erflärlich. 

Die Einnahmen des Schahs werden auf 2 Millionen Livr. Sterl. gefhägt. 
Die 3 Hauptzweige berfelben find: 1. ver Maliat, die urfprünglic erbliche Ab- 
gabe an bie Krone in Probuften ober Geld, früher 1/0, jet bis auf 1/, des 
Ertrages der Ländereien ꝛc. gefteigert; 2. der Saber, eine willfürliche Befteuerung, 
Herbeiztehung zu Dienften, die befonderd bie Bauern vrüdt. Die Straßen, auf 
denen vielfah Große oder Kouriere u. dgl. zu reifen haben, find wegen ber 
Zwangsdienfte, die von dieſen geforbert werben, von ben Einwohnern gemieben, 
Ihre Dörfer weichen von ihnen zurüd, ftatt wie fonft überall fid) an diefe Wege 
zu drängen; 3. der Peifch-tefh, oder das freimillige Gefhenk, das zum Noruz- 
feft nach den muthmaßlihen Einkünften des Zahlers gegeben werben muß. 

Der Handel ift wegen der ſchlechten Straßen verhältnigmäßig unbedeutend. 
Der Erport beträgt etwa 11/, Mill. Livr. Sterl. 
| Die waffenfähige Mannfhaft wird auf 250,000 Mann gefhägt. In ven 
ruffifhen Kriegen hat aber Abbas Mirza nur etwa 40,000 M. beifammen gehabt. 
Die Verſuche, perfifche Truppen zu biscipliniren gelangen über Erwarten. Etwa 
15,000 Mann waren im zweiten Jahrzehnt dieſes Decenniums von englifchen 
Dfficieren europäifch geübt. Als Perfien fih dem ruſſiſchen Einfluffe hinneigte und 
gegen die Türkei Krieg begann, wurben die Engländer abberufen und das Ganze 
zerfiel. Auch heutigen Tags ift kein befonderer Auffhwung darin wieder eingetre- 
ten. Die Reiterei ift gut, fo weit undisciplinirte Reiterei zu braudyen ift. Bei ihr 
war das Einererciren am fhwierigften, meil fi der Perfer jevem andern Reiter 
überlegen glaubt. 

Die Perfer find eifrige Schiiten. Die Turkſtämme und Afghanen find Sun- 
niten, Der Haß zwifhen dieſen Selten überwiegt fogar noch den gegen bie Chri- 
ften. Außer ten chriftlihen Neftorianern in den unzugänglidyen nördlichen Gebir- 
gen gegen Armenien finden ſich noch zerfptengte Refte der alten Feueranbeter, der 
Ouebern. Außerdem gibt es eine ziemliche Anzahl Juden und Zigeuner. Diefe 
follen nad ver Bolksfage von 4000 Mufitern des Louly Tribus ftammen, bie 
unter König Bahramgur aus Indien nad Iran verpflanzt wurden. 

Die Geſchichte Berfiens zeigt ein felten ausgefetttes An- und Ueberwogen 
ber Völkerfluth auf dieſem Weltvamm. Bald geht der Strom nad Welten wie 
unter den erften gefhichtlihen Perferkönigen. Unter Alexander bringt ver zuropäi- 
[he Einfluß bis nad, Indien vor. Dann Hin- und Herfämpfe, wie fhon in den 
jagenhaften Zeiten, zwijchen Iran und Turan, dad Anbringen des Oceidents 
unter den Römern mit der Partherabwehr, dann die arabifhe Fluth, ſodann die 
mongolifhen, fpäter die großen tartarifhen Sturmfluthen, von denen namentlich 
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bie erfte nach Indien überfchlägt. Der Afghanenandrang [Bst den nordiſchen ab, 
bis in Khoraffans Wüften das Schwert des Schwertlandes, Nabir Shah, vom 
Bandenhäuptling fi zum Sultan emporfhwingt und Afghanen und Türken fchlägt, 
Turan demüthigt und bis nah Delhi den Schreden der Perferwaffen trägt. Aber 
ſchon vor ihm bat die norbifhe Macht Rußlands, feit Peter, begonnen, gegen 
Perfien und den Süven, gegen die Straßen Indiens vorzubrängen, während Eng: 
land bald Indien erobert und jegt eiferfüdhtig die Straßen ber invifchen Einfälle 
bewacht. So liegt Perfien heute wieder zwiſchen der Eiferfucht Rußlands, Eng- 
lands und der wenig furdtbaren Türkei. Ueber Herat, Kabul und Kandahar geht 
ber große indiſche Bölferweg. England bat erft in den letzten Jahren Diverfionen 
gegen Buſchir von der Meeresfeite gemadt, um Perfien, das von den ruffifchen 
Intriguen gegen Herat gebrängt wurde — gerade jett bringen bie Zeitungen 
wieder Nahrichten, daß ein folder Zug im Werk fei — zu hemmen. 

Die Ältefte Ueberlieferung der Zendurfunde läßt den von Ormuzd zum König 
eingefegten Dſchemſchid, den Ahriman dur Kälte, Schnee und Mißwachs aus dem 
Urfig, dem Quelllande des Oxus und Jarartes vertreibt, nad Iran einwandern, 
noch nicht in dem glänzenden Gewand des Völlkerkönigs der fpäteren Sagen, 
ſondern gleich dem Patriarchen der Nomadenhorbe, der in pas unbewohnte Land 
mit feinen Heerden zieht, ein iranifher Abraham. Der Sänger von Tus, ge 
nannt Firdufi, der Paradieſiſche, hat uns in feinem Schah Nameh, dem Bud 
der Könige jene Sagenzeit geſchildert, aus der, noch jett im Munde des Volks 
lebeub, ver Perſerheld Ruftem und viele anbern Pehlwans (Helden) durch bie 
Kämpfe mit ven als Dämonen gefhilderten wilden Bewohnern des Nordens und 
Dftens hervorleuchtet. Mit Cyrus (Kat Khusru?), dem Häuptling des Uluß ber 
Perfer, aus dem Herrfchergechledht ver Adhämeniven, betreten wir den Boden ver 
Geſchichte. Aehnlich wie noch im vorigen Jahrhundert ein Afghanenftamm ſchwang 
fi unter ihm der Perferftamm empor. Er und feine Nachfolger dehnten ihre 
Herrſchaft von Indien bi8 an das Mittelmeer und die Kyrenätfhen Wüſten aus. 
Der Eroberungszug nah Griechenland unter Darius und XZerres (Guſchtap und 
Jsfundihr der Perſer; unter ihnen führte Zoroafter die neue Religion der ener- 
verehrung ein) ſchlug fehl; Alexander von Macevonien zertrümmerte das große 
Reich. Nach feinem Tod fiel das engere Perfien größtentheils an Seleufus Nita- 
tor, unter deſſen Nachfolgern Arfaces fi unabhängig machte und die Dynaftie 
ber Arfaciten gründete. Das Perferreich beftand nun aus einem Fürftenbund ver 
verſchiedenen Häuptlinge, an deren Spitze Arfaces in der alten Königsſtadt Rhe 
(Rei) ftand. Ueber die folgenden 200 Jahre weiß uns die Gefhichte nichts zu 
berichten, bis zu Trajans und Habrians Zeiten das Dunkel wieder aufflärt und 
einzelne Geftalten beftimmter erfcheinen. „Gott allein” — fo führt Malcolm den 
verzweifelnden Ausruf eines perfiichen Gefchichtsfchreibers über viefe Periode an — 
„weiß die Wahrheit." Bom Tode Aleranders bis zur Regierung des Artarerres — 
jagt der englijche Gefchichtfchreiber, find faft 500 Jahre. Der ganze Raum biefer 
merfwürbigen era kann ein weißes Blatt in der morgenlänbifhen Geſchichte ge- 
nannt werben. Dabei ift zu bedenken, daß es biefelbe Zeit ift, in ber bie unbe- 
fiegten Legionen Roms der parthifchen Taktik erlagen, der Craſſus mit feinem 
Heere zum Opfer fiel, die Cäfar den Königstitel heraufbeſchwören follte. Die 
römifhen Gefhichtsfchreiber bringen Einzelnes über die Führer der Parther ꝛc., 
die Morgenländifchen nichts. Im Anfang des 3. Jahrhunderts befteigt das Ge— 
ſchlecht de Saffaniden ven perfifchen Thron. Ardiſchihr Babigan, der Nachkomme 
Saflans, von den Griechen Artarerres I. genannt, gewinnt das Reid und dehnt 
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es, weiſe, kühn und kräftig, aus. „Es kann keine Macht ohne Heer, kein Heer 
ohne Geld, fein Geld ohne Aderbau und fein Aderbau ohne Gerechtigkeit fein." 
Diefe und andere Sprüche zeigen feine Sinnesart. Unter feinem anfangs glüdlic, 
fpäter unglücklich kämpfenden Sohn Schahpur (Sapor) warb der Römerfaijer Ba- 
lerian gefangen. Fortwährende Kämpfe mit den Römern (Griechen) erfüllen bie 
Jahrhunderte bis zum Einbruch ver Araber, bie unter Saad-Ben-Walaf bie Per- 
fer des Königs Yezdidſchird bei Kudſih bis zur Vernichtung fhlugen (im Jahre 
638). In ver Schlaht von Nahavund 641 wird nod einmal das Loos über 
Perfien geworfen. Die Araber fiegen und die Herrſchaft ver Kalifen iſt begrünbet. 
Im Jahre 877 begründet Yacub-Ben-Leis, ver Sohn eines Zinngießers, Räuber, 
dann Bandenführer, wieder ein nur nominell dem Kalifat unterworfenes perfifches 
Reid. Hundert Jahre fpäter gewinnen bie Fürften von Ghizni Macht. Der 
Sproß derfelben, Mahmud, befteigt 997 den Thron und breitet in raftlofen 
Kämpfen fein Rei von Georgien und Bagdad bis Bolhara und über Indien 
aus. Unter ihm vichtete Firdufi ven Schah Nameh. Bald nach feinem Tode be- 
gannen die Tartarenftämme mächtiger anzubrängen, bie Bölfer des Roſſes und 
Schwertes, „bie beim Mann nur Tapferkeit, beim Weib nur Keufchheit ſchätzen.“ 
Der Führer der Seldſchuken Toghrul beginnt die Eroberung. Alp Arslan, „ber 
fiegende Löwe“ fegt fie fort, bis er über 200,000 Reiter von Arabien bis zum 
Drus befehligte. Das Seldſchukenreich, das über Kleinafien, Syrien und Egypten ſich 
allmälig ausgebreitet hatte, zerfiel im Weften, namentlid dur Salla-u-dhin, Sa- 
labin den Kurden, den Borkämpfer des Islams gegen bie Kreuzfahrer. Perfien war 
durch innere Kriege zerriffen, bis mit Toghrul III. 1193 die Seldſchukendynaſtie 
erlifht. Bon feinem Tod big zur Eroberung Perfiens duch die Mongolen 1253 
ift Perfien in eine Menge Hleinerer Reiche zerfallen. Unter ihnen find die ſchreck⸗ 
lihen Herrſcher von Allahamut im Elburzgebirge zu nennen, die Häuptlinge ber 
Aſſaſſinen. Hulafa rottete fpäter die ganze Sefte aus. Dſchingiskhan begann feine 
Welteroberung; auch Perſien wurde unter den Hufen feiner Mongolenroffe zerftampft. 
Hulaku vollendete die perfifhe Eroberung. Bald zerfiel die Mongolenherr- 
haft in Perfien. Die Fürften waren ſchwach; die Großen des Landes wurben 
felbftändig. Da brach Timur oder Tamerlan 1387 gegen Perfien los. Das Blut- 
bad von Ispahan, wo 70,000 Köpfe zu einer Pyramide zufammengefhichtet wur- 
ben, möge an die Schreden jener Zeit erinnern. Mit dem Tode des gewaltigen 
Zimurs, „ber mit dem Gewand bes Herrſchers feine Augen gegen bie Sicherheit 
und Ruhe geſchloſſen hatte, die auf dem Bette der Bequemlichkeit gefunden wird”, 
der die Ameife fih zum Vorbild genommen hatte, der er als einfamer Flüchtling, 
von feinen Feinden gehetzt, in einer Ruine zugefehen, wie fie 69 Mal an einer 
hohen Wand hinauf ein Getreidelorn, größer als fie ſelbſt trug, 69 Mal es fal- 
len ließ, aber das 7Ofte Mal damit über den Rand fam, — mit dem Tode die- 
jes Mannes brad auch fein aufgethürmtes Reich zufammen. Ein Fürft der Tur— 
fomannifhen Uzbeken bemäcdhtigte fih 1466 Perfiens. Etwa 30 Jahre fpäter 
begann Jsmael, der Gründer der Safitendynaftie, fih in Aſerbidjan emporzu- 
Ihwingen. (Unter ihm wird der Name Schiit, der bis dahin Sektirer, ald Schimpf: 
wort beveutet, für die Perjer ein Ehrentitel, indem Ismael den Haß gegen bie 
Sunniten bei feinem Kampf um Perfien eifrigft benugte.) Kriege mit ben übri— 
gen Provinzen, dann mit Bagdad bringen ihn auf den perfifhen Thron, Er ftirbt 
1523. Zu den ewigen Fehden mit den Turkomannen fommen jest häufige Kriege 
mit bem türkifhen Kaiferreih. Wie immer unter ſchwächern Herrſchern tritt in 
Perfien ſogleich nach Ismaels Tod Schwähung des Reiches ein. (Einer feiner 
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Nachfolger fünft fih, was in Perfien nicht jo ungewöhnlich iſt, zu Tode. Die 
Perfer, wie ſchon früher bemerkt, find von Herobots Zeiten bis auf den heutigen 
Zag im Weintrinten biefelben geblieben, trog dem Koran. Der gute Wein, ver 
bei ihnen wächst, ift ftärfer als alle Vorſchriften) 1582 wird Abbas, genannt 
ber Große, in Khorafjan zum Herrſcher ausgerufen. In langwierigen Kämpfen 
im Innern des Reichs, mit ven Uzbelen, Türken, aud Kampf mit den Portugie- 
fen um Ormus, gründet und befeftigt er feinen Thron. Er ftirbt 1627. Hundert 
Jahre fpäter erobern die Afghanen unter Mahmud das Rei, bis der einem 
Zurkftamm Khorafjans angehörige Nadir nad langen blutigen Kriegen das Land 
von Außern Feinden reinigt und ſich felbft 1736 auf ven Thron fegt. Sein Ehr- 
geiz ließ ihn den Verſuch machen, die ſchiitiſchen Perfer zu Sunniten zu maden, 
um duch ben Religionshag nicht in feinen Eroberungen und feiner Macdtaus- 
breitung gehemmt zu ſein. Diefer Plan mißlingt jedoch. Nadir fiegreich gegen 
Zurkftäunme, gegen die Türken, Georgier, Afghanen, trägt feine Waffen bis Dilhi 
1738 und 39. Mitten in feiner barbarifhen Macht wird er 1747 ermordet. 
Das alte Spiel beginnt nad feinem Tod, bis der Häuptling des altperfiichen 
Zendſtammes Kerrim Khan das Reid gewinnt. Kerrim ftirbt 1779. Nach blutigen 
Kriegen fhwingt fi) Aga Mohammed Khan aus dem Kabjchirenftamm in Mafen- 
beran auf den Thron. Er ift der Gründer der noch jetzt regierenden Dynaftie. 
Feth⸗Ali Shah war fein Nachfolger. Unter ihm war der ruffifch-perfifche Krieg, 
worin Paslewitſch im I. 1828 die Perfer zum Frieden von Turkmantſchai zwang. 
Durch feinen Sohn Abbas Mirza begannen die ſchon erwähnten Verfuhe, euro 
päifhe Einrichtungen einzuführen. Sie haben bis jeßt feinen befonveren Erfolg 
gehabt, Defien Sohn fit jegt noch auf dem Thron. 

Perfien theilt das Schidjal aller morgenländifhen Reihe. Es ift verödet und 
verarmt. Es war das Triumphland der Männer des Schwertes, aber mit wenigen 
Ausnahmen die Hölle des Aderbauers. Die Ruinen ber altperfiihen Königsftädte, 
bie Tempel und Königsbauten feiner fpäteren mächtigen Herrſcher, die gleih Da- 
rind vom Indus bis zum Mittelmeer geboten, mahnen an vergangene Herrlidy- 
keit. Wo das Yand bei guter Bewäſſerung einft Taufende von Dörfern bevedten, 
zieht jest häufig der Nomade mit feinem Zeltlager umher, Futter für feine Heerbe 
ſuchend. Im Norden, im Aferbivjan allein, herrfcht unter dem Einfluffe von Eu— 
ropäern eine größere Nührigkeit. Sonft faft überall Zerfall, auf den die Pradt- 
bauten bed Glanzes wie aus Taufend und Einer Nacht herabfehen. Nur eins ift 
fi) ewig gleich geblieben: die Kühnheit ver Wanderhorven, der ſcharfe, ſchlaue 
Geiſt des Perfers. Was mit diefem Material von einem größeren Geifte wieber 
gebaut werben fann, muß die Gefchichte lehren. 

Literatur: Siehe Artikel: Afghaniftan. An historical and descriptive ac- 
count of Persia etc. by James B. Fraser. Defjen Travels in Khorassan. — A 
journey through Persia by James Morier. — Voyages du Chevalier Chardin 
en Perse. — Niebuhrs Reifebefhreibung nad Arabien und andern umliegen- 
den Ländern. — Die Hauptquelle C. Ritters Afien: das weftlihe Hochland 
oder Iran. (Hier die weiteren Quellen einzufehen.) — Für bie perfifche Literatur : 
3. v. Hammer, Geſchichte ver jhönen Redekünſte Perfiens mit einer Blüthen- 
lefe aus 200 perfifhen Dichtern. — Malcolm, the history of Persia. Ueber- 
fegt von Beder. temde 
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Alles Reht, von dem wir wiſſen, ift eine Ordunng der menfhliden 
Berhältniffe. Inwiefern vie Menſchen als Weſen betrachtet werben, welche in 
Rechtsverhältniffen zu einander ftehen oder ftehen können, heißen fie Perfonen. 
Im legten Grunde ift daher alles Recht ein perſönliches. Ohne Berfon kein 
Recht. Wo Perfon, da Redt. 

Die Römer, welche zuerft die juriftifhe Wichtigkeit des Begriffs Perſon 
erfannt und biefen Ausprud gewählt haben, um bie rechtsfähigen und beredhtigten 
Weſen zu bezeichnen, haben im Privatredht der persona die res entgegengefegt, 
d. h. die der Rechtsherrfchaft ver Menſchen unterworfenen Dinge, die feine Per— 
fonen find, alfo zunächſt die greifbaren Sachen, dann auch andere unförperliche 
Güter, welche den menſchlichen Rechtsverhältniffen dienen, wie insbefondere vie 
Rechte felbft, welche Gegenftand des Berfehrs find. In biefem Sinne fagten bie 
Römer: „Alles Recht, das uns dient, bezieht fidh entweder auf Perfonen oder auf 
(Güter) Sachen." 1) Unfer deutſches Wort Sache hat freilich zunächſt einen engern 
Sinn, indem wir darunter nur die körperlichen Sachen, d. h. die dem Menfchen 
reifbaren und feiner Herrfhaft zugängliden Stüde ver allgemeinen Materie, vie 
Bropufte der Imbuftrie oder die Thiere verftehen; aber inwiefern auch unkör— 
perliche Dinge, insbefondere Rechte zu Gütern und infofern den im @igen- 
thum ftehenden eigentlihen Sachen ähnlich behandelt, veräußert, erworben u. |. f. 
werben, hat fi auch der deutſche Sprachgebrauch bequemt, biefelben den Sachen 
im weitern Sinne beizuzählen. 

Der ganze Gegenfag von Berfon und Sade, ber für das Privatreht von 
entſcheidender Wichtigkeit ift, indem darauf der Unterfchiev der perſönlichen Rechte 
im eigentlihen Sinn und ber dinglichen Rechte beruht, ift für das öffentliche Recht 
unerheblich, indem hier das Berhältniß der Berfonen als folder, als Be- 
ziehung ver großen Gefammtperfon, bie wir Staat heißen, zu ben Einzel- 
perfonen, ben Individuen, ben Bürgern und andern Körperfchaften, ganz über- 
‚wiegend ift, und Rechtsverhältniffe, welche fi auf unperfünlihe Güter beziehen, 
wie zum Beijpiel das Staatsvermögen oder das Staatsgebiet, noch entſchiedener 
nur von ſekundärer Natur find als im Privatredt. 

Wenn die deutfhe Rechtöphilofophie dem realen Gegenfag von Perfon und 
Sache den andern fpefulativen von Subjeft und Objekt untergefchoben hat, fo 
fehe ih darin eher eine Duelle von Berwirrung als einen Fortfchritt ver Erkenntniß. 
Allerdings ift das Subjeft auf dem Gebiete des Rechts nothwendig eine Per- 
fon und find die unperfünlihen Güter niemals Rechtsſubjekte, ſondern immer 
nur Objekte der Rechtsherrſchaft; aber dieſe kann ſich auch auf Perſonen, nicht 
blos auf Sachen beziehen, wie denn in dem Verhältniß von Regierung und Regierten 
bie erftere durchweg als Subjelt, und die legteren als Objekt erfcheinen, folglich 
Subjett und Objekt Perfonen find. Aber eben weil fie Berfonen find, fo kann 
ſich ansnahmsweife unter ihnen das Verhältniß von Subjeft und Objekt aud 
umdrehen. Indem die Regierten ein Recht der Kontrole und unter Umftänden bes 
Widerſpruches und Widerftandes gegen die Regierung haben, werben jene zu Sub» 
jeften und biefe zum Objekte der Kontrole und bes Widerſtandes. 

Biele Juriften erflären die Perſon als das rehtsfähige Subjeft, d. h. levig- 
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lich als ein — wenn and, belebtes Gefäß, — welches Rechte erwerben, mit Rechten 
erfüllt werben kann, alfo als ein mögliches, nicht als ein wirkliches Rechtsſubjekt. 
Das genügt aber überhaupt nicht, und am wenigften für das öffentliche Recht. 
Die anerkannte Rechtsfähigkeit ift für ſich ſchon wirkliches Recht, nicht blos 
mögliches Recht, ein Recht der Perfönlichkeit, ihren Willen mit Rechtswirkung aus- 
zuſprechen, ihre Herrfhaft zu erweitern, einzelne Rechte zu erwerben. Sie ift aber 
nit das einzige, und nicht einmal das erfte, urfprüngliche. Allen übrigen Rechten 
geht das Recht auf die Eriftenz voraus, und aud dem Recht des Erwerbs von 
Rechten. Die Perſon als folche, abgefehen von allem Rechtswillen und von allem 
mweitern Rechtserwerb, ift von Natur berechtigt zu fein, wie fie ift, und bie 
Gemeinfhaft der Perfonen hat voraus die Pflicht, vor allen Dingen dieſe Eriftenz 
ber Perfonen, welche fie bilden, als das Urrecht Aller anzuerkennen und zu ſchützen. 
Soll ich irgend welche Rechte des Eigenthums oder ftaatsbürgerliche Rechte erwer- 
ben können, fo muß ich doch zuvor als Perfon eriftiren. Die übrigen Rechte find 
größtentheild Produkte der Kultur, der Arbeit, des Vertrags; aber das Recht der 
Eriftenz ift das Recht der Natur, das allen andern zu Grunde liegt und fie alle 
bedingt. Der Baum ift da, bevor feine Früchte gereift find; fo ift die Perſon 
ein Rechtsweſen, bevor ihre einzelnen Rechte ausgebildet find. 

In der zunehmenden Erfenntniß des Rechts der Perſönlichkeit äußert 
fih großentheils die Fortbildung des neuern Rechts. Die Perfönlichkeit ift nicht 
eine leere Schale, ſondern fie hat einen innern Gehalt. Diefen anfangs verbor- 
genen Gehalt allmälig aufzudeden und in anerfannten Rechten auszuprägen, war 
und ift noch die große Aufgabe der Rechtskultur. Heute noch ift das erfte Recht 
der Eriftenz nicht völlig in allen feinen Konſequenzen anerfannt. Es kommt heute 
noch vor, daß der Staat und die Gefellichaft einzelne Perfonen in Noth, Hunger 
und Elend untergehen lafjen, während fie die Mittel und die Pflicht haben, das 
Daſein verfelben zu ſchützen. 

Die Freiheitsrehte find eine weitere Fortbildung der perjönlihen Rechte, 
an welder die Jahrhunderte gearbeitet haben, und vie nur langfam zur Geltung 

elangen. Die Eriftenz der Perfon geht ihrer Freiheit voraus, die Anlage zur 
Freiheit ift in der Berfon von Natur; aber die Entwidlung diefer Anlage ift erft 
eine Folge der Zeit. Die Freiheit des neugebornen Kindes ift nod ſehr gering, 
feine Eriftenz aber enthält vie Keime zu all der höhern Freiheit, welche der Dann 
erlangt. Die negative Seite ber Freiheit negirt jede ungeredhtigte Abhängigkeit 
einer Berfon von einer andern Perſon. Ihre pofitive Seite bedeutet Ausſprache 
der inmern Natur, Aeußerung und Geltendmachung bed eigenen Willens; d. h. 
Bewahrung der Perjönlichkeit im Leben. 

Sodann find alle Ehrenrehte perfünliche Rechte; denn Ehre als Redts- 
begriff ift nichts Anderes, als die Anerkennung des fittlihen Werthes, der Würde 
ber Berfon. . 

Endlih find: die Gegenfüge des Geſchlechts, die Stufen des Alters, 
und im öffentlichen Rechte die Unterfchieve ver Stände und Klaffen wieder in 
eminentem Sinne Rechte der Perfon. 

Obwohl das römiſche Recht den Begriff ver Perfon zuerft erkannt bat, fo 
bat es doch das Recht ber Perjönlichkeit nur fehr unvollkommen begriffen. Das 
ganze Altertbum hat noch vielfältig die Perfönlichkeit der Individuen verfannt 
und verlegt. Die eine, größere Hälfte der Menfchen hat e8 zu Sklaven gemacht 
der andern, d. h. ihre Perſönlichkeit geläugnet und, fo weit es möglich war, zer⸗ 
ftört; und die andere, Kleinere Hälfte der Freien wurbe hinwieder in dem Maße 
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von dem Staate abhängig, daß aud die Freiheit diefer nur infofern Anerkennung 
und Geltung fand, als fie mit den Meinungen des Bolts und dem Willen bes 
Staats im Einklang war. Der Menſch war beredhtigt voraus als Bürger, nicht 
als Menſch, und vie evelften Menfchenrehte blieben verbüftert und waren gebrüdt. 

Dem germaniſchen Charakter verbanft die Welt vorzüglich die tiefere 
Ergründung und Erfüllung der perſönlichen Rechte. Der Germane war eine fo 
trogige Perfon von Natur, daß er auch dem Staate fi nicht unbebingt unter 
warf. Er behauptete und vertheibigte feine perfönliche Eigenheit gegen Jedermann, 
gegen die Obrigkeit und fogar gegen die Götter; und indem er für fich Freiheit 
forderte, war er geneigt, auch andern Menfchen Perfünlichkeit zuzugeftehen. Sogar 
feinen Knechten fprad er fie nicht ab, wenngleich er gelegentlich gegen biefelben 
hart und wild verfuhr und fih manche Willkür erlaubte. Ihm erfcheint der Menfch 
als Menſch zugleih als eine Perfon; und er ift geneigt, jeber Verbindung von 
Menſchen, allen Arten der Genoffenfhaft wieder Perfönlichkeit zuzufchreiben. (Bergl. 
den Art. Körperſchaft. VI. 12.) 

Allerdings war diefe Anerkennung der Perfönlichkeit im Mittelalter noch un⸗ 
fiher und roh. Sie war mehr eine Sache des Inftinkts als des Bewußtſeins, 
mehr eine Forderung des Gemüths als eine Einfiht des Geiftes. Erft die moderne 
Zeit hat den Begriff wiffenfhaftlih zu erflären und mit bewußtem Willen das 
Recht der Perfönlichkeit auszubilden unternommen. Den Hauptanftoß dazu haben 
in den wichtigften Beziehungen die Engländer und Norbamerifaner gegeben, welde 
für die Kultur der perfönlichen Freiheitsredhte das befte geleiftet haben. Aber auch 
die andern europäifchen Völker, insbefondere die Franzofen, bie Deutfchen, bie 
Holländer und die Schweizer, haben mandes Berfänmte nachgeholt und an dem 
gemeinfamen Werke der Eivilifation rüftig mitgearbeitet. 

Seitdem man bie Perſönlichkeit des Staates felbft verftehen gelernt 
bat, feitvem hat die Stantswiffenfhaft eine Menge von überlieferten VBorurtheilen 
abgeftreift und fi vor neuen Irrthümern ver Theorie gehütet; und auf der wad- 
fenden Erfenntniß der Perfünlichleit ver Individuen und der Körperfhaf- 
ten beruhen großentheils alle Fortſchritte in Freiheit und Geſittung. 

Die natürliche Perfon beginnt mit der Geburt und enbigt mit dem Tode. 
Drientalifche Rechte haben wohl auch das Recht nad dem Tode regeln wollen; fo 
das inbifhe, das jübifhe und mohammebanifhe Recht. Auch in Europa hat bie 
katholiſche Kirche Aehnliches verſucht. Es beruht das auf einer Vermiſchung des 
menfhlihen mit dem göttlichen Rechte, des Rechts mit der Moral, Die moderne 
Rechtswiſſenſchaft ift fi der Grenzen ihrer Einfiht und ihrer Macht bewußter 
und befchränft ſich daher auf ven Schuß der menſchlich fihtbaren Ber- 
ſön lichkeit. Das Kind im Mutterleib ift nod nicht Perfon, weil noch nicht 
ein eigenthümliher Menſch, ſondern nur der Keim einer künftigen Perfon, und 
die Leiche iſt nicht mehr Perfon, weil fie nur das verwefende Bild des geftorbenen 
Menfhen, nicht mehr fein belebter Körper ift. Das Recht kann daher den Fötus 
nur vorſorglich und proviſoriſch ſchützen mit Rüdficht auf die Zufunft, und bie 
Leihe nur relativ und vorübergehend bewahren im Hinblid auf die Vergangenheit, 
zum Andenken an die Perfon, die vormals gelebt hat. 

MWährend ihres Lebens Tann die Perfon in verfchiebenen perfönlihen Grund - 
verbältnifjen fein, welche alle, wie ihre Eriftenz, von dem Worte Berfonen- 
ftand, das dem römifhen Status personarum nachgebildet ift, zufammengefaßt 
werben. Hieher gehören vor allen Dingen die Unterfchiede des Geſchlechts, des 
Ulters, der Familienbeziehung (ledig oder verheirathet, Abftammung von 
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beftimmten Eltern), ver Ronfeffion, der Bildung, des Berufs, bes 
Wohnſitzes, des Gemeinde- und Staatsverbandes. Davon hängen die 
Rechte der Perfon ab, und deshalb ift es wichtig, viefe befonderen Eigenschaften 
und Beziehungen einer Perſon mit Sicherheit zu kennen. Die Aufgabe ver 
Perfonenftandsregifter, Standesbüder ift es, biefelben für Jedermann 
urfundlid darzulegen. Die zwedmäßige Einrihtung dieſer Bücher, aus denen dann 
die Urkunden zum Privatgebrauh ver einzelnen Perfon entnommen werden, ift 
demnach ein öffentliches Interefie, das keineswegs ſchon in allen civilifirten Staaten 
befriedigt worben ift. 

Im Mittelalter war e8 wiederum die Kirche, melde durd ihre Sorge bie 
fehlende Staatsauffiht ergänzte und ven Bebürfniffen der Leute zu Hilfe kam. 
Die Inftitutionen der Kirche begleiteten das menſchliche Leben in allen wichtigen 
Momenten. Der Geburt folgte die Taufe regelmäßig und möglihft bald. Das 
Taufbuch, weldes der Pfarrer führte, konnte fo auch zur Beurkundung ber 
Geburt der getauften Kinder dienen. Dabei achtete die Kirche darauf, ob das Kind 
ehelich oder auferehlich geboren worden ſei, und es ſchloß fi) die Erwähnung ver 
Eltern an die Aufzeihnung der Geburt an. Wer nad) der Verwandtſchaft eines 
Menſchen ſich erfunbigte, fand daher die nöthigen Aufjhlüffe in den Taufbüchern. 
Das Gefhleht des Kindes war mit dem Namen und fein Alter wenigftens an- 
nähernd mit dem Datum der Taufe gegeben. Auch die Schulbildung ftand unter 
der Leitung der Kirche und das religtöfe Bekenntniß wurde ihr abgelegt. Sie 
fonnte aud von den Fortfhritten der Erziehung Notiz nehmen in ihren Büchern. 
Kam es zur Ehe unter den Erwadjenen, fo war die Mitwirkung des Pfarrers 
durch die Sitte und durch den Einfluß der Kirche, fpäter durch das Gefeg geboten. 
Auch die Ehen wurden daher in den Kirchenblihern eingetragen. Endlich wurde 
die Leiche der verftorbenen Perfon von der Kirche begraben, und fo erhielt biefelbe 
neuerbings Gelegenheit, in Berbindimg mit dem Begräbniß aud von dem Todes⸗ 
fall Vormerk zu mahen und ihre Todtenregifter zu führen. 

Diefer Zuftend dauert zu gutem Theile heute noch fort, obwohl er dem 
heutigen Rechtsbebürfnig nicht mehr entjpriht und dem heutigen Rechtsbewußtjein 
nicht mehr zufagt. Derfelbe war am Plat, fo lange der Pfarrer der einzige Mann 
im ver Gemeinde war, dem man die Fähigkeit zutranen konnte, dieſe Bücher zu 
führen. Im Mittelalter ſchien derjelbe auch nicht abnorm, weil die Kirche damals 
die Trägerin der ganzen Bildung war, der Staat für Kulturinterefien auf ihre 
Erziehung angewiefen war und bie ftaatlihen und kirchlichen Befugniffe und Pflichten 
überhaupt nicht fharf ausgefchieden waren. 

Die Kirche hat diefe Bücher eingeführt zunächſt aus kirchlichen Gründen 
und zu firdlihen Zweden. Es ift aber Mar, daß der Perfonenftand zunächft 
ein nicht-kirchliches Verhältniß ift, von der Neligion wefentlih unabhängige 
Thatſachen vorausjegt und hauptfählih um ver Folgen für das weltlihe Recht 
willen beurfundet werben muß. Für das Alter eines Menſchen ift es ganz gleich— 
gültig, ob und wann er getauft worben, aber entſcheidend, wann er geboren 
worden ift. Wenn in den alten Taufbüchern zuweilen nur der Tag der Taufe, 
nicht der der Geburt vorgemerkt wurde, jo entftand daraus mancherlei Unficherheit 
über das wirkliche Lebensalter. Ebenfo trifft der Todestag und der Begräbnißtag 
nicht zufammen und ift ein Buch, welches über die Begräbniſſe Ausfunft gewährt, 
eine mangelhafte Kontrole für die Todesfälle. Will die Rechtsgemeinſchaft, d. h. 
heute der Staat, dafür forgen, daß Geburt und Tod genau eingezeichnet werben, 
jo muß er den Geiftlichen als Regifterführern Vorſchriften geben, welche in aller 
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Weiſe von weltliher Art find und mit kirchlichen Intereffen nichts zu fhaffen haben. 
Daraus entfteht aber der weitere Uebelftand, daß völlig ungleihartige Thätigfeiten 
dem Einen Manne aufgetragen werben, ver feinem Hauptberuf nah Diener 
der Kirche, in dieſer befondern Eigenfhaft Staatsbeamter ift. 

Dhne Konflikte zwifchen Staat und Kirche geht es bei folder Mifhung ver 
Funktionen niht aus. Die Geburt eines Menſchen ift für deſſen Perſönllchkeit 
auch dann entfcheidend, wenn berfelbe nicht getauft wird; man muß ven Tag 
derfelben wiffen, au wenn man von allem religiöfen Verband völlig abfteht. 
Soll nun der Pfarrer gezwungen werben, aud bie Geburt der Kinder in fein 
„Taufbuch“ einzutragen, deren Eltern ihn die Taufe verweigern? Als reiner 
Protokolliſt über den Perfonenftand müßte er es unbedenklich thun, als Pfarrer 
bat er gar keine Beranlaffung dazu. Wehnlihe Fragen erheben fih, wenn vie 
Civilform der Eheſchließung fei es als Regel oder als Ausnahme eingeführt ift 
in allen Fällen, in denen Ehegatten der kirchlichen Trauung entbehren. Die Gefell- 
[haft und der Staat haben ein bringendes Intereffe, zu wiſſen, ob dieſe Perfonen 
"in ober außer ver Ehe leben. Die Beurkundung ift nothwendig, und doch fühlt 
Jedermann, daß dem Pfarrer nicht wohl zugemuthet werden darf, die Ehe zu 
protofolliven, welche im Widerſpruch gegen feine Kirche abgefchloffen wird. Wenn 
enblih die Kirche ihre Theilnahme an dem Begräbniß verweigert oder ber Ber- 
fiorbene angeorpnet bat, daß er ohne kirchliche Mitwirkung begraben werben wolle, 
fo ift auch in folden Fällen der Pfarrer nicht die richtige Perfon, um ein ber 
artiges Begräbnig und daher dem betreffenden Todesfall zu konſtatiren. Ie mehr 
nun der Staat bie religiöfe Freiheit ſchützt, deſto zahlreicher werten die Fälle, in 
denen ber Einfluß der Kirche zurüdtritt, und um fo weniger geht es an, bie 
Perfonenftandsregifter ven Pfarrern allein in die Hände zu geben. Wird aber bie 
protofollirende Thätigkeit der Pfarrer auf die Glieder der betreffenden Kirche be 
ſchränkt, fo muß bezüglich aller Anversgläubigen für einen andern Regifterführer geforgt 
und es miüffen andere Bücher angelegt werben. Daraus entftehen aber neue 
Uebel; denn augenſcheinlich verlangt das allgemeine Intereffe die möglichfte Kon- 
centration aller en ber Art an Einem Ort und in Einem Bud). 

Früher oder fpäter wird e8 daher dahin kommen, daß aud in diefer Bezie- 
bung weltlihe und geiftlihe Funktionen ſchärfer getrennt und das feiner 
Natur nah durchaus weltlihe Gefhäft ver Beurkundung des Perfonenftandes 
ganz an weltlihde Beamte — Gemeinvebeamte zunächft — übertragen werde. 
Dann läßt fih bequem dafür forgen, daß alle für die Rechtsverhältniſſe irgend 
erheblihen Zuftände und Momente für die gefammte Bevölkerung überfichtlich 
bargeftellt und vollſtändig und ficher beurfuntet werben. In den antifen Staaten 
war dafür durch weltlihe Beamte geforgt. Unter den neuern Staaten hat Franf- 
rei zuerft dieſe Reform — und zwar ſchon feit ver Regierung Ludwigs XIV. — 
eingeleitet. Die Beftimmungen bes Code Napoleon über die Civilftandregifter haben 
dann aud außer Franfreih in einzelnen Ländern Aufnahme gefunden. Auch in 
England find in berfelben fälularifirenden Richtung in den legten Jahrzehnden 
manche, aber doch nur partielle Berbefferungen geſchehen. Langfam nur macht 
fi ber Kontinent von ber alten Angewöhnung los. Der Staat fheut fih vor 
neuen Koften und vor den Schwierigkeiten bed Uebergangs und die Kirche ihrer- 
feits fürchtet mit der Entlaftung von biefer Bürde zugleih ein Stüd ihres Ein- 
fluffes auf das Bolf einzubüßen. Aber die Reform wird von Jahr zu Jahr drin- 
gender und auch leichter durchzuführen. 

Werben guteingerichtete Standestabellen hergeftellt, fo wird es möglich 
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fein, eine Reihe von befondern Büchern, die bisher an verſchiedenen Orten und 
für verfhiedene Einträge geführt wurben, Taufbücher, Zodtenregifter, Eheregifter, 
Bürgerbücher, Policeiregifter u. f. f. zu entbehren, und alles Wejentlihe und 
Bleibende, was für die Beurtheilung der perfünliden Rechtsverhältniſſe eines 
Menſchen erheblich ift, in Einem Buch zufammen zu bringen. 

Literatur. 8. Er. Beder, Wiſſenſchafttiche Darftellung der Lehre von 
den Kirchenbüchern. Frankfurt 1831. Bluntiält. 
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Dem Zaren Alerei Michailowitſch hatte feine zweite Gemahlin, Natalia 
Kirilowna, die Tochter des Bojaren Kirila Naryfhlin, am 30. Mai a. S. 1672 
zu Moskau den Zarewitich Peter geboren, der fpäter zum Kaifer berufen den Bei- 
namen des Großen fih erwarb. Er war die erfte Frucht diefer Ehe und feine 
Geburt war dem Lande um fo erfreuliher, als die beiden aus bed Zaren erfter 
Ehe entjproffenen Prinzen Feodor und Iwan eine ſchwächliche Geſundheit zum 
Erbtheil erhalten hatten. Die großen Anlagen des Zarewitih P. offenbarten ſich 
ihon in früher Jugend, Er begeifterte ſich an den Schilderungen ber Helden ber 
ruſſiſchen Geſchichte; ein Deuter, Franz Timmermann, fein Lehrer der Mathe- 
matit, brachte ihm die erften Begriffe von der Kriegskunſt bei, indeß feine Mutter 
feinen fittlihen Charakter auszubilden ſuchte. 

P.'s Vorzüge vor feinem älteren Halbbruber, dem kurzſichtigen, ftammelnden 
Iwan, fielen fo in die Augen, daß es nicht ſchwer war, fie bei der Reihsnachfolge 
geltend zu maden. So geſchah es denn, daß nad) Feodors Tode die große Yandes- 
verfammlung, welche aus Bertretern aller Stände des Bolfes beftand und auf bem 
Kreml zur Wahl eines neuen Zaren fchritt, auf die Frage des Patriarhen Joachim, 
wer von ben beiden Prinzen den Thron befteigen folle, für Peter ſich entſchied. 
Dod war die Entfheivung feine einftimmige, wie fie nach altem Braud und Her 
lommen in Rußland verlangt wurbe, um rechtsgültig zu fein. Sophia, die ehr- 
geizige, kluge und hochbegabte Schwefter P.'s, hatte ſich ſelbſt das Ziel geſetzt, 
Herriherin von Rußland zu werben, und beshalb von jeher alle zu Gunften ihres 
Bruders getroffenen Beftimmungen zu vereitelm gefucht. Auch jegt bei der Zaren- 
wahl war es ihr gelungen, durch ihre Anhänger die Einftimmigkeit zu bintertreiben, 
indem einige Stimmen riefen: „ver Thron gebührt Iwan Alexejewitſch! Es ift 
ungerecht, ihm den jüngeren Bruder vorzuziehen.“ 

Doc blieb es trog dieſes Einſpruchs bei der einmal getroffenen Wahl; jelbft 
die Streligen, melde in Rußland ganz dieſelbe Rolle fpielten, wie vie Janitiharen 
in der Türkei, ließen fi) bewegen, P.'n zu hulbigen. Da er aber felbft noch zu 
jung war, um zu berrfchen, fo führte feine Mutter, die Zarin Natalia, einft- 
mweilen die Regentichaft. Inzwiſchen ließ Sophie nicht nad) in der Verfolgung ihrer 
ehrgeizigen Pläne. Sie war eine Tochter aus der erften Ehe des Zaren Alexki 
Mihailowitih mit Maria Miloflawstoy und von gründlichem Haffe gegen ihre 
Stiefmutter Natalia erfüllt, weil dieſe ald Mutter P.'s ihren ehrgeizigen Plänen 
im Wege ftand. Sophie fuchte durch ihre einflußreihe Yamilie, die Miloflamstoy, 
die Streligen für fich zu gewinnen, indem fie reihe Geſchenke unter fie vertheilen 
ließ und ausftreute, daß man dem Zarewitſch Iwan, ver mit Unrecht zu Gunften 
P.8 von der Thronfolge ausgefchloffen worden fei, nad dem Leben tradhte.  . 

Es murbe fo eine Berſchwörung vorbereitet, welhe am 15. Mat 1682 zum 
Ausbruche kam, auf die falfhe Nachricht Hin, daß diefer Tag zur Ermorbung 
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Iwans feftgefett fei, und daß Natalia ſchon Pläne gemacht habe, das ganze Korps 
ber Streligen dem Untergange zu weihen. Der Aufftand brach los. Die rohen 
Streligen, dur berauſchende Getränke zu viehifher Wildheit getrieben, wälzten 
fih nad dem Kreml und es entftand ein Blutbad, weldenm die vornehmiten An- 
hänger Natalia’, darunter ihr eigener Bruder, zum Dpfer fielen, und weldem 
fie jelbft nur wie durch ein Wunder entging, nachdem ver erfte Wuthausbrud der 
wilden Horde vorüber war, biefe ſich überzeugt hatte, daf Iwan nod lebe, und 
man ihrem Verlangen nachgab, ihn zum Zaren auszurufen. Allein der junge Prinz, 
welcher feinen Stiefbruder P. zärtlicd liebte und deſſen geiftige Ueberlegenheit neid- 
[08 anerfannte, willigte nur unter der Bebingung ein, daß man ihm P. zum Mit- 
regenten fege. Die Streligen mußten fi fügen und die Krönung beiver Zaren 
wurde mit größter Pracht am 23. Juni 1682 vollzogen, während bie eigentliche 
Herrfhaft einftweilen in die Hände Sophiens überging, welde jomit das nächſte 
Ziel ihres Ehrgeizes erreicht hatte. Ihr Streben war nun darauf gerichtet, vie 
Partei der Naryſchkin gänzlid zu unterbrüden, ſich einen mächtigen Anhang zu 
fihern und die Macht der Streligen, dieſer Moskowitiſchen Prätorianer, vie ihr 
jegt nad geleiftetem Dienfte durch ihre Anſprüche läftig wurden, zu breden und 
ſich möglichſt unabhängig zu ftellen. Unter allerlei Vorwänden wurten vie Stre— 
ligen in das Innere des Reiches vertheilt, und andere Kriegerfhaaren, auf deren 
Ergebenheit man zählen konnte, in Moskau gebildet zum Schuge des Zariſchen 
Haufes. Ja, Sophia ging fo weit, den Fürften Chowansfoy, der als Anführer 
der Streligen vornehmlich Sophiens Erhebung herbeigeführt hatte, ſammt feinem 
Sohne aus dem Wege räumen zu laffen, als Yohn für feine Dienfte. Die Folge 
davon war ein neuer Aufruhr, welcher hauptfählih gegen P. gerichtet war, da 
vie ſchlaue Sophie es verftanden hatte, ihre Schuld ihm zur Laſt zu legen; allein 
diefes Mal, wo man den Streligen eine georbnete Heerſchaar gegenüber zu ftellen 
hatte, gelang es bald, ihrer Herr zu werben, und ver junge P., noch ein Anabe, 
aber früh gereift dur die Oräuelfcenen und blutigen Erfahrungen, unter welchen 
er aufgewachfen war, und gereizt durch die Mordverſuche, welde man ſelbſt in 
ber Kirche auf ihn gemacht, ließ ein ſchreckliches Gericht über die Schuldigen 
ergehen, 

Sophie blieb indeß Regentin und wandte unabläfjig alle Mittel ver Schlau- 
beit an, um Anhang unter dem Bolfe zu gewinnen. Einen mächtigen Bundes— 
genofjen fand fie in dem Fürſten Waſſily Galizin, ver großen Einfluß auf ven 
Mel und das Volk übte; die Gunft der Truppen fuchte fie ſich durch einſchmei— 
chelnde Freundlichkeit und reiche Geſchenke zu erhalten. Mit dem binfen Befige 
der Macht nicht zufrieden, ließ fie nun in ten Staatsjchriften und Ufafen ven 
Namen der beiden jungen Zaren den ihrigen hinzufügen. Auch die Münzen, veren 
eine Seite der Zaren Bild und Namen enthielt, zeigten jest auf der andern Geite 
Sophie, die Krone auf dem Haupte, das Scepter in der Hand, mit dem Titel: 
„Beherrfcherin von Groß- und Kleinrußland.“ 

Wir haben es fir nöthig erachtet, dieſe Einzelheiten hier beſonders hervor: 
zubeben, um zu zeigen, in welder Umgebung und unter weldhen Einvrüden P. 
aufwuhs, da ſich Vieles in feinem fpäteren Lebensgange dadurd erklärt. Früh 
auf ſich felbft angewiefen, ummwingt von Spähern, faft fortwährend in Yebensge- 
fahr, bildete er, um fi feiner Haut zu wehren, nicht allein feine männlichen 
Eigenfhaften, Muth, raſche Entſchloſſenheit und Geiftesgegenwart ſchon in jungen 
Jahren aus, fondern warb auch ein großer Meifter jener mehr weiblichen Anlagen 
der Lift, Berftelung und ver zähen Geduld, welde dem ſlaviſchen Geſchlechte be— 
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fonders eigen find, Während feine Schwefter Sophie in Moskau der Verfolgung 
ihrer ehrgeizigen Pläne lebte und durch die Dauer ungeftörter Machtübung ſich 
immer ſicherer fühlte, immer forglofer wurde, ergößte fi) der 15jährige P. in dem 
Dorfe Preobrafhensfoje ſcheinbar am Sol’atenfpiel, indem er aus fünfzig andern 
Knaben feines Alters eine Heine Kriegerſchaar bildete, welche, durd den Genfer 
Abenteurer Ye Fort bisciplinirt, ver Kern feiner künftigen Armee wurde. Sophie 
ſah in dieſem Solvatenfpiel nichts Gefährliches. Sie war froh, B. auf dieſe Weife 
von fi fern zu halten und ließ es arglos gefchehen, daß die Heine Schaar ſich 
nad und nach beträchtlid vergrößerte. Der Zufluß von Jünglingen aus den vor- 
nehmjten Geſchlechtern Rußlands nad Preobrafchenstoje war fo groß, daß bald 
nit mehr Raum für die Menge war, und ein Theil davon in das benachbarte 
Dorf Sſemenowsky verlegt werden mußte. Aus dieſen beiden Knabenkompagnieen 
erwuchjen jpäter die berühmten Garveregimenter, welde denſelben Namen trugen, 
Der Umgang mit Ye Fort, einem höchſt begaoten und wohlunterrichteten Manne, 
ber in franzöfiihen und holländiſchen Kriegsdienſten fhon eine reihe Erfahrung 
gejammelt hatte, dann als Glüdsritter nad) Rußland gefonımen war, wo er bald 
zum Range eines Generalmajors ſich erhob, follte für P. von größter Bedeu— 
tung werben. Ye Sort hatte das Innere Rußlands kennen gelernt, wo er fid) von 
der Haltiofigfeit der loderen, ungeorbneten Zuftände überzeugte, und ſuchte num 
P. zu beftimmen, feine Macht auf ein nad europätfhen Muſter organifirtes Heer 
zu gründen. Er war es, der den jungen Prinzen beftimmte, in Preobraſchinskoje 
die Sprößlinge der vornehmften ruſſiſchen Geſchlechter um ſich zu verfammeln und 
er war ed aud, der Ernft in das Solvatenfpiel brachte, um zugleih ven Kern 
eines tüchtigen Heeres zu bilden und den ruffifhen Model, veflen Söhne PB. foldyer- 
geftalt gleihjam als Geißeln in der Hand hatte, für ihn zu gewinnen. Le Fort 
wirkte um jo mächtiger auf feinen fürftlihen Zögling und erfdien in den Augen 
Sophiens um jo unſchädlicher, je weniger er fi pedantifch zeigte und je mehr 
er den Launen P.'s zu ſchmeicheln ſchien, mit dem er in wüjten Feſtgelagen, weldye 
immer ein Hauptvergnügen des Ruſſenherrſchers blieben, ganze Nächte durchſchwelgte. 
P.'s gewaltige Konftitution war nicht blos den größten körperlichen Strapazen und 
Entbehrungen, jondern aud den größten Ausihweifungen gewachſen, und in Le 
Fort fand er einen Mann, ver es ihm darin gleichthat, ohne ſich davon beherr- 
hen zu laffen, während Sophie das ſcheinbar wüſte Leben, welches beide zufammen 
führten, gerne ſah, in der Hoffnung, P. werde ganz darin untergehen. Sie war 
deßhalb nicht wenig überrafcht, ald P. ihr am Anfang des Jahres 1688 bei feinem 
erften Erſcheinen in der geheimen Ratgsverfammlung eine Haltung zeigte, welde 
durchaus feinen fügjamen Sinn verrietb. Auf Antrieb feiner Mutter vermählte er 
fih ſchon im nädften Jahre mit der ſchönen Eudoria Feodoromna Lapuchin und 
diefe Heirath diente fo jehr, fein Anfehen beim Volke zu fteigern, daß Sophiens 
Maßregeln, ihn fortan von den Gitungen des geheimen Rathes fernzuhalten, 
unmwirfjam blieben und fie felbft vor der wachſenden Macht, dem zugreifenden 
Muthe und der jchlauen Ueberlegenheit des frühgereiften Jünglings zu zittern be— 
gann. Sie fuhte ihn durch einen Mordanſchlag aus dem Wege zu fhaffen; er 
ward aber zeitig davon in Kenntniß gelegt und ſuchte Schu in den Mauern 
des unfern Mosfau gelegenen Klofters Troizkoi Berlodt durch die Bevorzugung, 
welde er immer den Ausländern hatte zu Theil werden laffen, verfammelten ſich 
um ihn bald alle in der ruffiihen Armee dienenden Fremden und zu gleicher Zeit 
erklärte ihm General Gordon, der damals tüchtigfte Befehlshaber, er werde, wenn 
es zu einem Konflikt zwifchen der Regentin Sophie und P. käme, unbebingt zu 
4* 
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ibm ftehen. Hierauf erließ P. einen offenen Aufruf an die Armee; ber Öber- 
befehlehaber Fürft Oalizin, Sophiens Günftling und Stüge, wurde ohne Waffen- 
gewalt durch ven entfchloffen vorgehenden General Gordon geftürzt und Sophie 
mußte nad) mehreren vergeblidhen Berfuchen, fi mit P. zu verftändigen und aus- 
zuföhnen, den Schleier nehmen und ihre Tage im Klofter beſchließen. So warb 
P. Mleinherrfher von Rußland; denn feinem anfprudhslofen Bruder Iwan ges 
nügte die Ehre, mitregierender Zar zu heißen, und bie wenigen Jahre, welde ihm 
nod übrig blieben, verlebte er in ruhiger Zurüdgezogenheit. 

P. aber begann jet mit raftlofer Begeifterung das große Werk feines Lebens: 
die Umgeftaltung und Ausbreitung Rußlands Sein Freund Le Wort blieb dabei 
fein vornehmfter Rathgeber und Führer. Diefer hatte ihn zuerft auf die großen 
Bortheile der Eivilifation aufmerkfam gemacht und fein Streben gewedt, e8 ben 
weftlihen Völkern Curopa's gleich zu thun. Unter Le Forts Leitung hatte Peter 
fih als Knabe vom gemeinen Solbaten herauf vienend zum Krieger herangebilvet 
in ftrengfter Mannszucht und fi die nöthigen milttärifchen Kenntniffe erworben. 
In gleicher Weife fuchte er fih num raftlos mit anderen Zweigen bes praftifchen 
Wiſſens vertraut zu mahen. Der Gründung eines Heeres folgte die Schöpfung 
einer Marine, deren Nothwendigkeit für Rußland ſchon fein Bater Alerei tief ge- 
fühlt hatte mit dem ernften Streben, dem Mangel abzubelfen. Allein das einzige 
Schiff, welches unter Alerei’8 Regierung durd holländische Bauleute zu Stande 
gefommen und beftimmt war, auf dem faspifhen Meere den Handel mit Perjien 
zu vermitteln, war von den Don’ihen Kofaten verbrannt worden und von ber 
zerftreuten Schiffsmannfhaft hatten fi nur zwei wieder in Moskau eingefunden, 
wovon der eine, Karften Brand, fpäter von P. zum oberften Sciffsbaumeifter 
der Marine ernannt wurde. Wie der junge Monarch nun unabläffig an der Her- 
ftellung einer Flotte arbeitete, wie er im Jahre 1693 auf einem eigenen Schiffe 
die Reife nad Archangel machte und ſogar bis Ponnoi an der Küfte von Lapp- 
land vorbrang, wie er fi) dann nah dem fhwarzen Meere wandte und, um dort 
feften Buß zu fallen, unter ungeheuren Opfern die Feſtung Aſow den Türken 
abgewann (1696), ift befannt. Zu gleicher Zeit ſuchte er auf Le Forts Rath aus 
England, Frankreich, Holland und Deutfhland tüchtige Officiere, bejonders In- 
genieure und Artilleriften, ebenfo Baumeifter, Medaniter und Gelehrte an ſich 
zu ziehen. 

Durd alle die foldergeftalt bewirkten Fortſchritte noch nicht befriebigt, be— 
ſchloß er, felbft eine längere Reife in’s Ausland zu unternehmen, um das Leben 
ee Völker in der Nähe zu beobadhten und fih von dem, was ihm zu wiſſen 

oth that, an Drt und Stelle zu unterrichten. Eine Anzahl junger ruſſiſcher 
Erelleute follte ihn begleiten und unabhängig davon wurden nod) viele andere von 
ihm in’s Ausland gefchidt. 

Dod ehe er zur Ausführung feiner Reifepläne fam, wurde fein Leben noch 
einmal durch eine Verſchwörung bedroht, die er indeß, zeitig davon unterrichtet, 
wieder raſch unterbrüdte, indem er furdtlos fi in die Berfammlung der Ver— 
ſchwornen begab und ihren Führer, den Staatsrath Sokownin, mit eigner Fauft 
zu Boden ſchlug. 

Im folgenden Jahre (1697) wurde die Reiſe in's Ausland angetreten, nach— 
bem P. für die Dauer feiner Abwefenheit eine Regentſchaft, beftehend aus intelli- 
genten, treubewährten Bojaren, unter der Leitung des Fürften Romadanowsky, ber 
den Titel Cäfar erhielt, eingeſetzt hatte. 

P., dem es (im Gegenſatz zu Katharina I.) niemal® um den Schein oder bie 


Peter der Erofe. 53 


Form, fondern Immer nur um das Weſen zu thun war, der niemals in äußerem 
Prunf und Geremoniell feine Größe fuchte, niemals den Herrſcher fpielte, ſon— 
dern es immer war, unter welder Hülle er auch auftreten mochte, reiste nicht 
als Zar, fondern als untergeorbnetes Mitglied einer zahlreihen, von ihm aus- 
gerüfteten Gefandtfhaft, an deren Spige Le Fort und ver aufgeklärte Fürſt Feodor 
Golowin ftanden. 

Der Weg ging durch Efthland und Liefland, Provinzen, vie ehedem wechjelnd 
von Polen, Ruſſen und Schweden erobert, jet in ſchwediſchem Vefite waren. Die 
erfte bedeutende Stadt, welche P. ſah, war Riga, deren regelmäßige, nad den 
damals bemwährteften Regeln angelegten Befeftigungswerke ihn einen großen Ein- 
drud machten, allein trog aller Bemühungen feinerfeits wurde es ihm nicht ge- 
ftattet, die Werke näher in Augenschein zu nehmen. Es war, als ob die Schweven 
Ihon eine Ahnung gehabt hätten von den Eroberungsplänen des meit in die Zus 
funft blidenden jungen Zaren. 

In Königsberg ward die Geſandtſchaft von dem practliebenden Kurfürften 
von Brandenburg, nachherigem Könige Friedrich, in feierliher Audienz empfangen, 
dabei jevoh das Inkognito P.'s ftreng aufrecht erhalten, der, unter dem Gefolge 
ſtehend, zuſah, wie feine Gefandten dem Könige Zobel, Hermelin und perfifches 
Zeug als Geſchenk überreichten. 

Bei den Feſtgelagen, welche dieſer Audienz folgten, betrank ſich P. dermaßen, 
daß er in einer zornigen Aufwallung feinem Lieblinge Le Fort den Degen dur 
den Leib rennen wollte, was nur durch das entfchloffene Dazwifchentreten eines 
furfärftliden Staatsbeamten verhindert wurbe. 

Durch die brandenburgifhen Lande zog die feltfame Gefandtfchaft, bei welcher 
fih auch 70 Soldaten in grüner ruffifcher Uniform befanden, nah Hannover, wo 
der Zar mit der Kurfürftin Sophie, deren Tochter Charlotte Sophie, dem Herzog 
von Zelle und dem Kronprinzen (fpäteren König von Großbritannien) Georg Ludwig 
zufammentraf, auf welde er, nach ven Briefen ver beiden Kurfürftinnen zu ſchließen, 
einen gewaltigen Eindrud machte, !) 

Ueber Minden und Oleve ging die Reife nad Amſterdam, wo P., um ganz 
zwanglos zu leben, fid) von der Geſandtſchaft trennte und als holländiſcher Schiffs— 
zimmermann gefleidet, ein Meines Haus auf dem oftindifhen Kay bezog. 

„Ich bin bier — ſchrieb er an den Patriarchen Adrian in Mostaun — um 
dem Worte Gottes an unfern Altvater Adam zu folgen: im Schweiße beines 
Angeſichts ſollſt du bein Brot effen! Freilich arbeite ich nicht aus Noth, fondern 
um das Seewefen zu erlernen, mit den erlangten Kenntniffen zurüdzufehren und 
— das wird bis zum legten Athemzuge mein Begehren fein — die Feinde bes 
Namens Jefu zu befiegen und die Chriften zu befreien.” 2) 

Die Einzelheiten feines Aufenthaltes in Holland, England, im Haag und 
Deutfhland, fein Umgang mit Gelehrten, Seeleuten, Kaufleuten und Handwerkern, 
fein Beftreben, alles Mögliche und Unmöglihe zu erlernen, feine charalteriſtiſchen 
Unterhaltungen mit den Fürſten und hervorragenden Männern, veren Länder er 
befuchte, u. dgl. find hinlänglich bekannt, um bier übergangen werden zu können. 


) Die betreffenden Briefe find abgedrudt in Meiners und Spittlers hiſtoriſchem Magazin, 
*8 Heft, und in den Mémoires pour servir à l'histoire de Charlotte Sophie, par Erman. 
rlin 1801. , 
2), Leben Peters des Großen von G. A. von Halem. Bd. 1, pag. 108. (Münfter und 
Leipzig 1803), . 
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Nur eine Bemerkung, melde Burnet, der Bifhof von Salisbnry, über B. machte 
und eine andere, welche P. über den öſterreichiſchen Hof machte, wollen wir bier 
hervorheben. Burnet hatte ven Zaren ſehr gründlich über die englifhe Staats— 
und Kirdhenverfaffung unterrichtet, aber bald gemerkt, daß ihn das menig intereffirte, 
was ben Biſchof zu dem Urtheil bewog: „ver Zar hatte einen wahren Hand— 
werkergeift und die Natur ſchien ihn mehr zu einem geſchickten Schiffezimmermann, 
als zu einem großen Firften beftimmt zu haben.“ 3) 

In Wien, wo BP. fih fehr gefiel, fonnte er dod fein Erftaunen nicht 
unterbrüden, daß ver Kaifer die Iefuiten, die fid) in Alles mengten, am Hofe 
dulden fünne. 

Von der beabfidhtigten Fortſetzung feiner Reife wurde er abgehalten durch die 
Nachricht eines neuen Aufruhrs der Streligen. Unverzüglich eilte er nah Rußland 
zurüd und ließ ein fchredlihes Strafgeriht über die Empörer ergehen, welde ver 
General Gordon fchnel unſchädlich gemacht hatte. Alle wurden zum Tode verur- 
theilt und die gräßlihe Menſchenſchlächterei, der Taufende zum Opfer fielen, 
während des ganzen DOftobermonat® unter des Zaren Beifein und feiner thätigen 
Mitwirfung vollzogen Um aud feine Schwefter Sophie, die er für mitſchuldig 
hielt, obgleich ihr Nichts bewieſen werben fonnte, zu ftrafen, ließ er vor ihren 
Tenftern 28 Galgen aufrihten und 130 Evelleute vor ihren Augen auffnüpfen. 
Die Leichname aber blieben auf feinen Befehl an der Stelle, wo das Urtheil voll» 
ftredt war, den ganzen Winter hindurch bis zum Frühjahr unbegraben liegen. 

Diefem entjetlihen Blutgericht folgte bald der Top Gordon's und Pe Fort’s, 
ber beiden Männer, vie dem Zaren am näcften geftanden und denen er am 
meiften zu verbanfen hatte. Er war troftlos über ihren Verluſt und ließ fie mit 
fürftlihem Pomp begraben. An ihre Stelle trat fein fpäterer Liebling und Rath: 
geber Mentfchikoff, der fi) aus niedrigem Stande zu den höhften Würden des 
Reichs emporfhwang. 

Die aufgelösten Schaaren ber Streligen wurden erſetzt durch 27 Regimenter 
Infanterie und 2 Negimenter Dragoner, welhe aus einer allgemeinen Retrutirung 
hervorgingen. Die Anftellung der Officiere follte dahei nur nad) dem Verdienſt 
und der Anciennität gefchehen. 

Nun begann P. mit unerhörter (snergie das große Werk der gänzlichen Um- 
geftaltung feines unermeßlichen Reiches. 

Ales, was er auf feinen Reifen bei anderen Völkern geſehen und was feinen 
Beifall gefunden hatte, follte mit einem Schlage, ohne vermittelnde Uebergänge, 
aud in Rußland eingeführt werben. 

Die Edelleute follten ihre Hauseinrihtung, ihre Kleidung, ihre Equipagen 
und ihre ganze Yebensweife ändern, nicht mehr eine fo zahlreiche Dienerſchaft 
halten wie bis dahin, ihre frauen, welche früher in orientalifher Abgeſchiedenheit 
von der Geſellſchaft gelebt hatten, zwingen, an dem Verkehr der Männer theilzu- 
nehmen — kurz, fie follten in allen Stüden das Gegentheil von dem thun, mas 
fie bisher gethan. Jeder, wer in feinen Dienften ftand, ober ein GStaatsamt be- 
Heidete, oder Zutritt zu der Perfon des Herrſchers haben wollte, mußte in aus— 
ländifher Tracht erſcheinen. Desgleihen ſollte das ganze Volk ſich ven Bart ab- 
ſchneiden und kurze Röde tragen, und zwar nad) einem vorgefchnittenen Mufter, 
welches über alle Stavtthore gehängt wurde. 

Ein firenger Befehl ward erlaflen, daß, wer künftig im Kaftan (ber alten 


3) History of his own times, II. 221. 
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Nationaltracht) vor den Stadtthoren erſchiene, entweber eine Gelbftrafe bezahlen, 
oder am Thore nieberfnieen folle, damit ihm ber Kaftan bis über die Aniee ab» 
gefchnitten werde. 

Desgleihen wurden alle einheimischen Sitten und Bergnügungen, felbft vie 
reizenden Nationaltänze, verpönt und durch ausländifche verbrängt. 

Wir können uns dem Urtheil der Hiftorifer und Schriftfteller, weldye, nad 
Voltaire's Vorgange, in allen dieſen Maßregeln einen Ausfluß hoher Weisheit 
erblidten, nicht anſchließen und ebenjo wenig fünnen wir das Volk tadeln, daß es 
fi al’ viefen Gewaltmaßregeln und zarifhen Launen nicht ohne Weiteres fügen 
wollte. Hätten die Ruſſen fügfam und blindlings in Einem Tage Alles aufgegeben, 
was ihnen feit Jahrhunderten als heilig und werth gegolten, fo wären fie Affen 
und nicht Menſchen geweſen. 

Auch hat ſich gezeigt, daß felbft die Macht des gewaltigften und unum— 
Ihränfteften Defpoten, wie P. war, gegen die Widerſtandskraft eines ganzen Volkes 
nichts auszurichten vermag. Denn diefes Bol (nicht blos die Bauern, fondern aud) 
ber ganze Mittelftand, Handwerker, Kaufleute 2c.) trägt heute nody feinen langen 
Kaftan und feinen Bart genau fo, wie vor P.'s Zeit, deſſen Schneiver- und 
Barbier-Ufafe an dem ganzen Kern des Bolfes fpurlos vorübergegangen. Und 
wenn man die guten Eigenſchaften der Nation: Heilighaltung der Familienbande, 
DOpferfreudigkeit, Wohlthätigfeit, Neligiofität u. dgl. kennen lernen will, fo muß 
man fie noch heute unter den Bartruffen fuchen. Aus denjenigen Rufen aber, welche 
fih P.'s Neuerungen blindlings fügten, und mit der alten Kleidung aud ben 
alten Adam auszogen, ift ein Gefchleht erwachſen, welches befonders in dem niedern 
Beamtenftande fortwuchernd, alles Glaubens, aller Sitte, aller Treue und Red— 
lichkeit bar, jene ruffifche Welt ver übertündten Bildung, der Korruption, des 
Wahnes und Eigennuges bildet, von der Puſchkin fingt, daß ſchon mandes edle 
Herz gebroden fei: 
„Sn diefer Welt voll Thoren, Laffen, 

Verkäuflicher Gerechtigkeit, 

In Uniform geftedter Affen, 

Auswürfe jeder Schlechtigkeit, 

Spione, frömmelnder Kofetten, 

Und Sklaven, ftolz auf ihre Ketten! 

In diefer Welt ver Heuchelei, 

Des Lugs und Trugs, ber Kriecherei, 

Verſchmitztheit, Rohheit, Alltagsleere, 

Klatſchſucht, Verläumdung, Unnatur — 

In dieſem Tugendgrab, wo nur 

Das Laſter kommt zu Ruhm und Ehre.“ 

Man vergißt immer, das mit in Anfchlag zu bringen, wenn man von P.'s I. 
Reformen ſpricht und nur deßhalb wird es hier mit befonderer Betonung hervor- 
gehoben, nicht um P.'s Größe zu leugnen, fondern um fie auf ihr richtiges Maß 
zurüdzuführen und dem Lejer einen Gefichtspunft zu eröffnen, der ihn befähigt, 
das Falſche von dem Aechten in den Handlungen bes gewaltigen Ruffenherrfchers 
zu unterfcheiden. 

Natürlich blieb er bei den Kleiver- und Bartreformen nicht ftehen, aber gerade 
biefe, verbunden mit der Verhöhnung der alten Sitten und Bräuche waren es, 
die noch mand’ blutig unterbrüdten Aufftand hervorgerufen haben. 

Er legte Drudereien und Schulen an, ſchickte junge Evelleute zu Hunderten 
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in’s Ausland, ließ nütliche Bücher aus fremden Sprachen in's Ruſſiſche überfegen, 
gründete Fabrifen und Manufafturen, fuchte den Handel zu beleben, vereinfachte 
die Adminiftration, regelte die beffere Erhebung der Steuern und fteigerte bie 
Staatseinfünfte, die fih zu Anfang feiner Regierung nur auf 6 Millionen Thaler 
beliefen, bis zur Höhe von 16 Millionen Thaler. 

Im Iahre 1703 erſchien die erfte vuffifche Zeitfchrift, deren erften Bogen ber 
Zar eigenhändig forrigirte und im Jahre 1710 wurbe ber erfte ruſſiſche Kalender 
gebrudt und dadurch zugleich ein neues Alphabet eingeführt, weldes die bis dahin 
herrſchende Kirchenfchrift weſentlich vereinfachte. Die Kirche felbft hatte ſchon früher 
tiefeingreifende Reformen erfahren, indem P. ihr nicht blos die Verwaltung ber 
reihen, fteuerfreien Kloftergüter, fondern auch nah dem Tode des Patriarchen 
Adrian (1700) dieſem keinen Nachfolger gab, um bie patriarhalifhe Würde mit 
der zarifchen zu vereinen. 

Bor allem aber war des Zaren Sinn daranf gerichtet, fein Reich nad Weften 
vorzufdieben und zu dieſem Zwecke einen Küftenftrih am baltifhen Meere zu 
me Bergebens hatte er Schweben zu beflimmen gefuht, ihm Narwa oder 

dyenſchanz freimillig abzutreten. Er verband fi deshalb mit Sahfen und Däne- 

marf, weldye in der Jugend und Unerfahrenheit des ſchwediſchen Königs Karl XII 
eine erwünfchte Gelegenheit zu finden glaubten, ihren Länderbeſitz auf feine Koften 
zu vermehren. 

Friedrich IV. von Dänemark wollte Karls Schwager und Freund, ben jungen 
Herzog Friedrich IV. von Holftein-Oottorp, unterbrüden. Kurfürft Friedrich Au- 
gen I. von Sachſen, welcher als Auguſt II. zugleih polnischer König war, hoffte 

iefland und Efthland wieder an Polen zu bringen. Mit ihnen machte P. gemein- 
fame Sache, um durch Eroberung der ſchwediſchen Provinzen, welhe Rußland vom 
baltiihen Meere fchieven, die Herrfhaft über diefes zu gewinnen und mit Europa 
in engeren Berfehr zu treten, 

Schon im Jahre 1699 wurde das DOffenfiv- und Defenfivbündniß der drei 
Monarchen gegen Schweden abgefhloffen und fie hofften, ihre Abfihten um fo 
fiherer zu erreichen, als damals die Großmächte durch ven bevorftehenden Tod 
König Karls II. von Spanien in Spannung gehalten wurden, auf deſſen Erbihaft 
zugleih Frankreich und Defterreih lauerten. Zudem waren alle Anzeihen dafür, 
daß die drei Herrfcher mit ihrer vereinten Macht gegenüber dem kaum fiebzehn- 
jährigen Schwedenkönig fo leichtes Spiel haben würden, wie drei Adler, die fich 
zu gleicher Zeit auf eine junge Gemſe ftürzen, P. beſonders war fih von vorn» 
herein flar darüber, daß die wahrfcheinlihen Vortheile des Krieges hauptfächlich 
ihm zu Gute kommen müßten, während die möglichen Gefahren und Nachtheile 
vornehmlich auf das unglüdlihe Sachſen (und Polen) fielen, deſſen Kurfürft und 
König doch nur als ein verächtlihes Werkzeug in P.'s Hand erfchien. 

Im unglüdlihften Falle konnte Rußland von Schweden gevemüthigt, viel» 
leiht fogar erobert, aber nicht behauptet werten, denn dagegen ſchützte es eben 
fo wohl die Natur feiner Rage, wie der Patriotismus feiner Bewohner. In jedem 
Falle konnte P. darauf rechnen, daß ein Krieg mit Schweben für fein neugebil- 
bete8 Heer eine vortrefflide Schule fein werde. 

Sicher rechnete feiner von ben brei Fürften, welche die Gelegenheit vom Zaun 
braden, um ſich gegen Schweden zu verbinden, darauf, in dem jungen Könige 
Karl eine fie Alle an Eriegerifcher Tüchtigfeit weit überragenden Gegner zu finden. 

Der nordiſche Krieg begann mit einem fo treu- wie fruchtlofen Unternehmen 
der Sachſen gegen Riga und einem Angriffe Dänemarks gegen Holftein. Mit 
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Blitzesſchnelle eilte Karl feinem Schwager zu Hülfe; Ianbete auf der Infel See- 
land und betrohte die Hauptftadt Kopenhagen, jo daß der überraſchte Dänenkönig 
nichts Eiligeres zu thun hatte, als ſich durch Unterzeihnung des Vertrags von 
Travendahl mit dem Herzog von Holftein wieder auszuföhnen. Nun erließ P. 
feine Kriegserflärung gegen Schweben, worauf Karl fofort über vie Oſtſee ſetzte, 
in Liefland landete und bei Narwa mit etwa 15000 Mann das dreimal ftärfere 
ruffifche Heer vollftändig vernichtete (21. Nov. 1700). Alle Dffictere wurden zu 
Kriegsgefangenen gemacht und das ganze Gepäck und Gefhüg ver Ruſſen (150 Ka- 
nonen) fiel in vie Hände der Schweden. 

Es wäre Karl ein Leichtes geweſen, durch Verfolgung dieſes Sieges, ver 
feinen gefährlidften Feind fampfunfähig gemacht und die Ueberlegenheit ver ſchwe⸗ 
bifhen Truppen in fo glänzender Weife bewährt hatte, bem Kriege ein rafches 
Ende zu machen, aber dem tollfühnen Helden und jugendlichen Feldherrn fehlte vie 
rubige Befonnenheit und der Yernblid des Staatsmannes, welche P. in jo hohem 
Grade befaß. Die Befriedigung feines ftolzen Ehrgeizes und feiner perfönlichen 
Rachepläne war ihm wichtiger ald das wohlerwogene Intereffe feines Landes, Er 
wollte vor Allem Auguft II. vemüthigen, mit dem er leichtes Spiel hatte, worüber 
er aber feinem Hauptfeind P. freie Hand ließ, raſch ein neues Heer zu bilden, 
womit diefer Liefland und Efthland bedrohte, während bie eigentliche Abſicht auf 
Ingermannland und Karelien gerichtet war. 

Derweil nun Karl im Sommer 1701 die Sachſen an der Düna flug, dann 
in Polen eindrang und den ihm gründlich verhaßten König Auguft verfolgte, um 
ihn vom polnifhen Throne zu ftoßen und Stanislaus Leszinsty darauf zu fegen, 
bildete P. forgfältig fein neues Heer aus und griff, um bie Truppen nad und 
nad an den Kampf zu gewöhnen, die Schweden immer nur mit überlegener Zahl 
an, trug 1702 zwei Siege davon, eroberte die Feſtung Nöteburg, welche er nach— 
ber Schlüffelburg nannte, und legte ſchon im nächften Jahre auf ſchwediſchem Ge- 
biete die erften Baufteine zu der neuen Hauptftabt feines Reiches, 

Man darf fih die Gründung Petersburgs nicht in der Weife denken, wie 
fie gewöhnlih dargeftellt wird, nämlich als ob P. ven Plan der Stadt fir und 
fertig im Kopf gehabt und diefe danach in’s Leben gerufen hätte. Sein urfprüng- 
liher Plan war nur, einen vortheilhaften Hafen an der Newa und am baltiſchen 
Meere zu haben. Diefer Hafen mußte dann natürlich durch Befeftigungen gefichert 
werden, in deren Anlage, eben weil fie mit fo ungeheuren Schwierigkeiten ver- 
fnüpft waren, P. ſich dermaßen gefiel, daß er immer weiter baute, bis endlich der 
Entfhluß in ihm reifte, ſich dort ganz niebderzulaffen und vie neue Stadt zur 
Metropole des ruffifhen Reiches zu machen, um dieſes dadurch möglichft weit nad) 
Europa vorzufchieben. 

Da Alles, was er fhuf, immer nur auf Nahahmung des Fremden beruhete, 
fo ſchwebte ihm auch bei der Gründung Petersburgs als höchſtes Mufter feine 
Pieblingeftadt Amfterdam vor. Auf der Newa Infel Waſſily (Wassily-ostrow) follte 
ein Heines Amfterdbam gebaut werden, da dem Zaren die Lage diefer Infel ganz 
beſonders dazu geeignet jhien. Allein P., durch den Schwedenkrieg abgezogen, ver- 
ließ fi zur Ausführung feines Planes auf einen Baumeiſter, ver ihn falſch ver- 
ftand und flatt der großen, fchiffetragenven Kanäle, welche angelegt werden follten, 
feine Abzugskanäle anlegte, die er mit Holz überbedte, worüber ver Zar, als er 
das Wert vollendet ſah, fih fo entrüftete, daß er den Baumeifter mit feinem 
Stode auf das Unbarmherzigfte durchprügelte und dann fortſchickte. 

Dean hatte dem Zaren gerathen, ftatt vom Grund aus eine neue Stadt zu 
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bauen, bie von ven Schweden eroberte Feftung Nyenfchanz, welche die Mündung 
ber Newa an der Dftjee begrenzte, drei Kirchen und eine entſprechende Häuferzahl 
nebft Einwohnern enthielt, zu erweitern, da fie durch ihre hohe Page weit günftigere 
Bedingungen bot, als die bodenloſe, den Ueberſchwemmungen ausgeſetzte Niede- 
rung, welde P. zur Anlage feiner Bauten beftimmt hatte. Allein viefer ließ vie 
Veftungswerke von Nyenfhanz rafiren und fuhr fort, Taufende von Menſchenleben 
der undanfbaren Aufgabe zu opfern, fünftlih einen feften Grund für die neue 
Stadt zu ſchaffen, wo die Natur einen foldhen verfagt hatte. 

Die Schwierigkeiten, melde tabei überwunden werden mußten, waren uner: 
meßlih. Man verfertigte große Kaften, weldhe mit Baumftämmen ausgefüllt wurden, 
um die Moräfte urd Sümpfe auszufüllen. Kaum glaubte man irgendwo feften 
Boden gewonnen zu haben, als plöglich Alles wieder einftürzte oder ſich ſenkte und 
die Arbeit von Neuem begonnen werben mußte. Trotzdem wäre aus der Stadt 
Nichts geworden, wenn P. nicht einerfeits die größten VBortheile und Verfprehungen 
geboten, um Einwohner zu gewinnen, und anderfeits bie unglaublidften Zwangs— 
maßregeln zu demſelben Zweck angewandt hätte, wie folde eben nur in Rußland 
möglich waren. So durfte 3. B. in ver alten Hauptftadt Moskau zwanzig Jahre 
lang fein neues Haus gebaut werben, um die Leute zu zwingen, nad) Petersburg 
überzufiebeln. 

Ob nun das Berdienft P.'s, die nad feinem Namen benannte Stadt ge- 
gründet zu haben, wirklich fo groß ift, wie man es darftellt, wollen wir dahin— 
geftellt jein laffen. Dem Herricher eines in der Bildung weiter vorgerüdten Volkes 
wäre ein foldhes Unternehmen geradezu unmöglid geweſen, weldes eben nur aus: 
geführt werden konnte in einem Lande, deffen Herrſcher unumſchränkt über Leben, 
Eigenthum und Arbeitskraft feines Volkes gebot. 

Petersburg ift und bleibt eine fünftlihe Schöpfung, mit fo wenig Berüd- 
fihtigung der Natur und des Drtes angelegt, daß fie bei einer großen Ueber- 
ſchwemmung ver Newa eines jhönen Tages wieder eben fo ſchnell in Sumpf 
und Moraft verſchwinden kann, wie fie durch P. daraus hervorgezogen wurde, 

Hunderttaufende von Menfchenleben find bei der Erbauung Petersburgs zu 
Grunde gegangen, und die fhon öfters von Ueberſchwemmungen heimgefuchte Stadt 
friftet ihr koſtſpieliges Daſein nur dadurch, daß fie im Kampfe mit der zerftörenven 
Natur ſich immer erneut. 

Der Zufall führte wenige Monate nad der Grundlegung der Feſtung (im 
November 1703) ein holländiſches, mit Wein, Salz und anderen Waaren bela- 
denes Schiff, weldes nach Nyenſchanz beftimmt war, in die Mündung der Nema. 
P., über die unerwartete Erſcheinung erfreut, leitete felbft als Matroſe mit feiner 
Schaluppe das holländiſche Schiff die vielen Sandbänfe vorüber bis zur Wohnung 
des Gouverneurs Fürſt Mentſchikoff. Der Schiffer ward zur Tafel gezogen und 
erft hier warb er gewahr, daß er mit dem Zaren ſpreche und daß der Zar es fei, 
der jein Schiff in vie Newamündung bineingelootjet habe. Er erhielt die Erlaub- 
niß, ohne Zollabgaben feine Ladung zu verfaufen. P. felbft kaufte einen Theil 
davon, die angefeheneren Ruſſen folgten ihm, und in kurzer Zeit war Alles abge: 
fett. Mit ruffiihen Produkten beladen ging der Schiffer bald wieder in See und 
beim Abſchiedsſchmauſe erhielt jeder Matrofe 300 Thaler, ver Schiffer felbft aber 
500 Dufaten zum Geſchenke. Auch wurde ihm bei jevem künftigen Beſuche eine 
Belohnung von 100 Rubeln verheißen und zugleich befaunt gemacht, daß ber 
Kapitän des zweiten nad Petersburg kommenden Schiffes eine Belohnung von 
300, und der des dritten von 150 Dufaten zu erwarten habe. 
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Das erfte Schiff, welches nad dem holländifchen in Petersburg einlief, war 
ein englifches, wobei P. ebenfalls ven Lootfen machte und dafür forgte, daß das 
Schiffsvolf in derfelben Weife wie das holländiſche bewirthet wurde. 

Es leuchtet ein, wie fehr folhe Vorgänge dienen mußten, P.'s Namen in 
fremden Ländern populär zu machen. Bon dem mächtigen Zaren felbft als jeines- 
gleihen behandelt zu werben, war für bie Fremden ein mächtiges Yodmittel, 
während die Nuffen, denen folde Gnaden nicht zu Theil wurden, darüber murrten. 

Doch mir wenden uns jegt wieder dem Verlaufe des nordiſchen Krieges zu. 
Karl hatte den polnifhen König bis Krakau verfolgt und feinem Heere bei Klif- 
fow (im Juli 1702) eine entſcheidende Niederlage beigebradt. Er hatte ſich dann, 
im hartnädigen Widerſpruch mit feinen Rüthen, immer weiter in bie polnifchen 
Händel verftridt und die Polen gezwungen (6. Februar 1704), den fchwelgeri- 
ſchen König Auguſt abzufegen, der, um feine erfhöpften Kafjen wieder zu füllen, 
einen Theil feiner Unterthanen als Soldaten an Holland und England verkaufte, 
Während folhergeftalt Auguft fein Bolt ausprefte, und Karl durch einen aben- 
teuerlihen Krieg in Polen fein Heer aufrieb, eroberte P., feinen Bortheil Flug 
erſpähend, die Städte Narwa und Dorpat und ſchloß, um die Schweden nod) 
länger in Polen zu befhäftigen, im Auguft 1704 einen neuen Bunb mit dem 
Kurfürften von Sachſen. Die Folge davon war, daß Karl im Auguft 1706 felbft 
nach Sachſen marjhirte und, ohne Wiverftand zu finden, bis Leipzig vorbrang. 
Am 14. Sept. 1706 wurde ein Friede gejchloffen, bei welchem Auguft II. wieder 
die ganze Niederträchtigfeit feines Charakters offenbarte und wobei das arme ſäch— 
fiihe Bolf bis aufs Blut ausgefogen wurde. Nun fann Karl darauf, aud die 
inzwifhen mädtig angewachſene Armee P.'s zu vernichten, und gegen ven Rath 
feiner erfahrenen Feldherrn unternahm er den verhängnifvollen Zug nad Ruß— 
land, der unter Beſchwerden, Entbehrungen und Gefahren aller Art ausgeführt, 
die Entfheidungsihlaht bei Poltawa zur Folge hatte, von welcher Schwedens 
Untergang und Rußlands Aufſchwung datirt. 

Die wunderbare Rettung Rußlands von den Schweben im Jahre 1709 bie- 
tet merfwärbige Bergleihungspunfte mit der Rettung Rußlands vor ven Fran- 
zofen im Jahre 1812. Karls Marfh nad Südrußland fiel in den Winter von 
1708 und 1709, welcher ver härtefte des 18. Jahrhunderts war, jo daß Tau— 
jende der beften Krieger des ſchwediſchen Heeres erfroren, ehe fie mit dem Feinde 
zufammenftießen. 

Es ift hier nicht der Ort, in alle Einzelheiten des mörberifchen Feldzuges 
einzugeben, nur fo viel fei erwähnt, daß jede dieſer Einzelheiten bei näherem 
Zuſehen zeigt, wie fehr die Schweden in allen Stüden ven Ruſſen überlegen wa- 
ren, fo daß nur der Eigenfinn und die Tollfühnheit ihres Königs, der jenem gu— 
ten Rathe fein Ohr verfchloß, ihr endliches Verderben herbeiführte. In der ſchlech— 
teften Jahreszeit führte er fein Heer durd Sümpfe und unwegſame Wälvder, in 
ver beften Jahreszeit lag er ruhig drei Monate lang an einem Orte. Im Mai 
1708 ließ er alle ruffiichen Gefangenen frei, welde fofort das feinvlihe Heer 
wieder verftärften Er beſchied den General Föwenhaupt aus Lieflant, ließ ſich 
aber dann, ftatt ihn am feftgefetten Orte zu erwarten, durch den alten Hetman 
Mafeppa beftimmen, feinen Plan zu ändern und einen Seitenmarſch in die Ukraine 
zu unternehmen, wodurch Löwenhaupt, der fih unter unfägliden Schwierigkeiten 
durch Moräfte und Wälder, fortwährend umfhwärmt von Feinden, feinen Weg 
ins Innere von Rußland gebahnt hatte, um mit dem Könige zufammenzutreffen, 
in die gefährlichfte Lage gebracht wurde, aus welder ihn nur feine Geiftesgegen- 


60 Peter der Sroſe. 


wart und fein militärtfches Gente befreite. Mit feinem, durch ben beſchwerlichen 
Marſch ermüdeten Heere, welches faum noch 10,000 Mann ftarl war, ſchlug er 
bei Liesna die aus 40,000 Mann beftehende Armee der Ruffen und bewerfftel- 
ligte binnen zwei Tagen feine Bereinigung mit den Truppen des Königs, nach— 
dem er jedoch, um dieſes möglid zu machen, alles Geihüg, alle Borräthe, bie 
er dem König zuführen folte, hatte opfern müſſen. 

Karls Bündniß mit dem verrätherifhen Koſaken-Hetman follte zu feinem 
Berberben werben, denn das Wenigfte von dem, was der Hetman ihm verheißen 
hatte, ging in Erfüllung. Die Kofafen zeigten ſich nicht geneigt, von dem Zaren 
abzufallen; das ſchwediſche Heer war durch den harten Winter und angeftrengte 
Märſche zufammengefhmolzen; es fehlte an Lebensmitteln, fogar an Pulver und 
Blei; und um das Unglüd voll zu mahen, wurbe Karl zehn Tage vor ber ei- 
entlihen Entj&heidungsfhlacht verwundet, fo daß er fein Pferd befteigen und bei 
Boltawa nicht felbft ven Oberbefehl führen konnte, ven er feinen Generalen Lö— 
wenhaupt und Rhenſchöld überlaffen mußte, welde mit einander in Unfrieden 
lebten und aud im ver Führung der Schlacht nicht eines Sinnes waren. So war 
e8 denn fein Wunder, daß fie von den mwohlgenährten, einheitlih geführten und 
an Zahl weit überlegenen Ruffen eine vollftändige Niederlage erlitten. Bon dem 
ganzen ſchwediſchen Heere retteten fi) nur 14,000 Mann in ein fhledht befeftig- 
tes Lager am Dnieper. Karl flug fih mit 2000 Mann durd bis an das Ufer 
des Pruth, verlor beim Ueberfchreiten dieſes Fluffes 500 feiner Leute und er- 
reichte dann Benber, wo er von den Türken freundlih aufgenommen wurde. 

Achtzehntaufend fchwerifhe Soldaten waren ald Gefangene in P.s 
Hände gefallen, die er fo geſchickt unter fein Hauptheer vertheilte, daß fie gleich- 
fam zu Lehrmeiftern vesfelben wurden. Dem Siege von Poltawa folgte unver- 
züglih die Erneuerung der norbifhen Allianz. B. wandte fih, nachdem er in 
Moskau feinen triumphirenden Einzug gehalten hatte, wieder eifrig den polnifchen 
Angelegenheiten zu, Stanislaus wurbe geftürzt und Auguſt beftieg aufs Neue den 
Thron, ald des Zaren gefhmeiviges und verächtliches Werkzeug. 

Während Karl nun als Gaft des Sultans dieſen zu einem Kriege gegen 
Rußland zu treiben fuchte, vollendete P. (1710) die Eroberung Lieflands und 
Kareliens. Im Winter vesfelben Jahres vermählte er vie Prinzeffin Anna (nad 
malige Kaiferin) mit dem Herzoge Friebrih Wilhelm von Kurland. 

Der Zar ftand jett auf ver Höhe feines Glückes. Wie eine Denkmünze es 
allegorifch darftellte, hielt der ruffifche Adler in fefter Klaue die Schlüffel ver vier 
Meere, welche das Reich bemäffern. Rußland war durch P. mit eurcpäifhen For- 
men überfleivet; alle Empörungen im Innern waren gebämpft, eine mächtige 
Flotte und Armee gegründet und beide hatten ſich ſchon durch Siege zu Waffer 
und zu Land dem Auslande furdtbar gezeigt. 

Dod noch lebte Karl, der Schwedenkönig, den eine Denkmünze aus jener 
Zeit darftellt als einen Löwen, welcher beim Scheine des Mondes mit offenen 
Augen ruhend, der wiederkehrenden Sonne harrt. Er rubete nicht, bis der Sul- 
tan Ahmet, dem die Ausvehnung Rußlands felbft bevrohlic zu werben begann, 
feinem Großvezier den Befehl gab, gegen P. ins Feld zu rüden. Die ruffifche 
Armee fette fih fofort gegen ben Pruth im Bewegung, von wo aus ber Zar 
nod vor Eintreffen des Großvezierd das Donauufer zu erreihen hoffte. Allein 
bie Türken hatten den Strom bereits überſchritten und P. fah ſich plöglih von 
einem an Streitkräften weit überlegenen Feinde umringt. In dieſer verzweifelten 
Lage, ohne andere Ausficht ald Tod oder Gefangenfchaft, zeigte ſich feine Herr- 
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fhergröße im hellſten Lichte. Einzig und allein um das Wohl feines Reiches be 
forgt, fi felbft und feine Familie darüber vergeflend, ſchrieb er einen Brief an 
den Senat, worin er diefem kurz feinen hofinungslofen Zuftand ſchilderte, Ber- 
haltungsmaßregeln für den Ball jeiner Gefangenfhaft gab und mit den Worten 
ſchloß: „Komm ich aber ums Leben, fo follt Ihr den Würdigften unter Euch zu 
meinem Nachfolger erwählen.“ 

Weltbefannt ift, wie Katharina durch einen klugen Einfall ihn und die ganze 
Armee vom Berverben rettete. Das Wunder diefer Rettung wurde nicht allein 
durch die Beſtechung des türkifhen Großmwefierd bewirkt, fondern läßt fih aud 
noch auf andere Örlinde zurüdführen, Der Großwefler Mehmed, dem vom 
Sultan der Oberbefehl des Heeres anvertraut war, befaß nicht die geringfte mi« 
litärifhe Erfahrung und ließ es fi) daher, troß ber großen Ueberlegenheit feiner 
Streitkräfte, gerne gefallen, einen frievlihen Sieg zu erkämpfen, durch welchen 
für ihn felbft ein beträchtliher Gewinn abfiel und außerdem für den Sultan fehr 
beveutende Vortheile errungen wurben. Denn in Folge des Friedens vom Pruth, 
oder von Huſch (23, Juli 1711) mußte P. die Feftung Taganrogg ſchleifen, das 
Land der Saparogen aufgeben, das mit jo großen Opfern von ben Türken 
eroberte Aſow nebft dem ganzen dazu gehörigen Gebiete zurüderftatten und ver- 
ſprechen, ſich nicht mehr in die Angelegenheiten Polens zu miſchen. 

Dennod würde der Großweſier vielleicht gejhwanft haben, wenn ihn nicht 
das hochmüthige Benehmen Karla zu einem raſchen Entſchluſſe gereizt hätte. Meh— 
med Hatte nämlich den friegserfahrenen König, der immer nod in dem nahen 
Denver hauste, erſuchen laffen, ins Lager zu kommen, und ihn mit feinem Rathe 
bei ver bevorftehenden Schlacht zu unterftügen. Anfangs war Karl geneigt gewe⸗ 
fen, darauf einzugehen, aber durch einige Herren feiner Umgebung anderen Sin- 
nes geworben, wied er die Einladung zurüd, weil es fi für einen König nicht 
gezieme, unter einem andern Befehlshaber zu kämpſen. Das war es wohl haupt» 
fählih, was den darüber erzärnten Großwefler zum rafhen Abſchluß des Friedens 
mit P. bewog. 

Katharina hatte durch ihren klugen Einfall Rußland gerettet und ſich würdig 
gezeigt, die Gemahlin des Zaren zu fein. Durch den Lebensgang dieſer merkwür⸗ 
digen Frau offenbarte das Glück feine Launen in einer Weiſe, wie die Weltge- 
ſchichte wenig Ähnliche Beifpiele bietet. Aus der Hefe des Bolfes im Jahre 1682 
geboren, erhielt fie, nach lutheriſchem Nitus getauft, den Namen Martha Rabe. 
Bei der Zerftörung des Städtchens Marienburg fiel fie den Rufen in die Hände, 
und fand einen Beſchützer in dem Feldmarſchall Scheremetjew. Diefem entriß fie 
der durch P.'s Gunft allmächtige Mentſchikow, als deſſen Mätreffe P. fie kennen 
lernte und, gefeflelt von dem gefälligen Aeußern und ven Hugen Antworten des 
faum 16jährigen Mädchens, fie zu fih nahm, um fi nie mehr von ihr zu tren— 
nen. Seine Gemahlin Eudoria hatte er in ein ‚Klofter geftedt, weil fie ihn mit 
ihren tugendhaften Vorwürfen über feinen etwas loderen Lebenswandel langweilte, 
und die Waife von Martenburg war ihm ein höchſt vollfommener Erjag für bie 
Berftoßene. Im Jahre 1703 trat fie zur griehifhen Kirche über und erhielt in 
der Taufe ven Namen Katharina Alexéjewna. Sie wurde P. bald unentbehrlid, 
da fie fih in alle feine Launen zu fügen wußte, auf feine Reformgedanfen für 
bernd einging, feine Liebeshändel um jo leichter überfah, als fie es jelbft in bie 
fem Punkte nicht allzu genau nahm, nicht übermüthig ward duch feine Hulvi- 
gungen, und nicht murrte über die Prügel, die fie hin und wieder von ihm zum 
ertragen hatte, Heimlich ließ er fie ſchon im Jahre 1707 fih antrauen und, 
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nachdem fie am Pruth das Reich gerettet hatte, ließ er fie im Jahre 1712 feier 
ih al8 Zarin anerfennen und vor feinem Tode auf dem Kreml als Kaiferin 
frönen und jalben. 

Da P. in der Erfüllung feiner Friedensbedingungen ſehr faumfelig zu 
Werke ging, fo erfolgte im Jahre 1711 eine neue Ariegserflärung der Türken. 
Allein durch ruffiihe Beftehungen am türfifhen Hofe und durd Vermittlung ber 
engliihen und holländiſchen Regierung warb der Friede fhon im Frühjahr 1712 
wieder hergeftellt. Ebenfo wurde eine dritte Kriegserflärung, welde auf das unab- 
läffige Antreiben Karls von der Pforte im Herbft desjelben Jahres ausging, 
durch ruffifches Gold bald wieder in einen Friedensvertrag umgewandelt. Der 
Sultan war nadıgerade des ewigen Drängens feines königlichen Gaſtes müde 
geworden und, da biefer ſich hartnädig weigerte, die Türfei zu verlaffen, fo wurde 
er in feinem Haufe von einer fürmliden Armee belagert, nad mörderiſchem Wi- 
derftande gefangen genommen und in das Schloß Demirtafh bei Aprianopel geführt, 
von wo er endlid gegen Ende des Jahres 1714 in feine Staaten zurüdfehrte. 

Der nordiſche Krieg, deſſen Früchte P. allein erntete, hatte inzwijchen mit 
furzen Unterbrehungen fortgedauert. Ein ruffiihes Heer, verftärft durch die Sach— 
fen, belagerte im Jahre 1711 unter Mentſchikows Führung Stettin und Stral- 
fund. Stenborf vertheidigte vie deutfhen Provinzen (1712) gegen die Rufen, 
Sachſen und Dänen und flug bei Gadebuſch mit 8000 Mann ein faft drei— 
mal ftärferes Heer in die Flucht. Hier wie früher zeigte fih bei jeder Gelegen- 
beit die größere Ariegstüchtigfeit der Schweden, aber fie wußten ihre Erfolge nicht 
auszubeuten, da die Feldherrn Karls eben fo trogföpfig waren und ebenfo ihre 
perfönlichen Yaunen und Rachegelüfte- über die Forderungen einer flugen Politik 
festen, wie er jelbft. 

Karl fand nad feiner Rückkehr das Reich in Verwirrung, die reichten Pros - 
vinzen verloren oder in Gefahr, den Adel feinvfelig gegen den Thron geftimmt, 
das Volk verarmt, bie Finanzen erſchöpft. Abgefehen von ven ruffifhen Erobe- 
rungen, welche ganz Eſthland, Yiefland, Ingermannland, Karelien und einen Theil 
von Finnland umfahten, war Pommern von den Preußen befegt, Bremen und 
Berden in den Händen der Hannoveraner. Gegen Ende des Jahres 1715 fiel 
bie Feftung Stralfund, und im folgenden Jahre auch Wismar, der legte ſchwe— 
diihe Anhaltspunkt auf deutfhem Boden; in die Hände ver Feinde. . 

Durd den Grafen Görz, welden Karl in feine Dienfte 309, und welder 
als ein eben jo gewiegter Yinanzminifter wie als überlegener Diplomat gerühmt 
wurde, hoffte Karl feinem erfhöpften Reihe wieder aufzuhelfen. In der That 
dienen die klugen Mafregeln und viplomatifhen Anknüpfungen des erfahrenen 
Staatsmannes ganz geeignet, einen neuen Auffhwung des Reiches herbeizuführen. 
Es gelang ihm, Karl zu einer Ausſöhnung mit Rußland zu bewegen, um ſich 
ungeftört an feinen anderen Feinden entihädigen zu fünnen. Im Jahre 1718 
wurden auf der Alands-Inſel Lofoe zwiſchen Schweden und Rußland Friedens— 
präliminarien abgefchloffen, in welchen B. rüdfichtslos das Intereffe feiner bishe- 
rigen Verbündeten opferte, um dem Könige Karl die Wiedererlangung aller feiner 
deutſchen Staaten zu fihern. Der Vertrag würde auch zur Ausführung gekommen 
fein, wenn Karl, im Begriff, Norwegen zu erobern, nicht im December vesfelben 
Jahres bei der Belagerung der Feltung Friedrichshall feinen Tod gefunden hätte, 

Nun erfolgte in Schweben eine Adelsrevolution, melde den Grafen Görz 
befeitigte und die (mit dem Grbprinzen Friebrih I. von Heflen-Kafjel vermählte) 
jüngere Schwefter des verftorbenen Könige, Ulrike Eleonore auf den Thron 
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brachte. Es ift hier nicht der Ort, auf den dadurch erzeugten Umfhwunz ber 
Dinge einzugehen, welcher vie Friedenspräliminarien vernichtete und Schweden 
den Verwüftungen der Ruſſen preisgab. 

As am 10. September 1721 der Friede von Nyftabt dem nordiſchen Kriege 
ein Ende machte, war Rußland zu einer Großmacht erften Ranges emporgewad)- 
fen und Schweden zu einer Macht zweiten oder dritten Ranges herabgejunten, 
deren Scidfale fortan von Petersburg aus gelenft wurden, gleihwie vie Scid- 
fale Polens und Dänemarks. 

Der ruffiihe Senat und ver heilige Synod, eine neue Schöpfung P.'s, 
bewogen ihn gemeinfam, jegt den Kaifertitel fich beizulegen, ver auch jofort von 
Preußen, Holland und Schweren anerkannt wurde, während die anderen Mächte 
erft ſpäter und unter ulleriei Vorbehalt fid) zur Anerkennung bequemten. Zu glei 
ber Zeit wurde ihm auch vom Senat und Synod der Beinamen des „Großen“ 
defretirt, den weder Mitwelt noch Nachwelt ihm ftreitig gemad;t haben. Wenige 
Monate nad feiner Erhebung erklärte er feine Tochter Eliſabeth für volljährig 
und verband damit (5. Febr. 1722) die Beltimmung, daß es jedem Herrſcher 
von Rußland anheimgegeben fein folle, feinen Nachfolger felbft zu ernennen — 
eine höchſt gefährliche Beftimmung, wie die jpätere Geſchichte von Rußland lehrt, 

Bon den Erlebniffen P.'s auf ben verfchiedenen Reijen, welche er nad 
Deutihland, Dänemark, Frankreich u. f. w. unternahm, können wir nur einzelne 
anführen, die befonders tief in ven Gang feiner Regierung eingreifen, wie z. B. 
feine Begegnung mit Yeibnig, melde die Gründung der Peteröburger Akademie 
zur Folge hatte, fowie feinen viermonatlihen Aufenthalt in Paris (1717), wo er 
mit Begeifterung aufgenommen wurde und mit dem Negenten einen Freundſchafts— 
und Handelsvertrag abſchloß, endlich feinen erften Beſuch in Karlsbad (1711), 
wo er feine zerrüttete Geſundheit herftellte und dann neu gefräftigt in Torgau bei 
der Königin von Polen die Bermählung feines einzigen Sohnes Wlerei mit ver 
Prinzeffin von Braunfhweig-Wolfenbüttel feierte. 

Er hatte gehofft, ven Prinzen, welcher fi ven gewaltfamen Neuerungen feines 
Baters und der Bevorzugung ver Ausländer wenig geneigt zeigte, durch dieſe Vermäh— 
lung mit einer anmuthigen und feingebildeten veutfchen Prinzeſſin günftiger zu ftim- 
men; allein Alexei blieb nach wie vor der altruffiihen Partei treu, deren Liebling und 
Hoffnung er war und durd welche er-fich zu Schritten verleiten ließ, die im Jahre 
1718 eine hochnothpeinliche Unterſuchung und feinen Tod zur Folge hatten. Ob er 
am gebrochenen Herzen ftarb oder heimlich umgebracht wurde, muß dahin geftellt blei— 
ben: gewiß ift, daß P. ein Gericht von 124 Wirdenträgern berief, welde nichts Ei— 
ligeres zu thun hatten, als das Todesurtheil des feinem Vater verhaßten Prinzen aus: 
zuſprechen, und ebenfo gewiß ift, daß P. dieſes Urtheil mit eigener Hand unterfchrieb. 

Für P., der das große Werk feines Lebens durch feinen eigenen Sohn gefährdet 
glaubte, mögen ſich gewichtige Entihuldigungsgründe anführen laſſen, allein nicht 
minder gewichtige Gründe lafjen fih zur Entfhulvigung feines Sohnes anführen, 
Der unglüdliche Prinz, der mit ganzem Herzen an feiner Mutter hing, mußte es in 
jarter Jugend mit anfeben, wie der Zar fie mißhandelte und endlich ganz verftieß und 
ins Klofter fperrte, weil fie hinter den Mätrefjen ihres Gemahls nicht zurüditehen 
wollte. Seine Anhänglichkeit an die Berftoßene bewirkte, daß der Zar ihn felbft kühl 
und abweijend behandelte. Er ſah vie verführerifhe Katharina, die ſchon durch vieler 
Herren Hände gegangen, an die Stelle feiner Mutter gejegt und vie mit ihr in wilder 
Ehe erzeugten Kinder fich felbft vorgezogen. War es unter ſolchen Umſtänden zu ver- 
wundern, daß er ven Freunden feiner Mutter, vie ibm mit Liebe und Ehrfurdf ent- 
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gegen famen, mehr Vertrauen ſchenkte, ala dem verfchmigten, hochmüthigen Mentſchi⸗ 
fow und ben andern wäften Günftlingen feines Vaters, die ihn mit Hohn und Berady- 
tung behandelten ? 

B. offenbarte feine an Grauſamkeit ftreifende Strenge nicht blos durch die Ver— 
urtheilung feines eigenen Sohnes, audy unter den Großen feines Reiches, unter feiner 
nächſten Umgebung fuchte er zuweilen aufzuräumen, wobei fid denn freilich jedesmal 
auf das Unzweifelhaftefte herausftellte, daß fie allefammt Schelme und Betrüger wa- 
ren und ber größte von Allen fein Liebling Mentſchikow, den er von Zeit zu Zeit 
durdprügelte, und ſich dann wieder mit ihm verfühnte und ihn küßte. 

Der große Zar lernte während feiner langen Regierung nur drei Männer fen- 
nen, auf deren Treue und Uneigennügigkeit er fih ganz verlaffen konnte: in den erften 
Jahren die zu früh verftorbenen Generale Gorvon und Le Fort und in den legten 
Jahren den General v. Münnich, der ein Lieblingswert P.'s, die Ausgrabung des 
großen Ladoga⸗Kanals, zu Stande brachte, nachdem die früher damit beauftragten 
Würdenträger Millionen unterſchlagen hatten, ohne das Wert im Geringften zu 
fördern. Der Lavoga-Kanal, weicher ven Wolchowſtrom mit ber Newa vereint, 
war von, unermeßlicher Wichtigkeit für Petersburg, da e8 der Stabt, ehe er aus- 
geführt wurde, häufig an Brotkorn fehlte, welches aus dem Innern des Landes 
auf dem Wolhomftrom fommend, den äußerft gefährlichen Labogafee zu pafjiren 
hatte, um in die Newa zu gelangen. Bei ftürmifhem Wetter, welches oft Wochen 
lang anhielt, wagte fein ruffifher Schiffer fi über den See und der Stabt blieb 
fo lange alle Kornzufuhr abgefhnitten. Man begreift danach, wie fehr dem Grün- 
der Petersburgs die Anlage des Kanals am Herzen lag, und die Schwierigkeiten 
der Ausführung des Werkes mögen aus der einfachen Angabe erhellen, daß feine 
Länge 14 deutſche Meilen beträgt. Piſſarew, ein Günftling des Zaren, hatte die 
Löfung der -widhtigen Aufgabe übernommen, bevor P. feinen berühmten Zug 
nah dem damals durch innere Zwiſte zerrütteten Perfien begann, um, den Blid 
begehrlih nad Indien richtend, am kaſpiſchen Meere feften Fuß zu fallen und 
Rußland denſelben Eirfluß in Afien zu fihern, ven es in Europa ſchon behaup- 
tele. Die Städte Derben» und Baku äffneten ihm ohne Wiverftand die Thore 
und, ohne eine eigentliche Schlacht zu ſchlagen, bemädhtigte er ſich der Provinzen 
Ghilan, Mafenveran u d Aftrabad, welche freilich fehs Jahre fpäter, durch dem 
Bertrag von Refht, wieder verloren gingen. 

Noch muß eine Erpebition erwähnt werben, die P. ebenfalls mit Hinblid 
auf Indien, nah Bahara ausrüftete. 

Schon Iwan Waffiljewitih, P.'s Vorbild, hatte den Plan gefaßt, fih in 
der Bucharei feftzufeßen, um von dort Verbindungen mit Indien einzuleiten. Den 
damals gejcheiterten Plan nahm PB. wieter auf, eine Expedition nad Chiwa un- 
ter dem Fürſten Ticherfasty damit verbindend, welche übrigens ebenfalls ohne 
Erfolg blieb. 

Nah feiner Rückkehr von Perfien, in Moskau durd einen großartigen 
Triumphzug verherrlicht, fühlte P. feine Kräfte, wie feine gute Laune, mehr und 
mehr ſchwinden. 

Seine raftlofe Thätigteit, feine mit großen Strapagen verbundenen Feldzüge 
und — nicht in legter Linie — feine Ausfchweifungen hatten ihn vor der Zeit 
vufgerieben und, je mehr er der Natur trogte und feine Kräfte überſchätzte, befto 
heftiger waren bie Rückfälle feiner unheilbaren Krankheit. Dazu fam ver tiefe 
Schmerz, den er empfand, wenn er fah, daß alle feine Reformpläne im Innern 
bes Reiches auf Sand gebaut waren und daß er fi im Grunde auf Niemand 
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verlaſſen konnte, als auf fi felbft, und daß bie ftrengen Strafen, vie er auf 
Untreue und Beftechlichkeit gefett, mehr gedient hatten, diefe Uebel zu fördern als 
fie auszurotten. Er gli, feinem Volke gegenüber, einem Schulmeifter, ver feine 
anderen päbagogifhen Mittel anzuwenden weiß, als den Stod, und bei dem beften 
Willen, das geiftige und leiblihe Wohl ver ihm anvertrauten Zöglinge zu für- 
bern, durch unzeitige Strenge die ftörrifche Jugend nur noch ftörrifcher macht. 

Es hat etwas Nührendes, das raftlofe Beftreben des genialen Barbaren zu 
jehen, fih und fein Volk zu bilden, zu fehen, wie er mit Stod und Knute gegen 
die unglaublihen, ihm überall entgegen tretenden Schwierigkeiten anfämpft, ohne 
zu begreifen, daß man Bildung und Ehrgefühl einem Volke mit Stod und Anute 
nit beibringen fann, 

Unter feinen zahlreihen Reformen müßten wir, außer der Gründung eines 
Kommerzkollegiums, nod diejenigen in's Auge faffen, welche fih auf die Beſſe— 
rung der Gerichtshöfe und der Geſetzgebung beziehen, wenn daraus dem Volke 
ein wirfliher Gewinn erwachſen wäre. Allein das ift nicht der Fall. Recht und 
Geſetz find no heute in Rußland Worte ohne Sinn, und daß fie das find, daß 
dem Volke bis auf dieſen Tag alles Nechtsbewußtfein fehlt, daran trägt P. ein 
gutes Theil Schuld. Es Liest fi) recht ſchön, wenn man von ihm rühmt, daß 
er die Vorrechte des Adels vernichtete und durd den Tſchin, die von ihm einge 
führte Rangorbnung, allen freien Ruffen die Möglichkeit gab, buch perſönliches 
Berbienft zu den höchſten Würben und Ehren emporzufteigen. Aber in Wirkliche 
feit ftellt fi die Sache ganz anders heraus, denn gerade diefer Tſchin, dieſe 
hinefifhe Rangorbnung von 14 Stufen, durch welche ver gefchmeidigfte Rüden 
am beften ſich hindurch winvet, hat die ruſſiſche Beamtenforruption in ein Syitem 
gebracht, das wie ein immer weiter frefjender Krebsſchaden im Staatskörper figt. 

P. war ber eigentliche Gründer des ruſſiſchen Staats, wie er heute daſteht, 
aber er hat dieſer gigantischen Schöpfung ungeheure Opfer gebradit. 

Er war, wie faft alle beveutenveren Selbftherrfcher, ein gefrönter Revolutio- 
när, der Nichts durch Ueberzeugung bewirkte, Nichts durch gefeglihe Entwidlung 
erwachſen lieg, vielmehr die Berbindungsfäden mit der Vergangenheit zerſchnitt 
und Alles durch die Zwangsmittel roher Gewalt umſchuf. In diefem Sinne ift 
er das lehrreichſte Beifpiel der Gejchichte, indem er uns zeigt, daß felbit die ge— 
nialfte Kraft ſich fruchtlos erfhöpft, wenn fie dem Bolfsleben feindlich gegenüber- 
fteht, und daß eine, blos auf Bajounette geftügte Selbftherrfhaft wohl nad) Außen 
glänzende Erfolge zu erringen vermag, fonft aber nur zum Verberben des Bolfes 
gereicht. Die Oppofition gegen das durch P. gegründete Negierungsfyftem brachte 
Rußland mehr als einmal an den Rand des Verderbens. Man erinnere fih nur 
der Empörungen von Stenfa Rafın und Pugatjchen ! 

Vieles von dem, was man P. zufchreibt, läßt ſich richtiger auf den Zaren 
Iwan Waffiljewitih (den Graufamen) zurüdführen, ver auch ein großer Reformas 
tor war, Handel und Gewerbe begünftigte, die erften Drudereien und Schulen 
anlegte und eine Menge fremder Gelehrter und Künftler nad) Rußland z0g, ohne 
dadurch den Haß des Volkes zu mweden, das ihn abgöttiſch verehrte, weil es ihm 
viele Erleichterungen verdankte und fih immer feines Wohlwollens zu erfreuen 
hatte, im Gegenfag zu dem üppigen Übel, mit weldem er allerdings grauſam 
umjprang. 

P. bat wohl die Furcht, aber nicht die Liebe feines Volkes zu erweden ges 
wußt, denn mehr noch, als durch feine ausländifhen Neuerungen, machte er ſich 
verhaßt durch fein Über ganz Rußland geſpauntes Spionirnetz und die Begünſti— 
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gung der Angeberei, denn er zuerft führte in Rußland bie geheime Polizei ein, 
diefe bis heute fortwuchernde Landplage, vor welder fih Niemand im eigenen 
Haufe fiher fühlt. 

Es bliebe uns noch nachzuweiſen übrig, daß auch bie früher in milderen 
Formen fid bewegende Leibeigenſchaft durch P. gefeftigt wurde, wenn wir in bie- 
fem wichtigen Punkte den Lefer nicht auf den vortrefflihen Auffag des Staate- 
wörterbuches verweifen könnten, in weldhem Herr Tſchitſchéörin, einer der hervor- 
ragendſten Rechtögelehrten Rußlands, die Geſchichte der ruſſiſchen Leibeigenſchaft 
behandelt hat. 

Iſt alſo nicht zu leugnen, daß P.'s innere Reformen zu manchem Tadel ge— 
rechten Anlaß bieten, fo find dagegen die Erfolge feiner auswärtigen Politik faſt 
beifpiello® in der Geſchichte. Hier Bat fih fein weit blidender Herrfchergeift in 
wunberbarfter Weife bewährt, denn Alles, was ın biefer Richtung feit feinem 
Tode gefhehen ift und noch gefchieht zum Nachtheil anderer Völker, ift nur die 
folgerihtige, zähe Ausführung feiner Gedanken und Entwürfe Durch ihn ift 
Rußland zum Weltreich geworden. Mit eiferner Hand hat er es nad Europa 
vorgefhoben und zugleich weit nad Afien hinein ausgedehnt. 

P. ftarb, nah furdtbaren Leiden, am 8. Febr. 1725, tm Alter von nicht 
ganz 53 Jahren. Seine monumentale Geftalt [dien darauf angelegt zu fein, ein 
Jahrhundert zu überdauern, allein er wußte nit Maß zu halten und zerftörte 
früh feine Gefundheit durch Ueberanftrengung feiner Kräfte. Jedenfalls hat er in 
feinem verhältnigmäßig kurzen Leben die Arbeit von Jahrhunderten gethan. Yeib- 
nig, Boerhave, Charlotte Sophie, Gordon, Münnich — kurz, alle hervorragenden 
Menſchen, die mit ihm verkehrt haben, ftimmen darin überein, daß er geiftig wie körper⸗ 
lich eine impofante Eriheinung war. Eine ſehr anfhaulihe Schilverung von ihm gibt 
ein ungenannter Deutſcher, ver acht Jahre in feiner Nähe lebte, von der Gründung 
Petersburgs angefangen und ver fich folgendermaßen über ihn vernehmen läßt: 

„Seine jetige Ezaarifhe Majeftät, Peter Alerejewitih, ift ein Herr von 
langer, wohlgewadhjener Statur, bräunlic von Yarbe im Angefiht, welches roth 
liniiret und vivace ift, fo daß es ein majeftätifch Munteres Wefen und ein uner- 
ſchrockenes Gemüth anzeigt. Er gehet gerne mit feinen eigenen, natürlichen, ge- 
fräufelten Haaren und hat einen Meinen Echwidelbart, fo ihm wohl anftehet. 
Gewöhnlich fiehet man S. M. in folden ſchlechten Kleidern, daß man ihn fon- 
ften nicht fennet, ihn nimmer vor einen fo großen Monarden halten ſollte“ *). 

Wir müfjen zur Ergänzung biefes Berichts bemerken, daß P. bei Feften und 
Feierlichkeiten fi mit geſuchter Pracht Meidete, und eine auferorbentlich reiche 
Garderobe hinterlaffen hat, welche heute noch zu ſehen ift und deutlich zeigt, daß 
er allen Movelaunen des Hofes von Verfailles bis ins Kleinlichfte fih unterwarf. 
Sonft war er fehr frei und ungezwungen in feinem Berkehr, befonvers mit fFrem- 
den. Den bolländifhen Gefandten empfing er einmal auf einem Maftbaum figend 
und den englifchen an der Dredfelbant, Er trug immer einen mächtigen Stod 
und ein chirurgiſches Befted bei fi, den erftern, um ertappte Betrüger, gleichviel 
ob hohe Beamte oder geiftlihe Wunderthäter, auf der Stelle durchzuprügeln, umd 
das leßtere, um alle möglihen Operationen zu verrichten. Mitten auf ver Straße 
zog er Leidenden die Zähne aus. Nichts war feiner raftlofen Thätigkeit zu groß 
und nichts zu Hein, und die Gefhichte muß ihm das Zeugniß geben, daß, wenn 
er aud nicht immer das Beſte gethan, er es doch immer gewollt hat. 


*) Beihreibung von Peteröburg und Kionſchlott im I. 1711. Leipzig 1713. 9. ©. 
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befte Material dazu liefern die verfchiedenen ausländifhen Gefandtihaftsberichte. 
Ein jehr lesbares und in den meiften Stüden zuverläffiges Bud ift H. U. von 
Halems Leben P. d. Gr. (3 Bde. Leipzig 1803). Die Schriften von PVoltaire, 
Schlözer, Schmidt-Phijelded und Weber (das veränderte Rußland, Frankfurt 1721) 
find als bekannt vorauszufegen. Wichtiges Material liefern die Schriften der Of: 
ficiere, welde unter PB. gedient haben, wie Perry (Etat present de la Grande- 
Russie (& la Haye 1717), und Gordon (The history of Peter the Great, 
Emperor of Russia (Aberdeen 1755). Die vielen ruſſiſchen Schriften können bier 
füglih unerwähnt bleiben, mit Ausnahme des interefjanten, ins Deutſche überfeg- 
ten „Zagebud Peters des Großen, vom 3. 1698 bis zum Schluffe des Neuftäd- 
ter Friedens. Berlin bei Deder, 1773." 8. Bodenſtedt. 


Petitionsrecht. 


Das Petitionsrecht, zu den allgemeinen Unterthanenrechten zählend, bezeichnet 
die Befugniß der Staatsgenoſſen, ſich mit Bitten und Wünſchen an die Staats— 
regierung und ihre Organe, die Staatsbehörden, zu wenden, und dieſe um deren 
Erfüllung anzugehen. Es erſcheint nur als eine ſelbſtverſtändliche Folge des kon— 
ſtitutionellen Syſtems, daß die repräſentativen Körperſchaften — ber Landtag, die 
Provinzialftände, die Bezirls- und Gemeindevertretung — dieſes Recht Namens 
der von ihnen repräfentirten Staatsbürger üben, fowie es andrerfeits die rechtliche 
Stellung diefer Korporationen mit fi bringt, daß es den einzelnen Staatsange- 
börigen frei ftehen muß, Bitten und Anträge an ihre Repräfentanten zu richten, 
um diefe entweder zu Schritten und Handlungen zu veranlaffen, welde vie 
Petenten im Intereffe des allgemeines Wohles für nothwendig oder nüglich erachten, 
oder fie von folden abzuhalten, welche man für nachtheilig hält. 

Die Petition ift ein Mittel, um Uebelſtände zu befeitigen, unter benen ent- 
weber der DBittfteller perfönlih oder ein größerer ober geringerer Theil feiner 
Mitbürger oder das gemeine Wefen im Ganzen leidet, ohne daß er übrigens einen 


rechtlichen Anſpruch auf die begehrte Aenderung hätte. Dadurch unterſcheidet fih 


die Petition von der Beſchwerde (f. oben Bd. II. ©. 89), welde wir als ein 
Mittel zum Schuge der Unterthanen gegen rehtswidrige Handlungen ober 
Unterlaffungen der Staatsbehörven kennen gelernt haben. Immer aber muß aud 
die Petition wie die Beſchwerde ein beftimmtes Gefud enthalten, und fie unter: 
ſcheidet fi hauptſächlich hiedurch von ver Adreſſe, welche zunächſt nur einer ge- 
wiffen politifhen Meinung und Ueberzeugung Ausdruck geben will, womit invefjen 
nit ausgeſchloſſen ift, dag man ähnliche Zwede zu erreichen beabfichtigen könne, 
wie mit der Petition (f. den Artikel „Adreſſe“ oben Bd. I. ©. 66). — 

Wir betrahten es als die Aufgabe des Stantswörterbuhs, die allgemeinen 
Grundfäge über die Ausübung des Petitionsredhtes in gebrängter Kürze darzu« 
ftellen, — jene Grundfäge, welche in allen Staaten auf Geltung Anfprud haben, 
in welchen nicht duch die Verfaffung oder durch fonft eine pofitive Norm etwas 
davon Abweichendes feftgefegt ift. — Was nun 

1. die Subjefte angeht, die petitioniren können, fo muß e8 als Regel 
gelten, baß Jever petitioniren kann, welder fähig ift feinen Willen zu erklären, 
und ohne daß es, dieſe Fähigkeit vorausgefett, auf Alter, Geſchlecht, Stand u. f. w. 
anfäme. Ob nur Inländer oder ob auch Ausländer zu petitioniren befugt feien, 
ift wohl im Zweifel dahin zu beantworten, daß der Ausländer die öffentlichen 

5* 
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Angelegenheiten des fremden Staates nicht zum Gegenſtande einer an die fremde 
Regierung geſtellten Bitte machen könne, während es ihm nicht verwehrt werden 
kann, in feinen Privatangelegenheiten Bitten an eine auswärtige Regierung zu 
richten. — Ob Jemand allein oder in Verbindung mit mehr oder minder vielen 
Andern, welche mit ihm gleiches Intereffe haben, petitioniren wolle, ift im Allge- 
meinen Sache der freien Selbftbeftimmung. Im legteren- Falle wird jedoch mit 
Grund gefordert, daß die Bittfteller einzeln genannt und befannt feien, daß alfo 
die Petition von allen Einzelnen unterzeichnet werde; fogenannte Kollektivpetitionen, 
oder Petitionen unter einem Gefammtnamen werben mit Rüdjiht auf ven Leicht 
möglihen Mißrauch, der damit getrieben werden fann, nicht als zuläffig erachtet !). 
— Anders verhält es ſich bei Privat- over öffentlihen Korporationen, z. B. bei 
Gemeinden, Univerfitäten u. f. w., an deren Statt natürlich ihre gefeglihen Ber- 
treter, die Gemeindebehörben, die akademiſchen Senate u. f. w., das Petitionsrecht 
auszuüben beredtigt find. Die Gründe, welde man gegen das Petitionsredht der 
Behörden von Korporationen gelten? gemacht hat, find theils völlig nichtig, theils 
beweifen fie zu viel, indem man mit benjelben Gründen alles und jebes. 
Petitionsreht beftreiten kann. Wenn man den Gemeindebehörden die Bertheidigung 
und Berfolgung der Rechte der Gemeinde zur Pfliht macht, und ihnen in Folge 
deſſen das Klage- und Beſchwerderecht einräumt, fo ift es wohl nur eine Forde— 
rung der Konfequenz, taß man ihnen zur Wahrung der Intereffen ihrer Korpo- 
rationen auch das Petitionsreht nicht abſprechen kann.) — Belhränfungen des 
Petitionsrehtes können durch Nüdjihten der Disciplin geboten und infofern 
gerechtfertigt erfcheinen. So bedarf wohl der Sag faum einer weitläufigen Begrün- 
dung, daß es nicht väthlih wäre, den Ungehörigen des ftehenden Heeres ein 
Petitionsreht in politifchen Fragen einzuräumen. — Dagegen fann dem Beamten 
das Petitionsreht im Allgemeinen nicht entzogen fein, obwohl es in der Natur 
ver Sade liegt, daß das Dienftesverhältnig auf die Art und den Umfang der 
Ausübung nicht ohne Einfluß bleiben könne, 

2. Eine Betition fann an jede öffentliche Behörde, alfo insbefondere an 
Gemeinde: und Staatsbehörden, jowie an vie ftändifchen Körperfchaften gerichtet 
werben. Die wichtigſten Petitionen find aber ver Natur ver Sade nad jene 
Petitionen, welde, fei es von Einzelnen oder Korporationen, fei es von fländi- 
Ihen Körperfchaften, unmittelbar an den Souverän gehen, jowie jene, weldye von 
Einzelnen oder Korporationen an bie Stände gebradht werden, und die daher 
vorzugsweije unter dem Ausdruck „Betitionen” verftanden werden. — Bei weldyer 
Stelle die einzelne beftimmte Petition vorzubringen fei, das hängt von dem Inhalt 
und Zweck verfelben ab. Wer eine allgemeine, das ganze Land berührende Wir- 
fung erzielen will, ver kann ſich mit der desfallfigen Bitte nur an die Eentral- 
vegierung oder je nad Umftänden an die Kammern wenden. Der legtere Weg ift 
übrigens nur dann eröffnet, wenn der Gegenftand ver Bitte zum ftändifchen 
Wirkungskreife gehört, und die Bitte kann in ſolchem Falle nur dahin gehen, daß 
die Kammern entweder die Petition zu der ihrigen madhen und daß fie bie 


1) Wenn 3.8. der Vorfigende einer öffentlichen Berfammlung eine von diefer bejihlofjene Petition 
im Namen der Verſaumelten unterfchreibt, jo fanın fie nur ald von Einen Wenſchen berrübrend 
betrachtet werden, jofern man annehmen fann, er babe zugleich in feinem Numen unterfchreiben 
wollen; vergl. May das englifihe Parlament, sa von Opvenbeim. S 485. 

2) Die Gründe, welche man namentlich in Würtenberg gegen das Petitionerecht der Ger 
meindebehörden ins Feld geführt bat, find volftändig gewürdigt und widerlegt bei Mohl, 
Staatsreibt, Völkerrecht und Politik (1860). Bd. 1. S. 262 ff. 
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Regierung um die VBerwirflihung veffen angehen mögen, was ber Gefuchfteller 
will, oder daß diefelben beftimmten Anträgen. der Regierung oder einzelner ihrer 
Mitglieder die Zuftimmung verfagen, alfo die Ausführung verhindern mögen. 
Denn die Kammern find nicht beredtigt, unmittelbar ins Staatsleben eingreifende 
Beichlüffe zu fallen und fie in Ausführung zu bringen; dies fteht nur der Regie- 
rung als vollziehender Gewalt zu. . 

3. Gegenftand ver Petition fann Alles fein, was redtlih und phyſiſch 
erfüllbar ift. Was irgend für die Perfon des Bittſtellers oder für die Gemein- 
ſchaft Nugen und Bortheil zu bringen oder Scharen und Nachtheil abzuwenden 
vermag, um das fann auch petitionirt werben. Es fteht daher dem einzelnen 
Staatsangehörigen nicht blos das Recht zu, um Gewährung von Nedten und 
Vortheilen für feine Perfon, ſondern auch um Berüdfihtigung allgemeiner 
politifher Interefien zu petitioniren. Wer ihm die leßtere Befugnig abſprechen 
wollte, der würbe mit dem Begriffe des Staatsbürgerredhtes und feinen noth- 
wendigen Folgen in Widerſpruch gerathen; basjelbe fol dem Unterthanen einen 
rechtlihen Einfluß auf die öffentlihen Angelegenheiten gewähren und dazu dient 
vor Allem vie milvefte Form tiefer Einflußnahme — das Petitionsreht. Daß 
auch die Korporationen bei der Ausübung desſelben nicht auf jene Angelegenheiten 
beſchränkt feien, welche unmittelbar die einzelne Korporation betreffen, ſondern daß 
fie gleichfalls aud die allgemeinen politiihen Berhältniffe zum Gegenſtande ihrer 
Petitionen machen können, ift ernftlih faum in Zweifel zu ziehen, mag man bie 
Sade vom rechtlichen oder vom Nüglichkeits-Standpunfte aus betrachten. — Die 
Frage, ob man aud in Privatangelegenheiten dritter Perfonen ohne ihren Auf- 
trag petitioniven fünne, ift doch wohl zu verneinen ; der Gebetene hat die Pflicht, 
eine folhe Petition als eine unbefugte Einmifhung in fremde Berhältniffe zurüd- 
zumeifen. 3) Mit Rüdfiht auf den an die Spite geftellten Grundſatz können 
Juftizfahen nur in fehr beſchränktem Maße Gegenftand von Petitionen fein. 
Da die Gerichte innerhalb ihres Wirkungsfreifes unabhängig find, und ihre 
Erkenntniffe durch irgend eine fremde Autorität weder aufgehoben noch abgeändert 
werben fünnen, fo ift dagegen jede biefen Zweck verfolgende Petition unzuläffig. 
Nur inſoweit ald dem Souverän das Recht der Begnabigung oder Rehabilitation 
zufteht, find aud Bitten an ihn zuläffig. 

4. Kür die Ausübung des Petitionsrechtes eine beftimmte Form ober gewille 
Friften vorzufchreiben, ließe fi aus innern Gründen wohl nicht rechtfertigen. 
Die Petition fann daher im Allgemeinen entweder fchriftlih oder mündlich, und 
das betreffende Schriftftüd fann von dem Bittfteller perfönlid oder turd einen 
Dritten an die Adreſſe gebradt werben. 

Es beruht auf befonderen praftifchen Erwägungen, wenn für die Petitionen 
an die Stände die ſchriftliche Form gebeten und wenn zugleich verorbnet ift, daß 
tie perſönliche Ueberreihung unftatthaft ift. Auch bezüglich der von mehreren Per- 
fonen ausgegangenen Petitionen an die Staatsregierung ift wohl verfügt, daß fie 
nur durd eine Deputation der Petitionäre (3. B. aus 10 Mitglievern beftehend) 
übergeben werben dürfe, um den Charakter der Bitte zu wahren und nicht Anlaß 
zur Ginfhücterung oter Gewaltanwendung zu geben. — Auch darauf fann an 


.———— -- -. 


8) Wir vermögen und der Anfiht Moble 1a. a. O. S. 230), daß ein ſolches Petitioniren 
vorlaut, ja lächerlich, aber am fich nicht unrecht fei, nicht anzuſchließen; dasfelbe ift nicht uner⸗ 
laubt und ftrafbar, aber nicht alles, was unftrafbar ift, ift darum auch zuläfflg und rechtlich 
wirffam. 
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fih nichts anfommen, ob die Bitte ſchon früher angebracht und abgewiefen war, 
oder ob fie zum erften Male geftellt wird. Ob freilich der Bittfteller bei einer 
Wiederholung der eben abgelehnten Bitte jet Ausfiht auf einen beſſern Erfolg 
habe, ift feiner Erwägung anheim gegeben. So . die thatfächlihen BVerhält- 
niffe die gleichen find, fann wohl von einer ſolchen Ausficht keine Rede fein. Um 
die Behörden vor völlig fruchtlofen Bitten der Art zu bewahren und ihnen Zeit 
für nützlichere Thätigfeit zu laſſen, haben pofttive Gefege wohl eine Zeit beftinmt, 
nad deren Ablauf erft eine abgewiefene Bitte erneuert werben dürfe. 9) 

An diefe allgemeinen Bemerkungen mögen fi die pofitiven Sagungen, bie 
fih in den Berfaflungsgefegen der Eonftitutionellen Staaten über das Petitionsredht 
etwa finden, in gebrängter Ueberſicht anreihen. Zunähft mögen jene Staaten 
erwähnt werben, deren Verfaſſungen es nicht für nöthig erachtet haben, das 
Petitionsreht der Staatsbürger ausprüdlih anzuerkennen und zu gewährleiften, 
fondern welde, das Recht als felbftverftändlich vorausfegend, höchſtens Vorſchriften 
über die Art feiner Ausübung erlaffen haben. Dazu gehört vor Allem England, 
wo das Recht ver Unterthanen, Betitionen an die Krone und an's Parlament ein- 
zureihen, von jeher als ein Poftulat der natürlichen Gerechtigkeit betrachtet und 
daher auch feit Sahrhunterten praftifch geübt worben ift. Nur über bie Form ber 
Einreihung und Behandlung der an's Parlament gerichteten Petitionen beftehen 
pofitive Beftimmungen. Sole find 3. B. daß die Petition auf Pergament oder 
Papier gefchrieben fein müſſe, daß ſich mindeftens Eine Unterfchrift auf dem Blatt 
felbft befinden müffe, auf welchem vie Petition fteht; daß jede Petition regelmäßig 
von einem Mitglieve des Haufes zu überreichen fei, an das fie gerichtet ift, und 
daß dieſes verpflichtet ift, regelwidrige Petitionen zurädzumeifen ı. f. w.5) — 
Zu derfelben Kategorie zählen auch mehrere deutfhe Staaten. Die Berfaffungs- 
urkunden von Bayern, Würtemberg, 8. Sadhfen, Baden, Naffau, 
und von mehreren Heinen Ländern erwähnen des Petitionsrehtes nicht, und e8 hat 
(1831— 46) nicht an Stimmen gefehlt, welde von dem Grundſatze ausgehend, daß 
die Unterthanenrechte auf einer Verleihung des Landesheren beruhen, und daß 
daher nur jene zu Recht beftehen, für melde eine ſolche Berleihung nachgewieſen 
werben fann, ben Unterthanen dieſer Staaten das Petitionsreht abfpredhen zu 
müſſen glaubten. Man hat dabei überfehen, daß alle dieſe Berfaffungen das Prin- 
cip der perfönlichen Freiheit der Unterthanen anerkennen und zur Grundlage haben, 
in Folge deſſen alles als erlaubt gelten muß, was nicht -ausprüdlicdy verboten ift. 
Aud) war die Praris in diefen Staaten immer der richtigen Anfiht zugethan. 6) 

Unter benjenigen Staaten, deren Berfaffungen das Petitionsrecht förmlich 
gewährleiftet haben, fteht die nordamerikaniſche oben an. Sie entzieht 
nämlih dem Kongreß die Macht, daß er das Recht des Volkes, Petitionen an die 


%) So verordnet 3. B. das bayerifche Gefep die Aufbebung der Straffolgen betreffend vom 
10. Juli 1861, daß ein von König abgewieſenes Rebabilitationsgefuh erſt nah Ablauf von 
3 Jahren erneuert werden dürfe. 

5) Vgl. darüber May, Law and privileges of Parliament, in der lieberfegung von 
Oppenbeim. ©, 431 ff. 

6) Diefe Praxis fand zum Theil mit dem Buchftaben des pofitiven Rechtes in direftem 
Widerfpruche. Während die Gefchäftserdnung der 11. bayerifhen Kammer von 1831 alle Ein: 
gaben von Einzelnen und Gemeinden, welche nicht eine Befchwerde wegen Verlegung konftitutio: 
neller Rechte enthalten, ale unzuläffig bezeichnet, laufen bei demjelben Landtage Dupende von 
Eingaben ein, welche num und nimmer ald Beſchwerden in dem obigen Sinne dharakterifirt wer: 
den fonnten und die Kammer verhandelte darüber! So fehr widerfprach die Geſchäfisordnung der 
Natur der Sache! 
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Regierung zu richten und ſie um Abhülfe von Beſchwerden anzugehen, je einer 
Beſchränkung unterwerfe. Nur über die Art der Ausübung beſtehen auch dort poft» 
tive Berorbnungen, im Wefentlichen gleichen Inhaltes wie in England. Auch die 
ſchweizeriſche Bunvesverfafjung von 1848 hat vasfelbe in Art. 47 aus 
drücklich gemwährleiftet. 

Daran reiht fih die belgifhe Berfaffung vom 25. Februar 1831, deren 
Art. 21 lautet: „Jeder hat das Recht, an bie öffentlihen Behörden Bittfchriften 
mit der Unterfchrift von einer oder mehreren Perſonen einzureihen. Die eingefegten 
Behörden haben allein das Recht, im gemeinfhaftliben Namen Petitionen zu über- 
geben“, womit noch ber Art. 43 in Berbindung ſteht, dem zufolge e8 verboten 
ift, den Kammern in Perfon Bittfchriften zu überreichen. Jede Kammer foll dar- 
nad das Recht haben, die an fie gerichteten Bittjchriften an bie Minifter zu über- 
weifen und dieſe find verbunden, Auskunft über deren Inhalt zu ertheilen, wenn 
es die Kammer verlangt. — In Frankreich haben feit 1789 mit ben Ver— 
faffungen auch die Grunbfäge über das Petitionsrecht gewechſelt. Bald wurde bas- 
felbe in maßlofer Ausvehnung geftattet, bald wieder bis auf ein Minimum rebucirt. 
Bir müfjen dabei von einer erfhöpfenden Aufzählung der einfhlägigen Beftim- 
mungen Umgang nehmen, da biefelbe ohne Bortheil wäre, und künnen uns auf 
bie beiden jüngften Berfaffungen von 1848 und 1852 befchränfen, vie für fi 
ſchon unfere Behauptung beftätigen, daß man aud in dieſer Trage fih bort in 
Ertremen bewege. In der Berfaffung von 1848 ift unter den allgemeinen Unter- 
thanenrechten aufgeführt : das Recht, Bittfchriften einzureichen, und dabei wirb Hin- 
zugefügt, daß die Ausübung diefer Befugniß keine Grenzen habe, als die Rechte 
oder die Freiheit Dritter und die öffentlihe Sicherheit. — Die jegt geltende Ver» 
faffung von 1852 beſtimmt im ihrem Art. 45: „Das Betitionsreht wird beim 
Senat ausgeübt; an den gefetgebenden Körper können feine Petitionen gerichtet 
werben.” Scheinbar ift hier das Petitionsreht volllommen gewahrt; allein es ift 
dafür geforgt, daß es in ver Ausübung fo wirkungslos ald möglich werde. Es 
fann nämlich nur bei einer Behörbe petitionirt werben, von welder am wenigften 
ein ber Regierung unangenehmes Vorgehen zu beforgen ift, und es ift birefte ver 
boten, fih an jene Körperfhaft zu wenden, ber eine Kenntnig der Wünſche und 
Anliegen der Bürger vorzugsweife nöthig wäre und bie folden Wünſchen, wenn 
fie als berechtigt erfannt werben, aud eine reelle Erfüllung ſchaffen Fünnte. 7) 

In Deutſchland ift die Verfaffung von Sahfen-Weimar (von 1816) 
bie ältefte, weldhe das Petitionsreht ausdrücklich anerkennt; der $. 110 berfelben 
(revid. Berf. v. 1850 $. 46) verfügt nämlih: „Wenn irgend ein Staatsbürger, 
welcher zwar durch den Landtag mitvertreten wird, aber nicht felbft Volksvertreter 
ift, ein Gebrechen, deſſen Abftellung das allgemeine Wohl zu erfordern ſchbeint, 
bemerkt, oder einen nad) feiner Anfiht zum Beften des Landes en Bor: 
ſchlag aufgefaßt Hat, fo bleibt e8 ihm unbenommen, davon den Landtag ober ben 
Vorſtand in Kenntniß zu fegen." — In größerer Allgemeinheit wird das Petitions- 
recht anerfannt in der kurheffifhen Verfaffungsurtunde vun 1831 ($. 35) 8), dann 
in dem Örunpgefege für Hannover von 1833 ($. 39), aus weldem ver $. 42 
bes Landesverfaffungsgefeges von 1840 entftanden ift, in. der braunſchweigiſchen 
Landſchaftsordnung von 1832 ($. 38) und endlich abgejehen von einigen Kleinen 


7) Zur Kritik diefer Beſtimmung vol, R. v. Mobl a. a. O. ©. 257 ff. 
N Die —— Verfaſſungen * 1852 und 1860 flimmen in dieſem Punkte mit der 
von 1 rein. 
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Staaten in der neuen preußiſchen PBerfaffung von 1850, deren Art. 32 
verordnet: „Das Petitionsreht fteht allen Preußen zu. Petitionen unter einem 
Sefammtnamen find nur Behörden und Korporationen geftattet.” 9) In viel be- 
fchränfterem Umfange hatte das Patent vom 3. Februar 1847 das Petitionsrecht 
zugelafien, indem es den Staatsbürgern geradezu unterfagte, den vereinigten Land: 
tag mit Petitionen anzugehen, und indem ber Landtag felbft nur ſolche Petitionen 
an die Krone follte bringen können, melde fih auf innere Angelegenheiten des 
ganzen Landes oder mehrerer Provinzen beziehen und für welche fich in ben beiden 
Kurien des Landtags mindeftens zwei Dritttheile der Stimmen erklärt hätten. — 
Eine ähnliche Stellung zu dem Petitionsrehte wie das preußifche Patent von 1847 
nehmen auch einzelne ber zur Zeit no in Geltung befindlihen Verfaſſungen ein. 
Insbefonvere zählen bieber vie Berfaffung von Hejfen-Darmftapt, dann 
das oftrogirte Verfaffungsgefeg für Holftein von 1854 und endlich die deutſche 
Bundesverfaffung. Die erftere enthält nämlih in $. 81 folgende Ber- 
fügung: „Einzelne und Korporationen fönnen fi nur dann an die Kammern 
wenden, wenn fie in Hinftcht ihrer individuellen Intereffen ſich auf eine 
unrechtlihe oder unbillige Art für verlegt oder gebrüdt halten. Ein Petitionsredht 
der Einzelnen und der Korporattonen in Hinfiht allgemeiner politifcher Interefien, 
weldhe zu mahren blos den Ständen gebührt, findet nicht Statt und eine Ber- 
einigung Cinzelner oder ganzer Korpurationen für einen ſolchen Zweck ift geſetz— 
wibrig und ftrafbar." — Die Verfaffung für Holftein räumt nur den Einzelnen 
und ven verfaffungsmäßigen Bertretern gefetlih anerfannter Korporationen das 
Recht der Petition ein; die Bitten der legteren Finnen aber nur eigene Ange— 
legenheiten, nicht allgemeine Lanvesangelegenheiten zum Gegenſtande haben. — 
Auch das deutſche Bundesredt hat fi diefem bie eigene Schwäche be- 
urfundenden Syftem der Beſchränkung des Petitionsrechtes angeſchloſſen, und es 
bat dies nicht wenig dazu beigetragen, jenen Grad von Mißtrauen und Unzu- 
frievenheit gegen die Bundeseinrihtungen zu erzeugen und groß zu ziehen, an 
welchem vie Gegenwart leidet. Der Bunvesbefhluß vom 27. Dftober 1831 erflärt 
nämlich, daß eine Befugniß zur Einreihung gemeinfhaftlicher Vorftellungen over 
Adreſſen über öffentliche Angelegenheiten des deutſchen Bundes in der Bundes— 
verfaffung nicht begründet fei, daß das Sammeln von Unterfchriften als gefährlich 
für die öffentlihe Ruhe und Ordnung zu eradhten und als eine ungefeglihe Ein- 
miſchung in die gemeinfamen Angelegenheiten zu hindern fei. — Die Frage, ob 
biefer Beſchluß auch jett noch formell zu Recht beftehe, ober aber als ein Aus— 
nahmsgeſetz durch den Beihluß vom 3. April 1848 aufgehoben worben fei, ift 
zwar nad) unferer Meinung in ihrem erften Theile unbedingt zu verneinen, in 
dem zweiten zu bejahen; allein wir halten fie für eine rein theoretifhe, da ſich 
faum Jemand finden dürfte, dem es noch angemeſſen erfchiene, eine Petition in 
Dezug auf allgemeine politiiche Verhältniffe an die Bundesverfammlung zu bringen. 

Eine befondere Erwägung verdient noh das Petitionsreht der Kammern, 
die ihrer ganzen Bftimmung entſprechend befugt fein müffen, Wünfhe und An- 
träge, welche fie im Intereffe des Landeswohles verwirklicht wiffen möchten, an bie 
Krone zu bringen. Den Anlaß dazu erhalten fie entweder durd Eingaben von 
Privaten und Korporationen, in welden ihmen folhe Wünfche vorgetragen werben, 





9, Cine ähnliche Verfügung enthielten auch die öfterreichiichen Grundrechte vom 4. März 
1849 in $. 6. — Am vollftändiaften ift das Anerfennmik in der von der Nationalverfammlung 
beichloffenen deutſchen Berfaffung von 1849 $. 159 (Grundrechte Art. 7). 
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oder durch Anträge ihrer Mitglieder. Nur wird dabei in dem einen wie in dem 
andern Falle vorausgefegt, daß der Gegenftand der Bitte zum verfaffungsmäßigen 
Wirkungskreife der Kammern gehöre, und die Feftftelung dieſes Punktes bildet 
daher aud das erfte oder einleitende Stadium der Verhandlung einer Petition. — 
Daß das Recht der Anträge und der Petition weſentlich verfchieden fei von dem 
Rechte der Initiative der Kammern (f. oben Bd. IV. ©. 289), dürfen wir als 
befannt vorausfegen und daraus fofort die Folgerung ableiten, daß wegen Mangels 
der Initiative bezüglich eines Gegenftandes nicht auch das Petitionsredht ausge- 
ſchloſſen ſei. Diefes muß vielmehr im Zweifel in allen Angelegenheiten zuläffig 
fein, welde im Allgemeinen in die Sphäre der Kompetenz der ftänbifhen Körper 
fallen und in denen das Petitionsrecht nicht förmlich unterfagt ift. 10) 

Die Literatur über die Materie ift nicht fehr reichhaltig; aber das, was 
darüber vorliegt, ift von hohem Werthe. Wir nennen insbefondere die ausgezeich— 
nete Arbeit R. v. Mohl's „Beiträge zur Lehre vom Petitionsrechte in Tonftitu- 
tionellen Staaten” , in deſſen Monographien über Staatsreht, Völkerrecht und 
Politif Bd. I. (Tübingen 1860. 8.) S. 222—280, vie ihrerfeits ſich auf eine 
fürzere Abhandlung desfelben Schriftftellers in Bd. IV. (1847) ©. 137 ff. ver 
Zeitfgrift für die gefammte Staatswiffenfhaft gründet, und Bluntfhli’s allge: 
meines Staatsrecht (II. Aufl.) Bv. II. ©. 515. Fo. 


Philoſophie, ſ. Rehtsphilofophie und Staatswiffenfhart. 
Phyſiokraten, ſ. Quesnah. 

Piemont, ſ. den Nachtrag Italien am Schluß des Werks. 
Pietismus, ſ. Religion. 
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William Pitt, der nachherige Graf Chatham, wurde den 15. Nov. 
1708 geboren. Er ſtammte aus einer angeſehenen bürgerlichen Familie, die durch 
den Großvater, der eine Zeit lang Statthalter von Madras geweſen, zu Reich— 
thum gelangt war. Dieſer hatte aus Indien einen berühmten Diamant von 
127 Carat, den größten der bis jetzt bekannt iſt, mitgebracht, denſelben an den 
Herzog von Orleans um 125,000 Pfd. verfauft und dafür Landgüter und Wahl- 
fleden erworben. Einer derfelben, Div Sarum gab ihm einen Sig im Parlament, 
den fpäter auch fein Sohn Robert erhielt, deſſen ältefter Sohn Thomas die Land- 
güter erbte, veffen zweiter aber der berühmte William P. war. 

Seine Erziehung erhielt verfelbe auf der Schule zu Eton und im Dreiei- 
nigfeitsfollegium zu Orford. Bon dieſer feiner Entwidlungszeit ift nur menig 
befannt. Schon während feiner Studienzeit wurde er von einem Yamilienleiven, 
der Gicht, heimgefucht, welche ihn nöthigte, die Hochſchule zu verlaffen, ehe er 
einen Grad erhalten hatte, um auf Reifen Heilung zu ſuchen. Nachdem er einige 
Jahre in Franfreih und Italien zugebracht hatte, kehrte er nad) Haus zurüd, wo 
er feinen Bater nicht mehr am Leben fand. Da dieſer feinen jüngeren Kindern 
nur wenig binterlaffen hatte, fo mußte P. nad einer Anftelung traten und 


0) Daß die Vorfchriiten der Geſchäfteordnung, welche für die Mebung des Mechted der Ani: 
tiative gelten, nicht von ſelbſt auch auf die Petitionen Anwendung finden fönnen, follte wohl feines 
Wortes bedürfen Die bayeriſche Kammer der Neicherätbe bat jedoch während des Landtags von 
1861 den Beweis geliefert, daß eine foldhe Bemerfung nicht überflüffig ſei. 
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faufte zunähft eine Fähnrichsftelle bei einem Garberegiment, ben fogenannten 
Blauen. Einige Jahre darauf 1735 erhielt er auch einen Parlamentsfig für den 
väterlihen Wahlfleden Alt-Sarum. Seiner Kränklichkeit ohnerachtet hatte er doch 
ein für das öffentliche Auftreten günftiges Aeußere, eine ſchlanke imponirende Ge- 
ftalt, edle Züge mit einer Adlernaſe, ein feuriges Auge und eine eben fo wohl» 
flingenve, als Träftige Stimme. Seine körperlichen Leiden hielten ihn von gefelli- 
gen Zerftreuungen zuräd und veranlaßten ihn, in fleißigen Stuvien Genuß und 
Unterhaltung zu fuchen. Dabei bejaß er den nöthigen Ehrgeiz, um fih bie für 
feine parlamentarifche Laufbahn nügliden Kenntniffe zu verfchaffen. Er lad mit 
Eifer die Klaſſiker, befonders die Redner, um feinen rhetorifhen Stil zu bilden; 
unter den Alten galt ihm hauptſächlich Demofihenes als Vorbild, unter ven Neue- 
ren Bolingbrofes Schiften und Barrows Predigten. 

Seine Jungfernrede hielt BP am 22. Febr. 1737 für die von Pulteney, dem 
Führer der whigiſtiſchen Oppofition, beantragte Adreſſe an den König bei Gele- 
genheit der Verheirathung des Prinzen Frievrihd von Wales mit einer fachfen- 
gothaifchen Prinzeffin. Obgleih dieſe Rede weder von beſonderer politifher Be— 
deutung noch eine Probe glänzender Beredſamkeit war, fo lenften doch die fließende 
Sprade und die perfönlihen Vorzüge des jungen Rebners die Aufmerkſamleit 
auf ihn, er gewann Auge und Ohr der Zuhörer, man hörte ihn von nun an 
immer gern. Eben damals begann fi eine gefahrbrohende Oppofition zu bilden 
gegen den früher allmächtigen Premierminifter Rob. Walpole, welder als aner- 
fanntes Haupt der Whigpartei, feit 1721 an ber Spige ber Regierung ſtand. 
Für den jungen P. war es eine willfommene Gelegenheit in den Reihen der 
DOppofition fi feine Sporen zu verdienen, und obgleid fehr beveutende Talente, 
wie Pulteney und Earteret, die Führer waren, fo wußte P. doch neben ihnen 
Einfluß zu gewinnen. Es konnte ihn nur in feiner Laufbahn fördern, daß Wal- 
pole den kecken patriotifhen Fähnrich feines Dienftes entließ, wofür er zur Ent» 
(hädigung zum Kammerherrn des Prinzen von Wales ernannt wurbe, welcher 
fi zum Patron der Oppofition aufgeworfen hatte. Dadurch ermuthigt fuhr er 
fort mit unverminderter Heftigfeit und zunehmendem Talente gegen den Minifter 
zu fprechen. Als Walpole endlich 1742 den fortgefegten Angriffen wid und feine 
Entlafjung nahm, machte fih PB. Hoffnung, er werde in dem neu zu bildenden 
Minifterium eine Stelle erhalten. Er verfhmähte es fogar nicht zu dieſem Behuf 
um ben Beiftand des abgetretenen Minifters fi zu bewerben. Er und feine jun« 
gen Freunde fuchten ſich mit demfelben zu verftändigen und verfprachen ihm, gegenüber 
der drohenden Anklage im Parlament ihn gegen jede Verfolgung zu fügen, wenn 
er dafür feinen noch keineswegs ganz vernichteten Einfluß auf den König zu ihren 
Gunſten benüge. Walpole lehnte aber dieſes Anerbieten ab, da ihn die Unter: 
flügung der jungen Oppofition nichts helfen konnte, fo lange vie Häupter fi 
nicht dabei betheiligten. P.'s Hoffnung wurde getäufht, er erhielt in dem unter 
Pulteneys Leitung gebildeten Minifterium feine Stelle und fah fi) nun wieder 
auf die Oppofition angewiefen, die ſich hauptſächlich auf die Verfolgung des ge- 
fallenen Minifters warf. P. verlangte, daß ein geheimer Ausfhuß niebergefett 
wurde, der die Amtsführung des geweſenen Premierminifterd unterfuchen follte, 
aber aller Bemühungen ver Anfläger ohnerachtet feine erheblihen Beweife gegen 
Walpole aufbringen konnte, 

Nah Erledigung des Walpole’fhen Proceffes warf ſich der Eifer von P.'s 
Dppofition auf das Syftem der Regierung, hannover'ſche und beutfhe Truppen 
in Sold zu nehmen, um nady dem Borbilde König Wilhelms III. immer ein an- 
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fehnliches Heer zur Bertheibigung der Krone bereit zu haben. Darin fahen aber 
die Whigs eine Gefahr für die Freiheit Englands und eine Berfchleuderung eng- 
liſcher Gelder. Dazu fam, daß ver Vertrag, woburd 16,000 Hannoveraner in 
englifhen Sold genommen worven, von Walpole ohne Genehmigung des Parla- 
ments abgefchloffen worden war. Als nun bei ver neuen Parlamentsfigung ber 
Kriegsfelretät 657,000 Pfo. zur Beftreitung jenes Solves auf die Jahre 1742 
und 1743 forberte, fo erhoben fih ſtarke Einwendungen dagegen. Einer ver 
Hauptrebner war P., ber in einer glänzenden Rede der Regierung ven Vorwurf 
machte, daß fie das Königreih England nur als eine Provinz des Kurfürften- 
thums Hannover behandle, und behauptete, daß man dieſe Truppen blos miethe, 
um England feines Geldes zu berauben. Dod konnte er die Genehmigung jener 
Forderung nicht hindern, die Oppofition befam nur 193 gegen 260 Stimmen, 
durch welche die Forderung bewilligt wurde. 

Bald darauf wurde P. eine öffentliche Anerkennung feiner patriotijchen 
Haltung zu Theil. Die Herzogin von Marlborougb, welhe im Oktober 1744 
faft 80jährig ftarb, vermachte 9 zum Theil aus Haß gegen den dermaligen Mi— 
niſter des Auswärtigen, Lord Carteret, ein Legat von 10,000 Pfd., „weil er die 
engliſchen Geſetze ſo wacker vertheidigt und ſein Vaterland vor dem Untergang 
bewahrt habe.“ Um dieſelbe Zeit war nach dem Tode Lord Winningtons und der 
Entlaſſung Lord Carterets ein neues Miniſterium gebildet worden, an deſſen 
Spitze ein politiſcher Freund P.'s, Henry Pelham ſtand, der ſich bereit erklärte, 
auch P. eine Stelle im Miniſterium zu verſchaffen. Dieſer gab nun ſeine Stelle 
im Hofhalt des Prinzen von Wales auf und begann im Parlament das neue 
Miniſterium zu unterſtützen, indem er ſogar für eine Geldbewilligung zum Be— 
hufe des Soldes an die deutſchen Truppen in Flandern ſprach, was er damit 
motivirte, daß es jetzt eine andere Sache ſei, ſeitdem man von einem Miniſter 
befreit ſei, deſſen Kabinet ſich auf den Beifall fremder Fürſten ſtützte, und daß 
es ſich jetzt nicht mehr um einen Krieg handle, der das Haus Oeſterreich in fei- 
nen romantifchen Verſuchen, die abgeriffenen Glieder des Reiches wieder zu er- 
langen, unterftügen folle. Der König, welder immer nod Abneigung gegen P. 
gehegt hatte, weil er ihm einige ftarfe Ausdrücke in der Rede gegen die hanno- 
verifhen Subfivien nicht verzeihen konnte, war in Folge eines mißlungenen Ber- 
ſuchs, das Minifterium wieder zu ändern, gegen die Forderungen der Minifter 
nachgiebiger geworben und ließ fi) bewegen, PB. zum Bicefhagmeifter von Irland 
und bald darauf zum Zahlmeifter der Armee zu ernennen. In diefer Stellung gab 
BP. das rühmliche Beifpiel einer damals unerhörten Uneigennügigfeit. E8 war 
bisher üblich gewefen, daß die Kriegszahlmeifter vie bedeutenden Summen, vie 
ihnen durch die Hände gingen, eine Zeitlang in benfelben behielten, und die In— 
terefien davon zu eigenem Nuten verwendeten; auch pflegten die Fürſten, melde 
Subfivien von England bezogen, dem Kriegszahlmeifter gewiffe Procentfäge zu 
überlaffen. Bon beiden Vortheilen machte P. keinen Gebrauch, er nahm die Pro- 
cente von den fremden Fürſten nicht, und legte die Staatögelber, die nicht augen- 
blidlih auszuzahlen waren, zum Nuten der Staatskaſſe in der englifhen Bank 
an. Diefe feltene Uneigennügigfeit rechnete man ihm hoch an. Er wurde ohnge— 
achtet der Inkonfequenz, mit welcher er das Syſtem der Subfivien zuerft leiven- 
ſchaftlich bekämpft, dann, als er felbft Antheil an dem Regiment hatte, mit Nachſicht 
behandelt und fogar gebilligt hatte, dod in hohem Grade der Mann des öffentlichen 
Bertrauens, man wußte, daß er in Gelvangelegenheiten gewifjenhaft und uneigen- 
nügig war. 
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Die nächſten 8 Jahre von Pelhams Minifterium gaben P. keine Gelegenheit 
fi hervorzuthun, da die Oppofition faft ganz verftummt war, weil Pelham es ver- 
ftand, alle Talente ver Whigpartei unter feiner Fahne zu vereinigen und auf Seite 
der Regierung zu ziehen. Aber als Pelham zu Anfang des Jahres 1754 fiarb und 
bie von ihm zufammengehaltene Koalition ſich auflöste, begann wieber ein Rennen des 
Ehrgeizes nad) dem Befig ver höchſten Gewalt im Königreiche. Unter denen, welche 
nad) der Page der Dinge in Frage kommen fonnten, wurden hauptſächlich die Namen 
P. und For genannt. Zunächſt fam aber keiner von beiden an die Reihe. Ein Bru- 
ber Pelhams, ver Herzog von New-Gaftle, ein gewandter Ränkeſchmid, aber an ftants- 
männiſchem Talent feinem Bruder weit nachflehend, hatte ſich als deſſen Nachfolger 
einzubrängen gewußt, aber er brauchte ein bedeutendes Talent zu feiner Stüte im 
Unterhaus. P. war ohne Frage biezu der geeignetfte Mann, aber Newcaftle fürdhtete 
feine Ueberlegenheit und wandte ſich zunächſt lieber an For als ten minder unbeque- 
men Verbünteten. Doc führten feine Unterhbandlungen mit ihm nicht zum Ziel, da er 
ihm nur einen geringeren Antheil an der Gewalt einräumen wollte, ald For in Un- 
ſpruch nahm. Nun verfuchte er e8 mit einem zwar gefügigen aber langweiligen und 
geihmadlofen und keineswegs ver Stelle gewachſenen Mann, Thomas Robinfon. P., 
in feinen Erwartungen getäufcht, 309 ſich grollend und feine Empfindlicyfeit mit Abſicht 
zur Schau tragend, zurüd und tröftete fi durch die Heirath mit der Tochter eines 
angejehenen Haufes, der Lady Hefter Granville, einer Schwefter des Grafen Temple. 
Bei der nächſten Parlamentsfigung verband er fi mit feinem Rivalen Henry For, 
um ben nunmehrigen Staatsfefretär Robinfon, der mande Blößen gab, lächerlich zu 
machen. Eine derartige Scene erregte die Aufmerffamkeit des Haufes in hohem Grade, 
um fo mehr, da nicht nur der ungeſchickte Sir Thomas, fondern auch der Herzog von 
New: Eaftle davon berührt wurde. Diefer faßte, da er nicht hoffen durfte, ven Wider- 
ftand der beiden aufftrebenden Staatsmänner dur Abfegung von ihren Aemtern zu 
bredhen, ven Entſchluß fie zu gewinnen. Er machte fi zunächſt an For als ten ge- 
ſchmeidigeren und bot ihm Anfang 1755 einen Sig im Kabinet an, mit ter Aufgabe, 
der faftifche Peiter des Unterhaufes zu fein. For ging darauf ein, was aber P. als 
einen treulofen Abfall, einen Berrath anfab, ven er ihm nie verzieh. Von nun an 
trennten fi ihre Wege. P. legte fih für ven Reft der Sitzung auf das Zuwarten 
und Schweigen. Indeſſen bereitete fih aber am Horizont der auswärtigen Angele- 
genbeiten ein Gewitter vor, in Oftindien und in Nordamerifa wurden die Verhält- 
niffe zwifchen Engländern und Franzoſen fehr gefpannt, und in Norbamerifa fam es 
über Örenzftreitigfeiten zwiſchen dem britiihen Neu-England und dem franzöfifchen 
Canada nahe an den Ausbruch, eines Krieges, ja zu Meinen Gefechten, in deren einem 
der Name Georg Washingtons zum erftenmale auftaucht. Unter ſolchen Umftänden 
bedurfte die Staatsverwaltung auferordentliher Kräfte. Zunächſt fuchte man fid 
wieder durch Abſchluß von Subfidienverträgen mit anderen Staaten Freunde und 
Waffen zu verfhaffen, man ſchloß Verträge mit einigen deutfchen Fürften, um für 
englifhes Geld deutfhe Truppen zu befommen, und mit Rußland, damit dieſes 
Preußen bewade, von dem man Gefahr für Hannover befürchtete. Um nun diefe 
von der öffentlihen Meinung verurtheilten Verträge mit einem geachteten Namen zu 
beden, fuchte man P. zu gewinnen. Nemwcaftle fnüpfte mit ihm Unterhanblungen an, 
aber P. weigerte ſich durchaus auf tie Unterftügung ber ruſſiſchen Eubfidie einzuge- 
ben. Nun nahm Newcaftle feine Zuflucht zu For, und machte ihn zum Staatsfelretär 
und feiter des Unterhaufes mit voller Autorität. Aber als in der neuen PBarlaments- 
figung im November 1755 die Subfivienfahe zur Sprade kam, ſprach P. in einer 
anderthalbftündigen glänzenden Rede fo vernidhtend dagegen, daß ver fonft fo ge- 
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wandte For faum einige Worte der Erwiderung vorbringen konnte. Deſſen ohn- 
erachtet wurden bie Subfidien mit einer Majoritit von 311 gegen 105 angenommen, 
dor wurde am nächſten Tag in fein Amt eingefegt, P. aber und einige feiner Freunde 
ihrer Aemter enthoben. Die Regierung behielt unter heftigen Kämpfen im Unterhaufe 
in den nächſten Monaten dody immer den Sieg. Aber die auswärtigen Angelegenhei- 
ten gingen chief, die Engländer verloren Minorca, im Volk entftand eine große Er- 
bitterung gegen das Kabinet und befonders gegen den Herzog von New-Caſtle, deſſen 
Unfäbigfeit man als Urſache der nationalen Kalamitäten anfah. P. wurde als der 
einzige Mann bezeichnet, der im Stande wäre, ven Dingen eine günftigere Wendung 
zu geben. P. antwortete auf neue Anerbietungen mit der Forderung, daß New-Caſtle 
ganz abtrete, und es wurde nun, nachdem P. eine Kombination mit For abgelehnt 
hatte, im Nov. 1756 unter Leitung bes Herzogs von Devonfhire ein neues Miniſte— 
rium gebilbet, in welchem PB. Staatsfetretär und minifterieller Leiter des Unterhaufes 
und fein Schwager Lord Temple Marineminifter wurde. Aber es zeigte fi, daß P. 
mit all feiner Popularität und feinem gewaltigen Talente dech vie Unterftügung ber 
hohen engliſchen Ariftofratie nicht entbehren könne, zumal va ihm der König Georg II. 
perſönlich abgeneigt blieb. Bei mehreren Gelegenheiten bekam er die Unzulänglicpkeit 
feiner Macht zu fühlen. So wurbe er von der Ariftofratie und dem König im Stich 
gelaffen, als er den zum Tode verurtheilten Admiral Byng — dem der Proceß gemacht 
wurbe, weil durch fein Ungeſchick, aber keineswegs durch eine Schuld der Feigheit oder 
böfen Willens Minorca für die Engländer verloren gegangen war — in der Ueber- 
zeugung von der Ungerechtigkeit dieſes Urtheils retten wollte, Obgleih P. das Parla- 
ment zur Bewilligung großer Summen für die Fortführung des Krieges bewog; ob— 
gleich er zur Bertheidigung Hannovers 200,000 Pfd. verlangte, da der Kurfürft König 
niht an feinem Stammlande geſchädigt werben dürfe, weil er bie Intereffen und 
Rechte Englands gegen fremde Mächte verrheidige, fo vermochte er doc des Könige 
Abneigung nicht zu überwinden. Georg II. behandelte P. feiner perſönlichen Unter- 
würfigfeit ohngeachtet, unfreundlich, und berief feinen Freund Lord Waldgrave zu 
fi, ihn um feinen Rath zu bitten, wie er fi von dem ihm aufgebrungenen Minifter 
P. und deſſen Schwager befreien könne. Waldgrave mißrieth ihm die Entlafjung der- 
jelben, aber des Königs Lieblingsjohn, der Herzog von Cumberland, Dberbefehle- 
baber ter hannover'ſchen Truppen, der P. hafte, beftärkte ihn in feinem Vorhaben, 
und im April 1757 erhielt PB. und fein Schwager Temple die Botſchaft, daß ber 
König ihrer ferneren Dienfte nicht mehr bevürfe. Seine Kollegen forderten num 
auch ihre Entlaffung und ver König berief New-Caſtle, der ihm das Verſprechen 
gab, fih nie wieder mit P. einlaffen zu wollen. Aber die Nachricht von P.'s Ent- 
laſſung brachte unter der Bevölkerung Englands eine große Aufregung hervor, 
Die Staatöpapiere fielen, und eine Anzahl größerer Städte machten eine De- 
monftration für P., indem fie ihm ihr Ehrenbürgerredht überſchickten. Ale Ver— 
fuche des Königs, mit Ausſchluß P.'s ein neues Miniftertum zu bilden, mißlan- 
gen. Beinahe drei Monate lang blieb England, während es auswärts einen ge— 
fährlihen Krieg zu beftehen hatte und das Parlament verfammelt war, ohne 
Minifter. Endlich mußte fih der König 29. Juni 1757 dazu bequemen, New— 
Gaftle und P., die ſich wieder mit einander verföhnt hatten, zu Miniftern zu 
machen. Letzterer wurde Staatsjelretär, übernahm die Yeitung des Unterhaufes, 
des Krieges und der auswärtigen Angelegenheiten, und nun trat eine Verwaltung 
ins Leben, welche eine der glänzenvften und rubmvollften war, welche England 
je gehabt hat. P.'s Energie wußte in alle Zweige des öffentlihen Dienftes einen 
Eifer, einen Auffhwung zu bringen, ver bald von ven glängenbften Erfolgen ge 
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frönt war. Die militärifhen Unternehmungen gewannen beſonders noch dadurch 
einen ganz andern Fortgang, daß P. ohne nad dem Dienftalter oder ariftofrati= 
hen Beziehungen zu fragen, bie tüchtigften Männer an die Spige ftellte, und 
jeder wußte, mit welch jcharfem Auge ver leitende Minifter wahres Verdienſt zu 
erfennen und zu würdigen wußte. In Amerifa wurden im Juli 1758 Kap Bre- 
ton und die Infel St. John erobert. Im folgenden Jahr griff eine englifche 
Flotte die franzöſiſchen Infeln in Weftindien an und eroberte im Mat Guate- 
loupe; noch bebeutender aber waren die Siege der englifhen Waffen in Norb- 
amerifa, wo es P. auf die Eroberung des frudtbaren Kanada abgefehen hatte, 
das durch den ruhmreihen Sieg des Generald Wolf bei Quebeck (12. Sept.) 
in den Befig Englands fam. Gleichzeitig eroberten die Engländer in Afrika bie 
Senegalfolonie Gorea, und in Oftindien beflegten fie nicht nur bie Franzofen, 
fonvdern erwarben durch die geniale kühne Thätigkeit eines urfprünglihen Hand» 
lungsdieners, des Gouverneurs Clive, ein Reich, das an Ausvehnung und Reid- 
thum das Mutterland weit übertraf. Während England in den fremben Welt- 
theilen eine fo furdtbare Macht entmwidelte, war es in der Heimat von einer 
großen Gefahr bedroht. Frankreich hatte die auswärtigen Unternehmungen ber 
engliihen Seemacht ald den günftigen Augenblid angefehen, um durch eine Lan- 
dung die englifhen Küften zu überrafhen und hatte eine große Flotte in Zou- 
lon und Breft ausgerüftet, welche an allen Lanbungsplägen Großbritanniens 
Truppen auswerfen follte. Aber Admiral Hawke gelang es in einem fühnen 
Schachzug die Flotte von Breft einzufhließen, an einem ungünftigen Plage zur 
Schlacht zu nöthigen, einen großen Theil der franzöfifhen flotte und bie, wie 
man wähnte, für ewige Dauer gebauten Werke in Cherbourg zu vernichten und 
fo allen Landungsplanen in England ein Ende zu machen. Das Jahr 1760 ver- 
vollftändigte die Erfolge der Engländer und brachte namentli die gänzlihe Un«- 
terwerfung Kanadas. Alle dieſe Kriegsthaten waren freilich nicht umter P.'s per« 
fönliher Führung verrichtet, felbft nicht nah feiner unmittelbaren Anorbnung 
vollführt, aber fie waren eine Folge von dem ftarfen, muthigen, allen Schwierig- 
feiten Trotz bietenden Unternehmungsgeift, den er in vie Nation gebracht hatte. 
Diefe Machtentwicklung war freilich auch bevingt durch P.'s großartige Kühnheit 
im Geldaufwand. Er hatte gar fein Bedenken, dem Parlamente die Berwilligung 
der unerbörteften Geldſummen anzufinnen, aber aud in feiner fiegreichen Bereb- 
ſamkeit das Mittel, jede ängftliche financtelle Kritit zum Schweigen zu bringen, 
Freilich hatte er auch darin wieder beſonderes Glüd, daß der Krieg den Handel 
feineswegs ftörte, ſondern in Blüthe brachte. Die englifhen Kaufleute und Fa— 
brifanten hatten nie fo gute Gefhäfte gemacht, ald während des englifch-franzöft- 
hen Krieges, der im Auslande die Konfumtion fteigerte und den franzöfifchen ” 
Handel lähmte. Der fteigende Wohlftand Englands erhöhte natürlich die Popu- 
larität P.'s ungemein. Die Londoner Kaufleute rühmen in ver Infchrift eines 
Denkmals, das fie B. in Guildhall festen, daß der Handel troß des Krieges und 
wegen des Krieges unter P.'s Berwaltung geblüht habe. 

Auch auf die Politik des europäifchen Kontinents übte P. großen Einfluß 
und führte darin einen fehr großen Umfhwung herbei. Während fein Vorgänger 
im Amte ſich auf die Seite der Gegner Friebrihs des Großen geftellt und De- 
ſterreich unterftügt, Rußland Subfivien gezahlt hatte, um Preußen zu überwachen, 
damit es Hannover nicht anneftire, fand es P. in Muger Berehnung gegen Frant- 
reich im Interefje Englands, den großen König Friedrich II. von Preußen zu 
unterftügen, und ftellte darum im nordweſtlichen Deutſchland ein anſehnliches Heer 
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von deutſchen Soldtruppen auf, um dem König von Preußen einen Rüdhalt zu 
gewähren und zugleih die Franzofen im Schad zu halten. Durd das Vertrauen 
auf die ehrliche und. ftanphafte Politif Englands wurde Friedrich ermuthigt, in 
feiner ſchwierigen Lage auszuhalten und die Unterftügung P.'s bat, obgleich fein 
Minifterium und damit feine Hülfe nicht bis zum Ende des fiebenjährigen Krie- 
ges ſich hielt, doc nicht wenig dazu beigetragen, einen günftigen Ausgang für 
Hriedrih den Großen zu ermöglihen. Das Anfehen P.'s ſchien durd feine uner- 
hörten Erfolge unerſchütterlich befeftigt zu fein. Niht nur das Parlament war 
ihm unbedingt ergeben, fondern auch der alte König Georg II., ver ihn mit fo 
großem Widerftreben als Minifter angenommen, faßte das größte Zutrauen zu 
ihm. Aber Georg II. farb am 25. Dftober 1760, und nun neigten ſich auch 
die Tage der Herrfchaft P.'s zu Ende. Der 22jährige Enkel Georgs II. beftieg 
den Thron ald Georg III. Diefer, ein noch unentwidelter Jüngling, welcher ganz 
unter dem Einfluß feiner herrfhfüchtigen Mutter und deren Günftling, des ſchot— 
tifhen Grafen Bute ftand, mar von den ihn umgebenden Torys belehrt worden, 
es zieme fih dem König niht, Sklave einer Gotterie zu fein. Sie ftellten ihm 
vor, er müſſe fi von der Herrfchaft ver Whigs emancipiren und ohne Rüdficht 
auf Parteizufammenhang Männer zu Miniftern wählen, die fein perfönliches Ver— 
trauen befäßen. Zwar erflärte der junge König vor dem Parlament den Vorſatz, 
ganz im Geifte feines Großvaters regieren zu wollen und bat die Minifter mit 
zuvorkommender Freundlichkeit, in ihren Aemtern zu bleiben. Aber im Stillen 
madte man am Hofe Plane, den gegenwärtigen Krieg mit einem Friedensſyſtem 
zu vertaufchen, die verftedten Keime der Uneinigfeit im Schooße des Minifteriums 
zu pflegen und in die etwa entftehenden Lüden neue Leute einzufchieben. P. er 
Härte feine Bereitwilligkeit, auf demfelben Fuße wie bisher fortzubienen, mußte 
ſichs aber bald gefallen laſſen, daß einer feiner Kollegen, der Staatsſekretär Lord 
Holverneß, fein Amt niederlegte, um dem Günftling des Könige und feiner 
Mutter, dem Lord Bute, einem gewandten, aber flachen, in Staatsgeſchäften un« 
wiffenden Hofmanne, Plag zu machen. Bald zeigte fi) Gelegenheit, den mächtigen 
Minifter ganz zu verbrängen. Karl III, König von Spanien, einft als König 
von Neapel durch eine englifhe Flotte zu einem Neuträlitätsvertrag mit England 
gezwungen, nährte feit dieſer Zeit tiefen Haß gegen England. Als er nun 1759 
dur Erbſchaft König von Spanien geworben war, ſetzte er einen Alltanzplan 
ins Bert, um fih an England zu rächen, deffen fteigende Kolonialmacht und 
deſſen Befig von Gibraltar ihm ein Dorn im Auge war. Er ſchloß 15. Aug. 
1761 mit Franfreid einen Familienvertrag, in welchem fi beive Mächte ver- 
pflicteten, England gemeinfhaftlic zu befriegen. Der Bertrag follte geheim ge: 
halten und die Kriegserflärung aufgefhoben werden, bis die ſpaniſche Flotte mit 
den Schägen Amerika's beladen mwohlbehalten in die fpanifchen Häfen eingelaufen 
wäre. P. erhielt Kunde von dieſem Vertrag und wollte Spanien mit einer Kriegs- 
erflärung zuvorfommen, die amerifanifhe Flotte auffangen, unverzüglih Havan- 
nah und die Philippinen angreifen laffen. Diefer Rath weifer Energie wurde unter 
Lord Butes Führung von dem Übrigen Miniftertum verworfen, Die Einen wollten 
bezweifeln, ob P. auch recht unterrichtet fei, Anderen ſchien die fede Kriegserffä- 
rung gar zu gewagt, Anderen war es willtommen, eine Gelegenheit zu haben, 
um P. zum Austritt zu nöthigen. P. und fein Schwager Temple nahmen (5. Oft. 
1761) überftimmt ihre Entlaffung. Als P. an demfelben Tag dem König 
die Aufwartung machte, um ihm die Siegel zurüdzugeben, fand er bei demfelben 
eine über alle Erwartung freundliche Aufnahme, fo daß er zu Thränen gerührt 
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wurde. Auch Lord Bute, froh über den Sturz des Nebenbuhlers, beeiferte ſich 
ihm freundlich und großmüthig entgegenzukommen; er ſchrieb ihm, der König ſei 
ungeduldig ihm ein Zeichen feiner Huld zu geben und laſſe ihm die Wahl, ent- 
weber Statthalter von Kanada zu werden mit 5000 Pfd. Gehalt und ohne Ber- 
pflihtung dort zu wohnen, oder die Kanzlerftelle für das Herzogthum Lancafter 
mit eben fo viel Einfommen und wenig Geſchäften anzunehmen. P. erwiederte 
mit Ausprüden des gerührteften Danfes, er werde doppelt glüdlih fein, wenn 
diejenigen, welche feinem Herzen am theuerften wären, in das Denkmal föniglichen 
Dankes mit eingefchloffen würden. Der König ging auf diefen Winf ein, erhob 
P.'s Gemahlin zur Baronin Chatham mit einer auf männlihe Nachkommen ver- 
erblihen Pairie, und verlich ihr, P. felbft und feinem älteften Sohn eine Pen- 
fion von 3000 Pfd. Bute hoffte durch diefe Gunftbezeugung fi mit ber über 
P.'s Entlaffung aufgeregten Volksſtimmung abzufinden und wohl auch deſſen Po- 
pularität burd den ertheilten und angenommenen Onabengehalt etwas zu ſchmä- 
lern. Es fehlte allerdings nidt an Stimmen, welche P. ftrenge tadelten, daß er 
vom Hofe eine Belohnung angenommen habe, e8 erſchienen Schmähſchriften gegen 
ihn, auch Freunde tadelten ihn Bitter. Doc erlitt die hohe Meinung von feinen 
Tugenden und Berbienften feine mefentlihe Echmälerung; er erhielt von mehre- 
ven großen Städten Danfadrefien; die Londoner Abgeordneten wurden aufgefor- 
dert, im Parlament P.'s Politit zur Richtſchnur ihres Verhaltens zu maden, am 
Lordmayorstage wurde er mit der königlichen Familie auf das Rathhaus zur Tafel 
geladen, und während man bei der Auffahrt auf das Füniglihe Paar faum ach— 
tete, wurde der gefallene Minifter überall mit lautem Zurufen und mit mannig- 
faltigen Zeichen der Sympathie begrüßt, Bute aber mit Schreien und Schimpfen 
aufgenommen. Man kann P. nicht ganz von dem Vorwurf freifprehen, daß er 
diefe Demonftrationen, wenn nicht angeftiftet, doc begünftigt und aufgefucht habe, 
um an bem Hofe eine Heine Nahe zu nehmen, Auf ver anderen Seite waren 
feine Dankfagungsbriefe an den König gar zu demüthig und unterwürfig. Die 
Gunftbezengungen, die er vom König annahm, erfchienen dadurch in einem grel- 
leren Lichte, daß feine Parteigenoffen von ihren Aemtern am Hofe und in der 
Regierung vertrieben wurden, und ein eigentlihes Berfolgungsfyften gegen bie 
Whigs auffam. Während der nädhftfolgenden Parlamentsfigung verhielt er fid 
ziemlich ftille, dagegen erlebte er die Genugthuung, daß der englijche Geſandte in 
Spanien berichtete, die fpanifche Flotte fei mit außerordentlich reihen Ladungen 
im Hafen von Cadir eingelaufen, und das fpanifhe Minijterium führe eine fehr 
anmaßende herausfordernde Sprade. Die weiteren Verhandlungen führten zu 
einem vollftändigen Brud, und 4. Jan. 1762 wurde an Spanien eine Kriegs- 
erflärung erlaffen. P. machte nun feinen Einfluß im Parlament geltend, um zu 
einer Fräftigen Führung des Krieges anzufpornen. Statt auf perfünliche Angriffe, 
die ihn nicht felten trafen, zu antworten, erklärte er bei einer Debatte über ven 
ſpaniſchen Krieg: „Dies ift feine Zeit für Streit und Anſchuldigung. Es ift ein 
Zag gelommen, an dem jeder Englänver für fein Vaterland einftehen muß. Gebt 
jevem Waffen, feid ein Volk, vergeßt Alles, nur die öffentlihe Sache nidt. Ich 
gebe Eud das Beifpiel dazu. Bon Berläumdern gehett, unter Schmerz und Kör- 
perleiven zu Boden finfend, vergeffe ih um des allgemeinen Wohles willen Bes 
leidigungen und Krankheit.” Es gefhah im Verlauf dieſes fpanifhen Krieges 
Manches von dem, was P. einige Jahre vorher ins Auge gefaßt hatte, e8 wurde 
ein erfolgreicher Angriff auf Kuba und Havanna gemacht, die philippinifhen In— 
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feln unter englifhe Botmäßigkeit gebracht, und einige ſpaniſche Schiffe mit Sil- 
berlabungen von englifhen Fregatten genommen. | 

Als fih im November 1762 das Parlament wieder verfammelte, um über 
bie Friedenspräliminarien des englifch-franzöfifhen und ſpaniſchen Krieges zu be: 
tathen, nahm P., der an der Gicht darniederlag, zuerft feinen Antheil an ven 
Situngen. Doch erſchien er zulegt auf Bitten feiner Freunde am entſcheidenden 
Tage, von feinen Dienern getragen, Hände und Beine in Flanell gehüllt, und 
ſprach dritthalb Stunden lang mit großer Heftigfeit gegen den Frieden, wodurch 
er enblid fo erfhöpft wurde, daß er das Haus vor der Abftimmung verlaffen 
mußte. Seines großen Anſehens ohnerachtet hatte er doch vergeblih geſprochen, 
eine große Anzahl von Stimmen war fhon zum voraus gewonnen und verfauft, 
die Friedenspräliminarien wurden mit 319 gegen 65 Stimmen angenommen, und 
am 10. Febr. 1763 wurde zu Paris der Frieden abgefhloffen. Derfelbe war 
allerdings infofern den Erfolgen des glorreihen Krieges nicht entſprechend, ala 
mehrere der gemachten Eroberungen wie Guadeloupe, Martinique und Havannah 
in Weftindien, Gorea in Afrika wieder zurücdgegeben und Englands Verbünvdeter, 
der König Friedrich II. von Preußen, treulos im Stiche gelafjen wurde. Die 
Hofpartei und ver König jubelten über den Frieden, fie fahen ihn als einen großen 
über die Herrfchaft der Whigs errungenen Sieg an, und gelobten, dieſe dürften 
nie wieber an das Ruder kommen. Über bald änderte ſich die Lage, Lord Bute 
fand gut ſich zurüdzuziehen, und fein Nachfolger, Georg Örenville, der jüngere 
Bruder Lord Temple's, machte fi nicht nur bei dem Volke fehr unbeliebt, fon- 
bern behandelte auch ven König fo herriſch, daß dieſer fih nah P. zurüdjehnte, 
Er ließ ihn 26. Auguft 1763 zu fih rufen, hatte zwei Tage hinter einander 
lange Unterredungen mit ihm, wobei P. ihm vorftellte, ohne Ausſöhnung mit 
ben Whigs laffe fich keine ruhige Vertrauen erweckende Berwaltung begründen. 
Der König aber konnte es nicht über fi gewinnen, nad fo kurzer Frift die 
Männer wieder in feine Dienfte zu rufen, die er mit allen Zeichen der Ungnabe 
von feinem Hofe vertrieben hatte. Der König mußte fi faft nod zwei Jahre 
länger mit Grenville gedulden, der ihn aber jegt noch Ärger tyrannifirte als zu- 
vor. P., von der Gicht gequält, zog ſich auf fein Landhaus Hayes zurüd, wo er 
in großer Einfamteit feine Zeit’ zwifchen Bett und Armſeſſel theilte, aber eines 
Tages durch die Nachricht überrafht wurde, daß ein alter ſtandhafter Verehrer 
aus der Whigpartei, ein gewiffer William Pynfent, der kinderlos ftarb, ihn zum 
Univerfalerben eingefegt habe, woburd er in den Beflg eines jährlichen Einkom— 
mens von 3000 Pfo. gelangte. Indeſſen wurde der König von feinem Miniſte— 
rium durch die Weigerung, feine Mutter in den durch feine Krankheit nöthig 
gewordenen Regentſchaftsrath aufzunehmen, bitter beleidigt; er wandte ſich in ſei— 
ner Noth an feinen Obeim Herzog Cumberland, er möge ihn doch wieder mit 
den Whigs verjühnen und mit P. unterhandeln, Auf bie Kunde davon entitand 
eine große Spannung, ob fi P. erbitten laffen würde, und man glaubte, daß er 
jedes Programm würbe viftiren fünnen. Der Herzog von Cumberland begab fid 
zu PB. nad Hayes und fand ihn nicht ganz unzugänglid. Er machte aber feine 
Bedingungen: Berwerfung allgemeiner Berhaftsbefehle für die Zukunft, Wicher- 
einfegung der aus politiichen Gründen entlafjenen Offiziere und ein Bündniß mi 
proteftantifhen Mächten ald Gegengewicht gegen den franzöfifh-fpaniihen Yami- 
lienvertrag, and Forderungen in Betreff der Belegung der Aemter. Namentlid 
hatte er feinem Schwager Lord Temple die Stelle des erften Lords der Schatz⸗ 
Sammer zugedacht. Diefer aber, ver fih in den Kopf geſetzt hatte, eine Yamilien- 
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vereinigung zu ftiften, weber mit ven Torys noch mit den großen Whigs fich zu 
verbinden, und nur mit feinem Bruder Georg Örenville einzutreten, lehnte ab, 
und ®., der ſich nicht von feinem Schwager trennen wollte, obgleih er bie 
Ueberzeugung hatte, daß er es eigentlich dem König und dem Lande ſchuldig wäre, 
bie Laſt der Regierung zu übernehmen, gab nun ſchließlich eine ahfchlägige Antwort, 
jevod unter großem inneren Zwiefpalt und im Gefühl, daß er unrecht handle. Er 
de = felbft gegen feinen Schwager Temple ausgefprochen haben mit dem virgili« 
hen Bere: 
Did, o Schwefter, und mid, das ſidoniſche Volk und bie Väter, 
Wie nicht minder die Stabt, ich ftürze fie A ins Verderben. 

Es wurde nun Juli 1765 ein anderes Minifterium gebildet unter dem Vorfig bes 
jungen Marquis von Rodingham, der fih dur das Zalent des damals neu auf- 
tauchenden Schriftftellers Edmund Burke, den er zum Privatfefretär annahm, eine 
Stüge zu verfhaffen fuchte. Bald aber famen fhwierige Zeiten. Die norbameri- 
fanifchen Kolonien erhoben fih gegen das Stempelgefeg, das ihnen das Minifterium 
Grenville in unverftändiger Kühnheit auferlegt hatte, im Bofton fam es im Nov. 
1765 zu einem förmlihen Aufftand, e8 langten im Winter 1765—66 wiederholte 
Kunden von der zunehmenven jhwierigen Stimmung in Amerifa an. Die Minifter 
geriethen in große Berlegenheit. Im diefer Krifis war es ein großes Ereigniß, als 
P., deſſen Gefundheit durch die Bäder von Bath einigermaßen hergeftellt war (Ian. 
1766), wieder im Unterhaus erfhien und in einer langen Rebe fein Gutachten über 
bie gegenwärtige Lage abgab. Er verurtheilte die Mafregel der Stempelafte aufs 
entfchiebenfte, beftritt, hierin offenbar zu weit gehend, das Recht Englands, Amerika 
ohne veffen Zuftimmung zu befteuern, da die Befteurung feinen Theil der ausübenben 
und gefeßgebenden Gewalt bilde, wollte das Geſetzgebungsrecht des Parlaments über 
die Kolonien um fo ftrenger feftgehalten wiffen, aber aud, daß die Amerikaner im 
Parlament vertreten werben, da fie Söhne, nicht -Baftarde Englands feien. Ein Mit- 
glied des Minifteriums, der Staatöfelretär Conway, Leiter des Unterhaufes, ant- 
wortete ihm zuftimmend, Grenville aber mit großer Heftigfeit das Stempelgefeg als 
politiſch berechtigt und billig vertheitigend und mit dem Vorwurf gegen P., daß eben 
feine Verſchwendung das Stempelgefeg nöthig gemacht habe. P. antwortete, die 
Regeln des Haufes, welche Jedem verbieten in einer Debatte zweimal zu fprechen, 
überfchreitend, und nahm fi mit großer Wärme der Amerifaner an, indem er fagte: 
„ich frohlocke, daß Amerika Widerſtand geleiftet hat. Drei Milltonen Menfchen, vie 
gegen alle Freiheitögefühle fo abgeftorben wären, daß fie fih freimillig zu Sklaven 
hergeben, würden geeignete Werkzeuge fein, die anderen Engländer zu Sklaven zu 
machen.“ Schließlich ftellte er die Forderung auf: das Stempelgefeg müſſe fogleich 
unbedingt gänzlich zurüdgenommen werben, va es auf einem faljchen Grundſatz be— 
rube, und zugleich müſſe aber die Autorität Englands über die Kolonien in ben ftärf- 
ften Ausprüden ausgefprohen werden, mit Ausnahme des Befteurungsrehts. Das 
Minifterium folgte feinen Rath und brachte alsbald zwei Gefege ein, wovon das eine 
einen unbedingten Witerruf des Stempelgefeges enthielt, das andere eine Erklärung, 
daß dem Parlament die höchſte Gewalt über die Kolonien zuftehe. Eine große Zahl 
Bittſchriften aus den bedeutendſten Fabrif- und Handelsſtädten Englands, welche 
wegen der Summen, bie ihnen die Kaufleute der Kolonien ſchuldeten, fehr für Erhal⸗ 
tung des Friedens und Abfhaffung des Stempelgefeges intereffirt waren, unterftügten 
die Vorſchläge des Minifteriums, aber es gab im Unterhaufe eine Partei, vie ſich 
Freunde des Königs nannte, und welche es ſich zum Gefhäft machte, allen Maß— 
regeln des Miniftertums Hinberniffe in den Weg zu legen, nur um ben König von 
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der Herrſchaft der ihm verhaßten und doch fo mächtigen Whigpartei zu befreien. 
Diefe machten Oppofition gegen ven Widerruf des Stempelgefeßes, von dem _fie über- 
dies mußten, daß der König es von Herzen billige. Dennoch erhielt der Antrag auf 
Widerruf des Stempelgefeges eine Mehrheit von 275 gegen 167 Stimmen, obgleich 
Pes Schwager Georg Grenville den hartnädigften heftigſten Widerſtand leiſtete; 
im Oberhaus, wo mehrere Bedeutende Parteien fih zur Oppofttion verbunden hatten, 
erhielt der Widerruf nur eine Mehrheit von 34 Stimmen. Unter diefen Umftänven 
hegte das Minifterium Rodingham den fehnlihen Wunſch, P. in feine Mitte aufzu- 
nehmen. Die Mitglieder desſelben zeigten fih gegen ihn äußerſt zuvorkommend, ver- 
lieben einem Freunde P.'s, dem Oberrichter Pratt die Peerswürde, und gaben P. zu 
verjtehen, wenn er in ihre Reihen eintrete, werde er nicht nur als Bundesgenoffe, 
fondern als Führer Aufnahme finden. Aber PB. blieb unbegreiflic ſpröde und eigen: 
finnig; obgleich er in allen wefentlihen Fragen mit dem Minifterium übereinftimmte, 
obgleid, Marquis Rockingham eine durchaus ehrenwerthe Perſönlichkeit war und dies 
namentlich dadurch bewährte, vaß er fi von der früher üblichen Beſtechung ver Par- 
lamentögliever durchaus rein erhielt, that P. doch feinen Schritt des Entgegentom- 
mens und z0g e8 vor, ohne Verbindung mit der Wilgpartei nur mit dem Könige in 
Unterhandlungen zu treten. Rodingham und feine Freunde wurden (Juli 1766) ent» 
laffen und P., der auf feinem Landhaus Burton Pynfent weilte, zum Könige beſchie— 
ben, bei dem er dann aud) die gnäbigfte Aufnahme fand. Diefer erklärte ihm, daß er 
volle Freiheit habe, fich feine Kollegen zu wählen, und P. fprady dagegen ven Grund— 
ſatz aus, fi nit an Parteiverbindungen fehren, fondern die tüchtigften Männer aller 
Richtungen an fich ziehen zu wollen. Aber bald mußte er die Erfahrung maden, daß 
bies eben nicht möglich fei, die meiften Freunde des abgetretenen Minifteriums zogen 
ſich ohnehin zurüd, und andere Parteigruppen wollten entweber in Gemeinſchaft oder 
ar nicht eintreten. So mußte fih PB. begnügen, die Hauptftellen mit perfönlichen 
—2* und Berehrern zu beſetzen, wodurch er zwar einige hervorragende Talente, 
aber einander widerſtrebende Elemente befam, bie er ſelbſt mit feiner ſonſt jo gewal- 
tigen Autorität nicht zu einmüthigem fräftigem Zuſammenwirken verbinden fonnte. 
Bald darauf machte er noch einen zweiten Mißgriff, welcher feine miniftertelle Wirk: 
famfeit zum Voraus lähmte. Da er bei feiner Kränklichkeit fich nicht mehr die Kraft 
zutraute, die Leitung des Unterhaufes zu übernehmen, 308 er e8 vor in das Oberhaus 
überzugeben, er ließ fi daher das Geheimfiegel übertragen und bat um eine Peerie, 
worauf er vom König zum Grafen von Chatham ernannt wurde. Das Vertrauen 
auf P.’s Einfluß im Parlament beruhte wefentlih auf der Borausfegung, daß er im 
Unterhaufe bleiben werde. Seine Kollegen fanden fih daher durch feinen Uebertritt 
ins Oberhaus fchmerzlich getäufcht. Andere fahen diefen Schritt al8 ein Aufgeben ber 
Bollsſache, ald einen Uebertritt zur Hofpartei, als eine Art Verrath an. Welden 
Eindruck P.'s Erhebung zum Grafen auf die Volksſtimmung machte, wie fehr fie 
feiner Popularität Eintrag that, zeigte fih alsbald, Die Bürgerſchaft der Eity hatte 
beichloffen, feinen Wiedereintritt in die Verwaltung durch eine allgemeine Beleuch— 
tung zu feiern. Schon ftanden die Lampen bereit, als aber befannt wurbe, daß ber 
‚geoße Bürgerliche” Graf von Ehatham geworden fei, wurde das Feſt abbeftellt und 
die Lampen blieben unangezündet. Seine Feinde jubelten, feine Freunde waren über 
bie Erhebung beftürzt. 

Die erften Spuren von P.'s Wirkfamkeit in feinem neuen Minifterium finden 
wir in den Bemühungen, eine nordiſche Koalition ald Gegengewicht der franzöftjch- 
fpanifchen Allianz zu ftiften. Zunächſt ließ er bei Friedrich II. von Preußen fondiren 
und ſchickte, al der englifche Geſandte in Berlin nicht ungänftig berichtete, einen 
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befondern Gefanbten, ohne jedoch feine Abſicht zu erreichen, ba Friedrich gegen den 
Fortbeftand der englifhen Freundfhaft von früheren Erfahrungen her mißtrauiſch 
geworden war. Ueberhaupt mußte P. in auswärtigen Angelegenheiten die Erfah- 
rung machen, daß fein Name nicht mehr fo viel Gewicht hatte als früher, mas 
aber kam, daß man wußte, er genieße bei Haufe nicht mehr die alte unbebingte 
Popularität. In innern Angelegenheiten bezeichnete er den Anfang feiner Verwal⸗ 
tung mit einem Gewaltftreih, indem er, als in Folge ſchlechter Ernten, ſowohl in 
England als auf dem Kontinent, große Furcht vor eintretendem Kommangel und 
Hungersnoth entftand, und an einigen Orten Rubeftörungen und tumultuarifche 
Auftritte gegen Kornfpefulanten vorgefommen waren, die Kornausfuhr durch einen 
Gcheimenrathsbefehl vom 24. September 1766 verbieten und mehrere mit Ge— 
treive belavene Schiffe im Hafen zurüdhalten ließ, ohne hiezu die Ermädtigung 
des Parlaments abzuwarten, das erft im November zufammentreten follte. So— 
bald dieſer Zufammentritt erfolgt war, wurde er von mehreren Seiten wegen jener 
Maßregel heftig angegriffen, jedoch ihm fhlieglich die Indemnität votirt. Die Sache 
war bald wieder beigelegt, aber man bemerkte, daß P. immer mehr einen herriſchen 
unleidlihen Ton annehme, namentlih fuhr er oft fehr Leivenjhaftlih gegen vie 
ariftofratifhen Vereine und Familienverbindungen los. Auch feine Kollegen hatten 
viel Über dejpotifche, mißtrauifhe und gegen jeden Widerſpruch höchſt empfinpliche 
Stimmung zu Hagen, die um fo nadtheiliger wirkte, da unter den verſchiedenen 
Beftanbtheilen des Miniftertums ohnehin nicht das befte Einverftändniß herrſchte. 
Unter viefen Berbhältniffen nahm P. ohne Rückſprache mit feinen Kollegen eine 
Reform der oſtindiſchen Gefellfhaft in Angriff, die bei der ungeheuern Ausdeh— 
nung, welde das Gebiet gewonnen hatte, und bei ver Fleinlichen ſelbſtſüchtigen 
Art, mit welder die Direktoren und Diener der Gefellihaft vie Geſchäfte betrie- 
ben, allerdings dringend war. Er ging von der Anſicht aus, daß, da bie Erobe- 
rungen großentheils mit ven Kräften des Staates gemacht worden feien, bie Geſell— 
Ihaft die Einfünfte des vermehrten Gebietes mit dem Staate zu theilen habe, und 
zwar fo, daß dem letteren der größere"Antheil zufäme. Außerdem glaubte er, könne 
der Antheil ver Gefellfchaft nit für reines Privateigentyum, fondern nur für 
anvertrautes Pfand gelten, das für die Bertheidigung Indiens und Ausdehnung 
des Handels zu verwenden fei und nicht in Dividenden zerfplittert werben dürfe. 
Die Dividenden, die früher 6 Proc. betragen hatten, waren aber in ver legten 
Zeit auf 15 Proc. geftiegen, und die Geſellſchaft hatte fürzlih den Anſpruch 
erhoben, daß biefer Stand auf die nächſten 10 Jahre vom Staat garantirt wetben 
müßte, P.'s ganz fahgemäßer Reformplan der oftindifhen Kompagnie fonnte aber 
nit zur Ausführung kommen, weil P. feit März 1767 durch Krankheit verhin- 
bert war, im Parlament zu erfcheinen, und nicht einmal zu eier vertraulichen 
Beiprehung mit feinem Stellvertreter Herzog von Grafton zu bringen war. Er 
litt nämlich längere Zeit an einer großen Nervenaufregung, die in Folge von 
Anwendung ftarfer Mittel gegen die Gicht eingetreten fein fol, und feinen Geift 
fo gefangen bielt, daß er faft in Blöpfinu verfiel, in welchem er weder eine ge» 
ſchäftliche Unterredung führen, noch auch nur den Entfhluß des Rüdtritts fafjen 
konnte. Erft im Oftober 1768 war fein Geift wieder fo weit helle geworben, daß 
er die Nothwenpigfeit einfah, einem Andern bie Gejchäfte zu übergeben. Er bat 
ben König um feine Entlaffung, die ihm nur fehr ungern gewährt wurde. Die 
Hoffnung auf die große Wirkung feiner Verwaltung war getäufcht. Eine ſchlimme 
Folge von P.'s gänzlihem Rüdtritt war, daß die Zurücknahme der neuen, Ämerika 
auferlegten Einfuhrzölle nicht mehr möglih war. Der Herzog Grafton ſchlug in 
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einem Kabinetsrath vom 4. Mai den Widerruf vor, wurbe aber mit einer Stimme 
Mehrheit überftimmt, während, wenn P. noch dabei gewefen wäre, feine Stimme 
nicht nur der entgegengefegten Anficht das Uebergewicht gegeben haben würde, 
—— auch überhaupt ein anderes Ergebniß der Berathung hätte herbeiführen 
önnen. 

Im Sommer 1769 nahm Chatham an den öffentlichen Angelegenheiten wieder 
einigen Antheil; er erſchien im Juli einmal beim Lever des Königs und hatte 
nach demfelben eine längere politifche Unterredung mit ihm. Im Januar 1770 
erfhien er wieder im Oberhaufe, ſprach fih am 9. Januar über die politifche 
Lage aus, und rieth dringend zu einer Berföhnung mit Amerika. Er geftand, daß 
er Amerika mit einer gewillen Vorliebe betrachte und geneigt fei, die vorgelommenen 
Aufftände als Freiheitaufwallungen einer kräftigen Konftitution zu entfchulvigen. 
Auch ſprach er fich fehr ftark gegen eine Willfürlichkeit aus, beren feiner Anficht 
nah das Minifterium und Parlament fi) gegen John Wilkes ſchuldig gemacht 
hatte. Diefer war nämlich vor Jahren wegen einer durch die Preffe verübten Be- 
leidigung gegen das Minifterium durch einen Haftbefehl des Minifters gefangen 
gejeßt, zu einer Strafe verurtheilt, und da er dieſer durch die Flucht ſich entzog, 
von den Gerichten geächtet, fpäter aber in das Parlament gewählt, von biefem 
jevod in ver Gigung vom 8. Mai 1769 ausgeftoßen worben. In dieſem Ver— 
fahren ſah nun P. einen fehr gefährlihen Eingriff in die perfönliche freiheit, 
nahm fi mit Wärme des verfolgten Mannes an und beantragte, „das Haus 
folle erflären, daß es bie legten Beichlüffe des Unterhaufes in Betreff der Un— 
fühigfeitserklärung Wilke's in Erwägung ziehen werde". Ein von Lord Mansfielb 
gemachter Berfuh, das Berfahren der Regierung zn vertheidigen, rief eine noch 
ftärlere Entgegnung P.'s hervor, worin er mit Pathos ausführte, daß die großen 
Rechte der nationalen Freiheit nit auf die großen Barone beſchränkt werben 
bürften, fondern ein allgemeines Gut des ganzen Bolfes feien. Damals war es, 
wo er auf die Worte der magna charta anfpielend, die berühmt gewordene Aeuße— 
rung that, die einfachen Worte „nullus liber homo“ 1) jeien fo viel werth wie 
bie ganzen Klaffiter. Durch das Verfahren gegen Wiltes fei eine Breſche im die 
Berfaffung gebrochen, und es gelte nun, in die Breſche voranzutreten und fie 
auszufüllen und die alten Rechte zu vertheivigen. 

Der Antrag Chathams wegen Willes wurde mit großer Mehrheit abgemwiefen, 
aber Lord Rockhingham kündigte für ven morgenden Tag einen wichtigen Antrag 
an, den er in Beziehung auf die Lage der Nation zu ftellen habe. Dies geſchah; 
er erſchien am 22. Januar 1770 im Oberhaus, um einen Antrag auf Unterfuhung 
der Urſachen der allgemeinen Unzufriebenheit zu ftellen, und wurde dabei von Lord 
Chatham kräftig unterftügt. Diefer entwidelte bei dieſer Gelegenheit auch einen 
Plan ver Parlamentsreform, die er dadurch bewerfftelligt wifjen wollte, daß jede 
Graffhaft einen Abgeordneten mehr erhielte, damit fo der Berfafjung ein Theil 
neuen Blutes eingegoffen würde. Dies glaubte er wäre weit beſſer, als bie Ab— 
ſchaffung ver Wahlrechte Meiner Fleden, deren Beſtechlichkeit man als einen Tribut 
der natürlihen Schwäche der Berfaffung anfehen müſſe, als Krankheit eines Glie— 
des, deffen Amputation aber lebensgefährlich werben könnte. Die Oppofition Cha- 
thams brachte das ohnehin wankende Minifterium des Herzogs von Örafton vollends 


1) Magna charta art, 39: Nullus liber homo capiatur vel imprisonetur aut dissai- 
siatur aut utlaghetur aut exuletur ant aliquo modo destrualur, nec super eum ibimus, 
nec super eum mittemus, nisi per legalc judicium parium suoruw, yel per legem terre, 
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zu Ball und an feine Stelle trat im September 1770 ver liebenswürbige aber 
allzu nachgiebige Lord North. Auch unter diefem nahm Lord Chatham eine oppo- 
fitionelle Stellung ein, unterftügt dur einen Kreis perfönliher Anhänger. Doc 
30g er ſich bald daranf ganz zurüd und erſchien erſt im Jahr 1775 wieder auf 
dem politifchen Schauplag, um zur Berjöhnung mit Amerifa zu drängen. Am 
20. Januar fprah er im Oberhaus zweimal mit großer Wärme für Amerika, 
zunächft, um zu beantragen, daß der englifhe General Gage feine Truppen aus 
Bofton zurüdziehe, Er rühmte den Anftand, die Feſtigleit und Weisheit aller ber 
Depeihen, die von der ameritanifchen Regierung fümen, und gab dem Kongreh 
zu Philadelphia tas rühmliche Zeugniß, daß er in der ganzen Geſchichte keine Körper 
ſchaft kenne, die ſich über ihn ftellen fünnte. Solhen Männern Knechtſchaft aufprängen 
wollen, müfje verhängnifvoll werben. Man folle ven Kampf doc aufgeben, ehe 
man mitffe, man werde die leidenfhaftlihen unterbrüdenden Geſetze doch aufgeben 
müfjen, veflen fei er gewiß und verpfände fein Wort, daß, fo fehr man ſich jest 
weigere, man bies doch bald werbe thun müſſen. Diefe Rede machte großen Ein- 
brud. Unter den Zuhörern befand ſich aud Franklin und der junge William 
Pitt, der verficherte, e8 feien wohl die ſchönſten Reden gemefen, bie fein Vater je 
gehalten habe. Chathams Antrag wurde von feinen Freunden mit Eifer unter- 
ftügt, doch erhielt er im Oberhaus blos 18 Stimmen gegen 68 ; er ließ fi aber 
daburd nicht abjchreden, einen Gefegesentwurf zur Beilegung ber Unruhen in 
Amerika auszuarbeiten, wobei er fi tes Rathes von Franklin bediente. Webrigens 
benahm fi Franklin damals nicht ganz reblich gegen Chatham. Diejer legte auf 
Tranflins Rath befonders auch deshalb jo großes Gewicht, weil er auf Chathams 
Stanppunft eingehend ihn verſichert hatte, Amerika ftrebe keineswegs nah Unab- 
hängigfeit, und es beftehe nicht ver leifefte Wunſch nad einer Trennung von 
England, während ſchon ein Jahr vorher von einem genauen Kenner feiner An- 
fichten verfichert wird, feine Ideen feien keineswegs anf die engen Örenzen der 
Befreiung von Steuern eingefhränft, jondern ruhen auf der breiten Grundlage gänz« 
liher Unabhängigkeit. P. dagegen arbeitete feine Bermittlungsvorjhläge in ber 
Borausfegung aus, man denke in Amerifa nicht an gänzliche Unabhängigfeit. 
Am 1. Februar legte er feinen Entwurf mit einer von Franklin als höchſt 
ausgezeichnet gerühmten einleitenden Rede vor. Sein Vermittlungsvorfhlag ging 
dahin, die ftaatsrechtlihe Unterorbnung der Kolonieen mit financieller Selbftän- 
digfeit zu verbinden. Die Kolonien follten der britifhen Krone unterthänig und 
in Allem, was das Wohl des ganzen Reiches und insbefondere die Regelung bes 
Handels betreffe, vem englifhen Parlament untergeorpnet fein. Andererſeits follten 
bie Bewohner der Kolonieen ohne die Einwilligung ihrer eigenen Bolfsvertreter 
feiner Steuer unterworfen werben können. Alle feit 1764 auf Amerika bezüglichen 
Geſetze follten zurüdgenemmen werben. P.'s Entwurf wurde im Oberhaus vor- 
fihtig unterftüßt, von Anderen, befonders der Partei des Herzogs von Beb- 
ford, beftig bekämpft; das Minifterium war unter fi gefpalten, die Mehrzahl 
des Parlaments dagegen wollte das Geſetz augenblidlih und mit Entrüftung zu- 
rüdgewiefen haben. Dies veranlaßte Chatham zu einer donnernden Gegenrebe, 
worin er ben Mitgliedern des Minifteriums erflärte, ihre Charaktere und Talente 
feien der Art, daß jeder Verföhnungsplan, fo gemäßigt, weife und ausführbar er 
auch an fich fein möge, in ihren Händen ſcheitern müſſe. Man könne fi daher 
nicht wundern, daß fie eine Mafregel zurüdweifen, welche ihre Macht vernichten, 
ihnen ihr Einkommen nehmen, und fie in jenen Zuftand der Unbedeutendheit, den 
Gott ihnen angewiefen habe, zurüchſchleudern würde. Der Vorſchlag P.'s fiel mit 
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32 Stimmen gegen 61 durch, wurde aber durch den Drud der Appellation an bie 
Öffentliche Meinung übergeben. Diefe hatte einen folden Einfluß auf das Minis 
ſterium, daß Lord Noth wirklich die Einleitung zu verföhnenden Unterhanblungen 
traf und Burke im Unterhaus ähnliche Borfhläge wieberholte, ohne daß es jevod 
zu einem Refultat fam, ba der Körig und die Majorität des Parlaments hart- 
nädig gegen eine verföhnlihe Politik waren. Engliſche Hiftorifer, wie Lord Mahon 
(jegt Graf Stanhope) glauben, ein Sieg Lord Chathams würde wirklich dem 
Kampf mit Amerika eine andere Wendung gegeben, und vie Kolonieen würden 
die Eremtion von der Steuerlaft großmüthig mit Berwilligung von Steuern ge- 
lohnt haben. Wir geftehen, daß uns dies unwahrfcheinlich erfheint, das Mißtrauen 
und ber Unabhängigfeitsfinn der Amerikaner waren ſchon zu weit gebiehen. 

P.’8 Thätigkeit wurde in den nächſten Jahren wieder durch Krankheit ge- 
lähmt, der amerilaniſche Krieg hatte inbeffen feinen Fortgang, die Hoffnung auf 
ben enblihen Sieg Englands wurde aber immer ſchwächer. Nah zweijährigem 
Schweigen erſchien Lord Chatham am 30. März 1777 wieder im Oberhaus und 
ftellte mit all der eindringlichen Beredſamkeit, die ihm zu Gebote fand, vor, daß 
England nimmermehr im Stande fein werbe, mit Waffengewalt die Unterwerfung 
ber Amerikaner zu erzwingen. Er drang darauf, daß ihre Beſchwerden augenblid- 
lid abgeftellt und ihnen das Recht eingeräumt werben müffe, über ihr eigenes 
Geld zu verfügen. Auch diesmal wurde fein Antrag verworfen mit 76 Stimmen 
gegen 26. Nachdem im Sommer desfelben Jahres die 35,000 Mann ftarfe eng- 
liſche Defagung zu Saratoga fapitulirt hatte, jedoch, ehe diefe Niederlage in Eng- 
land bekannt war, erneuerte Chatham feine Friedensmahnung, und ftellte feinen 
Lords die fichere Unmöglichkeit vor, Amerifa zu erobern. „Sie können”, fagte er, 
„Ihre Koften und Anftrengungen außerordentlich erhöhen, jede Hülfe, die Sie nur 
zu laufen ober zu borgen vermögen, aufhäufen, mit jedem Mäglichen Heinen beut- 
ſchen Fürften, ver feine Unterthanen verfauft und auf die Schlachtbank einer frem- 
ven Macht ſchickt, taufhen und handeln, aber Ihre Bemühungen bleiben doch 
ſtets eitel und ohnmächtig.“ Beſonders machte er es der englifchen Regierung zum 
Vorwurf, daf fie die wilden Indianer zum Kampf gegen die Angloamerifaner 
aufgeftiftet und die Schreden ihrer graufamen, unmenfhlihen Kampfesweije gegen 
ihre Brüder losgelaffen. Yord Chatham feierte durch die zwei Reben, bie er im 
December 1777 im Oberhaufe hielt, zwar wieder neue Triumphe der Beredſam— 
keit, indem er nah dem Zeugniß des Herzogs von Grafton Alles übertraf, was 
man in früheren Debatten von ihm gehört hatte, aber feine Anträge wurden doch 
mit 97 Stimmen gegen 28 verworfen. Auch im Unterhaufe, wo fein Anhänger, 
ber junge Marquis von Gromby, denjelben Antrag ftellte und wo For und Burke 
dafür ſprachen, erhielt er nur eine Minderheit von 86 gegen 243 Stimmen. Bald 
daranf traf die Nachricht von der Kapitulation des engliihen Heeres zn Saratoga 
und von einem zwiſchen Amerika und Frankreich gefchloffenen Bertrage ein, und 
nun machte auch Lord North im Februar 1778 wieder einen neuen Berfuc zu 
verföhnenden Zugeftänpnifien, namentlich der Aufhebung des Theezolls und ber 
BVerzichtleiftung auf jede Befteurung. Diefe Vorſchläge wurden angenommen, aber 
es war zu jpät, da jegt die Idee der Unabhängigkeitserflärung bei den Ameri- 
fanern durchgedrungen war. Lord North bat um feine Entlaffung und ſchlug Cha- 
tham als feinen Nachfolger vor. Die öffentlihe Meinung ſprach fi) jehr entſchieden 
dafür aus, und hoffte von einer Diktatur Chathams nod einen günftigen Aus- 

ang des Streites, aber der König erflärte, lieber die Krone niederlegen, als ber 
Dppoftion nachgeben zu wollen, Und in der That hätte jest auch Chatham nicht 
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mehr helfen können, überdies war er aufs Neue wieder von der Gicht ergriffen. 
Doch erihien er am 7. April 1778 noh einmal im Dberhaufe, als er gehört 
hatte, Herzog Richmond werde eine Adreſſe an ven König beantragen, er möge 
Flotte und Heer augenblidlih aus Amerika zurückrufen, die Souveränität Groß. 
britanniens aufgeben und unter folhen Beringungen Frieden ſchließen, welche ein 
freundliches Verhältniß zu den amerifanifhen Staaten verbürgen Könnten. Dies 
war nie Chathams Meinung geweien, er lieh fih daher nicht abhalten, ins Par- 
(ament zu gehen, um mit all der Kraft, die ihm noch zu Gebot ftand, gegen biefen 
verberblihen Rath zu fpreben; er fam von feinem Schwager Lord Mahon und 
feinem Sohn William geführt, halb getragen, die Beine in Flanell gehüllt, mit 
dem Ausdruck eines Sterbenven ins Parlament und begann mit ſchwacher Stimme, 
aber von ber gefpannteften Aufmerkſamkeit gefolgt, an alle feine-früheren Mah— 
nungen und Warnungen zu erinnern, um ſchließlich mit aller Kraft gegen das 
Aufgeben der Souveränetät über Amerika zu proteftiren. Als hierauf der Herzog 
von Rihmond auseinanderfegte, daß es eben unmöglich fei, die Herrfchaft über 
Amerika noch länger zu behaupten, erhob ſich Chatham, um ihm zu erwidern, aber 
jetst verließen ihn die Kräfte, er ſchwankte, drüdte die Hand aufs Herz und fiel 
vom Schlage getroffen zu Boden. Bon feinen Freunden in ein benahbartes Haus 
getragen, erbolte er fih fo weit wieder, daß er nad feinem Landſitz Hayes 
gebracht werden konnte, wo er nad) einigen Tagen am Morgen des 11. Mat 1778 
in feinem 70. Jahre ftarb. Chatham wurbe auf öffentlihe Koften mit großem Prunk 
beftattet, aber faft nur die Männer ver Oppofition begleiteten feine deithe zu ihrer 
Nuheftätte, die ihm in der Weftminfterabtei bereitet war. Der König verlieh zum 
Beften feiner Nachkommen den Gnavengehalt von jährlihen 4000 Pfund, die mit 
dem Grafenthum Chatam für alle Zeiten verbunden werben follten. Das Parla- 
ment bewilligte noch 20,000 Pfund zur Bezahlung feiner Schulven. 

Unftreitig war P. einer der größten Staatsmänner, die England je gehabt 
hat. Er befaß dazu das erfte Erforberniß, das gewaltigfte Mittel der Wirkſam— 
keit, ein eminentes Rebnertalent. Leider find nur wenige Auszüge und Fragmente 
feiner Reben auf uns gelommen, aber aus dem, was daraus angeführt wird, und 
aus den Berichten der Zeitgenofien fünnen wir den Eindruck ermeflen, den fie 
gemacht haben. P.'s ſtaatsmänniſche Beredſamkeit pflegt in der englifhen Geſchichte 
als das Höchſte genannt zu werden, was in biefem Felde geleiftet worden, und 
dem nur wenige fpätere Nebner nahe gefommen find. Es war wohl weniger ber 
Glanz der Diktion, als die Energie der Gefinnung, die Kunft, eine Fülle von 
Gedanken und Gründen auf einen Punkt zu foncentriren, was aud bie tüchtigften 
Gegner zum Schweigen bradte. Dabei war. er, wie fchon oben erwähnt, durch 
ein günftiges Aeußere unterftügt. Auch fein Gebervenfpiel war charakteriſtiſch, ori— 
ginell; oft allerdings auch gefuht und geziert. Ueberhaupt legte er auf feine äußere 
Haltung und fein Mienenfpiel großen Werth und war nit frei vom Hafchen 
nad Effekt, von einer theatralifhen Art des üffentlihen Auftretens; fogar feine 
Krüden, ven Apparat, den ihm feine gichtifchen Leiden nötbig machten, benütte er 
oft zur Dftentation. Gegen feine Kollegen und Untergebenen war er häufig befpo- 
potiſch, hochfahrend und machte feine Ueberlegenheit auf unangenehme Weife gel- 
tend. Es war nicht feine Art, durch Freundlichkeit und ben Ausorud des Wohl- 
wollens tie Menfchen zu gewinnen und fi dienftbar zu machen. Im Privatleben 
dagegen traten feine milden Geiten hervor. Sein an Uebermuth grenzender Stolz 
verſchwand, wenn er die Schwelle feines Haufes betrat, wo er für Frau und 
Kinder die zärtlichfte Sorgfalt und Aufmerffamfeihatte und der liebevollfte Familien- 
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vater war. Gegen den König zeigte er im perfönlichen und fchriftlihen Verkehr 
eine Devotion, die mit feinem fonftigen herriſchen und bürgerftolzen Weſen nicht 
zufammenftimmt, bie aber nicht blos auf äußere Form beſchränkt war, ſondern 
tief in feiner Gefinnung wurzelte, denn oft ließ er ſich durch dem König zu einer 
Nachgiebigkeit oder Dienftleiftung bewegen, die er Freunden und Parteigenoffen 
hochfahrend verweigert hatte. Wenn wir auf feine ganze ftantsmännifhe Laufbahn 
zurüdbliden, jo muß es uns auffallen, daß er mit feinen Anträgen, bie häufig 
mit ebenfo großer Begeifterung geftellt als aufgenommen wurden, bod fo oft im 
der Minderheit blieb. Zum Theil müffen wir die Erklärung dadon in der Eigen- 
thämlichfeit des parlamentarifchen Lebens fuchen, vermöge welder die Hauptfragen 
durch Parteiverabredung ſchon entſchieden find, ehe fie im Parlament zur Verhand⸗ 
lung kommen, zum Theil aber au darin, daß P. feiner Zeit voraus war und 
eben darum nicht die Majorität feiner Zeitgenoffen für fih haben konnte. Freilich 
wurde er immer als ein Mann bes Bertrauens angefehen, in ben fchwierigften 
Lagen wurbe er häufig als der Einzige bezeichnet, der den Staat retten könnte; 
aber diefe Stimmung gehörte mehr dem unabhängigen, vorwärts firebenden Volls— 
geifte an, und hatte noch nicht die dur Fonnfervative Rüdfihten gebundenen 
öffentlichen Gewalten durchdrungen. Seine Hauptftärte hatte P. in der Leitung 
der auöwärtigen Angelegenheiten. Sie beruhte auf feinem freien Blid über vie 
Weltverhältniffe, feiner großartigen Auffafjung und genauen Kenntniß verfelben, und 
auf der Energie feines Charakters, vermöge welcher er das, mas er als richtig er- 
fannte, gegen alle Hinverniffe auch durchzuſetzen und der ganzen Staatsmaſchine jei- 
nen Willen mitzutheilen wußte. Diefe Eigenfchaften bewährte er in der Art, wie er 
während der Zeit jeines erften Minifterinms das Berhältnig Englands zu dem übri- 
gen Europa auffahte, wie er e8 als Beruf Englands erfannte, Frankreich entgegen zu 
treten und ſich mit den proteftantifchen Mächten zu verbinden; in ber vorurtheils- 
freien und zufunftverftändigen Beurtheilung der amerifanifhen Dinge; in der Erha- 
benheit über die Parteivorurtheile und Parteiſtandpunkte; in der richtigen Schägung 
des wahren Weſens der engliichen Freiheit und in dem gefinnungsvollen Muth, mit 
welchem er dieſe Freiheit gegen ariftofratifche Selbftfucht vertheivigte. Lord Broug- 
ham gibt ein treffendes Zeugniß von der Gewalt feines Geiftes, indem er fagt: 
„Sobald er das Staatäruder ergriff, bemerkte man fogleih in jeder Bewegung des 
Schiffes die feſte Hand, die es lenkte. Seine Zuverficht erwedte Vertrauen, fein nn 
Muth, feine Wachſamkeit verbürgte in jedem Gebiete feiner Verwaltung die regfte 
Thätigkeit." „Ex beſaß“, fagt Oberft Barre von ihm, „das glüdlihe Talent, allen 
denen, welchen er einen Antheil am der Ausführung feiner Blane einräumen wollte, 
feinen eigenen Eifer in die Seele zu gießen”, und „es hat nie Jemand fein Kabinet 
betreten, ohne ſich beim Scheiven als einen befferen Mann zu fühlen, denn als er ein- 
getreten war, Er wendete fi, um vie Leute anzufeuern, nie an bie felbftfiichtigen 
niedrigen Leivenfchaften, fondern an den befferen Theil in ihnen, an ihre Vaterlands— 
liebe, ihre Ehre, ihr Pflichtgefühl." 
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1854. — Th. B. Macaulay, Critical and bistorical essays. vol. 3 und 4. 
Leipzig 1850.—H. Brougham. Sketches of statesmen of the time ofGeorge III. 
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William Pitt, der zweite Sohn William Pitts, des Grafen von Chatham, 
wurde zu Hayes in ver Graffhaft Kent ven 28. Mai 1759 geboren. Er war 
ein frühreifes, aber auch kränkliches Kind; ſchon in feinem fiebenten Jahr zeigte 
er den Ehrgeiz, als Staatsmann in feines Baters Fußftapfen treten zu wollen. 
Bei veffen Erhebung zum Orafen von Chatham fagte er: ich bin froh, daß ich 
nicht der Ältefte Sobn bin, ih will im Unterhaus fprehen, wie Papa. Seine 
Studien, obgleih durch Kränklichkeit oft unterbrohen, hatten glänzenden Erfolg; 
er wurbe eben wegen biefer körperlichen Schwäche nicht auf der Schule zu Eton, 
wie fein Bater, fondern zu Haufe von einem Geiftlihen, Namens Wilfon, unter- 
richtet, und der Vater felbft nahm fich feines Unterrichts mit Sorgfalt an. Da 
biefer bemerkte, daß William zwar gut Latein zu fchreiben verftand, aber nicht im 
Stande war, feine Gedanken mit Schnelligkeit in reinem kräftigen Engliſch aus- 
zubrüden, fo ließ er ihn ausgewählte Stellen aus den Klaſſilern Iefen und vom 
Blatt weg laut in's Englifche überjegen, wobei er, wenn er ben richtigen Ausdruck 
nicht gleich fand, inne halten mußte, bis er ihn gefunden hatte. Schon 14jährig 
fam er auf die Univerfität Cambrivge. Nach feines Vaters Tod blieb ihm, als 
dem jüngeren Sohn, nur ein Eintommen von 300 Pf. Sterl.; er mußte daher 
darauf bedacht fein, bald in Amt und Beruf zu kommen und trat teshalb, um 
die Rechte zu finbiren, im Frühjahr 1780 in Lincols-Inn ein, hielt aber nicht 
lange dort aus, indem er fih ſchon im folgenden Jahre durch Bermittlung eines 
Freundes der Familie, des Herzogs von Rutland, für den Wahlfleden Uppleby 
in's Parlament wählen lief. Am 16. Februar 1781 ſprach er zum erften Mal, 
und zwar für einen von Burke eingebradhten Plan ökonomiſcher Reformen. So 
groß die Erwartungen der Zuhörer waren, fo wurben fie doch nod übertroffen, 
die vornehme und doch keineswegs anmaßende Haltung des jungen Rebners, ber 
Silberton feiner Stimme, der vollfommene Bau feiner feineswegs vorbereiteten 
Säge überrafhte und entzüdte die Hörer. Nadhtem er geenvet hatte, beglüdwünfchte 
ihn Charles For, der Sohn des Henry, ber einft feinem Vater gegenüber geftanden 
hatte, und als ein Mitglied der Oppofition fagte: P. wird einer der erften Männer 
des Parlaments werben, entgegnete er: „Er ift es fon“. Und Burke fagte, das 
fei nicht blos ein Span von dem alten Blod, fondern der alte Blod felbft. Als 
im November desſelben Jahres das Parlament wieder zufammentrat, kam bie 
Nachricht von ver Kapitulation des Lords Cornwallis mit der ganzen in Vorktown 
befindlichen englifhen Armee, und es zeigten fi nun aus Anlaß der amerilaniſchen 
Frage die erften Spuren von der Uneinigfeit und Auflöfung des Minifteriums 
North, nad defien baldigem Sturz ein Minifterium Rodingham eintrat, in welchem 
For Staatsfefretär wurde. Auch P. war eine Stelle angeboten worden, aber nur 
eine untergeordnete, wenn aud fehr einträglihe, die eines Viceſchatzmeiſters von 
Irland. P. war zu ftolz, fie anzunehmen, er ſchlug fie ohne Zögerung aus, ob» 
gleich ihm bei 300 ppfd. Sterl. Einkünften eine Stelle mit 5000 Pfo. Sterl. hätte 
fehr willtommen fein müſſen. Er unterftügte im Allgemeinen das Minifterium 
Rodingham und bradte einmal eine Motion für Parlamentsreform und Nieder: 
jegung einer Kommiffion ein, um den Stand der Repräfentation zu unterfuchen, 
die zwar von For unterftägt wurde, aber nur 20 Stimmen gewann. Indeſſen 
machte der am 1. Juli 1782 erfolgte Tod Rodinghams ein neues Minifterium 
nöthig. For ſchlug den zwar vornehmen, aber unbeveutenden Herzog von Portland 
als Premier vor, in der Hoffnung, durd ihn zu herrſchen, aber der König ernannte 
Lord Shelburne zum erften Lord der Schapfammer und den 23jährigen P. zum 


Pitt (der Jüngere), 9 


Kanzler der Schaglammer. Diefe beide waren bedeutende Talente, aber fle hatten, 
da For, Burke und Lord Cavendifh fi zurüdzogen und auf Seite der Oppofition 
traten, einen ſchweren Stand. &8 handelte fih darum, die ſchon unter Rodingham 
begonnenen Unterhandlungen zur Anerkennung der Unabhängigkeit der amerifanifchen 
Kolonieen zu beendigen und einen Frieden abzufchließen. Am 21. Januar 1783 
wurden bie Präliminarien zwijhen England, Frankreich, Spanien und Anierifa 
unterzeichnet. Jedermann war überzeugt, daß der Frieden abgefchloffen und bie 
Selbftändigkeit Amerika's endlich anerfannt werben müffe, aber der Stand der 
Parteien erlaubte es nicht, daß das Parlament diefe Vorlagen ohne Widerſpruch 
annahm. Gegen das Minifterium fanden die Parteien North und For, und leg- 
terer, obgleih in der ameritanifhen Frage im Wefentlichen mit dem Minifterium 
einverftanden, glaubte doch gegen Shelburne unbedingt Oppofition machen zu 
müfjen, weil er bei den rievensverhandlungen, die er unter Nodingham gemein: 
ſchaftlich mit Shelburne geführt, mit ihm in Uneinigfeit gerathen, und weil nun 
biefer, nicht der Herzog von Portland, Premier geworden war. P. verfuchte nun 
dennoch, For für das Minifterium zu gewinnen und hoffte um fo mehr auf Erfolg, 
ba er wußte, daß die Anhänger von For mit Freuden auf eine Verfühnung ein- 
gegangen wären. Er bot For eine Stelle in vem Minifterium an, aber dieſer 
wollte nur unter der Bedingung annehmen, daß Shelburne abtrete. B. aber fonnte 
und wollte feinen Freund nicht opfern und bie Unterhandlung zerfchlug fih. For 
verband fih nun mit Lord North, ven er früher fo heftig befämpft, ven er ala 
ben verderblichſten, unfähigften Minifter verhöhnt hatte. Als nun am 14. Febr. 
die Friedenspräliminarien dem Parlamente vorgelegt wurden, warf fi die ver- 
einte Oppofition der Parteien For und North dagegen. Die Bill fiel durch, das 
Minifterium nahm feine Entlafjung und ber König fah fi genöthigt, ein neues 
Minifterium zu bilden, in welchem vie früheren Gegner North und For ald Staats: 
fefretäre ihren Pla einnahmen und For faktifch erfter Minifter war. P. war 
nun auf Geite der Oppofition, aber er befaßte ſich wenig mit eigentlicher Polemik 
gegen das Minifterium, fondern begnügte fih, einige Anträge für Parlaments: 
reform und Berbefferungen im Staatshauehalte einzubringen. Am 7. Mat 1783 
ſchlug er vor, das Unterhaus mit 100 Grafihaftsmitglievdern und befonderen Ber- 
tretern der Metropolitandiftrifte zu vermehren und jedem Flecken, deſſen Wahl- 
fomite der Beftehung überwielen würde, das Wahlrecht zu nehmen. Diefe Motion 
wurbe jedoch mit 293 Stimmen gegen 149 verworfen. Der Friede mit Amerifa 
und Frankreich, über deſſen Präliminarien gegen die vorige Verwaltung fo viel 
Gefchrei erhoben worden war, fam gar nicht weiter zur Sprache, fondern murbe, 
nachdem das Parlament, deffen Sitzung fid bis in den Juli hinzog, bereits ver- 
tagt war, unter dem 7. Gept. definitiv abgejchloffen. 

P. aber machte während der Parlamentsferien mit feinem Freunde Wilber: 
force, der ihn kurz zuvor auf einer Schnepfenjagd beinahe erfchoffen hätte, eine 
Reife nah Frankreich, wo er überall jehr gefeiert wurde und die Freundſchaft mit 
Wilberforce fich befeitigte. Als die Situng des Parlaments im November 1783 
wieder begann, brachte Kor eine fhon in der Thronrede angefündigte Bill einer 
Reform der Regierung in Indien ein, welche in der That, da mehrere ſchreiende 
Bälle von Willtür und Mißregierung vorgefommen waren, einer Verbeſſerung 
dringend bevürftig war. Jedes Minifterium hätte die Aufgabe gehabt, in dieſer 
Angelegenheit etwas Durcgreifendes zu thun, und For hoffte um fo eher auf Er- 
folg, da er auf P.'s Unterftügung in biefer Sache rechnen zu fönnen glaubte, 
Aber er wollte nicht nur bie inbifhen Angelegenheiten in Orbnung bringen, fon- 
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bern auch die Gelegenheit ergreifen, feinem Minifterium eine ftarte Stütze zu ver- 
ſchaffen. Die ganze Regierung des indiſchen Reiches, bie bisher ber oftinbifchen 
Kompagnie zuftand, follte in die Hände einer zunächſt vom Parlament zu wählen» 
den Kommiffion von fieben Mitgliedern gelegt werden. Da For die Majorität des 
Parlaments für fih hatte, fo hoffte er die Kommiffion ganz mit feinen Anhängern 
bejegen zu können. Bereits hatte er einen feiner intimften Freunde, den Grafen 
Fitzwilliam, zu deren Präfiventen auserfehen, und ein Sohn bes Lord North 
follte Mitglied der Kommiffton werben. Burke, einer der gründlichſten Kenner der 
indifhen Berhältniffe, und von ängftliher Sorge für die Wohlfahrt des Volkes 
in Indien erfüllt, übernahm die Berihterftattung über den Borfhlag von For und 
ſchilderte mit al’ der eindringlichen Beredtfamfeit, die ihm zu Gebot ſtand, vie 
Gräuel der Mißregierung der indiſchen Kompagnie und Tas Bedürfniß eines ener- 
giihen Einfchreitens kraft der Auftorität der engliichen Regierung und des Par- 
laments. P. befämpfte dieſen Vorſchlag mit aller Macht feiner Berebtjamteit, aber 
ließ fi dabei gar nicht auf bie invifhen Angelegenheiten und ihre Bebürfniffe 
ein, fonvern faßte den Plan des Minifters For nur als ein Mittel auf, die Re- 
gierung von Indien in die Hände der dermaligen Parlamentsmajorität, der Whigs, 
zu bringen und ſich fo feine Stellung als Minifter zu befeftigen. Es gelang ihm 
jedoch nit, die Stimmen des Unterhaufes gegen dieſe Indiabill zu wenden, fie 
ing im Unterhaus bei jeder Lefung mit großer Majorität durch. Nicht fo im 
berhaus, wo fie mit 87 Stimmen gegen 79 verworfen wurde. Diefe Wendung 
wurde freilich durch ein unfonftitutionelles Mittel erreicht. Der König, der bie 
Macht der Whigpartei Feineswegs vermehrt haben wollte und das Minifterium 
For gerne los geworben wäre, ließ feinen perfünlihen Anhängern im Oberhaus 
durch Graf Temple, einen Better P.'s, erflären, daß er jeden, der für vie Bill 
ftimmen würde, als feinen perfönlihen Feind anfehen werde. For und North erhiel« 
ten die Weifung, ihre Siegel zu übergeben, aud bie übrigen Minifter wurben 
entlaffen und der 2djährige P. wurde im Dec. 1783 zum erften Lord des Schates 
und Kanzler der Schatsfammer ernannt. Der junge Minifter hatte aber eine fehr 
Schwierige Stellung, im Oberhaufe hatte er zwar die Majorität, aber im Unter- 
haufe überwog die Oppofition und hatte Die bebeutenpften Rebner For und Burke, 
Sheridon und North zu Führern, während P. auf der Seite der Regierung eigent« 
lich allein ftand. Schon glaubte man, er werde fi auf eine gerade vafant ge— 
wordene Sinecure für den Fall feines Sturzes zurüdzichen, aber er gab die Stelle 
einem alten, armen und erblindeten Anhänger feines Vaters, dem Oberft Barre, 
was ihm als großer Beweis von Uneigennügigfeit hoch angerechnet wurde, In 
Folge davon nahm feine Popularität ungemein zu, er wurde bei mehreren Gelegen- 
heiten von der Bürgerfhaft der City ald ihr Mann gefeiert, auch im Parlament 
begannen die Reihen der Majorität fih zu lichten, Er durfte num wagen, wozu 
For ihm vergeblih das Recht beftritten hatte, das Parlament während feiner 
Sigungsperiode aufzulöfen, was am 23. März 1784 geihah. Die Volksſtimmung 
war ganz auf Seite der Regierung und bei den neuen Wahlen verloren 116 An- 
hänger ver Koalition von For und North ihre Sige im Parlament. P. felbft wurde 
von der Univerfität Cambridge zu ihrem Abgeorbneten gewählt, nachdem er bie 
Anerbietungen von Yondon, Bath und andern Städten, die ihm zu ihrem Abge- 
orbneten haben wellten, ausgefchlagen hatte. 
Eine der dringendften Aufgaben, welche P. zu löfen hatte, war die Erledi- 
gung ber indiſchen Frage. Bald nad feiner Ernennung zum Minifter hatte er 
eine neue Indiabill eingebraht, fie war aber vom Parlament verworfen worben, 
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num brachte er fie am 6. Juli aufs Neue ein und hatte nun die Befriedigung, 
fie mit 271 Stimmen gegen 60 angenommen zu fehen, aud im Oberhaus ging 
fie ohne Widerſpruch durch. Er ſuchte die Schwierigkeiten, an weldhen For ge 
iheitert war, dadurch zu umgehen, daß er auf eine Unterwerfung der Kolonieen 
unter die Staatsgewalt verzichtete und ſich mit Bildung einer Oberauffichtsbehörbe 
begnügte. Der Plan, den er im freunblichften Einverſtändniß mit den Mitgliedern 
der Kompagnie entworfen hatte, war die Gründung eines neuen Staatsamtes, des 
Board of Control, einer Kommiffion aus 6 Räthen (privy Councellers), tie von 
ber Arone ernannt werben, und mit ven Direktoren der Kompagnie die Verwal- 
tung von Indien theilen follten, ohne jevoh an der Befegung der Aemter Theil 
zu nehmen, welche der Kommiffion, bie For beantragt hatte, eine fo große und 
gefährliche Macht verliehen haben würde, „Es ift meine Idee“, jagte er, „eine 
politifche Kontrole zu bilden, nicht aber eine Behörde mit politifcher Macht zu 
ſchaffen“. Es ift nicht zu verfennen, daß P. mit diefer Einrichtung eine halbe 
Mafregel ergriff, indem er eine Behörde ſchuf, welde ver Macht entbehrte, um 
gegen Mißbräuche und Willfürlichkeiten der Kompagnie energiſch einzufchreiten. 
Doch erjchien diefer Board of Control damals als eine ganz dem Zweck ent- 
fprechende weile Maßregel, als die unter vorliegenden Verhältniffen einzig mögliche 
Reform. Man blieb mit diefer Einrichtung leivlich zufrieden, bis der indiſche Auf- 
ftand vom Jahr 1857 zu der Einſicht führte, daß diefer Board of Control keines— 
wegs genügt habe, um eine Mifregierung zu verhindern, welche England beinahe 
um den Beſitz feiner indifhen Kolonieen gebracht hätte, 

Eine zweite Aufgabe für P.'s ftaatsmännifhe Talente waren die Finanzen, 
bie unter Lord Norths Verwaltung fo fehr in Unoronung gerathen waren, daß 
ohnerachtet des wiederhergeftellten Friedens neue Steuern aufgelegt werden mußten. 
Das Hauptübel waren die großartigen Unterfchleife und Schmuggeleien. So nament- 
li bei dem Thee. P. beredjnete, daß 13 Millionen Pfund Thee in England fon- 
fumirt werben, während nur 51/, Millionen verzollt wurden. Der Theeſchmuggel 
war ein organifirtes Geſchäft, bei dem 14,000 Perſonen befhäftigt waren. Um 
dieſes Unweſen abzuftellen, fette PB. die Auflage auf den Thee fo weit herab, daß 
die Schmuggler feinen Gewinn mehr davon hatten, und die Folge davon war, 
daß die Konfumtion und die Steuereinnahme fi fo fehr vermehrte, daß bie 
Benftertare, die hatte eingeführt werden müſſen, um den Ausfall zu deden, wieber 
beveutend vermindert werben fonnte. Cine ähnliche Mafregel fegte er in Betreff 
der Spirituojen durch. Dagegen erhöhte er die Zaren auf Luxus und Movdewaaren, 
wie Hüte, Bänder, Gaze. Bei einem neuen Anlehen, das er aufnehmen mußte, 
ſchaffte er das mißbräudlihe Herfommen, wonach die Minifter ihren Freunden 
die Anlehen zu günftigen Bedingungen überliegen, ab, und ertheilte dagegen ven 
Meiftbietenden den Zuſchlag. Dur folde Reformen und die perfönlihe Neigung 
des Königs zur Sparjamfeit fam es in wenigen Jahren dahin, daß er 1786 an- 
ftatt eines Deficits in der Kafje einen Ueberfhuß von 850,000 Pfund Sterl. ge- 
wonnen hatte, mit denen ein Theil der Staatsjhuld abgetragen werben und ein 
Tilgungsfond von einer jährlihen Million gefchaffen werden konnte. Eine fehr 
wichtige financielle Maßregel, welde P. zur Ausführung bradte, ift aud ein 
Handelsvertrag mit Frantreih, welcher am 15. Januar 1787 zu Berfailles abge- 
ſchloſſen wurde. P., der wegen feiner fpäteren Politif gegen das revolutionäre 
Frankreich als fanatiſcher Franzofenhaffer vargeftellt wird, fagte bei Gelegenheit 
der parlamentariihen Debatte Über dieſen Vertrag: „was die politifhe Bedeutung 
desfelben betrifft, fo bevente ich mich nicht, die oft vernommene Meinung zu be 
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tämpfen, als fei und bleibe Franfreih unwandelbar Englands Feind. Mein Ge- 
müth empört ſich gegen dieſes Berhältniß als ein widernatürliches und unmögliches. 
Anzunehmen, daß eine Nation unwandelbar die Feindin einer andern fein müffe, 
iſt ſchwach und kindiſch.“ 

In dieſer Periode nahm P. auch an den Planen feines Freundes Wilber- 
force zur Abſchaffung des Sklavenhandels thätigften Antheil. Er war es, der ihn 
in dem Entſchluß beftärkte, fi ganz auf diefe Frage zu werfen, und als Wilber- 
force im Jahr 1787 feine erfte Bill angekündigt hatte und durch Krankheit ver 
binbert wurde, feinen Antrag zu ftellen, übernahm e8 P., ftatt feines Freundes 
zu beantragen, das Haus wolle in der nächſten Seffion die Berhältniffe des Skla— 
venhandels in Betracht ziehen. Es wird ihm zwar zum Vorwurf gemadt, daß er 
nicht feinen ganzen minifteriellen Einfluß daran gefegt und die Aufhebung des 
Sflavenhandels zu einer Kabinetsfrage gemacht habe, aber er glaubte, daß bie 
Sache erft allmälig burchgefegt werden müſſe, daß man ben Pflanzern Zeit laſſen 
müffe, fih darnad einzurichten, und überbieß ſah er voraus, daß ein nicht Heiner 
Theil der Nation dagegen fein und die übrigen Mitglieder des Minifteriums in 
biefer Frage feineswegs mit ihm gehen würden. 

Einen Beweis feines großen Einfluffes gab P. im Spätjahr 1788 bei Ge- 
legenheit der Regentfchaftsfrage. Die um diefe Zeit beginnende Geiftesftörung bes 
Königs machte eine ftellvertretende Ausübung ber füniglihen Gewalt nöthig. Die 
whiggiftifhe Oppofition behanptete, daß der Thronerbe Prinz von Wales ſchon 
vermöge des Erbrechtes die Befugniß habe, ohme Weiteres die Regierung mit voller 
königliher Gewalt zu übernehmen. P. war um fo weniger dieſer Anſicht, weil 
dann die Macht in die Hände feines mit dem Prinzen von Wales eng befreun- 
beten Gegners Yor gelommen wäre, und beftand darauf, daß nur das Parlament 
das Recht habe, über die ftellvertretende Ausübung der föniglihen Gewalt zu be 
flimmen, und gewann dadurd einen großen Theil der Whigs, welchen nad ihrem 
fonftitutionellen Standpunkte dieſe Lehre meit mehr zufagen mußte, als die Be— 
rufung auf das angeborene Recht des Föniglihen Prinzen. Dazu fam, daß ber 
Prinz wegen feines leichtfertigen Lebenswandels und feiner Verbindung mit einer 
fatholifhen Frau, der Miftr. Fitzherbert, mit welcher er 1786 fi heimlich hatte 
trauen laffen, nicht beliebt war. Nach einem heftigen Streit der Parteien, wobei 
fih der Sieg entſchieden auf die Seite P.'s neigte, wurde bie frage nad brei 
Monaten durch die Genefung des Königs entſchieden. P.'s Regentfhaftsbill, wor- 
nad) der Prinz von Wales nicht kraft des Erbrechts, fondern kraft Parlaments- 
befhluß und unter Beſchränkungen die Regentfhaft übernehmen follte, wurbe ben 
13. Februar im Unterhaufe angenommen und follte eben in's Oberhaus gebracht 
werden, als die Wiebergenefung des Königs angefündigt wurde, Die Freude des 
Volls über diefe Wendung äußerte ſich befonvers in Hulvigungen gegen P. als 
ben Hüter und Bertheibiger ver Rechte des Volkes und Parlamente. Bei dem 
Dantfefte, das für die Genefung des Königs in der Paulskirche ftattfand, wurde 
P.'s Wagen vom Volle von der Paulsfirhe bis nah Domning-Street gezogen. 
Seine Popularität und feine Macht ftand jest auf ihrem Höhepunkte, im Parla- 
ment und im Kabinet war fein Einfluß unbeſchränkt. 

Ein glänzender Beweis feiner Popularität ift das Anerbieten, das ihm bie 
Kaufleute von London machten, für den Fall, daß er durch die Regentfchaft des 
Prinzen von Wales, unter dem er feine Dienfte nicht wohl hätte fortfegen können, 
gen werben follte, feine Entlaffung zu nehmen. In wenigen Tagen war eine 

umme von 100,000 Pfund Sterl. für ihn gezeichnet und Georg Rofe, fein 
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Schatzſekretäͤr, wurbe beauftragt, ihn auf die möglichft velifate Weiſe zur Annahme 
dieſes Gefchentes zu bewegen. P. erwieberte ihm, fein Grund auf der Welt könnte 
ihn beftimmen, dasſelbe anzunehmen. Zu einer folden Höhe tes Ruhmes und ver 
Maht war ber erst 29jährige Staatsmann gelangt, aber nun trat auch ein Wenbe- 
punkt ein. Die franzöfifhe Revolution bradyte [hwierige Berhältniffe der’ äußeren 
Politik, und dieſen war der junge P. nicht in gleihem Maaße gewachſen wie fein 
Bater. Das Ziel feiner bisherigen Thätigkeit waren friedliche Reformen gewefen; 
er hatte darnach geftrebt, das Wohl und die Freiheit Englands zu heben, er hatte 
die Schuldentilgung eingeleitet, ven Beftand des Heeres und der Flotte verringert, 
eine Reform des Wahlgefeges, Abſchaffung der Sklaverei, die Berbeflerung der 
Zuftände Irlands vorbereitet, und nun mußte er fih zum Kampf gegen bie von 
Frankreich ausgehende, ganz Europa ergreifende Revolution rüften. Denn aud in 
England fanden die revolutionären Beftrebungen Anklang, es entftanden bemofra- 
tiſche Klubbs, welche zunädhft für Parlamentsreform und allgemeines Stimmredt 
agitirten und bei den niederen Bolksflaffen vielen Anhang gewannen. Dazu fam, 
daß die Häupter der englifhen Oppofttion, For und Sheridan, mit franzöſiſchen 
Staatsmännern Berbindungen anfnüpften und ihre Freude an ven Vorgängen in 
Frankreich nicht verhehlten. In den Klubbs, die mit der revolutionären Regierung 
in Berkehr traten, entftand ein förmliher Plan zur Gründung einer englifchen 
Republil, man fammelte Waffen, Pulver und Geld, und warb eine Anzahl Baga- 
bunden, die fi) des Towers bemächtigen und deſſen Arfenal dem Volk in bie 
Hände fpielen follten. P. bemühte fih, während von Rußland, Defterreih und 
Preußen Aufforderungen zur Theilnahme am Krieg gegen Frankreich an ihn famen, 
am Frieden feftzuhalten, richtete Enve des Jahres 1792 eine Anfrage an Defter- 
reih und Preußen, unter welchen Bedingungen fie ſich zum Frieden herbeilafien 
wäürben, und bot bafür die Vermittlung Englands an. Erft die fihere Kunde von 
revolutionären Verſchwörungen in England felbft beftimmte ihn zu einer Aende— 
rung feiner Bolitit, Auf feinen Rath erfhien am 4. Dec. 1792 eine königliche 
Proflamation, welche einen Theil ver Miliz zu den Waffen forberte und das Par« 
lament auf den 13. Dec. einberief. Die Thronreve des Könige fprad ven auf- 
richtigen Wunſch für Frieden aus, aber kündigte zugleich das Bedürfniß einer 
Bermehrung der Streitkräfte an. Die Minifter fügten 3 andere Anträge hinzu, 
Beichränfung des Aufenthalts der Fremden in England, ver Ausfuhr von Waffen 
und Munition und Berbot der Kornausfuhr. Das Minijterium befam den 13. Dec. 
eine große Majorität für feine Vorfchläge, während For für feine Oppofition nur 
50 Stimmen erhielt und mit feinem, einen Tag nachher geftellten Antrag auf 
Anerkennung der franzöfifhen Republif gar kein Gehör fand. Es entftand großes 
Geſchrei gegen ihn, und auch außerhalb des Parlaments befam er Zeichen der 
gegen ihn gerichteten Volksſtimmung, feine Freunde riethen ihm, London zu ver- 
lafien. P. war fortwährend bemüht, den Frieden mit Frankreich zu erhalten, er 
erklärte dem franzöfifchen Gefandten, daß er trog der Nichtanerfennung der Republif 
bereit jei, mit ihm oder andern geheimen Agenten zu unterhandeln, Aber die Ein- 
verleibung Belgiens in Franfreih machte den Krieg unvermeidlid und am 24. 
Januar 1793 wurbe er von Frankreich erklärt. P. hatte auch das Kriegsminis 
fterium zu leiten, aber es zeigte fih, daß er dieſer Aufgabe weit nicht fu dem 
Grade gewachſen war, wie fein Bater. Anftatt das englifhe Volk für den Krieg 
zu enthuflasmiren und ihm bie Ueberzeugung beizubringen, daß es ein nationaler 
Kampf auf Leben und Tod fei, anftatt, wie fein Vater einft im 7Tjährigen Krieg 
gethan hatte, mit aller Energie die Rüftungen zu betreiben, die beften Feldherrn 
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an die Spige zu ftellen, die europäiſchen Mächte zu einmüthigem Handeln zu- 
fammenzubalten, behandelte er die Aufgabe mit einer fühlen Verſtändigkeit, den 
Krieg nicht als einen Volkskrieg, ſondern als einen Kabinetskrieg, überlieg zu Haufe 
die Berwaltung einem fhwerfälligen Schlenvrian, ließ unfähige Generale an ver 
Spige ver Armee und verftand es feineswegs, durch diplomatiſche Einwirfung die 
Koalition zu befeftigen und die fremden Mächte zu einmüthigem Handeln zu nöthi- 
gen. Mit ungeheuren Koften, welche den Aufwand im 7jährigen Krieg, und in 
dem mit den amerifanifhen Kolonieen weit überfteigen, erreichte er nichts, als daß 
die englifche Armee und Kriegführung zum Gefpdite Europa’s wurbe und feinen 
einzigen glänzenden Erfolg aufzuweifen hatte. So ungenügend übrigens ſich P. in 
Berwaltung des Kriegspepartements zeigte, fo bewährte er aud in diefer Zeit feine 
Meifterjhaft in ver parlamentarifhen Führung. Er wußte bei allen Mißgefchiden, 
bei allen verfehlten Unternehmungen und großen Erfolgen der franzöfifchen Macht 
durd feine muthige, entſchloſſene und hoffnungsvolle Sprade im Parlament, die 
Stimmung der Nation aufreht zu erhalten. So wenig die englifhe Politit im 
Kampf gegen Frankreich Erfolg hatte, jo kam doch Fein Gedanke auf, daß P. durch 
feine mangelhafte Führung des Kriegs und der auswärtigen Angelegenheiten daran 
Schuld fein könnte, die Oppofition nahm nie Anlaß, gegen feine Bolitif aufzu- 
treten, bie Führer verftummten, felbft For zog ſich auf feine Güter zurüd und 
im Jahre 1799 war die Oppofition im Parlament auf 25 Stimmen zufammen- 
gejhmolzen. 

In der innern Politik fehlte es P. keineswegs an Energie, er hielt mit aller 
Strenge jafobinifhe Regungen nieder, er fuspendirte mehrmals die Habeas corpus 
Alte, ftellte die Bollsverfammlungen unter firenge Auffiht, erneuerte und ſchärfte 
die ſchottiſchen Aufftandsgefege, ließ Reformagitatoren, die eine allzu heftige Sprache 
führten, ven Hochverrathsproceß machen und fie hinrichten. 

Irland, deſſen unzufrievene Bevölkerung große Neigung dazu zeigte, fi mit 
den franzöfifhen Jakobinern zu verbinden und mit deren Hülfe auf eine Los— 
reißung von England hinzuarbeiten, hätte er gerne durch verföhnlihe Maßregeln, 
beſonders durch Emancipation der Katholifen, beruhigt und gewonnen, er ftieß 
jedoch ſowohl beim Parlament, als bei dem König auf allzu große Schwierigkeiten, 
und konnte deshalb die Verbindungen mit Frankreich, die Bildung einer Verſchwö— 
rung und den Ausbruch eines förmlichen Aufftandes nit hindern, aber er ließ 
ihn mit Waffengewalt unterbrüden und die Urheber mit gerichtlicher Strenge be- 
firafen. Den Krieg benügte er weile, indem er Beranlaffung nahm, die legislative 
Trennung Irlands von England aufzuheben; im Juli 1800 wurde bie Bereini- 
gung Irlands mit England von den Parlamenten beiver Reiche beſchloſſen und 
vom König genehmigt. Gern hätte P. die Konfequenz von diefer Vereinigung ge 
zogen, duch Verleihung bürgerlicher Gleihberehtigung der trifhen Katholiten mit 
den englijhen Proteftanten; dieß vermochte er aber nicht durchzuführen, ba bie 
öffentliche Meinung in England für eine folhe Toleranz nicht reif war. 

Der irifche Aufftand und die verſuchte Yandung ver Franzofen an der Küfte 
von Irland hatte befonders die weſtlichen Provinzen Großbritanniens fehr beun- 
rubigt und den Inhabern von Staatspapieren große Angft eingejagt. Man beeilte 
fib, die Bankbillete einzulöfen und ver Zubrang war fo groß, daß ber Baar» 
vorrath der Kaffe nahezu erfhöpft wurde. Die Direktion der Bank wandte ſich 
nun an bie Regierung und verlangte Rüdbezahlung der Vorſchüſſe, welde fie ihr 
gemacht. 

P., außer Stande, bieß zu gewähren, veranlaßte einen Geheimrathsbeſchluß, 
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welcher der Bank befahl, die Baarzahlung proviforifch zu ſiſtiren, und ließ im 
Parlament eine Kommiffion niederfegen, welche über die Lage ver Bank Bericht 
erftatten follte. Nah wenigen Tagen berichtete viefe, daß die Banf noch einen 
Ueberfhuß über ihre Verbinplichfeiten habe, felbft abgefehen von ven 12 Millionen 
Po. Sterl., welche die Regierung ihr ſchuldete. Hierauf brachte P. auch nod eine 
DIN zur Annahme, weldhe vie Bank zur Ausgabe von mehreren Banffcheinen er- 
mächtigte und fie vorläufig von ber Einlöfung in Metallgelv vifpenfirte. Diefe 
fühne Maßregel, welde die Oppofition freilich einen verdedten Bankerott nannte, 
hatte doch die Wirkung, daß fich die Gemüther beruhigten, umd die Banf und 
ber Kredit gerettet war. Die irifhen Angelegenheiten wurden fchließli doch bie 
Beranlaffung zu P.'s Rüdtritt. Seine Ueberzeugung, daß die Union Irlands mit 
England nur halb ausgeführt wäre, fo lange die Irländer nicht in ihren politi- 
fen Redten ven Englänvern gleihgeftellt, d. h. fo lange die Katholiken nicht 
von ihrer politifhen Unmündigkeit befreit wären, drängte ipn, eine Bill für Ka- 
tholifenemancipation einzubringen. Unglüdlicherweife verriethen höfifhe Schmeichler 
und geheime Gegner P.'s feinen Plan dem König vorzeitig. Diefer aber bildete 
fih ein, er würde feinen Krönungseid verlegen, wenn er zur rechtlichen Gleich— 
ftellung der Katholiken feine Zuftimmung gäbe. Es war bei feinem geiftigen Zu- 
fand unmöglid, mit ihm zu ftreiten und ihn zu belehren. PB. und vie fähigften 
jeiner Kollegen nahmen ihre Entlafjung. Diefer Schritt war P. auch durd eine 
Umftimmung der öffentlihen Meinung in Betreff des franzöfifhen Krieges nahe 
gelegt. Die ungeheuren Koften und die geringen Erfolge des Krieges hatten in 
dem engliſchen Volke ein großes Verlangen nad Frieden hervorgerufen, beffen 
Nothwendigkeit auch P. anerkannte, ven er aber dody nicht felbft abſchließen wollte, 
weil er glaubte, die neugeſchaffene Konfulargewalt Napoleons werde bald umge— 
ftürzt fein. Henry Addington, ein Schügling P.’s, wurde fein Nachfolger als erfter 
Lord des Schates. Dieſer ſchloß nun ven Frieden von Amiens ab, wodurch er 
für den Augenblid fehr populär wurde, da das englifhe Bolf den Frieden mit 
ausgelaſſener Freude begrüßte. Zunächſt unterftügte PB. den neuen Minifter ge= 
treulih, er fpielte gegen ihm die Rolle eines Mentor und vertheibigte ihm in 
mandyen Debatten. Aber allmälig wurde das Verhältniß Fälter. Addington wurde 
empfindlih, daß man ihn nur wie eine Puppe behandle, P. zurüdhaltender, er 
fehnte ſich zurück nad der Gewalt, die er fo lange befeffen, er fonnte nicht wie 
For in Studien und Landleben die Sorge ſtaatsmänniſchen Ehrgeizes vergefjen und 
verhehlte feinen Freunden nicht, daß er gerne wieder Minifter wäre. Andererfeits 
geftalteten ſich die politiichen Berhältniffe fo, daß man einen gewiegten Gtaats- 
mann wie P. nicht länger entbehren konnte. Die friegerifhe Unruhe Napoleons, 
feine Plane auf England forderten dringend zur Wachſamkeit, zur Sammlung aller 
Kräfte auf und feiner harte eine folhe Gabe, die öffentlihe Meinung zu leiten, 
zu beleben und zu beruhigen, wie P. Seine Freunde wieſen auf ihn zurüd und 
befonders fein Lieblingsfhüler Georg Canning war unermübdet, er ſchrieb, ſprach 
und intriguirte, P. wieder an's Staatöruder zu bringen. Im Frühjahr 1804 wurde 
BP: zur Bildung eines neuen Minifteriums berufen. Er verſuchte es mit feinem 
alten Rivalen For, ver jett ganz mit ihm die Ueberzeugung theilte, daß man alle 
Kräfte Europa's zur Bekämpfung Napoleons vereinigen müſſe. Der König aber 
verweigerte es hartnädig, Bor in feine Dienfte zu nehmen, felbft die Beredtfam- 
feit P.'s vermochte nichts dagegen. P. ließ ſich endlich bewegen, ohne For das 
Minifterium zu bilden, er wurde im Mai 1804 wieder erfter Lord des Schaß- 
amtes und Schaglanzler. Sein alter Freund Lord Dundas, jest Discount Melville, 
Bluntſchli un Brater, Deutſches Staats-Wörterbug. VIIL, 7 
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und Georg Canning waren feine Hauptftügen. Gleich beim Beginn feiner Ver— 
waltung traf ihn aber das Mißgeſchick, daß Biscount Melville der Veruntreuung 
öffentlicher Gelder und ver Beftehung bei Parlamentswahlen angeklagt, aus dem 
Minifterium ausfheiden mußte, woburd er einen feiner beften Gehülfen verlor; 
ein erneuter Verſuch, For dafür in's Minifterium zu ziehen, fcheiterte wieder an 
des Königs Hartnädigfeit. E8 gelang P. zwar, eine neue Koalition Englands mit 
Rußland und Defterreich zu ftiften, aber bald traf ihn eine Unglücksbotſchaft nad) 
der andern, die Kapitulation von Ulm, die Schlacht bei Aufterlig. Die Nachricht 
von dem Geefieg Nelfons bei Trafalgar konnte feinen Muth nur für einige Tage 
wieder aufrichten. Als er am Lordmayorstag in Guildhall fpeiste, erlebte er bie 
legte Hulvdigung der Bolfsgunft; er wurde enthufiaftiih empfangen, feine Pferbe 
ausgejpannt und fein Wagen auf der Königsſtraße gezogen. Aber feine Kraft war 
gebrochen, das Erbübel feiner Familie, die Gicht, ergriff ihm auf's Neue mit großer 
Heftigkeit, im Dec. 1805 fhidten ihn die Aerzte nod nad Bath, aber die Bäder 
verfagten ihre fonftige Wirkung, er wurde mit Mühe auf feinen Landſitz Pulteney 
gebradht, wo er am 23. Januar 1806 in feinem 47. Jahre ftarb. Das Haus der 
Gemeinen votirte ihm ein Denkmal und ein feierliches Leichenbegängniß auf Staats- 
foften und 40,000 Pfd. Sterl., um feine Schulden zu bezahlen. Er wurbe neben 
feinem Bater in der Weftminfterabtei beftattet. 

Blicken wir auf William P.'s ftantsmännifhe Laufbahn und Leiftungen zurüd, 
fo werben wir finden, daß es nicht fowohl neue politifhe Schöpfungen waren, 
welche feinen Namen groß machen, als das große Geſchick parlamentarifher Lei— 
tung. Es war ihm wie wenigen gegeben, das Parlament zu beherrſchen und die 
Dppofition nicht durch Künfte der Beftehung oder unkonftitutionelle Einſchüchte— 
rung, fondern durch die Macht der Perjönlichkeit zum Schweigen zu bringen. Unter 
den Eigenfhaften, welde ihn hiezu befühigten, war es in erfter Reihe fein Rebner- 
talent, das fo oft im parlamentarifchen Leben mehr vermag als ftaatsmännifche 
Einfiht, Geſetzkenntniß und Berwaltungstalent. Bon früher Jugend an war feine 
Erziehung und fein eigenes Streben darauf gerichtet, ihn zum großen Redner zu 
bilden. In der Gewalt über die Sprache übertraf er alle feine Zeitgenoffen, er 
konnte ohne Vorbereitung anhaltend in ftattlihen abgerundeten Sätzen ſprechen, 
ohne eine Paufe zu machen, ohne ein Wort zu wiederholen, mit einer filberflaren 
Stimme und mit einer fo forgfältigen Ausſprache, daß er auch nicht einen Buch— 
ftaben verfchludte. Sein Vortrag war wortreih, gefeilt und glänzend; es war 
weniger das Hervortreten einzelner Eigenjchaften, welche vie Bedeutung eines Red» 
ners ausmachen, nicht die Erhabenheit und der Reichthum der Phantafie, nicht die 
Meifterfchaft ver Dialektik, und nicht das Gewicht der Gründe, oder die Macht 
ber Leidenſchaft, die er aufzubieten wußte, fondern das gleihmäßige Zufammen- 
wirken aller dieſer rebnerifhen Mittel. Eine befondere Stärke P.'s war das Talent 
bes Spottes, worin er nicht leicht von einem Nebner des Alterthums oder ber 
Neuzeit übertroffen wurde, und das er immer am rechten Ort auf's Geſchickteſte 
anzuwenden wußte. Niemand wußte auch befjer je nah Bedürfniß lichtvoll oder 
dunfel zu fprehen. Wenn er verftanden fein wollte, fo fehlte es ihm nie. Er 
fonnte die ausgebehntefte und verwideltfte Sache mit der größten Klarheit und 
Popularität auseinanderfegen. Alles war an feinem Plage, nichts vergeffen, Feine 
Einzelheiten, Zeitangaben, Geldſummen, Alles war getreulich in feinem Gedächtniß 
aufbewahrt. Die fchwierigften Finanzfragen wurben, wenn er fie auseinanberfegte, 
dem einfachften Mann unter feinen Zuhörern klar. Wenn er aber nicht deutlich 
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fein wollte, fo hatte er ein wunderbares Geſchick, nichts zu fagen auf eine Art, 
daß feine Zuhörer den Eindruck befamen, als ob er wunder was gefagt hätte. 

Brougham, der P. als Staatsmann nicht befonders body ftellt, fagt, als 
Rebner müſſe er ohne Zweifel in die höchſte Klaſſe gefegt werben: „Kaum hatte 
er fi erhoben, fo riß er jeden Zuhörer mit fi fort und feflelte und fpannte 
feine Aufmerffamteit fo lange als es ihm nur gefiel. Und dann, wenn er ge 
ſprochen hatte, 

So herrlich däucht uns feine Rev’, daß wir 
Stets glaubten no, er ſpreche und wir hören. 

Diefe magifhe Wirfung wurde hervorgebracht durch den ununterbrodhenen 
Fluß feiner Rede, der den Zuhörer nie einen Augenblid in Zweifel oder Unruhe 
ließ, und nichts von jener gemeinen Geläufigfeit des bloßen Sichgehenlaſſens hatte, 
welche den Redner feine Anftrengung fkoftet, dem Hörer aber eine deſto ſchwerere 
Aufgabe ftellt; jene Wirkung wurde erreicht durch feine lichtvolle Anordnung, die 
alle Theile des vermwideltften Gegenftandes ordnete und jedem feine rechte Stelle 
anmwies; durch die Klarheit feiner Angaben, welche fogleidh ein Bild vor bie Seele 
ftellten; durch die Kraft, mit der er fih an gefunde Vernunft und richtiges Ge— 
fühl wenbete; durd die Erhabenheit feiner Diktion; durch die Tiefe und Fülle der 
wohlflingendften Stimme und die unbeugfame Würbe des Benehmens, die uns 
immer daran erinnerte, daß wir mehr als einen Advokaten oder gewöhnlihen Par- 
lamentsrebner vor uns hatten, daß wir vor einem Lenker des Bolfes ſtanden. 
Solch' eine Wirkung hatte immer diefe ungemeine Beredtfamfeit; und dieſelbe war 
ebenſo ſicher bei gewöhnlichen Gelegenheiten wie bei wichtigeren Ausführungen, 
wenn er mit feinem ganzen Gewicht für eine Anficht einzuftehen hatte, ober in 
beftigem perfönlihem Angriff feine Rede mit jenem Spotte würzte, den er fo fehr 
in feiner Gewalt hatte und fo wenig fparte. Aber auch dann war Alles pafjend 
und zufammenhängend, und in feiner Gemüthaflimmung entfiel ihm je ein Wort, 
das dem großartigen Zufchnitt des Ganzen geſchadet, oder die Klarheit der reich 
und voll vahinftrömenden Fluth getrübt hätte.“ Als feine beften Reden bezeichnet 
Brougham die auf den Frieden von 1783, über bie Koalition von For und North, 
und bie über ven Sklavenhanbel von 1791, vie nad dem einftimmigen Urtheile 
Alles übertroffen habe, was fein Genie hervorgebradt, da fie mit ber feurigften 
Deflamation das tieffte Pathos, die lebhafteſte Phantafte und das fchärffte Denken 
vereinigt babe. An einer andern Stelle fagt er, bie Rede über ben Krieg von 
1803 habe an heftiger, aufregender Deflamation alle früheren Vorträge über 
troffen, die legte halbe Stunde fei ein Strom von majeftätifhem Pathos gewefen. 

ALS bezeichnend führt Brougham das Zeugniß eines Zuhörerd an, welder 
fagt: Jeder Theil feiner Rede, fowohl in Hinfiht auf Inhalt als auf Sprade und 
Bortrag trug entſchieden das Gepräge feines Charakters. Alles erregte die be 
ftimmte und reiche Vorftellung ruhig wirkender Tüchtigkeit, natürlicher Kühnheit 
und ernfter Größe. So war e8 nicht allein die Redekunſt, wodurd er dem Parla- 
ment imponirte, fondern das Gepräge eines tüchtigen, entſchiedenen Charakters, 
Niemand konnte B. hören, ohne von ihm den Einvrud eines hohen unerjhrodenen 
herrſchenden Geiftes zu befommen, er trat auf als einer, ber ſich ftolz feiner fitt« 
lihen und geiftigen Ueberlegenheit bewußt ift, dagegen unfähig niedriger Furcht 
und bes Neides, aber nur zu geneigt, Verachtung zu fühlen und zu zeigen. Der 
ganze Mann war von Stolz erfüllt, vie war in feinen herben, ftarren Geſichts— 
zügen gefchrieben, in der Art, wie er ging, ſaß und ftand, aber beſonders wie 
er fih büdte Durch viefen Stolz flug er viele Wunden, aber mehr bei den 

ä 7* 


100 Pitt (Ber Jüngere). 


Einzelnen, nicht bei der Gefammtheit. Wenn er in das Unterhaus fam, fo ging 
er in rafhem Schritt auf feinen Pla zu, ben Kopf hoch und zurüdgeworfen, 
weber zur Rechten nod zur Linken blidend, ohne ein gnädiges Lächeln oder Kopf: 
niden gegen die, an welchen er vorübereilte. Seine Geftalt war lang und jchlanf, 
aber ohne Eleganz und Grazie. 

Seine ftaatsmännifchen Talente lagen nad) der Seite der innern Politik Hin. 
Er war in erfter Reihe Yinanzminifter, feine erften Leiftungen waren Reformen 
in biefem Gebiete, und er würde gewiß noch weitere hinzugefügt haben, wenn 
nicht der europäifche Krieg, welcher während eines großen Theils feiner Berwal- 
tung dauerte, feiner Wirkfamkeit in dieſer Richtung ein Ende gemadt hätte. Eine 
Hauptaufgabe, die er ſich beim Beginn feiner ftaatsmännifchen Laufbahn vorgeſetzt 
hatte, war die Parlamentöreform; eine vollftändigere, gleihmäßigere Volkevertre- 
tung, eine fichere Bürgſchaft der politiihen Freiheit und der realen Intereſſen war 
fein Ziel, nah welhem er mehr als einmal den Anlauf nahm. Man hat ihm 
den Vorwurf gemacht, daß er fpäter von feinen Reformgrundfägen abgefallen fei, 
als er der aud in England um fi greifenden revolutionären Propaganda und 
den von ihr ausgehenden Reformbeftrebungen entgegen trat, und fie fogar ver— 
folgte, aber er that dies, weil er der zu Grunde liegenden Geſinnung mißtraute 
und glaubte, die von den engliihen Jakobinern auf die Fahne gefchriebene Parla- 
mentsreform fei nur ein Borwand und der Umfturz der englifhen Berfaffung und 
Monardie der wahre Hintergedanfe, P. wollte eine aus hiſtoriſcher Grundlage 
bervorgegangene nationale Reform, feinen von außen ber nad abftraften Forbes 
rungen aufgebrungenen Neubau. 

Die ſchwächſte Seite von P.'s ſtaatsmänniſcher Wirkſamkeit war feine Lei- 
tung der auswärtigen Angelegenheiten und des Kriegsdepartements. Er ftand darin 
auffallend feinem Vater nad, er bejaß weder die großartige Auffaffung ver Welt- 
verhältniffe, noch die nöthige Schägung der Kräfte, noch die Kunft, Verbündete 
zu gewinnen und zu ermutbigen, noch die Gabe, in die Kriegführung bes eigenen 
Landes die Energie und den Nahdrud zu bringen, wodurch einft fein Vater im 
franzöfifhen Krieg fo Großes geleiftet hatte. Man pflegte P. immer ald die Seele 
der Koalition gegen Frankreih und Napoleon zu bezeichnen, aber die Wahrheit 
ift, daß es ihm an den nöthigen Eigenfhaften fehlte, um dieſer Koalition eine 
Seele einhauden zu können, daß er mit feiner verftändigen Nüchternheit, feinem 
ohnehin falten, berechnenden und nüchternen Volk feinen Enthufiasmus einzuhauden 
vermochte, daß er weit entfernt von einem nationalen Haffe, vielmehr von ver 
Borausfegung der Freundſchaft mit dem Nachbarvolf ausging und immer auf 
Frieden und Vermittlung dachte, während er alle Kräfte zu einem unerbittlichen 
Kriege hätte zufammen nehmen follen, daß er namentlich nicht verftand, die Ver— 
bündeten zu einmüthigem, gleichzeitigem Zufammenwirken fortzureißen. So blieben 
denn feine Leiftungen weit zurüd hinter den Anforderungen, welde die Weltlage 
und die Machtſtellung Englands an ihn machte und hinter dem Vertrauen, mit 
welhem das englifhe Volk fi feiner Leitung unterwarf. 

Lord Brougham erklärt feine ſchwache Kriegführung zum Theil daraus, daß er, 
beftimmt von feinen neugewonnenen Verbündeten Burke und Windham ſich eigentlich 
gegen feine wahre Gefinnung, die auf Erhaltung des Friedens mit Frankreich ge— 
richtet war, zu dem Kriege entihloffen und venfelben nur mit halbem Herzen ge- 
führt habe. Seiner Kriegführung macht er hauptfählih das zum Borwurf, daß 
er jedes Fräftige Zufammentreffen mit dem Feinde vermieden, daß er die englifche 
Militärmaht in unbedeutenden Erpebitionen vergeudet, und fi darauf beſchränkt 
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habe, Feſtungen und Kolonieen wegzunehmen, welde, wenn Frankreich fiegte, nutz⸗ 
loſe Eroberungen waren. 

Bergleihen wir feine Stellung zum Parlament mit der feines Vaters, fo 
finden wir einen großen Unterſchied zu feinen Gunften darin, daß er, obgleich er 
feine Laufbahn im Kampf mit einer großen von den bedeutendſten Rednern ge- 
führten Majorität begann, doch nad kurzer Zeit die Majorität des Parlaments 
für fih befam und die Oppofition auf einen verfchwindend Kleinen Bruchtheil 
reducirte. Er war wirflih ber Repräfentant der großen Mehrheit des englifchen 
Volkes und fein Andenken fteht daher in ber Weberlieferung feft als das eines 
Staatsmannes erfter Größe. 

Litteratur: J. Gifford, History of the political life of William 
Pitt. 6 vol. London 1809. — C. Tomline, Memoirs of the life of W. Pitt. 
2 Bde. London 1821 (geht nur bis 1793). — H. Brougham, Sketches of 
statesmen of the time of George III. and IV. London 1839. — Macaulay, 
William Pitt. Zeipzig 1860. — Earl Stanhope, Life of the right hon. William 
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Platon, der Sohn des Ariſton und der Periktione (oder Potone), durch 
den Vater mit Kodrus und durch die Mutter mit Solon verwandt, wurde in 
Athen im J. 429 v. Chr. am 7. Tage des Monates Thargelton geboren. Da 
auf diefen Tag (welcher eben für jenes Jahr fi auf den 21. Mai berechnet) 
das Felt der Geburt des Apollo fiel, jo beuteten dies die Neuplatonifer in ihrer 
Weiſe aus, und da außerdem ber angebliche auf den vorhergehenden Tag fallende 
Geburtstag des Sokrates ein Feſt der Artemis war, fo wurde ber „göttliche 
Platon als ein Sohn des Lichtes der Welt bezeichnet, und apollinifhe Mythen 
fnüpfen fih au verfchievene Momente feines Lebens, womit man insbefondere 
feine ftet3 unverlegte „Jungfräulichkeit” in Verbindung bradte. Er fol urfprüng- 
ih nad griehifher Sitte den Namen feines Großvaters, Ariftofles, erhalten 
haben und erft fpäter von feiner breiten Bruft oder (neuplatonifhe Deutung) 
von dem breiten Fluffe feiner Rede Platon genannt worden fein. Die fhulmäßige 
Tradition, welche bezüglih P.s unter den Händen der Moftifer des fpäteren 
Alterthumes mande erbaulihen Zufäge oder allegorifhe Umwandlungen erfuhr, 
weiß Verſchiedenes über feine frühere Jugend, feine Lehrer, feinen Ruhm in gym- 
nifhen Feftfpielen, feine poetifhe Thätigkeit, welche er bei der Bekanntſchaft mit 
Sofrates fogleih aufgegeben, u. ſ. w. zu berichten. Sicher aber ift, daß er in 
feiner Jugend durch Kratylus in die Spekulation Heraklits eingeführt wurde und 
fo die phufitalifhe Philofophie fhon zu Sokrates mitbrachte, welchen er etwa in 
feinem 20, Lebensjahre kennen lernte. Bei dem Procefje gegen Sofrates bot er 
die Leiftung einer etwaigen Geldbuße an und verließ nah ber BVerurtheilung 
desſelben Athen, gegen deſſen anarchiſche Demokratie er ohnebies ſchon eine phi- 
lofophifhe Abneigung gehabt Hatte, und begab ſich nad Megara zu Euflives, 
von bort zu dem Mathematifer Theodoros nah Kyrene, dann nad Wegypten, 
Sicilien und Unteritalien. An dieſe Reifen P.'s knüpfte man fowohl ſchon im 
Alterthume als auch wieder in neuerer Zeit die Annahme förmlicher Entwid- 
lungsftufen, welhe P. in feiner Spekulation felbft durchlaufen habe, infoferne er 
in der megarifhen Schule erft mit der elentifchen Lehre vertrauter geworben jei, 
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in Sicilien und Unteritalien aber ven Pythagoreismus näher kennen gelernt habe 
(ja einige Kirchenväter laffen ihn aus Aegypten die Kenntniß des alten Teſta— 
mentes mitnehmen, oder Andere ſprachen von einer Zufammenfunft desfelben mit 
ben perfiihen Magiern). Doc fcheint P. erftens nit der Mann geweſen zu 
fein, welcher auf fold gelegentliche Weife feinen Standpunkt geändert oder durch 
andere Gebiete erweitert hätte, und zweitens, was die aus feinen Werfen bervor- 
leuchtende Kenntniß auderweitiger philofophifher Anfichten betrifft, fo war es 
nicht nöthig, dieſelbe durch Neifen zu holen, denn Athen war bereits in der Ju— 
gendzeit P.'s der Mittelpunft der philofophifhen Beftrebungen geworben, und 
während die Eleaten Parmenides und Zeno und der Pythagoreer Simmiad in 
Athen fih aufbielten, war durch die Sophiften fiher aud die Gelegenheit gege- 
ben, die Grundfäge früherer Philofophen kennen zu lernen, um felbft davon ab» 
zufehen, daß die Kenntniß der Lehre Heraklits allein ſchon vieles Andere in fi 
ſchloß. — In Sicilien aber wurde P. mit dem älteren Dionyfios befannt, gab 
jedoch durch feine philofophifch -politifchen Weberzeugungen bald Anftoß, fo daß 
Dionyfios ihn tönten wollte, bievon aber abftehend ihn einer fpartanifhen Ge— 
ſandtſchaft mitgab, um ihn in dem damals gegen Athen feindlichen Aegina als 
Sklaven zu verkaufen. Angeblich durch den Kyrenaifer Anniferis ausgelöst Tehrte 
P. nah Athen zurüd und eröffnete in dem vor den Thoren gelegenen, dem Heros 
Alademos gemweihten Gymnafium (Alademia) eine Schule, deren Ruhm in Bälve 
begründet war. Es wird noch von einer zweiten und dritten Reife P.'s nad Sy— 
rafus, deren erftere nah dem Tode des älteren Dionyfios auf Einladung des 
Dion, legtere auf Aufforderung des jüngeren Dionyfios erfolgt fei, berichtet, und 
Manderlei über die beidemal eintretenden brobenden Maßregeln erzählt; doch ift 
die Quelle diefer Notizen verdächtig und ebenfo bleibt e8 ungewiß, ob P. wirk— 
lih aufgefordert worden fei, für Kyrene und Megalopolis Staatsverfaflungen zu 
entwerfen, was er jedoch ausgefchlagen habe. Hochbejahrt ftarb P. im 3. 348, 
und wenn fomit in fein Leben ver peloponnefifhe Krieg, vie Blüthe Thebens und 
noch der Anfang der makedoniſchen Zeit fiel, fo war dieſer reihe politiiche Stoff 
der griehifhen Staaten-Geſchichte allerdings nicht geeignet, dem doktrinären Ideale 
des Philofophen als thatſächliche Grundlage zu dienen. Uebrigens bezeichnet bie 
Tradition eine erflediihe Anzahl von Staatsmännern oder Geſetzgebern als P.'s 
Schüler, den Chabrias umd den Phokion und (wahrfheinlih) aud den Demoſt— 
henes dürfen wir als ſolche namhaft machen. 

Indem bier nicht der Drt ift, über die vialogifhe Form, der Schriften P.'s, 
über die durchweg organiſche Reihenfolge feiner Dialoge, und über die jyftemati- 
ſche Gliederung feiner Philofophie zu fpreben, mag zum inneren Berftänpniffe 
feiner auf Staat und Recht bezüglihen Anſichten nur Folgendes vorausgeſchickt 
werben. Poetiſch und philofophiih höcft begabt wurde P. der hervorragenpfte 
Schüler des Sokrates, d. h. während vie fokratifhen Grundſätze ein wefentliches 
Moment enthalten, welches über alle Schranken ver Einzeln-Nationalität und bes 
Einzeln- Zeitalters hinausreicht, verwerthete P. jenes allgemein menſchliche Princip 
feines Lehrers in dem Gefammtgehalte ver Anſchauungen feiner Nation, und ſo— 
wie er hiedurch unter den helleniſchen Philofophen der hellenifchfte ift, fo bildet 
fein Syſtem auch den geſchichtlichen Kulminationspunft der Entwidlung des anti« 
fen Geiſtes. Die oft aufgeworfene Frage, ob P., ob Ariſtoteles der größte Phi- 
lofoph des Alterthums fei, iſt wie alle ſolche Fragen von vorneherein jchief ge- 
ftellt; wenn wir in dem Platonifer Ariftoteles einen vollenveteren Sokratiker er- 
fennen dürfen, als Plato gewefen war, fo wird die ariftotelifhe Philofophie in 
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mancher Beziehung dem Allgemein-Menfhlihen näher ftehen Fönnen, während in 
ber platonifhen der Hellenismus überwiegt. Je tiefer aber eine Koncentration 
griechiſcher Denkweiſe in P.'s Geift gemurzelt war, deſto mehr mußte einerfeits 
in formeller Beziehung bei ihm der plaftifch Fünftlerifche Trieb zu Tage treten, 
und anbrerfeit8 der Inhalt vielfah durch vie urjprüngligen und unmittelbaren 
Keime der griechiſchen Entwidlung bevingt bleiben. Darum wirken bie ftaatlichen 
Anfhauungen des Dorismus und die myſtiſch-philoſophiſchen Kundgebungen der 
älteren Seher und Priefter, fowie die Lehren des Pothagoreismus, in weldem 
dies beides fi paart, in P.'s Philofophie als das Tonangebende fort, ohne daß 
wir je fagen fönnten, er greife gleihjfam wie ein Reaftionär anf jene Dinge zu— 
rüd, fondern er fublimirt oder potencirt von biefem ur-griechiſchen Standpunkte 
aus bie ihm vorliegende reidhere und mannigfaltigere Entwidlung des helleniſchen 
Geiſtes und erhebt fih jo über vie infeitigkfeit der vorſokratiſchen Syſteme. 
Sowie im Dorismus jene allgemein griehifche Auffaflung einer politiihen Ethik 
ober eines ethifchen Politismns, wornach es außer oder neben ver Bürgertugend 
feine anderweitige Bortrefflichkeit des Menſchen gebe, am jchroffften praktiſch durch— 
geführt war, fo find es die orphiſch-pythagoreiſchen Anfichten über die Seele des 
Menſchen, welche zur theoretiſchen Stüge jenes fittlihen Staatslebens verwendet 
werben konnten. 

In der That auch fcheint der innerfte Kern und der richtige Schlüffel ber 
ganzen platonifhen Philofophie in jenem befannten pfychologifhen Mythus (im 
„Phädrus“) zu liegen; denn wenn dort bejchrieben wird, wie bie menfchliche Seele 
in Oeftalt eines von einem Wagenlenter geleiteten Zweigefpannes in Gemeinſchaft 
ver Götter war und damals alle Ideen rein und unberührt vom Werben fchaute, 
fodann aber niedergebrüdt durd die Bergeklichkeit und Schwähe des Einen Rof- 
jes aus viefer Gemeinschaft felbft in die Verförperung herabfiel, und nun noch 
bier mit der Flügelfraft ver Sehnſucht in den Berfürperungen bie früher geſchau— 
ten Urbilder wieder zu erkennen ftrebt, fo konnte P. jenen uralten Dualismus 
des finfteren Irdiſchen und des lihtvollen Himmlifhen mit der ſokratiſchen For— 
derung der Selbfterfenntniß, infoferne diefe auf den Wechjelverfehr des ewigen 
Allgemeinen und bes vergänglihen Bejonderen gerichtet ift, im biejenige Verbin— 
dung bringen, welde feinem Idealismus zu Grunde liegt. Und es ließe ſich be- 
haupten, daß allein von jenem mythiſchen Gleihniffe aus jeder Denker bei folge: 
ridtiger Durchführung desjelben auf den ganzen Inhalt des platonifhen Syftemes 
gelangen müßte; denn dort liegt ſchon vorgezeichnet bie Lehre von ber Rüderin- 
nerung und bie Ipeenlehre, die Auffaſſung des Eros und das Princip der bes 
feelten Rebe, insbefondere aber auch ſowohl für den Makrokosmus vie Weltfeele 
als auch für den Mikrokosmus des menfchlihen Weſens die Formulirung ber! 
fotratifchen Identität des wahren Wiſſens und des richtigen Handelns, Der das 
Willen befigende Wagenlenter fol in dem ganzen Gefpanne, deſſen Beftandtheil 
er felbft ift, die Herrſchaft der Idee verwirklichen. \ 

Daß viefe Iventität des Willens und Handelns bei näherer Darlegung bes 
Spftemes in P.'s Schriften fi nad mannigfahen Geiten auseinanderlegt, ver- 
fteht fi von jelbft; hier jedoch können wir nur von der politiihen Seite biefer 
Ariftofratie der Intelligenz ſprechen, welde den platonifhen Anfhauungen über 
Geredtigkeit und Staat zu Grunde liegt. Und fomit treten unter P.'s Dialogen 
hier für unferen fpecielleren Zwed in den Vorbergrund: der „Staatsmann“ (Po: 
lititus), der „Staat“ (Politeia), ver „Kritias“ und die „Geſetze“. 

Sowie es fi für die Philofophie um den Unterfchtev des Philofophen und 
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des Scein-Philofophen, d. h. des Sophiften, handelt, ebenfo für die Politif um 
ben Unterfchied des wahren und bes falfhen Staatsmanned. In foldem Zwede 
erörtert dad Geſpräch „der Staatsmann“ vorerft den Begriff der Politik, 
welche jedenfalls zu den Wiffenfhaften gehören müſſe; und das Refultat einer 
vielgliedrigen (aber aud in manden Punkten jehr verfhrobenen) Eintheilung der 
Wiffensgebiete ift, daß die Staatskunft das die Gemeindezuht der Menſchen .be- 
treffende Wiffen und hiemit der Herrfcher ein Bölkerhirt fei. Zur näheren Be- 
ftimmung aber viefes Begriffes verwendet P. grundfäglid den Mythus vom gol« 
denen Zeitalter des Kronos; damals nämlich feien die Götter die Hüter und 
Hirten der Welt gewefen, und fowie jedes Geflecht der lebenden Wefen unter 
einen befonderen Dämon geftanven, fo habe die Menfchen der Gott felbft gehü- 
tet, und dieſe hätten in jener Zeit unter dem Segen ver freigebigen Natur weber 
ein Privateigenthum befefjen nod eines Eherechtes oder einer Staatsverfaflung 
bedurft. Hernad aber habe Gott vie Welt fich felbft überlaffen, welche nun nad) 
eigener Kraft im einer der früheren Bewegung entgegengefegten Richtung dahin 
rollte, fo daß die an dem Körperlihen haftende Unorbnung und Schlechtigkeit 
fi) äußerte und auch das Menjhengefhleht, den Gefahren und der Noth des 
Lebens preisgegeben, von fich felbft aus verfuhen mußte, die erforderlichen Ein- 
richtungen unter Leitung eines menfhlihen Hüter zu treffen, welder von feinem 
Borbilde, dem göttlihen Hirten, unendlich weit abfteht. Fragt es fih aber nun, 
wer denn den Beruf habe, als ein folder menſchlicher Bölterhüter zu wirken, fo 
weist P. (mittelft einer fehr gevehnten und vielfach unpaſſenden Bergleihung mit 
der Webelunft) vor Allem die Sklaven und fämmtlihe Gewerbtreibende ab, er- 
fennt auch an den Staatsſchreibern, ſowie an den Prieftern nur die Funktion 
mitwirkender Diener an, findet aber ſodann die übergroße Maffe falſcher Staats- 
männer in allen denjenigen, welde in ben empirifh vorfommenvden Zuftänvden im 
Befige der Herrſchaft find, Leute, welche er als ſchnell fi verwanvelnde Löwen 
und Kentauren und Satyren over als einen Chor von Sophiften und Gauflern 
bezeichnet. Solle aber im Gegenſatz gegen diefe ver wahre Staatsmann gefunden 
werben, fo handle es fid) nit um die übliche Aufzählung und Unterſcheidung der 
Regierungsformen (Königthum, Tyrannis, Uriftofratie, Dligarhie, Demofratie), 
ſondern leviglih um tie Frage, ob der Herrſchende wirklich oder nur ſcheinbar 
im Befige jenes wahren Wiffens fei, in welchem eben die Kunft des Völkerhirten 
befteht, und während e8 unter Tauſenden nur Einzelne geben könne, bei welchen 
das Wiffen fi findet, fomme bei dem Herrſcher (wie bei dem Arzte) Nichts an— 
deres als nur fein Wiffen in Betracht; ja in jener beften Staatöform, in welcher 
der Herrfcher wirklich mit Einfiht und Wiſſenſchaft regiert, fei derfelbe ein Herr- 
fher ohne Gefeg, denn das Geſetz verlange ftarrfinnig ftrenge Befolgung ohne 
Berüdfihtigung desjenigen, was wohl in einem befonveren Falle das Befte fein 
möge; hingegen ver das Willen befigende Herrfcher müſſe, infoferne immerhin 
gewiffe allgemeine Vorſchriften unvermeidlich feien, auch unabhängig von dieſen 
(wie ein Arzt oder ein Steuermann) in jedem einzelnen Falle nad feiner Ein- 
fiht das Befte zu verfügen vie Gewalt haben. Diefe befte monarhifhe Regierung 
fünne in allen übrigen Staatöformen nur annäherungsweife nahgeahmt werben, 
und fo fei allerdings die zunächſt fi anreihende diejenige, welde die niederge- 
ſchriebenen Geſetze jenes beften Staates mit aller Strenge aufrecht hält; aber 
Geſetze aufzuftellen maße ſich audy die unmwiffende Menge an, und außerdem müſſe 
zum Schuge ber deftchenden Geſetzgebung jedes prüfende Nachdenken über biefelbe 
verpönt werden, woburd hinwiederum die Staatskunſt felbft dahinſchwinde. Da 
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aber hingegen es das Schlimmfte von Allem fei, wenn bie Hüter des Staates 
um perſönlichen Bortheiles willen die Gefege mißachten oder verlegen, jo bleibe 
eben doch nur die Herrſchaft der Gefege unter ver Vorausjegung übrig, daß die— 
felben von ſachkundigen Männern aufgeftellt und durch längere Uebung erprobt 
find und eine allenfalls nöthige Ueberfchreitung nur mit Nahahmung der wahren 
Staatöfunft gefhehe, nämlich da jener befte wahrhaft wifjende Herrſcher in Wirk- 
lichkeit fih nicht finde, trete man zur Aufftelung von Geſetzgebungen zufammen, 
und es entjtehen Staatsformen, welche darum, weil nicht das wahre Wiſſen ihr 
Princip ift, jedenfalls an vielen Gebrechen leiven werben; ber mefentliche Unter- 
ſchied innerhalb derſelben liege darin, daß die Gefege entweder aufrecht erhalten 
oder mißachtet werben, und jede diefer zwei Gruppen zerfalle je nah Annähe- 
rung an das Ideal oder Entfernung von demfelben in drei Formen, wornady bie 
Rangfolge der beftehenden Staaten fi folgendermaßen herausftelle: Königthnm, 
Ariftokratie, gefegmäßige Demokratie, gefeglofe Demokratie, Dligarhie, Tyrannis. 
Noch einmal aber wiederholt e8 hier P. mit aller Schärfe, daß in den genannten 
ſechs beftehenven Staatsformen jener fophiftifhe und gauflerifche Chor ver fal- 
ſchen Staatsmänner ſich zeige, hingegen der wahre Staatsmann nur jener in ber 
Wirklichkeit nicht vorfommende Ideal-König fei. Zum Schluffe bezeichnet er als 
Drgane der wahren Staatswiffenfchaft die Kunft des Feldherru, des Richters und 
des Redners, und als materielle Aufgabe des Völkerhirten die harmonifche Ber- 
föhnung der zwei Grundrichtungen der menfhlihen Begabung (d. h. ber zwei 
Roſſe des Zweigeipannes im „Phädrus“), deren Eine zur Tugend der Mäßigkeit 
geführt werben joll, zugleich aber in ihrem Beſtreben nach frievlihem Leben bie 
Gefahr der Berweihlihung in ſich birgt, während die andere die Grundlage ber 
Tapferkeit ift, jedoch durd ihren kriegerifchen Sinn zu übermüthiger Streitfudht 
führen kann; die Bewerfjteligung aber ver richtigen Mitte wird der Staatspäba- 
gogil zugewiejen. 

So hat P. in viefem Dialoge die Grundlegung jener feiner ausführlicheren 
Werle gegeben, in welchen das bier Angedeutete ſich allfeitiger aus einander legt; 
denn fowie wir von P. wahrlich nicht erwarten werben, daß er ben gefeglofen 
Wilfürftaat des fubjeltiven Interefjes einer näheren Beiprehung gewürdigt habe, 
ebenjo gewiß erfennen wir in dem „ber Staat" überfchriebenen Werke die unbe- 
bingte und unbeirrte Darftellung jener idealen Herrfhaft, in welcher ver Philo- 
foph als wahrhaft wifjender König die Völker hüten würde, und fodann in den 
„Geſetzen“ einen Verſuch, jene zweitbefte Regierungsweife zu entwideln, welde in 
der Bewahrung einer verftändigen Geſetzgebung ihr Princip und ihren relativen 
Werth befigt. 

Welche Schwähen und Blößen vie ivealiftiihe Poefie P.'s überhaupt bar- 
biete, fobald man fie nad philofophifchem Maßſtabe beurtheilt, gehört nicht hie— 
ber. Wenn aber in dem Dialoge „ver Staat“ P. felbft von dem dort ent- 
worfenen Ideal⸗Staate jagt, daß derſelbe auf Erven nirgends beftehe, aber viel- 
leiht im Himmel ald Muſterbild aufgeftellt fei . Scluffe des IX. Buches), jo 
wird der Jurift und der Kenner des ftaatlichen Lebens einen folden Traum eines 
immerhin hochbegabten Griehen über die himmliſche Staatsverfafjung mit Recht 
etwas argwöhniſch betrachten, und auch ber Philofoph wird, wenn er feinem 
Principe nicht untreu werben foll, die Beſchreibung der Dinge im Himmel gerne 
denjenigen überlaffen, welde einen Lebensberuf daraus maden, über den Himmel 
beſſer als Andere unterrichtet zu fein. Selbft aber abgefehen von dieſer kindlich— 
poetifhen Umfegung in den Himmel ift e8 ein Exrbfehler aller mit Makrokosmus 
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und Mikrokosmus tändelnden Anfhauungen, daß fie das Weſen des Menfchen 
ebenſo ſchief ftellen als unrichtig ausbeuten; und fo hat auch P. auf Grundlage 
einer verfehlten Eintheilung der menfhlihen Seele ein in jeber Beziehung un» 
wahres Staats⸗Ideal aufgeftellt. 

Daß es an einem Begriffe des Rechts als folhen von vorneherein fehlt, 
barf bei einem riechen nicht auffallen 1); aber auch der nicht juriftifhe, ſondern 
blos ethifche Begriff der Gerechtigkeit, mit deffen Erörterung ber Dialog anhebt, 
ift um der pſychologiſchen Schablone willen bis zur Unkenntlichkeit entftellt, denn 
ein Harmonismus, innerhalb deſſen Arbeitstheilung befteht, ift nad unferen Be— 
griffen weder Sache noch Erzeugniß der Gerechtigkeit. P. befämpft zunächſt die 
Annahmen Anderer bezüglich des Wefens der Gerechtigkeit; wenn nämlid die Ei- 
nen meinten, fie beftehe darin, einem Jeden das Seinige zu geben und fomit 
den Freunden Gutes und den Feinden Böfes zu thun, oder wenn nad) dem ein« 
feitigen Standpunkte der Sophiften behauptet wurbe, gerecht fei das dem Stär— 
teren zuträglide, indem in jedem Staate die Regierung ald der mächtigere Theil 
Geſetze zu ihrem eigenen Vortheil aufftele und durch Unreht-Thun gegen bie 
Beherrſchten ihre Macht verftärke, fo daß der fogenannte Gerechte, welder Un: 
recht leidet, als gutmüthiger Thor ein Spielball der Gewaltigen fei, over aud 
wenn Andere fagten, die Gerechtigkeit fei wohl in ihren Folgen gut, an fidh aber 
ein läftiges Uebel, venn fowie ihre Satungen nur zum Schutze gegen den Unge— 
ı rechtigfeits-Trieb entftanden feien, fo übe fie auch Jeder nur aus Furdt, nad 
deren Wegnahme Jever wieder ungerecht fei und höchſtens den Schein der Ge— 
rechtigfeit anftrebend als glüdlich gelte, — fo konnte P. fehr wohl die Schwäche 
oder Niedrigkeit biefer verſchiedenen Anfichten darthun, aber ob feine eigene, im- 
merhin äußerft ideale, Konſtruktion ftihhaltig ſei, ift eine andere Frage. Die un— 
beftreitbare Annahme, daß die Gerechtigkeit in ihrem Wefen an fih, ganz abge» 
jehen von den Folgen, ein Gut fein müſſe, fnüpft er an den pſychologiſchen Kern 
feiner Philofophie, und wenn nun auf der Grundlage, daß die Gerechtigkeit eine 
beftimmte eigenthümliche „Trefflichkeit“2) der Seele fein müffe, unterfudht werben 
fol, welche Zrefflichfeit fie fei, fo ftoßen wir auf jenen Punft, welder für das 
Ganze bezüglich des philofophifchen Principes der bedenklichſte iſt. Nämlih P. fagt 
(8. Il. Kap. 10), die hiemit erforderliche Unterfuhung ver Trefflichkeiten der Seele 
werbe an jenem Objekte leichter geführt werben, in welchem die einzelnen Theile 
gleihjam wie mit größerer Schrift gefchrieben deutlicher vorliegen, und bies fei eben 
der Staat. Hierin aber liegt ver ——— P.'s, daß er den Staat principiell 
als Ein Menſchen-Individuum großen Stiles und umgekehrt das Individuum als 
einen Staat Kleinen Stiles betrachtet; denn während Niemand leugnen wird, daß bie 
Gerechtigkeit (und auch das Recht) ein Gut des öffentlichen Lebens fei, ift jene prin= 
cipielle Barallelifirung des Staates und des Individuums juriftifh und politifh fo 
unwahr als möglich; fie ift eine fhöne Metapher, weldye mit einzelnen Pointen und 
Apergus ein blendendes Spiel treiben mag, aber für die philoſophiſche Erfaffung des 
Rechts und des Staates ift und bleibt fie eine poetifhe Phrafe *). 

Soll fomit das Wefen des Staates näher erörtert werben, fo erflärt P. bie 


— 


1,6. d. Art, „Atiſtoteles“ B. I. ©. 352, 

2) Neber meine Wabl des Wortes „Trefflichkeit” f. ebend. S. 345. 

*) Anm. d. Med. So wenig wir mit der Art einverflanden find, wie P. den Gedanken: 
„der Staat iſt der Menfch im Großen‘ ausbildete, fo feben wir uns doch genöthigt, die Ber 
eg und die Fruchtbarkeit dieſes Gedankens der im Texte vertretenen Anficht unfers ges 
ehrten Mitarbeiterd gegenüber außsdrüdlich worzubebalten. 








Entftehung desſelben (völlig analog jenem obigen Mythus im „Stä me") aus 
‚jenem gefunfenen Zuftande der Menſchheit, in welchem bie Hülfsbedürftigkeit des 
Einzelnen ein Zufammenwirfen gebietet; da fet zunächſt nach dem Motive der Ar- 
beitötheilung eine Anzahl von Gewerben entftanden, und mit Steigerung ver Bedürf⸗ 
niffe (worin P. folgerichtig nicht einen Fortſchritt der Kultur, fondern ein Verderbniß 
erblickt) habe das eigene Yand allmälig nicht mehr genügt, daher in Folge ver Erobe- 
rungsſucht und des Ariegszuftandes Wächter nöthig geworben feien, welde gleichfalls 
ausfhlieglih dem kriegeriſchen Berufe dienen, wie Haushunde fanft gegen die Be- 
fannten nad Innen und muthig gegen die Feinde nach Außen auftretend (B. II 
K. 11—15); über die Wächter aber müffen diejenigen herrſchen, welche das befte 
Wiſſen bezüglich des Staatswohles befigen (B. III. 8.19 f.). So liegt dem Staate 
bei feiner Entftehung eine Dreigliederung zu Grunde, welche PB. in feiner Weife auf 
einen Präbeftinations- Mythus zurüdführt, denn „der Gott hat denjenigen, welche 
tüchtig zum Herrſchen find, bei der Entftehung Gold beigemiſcht, daher dieſe auch vie 
ehrwürbigften find, Silber aber jenen, welche Helfer find, Eifen hingegen und Erz 
ven Landbebauern und den übrigen Handwerkern“ (B. III. 8. 21). Abgefehen aber 
von der Erbaulichkeit diefer Tirade ift hierin nur die Dreitheilung der menſchlichen 
Seele repräfentirt und politifch verkörpert; denn der Stand der Erwerbtreibenden 
entfpricht dem begehrlichen weiblichen Beftandtheile der Seele (dem links geipannten 
Roſſe des Zweigefpannes), fowie der Stand der Wächter dem muthigen männlichen 
Theile ver Seele (dem rechts gefpannten Roſſe) und der Stand der mit Weisheit be- 
rathenden Lenker vem unfterblihen vernünftigen Theile der Seele (dem Wagententer). 
Und fomit befige der Staat auch jene ſämmtlichen Trefflichkeiten, welche den einzel» 
nen Beftandtheilen, fowie der ganzen Seele eigenthümlich zufommen, nämlich völlig 
entfprechend dem Individuum ſei der Staat weife durch die Wohlberathenheit feiner 
Borfteher, tapfer durch den Muth der Krieger, befonnen und mäßig dadurch, daß bie 
ſchwächeren zur Unterwürfigkeit berufenen Gewerbtreibenden ſich dem befferen Beftand- 
theile fügen ; die Gerechtigkeit aber endlich als die Trefflichkeit des Gefammtbeftandes 
liege darin, daß nad dem Motive der Arbeitstheilung jeder Beftanptheil das Seinige 
thue und hiedurch die Harmonie des Ganzen in der richtigen Wirkſamkeit der Theile 
bewahrt bleibe (B. IV. 8. 6—17). 

Die Folgerungen nun fowie die näheren Bedingungen viefes Staates liegen 
darin, daß vor Allem der einzelne Menſch als einzelner gar nicht in Betracht 
fommen darf, fondern derſelbe feine qualitative Beftimmung lediglich durch das 
Weſen jenes Standes erhält, welhem er angehört, denn Alle zufammen find nur 
Ein Menſch großen Stiles und fünnen im ihrer Thätigkeit fih nur nach ben 
Bunftionen des Einen Ganzen veriheilen, nie aber neben vemfelben für fi ſelbſt 
einen individuellen Werth beanfpruchen. Ferner mußte B. jenen dritten Stand, 
welder dem finnlichen, unvernünftigen und widerfpenftigen Theile ver Seele ent- 
ſprechen fol, im gänzlicher Unterwürfigfeit halten, und fowie es ächt griechifche 
Denkweife ift, in der Arbeit nicht eine Quelle bürgerlicher Ehre, fondern nur ven 
Grund politiſcher Unfähigkeit zu erbliden (f. das Gleiche aud bei Ariftoteles, 
Dr. 1., ©. 358), fo ſpricht er in der weiteren Ausführung des Idealſtaates aud) 
nicht mehr ein Wort von den Gewerbtreibenden, ſondern es dienen ihm biejelben 
nur dazu, für bie beiden höheren Stände die Nahrungsmittel u. dgl. herbeizu- 
Ihaffen. Und während es auf diefe Weife bei P. keine Perfeftibilität jenes britten 
Standes gibt, fondern im Gegentheile fogar die unfähigen Kinder der Uebrigen 
in benfelben zurüdverftoßen werden follen, läßt er die Wächter nad erforberlicher 
Dildung in die Klaſſe ver philoſophiſchen Staatslenker auffteigen (B. VI, 8. 15). 
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Was nämlich zunähft ven Stand der Krieger betrifft, fo fol in vemfelben jebes 
perfönliche Lebensintereffe ertöbtet werben, indem fie nicht blos ohne allen Privat- 
befig in gemeinſchaftlichen Wohnungen und gemeinfhaftlihen Mahlzeiten zufammen- 
leben (B. III, 8. 22), fondern aud unter ftaatliher Auffiht in derartiger Ehe— 
und Kindergemeinfhaft haufen, daß, nachdem ber Herrſcher mit täufhender An- 
wendung bes’ Loofes die Bräute ausgewählt und die Zeit der Begattung beftimmt 
bat, wieder Feine Frau mit ihrem Manne zufammenmwohne, fondern alle allen 
Männern gemeinfam feien, auch jede Frau fämmtliche Kinder der Reihe nad) fäuge, 
damit kein Kind feine wahren Eltern kenne, fondern Alle als ſolche betrachte, welche 
neun Monate vor feiner Geburt ſich begatteten, und ebenfo alle diejenigen feine 
Brüder oder Schweftern nenne, welche im gleichen Iahrgange geboren wurden, kurz 
damit ber ganze Staat Eine Familie fei (B. V, 8. 7—9). Durch ſolche Güter- 
und Familiengemeinfhaft werde das ſelbſtſüchtige Imtereffe und hiemit die Quelle 
fämmtliher Verbrechen getilgt (B. IV, 8. 2 u. B. V, 8. 10 f.). Berner follen 
„trog den Spöttern" aud die Frauen völlig in der gleihen Bildung und Thä— 
tigteit fich bewegen wie die Männer, weil ja auch bei den Jagdhunden ver Unter- 
ſchied zwiſchen Männchen und Weibchen fein entſcheidend wefentliher fei (®. V, 
K. 3—6). Den Bildungsgang felbft (in feiner antiten Doppelgeftalt des Muſiſchen 
und des Gymuiſchen) ſchreibt der Staat in allem Detail vor, und namentlid) 
werben Poefie und Muſik in Form und Inhalt unter Bolizeiauffiht geftellt, damit 
fein Reiz des Bunten oder etwa gar des Komifchen die Gemüther verberbe; auch 
in leibliher Beziehung gilt das Gleiche, und fowie im Ipealftaate Niemand Zeit 
. babe, krank zu fein, fo müffe auch ven Unheilbaren die ärztliche Pflege entzogen 
werben (B. II, 8. 16 — 2. III, 8. 18). Sollen aber nun aus den fo gebil- 
deten Wächtern die Lenker des Staates hervorgehen, fo müfjen biefelben, und 
zwar Männer wie Frauen (fo austrüdlihd B. VII, 8. 17), von ihrem zwanzig- 
ften Lebensjahre an allmälig zur wahren Philofophie, d. h. zur Erfenntniß ver 
Ideen geführt werben, indem fie nad) dem nöthigen mathematifhen und mufilali- 
ſchen BVorbereitungsunterrichte im dreißigſten Iahre ein fünfjähriges Studium ber 
Dialektit beginnen, um nad Vollendung desſelben auf fünfzehn Jahre in das 
Dunkel des Lebens zurüdzufehren, damit fie dort in den Abbilvern die idealen 
Urbilder wieder erfennen; nachdem fie fo fünfzig Iahre alt geworben und vie ihnen 
auferlegten Prüfungen beftanden haben, herrfhen und lehren fie glüflih und ge— 
ehrt ( B. VI, 8. 15 — 2. VII, 8. 17). So werde das (im „Staatsmanne” 
ausgeſprochene) Ideal verwirklicht werben, daß vie Philofophie den Thron befteige 
und die Philofophen die Herrſcher feien, ein Ideal, welchem nur theils Vorurtheil 
theils bie Schlechtigleit des Lebens entgegenftehe, durch melde ſchließlich der Philo- 
ſoph felbft, wenn nicht ein Gott ihn ſchütze, verfchlechtert werde, und fomit bie 
Stelle des wahren Philofophen verwaist und von Nichtswürdigen (— jenen oben 
erwähnten Gauflern und Sophiften —) eingenommen werde (B. V, 8.17 — 
DB. VI, 8. 10). Un der Möglichkeit aber, daß durch einen philofophifchen Herrſcher 
ein Staat, wie der befchriebene Idealſtaat ift, gegründet werde, fei nicht zu zwei⸗ 
feln, wenn aud die Schwierigkeit zugegeben werde (B. VI, 8. 14); jedenfalls 
aber müffe, um vereinft einen folhen Staat zu ermöglichen, die gefammte Jugend 
ber jegigen Generation in einem fernen Sande unberührt von ven jetigen ver- 
borbenen Sitten erzogen werben (B. VII, 8. 17). 

Diefem Ipealftaate nun ftelt PB. auch bier wie im „Staatsmanne” bie in 
Wirklichkeit vorfommenden Berfaffungen ald Formen der Ungerechtigkeit gegenüber; 
jowie er jedoch bier das Königthum bei Seite lafjen muß, infoferne er es in dem 
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philoſophiſchen Beherrfcher bereits ibealifirt bat, fo legt er nun auch überhaupt 
nicht jenen dortigen Maßftab an, nad welchem die Staaten in gejegmäßige und 
geſetzloſe unterſchieden wurden, fondern der pſychologiſchen Grundlegung des Ideal⸗ 
ftaates getreu bleibend wirft er fih hier auf die Triebe der beiden niebereren 
Geelentheile, in deren unharmoniſchem Ueberwuchern er die Urſache einer fort- 
fhreitenden Verſchlechterung erblidt. Darum tritt bier nit blos die Timokratie 
an Stelle der Ariftofratie, fondern P. behält aud überhaupt bei feiner Entwid- 
lung der abwärts führenden Stufenleiter der Berfaffungen ftets die Parallele mit 
dem Einzeln-Individunm im Auge, fo daß es fehr unrichtig ift, wenn man jenen 
Angaben P.'s etwa gar einen hiftorifhen oder aud nur überhaupt einen politi« 
ſchen Werth beilegen wollte, denn fie find nur die Frucht jener principiellen und 
zugleih faljhen Parallelifirung des Staates und des Individuums, und ihr ein- 
ziger Werth liegt darin, daß fie zur näheren Einfiht in P.'s Auffaffung dienen, 
Der Uebergang vom Ipealftaate, fagt er, zu den vier ſchlechten Staatsformen Liege 
in einer Störung bed Harmonismus der Gerechtigkeit, und wenn bei der Geburt 
der Herrſchenden nicht die richtigen Zablenverhältniffe ver Mifhung 3) eingehalten 
worden, trete in Folge bievon eine Abweihung von der richtigen Bildung und 
Erziehung ein. Und fo gehe die befte Verfafjung zunächſt in die Timofratie über, 
indem das edle Metall mit dem fchledhten vermijcht werde und hiedurch ein Kampf 
entftehe, zu deſſen Schlihtung man das Privateigentbum einführe; ein folder 
Staat fei wohl nod mit dem Ideale verwandt in der Stellung der Herrſcher und 
in der Beibehaltung der gemeinfhaftlihen Bürgermablzeiten, aber er ftreife bereits 
an das Oligarchiſche durch Ueberwiegen bes einfeitig Muthigen und durch Werth- 
ſchätzung des Befiges, fowie der dieſer Staatsform entſprechende Menſch kriegeriſch 
gefinnt fei und von Jugend auf an Gelvfuht und Ehrliebe zunehme. So führe 
der Weg zur Dligarchie durch fortwährendes Wachſen der Gemwinnfuht und bes 
Gelverwerbes, nad welhem Alles und zulegt felbft die Befähigung zur Herrſchaft 
bemefjen werde; ein folder Staat dann verfhmähe das Wiffen und werde ſchroff 
in zwei feindliche Parteien, in Arme und Reihe gejpalten, fowie das entſprechende 
Einzeln-Individuum fih dem Begehrlihen zuwende und eines jeden Sinnes für 
wahren Ruhm entbehrend dur die zur Anhäufung von Schägen angewenbeten 
Mittel den Mitmenjhen gefährlihd werde. Der Uebergang von da in die Demo- 
kratie trete ein, fobald durch die Unerfättlichkeit der Einen die Anderen verarmt 
feien und ſich verlegt fühlen, worauf, da es beiderjeits an Kraft zum Guten fehle, 
bei dem leifeften Anftoge von Außen die Armen die Oberhand gewinnen; ber 
hiedurch entftehende Staat bewege ſich in dem bunten Belieben der Einzelnen und 
fei, indem das ftaatlihe Pflichtgefühl fehle, unvermögend, wahrhaft Tüchtige als 
Beamte zu wählen, fowie der dem demokratiſchen Staate entſprechende Menſch fi 
auf Lurusbedürfniffe wende und mit Berrüdung aller wahren Begriffe in eine 
innere Anarchie gerathe, welde in dem Gintagsleben der ſtets wechſelnden Ver— 
gnügungen erjcheine. Endlich von hier aus finde der Uebergang zur Tyrannis ftatt, 
indem durch Unerfättlickeit der Begierden alle Grenzen überfchritten werden und 
diejenigen, welche herrſchen follten, fih zu Sklaven Anderer herabwürbigen ; indem 
nämlich die ſelbſtſüchtige Klaffe der Befigenden und die Maſſe des Volkes ſich 
feindlich gegenüberftehen, das Volk aber von dem durd die Gewinnfüchtigen ihm 
mitgetheilten Raube abhänge, entftehe Argwohn und Kampf, wobei das Bol Einen 


— 


3) Einen Erklärungsverſuch jener vielbefprochenen myſtiſchen Zahl P.'s ſ. in meiner Ueber: 
feßung des „Staates“ (Stuttg. 1857), S. 416 ff. 
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aus feiner Mitte an die Spige ftelle, welcher, fobald er Menfchenblut gefoftet, 
zum Wolfe werde und als Gewaltherrfher eine Leibwache verlange; diefer Herr- 
ſcher ſei Anfangs noch mild, halte aber das Bolt um der Abhängigkeit willen im 
fteten Kriegszuſtande, verfeinde fih mit allen Unabhängigen, nehme aber feile 
Sklaven als Freunde und Rathgeber auf, ſchone zu feinem Aufwande nicht bie 
Tempel und zuletzt nicht das Volk, weldes doch fein eigner Vater fei, im Gegen- 
theile werbe er felbft diefen feinen Bater, ſobald er ihm zu widerftreben fuche, 
ſchlagen. Ebenfo entftehe der dieſer Staatsform entſprechende Einzelnmenfh, wenn 
die nächtlichen Begierden ſich einftellen und feine Seele fid mit dem Wahnfinne 
der Leidenfchaften umgebe, zu deren Befriedigung er dann feine Eltern Inechte und 
fih auf fremdes Gut werfe, worauf er entweder aus feinem Staate verftoßen 
anderen Tyrannen diene oder ſich gegen fein Vaterland felbft fehre, nur befähigt, 
entweder Sklave oder Tyrann zu fein, von Allen aber am weiteften entfernt von 
der Gerechtigkeit lebend (B. VIII, 8. 1 — B. IX, 8. 3). 

Zum Schluffe endlich wird die Frage über den Glüdszuftand des Gerechten, 
welcher feinen wahren inneren Staat in fi ſelbſt berftellt, erörtert und haupt⸗ 
fählih in großer Ausführlichkeit dargethan, wie der Gerechte fi vor den Trug- 
bildern der Poefie bewahre, melde dem fchledhteren Theile des Menſchen diene 
(jo wörtlih B. X, 8. 5); doch ſchüttet P. zuletzt felbft noch priefterliche Poeſie 
mit vollen Händen aus, indem er, um bas Glüd des Gerechten nad dem Tode 
zu fchildern, aus dem Munde eines von Hades Zurüdgefehrten über den Bau 
des Weltalles, über die Schidfale der abgeſchiedenen Seelen und über die Seelen- 
wanderung einen mythiſchen Bericht erftattet (B. X, 8. 9—16). 

Daß P.'s Ipealftaat nicht etwa blos für unfere Zuftänve, fondern unbebingt 
für alle Menſchheit aller Völker und Zeiten unausführbar und, könnte je mit 
demfelben ein Verſuch gemacht werben, jebenfalld unhaltbar fei, wird wohl Nie: 
mand im Ernfte verneinen, und man bürfte faft jagen, es ſei eine unnütz ver- 
ſchwendete Mühe, wenn ein Philofoph in größter Ausführlichkeit varlegt, wie bie 
Menihen und ihre Zuftände etwa fein fünnten, wenn fie anders wären, als fie 
eben find. Es ift überflüffig, die haarfträubenden Berftöße, in welchen P. an dem 
wirflihen Wejen des Menfchen ivealiftiih vorbeifhießt, ans Obigem zufammenzu- 
ftellen; denn jeder Lefer des platonifhen „Staates“ gelangt gewiß zu bem viel- 
leicht trivial klingenden, aber wahriih richtigen kurzen Refultate, daß das Ganze 
völlig unpraktifch fei. Aber nicht blos von Seite der unmittelbaren Praris, fondern 
auch jeitens ver Rechts- und Staatswiſſenſchaft muß ein VBerwerfungsurtheil gegen 
biefen Idealſtaat erfolgen, weil verfelbe das menfhliche Weſen geradezu verfehlt, 
und was die Sade felbft betrifft, jo kann fein Berwerfungsurtheil einer zu großen 
Härte bejhuldigt werden 9). Dennod aber muß die Philofophie oder vielmehr, — 
richtiger zu fprehen —, die Geſchichte der Philofophie jenen idealen Entwurf nicht 
etwa rechtfertigen (denn dies ift unmöglich, wenn berfelbe verfehlt ift), wohl aber 
jedenfalls entjchuldigen und in feiner Entftehung erklären; denn als albernes Hirn⸗ 
gefpinnft eines beliebigen Phantaften werden wir P.'s Staat nie betrachten oder 
bezeichnen bürfen. Entjhuldigt nun wäre P. wohl gewiffermaßen fhon im Allge- 
meinen durch jenen Hang zum Doftrinarismus, welher den Griechen überhaupt 
anklebte und auf vielen anderen Gebieten ebenjo zu Tag trat (nicht mehr und 
nicht weniger boftrinär, als P.'s Staat, ift ja 3. B. auch die faft weithiftorifch 


4%) Auch jenes nicht, welches aus den Memoiren des nordamerifanifchen Präfidenten Jeffer: 
fon bei K. Hildenbrand, Geſch. u. Syſt. d. Rechts⸗ u, Staat-Phil, 1, S. 151 angeführt ifl. 
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geworbene Konftruftion der vier Elemente bei Wriftoteles) ; vor Allem aber ent» 
ſchuldigt ift P. in der That dadurd, daß er, wie bereitd im „Staatsmanne” an— 
gedeutet vorlag, neben dem übermenjhlihen Idealſtaate in gleicher oder faft grö- 
Kerer Ausführlichfeit ven menſchlich durchführbaren zweitbeften Staat, nänlid den 
Geſetzesſtaat darftellte; denn je mehr er nad biefer letzteren Geite auf ben privat- 
und ftaatsrechtlihen mwirklihen Stoff einging, deſto umbeirrter von der Realität 
der Berhältniffe konnte er nad der erfteren Richtung bin den idealen Impuls 
ſchießen laflen (die treffende antife Bezeihnung biefür ift „genio indulgere*), 
ſelbſt auf vie Gefahr hin, daß er die Grenze überfchreite, jenfeits deren der Philo- 
foph als „Narr auf eigene Fauſt“ erſcheint. Müſſen wir demnach die Neben- 
einanderftellung des Idealſtaates und des Geſetzesſtaates (mag auch der letztere 
immerhin von P. erft in feinen fpäteren Lebensjahren niedergejchrieben worben 
fein) ganz entſchieden als eine principielle betonen, jo wäre biemit allerdings eine 
Entſchuldbarkeit, aber noch feineswegs eine Erklärung des erfteren gegeben. Die 
bunte Menge der Meinungen der Gelehrten über diefen Punkt vorzuführen, — 
geſchweige denn, fie zu beurtheilen —, ift bier der Ort nicht. Vielleicht genügt 
bei vorurtheilsfreier Betrachtung die fchlihte und ungezwungene Annahme, daß 
P. die urfprünglicen ächt hellenifhen Geftaltungen des Staatslebens mittelft ver 
ebenfo alt-hellenifhen Auffafjungen des irdiſchen Dafeins zum Höhepunkte des 
fofratifhen Wiffens ivealifirend erhoben habe. Denn die jchroffe Syſtematik des 
doriſchen Staates mit ihrer Unterbrüdung der individuellen Freiheit, mit ihrem 
Geronten-Senate, mit ihren Spifitien und Waffenübungen, mit ihrer eigenthlim- 
lihen Stellung der rauen u. f. f. liegt auf den erften Blid unverkennbar bei 
P.’8 Staat ald Grundton vord). Und wenn er nun diefen Stoff fofert principiell 
in orphiſch⸗ pythagoreiſche Anfichten, welche die Seele betrafen, umfegte (indem auch 
bort die Thatkraft des fittlihen Muthes als vermittelnd zwiſchen den irbifchen 
Begierden und dem unvergänglihen Wahren betrachtet und ein Harmonismus des 
. Ganzen angeftrebt murbe), fo beurkundet er hierin nur eben jene geniale Schnell« 
fertigkeit, mit welcher die Griechen überhaupt einer theoretiihen Abrundung zu» 
eilten, und er ftürzt fich mit dieſem Piyhologismus in jenen grundſätzlichen Irr— 
thum, welchen er unbeirrt folgerichtig ausbeutet und durchführt, fowie er andererfeits 
von jener alt-hellenifhen Myſtik ber den poetifhen Zug zur Genüge beibehält. 
Aber endlih dadurch, daß nad des Sofrated lebendiger Forderung dem Höchften, 
was der Menſch befist, dem Willen, unbedingter Werth und unbedingte Herrichaft 
zugetheilt wird, erhält das Ganze jene iveale Weihe, durch welche wir nicht nur 
nicht gehindert, fondern gerade aufgeforbert find, eben diefen Mafftab des Wiſſens 
an Pe's geiftiges Erzeugniß felbft anzulegen, welche Ehre wir einem bloßen Hirn- 
geipinnfte nie erweifen fünnten. Somit fönnen wir fagen, P.'s Staat fei bie 
Ipealifirung des urfprünglichften Hellenismus, und wir dürfen und müffen das 
Zugeftändnig hinzufügen, daß dem Hellenismus mande inhaltsfhwere Einfeitigkeit 
anflebte. Sowie wir daher weit entfernt find, zu behaupten, B. habe gleihfam als 
Publicift dem periffeifchen Athen ein fpartanifches Gegenbild gegenüberftellen wollen, 
fo ſcheint e8 uns auch nicht zu billigen, wenn man gerade das jpecifiich Hellenifche 
in jenem Idealſtaate zu prophetifhen Bliden in die nadjantife Entwidlung um— 
ftempeln wollte; denn wenn man 3. B. bezüglich der Gleihhftellung der Frauen 


5) Nähere Nachweifungen über Anfnüpfungspunfte an fpartanifche Einrichtungen f. bei K. Fr. 
Hermann, die biftor. Elemente d. platon. Staatsideales (in d. Gefamm. Abhandlungen deöfelben, 
Göttingen 1849), 
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an bie Anfhauungen der hriftlihen Bildung erinnerte, fo dürfte man wohl rich⸗ 
tiger bei ®. nur eine Idealiſirung der fpartanifch-rohen Unweiblichkeit der Weiber 
erbliden (ähnlich verhält es fih ja auch mit dem platonifhen Eros); oder wenn 
man mit P.'s Staat e8 in eine Verbindung bringen wollte, daß in der Wolgezeit 
ein eigener philofophifh oder wenigftens wilfenfhaftlid gebildeter Beamtenftand 
und in dem ftehenden Heere ein befonderer Militärftand neben dem Bürgerftande 
fih entwidelten, fo ließe ſich eine ſolche Bergleihung weit eher zum Nachtheile 
Ps ins Lächerliche ziehen, als daß ihr eine innere Berechtigung zur Geite ftünde; 
und ebenjowenig darf P.'s Haß gegen Homer und gegen die Poefte fofort ale 
prophetifhe Forderung einer neuen fittlihen Religion verftanden werben. Ueber— 
haupt fcheint e8, daß wir dem P. eine adäquatere Ehre erweijen, wenn wir ihn 
als den helleniſchſten Philofophen (mit Einfluß aller Einfeitigkeit der Hellenen) 
betrachten, als wenn wir in feinen Anſichten ahnungsvolle Blide in die Zukunft - 
ſuchen 6). Bon philofophifcher Prophezeiung völlig verfchieden ift es, daß P.'s An- 
fhauungen in der platonifh-hriftlihen Theologie und Theofratie eine beveutjame 
geſchichtliche Nahwirkung äußerten; ob wir aber hierin ein Glück der Kulturge- 
ſchichte erkennen follen oter nit, ift eine andere Frage, deren Beantwortung 
ebenfowenig hieher gehört als eine Erörterung darüber, wie fi Heutzutage bie 
Philofophie gegenüber dem ſtets wieder auftauchenden Platonismus zu verbal 
ten habe. 

Wohl Hingegen einen Beleg für die fpecifiih hellenifhe Färbung des pla- 
tonifhen „Staates” gibt uns der (ein Fragment gebliebene) Dialog „Kritias“, 
deffen mythifchepoetiiher Inhalt in die Urzeit zurüdgreift, in welcher die Athener 
als ein der Gerechtigkeit dienendes Volk und die Bewohner ver Atlantis als ein 
in Ungeredhtigfeit verfunfener Stamm einander feindlich gegenüberftehen. Und wenn 
nun aud die Erzählung gerade da abbricht, wo Zeus zur Beftrafung der Unge- 
rechten ummittelbar eingreift, fo entwidelt das Bruchſtück zur näheren Bejhreibung 
des gerechten Athenerftaates genau jene nämlihen Einrichtungen, welche der Ideal-⸗ 
ftaat P.’8 fordert, nur mit dem Zufage, daß damals die Athener wegen ihrer 
hoben Trefflichleit durch freie Wahl der übrigen Hellenen die Hegemonie über 
diefelben befaßen und unter allen Völkern Europas und Afiens das berühmtefte 
waren. Der innere Zufammenhang dieſes Mythus mit der principiellen Auffaf- 
fung des goldenen Zeitalters im „Staatsmann“, ſowie mit dem hellenifhen Ari— 
ftotratismus der Intelligenz ift von ſelbſt Mar. 

Infofern aber gegen dieſe gefammte Konftruftion des Idealſtaates der Kenner 
ber Rechts» und Staatsentwidlung wohl eben fo fehr wie der Praftifer fi ſpröd 
verhalten mag, bietet nad) diefer Seite hin P.'s Werk, weldes den Titel „die 
Gejege"?) trägt, allerdings ein näher liegendes Interefje dar. Denn P. will 
ja dort den zweitbeften, d. h. abgejehen vom rein fpefulativen Ideale den beften 
ausführbaren Staat barftellen (ausprüdiih fo B. V, p. 739 E), und ſowie er 
biemit fih auf einem realen Boden befindet, fo tritt uns hier neben der fittlichen 
Würde des Philofophen auch Kenntniß der rechtlichen Inftitutionen und Einfidht 
in die Lebensverhältniffe entgegen. Unbegründet aber fcheint die Annahme zu fein, 
daß P. erft im Laufe der Jahre feinen Idealſtaat als unausführbar „aufgegeben“ 


6) Die bier befämpfte Ueberfhägung P.'s findet fih au bei Ed. Zeller, der platon. 
Staat in f. Bedeutung f. d. Folgezeit (in v. Sybels hiſtor. Zeitfchrift. Jahrgang 1859, S. 108 ff. 

7) Der in neuerer Zeit, wie es ſcheint, umnötbiger Weiſe erhobene Streit über die Aecht⸗ 
heit der platonifchen „Geſetze“ kann gegenwärtig wieder als beigelegt bezeichnet werden, 
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babe, da „fein Glaube an die Menſchheit allmälig tief erſchüttert worben ſei“, und 
er fomit in feinem Oreifenalter durch den „Geſetzesſtaat“ gleichſam noch habe retten 
wollen, was an der gefunfenen Menfchheit zu retten fei, fondern man muß an 
ben obigen entſchiedenen und unverfennbaren Angaben im „Staatsmann“ fefthal- 
ten und darum in der (gewiß unleugbaren) fpäteren Abfafjungszeit der „Geſetze“ 
ein mehr zufällige Moment erbliden, denn auf der im „Staatsmann“ bereits 
enthaltenen Grundlage hätte P. eben fo gut ven „Staat” und die „Geſetze“ 
gleichzeitig oder auch legtere früher fchreiben können. Es ift ganz natürlich rich- 
tig, daß die Wirklichkeit nicht die Idee felbft ift, und darum mußte P., je mehr 
er auf bie erftere einging, deſto refignirter die letztere zurüdftellen; aber wenn 
wir unſererſeits wenigftens ficher nicht gemeigt find, den P. von einer gewiflen 
himmelsſüchtigen Weltihmerzlichkeit freizufprehen, fo find wir auch überzeugt, daß 
er während feiner ganzen literarifchen Thätigkeit fih in viefer eigenthämlichen 
Stimmung befand und nicht erft durch Erfahrung Hug wurde; wollte man jedoch 
dann nod fragen, warum er denn überhaupt über bie unideale Wirklichkeit aus« 
führlicher zu ſprechen fi entfchloffen habe, fo könnten wir einerfeit8 auf feine 
Darftellung der Natur im „Timäus“ hinweiſen, und anbrerfeits an die Macht 
des antifen politifchen Lebens erinnern, welches Alles abforbirte und in damaliger 
Zeit jedem Denker fi als unvermeibliher Gegenftand aufprang. 

Somit alfo muß in ven „Geſetzen“ allerdings die Philofophie und ihr 
Iveal zurüdtreten, daher auch abweichend gegen bie Übrigen Dialoge P.'s bier 
Sofrates nicht unter den mitredenden Perfonen ift (auf derartige Feinheiten ver 
dramatifchen Scenerie ift bei P. fehr zu achten); aber dennoch fehlt e8 nicht an 
inneren Anfnüpfungspunften, durch welche der Yefer veranlaft ift, das Verhältniß 
des Gefegesftantes zum Idealftante im Auge zu behalten. So wird (abgefehen 
von demjenigen, was der ſogleich näher anzugebende Hauptinhalt felbft darbietet) 
nicht blos ausprüdlih aud hier wieder auf die im goldenen Zeitalter unter Kro- 
nos beftehende göttlihe Staatenlenfung hingewiefen (Bd. IV, p. 714), fonvern 
auch wie eine principielle Wiederholung einer obigen Stelle im „Staate” (über 
Realifirung des Ideales durch Erziehung der Jugend in einem fremden Lande) 
flingt e8, wenn die gefammte Detail-Ausführung bes Geſetzesſtaates zur Grün— 
dung einer neuen Kolonie dienen foll (Bd. III am Schluß); ja man könnte ſa— 
gen, P. kehre zuletzt gewiffermaßen wieder zum Idealſtaate zurüd, indem er am 
Schluſſe des Ganzen (Bd. XII, p. 960 ff.) eine Garantie für die Dauer des 
efegesftaates darin findet, daß die Tüchtigften und Kundigften, welche über 
fünfzig Jahre alt find, im Vereine mit den über breißig Jahre zählenden beften 
Jüngeren in allnächtlihe Berfammlungen zufammentreten, um über den Zwed 
des Staates und Alles, was ihm zum Heile dient, ſich zu befprehen und zu be» 
rathen. Aber Solches find nur Fingerzeige eines inneren bleibenden Zufammen- 
hanges der platonifchen Anfhauung überhaupt; denn die Durhführung des Ge- 
ſetzesſtaates als folhen läßt fowohl ten Philofophenftand als auch die ganze Drei- 
theilung der Seele und den darauf begründeten Begriff der Gerechtigkeit fühlbar 
in den Hintergrund treten. Indem hingegen gleihfam ver mittlere Schlag ber 
Menjhen, wie fie eben im Wirklichkeit gewöhnlich find, ins Auge gefaßt wird, 
erhält nicht mehr die Weisheit, ſondern die befonnene Mäßigung, kurz jene Vor— 
trefflichleit da8 Uebergewicht, welche ohne philofophifhe Bildung erreicht werben 
fann, womit dann auch eine ftärkere Betonung der Religion und ihrer pſychiſch⸗ 
ethiſchen Wirkung in ned fteht. Daß P. auch bei Entwidlung des 
Gefetesftantes nicht von einem juriftifhen Denken ausgeht, verfteht fih von felbſt; 

VBluntſchli und Brater, Deutides Staate ⸗Wörterbuch. VIII. 8 
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er verbleibt in dem helleniihen (und leider zumeilen auch heutzutage in der Rechts— 
philofophie vorwaltenden) Standpunkte einer politiihen Ethik oder ethifchen Poli- 
tif, Die einzelnen ſtaats- und privatredtlihen Beſtimmungen, welde er im reis 
her Fülle vorführt, find nicht etwa auf dem Wege philofophifcher Konftruftion 
von ihm felbft erfonnen, fondern er entnimmt zu feinem Zwede diefen Stoff aus 
den vorliegenden hellenifhen Zuftänden, und zwar die Staatöverfaffung übermie- 
gend aus Lakedämon, Strafreht und Privatreht hingegen bauptfählih aus ver 
ſoloniſchen Gefeggebung, daher der rechtsphilofophifhe Beurtheiler der „Geſetze“ 
einerfeitd nicht etwa Erzeugniffe einer fpeciellen gefeggeberifhen Weisheit P.'s vor 
fih hat, und andrerfeit8 manches principiell Bedenkliche (3. B. Mißachtung des 
Gewohnheitsrechtes oder die Stellung des Privatredhtes) in den Inftitutionen und 
Anfhauungen des Hellenismus überhaupt wieder erfennen wird. 

Ginleitende Erörterungen haben die lafevämonifhe Geſetzgebung zum Gegen- 
ftande, und an das Zugeftändniß, daß eine einfeitig blos kriegeriſche Bildung der 
Bürger ihre Gefahren haben könne, tnüpft fi die Forderung einer ftaatlid- 
päbdagogifhen Fürforge für die Gefammt-Trefflichleit der Bürger, in welder ber 
Gegenfag von Genuß und Schmerz, von Furdt und Zuverfiht, durch die Ver— 
nunft als allgemeines Gefeg ausgeglichen werben fol (B. I), wozu eben eine 
richtige Leitung und Anwendung der gemeinfhaftlihden Mahlzeiten und Trink— 
gelage ein höchſt förderliches pſychologiſches Mittel fei (B. II). Das ſtaatliche 
Leben überhaupt aber, in welchem biefer fittlihe Zwed zu verfolgen ift, habe erft 
allmälig eine feftere Geftaltung angenommen; denn nah mehrmaligen tellurifchen 
Kataftrophen, in welchen frühere Kulturzuftände gänzlich untergegangen feien, habe 
vorerft unter den auf die Berge geflüchteten Menſchen ein einfadhes und fitten- 
reines eben ohne Berfafiung und ohne Gejege beftanden, indem höchftens die 
Familienhäupter als patriarhalifhe Herrfcher wirkten. Als aber fpäter die Men- 
ſchen wieder in die Thäler herabgeftiegen, habe das Privatintereffe der ftet3 an 
Zahl wachſenden Familien, melde zu Gemeinden zufammentraten, es geforbert, 
daß aus den vorhandenen Hertommen und Gebräuchen die zwedmäßigften behufs 
einer dauernden Geltung den Führern zur Auswahl vorgelegt wurden; fo fei, 
wenn mehrere Herrſcher eingefegt wurden, eine Ariftofratie, oder wenn Giner, 
eine Monardie entftanden; in Griechenland aber feien nad der Rüdfehr der 
Herafliven in den Peloponnes dieſe Einrichtungen durd ein gegenfeitigeds Schup- 
und Trutzbündniß zwifhen Volt und NRegenten verftärkt worden, was jedoch nur 
in Lakedämon Beftand gehabt habe. Da es aber nur eine Folge der Fehlgriffe 
im übrigen Peloponnes und überhaupt der ftaatlihen Uneinigkeit der Hellenen 
geweſen jei, daß Griechenland durch vie Barbaren bis nahe an den Rand bes 
Berverbens gebradht wurde, fo erhelle hieraus der Einfluß der Berfaffung auf das 
Wohl oder Weh des Staates. Der Zwed aller politiſchen Geſetzgebung fünne 
nur Einer fein, gleichviel ob man ihn durch „befonnene Mäßigung“ oder durch 
„Einſicht“ oder durch „Eintracht“ oder durch andere berartige Worte bezeichne; 
erreicht aber werde dieſer Zwef nur durch die richtige Mifhung der Monardie 
und der Demokratie, deren erftere an ſich das Princip der Einheit enthalte, aber 
die ihr einwohnende Gefahr der Entartung durch Unmäßigkeit bei den Perjern 
dargethan habe, während die leßtere das Princip der Freiheit in ſich trage, jedoch 
bei den Athenern in Maflofigkeit ausgeartet fei (B. IN). 

Solle aber num in richtiger Mitte zwifchen dieſen Ertremen ein neuer Staat, 
etwa eine Kolonie, gegründet werben, fo hänge zunächſt Bieles von äußeren Um- 
ftänden ab; namentlih aber fei es wiünfchenswerth, daß der Staat in einem Bin- 
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nenlande eingerichtet werde, da Uferftanten dem durch Handel entftehenden Sit- 
tenverberbnifje preisgegeben feien, und außerbem werbe ein geringeres Maf von 
Schwierigkeiten fi) erheben, wenn die Koloniften Einem Stamme angehören. 
Die Hauptfache jedoch bleibe die Kunft eines geſchickten Gefeßgebers, und nachdem 
einmal das goldene Zeitalter entihwunden, werde die Geſetzgebung am leichteften 
in einem ſolchen Staate ſich bewerfftelligen laffen, welchem ein junger, begabter, 
bochherziger und mäßiger Gewalthaber vorftehe 8); da jedoch das Geſetz als Nach—⸗ 
ahmung der früheren unmittelbaren göttlihen Lenkung der Menſchen vie allge 
meine Bernunft repräfentire, fo werde jener Gewalthaber als ein gerechter nicht 
über dem Gefege, fondern unter demfelben ftehen müſſen. Wie aber ver fittliche 
Zwed der Regierung im Einzelnen erreicht werde, müſſe der Geſetzgeber auf dop- 
pelte Weife ausfprehen, indem er einerfeitS in milder Form die Ueberredung, 
Belehrung und Ermahnung anmwende, und andrerfeits mit aller Strenge Befehle 
ertheile und Strafen für jeden Ingehorfam feftfege (B. IV). In folder Weife 
Ihidt dann auch P. den einzelnen Geſetzen belehrende und begründende Einleitun- 
gen voraus, durch welche er wohl jenen (im „Staatsmann“ gerügten) Fehler des 
Geſetzes, daß vasfelbe ftarrfinnig und wortfarg blos gebiete, vermeiden will, zu— 
gleich aber im Principe das Recht unter die Ethik ftellt und in unjuriftifdher 
Weiſe (mie leider auch heutzutage die Rechtsphiloſophie bisweilen verfährt) mit 
Miptennung des felbitändigen Werthes des Rechtes und feiner Entfaltung nur ein 
ethiſches Raifonnement darbietet, womit innig zufammenhängt, daß (wie gleichfalls 
bei Ähnlichen meueften Aufftelungen) zulett durch eine jchiefe und überwuchernde 
Stellung des Strafrehtes nachgeholt werben fol, was im Principe verfäumt war. 

Die Zahl der Bürger des neu einzurichtenden Staates ſetzt P. auf fünf- 
taufend und vierzig feft, unter welche, da Gütergemeinfhaft nur im Idealſtaate 
möglid fei, das Land durd das Loos derartig vertheilt werben fol, daß jedes 
Aderloos aus zwei Theilen befteht, deren einer näher an ver im Mittelpunfte 
befindlichen Stadt und der andere entfernter von berfelben liegt; diefe Grundſtücke 
follen unveräußerlid und unveränderlid in den Familien fortgeerbt werben, beren 
Bermehrung duch Abjendung von Kolonien zu hindern fei. Infofern aber bie 
Bürger des neuen Staates auch Vermögen mitbringen werben, feien fie im Hin« 
blide auf die Abgaben und die Befähigung zu Aemtern in vier Bermögensflaffen 
abzutheilen; jedoch ift venfelben jeder weitere Gelverwerb (dur Handel oder Ge- 
werbe jeder Art) unterfagt, und fie dürfen auch nur für den täglichen Verkehr 
eine im Auslande werthlofe Münze befigen (Jedermann venft hiebei gewiß an 
Fichte's geſchloſſenen Handelsſtaat); auch bei ihrer Laudbau-Thätigkeit, auf welche 
allein fie beſchränkt find, fei darauf zu fehen, daß Keiner ſich übermäßig bereichere 
und Keiner gänzlich verarme (B. V). 

Un der Spite des fo eingerichteten Staates ftehen 37 Geſetzwächter (über 
50 Jahre alt) welhen ein aus breihundertundfehszig Mitglievern beftehender Rath 
beigegeben ift. Aber durch den äußerſt fomplicirten Bahlmodus, aus welchem biefe 
Behörven hervorgehen (theild wird aus den im erften Wahlgange Gewählten durch 
nachfolgende Wahlgänge eine fortgefegte Auslefe genommen, theils unterliegen bie 
in beftimmten Abftufungen durch die vier Bermögensklaffen Gewählten noch einer 
Plenarwahl, theils endlich entfcheivet fehlieflich das Loos), erreiht P. wahrlid 
nicht die von ihm beabfichtigte Mifhung der Monardie und der Demokratie, 


8) Sicher mit Recht bat man hierin eine Anfplehıng auf Dionyſios den Süngeren von 
Syrakus erblidt. 
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fondern, wie ſchon Ariftoteles richtig bemerkte, er temperirt nur das bemofratijche 
“ Princip durch oligarhifhe und ariftofratiihe Elemente. In ähnlicher Weile auch 
werben bie Heerführer, bie Priefter, die verfhiedenen polizeilihen Behörden, bie 
Auffeher über die gymniſchen und mufifchen Uebungen, vie Vorfteher der Erzie- 
hung und zulegt die Nichter gewählt (B. VI, erfte Hälfte). Für die Rechtspflege 
beftehen drei Inftanzen; zunähft Schiedsrichter, welde von den ftreitenden Par- 
teien nad) Gutvünfen gewählt find; ſodann durd das Loos gewählte Gerichte in 
ben einzelnen Volksabtheilungen, und zulegt ein von den ſämmtlichen Behörden 
aus ihren Mitgliedern gewähltes Obergeriht; daß das Berfahren ein öffentliches 
ift, verfteht fih von felbft, und bei ver Mburtheilung der Staatsverbredher wirt 
auch dem Volke felbft eine Betheiligung eingeräumt (B. VI, p. 766 ff. und 
®. XII, p. 956 ff.). 

Die hierauf folgenden fpeciellen Gefege beftehen zunächſt aus einer großen 
Gruppe, welche wir als Berorbnungen bezeihnen müßten, infoferne fie eine Firi- 
rung und Formulirung ber politiihen Ethik enthalten. Sie beziehen fih auf Göt- 
terfultus, Ehe, Bebandlung der Sklaven, Herftellung der Bauten, Lebensweife ver 
Frauen (B. VI, zweite Hälfte), ſodann hauptfählih auf die gymniſche und 
muflfhe Erziehung (zur erfteren werden aud hier die Frauen beigezogen) und ben 
mathematifchewifjenichaftlihen Unterriht (Bo. VII), ferner auf die Feſtſpiele und 
Wettkämpfe, auf Verhütung der Wusartungen des Geſchlechtstriebes, auf die Syf- 
fitien, den Aderbau, die Handwerfe, den Yurus, die national-ölonomifhe Berwen- 
dung der Zandesprodufte, auf die Wohnungen und auf Fremdenpolizei (B. VIII). 
Sodann aber folgen die ſtrafrechtlichen Gefege, wobei P. Gelegenheit hat, feine 
Anfiht über gefchriebenes Recht überhaupt kundzugeben; menn er nämlich meint, 
daß, fowie e8 im Idealſtaate feiner fchriftlihen Firirung bebürfe und hingegen in 
den fchlechteften Staaten Alles bis ins Einzelnfte feftgeftellt fein müfje, ebenjo im 
Gefegesftaate nur die Grundzüge und Umriffe fchriftlich nieverzulegen feien, das 
Uebrige aber dem Ermeſſen der loyalen Richter anheimgegeben werben könne, fo 
werden wir dieſe Auffafjung nicht nur überhaupt als eine unjuriftifche bezeichnen 
müffen, jondern auch insbefondere deutlich erfehen, daß P. grundfäglicd nur von 
Motive der Strafe aus zu einer eigentlihen Kodififation gelangen kann. Was das 
Strafrecht jelbft betrifft, fo ftellt fih P. folgerihtig auf den Standpunkt, daß 
alles Unrehtthun auf einer Erkrankung der Seele berube, und fowie ſich ihm 
hieran aud die Unterfcheidung des unfreiwilligen und des freiwilligen Unredt- 
thuns anknüpft, fo zieht er von ſolchem Gefihtspunfte aus aud den Staat durch 
den Begriff der Anftedung in Mitleivenfhaft. Darum fagt P. wiederholt, daß 
die Strafe nit in die Bergangenheit zurüd auf bie rechtswidrige That felbit 
gehen Fünne, denn Geſchehenes könne nicht ungeſchehen gemacht werben, und es 
geftaltet ſich hiernach wegen der Beziehung auf die Zukunft die eigenthämliche 
Präventiv-Theorie, daß, wenn der Unrechtthuende in feiner Seele noch heilbar ift, 
er dur die Strafe geheilt und gebeffert werde; wenn er hingegen unbeilbar ift, 
man ihn tödten müffe, damit ſowohl der Staat von dem kranken Beftandtheile 
gereinigt als aud die Mitbürger von ähnlichem Thun abgefchredt werben. Uebri- 
gens unterſcheidet P. völlig richtig den fog. Civilpunkt im Kriminalrechte, d. h. 
den Scadenerfag, von jener heilenden Sühne. Die einzelnen Beftimmungen aber 
des Strafrehts entnahm er aus der folonifhen Gefeßgebung?); viefelben beziehen 





9, Einzelne Abweihungen find allerdings bemerklih; jo z. B. wünſcht P., daß die recht: 
lichen Folgen der Atimie ſich nicht auf die Deasendenten ded Derbrechert erſtrecken joflen, u. A. dgl. 
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fih auf Tempelraub, Hochverrath, Mord und Todtſchlag, Mißhandlung (B. IX), 
fodann auf Raub, und enblih auf Belhimpfung, wobei in größter Ausführlich: 
feit die Beſchimpfung des Heiligen erörtert wird und hieran ſich ein förmlicher 
theologifher Exkurs anfnäpft, um vie ſtrafrechtlichen Veftimmungen gegen Got: 
tesläfterung einzuleiten (B. X). In eine innere Abhängigkeit vom Strafrechte 
muß bei P., wie bemerft, endlich das Privatreht gerathen, und fowie man ſich 
biebei an das ältere germanifhe Recht erinnert fühlt (jedoch auch die an das 
Wergeld ftreifende Buße bei Privatrehts-Verlegungen will P. in dem Sinne 
jener beffernden Heilung verftanden willen), fo wird man audrerfeits vom rechts— 
philofophifhen Standpunkte aus beachten müffen, daß P. das Princip des Pri: 
vatrechtes mißfennen muß, da er von dem Willen des Rechtsfubjeltes ebenfo wenig 
wie vom’ Rechte im objektiven Sinne irgend einen Begriff hat, fondern nur ven 
ftaatlihen, durch Strafgefege gefiherten, Schuß ber objektiven Berhältniffe zum 
Ausgangspunkte macht. Es fann genügen, anzuführen, daß er fagt (®. IX, 
p. 923): „Ih, ver ich Geſetzgeber bin, erfläre euch, daß weder ihr euch felbft 
angehört noch dieſes euer Vermögen, fondern eurem ganzen Geſchlechte, fowohl 
dem vor eudy vorhandenen als aud dem euch nadhfolgenden, und daß nod viel 
mehr ſowohl das ganze Geſchlecht als aud das Vermögen dem Staate gehöre.” 
Auf folder Grundlage führt P. die einzelnen Beftimmungen in einer höchſt un— 
organischen Reihenfolge vor, nämlih: Funddiebſtahl, Sklaven, Kauf und Verkauf, 
Erbrecht, Bormundfhaft, Familienrecht, Giftmifcherei, Diebftahl, Verbalinjurien, 
Beſchädigung durh Sklaven und Thiere, Untreue, Militäriſches, Rechenſchafts— 
ablage, gerichtliher Eid (mobei er auf die Gefährlichkeit vesfelben hinweist), Exe— 
tutivverfahren, Sirgiäof, Hausfuhung, Verjährung, Unterfchleif, Votivgeſchenke, 
Gerihtsverfahren, Begräbniffe (B. XI und XIT). Der Inhalt felbft entjpricht 
aud bier, namentlih 3. B. beim Erbredte, den Satzungen des attifchen Rechtes. 

Literatur: Ausgabe der Werke P.’s von Imm. Beller. — Ueberfegun: 
gen von Schleiermadher, fowie von Steinhart und Müller. — Ausgabe 
des „Staatsmannes" von Wagner (griehifh und deutſch), Lpzg. 1856; von 
deınfelben „vie Geſetze“, ebenfo Lpzg. 1854 f. — Ueber B. im Allgemeinen: 
hauptfählih Ev. Zeller, d. Philof. d. Griechen, 2. Thl. 2. Aufl. (1859), 
S. 286 ff. (woſelbſt auch Anführung aller übrigen Literatur). — Ueber B.'s 
Staatslehre: K. Hildenbrand, Geſch. u. Syſt. d. Rechts- u. Staats-Philof. 
1. Bo. Lpzg. 1860, ©. 98— 222 (mit reicher Angabe ber vorhandenen eiteratur). 
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Politik und politifche Moral. 


1. Begriff. Die Politit als Lehre ift die Wiffenfhaft des Staats: 
lebens. Die Politik als Praris ift die Kunft des Staatslebens. 

Betrachten wir den Staat im feiner Organifation, in feinen Inftitutionen, 
in feinen Gefegen, in feinem geregelten Beftand, mit Einem Wort in feiner 
Ordnung, fo finden wir das Staatsrecht, betrachten wir den Staat in feiner 
Bewegung, in feiner Entwidlung, in feinen Arbeiten und Nöthen, in feinen Wir 
kungen, fe ift das Politik. Staatsreht und Politif verhalten fi alfo wie Ruhe 
und Bewegung. Wenn wir nad dem Rechte fragen, fo fragen wir nad ben 
Gründen des Lebens, wenn wir nach ven Zielen des öffentlichen Lebens uns ums 
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ſchauen und bie Mittel erwägen, zu biefen Zielen zu gelangen, fo ftubiren wir 
die Politik. In gewiffen Sinne verhalten ſich Recht und Politif auch wie Urfache 
und Wirkung. In dem öffentlihen Leben kommen die Wirkungen des öffentlichen 
Rechts zur Erſcheinung. Da zeigt ſich's, ob eine Inftitution nüglid) oder ſchädlich 
wirkte, ob ein Gefeß die allgemeine Wohlfahrt fördere oder hemme. Das Recht 
wurzelt immer in ber Vergangenheit; e8 muß offenbar geworben fein, 
um als wirkliches Recht unter den Menſchen anerlaunt zu werben. Die Bolitik ift 
aud) gegenwärtig, inwiefern fie lebendig ift, aber fie ift nad der Zufunft hin- 
gewendet; denn dort liegen ihre Ziele, nad denen fie fi Yin bewegt. 

Zwiſchen beiden befteht aber ein Wechfelverhältnig. Auch die Bewegung ber 
Politik will wieder zur Ruhe fommen, und wenn fie aud zunächſt Wirkung ift, 
jo wird ihr Refultat do von neuem zur Urſache. Ebenfo ift das Recht nichts 
abfolut Starres, nichts Unveränderlihes. Auch das Recht hat feine Veränderung, 
feine Entwidlung, feine Geſchichte. Das werdende Recht, im Gegenfag zu dem 
geworbenen, ift Bolitif; die zu fefter, bauernder Ordnung gelangte Politif wird 
zu Recht. 

Der innere Zufammenhang von Reht und Politik ift alfo logiſch aufgebedt; 
bie völlige Trennung beider zeigt fih als logiſcher Unſinn. In dem Staatsbe- 
griff find beide nothwendig verbunden. Der Staat in feiner ruhigen 
Ord nung ift das Staatsrecht; der Staat in feinem bewegten Leben 
ift die Politik. 

Wir unterfcheiden Recht und Politit nur ald zwei Seiten Eines Wefens, 
um durch forgfältige Prüfung der Theile das Ganze vollftändiger zu erkennen. 

Wenn aber auch das Staatsredht eine wichtige und wohl bie wichtigfte 
Grundlage ver Politik ift, fo wird doch nit die ganze Unterlage ver Politik 
durch das Recht ausgefüllt. Das Staatöleben wird noch von andern Kräften be- 
ftimmt und bewegt, ald von dem beftehenven Recht; und nicht alle Ruhe der Ge- 
meinfchaft, welche wir Staat nennen, ift zu wirklichem Recht, d. h. als pofitives 
Recht offenbar geworden. Es gibt vorerft ein verborgenes, nur als unbewußte 
Kraft wirtendes, latentes Recht, Das noch nicht wirkliches, fondern erft mögli- 
ches Recht ift, eine Rechtsanlage, deren Entwidlung und Offenbarung eine 
Hauptaufgabe der Politik ift. 

Während des Mittelalter z. B. war das öffentliche Berfaffungsredht vor- 
nehmlih auf die höheren Klaſſen ver Bevölkerung, die ariftofratifhen Stände 
beſchränkt, zumal auf dem Lande. Aber in ven untern Klaffen der Bevölkerung 
waren doch aud Kräfte von politifcher Bedeutung vorhanden. Indem das politifche 
Bewußtſein in diefe verborgenen und dunkeln Tiefen hinein leuchtete, brachte es 
die Anlage zu öffentlichen Nechten, welche in den untern Volksklaſſen ſchlum— 
merte, an ven Tag und das allzu beſchränkte überlieferte ſtändiſche Recht mußte 
fi die Ergänzung und Umgeftaltung in dem Sinne gefallen laffen, daß das 
Princip eines breiten Stantsbürgerrehts Aufnahme in die Verfaſſung fand. 

Da ver Staat zwar ein Rechtsweſen ift, aber mit dieſer Bezeihnung nicht 
fein ganzes Sein und Leben erfhöpft wird, da alfo nicht alles öffentliche Leben 
Rechtsleben ift und bie Politit doch alles öffentliche Reben erklären und beftimmen 
fol; fo find wir ferner genöthigt, uns außerhalb des Rechtes und der Rechts 
anlage aud nad andern Unterlagen umzufehen. Sehr vieles was der Staat thut 
für Wiffenfhaft und Kunft, für die Erhöhung des Nationalvermögens, für ben 
Verkehr, für die Ausbildung feiner Truppen, die Auswahl felbft der Beamten 
unter manden auf gleicher Stufe ftehenden Bewerbern, ift nit vom Recht aus 
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zu beflimmen und wirb von andern Urfahen bewegt, ald von Rechtsgrundſätzen. 
Nicht alle Naturanlage einer Nation, welche die Beftimmung bat, fi im öffent« 
lichen Leben darzuftellen, ift Rechtsanlage. An der wunderbaren Pradıt ber Akro— 
polis bat der Schönheitsfinn ver Athener, der fi ausfprehen wollte, einen viel 
größern Antheil als ihr Rechtsſinn; und die modernen Staaten werben zu ihren 
Anlagen von Eifenbahnen und Telegraphen weit mehr durch wirthſchaftliche als 
durch Rechtsgründe veranlaßt. Der religiöfe Glaube und die religiöfe Stimmung 
einer Nation oder ihrer Führer haben oft in ver Geſchichte einen ftärkeren Ein— 
fluß auf das politifche Verhalten eines Staates ausgeübt als ihre Rechtsgeſetze. 
Außerdem wirkt die große Wandlung des Zeitgeiftes, der ſich nicht in den Rechts— 
begriffen faſſen läßt, und es wirken Kräfte ver äußeren Natur auf das öffentliche 
Veben ein, und find von der Bolitit wohl zu beachten. 

Während aber das öffentliche Recht unt die Rechtsanlage eine nothwen— 
dige, unmittelbare und ausfhließlihe Beziehung auf das Staatsleben, 
alfo auf die Bolitif bat, fo find die meiften andern unterläglihen Kräfte der Art 
nicht bloße Staatskräfte, und haben nicht auf den Staat ihren eigentlihen Bezug. 
Sie können aud auf das Staatsleben wirkten, aber ihre Wirkung wird nicht 
durch das Stantögebiet beſchränkt. Sie fommen daher für die Politik nicht in ihrer 
vielfeitigen Natur, fondern nur infofern in Betracht, als fie auf das öffentliche 
Leben einwirken und für dasſelbe benugt werben können. Es ift daher nicht bie 
Aufgabe der Politik, die Himatifhen Verhältniſſe überhaupt zu erflären, oder” bie 
Berjhiedenheit der menfhlihen Nahrung zu ergründen, aber es kommt ihr zu, 
zu prüfen, inwieferne Klima und Nahrung eine Wirkung auf das gemeinfame 

eben eines Bolfes äußern. Sie hat nit die Wahrheit der religiöfen Offenba- 
rung zu unterfuden, aber fie hat dem Einfluß nachzuforſchen, welchen vie ver- 
ſchiedenen Religionen auf den politifhen Geift und die Macht der Völker haben, 

Auch unter diefen Nichtrechtskräften aber gibt es einzelne, beren weſentliche 
Bedeutung auf das öffentlihe Gemeinleben hinweist, die alfo von ftaatli- 
her Natur und Wirkung find, wenn aud nicht gerade von Rechtsnatur und 
Rehtswirkung. Es gibt fowohl derartige leibliche als geiftige Kräfte in ber Be— 
völferung, die als unmittelbare Grundbebingungen ihrer politiſchen Entwidiung 
anerfannt werden müflen: 3. B. die Bevölkerungszahl, die Geiftesanlage der Na: 
tion, die Altersperiove und Kulturphafe, in welcher das Volt ſich befindet, die 
Parteien, in die es zerfällt und die fi befämpfen, das vorhandene Nationalver- 
mögen, die Kriegstüchtigkeit eines Bolls u. ſ. f. Ie ftärker die Beziehung folder 
Unterlagen zum Staat, und je mächtiger ihre Wirkungen auf denfelben find, um 
fo mehr muß die Politit viefelben in den Bereich ihrer Erwägung hinein zichen. 

Da die Politit aber die Wiſſenſchaft des Staatslebens ift, fo find alle dieſe 
unterläglihen Grundlagen des Lebens nicht an und für ſich Gegenftand ver ei- 
gentlihen politifhen Lehre. Vielmehr ift vie eigentlihe Rehtsbafis der Gegen 
ftand der Lehre vom Staatsreht, ferner die Rehtsanlage der Bevölkerung 
Sade der Rechtsphiloſophie, enplid der Nachweis der beſtehenden Zu— 
ſtände von Land und Leuten Aufgabe der ftaatlihen Statiftit. 

Ale viefe Unterlagen kommen nur infofern zur politifhen Erwägung, als 
viefelben nicht mehr ald geworben und ruhend, fondern als werdend und be= 
wegt erfcheinen, d. h. als fie auf beftimmte Ziele des öffentlichen Lebens 
gerichtet find oder ald Mittel benugt werben, um den Staatszweck zu erreichen. 
Sie find alſo entweber unter die Ziele ober unter die Mittel des öffentlichen 
Lebens unterzubringen. 
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Die Lehre von den Zielen und die Lehre von den Mitteln gehören 
aber zufammen und machen vereint die Theorie der Politik aus. Eine Zerle- 
gung berfelben in zwei Wiſſenſchaften, deren eine bie Ziele für ſich bezeichnet und 
deren andere die Mittel prüft, ift weder aus logifhen noch aus praftifchen Grün- 
den zu empfehlen. Die Bewegung des politiichen Lebens geht den Zielen zu und 
die Wahl, beziehungsweife die nähere Beftimmung der zu löfenden Staatsaufga- 
ben ift politifhe That im eminenten Sinn des Worte, ift ſchon politifches Leben. 
Die Ziele aus der Politif ausſcheiden, heißt alfo ven Beruf der Politik verneinen. 
Die Mittel aber müfjen ſich nad den Zielen richten, die Auswahl verfelben, das 
Maß des Kraftaufwandes, die Benukung der Umftände, der Kampf mit ben 
Schwierigkeiten, das Alles richtet fih nah dem Ziele und wirb durch das Be— 
bürfniß des Zwecks beftimmt. Wenn die Staatömittel an und für ſich gleichſam 
als eine Fülle von Kräften ohne Rüdfiht auf die Staatdzwede und die Staate- 
aufgaben betrachtet werben, fo ift das noch Rechtswiſſenſchaft oder Statiftif. Aber 
wenn biefelben als Mittel im Hinblid auf die Ziele geprüft werben, dann ift 
das Politil, aber eben darum mit der Erwägung der Ziele zu verbinden. 

Die Politif beftimmt alfo was geſchehen joll, und wie es gefchehen ſoll. 
Sie bezeichnet die Aufgaben des Staatslebens und ihre Löſung. Die einfei- 
tige Betrachtung ber Aufgaben würde zu einem unpraftifchen Idealismus verleiten, 
bie einfeitige Erwägung der Mittel zu einem verterblihen Realismus. Die Verbin- 
dung beider nur ift politifches Glen 

Dem-gemäß halte ich die Definition der Pelitit, welde vielfältig angenom- 
men ift, als der Wiffenfchaft von den Mitteln des Staatszwecks oder 
der Staatszwedel) für zu enge umb erfläre dieſelbe näher als die Wiſſen— 
haft ver Ziele des öffentlihen Lebens und der Mittel dazu. 

Die Ziele kommen ſowohl in pofitivem als in megativem Sinne in Be- 
tracht. Die einen find anzuftreben, die andern zu vermeiden. Ebenfo die Mittel; 
die einen Mittel find förderlih, die andern hinderlich; die erftern find Hiülfsmit- 
tel, die legtern fin? Schwierigkeiten. Die wiffenfhaftlihe Prüfung des Stants- 
lebens muß das Alles umfaffen. 

11. Berhältniß der Politik zur Moral. 

Macchiavelli hat zuerft die Politif wie von dem Recht, fo aud von der Mo: 
ral für vollftändig unabhängig erflärt. In hundert Variationen behandeln feine 
Schriften das Eine Thema: die Zwechmäßigkeit ver Mittel ift der al» 
leinige politifhe Maßſtab. Ob vie politiihen Handlungen gerecht oder 
ungeredht, ob fie fittlih oder unfittlich feten, ift ihm gleichgültig. Er zieht das für 
den Staat nüglihe Verbrechen einer unnägen Handlung des Edelmuthes vor: 
und da ber Schein der Tugend gewöhnlich in politifher Beziehung günftig wirkt, 
an als die Tugend felber, fo empfiehlt er jenen eher als dieſe. (St. W. Br. VI. 

. 511.) 

Nur Wenige haben es gewagt, diefe Theorie zu befennen; aber fehr Biele 
haben nad ihr gehandelt. Wer die Politif für eine bloße Klugheitslehre erflärt, 
ift im Grunde derfelben Meinung, denn vie Klugheit verhält ſich indifferent für 
bie fittlihen Gefege, außer wo fie den angeftrebten Zwed erreichen helfen. Nur 
verbüllt man fo mit einem ablenfenvden Worte die nadte Unfittlichfeit der Macchia- 
vellifhen Lehre und ſchwaͤcht damit ihre Energie. 


1) 3.2. Rob. v. Mohl (Encyhkl. $. 84): „Politik ift die Wiſſenſchaft von den Mitteln, 
durch welche die Zwede der Staaten fo vollftändig ale möglich in der Wirklichkeit erreicht werben.‘ 
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Die Meiften haben fi gegen jene Lehre ausgefprochen. Dem beutfchen 
Rechtsgefühl vornehmlich ift die völlige Abldfung der Politik vom Recht gründlich 
verhaßt, und unfer fittliches Bewußtſein empört ſich Über den Verſuch, vie Politik 
(o8zureißen von dem Zufammenhang mit der fittlihen Weltordnung und Welt: 
beftimmung. Diefe Entrüftung gegen das unfittliche Princip der Lehre Macchia— 
vellis hat Friedrich den Großen bewogen, feinen Antimacchiavel zu fehreiben. 

Weshalb ift denn aber jene völlige Losſagung der Politit von aller fittlichen 
Beſchränkung verwerflich ? 

Fürs erfte erinnern wir uns, daß die Völfer und alfo auch ihre Geftaltung, 
die Staaten, nicht für ſich allein in ber Welt, fondern Theile der Menfchheit 
find. Eben deshalb fünnen fie ſich nicht losfagen von der gemeinfamen menſchli— 
hen Natur und dürfen fich nicht lostrennen von der Beftimmung der Menfchheit. 
Indem ſchon mit der Schöpfung der Menfchheit auch ihre Entwidlung der An- 
lage nad gegeben ift, und indem bie Beſtimmung ber Menfchheit ihre fittliche 
Lebensaufgabe in ſich ſchließt, find aud die Bölfer”in ihrem Gefammtleben von 
jener Natur erfüllt und an dieſe Beftimmung gebunden. Sie dürfen daher bie 
fittliche Pflicht, die alles Menfhenleben mit vem Leben des Schöpfers 
verbindet, nicht abfhätteln wie eine unbequeme fremde Laft, die man ihnen auf- 
geladen hat. Die göttliche Leitung ift über ihnen umb begleitet ihr Schickſal. Auch 
Machiavelli hat die überlegene Macht des Schidfals gefehen und anerkannt, aber 
fie ift ihm wie ein unerbittliches und räthſelhaftes Fatum erfchienen. Indem er 
die Bande des fittlihen Zufammenhangs mit der göttlichen Weltregierung durd- 
ſchnitt, verbunfelte ſich ihm das "leuchtende Bild Gottes in die antife Räthfelgeftalt 
der Parzen. 

Fürs zweite. Mag man die Politif als freie Entfaltung des Volksgeiſtes 
verftehen, oder als Vervolllommnung des Gefammtlebens, immer ift damit bie 
Berbindung gegeben mit dem unendlichen Geifte, von dem aller Menfchengeift 
abgeleitet ift, und mit der göttlihen Bollfommenheit und Vervollkommnung, wel- 
her der Menſch nachſtrebt. D. 5. der Zufammenhang mit den fittliden 
Kräften und Lebensaufgaben ift nicht wegzubenfen; und es kann baher 
auch für die Politit nicht gleichgültig fein, ob die politifhen Thaten tugenphaft 
oder lafterhaft find. 

Dennod fällt die fittlihe Beurtheilung des politifchen Lebens nicht zufammen 
mit der politifhen Beurtheilung, und der politifhe Maßſtab ift ein anderer 
als der fittlihe Mafftab. Machiavelli hat doch einen großen Fortfchritt der Wif- 
ſenſchaft verurfacht, als er die Politik zu einer felbftänpigen Lehre erhoben hat. 
Sie ift in der That kein bloßes Kapitel der Moral. Ihre Baſis ift der Staat, 
ihr Geift der Staatsgeift, ihre Aufgabe die Erkenntniß des öffentlichen Lebens, 
Der Staat hat zwar auch eine fittlihe Natur, aber er ift nicht nur eine Anftalt 
für die Sittlichfeit. Der Staatsmann hat fih auch über ſittlich-indifferente, Dinge 
zu entſcheiden. Die Frage: fittlid — oder unfittlih ? ift zwar in vielen Fällen 
für ihm nicht zu umgehen, aber ebenfo hat er je nad Umftänden auf andere Be- 
ziehungen zu fehen und einen anderen Mafftab anzulegen; z. B. wenn erfprüft, 
welches Zollſyſtem vorzuziehen fei, den wirthichaftlihen, wenn es fi darum ban- 
delt, gezogene Kanonen und Panzerſchiffe anzufhaffen, den tehnifch-militärifchen, 
bei der Einridtung der Grundbücher den techniſch-juriſtiſchen und ftatiftifchen, 
und felbft den äfthetiihen, wenn es fih um ben Styl einer öffentlichen Baute 
handelt. Die Gefege der Sittlichfeit haben ihre Begründung außer dem Staate, 
fie find nicht Stantögefege, die Politif aber findet ihre Begründung im Staate, 


- 
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ihre Geſetze find Stantsgefege. Es kommt alfo darauf an, 1) die Berbinbung 
der Politik mit der fittlihen Weltorbnung und Weltbeftimmung zu erhalten und 
2) die Selbftändigfeit der Politit ald Staatswiffenfhaft zu behaupten. 

Das zeigt fi) vorerft mit Bezug auf die Ziele des öffentlichen Lebens, 
welde nicht nothwendig fittlihe Aufgaben find, aber nicht unfittlide 
(antifittlide) fein dürfen. 

Denn bie fittlihen Anforderungen an die politiihen Zwede in unferer 
Zeit gefteigert werben, jo erfennen wir darin einen preiswärbigen Fortſchritt bes 
fittlichen Bewußtſeins überhaupt. Das Alterthum war hierin weniger ftreng. Die 
römiſche Politik ließ ſich vornehmlich von der römiſchen Herrſchſucht leiten und in 
feiner Weife durch die Erwägung zügeln, daß die gewaltfame Ausbreitung ber 
römifhen Herrihaft nur infofern fittlih zu rechtfertigen fei, als viefelbe der Wohl- 
fahrt aud) der befiegten Nationen und am Enbe der Menfchheit diene, daß aber 
die bloße Ausbeutung der eroberten Länder im Intereffe römifher Habſucht und 
römiſcher Herrſchſucht als unfittlich zu verwerfen fei. Das Mittelalter legte eher ben 
religiöfen und den fonfeffionelen als ven fittlihen Maßſtab an, es eutſchuldigte 
jede Lift und Gewaltthat, fogar jede Graufamfeit und Unmenfchlichkeit, wenn nur 
biefelbe gegen Andersgläubige und gegen Keger gerichtet ward. Das XV. bis 
ins XVII. Jahrhundert fteht nicht ohne Urfache in dem böfen Ruf des Macchia— 
velliftifhen Zeitalters, in welchem bie fittlichen Nüdfichten höchſtens zum Schein 
in der Bolitit beachtet wurden. Auch unfere Zeit noch ift ſich keineswegs ver fitt- 
lihen Aufgabe der Politit fo Mar, als es wünſchbar ift und noch immer finden 
bie Ärgften Verſtöße gegen vie unzweifelhaften Gefege ber Sittlichkeit, wenn fie 
nur zum Bortheil des Staatsanfehens und der Staatsmacht verübt werben, auch 
unter folchen Perfonen zahlreiche Vertheidiger, welche eine ähnliche Zummthung 
an ihr Privatleben mit Entrüftung ablehnen würden. .Aber das öffentlide 
Gewiſſen iſt dod empfindlicher geworden in dieſer Hinfiht und bie öffent- 
liche ent fpricht fih lauter und nachdrücklicher ans gegen unfittliche Be— 
firebungen ver Mächtigen als früher. Die Entfittlihung ber Politit zu befämpfen 
und aud in politifhen Dingen vie fittlihen Begriffe zu klären, barf auch bie 
Wiſſenſchaft ver Politit nicht unterlaffen. 

Die höchſten Staatsaufgaben find offenbar zugleich fittlihe Aufga— 
ben. Die Vervolllommnung des nationalen Gefammtlebens, die Entwidlung der 
ihlummernden Kräfte, die Förderung der Kultur, die Sorge für den Bölferfrieven 
u. f. f. werben ebenſo durch die Sittlichleit geforbert, wie fie von ber Politik 
anzuftreben find. 

Schwieriger ift e8, den Mafftab der Sittlichfeit auch bei der politifchen 
Erwägung der Mittel anzulegen, und beftrittener ift e8, inwiefern das nöthig 
fei. Können die politifhen Ziele mit fittlih untabelhaften Mitteln erreicht wer: 
den, fo verfteht fih, daß dieſe den unfittlihen Mitteln vorzuziehen find, felbft 
wenn der Weg etwas länger dauern follte. Wenn eine Maßregel auf dem Wege 
ber Ueberzeugung von ihrer Wohlthätigkeit vurchgefegt werben fann, fo ift das 
gewiß dem Wege der Täufhung vorzuziehen. Reicht ſchon das ermwedte Gefühl 
der Pflicht aus, um Hülfe zu befommen, fo ift das befier als die Nöthigung 
durh Zwang und Gewalt. Die Bereblung des Bolfslebens wird fidherer von 
ebeln Staatsmännern befördert, als von herrfhfüchtigen Parteiführern. Die Füh— 
rung durch unfittlihe Männer wirft oft demoralifirend auf die geleitete Nation, 
felbft wenn biefelben für den Staat ein fittlich gutes Ziel verfolgen. 

Auch darüber kann fein Zweifel fein, daß die fittlih indifferenten, 
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z. B. die blos tehnifhen Mittel für die Staatszwede aus fittlihen Gründen 
auch nicht anznfechten find. Wir fegen ferner voraus, daß von der Ehrenhaf- 
tigfeit des politifchen Verhaltens vie bloße Empfindſamkeit zu unterſchei— 
ben fei, und eine fentimentale Bolitit der männlihen Natur des Staates 
widerftrebe. Wenn eine Macht fi durch die Erwägung, daß die mit ihr rivali- 
firende Macht, die fie an der Erreihung ihrer Ziele bisher verhindert hat, gegen- 
wärtig in der Noth und deshalb ohnmädhtig fei, abhalten läßt, ihre Ziele zu ver- 
folgen, weil fie die Benugung folder ihr günftigen Umftände für nit ehrenhaft 
hält, jo vermögen wir darin nur eine ſchwächliche Sentimentalität und feine fitt- 
liche Ehrenhaftigfeit zu erkennen. 

Die ftreitige Frage beißt: dürfen für erlaubte, insbefondere für fittlidhe 
Staatszwede unfittlide Mittel wenigftens dann gebraudt werben, wenn 
bie vorhandenen fittlihen Mittel nicht ausreihen? Die einen bejahen vie Frage 
entſchieden und laſſen den berüchtigten Sag: „der Zwed heiligt vie Mit- 
tel", wenigftens als eine Staatsmarime gelten. Die andern verneinen bie Frage 
unbedingt, und wollen eben fo wenig umfittlihe Mittel als unfittlihe Zwede 
zulaſſen. 

Jedermann empfindet die Gefahr der erſtern Meinung für die ſittliche Welt- 
orbnung, aber der aufrichtige Kenner der Geſchichte kann auch bie Zweifel gegen 
die ſtrenge Ausführbarkfeit der legtern Meinung nicht unterdrücken. Wenn jebe fhlechte 
Handlung und fogar jedes Verbrechen unter der Borausfegung, daß es der Ber- 
volltommnung des öffentlichen Lebens dient, politifch gerechtfertigt ift, fo ift die 
ſittliche Orenung nirgends mehr fiher. Dem Staatsinterefje werden bie fittlichen 
Orundgefege zum Opfer gebraht, was im Wiberfpruh damit ift, daß biefelben 
in der Menfchennatur und ihrem Verhältniß zu Gott ihren Grund haben, und 
daher alles menſchliche Leben bedingen. Ueberdem ift auch der Widerſpruch nicht 
erklärt, weshalb denn für das Staatsleben ein anderer Grundfag gelte ala für 
das Privatleben und nicht abzufehen, weshalb der Privatmann wicht dem Beiſpiel 
bes ‚Staates folge und ebenfall8 der unfittlihen Mittel zu fittlichen Sweden ſich 
bebiene. Auf der andern Seite kann der Staat, foll er Erfolge haben, aud ber 
menfhlihen Leidenſchaften nicht entbehren. Es tft nichts Großes in dem Bölfer- 
leben erreiht worden, ohne daß die Eitelfeit vieler, der Ehrgeiz mander, die 
Herrſchſucht einzelner einen bedeutenden Antheil daran hatten, Die Lüge und der 
Betrug find gewiß unſittliche Mittel, und doch wird ber Feldherr nicht getabelt, 
ber durch Täuſchung der Feinde oder fogar der eigenen Truppen den Sieg erringt. 
Für das Volk und für die Entwidlung der Menſchheit ift es befjer, wenn die an- 
geregte Eitelfeit und Ruhmfucht gemeinnügliche Werte ſchafft, als wenn die fromme De- 
muth die Hände in den Schooß legt und Nichts thut, und es ift für die Wohlfahrt 
bes Staats erfprieflicher, wenn ein herrſchſüchtiger Ufurpator ihn von der Fremd⸗ 
herrſchaft befreit oder aus der innern Verwirrung errettet, als wenn ein gewif- 
fenhafter Erbfürft fih vor jeder fittlich zweifelhaften Maßregel ängftlih hütet, 
aber allmälig das Anfehen und die Ehre des Staates verfümmern und die Mif- 
fion desſelben unerfüllt läßt. 

Jene beiden Meinungen können alfo nicht richtig fein, die erfte nicht, weil 
fie die fittliche Weltordnung erſchüttert, die zweite nicht, weil fie den Staat 
gefährdet. 

Nur ein tieferes Eingehen in das große Problem des Böfen im Berhältnig 
zur fittlihen Weltorbnung überhaupt wird die Löſung diefes Räthſels ermöglichen. 
Die fittlihe Weltoronung felbft fann des Böfen nicht entbehren, obwohl fie es 
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fort und fort befämpft. Was im Einzelnen böfe erfcheint, dient im Ganzen dem 
Guten. Die höchſte Tugend des Heiligen vollendet fi nur im Ringen mit ven 
böfen Trieben der eigenen Bruft, und der Held bewährt fih nur im Kampfe mit 
der Immoralität feiner Zeitgenofjen. Der Fortſchritt des Guten wird bezeichnet 
durch die Siege über dad Böſe. Man nehme alle böfen Triebe, alle ſchlechten 
Leidenfhaften der Menſchen weg aus dem Menfchenleben, und vasfelbe wird er: 
ſchlaffen und in träger Ruhe einfhlummern. Das Böfe ift fiher nicht das Ziel 
des göttlihen Weltplans und der menſchlichen Geſchichte, aber das Böſe ift ein 
Mittel, um dem guten Ziel der Menſchheit entgegen zu führen. Das Böfe ver- 
fucht zwar unabläffig das Gute zu zerftören oder zu hemmen, aber indem es bie 
guten Kräfte anregt und fpannt, dient ed fortwährend ber höhern Entwidlung 
des Guten. Wenn aber in der fittlihen Weltordnung das einzelne Böfe als Mit: 
tel zur Bervolltommung des Ganzen dient, weshalb follte es nicht ebenfo dem 

Staate, der auch ein Ganzes ift, als Mittel dienen? Wenn die Menfchheit, und 
wenn Gott das Böfe als Mittel benugt, weshalb follte der Staat e8 nit auch 
thun bürfen ? 

Aber daraus folgt nicht, dag wir nun für den Staat rüdfichtslos den 
Satz anerkennen, daß der Zwed die Mittel heilige und indem wir fittliche Staats- 
zwede fordern, ohne Bedenken unfittlihe Mittel gutheißen. Das Böfe wird doch 
nur darum in der fittlihen Weltorbnung zugelaſſen, um fort und fort befämpft 
und überwunden zu werben, und bient nur dem Guten, wenn es befiegt wird, 
wenn das Gute zur Herrfchaft gelangt. Darauf ruht die wichtige Yorberung ber 
Verhältnißmäßigkeit, die in jenem Sate der! jefuitifhen Moral überfehen 
ift. Nicht jeder gute Zwed rechtfertigt jedes böje Mittel, fondern nur dann, wenn 
der fittlihe Zwed mächtiger ift als das unfittliche Mittel, wenn das Böfe von 
dem Guten überwunden wird. Ein unverhältnißmäßiges unfittlihes Mit: 
tel iſt aud in der Politif durchaus verwerflich. 

” Es gibt feine That, welche das fittlihe Gefühl ver Menfchen tiefer verlegt, 
als der Mord, weil er mit Vorbedacht die Eriftenz der Menfchen angreift. „Der 
Mord ift daher in der Regel ein durchaus unverhältnigmäßiges Mittel 
für politifhe Zwede. Er erfhüttert die Sicherheit der menfchlihen Rechtsordnung 
und die ganze fittlihe Ordnung fo tief, daß diefer Schaden durchweg größer, als 
das politifhe Ziel werth ift, das durd den Mord erreicht werben foll. Daher ver 
tiefe Abſcheu der öffentlihen Meinung gegen alles planmäßige Morven zu polis 
tiſchen Zweden. Die Sicilianifhe Veſper und die Morde der Reaktion in Neapel, 
die Bartholomäusnadt in Paris und die Septembermorbe der franzöfifhen Nevolution, 
haben einen unauslöfhlichen Eindruck der fittlihen Entrüftung in dem öffentlichen 
Gewiſſen zurüdgelaffen. Und dennoch ift e8 eine unläugbare Thatſache, daß nicht 
alle politifden Morde mit demſelben Abfcheu beurtheilt, daß einzelne politifche 
Morde ausnahmsweife von dem Urtheil der Geſchichte fogar gebilligt und gefeiert 
werben. Schon bei dem Morde Cäfars find die Meinungen getheilt und es gibt 
anftändige und ehrbare Männer, welche die That des Brutus vertheidigen. Aber 
die Juden haben ven Mord des Holofernes durd die Judith als eine Helventhat 
gefeiert, die Hellenen vie beiden Jünglinge Harmodios und Mriftogeiton, vie 
Mörder des Hipparhos, in Liedern befungen. Unfer Schiller hat die That Wil- 
beim Tells verherrliht, der dem frevelnden Landvogt Geßler wie der Jäger dem 
Wilde auflauerte und ihn erfhoß und diefen Mord dem faft gleichzeitigen Morde 
des Königs Albrecht wie eine Fichte That des Heldenmuths dem ſchwarzen Ber- 
brechen gegenüber geftellt. Wir ehren die Charlotte Corday wie eine Heldin, melde 
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von dem Wüthrich Marat ihr Baterland durch Morb befreit hat. Wie erklärt 
fi) dieſer Gegenfag? In allen den Fällen, in welden bie Geſchichte den Mord 
als Mittel um des Zweds willen entſchuldigt, war der Gemorbete ein mächtiger 
und gefährlicher Feind der nationalen Freiheit, der Sicherheit der Familien, des 
Staates; und es gab fein anderes, wenigftens fein fiheres Mittel, ihn zu bejei- 
tigen oder unfhänlih zu mahen. Spinoza fagte: „Den Tyrannen, deſſen Tyran- 
nei unerträglich geworden, muß man todtſchlagen, wie einen tollen Hund.“ Wo 
die Völker fich Überzeugen, daß fein gemeiner Morb vorliegt, fondern der Mörder 
aus politiihen Motiven eher einem Krieger zu vergleichen fei, der fein Vaterland 
von einem grimmigen und böfen Feinde befreit, wo der Rechtsbruch ein offenbar 
geringeres Uebel ift ald die Fortdauer eines unerträglihen Nationalleivens, und 
daher als ein verhältnigmäßiges Mittel zur Heilung bes ſchwerſten Uebels er- 
jheint, da entfhuldigt fie fogar den Mord, wenn biefer in fol patriotifcher Ab⸗ 
fit vollzogen wird. Wo dagegen bloße nievere Rachſucht oder Yanatismus den 
Mörder leiten, da ift die Gefchichte unerbittlih in der Berbammung bes Thäters, 
wenn gleich die That dem Ganzen nütlid war. 

Die große praftifhe Gefahr liegt in der Verſchiedenheit und in der Unficher- 
beit der individuellen Anſichten. Ein Dummkopf kann meinen, etwas 
Nöthiges zu thun, und dem Verſtändigen erſcheint es als überflüffig. Ein be 
ſchränkter Menſch fann überzeugt fein patriotifh zu handeln und feine That ſcha— 
det dem Baterland. Der Mord Eäfars hat die römische Republit nicht vor dem 
Cäfarentbum bewahrt, aber ven Bürgerkrieg entfeffelt und das Reich vermüftet. 

Es laſſen fih demgemäß bezüglihd ver Gittlicleit der Mittel folgende 
Forderungen ausſprechen: 

1) Wo möglich find für die politifhen Zwede nur oder vorzugsweife 
fittlide Mittel zu verwenden. : 

2) Die bloße Benugung unfittlider Handlungen dritter Perfonen 
von Seite des Staatsmannes zu fittlih untadelhaften politifchen Zweden, ift nicht 
als ein unfittlihes Mittel diefes Staatsmanns zu bezeichnen, wenn er biefelben 
nur als äußere Thatfahen in Betracht zieht und wie einen glüdliden 
Umftand benugt, ben er weder verurfadht hat noch zu verhüten veranlaßt ift. 
3. B. der Bericht eines PVerrätherd wird von dem Feldherrn benugt, um bie 
Schwäde ver feindlihen Stellung zum Siege auszubeuten ; oder der Mord bes 
feindlihen Führers wird benugt, um ben fopflofen Feind zu unterwerfen. Wenn 
. aber der Staatsmann die unfittlihe Handlung des Dritten verurfadht ober 
befördert (3. B. er befticht ven Berräther, dingt den Mörber), dann erfcheint 
er vor dem fittlihen Urtheil ald Theilnehmer und es fommen biefelben Grund- 
füge zur Anwendung, wie wenn er felber bie umfittlihe Handlung als Mittel 
vollzöge, 

3) Man darf an den Staatsmann bezüglicd der Mittel feine firengeren 
fittlihen Anforderungen ftellen, als die fittlihe Kulturftufe feines Volkes 
erträgt: denn er ift gendthigt, feine Nation zu nehmen und mit ihr zu arbeiten, 
wie ſie ift; thut er das nicht, fo Hat er Keinen Erfolg. Er kann es unternehmen, 
fie auf eine höhere fittlihe Stufe zu erheben, aber er muß von der Bafis aus- 
gehen, auf welder er fie findet. 

4) Die Immoralität der einzelnen Mittel kann durd die Morali- 
tät ber Öffentlihen Zwede gehoben werben, und der Staatsmann ift unter 
zwei Borausfegungen gerechfertigt, fich berfelben zu bedienen, nämlich info- 
fern er feine. beffern Mittel hat, um den Staatszwed zu erfüllen, und infofern 
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das Mittel verhältnißmäßig ift, d. h. das Böſe darin durch den Foriſchritt 
des Guten vollftändig befiegt wird. 

5) Unfittlihe Mittel, die zugleih unverhältnigmäßig find, d. 5. deren 
fittliher Schabkn größer ift als durch die Erreichung des fittlihen Zieles gehoben 
wird, find in der Politik immer zu verwerfen, aud wenn fie einem an ſich er- 
laubten üffentlihen Zwede dienlich wären. 

III. Realpolitif und Idealpolitik. 

„Alle Bolitit muß real, alle Politik foll ideal fein." Zwei Wahr- 
beiten, wenn fie ſich wechjeljeitig anerkennen; zwei gefährliche Irrthümer, wenn fie 
einander ausschließen. 

Wir beißen Realpolitit vie Politif, welche in ber wirklichen, nicht einer 
blos eingebilveten Volksnatur wurzelt, welche vie hiftorifhen Vorbedingungen beady- 
tet, welche die vorhandenen Kräfte und Madtverhältniffe berechnet, welde nur 
erreihbare Ziele anftrebt. Nur mit ſolcher Politif find Erfolge möglid. In bie 
fem Sinne waren zu allen Zeiten die großen Staatsmänner Realpolitifer. 

Berfteht man aber unter Realpolitit die Politit der rohen Selbftfucht, oder 
die nur auf die materiellen Interefien einen Werth legt, fo ift das eine Politik 
der Unfittlichkeit und ver Gemeinheit, welche in der Praris leider oft geübt wirb, 
aber in keiner Weife von der Wiffenfhaft empfohlen werben darf. 

Wir heißen Id ealpolitik die Politit, welde fih von wahren und guten 
Ideen leiten läßt, und dieſe Ideen zu verwirklichen ftrebt. Da alle Politik Bewe- 
gung des öffentlichen Lebens und auf Ziele gerichtet ift, die erft noch zu errei⸗ 
hen find, fo ift in einem gewiffen Sinne alle Politit überhaupt ideal, denn biefe 
Ziele find noch nicht gegenwärtig, noch nicht erreiht, aljo aud nicht realifirt. 
Indefien gibt e8 auch falfche Ideen, wie es wahre gibt. Wil man die Ipealpoli- 
tit als eine thörichte und unzuträgliche verhöhnen, fo denft man an eine Poli- 
tif, welche entweder faljhe und unausführbare Ideen oder zwar richtige Ideen 
aber mit ungeeigneten und unzureichenden Mitteln anftrebt. Bon der Art ift bie 
Gemüthspolitif, welde ſich vornehmlich von Liebe oder Haß beftimmen läßt, 
ohne vernünftige Ziele und mit unpraftifhen Mitteln. Die Religionsfriege über- 
haupt und bie Kreuzzüge des Mittelalters haben dieſen Charakter. Wohl find Haß 
und Liebe in der Politit nicht zu verachtende Kräfte und an den größten Erfolgen 
bat die Begeifterung einen mächtigen Antheil. Aber die Politit ift doch wefentlid) 
Sache des Kopfes, der auch das Herz zu leiten berufen ift. 

Eine andere verfehlte Ivealpolitif ift vie Phantafiepolitif. Große Staats- 
männer lieben es, und mit Recht, auch vie Phantafie ber Völker aufjuregen und 
fie dadurch zu großen Thaten zu begeiftern, Eine nüchterne philifterhafte Politik 
wird niemals Großes vermögen. Aber wenn die Phantafie die Zügel des Berftan- 
des abwirft, dann verdient fie als eine faljche Idealpolitik Tadel. Nicht frei von 
biefem Vorwurf ift fogar ver Zug Napoleons nad Aegypten, und nod weniger 
die beiden Berfuche feines Neffen bei Straßburg und Boulogne. Wenn bie deutjche 
Jugend eine Zeit lang für die Wieverherftellung des Reiches ver Hohenftaufen 
mit all dem Gepränge bes Mittelalters ſchwärmte, fo waren biefe deutſchen Träume 
leere Phantafiepolitif. 

Eine Ipealpolitif, die nicht auf die Realität geftütt und mit ben vorhandenen 
Mitteln durchführbar ift, ift unpraftifh und kindiſch; eine Realpolitif, vie 
nicht zugleich Ideen zu verwirklichen ftrebt, ift unfittlid und unverftändig. 
Die Realität ift der Boden und ſchafft die Mittel, vie Idealität beftimmt das 
Biel der Polttit, Sie verhalten fi wie Unterlage und Eigenfhaft. Der Fehler 
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liegt in der Trennung, die Wahrheit ift die Unterfcheidung und Verbindung bei- 
der zu Einer That. Ich fage die Unterfheidung und Verbindung, nicht die Iden⸗ 
tität beiber, denn fie find nicht einander glei, fo wenig wie Grund und Folge, 
Urfahe und Wirkung, Raum und Zeit, wenn ſchon fie zufammen gehören als 
zwei Seiten Eines —8 Wie in der Kunſt der Streit der Realiſten und 
der Idealiſten ein Zeichen iſt, daß es beiden Parteien in ihrer Einſeitigkeit an 
Etwas fehlt, — der Realismus für ſich iſt unkünſtleriſch, der Idealismus für ſich 
allein iſt unnatürlich, — fo iſt auch in der Politik der Streit zwiſchen Realpoli- 
tilern und Jpealpolitifern ein ficheres Symptom eines beiverfeitigen Mangels. 
Wie in den größten Künftlern die beiden Seiten zugleich in Harmonie verbun«- 
den find, wie Niemand daran denkt, Shakefpeare unter die Partei der Ipealiften 
zu reihen, obwohl feinen Werken der unfterblihe Stempel feiner Ideen aufgeprägt 
ift, oder zu der Partei der Realiften zu rechnen, ungeachtet Niemand die wirkliche 
Natur der manderlei Menfchenkinder treuer und wahrer gezeichnet hat, jo haben 
aud die größten Politiker zu allen Zeiten die reale Unterlage und die ideale Ei- 
genjhaft harmonifc zu verbinden gewußt. Um nur®er Größten Einen zu nen- 
—* fo war die Politik Cäſars ebenſo realiſtiſch in den Mitteln wie ideal in den 
ielen. 

Aber allerdings überwiegt im den meiften Menfhen und aud in ganzen 
Bölfern die eine oder die andere Seite gewöhnlich fo ſtark, daß die einen doch — 
wenn auch nicht in jenem erflufiven Sinne — eher zu den Realiften, die andern 
eher zu den Jpealiften gezählt werben können. Die englifche Politik z. B. ift vor 
zugsweife, wie die alt-römifche, realiftifh, aber wenn nicht ein fehr bedeutendes 
ideales Element mit biefem Realismus verbunden wäre, fo hätte das engli« 
ſche Volk weder eine fo große Weltmacht nod fo große Verbienfte um die Aus- 
bildung des öffentlihen Rechts und die menfchliche freiheit erworben. Eher hat 
die franzöfifhe Politik einen ivealiftiihen Zug. Die Macht abftrafter politifcher 
Ideen ift nirgends größer als in Franfreih, und eine gewiſſe Wahrheit ift in 
der Proflamation: „Wir Branzofen find die einzige Nation, die für eine Idee 
einen Krieg wagen.“ Aber daneben ift doch auch das realiftifhe Element fehr 
fpürbar und greifbar vorhanden. Es zeigt ſich theils in dem Geſchick, bie reali- 
ftifhen Mittel zu gebrauhen und zu verwenden, theils in ver feden Manier, zu- 
zugreifen und trotz der Ideen oder fogar mit ihrer Hülfe reale VBortheile (Ber- 
mögen urd Madterweiterung) zu gewinnen. Gewöhnlih macht die Politit Defter- 
reichs einen realiftifhen, vie Preußens eher einen idealiſtiſchen Eindruck. Jene ift 
im Oanzen fehr arm an Ideen; fie hält fi faft nur an die überlieferten hiſto— 
rifhen Ideen, deren Macht zu erhaiten oder mwiederherzuftellen ihre vornehmſte 
Aufgabe fcheint, aber fie weiß ihre realen Mittel vortrefflih zu benugen un 
damit Bieles zu erreichen, während die preußifche Politik in dialektiſchem Hin» 
und Herfhube der Ideen nicht zu dem realen Entſchluß fommt, mit den vorhan- 
denen Mitteln das vor ihr liegende Ziel energifch anzuftreben. 

IV. Die Wiffenfhaft ver Politik ift im Einzelnen ungewöhnlid reichhal- 
tig, im Ganzen fehr ungenügend bearbeitet. Wenn irgend eine befondere politische 
Frage die Gemüther aufregt und die Geifter reizt, dann befhäftigen fi zahl« 
reihe Talente mit ihrer Yöfung. Es entfteht oft über Eine Frage eine ganz an- 
ſehnliche Literatur. Aber nur fehr Wenige überfchauen und überbenfen das ganze 
weite Gebiet der Politif von einem höhern Standpunkte aus. Deshalb find die 
ſyſtematiſchen Werte über Politit eben fo felten als die politifchen Gelegenheits- 
ſchriften mafienhaft. 
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Einem fpätern Artikel über die Staatswiffenfhaft bleibt es vorbehaten, 
den Gang der wifjenfhaftlihen Arbeit zu beleuchten. An dieſer Stelle mögen zum 
Schluß nur einige ver befannteren neueren Werke über das Syftem der Politif erwähnt 
werben. Benjamin Constant, Cours de Politique constitutionelle. 


Neueſte Ausgabe von Laboulaye, Paris 1861, ift die befte Darftellung des fon- 


ftitutionellen Syftems im Sinn des franzöfifhen Liberalismus. — K. ©. Zada- 
rias Bierzig Bücher vom Staate find voll von geiftreihen Beobachtungen, 
aber es fehlt eben fo fehr an ver Feſtigkeit des Charakters ald an der Konfe- 
quenz der Principien. Dahlmanns Bolitif ift durch ehrenwerthe Gefinnung und 
Schwung der Ideen ausgezeichnet, aber nur ein Fragment und vornehmlich auf 
Empfehlung ver englifhen Repräfentativverfafiung beſchränkt. — Die Darftel- 


lung Rob.v. Mohls in der Encyklopädie der Staatswiffenfhaften 


gehört zu den beften Ueberfihten, aber ift nur furz und läßt immerhin mande 
üde, welhe dad größere Wert Mohls Staatsrecht und Politit im Einzel- 
nen auszufüllen unternimmt. — Die neuefte Schrift von ©. Waitz Grundzüge 
der Politik nebft einzelnen Ausführungen faffen die Politit wie Dahlmann im 
Sinn der Alten, ohne zwiſchen Staatsreht und Politif zu unterfheiden. Sie iſt 
aber gegenüber dem Buche Dahlmanns ein ortfchritt, welcher zeigt, daß - bie 
Erfahrungen der Zwifchenzeit nicht ohne Wirkung für die politifche Erziehung ber 
Deutſchen geblieben find. Bluntfli. 


Polizei. 


So oft wir das Wort Polizei im Munde führen, ſo ſtreitig iſt doch noch 
bis heute Begriff und Umfang der Polizei. Das griechiſche Wort Politeia (noAıreie), 
aus welchem das Tateinifhe: politia und durch Ausfprade des T wie Z das 
deutſche: Polizei entftanden ift, beveutet bei Ariftoteles bald Staat, Staatseinrich- 
tung, Staatsverfaffung im Allgemeinen, bald im engern Sinne eine der vernunft- 
gemäß eingerichteten einzelnen Staatsformen, nämlich die georbnete Volksherrſchaft. 
Mit der Politeia (respublica) befhäftigt er fih am meiften, und dies thaten ihm 
feine fpäteren Erflärer und Anhänger in der praftifhen Philofophie nah. Schon 
fange vorher hat fich jevod in der Praxis, und namentlich in der deutſchen Reidys- 
gefeßgebung ein anderer, dem heutigen verwanbterer Begriff der Polizei ausge: 
bildet. Ordnung und Polizei werden da gewöhnlich zufammengeftelt und als eine 
Art Sittenauffiht betradtet. Es fheint, daß dies mit dem ganz ethiſchen 
Gepräge des Staates bei den Alten zufammenhängt, wonady man bei dem Worte 
Politeia oder Polizei vorzugsmweife an Maßregeln dachte, vie fih auf bie Sitten 
bezogen I). Im 3. 1530 erfhien eine vollftändige Reichspolizeiordnung („Römifcher 
Kaiferlider Majeftät Ordnung und Reformation guter Polizei im Heiligen Rö- 
mifhen Reich, zu Augsburg anno 1530 aufgeriht") in 39 Titeln, in den 3. 
1548 und 1577 wurde fie erneuert und erweitert; der Inhalt ift fehr mannig- 
faltiger Art: außer der mit befonvderer Ausführlichkeit behandelten Kleiderordnung 
handelt es fih von Fluchen und Gottesläfterung, vom Zutrinfen, von Ehebruch 
und Konkubinat, vom Wucer, von Maß und Gewiht, von Betrug beim Kauf 
und Berkauf, von Bettel und Lanbftreicherei, von Apothefenvifitationen u. f. w., 
auch vom Vormundſchaftsweſen und von Beihleunigung der Procefje. Noch mehr 


1) Rau, über Begriff und Weſen der Polizei, in der Zeitfchrift für die geſammte Staats: 
—— rg S. 605. Bol. auch im Staatswörterbute den Art. „Ariftoteles”, Bd, I, 
. 363 und 369, 
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erweiterte ſich der Begriff ter Polizei in ven auf jene Reichspolizeiordnungen fol- 
genden zahlreichen Landespolizeiordnungen einzelner veutfcher Gebiete, und fo ent- 
ftand allmälig der heutige Sinn des Wortes. 

Grit in der Mitte des vorigen Iahrhunderts beginnen die Verſuche, ven 
Begriff der Polizei wiffenfhaftlih zu konftruiren. Iufti (1756) fagt in feinen 
„Grundſätzen ter Polizeiwiſſenſchaft“, das Wort Polizei werde heutzutage in 
„zweierlei Berftand genommen“. Im „weitläufigen“ Berftande begreife man darın- 
ter „alle Mafregeln in innerlihen Yandesangelegenheiten, wodurch das allgemeine 
Vermögen des Staates vauerhaftiger gegründet umd vermehrt, die Kräfte des 
Staates befler gebraudt und überhaupt vie Glüdfeligkeit des gemeinen Wejens 
befördert werben fann“, und in diefem Berftande feien die Kommercienwiffenfchaft, 
die Stadt: und Yantöfonomie, die Verwaltung ver Bergwerke, das Forſtweſen 
u. dgl. m., infofern die Regierung ihre Borjorge darüber nah Maßgebung bes 
allgemeinen Zufammenhanges der. Wohlfahrt des Etaates einrichte, zu ver Polizei 
zu vechnen. Im engern Berftande begreife man unter Polizei „alles dasjenige, was 
zur guten Berfaflung des bürgerlichen Lebens erfordert wird, und mithin vor- 
nehmlih die Erhaltung guter Zucht und Drbnung unter den Unterthanen und 
die Maßregeln, die Bequemlichkeiten des Lebens und den Wahsthum des Nahe 
rungsftanbes zu befördern. In einem noch engern Berftande nehme man die Po- 
ligei befonders in der Verfaſſung der Stätte und begreife darunter nur „bie 
Reinlichkeit und Zierlichkeit der Städte, die Erhaltung ver guten Zuht und Orb- 
nung, die Auffiht auf die Pebensmittel und die Handwerker, desgleichen über 
gerechtes Maß und Gewicht." Die Handhabung der Gerechtigkeit ift nach Juſti 
ein Attribut der Polizei, und zwar fowohl die Givil- als die Strafrechtepflege ; 
ja er meint fogar, „da die Verwaltung der Gerechtigkeit einen fo großen Einfluß 
in das Aufnehmen des Nahrungsftandes und in ten innerliden Wohlftand ver 
Republik habe, fo bevürfe es feines weitläufigen Beweiſes, daß die Vorforge da- 
vor hauptſächlich vor die Landespolizei gehöre". Doc verfteht er dies nur fo, 
vaß die Panrespolizei vie „Direftion und Auffiht” über die ordentlichen Gerichte 
führe, und die Juftizfollegien „ven höchſten Kollegio des Yandes, welches bie 
Polizei und andere innerlihe Landesangelegenheiten beforgt, unterworfen feien“; 
nur die Entfheidung „der Streitigkeiten und Gingriffe der verſchiedenen Gewerbe 
und Handwerke gegen einander, den in den Gewerben vorgehenven Betrug, bie 
Auffiht auf gerechtes Maß und Gewicht, die Beftrafung der Vorkäufereien und 
der Berlegung der Polizeitaren, wie aud alle andern Strafen über Verbrechen 
und Vergeben, die insbefondere der Aufficht ver Polizei anvertraut find“, vindi- 
cirt er für die unmittelbare „Gerichtsbarkeit der Polizei. — Nah) Sonnenfels 
(1765) enthält die Polizeiwiffenfhaft die Grundſätze, die innere Siderheit 
des Staates zu gründen und hantzuhaben. Den Begriff der Sicherheit dehnt 
er aber fehr weit aus, jo daß er darımter 3. B. auch Anftalten verfteht, bie 
„6108 die Gemächlichfeit befördern und das Dafein der Bürger angenehm machen.“ 
Wie Jufti fo behandelt auch Somnenfeld das Strafrecht, die bürgerlihe und 
Strafprocegordnung in feinen „Grundfägen der Polizeiwiffenfhaft". An der Stelle, 
wo er von der Organifation der Polizeibehörden ſpricht, bemerkt er aber, vie 
Regierungen ſchränkten die Verrichtungen ver „fogenannten Polizei” insbejondere 
auf nachſtehende Gegenftände ein, als „Erhaltung der öffentlichen Ruhe, guter 
Ordnung und Zucht, ‚Aufficht über Maß, Gewichte, Märkte, Neinlichkeit ver 
Städte, Anftalten wider die verſchiedenen Gattungen Gefahren und Unglüdefäle, 
und hauptſächlich auf dasjenige, was augenblidlihe Vorkehrungen erfordert“. — 

Biuntfli und Brater, Deutſches Staate-Wörterhug. VIIL 9 
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Die jpätern Schriftfteller ſcheiden mwenigftens vie Iuftiz ſcharf von dem Gebiete 
der Polizei aus; im Uebrigen bleibt freilich Begriff und Umfang der Polizei im- 
mer noch beftritten genug. So definirt Lotz (1807) vie Polizei als die „direkte 
Selbftthätigkeit dec Staatsregierung für die Erreihung des Staatszweckes feinem 
ganzen Umfange nad", und die Staatspolizeigewalt ald „das Recht der Staats- 
regierung in Abfiht auf die Erreihung dieſes Zwedes unmittelbar jelbftthätig zu 
jein“ ; dabei unterfcheidet er aber zwiſchen Zwangspolizei und bloßer Hülfspolizei, 
je nachdem die Polizeigewalt „mit ihrer direften Wirkjamfeit für die Realifirung 
des Staatszwedes äußern Zwang verbinden kann“ oder nit. — Jakob (1809) 
verfteht unter Polizei „die thätige Sorge des Staates für die Beförderung aller 
gemeinfamen durch das Recht beftimmten Zwecke“, und erläutert dies näher ba- 
bin, ver Zwed des Staates ſei nicht blos Erhaltung des rechtlichen Zuftanves, 
fondern auch Beförberung aller gemeinfamen Zwede, inwiefern dieſelben durch 
Privatfräfte nicht jo gut erreicht werben fünnen; dieſe Beförderung fei Gegenftand 
der Polizei. — Hier ift alfo immer nod die gefammte Nationalöfonomie und bie 
gefammte Staatsfürforge für die Kultur in ter Polizei mit inbegriffen. Graf 
Soden in der Schrift „Die Staatspolizei nad) ven Grundſätzen der National- 
öfonomie" macht den Verſuch einer Auseinanderfegung mit jenen Gebieten. Er 
fagt zwar aud noch ziemlih allgemein, der anschließende Spielraum der Staats- 
polizei fei „die Beförterung ver Vortheile des gejelligen Beifammenfeins und bie 
Berhütung der ummittelbar aus dieſem Beifammenfein refultiren fünnenden Nach— 
theile*. Er jchließt aber einen großen Theil der Verwaltungsthätigfeit, die nad) 
diefer allgemeinen Begrenzung eigentlih allerdings noch in die Polizei fallen 
wirbe, von berjelben aus, und erfennt die „Staats-Nationalbildung” und bie 
„Staats-Nationalwirtbihaft" als befondere Staatsthätigfeiten an, neben denen die 
Polizei nur konkurrirt. Diefer konkurrirenden Bolizei gegenüber, veren Gebiet frei- 
lich ziemlich willfürlih von den genannten Gebieten geſchieden wird, ſpricht er 
dann von „felbftänbiger Polizei” bejonders im Gebiete ver öffentlihen Sicherheit. — 
Der berühmtefte polizeiliche Schriftfteler der Deutfhen, Robert v. Mohl, 
weist dagegen der Polizei wieder alle Staatsthätigkeit für die Förderung des 
Gemeinwohls zu, fo daß ihm in der Handhabung der Juſtiz und Polizei bie 
ganze Staatsaufgabe begriffen ift (abgejehen von ber Militär: und Finanzver- 
waltung, die nur dienende Anftalten find). Ihm ftimmen bei die Staatsrechts- 
lehrer H. Zadhariä, Stahl, Zöpflu f.w. — Rau aber beicdhränft ven 
polizeilihen Wirkungsfreis (ähnlich wie in ver Definition von Gonnenfels) 
auf die Verhütung von Sicherheitsftörungen, d. h. Abmwendung der Gefahren, bie 
den Staat felbft oder die Staatsangehörigen und ihr Eigenthum bedrohen, und ftellt 
neben ber Polizei und Rechtspflege noch zwei weitere Berwaltungszweige auf, nämlich 
die Volkswirthsſchaftspflege und Boltsbildungspflege. Eine neben dieſen beiden 
Berwaltungszweigen konfurrirende Polizei, wie Soden fie nennt, kennt Rau nicht. 

Diefe Zufammenftellung der Bemühungen deutſcher Gelehrter, Begriff und 
Umfang ver Polizei feftzuftellen, ließe fi) noch bedeutend vermehren. Abweichend 
von diefen Bemühungen hatten fich mittlerweile das Leben und bie Praris eine 
wenn aud nicht wifjenfchaftlic beftimmte, doch mehr oder weniger deutliche Vor— 
ftellung von Polizei gebildet. Unter der ganzen Maffe der weder zur Rechtspflege 
nod zum WYinanze oder Militärweieg gehörigen Staatsthätigfeit fah man nur 
diejenige als eine eigentlich polizeiliche an, wo die gebietende und zwingende Au— 
torität der Staatsgewalt hervortritt. Solches Hervortreten kommt aber nicht blos 
bei der Sorge für die öffentliche und Privatficherheit vor, fondern mitunter auch 
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in der Bollsbildungsforge und Vollswirthſchaftspflege. Theile der beiden lettern 
waren daher praftiich immer den ausführenden Polizeibeamten und ihrem unter- 
gebenen Aufficytsperfonale zugetheilt. Die zur Erreihung des Zwedes angewandten 
Mittel find hiernach weſentlich für die Entfcheibung der Frage, ob etwas ins 
Gebiet der Polizei gehöre oder nicht. Diefem Gedanken Ausdruck gegeben zu 
baben ift das PVerbienft G. Zimmermanns („Die deutſche Polizei im 19. 
Jahrhundert”). Er verfteht unter Polizei die Staatsthätigfeit zur Erhaltung der 
öffentlihen Ordnung durch die Mittel der Beobachtung, Vorbeugung, Reprefiion 
und Entdedung. Unter Borbeugung und Repreffion, die den Kern diefer Mittel 
bilden, hat man fi) nad den gegebenen Erläuterungen ftets eine Anwendung ber 
befondern, dem Staate beimohnenden Macht zu denfen, die Beobachtung erſcheint 
nur als ein unentbehrlicher Vorläufer ber präventiven und repreffiven Thätigkeit, 
die Entdeckung zum Theile als eine auf beſtimmte Zwede gerichtete Beobachtung, 
zum Theile wieder ald Machtäußerung. Schärfer hervorgehoben und wiſſenſchaft- 
licher durchgeführt hat diefe Gedanfen Bluntſchli (Allg. Staatsrecht, Bud VII, 
Kap. VII). Setzt man mit Bluntfhli an die Stelle des in Zimmermanns De- 
finition vorkommenden etwas vagen und doch wieder zu engen Austrudes „Er- 
haltung der öffentlihen- Ordnung” den beftimmteren und allgemeineren „Sorge für 
das Gemeinwohl” und faßt die fpeciellen von Zimmermanu angegebenen Mittel in 
einer fie alle umfafjenden Bezeichnung zufammen, fo ergibt fi eine Auffaflung der 
Bolizei, welde ſowohl den Anforderungen des Lebens ald denen der Wiſſenſchaft 
entjpricht. Polizei ift uns die Sorge des Staates für das Gemeinwohl 
mittels Ausübung feiner gebietenden und zwingenden Autorität. 
Die Polizei umfaßt hiernach allerdings das gefammte Gebiet der öffentlichen 
Bohlfahrtsforge; kein Theil derſelben, aud nicht die Kulturforge, auch nicht die 
Boltswirtbihaftspflege, ift von ber Polizei ganz ausgeſchloſſen. Allein in biefem 
gefammten Gebiete jprechen wir eben nur da von Polizei, wo die Staatögewalt 
zwingend und gebietend auftritt. Wo ber Staat nur anregt und belehrt, ſchir⸗ 
mende und fördernde Beranftaltungen ohne Machtanwendung entweber unmittel- 
bar trifft oder hervorruft oder unterftüßt, ift die Staatsthätigfeit feine polizeiliche, 
fondern nur eine pflegende. Das gefammte Unterrichtsweſen, die Armenpflege, 
die Orbnung der Gewerbe-, Handels⸗ und landwirthſchaftlichen Angelegenheiten, 
‚ben Straßenbau u. f. w. als polizeiliche Angelegenheiten behanbeln zu wollen, 
fteht im Widerſpruch jowohl mit feitgemurzelten Volföbegriffen als mit ber befte- 
henden Organifation ver Staatsanftalten. Poftibeamte, Baubeamte, Schullehrer 
und Univerfitätsprofefioren find feine Polizeibeamten; vie Beſorgung eines Brief- 
pafetes, die Reparatur einer Brüde, vie Vertheilung von äffentliden Almojen, 
die Borträge an einer Lehranftalt find feine polizeiliden Verrichtungen. Umge- 
fehrt wenn obrigfeitlice Verbote zur Erhaltung des öffentlichen Anſtandes erlaf- 
fen und gehandhabt, wenn Eltern mit Zwang angehalten werben, ihre Kinber zur 
Schule zu ſchicken, wenn es fi um die Anwendung von Zwangsmaßregeln zur 
Sicherung wohlfeiler Getreivepreife over zur Erhaltung ver Yantftraßen in gutem 
Buftante handelt, jo zweifelt Niemand, daß das polizeilide Mafregeln find, 
und von ven Polizeibehörben des Staates gehen fie aus 2). 
—Innerhalb der gefammten Wohlfahrtsforge ift daher zu unterſcheiden Polizei 
und Pflege. Der Wohlfahrtsforge aber fteht gegenüber die Rechtspflege. 


H Brater, in der kritiſchen Ueberſchau der deutihen Gejepgebung und Rechtöwiſſenſchaft, 


Br. V. S. 82 und 83, 
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Sehr mit Unrecht hört man häufig die Herrſchaft des Rechtögefeges als ven 
alleinigen Zweck ver ftaatlihen Verbintung bezeichnen. Das Recht ift nur bie 
Schranke und Form, innerhalb veren ver Einzelne den Pebensgütern nachſtreben 
fann. Dur diefe Schranfe wird tie Freiheit des Einzelnen mit ber Freiheit 
Aller vermittelt. Ihren pofitiven Inhalt erhält vie freiheit aber erft durch die 
Richtung auf die Lebensgüter (vgl. den Mt. „Freiheit“), und damit ergibt fich 
ein zweiter Staatszwed. Das Streben nad den Lebensgütern bliebe nämlidy ein 
höchſt unvolltommenes, wenn jeder Einzelne in dieſem Streben für fi allein 
bleiben wollte. Der Menſch ift vielmehr den Kräften ver Natur unterworfen und 
von Geburt an von ter Hülfe Anderer abhängig. Dieſe Hülfsbepürftigfeit und 
Abhängigkeit mahen den Menjhen zum gefelligen Weſen und führen ihn in 
höchſter Potenz zur ftaatlihen Gemeinſchaft. Zwed dieſer letztern ift es daher, 
neben der Aufrechthaltung der Rechtsordnung oder der Verwirklichung der Rechts- 
idee, von jeher gewefen, dem Einzelnen zum Befige verjenigen Güter zu verhel- 
fen, die er einzeln ober in freiwilliger Vereinigung mit Andern nicht zu erreichen 
vermag, cder mit andern Worten, für die Wohlfahrt der Staatsangehörigen zu 
forgen. Recht und Wohlfahrt find alfo die beiten Zwede ver ftaatlihen Gemein- 
ſchaft, oder, wie Bluntſchli fi ausbrüdt, „die großen Staatsprincipien, welde 
wie zwei leuchtende Geftirne das Leben des Staates erhellen und befruchten, und 
die Form und den Inhalt des Staates bedingen". Wann die Wohlfahrtsforge 
Polizei wird, ift fhon oben erörtert worben. Eine verkehrte VBorftellung ift es 
hiernach, als den vollfommenften Staat den „Rechtsſtaat“ zu preifen und ihm 
gegenüber mit einer gewiffen Verachtung vom „Polizeiftante" zu ſprechen. Gin 
volltommener Staat muß Polizeiftaat fo gut als Rechtsſtaat fein. Am Beiten 
werben beite Ausdrücke vermieden. 

Bolftändige Trennung der Nechtspflege von der Polizei ift heute ein unbe» 
firittener Grundfag; die entgegenftehenden Anfichten eines Jufti und Sonnenfels 
find nur noch geſchichtlich merkwürdig. Gleihwohl gibt es beftrittene Örenzgebiete, 
vie bald der einen, bald der andern Staatsthätigfeit zugetheilt werden. Dazu 
gehört namentlih die Judikatur in Polizeiftraffahen; in dem Art. „Polizeiftra- 
fen“ wird erörtert, daß und warum dieſe Jubdifatur befjer als Juſtizſache behan- 
delt wird. Die fogenannte Präventivjuftiz oder Rechtspolizei wird unter dem Art. 
„Sicherbeitspolizei” ihre Beleuchtung finden; indem die Polizei die öffentlihe und- 
Privatficherheit fördert, ſchützt fie freilich auch Rechte, aber der Wohlfahrteftand- 
punkt ift der vorherrfchende, fowie ja umgekehrt nicht verfannt werben fann, daß 
die Handhabung der Rechtspflege die Sicherheit mächtig fürbert, gleihwohl aber 
die Thätigfeit der Juftiz, weil vorzugsweije nur auf tie formelle Verwirklichung 
des Rechtes gerichtet, feine polizeiliche wird. Nicht zur Präventivjuftiz, Rechts- oder 
Sicherheitspolizei gehört die fogenannte freiwillige Rechtspflege. Durch die Auto: 
rität und Glaubhaftizfeit, welche diefe Art der Rechtöpflege den Willensbeftim- 
mungen ber Privaten verleiht, erfüllt fie zunächft und wefentlid nur wieder bie 
Aufgabe, die Idee des Rechtes durch alle Yebensverhältniffe hindurch aufrecht zu 
erhalten; erft in zweiter Linie wird der Bürger dadurch in ver Richtung auf die 
Lebensgüter gefördert. Dies gilt auch vom Vormundſchaftsweſen, weldes einen 
Theil der freiwilligen Rechtspflege bildet 3). 








> „Die freiwillige Gerichtsbarkeit richtet zwar nicht unmittelbar, aber fie bereitet jür das, 
worüber Lünfiig gerichtet werden wird oder gerichtet werden fünnte, vos, Damit dort gerecht 
gerichtet werde." Stahl, Pbilojophie des Rechtes, Bo. Ir. Abth. 11 $. 168, 
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Aus der bisherigen Darftellung des Begriffes und Umfauges der Polizei 
geht von felkft hervor, wie wichtig die Betrachtung ver Mittel ift, durch melde 
tie Polizei ihre Zwede zu erreichen firebt. Denn nur eben turd die Anwentung 
gewiſſer Mittel unterfcheidet fich vie Polizei von ter Wohlfahrtöpflege. Die För— 
terung der gemeinen Wohlfahrt durch bloße Belehrung, Aufmunterung und Uu: 
terftügung ift fein Polizeigefhäft; nur wo Zwang zuläffig ift, ſpricht man von 
Polizei. Aber nicht blos für das Spftem, fontern nody mehr für das Leben ift 
eine Ausfheidung derjenigen Wohlfahrtsmaßiregeln, vie mit Zwang durchgeſetzt 
werden dürfen und taber in das Gebiet der Polizei fallen, von äußerfter Bid. 
tigkeit. Denn gerade dadurch, daß vie Polizei diefe Grenze nicht immer einhielt, 
daß die gebietende und zwingende Autorität des Staates für Dinge in Anfprud 
genommen wurbe, welche beffer ver blos pflegenden Staatsrhätigfeit oder gar den 
Bereinen und den Einzelnen überlafjen werben wären, ift tie Polizei vielfach 
beim Publitum fo verhaft geworden, daß der Name „Polizeiftaat” faft wie ein 
Scheltwort Klingt). Wäre dieſe Grenze immer eingehalten worden, fo hätte 
Soden — und fo Mander mit ihm — nicht zu feufzen brauden: „Iſt deun 
vie —— wirklich fo ſchwer? Beſteht nicht ihr größtes Geheimniß darin: 
die Menſchheit in Rube zu laſſen?“ Jeder müßte vielmehr in der Poli- 
zei die wohlthätige Schußgöttin verehren, ohne welche die Menjchheit ven Genuß 
ver höchſten Lebensgüter vielfach entbehren müßte. 

Zwang kann namentlih dann nicht ftattfinden, wenn es fih um den Genuß 
von Bortheilen handelt, auf die Einer verzichten kann, ohne dadurch Andern oder 
ben Ganzen weder unmittelbar nody in ven Folgen zu ſchaden. Soldye Vortheile 
oder öffentliche Einrichtungen aufzuzwingen wäre ein höchſt ungeredhtfertigter Ein- 
griff in die Freiheit der Bürger. Muß dagegen eine Anftalt, wenn fie ihren 
Zwed erreihen ſoll, von Allen geachtet und benütt werben, fo findet unbebingter 
Zwang ftatt. Im diefe Kategorie gehören z. B. die Sicherungsmaßregeln gegen 
Elementarereignifje, während z. B. vie Theilnahme an Lebensverfiherungsanftal- 
ten nit erzwungen werben fann. Reinhaltung der öffentlihen Straße ift polizei 
lid zu gebieten, Reinlichkeit im Haufe ift Sache des Einzelnen. Schulzwang finvet 
auf der unterften Unterrichtäftufe ftatt, weil ein gewiſſer Bildungsgrad jebes 
Staatöbürgerd nothwendig ift, wenn nicht der Staat im Ganzen nothleiven fol; 
ob Einer aber au die höhern Unterrichtsanftalten benuten fol, wird füglid ihm 
oder feinen Eltern und Bormündern überlaffen. 

Der Bortheil muß aber auch fo groß fein, daß er vie Beläftigung oder 
Unbequemlichleit aufwiegt, welche dur den anzumendenden Zwang für bie Bür— 
ger entfteht. Gewiß würbe e8 3. B. zur Erhaltung der Reinlichkeit der Ortsgaſſen 
auch im Lantgemeinden beitragen, wenn das freie Herumlanfen des Geflügels 
verboten würde; der Bortheil ift aber fo Hein und die Beläftigung fo groß, daß es 
befier ift, in Landgemeinben von einem felhen Verbote abzufehen. Oder, um ein 
anderes Beifpiel zu wählen, vie Frage, ob es gerechtfertigt fei eine Baulinie vorzu« 
Ihreiben, in welche jedes nen an der Straße zu erbauenbe Baus geftellt werden muß, 
läßt ſich nur entſcheiden durch forgfältiges Abwägen der durch eine ſolche Maßregel 


MRS. Zahariä hat in feinen „Vierzig Büchern vom Staate“ ein bejonderes Kapitel 
mit der Aufſchrift: „Von der Geführlikfeit d.r Polizei”. Die Pollzei ift mach diefem Kapitel 
1, ter geborne Feind der individuellen Freiheit, 2) fann fie zur DVerfchlechterung des Vollscha— 
takters beitragen, namentlich den Geifteamuth, die That: und Spinnkrait des Volles nah und 


nach erfälaffen u. f. w. 
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zu erreichenden Vortheile und der durch ſolche Beläftigung anvererfeits den Bürgern 
erwachſenden Nachtheile. 

So fehr die Staatsgewalt fi hüten muß da zwingend einzugreifen, wo dazu 
fein Anlaß gegeben ift, fo darf fie doch auf der andern Seite nicht vergeffen, daß vie 
zwedmäßigften Anorbnungen durch Schwäche und unzeitige Nachgiebigfeit vereitelt 
werben fünnen. Selbft beftehenden Rechten bürfen wichtige Aufgaben des Lebens 
nicht geopfert werben. Die Frage kann bei folder Aufhebung beftehenver Rechte nur 
wieber die fein, ob der gemeinfame Nugen der neuen Mafregel fo groß fei, daß gegen 
ihn der Nachtheil, ver vurd die Aufhebung ven Berechtigten trifft, nicht in Betracht 
fommen kann. Jedenfalls darf aber die Aufhebung des Rechtes nur deſſen Form be» 
treffen; der in demfelben enthaltene Bermögenswerth muß vollftändig erfegt werden. 
(Bgl. ven Art. „Erpropriation‘.) 

Die anzumwendenden Zwangsmittel find weſentlich von zweierlei Art. In erfter 
Reihe erfcheinen die Polizeiftrafen, worüber ein eigener Artikel ſich verbreiten wird. 
(S. die Art. „Bolizeiftrafen“ und „Polizeiübertretungen".) In vielen Fällen genügt 
aber ver nachfolgende Ausſpruch einer Polizeiftrafe nicht, fonvern der Einzelne muß ab- 
folut zur Vornahme der polizetlich gebotenen Handlung gezwungen oder von der Vor: 
nahme ver polizeilic verbotenen Handlung abgehalten werden. So z. B. wird ber 
Einzelne gezwungen, bei einem ausgebrochenen Brande hülfreihe Hand zu leiften, ges 
meingefährliche Irre werben in eine Irrenanftalt transportirt u. f. w.; oder es wird bei 
anftefenden Krankheiten ein Korbon gezogen und Niemand vurdgelaffen u. dgl. 
Auch die Ausweilung und Konfinirung gehören hieher. (Bgl. ven Art. „Aufenthalts: 
recht“.) In andern Fällen nimmt die Polizei felbft auf Koften des Ungehorfamen 
die vorgefchriebene, aber von ihm unterlaffene Handlung vor, fo 3. B. die Nieder: 
reißung eines ben Einfturz drohenden Haufes, die Befeitigung von Gegenftänden, 
welche den Straßenverkehr oder ven Waflerablauf hindern u. f. w. 

Dei der Auswahl der verfchievenen Zmangsmittel muß vor Allem ver 
Grundfag maßgebend fein, daß fein ftärferer Zwang angewandt werde, als zur Errei- 
hung des vorgefegten Zwedes nothwendig ift. Was fih durch eine kleine Strafe 
erzwingen läßt, dazu bedarf es feiner direften Nöthigung. Auch die Wichtigkeit der 
durchzuſetzenden Maßregel kommt dabei in Betradht; je unentbehrlicher fie ift, defto höher 
darf der Zwang fteigen. Nach Umftänven, 3. B. bei einer gefährlichen Zufammenrot- 
tung, ift jelbft ver Tod des Witerfpenftigen als äuferfter Grad des Zwanges geboten. 

Nah der fhon erwähnten Zimmermann’shen intheilung fallen die fo eben 
erwähnten Zmangsmittel theil® unter die Prävention, theils unter die Repref> 
jion. Die Beobahtung und Entvedung dienen nur zur Vorbereitung ber eigentlich 
polizeilichen Aktion. Weniger zu den Mitteln als zu den Organen der Polizei 
gehört die geheime Polizei, worüber ver Artikel „Polizeivienft” nachgeſehen 
werben wolle, 

Wir haben im Borhergehenden als Subjeft der Polizei immer vie Staats— 
gewalt felbft vorausgefegt. Nicht immer ift dies der Fall. Die Gemeinde hat 
wefentlihen Antheil an ver Polizeigewalt. Schon das Wort Polizei ſcheint dies 
amzubeuten. ZZokırsix fommt von roAıs, und nölıg beventet Stabt und Staat. 
Die Frage, ob der polizeiliche Wirkungsfreis ver Gemeinde ein ihr von Rechts— 
wegen zuftehender oder eine ihr von ber Stantsgewalt übertragene Funktion fei, 
ift im Art. „Gemeinde“, Bv. IV. ©. 130 u. flgb., erörtert wordend). Der 


5) Dem dort Gefagten mag bier beigefügt werden, daß das frangöfifche Beleg v. 14. Des 
cember 1789, welches eine fürmliche Ausicheidung der den Gemeinden eigenthümlich zuftehenden 
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Praftiter fann dies dahin geftellt fein Lajjen, wenn nur im Geſetze genau aus- 
geſchieden ift, was als Yandespolizei der Staatspolizeibehörbe, was als Ortspoli- 
zei der Gemeinde zufteht, und wie weit die Aufficht des Staates über die Orts- 
polizei zu geben hat. In diefer Beziehung finden immer noch vielfahe Streitigkeiten 
zwiſchen ven landesherrlichen Polizeidireftionen und den Magiftraten u. f. w. ber 
Städte ftatt, in legterer Zeit bejonders im Königreih Hannover. 

Außer der jo chen erwähnten Eintheilung ver Polizei in Landes: und 
Drtspolizei, welche mehr die Zuftändigfeit als den Stoff betrifft, gibt e8 noch 
verfchiedene andere. Bor Allem wird, wer den von uns im Obigen feitgehaltenen 
Begriff der Polizei zu eng findet und mit Mohl darunter die ganze Wohlfahrts- 
forge oder fogenannte innere Verwaltung verfteht, dann wenigftens innerhalb die— 
ſes weiten Bolizeigebietes zwei wejentlih verſchiedene Abtheilungen, anerkennen 
müffen, von denen bie eine, die man dann Polizei im engeren Sinne nennen 
mag, das begreift, was wir allein als Polizei betrachten zu künnen glauben. Es 
ift intereffant zu beobachten, wie in ältern Eintheilungen der Polizei immer wie- 
der diefer wejentliche Unterjchied fi) geltend madt. Schon aus dem, was wir 
oben von Jufti und Sonnenfels mittheilten, iſt erfichtlih, wie viefe Väter 
der heutigen deutſchen Polizeiwiljenihaft dem außerordentlich weiten, felbft bie 
Zuftiz noch umfpannenden Begriff, den fie von ver Polizei aufftellen, doch wieder 
einen andern, viel befcheidenern, aus der Praxis hergeholten gegenüberfegen. Lotz 
theilt, wie fhon erwähnt, die Polizei in Zwangspolizei und Hülfspolizei ein; 
feine Zwangspolizei fällt mit unferer Polizei im engern Sinne, feine Hilfspolizei 
mit der Wohlfahrtspflege jo ziemlich zufammen. Wenn Soden neben ver Aultur- 
und Volkswirthſchaftspflege eine konkurrivende Polizei anerkennt, fo gibt er damit 
dem aud im Obigen hervorgehobenen Gedanten Raum, daß e8 zwar unrichtig 
fei, bie gefammte Staatsforge für Kultur und Vollkswirthſchaft zur Polizei zu 
rechnen, daß aber doch aud in diefen Gebieten eine polizeilihe Thätigkeit vor: 
fomumt, nämlid ein zwingendes und gebietendes Gingreifen der Staatsautorität. 
Aber auch in dem andern Hanpttheile der Polizei, den er der nur konkur— 
rirenden gegemüberftellt, in ver felbftändigen Polizei unterſcheidet er wieder bie mit 
Zwangsrecht und die ohne Zwangsredht wirkfame Rau unterfcheidet eine für- 
dernde yınd eine fhügende Negierungsthätigfeit. Diefe letztere nennt ev Schußpoli: 
zei oder auch Sicherheitspolizei, beide Ausprüde find ihm ſynonym; aber doch hält 
er es für zwedmäßig, daß wenigftens bei den Mittel- und Unterbehörven Theile 
ver Bolksbildungsjorge und Boltswirthichaftspflege mit der Schußpolizei verbunden 
feien. Wenn er dann noch hinzufegt: „die Schußpolizei verführt ihrer Beftimmung 
gemäß in dem meiften Fällen kraftvoll, rafch, zwingend . . . Ganz anders verhält 
es ſich mit der Pflege der Voltswirthihaft und Bolksbildung, wo die Beftrebun: 
gen der Einzelnen vorausgeſetzt, gefhont, gelenft und unterftügt werben müffen. 
Mit Zwang wird oft mehr Schlimmes ald Gutes verurſacht“ ... und ſchließlich: 
„die Schutpolizei ift die Polizei im engern und eigentlihen Sinne” — fo kann 
bierin eine bedeutende Annäherung an den oben aufgeftellten Begriff ver Polizei 
gewiß nicht verfannt werben 6). 


und der ihnen von der Staatöverwaltung übertragenen Geſchäfte (fonclions propres au pou- 
voir municipal und fonctions propres à l’administralion generale qui peuvent £ire 
delögudes au corps municipaux) enthält, die Polizei ausdrücklich unter den erftern auffübrt. 

6) ©. den oben Note 1 erwähnten Auffag von Rau in der Zeitfchrift für die geſammte 
Staatswiſſenſchaft. 
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Für die Wohlfahrtspflege wie für die Polizei ergeben fih aus ter Natur 
des Stoffes vier Abtheilungen 7), wie bereits im Eingange des Art. „Aulturpolizei” 
bemerft worben ift. Allen andern Sorgen geht die Sorge für bie Eriftenz vor 
und zwar zunädft für vie Eriftenz des Staates, von welcher die der Einzelnen 
abhängig ift. Die Sorge für die Eriftenz des Staates, ſoweit fie nit or- 
ganifatorifcher, financieller oder militärifcher Natur ift, pflegt man Staatspoli— 
zei oder auch hohe Polizei zu nennen. Sie trifft die zur Erhaltung der Staats- 
ordnung im Innern erforberlihen Vorfehrungen, 3. B. Vorkehrung gegen Auf- 
ruhr und Tumult, Ueberwahung ver Preffe, der politifhen Berfammlungen und 
Bereine, Paßpolizei u. ſ. w. Als zweite Abtheilung ergibt fi die Sorge für bie 
Eriftenz und Sicherheit der Einzelnen, welde man etwa Individual- 
polizei negnen kann; es handelt ſich hier um Leben und Geſundheit der Staats- 
angehörigen und um Schutz terfelben gegen feinbfelige Naturkräfte (Krankheiten 
und lementarereignifje) ebenfowohl als gegen Angriffe der Menfhen. Die Ge- 
funbheitöpolizei ift ein Theil derfelben. Iſt für die Eriftenz und Sicherheit des 
Staated und der Stantsangehörigen geforgt, fo zerfällt alle weitere Eorge für 
vie öffentlihe Wohlfahrt in Eorge für das geiftige Intereſſe ver Stanteange- 
börigen oder für bie Kultur und in Sorge für das materielle Intereſſe ver 
Staatsangehörigen oder für die Volkswirthſchaft. Die Kulturforge begreift 
das gejammte Unterrichtswefen, die Verhältniſſe zur Kirche, die Pflege der Wil- 
ſenſchaft und Kunft, tie Gittenpolizei. Die Volkswirthſchaftépflege glietert ſich am 
einfachften ab in Beförberung ver unmittelbar hervorbringenten Thätigleiten oder 
der Stoffarbeiten (Bergbau, Landivirtbfchaft, Gewerbe und Fabriken), Beförderung 
ber Bertheilung des Gütererzeuguifies (Handelspflege, Verfehrsanftalten, Maß und 
Gewicht, Geldweſen), und endlich in Mafregeln, welche vie Verzehrung der Güter 
betreffen (Maßregeln gegen Lurus und Verſchwendung, Spartaflen, Lebensverfidhe- 
rungs- und Alterverforgungsanftalten u. f. w.). 

Hiernady ergeben fi als Abtheilungen der Polizei 1) die Staatspolizei, 
2) die Individualpolizei, 3) die Kulturpolizei und 4) die Bolfswirth- 
ſchaftepolizei. Gewöhnlid pflegt man aber dic beiden erften Abtheilungen unter 
dem Austrude „Sicherheitspolizei“ zufammenzufaffen. Obgleich ver Aust rud nicht 
für Alles, was in dieſe Abıheilungen gehört, paßt, fo fließt fih das Staats— 
wörterbuch doc dieſem Sprachgebrauche an. Es ſpricht für die Zufammenfafung 
allerdings aud) der Umftand, daß viele Sicherheitsmaßregeln gleichzeitig die Sicher⸗ 
heit des Staates und die des Einzelnen bezweden. Einen Theil der Sicherheits— 
polizei bildet die gerichtliche Polizei, d. h. die Thätigkeit der Polizeibehörben 
zur Unterftügung der Strafsrechtöpflege. 

Neben ver Sicherheitspolizei, Rulturpolizei, Voltswirthichaftspolizei geht bie 
Sicherheitspflege, Kulturpflege, Volkswirthſchaftspflege her. Im Sicherheitögebiet ift 
bie Polizei, im Kultur» und Wirthfhaftsgebiete die Pflege vorherrſchend, und 
deshalb ſpricht ſchon Soden im erfteren Gebiete von felbftändiger, in ben beiden 
leglern von konfurrivender Polizei. 

Literatur. Das Hauptwerk ift: Robert v. Mohl, die Polizeiwiſſenſchaft 
nah ben Grundſätzen des Rechtsſtaates, 3 Bände. Der dritte trägt den befonbern 
Titel: Syſtem der Präventiv Juftiz oder Rechts-Polizei. Ifte Auflage 1834, 2te 
1845. Daneben nennen wir als beſonders hervorragend: Joh. Hrch. Gottlob 
v. Juſti, Grundſätze der Polizeiwiſſenſchaft, 1756. — Joſeph v. Sonnenfels, 


7, Brater a. a. O. 
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Grundſätze der Bolizeis, Handlung: und Finanzwiſſenſchaft, 1765. vB Ueber‘ 
ven Begriff der Polizei und ven Umfang ver Staatspolizeigemalt 1809. — Ludw. 
Hd. Jalob, Grundſätze der Polizeigefepgebung und der Bolizeianftalten, 1809. — 
Julius Graf v. Soden, Die Staatspolizei nach den Grundfägen ver National- 
Defonomie, 1817 (Tier Bd. des Werkes: die National-Delonomie, ein philofo: 
phiſcher Berfuh über die Quellen des National Reichthums und über die Mittel 
zu deſſen Beförderung). G. Zimmermann, Die deutſche Polizei im 19. 
Jahrhundert, 3 Bände, 1845—1849 (auch im Auszuge erſchienen unter dem Ti— 
tel: Weſen, Geſchichte, Literatur, charakteriſtiſche Thaͤtigkeiten und Organiſation 
der modernen Polizei). Eine vollſtändige Ueberſicht der Piteratur bis 1845 — nur 
ganz Unbedeutendes ift weggelaffen — findet fi im erften Bande des Mohl'ſchen 
Werles. Medicus 
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Die geſammte Polizei wird im Namen und unter der oberften Aufficht und 
Yeitung des Monarchen gehandhabt. Ausnahmsweiſe kaun es nothwendig und räth: 
li werben, daß er felbft einfchreitet um die Thätigkeit ver ihm untergebenen Po- 
lizeiorgane zu fontroliven und rege zu erhalten, oder fogar um perfönlid in äußer: 
fter Gefahr die Sicherheit des Staates zu retten. Insbefondere gehen aber die wid: 
tigften, auf den Umfang des ganzen Staates beredineten Polizeiverordnungen von 
dem Monarden aus. Abgefehen hievon wird er in der Regel jeve Einſchreitung 
den ihm untergeordneten Stellen und Behörden überlaffen. Die Rechte der Krone 
bezüglihd ver Polizeigewalt pflegt man unter dem Namen „Polizeihoheit" zu- 
fammenzufafien. 

Der in dem Artikel „Bolizei” feftgehaltene Unterfchied zwiſchen Polizei und 
Pflege tritt in dem Organismus der Verwaltungsbehörden deutlich genug hervor. 
Neben den eigentlihen Polizeibehörven find noch eine Reihe andere Aemter und 
Stellen mit der Sorge für die allgemein: Wohlfahrt befhäftigt, Schulbehörden, Bau- 
behörden, Medicinalbebörben u. |. w. Ein großer Theil aud der Pflege ift aller- 
dings den Polizeibehörden mit übertragen; nur für viejenigen Theile der Wohl- 
fahrtöpflege, welche fpecielle Kenntniffe, wie fie billigermeife von dem Polizeibe— 
amten nicht verlangt werben können, erfordern, pflegt man in ter Negel befondere, 
ven Bolizeibehörden zur Seite ftehende oder aud ihnen untergeorbnete Aemter 
und Stellen einzufegen; aber tarin zeigt fih ver charakteriftifhe Unterſchied ver 
eigentlichen Polizei und ver eigentlichen Pflegeänter, daß, ſobald es fi darum 
handelt im Namen ver öffentlichen Wohlfahrt zwingend, gebietend oder verbietent 
zu handeln, die Thätigkeit aus ver Hand der Pflegebehörde in die ver Polizeibe- 
hörde übergeht. 

Es find ſonach allenthalben und, wie die Erfahrung lehrt, zwedmäßig in deu 
Händen der allgemeinen Vermwultungsbehörden oder, um es noch genauer mit einem 
ziemlich verbreiteten Ausprude zu bezeichnen, in den Händen der Beamiten ber 
innern Berwaltung (im Gegenfage zur Juſtiz und Finanzverwaltung) Theile der 
Wohlfahrtspflege mit der eigentlihen Polizei vereinigt. Infofern würde die Dar- 
ftellung der Drganifation ver Polizeibehörten mit der der Aenterorganifation über: 
haupt großentheils zufammenfallen, und kann deßhalb Manches bier übergangen 
oder nur furz berührt werden, was in dem Xrtifel „Stanteverwaltung” aus: 
führlier zur Sprade kommen muß. 

Die Juftiz eimerfeits und vie innere Verwaltung einfchlieglih ver Polizei 
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andrerfeit8 darf nicht im einer und derfelben Behörde vereinigt fein. Die Natur 
des Juftiz- und des Verwaltungsdienſtes, insbefondere aber die Stellufg des Ju— 
ſtiz- und des BVerwaltungsbeamten zur oberften Staatögewalt find fo durchaus 
verſchieden, und vie Nachtheile foldher Vereinigung haben fi in der Praris fo 
vielfah herausgeftellt, daß obiger Grundfaß heute als ein allgemein anerkannter 
gelten fann. (Vgl. übrigens den Artifel „Gericht“ Br. IV. ©. 191.) Auch eine 
Bereinigung des Finanzdienftes mit dem der innern Verwaltung ift nicht zweckmäßig. 
Der financtelle Vortheil des Staates (wenigftens der angenblidlihe) und vie 
Sorge für vie Wohlfahrt ver Bürger könnten in Konflift kommen und namentlich 
bie lettere darunter leiden. 

Eine nothwendige Konſequenz der vollftändigen Trennung der Verwaltung von 
der Rechtspflege fcheint übrigens die zu fein, daß für den zufünftigen Beamten 
ber Polizei und innern Verwaltung eine andere Borbildung erfordert werde als 
für den zufünftigen Iuftizbeamten. Gewiß find juriftifche Kenntniſſe aud dem Ber: 
waltungsbeamten — mie ja in gewiſſem Maße jetem Bürger, ver einigermaßen 
felbftändig auftreten will — unentbehrlich; er braucht aber vie gründliche juriftifche 
Durdbildung nicht wie der Richter, und viele Zeit, die der künftige Berwaltungs- 
beamte heute auf die Panvelten, vie Rechtsgeſchichte u. ſ. mw. verwenden muß, 
wäre beilfamer dem Stubium ver Wohlfahrtsforge mit Allem was dahin ein- 
ſchlägt gewidmet. 

Als Eentralftelle für Polizei und innere Verwaltung befteht in jevem Staate 
ein Minifterium des Innern, feltener ein beſonderes Bolizeiminifterium, 
weldes jevenfall® mit dem Minifterium des Innern wegen der Gleichheit des zu 
behandelnden Stoffes in fortwährendem Benehmen ftehen müßte; ver Unterſchied 
ver beiberfeitigen Thätigkeit läge nur in den in Anwendung zu bringenden Mit: 
teln. Mit dem Minifterium des Innern konfurriren in vielen Polizeigegenftänden 
die Minifterien des Kultus, der Landwirthſchaft, des Handels und ver äffentlichen 
Arbeiten, wenn ſolche befondere Minifterien ver Mafienhaftigfeit des Stoffes we— 
gen vom Minifterium des Innern abgezweigt find; fobald es fih um eigentlich 
polizeilihes Gingreifen handelt, ift das Minifterium des Innern mit zuftändig. 
Beigegeben find dem Minifterium meift noch berathende Stellen für Schulwefen, 
Bauweſen, Medicinalweſen, etwa aud für Landwirthſchaft, Handel, Gewerbe. Die 
Entſcheidung kann überall beim Miniſter felbft liegen, ver der Volksvertretung 
gegenüber veranmortlich ift; Räthe müſſen ihm im genügender Anzahl zur Seite 
ftehen, aber feine Sache ift es, ob er ihnen Gehör geben will oder nicht. Ans 
demfelben Grunde ver Verantwortlichkeit hat ver Minifter auch die von dem Re- 
genten ausgehenden Polizeiverordnungen zu fontrafigniren. Andere polizeilihe Bor 
Ihriften, deren Wichtigkeit minder eingreifend ift, erläßt das Minifterium allein. 
Auf demfelben Wege ergehen die Inftruftionen zur Leitung der untern Polizeior— 
gane. Die Anffiht auf diefe wird theils durch die von ihnen zu erftattenden Re— 
chenſchaftsberichte, theils durch Bifitationen und Unterfuchungen geführt. Das Mi- 
nifterium bildet die höchſte Inftanz in Beſchwerden der Bürger gegen die Polizei- 
behörben ; von ihm hängt es ab, ob es ſolchen Beſchwerden — was nicht immer 
möglich ift — auffchiebenne Wirkung im einzelnen Falle zugeftehen will. 

Unter dem Minifterium fteht vie Kreis: oder Brovinzialzregierung. 
Bei ihr koncentrirt ſich die Polizei für die Provinz ähnlich wie beim Minifterium 
für das ganze Land. Gewöhnlich ift die Kreisregierung kollegialiſch organifirt, doch 
mit überwiegendem Einfluſſe des Vorſtandes (Regierungspräfidenten), und in ber 
Art daß auch viele, befonders minderwichtige Gegenftände micht koilegialiſch, fon- 
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bern nur von dem Neferenten mit Unterfchrift des Vorſtandes (büreaukratiſch) er⸗ 
ledigt werben. Zu ven follegialifch zu behandelnden Gegenftänven gehören insbe- 
fondere Beſchwerden und Refurfe ver Bürger gegen die untern Polizeiorgane. In 
Fällen bedrohter oder geftörter öffentlicher Sicherheit, wo Gefahr auf dem Ber- 
zuge haftet, oder der Erfolg der Mafregeln von ver Bewahrung des Geheim- 
niffes abhängt, muß der Regierungspräfident fogleih auf feine Berantwortlichkeit 
die erften auf die Geſetze gegründeren Verfügungen erlaffen; aud ift ihm gewöhn⸗ 
lich das Recht eingeräumt, jelbft die Bollziehung von Beſchlüſſen des Regierungs- 
tollegiums zu fiftiven, wenn er davon großen Nactbei für das Staatswohl be- 
fürchtet, und die höchfte Entfcheivung barüber einzuholen. 

Die Gefhäftslaft der Regierung würbe erbrüdend fein, wenn nicht, zwiſchen 
ihr und den einzelnen Gemeinden noch eine Mittelbehörde wäre. Ste pflegt ven 
Titel Oberamt, Bezirksamt, Landrath u. f. w. zu tragen und kann zweckmäßig 
einem Bezirfe von 20,000 bis 50,000 Einwohnern vorftehen. Sie befteht ge- 
wöhnlich aus zwei Beamten, dem Amtmann jelbft und einem Stellvertreter für 
den Fall ver naturgemäß oft eintretenden Abweſenheit over ver fonftigen Ber- 
binderung des Amtmannes. Dazu kommt dann das erforverlihe Schreiberperfonal. 
Kollegialiſche Behandlung findet bier nicht ftatt; nicht Berathung, fondern Boll» 
ziehung allgemeiner Mafregeln ift hier ver Hauptgegenftand der Amtsthätiafeit. 
Ift durch das Recht der Beihwerde gegen Verfügungen biefer ımtern Behörben 
ber Bürger vor Mifbraud der Amtsgewalt gehörig geſchützt, fo follte dagegen 
biefen Behörden ein felbftändiger Wirkungskreis, innerhalb deſſen fie ſelbſt zu ent- 
fheiven haben, nicht verlümmert werben. Durch das entgegengeſetzte Verfahren ent= 
fteht Geſchäftsüberhäufung bei den obern, Unentſchloſſenheit bei den untern Behörben. 

Als unterfie Poligeibehörben dienen die Gemeindebehörden, neben ihnen 
in größern Städten (wovon ſchon im Art. „Polizei die Rede war) aud landes- 
herrliche Lotalpolizeibehörden unter dem Namen Polizeivireftionen, Stabttommif- 
fariate u. dgl. In Städten werben ſich in der Regel eher intelligente und vom Bu» 
biifum unabhängige, alfo in beiden Beziehungen zur Handhabung der Polizei ges 
eignete Leute finden, ald auf dem Lande. Wenn man es 'gleihwohl für nothwen- 
dig gefunden bat, in ven Städten neben ven Magiftraten landesherrlihe Poltzei« 
beamte aufzuftellen, fo wird man aud zugeben müſſen, daß im Interefje einer 
guten Polizei den Bezirksämtern auf die Lokalbehörden ver Landgemeinden, mo 
landesherrliche Polizeibeamte mangeln, ein weitreihenver Einfluß zuftehen muß. 
Gar oft muß diefer Einfluß den eines Dorfmagnaten, welcher aus eigennüßigen 
Beweggründen gemeinnügigen Verbefferungen entgegenwirkt, paralyfiren, und melde 
Früchte auch einft einem gebilpetern Landvolfe das „Selfgovernment“ zu bringen 
beftimmt fein mag, vorerft ftünde e8 in den meiften Gemeinden ohne die vielver- 
ſchrieene „Büreaukratie” ſehr ſchlimm. Damit foll übrigens nit einer beftändt- 
gen unveranlaßten Einmiſchung in die Angelegenheiten ver Tofalpolizei das Wort 
gerebet fein; nur wo Einmifhung nothwendig iſt, fei ihr ver Weg geebnet. Wo 
ferner ein Kolleginm an der Spige der Gemeindeverwaltung fteht, muß dem Bor- 
ftande — ähnlich wie dem VBorftande der Provinziafregierung — eine gewifle 
Selbftändigfeit in polizeilichen Dingen, die bei der Nothwendigkeit rafchen Eingrei- 
fens nicht immer follegiale Berathung vertragen, eingeräumt werben. 

Zum unmittelbaren Vollzuge polizeiliher Mafregeln müfjen dem Polizeibe- 
amten untergeorbnete Diener beigegeben fein; aud in der Beobachtung haben fie 
ihn, da er nicht überall ſelbſt fein kann, zu unterftügen. Die Ortspolizeibehörde 

hat daher über einen ober mehrere Bolizeidiener zu verfügen. Sie haben 
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ihre Beobachtungen dem Borgefegten anzuzeigen, nur bei drohender Gefahr felbft 
einzufchreiten, namentlih Berhaftungen nur beim Ertappen über ſchweren Verbrechen 
oder bei Fluchtgefahr vorzunehmen. Zu Polizeidienern eignen fi) vorzugsweife 
ausgediente Soldaten orer Gendarmen; ganz unpaffend und unzwedmäßig ift es, 
alten und gebrehlihen Armen diefen Dienft als Unterftügung zu verleihen. Zur 
Erhaltung feines Anfebens ift ter Polizeidiener uniformirt und gewöhnlich auch be- 
waffnet, doch darf er nur im äußerſten Falle, wenn er felbft angegriffen und ven 
Angriff nicht in anterer Weife abzuwehren im Stande wäre, oter wenn ein von 
ihm Angehaltener, ver ihm unbelannt oder fluchtverbädtig ift, fi) der Berhaf- 
tung entziehen will, von der Waffe Gebraud machen. Beleidigung eines Polizei- 
dieners im Dienfte und noch mehr thätliche Widerfeglichkeit gegen venfelben muß 
firenge Beftrafung zur Folge haben. Vergehen, vie er im Dienfte begeht, bürfen 
nah manchen Gejeggebungen nur mit Erlaubniß ter höhern Polizeibehörde ge- 
rihtli verfolgt werden; dagegen hat dieſe bisciplinarifch gegen ihn einzufchreiten 
und diefe Disciplin muß begreiflih zur Sicherung der Bürger gegen Eingriffe in 
ihre Rechte und Freiheiten febr ftreng fein. Wo der Umfang ver Gemeinde eine 
größere Anzahl von Polizeidienern nothwendig macht, find fie einem Kommandanten, 
der dann in der Regel allein mit der Behörde verkehrt, unterzuortnen und mili- 
tärifh zu organifiren. In großen Städten ſind auch berittene Polizeifolwaten zum 
Drbonnanzdienfte, zur Aufrechterhaltung der Ordnung bei öffentlichen Feften u. f. 
w. ein Bedürfniß. 

Da die Polizeidiener nur die Polizei im Innern der Orte handhaben und zu« 
nächſt nur der Ortspolizeibehörte dienen, fo ift ein weiteres polizeiliches VBollzugs- 
organ für bie Polizei außerhalb der Orte und zur VBollftredung unmittelbarer Be- 
fehle ver höhern Polizeibehörden nothwendig, die Gendarmerie. Sie ift ein mi— 
litäriſch organifirtes, in Meinen Abtheilungen über das ganze Land vertheiltes Korps, 
welches ununterbroden auf der beobachtenden Wanderung begriffen ift, um alles 
Verdächtige ter Behörde anzuzeigen, flüchtige Verbrecher und Gauner aufzufuchen 
und zu verhaften, Bettler und Landſtreicher aufzugreifen, an Orten, wo fi viel 
Menfhen verfanmeln, fih einzufinden u. f. w. Auch den Transport Berhafteter 
haben fie meiftens zu beforyen. Sie begleiten die Behörde bei Verhaftungen und 
Yausfuhungen, beim Bollzuge gerichtlicher Urtheile u. | w., wenn ein Wiber- 
ftand zu befürchten oder bereits zu Tage getreten ift. Es ließe fih aud eine Ein- 
rihtung denten, wo, wie von der Drtspolizeibehörde die Polizeidiener, fo von 
der Bezirksbehörde die polizeilichen Volzugsorgane für den Bezirk aufgeftelt wür- 
den. Man zieht aber tie Gendarmerie vor, weil bei jener Einrichtung die Polizei: 
organe durch die lange Anmwefenheit in derſelben Gegend in zu enge Verhältniffe 
mit den Einwohnern des Bezirfes kommen fünnten, während bei der Gendarmerie 
ein Wechſel zur Abwendung folder Unzukömmlichkeiten leicht möglich ift; ferner 
weil bei jener Einrichtung eine vorübergehend nothwendige Vermehrung der Mann: 
haft große Schwierigkeiten hätte, während die Gendarmerie benahbarter Stationen 
raf und ohne Auffehen an ven Plag, wo man ihrer bedarf, kommandirt werben 
kann, Die militärifhe Organiſation der Gendarmerie ift aber nicht fo zu verftehen, 
daß fie wie anderes Militär lediglich militärifhen Obern zu gehorchen hätte. Gie 
muß unter dem Minifterium des Innern ftehen. Hinfihtlid der Form ihrer Er: 
ſcheinung und Wirtfamkeit hat fie zwar ihren militärifhen Befehlshabern Gehor: 
fam zu leiften, aber binfichtlid des Materiellen feiner Dienftleiftung ift ver ein- 
zelne Gendarm den bürgerlihen Behörden untergeordnet und hat deren fompetenz- 
mäßige Anweifungen zu befolgen. Um vie entlegen ftationirte Mannfhaft in Re- 
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ipeft zu erhalten, müſſen die Offiziere öfters Runbreifen vornehmen. Ein Theil der 
Genbarmerie muß beritten fein; die oben bezüglich berittener Polizeifoloaten ange- 
führten Gründe finden noch mehr auf die Gendarmerie Anwendung. Gute Bezah- 
fung ift nothwendig, denn der Dienft ift anftrengend und Beftehung leicht möglich. 
In der Regel werden nur gediente Soldaten zur Gendarmerie verwendet. Gegen 
Beleidigungen und Widerſetzlichkeiten muß der Gentarm ähnlich wie der Polizei- 
diener gejhügt fein, ebenfo aber aud das Publitum gegen Mißbrauch der dem 
Gendarmen anvertrauten Gewalt, namentlich gegen unzeitigen Gebrauch der Waf- 
fen und umgeredhtfertigte Verhaftung. 

Hiemit ift die Reihe der orbentlihen höhern und niedern Organe des Poli- 
zeidienftes fo ziemlich erfhörft. In der Regel nur außerordentlich ift die Mit: 
wirkung des Militärs und die des einfachen Bürgers zu polizeilihen Zweden. 

In Oarnifonsorten können zwar tie Schildwachen und Militärpatronillen 
auch als regelmäßige Unterftügung ber Polizei gelten. Sie üben die beobachtende 
Runftion wie Polizeiviener und Gendarmen, und Patrouillen nehmen auch Verhaf— 
tungen und andere Ginfchreitungen vor. Schon die bloße Anmwefenheit einer Gar: 
nifon: wirft mächtig für die öffentliche Sicherheit des Drtes, fowie überhaupt das 
Borhandenfein des Heeres für die Sicherheit des ganzen Landes. Auch die Be- 
wachung der Gefängnifje durd das Militär ift hieher zu rechnen. 

Wichtiger find aber die außerordentlichen Dienftleiftungen des Militärs zu 
polizeilihen Zmweden. Wo die Polizei mit ihren gewöhnlihen Organen nicht mehr 
ausreicht, nimmt fie vie bewaffnete Macht des Staates in Anſpruch. So bei öffent: 
lihem Unglüde, 3. B. bei Feuersbrünſten und Ueberfhwenmungen ; fo namentlich 
bei Widerfetlichkeit einer größern Anzahl Menfchen, einer ganzen Gemeinde oder 
eines Boltshaufens, bei Zufammenrottung, Tumult und Aufruhr. Nie darf das 
Militär in folhen Fällen auf eigene Hand einfchreiten, e8 muß tie Aufforderung 
ter Civilbehörde abwarten. Ift die Aufforderung ergangen, fo beftimmt die Mili- 
tärbehörde, in melder Stärke und aus welchen Waffengattungen vie bewaffnete 
Macht abgeoronet werten fol. Auch wenn das Militär in Folge der Aufforde- 
rung der Givilbehörde aufmarſchirt ift, darf die wirkliche Einſchreitung in der Re— 
gel nicht fofort erfolgen. Gewöhnlih wird der Anblid der Uebermaht die Tumul- 
tnanten zur Befinnung bringen. Iſt dieß nicht der Fall, jo find die Zufammenge- 
rotteten von der Givilbehörde wiederholt — man nimmt an: dreimal — zum 
rubigen Anseinandergehen aufzuforbern; die jevesmalige Aufforderung muß, da fie 
leicht überhört werden kann, von einem weit veichenden Signale begleitet fein. 
Bleibt auch die letzte Aufforderung ohne Erfolg, jo hat die bewaffnete Macht von 
ihren Waffen den erforderlihen Gebraud zu machen; die Art und Dauer des Ge- 
braudes hat der Befehlshaber zu beftimmen, und feine Sadye ift es, weder durch 
vereinzelte Ungezogenheit zum Blutvergießen ſich binreißen zu laffen, noch den Au- 
genblid: zu überfehen, von welhem an längeres Zaubern Schwädre wäre. Auch 
ohne Signal und Aufforderung und, fo weit fie bereits ftattgefunden haben, ohne 
veren Wieverholung ift die bewaffnete Macht zu dem erforberlihen Gebrauche der 
Waffen befugt, wenn die Zufammengerotteten auf die bewaffnete Macht eindringen 
und biefelbe angreifen, wenn fie in öffentliche oder Privatgebäude eindringen, Bar- 
rifaden errichten, Gewaltthaten an Perfonen verüben oder fremves Eigenthum ge- 
mwaltfam wegnehmen, beſchädigen oder zerftören. 

Eine Art militäriſchen Einſchreitens zur Unterftügung ver Polizei befteht auch 
darin, daß widerfpenftigen Gemeinden zur Strafe und Abſchreckung over andy zur 
Erzwingung einer Peiftung Truppen als Erefution ins Quartier gelegt werben. Ylir 
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einzelne Fälle empfehlenswerth, kann diefe Maßregel doch Leicht mißbraucht werben, 
und follten daher die Falle und das Maß ihrer Anwendbarkeit, die Zuftändigfeit 
der Civil und Militärbehörden u. f. w. ähnlih, wie es allenthalben bezüglich 
der vorhin beſprochenen Einfchreitung des Militärs durch Gebrauch feiner Waffen 
geſchehen ift, gejeglich regulirt fein. 

Wo die Bürger felbft als Bürgerwehr u. dgl. militärifch organifirt find, 
ba leiftet die Bürgerwehr viefelben Dienfte, die wir fo eben dem Militär zuge- 
theilt haben. Ja infofern ver Zweck dieſes Bürgermilitärg nur ausnahmsweiſe 
Bertheidigung des Staates gegen äußere Feinde, und zunächſt Wufrechterhaltung 
der Ordnung und der Gefege im Innern ift, muß vasfelbe als ein weſentlich po- 
lizeiliches Inftitut gelten. Wenn man die Wahl zwifchen dem ftehenden Heere und 
der Bürgerwehr hat, wird man in ber Regel zunächft lieber die Bürgerwehr an- 
rufen, welde ſchonender auftreten und bejjer empfangen werben wird; bie Um— 
ftände können aber auch ber Art fein, daß das raſchere und rüdjichtslofere Ein- 
greifen des Militärs vorzuziehen ift. 

Aber auch abgejehen von militärifher Organifation ber Bürgerfchaft muß es 
der Polizei freiftehen äußerften Falles bei Unzulänglichkeit ihrer regelmäßigen Or- 
gane die Mitwirkung des einzelnen Bürgers in Anfpruh zu nehmen. 
So wirb 3. B. nad dem neuen bayerifchen Polizeiſtrafgeſetzbuche (Art. 56) an 
Geld bis zu 100 fl. oder mit Arreft bis zu 30 Tagen geftraft, „wer feine Hülfe 
oder Dienftleiftung bei Unglüdsfällen, bei brohender ober bereits eingetretener 
Feuerd- oder anderer öffentlichen Gefahr oder Noth auf obrigkeitliche Aufforderung 
ohne genügende Entjhulbigung verweigert.‘ 

elbft zu gewöhnlichen Polizeivienften werden namentlich in Landgemeinden 
die Bürger nicht felten in Anſpruch genommen, indem fie z. B. der Reihe nad 
die Nachtwache verfehen und dgl. 

Endlich ift unter den Organen der Polizei und zwar zunächſt unter den außer- 
orbentlihen noh die geheime Polizei zu erwähnen. Man verfteht darunter 
die Einrichtung, daß neben der öffentlihen Polizei, wie wir fie im Obigen be- 
tradhtet haben, noch andere Agenten beftellt find, deren amtliche Eigenſchaft nicht 
befannt gemacht, fondern möglichft geheim gehalten wird, und welche dadurch An— 
ſchläge gegen bie öffentliche und Privatficherheit leichter in Erfahrung bringen fol- 
len, als wenn fie in anerfannter amtliher Eigenſchaft Nahforfhungen anzuftellen 
- hätten. Geheime Polizei im eigentlihen Sinne ift es alfo nicht, wenn die gewöhn- 
lien Bolizeiorgane ihre Nachforfhungen, um den Zweck beſſer zu erreichen, mög- 
lichft geheim halten. Daß fie das fehr häufig thun müſſen, verfteht fi) von jelkft; 
wenn die Polizei die Spisbuben nicht unbemerkt beobachten dürfte, würde fie deren 
nicht viele fangen. 

Wenn daher gleihwohl bei dem Gedanken an geheime Polizei die Meiften 
ein gewiller Schauber überfällt, fo ift es jenes befondere unfidhtbare und deßhalb 
jo unheimliche Polizeitorps, das ihnen vorſchwebt. Das jo eben über geheime Nady- 
forſchungen der gewöhnlichen Polizeiorgane Bemerfte ließe fih nun freilihd auch 
auf geheime Agenten anwenden. Verdächtige lafjen ſich noch ficherer durch geheime 
Agenten beobachten, und Spigbuben haben fein Recht zu verlangen, daß ihnen nur 
von wohlbefannten und daher leicht zu umgebenden Bedienſteten aufgepaßt werde. 
Ein Bertrauter der geheimen Polizei fann Plane zu Diebftählen oder Verſchwö— 
rungen gegen bie Stantsverfaffung in Erfahrung bringen, die in Gegenwart eines 
uniformirten Polizeibeamten ſchwerlich von den Betheiligten befproden worden wä- 
ren⸗ Allein diefen unleugbaren Vortheilen ftehen fehr weſentliche Nachtheile gegen- 
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über. Daß eine geheime Poligei- befteht, Bleibt troß des Geheimnifjes nicht verbor- 
gen. Jeder glaubt fih dann beobachtet und wird mißtrauifh; es erftirbt jede um- 
befangene Aeußerung, jede gejellige Behaglichkeit. Ein bedenkliches Migvergnügen 
verbreitet ſich, jeder zieht‘ ſich zurüd, und der Staat entbehrt der Stütze einer 
aufgeflärten öffentlihen Meinung. Dazu kommt, daß der Staat genöthigt ift ven 
Auswurf des Bolfes in jeine Dienfte zu nehmen; denn wer gibt fi zum Dienfte 
eines geheimen Polizeingenten ber? Endlich ift aud der Koftenpunft bedeutend. 

Das Alles gilt von der Einrichtung einer geheimen Polizei ſchon dann, 
wenn fie im der beften Abſicht errichtet und vortrefflic bedient wird. Uber wie ge- 
fährlid und doch wie leicht möglich ift erft der Mißbrauch! Wie nahe liegt es, 
daß die ſchlechten Subjelte, verem ſich die Polizei in diefer Weife bedient, durch faljche 
Angaben einem ihnen verhaßten Ehrenmanne empfindlihen Schaden zufügen, ohne 
daß er fih nur vertheidigen fann! Ja jelbft das Scheußlihe ift vurgelommen, 
daß die geheimen Agenten jelbit zu Verbrechen anreizten, um ven Lohn für die 
Unzeige zu verbienen. 

Sprit hiernach aud Alles dafür, die geheime Bolizei nur als einen Außer- 
ften Nothbehelf zu betrachten, zu dem. man nur dann greifen darf, wenn bie durch 
fie zu befämpfenden Uebel noch gefährlicher find als bie durch fie entftehenven, fo 
gibt: e8 eben doch folde Zuftände, in welden bie Staatöflugheit gebietet ſich zu 
der bevenflihen Einrichtung zu entſchließen. Als ſolche Zuftände bezeichnet Robert 
v. Mobil: 1) „Riefenftädte, in welden bie unermeßliche Beute und die Unmög- 
lichkeit genauer perſönlicher Auffiht eine Menge entjchloffener und abgefeimter 
Verbrecher zufammengeführt,“ und 2) „ſtaatliche und geſellſchaftliche Bewegungen, 
veranlaßt durch unternehmende, nichts ſcheuende Parteien, welche aber im Bewußt⸗ 
fein der Nichtbeiftimmung der Mehrzahl des Volkes nicht offen auftreten und ihre 
Plane verfolgen, ſondern fih durch Berfhwörungen und geheimen Berführungen 
ihren Zielen zu nähern fuchen.“ 

Bo man fi hiernad zur Einrihtung einer geheimen Polizei entfchließt, ift 
zur Erreihung des Zmwedes und zur Abhaltung von Mißbrauch nothwendig, daß 
die Agenten unter gemeinfhaftlicher Leitung eines eigenen, mit einem vorweisbaren 
Nebengefchäfte betrauten Beamten ftehen, der dann die Korrefpondenz; mit ven Ge- 
richts⸗ und Polizeibehörven beforgt; daß bei Annahme der Agenten mit der größ- 
ten Borfiht zu Werke gegangen und nur ber bereits als zuverläffig bewährte zu 
wichtigern Gejchäften gebraudt werde; daß die Agenten als ſolche einander felbft 
und dem Publifum unbekannt bleiben; daß unter den Agenten nicht blos ſolche ſich 
befinden, die ihre Dienfte ganz der Polizei verkauft haben, ſondern auch foldhe 
welche ſich nur zu Mittheilung derjenigen Nachrichten verpflichten, welche fie bei 
Ausübung ihres eigentlichen Geſchäftes oder durch ihre geſellſchaftliche Stellung 
in Erfahrung bringen, namentlihd aud Weiber; daß Agenten, welche felbft zu 
Verbrechen anreizen, oder rechtliche Bürger abfichtlih verleumven, aufs Strengfte 
beftraft und fofort entlaffen werben; daß bie Agenten bei ihren Nachforſchungen 
feine unrechtliche oder unfittlihe Handlung fi erlauben; daß fie keinerlei Ein- 
ſchreitung, 3. B. keine Berhaftung jelbft vornehmen dürfen, ſondern auf Anzeigen 
fih zu beſchränken haben u. ſ. m. 

Literatur: Robert v. Mohl, Syftem der Präventiv-Juftiz oder Rechts— 
polizei, 2ter Theil: formelle Grundfäge, und die bafelbft $. 45 angeführten 
Werte. Dann das im Art. „Polizei” erwähnte Wert von Zimmermann. 

Mediens. 
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Die geſetzgebende Gewalt wird in konſtitutionellen Staaten von dem Regen» 
ten unter Mitwirkung der Bollsvertretung ausgeübt. Auch die Polizei ift dieſer 
geſetzgebenden Gewalt unterworfen. Es ift fein Grund gegeben bie Polizei von den 
gewöhnlichen Formen der Gefetgebung auszunehmen. Ja gerade Polizeigefege, in 
welchen es weniger auf Durdführung eines beftimmten Syſtemes als auf genaue 
Kenntnig und richtige Erwägung der beftehenden Berhältniffe anfommt, werden 
durch die Berathung in einer Berfammlung von Bollsvertretern in der Regel nur 
gewinnen, Die früher verbreitete Vorſtellung, als ob polizeiliche Vorſchriften nur 
im Wege lanvesherrliher Verordnungen oder amtliher Erlafje erfolgen könnten, 
ift daher im Allgemeinen als unrichtig zu bezeichnen. Gleichwohl ift es unmöglich 
alle vie vielgeftaltigen und jeden Augenblid wechſelnden, aud zu verſchiedener Zeit 
verjchiedenartiger Beurtheilung je nah Maßgabe ver Erfahrung unterliegenden 
Verhältmiffe, mit denen es die Polizei zu thun bat, durch Geſetze, welde nur lang- 
ſam zu Stande kommen, zum voraus zu regeln. Nicht nur würde tie Zeit, wäh- 
rend welcher der Landtag verjammelt zu werben pflegt und über welde hinaus 
er ohne zu große Benahhtheiligung der den verfhiedenften Yebensberufen angehö- 
rigen Mitglieder nicht verlängert werben kann, nicht zureihen. Es würde aud in 
vielen Fällen die Vorſchrift — ganz im Gegenjag zu dem Weſen der Polizei, 
die in der Regel rafh wirken joll — zu fpät fommen und fo den Zweck verfeh- 
(en. Auch find bezüglich eines und desfelben Gegenftandes die Berhältniffe in ven 
einzelnen Landestheilen und felbft in den einzelnen Gemeinden oft jo verſchieden⸗ 
artig geftaltet, daß mit einer allgemeinen, auf das ganze Yand ſich erftredenven 
Borjchrift nicht gedient wäre. Aus diefen Gründen wird man immer auch in Ber- 
fafjungsftaaten nur einen, wenn aud den wichtigeren Theil der polizeilichen Bor- 
jchriften in die Form von Gefegen bringen fännen; ein anderer Theil wird ten 
fandesherrlihen Verordnungen oder auch den höhern und niedern Polizeiftellen 
und endlich den Gemeinden überlaffen werden müffen. 

Hiebei wird zweckmäßig nad) folgenden Grundfägen verfahren: 

1. Alle polizeilihen Vorſchriften, tie fi ihrer Natur nad) allgemein für das 
ganze Yand und für längere Dauer geben lafjen, find in das Gefegbud aufzunchmen. 

2. Die Gegenftände, über welche landesherrlihe Verordnungen oder Vor— 
ſchriften der landesherrlihen und Gemeinvebehörden zuläflig fein jollen, find eben» 
falls im Geſetzbuche möglichft genau anzugeben. Es kann dies entweder in einer all- 
gemeinen Zufammenftellung over je bei ven einzelnen Kapiteln des Geſetzbuches 
geſchehen; legteres ift vorzuziehen, damit bei Erlaß polizeiliher Vorſchriften die be- 
treffenden gejetlihen Beftimmungen immer gegenwärtig feien. 

3. Auch die Zuftändigfeit zur Erlaſſung folder Vorſchriften ift im Gefege genan 
zu reguliren, d. h. es ift je nach der Natur und Wichtigkeit des Gegenftandes zu 
beftimmen, ob über denſelben eine landesherrliche Verordnung oder ein Erlaß des 
Minifteriums oder der Provinzialregierung oder der Mittelbehörde oder endlich der 
Gemeindsbehörde ergehen folle. Es fchließt dies nit aus, daß je nad Umſtän— 
den über einen und denfelben Gegenftand Vorſchriften höherer und nieverer Be: . 
hörden zugleich zuläſſig find. 

4. Da bei aller Borficht möglicher Weife doch bei der Aufzählung der Gegen- 
ftände, bezüglich deren Verordnungen und polizeiliche Vorſchriften zuläffig fein follen, 
ein oder der andre wichtige und rajchen Eingreifens bedürftige Punkt überfehen wer: 
den, oder ein folder Punkt bei dem ewigen Wechſel menſchlicher Verhältniſſe hin- 
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terher fi) ergeben könnte, jo muß der Iandesherrlihen Autorität vorbehalten wer— 
ven unter gewiffen VBorausjegungen au über andre als die im Geſetze ausprüd- 
(ih aufgezählten Geyenftände Polizeiverorbnungen zu erlaffen. Die VBorausfegun- 
gen find namentlih, daß der Landtag nicht gerade verfammelt ift, weil ja ſonſt 
nichts entgegenfteht, die Form eines Geſetzes einzuhalten und daß dringende Ge- 
fahr auf dem Verzuge fteht, weil ja fonft bis zum nächften Landtag gewartet und 
der Gegenftand mit dieſem — werden kann. Die hiernach erlaſſenen Verord— 
nungen find dann dem nächſten Landtage zur Zuſtimmung vorzulegen. 

5. Keine Verordnung und fonftige polizeiliche Vorſchrift darf mit dem Gefege, 
feine polizeiliche Borfchrift mit einer Verordnung oder mit der Vorſchrift einer 
böhern Behörde in Widerſpruch ftehen. 

6. Die Strafanprohung muß im Gefege felbft geſchehen und zwar in der Art, 
daß für den Polizeirichter zwifhen dem Minimum und Marimum ein angemefjener 
Spielraum bleibt. 

7. Dem was wir oben über die Berathung von Polizeigefegen in ven Kammern 
des Yandtags bemerften, entfpricht es auch beim Erlaffe polizeilicher Vorſchriften 
die Einwohnervertretungen nieberer Gattung zu betheiligen, alſo namentlid vie 
Gemeinveräthe oder Magiftrate zur Berathung ortspolizeiliher Vorſchriften zu be- 
rufen. Dod wird diefe Mitwirkung, um bie Boligei niht am raſchen Einſchreiten 
in Dazu geeigneten Fällen zu hemmen und die Öemeindevertretung nicht übermäßig 
zu beſchäftigen, zwedmäßig auf Vorſchriften beſchränkt, welche eine fortvanernd gel- 
tende Anordnung enthalten. Auch auf Erlaffe der Provinzialregierungen ber Pro» 
vinzialvertretung und auf Erlafje ver Mittelbehörven (Bezirksänter) der etwa De- 
ftehenden Bezirkövertretung einen gewiffen Einfluß zu geftatten, empfiehlt ſich. 

8. Den Oberbehörven muß ein Auffihtsreht über die Erlaffe ver nievern Be— 
börden und ver Gemeinden zuftehen. Damit aber die Zuftändiyfeit der nievern Be— 
hörden und insbefondere der Gemeinden nicht gefchmälert werde, beſchränkt ſich die 
Auffiht zwedmäßig auf das Neht, jene Erlaffe wegen Mangels ver gefeglichen 
Bedingungen ihrer Erlaffung oder wegen Nachtheiles für das öffentliche Wohl oder 
wegen Verlegung der Rechte Dritter außer Kraft zu fegen; die entſprechende Ab— 
änderung bleibt dann Sache ver zuftändigen Behörde oder Gemeinde. Zu biefem 
Zwede müſſen alle Polizeivorfhriften der Aemter und Gemeindebehörden an die 
Oberbehörde eingeſchickt werten und erlangen erft dann Geltung, wenn fie inner 
halb eines gewiflen Termines nicht von der Oberbehörde beanftandet werben. Eine 
förmlide Genehmigung von Seiten der Oberbehörbe für alle Bälle vorzufchreiben 
ift nicht nothmwendig, doch muß ihr geftattet fein die Vorſchrift ſchon vor Ablauf 
des Termines vollziehbar zu erflären, damit der nad Umſtänden nothwendige raſche 
Vollzug nicht gehemmt werbe. 

9. Auf die gehörige Bekanntmachung polizeiliher Vorſchriſten jeder Art ift befon- 
dere Sorgfalt zu verwenden; Strafe tritt nur dann ein, wenn die Belanntma- 
hung amtlich beurfundet ift. Selbft dann muß Unfunde der Vorſchrift nad Um— 
ſtänden, namentlich für Fremde, Strafmilvderung und ſelbſt Freifprehung zur 
Folge haben. 

10. Endlich ift zur Sicherung der Einzelnen gegen ungeredhtfertigte Eingriffe in 
vie ftaatsbürgerliden und Privatrechte ein weitgehendes Rekursrecht gegen polizei- 
liche Vorſchriften an die Oberbehörbe einzuräumen, und zwar nicht blos jedem Ein- 
zelmen, der ſich durch die Vorſchrift beſchwert erachtet, ſondern auch den unter Ziff. 
7 genannten Ginwohnervertretungen niederer Gattung, fofern die Vorſchrift nicht 
von ihnen felbft ausgeht. Namentlich wird gegen ortspolizeilide Vorſchriften des 
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Stadtrathes, Magiftrates u. f. w. zwedmäßig den Stabtverorbneten, Gemeinbebe- 
vollmädtigten u. ſ. w. ein Berufungsrecht zugeftanden. Cine aufſchiebende Wir- 
fung kann dem Refurfe im Allgemeinen nicht gegeben werden, doch muß es der 
Oberbehörde zuftehen nad Ermeſſen ven Vollzug einzuftellen. Eine beftimmte Friſt 
zur Einlegung des Rekurſes vorzuſetzen ift hiernach nicht nothwendig. 

Nach diefen Grundfägen ift der Gegenftand insbefondere in dem neuen bahe— 
riſchen Polizeiftrafgefegbuhe vom 10 November 1861 regulirt. Einen wefentli- 
hen Einfluß hatte dabei die feitherige, auf der franzöfifchen Geſetzgebung beru- 
hende Praris in ver Pfalz, doch wukde anftatt des centraliftiichen franzöſiſchen Sy— 
ftemes das Syſtem der forporativen Selbftändigfeit angenommen, was natürlich 
die wichtigften Aenderungen mit fid bringen mußte. 

Aehnlich, aber nicht fo vollftändig ift die preußiſche Gefeßgebung. Diejenigen 
Polizeiübertretungen, welche man zur geſetzlichen Feſtſtellung geeignet fand, find im 
britten Theile des Strafgefegbuhes von 1851 enthalten. Das Verordnungsrecht der 
Polizeibehörvden ift durch die Gefege über vie Polizeiverwaltung vom 11. März 
1850 und 14. April 1356 geregelt. 

Biel unbeftimmter und allgemeiner find die Borfchriften in andern deutſchen 
Ländern, fo 3. B. die im Herzogthum Naſſau namentlid nad dem Gefege vom 
12. December 1848 über die Berfafjung und Verwaltung der Gemeinden geltenden 
Beftimmungen. Im Königreih Würtenberg ift den Polizeibehörden durch Artikel 1 
des Strafgefegbuches ein faſt unbefchränftes Verorbnungsreht eingeräumt; ebenfo 
im Großherzogthbum Weimar (Gefeß vom 17. Januar 1854.) [In Baden hat 
die Regierung fo eben den Kammern den Entwurf eines Polizeiftrafgefegbuches vor- 


gelegt, das mit dem Bayrifchen verwandt ift. Zuſatz d. Ned. | 
Medicus, 


Polizeiübertretungen. 


Verbrechen, Vergeben und Polizeiüibertretungen, jo lautet in den meiften neu— 
ern Strafgefeßgebungen vie Stufenleiter der ftrafbaren Handlungen. Verbrechen 
find die fhwerfte Gattung, deren Aburtheilung ven Schwurgerichten zufteht; Ber: 
gehen die minder fchiwere, einem Nichtertollegium ohne Zuziehung von Geſchwor— 
nen zugemiefene; Polizeiübertretungen die leichtefte, zu deren Beftrafung der Ein- 
zelrichter zuftändig. ift. 

Man hat den Unterfchied zwifchen Verbrechen und Bergehen einerjeits und 
Polizeiübertretungen anderfeits dur die Verfchievenheit der Urſachen zu begrün- 
den gejucht, die im einen und im andern Falle zur Nothwendigfeit der Beftrafung 
binführen, indem bei Verbrechen und Vergehen als eigentlihen Rechtsverlegungen 
die verlegte Rechtsordnung gefühnt und wieder bergeftellt werden müſſe, während 
e8 bei den Polizeiüibertretungen fih nur um die Durdführung und Erzwingung 
polizeifih nothwendiger Mafregeln handle. (Vgl. ven Urt. „Polizeiftrafen.”) Bei 
den meiften ftrafbaren Handlungen beiver Gattungen trifft dieſe Betrachtung auch 
wirklich zu. Aber durchgreifend ift fie in der Praris nicht. Es gibt allenthalben 
auch eigentliche Rechtsverlegungen jo umbedeutender Urt, daß man eine Aburthei- 
lung durch den Einzelrichter für ausreichend hält, 3. B. Diebftahl hängender 
Früchte und ähnliche Feldfrevel oder Heine Diebftähle. Diefe pflegt man denn ge— 
wöhnlich auch unter ven Polizeiüibertretungen zu begreifen. Umgekehrt find auch 
blos polizeilihe Anordnungen mitunter nur durch höhere, vie zweckmäßige Zuftän- 
bigfeit des. Einzelrichters überfteigende Strafen zu erzwingen, und wird daher bie 
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Uebertretung folder Anorbnungen zu den Bergehen gerechnet; jo 3. B. die Ueber- 
tretung gewifler gefunvheitspolizeilicher Anorbnungen, woburd bie Verbreitung 
anſteckender Krankheiten unter Menfben und Bieh verhütet werben fol. Sa jelbft 
mandyes Berbredhen, 3. B. die Blutſchande, ift nur Uebertretung eines Geſetzes 
von rein polizeiliher Natur. Gar oft treffen aud beide Geſichtspunkte, der der 
verlegten Rechtsordnung und der der Erzwingung einer nüglichen Mafregel, bei 
einer und berfelben ftrafbaren Handlung zufammen, und fein Praftifer wird in 
Abrede ftellen, daß die Verbrechens- und Bergehensftrafe, fo gewiß die Herftel- 
lung der verlegten Rechtsordnung dabei vorzugsweife in Betracht kommt, audy zur 
fittlihen Befferung des Berurtheilten und zur Abſchreckung Anderer, alfo zu 
Nützlichkeits zwecken möglichft dienen fol. Gewiß bleibt nur, daß bei Beftgafung der 
ſchwerſten Miffethaten, ver Verbrechen, der Geredhtigkeitsftanppunft am entjchieven- 
ften bervortritt, und daß, je weiter man nad) unten bis zu den Polizeiübertretungen 
fommt, Nüglichleitsgevanfen mehr und mehr fi) vorbrängen und am Ende allein 
maßgebend find. Darıım nennt aud die franzöfifhe Rechtsſprache, den Berehrern 
des einfeitigen Rechtsſtaates zum Troge, ſchon die Gerichte, welche über Vergehen 
abzuurtheilen haben, tribunaux de police correetionnelle und im Gegenfate 
dazu die Strafgericdhte unterfter Inftanz tribunaux de simple police. 

Man bat fi bei der neuen bayerifhen Strafgejetgebung Mühe gegeben, 
die eigentlichen Rechtöverlegungen geringfter Gattung von den blos aus polizei- 
lihem Grunde ftrafbaren Uebertretungen oder, wie man es nannte, Rechtsgefähr— 
dungen auszufcheiden, und die erftern als ftrafredhtliche Uebertretungen oder Ue- 
bertretungen ſchlechthin in das Strafgefegbud, die legtern als Polizetübertretungen 
in das Polizeiftrafgefegbudh aufzunehmen. Es geſchah dies deßhalb, weil die Staats- 
regierung anfangs darauf beftand, die Judikatur der Polizeiübertretungen müſſe 
bei ven Polizeibehörben verbleiben, und man verhindern wollte, daß dieſen Be— 
hörden nicht auch noch eigentlihe Iuftizfachen übertragen würben. Seitdem biejes 
Motiv weggefallen, und die Aburtheilung beiver Arten von Uebertretungen ben 
Einzelrihtern zugewiefen ift, ift die Ausſcheidung, fo gut fie Theoretitern gefallen 
mag, praftiih ohne Werth. Wie vollftändig oder unvollftändig biefelbe gelungen 
ift, dies hier zu erörtern würde zu weit führen. 

Es wird zwar noch zur Rechtfertigung jener Unterfheidung behauptet, bie 
ſtrafrechtlichen Grundfäge über Vorſatz und Fahrläffigkeit, Theilnahme, Begünfti- 
gung, Verſuch u. ſ. w. liefen fih auf vie eigentlichen Polizelübertretungen nicht 
ausbehnen. Diefe Behauptung ift richtig, allein fie gilt großentheil® auch von den 
ftrafrehtlichen Uebertretungen. Was bezüglih der Iheilnahme und Begünftigung 
von Verbrechen gilt, läßt fih auf minder eingreifende Störungen der Redtsord- 
nung, theilmeife ſchon auf Vergehen, nicht mehr unberingt anwenden. Aehnlich ift 
es beim Verſuche; wenn 3. B. der Art. 48 des bayerifhen Strafgeſetzbuches fagt: 
„der Berjud eines Verbrechens ift in allen Fällen, ver Verſuch eines Vergehens 
ober einer Uebertretung nur in jenen Fällen ftrafbar, in welchen das Geſetz die— 
jes ausdrücklich beftimmt,” und ver Art. 17 des Polizeiftrafgefegbudhes: „ver Ver— 
fud einer Bolizeiübertretung ift ftraflos," fo ift Har, daß bie erftere Beftimmung 
für alle Fälle von Uebertretungen beiderlei Art als allgemeine Beftimmung aus- 
gereicht hätte, Der Grund der Nichtausdehnung der Grunvfäge über Theilnahme, 
Degünftigung und Verſuch Liegt im einen wie im andern Falle in der mindern 
Gefährlichkeit der Handlung. Bezeichnender ift der Unterſchied bezüglich der Frage 
nah dem Vorſatze und der Beftrafung der Fahrläffigfeit. Zur Sühnung der Ger 
techtigfeit, zur ideellen Herftellung der verlegten Rechtsordnung wird nur ber böfe 
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Wille, ver Vorjag geftraft; die Polizei muß zur Durchſetzung ihrer Maßregeln 
auch der Fahrläffigkeit zwingend entgegentreten. Daber ift es Grunpfag des Etraf: 
rechtes, daß nur vorfäglid begangene Handlungen unter die Artikel des Strafge- 
ſetzbuches fallen, und Grundſatz des Polizeiftrafrechtes, daß aud die aus Fahrläf- 
figkeit bewirkten Polizetübertretungen ftrafbar feien. Allein wie überhaupt bie juri- 
ſtifche und polizeiliche Anfhauung fih im Leben nicht fo fchroff entgegen ftehen 
wie in der Theorie, fo erleiden beide Grundfäge viele Ausnahmen; auch im Strafr 
gefegbuche wird mitunter die Fahrläffigkeit mit Strafe bevroht, und felbft unter 
den eigentlichen Polizetüibertretungen kommen ſolche vor, bei denen es offenbar zu 
fireng wäre aud die bloße Yahrläffigkeit zu beftrafen. Einen dringenden Grund 
zur Äusſcheidung der Heinen Rechtsverletzungen aus dem Polizeiftrafgefegbuche gibt 
alfo auch vie Berfchievenheit des Grundſatzes bezüglih der Fahrläſſigkeit micht 
ab; der Art. 19 des bayeriſchen Polizeifirafgefegbuches, alfo lautend: „So weit 
niht aus den Worten oder aus dem Sinne des Gefeges hervorgeht, daß lediglich 
vie vorfägliche Polizetübertretung als ftrafbar zu erachten ift, find auch die als 
Fahrläffigkeit bewirkten Polizelübertretungen ftrafbar," hätte offenbar beibehalten 
werben fönnen, wenn aud die kleinern Diebftähle, Betrügereien n. ſ. w. in bad- 
felbe aufgenommen worden wären. 

Die Polizeiibertretungen als „Rechtsgefährdungen“ im Gegenſatz zu 
ven Rehtsverlegungen zu kennzeichnen, ift etwas weit bergeholt und ver- 
räth eine unrichtige Auffaffung ver Begriffe „Rechtsſtaat“ und „Polizeiftaat." (©. 
darüber ven Art. „Polizei.“) Schulverfäumnißftrafen würden z. B. hiernach gegen 
die Eltern deßhalb verhängt, weil fie durch die mangelhafte Beauffihtigung ihrer 
“neben die Schule gehenden Kinder deren Recht auf Bildung verlegen! 

Das einfahe Syſtem des Code pènal, der nur zwiſchen Verbrechen, Vergehen 
und Bolizeiübertretungen unterſcheidet, und unter legtern auch bie kleinern Rechts- 
verlegungen begreift, vervient gewiß den Vorzug. Nimmt man Anftoß an dem Aus- 
dorncke „Polizeiübertretung“, fo genügt die allgemeine Bezeihnung —— 
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Unter den Zwangsmitteln, durch welche die Polizei ihre Maßregeln durchſetzt, 
nehmen die Polizeiſtrafen eine vorzügliche Stelle ein. 

Verfolgt man genauer die beiden Hauptthätigkeiten des Staates, die auf das 
Recht und die auf die Wohlfahrt bezügliche, fo findet man, daß derſelbe in beiden 
Gebieten in den Fall kommen kann, gegen den Einzelnen einen gewiffen Zwang 
eintreten laffen zu müfjen, ven man im Allgemeinen Strafe nemut. Deffenungeachtet 
find die polizeilihe und die peinlihe (kriminelle; Strafe nad Grund und Zweck 
jehr verſchieden. 

Im Gebiete der Juftiz ift Aufrechterhaltung der Rechtsordnung Aufgabe des 
Staates. So oft der Wille des Einzelnen die Rechtsorbnung verlegt, aljo that: 
jählid eine Nichtanerfennung verfelben ausfpriht, hat der Staat das Recht und 
die Pflicht, diefen der Rechtsordnung ſich widerfegenden freien Willen aufzuheben, alfo 
— venn Aufhebung des freien Willens ift Zwang — dieſem freien Willen Zwang 
anzuthun, Jene Wiverfegung gegen tie gemeine Rechtsordnung ift das VBerbreden; 
diefer die Nechtsorbnung wiederherftellende Zwang ift die Strafe.!) Der Grund 

1, Inwieſern auch in der Bivlirechtöpflege Zwang vorfommt, ift bier nicht zu erdstern. Byl. 
den Art „Civilrechtopflege.“ 
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bes Strafrechtes ift ſonach hier zumächft nicht im irgend einem für den Staat aus 
ver Strafe erwachſenden Bortheile zu ſuchen, fondern einzig und allein in dem 
Nechte. Der Staat ftraft den Verbrecher blos veßwegen, weil es vie Gerechtigteit 
jo verlangt. Würde ver Staat nicht trafen, fo bliebe die gemeine Rechtsordnung 
verlegt, und der Staat wäre feiner Aufgabe vie Rechtsorbnung aufrechtzuerhalten 
ungetren geworden. Nicht minder ift der Zwed der ftrafrechtlihen Beftrafung zu- 
nächſt nicht, irgend einen Vortheil für den Staat zu erlangen, nicht etwa, dadurch 
ven Verbrecher fowie die übrigen Staatsbürger von neuen Verbrechen abzuhalten, 
fondern einzig und allein der Gerechtigkeit Genüge zu thun, vie verleßte Rechts- 
ordnung wieder herzuftellen. 2) 

Mit Aufrehterhaltung und Verwirklichung des Rechtes iſt aber die Aufgabe 
des Staates nicht erjhöpft. Er bezwedt auch noch Förderung der Wohlfahrt 
der Staatsangehörigen, fofern dieſe nit im Stande find einzeln oder durch unter- 
georbnete, innerhalb des Staates beftehende oder ſich bildende Bereinigungen das 
hierin Mögliche zu erreihen. Daß und inwiefern auch auf viefem Gebiete Zwang 
von Seiten des Staates gegen den Einzelnen zuläffig und nothwendig wird, ift 
in dem Art. „Polizei” gezeigt worden. Diefer Zwang geſchieht aber in vielen 
Fällen am zwedmäßigften dadurch, daß der Staat demjenigen, der ſich einer poli- 
zeilihen Anorbnung nicht unterwirft, die Zufügung eines Uebel androht, fo daß 
der Einzelne die Wahl hat ſich entweder nad feinem eigenen gemeinſchädlichen Wil- 
len zu richten, und dadurch ſich diefes angedrohte Uebel zuzuziehen, oder aber ſich 
der Bolizetanordnung (die er freilich auch für ein Uebel hält) zu unterwerfen. Die- 
ſes Uebel nun, welches nad dem Polizeigefege unzertrennlich mit der Polizeiüber- 
tretung verbunden fein fol, ift die polizetlihe Strafe. Sie muß aber nicht blos 
angebrobt, fondern auch vollzogen werben, weil fonft die Drohung den gewünſchten 
Erfolg nicht haben würde. 

Man fieht alfo, daß auf dem Gebiete der Polizei die f. g. Nützlichkeitstheorie 
in vollem Rechte fteht, jo richtig auch all das fein mag, was man über die Unzu- 
länglichleit derfelben für das Kriminalrecht gefagt hat. Der Grund ver Polizei- 
ftrafe ift jebenfall® der Nuten, ver daraus für das Allgemeine oder wenigftens 
für eine Klaffe der Staatsbürger erwächst. 

Wie übrigens in der Praxis auch eigentliche Nechtsverlegungen als Polizel- 
übertretungen und umgefehrt auch Zumwiderhandlungen, die blos aus Nüglichkeits- 
gründen zu ftrafen find, ala Verbrechen oder Vergehen behandelt werden, und wie 
häufig, praftifc betrachtet, beiverlei Gefichtspunfte in einer und derſelben ftrafbaren 
Handlung zufammentreffen, it im Art. „Polizeiübertretungen” erörtert. 

Das Maß ver Polizeiftrafe betreffend, fo muß fie nach dem Gefagten immer 
jo eingerichtet und gefteigert werben, daß das in der Strafe enthaltene Uebel 
demjenigen, den das Polizeigefeg angeht, größer erfcheint als das nad feiner An- 
ficht in der Befolgung dieſes Geſetzes enthaltene Uebel. Nur auf dieſe Weife kann 
der Zwed der Strafe, die Befolgung des Gefeges um des allgemeinen Nugens willen 
fo viel möglich zu erzwingen, erreicht werben. In der Regel reichen hiezu diejenigen 
Strafen aus, welche für die geringften Gattungen ver Nechtsverlegungen verhängt 
yu werben pflegen. In Preußen beträgt tas Marimum der Polizeiftrafe 6 Wochen 
Arreft oder 50 Thlr. Gelpftrafe, in Bayern 42 Tage oder 150 fl. u. f. w. 


— — 


2) Die weitere Erörterung der Strafrechtstheorien müſſen wir dem Art. „Strafe“ überlafjen. 
Die obige principielle Auseinanderfegung fhließt micht aus, daß auch Nebenzwede wie die Belle 
rung des Schuldigen und die Abſchteckung Anderer ind Auge gefaßt werden. . 
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Ob die Polizeiftrafen von den Polizeibehörven felbft oder von ben Gerichten 
zu verhängen feien, ift eine vielfady verhandelte und von ven Geſetzgebungen der 
einzelnen —* verſchieden gelöste Streitfrage. In Bayern z. B. haben nach der 
neuen Geſetzgebung von 1861, wie dies ſchon früher in der Pfalz nach den fran- 
zöſiſchen Geſetzbüchern ver Fall war, die Gerichte die Iubifatur und zwar in er- 
fter Inftanz die Land- (Einzel-) Gerichte und in zweiter Inftanz die Bezirks- (Kol 
legial-) Gerichte. In Defterreich dagegen hat man nod in neueſter Zeit (1862) 
geglaubt tie Judikatur der Polizeibebörden wenigſtens theilmeife beibehalten zu 
müffen. Für die Zuftändigteit der Polizeibehörren pflegt man geltend zu machen, 
daß die Beftrafung der Polizeiübertretungen eben ein Polizeigegenftand ſei und 
nur um des Nutzens, nit um des Nechtes willen gefchehe, daher aud kein Ge- 
ſchäft der Gerichte fein könne. Ferner glaubt man das Anfehen der Regierung da= 
dur zu ftügen, daß man ben Polizeibehörben, welde gewöhnlich zugleich vie 
eigentlihen Regierungsbehörben find, eine Strafgewalt in die Hand gibt. Dem 
erftern Grunde fteht vor Allem entzegen, daß in ver Praris unter den fog. Po— 
Yizeiübertretungen auch eine größere Anzahl wirklicher Rechtsverletzungen, 3. B. 
Heinere Diebftähle, verftanden zu werben pflegen; bie Rechtſprechung über dieſe 
fann den Gerichten nicht wohl entzogen werben. Die eigentlichen Polizeiübertretungen 
aber find häufig Uebertretungen der von der Polizeibehörden gegebenen Vorſchriften, 
die Polizeibehörve wäre daher hier Gefeggeber und Richter in einer Perſon, und 
bie Gefahr liegt nahe, daß bei folder Vermifhung der Strafeifer mitunter zu 
groß werben könnte. Auch denjenigen Polizeivorfhriften gegenüber, welde von 
einer der ftrafenden Polizeibehörbe vorgefegten oder umtergeorbneten ausgegangen 
find, würde fie eine unzuträglide oder minbeftens eine mißlihe Stellung einneh- 
men. Bei all dieſen Uebertretungen ift es offenbar zwedmäßiger die Rechtſprechung 
dem Richter zu übertragen, ver den Polizeiverorbnungen höherer und niederer Gat- 
tung ebenfo unbefangen gegenüber fteht als den eigentlichen Polizeigefegen oder 
dem Kriminalgefege. Die Kraft der Regierung aber ift vollfommen gewahrt, wenn 
dur die Gefeßgebung dafür geforgt ift, daß bie Uebertretungen der von den Po— 
lizeibehörden innerhalb ihrer Zuſtändigkeit erlaffenen Vorſchriften wirklich beftraft 
werben. Namentlih muß feftftehen, daß ber Richter die Zweckmäßigkeit der Vor- 
ſchrift nicht, fondern nur ob fie fompetenzmäßig erlaffen fei, prüfen dürfe; denn 
die Prüfung der Zweckmäßigkeit ift rein abminiftrativer und polizeiliher Natur. 
So lautet 3. B. der Art. 44 des neuen bayerifchen Polizeiftrafgefegbudhes: „Bei 
Aburtheilung der durch polizeiliche VBorfchriften bedrohten Bolizeiübertretungen barf 
nur die gefeglihe Gültigkeit, nicht aber die Nothwendigfeit oder Zwedmäßigfeit der 
Vorſchrift von dem Polizeirichter in Erwägung gezogen werden.” Sind dieſe Kau- 
telen vorhanden, fo Tann tie Beftrafung gewiß dem Richter überlaffen werben, 
für den außerdem die ganze, feiner fonftigen Amtsthätigfeit verwandte Natur und 
Form tes Gefhäftes ſpricht, bei welhem aud vie nöthigen Räumlichkeiten für 
bie öffentliche und mündliche Verhandlung, die bier fo nothwendig ift als bei je- 
bem andern Zweig der Rechtſprechung, vorhanden find. Hiernady ſcheint e8 am Ge- 
rathenften die Judikatur über alle Arten von Polizeiübertretungen ven Gerichten 
zu übertragen. In Frankreich befteht dieſes Syſtem mit dem beften Erfolge feit 
dem Jahr 1791, und felbft die deſpotiſchen Regierungen, denen viefes Reich feir- 
dem mitunter unterworfen war, haben fid) nicht veranlaft gefunden eine Aende— 
rung hierin vorzunehmen oder zu veranlaffen. 

Auch da wo die Beftrafung der Polizeiübertretungen im Allgemeinen zur 
Zuſtändigleit der Gerichte gehört, pflegt gleihwohl in gewiſſen Fällen unter dem 
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Namen einer Orbnungs- oder Ungehorfamsftrafe das Straferlenntniß von _.. 
Polizeibehörde felbft auszugehen. So find z. B. in Bayern nad dem Einführungs- 
gejege zum Strafgeſetzbuche und Polizeiftrafgefegbuche die Polizeibehörden befugt, 
zum Zwede ver Ausführung von „Berfügungen, die fie innerhalb ihrer Zuftändig- 
keit zum Vollzuge von Gefegen, deren Uebertretung nicht mit Strafe bedroht ift, 
an beftimmte Perfonen erlaffen uud diefen eröffnet haben,“ Ungehorfamsftrafen an- 
zutrohen und diefe im alle des Ungehorſames vermirkt zu erklären. In andern 
Staaten, 5. B. in Preußen nach dem Gefege über die Polizeiverwaltung vom 11. 
März 1850 $. 20, find den Polizeibehörden in dieſer Beziehung nod weiter 
gehente Befugniffe eingeräumt. Die Ungehorjamsftrafe befteht 3. B. in Bayern 
in einer Geldbuße, vie bei deu Lokalbehörden Heineren Gemeinden bis 3, bezie- 
hungsweiſe 5 fl., bei andern Behörden bis 25 fl. fteigen kann. In andern deut— 
ihen Staaten find die Ungehorfams- oder Drbnungsftrafen noch höher. Mit einer 
konſequenten Durbführung der oben bargelegten Grundſätze über die Judikatur 
in Polizeiftraffachen verträgt fih das Spftem der Orbnungsftrafen nicht. Verfü: 
gungen an Einzelne find fo gut wie allgemeine Verfügungen des Vollzuges fidher, 
wenn die Strafe innerhalb des gejeglihen Rahmens vom Richter verhängt wird, 
und wenn Strafe zum Vollzuge eines Polizeigefeges nothwendig ift, follte fie in dem 
Polizeigefete jelbft angedroht fein. In Franfreih weiß man nichts von ſolchen durch 
die Polizeibehörde zu verhängenden Orbnungsftrafen. Wenn das Ge—⸗ſetz diefe Befug- 
niß der Polizeibehörden nicht genau umgrenzt, kann fie leicht mißbraudt und der 
Anlaß zu grober Bolizeiwillfür werden, und genaue Umgrenzung ift hier icht ſchwierig. 
edicu 
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Sebaſtiao Joſef de Carvalho e Mello, Graf von Oegras, Marquez von 
Pombal wurde am 13. Mai 1699 in Soure, einer kleinen portugieſiſchen Ort— 
ſchaft, als der Sohn eines Landedelmanns von mäßigem Vermögen geboren. Von 
ſeinen Kinderjahren, ſeinen Studien in Coimbra, ſeinem Dienſt im Heere wiſſen 
wir nichts, als daß ihn weder die verknöcherte Scholaſtik der Univerſität noch das 
müſſige Offiziersleben im Frieden feſſelte und er daher bald ſich zurück zog, um 
ſich in Muße mit Geſchichte, Politit und Verwaltungskunſt zu beſchäftigen. Im 
Jahre 1733 wurde er zum Mitgliede der Akademie der Geſchichte ernannt; ber 
König hätte gerne gefehen, daß er das Yeben eines feiner Vorfahren verherrlidhe, 
aber Carvalho liebte die Hofhiftoriographie nicht, er wünſchte überhaupt nicht Ge— 
ſchichte zu fchreiben, ſondern Geſchichte zu machen. 1739 betrat er zum erften Dale 
die politiſche Bühne als Gefandter feines Königs beim englifchen Hofe. Man hat 
in jeftem bandjchriftlihen Nahlaf die Spuren von dem großen Gifer gefunden, 
mit welchem ex feinen Aufenthalt in dem damals einzigen freien Lande der Welt 
benugte, um Geſchichte, Verfaffung und Geſetzgebung desselben gründlich kennen 
zu lernen. Im Jahre 1745 wurde er von London nad Wien gefandt, dort blieb 
er, bis der Negierungsantritt Dom Jofe I. am 7. September 1750 in den portu« 
atefiihen Berhältnifien einen merfwürbigen und folgenreihen Umfhwung herbei 
führte. Carvalho, ſchon während des legten Jahres der vorigen Regierung zu einem 
höhern Boften auserfehen, wurde im Sommer 1751 zum Staatsſekretär ber aus- 
wärtigen Angelegenheiten ernannt; ein Jahr darauf ſchildern ihn Geſandtſchaftsbe— 
richte als ven allmächtigen Minifter, ver im unbedingten Befige des königlichen 
Bertranens mit beifpiellofer Ueberlegenheit feine Kollegen beherrihe und alle An- 
gelegenheiten des Reiches entſcheide. 
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Carvalho zählte zweiuntfünfzig Jahre, da er das Ruder des Staats ergriff. 
Gr hatte das civilifirte Europa, feine Bildung und politifhe Yage zum großen 
Theile durch eigene Anfchauung kennen gelernt, hatte England gründlich ftubirt, 
Frankreich, Deutihland, Italien, Spanten durdreist, überall mit Bezug auf feine 
vaterländifhen Zuftände gefehn und gehört und war nun zurüdgelehrt, entfchloffen 
die Refultate feiner Beobachtungen in der Heimat lebendig werden zu laffen. Es 
gehörte zu diefem Entſchluß für einen Mann von ausgebreiteter Volkskenntniß ein 
hohes Maß von Patriotismus und GSelbftvertrauen; denn in der. That, Portugal 
befand fi in einer Page, die man wohl eine verzweifelte hätte nennen fünnen. 
Im fehszehnten Jahrhundert von perfifhen Geographen die „Refidenz von Europa“ 
genannt, war Portugal zuerft durch die ſpaniſche Herrihaft (1580 bis 1640), fo- 
dann durch finftere Bigotterie und beifpiellofe Indolenz zu dem armfeligften aller 
europäifchen Ränder herabgefunfen. Da das fpanifche Joch abgefhüttelt wurde, ſchien 
eine neue Belebung der Volkskräfte bevor zu ftehn; die Eortes machten 1642 dem 
von ihnen auf den Thron berufenen erften Könige aus dem Haufe Braganza tie 
verftändigften und eindringlichften BVorftellungen über das, was dem Handel, ber 
Induftrie, dem Ackerbau Noth thue. Aber fünfzig Jahre ſpäter wurbe dieſe meift 
fo mächtige Vertretung zum legten Male berufen: die unbefchränftefte zugleich und 
unverftändigfte Königsgewalt fchaltete von jest ab über das arme Land, eine 
von Jefniten gezängelte Rönigsgewalt. Die Lage des Landes, welches unter ven 
ſpaniſchen Philippen feine afiatifchen Kolonien, feine Flotte, feinen Handel und feine 
Bildung verloren hatte, würde vielleicht durch unerträgliche Noth die Menſchen 
gewedt haben, wenn nicht die Wiedergewinnung des am die Holländer verlorenen 
Braſilien die ververblihe Möglichkeit gefhaffen hätte, das alte Schlaraffenleben 
eines reihen Kolonialftaates fortzufegen. Der Adel, die Beamten und Kauf: 
leute rafften nun von dem ftrogenden Boden der Binnenländer des Rio S. Fran— 
cisko in wenigen Jahren mit leichtem Gewinn oder ungezügelter Erpreffung fo 
viel auf, um in der Heimath ein Leben voll Sittenlofigkeit und Trägheit beftreiten 
zu können. Die Erwerbung Spaniens dur einen Bonrbonen trieb 1703 Portu- 
gal dem britifhen Reich in die Arme; der Methuenvertrag tödtete ven legten Reft 
portugiefiihen Gewerbfleiges und machte Portugal zu einem Sklaven der britifchen 
Politik, welche nod jedem Schwachen verberblih geworden ift. 1706 ——— 
Joao V. ven Thron, um ihn bis 1750 zu behaupten. Er war ein arger Deſpot, 
dennoch räumte er Klerus und Adel eine höchſt verberblihe Gewalt über den Staat 
und das ganze Leben des Volles ein. Diefer Fürft bezog jährlich Foloffale Sum - 
men in Gold und Diamanten aus Brafilien, aber feine Berfhiwendung für Kir- 
hen und Klofterbauten waren fo maßlos, daß bei feinem Tode ſich weder Geld 
fand, um fein Begräbniß zu beftreiten, nod Kredit, um ein Anlehen aufzuneßmen. 
Joſe I, ver fpäter fir einen der reichſten Fürften Europa’s galt, mußte 1754 von 
einer Rompagnie Geld leihen, um die dringendſten Bedürfniſſe des Hofes zu be 
friedigen. Bei feinem Regierungsantritte- beftand die Marine aus zwei unbraud)- 
baren Schiffen. Der Aderbau war bort den ungeheuren Befigungen der Kirche 
und tes Adels und den unzwedmäßigften Gefegen in Steuer- und Zollwefen fo 
verfallen, daß man behauptete, von den zwei Millionen PBortugiefen lebte nicht 
der fehste Theil von ver heimifhen Ernte. Von einer geiftigen Bildung, von 
einer Literatur fonnte feine Rede fein und ber anfcheinend ſchrankenloſe Defpotis- 
mus des Königs lag in den Banden der Jeſuitenherrſchaft, welche in Portugal 
zuerft feften Fuß gefaßt und fih dann hier tiefer eingeniftet hatte als irgendwo in 
Europa. Bis zur Thronbefteigung Joſe I. hatte fein Macaraz, kein Alberoni, 
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fein Erferada den Verſuch gemacht, wie in Spanien bie tiefe Geiftesnadht zu er- 
hellen, die öfonomifche und moralifche Berfommenheit zu heilen; das ſpaniſche Bei: 
jpiel übte auf Portugal nicht ven mindeften Einfluß, denn dieſes einzige Nachbar: 
land, dieſes in Sprade und Sitte jo nahe verwandte, wurde vom Portugiejen 
mit dem Haffe des Neides und Argwohns verfolgt. Das Volk lag da'wie eine 
todte Maffe, die herrfchenden Stände waren in der Wurzel faul. 

Gewiß, nie hat ein Staatsmann eine ſchwierigere Aufgabe unternommen, als 
Garvalho, da er die Leitung diefes abſolut zu Grunde gerichteten Staates antrat. 
Wir hören wenig aus den erften Jahren feiner Regierung, nur das, daß er ſchon 
damals mit raftlofer Thätigkeit in alle Zweige ver Verwaltung und Geſetzgebung 
eingriff, und wie es nicht anders fein fonnte, das Mifbehagen von Abel und Kle- 
rus erregte, deren Zufriedenheit gleich bedeutend war mit dem Elend des Staates. 
Dennoch verliefen die Dinge fo ruhig, daß die Welt von dem Heinen Lande im 
äußerften Südweſtwinkel Europa’s feine Notiz nahm, bis am 1. November 1755 
ein entfegliches Erdbeben ven größten Theil von Liſſabon in einen Trümmerhaufen 
verwandelte, unter dem 30,000 Menſchen ein Hägliches Ende fanden. Diefes 
furchtbare Greigniß gab Carvalho in doppelter Richtung ven Anftoß zu umfaffen- 
derer Thätigfeit. Ginmal trieb jegt die Noth zu durchgreifenden Maßregeln, forann 
zeigte fie ven Minifter aller Welt als den einzigen Mann, der großen Aufgaben 
gewachfen war. Als ver zitternde König wenige Stunden nad) dem Erbbeben feinem 
Nathe mit den verzweifelten Worten entgegen trat: „Was ift zu thun, um biefer 
Strafe der göttlichen Gerechtigkeit zu entgehn ?” antwortete Carvalho ruhig: „Herr, 
wir müffen die Todten begraben und fir ung Lebende forgen." Sodann war er 
viele Tage fang überall perſönlich thätia, fein Wagen war fein Büreau, fein Schlaf- 
gemady, auf dem Knie mit Bleiftift gefchriebene Befehle orbneten Alles mit wun— 
verbarer Energie. Bon diefen Tagen am betradhtete der König feinen Minifter wie 
ein Wefen höherer Art. 

In der Beftürzung, welche das Unglüd der Hauptftadt über das Land brei- 
tete, waren die Iefuiten eifrig gewefen, im BVBeichtftuhl und auf der Kanzel zu ver- 
fünten, vie ſchwere Heimfuhung fei die Strafe des Himmels für die Gottlofig- 
keit des Minifters und feiner Beſchützer, ja ihr feder Fanatismus hatte den Kö— 
nig ermahnt, üffentlih Buße zu thun. Carvalho theilte bereits in Wien die Ue- 
berzeugung aller einſichtiger Staatsmänner fatholifcher Lande, daß der ausſchweifende 
religiöfe und politifhe Einfluß dieſes Ordens befeitigt werben müfje, ehe irgend 
eine ernftlihe Reform gebeihen könne. Was er ala Minifter angriff, überall ſtieß 
er auf diefe Gefellichaft, welche feit zweihundert Jahren die Gewiſſen aller portu- 
giefifchen Könige geleitet, ebenfofehr die Gedanken und Herzen der Höchſten wie 
der Niedrigſten beherrſcht hatte. Keine Stelle, wie einer der Ihrigen jagt, wurde 
in Staat oder Kirche ohne ihre Zuftimmung befegt; der hohe Klerus, die Großen 
und das Volk wetteiferten, fi um ihre Gunft und Verwendung zu bewerben. 
Ihre Macht ftand fo gewaltig da, daß fie e8 wagen Fonnte, einem 1750 zwifchen 
Spanien und Portugal abgeſchloſſenen Bertrage über die Grenzregulirung zwiſchen 
Brofilien und den Plataländern fünf Iahre lang, zuletzt mit offner Gewalt, Wi— 
verftand zu leiften. Der Krieg um Paraguay, viefes ſeltſame Jefuitenreih, hatte 
Portugal bereits drei Millionen Pfund Sterling gefoftet. Carvalho fand ein ſolches 
Aergerniß zutetzt unerträglich. In der Nacht des 19. September 1757 wurben die 
Beichtväter des Königs und der ganzen königlihen Familie in das Novizenhaus 
gebracht und allen Mitglievern des Ordens ftreng verboten, am Hofe zu erſcheinen. 
Drei Wochen darauf ging ein dringendes Schreiben an den Papſt, um die Be— 
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feitigung der unerträglihen Anmaßungen einer Gefellfchaft zu fordern, welche „alle 
veligiöfen, natürlihen und bürgerlihen Pflichten dem blinden unt zügellofen Ver— 
langen geopfert, fich felbft zu Herren der politiichen Regierung und der Souve— 
räne zu machen.” Benedikt XIV. willfahrte; es erſchien ein apoftolifcher Bifar in 
Liffaben, welher am 7 Juni 1758 vie Väter der Gefellfchaft Iefu vom Amt 
des Beichtftuhls und der Kanzel in Portugal fujpendirte. Bald darauf wurden 
alle Güter in den Handelömagazinen der Jefuiten konfiscirt. Der Orden wüthete. 
Sein General übergab am 31. Juli dem Papfte eine Dentichrift, weldhe in dro- 
benden Ausprüden vie Zurüdnahme ver Schritte des Bilars verlangte: „Tonft, jagte 
er, ift jehr zu fürchten, daß biefe Bifitation, anftatt der Reform nüglih zu fein, 
une zu größeren Unruhen Anlaß gebe." 

In der Naht des 3. September fehrte der König von einem Beſuche der 
Gemahlin des Marquez Savora zurüd, als zwei Schüffe von hinten ber in ven 
Wagen fielen, welde den König am Arm und in der Seite leicht verwunbeten. 
„Jedermann, fagte ein königliches Schreiben an den Papſt, ſah in biefem Atten— 
tat die Erfüllung der Drohung, welche der General ver Gefellihaft Jeſu ausge 
ſprochen hatte.” Eine mit größter Energie, Vorſicht und Heimlichkeit betriebene 
Unterfuhung brachte in den nächſten Monaten namhafte Häupter der Familie Sa- 
vora, einer der Älteften des portugiefifhen Adels, und den Herzog von Aveiro in 
Bande; gleichzeitig wurden die Konvente ter Jefuiten in allen Provinzen militä- 
riſch bejegt und ihnen aller Verkehr mit der Außenwelt abgejchnitten. Am 13, 
Januar 1759 ſah Liffabon das ſchauerliche Schaufpiel einer mit allen Martern 
einer barbarifhen Juſtiz ausgeftatteten Hinrichtung von dreizehn Perfonen, dar— 
unter der alten Marqueza Savora, ihres Mannes und ihrer Söhne und des Her- 
3098 von Aveiro. Daß das Attentat politifhe Motive gehabt habe, ſcheint kaum 
zweifelhaft. Unter den Papieren des Herzogs fand man einen an ihm gerichteten 
Brief, worin e8 hieß: „Ich billige Ihre Abficht; unter ven gegenwärtigen Um— 
ftänden bleibt feine Wahl, Um die Autorität des Königs Sebaftino (des Minifters 
Carvalho) zu zerftören, müffen wir die des Königs Joſe vernichten.” Der Herzog 
befannte fich des Verbrechens ſchuldig, aber er befanute auch, durch die Rathſchläge 
der Jeſuiten verleitet zu fein. Die Savoras ftanden mit dem Orden in der innig- 
ften Verbindung. Verſchiedene Iefuiten hatten im Sommer 1758 das nahe Ende 
des Königs verkündigt. Wie damals die Welt ftand, fühlte vie Regierung fein Be- 
dürfniß, eine ſchlagende juriftifche Beweisführung vorzulegen, aud war eine ſolche 
vermuthlih nicht zu geben, was die Mitſchuld der Jefuiten angeht. Aber der Or— 
den erntete nur, was er jelbft gefäet: er hatte die jchrantenlofe Willkür feit Jahr- 
hunderten gefördert, um fie zu feinen Sweden zu lenfen, nun traf fie ihn. Er 
hatte einen Zuftand der Dinge in ven romanifchen Landen gefhaffen, daß nur 
bie rüdfichtlofe Gewalt eine Beſſerung anbahnen fonnte; in ihm war die wirkliche 
Staatsmacht des alten Regime koncentrirt und in ihm zu fo unbengfamem Wiper- 
ftand entſchloſſen, daß entweder das Alte bleiben oder das Neue mit der Vernich— 
tung des Ordens beginnen mußte. Carvalho empfand wohl nicht die geringften Skru⸗ 
pel. Er kannte feinen Adel genug, um zu wiffen, daß in feinen Köpfen keine 
großen politifhen Entwürfe feimten, daß er nur ein Werkzeug des Ordens war, 
daß diefer allein feinen Reformplänen große Schwierigkeiten bereiten könne, aber 
auch bereiten werte. Für ihn war vermuthlic das entſcheidende, daß feit dem Atten— 
tat bie Schwãche des Königs ſich in heftigen Zorn verwandelt hatte, der bereit 
war, bie intelleltuellen Urheber des Verbrechens mit der äußerſten Strenge zu 
treffen. Das richterliche Uxtheil über die Savoras vom 12. Januar nahm denn 
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auch gar keinen Anftand, die Jeſuiten als die Heger und Treiber zum Angriff 
auf die Majeftät hinzuftellen und ſchon am 19. Januar traf ven Orden als Haupt« 
anftifter des Attentates abfolute Bermögenseinziehung und ftrengfte Einſchließung 
aller feiner Mitglieder. Am 3. September wurde er in allen portugiefiihen Yan- 
den aufgehoben So war Carvalho der Staatsmann, welher zu einem der folgen: 
reihften Ereigniffe des ahtzehnten Jahrhunderts den erften energifchen Anftoß 
gab, zu einer Zeit, wo man in Spanien und Italien an folhe Dinge noch nicht 
dachte. Erft nach Vertreibung der Gejelihaft aus Portugal beftieg Karl TIL. ven 
ſpaniſchen Thron und es ift fehr fraglich, ob ohne ven Vorgang des kleinen Nach— 
barlandes in Spanien der Kampf damals zu dem entſchiedenen Refultat geführt 
hätte, welches 1767 durch Aranda und Campomanesd erlangt wurbe. Bergleicht 
man die der Aufhebung des Ordens in Portugal und Spanien vorhergehenden 
Unterfuhungen und Proceduren, fo ftellt fi eine überraſchende Aehnlichkeit her— 
aus und in manchen Einzelheiten erfcheint der Hergang in Spanien geradezu als 
eine Kopie des portugiefiihen. Carvalho gab durchaus den entſcheidenden Anſtoß. 
Sein Sieg über die Jefuiten ift diejenige That feines Lebens, welche ihm eine 
Stelle in ver Weltgefchichte ſichert, weil fie auf die Geſchicke ver europäiſchen 
und amerifanifhen Menfhheit den bedeutfamften Einfluß übte. An dieſe That 
fnüpft fih venn aud der Name, unter dem er der Welt befannt geworben ift; 
die nächſte Folge des Alts vom 3. September 1759 war nämlid ein vollftändi- 
ger Bruch mit Rom und erft vie durd des Minifters Fuge Entſchloſſenheit in 
zehnjähriger Arbeit herbeigeführte, durch feine Konceffion erfaufte Wiederausföh- 
nung mit dem Bapfte befiegelte jenen Akt: zum Dank ernannte der König feinen 
Minifter zum Marquez von Pombal. 

Bon jest an ftand ver umfaſſendſten Reformthätigfeit fein anderes Hindernif 
mehr im Wege als die Natur des Landes und Volkes felber, um deſſen Glüd es 
fih handelte. P. erfcheint uns auch am Ende feiner fiebenundzwanzig jährigen Res 
gierung in einer traurigen Einfamkeit; während wir die ſpaniſchen Reformminifter 
jener Zeit von bedeutenden Genoſſen getragen, von einer geiftigen Bewegung ber 
beften Köpfe geförbert fehen, während dort der Fortſchritt unter Karl HI. als das 
Produkt einer in das fiebenzehnte Jahrhundert zurüd reichenden Geiftesarbeit her- 
vor tritt, hören wir von feinem einzigen Portugiefen, der neben P. genannt zu 
werben verdiente. Er war im allen Dingen Alles, er leitete die innere wie bie 
auswärtige Politik, er entfejfelte ven Aderbau, bob Fiſchfang, Weinbau, Seiden— 
kultur, Gewerbe, Handel, wie er den Bolksunterricht begründete, die höheren Stu— 
dien belebte, vie Rolonialverhältniffe ordnete, Verwaltung und Juſtiz nen fhuf. 
Eine fo riefenhafte Tätigkeit eines einzelnen Mannes trug dann natürlid man- 
cherlei Mängel in fi, fie war und mußte fein ein Regiment von oben herab. 
Aber man bat doch, fheint mir, P.'s Wirken bisher vielfach zu ungünftig beurtheilt, 
wenn man ihn den gewaltthätigften und willfürlihften aller Reformatoren feiner 
Zeit genannt hat, während fein englifher Biograph Smith in ihm den „großen fon- 
fervativen Geſetzgeber“ erfannte. P.'s Reformen waren allfeitiger, berührten ven gan- 
zen Staatskörper vollftändiger als bie eines andern Staatsmannes jener Zeit, aber 
fie waren eben deßhalb von Willkür freier. Er pflegte nicht den Handel oder bie 
Induftrie auf Koften des Aderbaues, nicht die materiellen Intereffen auf Koften 
der geiftigen, nicht die innere Entwidlung auf Koften ver Stellung nad) Außen 
oder umgekehrt. Er hob nicht einmal das Volk auf Koften des Adels, dem er eigene 
Unterrihtsanftalten ſchuf, dem er den privilegirten Sig in den höchſten Gerichten 
ließ, den er fein Möglichftes that zur Betheiligung am dem aufwachenden Handel 
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und Gewerbe zu bewegen, und es war nit P.'s Schuld, daß bie Ariſtokratie in 
ftolger Trägheit jeves Eingehen auf das neue Leben des Staates ablehnte und 
neben dem in Reichthum und Anfehn fteigenden Bürgerthum tief und tiefer in 
Armuth und Geringfbägung verfant. Man kann nit einmal fagen, daß P. die 
Aufklärung auf Koften der Kirche befördert habe: der Geiftlichteit wurde der reichfte 
Antheil an dem neuen Unterrichtsfyftem eingeräumt und bie Inquifition blieb, wenn 
auch eng eingefhränft, in Portugal beftehen wie in Spanien. Wie hätte tiefen Dann 
blinde Neuerungsſucht peinigen follen, der währenn feiner ganzen Regierung bes 
allernothwendigften viel mehr zu thun fant, als felbft feine Arbeitsfraft bewältigen 
tonnte! Es dyarakterifirt feine Art vortheilhaft, daß er gern die Arbeit von unten 
begann, daß er z. B. der damals beliebten Methode entgegen zuerft (1759) vie 
Volksſchulen in's Auge faßte und erft eilf Jahre fpäter die Reform der Univerfi- 
tät unternahm. Es war freilich von der hülflofen Yage der Dinge, welche ihm we— 
ber eine brauchbare Beamtenfchaft noch einen zu irgend etwas fähigen Adel bot, 
vorgefchrieben, aber e8 war nichts deſto weniger verbienftlih, daß er bie freie 
Thätigkeit Der Bürger nad Kräften ftadhelte und fie wirken ließ, wo er fie nur 
irgend in Bewegung fegen konnte. Zahlreiche Ausſprüche P.'s beweiſen eine geiftige 
Einfiht, eine Weite des Blicks, wie man fie bei einem Portugiefen des vorigen 
Jahrhunderts faum erwarten mag. Ihm ift der Staat nicht ein mechanifches Ag- 
gregat einzelner Atome, die man bier ober da, fo oder fo anrühren kann, fondern 
ein lebendiger Organismus, deſſen Geſammtheit in’8 Auge gefaßt werben muß. 
Das Berhältnig von Aderbau, Gewerbe und Handel, von innerer Entwidlung 
und äußerer Unabhängigkeit, von materiellem Gedeihen und geiftiger Bildung lag 
Kar vor ihm. Er fuchte weniger, als damals in Spanien gefhah, eine künſtliche 
Induftrieblüthe hervor zu zaubern, fondern legte weit mehr Gewicht auf die Ent: 
feffelung des Aderbaues von dem maßlofen Beſitz der todten Hand, von willfür- 
lihen Taren und Ausfuhrverboten. Es gelang ihm dem Handel ein ganz neues 
Yeben einzuhauchen, aber er förderte in ihm nicht nur die Quelle des Reihthums, 
ſondern ebenfo die Duelle ver Bildung. „Aus dem Verkehr mit andern Nationen, 
fagte er, gewinnen wir Humanität und Civiliſation.“ Nicht äuferlihe Anftalten 
fünnen nad feiner.Anfiht diefen Verkehr ſchaffen: „Die Seele des Handels liegt 
in der Freiheit des Volkes.” Und wie meinte er nun diefe Freiheit zu fördern ? 
Er war überzeugt, daß die Freiheit eines Volles die Frucht feiner Bildung ift, 
daß, wie er fagt, „die Wohlfahrt der Staaten von der Kultur ter Wiffenfhaften 
abhängt.“ Man pflegte damals die nüglihen Wiffenfhaften, Mathematik, Phyſik, 
Medicin u. ſ. w. in den katholiſchen Staaten des Südens fehr zu bevorzugen, in 
Spanien ging diefer Zug durd alle Regierungsmaßregeln und die ganze aufge- 
Härte Literatur; P. dagegen befannte fi zu der Meinung, daß „das Studium 
der Humaniora die Grundlage aller Wiſſenſchaften ift.“ Alle Tadler ver Reform: 
politif des vorigen Jahrhunderts haben den Vorwurf bei ver Hand, daß man die 
Bildung und ven Fortſchritt von außen gewaltfam importirt, daß man die fran- 
zöſiſche Frivolität den gläubigen Völkern auferlegt, den natürlihen nationalen Wuchs 
erftidt habe. In Bezug auf Spanien meine ich diefen Irrthum widerlegt zu haben, 
mit Portugal fteht es nicht anders. P. war troß feiner Kenntniß fremder Kultur 
ein enragirter Portugiefe und man kann nicht leicht beffer die Bedeutung der Aul: 
tur der Mutterfpradhe für die Bildung eines Volkes würdigen, als er es mit 
Handlungen und Worten that. 

Was war nun der Erfolg, welchen diefer feltene Dann in einer langen 
faft unumſchränkten Regierung erreichte? Mir fcheint, B. hat gefchaffen, was ſich 
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unter den gegebenen Umftänden, mit dem gegebenen nationalen Stoff in einer für 
vie Entwidlung eines fo tief gefunfenen Volkes immerhin kurzen Zeit fchaffen lief. 
Nah der funtigen Schilderung Schäfer's war beim Negierungsantritte Joſe T. 
ver Yandbau vernadläffigt, die Induftrie verſchwunden, der Gelvturft die einzige 
Empfindung eines trägen Volfes, Umwiffenheit und Aberglaube in unbeftrittener 
Herrfhaft, die Einkünfte gleihfam erlofhen. Im Jahre 1777 legte P. kurz vor 
jeinem Rüdtritte eine Rehnung ab, wonach der 1750 vollfommen leere Staat}: 
ſchatz höchſt beträchtliche Summen erhielt, melde die Meiften, was jedoch kaum 
glaublich, auf 78 Millionen Cruzados angaben. Anftatt der zwei unbraudhbaren 
Schiffe von 1750 zählte die Flotte fhon 1766 12 Linienſchiffe und 14 Fregatten. 
Der Aderbau hatte einen höchſt erfreulihen Aufſchwung genommen, Seiden- und 
Wollenmanufaktur den Berbraud tes Landes, welches früher Alles bis zu den 
rohſten Stoffen hinab vom Auslande bezog, ziemlich zu befriedigen gelernt, Fiſch— 
fang und Handel boten ein erfreulihes Bild. Man fonnte wieder von dem An— 
fang einer portugiefifhen Literatur reden und von einer Politif, welche der Alli— 
anz ber kourbonifhen Höfe gegenüber das Verhältniß zu England erhielt und zu— 
glei die bisherige Sklaverei brach, welche nad allen Seiten eine würdige Stel— 
lung nahm. Das Heer war reorganifirt wie bie Flotte, die Feſtungen bergeftellt, 
das Chaos der Verwaltung und Juftiz gelichtet, die Beſtechlichkeit und Willfür 
der Beamten gezähmt. 

Aber Eins konnte freilich P. jo wenig als ein andrer Menſch: vie böfe Saat 
von Jahrhunderten fonnte er nicht durch feine einfame Arbeit ausraufen, die Wur- 
zein des erftorbenen Volkslebens nicht mit feiner Allmacht erneuern. Gr fonnte 
weder in Beamten und Richtern Moral und Integrität, nod im Adel Ehrgefühl, 
nod in tem von fo langem Drud und Schlaf entneruten Bolf Energie und Bil- 
dung hervorzaubern. Gr trug auf feinen Schultern vie ganze Laſt der Reform: 
das ftolze Gebäude mußte jammervoll zufammenbredhen, ald der Tod tes Königs 
eine bigotte, verftandesfhwahe Frau zur Regierung berief und diefe, von P.'s 
Feinden regiert, den achtzigjährigen Mann erft ftürzte, dann dem Kerker nahe 
bradte. Am 24 Februar 1777 ftarb König Joſe, am 5. März wurde P. auf 
fein dur ten fofortigen totalen Umfhwung aller Berhältniffe erzmungenes Ge- 
ſuch aller feiner Stellen entledigt. Nun ſchoß Klerus und Adel im alten Unweſen 
iippig wieder auf, man verſchwendete, wie in der erften Hälfte des Jahrhunderts, 
enorme Summen auf Kirchen und Klöfter, von Allem, was P. gethan hatte, 
ſchien das Gegentheil gefhehn zu follen und als am 5. Mai 1782 den Greis 
ein fanfter Tod abrief, war das für ihm zugleich eine Befreiung aus Schimpf 
und Ehmad, womit ihn unwürdige Nachfolger befhmugt hatten. Dennod reichte 
die Wirkfamfeit tes großen Mannes über fein Grab hinaus. Die Impulſe, welde 
er feinem Yande gegeben hatte, waren fo gewaltig, daß fogar eine principiell 
feinem Syſtem feindfelige Regierung in einer Menge von Dingen auf der von 
ihm eingefchlagenen Bahn fortgehen, die materiellen Dinge nad feinem Beifpiel 
fördern, fogar für Verwaltung und Bildung mandes in feinem Geift thun mußte. 
Freilich, der große fühne, der zugleich weit und tiefblidende Zug hatte die portu— 
giefifhe Politik verlaffen, hatte fie verlafjen gerade zu einer Zeit, wo fie vesfelben 
am bdringendften beburft hätte, um die Konflikte zu beftehn, melde die franzöfifche 
Revolution über Europa bradte. Es kam ein Gefhleht von Zwergen, hin und 
hergeworfen von den hochgehenden Wogen der Zeit, und auch bei oberflächlicher 
Kunde der Entwidlung Portugals in unferm Jahrhundert begreift man, daß das 
Bolt noch heute P. ſchlechtweg o gran Marquez nennt, Die Reaktion, welche eine 
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vielverfprehenve Reformarbeit überwucherte, hat Portugal mit Spanien der Re- 
volution in die Arme getrieben. 9. Baumgarten. 


Portugal. 
I. Geſchichte. U Statiftifche Ueberficht. IM. Staatsret IV. Staateverwaltung 


I. Geſchichte. Das alte Pufitanien hat den Römern bei der Ueberwäl- 
tigung der pyrenäiſchen Halbinjel ven entjchiedenften Widerftand geleiftet, und 
auch nad der Befiegung des PViriathus blieb es im zweiten Jahrhunderte v. Chr. 
nod) lange ein ſchwer zu vertheidigendes Befigthum. Unter der römifhen Herr: 
ſchaft nahm es fpäter faft ein halbes Jahrtaufend an ver günftigen Kulturent- 
wicklung Hifpaniens gleichen Antheil, Bis es im Zeitalter der Völkerwanderung 
ven Sueven, Vandalen und Weftgothen zufiel. Der Eroberungsfampf der Araber 
breitete fi) feit 712 raſch über Das ganze Land fürlih vom Tejo ?) aus und 
nad wenigen Jahren war die fiegende Macht des Islam aud bis an die Miün- 
dung des Duero feft gewurzelt. Erft mit ver zweiten Hälfte des neunten Jahr: 
hunderts begann wieder die Rückeroberung viefes Landes für das Chriſtenthum. 
Nur allmählig, vom chriſtlichen Königreihe Leon aus, bezwang Alfonfo IIT. das 
Land zwifchen dem Mino und Duero. Derjelbe glüdlihe Krieger drang fiegreich 
gegen die Araber über den Duero weiter vor, eroberte 871 Goimbra und behaup- 
tete ſich kräftig in dem Gebiete viefes Fluffes bis zu deſſen Ausmündung, wobei 
das Fand nad feinem Hauptorte, dem Hafen Gale, den Namen’ Bortucalia 
erlangte. Es blieb noch zwei Jahrhunderte mit dem Königreiche Leon vereinigt, 
tas in feiner fortjchreitenten Groberung auf Koften ber Araber ſüdweſtlich bis an 
tie Müntung des Tejo fih austehnte, um Liſſabon oftmals kämpfte und in Ka— 
ftilien feinen Stügpunft fand. Ferdinand I. (1035—1065), König dieſes ausge 
dehnten Neiches Kaftilien, gewann bereits ven Fluß Montego als die Gränze 
Portucalia’s, und hinterließ bei ter Theilung feiner Herrfchaft dieſes Yand feinem 
jüngften Sohne Garcia. Nur kurze Zeit ftand Portugal zum erften Male für 
fih allein, im Bruberfriege mit König Alfonfo VI. (1065—1109) unterlag 
Garcia, aber ver Sieger fegte mit großem Glücke feine Eroberungen fürlih vom 
Tejo fort, indem er dabei auf das fräftigfte von franzöfifhen Kriegsleuten unter 
der Führung Heinrichs von Burgund, eines Enfels Roberts Herzog von Bur— 
gund und Urenfels des Königs Robert II. von Frankreich, unterftügt wurde, 

Diefer franzöſiſche Fürft Heinrih von Burgund erhielt mit der Hand ber 
Königstochter Therefia von König Alfonfo VI. das Land Portugal 1093 als 
Lehns-Grafſchaft und 1107 vas Erbrecht auf viefelbe für feine Nachkommen. 
Sein Sohn Alfonfo ‘Il. Henriquez verftand die Bedrängniß Kaftiliens durch 
innere und äußere Feinde für die Erwerbung der Selbftänvigfeit feines Landes 
zu benugen. Unter Vermittelung des römiſchen Stuhles ſchloß er 1137 mit König 
Alfonfo VII. von Kaftilien Frieden, verpflichtete fib zwar an Rom ein anfehn- 
liches Jahrgeld zu zahlen, ftand aber in feinem Yande fortan als ſouverainer 
Fürft, Ein glänzender Feldzug gegen die Araber über die Gebirge von Diana 
und Beja hinaus errang auf dem Scladhtfelve zwifhen Ferreira und Ouri— 


1) Eine gründliche aus den Quellen geſchöpfte Bearbeitung der Geichichte diefed Landes 
befigt unfere Literatur in Heinrib Schäfer, Geſch. von Portugal bis zum Ausbruch der Mes 
volution im 3. 1820, Gotha 1836-54 5 Bände, 8. 

2) Tejo Portug. flatt Zajo, wie Serra (Gebirgsarım) ftatt Sierra. 
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que 1139 einen fo vollftändigen Sieg, daß das begeifterte Heer jeinen Yandes- 
bern zum König ausrief, umd ter befiegte Gegner alles Yand bis zur Serra 
de Monchique in Algarva tem chriftlichen Ueberwinver räumte, Papſt Inmocenz IT. 
beftätigte 1142 die Königswürde gegen Beibehaltung des Jahrgelves, und 1173 
waren zum erften Male Adel, Klerus und Abgeordnete ver Stäbte zu Lamego 
verfanmelt, um die Grundfeſten der Berfaffung und der Erbfolge für das neue 
Königreich gemeinſchaftlich feftzufetsen. Der Umfang des tamaligen Reichs, unge- 
führ 1600 Q.-Meilen groß, entbehrte nur nod der fühmeftlihen Landſchaft in 
Algarve, um den Hauptinhalt des fpäteren Yänverbeftandes bis zur heutigen 
Stunde erreicht zu haben. Aber König Alfonſo I. übte fein Volf bis an das 
Ende feiner Regierung (r 1185) in ber Vertheivigung und Erweiterung der 
Grenzen gegen vie Araber, da er bald in dem bier aufgenommenen NRitterorben 
ver Tempelherren, bald in einem befonderen zur Befämpfung des Islam bieher 
gefommenen Kreuzzuge, endlich in einem eigenen NRitterorden vie nachhaltigſte 
Hülfe fih erwarb. Der portugiefifch? Ritterorden wurde bereits 1162, geftiftet : 
fein Zweck war auf den Schuß dei iſtenthums gerichtet, feine Ordensregel 
entlehnte er aus den Satungen fein ®'Schutpatrons, des heiligen Benedikt, und 
den Namen führte er zuerft von dem Hauptorte Gvora in Dem neu eroberten 
Lande Alem-Tejo (jemfeits des Tejo), jpäter von feinem Hauptfige Aviz in Alem- 
tejo, der Ritter des heiligen Benedikts von Aviz. 

Unter ven folgenden vier Königen, von Sando I. (1185 + 1211) bis auf 
Alfonjo III. (1248 + 1279) galt es vorgugsweife die Eroberung des arabiſchen 
Königreihs. Wir gering aud fein Umfang mar, der nicht viel mehr als einen 
Flächeninhalt von 150 D.-Meilen damals umfaßte, fo dauerte doch faft ununter— 
broden der Kampf bis 1251, wo die Eroberung der Hauptitadt Faro ihn been- 
bigte, und. die Ausmündung der Guadiana als ſüdöſtliche Grenze des Reichs 
Portugal erreicht wurde. Indeß trat nun der hriftlihe Gegner in dem benachbarten 
in gleiher Weife eroberungsfüchtigen Könige von Kaftilien an bie Stelle der ver- 
prämgten,oder unterprüdten Mauren. Der heftige Grenzfrieg mit Kaftilien wurde 

den Friedensvergleich von 1263 beſeitigt, indem auf dem linken Ufer der 
Guadiana die Städte Serpa, Maura, Arronches und Allegrete an Portugal ab— 
getreten wurden, und demgemäß die Nebenflüffe ver Guadiana, Chanza und San 
Pedro auf dem linken Ufer, Gevora auf dem rechten Ufer die Grenzflüſſe Portu- 
gals bildeten. Es war fo ſchon im breizchnten Jahrhunderte der heutige Länder— 
beſtand Portugals in Europa in feinem Territorium von 1760 D.-Meil. erreicht, 
das fortan nur unwefentlihe Veränderungen erfahren hat, und nur in den ſpä— 
teren Unternehmungen außerhalb unferes Erotheils eine Aufgabe für Erweiterung 
feines Staatsgebiets ſich ftellen konnte und dadurch nur aud zu einer höheren 
Machtentwidelung für die allgemeinen politiihen Verhältniſſe emporftieg. 

Den erften Schritt dazu machte bereits Alfonfo’s III. Sohn, König Denys 
(1279 + 1325), von feinen Zeitgenoffen mit dem Beinamen „Vater des Bater- 
landes" geehrt, weldher eine geficherte Grundlage zur ausgedehnten Seefahrt, 
Handel und einer ihn ſchützenden Kriegsflotte legte. Die engeren Hanveleverbin- 
dungen mit England wurden ſchon damals eingegangen und der erfte Handels— 
vertrag zwijchen beiden Staaten im 3. 1308 abgeſchloſſen 3), feit weldyer Zeit die 






3) Nv-mer acla Angl. vol. I. 627, 667, vol. Ill. 107, Martens cours dipl. I, 
S. 470, ı1l. ©. 255, vergl. meine Darftellg. v. Portugal in mein. Handbuch d. allg. 
Staatet, IN. S, 271, 


160 Portugal. 


beiberfeitigen Staats- und Handeltintereffen viefer Länder immer enger verflodhten 
wurten, anfänglid in wechſelndem Gleichgewichte, in den letzten beiden Jahrhun— 
derten mit entſchiedener Ueberlegenheit des britiſchen Einfluffes. Mit ven Enteln 
des Königs Denhs, mit Pedro dem Strengen (1357 + 1367) und Ferbinand TI. 
(1367 + 1383) ſchloß die erſte Yinie des Haufes Burgund. Die jüngere Linie 
viefer Dynaftie wurde von Johann J., einem natürlihen Sohne des Königs Pedro, 
begründet, nachdem er mit englifcher Hülfe feine Anfprüce gegen ven König Jo— 
hann von Kaftilien, den Gemahl der natürlihen Toter (Beatrir) des Könige 
Ferdinand werfohhten und durch den großen Sieg bei Aljubarota zwifchen Yeyria 
und Santarem 1385 behauptet hatte. König Johann 1. führte eine lange 
tbatenreihe Regierung (1385 + 1433), faft immer von glüdlihem Grfolge be- 
gleitet, jo daß bie ftarf überlegene Macht Kaftiliens nah acht und zwanzigjährt- 
gem vergeblihen Kampfe ven alten Örenzbeftand Portugals anerkennen mußte und 
in dem Friedensſchluſſe von 1411 ein bauerndes Freundſchaftsbündniß beſiegelte. 
Portuga! wandte jest feine Aufmerkfamteit auf Afrifa. Zuerft follte das benad- 
barte Feſtland ver Nordweſtküſte viefes | eils fein Staatsgebiet erweitern, und 
vie Eroberung Ceuta's im 3. 1415 nad biefür im folgenreicher Weife den 
Anfang. Daran reihten fih längs der Weftküfte Afrika's vie großen Seeent- 
dedungen und Kolonifationen der Portugiefen, melde der Infant Hein- 
rich, der zweite Sohn des Königs Johann I. von feinem Schloſſe Sagree in 
Algarve leitete, und mit einem jehr günftigen Erfolge von 290 nördlicher Breite 
bis zu 89 fünliher Breite fortführte. DDurch Joao Gonzalez Zarco und Triftan 
Baz wurden die Infeln Porto Santo 1418 und Mateira 1420 in Beſitz 
genommen, welche lange Zeit für die portugiefiihen Schiffe das befte Bauholz 
lieferten und noch jest im ihrem Beige durch ven mit cypriſchen Reben hieber 
verpflanztem Weinbau fih auszeichnen ?). Der günftige Erfolg dieſer Neifen regte 
das gejammte portugiefiihe Bolf zur eifrigften Betheiligung auf, namentlich er- 
blidte jeim Adel in viefen fühnen Unternehmungen eine neue Laufbahn für ehren- 
volle Auszeihmung, oft auch für rafhen Erwerb großer Reichthümer. Der ein- 
mal dem Lande gegebene Impuls erhielt fi über ein Jahrhundert, um nad allen 
Erdtheilen Portugals Panier in neuen Kolonien aufzupflanzen. Durd Gonzalo 
Velho Gabral wurde 1432 in Santa Maria tie erfte Azorifche Infel gewonnen, 
während Gilianez 1433 das PVorgebirge Non glücklich umfciffte. Die übrigen 
Azorifhen Infeln wurden unter ven beiden folgenden Regierungen Eduarbs 
(1433 5 1438) und Alfonſo's V. (1438 + 1481) befegt, und gleichzeitig 
ging aud der Kampf auf der Norbweftfüfte des Feftlandes in Marocco fort. Die 
Mündung des Senegal wurde 1450 erreicht, Die Beſetzung der Infel in ver Bai 
Argine 1452 gewährte zuerft in dem reichlicher vorgefundenen Golde die Ausficht 
auf eine größere Ausbeute des gewünſchten Metalles in den nahliegenden Küften- 
ländern Guinea's. Cadamoſto nahm 1456 die Infeln des grünen Vorgebirges in 
Beſitz, und Pedro ta Gintra legte 1462 nad Umſchiffung des Vorgebirges Me- 
ſurado die erfte Kolonie auf der Küfte von Guinea an. Eine afritanifche Handels- 
gefellihaft wurde für vie Ausvehnung tiefer Entvedungen von König Alfonſo 












4, Vicomie de Santarem, recherches sur la priorit& de la decouverfe des pays 
situes sur la cöle occidentale de l’Afrique par les Pourtugais au XVme siecle. Paris 
1842. 8.5 cr widerlegt gründlich, daß Entdedungeretion der Normannen an der Weſtküſte Aftikas 
vorber im 13 -—1iten Jabıb. ftatigefunden bätten. Vergl Sprengels Gejich. der geonranbiichen 
(äntdetungen, 2te Aufl. ©. 371--420 nach Joao de Barros und den Navigazioni de Cada- 
mosto und Odoardo Barbessa bei Ramusio Navig. a Viaggi lom I, 
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1469 zu Liſſabon geftiftet, welches nunmehr der allgemeine Stapelplak für ven 
Verkehr mit den afrifanifhen Produkten wurde, dabei aber leider auch zuerft ben 
Menfhenhandel mit den ſchwarzen lodigen Bewohnern diefer Gegenden zum Ge- 
braud für jede harte und beſchwerliche Arbeit fich aneignete. Die Entvedung der 
eigentlihen Solvfüfte fiel erft 1471 den fühnen Seefahrern Santarem und Perro 
Esobar zu, der Aequator wurde jegt Überfhritten, und König Johann II, mit 
dem Beinamen bes Großen nad) den Erfolgen feiner Seefahrer gefhmücdt (1481 
+ 1495), entjandte Diego Cano 1484 nad) Congo und mehrere Agenten nad 
Alerandrien, um gleichzeitig nach beiden Seiten hin den lange erfehnten Weg nad) 
DOftindien, dem Wunderlande der koftbarften Stoffe, aufjufpären. Bartholomeo 
Diaz bielt den richtigen Weg ein und gelangte 1486 bis zur Südſpitze Afrifa’s, 
aber die Umſchiffung derſelben erfhien aud dieſem glüdlihen Seefahrer unmög- 
(id. Die Eiferſucht der beiden fpanifhen Höfe auf die umfangreihen Erfolge der 
portugiefifhen Seeunternehmungen wurde zwar durch die große Entdedung Co— 
lombo's etwas befriedigt, jedech um fo nothwendiger erfhien ein Grenzvergleich 
für vie fünftigen Eroberungen beider Völker in den ganz unbefannten Exbtheilen. 
Der Bertrag zu Torbefilles, am 7. Juni (2. Juli) 1494 uuter päpftlicher Ver- 
mittelung zwifhen Portugal, Kaftilien und Aragonien abgefchloffen, ftellte einen 
Meridian 370 Seemeilen von den Infeln des grünen Vorgebirges als Demar- 
fationslinie feft, indem alle auf der öftlichen Seite vesfelben durch neue Entdeckun— 
gen gewonnenen Länder der portugiefifhen Regierung anheim fallen folten. Als 
fiheres Ergebniß der in Aegypten, Arabien und Abyffinien eingezogenen Erfun- 
digungen ftand bereits feft, daß nur öftlih von dieſem Meridiane der nächſte Weg 
nad Dftindien erreicht werden künnte. König Emanuel, wiederum ber Große 
benannt und mit entfchiedenerem Rechte als fein ihm vorangegangener Bruder, 
hat die glänzenpfte Regierung 5) dieſes Staates geführt (1495 F 1521), welche 
noch gegenwärtig ſtets als ver Kulminationspunft der politifhen Größe und bes 
folgen Ruhmes für Portugal gefeiert wird. Er ließ mit voller Zuverſicht das 
ftattlihe Geſchwader unter Basco da Gama am 8. Juli 1497 aus dem Hafen 
von Piffabon abgehen, um das Vorgebirge der afritanifhen Süpfpige zu umjdif- 
fen und öftlih davon nah dem Markte der indiihen Waaren zu fteuern. Auf 
diefer Reife wurden zum erften Male Küftenländer von Oſtafrika entvedt, das 
Land Natal auf der Kafferntüfte Sofala, die Infel Mofambique, der fpätere 
Hauptftapelplag der PBortugiefen für ihre Fahrten nad Oftindien, und glücklich 
erfolgte am 16. Mai 1498 die Landung an ber oftindifchen Küfte Malabar und 
Gama's Einzug in Calicut. Diefe Auffindung des Seeweges nah Oftindien er- 
bob fortan den Hafen von Yiffabon zum Hauptmarft für den oftindifhen Handel, 
während er bis dahin auf den Eoftfpieligften Wegen des Tranfitohandels durch 
vielerlei Hände über Konftantinopel, Aerandria, Venedig und Genua vorzugsweife 
betrieben war. Den zweiten großen Seezug nah Oftindien in biefer Zeit leitete 
Pedro Cabral, ver jedoch, durch heftigen Sturm aus feiner Richtung getrieben, nad) 
dem öftlihen Theile von Südamerika verfchlagen wurde und dadurch Gelegenheit 
fand, Brafilien zu entveden und 1500 in ber Nähe des heutigen Hafens 
Seguro zu landen. Ueber Brafilien, welches inzwifchen erft durch die beiden Lan- 


—— 


5) Schäfer a. a. O. bat ein ſehr anzlehendes und vollſtändiges Bild derſelben geliefert, 
indem er dazu den größten Theil des dritten Bandes feiner Geſchichte verwendet. Allerdings 
boten ihm auch die beiden größten Nationalbiftorifer des Landes, Oforius und Barros, ein fehr 
reiches Material, 
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dungen von Amerigo Veſpucci (1501 und 1503) als portugieſiſches Beſitzthum 
in Anfpruh genommen wurde, (vergl. den eigenen Artifel in Bd. II. dieſes Wer- 
tes). Die Großthaten der portugiefiihen Vicelönige von Oftindien, Alfonfo Albo- 
querque und Francisco d'Almeida (1503— 21) gehören ber allgemeinen Geſchichte 
an und haben für die Bildung des gegenwärtigen Yänderbeftandes noch infoweit 
Bedeutung, als die von Jahr zu Jahr aus dem Mutterlande nachgefandten Er- 
pebitionen immer weiter die Entdedungen und Kolonifationen der Portugiefen in 
Weſtafrika, dem ſüdlichen Afien und den benachbarten Inſeln verbreiten. Die Küfte 
Zanguebar nebft der Infel Zanzebar, Madagaskar, die Malebivifhen und Lake— 
diviſchen Infelgruppen, Ceylan, Sumatra, Malacca, Stam nebft anderen Theilen 
Hinterindiens werden aufgefuht, während gleichzeitig von Din, Goa, Calicut, 
Chittagong in Bengalen aus glüdlihe Kämpfe gegen bie Fürſten Vorderindiens 
zur Befeftigung der in Befig genommenen Landſtriche geführt werben. Durch 
Abren und Andrada werben (1511—23) die für den Gewürzhandel fo wichtigen 
Molufteninfeln, Java, Gelebes, felbft Borneo entdedt und die erfte Verbindung 
mit China (Infel Taman und Kanton) angefnüpft, vie indeß bald in feinblichfter 

Abwehr zurüdgemwiefen wurde. " 

Über die erhöhte Macht der Portugiefen in ben außereuropätihen Befigun- 
gen vermochte nit den außerorbentlihen Schaden zu überwinden, ben König 
Emanuel in übertriebenem Kircheneifer feit 1506 durch die blutige Verfolgung der 
Juden und Mauren und fpätere Vertreibung derſelben feinem Lande zufügte und 
mittelbar dadurch zugleih aud feine Befigungen auf der Norbwefttüfte Afrikas 
beeinträchtigte. Diefer Nachtheil ftellte fi in einem noch höheren Grade ein, als 
unter ber folgenten Regierung Johanns III. (1521 + 1557) als rüftiges 
Werkzeug der Berfolgung die Inquifition in widerwärtigfter Schärfe in Portugal 
und feinen Kolonien eingeführt wurde. Es begann jegt raſch der innere Berfall 
des Reichs fih bemerkbar zu machen, er übte feinen Einfluß auf den Unterneh- 
mungsgeift und Charakter des Volks, Klerus und hoher Adel bemühten ſich ihre 
Privilegien als das höchſte Wohl des Landes zu vertheidigen, was nur zu fehr 
zu unmiberbringlihem Unheil gelang, als auf Johann II. fein dreijähriger Entel 
Sebaftian (1557 + 1578) folgte und als ein eifriger Zögling des neuen in 
Portugal aufgenommenen Jefuitenordens den religiöfen Yanatismus als gepriefene 
Regententugend in fid) aufnahm. Er fiel als ihr Opfer in der Schlacht gegen die 
Mauren bei Alcaffar (4. Aug. 1578) auf der Straße von Tanger nah Fez. 
Noch unvermählt, beerbte ihn der einzige legitime männliche Sproß des fünig- 
lihen Haufes, ein ſchwacher Greis, fein Großoheim Kardinal Heinrich, welder 
nad wenigen Monaten in noch größerer Verwirrung am 31. Januar 1580 das 
überall geſchwächte Reih ven Kronprätendenten überließ. Als glüdlicher Sieger, 
ohne große Anftrengung, durch Herzog Albas überlegenes und Frieggeübtes Heer, 
ging König Philipp II. von Spanien (1580 + 1598) aus dem Erbftreite her⸗ 
vor, indem er mit feiner übermäßigen Madır in Spanien, ven Niederlanden, Ita- 
ser und Amerika auch noch das Reih Portugal und deffen ausgedehnte Kolonien 
verband, 

Sechszig Jahre (1580—1640) büßte Portugal als fpanifche Provinz feine 
Unabhängigkeit ein und verlor aud zugleich fein Uebergewicht im Welthandel und 
in den außereuropäiſchen Befigungen, welche, von Spaniens Gegnern häufig an» 
gegriffen und ſchlecht vertheidigt, theils verloren gingen, theils völlig zerrüttet 
wurben 6), Nur der Troſt blieb den Portugiefen gegönnt, daß ihre tyrannifchen 


6) Die Holländer und Engländer ernteten kräftig die reichen Früchte der mehr ald hundert 
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Bebrüder unter den fchlaffen Regierungen Philipps III. (1588 + 1621) und 
Philipps IV. (1621 +1665) gleihfalls mit jedem Jahre mehr in und außerhalb 
Europas die Hälfsmittel für ihre Gewaltherrfhaft zu Grumde gehen lieken. Da 
aber deffenungeachtet die ſpaniſchen Statthalter und ihre Unterbefehlshaber in Por- 
tugal immer willführliher und ſchrankenloſer verfuhren, weder die Rechte, noch vie 
Ehre, noch das Bermögen der Portugiefen fhonten, .entbrannte der Volkshaß bald 
fo allgemein, daß die mürbe geworbenen Feſſeln ver fpanifhen Madt in allen 
Theilen des früheren portugiefifhen Staatsgebiets, foweit e8 von ben Spaniern 
behauptet, in raſchem Angriffe zerbrohen wurden. Johann IV., ver Stamm- 
vater der noch heute in weiblicher Linie regierenden Dynaftie, damals Herzog von 
Braganza und der reichfte Grundbeſitzer in Portugal, durd feine Großmutter 
Katharina, die jüngere Tochter des Königs Emanuel, mit dem früheren Königs— 
hauſe verwandt, und aud durch feinen Großvater Johann Herzog von Braganza, 
den Sohn eines Baftards aus demjelben Königsftamme, ebenfo zur Thronfolge 
berechtigt, wie es König Johann I. in Bezug auf feine legitime Abkunft von 
Pedro dem Strengen gewefen war, ftellte fih an die Spite des Aufftandes gegen 
Spanien (1, Dec. 1640) und war in wenigen Monaten ald König allgemein 
anerfannt. Die heiden Seemädte und Frankreich als Rivale Spaniens erflärten 
fib in ihrem eigenen Interefie (1641—42) für die neu errungene Unabhängigfeit 
Portugals und leifteten fo viel Schuß, als es nothwendig ſchien, um Spaniens See⸗ 
macht zu ſchwächen und doch Portugal nicht wieder zu feiner vormaligen Bedeutung 
emporfteigen zu laffen. Dadurch wurde in Europa der frühere Länderbeſtand faft 
unverfürzt erreicht (gegen 1750 D.-Meil.); aber in den überfeeijhen Befigungen 
hatten die Holländer gerade die vortheilhafteften fih angeeignet, die Kolonien auf 
Eeylon, Malabar, Negapatnam, Malacca, Java, den Molucceninfeln, dem Bor- 
gebirge der guten Hoffnung blieben verloren. Nur Brafilien, damals noch jehr 
wenig nußbar, die oftindifchen Kolonien Goa und Diu, ſowie der chineſiſche Sta— 
tionsplag Macao wurden von den Portugiefen den Hollänvdern fpäter in neun- 
jährigem Kampf (1645— 1654) wieder abgewonnen. 

Johann IV. (+ 1656) und fein geiftesihwaher Sohn Alfonjo VI. (1656, 
entthront 1667) gelangten nod nicht zur Anerkennung ihrer Souveränetät von 
Seiten Spaniens, wie dies erft dem zweiten Sohne Johannes, Pedro II. (1667 
+ 9. Dec. 1706), nad den glänzenden Siegen des deutſchen Feldherrn Graf 
Friedrich von Schömberg über die Spanier, in dem Friedensvertrage vom 13. Febr. 
1668 eingeräumt wurbe, zugleih mit ver Herausgabe Ceutas an Portngal und 
der Entjagung aller Anſprüche auf den früheren Befigftand in Europa. In biefen 
noch gegenwärtig faft unveränvert erhaltenen Orenzen bewegte ſich fortan die por— 
tugiefifhe Regierung als beſcheidene Macht des zweiten Ranges, ifolirt von jeber 
großartigen Einwirkung auf die allgemeine europäiſche Politit. Nur Großbritannien 
verftand es, Portugals natürlihe Hülfsmittel für ſich nah allen Beziehungen hin 
audzubeuten. Zuerft durch die Heirath ver portugiefifchen Infantin Katharina mit 
König Karl 11. dem Haufe Stuart verbunden, hatte König Wilhelm III. vom 
tommerciellen und politiihen Standpunkt eine ganz befondere Aufmerkfamfeit auf 
Portugal gewandt, um hier auf der pyrenäifchen Halbinfel einen wichtigen Stütz— 
punkt gegen den übermäcdhtigen Einfluß Ludwigs XIV. auf Spanien ſich zu erwer- 
ben. Während des fpanifhen Erbfolgefriegs war die Berbindung diefer beiden 
Staaten noch enger geworben, und bie ftets ſcharf berechnende engliſche Diploma- 


jährigen Anftrengungen Portugals: eine erfchöpfende Darftellung diefer Zeit gewährt Bd IV. 
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tie hatte in dem nad dem Geſandten Methuen benannten Handelövertrage, vom 
27. Dec. 1703 fo günftige Bedingungen für britifhe Induftrie und Attivhandel 
gewonnen, daß mit zäher Feſthaltung derſelben bis auf tie neuefte Zeit der por- 
iugieſiſche Handel und Gewerbfleiß volftändig gehemmt und bevormunvet blieb. 

Unter der langen Regierung des Königs Kaas V. (1706 + 31. Juli 1750) 
wurben bie Kräfte des Landes für kirchliche Zwede und verſchwenderiſche Bauten 
verzehrt, ſowie der nachfolgende Jofeph Emanuel (1750 + 24. Febr. 1777) 
weder in Geiftesgaben, noch in der Energie des Charakters Vorzüge vor feinem 
Bater befaß und nur einen furz vorübergehenden Aufſchwung feines Staates der 
kräftig durchgreifenden aber rüdfichtslofen Verwaltung feines Premierminifter Mar- 
quis von Pombal verbanfte. Seine Tochter Maria I. folgte ibm auf dem Throne, 
hatte nur Sinn für kirchliche Angelegenheiten und vie äußerſte Willfährigfeit für 
alle Forderungen ihrer Beichtväter und des Klerus überhaupt. An ihren Oheim 
Pedro 1760 vermählt, welcher gleichfalls den königlihen Titel, jedoch ohne vie 
Huldigung der Unterthanen empfing, erlitt fie den Schmerz, in wenigen Jahren 
ihren Gemahl (1786), den älteften Sohn und Thronfolger (11. Sept. 1788) und 
von ihren übrigen vier Kindern noch drei durch den Tod zu verlieren. Sie ver- 
fant in vollen Stumpffinn, fo daß ihre Geiſteskrankheit feit dem Febr, 1792 fie 
zu allen Regierungsgejhäften unfähig machte; aber die königliche Würde behielt fie 
bis zu ihrem Tode am 20. März 1816. Johann VI. übernahm am 10. Febr. 
1792 die oberfte Leitung der Verwaltung, erklärte ſich mit Uebergehung der Rechte 
der Cortes am 15. Juli 1799 zum alleinigen Regenten, aber den Titel eines 
Königs von Portugal führte er erft feit dem Tode feiner Mutter, bekräftigte den- 
jelben durch die feierliche Krönung zu Rio Janeiro am 6. Febr. 1818 und ftarb 
zu Lifjabon am 10. März 1826. Diefer von allen Seiten bevrängte Fürfi hatte 
die ſtürmiſchen Geſchicke des Zeitalterd der franzöfifchen Revolution in reichlichem 
Maße für fein Land zu ertragen, ohne die Gabe zu befigen,, bei Bundesgenofjen 
oder Feinden eine perfünlihe Nüdfiht für die Interefirn feiner Dynaftie oder 
feines Staates ſich zu erwerben. Ungeachtet feiner dringend erftrebten Neutralität 
in dem Kampfe mit der franzöjiihen Nepublit und veren Berbünbeten, brängte 
ihn die englifhe Politit zum Kriege mit Spanien und Franfreih, welder nad 
kurzer Dauer den nachtheiligen Frieden zu Badajoz mit Spanien am 6. Juni 
1801 und zu Madrid mit Frankreich am 29. Sept. 1801 herbeiführte. Als Opfer 
mußte von Portugal an Spanien die Stadt Dlivenga mit einem Gebiete von 
8 D.-Meil. dargeboten werden, wodurch auch hier die Guadiana unmittelbar die 
Grenzſcheide zwijchen beiden Staaten wurde; Frankreich erlangte einen Theil des 
portug. Guyang auf der Nordfüfte Südamerikas und das Verbot der engliſchen 
Schiffe für die portugiefifchen Häfen bis zum allgemeinen Trieben. 

As Napoleon 1. in feinen Plänen für das franzöſiſche Kaiſerthum die De 
müthigung Großbritanniens durch ven Ausihluß feines Handelsverfehrs vom 
europäiſchen Kontinente aufgenommen hatte, ſchritt er gleic nad der Ueberwälti- 
gung des preußifhen Staates zur Ausführung diefes Vorhabens, womit die Er- 
- richtung napoleonifher Dynaftien für die vollftändigften Erfolge einer überein- 
ftimmenden Politif in Verbindung ftand. Dafür wurde zuerft ganz Portugal von 
den Franzoſen befest, fo daß ver Prinzregent Johann fi genöthigt ſah, am 
25. Nov. 1807 mit feiner ganzen Familie fein Neich zu verlaffen und aus Lif- 
jabon nad) Brafilien fi zu flüchten. Er landete zu Rio Janeiro am 6. Jan. 1808, 
und zum erften Male erlebte Europa ein Beifpiel, eins feiner Fürftenhäufer 
einen längeren Anfenthalt in feinem Koloniallande nehmen zu jehen, um von bier 
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aus dreizehn Jahre lang (bis zum 1. April 1821) Anorbnungen für ven Mutter: 
ftaat in Europa zu erlaffen. Wir übergehen bier die Ereigniffe des Krieges zwi- 
fhen den Engländern und Frankreich auf dem Schauplage in Portugal, die Siege 
Wellingtons, weldhe an der Mündung des Tejos in bewundernswerther Berthei- 
digung ihren Anfang nahmen und bis über die Pyrenäen hinaus fortgefett wur- 
den. Das portugiefifhe Volk blieb nur ein paffives Werkzeug der Beihülfe, ohne 
Leitung und mefentlihe Unterftügung feiner Regierung von Brafilien aus. Aber 
das Refultat des Sturzes der Napoleonifhen Uebermacht zeigte fih aud für Por- 
tugal in einer vollflommenen Reftauration des früheren Regentenhaufes in feinem 
europäifchen Befigftande. Der erfte Friedensſchluß zu Paris (30. Mai 1814), 
fowie der denfelben weiter ausführende Wiener Kongreß, auf welhem Portugal 
durch drei Gefandte vertreten war, gewährten den vollftändigen vormaligen Län- 
berbeftand in Europa, felbft mit Rüdgabe des Gebietes von Olivenga aus dem 
Bertrage von Badajoz (1801), in einem Flächeninhaite von 1771 D.-M. zurüd, 
fowie die weftafritanifhen Infeln (Azoren, Madeira, Cap Verdiſchen, St. Tho- 
mas, Principa u. ſ. w.), zufammen circa 200 Q.-M., die wenig nutbaren Gon- 
vernements Angola und Mozambique in Sübdafrite mit einem ungemeffenen Ge- 
biete von mehr ala 23,000 D.-M., die Befigungen in Oftindien Goa, Salcete, 
Din u. f. w. von 72 D.-M., Timor und Kambing im indifhen Ardipelagus 
mit 85 D.-M., Macao in China 4 DOM. Dazu gehörte noch das ganze Bra- 
filien mit einem Flächeninhalte von mehr als 130,000 D.-M., deſſen unermeßliche 
Natnrreihthlimer neben dem Bergbau jett zuerft, aber noch in fehr geringem Um— 
fange, durch intuftriellen Anbau eröffnet werden follten. Der Prinzregent Johann 
entſchloß ſich jedoch nicht gleich nach der Reftauration nah Europa zurüdzufehren; 
er erhob vielmehr dur das Dekret vom 16. Dec. 1815 Brafilien zu einem 
Königreihe, das mit Portugal nur durch dasfelbe Königshaus vereinigt, nicht 
aber jenem Reiche mehr untergeorbnet fein follte. 

Erft als in Portugal, in Folge der Wiederaufnahme der Berfaffung ver 
Kortes vom 9. 1812 in Spanien, in Porto unter Sepulvedas Leitung ein Auf- 
ftand ausgebrodhen war (Auguft 1820), die fpanifhe Verfafſung in mehreren 
Provinzen Portugals proflamirt wurde und eine am 1. Dft. 1820 ‚ufanmengetretene 
fonftitutionelle Junta vie Rückkehr des Königs als nothwendig zur Erhaltung feines 
Thrones forderte, verlegte König Johann VI. feine Refivenz wieder nah Yiffabon 
(April 1821). Seinen älteften Sohn, den Infanten Don Pedro ließ er ald Re- 
genten in Brafilien zurüd, indem er die Übrigen Mitglieder feiner Familie mit 
fih nah Europa hinüber führte. Dadurch yingen allerdings Brafilien und das 
angrenzende Guyana nad wenigen Monaten für Portugal auf immer verloren, 
denn Pedro konnte dem nationalen Andrange nicht widerftehen, Brafilien in ein 
unabhängiges Kaiſerthum mit befonderer Berfafjung umzugeftalten, und vie Re- 
gierung als fonftitutioneller Kaiſer fofort am 12. Dit. 1822 felbft zu überneh- 
men. Nach vreijährigen) vergeblihen Verhandlungen über die Rückkehr Brafiliens 
unter portugiefiihe Dberhoheit gab König Johann VI. nad, erfannte am 15. Ma- 
1825 bie völlige Trennung Portugals von Brafilien an und begnügte ſich auch 
für feine Perfon den Titel „Raifer von Brafilien" anzunehmen und bis an feinen 
Zod (F 10. März 1826) fortzuführen. Kaiſer Pedro trat ala ältefter Sohn nad 
dem portugiefiihen Erbrechte in die Reihe der fouveränen Könige von Portugal 


7) Die in diejer Zeit erfolgten Vorarbeiten für die Verfafjung erwähne ich unter Il. im 
Staatsrechte. 


156 Portugal. 


und Algarve ein, gab dieſem Königreihe fofort (23. April 1826) eine neue ber 
damaligen franzöfifhen und brafilianifhen nachgebildete Reihsverfaffung (Carta de 
Lei vergl. unten III. Staatsredht), und verzichtete auf tie eigene Berwaltung 
diefes nunmehr Eonftitutionellen Reichs am 2. Mai -1826 zu Gunften feiner da— 
mals fiebenjährigen älteften Tochter Maria da Gloria und ihrer bereinftigen 
Nahlommen, indem er Brafilien ald einen abgefonderten Staat für ſich behielt 
und in biefem die vechtmäßige Erbfolge feinem damals erft 5 Monate alten Sohne 
Pedro de Alcantara, dem gegenwärtig regierenden Kaifer von Brafilien Pedro II., 
bewahrte. 

Für die minderjährige Königin Maria II. da Gloria (1826 + 15. Nov. 
1853) hatte Kaifer Pedro noch vor feiner Refignation feinen einzigen Bru— 
der, den Infanten Don Miguel zum Gemahl beftimmt, um den portugie- 
fiihen Staat in der Dynaftie Brayganza zu erhalten. Die Königin Maria II. 
follte nicht früher den Boden Brafiliens verlaffen, bis daß in Portugal die von 
ihm ertheilte Berfaffungsurfunde befhworen und die Verlobung Don Miguels, 
der damals feinen Aufenhalt in Wien genommen, mit der Königin Maria II. 
durch Profuration vollzogen wäre: würben dieſe Bebingungen nicht erfüllt, jo 
follte auch feine Entfagung und die Abtretung Portugals an feine Tochter Maria 
null und nichtig fein. Don Miguel ging inzwifhen, obſchon er als der ftarrfte 
Widerſacher aller Reformen unter feinem Bater (1822—23) ſich gezeigt hatte, auf 
alle Bedingungen ein; er nahm am 4. Oft. 1826 zu Wien unbedingt bie 
neue portugiefifhe Verfaſſung an und feierte am 29. Oft. 1826 feine Berlobung 
mit Maria II. unter Vertretung verfelben, worauf von Kaifer Pedro I. die Er- 
nennung feines Bruders zum Negenten von Portugal während der Min- 
derjährigfeit der ihm zur Gemahlin beftimmten und verlobten Königin Maria 
am 3. Juli 1827 erfolgte. Doch kaum hatte Don Miguel die Regentſchaft von 
Portugal aus den Händen feiner Schwefter, der Infantin Ifabella Maria, über: 
nommen und in der Mitte der verfammelten Kortes vie neue Berfaffung befhworen, 
26. Febr. 1828, fo löste er die PVerfammlung der Kortes auf und entließ das 
fonftitutionelle Minifterium. Im der Geiftlichkeit und dem höheren Adel fand 
Miguel zahlreihe Gegner der neuen durh vie Verfaſſung gefeglich geficherten 
Reformen. Er berief daher mit fiherer Ausfiht auf günftigen Erfolg die alten 
drei Stände der Kortes von Lamego zufammen (vergl. unten III. Staatsredit), 
unter dem Vorwande, die allgemeine Stimmung des portugiefifhen Volls über 
die feinem Wohle entfprehenpften politifhen Berhältniffe zu vernehmen. Diefe 
erflärten am 25. Dec. 1828 mit großer Majorität, nad ihrer Interpretation ber 
alten Örundgefeße des Reichs, Miguel für ihren allein rechtmäßigen König, weil 
Pedro als Beherrfcher eines andern fouveränen Reichs den Portugiefen feine 
Geſetze vorſchreiben, auch Portugal nicht vereint mit einem andern unabhängigen 
Neiche regieren könne. Miguel, in ver von ihm erwünfchten Weife unterftügt, trat 
augenblidiih von dem geleifteten Eide zurüd, nahm am 30. Juni 1828 die Krone 
Portugals nad feinem eigenen ibm angeborenen Rechte an und hob bie 
Berfaflung nebft allen von Kaifer Pedro für Portugal gegebenen Ordonnanzen 
auf. Eine vierjährige wahrhafte Schredensregierung war jest über Portugal ver- 
hängt, in welder Miguels zügellofe Willtühr alle Theile des Vollks gegen fid 
empörte. Da entſchloß ſich Kaifer Pedro der Herrſchaft in Brafilien zu Gunſten 
feines Sohnes Pedro II. zu entfagen und den Kampf für bie Durhführung ber 
Rechte feiner Tochter und Wiederherftellung ber legitimen Regierung Maria II. 
in Europa felbft zu leiten (Manifeft vom 2. Febr. 1832). Auf den Azoriſchen 
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Infeln begann der Bürgerkrieg im März 1832, unter mittelbarer Unterftügung 
Pedros von Großbritannien und Frankreich wurde er vor dem Hafen von Porto 
(Juli 1832) forigefegt und nah ber langjamen Eroberung der nördlich vom Tejo 
gelegenen Provinzen mit der Einnahme von Liſſabon am 23. Juli 1833 in ber 
Hauptſache beendigt. Der Heine Gebirgsfrieg in Alemtejo dauerte noch faft ein 
Jahr bis zur Kapitulation von Evora fort, worauf Miguel am 26. Mai 1834 
bie Uebereinfunft zu Evoramonte abjhloß und in biefer fih verpflichtete, in 14 
Zagen Portugal zu verlaffen, ſich fernerhin weder direft noch indireft in bie 
portugiefifhen Angelegenheiten zu mifhen und mit einem Sahrgehalte von 
100,000 Rthlr. außerhalb der pyrenäifchen Halbinfel zu leben. Seil dieſer Zeit 
haben zwar noch, namentlich in ven 3 1835 und 1836, fowie 1846 und 1847 
Migueliftenihaaren Aufftände in einzelnen Provinzen veranlaft, melden aud 
Miguel felbft nicht ganz fremd geblieben ift 8); ex felbft aber ift nicht mehr nad) 
Portugal zurüdgelehrt, indem er zuerft feinen Aufenthalt in Italien und dann in 
Baiern wählte, wo er am 24. Sept. 1851 mit ber Prinzeffin Adelheid von 
Löwenftein-Wertbheim-Rochefort ſich vermählte, aus welcher Ehe gegenwärtig ein 
Sohn und vier Töchter leben. 

Für die Königin Maria II., vie ihre Volljährigkeit noch nicht erreicht Hatte, 
wurde ihr Dater Pedro als Regent von den im Auguft 1834 einberufenen Kortes 
beftätigt mit dem ausbrüdlih am 12. Sept. d. 3. ihm eingeräumten Rechte, den 
Gemahl der Königin zu wählen. Seine Berfaffung wurde von neuem als bas 
Örundgefeg Portugals proklamirt, wejentlihe Verbeflerungen verfelben wurben eine 
geleitet, aber die phyſiſche Kraft des Kaiſers war erfhöpft, er mußte bereitd ben 
18. Sept. 1834 die Regentſchaft niederlegen und von ben Kortes bie Erflärung 
ber Bolljährigfeit für die Königin fordern. Maria II, erft im 16ten Lebensjahre, 
beihwor am 20. Sept. in der Berfammlung der Kortes die Verfaffung und trat 
bie Regierung an; vier Tage fpäter ftarb ihr Vater (24. Sept.). Noch in dem- 
jelben Jahre vermählte fi die Königin am 1. Dec. dur Profuration mit dem 
Herzog Auguſt von Leuchtenberg, dem älteften Sohne des vormaligen Vicelkönigs 
von Italien und Napoleons I. Stiefjohns, Eugen von Beauharnais, deſſen Schwe- 
fter Amalie als zweite Gemahlin des Kaiferd Pedro ihre Stiefmutter war. Her- 
zog Auguft fam am 26. Jan, 1835 nad Liſſabon, jevoh ſchon am 28. März 
besjelben Jahres wurde er feiner Gemahlin durch den Tod entriffen, ohne einen 
Nachfolger dem Reiche gegeben zu haben. Intriguen ber verfchiedenen politifchen 
Parteien, Militäraufftände, die Anarchie in dem benadhbarten Spanien, erfehwerten 
außerordentlich die Tage ver jungen Königin, aber fie wurbe nicht ſogleich gebeſ— 
fert durch den Abſchluß ber zweiten Ehe mit dem Prinzen Ferdinand von Sadjfen- 
Koburg, dem älteften Sohne des zu Wien lebenden Herzogs Ferdinand 9) aus ber 
Ehe mit der Fürftin Antoinette von Kohary. Denn Prinz Ferdinand ftürzte ſich 
bald nad feiner Ankunft in Liffabon (9. April 1836), von feiner Gemahlin zum 
Oberbefehlöhaber des portugiefiichen Heeres ernannt, als ein fehr thätiges Werk— 
zeug in dieſes Parteigetriebe und zog dadurch raſch einen bald allgemein verbrei« 
teten Vollshaß auf fi, der durch die gleichzeitigen Ereigniffe in Spanien ftets 


8) Dergl. meine Einleitung zu den Grundgefepen Portugals in den PVerfaffungen und 
Grundgefegen in den Staaten Europas B. II. ©. 168—77. 

9) Ferdinand war der ältefte Bruder des Herzogs Ernft von Sachſen⸗Koburg⸗Gotha, auf 
—— erſt nach dem Lebensalter König Leopold von Belgien in diefem glücklichen Fürſtenhauſe 
o 
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neue Nahrung fand und die Gegner zu den übertriebenften Forderungen in Er- 
weiterung ber politifhen Rechte aufftahelte. Die Königin mußte nachgeben, ihr 
Gemahl ven Oberbefehl des Heeres nieverlegen, und ein neues Minifterium wurbe 
aus entſchiedenen Gegnern des Hofes gebildet. Unter dem Schuge britifcher Schiffe 
und Truppen wurde von Belem aus, wohin die Königin ſich zuridgezogen hatte, 
eine Bermittelung über weniger wichtige Veränderungen in ber Verfaſſung erreicht, 
indeß ein ficherer Friede zwifchen ver Königin und der anfgeregten großen Volks— 
maſſe wurde erft durch die Geburt des Thronfolgers, des Infanten Don Pedro 
de Alcantara am 16. Sept. 1837 herbeigeführt, weil nun erft die Dynaſtie 
national geworben und dadurch and tie Verfaffung und Ruhe des Landes garan- 
tirt erfchien, Die Partei ver Königin triumphirte, als gleichzeitig dem Bater des 
Thronfolgers der Titel eines Königs von Portugal beigelegt wurde, ohne 
ihm daburd irgend welche beſtimmte Rechte an ver erefutiven Gewalt einzuräumen. 
Eine neue Revifion der Berfaffung wurde durch die fonftituirenden Kortes, befon- 
bers in Bezug auf die Feftftellung und Erweiterung der Rechte der beiden gefeß- 
gebenven Kammern am 20. März 1838 beendigt und von ber Königin fammt 
ihrem Gemahle „als ein neuer gefelfhaftlicher Vertrag” am 4. April d. I. ge- 
nehmigt und befchworen. Der innere Friede wurde feit diefem Jahre unter ver 
Regierung der Königin Maria micht mehr weſentlich getrübt, abgerechnet Iofale 
Aufftände und Minifter-Intriguen, die über Liffabon und Porto nicht hinausreich- 
ten und in wenigen Wochen befeitigt wurben. Selbft die politischen Umwälzungen 
bes Jahres 1848 übten auf das von dem großen Schauplatze ber Bewegungen 
entfernte Portugal feine nennenswerthe Einwirkung aus, fo daß bie Königin Maria 
mit vollem Rechte die Sigungen der Kortes am 15. Auguft 1848 mit ven Worten 
ſchließen konnte: „inmitten der Greigniffe, welche Europa 'umgeftürzt, fet in Por- 
tugal die. Ruhe nirgends geftört worden." Der Länderbeſtand blieb gleihfalls ſeit 
dem Wiener Kongrefje unverändert, aber zum großen Vortheile des Mutterlandes 
wie ber Kolonien begannen auch jett hier Handel und Gewerbfleig aus dem langen 
Schlummer zu erwaden und felbftäntig an ben Fortſchritten der Kulturentwidlung 
des übrigen Europas thätig fich zu betheiligen. 

Maria II. ftarb 44 Jahre alt am 15. Nov. 1853 mit Hinterlaffung einer 
reihen Nahlommenfhaft , aber der Thronfolger Pedro V. (f 1861 11. Nov.) 
hatte eben erft das ſechszehnte Lebensjahr zurüdgelegt. Die Regentfhaft wurde 
neben ber Vormundſchaft feinem Vater, dem Tilularkönige Ferdinand, von ben 
Kortes am 19. Dec. 1853 übermwiefen, welcher fie bis zur Volljährigkeit des Kö— 
nigs führte (16. Sept. 1855) und dann ſich gänzlich in das Privatleben zurüd: 
309, vorzugsweiſe mit der Zeichnentunft und dem Radiren beſchäftigt. Mit 
wahrer Meifterfhaft hat dieſer Fürft mehrere hunderte radirte Blätter geliefert, 
bie in den Kunftfabinetten Europas fein Talent ehrenvoll bewahren werden. König 
Pedro V. vermählte ſich am 18. Mai 1858 mit der Prinzeffin Stephanie von 
Hohenzollern-Sigmaringen, der älteften Tochter des Fürſten Karl Anton von 
Hohenzollern-Sigmaringen, dod wurde die Ehe in Jahresfriſt zum allgemein 
befundeten Schmerz des Volkes durch den Tod der fehr beliebten Königin gelöst, 
ohne einen Thronfolger gewährt zu haben (17. Juli 1859). Es war bies nur 
der Anfang des Unglüds diefes Königshaufes: ein bösartiges Fieber, wie es fchien 
durch Tofale Urfahen im Königspalafte zu Liſſabon erzeugt, ergriff (Oft. und Nov, 
1861) bie ganze männlihe Nadtommenfhaft ver königlichen familie, König 
Pedro V. felbft (11. Nov. 1861) und fein zweiter Bruder Infant Johann unter- 
Ingen ihm als Opfer, auch der gegenwärtig regierende König Ludwig Philipp 
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und fein jüngerer Bruder Ferbinand erholten fi nur langfam aus ber ſchweben⸗ 
den Tobesgefahr. Seit wenigen Monaten ift König Ludwig mit der Prinzeffin 
Maria Pia vermählt (Aug. 1862), der jüngften Tochter des Königs Viktor Ema- 
nuel von Italien. Die Politit der portugiefifhen Regierung bat fi aud in jüngfter 
Zeit von jever lebhaften und thätigen Theilnahme an ben allgemeinen europäiſchen 
Berhältniffen zurüdgehalten und felbft auch in den fpanifchen Angelegenheiten, wie 
bei dem nahe liegenden Interefje an Spaniens Zwift mit dem Kaifer von Marofto, 
vie firengfte Neutralität beobachtet. In Bezug auf den Yänverbeftand und ben 
Handelsverfehr haben wir nur das Jahr 1860 hervorzuheben. Durch einen Ver— 
trag mit der Regierung des Königreichs der Niederlande über die Grenzen ber 
beiterfeitigen Beſitzungen auf Timor und im indiſchen Archipelagus wurden bie 
vor Timor gelegenen Infeln Flores, Adonaro, Solor, Combles, Bantar und Om: 
bai gegen Entrichtung von 200,000 fl. (116,666 Rthlr.) von Portugal den Nie- 
derländern zum vollen Befig überlaffen. Die Erneuerung des Verkehrs mit Japan, 
den Portugal unter allen Böltern Europas zuerft im 16ten Jahrhundert eröffnet 
und 1580 verloren hatte, wurde durch einen Handelsvertrag vom 1. Oft. 1860 
wieber eingeleitet, indem vie Hafenpläte Hakodadi, Kanagawa und Nangafali den 
portugiefifhen Schiffen wieder eröffnet wurden. Die innere Politik gewährte eine 
allmählige Befeftigung und einen weiteren Ausbau ber Berfaffung, mußte aber 
eben veshalb noch zu oft mit den bevenklichen Folgen eines häufigen Minifter- 
wechſels fämpfen. 

II. Statiftifhe Ueberfidht. Die fartographifhen Arbeiten find für die— 
fen Staat, mit Ausnahme der Seetüften, hinter den bedeutenden Fortſchritten und 
den großartigen Leiftungen der meiften Staaten Europas zurüdgeblieben und neuer- 
dings auch von Spanien entjchieden übertroffen, während vie früheren Atlanten 
gemeinhin für die ganze pyrenäiſche Halbinfel beftimmt und in den einzelnen Sef- 
tionen von fehr verfchiedenem Werthe waren: fo Lopez Atlas von Spanien und 
Portugal in 102 Seiten, 1802 u. ff., Beaupoifie in 63 Blättern, Paris 
1821 u. ff, Donnet in 6 Blättern, Paris 1823. Erſt feit 1854 ift eine 
etatsmäßige Summe jährlih ausgeſetzt, um unter der Leitung des Generalftabs 
eine topographifche Specialfarte erfcheinen zu lafjen in dem Mafftabe von! / 200000 
Die Zahl der Seltionen ift auf 30 feftgefegt; die beiden erften find 1861 heraus: 

egeben. 

Statiſtiſche Sammlungen und eingeforberte Berichte über einzelne Verwal: 
tungszmweige find Bereits feit der Mitte des fiebenzehnten Jahrhunderts üblich 
gewefen, aber eine Gentralbehörbe für Verarbeitung der eingefammelten Notizen 
befteht auch bis zur heutigen Stunde noch nicht, wie der Bertreter Portugals auf 
dem fetten ftatiftifchen Kongreffe zu London (Iuli 1860) bedauerte. Zerftreut find 
die Nachrichten in dem officiellen Almanach de Portugal, die jährlih befannt 
gemacht werben, in den Budgets der Verwaltung feit 1822, in den Minifter- 
berichten für die Kolonien, Nechtspflege, Armenweſen u. f. mw. aufzufudhen, und 
nur Privatarbeiten haben es bis jest verfucht, ftatiftifche Darftellungen des ge- 
fammten Staatslebens in Portugal zu liefern. Sehr achtbar bleibt Adr. Balbi, 
Essai statistique sur le royaume de Portugal et d Algarve, Paris 1822, 2 vol. 
8vo., wozu noch von bemfelben Berfaffer Varietes politico-statistiques sur la 
monarchie Portugaise, Paris 1822, gehören : unbeftritten die felbftändigfte Arbeit 
diefes vielbewanderten Polyhiſtors. Für die Ältere Literatur bis 1836 vermweife 
ih auf meine ftatiftifche Darftellung Portugals in meinem Handbuch ber allgem. 
Staatstunde, B. III. ©. 265—493. Als gute Kompilationen der im Lande ſelbſt 
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gefammelten Nachrichten nenne ih Eſchwege, Obrift, Gemälde von Portugal, 
Hamburg 1838, 8vo.; Dr. Mor. Willomm, zwei Jahre in Spanien und 
Portugal, Leipzig 1847, 3 Dände 8vo, und von bemfelben Berfafler: das Kö— 
nigreih Algarve in Gumpredts Zeitihrift für Erdkunde, 1854, Band III. Heft 4, 
fowie „die Halbinfel der Pyrenäen, eine geographifch-ftatiftiide Monographie," 
Lpz. 1855. Endlich empfehle ih noch als ein entſprechendes Hülfsmittel: v. Mi- 
nutoli (preuß. Oeneraltonful), Portugal und feine Kolonien, Berlin 1854, 
2 Be. 8vo. 

1. Zand und Bevblkerung. Das Königreih Portugal, in feiner einem 
länglihen Bierede nahe kommenden Öeftalt, zwijhen 360 56° 34 am füplid- 
ften Punkte (dem Borgebirge Santa Maria) und 420 7° 30‘ nördlicher Breite 
(am nörblidften Grenzpunfte Melgago am Minho) fih ausvehnend, läßt fi im 
Bergleihe zu feinem verhältnigmäßig geringen Flächeninhalte von 1771 geogr. 
Meilen überhaupt als ein Küftenland betradhten. Denn es befitt bei einer Länge von 
75,5 geographifhen Meilen an ber breiteften Stelle nur eine Ausdehnung von 
32 geographifchen Meilen, aber aud im ſchmalſten Theile des Landes, in Algarve, 
vermindert fi die Breite nirgend unter 23 geographifhen Meilen. Da nun 
Portugal nur im Norden und DOften mit Spanien zufammenhängt, jo muß es 
nad) feiner Geftalt in feiner gefammten weftlihen und füblihen Ausvehnung vom 
atlantiſchen Meere umfpült fein. Diefe Küftenentwidelung beträgt nicht weniger 
ald 108 Meilen, wovon 835 auf bie mweftlihe und 235 auf bie ſüdliche fallen: 
mithin kömmt durchſchnittlich in diefem Lande 1 Meile Küftenlänge bereits auf 
16% D.-Meilen Fläheninhalt. Diefe Küfte befigt jedoch, wenn man fie mit ber 
benachbarten fpanifchen vergleiht, nicht fo viele und fo fichere Hafenpläge als 
jene, wiewohl einzelne Häfen von der Natur außerordentlich begünftigt find. Die 
Küfte ift dem mannigfachften Wechfel in ihrer Erhebung unterworfen, doch im 
Ganzen mehr niedrig als fteil. Mit den Mündungen der Flüſſe und dem Laufe 
der Gebirge bietet die Küfte daher vie natürlichften Grenzen für die politiſche 
Eintheilung zur Landesverwaltung, weshalb aud hier die politifche Eintheilung 
feit Jahrhunderten fo unverändert aufrecht erhalten ift, wie dies von feinem an- 
dern europäifchen Staate nachgewiefen werden kann. Der Minho bildet die Nord- 
grenze gegen Spanien, fo daß das Land zwiſchen ihm und dem Lauf des Douro 
eine von beiden Flüſſen abgejhloffene Provinz (Entre Minho e Douro) dar— 
bietet. Die Serras de Gerez, de Marao und Segundera, welde gegen biefe 
Provinz und Spanien fi binziehen, umfaffen bis zum Douro die zweite Provinz 
zwifchen den Gebirgen (Traz os montes). Das Land ſüdlich vom Douro bis 
zum Tejo im Süpoften und bis zur Serra de Eftrella und dem Küftenfluß Mon- 
dego im Süden bildet die Provinz Beira. Der Tejo, ber Hauptftrom des ganzen 
Staates, bilvet eine neue Sonderungsfcheide zwifchen den beiden folgenden Pro- 
vinzen: das Land nörblid vom Tejo bis zur Serra de Eftrella, bie fi von 
Nordoften nad Südweſten zur Küfte binzieht, ift die Provinz Eſtrem adura mit 
der Hauptftadt Liffabon. Das Land ſüdlich vom Tejo oder jenfeits des Tejo 
(Alem-Tejo) gewährt wiederum eine Provinz bis zur Serra de Mondique 
und dem Nebenzweige diefes Gebirgs, der Serra da Galdeirao und der Ouadiana. 
Südlich von diefen Gebirgsfämmen, öftlih von der Guadiana abgeſchloſſen, erftredt 
fih das Reid Algarve bis zu den Küften des atlantifhen Meeres. 

Für die Detailverwaltung hat mit NRüdfiht auf die relativ ſchwächere 
ober ftärfere Bevölkerung die Königin Maria 11. im Juli 1835 bie 
gegenwärtig noch beftehende Eintheilung in 17 Bezirke (Districto) ausge 
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führt, von denen Beira 5, Algarve 1, Traz os montes 2, die übrigen je 3 Die 

firifte erhalten haben. Die Diftrikte haben ihre Benennung nad den Hauptorten 
und umfaffen eine Bevölferung von 900,000 bis 300,000 Seelen, nur vie bei— 
ben mit der Hauptftadt Liffabon und dem Haupthafen Porto haben als vie am 
ftärfften bevölferten 426,000 und 376,000 Geelen. Die frühere Eintheilung nad 
Comarcas (Gerichtöbezirken), deren es 44 gab, hat noch gegenwärtig für die Nechts- 
pflege und Polizeiverwaltung ihre Bedeutung, indem ber Corregidor jever Comarca 
mit der Erekutive innerhalb feines Bezirkes beauftragt ift: in der Negel gehören 
3 Comarcas zu einem Diftrifte, in einigen nur 2. Außerdem zerfällt jeder Diftrift 
in Concelhos, welde wir etwa den Kantonen gleichftellen können und die wie 
derum aus den einzelnen Kirchipielen (Parochias) gebilvdet werben: 20 bis 60 Gon- 
celho8 machten bi8 1840 einen Diftrift, nur Coimbra und Lamego hatten 72 und 
95 Eoncellos, Faro und Guarda dagegen weniger nur 16 und 17: die Gefammt- 
zahl der Concelhos betrug 780. Gegenwärtig find die Concelho8 doppelt fo groß, 
in jedem Diftrifte nur 13 bis 40, in der Gefammtzahl 379. Bon den Kirdipie- 
len gehören jest 8 bis 12 zu einem Concelho; die Gefammtzahl der Kirchipiele 
beläuft fih 1822 auf 4084 und hat fi durch Zufammenziehung einiger bis auf 
3816 vermindert. 


Die älteften Zählungen viefes Staates beſchränkten fih auf bie Feuerſtellen, 
welde man mit 4 multiplicirte, um annähernd vie Volkszahl zu erlangen; bie 
Zählung der Teuerftellen dient auch gegenwärtig noch als eine Kontrolle ber 
Bolkszählung, um die Zunahme oder Abnahme der Bevölferung eines Bezirks zu 
beurtheilen. Seit der Einführung ver Berfafjung werben die Volkszählungen genauer 
veranftaltet und regelmäßig wiederholt, in den letzten beiden Jahrzehnden alle 
3 Jahre, Demnad ergibt fih das Fortſchreiten der Bevölkerung 10) in folgenver 
Zunahme: 


Concelhos. Feuerftellen. Bevöllerung. Auf1D.-M. Bewohner. 


1822 785 765,210 3,443,447 Seelen. 1944 
1835 791 788,757 3409,25 „ 1925 
1850 379 833,115 3,471,199 1960 
1858 379 949,075  3,578,677  „ 2021 
1861 379 949,075 3,723,410 „ 2102 


Aus dem legten Jahre befige ich indeß nur die Gefammtzahl und gebe demnach 
nach der letzten mir zuftehenven officiellen Zählung für 1858 nad dem Almanach 
de Portugal eine tabellarifche Ueberfiht für den gegenwärtigen Länderbeſtand in 
den Provinzen und Kolonien, nad Flächeninhalt und Bevölkerung derſelben. Mit 
ben europäifchen Befigungen befinden ſich unter ganz gleihmäßiger Verwaltung 
die Azoren, Madeira und Porto Santo und werden ald Infeln von dem euro- 
päifhen Feftlande unterfhieden, während die übrigen überfeeifhen Befigungen in 
Afrika und Aſien unter 6 Gouvernements (4 in Afrika und 2 in Afien) ver- 
theilt find. 


10) Vergl. M. Blod, Berölferung Spaniens und Portugals nad den Driginalquellen 
zufammengeftellt, Gotha 1861. 12. mit 12 flatiftifhen Kärtden, ©. 52—57. — Meine Sta 
tift. Portug. ©. 296- 301, ©. 315—321. 
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A. Feſtland. 
Provinzen. Geogr. D.-Meil. Einwohner 1858. — 
1. Entre Minho e Douro 135 860,479 6371 _ 
2. Traz-os-Montes 191,25 . 324,295 1697 
3. Beira 405 1,180,593 2915 
4. Eftremabura 466,38 755,122 1620 
5. Wlemtejo 483,75 305,404 632 
6. Algarve 90 152,784 1675 
sufammen 1771,38 3,578,667 2021 
B. Infeln. 
1. Azoren 54 240,113 4446 
2. Madeira ꝛc. 15,74 98,620 6281 
zufammen 1841,12 3,917,410 2128 
C. Ueberfeeifhe Gouvernements. 
1. Cap Berdifhe Infeln, von 
denen 7 unbewohnt find, 
mit der Injel Biscao und 
den Kolonien auf Guinea 
und in Senegambien 180 86,458 489 
2. Infeln St. Thomas und 
Principe 21,5 12,253 570 
3. Angola u. Benguela, Mof- 
famedes und Ambriz 9,550 659,190 69 


4. Mozambique mit Zamberia, 

Tetto, Sofala und den In— 

feln des Caps Delgado 13,500 300,000 22 
5. Oftindien mit Goa, Damao, 

Diu, Timor und Kambing 


im indiſchen Archipel 210 524,500 2498 
6. Macao (China) —— ee: J 29,587 6574 
zufammen in den Kolonien sub C. 24,366 1,612,018 66 


Wir erfehen aus dem relativen Bevölferungsverhältniffe, daß felbft das Por- 
tugiefifhe Feftland zu den ſchlecht bevölferten Staaten Europas gehört, wenn 
es auch durchſchnittlich dem benachbarten fpanifchen Reihe hierin noch anfehnlid 
überlegen ift. Die vorzugsweife gebirgigen Provinzen überlaffen der landwirth- 
ſchaftlichen Kultur zu wenig Boden, um eine rafdhere Entfaltung der Bevölferung 
hervorzurufen. Vergleiben wir die Volkszahl von 1822 mit der von 1861, fo ift 
für ganz Portugal die Bevölkerung in 39 Jahren um 280,000 Seelen nur ge: 
ftiegen, d. h. um nidyt viel mehr als 8 Proc. überhaupt, oder im jährlichen 
Durchſchnitte um 1/, Proc. Allerdings bürfen wir nicht überjehen, daß feit 1826 
der Bürgerkrieg und die wiederholten Verſuche ver Parteigänger Don Miguele 
dent Yande viel Menfhen im Kampfe und durch Auswanderung gefoftet hatten, 
und daß die Bevölkerung dadurch bis 1845 fogar zurüdgegangen war. Über 
bleiben wir auch bei den legten 11 Jahren ftehen, fo hat das Wachsthum der 
Bevölferung doch nur 252,000 ©. betragen, oder im jährliden Durchſchnitte 
0,67 Proc. — Die beträdtlihfte Zunahme bleibt immer noch in der bereits fehr 
ſtark bevölferten norbweftlichften Provinz, weil der Weinban und Porto's Hanbels- 
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verkehr die ergiebigften Nahrungsquellen varbietet; felbft Eſtremadura hat nad) 
Abzug der Bevölkerung der Hauptftadt Liffabon nur 480,000 ©., d. i. 1029 ©, 
auf 1 D.-Meile. Für die Bewegung in der Bevölferung bieten uns aus neuefter 
Zeit nur die Mittheilungen aus dem Minifterium des Innern im I. 1854 einen 
Anhalt, fie liefern für das portugiefiihe Feftland mit Einfhluß der Azoren und 


Madeira : 
Geburten. Todesfälle. Neue Ehen, 
1850 121,661 85,756 26,337 
1851 121,119 91,500 25,837 
1853 124,106 88,496 26,558 
zufammen 366,886 265,752 78,732 


mithin im jährlihen Durchſchnitte 122,295 Geburten, d. i. auf 34,4 Menjchen 
eine Geburt, wobei nad ten Provinzen ein günftigeres Verhältniß auf Algarve 
und Alemtejo (1 auf 21 u. 25), dagegen das ungünftigfte auf Eftremabura mit 
der Hauptftabt kömmt (nur 1 auf 39 M.). Die Durchſchnittszahl der Todesfälle 
erreicht jährlich 88,584, d. h. 1 auf 43 Einwohner, wobei jedoch Algarve und 
Alemtejo am ungünftigften ftehen (1 auf 37 und 31), nädftvem Eftremabura 
1 auf 42 €., aber die 3 nördlichen Provinzen erft 1 auf 44, 49 und 54 
(Minho e D.) zählen. Die Zahl der neugeſchloſſenen Ehen bietet im jährlichen 
Durchſchnitt 26,244, ein Verhältniß von einer neuen Ehe auf 146 Ginmwohner, 
wobei wieder die günftigfte Zunahme ven Provinzen Algarve und Alemtejo zu— 
fällt (1 auf 116 und 117 Einmw.), die übrigen fich ziemlich gleich nahe dem 
Durdfähnittsverhältniffe halten. Auf den Infeln (Azoren und Maveira) haben wir 
ein vortheilhafteres Verhältniß als den Durchſchnitt für die Geburten (1 auf 27) 
und Todesfälle (1 auf 50), dagegen find die neu geſchloſſenen Ehen hier in ge- 
rinafter Zahl (1 auf 172 Einw.). Die unehelihen Geburten befinden ſich in 
diefen Mittheilungen für 1851—53 nicht befonders angeführt, {deinen indeß von 
dem früher von mir für 1815—19 berechneten Berhältnifje 11), 1 unehliches Kind 
auf 10 ehelihe Geburten, ſich nicht wefentlich entfernt zu haben, va im I. 1852 
13,901 Kinder auf dem Feſtlande und 1056 K. auf den Infeln ausgefegt und 
in den vorhandenen Finvelhäufern untergebradt wurden; aljo etwas über 1/io 
fämmtliher neu Geborenen. Bon diefen 14,957 ausgefegten Kindern farben im 
erften Yebensjahre 8826 auf dem Feſtlande uns 642 auf den Inſeln, alfo über 
63 Proc. Die Gefammtzahl der im I. 1851 in den Findelhäufern aller Provin- 
zen und der Injeln verpflegten Kinder betrug nah tem Berichte vom 30. Juni 
1851 — 23,510, wovon allein mehr als die Hälfte 11,951 Findelkinder in 
Eftremadura vorhanden waren (165 auf 10,000 Einw.), 3024 auf den Azoren 
und in Madeira (88 auf 10,000 Einw.). Die Bertheilung ver Bevölkerung nad 
Bewohnern des platten Landes und der Städte ſcheint in dieſem Staate nur 
einem fehr geringfügigen Wechſel unterworfen zu fein, da eine allfeitige Kultur- 
entwidelung in ber Imbuftrie bier noch vermißt wird, oder doch erft in fpärlichen 
Anfängen fih zu regen beginnt. Unter ven Koncentrationspunften ber Bevölke— 
rung befigt Portugal 2 große Städte über 50,000 Einwohner, die Haupt- 
ftadt Piffabon im I. 1857 mit 275,286 E. und die wichtigfte Handelsftadt 
Porto mit 87,500 E.; eine einzige Stadt zwiſchen 20,000 und 50,000 €. in 
Braga mit 30,000 €., und 6 Städte zwiſchen 10,000 und 20,000 E., näms 


1, Meine Staatäfunde B, 111. S, 320, 
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lid Elvas mit 18,000, Eoimbra mit 16,300 E., Funchal auf Madeira mit 
15,000 €., Setuval mit 15,000 E., Evora mit 12,000 €, DOvaya am 
Douga mit 11,500 €. 

2. Nationale und konfeffionelle Berfhiedenheit. Eine Stammver- 
jhiedenheit befteht für dieſen Heinen Staat auf dem Feſtlande eigentlih gar 
nicht, zumal da er fih am äußerften entgegengefegten Ende des Erbtheils befindet, 
von wo bie großen Bölferwanderungen feit dem Anfange des Mittelalters einge- 
brochen find. Der portugiefifhe Volksſtamm ift als ein Miſchvolk wie der fpani- 
ſche entftanden, indem die Urbewohner des Landes durch römiſche Gewalt zur 
römifhen Kultur übergeführt, mit dem Untergange bes römifchen Reichs ven ein- 
gewanderten Sueven und Weftgothen anheimfielen und durch deren Uebermacht 
am früheften in einen germano=-romanifhen Staat übergingen. Die arabifche 
Eroberung, durch das gebirgige Terrain ſehr behindert, dauerte zu furz, um in 
der allgemeinen Sprade des Volks mehr als vereinzelte Elemente zurüd zu laffen. 
In Algarve hat die länger währende arabiihe Herrihaft mehr auf die Volksſprache 
und Landesgebräuche eingewirft. Aber durd die Verbindung Portugals mit Franf- 
reich feit dem Ende des eilften Jahrhunderts, durch die Fürftenfamilie und den 
mit ihr angefievelten franzöfifhen bel, erwarb fi das franzöfiihe Weſen wäh— 
rend des Mittelalters einen unverfennbaren Einfluß auf Sprade, Sitte und Volks— 
harakter, wie dies in ähnlicher Weife für die neuere Zeit dem Einfluß ber eng- 
liſchen Nationalität eingeräumt werden muß, und für ven letteren fi nod bis 
auf die Gegenwart geltend macht. Daher bietet die portugiefiihe Sprache eine fo 
entfhievene Beimifhung von Wörtern aus der franzöfiihen und englifchen dar, 
daher rührt der befonvers ftarfe Gebrauch ver Nafaltöne und die nicht feltene 
Berfhludung mander Enpfylben, daher leitet man bie franzöfifhe Höflichkeit und 
Bielrepnerei in allen Klaffen des Boll ab, mie fie fo ganz verfchieden von dem 
jpanifhen Nachbar fich bemerkbar macht. Der Portugiefe bildet vie gefammte 
Bollsmaffe des Landes, da nur in den größeren Hanvelsftäbten fi des Verkehrs 
wegen ausländiſche Familien, vorzugsweife englifhe, franzöſiſche, holländiſche und 
deutſche ſeßhaft machen. Als Arbeiter für die Gefhäfte des Handels und des 
Landbaus wandern Gallegos aus dem fpanifhen Galicien; die meiften bleiben 
nur vorübergehend im Dienfte, felten für mehrere Jahre oder Lebensbauer: man 
zählt durdfchnittlich gegen 50,000 Gallegos, die bis Alemtejo umd Faro in Al— 
garve zur Arbeit gehen. — Die Juden, welde im Mittelalter gerade in Portu- 
gal am ftärkften verbreitet waren und bier die eigene portugiefiihe Rage bildeten, 
im blühendften und ausgedehnten Handelsbetriebe, wurden unter König Emanuel 
(f. oben) in graufamer Berfolgung zum Chriftenthbum gezwungen over aus dem 
Lande vertrieben: fie fuchten ihr Afyl in Amfterdam, Rotterdam und Norbveutich- 
land auf und pflanzten bier die portugieſiſche Abzweigung fort. Alle fpäteren Ber- 
ſuche zur Rückkehr wurden den Juden feit Johann III. durd die Wachſamkeit und 
widernatürlihe Strafen der portugiefifhen Inquifition abgefhnitten, fo daß erft 
die franzöfifhe und englifche Befegung des Landes 1808 vorübergehend ben Ju- 
den wieder den Eingang in Portugal eröffnete. Nach der Reftauration der alten 
Dynaftie wollte man zum Ausſchluß der Juden aus Portugal wieder zurüdkehren, 
verftattete dann 1820 ihre Anfievelung unter fehr brüdenden Bedingungen, und 
erft die Grundgefege der Verfaflung vom 23. Sept. 1822 und 19. April 1826 
gewährten wieder einen vollen freien Aufenthalt mit der für alle Fremde gleich 
mäßig beftimmten Beſchränkung, daß gottesbienftlihe Uebungen nur in Privat: 
bäufern ohne äußerliche Abzeichen gehalten werben follen, Doc ift die Zahl der 
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Juden gegenwärtig noch unbebentend und überfteigt nicht 5000, alfo nod nicht 
0,15 Proc. der Bevölkerung. — Creolen und Neger finden fi hauptfächlich 
nur in den Handelsftäpten und in ben gewöhnlichen Leiftungen bes Hausbienftes 
beihäftigt; etwa 40,000 an ber Zahl ohne Einfluß auf die größere Vollsmaſſe. 
In den Kolonien bildet der Portugiefe in der Regel nur einen fehr Kleinen Be- 
ftandtheil der Bevölkerung, wenn wir aud) hier bie Azoren und Madeira ausnehmen; 
die bei weitem größere Maſſe ver Kolonialbevölferung gehört den Eingebornen bes 
Landes an, doch fehlen uns darüber die näheren Angaben. — Das allgemeine 
fichlihe Belenntnig ift in Portugal wie in deſſen Kolonien das römiſch-katho— 
lifche, welches für das Feſtland und die Kolonien, mit Ausfhluß ver 6 über- 
feeifhen Oouvernements, in der Öefammtzahl der Bevölkerung auch faft aus- 
ſchließlich das numerifhe Verhältniß feiner Anhänger umfaßt, ba Juden und 
Alatholiken noch nicht 1 Proc. ausmahen werden. — Die Leitung der fatholi- 
ſchen Kirche fteht unter drei Erzbifhöfen, von denen ber zu Liſſabon feit 1716 
zugleich Patriarch von Portugal ift und feit 1739 mit feiner Würbe das Recht 
zum Karbinalat erlangt hat; unter ihm ftehen 5 Suffraganbiſchöfe des Feſtlandes 
(Eftremabura) und fämmtlihe Bifchöfe der Kolonien (Funchal [Madeira], Goa, 
Makao). Der Erzbifhof von Braga leitet vie 3 nörblihen Provinzen mit 5 Diö- 
cefanbifchöfen, ver Erzbifhof von Evora vie beiden fühlihen (Alemtejo und Algarve) 
mit 3 Bifhöfen. 

3. Benugung des Bodens. Die überaus vortheilhafte Durchſchneidung 
des Bodens durch größere Ströme und viele Küftenflüffe, wie Minho, Duero, 
Bouga, Mondego, Tejo, Zatas, Guadiana u. f.w., gewährt, ungeachtet der zahl 
reihen ©ebirgsketten, in den Flußthälern und auf den günftig gelegenen terraf- 
fenförmigen Ufern eine möglichſt ergiebige Auebeute für Getreidebau mit Einfluß 
des Reis, für Südfrüchte und Del, vor allem aber für ven Weinbau, ver feit 
vielen Jahren ſchon berufen ift, hauptfählich die Nachtheile in der Handelsbilanz 
für Portugal auszugleichen. Doc bedarf die Landwirthſchaft, felbft in den günftig 
dazu gelegenften Provinzen Alemtejo und Eftrematura, noch einer weit betriebja- 
meren Induſtrie, um erft alle ver Produktion fähigen Landſtrecken urbar zu machen. 
Die frühere Getreiveausfuhr nad Frankreich und Spanien hat völlig aufgehört, 
in ſehr vielen Jahren ift die Einfuhr an Mehl und einzelnen weniger gerathenen 
Getreidearten nothwendig gewejen und nur fehr gürftige Ernten geben nod über 
den Bedarf Anlaß zur Aufſammlung einiger Vorräthe in den Hauptftäbten. Eine 
günftige Durchſchnittsernte wird nad den officiellen Mittheilungen für das Feſt— 
land auf 1,224,996 Moyos, wie im I. 1852, berechnet. Ein Moyo enthält 
15 Fanegas, die ziemlich gleih dem Berliner Scheffel ftehen (um 1,6 Broc. Heiner), 
aljo beträgt tie gefammte Ernte = 18,374,940 Fanegas, d. i. 5,2 Fanegas 
auf den Kopf der Bevölkerung, gewiß nur ein fehr mäßiges Verhältniß zur eige- 
nen Ernährung des Landes, das auch bei noch gefteigerter Inbuftrie für Portu— 
gal doch faum eine Ausfidht eines regelmäßigen Ueberfhuffes an Getreide zur 
Ausfuhr annehmen läßt 12), Der Reisbau wird gegenwärtig von ber Regierung 
jehr unterftügt und hat namentlich in Alemtejo fehr bedeutſame Fortſchritte ge 
macht. Die Dlivenpflanzungen find vorzugsweife in den Landſchaften ſüdlich vom 
Tejo und liefern mehr als den Bedarf, eine durchſchnittliche Ausfuhr von 


12) Im %. 1854 gab die Ernte nach officieller Berechnung 100,000 Moped mehr; es 
wurde aud für 2,500,000 Thlr. Weizen und Reid ausgeführt, aber die Mifernten von 1856 
urd 1859 verlangten wiederum eine Getreideeinfuhr von doppelt fo großem Werthe. 
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300,000 Thlr. Werth an Del geht nah den nörbliden Staaten Europas. Für 
den Berfehr bleibt alfo die Hauptfahe Wein und nächſtdem Salz. Ter Weinbau 
nahm feit dem Minifterium Pombal einen höheren Aufihwung, indem an ben 
Ufern und auf ven Höhen des Douro mit großer Betriebfamteit die Rebe gepflegt 
und ber unter bem allgemeinen Namen Portwein befannte Wein bereitet wird. Um ven 
Handel mit demjelben dem Auslande gegenüber fiher zu ftellen, wurde 1802 ge- 
jeglih angeoronet, daß nur diejenigen Sorten ausgeführt werben follen, weldye 
nad dem Urtheile der dazu angeftellten Beamten für würdig befunden werben. 
Daß diefe Beſchränkung in der freien Berfügung gegenwärtig für bie Producenten 
große Berlufte nach fi zieht und doch bei ver Mangelhaftigkeit und Willtühr 
in der Ausführung in vielen Fällen umyangen wird, liegt auf der Hand. Aber 
die Ausfuhr bleibt noch fehr beträchtlich: nach den Zollregiftern 13) in Porto wur« 
den in den 9 Jahren von 1850—1858 318,000 Pipen im geringften Werthe 
von 45,000,000 Thlr. (Pipe = 400 Berl. Quart = 140 Thlr.) ausgeführt, 
davon 3/, nad England: mithin im jährlichen Durdfchnitte 35,330 Pipen für 
5,000,000 Thlr. — Salz wird vorzüglid an der weftlihen Küfte Portugals 
dem atlantifhen Meere abgewonnen und in mehr als 60 bis 80 Schiffen jähr- 
ih aus Setuval und Liffabon nah England, den Hanfeftädten, Preußen u. f. w. 
ausgeführt. Aus denfelben Häfen und Borto geht auch jährlich eine beträchtliche 
Ausfuhr von Südfrüchten nah den Norbfee- und Dftfeeländern. — Die Vieh— 
zucht befriedigt nur den Berarf des Landes mit Ausnahme einer jett fehr ge- 
funfenen Ausfuhr von Wolle, die früher neben der fpanifhen von den Bbritifchen 
Manufakturen fehr geſucht wurde. Das Terrain eignet fi vortrefflihd für bie 
Schaf: und Ziegenzucht, wie fi) dies auch aus dem flarfen Beftande dieſes 
Theild der Viehzucht ergibt; nad Minutoli zählte man 1852 2,782,877 Schafe 
und 1,146,243 Ziegen neben 69,919 Pferten, 40,545 Maulthieren, 126,623 
Ejeln und 608,289 Stüd Rindvieh: Beira und Mlemtejo ftehen unter den Pro- 
vinzen in ver Viehzudht obenan. — Bon den übrigen Zweigen der phyſiſchen 
Kultur läßt fih für Portugal nichts hervorheben und nur das allgemeine Refultat 
anführen, daß Sorglofigfeit und Vernachläſſigung aud die von Auslänvern ange 
fangenen Unternehmungen, wie beim Bergbau, am recht ergiebigen Ertrage 
gehindert haben. Selbft ver Seivenbau, wie fehr die Natur den Maulbeerdaum 
aud hier bezünftigt, wird nur Außerft nachläſſig betrieben und befrievigt nicht den 
Bedarf des Yandes. — Auf den Azoren und Madeira find der Weinbau und vie 
Süpdfrüchte die vorzüglidften Exrzeugniffe, mwiewohl die Traubenkranfheit in ben 
legten Jahren gerade den Infeln ven größten Nachtheil zugefügt und bie Wein- 
leſe 1859 — 61 unter 20 Proc. eines früheren Durdfhnittsertrags gebracht hat. 
Auf der Küfte Angola hat die Regierung felbft feit 1858 vie Unterftügung von 
Baumwollepflanzungen in die Hand genommen. Boden und Klima haben fich für 
diefe Induftrie günftig erwiefen, und da in ber gegenwärtigen Baumwollekriſis 
dur die hohen Preife neue Aufmunterung dargeboten ift, fo fest die Regierung 
eifrig ihre Bemühungen fort, und 1862 find ſchon mit gebeihlidem Erfolge 
Berträge mit englifchen Häufern über die Baummolleernte auf Angola abgefhloffen. 

4. Die Induftrie in Manufalturen fteht am tiefften und ift vollftändig 
vom Auslande abhängig, oder, was für Portugal dasfelbe fagen will, feit einem 
Jahrhunderte dem britiihen Gewerbfleiße unterworfen, der in geſchickter Weife 
politiihe Verträge zu Monopolen und Schutzzöllen für den Abfag feiner Fabrifate 
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zu gewinnen gewußt und zur Abwehr anderer Konkurrenten wie zur Lähmung 
ber Nationalinpuftrie benugt hat. Nur die gewöhnlichften Waaren ver einzelnen 
Induftriezweige werben für den Bedarf des Landes und den eingeengten Berfehr 
mit den eigenen Kolonien gearbeitet. Die Fortſchritte der höheren Mechanik und 
ter Chemie bleiben für die portugiefifhe Induftrie noch wenig beachtet. Liffabon 
und Porto erſcheinen als vie einzigen Koncenirationspunkte, wo außer den 
gemöhnlihen Handwerken größere Gewerbe fabritmäßig betrieben werden, ohne 
jedoch zeitgemäß gleihen Schritt mit den Erfindungen, PVerbefferungen umd 
Grleihterungen der heutigen techniſchen Kultur zu halten. 

5. Der Handel befaß im Inneren des Landes bis zur Zeit des großen 
Kampfes auf der pyrenäiſchn Halbinfel (1807 —12) die mangelhafteften Verkehrs— 
mittel. Selbft die nächſten Umgebungen von Liſſabon, Porto, Coimbra konnten, 
wo es nicht durch Schifffahrt vermittelt war, Waarentransporte nur in Heinen 
Uuantitäten auf jehr bejhwerlihem und foftfpieligem Wege befördern. Erft nad 
der Reftauration und der Rückkehr des Königs aus Brafilien begann die Regierung 
in größerem Maßftabe hauffirte Landſtraßen anzulegen, und doch find erft nad 
vierzigjähriger Anftrengung nad einer officiellen Angabe aus dem März 1861 
jegt 140 geogr. Meilen fertig, von denen Algarve nur 4, Traz:08-Montes 9,5 
Meilen bejigen. Indeſſen find mit Staatsunterftügungen feit 1858 und unter 
Zuftimmung der Kortes im I. 1859 für eine Aktiengeſellſchaft aus Spanien zwei 
große Eifenbahnen für die beiden Hauptrichtungen des inneren Berkehrs unternommen, 
von Liſſabon zur ſpaniſchen Grenze und von Lifjabon nad Porto. Die erfte wurde 
auf einer Yänge von 8 Meilen bis Ponte d'Aſſeca 1861 eröffnet, ım Laufe des 
3. 1862 wieder 8 Meilen von Santarem nad Abrantes verlängert; fie fol nod 
bis zum Dec. d. 3. nad Portalegre und im Frühjahr 1863 bis zur fpanifchen 
Örenze bei Badajoz geführt werden: eine Gefammtlänge von 31,5 Meilen. Von 
unfhägbarer Wichtigkeit für Portugal und Spanien zugleih, wenn dieſe Land— 
haften, in denen noch fo viele wüfte Stellen die Hand des Aderbauers erwarten, 
in nächfter Linie mit dem atlantifchen Meere verbunden werden. Die zweite Bahn, 
Nordbahn genannt, bleibt bis Santarem mit der erften gemeinfhaftlih und zieht 
fi dann noch auf 30 Meilen über Thomas, Coimbra nad dem linfen Ufer des 
Douro (did Dec. 1863 fertig) und mündet ſich mit der Ueberbrüdung des Douro 
unmittelbar in Porto ein (Dec. 1864 zu beendigen). Die Arbeiten find bis jegt 
jehr gut ausgeführt, und namentlih erregen vie monumentale Brüde über ven 
Tejo unweit Barquicha, ſowie die Einengungen bes Ufers bis Ponte de Soure 
allgemeine Bewunderung. — Der Seehandel hatte, wie oben erwähnt, feine 
Bedeutſamkeit durch die Inforporation des Landes in die ſpaniſche Monardie 
einmal verloren und fehrte auch nicht mehr zur Aktivität zurüd. Nur die Vermit- 
telung mit ven ausgedehnten Kolonien des Landes zab, fo lange Brafilien dazu 
gehörte, demſelben nod den Schein einer größeren Bebeutung. Aber feit ver 
Trennung geftaltete fih der portugiefifhe Handel immer mehr als ein paffiver, 
auf die überflüffigen Landesprodukte und einen jehr geringen Zufhuß von 
Kolonialwaaren aus den noch verbliebenen Kolonien beſchränkt. Liffabon, Porto, 
Seuval, Funchal und in den Kolonien oa und Macao blieben die Hauptpläge. 
Die Gefammteinfuhr ftand in den 10 Jahren von 1840—49 zwiſchen 
9,800,000 und 12,500,000 Mitlreis 14), vd. i, zwifchen 16,300,000 Thlr. und 





14, Ein Milreis (1000 Reis) ift — 1 Thlr. 195 Sgr.; ein Gonto befteht aus 1000 Mil» 
reid und ift 1650 Thlr. 
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20,800,000 Thlr., zum größten Theil in Manufalturwaaren, Getreide, Steintohlen, 
Bauholz. Die Gefammtausfuhr fam in denſelben Jahren auf 6,500,000 bis 
9,000,000 Milreis, d. i. zwifchen 10,850 000 und 15,00,0000 Thlr., alfo mit 
einer jährlichen nachtheiligen Bilanz von ca. 5,000,000 Zhlr., die in Geld ergänzt 
werden muß. Die Ausfuhr ift faft ausfhließlih auf Wein, Del, Südfrüchte, Salz, 
Häute, jelten auf Getreide, Wolle angewiefen. In den folgenden 10 Jahren 1850 
bis 1859 hat ſich allerdings Einfuhr und Ausfuhr faft verboppelt nah dem 
Werthe, wie dies aber in jehr ausreihendem Maße durch die höher geftiegenen 
Preife ver Waaren theilweife vermittelt ift. Günſtige Handelsjahre wie 1854, 
1856, 1858 brachten die Gefammteinfuhr auf 18,201,903 Milreis (30,300,000 
Thle,), 20,451,890 Milreis (34,000,000 Thlr.), 21,250,000 Milreis (36,300,000 
Thlr.) und die Gefammtansfuhr auf 14,164,038 Milr. (23,000,000 Thlr.) 16,299,035 
Milr. (26,900,000 Thlr.) und 18,120,000 Milr. (30,000,000 Thlr.); jedoch 
immer mit der gleihmäßig geftiegenen ungünftigen Unterbilanz für die Ausfuhr. 
In der Ausfuhr fteht Porto in oberfter Reihe, die ftärffte Einfuhr bezieht Liſſabon, 
in der Regel für die legten Jahre 1856—60 etwas über die Hälfte der Ge 
fammteinfuhr nah dem Werthe. Der Handel wird zum größeren Theile mit 
ausländiihen Schiffen für vie Häfen des Teftlanbes betrieben, die inländifche 
Handelsflotte beftand 1854 nur aus 591 Schiffen von 82,504 Tonnen unb hatte 
fih 1860 erft auf 653 Schiffe gehoben. Ueber zwei Drittheile der Einfuhr find 
Manufakturwaaren. England allein lieferte 1855 für 1,350,791 Pfd. St., 1856 
— 1,455,754 Pfo. St. 1857 = 1,458,080 Po. St., d. i. ca. 10,000,000 Thlr. 
An preußiihen Schiffen laufen jährlid 23—25 in die portugiefifhen Häfen 
(Liffaben und Setuval 1859 — 23; 1860 — 25). — Ein eigenes Interefje 
nimmt noch der Handel auf Madeira und der Küfte Angola in Anfprud. In 
Madeira 15) liegt der Handel vorzugsweife in den Hänten der Engländer, aber er 
ift feit 1853 in der Abnahme, weil der Hauptausfuhrartitel Wein wegen ber 
Traubenkrankheit mangelhaft ift: er befchäftigt jährlid 270—300 ein- und aus 
laufende Schiffe, aber ver Werth der Ausfuhr ift von 165,000 Pf. St. auf 
75,000 Pfr. St. gefunfen, fo daß demgemäß aud die Einfuhr (Baumwolle, 
Metallmaaren, Steinfohlen) von 177,000 bis auf 110,000 Pfd. St. herunter 
gegangen iſt. — Die Handelöbewegung zwifhen Angola und Liſſabon 16) Hat in 
ben letten 16 Jahren um das Fünffache fich gefteigert; fie betrug im I. 1844 
700 Gonto8 de Reis (1,155,000 Thlr.), faft zu gleichen Theilen für vie Einfuhr 
(Manufulturwaaren) und Ausfuhr (Wachs, Gummi, Kaffee, Häute, Palmöl, 
Elfenbein). Sie ift dagegen 1859 und 1860 im zweijährigen Durdfchnitte bis 
auf 3500 Contos (5,775,000 Thlr.) geftiegen, wovon die Einfuhr 2000 Eontos, 
die Ausfuhr 1500 Gontos umfaft. Die Ausfuhr der Baumwolle wird ſich erft 
mit dem 3. 1862 geltend machen und dürfte dann minbeftens die Einfuhr aue- 
gleichen, wahrfcheinlich aber beide gleichmäßig noch ſtark fteigern. Der jetzt regie- 
rende König Ludwig I. hat fhon in feinem erften Negierungsjahre durch mehrere 
Drdonnanzen (Mai 1862) weſentliche Erleichterungen im Handelsverlehre gewährt, 
theil8 durch Zollbefreiung für Maſchinen, Eifenbahnfhienen u. ſ. w., theils vurd 
Aufpebung des Zolls auf 10 Jahre für inländiſche Schiffe, die auf Walfiihfang 
ausgehen und durch Berbefferung ver Yageranftalten für ven Stockfiſchfang. 


15) Neberficht der Handelöverbältnifje in Mavdelra 1850—1860. Preuß. Handelsarchiv Jahrg. 
1860 B. 11. S 153—56. 
16) Preuß. Handelsarchiv Jahrg. 1861. B. II. S. 285. 
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6. Der öffentliche Unterricht bietet noch eine ſtarke Schattenfeite im 
portugiefiihen Volksleben dar und ift wohl in feinem chriſtlichen Staate Europas 
jo ſtark zurüdgeblieben wie hier 17), An ver Spitze besfelben fteht bie einzige 
Landesuniverfität zu Coimbra, welche mit den Reformen des Minifters Bombal 
1772 auf 6 Fakultäten erweitert wurbe, gegenwärtig 44 ordentliche Lehrſtühle 
befigt, aber in der Zahl der Studierenden mehr zurüdgeht als vorwärts fchreitet; 
1604 im 5. 1820 und 1211 im I. 1853, d. i. 1 Studierender auf 3000 Ein- 
wohner. Für die Heilfunde find noch zwei Specialakademien zu Liffabon und Porto 
errichtet, und die Theologen werben vorzugsmweife in den Seminarien der Bisthümer 
gebildet, um bie erforberliche Ergänzung für 13,500 geiſtliche Stellen zu erlangen. 
Zur Borbildung für die Univerfitäten dienen 21 Gymnaſien oder rhetorifche 
Schulen und Lyceen, indem man die lateinifhen, griehifhen und philoſophiſchen 
Schulen mit venfelben vereinigt hat: fie zählten 1854 4170 Schüler, d. i. ein 
Gymnaſiaſt auf 800 Einwohner. Als Speciallehranftalten in gutem Zuftande 
zeichnen fih aus die polytehniihe Schule zu Liffabon (mit 200—250 Schülern) 
und die beiden Sciffahrts- und Hanvelsfhulen zu Porto und Liſſabon (jede mit 
250—300 Sd.). Die Zwiſchenſtufe zwifchen diefen und ven Volksſchulen bilden 
die Mittelfehulen (escolas majores), deren es auf dem Feſtlande 263 gibt, jedoch 
mit fehr ſchwachem Beſuche, da im jährlihen Durdfchnitte nur 5000 Sch. ange- 
führt werden. Mit dem Glementarunterrichte ausfchließlih find die escolas meno- 
res ober esc. primeiras letras beauftragt. Sie find theils öffentlihe auf Koften 
der Kirchfpiele oder ftädtifcher Gemeinden, theils Privatichulen. Ihre Gefammtzaht 
beträgt 873, unter welchen aber die Knabenſchulen, getrennt von den Mäpdhen- 
ſchulen, 9/,, der Zahl einnehmen; dazu kommen noch 63 Elementarfhulen auf 


den Azoren und Maveira. Aus dem 3. 1853 haben wir eine officielle Angabe 


der Schülerzahl für ſämmtliche Elementarfhulen des Yeftlandes und der Infeln : 
fie ift überhaupt 77,873, von welden 50,642 in den öffentlihen und 27,231 
in den Privatfchulen unterrichtet wurden. Nach dem Berhältniffe des Gefchlechtes 
waren ed 65,171 Anaben und 12,702 Mädchen, jevod die letzteren meiftentheils 
in Privatanftalten, da nur 2764 Mädchen an dem Unterrihte in den öffentlichen 
Schulen Antheil nahmen. Das nachtheiligſte Refultat ergibt ſich inzwifhen aus 
dem Bergleihe diefer Schülerzahl mit ver damaligen Bevölkerung des Feftlanves 
und der Infelu: denn e8 gewährt nur einen Elementarſchüler auf 203 Einwohner, 

111. Staatsredt. As Grundgeſetz für das portugiefiihe Staatsrecht 
befteht gegenwärtig nur die Berfaffung vom 4. April 1838 mit der Aopitional- 
alte vom 9. Juli 1852. Sie unterfheidet fi) von der Carta de lei des Kaifers 
Pedro vom 19. April 1826 dadurch mwefentlih, daß fie die Befugniffe und die 
Wahl der beiden Kammern der Kortes völlig umgeftaltet, die Wahl einer neuen 
Dynaftie nah dem Ausfterben der regierenden den Kortes einräumt, dem Könige 
und den föniglihen Prinzen ven Oberbefehl über vie bewaffnete Macht anzuneh- 
men verbietet und die 7 Artikel über ben Staatsrath ganz ftreiht 18, Die DVer- 
faffungsurfunde enthält 138 Artikel (7 weniger als bie carta d. l. von 1826 
wegen des ausgefallenen Stantsraths), welche unter 8 Titeln vertheilt find, von 
denen jebody wiederum ber Ate, Ste, Tte in mehrere Kapitel zerfallen, 

Der erfte Titel (in 6 Art.) handelt von dem Umfange des GStaatsgebietes, 

17) Meine Staatäkunde Portug. S. 380—89, 

18) Die carta de lei von 1826 ift volftändig abgedrudt in meiner Samml. d. Berfafs 
fungsurt. B. 11. ©. 148—66; ebendaf. S. 173—74 befinden fi) die Abänderungen der Ver⸗ 
fafjung ven 1838. 
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der Staatsform, der Dynaftie und der Religion. Die Staatsform ift eine erb- 
liche repräfentative Monardie. Die regierende Dynaſtie ift die Nachkommenſchaft 
aus der Ehe der Königin Maria (Braganza) mit Prinz Ferdinand von Sadfen- 
Coburg, mit tem Vorrechte des Mannsftammes vor der weiblichen Linie. Die 
römifchefatholifhe Kirche wird fortwährend als die Religion des Königreichs betrach— 
tet, doch find alle übrigen Religionen den Fremden im häuslichen Gottesdienſte 
geftattet, ohne äufßerlice Zeichen und Tempel. 

Der zweite Titel (in 3 Art.) bezieht fih auf die Staatsbürger: Portugie- 
ſiſche Staatebürger find diejenigen, welde in Portugal und den von diefem Staate 
abhängenden Gebieten und Kolonien geboren find, oder Kinder der Portugiefen 
im Auslande, welche nad dem Baterlande zurüdtehren, oter Kinder portugieficher 
Beamten im Auslande, wenn fie auch nod nit in Portugal angefievelt find, 
oder endlich naturalifirte Fremde, die in Portugal yerbleiben. Das Staatsbürger 
recht geht verloren durch Naturalifation in einem fremben Lande, durch Annahıne 
ausländifher Dienfte, Penfionen und Dekorationen ohne föniglihe Genehmigung, 
durch Berbannung aus dem Baterlande vermittelft Urtheilsfpruds; ſuſpendirt wire 
dasjelbe durch phyſiſche oder moralifche Unfähigkeit oder durch Beftrafung und 
Berhaftung, fo lange vie Wirkungen berfelben dauern. Die politifhen Rechte 
(Grundrechte) der Bürger kommen erft im legten ober Sten Titel (in 7 Art.) 
vor, namentlih Art. 138. Nach venfelben kann jeder Bürger nur durd ein Geſetz 
zu feinen Handlungen verpflichtet oder in denſelben gehindert werben, aber fein 
Gejeg kann dabei rüdwirkende Kraft erlangen. Preffreiheit und Aufhebung ver 
Genfur find gewährt; Verantwortlidhkeit für den Mißbrauch der Prefſe fann nur 
in gefeglic beftimmten Fällen und Formen vorkommen. Freizügigkeit mit allem 
Eigenthum ift verftattet, jedoch unter Beachtung der Polizeivorfhriften und nad 
Befriedigung der Anſprüche vritter Perfonen. Das Hausrecht gilt als ein unver: 
letzliches Afyl, jo daß bei Nachtzeit Niemand ohne die Einwilligung des Bürgers 
in feine Wohnung eindringen darf, bei Tageszeit nur in den gefeglich beftimmten 
Fällen und Formen. Niemand fann ohne gefeglihe Anordnung und ſchriftlichen 
Befehl verhaftet werden und muß in ber Haft innerhalb 24 Stunden durch den Richter 
über den Anlaß der Haft und die Ankläger (refp. Zeugen) Kunde erhalten; die allei- 
nige Ausnahme bildet die Ertappung des Verbrechers auf frifcher That. Das Recht, 
Bürgſchaft ftattder Haft zu leiften ift Durch beſondere Gefege geregelt ; bei Bergehen, deren 
Strafe unter fechsmonatlihe Gefängnißhaft fült, muß der Berhaftete fofort auf 
freien Fuß gefteli werden. Nur die Rechtöpflege bei der Militärverwaltung geftattet 
zur Erhaltung der Kriegsdisciplin von dieſem Bürgerrechte Ausnahme zu machen. 
Die Gleihheit vor dem Geſetz ift für jeden Bürger garantirt, fowie derſelbe auch 
feinem orbnungsmäßig ihm zuftehenden Richter nicht entzogen werden barf. Alle 
Privilegien find abgefhafft, die nicht mwefentlih mit den Aemtern verbunden find. 
Gleiche Berechtigung für jedes bürgerliche, politifche oder militärifhe Amt nad 
dem Mafftabe des Verdienſtes, und ebenfo gleiche Verpflichtung zu Aemtern und 
Laften nad dem Verhältniß des Vermögens der Einzelnen. Das Eigenthumsrecht 
ift in feiner ganzen Ausdehnung ficher geftellt. Jede Art des Gewerbfleiges und 
des Handels ift freigeftellt, fo weit fie nicht der Sicherheit und Geſundheit 
der Mitbürger oder der öffentlichen Sicherheit entgegen ftehen. Das Geheimniß 
der Briefe ift unverleglih und die Poftverwaltung bleibt für jedes dabei vorkom— 
mende Vergehen verantwortlih. Das Petitions- und Belchwerbereht ſowohl bei 
ber gejeßgebenden als auch bei der erefutiven Gewalt ift jedem Bürger gewährt. 
Der Bollsunterricht ift für alle Bürger unentgeltlich. Der Erbadel und befien 
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Rechte, ſowie alle milden Anſtalten und Stiftungen find verfaſſungsmäßig ga— 
rantirt. 

Im dritten Titel (3 Urt.) ift das Verhältniß der Stantsgewalten und ber 
Bolfsvertretung feftgeftellt. Als verfaffungsmäßige Staatögewalten werben vier 
anerkannt: bie geſetzgebende, bie leitente und vermittelnde (moderador), vie voll» 
ziehende (erefutive) und bie richterlihe. Die volle Vertretung des portugieftfchen 
Volls fteht gemeinfaftlicd dem Könige und den allgemeinen Kortes zu. 

Der vierte Titel (58 Art.) umfaßt in fünf Kapiteln die Beftimmungen über 
die gefeßgebende Gewalt. Diefe wird von den allgemeinen Kortes unter der Sanl- 
tion des Königs ausgeübt. Die Kortes beftehen aus zwei Kammern: ver Senato- 
ren, feit 1857 wieder Pairs (Pares) genannt, und der Abgeorbneten, und be— 
figen in gemeinfhaftlider Verhandlung und Berfammlung nachſtehende Befug- 
niffe: a. den Eid des Königs, bed Kronprinzen, Regenten und der Regentichaft 
abzunehmen, b. den Regenten oder die Regentihaft zu erwählen, fowie die Grenzen 
der Gewalt für diefelben zu beftimmen, e. den Kronprinzen in der erften Sigung 
nad) feiner Geburt ald Thronerben anzuerkennen, d. dem minderjährigen Könige 
einen Bormund zu ernennen, fofern dies nicht dur das Teftament des vorher- 
gegangenen Königs beftimmt ift, e. beim Tode des Königs einen Verwaltungs- 
vath zu ernennen, der die etwaigen Mißbräuche auffuhe und abftelle, welche fi 
in die Verwaltung eingefhlihen haben konnten, und f. nad dem Ausfterben ver 
regierenden königlichen Familie das Recht eine neue Dynaftie zu wählen. Außer: 
dem find die Kortes gemeinfchaftlich, aber in gefonverter Verhandlung der Sena— 
toren und der Abgeorbneten, berechtigt: @. Gefege zu geben, zu interpretiren, zu 
fufpenbiren und zu widerrufen, A. über die Erhaltung der Berfaffung zu wachen 
und für das allgemeine Befte des Volks zu forgen, y. die Staatsausgaben jähr⸗ 
lich feftzufegen, die direkten Steuern zu vertheilen, die Verwaltung ber Staatd- 
domainen zu leiten und ihre Veräußerung anzuorbnen, die Hülfsquellen aufzuſu— 
hen, um die Berzinfung und Abzahlung der Staatsfhulden zu fihern, Ö. jährlich 
nad bem Berichte der Regierung die Stärke der orventlihen und außerorventlichen 
Landmaht und Seemadt feftzufegen, fowie ven Eintritt frember Land- und See— 
macht in das Innere des Reichs oder deſſen Häfen zu verweigern, &. öffentliche 
Aemter zu machen ober aufzuheben und deren Befoldungen zu beftimmen. g. Ge— 
wicht, Gehalt, Werth, Umfchrift, Gepräge und Benennung der Yandesmünzen, 
fowie die Norm der Maße und Gewichte zu regeln. 

Jede Fegislaturperiode währt drei Jahre (früher vier), aber die Dauer ver 
einzelnen Seffionen ift nicht beftimmt (war bis 1838 auf brei Monate feftgejegt). 
Statt eines für alle Jahre beftimmten feften Termins zur Eröffnung der Ber 
fammlung der Kortes (1826—38 2. Jan.) hat jet der König das unbeſchränkte 
Recht, die Kortes einzuberufen, zu eröffnen, zu vertagen und aufzulöfen, in wel— 
chem letteren alle jedoch jpäteftens nad 30 Tagen neue Kortes einberufen wer- 
den müfjen. Die Sigungen der Kortes find öffentlich, bei Abftimmungen entſcheidet 
die abfolute Majorität. Wenn tie beiden Kammern gemeinſchaftlich verhandeln, 
führt ver Präfident der Kammer der Pairs den Vorſitz, die Pair figen zur 
Rechten, die Abgeorbneten zur Linken. Die Mitglieder beider Kammern find wegen 
ihrer Meinungen und Aeußerungen in den Gitungen ber Kortes unverleglic, / 
aud können fie während ver Dauer ter Seſſion von keiner Behörde verhaft 
werben, es fei denn daß fie bei Begehung eines Verbrechens ergriffen würd 
weiches die Todesftrafe nach fi ziebt. Befinden ſich Mitglieder der Korte 
Anklagezuftand, fo hat die betreffende Kammer zu entjheiden, ob ber 
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während ber Seffion fortgeführt oder eingeftellt werden ſoll: geſchieht das Erſtere, 
fo wird der Pair oder Abgeorbnete von feinen Funktionen fufpendirt. Während 
der Sefflon darf fein Abgeordneter ein öffentliches Amt annehmen, ein Pair fann 
zu dem Amte eines Staatsminifters oder Staatsraths erhoben werben, ohne feine 
Stellung in der Kammer zu verlieren. Die Verwaltung eines jeden Amtes, als 
das eines Staatsminifters oder Staatsraths, weldes die Mitglieder der Kortes 
vor ber Wahl in die Kammern befleivet haben, hört während der Dauer ber 
Seſſion auf. Eine und viefelbe Perfon fann nicht gleichzeitig beiden Kammern 
angehören. Die erfte Kammer der Senatoren beftand bis 1852 aus wähl— 
baren Mitgliedern, bis 1838 und wieder feit 1852 aus lebenslängliden und 
erblihen Pairs, die vom Könige in unbeftimmter Zahl ernannt wurden. Jene 
Senatoren wurden von denſelben Wählerfchaften gewählt, denen vie Wahl ber 
Abgeordneten obliegt, indem jeder Wahlbezirf, der vier Abgeordnete zu ernennen 
hatte, zwei Senatoren wählte. Das Wahlgefeg wurde in der Berfafjungsurkunde 
vorbehalten, aber nod in demſelben Donate am 25. April 1838 erlaflen. Das- 
felbe fegte die Zahl auf 71, und zwar 59 für Portugal, einen mehr als bie 
Hälfte der 116 Abgeordneten, indem dieſe Stelle für den Thronfolger im Senate 
offen gehalten wurbe, 5 für die Azoren und Madeira (einen weniger als bie 
Hälfte der 12 Abgeorbneten, zur Ausgleihung der Gefammtzahl damals mit 71 
gegen 142 Abgeorbneten) und 7 fir die übrigen Kolonien in Afrila und Aſien, 
welche in 7 Wahlbezirken je einen Senator ernennen. Gegenwärtig find aus ber 
ausfhlieglihen Ernennung des Könige 103 Pairs ernannt (43 erblide und 
60 Lebenslänglihe). Der Kronprinz oder Thronfolger ift als folder nad feinem 
Rechte fortvauerndes Mitglied, erlangt mit dem zurüdgelegten achtzehnten Jahre 
feinen Sig in der Pairsfammer, aber erft nach dem zurüdgelegten fünfundzwan- 
zigften Lebensjahre das Recht mitzuftimmen. Die übrigen lebenslänglihen Pairs 
müflen 45 Jahre alt fein und entweder aus Grundbeſitzungen ein jührlides Ein- 
fommen von 2000 Milreis (3300 Thlr.), oder wenn fie ein Geſchäft betreiben, 
ein jährlihes Einkommen von 4000 Milreis (6600 Thlr.) befigen. Hohe Aemter 
in ber Civil- und Militärverwaltung gewähren gleichfalls ein Recht, -zu Senatoren 
gewählt zu werben. Die Senatoren wurden nur auf einen Zeitraum von ſechs 
Jahren erwählt; fand in ber Zwifchenzeit eine Auflöfung der Kammern ftatt, fo 
ſchied die Hälfte ver Senatoren aus, doch konnte jeder ausgetretene Senator jogleid) 
wieder gewählt werben. Die Senatoren over Pairs beziehen als ſolche keine Diäten. 
Die Ernennung des Präfidenten und des Vicepräfidenten in ber Kammer ber 
Pairs fteht dem Könige zu. Diefe erfte Kammer ift endlich befugt, ausſchließlich 
über die Verbrechen des Hochverraths das Urtheil zu ſprechen, ebenfo über alle 
Vergehen, melde von Glievern der föniglihen Familie, von Staatsminiftern, 
Staatsräthen, von Pairs und Abgeordneten (von legteren während der Dauer 
ber Seffion) begangen werben. Der Profurator der Krone hat dabei die Verrich— 
tungen bes Anklägers. — Die Kammer der Abgeorbneten wird durch birefte 
Wahlen auf den Zeitraum von drei Iahren erwählt; vie Zahl der Mitglieder 
war 1838 auf 142 feftgeftellt, d. i. nad dem Wahlgefeg von 1838 ein Abge- 
georbneter auf 20,000 Seelen oder 6—7000 FFeuerftelen in Portugal und ben 
Infeln; ein geringeres Berhältnig mar für die Kolonien nah den eigenthümlichen 
Vokalbeziehungen angenommen. Portugal wählte in 24 Wahlbezirten 116 Abgeorb- 
nete, bie Azeren und Madeira in 5 Wahlbezirfen 12 Abgeordnete und bie übrigen 
Kolonien in 7 Wahlbezirken 14 Abgeorbnete. Das aktive Wahlredht der Wähler 
ift nad der Berfaffung von 1838 auf ein jährlihes Einfommen von 80 Milreis 
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(132 Thlr.) aus irgend einer Duelle feftgefegt; dazu hat das Wahlreglement vom 
28. Juli 1846 die Beftimmung hinzugefügt, daß jeder Portugiefe, der das 25ſte 
Lebensjahr zurüdgelegt, nicht Bankerott gemacht, nod wegen eines Verbrechens 
verurtheilt worben, in feinen Wahlbezirfen zur Theilnahme an ven Wahlen be— 
rechtigt ift, wenn er eine ber niebrigften Duoten des Cenſus nah den verſchie— 
denen Berhältniffen für das Feltland und vie Kolonien bezahlt. Ueberbies find 
alle, welde einen Doktorgrad bei der Landesuniverfität erlangt, ober die höheren 
Lehranftalten in Liſſabon und Porto befucht haben, aud ohne Entridtung eines 
Cenſus im gefegmägigen Alter zu den Wahlen berechtigt. Die VBertheilung ver 
Abgeordneten ift in dieſem Wahlreglement auf die Durchſchnittszahl von 6500 
Feuerſtellen normirt, der Wahlbezirk von Maveira zu Portugal gefhlagen (jo daß 
das Feltland 25 Wahlbezirke befigt), aber die Gefammtzahl der eh war 
unverändert geblieben. Doch ift nad der Additionalakte vom 9. Juli 1852 ver 
Genfus auf 100 Milreis (165 Thlr.) erhöht und die Zahl der Abgeorbneten 
auf 150 vermehrt, mit der Beftimmung, verhältnißmäßig mit der Zunahme ber 
Bevölkerung zu fteigen; gegenwärtig (1862) beträgt vie Zahl der Deputabos 
179, wovon 154 aus Portugal find. Ausgeihlofien vom Wahlrechte find die in 
Privatverhältniffen dienenden Perfonen. Das paffive Wahlreht, die Befähigung 
zum Wbgeorbneten gewählt zu werben, ift an ein jährliches Einfommen von 
400 Milreis (660 Thlr.) gelnüpft. Jeder Abgeordnete erhält täglid als Diäten 
3 Milreis (4 Thlr. 281/, Sgr.) und Entihäpigungstoften für bie Hin» und 
Rüdreife zur Berfammlung der Kortes. Die Kammer der Abgeorbneten befigt 
vorzugsweife die Initiative für financielle Gefege, für die Rekrutirung, für bie 
Prüfung der vorhergegangenen Staatöverwaltung und die Abftellung ver Mif- 
Bräuche, die ſich in dieſelbe eingefhlihen haben, für die Beichlüffe über Auflagen 
gegen die Minifter und Staatsräthe, endlich für die Anträge und Vorlagen der 
erefutiven Gewalt. Für die Aemter des Präfiventen und Bicepräfidenten werben 
je drei Kandidaten von ber Kammer vorgefchlagen, unter welden ber König bie 
Auswahl hat. 

Die Situngen beider Kammern haben gleichzeitig ihren Anfang und 
Schluß, nur ift die Kammer der Senatoren beredtigt, außerdem als Gerichts— 
hof in den oben angegebenen Fällen fi zu verfammeln. Kömmt es bei einer 
Borlage der Staatsverwaltung oder einem Antrage aus dem Schooße der Kammern 
nit zur Einigung in den gefonderten Berfammlungen, fo wird eine Kommiſſion 
aus einer gleihen Anzahl von Pairs und Abgeorbneten gebildet, und ihre Ent- 
ſcheidung gilt entweder als angenommener Geſetzesvorſchlag oder als gänzlich 
Berwerfung der Vorlage. Ift dagegen eine Vorlage mit den betreffenden Abände— 
rungen von beiden Kammern genehmigt, jo wird fie von der zuleßt biefelbe bera- 
thenden Kammer burd eine Deputation von 7 Mitglievern dem Könige zur 
Sanftion überreicht. Die Ablehnung einer folden Vorlage von Seiten des Königs 
erfolgt mit der Formel: „ver König will den Oefegesentwurf in Ueberlegung 
nehmen, um zu feiner Zeit feinen Vorfhlag befannt zu machen.“ Dagegen wird 
die Genehmigung des Königs mit der Formel ausgefprohen: „Der König milligt 
ein”, woburd der Entwurf die Geſetzeskraft erlangt und als Gefeg bekannt ge« 
macht wird mit der Formel: „Wir... König von Portugal und Algarve machen 
allen Unfern Unterthanen zu wiffen, daß folgendes Geſetz von den allgemeinen 
Kortes und von Uns genehmigt iſt“. 

Dem Könige gehört nah dem fünften Titel (mit 47 Art. in 8 Kap.) bie 
vermittelnde Gewalt als höchſtem Oberhaupte der Nation, vamit er beftänbig 
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über die Erhaltung ver Unabhängigkeit, des Gleichgewichts und der Harmonie ver 
anber npolitiihen Gewalten made. Die Perfon des Königs ift unverleglich und 
heilig, fie ift für feine ihrer Handlungen verantwortlid. Seine Titel find: „König 
von Portugal und Algarve, diesſeits und jenfeit® des Meeres, in Afrika, Herr 
von Guinea und ver Eroberung, der Schifffahrt, des Handels von Wethiopien, 
Arabien, Perfien und Indien”; er wird genannt „Allergetreuefte Majeftät” (EI 
Rey fidelissimo, ein 1749 vom Papfte ertheilter Titel). Der König hat als Oberhaupt 
der vermittelnden Gewalt das Recht, die allgemeinen Kortes zu berufen, zu 
fließen und aufzulöfen, Orden zu ertheilen und in den Abelftand zu erheben, 
jevoh ohne mit einer folden Erhebung ein legislatives Privilegium zu verbinden, 
Berbrechern die ihnen auferlegten Strafen zu mildern und ganz nachzulaſſen. Als 
Oberhaupt ver vollziehbenden Gewalt ernennt er die Minifter, die Bichöfe, 
die Befehlshaber ver Yand- und Seemadt, überhaupt die Beamten in allen welt- 
lien und geiftlihen Stellen; er allein hat das Recht Krieg zu erflärn, Frieden 
zu fliegen nud Berträge jeder Art mit den auswärtigen Mächten einzugehen. 
Nah Abſchluß derfelben bringt er fie zur Kenntniß ver Kortes, wenn das Intereffe 
und Wohl des Staates es geftatten: nur ſolche Verträge, vie mit Abtretung oder 
Bertaufhung von Lanvestheilen verbunden find, dürfen nicht früher ratificirt 
werben, als bis fie von den allgemeinen Kortes beftätigt find. Ebenfo fteht dem 
Könige allein zu, für alle Beſchlüſſe ver Kortes, fowie für die von benfelben 
bewilligten financiellen Mittel die Dekrete, Inftruftionen und Reglemente zu er- 
laffen. Der König darf ohne Genehmigung der Kortes nicht aus dem Königreich 
Portugal gehen, und wollte er es dennoch thun, jo wird dies als Entfagumg ter 
Krone angefehen. Der präfumtive Thronerbe führt den Titel königlicher Prinz und 
fein Sohn den eines Prinzen von Beira: beide zugleich werben fönigliche Hoheit betitelt ; 
die übrigen Prinzen werden Infanten und Hoheit benannt. Der Thronfolger muß 
fhon, wenn er 14 Jahre erlangt hat, in ber Berfammlung beiver Kammern ber 
Kortes den Eid auf die Berfaffung leiften. Die Givillifte des Königs, ter Köni- 
gin, des Thronfolgers und der Infanten werben von den Kortes beftimmt, für 
die legtgenannten vom Tage der Geburt an. — Die Staatöminifter haben 
jeven At ver vollziehenden Gewalt zu fontrafigniren, ohne weldhe Formalität fein 
Akt vollzogen werben barf; fie find verantwortlich wegen Hochverraths, verfudhter 
Beſtechung, Anftiftung von Verbrechen, wegen Erpreffung und Mißbrauchs der 
amtlihen Gewalt, wegen Verſchwendung ver Staatsgelder und wegen Handlungen 
gegen bie freiheit, Sicherheit und das Eigenthum ver Bürger ; durch einen mündlichen 
oder fhriftlihen Befehl des Königs können fie ihre Berantwortlichkeit nicht deden. 

Der ſechste Titel (14 Art.) hantelt in einem einzigen Artifel von ber 
gerichtlihen Gewalt, melde das Rihteramt für unabhängig und ven Berluft 
vesfelben nur wegen Vergehen durch Urtheil und Recht zuläffig erflärt. Die To: 
desſtraſe ift für politifche Verbrechen durd die Additionalakte 1852 aufgehoben. 
Die Gefhworneninftitute find für Givil- und Ariminalfälle eingeführt; ebenfo vie 
Schiedsrichter, deren Urtbeile ohne Appellation vollzogen werben, wenn beide 
Parteien einverftanven find, die aber aufgefucht werben müſſen, weil man feinen 
Proceß anfangen darf, ohne ven Nachweis eines Berfuhs der Ausgleihung beim 
Schiedsgerichte geliefert zu haben. Ueber die verſchiedenen Inftanzen der Ge— 
rihte vgl. umten Verwaltung. — Im fiebenten Titel (7 Art.) werben in 
brei Kapiteln die Grundzüge für die Provinzialverwaltung, für die ſtädtiſchen 
Obrigkeiten und die financiellen Berhältniffe dargeboten und ver weiteren verfaf- 
fungsmäßigen Entwidlung anheim geftellt. 
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Seit 1838 find die allgemeinen Kortes in jedem Jahre verfammelt geweſen, 
gewöhnlich im Januar oder Februar einberufen, aber in aufßerorbentlihen Fällen 
wie bei ven zwei Todesfällen der Königin Maria und des Königs Pebro, oder 
nach einer Auflöfung in Folge eines Minifterwechfels ift die Berfammlung aud 
im Juni, Oktober, December eröffnet worden. Die Dauer der Seffion hat felten 
drei Monate erreicht; die Theilnahme des Volks an den Verhandlungen der Kortes 
und bei den Wahlen der Deputados ift nur als eine fehr laue und gleichgültige 
zu bezeichnen. 

IV. Bermwaltung. Als oberfte Gentralbehörden beftehen das Staatsminifte- 
rium und der Staatsrath. Das Staatsminifterium, neu im Februar 1862 
gebildet, enthält jieben gefonverte Minifterialdepartements unter der Leitung eines 
Gonfeilspräfidenten, welcher inzwifchen ſtets noch einem Fachminifterium vorfteht, 
am häufigften dem Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten, wie gegenwärtig 
der Marquis de Loule. Die übrigen 6 Minifterien find 1. für den Krieg, 2. 
innere Angelegenheiten, 3. Juſtiz, 4. Marine und Kolonien 5. öffentliche Arbei- 
ten, Handel, Aderbau und Intuftrie, 6. Finanzen. In jedem Minifterium fteht 
wieder ein ©eneraldireftor oder ©eneralfetretär unmittelbar unter dem Minifter 
als leitender Chef, nur das Minifterium der öffentlichen Arbeiten ift im 2 Gene— 
raldireftionen vertheilt, wovon die erfte die Bau- und Gtraßenangelegenbeiten, 
bie andere den Handel, Aderbau und die Induftrienngelegenheiten verwaltet. Der 
Staatsrath ift nur eine begutacdhtende Behörde in höchſter Inftanz für die wid 
tigften Angelegenheiten, um namentlich dem Könige in feiner Stellung als oberfte 
vermittelnde Gewalt zur Hand zu fein für Kriegserklärung, für diplomatiſche Ver— 
träge aller Art, für die Stellung zu den Kortes, für Vorarbeiten zu ejegent- 
würfen. Die Mitglieder vesjelben werben vom Könige auf Lebenszeit ernannt, 
fönnen aktive Minifter fein und werben fehr häufig aus den ausgefchiedenen 
Miniftern ergänzt. Gegenwärtig umfaßt er 13 orbentlidhe (darunter 2 Minifter), 
3 außerorbentlihe Staatsräthe im aktiven Dienfte und einen Generalſekretär. — 
Als Gentralbehörven, die nicht einem fpeciellen Minifterium untergeorbnet find, 
fondern neben dem Staatsminifterium ihre eigenthümlichen Geſchäfte in oberfter 
Inftanz verwalten, fungiren a. die oberfte Verwaltung der Staatsſchulden als 
Junta des öffentlihen Kredits, geleitet von einem Präfiventen, b. der Rechnungs: 
hof zu Liſſabon zur Kontrolle aller Ausgaben und Einnahmen, weldem ein Prä- 
fivent und ein Generalprofurator der Finanzen vorftehen. 

Für die Verwaltung der inneren Angelegenheiten ift das Feſtland in zwei 
Gouvernements zu Liffabon und Porto getheilt, unter welchen die Givilftatthalter 
in den 17 Diftriften ftehen, um unmittelbar auf tie Gefhäftsführung in ben 
Concelhos (f. oben bei der Eintheilung des Landes) und den einzelnen Städten 
und Marktflefen zu wirken. Die Provinzialeintheilung hat für die gegenwärtige 
Berwaltung feine befendere Berentung mehr, da fämmtlihe 9 Diftrikte in ven 
Provinzen Minho e Douro, Traz 08 Montes und Beira dem Givilgouvernenr in 
Oporto, fowie die 8 Diftrifte in den Provinzen Eftremabura, Alemtejo, Algarve 
fammt den Infeln dem Civilgouverneur in Liffaben in oberfter Leitung unter: 
georbnet find. Für die Verwaltung der Rolonialangelegenheiten ift in 
ähnlicher Weife geforgt, obſchon für biefelben die Mitlitärverwaltung von ven 
Civilangelegenheiten wegen der Entfernung und bes nidt überall ausreihenven 
militäriihen Schußes viel weniger getrennt werben kann. Dem Minifter ber 
Marine und Kolonien fteht ein Kolonialrath zu Liffabon zur Seite, und unmittel 
bar unter dem Minifter führen die ſechs Generalgouverneure in ben überfeeifchen 
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Provinzen die Specialverwaltung, wovon 4 in Afrika und 2 in Aſien find, die 
jebod wiederum bei ihrer großen Auspehnung, namentlich Angola und Mozam- 
bique, wieder in 4 bi8 6 Untergouvernements zerfallen. 

Die Rechtspflege findet auf dem Feſtland und auf den Infeln ihren 
georbneten Inftanzenzug von den durch die Berfaffung allgemein eingefegten 
Friedensrichtern und Gorregebores in den Goncelhos, in der geordneten Appellation 
an bie brei oberen Appellgerihtshöfe zu Liſſabon, Porto und Punchal für Madeira 
und die Azoren. Als höchſter Gerichtshof entfcheivet in letzter Inftang der oberfte 
Gerichtehof in Liffabon für ven gefammten Staat, der auch zugleih als Kompe- 
tenzgerichtshof in Sachen ftreitiger Gerichtsbarkeit zwifchen ven Gerichten und 
Berwaltungsbebörden urtheilt. Schwurgerihte gibt es 6 auf dem Feftlande, die 
in den größeren Stäbten gehalten werben. Als eigenthümlich ift in Bezug auf 
die Kriminalftatiftit zu bemerken, daß vie Zahl der Morbthaten (im jährlichen 
Durchſchnitte 250 d. i. 1 auf 13,500 Einw.) und Raubanfälle (440 bis 500 
jährlich, alfo 1 auf 6750 Einw.) verhältnigmäßig überaus ftarf bervortritt, und 
dagegen bie Zahl der größeren Diebftähle verſchwindet. Man rechnet überhaupt, 
nad den allerdings nicht ſehr oft herausgegebenen Berichten über bie numeriſchen 
Berhältniffe der Verbrechen in einzelnen Gerichtöbezirfen Portugals, daß unter 
4 Berbrehen 3 gegen die Perfon und nur 1 gegen das Eigenthum vorlommen. 

Die Finanzverwaltung vertheilt im Finanzminifterium die Leitung ber 
Geſchäfte in 5 Sektionen, die unter 5 Generalbireftoren ftehen und gemeinſchaft - 
lih Direktoren des Schates benannt werben. Für birefte und indirekte Steuern, 
fowie für die Domainen find bie drei Geltionen ber Gtaatseinnahmen 
eingerichtet, die vierte hat nur das Rechnungsweſen im Allgemeinen zu beforgen, 
ber fünften für ven Schak find die Staatsausgaben im Großen zugewiefen. Seit 
der Regierung der Königin Maria hat der durch Don Miguel in volle Zerrüt- 
tung gebrachte Staatshaushalt nicht mehr günftig wieder hergeftellt werben können. 
Ein Deficit ift jährlich geblieben und immer nur durch neue Anleihen oder außer- 
orbentlihe Hülfsmittel gedeckt. Dadurch ift die Staatsſchuld, ſowohl bie 
innere, wie die äußere in England gemachte, außerorbentlih gewachſen, obſchon 
Don Miguels Anlehen aus dem I. 1832 nicht einmal anerlaunt if... Nothwen- 
dige Ausgaben für die Belebung des inneren Verkehrs (Eifenbahnen, Chauffeen, 
Brüden) müfjen unterbleiben over verfhoben werben, weil die Berzinfung ein 
Drittheil der fhon bis aufs Aeuferfte gefteigerten Einnahmen verfchlingt. Man 
fann nicht behaupten, daß in den legten drei Jahren der Zuſtand ſich irgendwie 
gebejlert hat, oder auch nur ftehen geblieben ift, ſondern es muß entgegengefett 
anerfannt werben, wie bie financielle Verwirrung der Zuftände Portugals woch 
nachtheiliger zugenommen habe. Dafür mag in dem nachſtehenden Tableau ber 
neueften officiellen Zahlen der Beweis erfannt werben, wobei wir zur leichieren 
Ueberfiht vie Summen in Gontos de Milreis — 1650 Thlr. und bei der äufe- 
ren Staatsfhuld in Pfd. Sterl. angeben. 


Budget. Einnahmen. Ausgaben. Deficit. 
1.3ul.1859/g, 12,587 €.20,568,550Thl. 13,203 €. 21,794,830 Thl. 1,226,280 TH. 
1.3ul.1860/., 12,767 „21,045,550 „ 13,985 „22,570,200 „ 1,524,650 „ 
1.3ul.1861/., 13,302 „ 21,948,300 „ 14,394 „23,748,100 „ 1,799,800 „ 
1.3ul,1862/g3 14,831 „ 24,470,950 „ 15,745 „25,979,250 „ 1,508,700 „ 


Es ift mithin ein jährliches Defictt von mehr als 1,500,000 Thlr. im Durd- 
ſchnitt der legten vier Jahre gewefen, oder 7 Proc. der Stantseinnahmen haben 
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durchſchnittlich gefehlt, um die laufenden Staatsausgaben zu decken. Die Ein- 
nahmen find für das legte Budget 1. Juli 1862/,, zu entnehmen : 


aus direkten Steuern 4490 Gontos 7,308,500 Thlr. 
„ ndireften Steuern 7838 „  13,032,270 „ 
» Domainen und Zufhlägen 3. d. St. 2070 „ 3,415,500 „ 
» Abzug von den Ausgaben 433 „ 714,680 „ 


14,831 Contos 24,470,950 Thlr. 
Unter dem Abzug von Ausgaben find abgenöthigte Grfparniffe zu verftehen, 
worunfer 3. B. 1862 151 Contos als Rüdfall ver Gehalte unbefegter Stellen 
vorfommen, faft ein Drittel diefer Cinnahmequelle. Die Staatsausgaben ver- 
theilten fi in dem Budgetjahr 1862/,,. 


1. Finanzminifterium 3469 Contos. 

2. Innere Staatsſchuld 2306 „ 

3. Auswärtige Staatsfhuld 2409 „ 

4. Innere Angelegenheiten 1467 „ 

5. Auswärtige Angelegenheiten 185 „ - 
6. Juftizminifterium 492 „ 

7. Deffentlihe Arbeiten, Handel 1321 „ 

8. Kriegsminifterium 8023 „ 

9. Marineminifterium 1016 „ 

10. Außerorventlihe Ausgaben Dr 


15,745 Contos, 

Das Kolonienbudget dedt eben jo wenig durch feine Einnahmen die Ausgaben, 
denn im Jahre 1860/,, betragen fänmtlihe Ginnahmen - 980 Contos — 
1,617,000 Thlr., dagegen die Ausgaben 1066 Contos = 1,755,900 Thlr., alfo 
ein Deficit von 138,900 Thlr. 

Die gefammten Staatsfhulden betrugen nad dem officiellen Berichte über 
den Abſchluß am 30. Juni 1861 
Innere in3 Proc. Fonds 66,289 Contos = 109,376,830 Thlr. 
Auswärtige 64,959 „ = 107,182,235 „ (14,886,312 Pfv. Gt.) 


Zuſammen 131,248 Contos = 216,559,065 Thlr. 

Dazu kommen aber noch an nadzutragender Staatsfhuld für die innere 
2886 Contos, und für die auswärtige 2369 Contos, zufammen 5255 Contos 
= 8,670,750 Thlr. Auch an rüdftändigen Zinfen für die innere Staatsfhuld 
404 Gontos, für die auswärtige 1092 Gontos, zufammen 1496 Contos oder 
2,468,400 Thlr. Daraus ergibt fi ein Totalbetrag ſämmtlicher portugieſiſcher 
Staatsfhulben von 288,000,000 Thlr., die mindeftens an Zinfen einen jährli- 
hen Aufwand von 4715 Gontos = 7,179,750 Thlr. erheiſchen: aljo faft 
zehnmal fo viel verzinsliche Staatsfhulven, als gegenwärtig die ſchon überaus 
ftarf gefteigerten jährlihen Einnahmen aufbringen, und faft ein volles Drittel 
biefer Einnahmen wird bereits durch die Berzinfjung von 3 Proc. und bie ftipus 
lirte Amortifatton vorweg genommen. 

Die Kriegsmadht Portugals hat in neuerer Zeit ftets nur eine dürftige 
Rolle in der Reihe der Mächte zweiten Ranges eingenommen und nad Pombals 
vorübergehenden Beftrebungen ift fie immer nur für das äußerfte Bedürfniß ver 
inneren Bertheidigung und den Schuß der Kolonien eingerichtet geweſen. Zwiſchen 
18,000 bis 24,000 Mann zählte fie am Anfang des Jahrhunderts und fo ift 
aud ihre heutige Friedensftärke, nicht viel über 1/, Proc. der Bevöllerung. Der 
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Effektivbeftand des Heeres beftand am 31. Mai 1862 aus 3108 Dfficieren und 
21,022 Soldaten, zufammen aus 24,130 Mann und 2065 Pferden. Die In- 
fanterie befteht aus 18 Regimentern zu 9 Kompagnien, überhaupt mit 9901 M. 
und aus 9 Bataillonen Jäger zu 6 Kompagnien mit 3782 M. Die Kavallerie 
zählt 8 Regimenter zu 6 Eskadrons mit 2497 Mann, aber nur 1513 Pferden, 
da die Mannfchaften in Friedenszeiten nicht vollſtändig beritten find. Die Artil- 
lerie umfaßt 3 Regimenter zu 10 Batterien mit 24 Öefhügen in Friedenszeiten 
und 72 im Krieg, überhaupt 1421 M., aber wiederum nur 231 Pferde, da nur 
einige Uebungsbatterien beipannt find. Das Genieweſen hat außer dem Stabe 
von 68 Offizieren 1 Bataillon Pioniere zu 4 Kompagnien, mit 320 M. Der 
Sanitätsdienft unterhält bereits eine Kompagnie von 109 M. zur Unterftügung 
ber ärztlihen Hülfeleiftungen. Die Zahl der Beteranen und Halbbefolveten beträgt 
763 Dffiziere und 2728 Mannſchaft, die der Municipalgarde in den größeren 
Städten 56 Dfficiere und 1654 M. Unter 3 Generallommandanten der Special- 
waffen ift die Armee in 8 Militärbivifionen über das Feftland vertheilt. Liſſabon, 
Bifen, Porto, Braga, Chaves, Gaftello Branco, Eftremoz und Tavira find bie 
Stationen, wo bie 8 fommandirenden Öenerale(Öen.-Lts. und Gen.-Majors) ihren 
Sig haben. Die gefammte Generalität zählt jegt 44 Generale im aktiven Dienfte, 
zum Theil als Oouverneure in den Kolonien. Der Generalftab befteht aus 
30 DOfficieren. Allgemeine Kriegsverpflihtung verbindet verfaffungsgemäß nad 
Tit. V. jeden Portugiefen, die Waffen für vie Vertheiviguug bes Landes in 
regelmäßigem, von ben Kortes angeorbneten und überwachten Kriegsbienfte zu 
führen. Die Feftungen find meift verfallen und entbehren feit langer Zeit bie 
— Unterſtützung der Regierung, wenn wir Elvas, Almeida und die Forts 
von Liſſabon als dem einzigen Kriegshafen ausnehmen. Die Kolonien hatten außer⸗ 
dem zu ihrer Vertheidigung im J. 1860 8236 Mann in erfter Linie und 9572 
Mann in zweiter Linie: fie ftehen unter den Befehlen der Gouverneure und 
Kommiffariatsoffictere in den überfeeifhen Befigungen, von denen wir 78 im 
aktiven Dienfte fehen. 

Bon der großen Flotte, welde im fehszehnten Jahrhunderte Portugal 
als die erfte Seemaht Europas aufgeftellt hatte, und melde doch nod vor 
60 Jahren 12 Linienfhiffe und 12 Fregatten zählte, hat ſich jegt nur ein jpär- 
licher Reft erhalten. Im Juni 1862 befaß die portugiefiihe Flotte 1 Linienfchiff 
mit 76 Kan., 1 Fregatte mit 40 Kan., 3 Korvetten zu 14 bis 16 Kan., 2 Briggs 
zu 11 Kan., 9 Schooner und Kutter, 9 Transportihiffe und 11 Dampffchiffe 
mit 82 Kanonen, überhaupt 36 Kriegsſchiffe mit 294 Kanonen, wovon 10 Gegel- 
fchiffe entwafinet und 2 noh im Bau begriffen waren. Bei dem Bau neuer 
Schiffe beabfihtigt jegt die Regierung vorzugsweife nur Dampfſchiffe aufftellen zu 
laſſen, da gegenwärtig noch nicht ein Drittel der Kanonen auf Dampfſchiffen 
untergebracht ift. Das Perfonal der Marine befteht in einem Viceadmiral, einem 
Kontreadmiral als Chef der Eskadre, 4 Divifionshefs, 10 Linienjhifffapitänen, 
20 Fregattenfapitänen, 30 Kapit.-Lieuts., 50 Lieuts. Ifter Klaſſe und 100 Lieuts. 
2ter Klaffe, alfo 216 Seeofficieren, die auch für eine breimal fo ftarfe flotte 
ausreihen würden. Die Gefammtzahl der Mannſchaften beträgt jegt auf den in 
Dienft ftehenden Schiffen 2962 Mann. Ehubert. 


often. 
Die Entftehung von Anftalten, welche zur Erleichterung der Verbindungen 
zwifchen den, Bölfern und ihren Angehörigen bienten, geht in das tieffte Alter 
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thum zurüd. Sie waren durch die Natur der Dinge und unabweisliche Bedürfniſſe 
von felbft"geboten. Auch ſehen wir diefelben fehr frühe in ein gewiſſes Berhält- 
niß zum Deffentlihen und Allgemeinen treten, mochte diefes in Form der bloßen 
Stämme oder der gegliederten Staaten fi darftellen. Aus dieſer engen Berbin- 
dung mit dem Intereſſe der Geſammtheit entwidelte ſich allmälig die Eigenthüm— 
lichkeit derjenigen Einrichtungen, die wir heutzutage unter dem Namen der Poften 
begreifen. Den wechſelnden und mannigfach abweichenden Gang diefer Entwidelung 
unter den verfchiedenften Völkern, Klimaten und Naturverhältniffen zu verfolgen, 
ift ein gewichtiger, obſchon bisher nur allzu läſſig beachteter Gegenftand der all- 
gemeinen Kulturgefhichte. Unfere Aufgabe muß fi darauf beſchränken, ven ge 
ſchichtlichen Faden nachzuweiſen, ver zur Ausbildung der Poften in den bedeu— 
tendften Staaten des heutigen Europa geführt hat, und aus den gegebenen Thatfachen 
die öffentliche und ftaatsrehtlihe Bedeutung derfelben in das Licht zu fegen. 

Aus dem beftändigen Drängen ver Völker gegen die Küften tes mittellänti- 
ſchen Meeres, aus der Beichaffenheit dieſer Geſtade, melde nicht ſowohl eine 
trennende Schranke bildeten, als vielmehr zu gegenseitigen Verbindungen einluten, 
aus den gewaltigen Heereszügen einzelner Eroberer, den Wanderumgen ver Stämme 
und ihren Niederlafjungen, endlih aus dem hinüber- und herüberwogenten Kampfe 
zwifchen morgenlänbifher und abendländifcher Geſittung entwidelte ſich ein nimmer ru 
hender, vielfeitig belebender Berkehr, welcher zahlreiche Berbindungsmittel in das Leben 
rief. Die Seefahrten bilteten, fo weit fi vie geſchichtlichen Ueberlieferungen rüd- 
wärts verfolgen lafien, die vorzüglichen Hebel diefes rührigen Verkehrs, und ohne 
Zweifel waren die Phönizier, vie aus dem Tuntel ver Vorzeit ald die frühe- 
ften Vertreter des Welthanvels hervortreten, im Beſitze regelmäßiger Verbindungen, 
obfhon wir leider zu wenig fichere Anhaltspunkte befigen, um vie Technik ihrer 
darauf bezäglihen Einrihtungen näher beftimmen zu können. An ihre Gtelle 
trgten nachmals in den weftlihen Gegenden die Karthager, in den öftlichen 
die Hellenen. Da die ganze Entwidelung des Lebens bei diefen legtern, ja fogar 
das Wachsthum ihrer bürgerlihen Freiheiten auf Seehantel und überfeeifchen 
Berbindungen, vorzäglid mit ihren Kolonieen berubhte, fo wurden Schiffe und 
Seeleute die Bermittler tes dahin einfchlagenven Verkehres. In Athen, wie in 
den übrigen hellenifchen Seeftäbten hatten die Trierardhen oder Schiffsfapitäne der 
großen Kriegsichiffe oder Trieren regelmäßig die Depeihen und Frachten der 
Staaten zu beforgen, während zahlreihe Nauffahrteiihiffe den Intereffen ver 
Privatleute ihre Dienfte winmeten. Die Verbindungen zu Yande wurben, fo weit 
es die Angelegenheiten der Staaten betraf, durch Gilboten unterhalten, die aus ver 
Klaſſe ver öffentlichen Herolde entnommen waren, und zugleich als Gefchäfisträger 
untergeortneten Ranges benützt wurden. Zur Sicherheit der reifenden Perfonen 
und der Frachten viente die Einrichtung des Geleites. Aber alle tiefe Anftalten 
ftanden vereinzelt; eine allgemein bindende Einrichtung konnte es nicht geben, und 
dieß um fo weniger, da fi einer jolhen die eingelebte Sitte einer möglichſt freien 
Bewegung der Staaten, und in den Staaten die der Individuen mächtig entgegen: 
geftemmt, da fie gerade ven ins Unabfehbare gefteigerten Verkehr, der damals nur 
bei einer nad) allen Seiten bin ungehinverten Thätigfeit möglid war, gewaltfam 
eingeſchnürt und ertöbtet haben würde. 

Dem großen Reihe der Perfer war es vorbehalten, die erfte öffentliche 
Anftalt zu gründen, die einer Staatspoft ähnlich ſah, die erfte wenigftens, vie 
auch in das europäiſche Bölkerleben eingegriffen hat. Unter Darius, dem eigent- 
lihen Geftalter der Mafchinerie jenes Staates, wurde von Sufa aufwärts, gleich 
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lauſend mit dem Tigris, ſodann über dieſen Fluß, ſowie über den Euphrat bis 
zu den kilikiſchen Päffen, und von da hinweg über den Halys bis nach Sardes, 
auf einer Strede von ungefähr 650 Stunden, ein großer Heerweg angelegt, ver 
die zum Theil Schon früher beftandenen Straßenzüge zu einem Ganzen vereinigte. 
Bon drei zu drei Meilen waren Raften für Pferde und Reiter angebracht, vie 
fi lediglich” mit der Beförderung der königlichen Botſchaften zu beſchäftigen hatten. 
So konnten Briefe von Suſa nad Sardes in fehs bis fieben Tagen gelangen. 
Dffeubar waren bei Anleguug diefer Straße ſtrategiſche Beweggründe die leitenden 
gewefen — denn Kaftelle mit entſprechenden Bejagungen beherrfchten an mehreren 
wichtigen Punkten die Durchgänge — indeſſen konnte es nicht fehlen, daß fie auch 
dem Handelöverfehre zu Gute fam, auf beflen Förderung Darius ohnehin fein 
Augenmerk gerichtet hielt. Bor Allem aber ift ins Auge zu faffen, daß diefer große 
Straßenzug aus dem innern Afien nad den Küften des mittelländifhen Meeres 
lief, und daß bverfelbe ven Weften mit dem fernen Often, bis nad Indien hinein, 
mehr als je vorher in Verbindung bradıte. 

As Alerander der Große feinen Krieg gegen das perfifhe Reich be- 
gennen hatte, wählte er nad der Schlacht am Granifus, obſchon er zu verfchie- 
denen Seitenbewegungen genöthigt war, die genannte Heerftraße von Sardes bis 
zu den kilififchen PBäfjen zur Grundlinie feiner Operationen, und wir wifjen ferner, 
daß an die unwegſamen Gegenden, durch welche er nad der Schladht von Gau: . 
gameln vorbrang, über die fafpifhen Thore bis nah Baltrien hinein, ftellenweife 
alte und brauchbare Landſtraßen fih anſchloßen. Es wirb ferner berichtet, daß 
Alerander der Große alle diefe Verbindungen durch neue Straßenzüge erweiterte, 
und ebenfo, daß die nachmaligen makedoniſchen Reihe alle für öffentlichen 
Berfehr und Neifebeförverung nöthige Hülfsmittel nambaft vermehrten. Man 
darf behaupten, daß die in den makedoniſchen Zeiten theild fortgeführten, theils 
neu geſchaffenen Anftalten die Einführung der römifhen Einrichtungen in ben. 
morgenlänbifchen Gegenden vorbereitet und gewiſſermaßen erft möglich gemacht 
haben. 

Lange vor dieſem Zeitpunkte jedoch hatten tie Römer die Grundſätze und 
Regeln ihres öffentlichen Verkehrs auf eine eigenthümliche und zugleich höchſt viel- 
feitige Weife ausgebilvet. Schon damals, als der Heine Staat faum noch über bie 
Grenzmark eines ftäptifchen Gemeinweſens hinausreidhte, war es ein bezeichnendes 
Merkmal feiner Behörden, daß dieſen einestheils "ein Har begrenzter Geſchäftskreis 
angewiefen, anderntheild aber volle Freiheit gewährt war, alle praftiihe Be— 
ziehungen und Bebingungen, die mit ver Aufgabe ihres Amtes zufammenbingen, 
bis in die einzelften Beftandtheile durchzuführen. Diefes Verfahren wurde wie in 
andern Zweigen der Verwaltung, fo auch in dem Straßenwefen und den damit 
zufammenhangenden Anftalten auf höchſt zwedmäßige Weife zur Anwendung ge= 
bracht; je mehr die Gebiete des römischen Staates innerhalb ver italifhen Halb- 
infel fih ausvehnten, deſto rühriger und großartiger wurde tie Thätigfeit auf 
jenem Gebiete, und fein anderes Volk des Alterthums hat den praftifch bewährten 
Satz, daß gute Heerftraßen und möglichft fchnelle Beförverung auf venfelben bie 
Orundlagen der Kriegführung wie bes Hanbelsverfehres, und fomit zugleich bie 
unerläßlihen Vorbedingungen für die Behauptung eroberter Gebiete und die Be— 
gründung ftaatlicher Einheit feien, mit folder Beftimmtheit und in jo ausgebehn- 
tem Umfange erfannt und thatkräftig durchgeführt, als das römiſche. Die höchſt 
praftiihe, der mannigfaltigften Anwendung und Ausbildung fähige Gliederung 
feiner Behörden gaben diefen Gelegenheit, von ben verfchiedenften Seiten her ſich 
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biefes Gegenftandes zu bemädhtigen, und fo wurden ihre Straßen, deren unger- 
ftörbarer Bau noch heutzutage die Bewunderung der Kunftverftändigen erregt, vie 
äußere Technif des römiſchen Staates, in welcher die Grundſätze der Kriegführung 
und Kolonifation, die Hebel der äffentlihen Verwaltung, der Handelsverkehr wie 
der geiftige und religiöfe Austauſch der Nationalitäten, als in einer allen gemein- 
famen Grundlage zujammentrafen. 

Das Straßenwefen bildete zunächft einen Beftandtheil der Amtsthätigkeit der 
Genjoren, biefer dem ächt römifchen Geifte entwachjenen Behörbe, welcher vie 
Wahrung der fittlihen Interefjen des Staates, die Kontrole der Finanzverwaltung, 
bie Auffiht über die Staatsgüter und die Anordnung aller hiedurch bebingten 
Anftalten zufam. So legte der Genfor Appius die appifhe Straße bis Capua 
an, und C. Flaminius in der gleihen Eigenfhaft führte ven flaminifchen Heer— 
weg nad Ariminum. Aber aud Die Aedilen, als Aufjeher über das Bauwefen 
und Leiter der Boltsfefte, famen mit dem Straßenmwefen in häufige Berührung 
und griffen felbftthätig und jchöpferiich in vasfelbe ein. So wurbe der Anfang bes 
appifhen Weges, vom Tempel des Mars bis gen Bovillae, auf Beranftaltung 
der furulifhen Aedilen mit Kiefelfteinen überpflaftert. Envlid hatten aud bie 
Konfuln, fo oft fie im Kriege befehligten, die Sorge für das Straßenmwefen, da 
die Anlage neuer Straßenzüge bei den Römern mit ihrer Kriegführung in enger 
Berbindung ftand. Nah Befiegung der Yigurer ließ der Konful Yemilius dur 
jeine Soldaten die Straße von Placentia nah Ariminum oder die fogenannte 
ämilifhe Straße erbauen. Sie ſchloß fih an die flaminifche an, und führte fo in 
das Herz von Oberitalien. Bei jeder fpätern Eroberung wurbe das gleiche Ver— 
fahren beobachtet und fo allmälig das ganze römifche Reich mit einem großen, zu> 
fammenhangenden Straßennege überzogen, bis zulegt unter den Imperatoren 
die ganz entgegengejetten Örenzen des Reiches in die engfte Verbindung gebracht 
waren. 

Diefe Straßen wurben ſchon in ver früheften Zeit durch zahlreiche Verkehrs— 
mittel belebt. Alle römischen Behörben, jelbft Konſuln und Prätoren, befaßen außer 
ihren Liftoren ein mehr oder minder zahlreihes Dienftperfonal, deſſen zinzelne 
Glieder theild zu mündlichem Botendienfte, theild zur Beförbernng von Briefen 
und Paketen verwendet wurden. Je weiter ſich nun die Herrfhaft Roms über das 
Innere Italiens ausdehnte, defto mehr nahm der öffentliche Verkehr zu, deſto 
häufiger wurden bie "gegenfeitigen Mittheilungen der Behörden auf den neu ge- 
bauten Straßen. Daß die öffentlihen Verkehrsmittel, namentlih in dem innigen 
Berkehre zwifhen Rom und feinen Kolonieen, aud) dem größern Publitum zu Ge— 
Bote ftanden, läßt fi theils aus der engen Solidarität, welche das römifche 
Bürgerrecht gewährte, theild aus den Nachrichten der fpätern Zeiten fchließen, 
welche auf frühere Einrihtungen zurüdweifen. Dabei muß des ſchweren Fuhrwerks 
gedacht werben, weldes fi in Folge der Bermehrung der Staatögüter und ihrer 
Verpachtung, fowie ber häufigen Kriegszüge, zur Beförderung von Waaren und 
Landeserzeugniffen immer häufiger auf dem großen Heerftraßen bewegte. Endlich 
befaßen vie Römer das feltene Gefhid, aud) von fremden Völkern pafjende Erfin- 
bungen bei ſich aufzunehmen und mit ihren eigenen Einrichtungen zu verfchmelzen, 
ohne die Eigenthümlichkeit römiſchen Weſens aufzugeben. Seit der Eroberung 
Dberitaliens lernten fie bei den Galliern eine Reihe von Gefäßen, Geſchirren und 
Werkzeugen kennen, die unter ihnen vollfummen heimifh wurden. Wie ihre Be— 
hörden zwar Kar georbnet, aber ohne bureaufratiihe Schroffheit neben einan- 
der ftanden und dur feine Mebergänge unter fi verbunden blieben, fo 
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zeigten aud bie öffentlichen Verkehrsmittel auf einfacher Grundlage eine aufer- 
ordentlihe Spannkraft, die nad der Ausvehnung des römifchen Reiches über die 
drei damals befaunten Erdtheile zulegt einen außergewöhnlihen Umfang annahm, 

Zunächſt wurde der den einzelnen Behörden beigegebene Poftdienft für Briefe 
und Pakete auf die entfernteften Gebiete übergetragen. Die Statthalter ver Pro- 
pinzen waren von Statoren und Curſoren umgeben, welde in jchnellfter 
Weije ihre Depefchen beforgten, und durch welche” fie‘ unter fich felbft, fowie alle 
mit der großen Dauptftabt in regelmäßiger und unmitteloarer Verbindung ftanden. 
Diefes Berkehrömittel war zugleih den immer zahlreihen Angehörigen und Be- 
fannten der oberen Beamten, insbefonvdere allen Staatsmännern und Öliedern der 
hohen Xriftofratie geöffnet, und wurde von allen diefen Schichten häufig benutzt, 
joweit nicht anderweitige Rüdfihten davon zurüdhalten mochten. Nebenbei hatte 
fi das weitverzweigte Botenwejen der großen Geſellſchaft der römiſchen Ritter 
ausgebildet, die befanntlih als die Generalpädhter ves römischen Neiches für die 
Ueberwadhung ihrer zahlreihen Magazine, für die Verwaltung und Uebermittlung 
ihrer großen Kapitalien jehneller und georbneter Verbindungen beburften. Da 'ihre 
Zabellarien regelmäßig bis in die abgelegenften Weiler gelangten, jo famen 
ihre Dienftleiftungen au dem Handel und Privatvertehre trefflic zu Statten. Zur 
Wahrung ihrer befondern häuslichen und politiichen Intereffen hatten überdem bie 
großen römifhen Familien ihre eigenen Poftläufer beftellt, die der Wohl- 
feilheit und BZuverläffigfeit wegen aus ver Zahl ihrer Sklaven genommen waren. 
Eudlich befrievigten die Schiffer, die Kaufleute und Fuhrleute, die Hirten und Schwein» 
händler auch die zerftreuten Bebürfnifje der großen Maſſe. 

Aus diefem ununterbrohenen Drängen nad ausgedehnter Weltverbindung 
entwidelte fi wie von felbft der Gedanke einer allgemeinen Reichspoſt, welche 
unter Auguftus begonnen, von den nachfolgenden Imperatoren fortgeführt nnd 
unter mannigfachen gejeggeberifchen Kämpfen ausgebilvet, zuletzt dauernden Bes 
ftand erlangte. Es würde an dieſem Orte zu weit führen, die mannigfadhen Wech— 
felungen in dem Gange dieſer Entwidlung zu verfolgen, die oft widerſpruchsvollen 
faiferlihen Verordnungen zu erläutern, im die äußerſt künſtliche und verwidelte 
Maſchinerie einzugehen, oder eine Auseinanverfegung der techniſchen Einrichtungen 
zu verfuhen. Wir müſſen uns begnügen, das Ganze der Anftalt nad feinen 
durchſchnittlichen Gruntzügen zu ſchildern und insbefondere die leitenden Grund- 
fäge hervorzuheben, welche dabei zur Geltung kamen. 

Auf allen Heerftraßen der Römer befanden ſich zwei bis vier Stunden von 
einander entfernte Raften. Anfänglich wurden die reichlicher ausgeftatteten unter 
denfelben, die fogenannten Manfionen, welde meijt in Städten oder volf- 
reihern Ortſchaften angebraht waren, von ben Hleineren, den Mutationen, 
die lediglich zum Wechſel der Zugthiere dienten, genau unterſchieden; im Laufe 
der Zeit aber wurden die Einrichtungen an beiden fo ziemlich diefelben. Auf allen 
diefen Raften mußte je nad Bedürfniß eine größere oder geringere Anzahl von 
Pferden und andern Zugthieren in Bereitihaft gehalten und den Reiſenden zur 
Berfügung geftellt werden; auf allen Manfionen und beffer eingerichteten Muta- 
tionen waren für viefelben auch Gaftzimmer eingerichtet, wofelbit fie die nöthige 
Berpflegung und Verföftigung erhielten. Grundfäglid ſollten alle dieſe Hülfsmittel 
von dem Staate gegeben werden, und die Provinzen nur hülfsweife dafür eintreten. 
Die kaiferlihen Beroronungen ſelber ſchwankten indeffen längere Zeit hin und ber, 
bis zulegt unter der Macht drängender Umftände vie ganze Laſt den Provinzen 
verblieb. Da fein regelmäßiger, nad Tagen und Stunden beſtimmter Abgang der 


Poſten. 193 


Poſten beſtand, ſo kann die damalige Art der Beförderung am eheſten mit den 
früher auf unſern Landſtraßen eingerichteten Extrapoften verglichen werben. 

Neben der öffentlihen Poft zur Beförderung von Perfonen und leichtem Ge- 
päde beftand inveffen ein Güterzug für ſchwerere Laften, der nad den dabei ge- 
wöhnlih gebrauchten Wägen ver Flavularifche Zug genannt wurde. Er diente 
zur Beförderung von Kriegsvorräthen, Zufuhren und großen Geldſendungen, und 
je nad Bedürfniß zur Fortſchaffung der Nachzügler und Kranfen der Heere. Die 
Laftwägen waren meiftens mit Zugftieren bejpannt. Die Koften wurden von ben 
Einwohnern der Provinzen beftritten. 

Sämmtlihe Poftzüge waren ausſchließliche Anftalten des Staates; fie follten 
nur don den Kaifern und ihren Bebienfteten und überhaupt nur für Zwecke ver 
öffentlihen Bermwaltung benugt werden. Zu dem Ende erhielten die diefelben be 
nugenden Perfonen Freibriefe, die von dem Kaiſer felbft oder in feinem Namen 
ausgeftellt waren; durch Bergünftigung und Mißbraud indeffen wurben folde 
auch oft an unbefugte Privatperfonen verabreiht. Da nun die geſellſchaftlichen 
Zuftände der damaligen Zeit faum eine Einrichtung geftatteten, durch welche die 
Poftanftalt auch dem gefammten Publitum zugänglid und dadurd für den Staat 
einträglih gemacht worden wäre, fo dauerten für ven Privatverfehr die aus der 
republifanifchen Zeit überfommenen Anftalten in größerm oder geringerm Umfange 
fort. Die Staatsanftalt mußte daher, da fie für die geheifchten Opfer feinen 
Erfaß bieten konnte, um fo mehr dazu mithelfen, die landwirthſchaftlichen Verhält⸗ 
niffe zu Grunde zu richten. Die Leiftungen wurden namentlih im legten Jahr» 
hundert der römifchen Weltherrfchaft zu einer wahrhaft erbrüdenden und zerftd- 
renden Laft, als in Folge innerer Unruhen und äußerer Kriege die Durchzüge der 
Truppen, vie Reifen ver Beamteten und ver Wechjel ver Behörden immer häufiger 
wurden, 

Mit dem Sturze des mweftrömifchen Reiches zerriß der allgemeine Zufammen- 
bang der römifchen Staatspoft; aber wie hundert andere römifhe Inftitutionen 
fi im Berborgenen erhielten und fortwucherten, fo blieben auch die Grundlagen, 
auf welchen jene errichtet war, nod lange unerfchüttert, wichen nur langſam ben 
Veränderungen der Zeit und machten ihre Wirkungen bis tief in das Mittelalter 
hinein fühlbar. Der Faden dieſer Entwidlung läßt ſich am deutlichſten in ber 
Gefhichte des gallifhen Landes verfolgen, auf deſſen Boden die mweltgejchicht- 
lihen Ereigniffe zufammentrafen, welche dazu beftimmt waren, die alte Civilifation 
mit den neuen Elementen zu verbinden und fo umgeftaltet in bie fpätere Zeit herab» 
zuleiten. Das heitere ausgleichende Klima, die Beichaffenheit des Bodens, deſſen 
wellenförmige Ebenen die Verbindung zwifhen den zahlreihen Flüſſen beförberten, 
die mittelhohen Gebirge, deren ſchattige und quellenreihe Thalrinnen ſchon frühe 
zu Niederlafjungen einluden, die Anlagen des Volkes, welchem Mittheilung umd 
Austauſch, geielihaftliher Verkehr und Beichäftigung mit neuen Dingen unab* 
weisliches Bedürfniß waren, der Sinn für Einheit, den die römiſche Verwaltung 
tief eingeprägt hatte, und endlich der enge Zufammenhang der gallifanifden Geift- 
lichfeit, in welcher die vornehmen Familien des Landes eine fefte Stellung ein- 
nahmen — alle dieſe vielfeitig zufammenwirfenden Dinge erhielten die Anftalten 
des öffentlichen Verkehrs hier in einer weit rührigeren Thätigkeit, als in irgend 
einer andern Provinz des ehemaligen römifchen Reiches. 

Bon den rei ausgeftatteten Manfionen der früheren Zeit mit ihren ftets 
in Bereitſchaft gehaltenen Pferden und Gefährten konnte allerdings feine Rebe 
mehr fein. Das Bedürfniß einer großen Weltverbindung hatte fie einft ber 
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vorgerufen; nachdem dieſes erloſchen, hatte auch fie fich überlebt. Dagegen blieb 
durch verjährte Uebung, vornehmlid an den ehemaligen Raftorten, die Verpflich— 
tung der Provinz zu Borfpann und anderweitiger Hülfleiftung an bie Reifenven 
nad) wie vor fortbeftehen. Zur Benugung der öffentlichen Poftanftalten in dieſem 
Sinne wurden von den merovingiſchen Königen nod bis gegen die Mitte des 
fiebenten Jahrhunderts Freibriefe ausgeſtellt, bis das allmälige Hervortreten ber 
Sitte des öffentlichen Geleites das Erlöſchen aud dieſer Einrihtung beurkundet. 
Mittlerweile hatte die Kirche, die damals am meiften das Bedürfniß eines all: 
gemeinen Verfehres in ſich trug, die legten Ueberreſte desſelben im fih aufgenommen. 
Königliche Freibriefe für Beförderung und Verköſtigung unterftügten die Wall- 
fahrer, welche die weite Reife nad) Ierufalem unternahmen; Freibriefe und Privi- 
fegien ertheilten den Klöftern und Geiftlihen das Recht, ihre Frachten und Laſten 
dur den äffentlihen Vorſpann auf gewiſſe Streden bin weiter befördern zu laffen. 
Die Trümmer der altrömifhen Poftanftalt fanten fomit allmälig zu gemeinen 
Frohndienften herab. Mittlerweile unterhielten die großen galliihen Yamilien und 
ebenfo die Städte, beide nad dem Beifpiel der römifchen Zeit, ihre befonderen 
Briefträger und Boten. Noh einmal verfuhte Karl der Örofe an das alt- 
römische Poſtweſen anzuknüpfen, indem er für die Beförderung und Berpflegung 
feiner Sendboten eine Reihe von Stationen auf den alten Heerftraßen neu ein- 
richtete und zu biefem Behufe beſondere Beamten einjegte: aber bie ganze Ein- 
richtung gerieth fhon bald nad feinem Tode unter ber ftürmifchen und wirre- 
vollen Regierung Ludwigs des Frommen wieder in Verfall. 

Die legten Zeiten der franzöfifhen Karolinger waren zwar ber Bil- 
dung allgemeiner Berfehrsanftalten entſchieden ungünftig; doch fehlte es nicht an 
wirfjamen Beftrebungen, dem rohen und brutalen Geifte des damaligen Yenbal- 
adels, der auch in alle Verhältniffe des öffentlichen Verkehrs, in Straßen und 
Berbindungen ftörend eingriff, nah Möglichkeit Schranken zu fegen. Das größte 
Berbienft erwarben ſich im diefer Hinficht die Bisthümer, Klöfter und geiftlichen 
Körperfhaften, und über alle rayte die berühmte Kongregation von Elugny ber- 
vor, die nicht nur mit den zahlreih aus ihr hervorgegangenen und durd alle 
europäifche Yänder verbreiteten Klöſtern, theild durch eigene Boten, theild durch 
vermittelnde Gelegenheiten, eine beftändige Verbindung unterhielt, ſondern aud 
durch die Gaftfreundfchaft, die fie Wanderern und Neifenden gewährte, vem allge 
meinen Berfehre höchſt fürverlih wurde. Der Abt Odilo von Clugny war es, ber 
durh die Kirchenverfammlung von Limoges (1031) die erfte Anregung zu dem 
Gottesfrieden gab, womit die üffentlihe Meinung in ihrem Kampfe gegen die 
Willtürlichkeiten des Raubavels die erfte gefeglihe Stüge erlangte. Kaum ein 
halbes Jahrhundert fpäter traten die Städte bereits mit politiiher Kraft aus— 
gerüftet in das öffentliche Leben ein, und unterhielten durch regelmäßige ftädtijche 
Boten unter fich felbft eine lebendigere Verbindung. Unter den Einwirfungen dieſer 
rührigen Zeit, deren Geſichtskreis ohnehin durch die Kreuzzüge noch mächtig erweitert 
wurde, bildete ſich aus unbemerften Anfängen die Poftanftalt der Pariſer Uni» 
verfität zu beveutentem Umfange aus. Die allmälige Entftehung derſelben darf 
wohl in die Zeit von ber Mitte des eilften bis in vie Mitte des zwölften Jahr— 
bunderts gefett werben; ihre vollftändige Ausbildung erhielt fie indefjen erft am 
Schluſſe des dreizehnten. Ihre Ausbreitung geſchah vorzüglich durch Begünftigung 
von Seiten der erzbiſchöflichen Sprengel, mit denen fie durch ihre Oberboten in 
Berbintung ftand, und ihre Züge dehnten fich zulett durch ganz Frankreich bis 
in die Niederlande aus. Die Anftalt unterhielt Poftläufer, reitende und fahrende 
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Boten und beförderte Briefe, Pakete, Wertbgegenftände, Gelder und Perfonen- 
Indem fie auf praktifhe Weiſe das Publitum in die Betheiligung hereinzog, wurde 
es ihr möglih, außer der Dedung der Koften noch ein reines Erträgniß zu ge— 
winnen, das allerdings noch bebeutender hätte ausfallen müſſen, wenn es der 
Univerfität bei der Gründung der Anftalt weniger um die Wahrung geiftiger 
Intereffen, als um finanzielle VBortheile zu thun gewejen wäre. Durd die erfte 
glüdliche Löſung dieſer volfswirthigaftlihen Aufgabe eröffnet fie die Geſchichte des 
modernen Poftwejens, und unterſcheidet fi gerade baburdy von ver Poftanftalt 
des römifchen Kaiferreiches eben jo vortheilhaft, als der zu freiem Seibftbewußt- 
fein emporgeftiegene Bürgerftand des breizehnten und vierzehnten Jahrhunderts, 
auf welchen fie ſich fügte, von dem eingeengten, an die Scholle gebundenen Ge— 
werbsftande des Alterthums verſchieden war. Nebenbei bedienten ſich vie Könige 
von Franfreih und die Herzöge von Burgund ihrer ftändigen reitenden Kuriere, 
bis die Verordnung Ludwigs XI vom 19. Juni 1464 eine neue Poftanftalt 
in das Leben rief. Sie hatte vor derjenigen ver Univerfität raſchere Beförderung 
und ftrengere Ueberwadhung der für Abgang und Ankunft feftgejesten Stunden 
voraus. Zunächſt war fie indeffen nur für die Zwede des Staats und beziehungs- 
weife der Könige eingerichtet, und wurde von viejen eben fo ſelbſtändig neben die 
ſchon beſtehenden Einrichtungen geftellt, als Auguftus die feinige aus dem Zu— 
ſammenhange mit den übrigen Verkehrsmitteln herausgeriſſen hatte. Der endliche 
Ausgang war ein wefegtlic verſchiedener. Die königliche Poft fand es bald in 
ihrem eigenen Interefje gerathen, auch zur Beförderung der Bedürfniſſe des großen 
Publifums Hand zu bieten, und ſchlug zu dem Ende neben der Anftalt ver Uni- 
verfität den Weg der Mitbewerbung ein. 

Während die franzöfifhen Poftanftalten fid, ziemlich folgerichtig und in ein- 
beitlihem Zufammenhange aus ven römijhen Einrichtungen heraus fortfegten und 
zu einem Ganzen geflalteten, ftellt fi die Entwidelung des deutſchen Poft- 
wefens in einer weitaus größern Zerriffenheit tar, da Deutſchland nicht wie 
Gallien eine Reihe längft gegebener Knotenpunkte beſaß, welde die einzelnen 
Straßenzüge zufammenfaßten, noch eine große Metropole wie Paris, die ſchon 
frühe zum Stützpunkt der allgemeinen Einrihtungen werden fonnte. Grundlage 
des deutſchen Straßenweſens blieben ebenfalls die altrömiſchen Straßen, melde 
längs der Donau und dem Rhein angelegt waren und die Verbintung zwiſchen 
den Küften des jchwarzen Meeres und denen der Norbjee aufredt zu erhalten 
beftimmt waren, Wie num die germanifhen Stämme Jahrhunderte hindurch gegen 
den Grenzwall zwiſchen Kehiheim und Köln, ter die ſchwächſte Seite jener lang: 
geftredten Linie dedte, wild und orbnungslos heranftürmten, um bier den Weg 
nah Italien, dort nah Gallien zu finden, jo zogen aud fpäter tie Straßen, 
nachdem jenes vielfah angeftrebte Ziel längft erreicht war, aus dem Norben in 
vielfaher Verwirrung ſich ſchneidend und vurdjfreuzend nad) dem Süden, bald 
gegen die Donau, bald gegen den Rhein, bald gegen den Winkel zwijchen beiten, 
bis endlid nad langen Erfahrungen vie kürzeren Linien herausgefunden waren. 

Daß auch in den ehemals römischen Gebieten des deutſchen Yandes vie 
Trümmer des alten Poftwejens minveftens ald Frohndeleiſtungen zum Vor— 
theile der Geiftlichkeit fi erhalten mußten, dürfte man nad dem Geſetze ber 
Analogie als felbftverftännlih vorausfegen, aud wenn dieſe Thatfahe nicht in ben 
bajuvariſchen Gefegen ausprüdlich beftätigt wäre. Bon großer Wirkfamfeit 
fonnten allervings dieſe fpärlichen Ueberrefte der römifchen Einrichtung nit jein, 
fo lange die merovingiſchen Könige im Innern von Deutſchland und namentlich) 
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in Bayern nicht zu unbetingter Herrfhaft gelangt waren, und erft unter Karl 
dem Großen trat im vieler Hinfiht ein Umfhwung ein. Nah der völligen 
Unterwerfung Sachſens und Bayerns und der Vertreibung ter Avaren bezeichnete 
eine faiferlihe Verortnung vom Jahre 807 die Orte Barbevih an der Elbe, 
Scesla an ver Aller, Magadaburg, Erpisfurt, Forachaim, Bremberg, NReganes- 
burg und Lauriacum als Handelsniederlafjungen, die unter den Schuß befonderer 
Grafen geftellt wurten; fie veranihauliht uns fomit die große Handelsſtraße, 
welde aus dem Norden nad den Ufern ver Donau führte. Aber die bald wieder 
folgenden ftürmifhen Zeiten, das feindliche Auftreten der flaviihen Stämme, die 
Einbrüche ver Normannen auf der einen, bie der Mogyaren auf der andern Seite, 
das von allen germanifhen Stämmen geübte Stranpredt an ven Meeresfüften, 
die Grundruhr an den Flüffen verwifchten die Spuren jener wohlthätigen Ein— 
richtungen, und erft von den Zeiten ter Ottonen hinweg ſehen wir wieder 
georbnete Zuftände hervertreten. Die Klöfter und geiftlihen Stifter waren eifrig 
bemüht, fih durch BVergünftigungen und Privilegien freie Zufuhren und offene 
Straßen zu jihern; fie unterhielten durch ſtändige Boten regelmäßige Berbin- 
dungen, Seit dem Ende des eilften Jahrhunderts machen fi die gleichen Erſchei— 
nungen auch in den Städten bewerflih. An den Hofhaltungen der Fürften fing 
man an, Fußboten und reitende Kuriere in größerer und geringerer Anzahl zu 
halten. Häufig wurde das Geleite zur Sicherung des Verkehres und der Reife 
fahrten geſucht und gegeben, obgleich dieſes Ausfunftsmiktel ſchon an und für fid 
auf die Mangelhaftigkeit der öffentlihen Zuftände hinweist, und leicht auch, wie 
die fpätere Erfahrung zeigte, zu drückendem Mißbrauch führen konnte. An und für 
fi) kamen in Deutſchland für die Verbindungen und ven öffentlihen Verkehr die— 
felben Beftandtheile zur Geltung, die wir aud in Frankreich fennen gelernt haben, 
nur mit dem boppelten Unterfchiere, daß jie ſtets geraume Zeit fpäter, fodann 
daß fie zerftreut und zufammenhanglos hervortreten, und daß es ihnen fomit an 
innerer Einheit gebrach. Es bleibt im diefer Hinficht bezeichnend genug, daß die 
Kaifer während des ganzen Mittelalters Feine aus Reichsmitteln unterhaltene An- 
ftalt befaßen, durch welche fie ihre Botſchaften, Befehle und Depefchen hätten be- 
fördern fünnen, und daß fie fi dafür entweder ihrer eigenen häuslichen Diener 
oder noch weit öfter der öffentlihen Boten aus ven Reichsſtädten bedienen mußten. 

Unter den Verkehrsmitteln, welche Gewerbfleiß und Hanbelsthätigfeit während 
des Mittelalters auf deutſchem Boden hervorgerufen haben, find vorämlich die 
Botenzüge hervorzuheben, welche aus den Städten des fürlichen Deutſchlands 
nad Oberitalien, befonvderd nad) Venedig gerichtet waren. Ohne Zweifel hat 
Augsburg, einft blühende Kolonie ver Römer, feinen Verkehr mit Italien, felbft in 
den Zeiten der VBölferwanderung, nie gänzlidy verloren, wenn derſelbe auch zuweilen 
auf ein ſehr geringes Maß zurüdgeführt fein mochte. Bei allmäliger Wiederbele- 
bung tes Weltverfehrs ſchloſſen fih nocd andere Städte an, und fo bildete ſich in 
der Mitte des dreizehnten Jahrhunderts, wenn nicht ſchon früher, im dem foge- 
nannten Fontego in Venedig die Genofjenfhaft des deutſchen Haufe, an welcher 
vorzüglich die vier Stätte Augsburg, Ulm, Nürnberg und Regensburg betbeiligt 
waren. In ten Räumlichkeiten der genannten Niederiaffung hatten die deutſchen 
Handelsleute ihre Wohnungen und Magazine, führten fie einen gemeinfchaftlihen 
Haushalt. Gemeinfhaftlihe Boten gingen ab und zu und beförberten die Brief-, 
haften zwifchen dem Fontego und den einzelnen Städten, und wahrſcheinlich auch 
den Behörden und Privaten, foweit das Bedürfniß hiefür fich zeigen mochte. Daß 
diefe Briefpoft fih von Nürnberg, weldes frühe zum Mittelpunkte ver Waaren- 
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beförterung zwiſchen Venedig und dem Norden wurde, ſich bis zu ven Hanfe» 
ftäpten fortfegte, ift unbeftritten, obfhon die Thatſachen über diefen Geyenftand 
bis jet nur ſehr fpärlih vorliegen. Die Güterfradhten wurden durch die in allen 
Stäpten und Fleden der Hauptftraßen beftehenden Genoffamen ver Fuhrleute be- 
forgt, die fih namentlih in den bayrifhen und ſchwäbiſchen Gegenden noch lange 
unter dem Namen der Robfuhrleute erhalten haben. , 

Neben ven aufgeführten Anftalten hatten fih in ganz unmerflicher Weife 
auch die Metzgerpoſten ausgebildet, deren erfte Entftehung fi aus der Natur 
des Gewerbes und des politifhen Borranges, den dasjelbe vor andern Zünften 
erhielt, leicht erklären läßt. Sie waren vorzüglich in den ſchwäbiſchen und rheini- 
ihen Gegenden in Gebraud. Leider fommen fie in den urkundlichen Berichten erft 
in dem Augenblide zur Sprade, da fie vor den Cinridhtungen der Neuzeit zu 
weichen beginnen. Wir erfehen daraus, daß fie die Neifenden mit Pferden und 
Wagen bevienten, aber wir erfahren nicht, in welcher Weife fie in die übrigen 
Berkehrsanftalten eingefügt waren. 

Merkwürdig und auf den erften Anblid höchſt auffallend bleiben die von 
allen bisher genannten Einrichtungen völlig getrennten und fchon feit dem Ende 
des breizgehnten Jahrhunderts entftandenen Poften des deutſchen Ordens in 
den entlegenen Landſchaften ver Oſtſee. Man darf indeffen nicht überſehen, daß 
der deutſche Ritterorden zunähft nad dem Mufter der Templer eingerichtet und 
längere Zeit in den ſüdlichen Ländern beichäftigt war, wo er mit ben übrigen 
Nitterorden in häufige Berührung fam, daß endlich feine Ordensmeiſter oft in 
Venedig verweilten und bafelbft die unmittelbare Anfhauung zahlreicher Verkehrs— 
mittel erlangten, welche fih alle an ben Küften des Mittelmeeres zufammen- 
drängten. Die Templer befaßen in allen europäifhen Staaten große Grundſtücke 
und außerdem eine ganze Maffe von Privilegien, wie Befreiung von Zöllen, 
Weggelvern, Frohndarbeiten und andern Feiftungen, wodurch fie in den Stand 
gejett waren, durch ihre Bedienſteten zwiſchen ihren Befisungen eine fchnelle und 
regelmäßige Berbindung zu unterhalten. Mit viefem Vorbilde eines höchſt bemeg- 
lihen Organismus kehrten die teutfhen Ritter in ven Norden zurüd. In ven 
preußifhen Ländern fanden fie nod aus ben Zeiten ber-dänifchen Herrfdaft eine 
Art von Grenzwächtern vor, melde die Bewegungen der feindlichen Völkerſchaften 
beobadteten und fih tavon gegenfeitige Kunde zukommen liefen. Mit diefer Ein- 
rihtung verbanden fi die aus dem Süden mitgebradhten Ideen, und fo entftand 
eine trefflih ins Werk gefette Reitpoft, die übrigens dem großen Publikum ver- 
hloffen blieb, einen vorzugsweiſe militärifhen Zweck verfolgte und zugleich dem 
Großmeiſter dazu diente, die Thätigkeit der einzelnen Komthure fortwährend zu 
überwachen, 

Die großen geſellſchaftlichen Ummwälzungen, weldhe in das Ente bes fünf 
zehnten und den Anfang des ſechszehnten Jahrhunderts fallen, die Erfindung ber 
Buhdruderfunft, die Entvedung von Amerifa und des Serweges nadı Dftindien, 
die Kirchenverbefjerung und das Auftreten der großen Monardieen, gaben aud) 
allen Verkehrsmitteln einen neuen und unermehlihen Aufſchwung. Namentlich treten 
nun im Innern von Deutfhland vie deutlihen Umriffe der ſtädtiſchen Boten— 
züge hervor, veren einzelne Beftanptheile fih wahrſcheinlich ſchon früher gebilvet 
hatten, nunmehr aber zu einem- Ganzen vereinigt wurben. Hamburg, Nürn- 
berg und Köln wurden die Mittelpunfte vesfelben, fo daß über Hamburg 
Amfterdam und Königsberg, der Norden von Deutfchland über Nürnberg mit 
Italien, und von Köln aus die rheinifchen Gegenden mit denen der Donau durch 
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Beförderung von Briefen, Paketen und Reifenden in nähere Verbindung traten. 
Dazu kam die Poftanftalt der Freiheren von Thurn und Taris. In Aner- 
fennung der großen Dienfte, welche diefe Familie in den Niederlanden durch bie 
Leitung der dortigen Poften dem Haufe Habsburg geleiftet hatte, erhielt Leonhard 
von Taxis durch einen offenen Brief Karls V. vom 31. Februar 1543 die Er- 
mächtigung, im allen viefem Fürften unterworfenen Gebieten die Leitung der von 
ihm Schon errichteten oder noch zu errichtenden Poften zu übernehmen. In ber 
Urkunde waren die fehr verfhiedenen Stellungen, in welden Karl V. als Kaijer 
des römifchen Reiches, als Inhaber der habsburgifhen Länder und als Herzog 
von Burgund fi zu bewegen hatte, gänzlich verwiſcht und durd einander geworfen, 
die Ausprüde allgemein, unbeftimmt und vieldentig; aber die Familie Thurn und 
Taris benutte gerade diefen Umftand in ſehr gewandter Weife, um unter allerlei 
Borwänden die Anftalt zu erweitern, und zulest als Reichspoft geltend zu machen. 
So entftand ein heftiger Kampf, der faft zwei Jahrhunderte hindurch in die An- 
ftalten des öffentlihen Verkehrs von Deutſchland die größte Verwirrung bradte. 
Zunähft geriethen die Mebgerpoften mit den ſtädtiſchen Anftalten in heftigen 
Zufammenitoß; unter diefen felber lagen die Botenzüge der Kaufmannsgilden und 
die der ftädtifchen Obrigfeiten fih in den Haaren; alle drei aber wurden von ben 
Taris’ihen Poſten befehdet, und dieſe hinwiederum von den fürftlichen Landes- 
herren beftritten. Jede einzelne Gruppe nahm die unbedingte Ausſchließlichkeit für 
fih in Unfprud in einer Frage, deren lette Entfcheidung feiner von allen zuftand, 
fondern nur von der gefanımten Nation hätte entfhieven werben können, wenn 
diefe in ihren geſellſchaftlichen Intereffen angemeffen vertreten gewejen wäre. In 
dem wecjelvollen Gange ver hiedurch veranlaßten Mafnahmen und Gegenmaß- 
nahmen erlofhen die Meggerpoften und die ftädtifchen Botenzüge vollftändig, und 
e8 blieben drei große Poſtkreiſe zurüd, Zunächſt behaupteten ſich die Poften ber 
Familie Thurn uud Taris in ven füplihen und weſtlichen Gegenden, ſowie 
in ben Neichsftänten; vie norddeutſchen Staaten, Preußen an der Spige, das 
an jeine alten Boteneinrihtungen anfnüpfte, behaupteten, auf ihre Hoheitsrechte 
fi berufend, die Unabhängigkeit ihrer Voften, und Oeſterreich, obgleih es bie 
Reichspoft des Haufes Taris wefentlic gefördert hatte, ſchloß fi gegen biefe wie 
gegen jene volljtändig ab. 

Während auf deutfhem Boden Theorie und Praris, altes Herfommen und 
neues Privilegium, Regierungsgewalt und freie Bewegung in erbittertem Kampfe 
ih maßen, ſchlug in Frankreich die Regierung für die Behauptung ihrer Poſten 
unabläffig den Weg der freien Mitbewerbung ein. Diefer Grundfag blieb im 
Weſentlichen aufrecht erhalten, trog der verſchiedenen Verfahrungsarten, melde 
unter Heinrich III. und Heinrich IV., unter Kardinal Richelien und Ludwig XIV. 
bis auf die Zeiten Turgots herab in Anwendung gebracht wurden. So große 
Dienfte au einft die Poften der Pariſer Univerfität dem öffentlichen Verkehr 
geleiftet hatten, jo waren fie doch nicht im Stande, der vorwärtsfchreitenden 
Staatsanftalt pas Gleihgewiht zu halten, da die von Jahr zu Jahr gefteigerte 
töniglihe Gewalt über unzählige Wege und Hilfsmittel zur Hebung ihres Poft- 
weiend zu verfügen Hatte, die völlig außer dem Bereiche eines wiſſenſchaftlichen 
Inftitutes lagen. Die Anftalten der Univerfität ſanken von Jahrzehnd zu Jahr- 
zehnd; felbft einzelne Uebereinfommniffe mit der königlichen Poftverwaltung ver- 
mochten nicht ihnen aufzubelfen, und fie erlofhen zuletzt vollftändig durch ben 
offenen Brief Ludwigs XV. vom 14. April 1719. Die franzöfiihen Poften 
blieben nun unter der ausſchließlichen Leitung ver königlichen Regierung; doch 
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unterſchieden ſie ſich von den deutſchen Einrichtungen durch zwei Eigenthümlichkeiten. 
Einerſeits nämlich behielt man das Syſtem der Verpachtung bei; anderſeits befaßte 
ſich der Staat nur mit Beförderung der Briefe, während diejenige von Perſonen 
und Paketen durch beſondere mit der Briefpoſt in Verbindung gebrachte Privat- 
unternehmungen beſorgt wurde, Die franzöſiſche Revolution hob ſpäter das Padıt- 
ſyſtem auf, und Napoleons gewaltiger Geift brachte aud auf dem Gebiete des 
Poftwefens, weniger was die Natur der techniſchen Einrichtungen, als was bie 
Schnelligkeit der Ausführung betraf, tief greifende Veränderungen hervor. Seine 
Heerftraßen über die Alpen, die Anwendung der Telegraphen, die raſche Bewegung 
der franzöfishen Heere und die biöher unerhörte Schnelligkeit feiner eigenen Reifen 
gaben eine unermeßlihe Anregung, die erft nad dem Sturze des großen Mannes 
in allen europäifhen Ländern ihre Wirkungen begonnen und zu ber feft gefchlun- 
genen Kette ftaunenswerther Erfintungen geführt haben, durch welche bie Gegen: 
wart auf dem Gebiete der Verkehrsmittel die Leiftungen der früheren Jahrhunderte 
überragt. 

Dat auch in Britannien fi die Trümmer der römifhen Poſteinrichtungen 
erhalten haben, läßt fi mit Gewißheit annehmen, obſchon der Segenftand bis 
jegt nur wenig beleudhtet worben ift. Die angelſächſiſche Herrſchaft verjegte bie 
Infel in eine Abgefchloffenheit, welche bis in das eilfte Jahrhundert, namentlich 
von Cluny aus, zu der oft wiederholten Klage führte, daß mit feinem Lande bie 
Verbindungen ſchwieriger zu unterhalten feien, als mit Britannien. Einige Be- 
wegung fam duch den Einbrudy der franzöfiihen Normannen; aber erft in 
ver Periode der franzöfiihen Plantagenets warb England zunädft in vie frans 
zöfiihen Berhältniffe und dann aud in ven europäifchen Völkerverkehr lebhafter 
bineingezogen. König Eduard IV. ließ eine Reitpoft mit unterlegten Pferden 
errichten; aber wir vernehmen nichts von dem weiteren Schidfale derſelben, und 
engliſche Geſchichtſchreiber verlegen übereinftimmend den Anfang der erften Brief 
poft in die Zeiten Karls I. Die innern Verbindungen werden aber jelbft von da an 
hinweg noch längere Zeit als höchſt ärmlich geſchildert. Erſt nahdem England mit 
Hülfe feiner Napigationtakfte von 1651 fih Bahn gebrochen, durch feine 
amerifanifhen Kolonieen ven wichtigften Theil des transatlantifhen Verkehrs 
in feine Hände befommen, vermittelft der Gründung der oftinpifden Kom— 
pagnie die Nebenbuhlerfhaft Hollands aus dem Felde geſchlagen, und endlich 
feinen auf den Welthandel gerichteten Beftrebungen durch die Erwerbung Oft- 
indiens und vie Eroberung des Kaplandes die legten Grundlagen gegeben 
hatte, wirkten die heimifche Induftrie mit den Beförberungsmitteln im Innern bes 
Landes, die Seefahrten und Handelöverbindungen nad allen Gegenden ver Erde 
zur Bervielfältigung der Beförverungsmittel im kolofjalften Mafftabe zufammen. 
Auh für England wurden die gigantifhen Kämpfe ver franzöfiihen Revolution 
der Anftoß, feine Verkehrsmittel nach allen Seiten hin auszudehnen und jede neue 
Erfindung ungefäumt in feinen Bereich zu ziehen. Sobald vie zuerft in Amerika 
in Bewegung gefegten Dampfſchiffe über ven atlantifchen Ocean nad Europa 
gelangt waren, machte diefe Erfindung über England die Runde dur die Welt. 
Seit der Eröffnung der Eijenbahn von Liverpool nah Mandefter im Jahr 1830 
haben die auf Scienenwegen in Anwendung gebraten Lokomotiven aud ben 
Beförderungen zu Lande eine früher für unmöglich gehaltene Beſchleunigung ge= 
geben, und die Anwendung der von deutſchen Gelehrten zuerft erprobten elektro— 
magnetijhen Telegraphen hat die Schnelligkeit der Mittheitungen zu einer 
Bollendung gebraht, die man als die Orenze des Möglichen betrachten müßte, 


200 Poflen. 


wenn nicht die Erfahrung auf das beutlichfte lehrte, daß der Kreis menjchlicher 
Erfindungen nie abgefhloffen ift. Die Aufgaben und Ziele der ehemaligen Fuhr— 
werfe find aud diejenigen der neueften Erfindungen geblieben; aber vie Dollendung 
der technifchen Hülfsmittel hat fie dem Wirkungsfreife der früheren Anftalten bei- 
nahe vollftändig entrüdt. 

Die bier zufammengeftellten Thatſachen laffen das Irrthümliche und Unge— 
nügende in den ſtaatsrechtlichen Anfichten über Poften und Poſtweſen, wie fie 
während ver legten Jahrhunderte namentlich in Deutſchland geltend gemacht wurden, 
in zweifellofer Weife ertennen. Man hat von einem Poftregale geſprochen; aber 
wie viele Dinge man aud immer mit gutem Yug unter den Begriff der Regalien 
bringen mag — die frei ſchaffende menfhlihe Thätigkeit kann nie und nimmer 
zum ©egenftande eines Regales werben, und gerade die Beförverungsmittel fammt 
und ſonders find aus ber ungehinderten Entwidlung der gefellfhaftlihen Thätig- 
feit hervorgegangen. Viele haben das Poftwefen als einen Ausfluß ver Polizei- 
gewalt des Staates darzuftellen verfucht, und allerdings fünnen bei der Ausübung 
desfelben fi Dinge zutragen, welche die Polizei ſehr nahe berühren. Aber in 
welchen Lagen des geſellſchaftlichen Lebens wäre dies nicht der Fall? Jeder einzelne 
Menfh kann täglid mit viefem Zweige des Staatswefend zufammentreffen, ohne 
daß er deßwegen als ein Ausflug der Volizeigewalt zu betrachten wäre. Dieſe 
Doktrine fünnte lächerlich vünfen, wenn fie nicht in hohem Grade gefährlich wäre. 
Botenzüge, Fuhrwerke, Poften und Beförderungsmittel jeder Art find nichts mehr 
und nichts weniger als eine volkswirthſchaftliche Angelegenheit, die nad den Ge- 
fegen der Nüglichkeit und Zwedmäßigkeit, im Interefje ver ganzen Gefellichaft, 
ber Negierten wie der Regierenden, gelöst werben muß. Ob viefelben ausſchließlich 
von dem Staate aus, oder durch Privatgefelfhaften, oder durch priviligirte Stände 
beforgt werden follen, ift eine fehr müßige Streitfrage, infofern es ſich darum 
bantelt, das eine oder das andere zu einem unabänderlihen Grundſatze zu erheben ; 
denn es laſſen ſich die Fälle nachweiſen, in denen hier wie dort die öffentlichen 
Intereffen gut und fchleht gehandhabt worden find. Das am menigften Zuträg- 
liche jcheint das Privilegium zu fein; wenigftens follte es nur in pofitiver Weile 
gegeben werben, d. h. mit klarer Bezeihnung ber Thätigfeit, welche auszuüben 
ihm geftattet ift; es follte aber nie einen präventiven Charakter tragen, d. 5. nie 
die freie Entwidlung und die Thätigkeit Anderer hemmen wollen. An diefer kurze 
ſichtigen Selbſtſucht kränkelten die Privilegien tes Mittelalters fo lange, bis fie 
fih gegenfeitig zu Grunde gerichtet hatten, und es wäre ein um fo größerer Fehl- 
griff auf dieſes Auskunftsmittel zurüdzufommen, als die Gegenwart und in mehr 
als einem Beifpiele zeigt, wie neben den neuen Verkehrsmitteln, vermehrten Eifen- 
bahnen und Pferbepoften aud noch Privatunternehmungen, wie Fußboten und 
fahrende Boten, ruhig fortbeftehen und ihr genügendes Austommen finden. Wenn 
irgendwo fo bewährt vie Freiheit auf dem Gebiete ver Verkehrsanftalten ihre 
ihöpferiihe Kraft, und es wäre Thorheit fie zu beſchränken. Man überlaffe dem 
Leben und der Geſellſchaft die erfte Anregung, dem Staate die nad Billigfeit 
leitende Ueberwadhung. 

Bis zur Stunde gebricht es noch am einem einigermaßen befriedigenden Wert 
über die allgemeine Geſchichte der Poften; noch find die dahin einfhlägigen That- 
jahen aus der Geſchichte der einzelnen Länder zu wenig feftgeftellt, als daß man 
frei und ungehindert über die Verbindung des Stoffes verfügen könnte. Das 
Buch von Le Quien de Neufville (Origine des Postes chez les Anciens 
et les Modernes. Paris 1708) ift zwar geiftreich, behandelt aber nur die ältern 
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Zeiten mit Genauigkeit. Bei weiten vollſtändiger und reich an werthvollen Einzel- 
heiten ift das Wert von W. ©. Matthias (Ueber Poften und Boftregale ꝛc. 
Berlin, 1832. 2 Bde.); da aber ver Verfaſſer nod an der Vorftellung von einem 
Poftregale und gewifien willkürlichen Kennzeihen der Poſten fefthält und häufig 
auf Nebendinge geräth, fo wird ber innere Zufammenhang der Thatfachen nicht 
nad) Erforderniß deutlich gemacht. Meine eigene Arbeit (Zur Geſchichte der Poften. 
Nürnberg, 1858) follte nur ein Berfud fein, auf die vorhandenen Lüden hinzu- 
weifen, und bie Entwidelung der Poften als Ergebniß der öffentlichen und gefell- 
ſchaftlichen Zuftände der einzelnen Völker aufzufaffen. 9. Segler. 


Preiſe. 


Ein Artikel über Preiſe für das Staatswörterbuch kann zwar nicht eine 
nationalökonomiſche Preistheorie entwickeln wollen, ſondern wird dem Gegenſtande 
ſeine bedeutſamen politiſchen Seiten abzugewinnen ſuchen müſſen, allein auch dieſe 
beſchränkte Aufgabe iſt nicht zu löſen, ohne daß wir wenigſtens mit einem kürzen 
Blick auf den tieferen Grundlagen ver Preislehre verweilen, und hiebei wird es 
uns erlaubt fein, unferen eignen Standpunkt ohne Rüdjicht auf abweichende An- 
ſchauungen in diefer nationalökonomiſch beftrittenen und viel durchdachten Lehre in 
Kürze einzunehmen. . 

I. Begriff und allgemeine Bedeutung des Preifes. Der Begriff 
des Preifes hängt aufs innigfte mit dem des Werthes zufammen, welcher feiner- 
ſeits als Ausdruck des der Güterwelt innewohnenden fubjeftiven Mafes, als Aus- 
drud des fie bewegenden perfönlichen Principes vielleicht für den Grundbegriff der 
Wirthihaftslehre zu halten ift. 

Der Menſch, ein finnlich-geiftiges, natürlich-vernünftiges Weſen, zeigt bie 
doppelte Seite feiner Anlage aud in den Berhältniffen feiner Ergänzung aus ber 
ihn umgebenden Außenwelt. Er ſchöpft aus ihr eine Reihe zu feiner Eriftenz 
nothwendiger Stoffe und Kräfte, fowie fie auch das unvernünftige organifhe Leben 
der Pflanzen und Thierwelt aus derſelben ſchöpft; unbewußt athmet er die Luft, 
genießt er das Sonnenlicht, folgt er ven Bedingungen feiner phufifchen Eriftenz. 
Er iſt' aber anderfeits au in Beziehung auf die Ergänzung aus der Außenwelt 
Bernunft- oder Kulturmwefen, indem er in vernunftbewußter Thätigkeit die Außen— 
welt zum Mittel der ganzen Fülle feiner bewußten Lebenszwede geftaltet, ven Bau— 
ftein im der Kirche zum Mittel des Religionszwedes, ven Faferftoff im Papier 
zum Mittel des LUnterrichtszwedes, das Erz in der militärifhen Schußwaffe als 
Schusmittel des ftaatlihen Rechtszweckes, vie Maſchine oder andere Probuftiv- 
bilfegüter (Rapitalien) als Mittel des Wirthichaftszmedes jelbft geftaltet. So ftellt 
ih aud nad der Seife ver Wechſelwirkung des Menfchen mit ver Außenwelt eine 
Kulturwelt reihften Inhalts in die Sphäre des rein natürlihen Seins und Sich— 
bewegens hinein. Diefe Rulturwelt ift die Wirthihaft, das bewußte Beftimmen 
der Außenwelt zum Mittel menfchliher Zwede im Gegenſatz zur blos natürlichen 
bewußtlofen Ergänzung aus der Außenwelt. 

Durch diefen Gegenjag von Natur: und Kulturleben in Beziehung auf Er- 
gänzung des Menfhen aus ver Außenwelt ift ver Unterfchied zwifhen freien 
und wirthſchaftlichen (ökonomischen) Gütern bebingt, eine Unterfheidung, weiche 
die Nationalöfonomie feit lange aufgeftellt und an vie Spige ihrer Entwidlungen 
geſetzt hat. Freie Güter find folhe Stoffe, Kräfte, Verhältniſſe ver Außenwelt, 
welche und fofern fie dem Menfchen ohne fein Zuthun, ohne feine vernünftige 
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Bethätigung, ohne Kulturhandeln zufließen: die Luft, die er athmet, das Licht, 
bei welchem er fieht. Wirthſchaftliche Güter dagegen find diejenigen Stoffe, Kräfte, 
Berhältniffe ver Außenwelt, welche ver Menſch mit bewußter Thätigfeit zu Mit- 
teln feiner Exiſtenz zugerichtet hat uno verwendet; das Gasliht, das Licht der 
Zalgkerze, die Luft, die der Menſch in ven Hochofen pumpt, die Dienftleiftung, 
die er fich miethet, find wirthſchaftliche Güter, weil fie in bewußter Thätigfeit zu 
Eriftenzmitteln beftimmt werben. Gewöhnlich freilich werben nad dem Borgang 
eines deutſchen Bollswirths ökonomiſche Güter diejenigen genannt, welche Tauſch— 
werth finden oder finden fönnten. Allein das Moment der Taufch bedeutung ift, 
obwohl ein auf höherer Gefittungsftufe faft für alle wirthihaftlihen Güter that: 
ſächlich zutreffendes und daher zu ihrer Charakteriftif praktiſch nicht untaugliches, 
body eine mehr oder weniger zufällige Folge; ein Senne in der Hochalp, ein Einfievler, 
ein Robinfon führt eine Wirthſchaft, obwohl er von dem Taufchverkehr ver Geſellſchaft 
ganz weggebadht werben kann und wenn er davon wirklich abgeſchieden wäre. — 
Wenn man jo die Wirthihaft als den Kulturbereih in ver Wechſelwirkung zwi- 
[hen Menih und Außenwelt anfieht, fo ift es nicht ſchwer, das Weſen des 
Werthes und hienah auch die Bedeutung bes Preifes tiefer zu erfaflen. — 
Das Wirthihaften wird objektiv betradtet als ein Herftellen der Außendinge 
zum Mittel menjchliher Zwede (Produciren), als Vermittlung der producirten 
Außendinge an die Einzelnen, welchen fie dienen follen (Umlauf und Vertheilung 
der Güter), envlih als Verwendung verfelben für die menſchlichen Zwede (Kon- 
fumtion) fi varftellen. Diefer objektiv gegebene Stufengang des Wirthihaftslebens 
muß aber, wie alles Kulturleben, auf jevem Punkte von einem leitenden jub- 
jeftiven Princip erfüllt, vom wirthſchaftlichen Vernunftbewußtfein befeelt 
und beherrſcht fein, weldes Richtung, Ziel und Ordnung in jener millionenfad) 
verjchlungenen Bewegung beftimmt. Je bemwußter, vernünftiger jeder Akt in jenem 
großen und vielgeftaltigen Proceß von Erzeugung, Umlauf, Bertheilung und Ber- 
wendung der w. Güter geſchieht, deſto höhere Erfolge muß die wirthſchaftliche Kultur 
ſehen. Diefes ökonomiſche Kulturbewußtfein auf die einzelnen Güter ſich beziehend, 
gleihfam an fie gebeftet, ergibt ven Werth. Der Werth ift die Nützlichkeit 
der Güter in das ökonomiſche Zweckbewußtſein erhoben, die fubjeltiv erwogene, 
die bewußtgeworbene Nüglichkeit. Werth ift nicht Nützlichkeit des Gutes ſchlechthin, 
fondern die dem ölonomiſch bewußten Menfchen erfcheinende Nützlichkeit, die Be— 
deutung der legteren für den Wirthſchafter. — Diefe auf den Grundbegriff der 
Wirthſchaft ſelbſt geſtützte Auffafjung der Werthes bewährt ſich als einfad,e Löſung 
mancher Zweifel, im melden die Nationalöfonomie bezüglih des Werth- 
begriffes fi bewegt hat. Es löst fi a) die Frage nad dem Unterfchiede von 
Nützlichkeit und Werth. Nüglih find dem Menfhen alle Dinge der Außen» 
welt, welde feiner Eriftenz dienen, auch vie freien Güter: Luft, Licht u. dgl. 
Werth find ibm, Bedeutung für ihn als Kulturmenfhen haben, in fein ökonomi— 
ſches Zwedbewußtfein treten nur diejenigen Dinge der Außenwelt ein, welche er 
mit vernunftbemußtem Handeln, als Kulturmenſch, erft zu Mitteln feiner Yebeus- 
zwecke (wirtbichaftend, werthſchaffend) beftimmen muß. Die nicht wirthſchaftlichen Güter, 
der Fichtftrahl, welcher ihm ins Auge fällt, die Luftmenge, welche ihm in die Yunge 
dringt, find ihm bis zur Umentbehrlichfeit nützlich, aber fie find ihm nicht werth, 
da fie ihm unbewußt zufließen, fein kulturmäßiges Handeln und feine Saite feines 
Zwedbemwußtjeins anregen. Freie und wirthſchaftliche Güter haben Nüglichkeit, 
aber nur die legtern haben Werth. b) Freie Güter find dem Menjhen weder zum 
unmittelbaren Gebraude, noch zum Tauſche werth, oder um in der Sprade der 
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Nationalölonomen zu reden, fie haben weder Gebrauds- noch Tauſchwerth; 
denn ihre Bedeutung kommt nicht zum Bewußtſein, nicht zur Anerkennung beim 
Gebrauche, folgerichtig auch nicht beim Taufche, weldher immer nur einen fpäteren 
Gebrauch vermittelt. Die Antinomie zwiſchen Gebrauchswerth und Taufchwerth, 
welche bezüglich der freien Güter bis in die neuefte Zeit herein von beventenben 
Nationalöfonomen (felbft von Rau) behauptet worben ift, befteht in der That nicht. 
Wenn man fagt, Licht, Luft haben großen Gebrauchswerth und finden feinen 
Tauſchwerth, fo ift dies irrig; fie find fehr nützlich, aber in der Regel nicht werth 
zum Gebraude. Jene Behauptung eines Gegenſatzes von Gebrauchswerth und 
Tauſchwerth beruht nur auf der Verwechslung der Begriffe der objektiven Nütz- 
lichkeit und des fubjeltiven Werths. Ein Gegenfag im Verhältniß von Gebrauchs— 
werth und Tauſchwerth ift auch bezüglich der wirthichaftlihen Güter behauptet 
und von focialiftiihen Nationalöfonomen als Angriffswaffe auf die beftehenve wirth- 
ſchaftliche Organifation der Gefellihaft bemüst worden: Je höher die Leiftungen 
der Arbeit quantitativ und qualitativ, Danf dem Erfindungsgeift und dem Fleiße 
der arbeitenden Klaffen wachen, vefto geringer werde der Tauſchwerth der gleichen 
Quantität von Provuften, während der Gebrauhsmwerth nicht abnehme, ja fi 
durh Zunahme der Dualität zu fteigeru pflege. Allein bier ift überall von feiner 
Ungerechtigkeit im wirtbichaftlihen Organismus, fondern nur von Konfufion in der 
nationalöfonomifhen Dinlektit die Reve. Der Werth, ver Gebrauchswerth wie ber 
Zaufhwerty der Güter fteigt im Bemußtfein des Menfhen um fo höher, je 
intenfiver feine Bethätigung zur Ergänzung feiner Perfönlichkeit mit dem betref- 
fenden Außendingen fein muß, viefe Intenfität aber hängt fahlih von ber 
Schwierigkeit des Erlangens, perfönlid von ter Stärke des Bebürfens ab. 
Alles daher, was die Schwierigkeit des Erlangens (oder die Stärke des Bedürfens) 
in Beziehung auf eine Gütergattung mindert, mindert den Werth, und zwar ven 
Gebrauchswerth wie den Tauſchwerth. Zu diefer Werthminderung trägt nicht blos 
die Ouantitätszunahme der rohen Arbeit des Duvriers, fondern aud jede dem 
ötonomifchen Genie entfprungene techniſche Verbeflerung, jeder glüdliche Gedante 
eined Unternehmers, der vie ökonomiſche Produktivität anregende und fidhernde 
Rechtsſchutz des Beamten bei; aller von allen Ständen ausgehende und zu allen 
Ständen zurüdjtrömende öfonomifhe Fortfhritt drängt auf relative, wenn aud) 
nicht bezüglih aller Gütergattungen auf abfolute Verringerung des Gebrauchs— 
und Tauſchwerthes Hin und bewirkt durch Ausfüllung der Kluft zwijchen ben 
Schwierigkeiten des Erlangens und der Stärke des Bedürfens für alle Stände 
forgenlofere Berfügung über eine größere Summe von wirthſchaftlichen Mitteln, 
eine Annäherung der forgenreihen Welt wirthihaftliher Güter an den Charakter 
des freien Güterreiches, voh fo, daß das Fallen des Gebraudhs- und bes 
Taufhwerthes und die damit gegebene Fülle ver Verfügung für einen weiten Be— 
bürfnißfreis nicht auf dem „Geſchenke ver Natur‘, wie bei den freien Gütern, 
beruht, fondern als Werk der Menfchheitsgefittung, als freier Reichthum eigener 
Schöpfung vafteht. Daß der Menfh auf der Spite der Gefittung über mehr 
und in höherem Sinne brauhbare, und doch zugleich weniger gebrauds- und 
taufh werthe Dinge verfügt, ift eben der Triumph der ökonomischen Kultur, eine 
höchſte Harmonie an Stelle einer die Gerechtigkeit der focialen Weltorbnung an- 
fechtenden Antinomie. Wenn man nur überall das Wefen des Werthes zu erfaflen 
und ben objektiv fachlichen Begriff der Brauchbarkeit von der fubjektiv perfünlichen 
Beziehung des Werthes zu fcheiden weiß, fo beftehen vie behaupteten Gegenſätze 
nit. Der Tauſchwerth kann fi mit dem Gebrauchswerth im Allgemeinen nicht 
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entzweien, da der Tauſch in einem beſtimmten Tauſchkreiſe nur die Vorbereitung 
des Gebrauches iſt; zufällige und temporäre Einflüſſe auf die Tauſchmöglichkeit 
ändern oft ſehr ſchnell und für Einzelne nachtheilig den Tauſchwerth, aber mei— 
ſtens auch, da der Tauſch und die Gebrauchsmöglichkeit einander bedingen, den Ge— 
brauchswerth für die gegebenen Verhältniſſe. (Zu weſentlich gleichen Reſultaten 
über dieſe Fragen gelangen in anderer Ableitung Hildebrand, Nationalöfonomie 
ber, Öegenwart und Zufunft, ©. 318, und Knies, zur nationalöfonomifchen 
Lehre vom Werth, ftaatswiff. Zeitfhrift, I1r Jahrg., 3. und 4. Heft). c) Aus 
unferer Grundauffaffung des Werthes erflärt es fich ferner und es beftätigt zu— 
glei) dieſelbe, daß, wo vom Werth die Rede ift, immer zugleidh von einem 
Schätzen tie Neve ift, und daß bie deutfhe Nationalökonomie den Werth ftets 
ald „Grad ver Brauchbarkeit” oder „Maß der Brauchbarfeit” bezeichnet hat. 
Es tritt eben darin die fuhjeftive Wendung der Brauchbarfeit des Gutes, vie 
Erfheinung tes letteren im ökonomiſchen Bewnftfein als Wefen des Werthes 
hervor. Ungeeignet genug ift freilich der Ausprufd „Grad der Brauchbarkeit“ für 
Werth; denn was ſollen alsdann die Grade des Werthes felbft beventen? Nur 
fo viel ift richtig, daß das einmal über die Beveutung des Gutes angeregte Werth- 
bewußtfein in BVergleihungen, Graduirungen, Meffungen, eine Klaffififation 
ber mwirtbihaftlihen Bedeutung der Güter vorzunehmen pflegt. — Der fo eben 
bewerfftelligte Erkurs in einige nationalöfonomifhe Streitfragen über den Werth 
follte die gegebene Auffaffung vom Werthe beftätigen und erläutern. Es wird 
nunmehr nicht ſchwer fein, die Bedeutung des Werthes zu begreifen, und bar- 
zuthun, daß der Werth, als ver dem Gute von dem wirtbicaftlihen Zwedbewußt- 
fein aufgebrüdte Stempel, ter Grundbegriff der Nationalötonomie, vie bewegende 
Grundfraft des ganzen wirthichaftlihen Kulturlebens ift und daß dieſe feine be- 
berrfhende Macht nur ter Ausprud ver Herrfchaft des geiftigeperfönlicen Elements, 
bes Bernunftsprincips aud in der Wirthſchaft ift. — Der Werth ift in ter bar- 
gelegten Weife die Stellung, welde ein Gut im wirthichaftlihen Zwedbewußtjein 
einnimmt, feine wirtbichaftiihe Bedeutung für die Perfönlichkeit. Im Werthe fpricht 
fih aljo das öfonomifhe Urtheil des Menfhen über die Güter aus, er gibt ted- 
halb ver Produftion und ver Konfumtion ihre Richtung. Produktion und Kon- 
fumtion aber werten durd Alles beeinfluft, was auf das öfonomifhe Zweck— 
bewußtjein des Menfhen einmwirft; Aenderungen in den Lebenszwecken und Pebend- 
anſchauungen ändern das Werthbewußtſein, weil fie quantitativ und qualitativ 
andere äußere Mittel (Güter) bedingen, die Bereutung der vorhandenen alfe 
beeinflußen. Diefer Sat ift nit unwichtig. Man klagt oft, namentlih von Seite 
der Kirche und der itealen Mächte ver Gefellichaft überhaupt, daß der ökonomiſche 
Geſchmack ein verborbener fei; namentlih in ven Ieremiaden über den Luxus, 
welche zu feiner Zeit gefehlt baben.. Mögen fie noch fo begründet fein, fo hat 
bob der Nationalöfonom und Politifer das Recht, vie Moraliften darauf zu ver- 
weifen, daß die Wertbihätung, welche Art und Richtung im Güterleben bedingt, 
vor Allem aud von den innerer Stimmungen, von der Auffaffung der religiöfen, fitt« 
lien, wiſſenſchaftlichen und potitifchen Yebenszwede abhängt, und daß es an den 
ivealen Mächten des Geſellſchaftslebens liegt, die fubjektiven Bebürfniffe idealer 
zu ftimmen, um fofort auch eine ivealere laffififation der öfonomifhen Werthe 
eintreten zu ſehen. Es ift der Geift des Volkes, welder fib den Körper des 
wirthſchaftlichen Vermögens baut. Ungefunde Richtungen in der Wirthſchaft eines 
Bolfes hängen mit Krankheiten des PVolfsgeiftes zufammen. Indem Religion, 
Moral, Wiffenfhaft, Kunft, Staat die Anfhauungen, Stimmungen, die freien 
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Bedürfniſſe beftimmen, beherrſchen fie auch, über ven Bereich der Nothdurft hinaus, den 
Werth, hiedurch ven ganzen Gang der Produktion, Konjumtion und Reproduktion. 
Auch dieſe Ausführung zeigt die Bedeutung des Werthes als ver Erfcheinung bes 
Gutes im Zweckbewußtſein des Subjeftes. 

Der Werth des Gutes hat aber zunächſt nur eine innere Eriftenz innerhalb 
ver fubjeltiven Schägung der Einzelne, Er ift ohne äußeres Map, an weldhem 
er für Ale erfennbar fein würde, und mweldes daher au für Andere anregend 
und bevdeutungsvoll wäre. Dem wirthſchaftlichen Gedanken fehlt gleichſam nod der 
Laut, dem ökonomiſchen Bewußtfein noch die Schrift, um fi für ſich ſelbſt und 
für Andere veutlicd zu werden, Der Werth hätte daher eine latente, für Andere 
wirfungslofe, im fich jelbft unentwidelte Eriftenz, wenn er nicht feinen äußeren 
und mittheilfamen Ausdruck fände. Diefen Ausdruck nun gewinnt das Werth: 
bewußtfein, wie alles Bernunftbewußtiein, aus Anlaß des Verkehres, und zwar 
des wirthichaftlihen Verkehrs oder Tauſches. Den äußern Ausdruck findet biebei 
ver Werth eincs Gutes in dem Taufhäquivalent, dv. h. in ver Quantität 
eines anderen Gutes, welde dafür im Taufchverfehr zu erlangen ift. Diefes Taufc- 
äquivalent ift der Preis. R 

Im Breife findet der Werth nicht blos überhaupt einen äußeren Ausdruck 
und ein feſtes Maß, ſondern einen jehr berechneten äußeren Ausdruck. Im 
Tauſchverkehr nämlich, vermöge defien man Güter aus dem Vermögen entläßt und 
andere als Aequivalent (Preis) dafür entgegennimmt, ift das wirthſchaftliche Be— 
wußtjein zur egoiftifh ftrengften Erwägung der Bedeutung des Gutes veranlaßt, 
wie denn die Erfahrung beftätigt, daß Leute, welche überhaupt viel taufhen, ven 
Werth der Güter auch bei der Verwendung innerhalb der eigenen Wirthſchaft 
forgfältiger fhägen. Indem ferner im Verkehr die Wertbihägung von Vielen 
gefelihaftlih und gleihartig gefhieht, erhält fie einen öffenthichen Charakter, 
die Gewähr der Uebereinftimmung Bieler, einer wirtbichaftlihen communis opinio. 

Beim bloßen Tauſchhandel iſt legtered freilich nod wenig der Fall. Hiebei 
gelangt jedes Gut auf den Preisausprud feines Werthes in fo vielerlei Gütern, 
als deren überhaupt in Eine Tauſchkette verflohten find, — ein Speer findet ihr 
vielleiht in 1 Elle Tuch, in 10 Pfo. Del, in 2 Simri Getreide, in 1 Unze 
Silber u. ſ. w. Jedes Gut hat alfo fo viele verjchiedene Preiſe (Sachpreife), als 
es Güterarten find, welhe im Tauſchverkehr gegen einander umlaufen ; alfo deſto 
mehr, je vielfeitiger der Verkehr, je weiter fortgejchritten die Arbeitstheilung, je 
vielfältiger daher die wirthſchaftliche Ergänzungsbedürftigfeit der Einzelnen unter 
einander bereits geworben ift. Mit der Erweiterung des Taufhhandels wird alfo 
zwar bie äußere Erfcheinung des Werthes immer mannigfaltiger, mit jedem weiteren 
Öleihungsverhältniß bewußter und klarer. Allein noch fehlt die Einheit ver Sprache, 
die Öleihartigfeit des Mapftabes zum leiht und allgemein vergleihbaren Ausorud 
des Werthbewußtſeins über die verſchiedenen Güter. In den taufenverlei perfünlich 
Örtlih und zeitlich verfchievenen Aequivalenzſyſtemen des Taufhhandels kommt das 
Werthbewußtfein ver Gejelihaft fo wenig auf einen allgemein gültigen Aus— 
trud, fo wenig zu einer Öemeinverftändigung und einem danach ſich richtenten 
gemeinfamen Handeln, als das Eıfenntnigleben eines Volles bei einer für jedes 
Individuum oder aud nur für jeden Stamm befonderen Sprade zum Einklang 
und zum Fortſchritt gelangen könnte, Die Wirfung des Preifes entbehrt noch einer 
in taufend Einzelintereffen auf einmal zündenden Kraft, fie leivet an Bereinzelung 
und ift ohne umfaffenden focialen Einfluß. — Der Werth findet feinen gemein- 
verftändlihen Ausdiud und feine fociale Macht erft von dem Punkte an, von 
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wo an die meiſten Güter ihren Preis in einem gemeinſamen, weil allgemein 
werthen (geltenden) Gute, im — Geld finden und die meiſten gegen Gelb auch wirk · 
(ih vertaufcht, zu Geld jedenfalls angejchlagen werden, wenn fie und weil fie alle 
auf Einen gemeinverftänvlihen Ausdruck gebracht werben follen. Diefer Fortſchritt 
zur Meffung aller, ver getauſchten und der nicht getaufhten, Werthe in Geld— 
preifen ift zwar nur ein langfamer. Das Geld ober der fociale Mafftab des 
Werthes aller Sahen und Dienftleiftungen bildet fi felbft nur langfam zu uni» 
verfellee Geltung aus, ſowohl was die Wahl als mas die Einrihtung (Währung) 
des Geldgutes betrifft; von dem Vieh- und felbft Kupfergelve bis zur Goldwährung 
von heute ift ein fo großer Fortfchritt, wie von ven jübamerifanifhen Indianer 
ſprachen und den Stammesdialekten bis zu ten heutigen Weltfpraden, oder von 
der Papyrusrolle bis zur heutigen Druderprefie, wie von der Publicität der Gau- 
verfammlung bis zur Publicität der heutigen Weltjournale. Einmal möglich ge 
worden, ift dann aber aud der fociale Ausprud des Werthes in Gelppreifen für 
die bkonomiſche Kultur pasjelbe, was der Drud in gemeinverftändlihen Typen 
für den geiftigen Verkehr und die Wiffenfchaft, der Ausdruck in Weltſprachen für 
die Geſammtkultur ift. Er ift das Mittel, durch welches alle individuellen Werth- 
ſchätzungen ſich einander verftändlihd machen, auf einander wirken, zu einem alle 
gleihmäßig beherrihenven Gefammtbewußtiein fid vereinigen, welches legtere wieder 
beftimmend auf jeven Einzelnen zurüdwirft und neue Kombinationen anregend, alte 
auflöfend auf allen Punkten auf einmal praftiih wird, „taufend Fäden regt, 
taufend Verbindungen ſchlägt“, ver ökonomiſche Regulator Aller nah Allen, der 
Barometer, auf deffen Fallen und Steigen Alle ſehen, der Regulator der ganzen 
Boltswirtbirhaft in Produktion und Konfumtion. Die Preife ver Lokalmärkte wirken 
auf die Preife der Weltmärkte, pie Preife ver Weltmärfte auf die Lokalmärkte 
zurüd. Durch den Preis richtet fih das fociale Werthbewußtfein nach den indivi« 
puellen ötonomiſchen Stimmungen und dieſe nad jenem. Die Veränderung bes 
Börfenpreifes (Kurfes) eines verbreiteten Staatspapieres an Einer Hauptbörfe, 
durch den Telegraphen anderen Börſen zugeflüftert, nad einigen Stunden durch 
den Börfenzettel in alle Kapitaliftenfreife getragen, fann Taufende von neuen 
Spekulationen, Käufen, Verkäufen, Rapitalverfegungen anregen und fest ein ganzes 
Heer von Mammonsvienern jeder Gattung in Bewegung; ein Steigen des Preijes 
der Baummolle in Liverpool könnte, wenn ber atlantiſche Telegraph beftünde, nad 
zwei Tagen auf der andern Hemifphäre ſchon Taufende von Agenten in Bewegung 
gefeßt, Dugende von Schiffen befrachtet, viele Pflanzer zu Plantagenerweiterungen 
beftimmt haben; ein Steigen der Baumwolle um 2 Pence zu Liverpool fann nad 
fürzefter Zeit in ganz Europa die Baummollarbeiter in Arbeitszeit und Lohn ver- 
fürzt und anderen Urbeitsgebieten zugetrieben haben; der Kaffee- und Zuderpreis 
auf der Amfterdamer Auktion, ſeinerſeits gebildet durh Sammlung von Notizen 
über ferne Ernten und lokale Nachfragen, wird nad einer Woche im Krambandel 
des Schwarzwaldes nachwirken; ein Steigen des Waizenpreifes in Berlin oder 
Mainz kann nah drei Tagen die Bauern Oberfhwabens und Bayerns auf ihre Spei= 
her, in die Mühlen, auf die Märkte treiben, und ven Konfumenten in ver Hleinften 
Landftadt taufend Seufzer abgepreft haben; einige frühe und gute Anftellungen 
im Juftizfah können bei der nächſten Univerfitätspromotion Dugende neuer Kandi» 
daten dem juriftiihen Stutium zuführen, die Brodlofigkeit einer Anzahl von 
Staatsbienfitanditaten dagegen die beften geiftigen Kräfte ver Jugend den techni— 
fhen Fächern zuwenden. Der Preis bat fo eine faft magifche fociale Wirkung, 
als die Sprade des wirthſchaftlichen Gemeinbewuhtfeins, ald das Maß, als 
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ber gemeinverftändlid geworbene Werth. Wenn daher der Werth ver wichtigſte 
und fpirituellfte Begriff ver Nationalökonomie ift, fo könnte die Preislehre 
infofern die praftijch widtigfte ihrer Grundlehren heißen, als ver Preis bie 
praftifch fociale Erſcheinung tes Werthes ift. 

Die vorftehenden Erörterungen follten Weſen und Bebeutung bes Preifes ins 
Licht ftellen. Dem Staat legen fie die ebenfo wichtige, als in den Mitteln um- 
faflende Aufgabe nahe, die richtige Oeftaltung, die umfaflende und ſchnelle Ver— 
breitung der Preife zu fördern. Hiefür ift er u. U. thätig in der Fürforge für 
gewifienhafte Kursnotirung an den Effeften- und an den Produktenbörſen, durch 
Marktpolizei, indiret durch Telegraphen- und Poftverwaltung. Je regelmäßiger vie 
Preisbildung, je ſchleuniger die Preismittheilung, deſto regelmäßiger wird der Gang 
des vollswirthſchaftlichen Lebens fein, defto ſchneller findet das legtere jeden Augen- 
blid feine harmonische Bewegung, die Ausgleihung jegliher Störung; denn im 
Preis gelangt das fociale wirthſchaftliche Zwedbewußtfein zu feinem allgemein 
verftändlihen und das ökonomiſche Handeln der Gejellihaft immer wieder reguli- 
renden Ausdruck; je korrekter und ungehinverter daher die Preisbildung ift, vefto 
bewußter und raticheller geht alles volfswirthichaftlide Handeln vor fi. Der 
Preis ift, wie dies nun tiefer begründet ift, der Regulator für das meifte Thun 
und Laſſen des wirthihaftlihen Yebens der Gefellihaft. Nur fol ver Staat nicht 
dieſen Regulator reguliven zu künnen glauben (im Tarwefen), fondern vielmehr nur 
die pofitiven und negativen Bedingungen ber vollen und freien Wirkfamfeit dieſes 
Regulators ficherftelen. Vrgl. zu Abſchnitt I meine akedemiſche Abhandlung „über 
die ethiſche Seite der nationalofonomifhen Lehre von Woth“ Tübingen 1862 

I. Die Geſetze der Preisbildung. Diefe Gefege ergeben fih aus 
dem Begriff des Preifes als des im Zaufhäquivalent fein äußeres Maß findenden 
Werthes. Die Berhältniffe, nad welchen fih ver Werth richtet, find nad dem 
Bisherigen leicht feftzuftellen. Der Menfh räumt, da die bewufte thatvolle Er- 
gänzung aus der Außenwelt Inhalt des Wirthihaftens ift, der Verwendung eines 
ſchon vorhandenen oder der Gewinnung eines erſt zu beſchaffenden Gutes eine um 
fo höhere Bedeutung (Werth) in feinem ökonomischen Bewußtfein bei, je intenfiver 
ig Beziehung auf dasſelbe der Wirthſchaftsproceß von ver ſachlichen, wie von 
der perſönlichen Geite her angeregt ift, mit andern Worten: je ſchwieriger die 
Sade, womit der Menſch aus ver Außenwelt fi ergänzt, zu erlangen ift, und 
je mehr die Perfon darauf angewiefen ift, ſich damit zu ergänzen; je mehr pas 
Eine und das Andere der Fall, eine deſto höhere Bedeutung, defto höheren Werth 
muß das Gut im ökonomiſchen Zwedbewußtfein haben. Daher fagt man, ver 
Werth hänge einerfeits von der vorhandenen Maſſe over von ver Selten- 
heit (dem ſachlichen Grund der ſchwierigen Erlangung), beziehungsmweife von ver 
zur Ueberwindung dieſer Schwierigkeit (Seltenheit) nöthigen Arbeit, andrerfeits 
von dem Bedürfniſſe ab; ſei eine noch fo umentbehrlihe Sache (Waſſer) ent- 
weder ohne Schwierigfeit zu erlangen, oder entfpredhe fie, wenn auch mit , 
Schwierigkeiten erlangt, feinem Bedürfniß mehr (veraltetes Bud), fo habe fie 
feinen Werth. Wichtig ift es, feitzuhalten, daß der Werth immer fowohl eine 
ſachliche als eine perfünlihe Grundlage hat, daß fih ein fahliher und ein 
perfönlider Faktor des Werthes unterfcheiden läßt; das mit unfäglichen 
Schwierigkeiten verfertigte Kunftproduft ift werthlos, wenn es feinem perjönlichen 
Bedürfniß entſpricht; umgelehrt ift jelbft das unentbehrlihe Gut ebenfo werthlos, 
wenn es frei, ohne ſachliche Schwierigkeiten, ſich darbietet. Selbſtverſtändlich wirkt 
nie eines der beiden Elemente für fi allein, da jeves Gut nur Sade für den 
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Menihen und jeder perfönlihe Alt von wirthſchaftlichem Charaltr Sachen 
zum Objekte hat; die Wirthfhaft in ihrer fubjeftiven wie objektiven Erfcheinung 
ift eben immer Berbindung fachlicher und perfönlicer Elemente, wie ein Gewebe 
aus Aufzug und Einſchlag befteht. 

Der Tauſch, durch melden der Werth im Taufhäquivalent oder Preis feinen 
äußeren Ausdruck findet, ift Folge der Arbeitstheilung, Folge davon, daß ber- 
jenige, welder die Schwierigfeiten der Erlangung eines beftimmten wirthſchaftlichen 
Gutes überwindet (Producent im weiteften Sinn), und derjenige, welcher das Be- 
dürfniß für diefelben hat (Konfument), zwei verſchiedene Perſonen oter Perfonen- 
reihen (Klafien) find. Jeder zwar überwindet (arbeitet) in Beziehung auf eine be- 
ftimmte Gütergattung die Schwierigkeiten der Crlangung und bat andererfeits 
Bepürfniffe, aber er arbeitet nicht um fein eigenes oder nur fein eigenes Bedürf— 
niß zu befriedigen, fonvern um erſt durd den Taufch einen anderen Bedürftigen 
oder Mitbepürftigen zu’ finden und andrerfeits von biefem wieder die Mittel zur 
Befriedigung der eigenen amderweitigen Bebürfniffe durch Tauſch zu gewinnen. 
Der ſachliche und ver perſönliche Faktor des Werthes find in Folge 
ber Arbeitstheilung äußerlich geſchieden worven, um erft im Taufch 
fih regelmäßig zu berühren, und dann folgerichtig auch wieder von dem Preife 
ober dem Mafte der bei diefer Berührung fich feftftellenden Bedeutung tes Gutes 
je im Gebiete ihrer felbftftändigen Eriftenz beeinflußt zu werben (Einfluß des 
Preifes auf Unfang und Eifrigfeit ver Produktion und der Konfumtion). — Die 
hienach in Folge der Arbeitstheilung perſönlich geſchiedenen Faktoren des Werthes 
erfcheinen nun in dem Stadium ihrer Berührung beim Tauſchakte, einerfeits als 
Angebot, andrerfeits als Nachfrage; denn das Angebot ift das dem Bedürf— 
niß Anderer fi entgegenbringende Rejultat der Arbeit (Ueberwindung ber ſach— 
lihen Schwierigkeiten), die Nachfrage aber ift das Maf des dem Arbeitsergebniß 
Anderer zuftrebenven befriedigungsfüchtigen Bebürfniffes. Aus ter Berührung von 
Angebot und Nachfrage entfteht daher ver aktuelle Werth, erfcheinend im Preife. 
Der Preis rihtet fih, wie die Nationalölonomen fagen, nah dem Ver- 
bältnif von Angebot und Nadhfrage: Je ftärfer das Angebot bei gleich 
bleibender Nachfrage, defto niedriger, je flärfer die Nachfrage bei gleichbleibendem 
Angebot, deſto höher der Preis. Der wirkliche, beim Taufhe auf dem Marfte fi 
feftftellende Preis muß auf diejenigen Momente herrſchend zurüdwirken, welche 
einerfeit8 Angebot und andrerſeits Nachfrage beftimmen, auf Probuftion und Bes 
bürfniß; denn derjenige, welcher die Güter auf den Markt bringt, hat bis dahin 
die Nachfrage nur erft ungefähr berechnet, nad einer Muthmaßung über den 
auf dem Marfte zu erlangenden eventuellen Werth gehandelt, daher vielleicht zu 
viel und zu fofifpielig, vielleicht zu wenig und zu ängſtlich die Waaren erzeugt 
und berbeigefhafft; derjenige, welcher nachfragend auf den Markt tritt, hat viel- 
feiht im Verhältniß zu feiner Kaufkraft fein Bedürfniß und fein Kaufverlangen 
zu reichlich oder zu karg berechnet, da aud er nur von Muthmaßungen über das 
eventuelle Angebot geleitet ift. Durh ten Tauſch wird, was Vermuthung war, 
Wirklichkeit, beide Elemente des Werthes berühren fih und mefjen fih. Das 
Refultat diefer Berührung oder der Preis muß daher fofort auf die das Angebot 
und die Nachfrage beftimmenden Elemente, auf den ausbietenten Unternehmungs- 
geift und die nadfragende Konfumtionsluft erregend oder ermäßigend einwirken. 
Dies ift in ver That der Fall; fteigende Preife fegen Kräfte zu vermehrtem An— 
gebot in Bewegung, bringen aber anprerfeits Anfprücde zum Schweigen, fallende 
Preife umgelehrt. Der Preis fest als die Folge ver aftuellen Berührung 
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beider Elemente des Werthes beide auch ihrem Maße nach immer wieder 
in Einklang. 

Angebot und Nachfrage ſind nur augenblickliche Reſultate tiefer liegender 
Urſachen. Eine nähere Unterſuchung irgend einer Preisgeſtaltung kann ſich daher 
nicht mit dem Satze begnügen, daß der fragliche Preis Ergebniß von Angebot 
und Nachfrage fei, fonvern muß nad den befonderen Urſachen des Standes des 
einen und ber anderen forfchen. Die Gründe find nun freilich im einzelnen Falle fehr 
verjchieden, doch lafjen fih aud einige allgemeine Beobachtungen hierüber anftellen. 
Ohne erheblihe Bedeutung im diefer Beziehung ift die gewöhnliche Bemerkung, 
dag nur eine zahlungsfähige Nachfrage auf den Preis einwirke. Natürlih! Ein 
Käufer mit leerem Beutel ift für den Markt fo beveutungsios, als ein Kaufmann 
ohne Waaren. Auch ein Fabrifant, der wohl Fabrikate feines Imduftriezweiges 
verfaufen würde, fie aber noch nicht fabricirt hat, ift für das Angebot und von 
diefer Seite für den Preis ebenfo beveutungsios, als ein Käufer ohne Zahlungs» 
fähigkeit. Das Angebot des Einen und die Nachfrage des Anvern ift fo in ver That 
fein Angebot und feine Nachfrage. Der Begriff des Tauſches und Kaufes bringt 
es mit fi, daß fich aktuell, nicht potentiell Nachfrage und Angebot begegnen. — 
Viel praftifcher ift die Unterfuhung der Verhältniffe, welde für ven Käufer den 
Preis, zu- den er nadfragt, und für den Verkäufer ten Preis, zu welchem er 
ausbietet, beftimmen. Käufer und Verkäufer ſuchen allerdings jener den nieprigften, 
biefer ven höchſten Preis. Allein beive Tendenzen find unverträglic, fie ringen auf 
den Kampfplag des Marktes mit einander; ver Abſchluß dieſes Kampfes liegt in 
ver endlichen Verabredung eines Preifes. Ehe hiebei die eine Partei in die von 
der anderen gebotenen Bedingungen eingeht, wird jede an gewiſſe in ihren eigenen 
Berbältnifien liegende Bedingungen fid) gebunden fühlen. Unterfuchen wir dieſe 
Beringungen fowohl für das Angebot als für die Nachfrage. 

1) Beftimmungsgründe des Preifes auf Seite des Angebotes, Ver— 
täufers. Beim reinen Taufhhandel, bei welchem ver Preis nicht in Gel, 
fondern in Gütern zum unmittelbaren Gebrauch befteht, wirb die Größe des 
Zaufchäquivalentes für den Verkäufer (der freilich zugleich Käufer ift) nad dem 
Refultat der Bergleihung des Gebrauhswerthes beiver Waaren fih richten; A 
wird einen Ochſen um 10 Schafe des B nur hingeben, wenn die 10 Schafe des 
B mindeftens den Gebrauchswerth eines Ochjen für ihn haben. Hier alfo wird 
der Gebrauchswerth der eigenen Waare die Minimalgrenze des Preifes bilden. — 
Anders bei Verkäufen in Gelppreifen, Verkäufen im eigentlihen Sinn. In Geld 
tritt nicht ein individuell brauchbarer Werth, ſondern nur eine nody nicht jpeciali= 
firte Kaufkraft für beliebige Waaren in das Vermögen ein. Weil die Kauffraft 
bes im Geldpreis eingehenden Geldes eine erft fpäter anzuwendende ift, eventuellen 
Gebrauchswerth darftellt, weil alfo hiebei nicht unmittelbar gebraudhswerthe Güter 
an Stelle des verkauften Gutes eingehen, fo fann hier nicht, wie beim Taufd- 
— — ein dem Gebrauchswerth des verkauften Gutes gleicher Gebrauchswerth des 

auſchäquivalentes (in Geld) der Minimalſatz tes Preiſes fein. Bei fortgeſchrit⸗ 
tener Arbeitstheilung iſt ferner auch die Waare vem Verkäufer nicht zu eigenem 
Gebrauche, ſondern nur zur Erlangung von Kaufkraft mittelſt Geldes von Be— 
deutung, nicht gebrauchs- ſondern geldeswerth. Indem er daher in ver Lage iſt, 
im Berfauf einen Gelppreis für Waaren entgegennehmen zu follen, muß bie 
Bergleihung darauf gerichtet fein, was dieſe Waare für ihn gelveöwerth war, 
mit andern Worten, was fie ihn gefoftet hat, ob vie Kojten im Preiſe wieder 
erreicht werben. Der Minimaliag des Preifes, auf welchen der Verkäufer halten 
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muß, find daher und zwar aus ben angegebenen tieferen Gründen die Produk— 
tionsfoften (für den Kaufmann die Anjhaffungskoften). Daher fagt die National- 
öfonomie, daß die Probuktionskoften die Minimalgrenze annehmbaren Preifes für 
den Berfäufer bilden. — Allein biemit ift blos ein regelmäßiger Richtpunkt 
für das Preisverlangen des Verkäufers gegeben. Der wirklich gebotene ober 
angenommene Preis wird nur im feltenften all mit den Probuftionstoften, dem 
fogenannten „natürlichen Preiſe“ gleichftehen. Betrachten wir die allgemeinen 
Gründe ver Abweihungen bes wirklichen vom natürlichen Preife ſowohl nad oben 
als nad unten. Zunächſt erfordern die Produftionstoften felbft eine furze Be— 
merkung. Jedes Produft ift eine Frucht früherer Arbeit und früherer Güter (Rapi- 
talien), weldhe zum Erwerb (Anfhaffung) desfelben gevient haben. Der Geldwerth 
diefer auf das Probuft verwendeten Leiftungen und Kapitalien ftellt die Produk. 
tionskoften dar; lettere find der Geldwerthausdruck früheren in dem jetigen Pro- 
duft übergegangenen perfönlihen und fahlichen Vermögens. Alles Vermögen, das 
perfönliche wie das fachliche, ift in beharrlicher Reproduktion begriffen, in welcher 
es neu werbend vergeht und vergehend neu entfteht. Welteres Bermögen wirb man 
nun nad dem. natürlichften Trieb der Wirthichaft fo lang zur Entftehung neuen 
Bermögens verwenden, als der Werth des neuen Vermögens ein größerer ift, als 
derjenige des daranf verwendeten alten Vermögens war, man wird aber mit biefer 
Reproduktion neuen Vermögens aus dem alten höchſtens jo lange fortfahren, als 
der Werth des neuen unter den Werth des darauf verwendeten alten Vermögens 
nicht herabſinkt. Daher die fhon von U. Smith hervorgeftellte Thatſache, daß 
alle Produktion im Preis einen Ueberfhuß über die Koften zu erzielen ftrebt, in 
diefem fortgefegten Streben aber aud die Preife gegen das Niveau der Propuf- 
tionstoften herabdrückt. Legtere find der Richtpunkt (Gravitationspunft), aber 
aud nur der Richtpunkt des Preifes. — Die Produftionstoften find ſchon felbft 
nicht gleiche für jegliche Quantität einer und berjelben Gütergattung. Der eine 
Landwirth producirt einen Scheffel Waizen etwa doppelt fo wohlfeil als der andere, 
und ähnlich bei jeder Gütergattung, je nach dem günftigen ober ungünftigen Stand 
der Produftionsbedingungen für den einen oder andern Probucenten. Wenn daher 
die Nachfrage fo groß ift, daß auch fir die Foftipieligft probucirte Quantität ber 
nad) ihren Produktionskoſten bemefjene Preis bezahlt wird, jo vermögen die wohle 
feiler Producirenden den Sat ber höchſten Produktionskoſten ihrer Waarengattung 
feftzuhalten, da der Preis bei gleiher Qualität und Quantität für alle Waaren 
einer und derjelben Gattung der gleiche iſt. Der Verkäufer vermag, mie dies bie 
Nationalöfonomie ausdrüdt, den Preis vom Satze der eigenen Probuftionstoften 
auf den Sat der höheren Produftionstoften anderweitiger Berfäufer oder auf bie 
anderweitigen Anjhaffungsfoften für den Käufer auszubehnen. 
— iſt eine der Abweichungen des wirklichen vom ſogenannten „natürlichen“ 
reiſe. 

Allein hiemit iſt die Abweichung des wirklichen Preiſes vom Niveau der 
Produktionskoſten noch keineswegs erſchöpft, weder was die Urſache, noch was die 
Erſcheinung der Abweichungen betrifft. Der allgemeine Hauptgrund der unaufhör- 
lihen Abweihungen beruht darauf, daß die Zeit, in welcher die Probuftionstoften 
des Gutes aufgewendet werben, und die Perfonen, welche fie aufwenden, andere 
find, als die Zeit, im welcher im Taufch das Bedürfniß dafür als Nachfrage auftritt, 
und als die Perfonen, melde das Bedürfniß dafür haben und im Preis einen 
Gegenwerth entrichten. Erft im Tauſch berühren ſich ver fachliche und der perfön- 
liche Faltor des Werthes, der bis dahin beiderſeits nur ein’ berechneter, eventueller 
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ift. Der Preis als Maß des bei diefer Berührung ſich feftftellenden Werthes wirft 
daher auf die fünftigen Produftionsfoften und auf den Umfang ver fauffräftigen 
künftigen Nachfrage ein. Deßhalb fann man ebenfo gut, vielleicht beffer fagen, die 
Produktionskoften richten fi nad dem legtvergangenen oder wahrſcheinlichen fünf- 
tigen Marktpreife, als: die Marftpreife aravitiren nady dem Betrage der Probuf- 
tionsfoften. Höherer Marktpreis fest fofort foftjpieligere Probuftionen verfelben 
Gütergattung in Bewegung, ein gefunfener Marktpreis beſchränkt ober bejeitigt 
diejenigen Unternehmungen, deren Koftenfab vom Marktpreis nicht mehr gevedt 
wird; ber Marktpreis zeigt darin feine im erften Abjchnitt erwähnte tiefgreifende 
Macht über das ökonomiſche Thun und Lafien. Alles bewegt ſich hier lebendig 
und verjchiebt fi, wirft ein und wirft zurüd. Die Marftpreife gravitiven ebenjo 
um bie Produftionsfoften, wie die Probuftionsfoften um ven Marktpreis gravitiren. 
In den Schwankungen hin und ber liegt der Spielraum taufentfältiger Vermögens— 
wechſel, und in ber taufentfältigen Spekulation auf diefen Wechſel ein tanfende 
fältiger, immer neu gejchärfter Sporn der Bewegung. Der tiefere Grund biefes 
Wellenſchlages aber ift die Trennung des fachlihen und perſönlichen Faktors des 
Werthes. Der wirkliche Marktpreis wird hienach, trog einem allgemeinen Streben 
besjelben zum Niveau der Produftionskoften und diefer zum Marktpreiſe, im ein- 
zelnen Falle ſtets eine größere oder geringere Abweichung beider zeigen. Ein Niveau 
für den Preis beftebt aljo höchftens in dem Sinne, in weldem man von einem 
Niveau des Meeres ſpricht; das lettere eriftirt au nur als mathematifche Ab— 
firaftion, ftellt fi niemald aus Höhe und Tiefe des Wellenſchlages, aus dem 
Wechſel von Ebbe und Fluth ftehend her. — Der Berläufer wird u. N. 

a) einen die Produftionskoften überfteigenden Marktpreis durchſetzen 
können : wenn die den Marktpreis zum Niveau der Produktionskoſten herabdrückende 
Konkurrenz rechtlich oder faktifh ausgejhloffen ift, und dem fo privilegirten Ange- 
bot gegenüber ein Kaufbebürfnig wirklich noch beftehen bleibt (bei Monopolen, 
Prohibitivgöllen, Gewerbszöllen, Gemwerbögeheimniffen, fo lange bie fo vor fid 
gehende Probuftion noch nit einen das ganze vorhandene Bedürfniß dedenden 
Umfang angenommen hat); — wenn die Nachfrage plötzlich fteigt, ohne daß das 
Angebot jchnell entfprehend vermehrt werden kann (Kornpreife bei Theurungen, 
Salpeter- und Scmwefelpreife beim Kriegsausbruh); — wenn die Probuftiond- 
bedingungen befter Qualität für die vorhandene Nachfrage nicht ausreichen, fo 
erhebt fidy der Preis der daraus gezogenen Produkte oder der Preis ihrer Nugung 
weit über bie Produktionskoſten (Örundrente); — wenn überhaupt die Güter ihrer 
Gattung nah fehr beſchränkt vorhanden (Evelfteine, Delifateffen) oder gar einzig 
in ihrer Art find (Gemälde von Meiftern, Gaftrollen berühmter Mimen); — 
wenn obrigkeitlihe Taren oder fociale Anfhauungen (Honorare für Werzte, für 
Advokaten u. dgl.) den Preis über vie Probuftionstoften erhöhen, was freilih nur 
in beſchränktem Umfang möglich ift; — wenn ber Berfäufer vermöglich genug ift, 
um günftigere Konjunfturen, wohl aud die Noth der Mitmenfhen (Wucherpreiſe) 
abzuwarten. (In dieſer Richtung erhellt vie Leberlegenheit des Unternehmens mit 
eigenem Kapital über das Unternehmen auf Kredit mit vorberbeftimmten Zahlungs- 
verbindlichkeiten.) Ie geringer die Anzahl vermöglicher Unternehmer, je ſchwieriger 
bie Konkurrenz (wegen mangelhafter Kommunikation, Monopolien, Zunftbannes) 
ift, je weniger die Mittel zur Befriedigung der Nothdurft ſchnell durch Nadpro- 
buftion vermehrt werden können (Nahrungsmittel), je augenblidliher und unauf» 
ſchieblicher die Nachfrage, je weniger verfehrsfähig das Vermögen des in Noth 
befindlichen Käufers ober Borgers tft (ein bevrängter Landwirth in einer proleta⸗ 
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rifhen Gegend gegenüber dem Geld darleiher), deſto eher find Noth- und felbft 
MWucherpreife möglih. Wie fehr man daher aud geltend machen darf, daß bie 
Entwidlung aktiver freier Konkurrenz das befte, ja für unfere Verhältniffe wohl 
einzige Hülfsmittel gegen den Wucher ift, fo hieß es dech weit über alle wirkliche 
volfswirthfhaftliche Beobahtung hinausgreifen, wenn man überhaupt geläugnet hat, 
daß Käufer und Verkäufer oft mit fehr ungleihen Waffen fämpfen, daß dies 
namentlich in Beziehung auf ven Preis der nothwendigen Unterhaltsmittel (Korn. 
handel) und in Beziehung auf den Preis für Darleifung des Geldes als bes 
univerfellen Kaufmittels (Zins- und Geldwucher) ftattfinden könne und in einer 
verfehrsarmen Zeit (Mittelalter) ftattgefun‘en haben müſſe. Nur in unferer, nicht 
in der mittelalterlihen Lage der Boltswirtbihaft vermag man von einem bloßen 
Borurtheil des Wucherglaubens zu ſprechen. b) Einen unter die Produftionstoften 
beträchtlich herab ſinkenden Preis fünnen verurfadhen: ein außerordentlihes Sinken 
der Nachfrage zwifchen dem Produktions und dem Ausgebotsmomente, dazwiſchen⸗ 
tretendes Ausgebot Anderer, weldhe mit neuen Mafchinen bedeutend wohlfeiler 
probucirten, Unverfchieblichkeit des Berfaufs wegen Vergänglichkeit des Gutes (bei 
Obſt, Gebäden, Fleiſch), Dringlichkeit des Ausgebotes wegen Zahlungsverbind- 
lichkeiten (niedrige Preife bei Zwangsverfäufen an Effekten» und Produftenbörfen 
und bei fonftigen Erefutionsverfäufen) oder wegen Dedung ver Nothdurft aus 
dem Erlöfe (Fallen des Nutungspreifes der Arbeit oder des Lohnes bei Hunger- 
frifen) , ferner wegen Wechſels ver Mode (Ausverfauf der Ladenhüter), ober 
rlöglihe Deffnung bisheriger Konfurrenzichranfen. (Daher felbft bei entſchieden 
ſchädlichen Schuszöllen nicht eine fo fchnelle Aufhebung, daß für den Zeitpunkt 
der Eröffnung der Konkurrenz noh zu viele unter den alten Konfurrenzvoraus- 
fegungen producirte Waaren auf dem Marfte übrig bleiben, namentlih dann nicht, 
wenn viele ftehende, nicht fchnell in andere Bahnen zu lenkende Produftionsmittel 
ober Kapitalien in den bisher geſchützten Ermerbszweigen angelegt find.) — Eine 
weite und wechjelnde Diftanz zwiſchen Koften und Kaufpreis muß fih aus dem 
oben bezeichneten allgemeinen Grunde da bilden, wo der Moment der ‚Probuftion 
und ber des Berfaufes weit auseinander liegen, alfo bei fehr dauerhaften Gütern; 
denn von dem Augenblide des Koftenaufmandes bis zu demjenigen des Verkaufes 
ſchwanken für fie die Faktoren des Werthes gewaltig. Beim Berfauf Älterer Häufer 
3. B. denkt fein Verkäufer mehr daran, den Roftenpreis abzüglich der ftattgehabten 
Abnuzung geltend zu machen, wenn inzwijchen in ber betreffenden Stadt Auf- 
ſchwung oder Berfall eingetreten ift; ebenjowenig bei einer Staatsobligation, wenn 
der Kredit des Staates inzwifchen großen Schwankungen unterlegen war. 

2) Die Preisbeftimmungsgründe für die Nahfrage oder den 
Käufer Die Nationalölonomie gibt als Marimalgrenze des Preifes für ben 
Käufer den Gebrauchswerth der Waare und die Zahlungsfähigfeit des Käufers 
an, eine Marimalgrenze, welche auf die anderweitigen Anſchaffungskoſten ermäßigt 
werben fünne, fo, daß der Käufer für eine Waare, für welche er ihrem Gebrauchs⸗ 
werthe nach im Nothfall mehr bezahlen würde, doch höchſtens fo viel bezahlt, als 
er anderwärts dafür zahlen muß. Dieje Bemerkungen find wohl faum ganz aus- 
reihend. Die Angabe, dag nur die zahlungsfähige Nachfrage auf den Preis ein— 
wirfe, ift, wie bereit8 bemerft, felbftwerftänplih. Die andere Bemerkung, daß ber 
Käufer höchſtens auf die niederften anderwärtigen Anfchaffungsfoften gehe, ift nur 
ein allgemeiner Ausdrud feines Eigennußes, vermöge deſſen er die vortheilhaftefte 
Kaufsgelegenheit wählt. — Die Grundvorausfegungen in der Lage des Käufers 
find folgende: Beim Zaufhhandel würde der Käufer durch einen, wenn aud noch 
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ſo unbeſtimmten Kalkul, den Gebrauchswerth beider Waarenäquivalente für ſich 
abwägen. Beim Kaufhandel aber find Waare und Gelb Aequivalent. Er hat hie— 
nah den Werth dieſer beiden zu vergleihen, um den ihm vortheilhaften, minde— 
ſtens nicht nachtheiligen Preis zu finden. Die zu faufende Waare hat nun entweder 
Tauſchwerth für den Käufer, fo für den gewerbömäßigen Kaufmann; in dieſem 
Falle gibt er höchſtens den Preis, welden er durch Wiederverfauf zu erlangen 
befit. —* ſie wird zum Verbrauch verkauft; in dieſem Falle wird eine allerdings 
jedes feſten Maßes entbehrende Vergleichung darüber angeſtellt werden, ob der 
Gebrauchswerth der fraglichen Waare ſo groß iſt, als der Gebrauchswerth ſolcher 
anderer Waaren, welche um denſelben Preis angeſchafft werden können und welche 
in den Bereich der Bedürfniſſe (Gebrauchswerthsgegenſtände) des Käufers fallen. 
Ehe ich eine Flaſche theuren Weines zum Trinken faufe, denfe ih, ven Gebrauds- 
werth vergleichend, vielleicht an Eigarren oder Fleifh oder Meider. Bei dem Preis: 
entſchluß des Gebraudsfäufers wird daher immer eine mehr oder weniger Mare - 
Ordnung der Bedürfniſſe und des Gebrauchswerthes der ihnen entfpredhenden 
Güter vor fih gehen. Ie höher hienad der Gebrauhswerth für das einzelne Gut 
ſich ftellt, vefto höheren Preis wird der Käufer einräumen, eine defto höhere Quote 
feiner gefammten Kauffraft wird er für das fraglihe Gut aufmwenden. Die Größe 
des Preijes, welchen der Käufer zu zahlen Willens ift, hängt alfo von ter Stel- 
lung des Gebraudhsmwerthes der Waare im Kreife derjenigen Waaren ab, welde 
der Käufer anzufhaffen überhaupt Willens und dur feine Kaufkraft (Zahlungs- 
fähigkeit) fähig ift. Diefe Stellung ift num aber eine fehr wechjelnde Größe, wobei 
namentlich der Charakter der Entbehrlichkeit oder Umentbehrlichkeit der Waaren von 
größtem Einfluß ift. — Die Güter, welde nothwendigen Bedürfniſſen entiprechen, 
nehmen fofort einen den Gebraudhswerth aller anderen Güter ausſchließenden Rang 
ein, wenn in Folge geringen Angebots ihr Preis immer mehr fteigt; fie nehmen 
dann die ganze Kaufkraft ausſchließlich in Anſpruch; die Bereitwilligkeit zum höch— 
ften Preis für fie ift nur auf die Zahlungsfähigfeit begrenzt, während alsdann 
vie Preiswilligkeit für entbehrlihe Güter auf Null herabſinkt. Andrerfeits ift der 
Gebrauch der nothwendigen Güter Feiner fehr beveutenden Ausdehnung fähig, 
wenn einmal das nothwendige Maß befriedigt ift, weßhalb ihr Preis bei geringem 
wirflihem Ueberfluß ebenfo ſchnell progreifiv fällt, als er ſchon bei mäßigen 
Mangel progreffio fteigt. Bei allen Gütern, welhe nicht zu den nothwendigen ge— 
hören, ift übrigens der Gebrauchswerth etwas höchſt Subjeftives, Wechſelndes, 
von Laune und Äufßerem Anreiz (Mode, Reklame, fhönen Formen), von augen- 
blidlihen Stimmungen beherrfchtes, und daher die Vertheilung der für entbehrliche 
Güter verfügbaren Kauftraft auf die einzelnen Güter etwas mehr oder wenige 
Zufälliges, und biemit ift denn aud die Marimalgrenze für die Preiswilligfeit 
des Käufers etwas, was jedes feften Anhaltspunftes entbehrt. 

3) Auf dem Markte, auf welhem die Preife fih Bilden, treten ganze Klaſſen 
von Käufern und Berfänfern für jeve Waarengattung an einander heran. Unter 
den Berfäufern geben biejenigen, welche die höchſten Preife ftellen, nad, wenn fie 
dafür keine kaufsfähige Nachfrage mehr finden, bis zu dem Punkte, auf welchem 
fie no Käufern begegnen, welde anderwärts eine wohlfeilere Waare nicht finden. 
Bon den Käufern geben biejenigen, welde niedrigere Preife anboten, aber zu 
ſolchen ihren Bedarf nicht feil fanden, nah und bieten fo lange höhere Preife, als 
der Preis weder ihre Gebraudhswertbihägung der Waare, noch ihre Kaufkraft 
überfteigt. — Je höher der Preis fteigt, defto mehrere Käufer treten wegen Aus- 
gehens der Kaufkraft aus ver aktiven Nachfrage zurüd, je tiefer er finft, befto 
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mehrere treten in diefelbe ein. Daher bat ein Steigen und ein Fallen ver Vreiſe 
den Moderator in ſich felbft; man hat dieſes Verhältnig mit dem Schmalwerben 
der Pyramade im Verhältniß der Annäherung zur Spige und mit ihrer Ermeite- 
rung in Maße der Annäherung an vie Baſis verglichen. Bei verfchievenen Güter- 
arten ift dies jedoch verfhieden: ein Steigen des Preifes bei nothwendigen Nah» 
rungsmitteln macht die Nachfrage erjt von da an, von da aber auch plötzlich 
ſchmäler, von wo an die Mafje der Bevölkerung mit Anfpannung aller Kräfte vie 
Preife nicht mehr zu erfhwingen vermag und dem abjoluten Mangel des Ver— 
hungerns und Siechthums entgegengebt; bei entbehrlihen Gütern finkt oder fteigt 
die Nachfrage mehr im geraden Verhältniß zur Höbe oder Niedrigkeit der Preife. 
Jedoch ift diefe Bewegung bei feiner Wütergattung eine gerablinige, bei jeder ein» 
verfchiedenartige, fie würde daher im Einzelnen Stoff zu reigen und für die ein- 
zeinen Geſellſchaftäklaſſen ſehr wichtigen Bemerkungen barbieten. — Umgekehrt 
finft das Angebot mit tem Sinken der Preife, weil nun immer mehrere, durch 
den Preis für vie Koften nicht mehr gededte Verkäufer aus vem aktiven Angebot, 
fei es dur Speicherung der Waaren, oder durch Transport auf günftigere Märkte, 
ober durch Beſchränkung der Produktion und Zufuhr, zurüdtreten. Immer aber 
ftellt fih der Preis auf denjenigen Punkt feft, in welchem die Preiswilligkeit ver 
fauffräftigen Nachfrage und des verfaufswilligen oder verfaufsgenöthigten Anges 
botes ſich begegnen. 

4) Die aus dem wechſelnden Berhältniß von Angebot und Nachfrage hervor- 
gehenten Preisihwanfungen werden mit dem Steigen der Kultur in immer engere 
Grenzen eingefchloffen, ver Preis wird immer regelmäßiger; denn Angebot 
und Nachfrage vermögen fih immer fehneller, auf ven lofalen und anf den Welt- 
Märkten einander anzufchliegen, je mehr die Luft zu neuen Unternehmungen bei 
lohnenden Preiſen ftärker, die Fähigkeit zur Umwandlung Berluft bringender Be— 
triebe gewandter wird, je mehr bei fchneller und wohlfeiler Kommunifation immer 
weitere Kreife Angebot und Nachfrage in einander ausgleichen, je freier die Kon— 
furrenz ift, je ungebinderter ſachliche und perjönlide Güter ab» und zufließen 
fünnen (Oewerbefreiheit, Handelsfreiheit, Freizügigkeit), je mehr die Aufklärung 
Noth- und Irrthumspreife ausſchließt, der Noth durch rechtzeitige Fürſorge vorge 
beugt wird, je mehr die Technik Surrogate (für Holz 3. B. Steinkohle zu fchaffen 
und augenblidlihen und lofalen Ueberfluß duch Transport und Transformation auf 
längere Zeit und weitere Konfumentenfreife zu vertheilen weiß (Brennerei in obft- 
und fartoffelreihen Jahren, Pöleln des Fleiſches, Schwefeln des Hopfens, Verfäfung 
der Milch zc.), je mehr endlid der Preis die Herrfhaft, zu welder er berufen ift, 
durch feine allgemeine Beobachtung und ſchleunige Mittheilung wirklich erringt, 
fteigend zur rechtzeitigen Vermehrung, finfend zur Verringerung des Angebotes an- 
regt. Der Preis aber ift wirflih, je höher die Kultur und die Arbeitstheilung 
gebiehen ift, deſto mehr das umverrüdte Augenmerk alles wirthſchaftlichen Han- 
delns. — Wohl nirgends feiert die Kultur durch Regularifirung der Preife größere 
Triumphe, als im Gebiete der Alimentation und der Löhne. Die Bildung 
befreit die Arbeitsfräfte nit blos von ihrer rechtlichen, fondern aud von 
ihrer thatſächlichen Gebundenheit an die Scholle, von der Madt der Gewohnheit, 
von dem zähen, faftenmäßigen Kleben am Stande der Eltern, an dem Boden ber 
Heimatgemeinde, fie macht alle Klaſſen der Bevölkerung wirthſchaftlich beweglicher, 
und richtet fie daher fo, daß in Beziehung auf die Dienjtleiftungen Angebot und 
Nachfrage ſich fchneller ausgleihen und daher auch die Löhne regelmäßiger werben. 
— Dadurch daß die neuere Transportentwidlung die Getreidemärkte zweier 
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Hemiſphären zu verſchmelzen vermochte, hat fie die vernichtenden lokalen Preis- 
ſchwankungen für die nothwendigen Nahrungsmittel und hiemit die Geißel der 
Theurungen beſeitigt, eine gegenſeitige Aſſekuranz der Ernten aller Länder gegen 
Uebertheuerung gebildet. Während in vergangenen Jahrhunderten höchſte Preiſe bis 
zum zwanzig und breißigfadhen Betrage des wohlfeilften Jahrganges vorfommen, 
ift in der erften Hälfte des 19. Jahrhunderts der höchſte Getreivepreis nur unge 
fähr das PVierfache des niebrigften gewefen. Diefe Regularität der Preife, melche 
nur eine befondere Seite der allgemeinen weltwirthſchaftlichen Solivarität ver Neu» 
zeit ift, ftellt fi) ald ein ungemeiner Segen für das Menfhengefchleht dar, über 
welches nicht mehr becimirende Hungerfrifen wie der Blig vom Himmel berein- 
brechen können, welches nicht mehr Generationen lang an Lohnkriſen leiden Tann, 
weldes vielmehr die Gefahr der plöglihen, durch feine Ausgleihung zu über« 
windenden Unfälle in der Eriftenzfrage befeitigt hat. Kultur zeigt fi eben auch 
bier als fihere Herrihaft des Menſchen über vie Außenwelt, als Befreiung von 
der Naturbevingtheit, von der Laune des Zufalls und äußeren Verhängniffes. Freilich 
ift ein Wechſel in den Preifen die Borausfegung einer frifhen Bewegung, einer 
fteten Erneuerung ver ſachlichen und perfünliden Elemente ver wirthſchaftlichen 
Geſellſchaft. Allein die Wechfelfälle, welche Naturereigniffe oder fociale VBortomm- 
niſſe: Ernten, Erfindungen, politifhe Ummwälzungen, Umftimmung ver geiftigen 
Anſchauungen, der Mode u. ſ. w. mit fi bringen, find noch immer zahlreich und 
ftart genug vorhanden, um das volkswirthſchaftliche Leben trog der Segnung einer 
vollen Sicherheit gegen verheerende Nahrungs-, Lohn» und andere ertreme Preis- 
frifen vor Stagnation zu bewahren. Jede Errungenjhaft in Beziehung auf Negel- 
mäßigfeit der Preife durch Beförderung des Verkehrs, des nationalen und inter 
nationalen Austauſches ift daher ein Verdienft um die Kultur und um das menfchen- 
würbige Loos namentlich der Mafje der Bevölferung. Der moderne Staat hat fidh 
older Bervienfte viele erworben. Für die Wirthſchaftspolitik ift dieſe Seite ber 
Preisiehre von eminenter Bedeutung. Während aber früher (und für einzelne 
Berhältniffe, wie Taren der Fiaker, Gebühren der amtlihen Techniker ꝛc. — noch 
heute) eine wohlthätige Regularität der Preife duch obrigfeitlihe Taration erzielt 
werben mochte, ift bei der heutigen Entwidlung der Konfurrenz die regelmäßigfte 
Preisbildung von dem freien Spiel der Konkurrenz und von der Herftellung ber 
faktifhen und redtlihen Bedingungen einer lebendigen Konkurrenz (leichte und 
wohlfeile Kommunifation, Gewerbefreiheit, Freizügigkeit) abhängig. 

II. Preisgeftaltung für einige ver hbauptfädhlidften Güter: 
arten. 1) Ueber die Veränderung im Preife ver edlen Metalle, f. u. A. ven 
Artikel Geld von Mangoldt. — Da die edlen Metalle in Münzgeftalt der Preis- 
waßftab aller anderen Güter find, fo wird fich ihre Preisveränderung eben in den 
Gelppreifen aller Waaren und Dienftleiftungen ausdrücken. Ein hoher Preis der— 
felben wird fih in durchſchnittlich niedrigen, ein niedriger in durchſchnittlich hohen 
Geldpreiſen ver Waaren zeigen; denn für je weniger Geld ich diefelbe Quantität von 
Waaren oder Dienftleiftungen im Tauſch empfange, deſto höher, — fiir je mehr, 
deſto niedriger ift ver Preis der Geldmetalle. (Ueber die Urfahen einer Veränderung 
des Werthes der Evelmetalle überhaupt und der Werthrelation von Gold und Silber 
gegen einander. f. den Art. Geld.) Die Folge einer Veränderung des Werthes 
(Preifes) ver Geldmetalle ift alfo eine burchgreifende Umgeftaltung ber Geldpreiſe 
aller Waaren und Dienftleiftungen, eine „Preisrevolution”, wenn die Werthänderung 
ber Evelmetalle befonders ftark ift; fteigt der Werth ver Gelpmetalle, fo finft ber 
Geldpreis der Waaren und Dienftleiftungen, und umgefehrt. Diefe Preisrevolution 
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ſcheint zunächſt volkswirthſchaftlich und politiſch nur von geringer nomineller Be— 
deutung zu fein, und in der That wäre dies der Fall, wenn in Folge der Geldwerth— 
veränderung alle Forderungen auf den neuen Werth umgeredinet würden, wenn 
wirflih nur eine nominelle Veränderung ber Preife vor fi ginge, fo, daß etwa 
ein Pfund Zuder, welches bisher 6 Groſchen koſtete, bei Gelpmetallentwerthung 
fofort um das Doppelte mit 12 Groſchen, bei Geldwertherhöhung um vie Hälfte 
mit 3 Groſchen notirt und bezahlt würde und bezahlt werben könnte. Allein erft 
nah durchgeſetzter Preisrevolution fann man fagen, die Veränderung fei nur eine 
nominelle. Bis fie durchgeſetzt ift, find die Wirkungen in focialer und politifcher 
Beziehung tiefgreifender Art. Die Gelpwerthveränderung führt einen ſtarken Um— 
fhwung in ter Vertheilung des Vollsvermögens herbei. Fallen wir den Wall ver 
Geldmetallentwerthung ins Auge, fo gewinnen Alle, weiche Gelpleiftungen, in 
früherer Zeit ftipukirt, zu machen haben, e8 verlieren dagegen alle Empfänger von 
früber ftipulirten Zahlungen (Befolvete, Zinsrentner, welche nicht bei beginnenver 
Entwertbung ihrem Leihvermögen eine andere Form geben, Beamte, geldzinsberech— 
tizte Stiftungen, Rorporationen, Adelige, der Staat in feinen Steuern, wogegen 
ber letztere bezüglich feiner Schulden gewinnt), E8 gewinnen alfo bie mittleren 
und unteren, überhaupt die nidtariftofratiihen Klaffen. Der Unternehmerftand 
gewinnt bei einer Gelventwerthbung auch dadurch, daß er fhenrer verfauft, während 
er feine Waare zum Theil noch zu den auf ben alten Geldwerth begründeten 
Produktionskoſten hergeftellt hat; fo der engliſche Fabrikant und Kaufmann, welcher 
längere Zeit vie höchſten Preife in Galifornien und Auftralien zog, während er zu 
Haufe zum Theil noch zu den alten Koftenfäten producirte und kaufte. Der 
Arbeiterftand verliert nur dann nicht, wenn er feine Lohnfäge im Verhältniß ver 
Gelventwerthung zu erhöhen vermag, wie dies in neuerer Zeit bei allgemeiner 
Steigerung des Unternehmungsgeiftes und freier Auswanderung möglich und der 
Fall ift. Die Gelventwertfung wirft wenigftens vorübergehend erregend, indem 
das merthlofe Geld (Edelmetall oder Papiergelt) vorübergehend in den Banken 
foncentrirt und zu niedrigen, den Geſchäftsgeiſt anregenden Zins ausgegeben wird, 
indem e8 in den Adern des Verfehres als vielfeitig vermehrte Kauffraft auftritt. 
Umgefehrt wird eine Gelpwerthserhöhung wirken, weil nun die in der früheren 
Zeit feftgeftellten Geldzahlungen den Empfänger höhere Kaufkraft geben: Befolvete, 
Beamte, Gelprentner, der Steuern ziehende Staat, der Monarh aus der Civil» 
lifte, im mweiteften Sinn die ariftofratiihen Elemente würden gewinnen, wogegen 
die Lohnſätze der Arbeiter wohl fchnell entfpredhend herabgefegt werden würden 
und der Unternehmungsgeift in der Uebergangsperiode wegen Berluften vom Ein- 
fauf bis zum Berfauf und wegen hoher Binfen bei geringen Baarvorräthen ver 
Banken fehr gedrückt wäre. 

Die es Scheint, hat der Fortgang ber Gefittung eine Neigung zur Erniebri- 
gung des Geldwerthes. Seit der Entdeckung Amerika's bis um die Mitte bes 
17. Jahrhunderts fanf in Weft-Europa der Edelmetallwerth um das Drei- bie 
Bierfadhe, während er bis 1850, Heine territoriale und temporäre Schwankungen 
ausgenommen, ftattenär blieb, bis in neuefter Zeit (neue Goldentvedungen, Ber- 
mehrung der Geldfurrogate durch die neuere Krebitentwidlung, Vermehrung der 
Umlaufgefhmindigfeit des Metallgelves und feiner Kreditfurrogate) allem Anfcheine 
nad eine erneute, im ihrem Umfang und ihrer Dauer übrigens noch nidht genau 
zu beftimmende Geldentwerthung eingetreten ift. Die Urſachen einer im Verlaufe 
der Kultur fortfchreitenden Geldentwerthung find hauptfächlich folgende: a) Ver: 
mehrter Gebraud des Kredit zur Werihübertragung, Vermehrung der Umlaufs- 
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geſchwindigkeit in Folge hergeſtellter Rechtsſicherheit und verbeſſerter Kommunika— 
tionsmittel, Ueberführung vieler Edelmetallvorräthe aus der mittelalterlichen The— 
ſauration in den Gelddienſt; dieſe Urſachen müſſen es geweſen ſein, welche ſchon 
im 13. bis 15. Jahrhundert in Italien die Geldentwerthung durchſetzten und auch 
in Deutſchland ſchon Ente des 15. und noch während des 16. Jahrhunderts 
(Herftellung des Lanpfrievens, erfte Ausbildung des Banfwefens) mehr zu ber 
damaligen Gelventwerthung beitrugen, als die noch geringen Edelmetallzuflüſſe aus 
Amerifa. b) Die durchſchnittliche Erniedrigung der Produftionskoften der Edel: 
metalle bei fteigender Technik. Für fehr niedrige Kulturftufen mit geringer Technik 
ift nachhaltiger Edelmetallgewinn fehr fchwierig. Die höhere Kultur, deren Erfolg 
es ift, audy in fernen Zonen Goldfelder aufzufinden und Silberadern anzufhlagen, 
wird daher bie edlen Metalle leichter zu gewinnen willen, ihren Werth erniebrigen. 
Es ift dasſelbe Verhältniß, welches bei höherer Kultur zur Preiserniebrigung der 
meiften Gewerbserzeugniffe führt. Bielleiht ift e8 theilmeife aus demfelben 
Berhältniß zu erklären, daß Silber, deſſen Abbau mehr Technik verlangt als bie 
Goldgewinnung, überall auf der niedrigeren Kulturftufe der Bölfer relativ größeren 
Werth dem Gold gegenüber hat, als in fpäterer Zeit. Bielleicht auch ift ein Haupt: 
grumd tes größeren Werthes der Edelmetalle in Oft- und Süd-Aſien, und bes 
millionenmweifen Abfluſſes verfelben in den Dften, in vemfelben Berhältnig zu 
finden. Zwar ſchreibt man die Erfceinung der ungeheuren, den europäifchen Geld— 
markt ftets afficirenven Gilber- und Goldabflüſſe nach Afien der natürlihen Armuth 
jener Zonen an Edelmetallen zu. Allein weßhalb follte man eine ſelche Armuth 
ganz im Allgemeinen behaupten und technifche Unfähigkeit zur Evelmetallgewinnung 
als näher Liegenten Grflärungsgrund ganz ablehnen müſſen? Kalifornifhe und 
auftralifche Diggers, an Stelle von Kulis in den oftafiatifhen Ländern, würden 
wohl längft aud in jenen weiten und fabelhaft reihen Gebieten Gold angefhaufelt 
oder Silberadern angefhlagen haben; ver Hindu und der Chinefe hat nun Ueber- 
fluß an Seide, Thee, Gewürzen, zu welchen viele, forgfältige und wohlfeile Hand: 
arbeit, aber feine Technik nöthig ft, er taufcht dafür Evelmetalle, welde der 
Europäer felbft in fremden Zonen aufgekauft und erbeutet hat, al® vortheilhaftefte 
Rimeſſe ein, daneben nur etwa Mafchinengemebe (Baummollftoffe), in welchen 
ſelbſt die wohlfeile Handarbeit jener Zonen mit den Leiftungen der europäifchen 
Mechanik nicht zu konkurriven vermag. — Wenn wirklich eine periovifh fort- 
fchreitende Entwerthung ver Evelmetalle dem Gefete der fortfchreitenven Kultur 
entfpricht, fo muß fie als ein hauptſächliches Mittel in der Hand der Vorſehung 
betrachtet werben, um bie fociale und politifhe Bedeutung der mittleren und unteren 
Klaffen zu erheben. Zwar nur ein erfahrener Geſchichtſchreiber vermöchte genau 
nachzuweiſen, melde bedeutende politiihe und fociale Wirkung vom 15. bis 17. 
Jahrhundert die Geldentwerthung übte Allein auch der Nationalöfonom darf 
taranf verweifen, wie der Kampf um tie durch Geldentwerthung herbeigenöthigte 
Erhöhung der Civillifte, ver Gebühren, der Steuern, der Befoldungen, der Kirchen: 
fuftentation aus Staatsmitteln, parallel gehend mit zunehmendem Wohlftand ber 
Ermwerbsftände, zur politiihen Macht des Bürgerthums beitragen mußte, wie fehr 
wohl in ber Reformationszeit die allgemeine Klage über Wucher, welche durch bie 
fteigenden Geldpreiſe anaeregt war, die Erregung der Gemüther, namentlich ein- 
zelner Stände (niedrige Geiftlichteit, Gelehrte) mit herbeiführen mußte, wie fehr 
die verminderte Kaufkraft der Befoldungen, des Geldzins- und des Geldrenten— 
einfommens die ariftofratifhen Stände, Adel und Honoratiorenthum, in die Reihen 
bes erwerbrüftigen Buͤrgerthums, theils durch Ueberführung ver Söhne in bas 
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feßtere, theild durch Berfhwägerung, Hintrieb. Im 16. Jahrhundert fingen zwar 
bie ariftofratifhen Elemente, die fpanifhe Monarchie und die Konquiftaboren bie 
Schäge Amerifa’s ab, aber ihnen wurbe der neue Reichthum nur ein Mittel ver 
Vergeudung und der Vermehrung des Finanzeinkommens. Heute find e8 die bürger- 
lihen Stände, welche unmittelbar (Goldgräber) und mittelbar vurd den Handel 
den Goldregen auffangen und auf denſelben neue bürgerliche Eriftenzen gründen; 
au der Umftand, daß Gold ohne theure Bergwerksanlagen zu gewinnen ift, 
gibt der Goldausbeute in unferer Zeit durchaus demokratiſche Bedeutung und 
Wirkung, Abenteurer und Ürbeiter werden vom Magnetismus der Golvländer 
angezogen. Gold wirft hienach in ber bier bezeichneten focialen und politifchen 
Richtung, bezüglich der Umwandlung der öfonomifhen Lage verſchiedener Klafien, 
energifcher als Silber. Vorgänge, welche wir in biefer Beziehung als Zeitgenoffen 
vor Augen haben, eröffnen uns das Verftänbniß der unermeßlichen politifhen Wirkung 
einer Gelventwerthung im Sinn ver focialen und politifhen Stärkung der bürger- 
lihen Elemente. Die umgekehrten Folgen müßte eine Gelpwertbfteigerung haben. Sie 
wird eintreten, und ift bis jegt eingetreten bei verfallenden Völkern, weil bei ihnen 
alle Urſachen einer Gelventwerthung fih in ibr Gegentheil verfehren; die Wir— 
kungen einer Gelowertherhöhung können nur ein weitered und mächtiges Ferment 
des Derfalles abgeben. — Die Entwerthung geht nur langfam vor ſich, fei es, 
daß vermehrte Minenausbeute oder befcdleunigte Reloncentration der Geldmittel 
aus dem beichleunigten Umlauf, oder Ueberemiffion von Papiergeld die Urfadhe 
der Entwerthung fei. Der Goldgräber in Auftralien tritt mit vergrößerter Kauf: 
fraft auf dem New-Yorker Markt, der New-Yorker Kaufmann auf dem Londoner 
Markt auf, Löhne fteigen in England, Englands Gefuh für feftländifche Pro- 
dufte wächst u. f. w. Oder fammeln fid) die in den Goldländern gegrabenen Schäte 
in der Londoner Bank und vertheilen fi auf andere Banken; in Folge großer 
Baarvorräthe in den Banken finft der Disfonto, in Folge deſſen wird mehr ge- 
borgt und unternommen, von ben Unternehmern gekauft, Preiſe fteigen. So pflanzt 
fih nur Zug um Zug die Entwerthung durch eine allmälig, aber keineswegs gleich 
mäßig und überall zugleih durchdringende vermehrte Nachfrage von einer Waaren- 
gattung auf die andere, von einem Land auf das andere fort, ergreift diejenigen 
Kreife zuerft, in welden die Urſache der Entwerthung hervorbridt. Bei der Ent» 
werthung durch Beichleunigung des Geltumlaufes und durch Ueberführung thefau- 
rirter in cirkulirende Edelmetalle wird die Entwerthung von da ausgeben, wo 
das Geld fih in Folge der angegebenen Urfahen anfammelt; gegen Ende bes 
Mittelalterd ging wirflih die Entwerthung von den Städten aus, in welden bie 
ſchnellere Meloncentration des Geldes als vermehrte Kauftraft, erhöhte Unterneh- 
mungsluft und Lurusverwendung hervortrat. Wenn die Entwerthung auf plöglider 
Vermehrung des Staats- oder Banfpapiergelves beruht, jo wird fie durch ver- 
mehrte Anſchaffungen des Staates, durch verftärftes Ausleihen der Banfen be- 
ginnen, durch welches die beliehenen Unternehmer in den Stand gefegt find, mehr 
zu faufen und vie Preife zu fteigern. Im Ganzen aber ift felbft bei großer Stärke 
ber geldentwerthenden Urfahen die Wirfung eine langfame, binnen kurzer Zeit 
räume feine, da aud eine große Vermehrung der Minenausbeute, aud eine ſtarke 
Steigerung der Girkulationsgefhwindigfeit und eine bebeutende Vermehrung ber - 
Geldfurrogate neben der ſchon vorhandenen Girkulation verhältnißmäßig geringe 
Dimenfionen zeigt. Aucd die Veränderung des Werthverhältniffes von Gold und 
Silber untereinander ift eine fehr langſame (Bgl. d. Art. Geld), fie war es in 
dem Jahrzehnt feit ven neuen Goldentdeckungen hauptſächlich deßhalb, weil in den 
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Ländern ver franzöfiichen Währung mehrere Milliarden Franks Gold an Stelle 
des nah Aſien abfliegenden Silbers traten, ein Erjegungsproce, welcher Danf 
der Doppelwährung vor ſich gehen konnte. Indeſſen würde eine ftarfe Revolution 
im Preisverhältniß ficherlih nicht ausbleiben, wenn plöglid größere Mafjen des 
einen oder des andern Metalls durch Demonetifation, anläßlid des Uebergangs 
zur Währung des anderen Metalls, ald Waare auf den Markt geworfen würben. 
Die Demonetifirung des belgifhen Golves (1847/,,) vrüdte auf längere Zeit ven 
Goldkurs in ganz Europa erheblich; ein Uebergang Franfreihs von der faftifchen 
Gold- zur Silberwährung würde, wenn überhaupt ausführbar, ven Preis des 
Goldes unberedhenbar vrüden, umgekehrt würde ein Uebergang des deutſchen Gil- 
bereirktulationggebietes zur Goldwährung mittelft Demonetifirung des Silbers den 
Silberpreis vorübergehend ſtark vrüden und die Ausfihten auf einen Gewinn 
Deutfchlands an der neueren und vermuthlich fortichreitenden Entwerthung bes 
Goldes gegen Silber, anläßli des eventuellen Ueberganges zur Golpwährung, 
bedeutend ſchmälern, moferne nicht durch ein Uebergangsſyſtem der Doppelmwährung 
nur langfame Entleerung der Gilbervorräthe aus der deutſchen Cirkulation ein- 
geleitet würde. Vielleicht wird biefer Gefihtspunft für die deutfhe Münzpolitik 
der nächſten Generation fehr praktiſch. 

Während des Proceffes der Geldentwerthung erheben fid eine Anzahl von 
Erfcheinungen, welche politifch nicht ohne Beveutung find und befhalb um fo mehr 
bezeichnet werden müſſen, als das lebende Geſchlecht, wenn nicht fhon mitten in 
einer Gelventwerthung begriffen, einer folden nicht unwahrſcheinlich entgegengeht. 
Die Geldentwerthung regt Klagen über Wucher an. Sie erfüllten vom 15 bis 
17. Jahrhundert in Deutfchland und Franfreih faft alle Stände, die Kaufleute 
und Banquier ausgenommen. Das Bolt vermag e8 nicht zu begreifen, weßhalb 
eine, Waarengattung um bie andere im Preiſe fteigt, und klagt diejenigen, welche 
gezwungen find, höhere Preife zu ftellen, des Wucers an. Wenn viefe Klagen 
neueftens weniger vorhanden find, fo ift Dies wohl zum geringen Theil der volks— 
wirtbichaftlihen Aufklärung, vielmehr dem Umftande zuzufchreiben, daß in neuefter 
Zeit die meiften Stände, namentlid auch die Arbeiter in den Löhnen, ihr Geld— 
einfommen dem Maß der Gelventwerthung entfprehend zu fteigern mußten, was 
ihnen im 16. Jahrhundert nicht jo gelang. Eine zweite Erſcheinung find Kredit- und 
Bankkriſen. Das vermehrt aus den Golvländern zuftrömende oder aus ber Gir- 
fulation bei bejchleunigtem Umlauf zu den Banken zurüdfehrende, oder in ben 
Händen der Zettel ausgebenden Banken gefammelte Geld bietet ſich zu niedrigem 
Zinfe dar, niedriger Zins aber führt zu Schwinvelunternehmungen, welde früher 
oder fpäter in Handels- und Krebitkrifen zufammenbrehen, in weldhen wieder das 
in die Unternehmerwelt gemworfene Geld zu ben Banken zurüdtehrt, um auf's 
Neue, zu niedrigem Zinsfuß hinauszuftrömen, bis allmälig die neuen Zuflüffe in 
dem allgemeinen Berfehr als erhöhter Umjagmittelbevarf bei allgemein erhöhten 
Preifen dauernd firirt find. An den erſchütternden Handeld- und Krebitfrifen von 
1847 und 1857 find ſicherlich verſchiedenartige Umftände ſchuldig, aber die voran- 
gegangenen Schwinbelperioden wurben mächtig eingeleitet durch tie ftarfen rufft- 
ſchen Golpzuflüffe in der erften Hälfte des 5. und durd bie ftarfen auftralifch- 
falifornifchen Goldzuflüſſe in der erften Hälfte des 6. Jahrzehnts, in Folge deren 
ber: reigende Diskentoftand von 11/,, 2, 21/, Proc. für längere Zeit fidy ergeben 
hatte. Die Entwerthung bes Geldes fest ſich hienach leicht unter Krebit- und 
Handelskrifen durch; kurze Zeit nah der Entvedung ver Minen hatten fowohl 
Auftralien als Kalifornien partielle Handelskrifen der ftärkften Art. Handels- und 
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Kredittriſen müſſen im Verlauf der Geldentwerthung auch deßhalb entſtehen, weil 
das plötzliche Auftauchen ungeheurer Kaufmittel an einzelnen Orten, in einzelnen 
Ländern den Handel aus dem gewohnten Geleife reift. Diefe Wirkung muß nament- 
lich bei Gelventwerthung durch ſtarke Vermehrung des Goldes hervortreten; denn 
Gold wird mehr von der arbeitenden Klaffe gewonnen und daher mehr des Er- 
werbsbeftimmenven zugeführt, e8 fammelt und zerftreut ſich leichter und plöglicher, 
häuft fih im Banfvorrath zu größeren Maſſen, bringt daher in ven Zinsfuß und 
den Unternehmungsgeift ftärferes Schwanten; die modernen Rimeſſen aus Auftralien 
und Kalifornien müſſen deshalb viel erregenver, als einft die fpanifhen Silberarmaden 
wirfen. Als fernere Folge der Bereitftellung großer baarer Yeibvorräthe, ihrer rafchen 
Cirfulation und Refoncentration, entfteht naturgemäß der Drang, neue Organe 
für den Leihverfehr zu bilden, der Drang der Bankgründung, in feinem Ertrem 
ver Bankſchwindel. Eine dritte politifch nicht unbedeutende Erſcheinung im 
Verlaufe der Geldentwerthung ift hervorzuheben: Die Gelventwerthung ift in ihren 
Wirkungen um fo allgemeiner und empfindlicher, je ftärfer ver Geldverkehr ent- 
widelt ift. Im Mittelalter mit feinem noch weſentlich naturalwirtbichaftlichen 
Gepräge wird fie weit weniger allgemein fühlbar werben, als beim Syſtem 
der Gelpwirtbfhaft, auf dem Lande mit feiner hauswirtbfchaftlichen 
Selbftgenügfamfeit weit weniger, als in der Stadt, bei Ständen, welde in Bie- 
lem den eigenen Bedarf erzeugen, weit weniger als bei Gelohnten (Rohnarbeitern, 
Beſoldeten), Zinsrentnern (Kapitaliften), Kaufleuten, Bankiers, welchen bei tägli- 
hen Schwankungen im Geldwerth auch der Werth ihres täglihen Vermögens 
gleihfam in der Hand ſchwindet over (bei Gelowertherhöhung) wächst. Diefe 
Beobachtung erflärt Manches: die Unzufriedenheit namentlihd der Städte, ver 
Handels: und Beamtenwelt, wenn ein Staat (in neuerer Zeit Defterreich) fich in 
die Kalamität einer täglich in ihrem Werthe ſchwankenden Papiergelvcirkulation 
geftürzt hat, — die Umwandlung der Berhältniffe vorzugsweiſe der ſtädtiſchen 
und beweglichen, politiſch aktivften Bevölferungselemente durch Geldentwerthung, — 
bie viel ftärfere Mitleivenfchaft geld» und ftenerwirthfchaftlicher, als naturalwirth- 
ichaftliher Finanzen bei verfelben. Social und politiih aber find diefe Wirkungen 
von großer Bedeutung. Andrerfeits überwindet der gelbwirthichaftliche Volkshaus— 
thal die Entwerthungsfrifis um fo viel fchneller, als er allgemeiner davon ergrif- 
fen wird; hat doc die moderne Geſellſchaft verhältnigmäßig weniger dauernde Geld» 
forverungsverhältniffe: Feine ewigen Renten, wenige unkündbare Privatanlehen, keine 
Zinſen, welche nicht durd; Ummwandlungen des zinfenden Kapitals in eine Unterneh- 
mung zu Uinternehmergewinn umgefchaffen werden könnten; untüntbare Geldforderun— 
gen aber, wie bie an den Staat, find im höchſten Grad verfehrsfähig geworben ; 
politifhe Dienftleiftungen und tie vom Staat zu vollgiebenten Zwecke find im 
öffentliben Bemußifein anerkannt, „Befoltungs- und Steuererhöhung“ ift leichter 
eworden. 
2) Preifeder Grundſtücke. Auch die Preisgeſtaltung für Grund— 
ftüde bietet Anlaß zu Beobadhtungen von erhebliher politifher Bedeutung. Im 
Beginne der Kultur ift Grund und Boden faft werthlos, vollends aber preisloe. 
Faſt werthlos, weil er für das vorhandene Berürfnig und die mögliche Art der 
Benugung in unbefchräntter Fülle praftifch betrachtet vorhanden ift, preislos, weil 
er weder dauernd noch individuell, fondern periodifh und in gemeinfaner Wirth: 
ſchaft (Beweidung, Jagd) benügt wird; Vorausfegung der Preisgewährung ift aber 
Defig zu inbividuellem Eigenthum. Je höher aber die Bevölkerung fteigt, deſto 
mehr wird individuelles, zunächft wenigftens familienmäßiges Eigentum an Grund« 
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ftüden ein Intereffe; das Grundeigenthum bildet fi daher, obwohl in langſa⸗ 

men und mannigfaltigen Uebergängen, genau im Verhältniß zur Permanenz und 
Individualiſirung der Bewirtbfhaftungsweife, immer fefter und individueller aus, 
wird aud immer verfehröfähiger und im Tauſch gefuchter. Der Egoismus der 
Berwerthung im Eigentyum läßt immer mehr Oruntftüde einhegen (englifche 
inclosure), veranlaßt die Vertheilung von Gemeindeweide, Allmend, der markungs- 
genoſſenſchaftlichen Außengebiete der Gemeinde und von Gemeinwald. Yon ver 
walzenden Adervertheilung der Sueven bis zur heutigen höchſt individuellen Be— 
wirthihaftung, vom familienmäßig gebundenen bis zum rein perjönliden und 
verfehröfreien Grundeigenthum, von ver Markungsgenoffenihaft bis zur jegigen 
Gemeinheitstheilung ift e8 Ein fonfequenter Fortſchritt, welder nur im Einzelnen, 
nit aber im Ganzen ein Produft germanifcher Eigenthümlichkeit, vielmehr ein 
allgemeines Ergebniß ber fortjchreitenden Hebung des Werthes und der individuellen 
Dewiribihaftung der Grundſtücke ift; ver Werth des Bodens hebt ſich nämlich, 
je größer vie Bevölferung ift, welche mit ihren vringendften Lebensbedürfniſſen 
auf ihn angewiefen ift und genöthigt wird, ihn immer intenfiver zu bewirthſchaften. 
Der Nationalötonom vermag daher jene Wandlungen in Beziehung auf das Grund- 
eigenthum als ftufenweife Erſcheinungen eines und besfelben allgemeinen Werth- 
gefeges zu erfaflen, weldes feine Verwirklichungen in den fucceffiven Grundbefit- 
formen der Rechtsgeſchichte aller Völker ſcharf ausdrückt. Mit der individuellen 
Berwerthung ver Grunpftüde wächst nun aud ihr individueller Austauſch, ihre 
Verkehrs- und Preisfähigkeit, welche allmählig alle Schranfen ver gejeglihen Un- 
veräußerlichkeit, des Familienkonſenſes, der obrigfeitlihen Genehmigung überwun- 
den hat. Nach dem allgemeinen Werthgefeg ift ein Grundſtück um fo werthooller, 
in je höherem Grave es menfhlihen Bedürfniſſen entſpricht, um fo höher ift auch 
fein Preis; das fruchtbarfte, nächft gelegene Aderland, das am verfehrsreichen 
Marttplag gelegene Kaufhaus, die fchönft gelegene Billa erzielen die höchſten 
BPreife. Mit der Bevölterung wachjen diefe Preife; denn hiemit wädst ver Be- 
darf, während das Angebot von fruchtbaren, günftig oder ſchön gelegenen Grund» 
ftüden ein faft abſolut befchränftes, durch Kunft (Bodenmelioration, Umbauen, 
Uebereinanverbauen, Berfhönerung) nur mäßig vermehrbares ift. Grundſtücke 
müſſen daher mit zunehmender Kultur im Preije fteigen. (Brgl, den Art. Grund« 
rente.) — Grundbeſitz ift hienach der Negulator einer mit den allgemeinen focia- 
len Berhältniffen fteigenden oder fallenden Kaufkraft, vaher Grundlage arifto- 
fratifher Familienerhaltungz; vie engliihe Grundariftofratie hat 
als vie Befigerin ausgedehnter großſtädtiſcher Bauplätze, ſowie des beften land— 
wirtbichaftlihen Areals einen Löwenantheil von dem Aufblühen des englijchen 
Boltswohlftandes davongetragen und iſt u. U. hiedurch der Gelvariftofratie ge- 
wachſen geblieben, ja auf den Schultern der Handels- urd Intuftriebarone em— 
porgeftiegen. — Eine andere politifch wichtige Seite in der Geftaltung des Preijes 
der Grundſtücke ift hier hervorzuftellen, nämlid das leichte Eintreten ertrem 
niedriger oder ertrem hoher Preife. Wenn einmal durd Kreditkriſen 
in Folge von Mißwachs, plögliher Unruhen, von Ueberfpefulation ländliche oder 
ftäntifhe Grundſtücke zahlreicher zum Berfauf fommen, fieht man auf lange ein 
ertremes Sinfen ver Preife eintreten. Umgefehrt zeigt fih ein ertremes Gteigen 
der Preife der Grundftüde, wenn eine Reihe guter Ernten, oda ein Erblühen bes 
ſtädtiſchen Gejchäftslebens die Nachfrage an Grundſtücken fteigert. Der Grund 
diefer Erſcheinung liegt darin, daß wegen der Unbeweglichleit der Grundftüde, 
wegen ihrer durh Lage gebundenen individuellen Beichaffenheit, wegen ver 
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Schwierigkeit, ſchnell und ausreichen Grundſtücke beftimmter Qualität in Betrieb 
zu fegen oder das im denjelben feftgelegte Kapital aus ihnen zurückzuziehen, das 
Ungebot und die Nachfrage nur langjam einander ſich anpaffen; in einer länd- 
lihen Gemeinde find bei Mißwachs aud unter den reicheren Landwirthen menige 
zum Kaufen fähig, auswärtige Käufer aber gerade in dieſem Zeitpunkt ſchwer 
berbeizuziehen, wogegen in Zeiten der Profperität Ueberfhüfjfe nur in den Mar- 
fungsgrundftüden angelegt werben wollen ; in einer Stadt fauft während einer 
Krifis Niemand gerne Häuſer; ift doch das ftädtiiche Vermögen vorzugsweife ein 
bewegliches, welches feinem inneren Wefen nah die Firirung meidet und Grund» 
ftüde nur in dem zu Wohnung und Gefchäftsbetrieb unentbehrlihen Umfang 
wünſcht. In Krifen ift daher für ländliche und ftädtifche Grunpftüde feine Nach— 
frage, während durch Erefutionsverfäufe das Angebot wächst. Umgekehrt ift im 
Zeiten der Profperität der Bedarf groß, das Angebot aber nicht over nicht ſchnell 
zu vermehren, weil bie Markung der ländlichen Gemeinde befhränft und in feften 
Händen ift, weil (im der Stadt) Neubauten Zeit foften, Unluft und Gefahr mit 
fih bringen, und nah dem ganzen Charafter des ſtädtiſchen Lebens zum Bauen 
eine große Luft felbft dann nicht vorhanden ift, wenn man Luft hätte, ſchon 
gebaute Häufer zu kaufen. Daher auch die babituelle Wohnungsnoth in 
aufblühenven Städten; das Angebot ift bier immer um einige Schritte hinter ber 
dringendften Nachfrage zurüd. Praktiſch wichtig ift die erfahrungsmäßig beftätigte 
Bemerkung, daß nad einem ertremen Sinfen der Preife, wenn nur ein Land oder 
eine Stadt nit dauernd in Berfall geräth, ein Steigen ziemlich raſch zu erwar- 
ten fteht. Für Diejenigen, welche ihre Kapitalien auf längere Jahre feftlegen kön— 
nen, gibt e8 daher faum eine ergiebigere Spekulation, als Kauf von Feldgütern 
und Häufern in fritifhen, und Wiederverfauf derſelben in blühenden Zeiten. Bei 
Agrar- und Häuferkrifen darf man mit Sicherheit eine Beſſerung erwarten, fo 
wenig auch der Zeitpunft der Beflerung genau vorausbeftimmt werben kann. 
Politifh rechtfertigt ſich hienach eine pofitive Unterftägung und Entwidlung des 
Hypothekarkredits, und zwar fo, daß er in blühenden Zeiten mit Maf, in friti- 
jhen mit Muth gewährt wird. Hypothekenbanken können für Orunbftüde, die fie 
bis zur Hälfte beliehen, die fiher wiederfehrenden befjeren Preife ohne Gefahr abwarten; 
fie werden deßhalb felbft eine perivpifhe Selbftverwaltung nicht zu ſcheuen und zu 
bereuen haben. Soferne aus Erefutionsverfäufen von Feldgütern und Häufern bei 
allgemeinen Bodenkreditkriſen die Forderungen nicht gededt werben, wirb das bie 
Erefution vollziehende Gericht oftmals dem Gläubiger, wie vem Schuldner einen 
Dienft erweifen, wenn es jenem freiwillige Stundung bis zur Wiederfehr ber 
befieren Zeit mit ihren befferen Preifen anempfiehlt. Die Verwaltung ver Schuld⸗ 
juftiz hat hier ein Gebiet wohlthätigen Wirfens vor fid. 

3) die Getreidepreife find binnen fürzerer Zeiträume fehr ſchwankend, 
im Durchſchnitt längerer Perioden ziemlich gleihmäßig. Die Gründe und Wir- 
fungen jenes Schwanfens binnen fürzeren Zeitfriften find ſchon oben näher erör- 
tert. Das Sinten oder Fallen im Durchſchnitt einer größeren Reihe von Jahr« 
gängen ift von dem Fallen oder Steigen der allgemeinen wirthſchaftlichen Zu- 
ftände bevingt. Mit dem Wachsthum der Bevölkerung werben Getreidepreife eine 
Tendenz zum Steigen haben ; denn es müſſen immer ungünftigere Produftions- 
bedingungen für Beihaffung des nothwendigen Getreivebedarfes in Betrieb ge- 
nommen werben, die Probuftionsfoften fteigen ; das Steigen ber Probuftionsfoften 
wird zwar mannigfadh durch Berbefferung der landwirthſchaftlichen Technik und 
des Handels (Zufuhr) aufgehalten, allein bei allen Fortſchritten in biefer Bezie- 
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bung läßt ſich dem Boden doch nicht lang ein fortwährend fteigender Ertrag ohne 
unverhältnigmäßig fteigende Koften abgewinnen. Die Preife der nothwendigen 
Lebensmittel haben daher eine Tendenz zum Steigen mit dem Steigen der Be- 
völferung, und dieſe Tendenz fegt dem Wahsthum ver Bevölkerung früher oder 
fpäter eine Grenze. Das ſäkulare Steigen der Getreidepreiſe ift indeſſen ein ebenfo 
langſames, ald das momentane ein ſchnelles ift. Denn der Gang vesfelben hält 
nit dem Fortfhritt der Kultur gleiche Linie; dieſer aber geht felten im Schnell: 
Schritt vorwärts. Gerade umgekehrt ift die Preisbewegung der edlen Metalle: 
binnen längerer Zeit ift das Schwanfen ihres Werthes möglicher Weife ein ſehr 
ftarkes, von Jahr zu Jahr und auch von Jahrzehnt zu Jahrzehnt ein fehr gerin- 
ges. Man hat daher, um eine bleibend durchſchnittliche Kauftraft zu erhalten, eine 
Kombination von Getreide und Gelpleiftungen vorgejhlagen. An eine folde 
Kombination ift namentlih für die Befoldungen ber Beamten gedacht worden, 
indem der Getreivequotient ver Befolvung den Beamten für feine Nothdurft über 
die Krifid der momentanen Getreidepreisſchwankungen erhöbe, beim Wachſen des 
jäfulären Getreidewerthes feine Kaufkraft im Verhältniß zu den wachſenden focia- 
len Anſprüchen fteigern würde; inbeflen ift eine ſolche Kombination in neuerer 
Zeit theild vom Standpunkt des Fameraliftiihen Rechnungsweſens, theild vom 
Standpunft der Macht der Stände über das Loos der Beamten mittelft der 
Geldbeſoldungsverwilligung angefohten worben. Die Monardie in Deutſchland 
hat zwar nicht für die Beamten, aber für die fürftlihe Familie den Weg biefer 
Kombination noch in neuerer Zeit mehrfach mit vollem Bewußtſein betreten, in= 
dem fie einen Theil des früheren fürftlihen Kammergutes vor der Inforporation 
in das Staatöfammergut bewahrte, oder aus dem letteren wieder ausfcheiden ließ, 
um an Privat: (Hof-) Domänen eine inf Verhältniß ver focialen Anfprüce 
an Ergiebigkeit zunehmende Duelle fürftlihen Einfommens zu haben, und nicht 
blos auf die fire Civilliſte und bezüglid ihrer Erhöhung auf den guten Wil- 
len der Stände angewiefen zu fein. — Aehnlich wie Getreive, fteigen andere 
fogenannte Naturpropufte mit fteigender Kultur in ihrem Breife, wie Holz, 
Bild, Fiſche, Vieh, Fleiſch zc. Jedoch ift bei jever dieſer Gütergattungen 
das Berhältuiß der Preisfteigerung ein beſonderes und von eigenthämlichem 
Wechfeln in der Art der Verwerthung bedingt. Zuerft werben diejenigen Theile 
diefer Produkte und in derjenigen Form theurer, welche und in welder fie am 
früheften einem ftarfen Bedürfniß entgegengebradht werben können: Holz zu 
Pottafche verbrennt oder auf Harz abgefharrt oder auf Gummi ausgelaffen (ruf- 
ſiſche Pottafchfieverei, Harzfharren, Berwerthung des Gummibaums), oder auf 
die leicht transportable Form der Kohle, der Bretter und Schnittwaaren rebucirt, 
— Milch als Käfe, Obft ald Branntwein, — Bieh durch Verwerthung von 
Häuten, Horn, Fett, Schmalz u. j. w. Ganzes Holz, Mil, Fleiſch, Obft fteigen 
erft fpäter im Preife, wenn die Bevölferungszunahme in der Nähe und der fchnelle 
und wohlfeile Transport in die Ferne ihnen große Nachfrage bereiten, alsdann 
aber auch ſehr fchnell. (Die Holznoth und Fleiſchtheurung der neueren Zeit. Eine 
fuge Zransportpolitit hat nad diefer Seite ein Gebiet der glänzendften Erfolge 
vor fi liegen, wenn fie ſcharfſinnig zu berechnen verfteht.) — Bom Hol; insbe: 
fonvere ift noch zu bemerken, daß fein Preis bei höherer Kultur durch Waldaus— 
rodung, Verminderung des Angebotes, gefteigert wird, wie durch vie leichtere Ver— 
frachtung und Verarbeitung zu Schnittwaaren (Steigerung der Nachfrage). Wenn 
fo auf dieſes einem unerläßlihen Bedürfniß entfprehende Gut die Preisfteigerung 
von zwei Seiten einbringt, muß es als günftige Fügung angefehen werben, daß 
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wieder die Technik höherer Kulturfiufen die Brennftofffurrogate (Steinkohle, 
Torf) reichliher zur Verfügung zu ftelen, wirtbichaftliher zu verwenben (ver 
befierte Heizung) und zu univerfellerer Anwendung (Steintohlen- und Torf— 
feuerung für den Hüttenbetrieb) zu bringen verfteht. Der vor der unerbittlichen 
Art einfhwindende Wald wird mehr und mehr zur Befriedigung des Nut holz 
bedarfes, deſſen Preife eine rationelle Forſtwirthſchaft Ichnen, zurüdgeftellt, und 
dafür find Steintohlenflöge vie Duelle geworben, aus welder ter Brennftoffbevarf 
Ihöpft. Für fteinfohlenarme Yänder wird auf diefer Kulturftufe wohlfeiler Trans- 
port der fremden Steinkohle zu Schiff oder per Eifenbahn (Kohlenkanäle, Pfennig- 
tarif pro Gentner und Meile) eine volls- und hauswirthſchaftliche Lebensfrage. 

4) Öewerbserzeugnifje — pflegen mit dem Steigen ber vollswirth- 
ſchaftlichen Gefittung wohlfeiler zu werben, und zwar in befto höherem Grade, je 
mehr die Technik und der Reihthum an Kapitalien die Bedeutung des Nohftoffes 
für die Erzeugung überwiegt, und um fo länger, je länger ber Rohſtoff des 
Fabrikates nicht im Preife fteigt. Deßhalb ift die Konkurrenz hoch entwidelter 
Induftrieländer in den feineren arbeitsreiheren Sortimenten einer Waarengattung 
für weniger entwidelte verhältnigmäßig am gefährlidften (die englifhe Spinnerei 
in den feineren Baummwollnummern ber deutjchen entſchieden überlegen). Deßhalb 
ift der Handel zwiſchen Intuftrieläntern alter und Kolonieen jugendlicher Kultur 
für beide Seiten befonders lohnend, indem jene die Gewerbs-, dieſe die Boden— 
erzeugniffe am vortheilhafteften liefern, fo daß Kolonialbrfig für das Mutterland 
volfswirthfchaftlic höchſt produktiv, wenn auch finanzwirthſchaftlich anſpruchsvoll, 
und daher trotz geringer Kolonialrevenuen vortheilhaft iſt (Vrgl. Art. Kolonieen). 
Der höheren Technik, dem Erfindungs- und Auffindungsgeiſt der höheren Pecioden 
iſt es zuzuſchreiben, daß leicht ſelbſt ſolche Produkte, welche von Menſchen nicht 
gezogen werben können, (tie Mineralien Zinn, Eiſen, Edelmetalle ꝛc.) ungeachtet 
der geſtiegenen Nachfrage hoher Kulturperioden wohlfeiler werden; die Natur 
ſcheint auch ihre koſtbarſten und verborgenſten Schätze aufzuthun, nur will ſie 
durch den menſchlichen Erfindungsgeiſt darum angeklopft fein. — Der Gegenſatz 
des Verhältniſſes der Bodenprodukten- und der Manufaktenpreiſe auf niedriger 
und auf hoher Kulturſtufe zeigt ſich in der von Hüllmann (Finanzgeſch. S. 212) 
angeführten Thatſache, daß unter Karl dem Großen ein gefütterter Geiben- 
mantel 400 Sceffel Ruggen koſtete, welcher jetzt fiherlih jhöner um 10 Schef— 
fel bergeftellt werben könnte. 

5) Preis der Leiftungen (Löhne). Der Nutungspreis der gelichenen 
Arbeit, der Leiftungen, oder der Lohn fteigt bei höherer Kultur. Je höher nämlich die 
Gefittung fteigt, defto mehr Güter will der Einzelne durch feine Leiftung kaufen 
und genieken. Um fo mehr kann ihm aber aud Lohn gegeben werben, ba bie- 
jelbe Zeitvaner des Leiftens Danf der höheren Bildung weit mehr leiftet. Die 
Arbeiter hoch kultivirter Völker fünnen daher mehr genießen, während ſich vie 
Arbeitsherren in Folge des größeren Effektes derſelben Leiftungszeit ganz gut 
babei ftellen. Hierin liegt der Schlüfjel ver Thatſachen, dag englifche Unternehmer 
und Nationalötonomen Deutjhland um feinen „Vorzug“ wohlfeiler Arbeitsfräfte 
nit im Mindeften beneiven. Hohe Löhne geben die Mittel guter Erziehung und 
guten Unterhaltes, letztere find vie Quelle fittlid, geiftig und förperlic guter 
Arbeitskraft, dieſe wieder ift als Duelle größerer Effefte während verfelben Leis 
ftungszeit vie Urfache höherer Löhne. Auf tiefem Cirkel beruht alle vernünftige, 
in ihm fängt fih alle unvernünftige Lohnpolitik. Wer tie Löhne drüdt, vrüdt vie 
Leiftungsfähigfeit ver folgenden Ärbeitergeneration, gefährvet zugleich mit ben 
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tiefften Interefien des Staates und der Arbeiter auch das nachhaltige Intereffe 
der Arbeitgeber. Wer die Löhne heben will, muß durch Erziehung und fociale 
Inftitutionen dem Arbeiter jene edleren Genüſſe gönnen, ja einimpfen, welche für 
ihn die Unterhaltsmittel erhöhter perſönlicher Leiftungsfähigfeit und Sporn zu 
erhöhten wirklichen Leiftungen find, fofern er durch höheren Lohn fein höheres 
und evleres Bedürfnißmaß feftzuhalten ftrebt. Es zeigt fih auf diefem Punft eine 
der fhönften und eine der einfahften Harmonien ver Volkswirthſchaft; diefe Har- 
monie läßt den Arbeiter feines eigenen Glüdes Schmied, fein Wohlbefinden ven 
Nugen der Gefellihaft und des Unternehmerftandes, feine Gefittungsanfprüde den 
Sporn feiner Leiftungen, feine Bildung ten Negulator feines —* werden. 
Auf der Erkenntniß derſelben beruht eine richtige Lohnpolitik, welche, wenn ſie 
richtig fein will, human fein muß und das Steigen der edlen Geſittungsbedürf— 
niffe des Arbeiters nicht blos zu dulden, fondern zu fördern hat. Wenn freilich 
ber Ürbeiterftand günftige Lohnkonjunkturen zu Befrievigungen benutzt, welche 
feine Leiftungsfähigfeit nicht erhöhen, fo legt er eben damit aud ven Grund eines 
fiheren Lohnrückgangs. Nur bie Vermehrung edler und gefitteter Stanbesbepürf- 
niffe der Arbeiter ift ein ftanphafter Hebel der Arbeitslöhne, ein richtiger Ziel- 
punft der Lohnpolitik der Arbeiter, der Arbeitgeber und der auf bie u ber 
Arbeiter influirenden Mächte der Gefellihaft. Der Umftand, daß ver volfswirth: 
ſchaftliche Fortſchritt auh am die niebrigeren Leiftungsarten immer höhere An- 
ſprüche in fittlicher, intelleftueller und im Ganzen auch in phyſiſcher Beziehung 
ftellt, ift glüdliher Weije eine Gewähr dafür, daß im Allgemeinen der Lohn, mit 
dem Lohn die Gefittung der Arbeiter, mit dieſer ihre fociale Achtung und poli- 
tifche Bedeutung wachſen muß. Im großen Ganzen rüdt aljo ökonomiſch, focial 
und politifh die ganze Arbeitermafie allmählig in die Stufe der Werkmeifter, in 
ven geiftigen Berufsftand hinauf. Hiemit hängt der fogenannte demokratiſche bür- 
gerlihe Hang ver Völker in Zeiten ihrer höchſten Kultur, der Humanitarismus 
und die Gleichheite tendenz dieſer Epochen innig zufammen;; umgefehrt ergiebt ſich der 
Berfall unter Ausbildung von Geldariftofratieen und Defpotieen, auch dadurch, 
daß entweder jene Lohnhöhe verloren geht, welche nöthig ift, um die Bildung ber 
Maſſe zu erhalten, oder daß jene Bildung der Maffe verſchwindet, welche nöthig 
ift, um vie Löhne zu halten. Leider können wir dieſe Betrachtungen nicht ins 
Einzelne verfolgen. — Obwohl ver Zeitlohn mit der Kultur fteigt, jo nimmt 
doch diefelbe Quantität des Yeiftungseffeltes an Werth ab; ver Arbeitseffekt 
des alten Handmühlſtlaven binnen eines Tages, der Urbeitseffeft ves alten Hand» 
fpinners war ein hunderte Mal geringerer, als verjenige des heutigen Kunft- 
mülers und Mafchinenfpinners, daher ift jegt das Produkt Mehl und Garn 
bezüglih des im ihm liegenden Arbeitsaufwandes hunderte Mal werthlojer, im 
Preie wohlfeiler. Im diefem Sinn kann man jagen, daß vie höhere Kultur bie 
Arbeit wohlfeiler made, daß der Unterhaltsaufwand (Produftionstoften) der für 
einen beftimmten Arbeitseffeft nothwendigen Arbeitskraft geringer, dieſe daher zum 
Miethen gegen Lohn wohlfeiler geworben fei. In der That befteht ja eben hierin 
ber Fortſchritt der wirtbihaftlihen Kultur, daß bie Schwierigkeit der Befriedigung 
eines Bedürfniſſes leichter überwintlih, daß in Folge deſſen bie zur Lebeswin- 
bung jener Schwierigteit nothwendige Kraft nad) den Orundgefegen des Werthes 
wertbiofer wird und tas Wirtbichaften vem Charakter ter Ergänzung mit 
freien Gütern immer näher kommt. Hierauf beruht im Grund aud die Möglich- 
feit eines fortfchreitenden Sieges für das weltumgeftaltende Princip der Freiheit 
der Arbeit. Je niepriger die Aultur ift, deſto höher ift der Werth des einem be= 
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ſtimmten Arbeitseffekt entſprechenden perſönlichen Kraftmaßes. Da ſind zwar die 
Naturbedingungen der Wirthſchaft in Fülle vorhanden, aber die Kraft und die 
Kunft der Eroberung fehlt. Feſte Verfügung über Arbeitskräfte (durch Beſitz von 
Sklaven, Leibeigenen u. f. w.) ift daher das werthvollſte Vermögen, viele Diener- 
haft ein Gradmeſſer des Reichthums. Hieraus ergiebt fih das Inftitut ber 
Sklaverei und anderer Formen der Unfreibeit. Je höher aber die Bildung und 
mit ihr der Effekt ver Arbeit fteigt, eine defto größere Maſſe von Arbeitstraft — 
auf Quantität reducirt — ift für den zu erzielenven Arbeitseffeklt vorhanden, 
defto leichter ift Arbeit zu gewinnen, deſto angenehmer fann man über fie ver- 
fügen, ohne Sklaven zu haben: der Herr wird freier, indem die bisherigen Knechte 
freie Arbeiter werben. Schon in diefer Beziehung find Bildung und Freiheit ver 
Arbeit iventifhe Dinge, ganz abgefehen davon, daß gebildete Arbeit frei fein 
will und bewegliher auf dem Arbeismarkt if. Der Sag, vaß der Werth ver 
einem beftimmten Arbeitseffett entfprechenden Arbeitskraft im Werth und im Preiſe 
fintt, ein Sag, welcher mit dem Steigen des Zeitlohnes in Folge des Steigens 
ver Effeftivfraft der Leiftungen während einer beftimmten Zeit wohl verträglich 
erfcheint, — ift hienach das Geheimnif ver focialen Freiheit und ver zahllofen 
politifchen Probleme, welche zu jeder Zeit an ihren Fortjchritt ſich geknüpft haben. 
— Fortihritt der Kultur ift Fortſchritt der Arbeitstheilung, Fortſchritt ber 
Ürbeitstheilung bedeutet fpecielle Ausbildung und fpecielle Berwerthung der wirth- 
ſchaftlichen Kräfte. In faft allen Berufsarten giebt e8 nun Specialitäten, welche 
in ihrem Fache außerordentliches leiſten und welde eben deßhalb felten find. 
Diefe Specialitäten, „Talente, „Genies“, Kapacitäten” find alfo nur bei höherer 
Kultur völlig zu verwerthen, und fie werben, da fie felten find, eben hier befon- 
ders hoch bezahlt; der Preis ihrer Leiftungen wird ein fo hoher, wie ber Preis 
der qualificirteften Grundſtücke. Die fteigende Kultur fest hiernach in allen Ge— 
bieten geſellſchaftlicher Funktion die Geiftesariftofratie in eine ebenbürtige, ja all- 
mälig überragende Stellung gegenüber der Geburtsariftofratie ein; die Talente 
der Aominiftration, der Kriegführung, der Technik, des Komptoirs, felbft ber 
Dörfe werden die Herren der Gefellichaft ftatt der Mutterföhne des titulirten 
und bonoratioren Adels, und diefe Herrfhaft bewährt ſich felbft in ihrer Karri- 
fatur an der Stellung ausgezeichneter Sängerinnen oder Stodjobbers unferer 
Zeit. Daß die „Kunft betteln gehen müßte”, kann man im großen Ganzen heute 
dod nicht von den Talenten, fondern nur von den Kunftftümpern und „gemad- 
ten” Genies behaupten. — Ein für den Staatsmann wichtiges Verhältniß in 
der Geftaltung des Lohnes ift der erhöhte Drud auf denfelben bei wirth- 
ſchaftlichen und politifhen Krifen. Wenn Theurung eintritt, fo ift ber 
Arbeiter mit dem Preis feiner Waare am übelften daran. Alle Welt jhräntt ſich 
ein, fauft nur das Nothwendige, ſchmälert daher vie Nachfrage nad Arbeit auf 
den Gebieten der Produktion nicht nothwendiger Güter; die Nachfrage nad Lei- 
ftungen läßt nad. Ebenfo geſchieht es, wenn politifche Krifen den Unternehmungs- 
geift brüden. Der Arbeiter aber muß von einem Tage zum anbern leben. Er 
muß leben von feinem Lohne; feine Unterhaltsbebürfnifie bleiben; bei Theurung 
follte er fogar mehr Lohn ziehen. Er kann feine Arbeitsmafdhine, den Arm, 
nicht ftille ftehen lafjen, er muß fein Arbeitsangebot fteigern. Sintende Nachfrage 
und wacjendes Angebot begegnen fi hienach für dasjenige Gut, welde er an- 
bietet; die Folge ift cin verboppeltes Sinken des Lohnes in der Zeit befonderer 
Noth! In diefem öfonomifhen Grundverhältniß ift die fhlimme Lage des Arbeiter 
ftandes begründet. Es ift nicht zu läugnen, daß viefes Verhältniß einen in ber 
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Sache liegenden Nachtheil anzeigt, welcher für ben Arbeiterftand bei Krifen ben 
moralifhen Anſpruch auf Unterftügung begründet. Eine richtige Politit wird frei- 
lich die Krifen jelbft abwenden fuchen, für die unvermeidlichen Krifen aber Hülfsmittel 
in Bereitfhaft jegen. Theurungsfrifen nun werben, wie oben nachgewieſen, durch 
die Entwidlung des Berkehrs in immer engere Grenzen eingefchloffen ; ver Handel 
ift hiedurch dem Arbeiter, welcher ihn als Wucher fo gerne verfegert, ein wahrer 
Freund, ein Haushalter für die Noth geworden; politifhe Krifen können nur 
durd eine richtige Staatspolitif, nit wenig durch die Bejonnenheit des Arbeiter: 
ftandes jelbft, abgewenvet werden. Kommercielle Krifen find zwar nie zu vermei« 
ven; allein ihrer befonderen Gefahr für ein Land kann dadurd begegnet werben, 
daß man yon auswärtigen Märkten abhängige Induſtrieen, welde nur einer bei 
erfter Noth fi) zurüdziehenden Luxusnachfrage dienen, mindeftens nicht künſtlich 
fördert; es ift darum eine fo bedenkliche Sache, Armenbeihäftigung auf Yurus- 
inbuftrieen (Weißwaarenfabrifation, Bijouterie, Runftweberei) zu gründen. Indeſſen 
liegt das ficherfte Mittel zum Beſtehen unvermeidlicher inbuftrieller und fommer- 
cieller Krifen in der Anjammlung von Grfparniffen durch Sparbanfen, Unter- 
ſtützungskaſſen und andere Inftitute; da induftrielle und fommercielle Krifen 
zwar wie ein Wetterjchlag hereinbreden, aber auch ebenfo fchnell ſich wieder zu 
verziehen pflegen, jo reiben Erfparnifje zu ihrer Ueberwindung aus. Schwieriger 
fcheint e8 agrarifcde Lohnfrifen zu überwinden. Allein in der Landwirthſchaft 
ift der größere Theil der Arbeiterbevölfernng hauswirtbihaftlih bei der Familie 
und als Geſinde firirt, landwirthſchaftliche Arbeit bleibt nad ſchlechten, wie nad 
guten Ernten nothwendig. Jene fortdauernde naturalwirthſchaftliche Fixirung wirft 
für die ländlichen Arbeiter mie eine Aſſekuranz gegen Theurung. Nur wiederholte 
Behlernten fönnen zu einer agrariihen Lohnkrifis führen. Zu ihrer Abhülfe mag 
dann das Mittel der fünftlihen Schaffung von Arbeitsnadhfrage mittelft Anord- 
numg außerorbentliher öffentliher Arbeiten dienen. Als mächtiges, national 
wirthſchaftlich aber meift verluftreihes und daher nit pofitiv zu förderndes Aus- 
gleihungsmittel ter Lohnkriſen wirkt die Auswanderung (ſ. Art. Auswanderung). 

Nah dem Zwede des Staatswörterbuhs und den ihm geftedten Grenzen 
haben wir vie politiiche Bedeutung des Preifes nur anzubeuten vermodt und 
unfere Aufgabe mehr in zahfreihen Winken als in einzelnen Ausführungen ge 
fucht. Ueberall trat uns vie Alles durchdringende praftifche Bedeutung des Preijes 
entgegen als Beftätigung befjen, was wir zum Schluß ver erften Abtheilung 
dieſes Artikels über die allgemeine Bedeutung des Preifes bemerften. Dem Ge- 
fihtspunfte des Staatswörterbuds gemäß ift im VBorftehenden der Preis vor- 
zugsweiſe in das Licht feiner politifhen Beziehungen gerädt und die rein nationale 
ökonomische Auffaffung mehr zurüdgerrängt worden. Die legtere ift ebenjo gründ- 
(ih als namentlih aud für ven Laien anſprechend bei Roſcher (Syftem ber 
Volkswirthſch. Bo. I., Buch II., Cap. 2 u. 4) gegeben, auf welches Wert aud 
für die ſehr umfafiende Literatur zu verweilen ift. 


Vrefifreibeit - Preßvergehen. 


Preffreiheit ift die Freiheit der äffentlihen Meinungs-Yeußerung 
durch die Schrift und andere mechanische Mittel. Der geſchichtliche Gegenſatz ber 
Preffreiheit ift die Cenſur, ver zufolge die Erzeugniffe der Preſſe einer dem 
Drude vorausgehenden obrigfeitlihen Prüfung unterliegen und nur dann verviels 
fältigt und verbreitet werben hbürfen, wenn fie die Genehmigung der Kirchen: 
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oder Staatsbehörde — das Imprimatur — erhalten haben. Bekanntlich iſt viefes 
Mittel, durch deffen Anwendung man ven Mifbraud der Preſſe zu rechtswidrigen 
und ſchädlichen Zweden verhüten zu können glaubte, bald nad) der Erfindung und 
faft gleichzeitig mit ter allgemeinen Verbreitung ver Buchbruderfunft von Rom 
aus (Papſt Alerander VI. gilt als der Urheber) über Europa verbreitet worden, 
und dasſelbe hat ficher micht wenig dazu beigetragen, den öffentlichen Geift zu 
vergiften und ihm jenes Mißtrauen gegen die Autorität einzuimpfen, an weldem 
Europa no zur Stunde krankt. 

Welches Syſtem der Staat feinen Gefegen über vie Behaublung ber Preffe 
zw Grunde zu legen habe, darüber herrſcht heut zu Tage unter den urtheils- 
fähigen Männern faum noch eine Meinungsverfchiedenheit; die Preffreiheit ent- 
fpricht allein dem Nechte fowohl als tem politiſchen Interefie. Wenn der Staat 
verpflichtet ift, die perfönliche Freiheit feiner Unterthanen anzuerkennen, ja fogar 
zu fihern und zu ſchützen, fo ift damit von felbft die Genfur ausgeſchloſſen. 
Denn damit ift jevem Unterthanen vie freie, von einer Staatserlaubniß unab- 
hängige Benugung und Entwidlung aller feiner Kräfte und Anlagen gewähr- 
leiftet. Für die rein Äußere, körperlihe Sphäre hat man vie Richtigkeit diejes 
Grundſatzes nie in Zweifel gezogen. Was aber für die körperliche Thätigkeit des 
Menfhen gilt, muß um fo mehr für das geiftige Gebiet feiner Thätigfeit Gel- 
tung haben, wenn er wirflid) perfünlih frei heißen fol. Die wiljenjchaftliche 
Forſchung insbefondere fann nur in der Sonne voller freiheit gebeihen; jebe 
Hemmung der freien Thätigkeit ſchädigt hier aud die Ergebniffe. Die Cenſur, auf 
dieſes Gebiet angewendet, ift ein Hemmſchuh ver Givilifation und iſt geeignet, 
die Erzeugniffe des menſchlichen Geiftes zu verfrüppeln, ja geradehin zu fäljchen. 
Um dem Mißbrauche der freien Preſſe vorzubeugen, erfhmwert man aud ben 
rechten und guten Gebrauch und fchredt gerade dadurch die beften und tüchtigften 
Männer von der Benugung der Preffe und von ber öffentlihen Wirkfamteit ab. 

Was übrigens praktiſch am meiften dazu beigetragen hat, ber Cenfur bie 
Herrfhaft zu entziehen und die Preffreiheit einzuführen, war die Einficht der 
Unmöglichkeit, die Cenſur mit Ausfiht auf Erfolg zu handhaben. Diefe Einſicht 
ftügt fich theils auf die Erfahrungen, melde uns die Geſchichte der fämmtlichen 
europäifhen Staaten feit Jahrhunderten in überwältigender Zahl und Beweis- 
fraft an die Hand giebt, theild auf Gründe, welche in der Natur ver Sache 
liegen. Wer die innere Geſchichte irgend eines europäifhen Staates in ben legten 
hundert Jahren durchgeht, wird die Erfolglofigkeit der Genfur faum noch in Ab— 
rede zu ftellen den Muth haben. Daß der Verſuch, auf diefem Wege den Miß— 
braud der Preffe zu verhüten, mißlingen mußte, läßt fi aber auch aus inneren 
Gründen leicht erklären, Die Frage, wann ein Mifbraud der Preffe vorliege, 
wann alfo ver Cenſor zu ftreichen, beziehungsweife freien Lauf zu laffen habe, 
läßt fih unmöglih im Voraus nah gewiffen allgemeinen Regeln beantworten. 
Beſonders fhwierig, ja geradezu unmöglid wird die Beantwortung, wenn man 
unter dem Mißbraud der Preſſe nicht blos die Fälle begreift, in melden bie 
‚beftehende rechtliche Ordnung angegriffen oder verlegt wird, fondern auch alles 
das dahin rechnet, was dem Ganzen oder Einzelnen ſchädlich oder nachteilig fein 
fann, wie diefes zur Zeit der herrſchenden Genfur gefchehen if. Wird die Auf- 
gabe der Genfur in diefer Unbeftimmtheit aufgefaßt und darnach das Amt eines 
Genfors beurtheilt, fo wird die Preffe völlig von der fubjektiven Anficht eines 
einzelnen Menſchen abhängig; feine perſönliche Fähigkeit oder Unfähigkeit, fein 
guter ober ſchlechter Wille und Charakter wird die Preffe in dem einen Bezirke 
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in eine relativ erträgliche, in dem anderen in eine völlig unerträgliche Lage ver— 
fegen. — Hieraus läßt fih aber die Erfolglofigkeit der Cenſur leicht ermeſſen. 
Was der eine Cenſor in gewiflenhaftefter Hebung feines Amtes geftrihen hat, das 
läßt der andere eben jo gewiffenhafte, aber minder ängftlihe paffiren. Nur dann läft 
fih die Genfur vertheitigen, wenn man den Inhabern ver öffentlihen Gewalt 
einen höhern Grad ven Einfiht und Urtheil als den Untertbanen vindieirt oder 
ihnen geradezu Unfehlbarfeit beilegt. Diefe Anficht hat zwar aud noch heut zu 
Tage, und zwar nicht blos im geiſtlichen Gebiete, ihre Vertreter; allein fie fteht 
mit den beftehenten Berfaffungen faft aller europäifchen Staaten im Widerſpruch. 
Die repräfentative Verfaffung beruft das Volk zur aftiven Betheiligung an ben 
öffentlichen Angelegenheiten, fett alfo auch feine Befähigung darüber ein Urtheil 
abzugeben voraus und überläßt ihm die freie Wahl der Meinungsäußerung. Cine 
Regierung, welche die Erörterung der öffentlichen Ungelegenheiteu auf die Sigun- 
gen der Volksvertreter befchränfen und die freie Preſſe ausfchließen will, macht 
fi) aber nicht blos einer Infonfequenz fhuldig, fondern fie begeht aud einen 
politifhen Fehler. Sie drängt dadurd allen Widerftand, der fih gegen fie im 
Volke, fei es mit oder ohne Grund, bildet, auf Einen Punkt zufammen und er 
ſchwert ſich felbft dic Vertheidigung, abgefehen davon, daß aud die Bolfövertre- 
tung ohne bie Stütze der öffentlichen Preſſe ein lebensunfähiges Inftitut ift; das- 
felbe wurzelt in diefer und empfängt aus ihr feine Nahrung. 

Im engften Zufammenhange mit ber Prefie, als dem Hauptmittel zur Ber 
vielfältigung der geiftigen Erzeugniffe des Menfchen, ſteht ver Buchhandel; 
denn er ift basjenige Gewerbe, weldyes die Verbreitung und ben Verkauf der 
Preßprodufte beforgt. Soll die Freiheit der Prefje nicht illuforifh fein, fo muß 
fie ihre Wirkung auch auf den Buchhandel erftreden, d. h. dieſer muß ebenfo 
frei und unabhängig von Präventivmaßregeln der Regierung fein, wie bie 
Preſſe jelbft. Beftehen ſolche Präventivvorfriften in Bezug auf die Ausgabe und 
Verbreitung gebrudter Werke, fei es thatfächlih oder auf Grund ber pofitiven 
Gefege, in einem Staate, wird 3. B. vor ver Ausgabe eine Prüfung des Inhalts 
vorgenommen, jo wird Niemand das dort herrſchende Syftem Preßfreiheit nennen, 
fondern das ift die Genfur in einer für die Preſſe noch läftigeren und verberb- 
licheren Weife, als fie früher geübt wurde. Beiſpiele werden fi weiter unten 
bei der Betrachtung der wichtigeren pofitiven Preßgefege ergeben. — In gewiſſem 
Betrachte verlangt der Buchhandel fogar ein größeres Maß von freiheit, als die 
Preſſe, wenn er feine Zwecke erreichen fol. Es muß ihm frei ftehen, mit allen 
Erzeugniffen der Prefie, gleihviel von wem fie herrühren over wo fie gebrudt 
find, in fo lange Handel zu treiben, als nicht ein befonderer gefegliher Grund 
gegeben ift, der ihm beſchränkt. Gin folder kann aber entweder in ver Nichtbe— 
achtung der Formvorſchriften liegen, welhen die in den Verkehr kommenden Preß⸗ 
erzeugniſſe zu genügen haben (. darüber ven folgenden Artikel: „Preßpolizei“) 
oder in dem Inhalte eines Preßerzeugniſſes, wenn dieſer ein geſetzwidriger iſt. 
Von der Stellung, welche die Polizei in ſolchen Fällen gegenüber der Preſſe ein— 
zunehmen hat, und von dem Verhältniſſe, in welchem ſie zum Gerichte ſteht, wird 
im folgenden Artikel näher die Rede fein müſſen. — Es iſt demzufolge eine Ver— 
letzung bes Grundſatzes der freien Preſſe, wenn man bie in fremden Staaten über- 
haupt oder in einem beftimmten Staate gebrudten Bücher, Zeitſchriften u. ſ. w. anders 
behandelt, als die einheimifchen, oder wenn man die Publikationen einzelner Buchhänd⸗ 
lerfirmen ohne Unterſchied und ohne Rüdficht auf ihren Inhalt vom Verkehr ausſchlie— 
fen oder nad) firengeren Normen behandeln wollte, als es die Regel mit fi bringt. 


230 Prefifeeiheit — Prefvergehen. 


Daß übrigens auch die Prefie wie jedes andere Äußere Lebensverhältniß ben 
allgemeinen Staatögefegen, ſowohl den bürgerlihen als den Strafgefegen, unter- 
worfen fei, darüber befteht fein Zweifel. Wer fih der Preffe bedient, muß dabei 
bie Privatrechte feiner Mitmenſchen ebenfo achten, wie bei feinen fonftigen Hand— 
lungen. Wer ein fremdes wiſſenſchaftliches ober künſtleriſches Erzeugniß burd bie 
Preſſe vervielfältigt oder vervielfältigen läßt, ohne vie Einwilligung des Autors 
oder feines Rechtsnachfolgers erholt zu haben, wird wegen Nachdrucks zur Ber- 
antwortung gezogen, und haftet jedenfalls dem Beſchädigten für vollen Erſatz. 
Wer in einem Prefiprodufte zum Staatsverrath auffordert, entgeht darum ber 
gefeglihen Strafe diefes Deliktes nicht, weil der Aufruf mittelft der Preſſe an 
dritte Perfonen gerichtet ift. 

Freiheit der Preffe ift daher nicht gleichbedeutend mit Schranfenlofigfeit der- 
felben, ſondern vie Schranken, welche der Gefeßgeber zum Schuge des Staates im 
Ganzen oder zum Schuge feiner Unterthanen aufgerichtet hat, gelten aud für vie 
Prefie. Wo vie beftehenden allgemeinen Gefege zur Belämpfung des Mißbrauches 
der Preſſe nicht ausreihen, da wird ſich der Staat veranlaft ſehen, befondere 
Normen tiber die Preſſe in Gefegesform zu erlafien, veren Zweck ein boppelter 
fein fann. Bor Allem liegt es fomohl im Interefje des Staates, ald im Interefle 
der Unterthanen, taß die freiheit der Preſſe vom Gefeggeber anerkannt, ihre Be- 
beutung, ihr Inhalt und Umfang genau gefeglid definirt werde. Damit im 
innigften Zufammenhang fteht die möglichft beftimmte und erjhöpfende Normirung 
ber Fälle des Mißbrauchs der Prefie, und die Feftfegung der Strafen, welde in 
jedem folhen Falle denjenigen treffen follen, ver ſich eines ſolchen Mißbrauches 
fhuldig macht. — Neben dieſen vie Beftrafung des bereits verübten Mißbrauchs 
bezwedenden Verfügungen gehen noch andere einher, welche entweber die Form 
regeln, in welcher vie Prekerzeugniffe zu veröffentlichen find, oder gewifle Be— 
dingungen feftfegen, welchen verjenige zu gemügen bat, welcher bie Preſſe fei es 
überhaupt oder in einer beftimmten Art benügen will. Die Vorfhriften ver erfteren 
Art gehören ihrem Zwede nah wefentlih zu der Kategorie der Repreffiumaß- 
regeln; fie follen ven Vollzug ver gefeglih gedrohten Strafen erleihtern und 
fihern, indem fie Mittel an vie Hand geben, den Gejegübertreter fofert zur Ver— 
antwortung zu ziehen. Die Handhabung tiefer Beftimmungen und vie beffallfige 
Auffiht auf die Prefie fällt vem Wirkungsfreife der Polizei anheim, und es wirb 
daher von diefer Materie im folgenden Artifel ausführlicher zu fpreden fein. — 
Durd die Anortnungen der zweiten Art, durch die Feſtſetzung gewifler Vorbe- 
dingungen, will das Gefeg dem Mißbrauche der Prefie vorbengen; fie find alfo, 
wie die Genfur, präventiver Natur. Diefer Umftand ift aber für fi allein kein 
genügenter Grund, fie wie die Genfur unbedingt zn verwerfen. Denn nicht weil 
fie den Zwed der Prävention verfolgt, ift die Cenſur verwerflich, fondern weil fie 
als ein ungeeignetes und ſchädliches Mittel zur Erreihung besfelben erjcheint. Die 
Frage fann daher nur die fein, ob es nicht andere Präventivmittel gebe, bei 
beren Anwendung die Freiheit der Prefle im ihrem Weſen noch immer aufrecht 
erhalten wird. Die Beantwortung derfelben wird gleichfalls dem Artikel über 
Preßpolizei vorbehalten bleiben müffen, va bier Mittel und Zwed dem Bereiche 
der Polizei angehören. 

Die Anerkennung und Gemwährleiftung der freien Prefie von Seite ver Re 
gierung ift in ben meiften Staaten durch die Berfafjungsgefege des Yandes aus- 
gefprohen, und es ift dabei fehr häufig die Unzuläffigkeit ver Cenſur und wohl 
auch anderer Präventivmaßregeln ausprüdlich erflärt, oder doch der Weg und bie 
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Form beftimmt, wie bie Freiheit der Preffe von Staatswegen bejchränft werben 
fönne. — Ein Ueberblid über die einfhlägigen Verfafjungsbeftimmungen ver be+ 
deutenderen Staaten dürfte nicht ohne Interefie fein. 

England, die Geburtsftätte der modernen Berfafjungen und ver politifchen 
Freiheit, das fi der Preßfreiheit am längften und am vollftändigften erfreut, 
entbehrt einer förmlichen pofitiven Anerkennung derſelben; fie hat ſich dort von 
felbft eingebürgert und feftgefegt, feitvem vie Cenſur aufgehört hatte. 1) Exft in 
neuerer Zeit find bort gefegliche Vorſchriften zur Regelung einzelner Berhältnifie 
der Prefie erlaffen worben, namentlih zu dem Ende, um die Ermittung bes Ur- 
hebers eines Prefvergehens zu erleichtern und zu fichern, wovon weiter unten bie 
Rede fein wird. Diefe Borfhriften beruhen auf dem Grundfage der freien Preſſe, 
ohne denfelben förmlich und direkt auszuſprechen. 

Die Reihe ver Staaten, welche es für nothwendig hielten, die Prefifreiheit 
durch die Berfaffung förmlich zu gewährleiften, eröffnet Nordamerika. Aud 
dort hatte man es anfänglih für unnöthig erachtet, eine ſolche Garantie in die 
Berfafjung von 1776 und 1787 aufzunehmen, weil man von der Anfiht aus— 
ging, daß die Macht des Kongrefies ſich auf die Preſſe nicht erftrede. Allein bei 
der erften Berfammlung des Kongrefies, welche auf Grund der neuen Verfaſſung 
zufammentrat, famen mehrere Zufagartifel zur Konftitution zur Annahme, in deren 
einem (dem dritten) fi folgende Berfügung in Bezug auf die Prefle findet: 
„Der Kongreß ſoll fein Gefeg machen, weldes... bie freiheit der Rede oder 
der Prefie... verkürzt." Der Gedanfe, welcher bereitd der Konftitution ftill- 
ſchweigend zu Grunde gelegen hatte, erhielt hierin feinen äußeren Ausprud. 

Die größte Mannigfaltigkeit. weist in biefer Materie Frankreich auf. Es 
würde zu weit führen, wollten wir alle die Verfaſſungen, welde Sranfreih in 
den legten 70 Jahren erhalten und wieder abgelegt hat, aufzählen und ihre Be— 
flimmungen über die Prefie bier mittheilen. Wir befhränfen uns auf die neueren 
und beginnen deßhalb mit der Charte von 1814. Der Artikel 8 derſelben lautete: 
„Die Franzofen haben das Recht, ihre Meinungen zu veröffentlichen (publier) 
und bruden zu laffen unter Beobadtung der Gefete, weldhe ven Mißbräuchen 
diefer Freiheit fteuren (r&primer) follen.“ Die napoleonifhe Zufatafte von 1815 
fand es für räthlih im ihrem Artikel 64 darüber zu verorbnen: „Jeder Bürger 
hat das Recht, feine Gedanken zu druden und zu veröffentlihen, wenn er fie 
unterzeichnet, ohne vorgängige Genfur, jedoch vorbehältlih der gejeglihen Verant— 
wortlichkeit für die gefchehene Beröffentlihung vor dem Schwurgeriht, das auch 
dann zu erfennen hat, wenn blos eine Bergehensftrafe zu verhängen ift.“ Die 
Eharte von 1830 Art. 71 ftimmt im biefem Punkte in der Hauptfadhe mit ber 
von 1814 überein; ver Unterfchied befteht nur darin, daß fie bezüglich der Aus» 
übung des Rechts ganz allgemein auf die Geſetze verweist, nicht blos auf die 
Prefftrafgefege, und daß fie noch hinzufegt: „Die Cenſur fann niemals wieder 
bergeftellt werden.“ Die republitanifhe Berfafiung von 1848 verfügt in ihrem 
Art. 8 Über die Preffe: „Die Staatsbürger haben das Recht, ihre Gedanken durch 
das Mittel der Preffe oder auf fonftige Art zu offenbaren (manifester). Die Aus- 
übung biefes Rechtes hat feine anderen Grenzen als vie Rechte und die Wreiheit 
Dritter und die öffentlihe Sicherheit. Die Prefie kann in feinem Falle der Cenſur 








1) Die Genfur war nur auf Zeit autorifirt; als daher diefe Autorifation im Jahre 1694 
nicht erneuert wurde, hörte diefelbe auf und von da an befland dem SPrincip nach die Preffreis 
beit in England, 
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unterworfen werden.“ Die jegt geltende Berfaffung vom 14. Januar 1852 hat 
die Gewährleiftung der Untertganenrechte überhaupt nicht mit in den Kreis ihrer 
Beftimmungen gezogen, alfo auch über bie Prefie fich nicht geäußert. Ein orga= 
nifches Gefeg vom 17. Februar 1852 ift wefentlih preßpolizeilihen Inhalts und 
wird daher in dem darauf bezüglichen Artikel näherer Betrachtung nicht entgehen. 

Die ausführlihfte Regulirung der Preffe enthalten die Berfafjungen von 
Belgien und Norwegen. Der Art. 18 ber erfteren bisponirt barüber in 
nachſtehender Art: „Die Breffe ift frei; die Genfur fann nie eingeführt werben; 
es bevarf auch feiner Sicherheitsleiftung von Seiten der Schriftfteller, Berleger 
oder Druder. Wenn der Schriftfteller befannt und in Belgien anfäffig ift, fo 
kann der Verleger, Drucker oder Vertheiler (Buchhändler) nicht gerichtlich verfolgt 
werten.“ In ter norwegifhen Verfaſſung drückt ſich der darauf bezügliche 
$. 100 darüber aus, wie folgt: „Drudfreiheit fol ftattfinden. Keiner kann wegen 
einer Schrift, die er hat druden oder herausgeben lafjen, von welchem Inhalte 
fie auch fein mag, geftraft werben, es fei denn, daß er felbft vorfäglih und 
offenbar einen Ungehorfam gegen die Gefege, Geringfhägung der Religion, Sitt- 
lichkeit, oder der fonftitutionellen Gemalten oder Widerfeglichfeit gegen deren Be- 
fehle an ven Tag gelegt oder Andere dazu aufgereizt, oder faljhe und ehrenkränkende 
Beſchuldigungen gegen Jemand vorgebradht hat. Freimüthige Aeußerungen über die 
Berwaltung des Staates oder irgend einen andern Gegenftand find Jedem geftattet.“ 

Die Schweizerifhe Bunvesverfaffung von 1848 hat in Art. 45 bie 
Preßfreiheit gewährleiftet. „Ueber den Mißbrauch verfelben trifft die Kantonal⸗ 
geſetzgebung die erforberlihen Beftimmungen, welche jedoch die Genehmigung des 
Bunbesrathes bedürfen. Dem Bunde fteht das Recht zu, Strafbeftimmungen gegen 
den Mifbraud ver Prefie zu erlaffen, der gegen vie Eidsgenoſſenſchaft und ihre 
Behörden gerichtet iſt.“ 

Was insbefondere die allgemeinen Principien betrifft, welche der deutſchen 
Preßgeſetzgebung zu Grunde liegen, fo wird es als fahgemäß erfcheinen, zuvör— 
derft die desfallſigen Vorſchriften des Bundesrechts 2) zu erörtern. Daß bie 
Urheber der deutſchen Bundesafte von der Ueberzeugung durchdrungen waren, daß 
Preßfreibeit in tem deutſchen Staaten gelten folle, ift im Hinblid auf die Ge 
ihichte der Entjtehung ver Bundesakte und auf den Wortlaut diefes Staatöver- 
trags unzweifelhaft. In dem auf die Unterthanenrechte bezüglihen Artifel 18 ber 
Bunbesafte wird unter lit. d verfproden: „Die Bundesverfammlung werde ſich 
bei ihrer erften Zuſammenkunft mit Abfafjung gleihförmiger Verfügungen über 
bie Preßfreibeit befhäftigen.” Ehe übrigens vie desfalfigen Verhandlungen 
in ter Berfammtung zu einem Ergebniß führten, trat (1819) eine Konferenz von 
Bevollmädtigten der größeren deutſchen Staaten in Carlsbad zufammen, und ver 
einbarte ein Preßgeſetz, weldes die Bundesverfammlung in proviforifher Eigen- 
haft am 20. September 1819 im engeren Rathe mit Stimmenmehrheit zum 
Bundesbefchluffe 3) erhob. Dasfelbe verordnete, „daß diejenigen Schriften, welche in 


3) Wegen der Älteren zur Zeit bes Meiches geltenden Normen vergl. Ludwig Hoffmann, 
Genfur und Preffreibeit, biftortih und philoſophiſch bearbeitet, Berlin 1R19, dann 9. U. Za— 
hariä, deutfches Staates und Yunderreht II. U. 2. II. S. 300. 

3) Da diefer Beſchluß, der eine Abänderung des Bundesvertrags entbielt, gültig nur in 
pleno mit Stimmeneinbelligfeit gefaßt werden fonnte. fo war er von Anfang an verfaffunge: 
widrig, und die Bezeichnung desfelben als eines proviſoriſchen vermochte bieran nichts zu ändern. 
Ueber die vor dem Beichluffe von 1819 im Schooße ter Bundesverfammlung vorgefommenen 
ee über die Prefie ſ. Ilſe, Geſchichte der teutfchen Bundesverſammlung B. II. 
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ber Form täglicher Blätter. oder heftweife erfcheinen, ſowie ſolche, welche nicht 
über 20 Bogen im Drud ftarf find, in feinem Bundesſtaate ohne Borwiffen und 
vorgängige Genehmigung der Yanvesbehörben zum Drude befördert werden dür— 
fen.” Bor Ablauf der Zeit von fünf Jahren, für welche dieſer Beſchluß zunächſt 
Geltung haben follte, folle am Bundestage gründlid unterſucht werden, auf 
welche Weife die im Art. 18 der Bundesafte in Anregung gebraten gleihför- 
migen Berfügungen über die Preffreiheit in Erfüllung zu fegen fein möhten. Da 
aber bis zum 20, September 1824 eine Einigung über dieſen Punkt nicht zu 
Stande zu bringen war, fo beſchloß die Bundesverfammlung am 26. Auguft 1824: 
„das proviforifche Preßgeſetz bleibt fo lange in Kraft, bis man fi über ein 
vefinitives vereinbart haben wird," d. b. das bisher auf Zeit geltende Preßgeſetz 
wird num zu einem für unbeftimmte Zeit gültigen, alſo definitiven Gefege und 
bleibt in biefer Eigenfhaft fo lange in Kraft, bis es durch ein anderes Preß- 
gefeg erjegt wird. — Aller formellen und materiellen Einwendungen ungeachtet 
ward diefes Bundespreßgeſetz faſt 30 Jahre lang in aller Strenge in Deutſch— 
land gehandhabt; ja die Bunvesverfammlung erfand ganz neue Mafregeln zur 
Bekämpfung der Preſſe. Sie erklärte nämlih in ganz allgemeiner Faſſung gewiſſe 
Schriftfteller und gemiffe Buchhändlerfirmen in die Acht, indem fie verbot, daß 
die Schriften eines Heine, Gutzkow, Laube, Mundt u. f. w. im Buchhandel oder 
auf fonftige Weife verbreitet werben 4), oder verorbnete, daß der Debit der Ber- 
lagsartitel der Buchhandlungen N. N. in allen Bunbesftaaten möglihft zu bin- 
dern fei. 5) Erft die Bewegung des Jahres 1848 brachte aud dem Bunbespreß- 
gefege fein Ende. Unter dem 3. März 1848 beſchloß die Bunbesverfammlung: 
„Jedem beutichen Bundesſtaate wird freigeftellt, die Cenfur aufzuheben und Pref- 
freiheit einzuführen, jevodh unter Garantien, welche die andern Bundesftaaten und 
den ganzen Bund gegen den Mifbraud ver Preffreiheit möglichft ficher ftellen.“ 
Worin dieſe Garantien beftehen follen, bleibt dem Ermeflen der Einzelftaaten 
überlafjen, die fonad einen fehr weiten Spielraum zur Regelung der Preſſe hatten. 
Einen anderen Stantpunft nahmen die von der Nationalverfammlung befd,loffenen 
Grundrechte des deutſchen Bolfes in viefer Beziehung ein; fie gingen in der Ge- 
währleiftung ver Preffreiheit faft um eben fo viel über das rechte Maß binaus,*) 
als man bisher in der Beſchränkung derfelben darüber hinausgegangen war, wenn 
fie verfügen: „Die Preßfreiheit tarf unter feinen Umftänden und in 
feiner Weife burh vorbeugende Mafregeln, namentlid Cenſur, Kon- 
ceffionen, Sicherheitsbeftellungen, Staatsauflagen, Beſchränkungen der Drudereien 
oder ded Buchhandels, Poftverbote oder andere Hemmungen des freien Verkehrs, 
beſchränkt, ſuſpendirt oder aufgehoben werben.” Zwar ging biefe Faſſung in einige - 
damals entftandene deutſche Berfafjungen über; allein fie wurde allenthalben 
berihtigt und auf ihr mögliches und rechtes Maß zurüdgeführt. In richtiger 
Form ift die Garantie der Preffreiheit in der preußifhen und bayerifhen Ber: 
faffung ausgejproden; dort lautet dieſelbe (Art. 27 der Verfaſſung von 1850): 
„die Cenſur darf nicht eingeführt werden; jede andere Beichränfung ver Prep- 
freiheit nur im Wege ver Geſetzgebung.“ Derfelbe Gedanke findet fih in dem 
bayerifhen Preßedikte vom 4. Juni 1848 wieder ($. 5): „Andere Beſchränkun— 


e — — betreffenden Beſchluß vom 10. December 1835 bei v. Meyer Staatsakten 
56. folde Beſchlüſſe von 1845 in v. Meyer. a. a. O. ©, 432, von 1846 S. 437, 
von 1847 ©, 448, 
*) Vgl. den Redaktionszufag zum folgenden Artikel. 
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gen, als in ven Gefegen enthalten find, finden bei Ausübung der Freiheit ver 
Preſſe und des Buchhandels. nit ftatt und können im VBerwaltungswege nicht 
eingeführt werben.“ 

‚Der reftaurirte Bundestag griff die Preffrage als eine allgemeine Angele- 
genheit, die zum Bunde refjortirt, wieder auf, und es fam nad längeren Ber- 
banblungen am 6. Juli 1854 ein Beihluß zu Stande, „Allgemeine Bundes- 
beftimmungen zur Verhinderung des Mißbrauchs der Preffreiheit betreffend“ 6), 
Unter den vorbeugenden Mafregeln, welche diefer Beſchluß in den fämmtlicyen 
Bundesftaaten in Anwendung gebracht wiffen will (f. darüber ven Artikel: „Preß⸗ 
polizei”), wirb bie Genfur nicht genannt, und infoferne beruht derfelbe auf dem 
Grundſatze der Preffreiheit. Allein von Bundeswegen wäre eben barum feine 
Regierung gehindert, die Genfur einzuführen, namentlih wenn erwogen wirb, baf 
im @ingange zu dem Beihluß ausvrüdiid „ven hödhften und hohen Bundes- 
vegierungen die Befugniß vorbehalten ift, nad Bedürfniß eingreifendere Anordnungen 
zu treffen", als fie in dem Beſchluſſe enthalten find. In den Einzelftaaten ift 
übrigens durchgehende der Grundſatz ber Preffreiheit in der Geſetzgebung zu 
Grunde gelegt 7); über die Art der Ausübung des Rechtes ber freien Preſſe ift 
in den meiften Staaten der Bundesbeſchluß von 1854 maßgebend. In den größten 
und größeren Staaten ift jedoch derfelbe nicht publicirt worden; weder Defterreich, 
noch Preußen, noch Bayern haben ihn als Gefeg verkündet, ſondern es gelten 
dort die Beftimmungen der einfhlägigen, fhon vor dem Bundesbeſchluſſe erlaffenen 
Landesgeſetze 8). 

Die Beftrafung der durch die Preſſe verübten Gefegesübertretungen — der 
Preßvergeben — wirb entweder in dem allgemeinen Strafgefege geregelt, 
ober es werben barüber befondere Vorſchriften in einem eigenen Prefftrafgefege 
erlafien. Wenn bei ver Rebaktion der allgemeinen Strafgefege auf bie Eigenthüm— 
licpfeiten der Preßvergehen geeignete Rüdfiht genommen wird, fo ift vie erftere 
Methode der Behandlung vorzuziehen; fie jchließt den Irrtum aus, als ob bie 
Prefvergehen nah anderen allgemeinen Principien zu beurtheilen feien, al8 andere 
Delikte: wo nicht ausprüdlih in Bezug auf fie eine Ausnahme ftatuirt ift, müf- 
jen die fonftigen allgemeinen Regeln aud für fie gelten, mögen fie zum Bortheile 
oder zum Nachtheile der bei der Prefie betheiligten Perfonen gereihen. Es muß 
daher 3. B. der Grundſatz nulla poena sine lege aud auf vie Prefvelikte feine 
volle Anwendung finden, und der Strafridter ift auch hier nicht berechtigt, das 
Geſetz zu ergänzen). 

Man theilt die Preßdelikte in materielle und formelle, je nachdem der In— 
halt eines Preßerzeugnifies als ftrafbar erfheint, wobei die Prefie blos das Mittel 
zur Begehung einer ftrafbaren Handlung bildet, oder die Art der Beröffentlihung, 





6) S. denfelben bei v. Meyera. a. O. B. 11. S. 601 ff. 

7, S. 3. B. die Verfaſſung vom Königreich Sachſen $. 35: „Die Angelegenbeiten der 
Preffe und tes Buchhandels werden dur ein Geſetz geordnet werden, melches die Freiheit der: 
ſelben unter Berüdiichtinung der Vorfhriften der Bundesgefepe und der Sicherung gegen Mif» 
braub als Grundfag feſtſtellen wird.“ 

8) Diefe find: für Deflerreich die Prehordnung vom 27. Mai 1852 (zur Zeit liegt dem 
Reichsratbe in Wien der Entwurf eines liberaleren Prefigefepes vor), für Preußen das Gefep 
über die Prefle vom 12. Mai 1851, für Bayern das Gefep zum Echupe gegen den Mißbrauch 
der Prefie vom 17. März 1850. 

9), Das Strafgefegbuh für das Königreich Bayern vom 10. Nov. 1861 hat audh die ma- 
teriellen Preßdelikte in fein Syſtem aufgenommen, und daher die einfchlägigen Beftimmungen 
des Preßſtrafgeſetzes von 1850 aufgehoben. 
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refp. Verbreitung den gefeglihen Vorſchriften, tie unter den allgemeinen Begriff 
der Prefpelizei zufammengefaßt zu werben pflegen, im einzelnen Falle zuwider— 
fäuft. Ein Ueberblid über die Preßdelikte der letzteren Art — über die Prefpolizei- 
übertretungen — wird fidh erft aus dem Inhalte des nächſten Artikels (Preßpolizet) 
ableiten laffen. Was dagegen die Delikte der erfteren Art betrifft, fo können fie 
entweder im unmittelbaren oder mittelbaren Angriffen auf bie öffentlihe Drbnung — 
auf den Staat felbft und feine Grundlagen — oder in folden auf Privatperfonen 
(Berleumbungen, Ehrenfräntungen) beftehen. 

Der oben angeführte Bundesbeihluß vom 6. Juli 1854, die Verhinderung 
des Mißbrauchs der Preffreiheit betreffend, gibt für die Prefftrafgefeggebung ver 
einzelnen Bundesftaaten nachftehende Direltiven : 

In allen Bundesftaaten muß der Mifbraud der Prefie durch Aufforderung, 
Anreizung oder Berleitung zu Handlungen, welde durch die allgemeinen Straf: 
gefege verboten find, mir entſprechender Strafe bedroht fein. 

Insbefondere muß dur die Strafgefegebung Borforge getroffen werben für 
die Fälle ver Aufforderung, Anreizung oder Berleitung: zum Hoch- und Randes- 
verrath und zum Aufruhr, fowie der Militärperfonen oder Beamten zum Treu: 
bruche over Ungehorfam, zur Widerfegung oder zum gewaltfamen Widerftande 
gegen die Obrigkeit, zu Gemwaltthätigfeiten, zu ungefegliben Verfammlungen over 
Zufammenrottungen, zu ungejegliher Bewaffnung, zum Ungehorfam gegen bie 
Gefege und gegen Anorbnungen der Obrigkeit, zur Verweigerung der Zahlung 
von Steuern, zu verbotenen Geldſammlungen, zu Angriffen auf das Eigenthum 
und die perſönliche Sicherheit. — Die Strafbarfeit folder durch die Preſſe 
begangenen Handlungen ſoll auch dann eintreten, wenn bie Aufforderung ohne 
Zufammenhang mit einer andern verbrederifhen Handlung fteht und ohne Erfolg 
geblieben ift. Ferner hat die Strafgefeggebung ver einzelnen Bundesftaaten gegen 
nachfolgende Angriffe durd die Prefie ausreihenden Schug zu gewähren und 
folde mit angemefjenen Strafen zu bevrohen: Angriffe auf die Religion oder auf 
vie Lehren, Gebräuche und Gegenftände ver Verehrung einer anerkannten Reli- 
gionsgefellfhaft; Angriffe auf die Grundlagen des Staates und der Staats- 
einrichtungen, anf die legteren jelbft, auf die Anorbnungen der Obrigkeit, auf bie 
zur Handhabung verfelben berufenen Perfonen, vie Beleidigungen der Tetteren, 
ter Regierungen und des Oberhauptes eines fremten Staates. — Als ftrafbarer 
Angriff foll jeder angefehen werben, welder durch Kundgabe erbichteter oder ent- 
ſtellter Thatſachen oder durch die Form der Darftellung den Gegenftand des 
Angriffs dem Haffe oder der Mißachtung amszufegen geeignet ift. Alle biefe 
Handlungen — mögen fie in Aufforberung, Unreizung oder Berleitwig zu ver- 
brecheriſchen Handlungen over in wirflihen Angriffen beftehen, follen entweder 
von Amtswegen oder auf Antrag verfolgt und beftraft werben, fie mögen gegen 
die Staatseinrihtungen, Maßregeln, Behörden oder Perfonen des Staates, in 
welhem die Drudjchrift erfchienen, oder gegen die eines andern Staates gerichtet 
fein. — Beleidigungen des Oberhauptes eines auswärtigen Staates follen verfolgt 
und beftraft werden, infoweit der auswärtige Staat den Grundſatz der Gegen- 
feitigkeit angenommen hat. 

Keiner befondern Erwähnung thut der Bunvesbefhluß der durch die Prefie 
etwa begangenen Privat-Ehrenbeleivigungen ; er überläßt e8 der Landesgeſetzgebung, 
in biefer Beziehung das Geeignete zu verfügen. Die vermittelft der Preſſe verübten 
Injurien bilden eine ver fhwerften Arten verfelben, und es beruht auf richtiger 
Erfenntnig und Würdigung ver Berhältniffe, wenn das englifche Recht die ge— 
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fchriebene oder gevrudte Ehrenfränfung von der mündlichen unterfcheidet, und bie 
leßtere milder beurtheilt als bie erftere. Jedenfalls wird in Injurienfahen vie 
Strafeinfhreitung von einem förmlichen Antrag des Beleivigten abhängig gemacht; 
nur die Amtsehrenbeleivigung wird von Amtswegen verfolgt. Dagegen enthält der 
Bunvesbefhluß noch eine weitere allgemeine Beftimmung, welche namentlich vie 
Staatsverwaltung in ihrem Berhältniffe zur Preſſe berührt. Es foll nämlich ven 
zuftändigen Behörden geftattet fein, die Beröffentlihung von Gerichtsakten, Ge— 
rihtsverhandlungen und Abftimmungen, von Verhandlungen anderer Behörven und 
politifher Körperfhaften, dann über Truppenbewegung und Bertheidigungsmittel 
des Landes oder des deutſchen Bundes in Zeiten von Kriegsgefahr oder inneren 
Unruhen, aus Rüdfihten für ven öffentlichen Dienft oder die Stuatsintereffen unter 
Androhung angemefjener Strafen zu verbieten oder zu beſchränken. Dazu fommt 
noch ein allgemeines gefetlihes Verbot: die Namen der Geſchworenen dürfen in 
Zeitungen nur bei der Mittheilung über die Bildung des Schwurgerihtd genannt 
werben. Ebenfo darf die Anflagefehrift oder ein anderes Schriftftüd eines Krimis 
nalprozefjes nicht eher veröffentlicht werten, als bis die mündliche Verhandlung 
ftattgefunden oder der Prozeß auf anderem Wege fein Ende erreicht hat. 

Ueber ven Umfang der Haftung für Prefvelifte verfügt der $. 20 des ange- 
führten Bunbesbefhluffes vom 6. Juli 1854 was folgt: „Für die durch ben 
Inhalt einer Drudichrift begangenen ftrafbaren Handlungen ift jeder verantwortlid) 
zu erachten, welcher nach allgemein ftrafrechtlihen Grundſätzen als Urheber oder 
Theilnehmer ftrafbar erfcheint. Der Druder, Verleger oder Kommiffionär (im enge- 
ren Sinne, d. i. derjenige, welder ohne Namhaftmachung eines Berlegers auf der 
Schrift als die Perfon benannt ift, durch welche der Betrieb beforgt wirb), in 
foferne fie nicht ald Urheber oder Theilnehmer ohnedies zur Strafe gezogen wer- 
den, find mit angemefjenen Geld- oder Gefängnißftrafen auch für folde Fälle zu 
bebrohen, wo der Berfaffer nicht genannt oder nicht im Bereiche der Gerichts— 
barkeit eines deutſchen Bundesftaates ift, oder wo eine Uebertretung preßpolizei- 
liher Beftimmungen verübt wurde. Diefelben können von der desfalfigen Haftung 
nad) dem Ermefjen der einzelnen Bunbesregierungen nur dann befreit werben, 
wenn fie bei ber erften verantwortlichen VBernehmung ven Auktor benennen und 
biefer fih im Bundesgebiete befindet. Der verantwortlihe Redakteur einer perio- 
diſchen Drudichrift ift wegen des ftrafbaren Inhaltes derfelben in jenen Ausnahme: 
fällen, wo er nicht ala Urheber oder Theilnehmer zur Strafe gezogen werben 
fann, mit einer befonderen Geld- oder Gefängnißftrafe zu bedrohen.“ 

Mit dieſen Grundfägen über die Haftpflicht ftimmt das preußiſche Preßgeſetz 
vom 12. Mai 1851 und die öſterreichiſche Preßordnung vom 27. Mai 1852 
im Wefentlihen überein, wogegen das bayerijche Prefftrafgefeg vom 17. März 
1850 leviglich die allgemeinen ftrafrechtlihen Borfchriften über die Strafbarkeit 
entfheiden läßt. In den übrigen Staaten ift der Bunbesbefhluß in Bollzug 
gefegt worden. 

Ueber die Zuftändigfeit der Gerichte zur Aburtheilung ber durch den Inhalt 
von Drudihriften begangenen Verbrechen oder Vergehen, ſowie über die Zuftän- 
igfeit derfelben oder der Anminiftratiobehörden zu dem Erkenntniſſe über Unter- 
drüdung von Drudfhriften entſcheiden die Landesgeſetze. Eine vorzugsweife 
Verweiſung der durch die Prefje begangenen ftrafbaren Handlungen vor das 
Geſchwornengericht foll jedoch nah $. 22 des Bundesbeſchluſſes nit ftattfinden. 
Die Berwaltungs- (Polizei-) und Gerichtsbehörben find befugt, zum Behufe ver 
Einleitung des hierauf alsbald anzuregenden Strafverfahrens, Drudihriften und 
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zu ihrer Vervielfältigung beſtimmte Platten und Formen mit Beſchlag zu belegen, 
und fo lange die Beichlagnahme nicht wieder aufgehoben ift, dürfen die betreffenden 
Preferzeugniffe weder verbreitet noch durch anderweitigen Abdruck vervielfältigt 
werben ($ 23). 

Zur Unterfuhung und Aburtheilung der durch die Prefje verübten ftrafbaren 
Handlungen find entjprehend dem Bundespreßgeſetze in ven meiften beutfchen 
Staaten die gewöhnlihen Strafgerichte zuftändig. Dem Schmwurgeridte ift in 
Preßſachen keine weitere Kompetenz eingeräumt als in andern Strafjahen. Davon 
macht jedoch das bayerifhe Recht eine Ausnahme. Das konftitutionelle Edikt über 
die Freiheit der Preffe und des Buchhandels verorpnet nämlih, daß über Ankla— 
gen wegen Verbrechen oder Bergehen, begangen durch die Prefie, nad öffentlichem 
münblihem Verfahren Schwurgerichte zu erkennen haben, während vieje bisher 
nur bei der Aburtheilung über ſchwerere Verbrehen oder vom 1. Juli 1862 an 
bei Berbrehen überhaupt zuftändig find. Die Scheu vor ver Ueberweifung ber 
Preßdelikte an tie Geſchwornen ift in einem gefunden, organifch ſich entwidelnven 
Gemeinweſen völlig grundlos; eine Regierung, welche mit ver Öffentlihen Mei- 
nung ihres Landes und Volkes im Widerſpruch fteht, wird dadurch nicht an Kraft 
gewinnen, daß rechtsgelehrte Richter über Prefvelifte erkennen I). — Daß die 
Stellung der Geihwornen in Prefiprozefien viefelbe fein müfle, wie in andern 
Prozeffen, darüber fann faum ein Streit fein, auch bier haben fie ihr Verdikt 
in derſelben Bedeutung wie fonft („Schuldig“ oder „Nichtſchuldig“ des Delifts N.) 
zu ſchöpfen 11), — Das Net der Befhlagnahme von Druckſchriften ift den 
Polizeibehörden aud durch die Partilulargefege zugeftanden; fie beftimmen zugleich 
die Art und Weife der Ausübung diefes Rechts näher. Nah dem preußiihen und 
bayerifhen Preßrechte ift die Beihlagnahme nur eine proviforiihde Maßnahme, 
über deren Giltigkeit das fompetente Gericht zu entſcheiden hat. Findet dieſes weder 
in dem Inhalt einer Schrift noch in der Form eine Gefegesübertretung, fo ver- 
liert die Beſchlagnahme ihre Wirkfamteit. Anders die öfterreichiiche Preforbnung, 
der zufolge die Aufhebung der Beihlagnahme nur im polizeilihen Wege ftatt- 
finden fann, 

Verſchieden von der Beihlagnahme, die nur die weitere Verbreitung einer 
Schrift hemmen fol, ift vie Unterdrüdung oder Konfistation von Preperzeugnifien 
und ber zu ihrer Hervorbringung benugten Platten und Formen. Der Bundes« 
befhluß von 1854 verfügt in dieſer Beziehung: „Wenn Drudiriften den Thate 
beftand einer ftrafbaren Handlung enthalten, fo ift auf ihre Unterbrüdung oder 
' Bernichtung zu erkennen, auch wenn die Verurtheilung einer ftrafbaren Perſon 
nicht damit verbunden werden fann oder überhaupt eine Perfon, gegen welde eine 
Anklage gerichtet werben fünnte, nicht gegeben if." — Daf die Unterbrüdung 
refp. das Berbot der weiteren Verbreitung dann gerechtfertigt erficheine, wenn eine 
Berurtheilung wegen Preßdelilts erfolgt ift, bevarf keines Beweiſes. Während 
übrigens der Bunvesbefhluß und das preußifche Prefgefeg die Vernichtung für 
alle Fälle der PVerurtheilung gebietet, hat das bayerifhe Strafgefegbuh vom 
10. November 1861 Art. 35 den Richter blos ermächtigt, viefelbe zu verfügen, 


10) Auch in diefem Punkte bieret die Geſchichte Englands lehrreiche Beiſpiele; vergl. darüber 
die FJuniusbriefe, und zwar inebeſondere die Borrede und den 61. Brief. 

11) Wegen der Kaͤnpfe, welche in England über dieſe Frage geführt wurden, f. die ange 
m. Juniusbriefe; die Bill, welche den Streit zu Gunften der Jury entichied, ſ. bei Lor: 
er S. 452, 
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womit ihm von felbft auch die Befugniß eingeräumt ift, davon Umgang zu nehmen. 
Außerdem geftatten die Yandesgefege der einzelnen Staaten dem Richter, die BVer- 
nichtung aud dann auszufprehen, wenn eine Berurtheilung nicht erfolgt ober 
wenn eine Perfon, gegen welche eine Anklage gerichtet werben konnte, nicht gegeben 
ift. Das legtere ift wohl nur da anzunehmen, wo bie Berfon, welche ftrafrechtlich 
verantwortlich wäre, dem Gerichte unbefannt geblieben ift, oder fi der Anwen— 
dung der Strafgefege durch die Flucht entzogen hat, over wo fie wegen eines 
in Mitte liegenden, vie Strafbarkeit oder die Strafverfolgung ausſchließenden 
Orundes, 3. B. wegen Verjährung, nicht zur Rechenſchaft gezogen werben fann. 

Mit dem Rechte der Unterbrüdung oder Bernihtung von Druchſſchriften, bie 
in Folge von Preßdelikten eintritt, fteht die Einziehung der Preßgewerbe 
GBuchdruckereien, Buchhandlungen u. f. w.) in Verbindung, deren Inhaber ſich 
eines Mißbrauchs der Prefie ſchuldig gemacht haben; fie kann nad preußiſchem 
Rechte unter gewiſſen VBorausfegungen vom Richter als Straffolge ausgeſprochen 
werben. Wenn man die Befugnig, Drudjcriften zu unterbrüden refp. zu verbieten 
ober die Konceſſionen zu Preßgewerben einzuziehen, aud den Aominiftrativbehörben 
einräumt, fo fteht das mit den Berfafjungsgrundfägen über bie Freiheit der Preſſe 
und die Sicherheit des Eigenthums nicht im Einklange. Indeſſen wirb dieſelbe im 
den meiften beutfhen Staaten auf Grund ver beftehenden allgemeinen Geſetze 
ausgeübt (f. aud ven Art. „Preßpolizei“). 

Als eine Beſonderheit des pofitiven Prefirechtes verbient noch hervorgehoben 
zu werben, daß für bie Preßdelikte im ber Regel eine kürzere Berjährungszeit 
ftatuirt ift, als für andere ftrafbare Handlungen; nad den neueren Strafgejegen 
verjähren Preßvergehen in 6 Monaten, Uebertretungen in 3 Monaten, die Ber- 
jührungszeit von dem Tage an gerechnet, an welchem bie betreffende Schrift 
veröffentlicht worven ift. Eine Mopififation diefer Regel findet fih in dem neuen 
bayeriſchen Strafgefegbuhe (vom 10. November 1861) Art. 95, indem es bei 
ſolchen Schriften, von welchen bei ihrer Ausgabe Eremplare an die Polizei abzu- 
liefern find, vie Verjährung an dem Tage beginnen läßt, wo vie Ablieferung 
ftattgefunden bat. 

Was von den Erzeugniflen der Preſſe gilt, erftrect fih der Natur der Sade 
nad aud auf die Vervielfältigung, welche durch andere mehanifhe Mittel, durch 
Lithographie, Xylographie, Autograpbie u. |. w. bewirft wird, und nicht blos 
auf Schriften, jondern auch auf bildlihe Darftellungen mit oder ohne Schrift, 
auf Mufilalien mit Tert oder bilvlihen Erläuterungen. 

Literatur. Die wärmfte und ſchlagendſte Vertheivigung der Preffreiheit 
enthalten vie bekannten Briefe von Junius, die wiederholt auch ins Deutfche 
übertragen find (3. B. von Arnold Ruge, Mannheim 1847). Bergl. über das 
englifhe Recht: Yorbeer, die Grenzlinien der Rede- und Preffreiheit nach eng- 
liſchem Rechte mit Beifpielen and der Gerihtspraris. Erlangen 1851. 8. — Ueber 
das beutfche Preßrecht liegt zur Zeit feine monographiſche Arbeit vor, welche dem 
Stande der Geſetzgebung entipräde. Die Werte von Jul, Aug. Collmann 
(Quellen, Materialien und Kommentar des gemeinen deutſchen Preßrechts. Berlin 
1844. 8.) und von H. Th. Schletter (Handbuch der veutichen Prefgefeßgebung. 
Sammlung der gefeglihen Beſtimmungen über das literarifche Cigenthum und bie 
Preſſe in allen deutſchen Bundesftaaten, nebft geſchichtlicher Ginleitung. Leipzig 
1846. 8.) find nun in der Hauptfade veraltet. — Die Schriften über Genfur 
und Preßfreiheit j. bei Klüber, öffentliches Net des deutſchen Buntes $. 503 
Nota d.; außerdem verbienen namentlich noch genannt zu werden: von Aretin, 
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Staatsrecht der konſtitutionellen Monarchie B. III. S. 234 ff. und Bluntſchli, | 
allgemeines Staatsrecht (11. Aufl.) B. II. ©. 494 fi. Bözt. 


Preßpolizei *). 


Daß die Prefie, wie jedes andere den Sweden ber Einzelnen und ver 
Gemeinfhaft dienende äußere Mittel, fih der Herrfchaft des Staates unterorbnen 
müſſe, daß dieſelbe alfo den Geſetzen des Staates, enthalten fie allgemeine oder 
befonvere, auf fie allein fi beziehende Vorſchriſten, Gehorſam ſchuldig fei, daß 
fie ferner ebenfo der Regierungsgewalt des Staates, ſowie feinen Gerichten und 
jeiner Finanzgewalt unterworfen jei, darauf ift in dem vorigen Artikel wiederholt 
bingewiejen worden, und es ift dort namentlich ihre Stellung zu den Strafgejegen, 
jowie zu den Gerichten des Staates näher beftimmt worben. Hier fol etwas ein- 
(äßliher von ihrem Verhältniſſe zur Staatöpolizei die Rebe fein und das erörtert 
werben, was man unter ber allgemeinen Benennung „Preßpolizei” zu begreifen pflegt. 

Die Prefie ift für die Polizei in doppelter Hinfiht von Bedeutung. Gie 
fann nämlib vor Allem eine Quelle von Gefahren und von Störungen ber 
öffentlichen und rechtlichen Ordnung fein, und vie Polizei ift berufen, viefen 
Gefahren und Angriffen mit den ihr zu Gebot ftehenden Mitteln entgegen zu 
wirken; fie ift aber nicht minder ein wirkſames Mittel zur Förderung menſchlicher 
Bildung und Geſittung, fowie jeder Art von gemeinnügigem Streben, und fie 
verdient in biefer Beziehung nicht blos den Schuß, ſondern die fräftige Unter- 
ftügung der Polizei. In ſoweit ſich die Polizei mit der Prefje in der legtern 
Richtung beſchäftigt, fällt ihre Thätigkeit direft nicht unter den Begriff der Preß— 
polizei; denn diefe hat es mit der Preſſe als einer Quelle von möglichen Gefahren 
und Rechtöverlegungen zu thun und ihr Abfehen geht dahin, die Geſellſchaft und 
die Einzelnen vor tiefen Gefahren möglichft zu bewahren und bie vorgelommenen 
Berlegungen in möglihft engen Grenzen zu halten. Dabei muß ſich übrigens die 
Polizei die pofitive Kulturaufgabe der Preffe ftets gegenwärtig erhalten, um nicht 
Mittel gegen fie in Anwendung zu bringen, welde zwar vielleiht den Mißbrauch 
hindern, aber au den guten Gebrauh unmöglih machen. Denn fobald ein Mittel 
diefe Wirkung bat, ift e8 von Anfang an verwerflid, mag es auch für ven 
Zwed der Verhütung und Hemmnng von Orbnungsgefahren noch jo zwedmäßig fein. 

So leiht man fih im Allgemeinen über die Aufgabe ver Preßpolizei ver- 
ftänbigen kann, fo ſchwer ift die Berftändigung in Bezug auf die Mittel und 
Wege, welche vie Polizei zur Verwirklichung verjelben zu ergreifen das Recht hat. 
Eine gewifje Freiheit der Bewegung, insbefondere in der Wahl ver für die ein- 
zeinen Berhältniffe des Lebens geeigneten Mittel gehört mit zum Weſen ver 
Polizei, und läßt fih ihr nicht entziehen, wenn man fie nicht lähmen und zur 
Grreihung ihrer Zwede unfähig mahen will. Zwar ift auch dieſe Freiheit ber 
Polizei von Anfang an feine unbefhränfte,; denn darüber fann unter unbefangenen 
Männern fein Zweifel fein, daß die Polizei die beftehende Nechtsorbnung und die 
darauf beruhenden Rechte der Unterthanen, jeien fie Privat- oder öffentliche Rechte, 
anzuerfennen und zu achten babe. Ein Eingriff im diefelben hört damit nicht auf 
ein Unrecht zu fein, weil die Polizei dadurch ihren Zwed erreicht bat. Diefe 
allgemeine Schranfe ver freien Bewegung gilt natürlid auch für das Verhalten 
ver Polizei zur Prefie. Allein fie reicht erfahrungsgemäß nicht aus, um die Gefahr 


— —— — 


*) Dal. den Zuſaßartikel der Redaktion. 


240  Preßpoligei. _ 


einer willtürlihen und mißbräudlihen Beengung und Unterbrüdung ver Preſſe 
ferne zu halten; insbefondere hat man die Nothwenpigfeit erfannt, den vorbeu- 
genden Polizeimaßregeln auf dieſem Gebiete gewijfe Grenzen zu fegen, und ent- 
weder einzelne Präventionsmaßregeln ausdrücklich auszufhließen, welche vie Freiheit 
der Prefje zu Gunſten der Freiheit ver Polizei aufheben, oder wohl Präventiv- 
maßregeln überhaupt gegenüber der Preffe als unzuläffig zu erklären. Am weiteften 
find in diefer Beziehung die Grundrechte des deutſchen Volles vom Jahre 1848 
gegangen, indem fie in $. 13 vorbeugende Mafregeln „unter keinen Umftänven 
und in feiner Weiſe“ zulaffen wollen. Es ift nun zwar pſychologiſch erklärlich, 
wie man im Jahre 1848 zu einer ſolchen Beftimmung gelangte. Der alles Maß 
überfchreitende Preßdruck und die Jahrzehnte lang waltende Preßwilltür führte zu 
dem andern Ertreme, das innerlich ebenfalls unrichtig und unhbaltbar if. Denn 
abgefehen von Fällen eines wirklichen (nit blos fingirten oder künſtlich 
gemachten) Notbftandes, für welchen das Verbot ber präventiven Einwirkung 
doch unwirkſam fein würde, ift auch für gewöhnliche und friedliche Zeiten bie 
Anwendung von Präventivmaßregeln nicht unbebingt auszufhließen, wenn fie den 
Mißbrauch der Preſſe zu verhüten geeignet find, ohne darum den guten Gebraud 
zu hindern. Denn dies hieße die Polizei ihrer Pflicht gegenüber ver Geſellſchaft 
und der ftaatlihen Ordnung auf einem Felde entbinden, auf dem vie beveutendften 
und weitgreifenpften Gefahren für viefelben entftehen. Nur über die unbebingte 
Berwerflichkeit Einer Präventivmaßregel — der Cenſur — ift kein Zweifel, mag 
man dabei den principiellen oder den politifchpraftiihen Standpunkt einnehmen, 
und wir haben dem, was darüber bereit® im vorigen Artikel gefagt ift, wohl 
nichts weiter beizufügen nöthig. Ob und inmwieferne andere präventive Vorjehriften 
als zuläffig erſcheinen und welde, das wird fi aus der folgenten Darftellung 
ergeben. 
Wenn man der Polizei die Befugniß ver Vorbeugung in Sachen der Prefie 

beftreitet, jo hat man dabei nur die Polizeiverwaltung im Auge, der man nicht 

geftatten zu dürfen glaubt, die Preffe nah Willtür zu beſchränken, indem man 

ihr unter den möglichen Präventivmitteln freie Wahl läßt. Die frage, ob ein 

beftimmtes Mittel angewendet werden dürfe, unter weldhen Bedingungen und in 

welcher Art, fol vurh vie Gefeggebung beantwortet werden. Mit viefer Auf- 

fafjung ftimmt das preußiiche und bayerifche Recht überein; beide laſſen nur folde 

Beihränfungen ver Preßfreiheit zu, welche auf Geſetzen beruhen, wobei es ſich 
von felbft verfteht, dag der Gefeggeber Zug und Macht habe, vie desfalls befte- 
henden Geſetze zu Ändern und aufzuheben, reſp. neue Beſchränkungen durd das 

Geſetz einzuführen, foweit dabei nur die Principien der Berfaffung unberührt 

bleiben; denn das einfache Geſetz kann diefer nicht derogiren. Wenn vie Berfaf- 

fung alle und jede Präventivmaßregeln in Preßſachen als unzuläffig erklärt, fo ift 

die Einführung einer folhen Mafregel nur in der Form einer Berfaffungsände- 

rung möglid. 

I. Zu den Mafiregein, über deren Nothwenpigfeit over doch Nützlichkeit im 
Ganzen am wenigften Bedenken obwalten, gehören jene, welche vie Polizei in 
den Stand fegen follen, über die Preffe und ihre Erzengniffe !) eine möglichft 
genaue Auffiht zu üben und das, was an Preffahen in ven Verkehr fommt 
und fi in demſelben befindet, fennen zu lernen. Solde find: 


1) Bas im Folgenden von den polizeilichen Borichriften in Bezug auf die Preffe geiogt 
iſt, gilt felbftoeıftändlih aud für die übrigen Mittel der mechaniſchen Vervielfältigung von ſchrift⸗ 
fteuertichen und künftlerifchen Werten, z. B. dem Steindrud, der Autographie u. ſ. w. 
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1) Jeder, der die Druderei wenn aud nicht als Gewerbe betreibt, fonbern 
nur für feine Privatzwede eine Prefie hält und benägt, ift verpflichtet, ter Behörde 
Anzeige zu erftatten. Wer ein Preßgewerbe betreiben will, fei es als Buchdrucker 
oder Buchhändler, muß jedenfalls bievon bei der Polizeibehörde des Betriebsortes 
Anzeige machen, auch wenn fonft bie Gewerbe von dieſer Anzeigepflicht frei 
fein folten — In den meiften Staaten ift Übrigens zum Betrieb eines Pref- 
gewerbes eine polizeilihe Konceffion nöthig, aud wenn fonft Gewerbefreiheit 
befteht, jo abgefehen von Frantreih, in Defterreih und Preußen. Man glaubt 
darin eine Garantie gegen den Preßmißbrauch zu finden, indem man nur Männern 
die Konceffion ertheilt, von welchen ein folder nad menſchlicher Berechnung nicht 
wohl zu beforgen ift. Wir befürdten indeß, daß die damit den Behörden einge, 
räumte Willkür viel mehr Schaden ftiftet, als fie Vortheil bringt. Der Grund, 
aus welchem man dem Spftem der Konceffionirung bei Preßgewerben das Wort 
redet, liegt übrigens unferes Erachtens vorzugsweife darin, daß man aus dem 
Rechte der Verleihung auch das Recht der Einziehung des Gewerbes ableitet. 
Da wir diefes Recht, wie fhon im vorigen Artikel erörtert ift, den Adminiſtrativ— 
behörden nicht zugeftehen können, fo fällt viefer Grund für und nicht ins Gewicht. 
Wir würden daher auch vie Preßgewerbe im Principe frei geben, vd. b. keine 
obrigfeitliche KRonceffion als Bedingung des Betriebs fordern. Bgl. unten Ziffer II. 
Dagegen finden wir es weder unbillig noch unzweckmäßig, wenn man von demjenigen, 
ter ein Prefgewerbe betreiben will, gewilfe höhere Garantien verlangt, wie 5. B. ven 
Befig eines gewiſſen Vermögens, perſönliche Unbeſcholtenheit, au wenn man von die— 
fem Requifite bei andern Gewerben abfieht, ferner ven Nachweis gewiffer Kenntnifje 
durch das Beftehen einer befonderen Prüfung u. vgl. Wer aber dieſe Garantien er- 
weislich bietet, der fol ein Recht auf den Betrieb des betreffenden Gewerbes haben. 
Durch die Anzeigepfliht und die Pflicht, das Vorhandenfein ver geſetzlichen Erfor- 
derniffe der Behörde nachzuweiſen, ift dem öffentlihen Interefje genügenve Rech— 
nung getragen. 

2) Damit fteht das Berbot des Haufirensd mit Druchkſchriften und ähnli- 
hen Erzeugniffen im Zufammenhange, dem das Ausftreuen, Anbieten und Anhef— 
ten von Drudjahen auf öffentlichen Plägen und an Straßen gleichfteht. Denn 
ftünde dieſe Art ver Verbreitung von Preßerzeugnifien Jedermann frei, dann wäre 
eine polizeilihe Auffiht auf dieſelben und felbft ein richterliches Einfchreiten da— 
gegen faft unmöglich. Der Behörde fteht jedoch das Recht zu, in einzelnen Fällen 
von dem Berbote zu dilpenfiren und das Haufiren mit gewiſſen Schriften und 
das öffentlihe Ausbieten von folden in einem beftimmten Bezirke auf eine vor- 
ber feitgefegte Zeit zu geftatten 2), wobei fi viefelbe das Recht vorbehält, dieſe 
Erlaubnig jederzeit zurüdnehmen zu können. 

Ob in dem Verbot des Hauſirens aud das des Sammelns von Subſkri— 
benten auf Drudjhriften enthalten fei, darüber ftreitet man; in Preußen und in 
Bayern hat fih vie Praris der Regierung bisher dahin geneigt, dieſe Frage zu 
bejahen, und man läßt nur da wie dort in einzeinen Fällen, wo es durch bie 
Berhältniffe des Verfaſſers der Schrift oder durch den Inhalt derſelben augezeigt 
erfcheint, im Dispenfafionswege Ausnahmen von dem Verbote zu. — Nach 
unferm Dafürbalten ift diefes Verfahren mit dem Princip der Preffreiheit nicht 
vereinbar, und durch innere Gründe nicht gerechtfertigt. Yür eine wirkfame Auf- 


2) Siehe den Bundesbeihluß vom 6. Juli 1854 $. 3; preußiiches Gefeg vom 12. Mai 
1851 $. 10; bayerifches Gefeg vom 17. März 1850 Art. 38, 
Bluntigliuns Brater, Deutides Staats-MBörterbud. VII. 16 
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fiht und Repreffion ift e8 hinreichend, wenn dem, ber auf ein beftimmtes Wert 
Subftribenten fammeln will, zur Pflicht —* wird, hievon der Behörde genaue 
Anzeige zu machen und ſich zu ſeiner Legitimation eine Beſcheinigung hierüber 
ausſtellen zu laſſen. 

Das Anheften von Plakaten an öffentlichen Plätzen und an Straßen wird 
mit Recht unter polizeilihe Kontrole geftelt und daher Fein Anſchlag geftattet, 
der nicht das Viſa der Polizeibehörde trägt. Die Form, in welcher folde öffent- 
liche Anjhläge zum Publitum reden, und ihr Inhalt rechtfertigen eine befondere 
Behandlung derfelben; irgend eine Gefahr für die Preffreiheit kann daraus nicht 
entftehen, deren geiftige und fittlihe Bedentung hiebei gar nicht in Frage fommt. 

3) Einen ähnlihen Zwed, wie das Gebot der Anzeige des Druders, bat 
die Vorſchrift unferer Preßgefege, wornad von jeder zur Ausgabe und Berbrei- 
tung fommenden Drudihrift minbeftens ein Eremplar bei ver Polizeibehörde am 
Drte der Ausgabe zu hinterlegen ift. Diefelbe ift unbevenklih, wenn die Hinter- 
legung gleichzeitig mit der Ausgabe zu erfolgen hat, alſo dieſe nicht von dem 
Nachweiſe der geſchehenen Depofition abhängig gemadt wird. — Bon befonverer 
Wichtigkeit ift diefe Beftimmung gegenüber der Tagespreffe, ven Zeitungen. Damit 
die Polizei in den Stand gejegt werde, fo ſchleunig als möglich gegen Gefeges- 
übertretungen, welde fi in einem Blatte nad ihrer Meinung finden, die erfor 
derlihe Einfchreitung der zuftändigen Juftizbehörben zu veranlaffen, und einftweilen 
von fih aus die weitere Verbreitung des betreffenden Blattes durch die Verfügung 
ver Befhlagnahme zu hemmen, find ihr von jedem einzelnen Stüde over 
Blatte oder Hefte, fei es ein ordentliches oder außerorbentliches Blatt, gleichzeitig 
mit der Ausgabe zwei Exemplare zu überreihen. Wenn dem Rechte der Beichlag- 
nahme fein proviforiiher Charakter gewahrt wird, und wenn blos der Richter in 
definitiver Weife über den Erfolg derſelben zu entſcheiden hat, fo ift gegen dieſe 
Vorſchrift eine begründete Einwendung faum zu erheben. — Ob man die Hinter 
legungspflit aud auf andere Drudigriften auszudehnen Anlaß babe, möchten 
wir bezweifeln. Obgleich in folhen Schriften ebenfalls zu gefegwidrigen Handlungen 
aufgefordert werden kann, oder Schmähungen, Ehrenkränkungen u. f. w. barin 
verübt werden können, fo ift do ihre Verbreitung keine fo raſche und weitgrei« 
fende wie bei Zeitungen und die Gefahr einer zu fpäten und wirkungslojen 
Einjhreitung bei ihnen nicht gegeben. Daher erfcheint hier die Hinterlegungspflicht, 
weil nit unbedingt nothwendig, nicht gerechtfertigt. Das Bundespreßgeſetz will fie 
übrigens jedenfalld auch auf Brofhüren, welde nicht wenigftens 20 Bogen im 
Drude ftark find, erftredt wifjfen; nur bei umfangreiheren Werfen foll es ven 
Bundesregierungen geftattet fein, zu ihren Gunften eine Ausnahme zu machen. 
Im Princip ift demnach das Bundesgefeg dafür, daß von jeder Drudfchrift ver 
Polizeibehörde ein Eremplar zu überreihen fei, und damit ftimmt auch die öfter 
reihifhe Preforbnung von 1852 ($. 3) volllommen überein, während das preußi- 
ſche Preßgefeg die Hinterlegung bei Zeitungen, bei Wocden- und Monatsfchriften, 
und dann bei Brojhüren unter zwanzig Bogen, das bayerifhe Preßgefeg aber 
nur bei Zeitungen gebietet. Auch in einem anderen Punfte ift die öfterreichifche 
Preßorbnung mit dem Bundesbefhluß ganz im Einklang; fie fordert nämlich, 
daß die Depofition — bei Zeitungen eine Stunde, bei andern Druchſchriften drei 
Tage — vor der Ausgabe erfolge. In Preußen ift die Hinterlegung bei Zeitun- 
gen ebenfo wie in Bayern gleichzeitig mit der Ausgabe, bei Brojhüren vierund- 
zwanzig Stunden vor berfelben zu bewerfftelligen. Die Gefahren, welde aus ber 
Forderung einer der Ausgabe vorgängigen Hinterlegung für das Princip der freien 
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Preſſe entipringen können, vermödten wir nur dann als befeitigt zu "erachten, 
wenn bie Polizeibehörbe für jede willtürliche fich fpäter als ungerechfertigt heraus- 
ftellende Beichlagnahme Erfag des Schadens zu leiften hätte, welder aus ber 
verjpäteten Ausgabe für den Betheiligten erwächst. Andernfalls kann die Maßregel 
zu Berationen aller Art Anlaß geben und für Verleger, Druder u. ſ. w. eben fo 
drückend werben, als die Cenſur, melde für fie wenigftens ben Bortheil hatte, 
daß der Berbreitung einer cenfirten Drudihrift von der Polizei Fein Hinderniß 
in den Weg gelegt wurbe, wenn aud eine fpätere ſtrafgerichtliche Einfchreitung 
gegen die Schrift nicht ausgeſchloſſen war?). 

Die Auffiht auf die in anderen Staaten gebrudten und dann im Wege bes 
Buchhandels in die übrigen Staaten verbreiteten Schriften ift bei den angeführten 
Vorſchriften nicht berüdfichtigt. Nur die öfterreichifche Preßorpnung hat auch diefen 
Punkt ins Auge gefaßt und verordnet, daß die fämmtlihen von auswärts kom⸗ 
menden Bücherſendungen durch die Hauptzollämter revidirt werben. Wir vermögen 
diefe Anordnung weder ald nothwendig nod als zwedmäßig zu erflären; bie 
Zollbehörden werden damit zu einer Funktion berufen, zu ter fie am wenigften 
qualificirt find. Die Mafregel erfheint aber auch nicht als nothwenbig, da bie 
deutſchen Polizeibehörden es in der Hand haben, ſich die Verzeichniffe der bei ihnen 
hinterlegten Werke gegenfeitig mitzutheilen, und auf verbotene Drudicriften auf- 
merkſam zu maden. Will man dod eine befondere Berfügung in biefer Richtung 
treffen, fo ſcheint e8 am beften, die Buchhändler durch das Geſetz zur Anzeige 
ber in den Verkehr kommenden Werke anzuhalten. 

4) Sollen die richterlichen Erfenntniffe, durch welche ein Preßerzeugniß wegen 
feines gefegwidrigen Inhaltes unterbrüdt wird, die vom Geſetze beabſichtigte Wirs 
fung äußern, jo muß Fürſorge getroffen fein, daß ein ſolches Erzeugniß nicht 
mehr verbreitet — verkauft oder zum Lefen öffentlich aufgelegt werde. Zu biefem 
Ende ift es nothwenbig, daß die einfchlägigen richterlichen Urtheile den ſämmtlichen 
Polizeibehörven des Landes, von deſſen Gericht die Verurtheilung ausgegangen ift, 
und wohl aud denen der übrigen Bundesftaaten zur Kenntnig gebradht werben. 
Daher orbnet z. B. die Inftruftion zum bayerifchen Preßgefege an, daß biefelben 
den Redaktionen ver Kreisblätter mitgetheilt, durch diefe zum Abdrucke gebracht 
und fo den Polizeibehörben de3 Landes notificirt werben. 

II. Größere Meinungsverfchievenheit waltet bezüglich derjenigen Vorſchriften 
ver Polizei ob, weldye zum Zwede ver Verhütung von Preßmißbräuchen erlaffen 
find und fi vorzugsweife auf Zeitungen und fonftige periodiſche Schriften poli= 
tiihen Inhalts beziehen. Am wenigften Bedenken hat 

1) die Forderung von Kautionen von ben Unternehmern von Zeitungen. 
Der eine Zeitung gründen will, foll ven Nachweis liefern, daß er mit den bie 
Solidität des Unternehmens verbürgenden Geldmitteln verfehen ift, und daß er 
am Beftande der Orbnung und an einer organifhen Entwidlung des öffentlichen 
Lebens ein Imterefje habe. Wem es an biefen Mitteln fehlt, der wird nicht mit 
Unrecht als ungeeignet zum Führer und Spreder in Saden der Politif erklärt. 
Auch darf das als ein Vortheil ver Kautionen bezeichnet werben, daß fie ein ftets 
parates Erefutionsobjeft varbieten, um Geldſtrafen und Civilentfhädigungen, zu 
welchen der Herausgeber einer Zeitung etwa verurtheilt wird, ficher erheben zu 


3) Es ift erflärlich, wenn auch darum noch nicht gerechtfertigt, daß die Buchdrudereibefiper 
m Paris die Genfur einer Gefeßgebung vorzieben, die der Polizei ein ganz willkürliches Verfü⸗— 
gungsrecht einräumt, 
16* 
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fünnen. In dieſer Beziehung erfcheinen die Kautionen als ein zwedmäßiges Mittel 
einer wirffamen und raſchen Repreffion ven Preßmißbräuchen und weiter als ein 
Mittel, ven Fortbeftand eines Unternehmens zu verhindern, das vie Ergänzung 
der Kaution nicht mehr zu bewirken vermag und die in verfelben liegente Öarantie 
nicht mehr bietet. — ind vie Kautionsbeträge nicht zu body gegriffen und ift 
tie Kaution ter adminiftrativen Verfügung entrüdt, fo erfheinen uns tie Vor- 
teile des Kautionsſyſtems fo Überwiegend, daß wir gegen teren Einführung nichts 
zu erinnern müßten. Den Beleg biefür liefert England, wo ber Preffreiheit 
erfahrungegemäß durch die Pflicht ver Kautionsftellung kein Eintrag geſchieht *). 
Auch in Frankreich find periodiſche Schriften und namentlid Zeitungen fautions- 
pflihtig; die Kautionsfummen erreihen jebody hier eine Höhe, welche mit der in 
England in feinem Berhältniß fteht 5). Für jede in Deutſchland erfcheinente 
periodifhe Drudihrift fol inhaltlih tes Bundespreßgeſetzes ebenfalls eine Kaution 
beftellt werten — nur amtlihe und jolde Blätter fönnen nad tem Ermeſſen der 
einzelnen Bundesregierungen davon befreit werden, melde alles politifhe und 
fociale Material von der Befprehung ausfchlieken. Als Marimum ſetzt ter Be- 
ihluß den Betrag von 5000 Thlr. oder 8000 fl. feft, und gibt den Bundesſtaaten 
anheim, aud geringere Summen, — bei Zeitfchriften, vie öfter als dreimal 
wöchentlich erfcheinen, 6i8 zu 1000 Thlr. oder 1600 fl., bei foldhen, vie dreimal 
oder weniger erfcheinen, bis zu 500 Thlr. vefp. 800 fl. — als zureihend zu 
erllären. — Die öfterreihifhe Prekorbnung bat die Kaution je nad) ber Zahl 
der Einwohner des Ortes, wo eine periodiihe Schrift erfcheint, in drei Klaffen 
abgeftuft; fie beläuft fi bei einer Bevölferung von mehr ala 60,000 auf 
10,000 fl. Konv»M., bei mehr als 30,000 auf 7000 fl, an allen übrigen 
Drten auf 5000 fl., und ermäßigt diefe Summen für folde periodiſche Schriften, 
welche weniger als breimal wöchentlich erfcheinen, auf die Hälfte Ein ähnliches 
Syftem befolgt auch das preußiihe Preßgeſetz; nur bat es vier Klaffen gebilvet 
und fordert für die erfte Klaſſe 5000 Thlr., für die legte 1000 Thlr. Dem 
bayerifchen Preßrechte ſind die Kautionen ganz fremd; ein Verſuch, den bie 
Regierung auf dem Yandtag von 1851/,, zur Ginführung derſelben machte, ſchei— 
terte an dem Wiberftande der Abgeorbnetenfammer, 

Mit dem Kautionswefen verwandt ift bie Belegung der Zeitungen mit einer 
befonderen Eteuer — Stempelgebühr —, bie einerfeits ver Staatskaſſe eine 
Rente abwirft und anderſeits die Zahl ter Zeitungen verringert, die Entftehung 
und ten Beftand von fehr billigen, etwa bios für das gemeine Volk berechneten 
Zeitungen unmöglich macht oder dech erfhwert Werer von tem einen ncd von 
dem andern Gtantpunfte möchten wir tiefer Art von Beſchränkung ver Prefie 
das Wort reden. Als Finanzmafregel verlegt fie den Oruntfag ver Gleichheit in 
der Belaftung und vrüdt einen Erwerbszweig, ter am wmenigften durch äufere 
Schwierigkeiten beengt fein will. Was die mittelbaren Folgen der Anordnung 
betrifft, fo ift fie fhon darum verwerflih, weil irgend eine Sicherheit over auch 
nur Wahrfcheinlickeit dafür, daß ter Erfelg ein heilfamer fein werte, nicht gegeben 
ift; und doch müßte dieſes der Fall fein, wenn tie in der Beſteuerung enthaltene 
Hemmung des geiftigen Verkehrs als gerechtfertigt erfcheinen fol. 


4) DVergl, darüber Gneift, dat heutige englifhe Verfaffungs- und Verwaltungsrecht Tbl. Ti, 
S. rg und Lorbeer a. a. ©. 469: darnach beträgt die Kaution für London 400, fonft 300 
Pf. St. 
... 3) Sie betragen nämlic für Paris 50,000 Ares. ; auch iſt nicht unerbeblih, daß das enge 
liſche Recht fih mit einer Bürgſchaft begnügt, während das franzöſiſche Baarerlag fordert, 
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2) Eine gewiffe moraliſche Garantie gegen Preßmißbrauch glaubt man in ber 
Vorſchrift zu finden, daß zur Herausgabe von Zeitungen eine befontere Koncef- 
fion als nothmendig erflärt wird. Allein fie hat jehr gewichtige Bedenken gegen 
fih; fie fann die Preffreiheit völlig iluforifh machen, wenn die Behörde nad) 
ihrer Willfür die Konceffion verleihen oter verweigern darf. Non den beutfchen 
Preßgefegen hat das öſterreichiſche das Konceffionsfyftem aufgenommen, während 
es dem preußifchen und bayerifhen Preßrechte unbelannt if. — Nur das läßt 
ſich rechtfertigen, daß das Gefeg forbert, daß derjenige, ber eine Zeitung redigiren 
will, gewiffen allgemeinen Bebingungen genügen müfje, von teren Borbantenfein 
im einzelnen Falle fi die Polizeibehörbe zu überzeugen hat. Der mehrermähnte 
Buntesbefhluß verlangt in dieſer Beziehung ($. 8): „Der verantwortlice Redakteur 
einer periodifhen Druchſſchrift muß unbebingt bifpofitionsfähig fein, im Genuffe 
ber ftantsbürgerlihen Rechte fich befinden, und bei Zeitfchriften, welche nicht blos 
wiffenfhaftlihen, artiſtiſchen oder tehnifchen Inhalts find, in dem Staatsgebiet, 
in welchem tie Drudichrift erfcheint, feinen regelmäßigen Wohnfig haben. Perfonen, 
welche fih in Straf» over Unterfuhungshaft befinden, kann während der Dauer 
der Haft die Führung der verantwortliden Redaktion unterfagt werben." Die 
partifularen Prefgefege forbern von dem Nebaftenr im Wefentlichen vie gleichen 
Qualififationsbebingungen; nur verlangen tie von Defterreih und Preußen nod 
befonders, daß Staatstiener, wenn fie die Revaktion einer fautionspflichtigen Zeit 
fchrift oder Zeitung übernehmen oder fih an berfelben betheiligen wollen, vorher 
tie Ginwilligung ihrer vorgefegten Dienftbehörben zu erholen haben. Das bayer 
riſche Preßgeſetz hebt noch fpeciell hervor (Art. 43), daß diejenigen, weldye wegen 
eines Verbrehens, wegen Vergehens tes Diebftahls, der Unterfchligung, des 
Betrugs oder ter Fälfhung verurtheilt worden find, die verantwortliche Redaktion 
einer Zeitung oder ihr gleichftehenden Zeitfchrift während eines Zeitraums von 
fünf Jahren, gerechnet vom Tage der Verurtheilung an, nicht übernehmen können, 

3) Als eine ſehr ſachgemäße preßpolizeiliche Beſtimmung, die geeignet ift, 
Mißbräuchen ter Preffe vorzubeugen oder, wenn folhe vorgefommen find, ihren, 
Nachtheilen fofort entgegen zu wirken, müſſen wir es bezeichnen, wenn bie neueren 
Prefgefege Jedem, der in einer Zeitung oder ihr gleihftehenden Zeitfchrift ange: 
griffen wird, das Recht zuerfennen, fih in dem nämlihen Blatte, alfo vor dem— 
felben Publikum, das Zeuge des Angriffs war, vertheidigen zu türfen. So verfügt 
1. BD. das bayerifche Prefgefeg in Art. 43: „Der Herausgeber oder Berleger 
einer Zeitung oder periodifhen Schrift ift ſchuldig, in Beziehung auf die im 
derfelben vorgetragenen Thatfahen jeve amtliche oder amtlich beylaubigte Berich— 
tigung, fowie jede anvere, Schmähungen oder Beleidigungen nit enthaltenve 
Berichtigung des Angegriffen, ſoweit diefe den Raum des Angriffs nicht über» 
ſchreitet, unentgeltlich, unverändert, ohne beigefügte Bemerkungen, mit ven Lettern 
des Angriffs und in jener Abtheilung des Blattes, in welder der Angriff ftand, 
in das der gefchehenen Mittheilung zunächſt oder zweitfolgende Blatt, Stüd oder 
Heft aufzunehmen. Die Mittheilung der Berichtigung iſt auf Berlangen zu 
befcheinigen.” Aehnliche Difpofitionen enthält das preußiſche Prefgefeg in $. 26, 
tie öfterreichifche Preßorbnung in $. 20 und der Bundesbeſchluß in $. 14. Machen 
vie öffentlihen Behörden von dem ihnen durch diefe Vorſchrift eingeräumten Rechte 
der Berichtigung ober ——— zweckmäßiger Weiſe Gebrauch, ſo wird damit 
auf die ſchnellſte und einfachſte Weiſe den Nachtheilen begegnet, welche ſich aus 
etwa vorgekommenen Ausſchreitungen der Preſſe ergeben können, ohne daß dadurch 
der Preßfreiheit irgend ein Eintrag geſchähe oder daraus eine Gefahr für ſie 
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erwüchſe. — Damit fteht noch eine andere Vorſchrift in Verbindung, welde eben- 
falls volltommen geredht und zwedmäßig genannt werden muß. Die fänmtlichen 
neueren Prefgefege legen nämlih den SHerausgebern von Zeitungen und von 
periodifhen Schriften die Verbindlichkeit auf, die gegen ihr Blatt oder ihre Zeit- 
ſchrift ergangenen verurtheilenden richterlichen Erkenntniſſe unentgeltlich ohne 
Bemerkung in das nähftfolgende Blatt, Stüdf oder Heft aufzunehmen, damit das 
einschlägige Lefepublitum erfahre‘, daß und wie die zu feiner Kenntniß gefommene 
Geſetzesübertretung beftraft worben fei. 

4) Anders verhält ſichs mit der in neuerer Zeit eingeführten Berwarnung 
(avertissement) des Herausgebers einer Zeitung und der daran fi knüpfenden 
Befugniß der Sufpenfion oder Unterbrüdung eines Blattes, wenn eine wieder: 
holte Warnung erfolglos geblieben ift6). Sie ift zwar eines ber wirkfamften 
Mittel, um einer verberblihen ober gefährlihen Richtung der Preſſe emergifch 
entgegen zu treten, und mittelbar zugleich ein Mittel, die Entftehung eines Unter- 
nehmens, das der Berwarnung ausgefegt ift, zu hindern. Irgend eine Gewähr 
dafür, daß die Maßregel nur gegen wirklich verberbliche Zeitungen und Zeitfchriften 
in Anwendung gebracht werben fünne, und daß daneben bie freiheit der Prefie 
noch zu beftehen vermöge, ift aber nirgends geboten. Das, mas die jeweilig am 
Ruder befindlichen Perfonen für gefährlid und verberblihd erachten und erflären, 
ift der Verwarnung und folgeweife der Sufpenfion und Unterbrüdung ausgefegt, 
und der Beftand irgend einer Oppofitionsprefie ift dann von der Gnade ber 
Regierung abhängig, nicht mehr durch eine allgemeine Rechtanorm gefhügt. Die 
Erfahrungen, welde man über die Anwendung dieſes Syftems in Franfreih zu 
machen Gelegenheit hatte, vermögen tie Gründe gegen basfelbe nur zu verftärfen 
und ven deſſen Einführung in anderen Staaten abzurathen. — In Deutſchland 
bat vorzüglich Defterreih die Verwarnung in fein Prefgefeg aufgenommen. 
„Wird“, heißt es in $. 22, „bei einer periobifhen Drudfhrift beharrlich eine 
dem Throne, der monarchiſchen Regierungsform, der ftaatlihen Einheit und Inte» 
grität des Reichs, dem monardifchen Principe, der Religion, der öffentlihen Gitt- 
lichkeit oder überhaupt den Grundlagen der Staatsgefellichaft feindfelige, oder mit 
der Aufrehthaltung der öffentlichen Ruhe und Ordnung umvereinbare Richtung 
verfolgt, fo kann nad vorausgegangener zweimaliger ſchriftlicher, fruchtlofer Ver— 
warnung bie weitere Herausgabe einer folden periodifhen Drudihrift von bem 
Statthalter des Kronlandes, in welchem viefelbe herausgegeben wird, bis auf brei 
Monate eingeftellt werden. Die auf längere Zeit dauernde, oder die gänzliche 
Einftellung und Konceffionsentziehung kann nur von der oberften Polizeibehörbe 
ausgefprohen werben.“ — Wer biefe Aufzählung von BVerwarnungsgründen 
überblidt 7), der wird einräumen, daß feine Zeitung, bie irgend eine Parteifärbung 
bat, vor der Verwarnung ſicher ift und daß jede foldhe Unternehmung beliebig von 
der Regierung unterbrüdt werden könne. — Der Bunvesbefhluß fest, wie aus 
feinen 88. 2 und 3 erhellt, das Beftehen der Verwarnung in ben einzelnen 





———— 


6) Damit in Verbindung ftebt die Auflage, daß das betreffende Blatt die Derwarnung 
unentgeltlich und obne Beifag in feine Spalten aufzunehmen bat. 

7) Die franzöſiſche Regierung bat es nicht für rätblich erachtet, das Ermeſſen der Be 
börden irgendwie durch Aufzählung von Gründen zu beengen. Balbie in feinem eben ers 
fbienenen droit public äußert fi darüber (B. 1. S 45) wie folgt: „La repression admini- 
strative consiste dans le droit qu’a le ministre ou le pröfet d’avertir un journal pour 
des motivs non dötermin&s par la loi et dont le ministre ou le prefet a la 
souveraine appre&ciation“. 
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Bunbesftaaten voraus; das preußifche und bayerifhe Preßgeſetz enthalten feine 
Berfügung, burd melde die Regierungen zur Verwarnung als berechtigt erklärt 
würden. Es wäre indeſſen ein Irrthum, wenn man glauben wollte, bie rechtliche 
Stellung der Prefgewerbe fei darum in Preußen und Bayern eine günftigere als 
in Defterreih und in den fonftigen Staaten, wo das Berwarnungsfpftem gilt. 
Diefes wäre nur dann der Fall, wenn den Wominiftrativbehörven diefer Staaten 
die (zur Zeit in Anfprud genommene) Befugniß zur Einziehung der Gewerbs- 
rechte nicht zuftände. So wie die Dinge liegen, kann die Poſition der Preffe in 
Preußen und Bayern fih noch drückender geftalten als in Defterreih, da ber 
Berwaltung in den erfteren Staaten gar feine formelle Schranfe gefegt ift; fie 
braucht der Einziehung feine Verwarnung vorausgehen zu laſſen $). 

IT. Eine dritte Gruppe von prefpolizeilihen Vorſchriften bilden jene, welde 
beftimmt find, die Reprejfion, d. i. die ftrafgerihtlihe Verfolgung der 
Preßmißbräuche zu erleichtern oder zu befchleunigen. Denn wenn gleich die Unter» 
fuhung und Aburtheilung von Prefbeliften zum Wirkungstreife der Gerichte 
gehört, jo hat doch die Polizei wie bei andern Delikten fo auch bier biefelben 
im ihrer Thätigkeit zu unterftügen und bei Erhebung des objektiven und fubjel- 
tiven Thatbeftandes mitzuwirken (gerichtliche Polizei). Wir können nun bier von 
jenen Anordnungen der Preßgeſetze abſehen, welche zunächſt vie polizeiliche Aufficht 
auf die Preferzeugniffe ermöglihen und erleichtern follen, und welde mittelbar 
aud für die gerichtliche Polizei von Bedeutung find, indem fie die raſche Ent- 
deckung und Berfolgung der Preßdelikte befördern; denn von ihnen war jhon oben 
unter Nr. I die Rede. Wir befhränfen uns darauf, diejenigen Verfügungen auf- 
zuzäblen und principiell zu beleuchten, welche unmittelbar im Interefje der geridht- 
lichen Polizei und der Strafjuftiz getroffen werden können, refp. getroffen find. 
Solde find aber: 

1) Auf jeder Drudihrift muß der Name und Wohnort des Druders, aus 
deſſen Dfficin fie hervorging, ausdrücklich und vollftändig genannt fein, bamit 
man, wenn eine ftrafbare Handlung darin gefunden werden follte, ſich fofort an 
ihn halten kann, Diefer Verantwortlichkeit kann fih der Druder nur dadurch 
entziehen, vak er den Namen und Wohnort des Berfafjers der Behörde bezeichnet, 
vorausgeſetzt daß er nicht als Theilnehmer an dem Delikte nah den allgemeinen 
Grundfägen ftrafbar ift. — Das bayerifche Preßgeſetz erflärt es für genügend, 
wenn ftatt des Druders der Berleger auf ver Schrift genannt ift; der Bundes» 
beihluß über die Prefie und das preußifche Preßgefeg fordern dagegen regelmäßig 
für alle Fälle die Nennung des Druders 9), und außerdem noch die Bezeihnung 
bes Berlegers oder Kommifjionärs bei Schriften, welche für ven Buchhandel oder 


8, Das baverifche Preßgeſetz geftattet in Art. 51 den Berwaltungebebörden: „Wenn aus 
einem Verlage oder aus einer Druderei binnen eines Jahres wenigftens zwei Schriften hervor: 
gegangen find, die wegen Prefiverbrechens oder Vergehens zur Veruribeilung Beranfaffung gege⸗ 

baben und innerbalb Jahresfriſt vom legten rechtsräftigen Erkenntniffe an aus biefem Ber: 
lage oder dieſer Druderei eine neue Schrift erfcheint, die ein folches Verbrechen oder Vergeben 
entbält. ß tft die zuftändige Gewerbspolizeibehörde, jedoch nur während drei Monaten von dem 
rechtöfräftigen Urtheile über dieſe neue ftrafrechtliche Handlung an, berechtigt, gegen den Verleger 
oder Druder die Gewerbsbefugniß auf böchftens ein Jahr lang einzuzieben, War diefe Maßregel 
aegen den Derleger oder Druder bereits einmal in Folge vorftebender Beſtimmung —— 
worden, fo fann unter den nämlihen Vorausſetzungen und innerhalb der nämlichen Friſt die 
gänzliche Einziehung der Gewerbäbefunniß angeordnet werden.‘ 

9, Das preußliche Gefeg nimmt übrigens bievon die zu den Bedürfniffen des Gewerbes und 
Verkehrs, des häuslichen und gefelligen Lebens dienenden Drudfachen aus, 
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zur öffentlichen Verbreitung auf anderem Wege beſtimmt ſind. Die öſterreichiſche 
Preßordnung endlich geht in dieſer Beziehung am weiteſten: darnach muß jede 
Druchkſchrift, gleichviel welches ihre Beſtimmung fei, mit dem Namen des Druders, 
des Verlegers und wenn ein bejonderer Herausgeber betheiligt ift, auch mit feinem 
Namen und zudem noch mit der üblihen Bezeihnung der Zeit des Erſcheinens 
verfehen fein. Die Angabe des Verfaſſers wirb in Defterreih gar nirgends 
erheifcht, während das preußiihe Recht und der Bundesbeſchluß viefelbe beim 
Selbftvertrieb einer Schrift als nothwendig erflären, das bayerifche Geſetz fie bei 
Schriften fordert, die an Straßen oder öffentlihen Plätzen angeheftet werben. 

2) Strengere Anforderungen ftelt das pofltive Recht in dieſer Hinficht mit 
gutem Grunde an die periodifhen Drudjgriften, namentlih an jene, melde 
fi mit Politit bejchäftigen. Zwar ift die deutſche Geſetzgebung nicht fo weit 
gegangen, als die franzöfifhe, welche gebietet, daß alle Leitartifel politifchen, 
philofophifhen oder religiöfen Inhalts von dem Berfaffer unterzeichnet werben 
müſſen. Ein foldyes Gebot ift fhon darum verwerflih, weil es unausführbar ift, 
dann aber auch nod darum, weil es für den Zwed, um ven es fi dabei handelt, 
nicht nöthig erfcheint, und fohin die Prefje in ihrer freien Bewegung ohne Grund 
dadurd beeinträchtigt wird. Aber auch das deutſche Preßrecht fordert, 

a. taß für jede in einem deutſchen Bundesſtaate erfcheinende periodiſche 
Drudihrift (Zeitung, Zeitichrift) ein für deren ganzen Inhalt verantwortlicher 
Nevakteur aufgeftellt werde, der den oben bereitd aufgeführten Dualififations» 
bevingungen Genüge leiftet. Nur bezüglich folder Zeitfchriften, welche alle politi- 
[hen und focialen Fragen von der Beiprehung ausfhließen, darf von biefem 
Grundjage eine Ausnahme gemacht werden (Bundesgeſetz $. 7); 

b. daß jede Nummer, jedes Blatt, Stüd oder Heft einer Zeitung oder 
Zeitfhrift, für melde die Aufftelung eines verantwortlihen Redakteurs gefeglich 
geboten ift, ven Namen und Wohnort vesfelben angebe. Das bayerifche Preßgeſetz 
verorbnet noch fpeciell, daß vie zwei bei der Ausgabe der Zeitungen an die Polizel 
zu überreihenden Exemplare mit der eigenhändigen Unterfchrift des verantwortlichen 
Redafteurs verfehen fein müſſen. 

Diefe Forderungen find fo zwedmäßig und turd die Natur der Sache fo 
vollfommen gerechtfertigt, daß wir fie in allen civilifirten europäifchen Staaten in 
gleicher Weife in Geltung finden; daher wir es aud nicht für nothwendig halten, 
tie bier einfhlägigen Vorſchriften der einzelnen pofitiven Gefeßgebungen wörtlich 
anzuführen. 

Wer eine der bisher aufgezählten prefpolizeilihen Vorſchriften verlegt, mer 
es 3. B. unterläßt, den gefeglichen Anforderungen in Bezug auf die Art ver 
Ausgabe von Drudjcriften zu entfprehen, oder wer die ausdrücklich gebotenen 
Angaben unterläßt, ober erbichtete oder faljhe Angaben macht, der begeht eine 
gefegwidrige Handlung, die mit Strafe, und zwar in ver Regel zunächft mit 
Geldſtrafe bedroht ift (Prefpolizelübertretung). Nur in einzelnen ſchwereren Fällen 
werten aud wegen folder Delikte Freiheitsftrafen, und zwar entweder alternativ 
mit den Geldbußen oder allein und ausſchließlich, oder in Verbindung mit einer 
Geldſtraſe angedroht. Letzteres ift z. B. in mehreren Preßgeſetzen der Fall, wenn 
eine Schrift fälſchlicher Weiſe den Namen eines anderen Druckers oder Verlegers, 
beziehungsweise Verfaſſers als des wirklichen enthält. 

Den Inhaber der Druderei, fowie ten wiffentlihen Verbreiter einer folden 
Schrift ſoll neben der Gelvftrafe noch eine Arreftftrafe treffen. Die wegen einer 
Frefpolizeiübertretung angebrohte Strafe ift ganz unabhängig von der Strafbarteit 
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ober Unftrafbarkeit des Inhalts einer Drudichrift; ift auch biefer ftrafbar, fo 
fonturriren zwei Arten von Delikten, die auf verfchiedenen Geſetzen und verfchie- 
denen allgemeinen Principien beruhen und deren Strafen man darum neben einander 
erfennen fann. Das preußifche Preßgefet ſchreibt dieſes auch entſprechend dem 
Bundespreßgeſetz ($. 6) in $. 47 dem Richter ausprüdlih vor; das bayerifche 
dagegen will in folhem Falle blos die allgemeinen Regeln über ven Zufammenfluf 
mehrerer ftrafbarer Handlungen in Anwendung gebracht wiſſen, ſowohl dann, wenn 
gegen einen und benfelben Befhuldigten wegen mehreren Preßpolizelübertretungen, 
ald dann wenn neben einer oder mehreren ſolchen Uebertretungen zugleih wegen 
des Inhaltes Anklage erhoben tft, und die neuen Strafgefegbücher vom 10. Nov. 
1861 haben daran nichts geändert. Als Folge der Verurtheilung laffen die Gefege 
aud hier vie Konfisfation der betreffenden Drudjchriften in gewiffen Fällen zu, 
3. B. wenn der Name des Druders refp. Verlegers nicht angegeben ift 19). 

Die Zuftändigfeit zur Unterfuhung und Aburtheilung beftimmt fi nad den 
allgemeinen Grundfägen über die Zuftändigfeit in Bezug auf Polizetübertretungen. 
Werben viefe von den Gerichten behandelt, fo ſcheint fein Grund vorhanden, für bie 
prefpolizeilihden Strafſachen etwas Befonderes zu ftatuiren. Ueben aber die Poltzei- 
behörven die Gerichtsbarkeit in Uebertretungsfällen aus, dann ift e8 volllommen 
gerechtfertigt, wenigftens zu Gunſten der Preffahen eine Ausnahme zu machen 
und biefe den Gerichten zu überweifen, damit die Preffe nicht der Willkür der 
Polizei anheimgegeben fei. 

Literatur. Außer den beim vorigen Artikel bereits angeführten Werfen, die 
fi) mehr oder minder auch mit der Prefpolizei befhäftigen, find noch zu erwähnen: 
R. v. Mohl, vie Polizeimiffenfhaft nah den Grundſätzen des Rechtöftantes 
(11. Aufl.), Tübingen 1845, Bo. II. S 125 fe. — R. Oneift, das heutige 
englifhe Berfaffungs- und Verwaltungsreht. Berlin 1860, Thl. II. ©. 247 ff. — 
Dann H. 4. Zahariä, deutfches Staats- und Bundesrecht (IT. Aufl.) Bd. II. 
©. 301 ff. — Für Defterreih f. M. v. Stubenraud, Handbuch der öfter 
reihifhen Berwaltungsgefegkunde, Wien 1852. Thl. I. S. 307 fi. und Br. II. 
©. 654 ff.; begglic reußens vergl. 8. v. Rönne, das Staatsrecht der preußi- 
hen Monarchie, Yeipzig 1856 Bd. I. ©. 351 ff.; megen Bayerns f. mein Fehr: 
buch des bayerifhen Verfaſſungsrechts (III. Aufl), Münden 1860, ©. 62 ff. 
und mein Lehrbuch des bayerifhen Berwaltungsrehts (IT. Aufl.) Münden 
1858 ©. 214. *) * 
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10, Wegen der Einziehung ter Druck- oder Buchhandelskonceſſionen ſ. oben. 
— *) Arm. d. Red. Die obigen Artikel waren bereits in der Druckerei, als das öſterreichi— 
(he Prefigefeg vom 17. Dez 1862 für die deutſck-ſlaviſchen Provinzen des Kaiſerſtaaté 
verfüntigt wurde. Wir geben im Rolgenden eine Ueberſicht feiner bauptfächlichen Beſtimmungen, 
durch welche die öfterreichifche Brengetzbgebung im Ganzen von dem napoleonifchen Syſtem der 
Verwarnungen und des umbearenzten adminıftrativen Veliebens zu dem etwas liberaleren Syſtem 
des Bundeebefchluffes v. 6. Juli 1854 übergeführt wurde, 

Die Ausübung eines Preßgewerbes ift durch obrigkeitlihe Konceifionirung bedingt ($ 
3, vgl. mit dem Bew. Gef. v. 1859 $ 7, 18). Die Konceffion Fınn denjenigen verſagt merden, 
die wegen gewilfer Verbrechen, Vergeben oder Uebertretungen richterlich verurtbeilt oder nach dem 
Ermefien der Polizeibehörde nicht im Vefig der wünichenswertben „Verläßigkeit und Hubefchelten: 
beit“ find. Der cit. &. 3 räumt jedoch ausprüdlich jedem Autor und Herausgeber das Recht des 
Selbflverlags ein, fo daß Zeitungsunternebmungen dem Erfordernik der Konceffiontverleibung 
nicht unterliegen. — Die Konceffionsdentziebung fann über Verleger, Druder u. f. w. 
verbängt werden: 1) Wenn ein folcher einmal eines Prefverbrechens oder im Laufe von 2 Jahren 
dreimal eines Vergehens oter einer Uebertretung in Preffachen ſchuldig erkannt, 2) wenn er wes 
gen eines andern Verbrechens oder wegen einer frafharen Handlung, weldye ſchon die Konceffiond 
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Sufaßartikel der Redaktion. 


In Folge eines Mißverftändniffes ift der Gegenftand der vorhergehenden 
Ürtilel zweifach für das Staatswörterbud bearbeitet worden. Wir bringen ben 
zweiten Artifel über das Thema Preßpolizei in abgefürzter Faſſung ebenfalls 
zum Abdruck, weil der Berfafjer vesfelben, Mitredaktor des Staatswörterbuches, 
auch in ben Berhältniffen der Zeitungsprefje praftifh nicht unbewandert ift und 
feine in einigen Beziehungen abweichende Meinung ausjufprehen und zu vertreten 
wünſcht. — 

Die Freiheit der Meinungsäußerung, die Preßfreiheit insbefonvere, gehört 
zu den höchſten Rechten ver Perfünlichkeit und zugleih zu ven Lebendelementen 
eines freien und Fräftigen Staatsweſens. Der Staat befindet fi in einem Zu- 
ftand krankhafter Schwäche, wenn er dieſe Freiheit nicht vertragen und nicht darauf 
vertrauen fann, daß die Wunden, welche die Preffe zuweilen ſchlägt, auch durch 
bie Preſſe felbft fiher geheilt werben. Auf deutſchem Boden ift im Lauf ver legten 
Jahrzehnte diefe Wahrheit überall von der Gefepgebung anerkannt, jedoch durch 
mandperlei aus den ältern Anfhauungen herübergenommenen Klaufeln verunftaltet 
worben. Diefer Klaufeln hat fi häufig eine büreaufratifhe Praris zu bemächtigen 
und in ihren Schlingen bie gefeglich verbürgte Preßfreiheit zu erftiden gewußt. 

Der Preßfreiheit gegenüber fteht das Recht und vie Pflicht der Staatsgewalt, 
1. ftrafbare Handlungen, welche durd ven Gebraudy der freien Prefje begangen 
worben find, zu ahnden, 2. gegen flrafbare Handlungen in dem Yugenblid, wo 
fie begangen werben, einzufchreiten und ihre Fortfegung zu hindern. Das erftere 
ift eine Obliegenheit der Strafrechtöpflege, das Iegtere eine gemeinfame Obliegenheit 
der Strafrehtspflege und der fie unterftügenden Polizei, welche durch Beichlag- 


—— 


verleihung ausſchließen würde, verurtbeilt worden iſt (5. 3). — Die Kautionopflicht wird 
beibebalten für alle periodiſchen Druckſchriften, die öfter als zweimal monatlich erſcheinen und ſich 
mit politifchen, religiöfen oder focialen Tagesfragen befchäftigen. Die Kaution beträgt für täalich 
erfcheinende Blätter 2- 8000 fl. 5. W. Bei jeder gerichtlichen Verurtbeilung wegen Verbrechens 
oder Vergebens wird auch die Kaution ganz oder theilmelfe eingezogen ($. 13—15). — Die am 
geführte Beflimmung gilt au, wo eine Beruriheilung „wegen Bernadlälfigung der 
pflichtnäßigen Obforge“ ftattfindet. Es find nämlich Derraffer refp. Redakteure und unter 
Umftänden Verleger, Druder, Sortimentsbuchbändfer u. f. w. auch dann, wenn ihnen ein Preß— 
verbrechen oder Vergeben „nach ten allgemeinen Grundfägen des Strafgeſetzes nicht zugerechnet 
werben fann, dennoch für die Dernachläffigung jener Aufmerffamkeit verantwortlich, durd deren 
pflihtmäßige Anwendung der ſtrafbare Charakter des Inhalte der Echrift (refp. deren Veröffent⸗ 
libung) bätte vermieden werden können“ (5 29-33). — Das Haufiren mit Drudicriften, 
dad Sammeln von Subfcribenten ift dur polizeiliche Erlaubniß betingt ($. 23). — 
Ausländifhen Drudihriften (Zeitungen) kann durch Verfügung des Staatäminifleriums der Poft» 
debit entzogen werden ($. 26). — Die Gerichte können neben der ordentlichen Strafe, dem 
Kautionsverfuft und der Unterdrückung des ftrafbaren Preßerzeuaniffes noch überdieß auf bie 
Einftellung des weiteren Erfcheinens einer veriodifhen Schrift bis auf die Dauer von 3 
Monaten erkennen. Die weitere Verbreitung ausländifcher Zeitfchriften fann unter derfelben Vor: 
ausfeßung unbegrenzt verboten werden ($. 38). 

Nah dem gleichzeitig veröffentlichten Gefep v. 17. Dez. 1852 „über das Strafver: 
fahren in Preßſachen“ ift diefes Verfahren in der Regel ein öffentliches und mündliche, obne 
Mitwirkung von Geſchwornen ($. 13). — Drudiäriften, die von gefeßwidrigem Anhalt oder 
obne Beobachtung gefeplicher Vorfchriften ausgegeben find, Fönnen von der Polizeibebörde auf 
eigenen Antrieb oder im Auftrag des Staatsanwalts mit Befchlag belegt werden. Die reis 
aebung erfolgt entweder auf ausdrückliche richterliche Weifung. oder obne dieſe, wenn nicht binnen 
8 Tagen eine richterliche Beftätigung der Befchlagnabme verfügt worden ift ($. 6—9). Im Fall 
der Erlöfhung oder ausdrüdlichen Aufhebung einer Beichlannabme „gebührt dem durch den Be 
ſchlag Beſchädigten der Shut ded ermelslichen Echadens aus der Etaatalafje” ($. 10. Das Ge: 
fe bat jedoch verfäumt, dieſen Entſchädigungsanſpruch genauer zu fixiren). 
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nahme eines Preferzeugniffes von ftrafbarem Inhalt der weiteren Berbreitung 
besfelben entgegentreten. 

Neben diefer Beſchränkung, die im Princip feiner Rechtfertigung bedarf, in 
der Prarid dagegen, wenn der Gefeßgeber nicht mit äußerfter Vorſicht verfährt, 
zur thatfächlihen Vernichtung der Preßfreiheit führen kann, ift im normalen 
Zuftänd des öffentlihen Lebens !) feine andere polizeilihe Befhrän- 
fung bier Preßfreiheit politifh zu rechtfertigen. 

Es find biemit nicht alle die prefpolizeilihen Maßregeln, welche in unferen 
Geſetzgebungen Eingang gefunden haben, für verwerflih erflärt. Denn ein 
Theil berfelben legt den Autoren, Herausgebern, Buchhändlern u. f. w. Berpflicy- 
tungen auf, welche feine Befchränfung ber Prefifreiheit in fich ſchließen und als 
zwedmäßig oder nothwendig anerfannt werden müſſen. Im Folgenden follen erftens 
die polizeilihen Beſchränkungen ber Preßfreiheit und fobann die übrigen preßpoli- 
zeilihen Maßregeln näher betrachtet werben. 

I. Beſchränkungen ver Preßfreiheit. Hierher gehört 

1) die Cenfur, welde allgemein als verwerflih erfannt und feit bem 
Jahr 1848 aus allen deutſchen Gefeßgebungen entfernt ift. 

2) Das Erforberniß einer polizeilihen Konceſſion zum Betrieb des Buch— 
bantels oder zu Zeitungsunternehmungen. 

Die Verleihung von Buhhandlungskonceffionen erfheint in benjenigen Staa- 
ten, deren Gewerbeorbnung noch auf dem Konceffionsfyftem beruht, zunächft nicht 
als eine preßpolizeilihe Maßregel, fondern als ein Ausflug dieſes falſchen gewerbs- 
polizeilihen Syftems, welches aus den beutfchen Gefeßgebungen immer mehr ver- 
Ihwindet. Die Anwendung desfelben auf den Buchhandel wirft jedoch zugleich als 
eine jehr empfindliche Beſchränkung der Preßfreibeit, fobald die Behörden ermäd- 
tigt find, aud wegen „mangelnder Unbefcholtenheit" oder aus beliebigen, jeder 
Kontrole entzogenen Erwägungsgründen eine nachgeſuchte Konceffion zu verfagen. 
Es tritt hier an die Stelle der Schriftencenfur eine Genfur ver Perſonen, 
welche für bie Freiheit der Preſſe lebensgefährlidd werden kann, wenn das Geſetz 
vollends geftattet, die bereits verliehene Konceffion nah Gutdünken (etwa auf 
Grund einer vorhergegangenen Verwarnung, vgl. unten Ziff. 6) wieder einzu 
ziehen. Müßte hienach felbft unter der Herrfhaft bes allgemeinen Konceffions- 
foftems eine Ausnahme zu Gunften des Buchhandels und der Preffreiheit in 
Anſpruch genommen werben, fo läßt ſich das entgegengefette Verfahren neuerer 
Geſetzgebungen — bie Aufrehthaltung diefes Syftems gegenüber den Prefgewer- 
ben, während die Gewerbefreiheit zur allgemeinen Regel erhoben ift — noch weit 
weniger redhtfertigen. 

Bon den Zeitungstonceffionen gilt in erhöhtem Grab dasſelbe, was 
gegen die Buchhandelstonceffionen ſpricht. Eine unbevenklihe, aber auch unbebeu- 
tende Mafregel ift es, wenn von der Uebernahme einer Zeitungsredaltion ſolche 
Perfonen ausgefhloffen werben, die wegen ſchimpflicher Verbrechen oder Vergehen 
gerichtlich verurteilt find. 

3) Das Verbot, Druchkſchriften auf vem Wege des Haufirhandels zu ver- 
breiten, bat zur Folge, daß die dem gewöhnlichen Betrieb des Bücher- und 
Zeitungsverlaufs unzugänglichen Volksklaſſen von der Literatur faft vollftändig 
abgefperrt find. Wenn die Staatögewalt dieſen Klaffen ein wichtiges Bildungs» 
mittel durch polizeiliche Vorkehrungen verfümmert, fo überfchreitet fie die Grenzen 


2) Dal. die Artitel Ausnahmsgeſetz, Nothrecht. 


252 Prefipolizei, 


ihres Rechts und vernadhläffigt zugleich eine ihrer pofitiven Aufgaben: die Pflege 
der Kulturintereffen. Daß die deutſche Arbeiterbevölferung in Stadt und Land noch 
vielfach Hinter der englifchen zurückſteht, erklärt ſich theilweife aus dieſen Beſchrän— 
kungen, die eben fowohl den Büchern und Brofhüren als ver Zeitungsliteratur 
das Eindringen in die Maflen erfchweren. In einem freien Staate wird daher 
der Haufirbandel mit Drudfdriften ungehindert ftattfinden, vorbehaltlid derjeni— 
gen Anorbnungen, melde nöthig fein können, einerfeits um das Eigenthum und 
das Hausrecht zu ſchützen, anbrerfeits um die Verbreitung mit Beſchlag belegter und 
erichtli verurtheilter Schriften zu hindern. — Der gröbfte Eingriff in das 
rincip der Preffreiheit ift e8, wenn den Behörden vie Befugnig eingeräumt 
wird, ven Haufirhandel mit gewiffen begünftigten Schriften und Zeitungen zu 
geftatten, dagegen in Bezug auf andere zu unterfagen. 

4) Der Zeitungsftempel, wie er in einigen Läntern eingeführt ift, kann 
als eine rein financielle Mafregel targeftellt und vertheidigt werden. Er ift 
jedoch, unter biefem Gefihtspunft betrachtet, eine ungerehte Befteurung, nicht 
allein wegen feiner unverhältnißmäßigen Höhe, ſondern auch deshalb, weil er die 
einzelnen Unternehmungen äußerft ungleich trifft. Denn von zwei in gleidem 
Umfang und glei ftarfen Auflagen erfcheinenden und deshalb mit derjelben Stem- 
pelfteuer belegten Blättern fann das eine dem Befiger reichlichen Ertrag abwerfen, 
während das andere feine Koften nicht dedt. Dazu kommt nun ver nachtheilige 
Einfluß, welchen dieſe Steuer auf die Wirkſamkeit der Prefje ausübt. Wirb fie 
durch Erhöhung der Zeitungspreife auf das Publikum abgewälzt, jo hat dieß 
wiederum zur Folge, dag den minderbemittelten Klafjen die Benügung eines uner- 
feglihen Bildungsmitteld erfhwert ift. Wird aber eine Preiserhöhung durch Ers 
Iparniffe an ten Koften tes Blatts und namentlih dadurch vermieden, daß man 
tüchtige Originalarbeiten, die nur gegen entfpredhendes Honorar zu haben find, 
ausſchließt oder feltener aufnimmt, fo zieht die Stempelfteuer eine Verſchlechterung 
ber Zeitungspreffe nad fid. 

5) Die Zeitungstautionen fünnen als Bürgfchaft entweder für bie finan- 
cielle oder für die politifche Solitität eines Zeitungsunternehmens, oder endlich 
für die gefiherte Beitreibung von Unterfuhungsfoften und Strafgelvern betradtet 
werben. Allein die financielle Solivität ift für den Staat vollfommen gleihgültig 
und eine politifhe Bürgſchaft würde man von dieſer Mafregel vergeblih erwar« 
ten. Gin Bergleih zwifhen ter Zeitungsprefje terjenigen Länder, in welden dat 
Kautionsſyſtem befteht und derjenigen, in welden es unbefannt, oder — wie in 
England — die Kaution nad tem Mafjftab des Geldwerths von verſchwindender 
Geringfügigkeit ift, liefert den Beweis, daß ſowohl die politifhe Richtung als der 
geiftige Gehalt ter Zeitungen von ganz anderen Faltoren beftimmt wird. Int 
befondere wird man in revolutionären Zeiten eben fo leicht für Umfturzzwede ale 
für die Unterftügung einer fonfervativen Politif vie nöthigen KRautionsfummen 
finden. Diefe Kleinen polizeilichen Mittel verfagen ihren Dienft regelmäßig in dem 
Augenblid, wo fie fih wirkſam ermeifen follten, 

Wenn man das Kautionsſyſtem bie und da deshalb empfohlen hat, weil 
dadurch das Aufkommen der Heinen vom Plagiat lebenden Wintelblätter erſchwert 
werte 2), fo ift dagegen einzuwenden, daß dieſe Blätter in Deutſchland für jetzt 


2) Der Stup gegen Nakdrud, welchen die Zeitungen eima in Anſpruch nehmen fünnen, 
iſt In keinem Fall dur Kautionen zu erreiken und bildet feinen Gegenſtand der preßpolijzeili— 
den Gefepgebung. 
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ein nothwendiges Uebel find. Das Bedürfniß, fich über vie politifchen Gorjänge i 


zu unterrichten, ift bei unjern arbeitenden Klaffen noch fo unvollftändig entwickelt, 
daß fi jene mohlfeilen Tag und Wocenblätter, die in England und Amerika, 
wo der verhältnißmäßig niedrige Preis durch einen mafjenhaften Abſatz ausge: 
glichen wird, an Reihhaltigkeit ihrer Driginalartitel mit den Zeitungen erften 
Rangs wetteifern, in Deutihland nicht halten könnten. Hier finden, mit Ausnahme 
einzelner vorgefihrittener Landftrihe, bei ven arbeitenden Klaffen und bis in bie 
Kreife des höhern Bürgerftandes hinein, nur jene Blätter ein genügendes Publi- 
fum, deren Spottpreis dur den "eichränfteften Umfang und den Verzicht auf 
Driginalmittheilungen möglih gemadt wird. Solche Blätter können bei gefchidter 
Auswahl des Stoffs aus größeren Zeitungen ber Richtung, welche fie vertreten, 
fehr wirkſame Dienfte leiften; fle find jevenfalld für einen großen Theil ver 
Bevölferung zur Zeit nod ein Bedürfniß, deſſen Befriedigung der Staat nicht 
erfchweren darf. 

Sol endlich die Kaution als Mittel dienen, die Beitreibung der durch 
eine Gefegesübertretung verwirkten Geldftrafen und Unterfuhungstoften ficher zu 
ftellen, jo ift nicht abzujehen, mit welchem Recht der Zeitungspreffe eine Laſt 
auferlegt werben follte die in feiner andern Staatseinrichtung ihres Gleichen hat. 
Müßte nicht minveftens konfequenter Weife jeter Schriftfteller oder Verleger, ver 
ein Buch oder eine Flugſchrift politifchen Inhalts herauszugeben im Begriff ift, 
ebenfall® zur Kaution angehalten werden? Die Mafregel ift überbied in ben 
meiften Fällen vollkommen zwedios, da die Beitreibung kleinerer Beträge erfah- 
rungsgemäß ohne Schwierigkeit ftattfindet, während in ſchwereren Fällen nicht auf 
Geld, fondern auf Freiheitsftrafe erfannt zu werben pflegt und äußerften Falls 
durch Umwandlung der uneinbringlichen Getoftrafe in Arreſt ver Vollzug des 
Geſetzes möglich gemadt ift. 

6) Zu den vermwerflichften Beſchränkungen ver Preffe gehört das Verbot 
periodifher Schriften, die ſich durch ihre Tendenz mißliebig gemacht, vielleicht 
auch zu gerichtlichen Berurtheilungen fhon Anlaß gegeben haben 3), Einem folhen 
Berbot noch nicht erfchienener Drudihriften von unbefanntem Inhalt fommt vie 
Entziehung des Poftvebits gleich, wie fie in einigen Yänvern über mißliebige 
Zeitungen verhängt werben fann. 

Nicht venfelben Charakter hat die gefeglihe Beftimmung, melde dem Richter 
geftattet, auswärts erfcheinende, wegen eines Preßvergehens gerichtlidy verur— 
theilte Zeitfchriften auf beftimmte oder unbeftimmte Zeit zu verbieten und 
dadurch zu bewirken, daß die verurtheilten Ausländer, die den gewöhnlichen 
Erefutionsmitteln nicht unterworfen find, fih zur Abwendung eines empfind- 
lihen Nachtheils ver über fie verhängten Strafe fügen. Diefes außerordentliche Exeku— 
tionsmittel ift zu billigen, wenn es nicht im Uebermaß angewendet, wenn alfo 
namentlich die Dauer des Berbots und die Größe des daraus für das Zeitungs- 
unternehmen entfpringenden Schadens mit Rüdficht auf die Größe der zuerfannten 
Strafe bemefjen wird. Ein unwiderruflihes Verbot auf unbeftimmte Zeit ift ſchon 
deshalb widerfinnig, weil ja bie VBollftrefung des Erfenntniffes durch den Tod 
des BVerurtheiiten und andere Umftänve zur Unmöglichkeit gemacht werben kann. 

7) Die Befhlagnahme hat den Zweck, ver Verbreitung von gefeß- 








3) Nah der bonapartiftifhen und denjenigen der deutichen Gefeßgebungen, die dieſes Spftem 
angenommen baben, pflegt der definitiven oder zeitweiligen Unterdrüdung des Blatts oder der 
Konseffionsentziebung (oben Ziff. 2) eine mehrmilige Verwarnung vorherzugeben, 


254 Prefipolizei. 


widrigen Preßerzeugniſſen Einhalt zu thun, wie es überhaupt eine Pflicht ber 
Stantögewalt ift, gegen gefegwibrige Handlungen einzufdreiten und deren Fort⸗ 
fegung zu verhindern. Während aber in andern Fällen die Strafbarkeit der Hand- 
lung gewöhnlich evident vorliegt, ein unbegründetes Einfchreiten nur ausnahms- 
weile ftattfindet und von befonders nachtheiligen Folgen nicht begleitet zu fein 
pflegt, fehlt es bei Preßerzeugniſſen häufig an jener Evidenz der Geſetzwidrigkeit 
und kann die Beichlagnahme im hundertfaher Wiederholung dazu mißbraudt 
werben, gegen bie legalften Meinungsäußerungen einzufchreiten, unliebfamen Zei— 
tungen ihren Fortbeftand unmöglich zu machen, den Berlegern die ſchwerſten Ber- 
mögensnachtheile zuzufügen und die freiheit der Preſſe zu einer Illuſion herabzu- 
würdigen. Thatfählihe Erfahrungen %) liefern ven Beweis, daß dieſe Beforgniß 
gegründet und bei der Regelung des Rechts der Beihlagnahme die äußerſte Vor— 
fiht geboten ift. Die Beſchlagnahme darf 
a. nicht erfolgen, bevor eine Gefegesübertretung, alfo eine Beröffentlihung 
des Preßerzeugniffes wirklich begonnen hat. Sie darf b. nicht erfolgen ohne aus» 
drückliche Bezeihnung des übertretenen Geſetzartikels. Sie darf fih c., wenn bie 
Drudihrift aus mehreren trennbaren Theilen befteht, nur auf denjenigen erftreden, 
in weldem vie für ftrafbar erachteten Yeußerungen enthalten find. Sie muß d. 
ungefäumt außer Wirkung gefegt werben, wenn das Gericht fi nad) Ablauf einer 
feftgeftellten furz bemefjenen Friſt nicht veranlaßt gefunden hat, ftrafrechtliche Unter- 
.. einzuleiten. 
iefe Beſchränkungen, die man in bie meiften Preßgefege aufgenommen Bat, 
find jedoch erfahrungsgemäß noch nicht ausreihend, dem gröbften Mißbraud der 
Beihlagnahme vorzubeugen 5). Eine gewiffenlofe Verwaltung Tann bei ver Be- 
ſchlagnahme Gefegesartifel citiren, die mit dem Inhalt der weggenommenen Schrift 
nit das mindefte zu ſchaffen haben und der Ruin einer Zeitung, die man plans 
mäßig dreimal in der Woche konfiscirt, wird dadurch nicht aufgehalten, daß nad 
Berlauf von 8 Tagen die inzwijchen werthlo8 gewordenen Nummern wieber frei- 
gegeben werden müſſen, weil zur Einleitung ber gerihtlihen Unterfuhung fein 
Grund vorhanden war. Es iſt unter folhen Umftänven feine fchwierige Aufgabe, 
die oppofitionelle Zeitungspreffe eines ganzen Landes vollftändig zum Schweigen 
zu bringen, während vie Gefeggebung mit dem theoretifchen Grundfage der Preß- 
freiheit prunft. So lange in Deutihland die Stellung der Landesvertretungen 
noch jo unentwidelt ift, daß ihr Proteft gegen berartige Verwaltungsmißbräude 
unbeachtet verhallen fann ©), muß es um fo mehr als eine Aufgabe der Gefeg- 
gebung betrachtet werden, in günftigen Womenten diejenigen Beftimmungen zu 
treffen, welde dem Mifbraud engere Schranfen ziehen. Als das einzig wirkfame 
Segenmittel in Anfehung der Beihlagnahme erſcheint das von ver neueften öfter 


9) In Bayern ift während der Jahre 1850—57 nad einer beiläufigen Berechnung 2100 
mal die Beichlagnahme von Zeitungen verfügt worden, in welchen die mit der äußerſten — oro⸗ 
fität auftretenden Gerichte feinen geſezwidrigen Inhalt gefunden haben. Ein Nürnberger Blatt 
wurde im Laufe von 3 Yabren 130 mal, im Lauf eines einzigen Bierteljabres 53mal mit Be 
ſchlag belegt; der Herausgeber wurde einmal vor Gericht geftellt umd in dieſem Wall freiges 
fproden. Sten. Ber. d. K. d. Abg. 1859 S. 183. 

6) Dal. Note 4 über den früheren Zuftand in Bayern, wo die angeführten Beftimmungen 
ebenfalld Geltung hatten. 

6) In Bayern tft das Syſtem der polizeilichen Preßbedrüdung , nachdem dadfelbe im Jahr 
1853 zum erftenmal von der Abgeordnetenfammer gerügt worden war, noch fünf Jahre hindurch 
mit gefteigerter Rüdfihtslofigkeit fortgefept werden, bis es endlich 1859 gelang, feine Träger 
sum KNückiritt gu nöthigen. Aehnliche Erfahrungen hat man in Preußen u. a. Bundesländern g 





Preußen. 255 


reichiſchen Geſetzgebung aufgenommene Princip, daß für jeve Befchlagnahme, vie 
nit wenigftens zur Einleitung einer gerichtlichen Unterfuhung geführt hat, volle 
Entihädigung aus der Gtaatsfaffe zu leiften jei. Kommen die nöthigen 
Beltimmungen hinzu, um dem Kläger feine Beweislaft binfichtlih der Größe des 
Schadens zu erleihtern, wird namentlihd aud auf die Abonnenten und Infera- 
tenabnahme, die in Folge häufiger Konfisfationen eintritt, entſprechender Bedacht 
genommen, jo muß das Syſtem der tendenziöfen Beſchlagnahme aufhören, weil 
es feinen Zwed, vie Zeitungsunternehmer durch Bermögensverlufte einzufhüchtern 
und zum Schweigen zu bringen, nicht mehr oder doch fehr langſam erreichen und 
anderfeits die Staatskaffe empfindlich belaften würde, 

II. Breßpolizeilihe Beftimmungen, welche feine Befhränfung der 
Preßfreiheit in fih fließen. Hieher gehören diejenigen Maßregeln, welche 
zum Theil die gerichtliche Einfhreitung gegen ftrafbare Preßerzeugniffe erleichtern, 
zum Theil die Behörden in ven Stand fegen follen, vie zur Erfüllung ihrer 
Verpflichtungen erforderlihe Kenntnig neuer Preßerzeugniffe rafh und ficher zu 
erlangen. (Nennung des Druders, Berlegerd oder Verfaſſers reſp. Rebafteurs auf 
jever Drudichrift, polizeiliche Anzeige von dem Betrieb eines Preßgewerbes, Ein- 
reihung von „Pflihteremplaren” jedes Preßerzeugniffes, gleichzeitig mit dem 
Beginn feiner Beröffentlihung, Vorzeigung der zum öffentlihen Anſchlag beftimm- 
ten Blalate u. f. w.) 

Unter einen befondern Geſichtspunkt fällt das Recht der Berichtigung, das 
die Gefege den in einer Zeitung angegriffenen Behörden und Privatperfonen ein- 
räumen. Da vie Behörden viefes Recht, wenn es in Betreff des räumlichen 
Umfangs ein unbegrenztes ift, bismeilen dazu mißbrauden, unliebfame Blätter 
durch Berichtigungen von erbrüdender Länge in Berlegenheit zu fegen, fo follte 
auch hier, wie es den angegriffenen Privatperfonen gewöhnlid auferlegt ift, die 
Pfliht zur Zahlung von Infertionsgebühren eintreten, infoweit eine amtliche 
Berichtigung den Raum des Angriffs überfchreitet. 

In den deutfhen Grundrechten (Reihev. v. 28. März 1849 $. 143) 
ift beftimmt: „Die Preffreiheit darf unter feinen Umſtänden und in feiner Weife 
durch vorbeugende Maßregeln, namentlih Cenfur, Konceffionen, Sicerheitsftellun- 
gen, Staatsauflagen, Beichränfungen der Drudereien oder des Buchhandels, Poft- 
verbote oder andere Hemmungen des freien Verkehrs befchränft, fufpendirt oder 
aufgehoben werben.” Weder vie im Vorhergehenden unter Ziff. II. angeführten 
preßpolizeilihen Vorkehrungen, noch die Beihlagnahme von Drudjhriften ftraf- 
baren Inhalts, deren Beröffentlihung bereits begonnen bat, find dadurch ausge 
ſchloſſen. Alle anderen, von den Grundrechten für unftatthaft erflärten Polizeimafß- 
regeln können in der That eben fo leicht entbehrt als ſchwer gerechtfertigt werden. 

rater. 


Breufßen. 
1. Geſchichte der Entwicklung des Territorial- IM. Staatsret. 
beftandes. IV. Staatsverwaltung. 
N. Siatiſtiſche Ueberfit. 


I. Die Geſchichte der Entwicdlung des Territorialbeftandes !). 
Das Staatögebiet diefes Königreihs iſt nicht an einen eigenen Vollsſtamm ge- 


1) Ausführlicher habe ich diefen Begenftand in meinem Handbuche der og Statiftit 
Br. VI. S. 20-136 und in Meyers Arhiv zur Landeskunde Preußens, Jahrg. I. 1856 
S. 1—52 dargeftelt.- Die Refultate meiner Unteren en find fpäterhin ojtmald benupt, nicht 
felten ohne die Quelle zu nennen, aus der fie entiehnt And. 
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müpft, welcher fein auf natürliche Hülfsmittel geftüttes Uebergewicht zur Unter 
werfung feiner Nahbaren benügt, oder bei irgend einer günftigen Gelegenheit mit 
nachhaltiger Kraft auf einmal eine ausgedehnte Yändermaffe erworben hat, es ift 
nicht in feiner Bildung von einem größeren zufammenhängenten Ganzen ausge 
gangen: es ift vielmehr als das Eigebniß raſtlos fortgefegter, umfichtiger 
und fraitvoller Beitrebungen feines Fürftenhaufes zu betrachten, das in fünft« 
halb Jahrhunderten, nachdem fhon alle beveutenderen Staaten Europa’s ihre ge 
fiherten und bartnädig behaupteten Grenzen eingenommen hatten, vie Löſung 
viefer ſchwierigen politiihen Aufgabe ausgeführt hat. Dem Haufe Hohenzollern 
bat dieſes Staatswörterbud bereits einen befonderen Artikel gewidmet, Br. V. 
©..244—67, ſo daß id, für die perfönlichen Verhältniffe diefer Dynaftie darauf 
verweifend, bier nur die Territorialbildung des Preußifhen Staates und feine 
Erweiterung nad ven einzelnen Regierungen erläutere. 

—Als Friedrich I. die Kurfürftenwürde und die Belehnung mit der Mark 
- Brandendurg,erhielt (1415, + 13. Sept. 1440), gehörten zur Mark Brandenburg 
1) die Witmart jenſells der Elbe, zwifchen dieſem Fluſſe und der Oder, etwa 75 
Q.⸗Meilen, 2) vie Priegnig zwifhen der Elbe und der Doffe, gegen 60 
D.-Meil., 3) die Udermark, mit Ausfhluß tes Gebietes von Angermünde (das 
den Herzogen von Pommern gehörte) gegen 50 D.-Meil., 4) vie Landſchaften 
Barnim, Lebus, Teltow, Zaude, Glyn, das Havelland, alle ſüdlicher zwifchen der 
Elbe und der Oder liegend, zufammen circa 210 D.-Meil., 5) die Herrſchaft 
Sternberg auf dem rechten Ufer. der Oper, fürlih von der Warthe, etwa 30 
D.-Meil. Der gefammte Flächeninhalt der Kurmark betrug demnach damals nod 
nit völlig 425 D.-Meil. Außerdem beſaß Friedrich I. das fränfifche Fürften- 
thum Onolzbach als fein Stammerbe und feit dem Tode feines Bruders Johann 
(1420) aud) das zweite fränkische Fürſtenthum oberhalb des Gebirges (Baireuth): 
beide zufammen 105 D.-Meil, Diefe Bereinigung blieb jevody nur bis zum Tode 
des erften Kurfürften, worauf die Kurmark allein an feinen zweiten Sohn Fried⸗ 
rich TI, (1440, + 10, Febr. 1471) fam, indem der ältere Bruder, Johann der 
Alchemiſt, freiwillig auf die Kurfürftenwürbe Verzicht Leiftete und der jüngfte, Fried— 
ri der Fette, zwar nad dem Teſtamente des Vaters (1437) die Priegnig und 
die Altmark erhalten follte, aber in der That die Regierung nicht antrat und 1463 
ohne Söhne verftarb. Eine wefentlihe Vergrößerung und vortheilhafte Abrundung 
des Länderbeftandes gewann Kurfürft Friedrich II. durch ven Erkauf der Neu— 
mark mit Einfhluß der Gebiete Driefen und Schivelbein (circa 120 Q.-Meil.) 
welhe der Hocmeifter des deutſchen Ordens, Ludwig von Erlihshaufen, am 
22. Febr. und 20, Sept. 1454 in Kriegs- und Geld-Bedrängniß für 100,000 
Rheiniſche Gulden überließ, zwar noch mit einem Rückkaufsrechte für diefelbe 
Summe, das indeß bei der immer mehr fteigenden Geldnoth des Deutſchen Ordens 
1517 aufgegeben wurde. Geringere Erwerbungen madte Friedrich II. an ber 
Medienburgifhen und Pommernſchen Grenze, aber die in der Laufig und Cottbus 
dur Geld erworbenen Pfandrehte und Befigungen mußte er fpäter im nicht 
glüdlihen Kriege gegen König Georg Podiebrad durd den Friedensvertrag zu 
Buben (Januar 1462) herausgeben und ſich mit ven Herrfhaften Cottbus, Pelz, 
Teupitz, Beerfelde und Groß-Lübben als böhmifchen Lehnen und mit der An« 
wartihaft auf die Herrfchaften Beeslow und Storkow unter böhmiſcher Lehne- 
boheit begnügen. Wenn aud diefer Territorial-Zumwahs nur 30 D.-Meil. be 
trug, jo waren doch die Yandesverhältniffe der jet abgerundeten Ländermaſſe 
von 580 Q.Meil. bei dem Tode des Kurfürften Friedrich IL (10, Febr. 
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1471) georbnet. Ihm folgte fein Bruder, da feine beiden Söhne fehr jung vor 
ihm geftorben waren, Kurfürft Albreht Achilles (1471 + 11. März 1486) 
in der Mark Brandenburg, ein in jeder Beziehung ausgezeichneter Fürft feines 
Zeitalters. Sein perfönlier Einfluß am faiferlihen Hofe Friedrichs III. gewährte 
eine Fräftige Beihilfe für neue Erweiterung des Länverbeftandes und Vermehrung 
noch ausgebehnterer Anfprüde für die Zukunft. Dazu gehörte vie erneuerte Reichs- 
belehnung mit dem Herzogthum Pommern-Stettin, obſchon er damals noch bie 
Bereinigung der gejammten pommerfchen Lande der Dynaftie Pommern-Wolgart 
zuvor einräumen mußte. Nur erhielt er gleichzeitig in dem Wertrage zu Prenzlau 
(31. Jan. 1472) die von Pommern no befegten nordöſtlichen Theile der Uder- 
mark und bie Erbhulvigung der Bommernfhen Stände für fein Kurhaus, wozu 
noch im Bergleih mit Herzog Bogislam X. von Pommern (1479) die Herrſchaf-⸗ 
ten Züdnig und Vierradden abgetreten wurben. Für feine Tochter Barbara, als 
eingefegte Erbin des Herzogs Heinrih X. von Ologau, erwarb er im glücklichen 
Kampfe mit Herzog Johann von Sagan durh ven Friedensſchluß zu Camenz 
(16. Sept. 1482) zuerft pfandweife die Städte und Landſchaften Eroffen, Züli- 
hau, Sommerfeld und Bobersberg, nahm fie aber fogleih in Beſitz und gemein- 
Ihaftlihe Verwaltung, welche fpäter nah dem Tode der Herzogin Barbara (1510) 
zur definitiven Bereinigung mit der Kurmark führte. 

Indeß als die wichtigfte Handlung des Kurfürften Albrecht für die fpätere 
Mactentwidelung feines Haujes müſſen wir feine Beftimmung über die Untheil- 
barkeit der Kurlande und die nahmalige Vererbung feiner übrigen Lande anfehen, 
weil dieſes Hausgefeg als erfte Grundlage diente, in ber Zufunft von feinem 
Haufe die Gefahr der Zerfplitterung des Beflsftandes und des Yamilienzwiftes 
durch zu große Bertheilung in Seitenlinien abzuwenden. Diefe fogenannte Dis- 
positio Achillea?) orbnete an, daß die brandenburgifhen Lande im Verein mit 
ber furfürftlihen Würde und allen neuen bisherigen Erwerbungen in Pommern 
und der Laufig, fowie mit allen in Zufunft noch zu madhenden, ungetheilt 
auf ewige Zeiten dem erfigeborenen Sohne und deſſen männlider 
Nachkommenſchaft nah dem Rechte ver Erftgeburt verbleiben follten. Für bie 
fräntifhen Fürftenthämer wurden abgefonvert zwei Linten biefes Haufes feſtgeſetzt; 
ihre beiden Antheile follten verloost und die Bergwerke in denfelben gemeinſchaft— 
ih benugt werben: aber alle übrigen Mitglieder diefer drei Fürſtenlinien erbiel- 
ten nur Anſpruch auf fürftlihen Unterhalt zur Nothourft, fowie ihre Töchter 
Ausftattung mit einem Heirathsgut, wozu jedoch niemal® Land und Leute berge- 
geben werben dürften. Jede Verpfändung oder Veräußerung an Land und Leuten, 
Shlöffern und Städten blieb nad) diefem Hausgefege ftreng verboten, welches von 
jedem Mitglieve des gefammten Fürſtenhauſes nah zurüdgelegtem achtzehnten 
Lebensjahre, bevor es die Regierung angetreten oder die Appanage empfangen 
hatte, durch einen fchriftlihen Revers an Eivesftatt befräftigt werden mußte, mit 
der Verpflichtung, alle Anordnungen dieſes Hausgefeges feft und unverbrüchlich 
zu beobachten. Demgemäß folgten nah dem Tode des Kurfürften Albrecht fein 
ältefter Sohn Johann Cicero (11. März 1486, F 9. Jan. 1499) in ber 
Kurwürde und den brandenburgifchen Landen, der zweite Sohn Friedrich erlangte 
das Fürftentfum Ansbah und der jüngfte Siegismund das Fürſtenthum Baireuth. 

Das fechszehnte Jahrhundert gewährte dem Kurhaufe Brandenburg nur un- 


— — 


26: von Lanckzolle, Geſchichte der Bildung ded preuß. Staatd I. Abtbl. 2. ©. 521 
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wefentliche Erweiterungen feines Befigftandes. Kurfürft Johann erwarb noch durch 
Kauf die böhmiſche Lehnsherrfhaft Zoffen (gegen 7 Q.-Meil.) auf dem linfen 
Ufer der Spree bei Teupig: die fürmlidhe Belehnung erfolgte indeß erft unter 
feinem Sohne Joahim I. (9. Jan. 1499, + 11. Juli 1535) in dem allge- 
meinen Belehnungsbriefe des böhmischen Königs Ferdinand I. (1531) mit den 
übrigen böhmischen Lehnen Cottbus, Peiz u. |. w. Aus der Regierung des Kurs 
fürften Joachim I. ift überdieß no zu bemerken, daß die Yehnsgrafihaft Rup- 
pin 1524 nad dem Ausfterben der brandendurgifhen Lehnsgrafen von Ruppin 
mit Graf Wichmann micht weiter verliehen, fondern unmittelbar der Verwaltung 
der Kurlande einverleibt wurde (ein Gewinn von c. 32 Q,-Meil.). Bei ber 
günftigen Stellung Joahims I. zum Kaijer Karl V. erlangte er eine vortheilhafte 
laiſerliche Entſcheidung über die ftrittigen Lehnsverhältniffe zwiſchen Brandenburg 
und Pommern, jo daß in dem Bergleihe zu Grimnig (2. Aug. 1529) mit den 
pommernfchen Herzogen zu Wolgaft und zu Stettin für Joachim I., neben ber 
Mitbelehnung mit Pontmern, bereits die Erbhuldigung der pommernſchen Stände 
zuerfannt und die unbeſchränkte Zufiherung der vollen Erbfolge in Pommern nad) 
dem Ausfterben ver beiden herzoglichen Linien des Landes erneuert wurbe, 
Kurfürft Joachim II. (1535, + 3. Jan. 1571) mußte zwar dem Adhillei- 
ſchen Hausgefege zuwider, nad dem Teftamente feines Vaters, feinem jüngeren 
Bruder Markgraf Johann die Neumark nebft den Herrihaften Sternberg, Cottbus, 
Croſſen und Peitz als abgefondertes Eigenthum überlaffen; jevoh war viele 
Theilung der brandenburgifhen Lande nur vorübergehend, weil Johann, der zehn 
Tage nah feinem Bruder Joahim II. verftarb (13. Jan. 1571), feine Söhne 
hinterließ, fo daß Kurfürft Johann Georg wieder alle brandenburgifchen Lande 
vereinigen und Albrehts Erbfolge-Ordnung wieder ungefchmälert herftellen konnte. 
Unter Aurfürft Joahim II. wurde, mit ſehr umfichtiger Schonung der obwalten- 
den Berhältniffe, 1539 die Reformation ohne allen Kampf in die Mark Bran- 
denburg eingeführt. Hiebei wurten die drei Bisthümer des Landes, Brandenburg, 
Havelberg und Lebus, nad und nad jäkularifirt und ihre Befigungen der allge: 
meinen Yandesverwaltung überwiefen. Einen folgenreihen Anſpruch auf zufünftige 
Erhöhung der politiihen Macht feines Haufes gewann Joachim IE. durd bie 
glücklichen Verhandlungen mit feinem Schwager, dem König Siegismund IT. von 
Polen. Diefer räumte als Oberlehnsherr des Herzogthums Preußen, auf dem 
polnifhen Reihstage zu Lublin am 19. Juli 1569 dem Kurfürften Joachim TI. 
und feinen männlihen Nadhfommen die Mitbelehnung auf das Herzogthum Preußen 
ein. Es war die größere Hälfte des Landes Preußen, nad einem verheerenden 
breizehnjährigen Kriege (1454— 66) zwiſchen dem deutſchen Orden und dem Kö— 
nigreich Polen, in dem Friedensvertrage zu Thorn (1466) unter polnifhe Lehns- 
hoheit ald Ordensland gefommen, die Hleinere Hälfte dagegen vollftändig dem 
Königreih Polen einverleibt worden. Dies Ordensland war nad der Säfularifa- 
tion des Hochmeifters Markgraf Albreht (aus dem Haufe Hohenzollern-Ansbad), 
im Friedensvertrage zu Krafau (1525), mit befonderer VBegünftigung des polni- 
hen Königs Siegismund I., deſſen Schwefter Sophia die Mutter des Hochmeiſters 
Albrechts war, als weltliches Herzogthum und Yehn der Krone Polen erblich dem 
Markgraf Albrecht und feinen männliden Nachkommen überlaffen, aber nur auf 
die fränfifche Linie beſchränkt worden, welde von ver polniſchen Königstochter 
Sophie abftammte. Herzog Albrecht hinterließ (1568) nur einen einzigen Sohn 
Albrecht Frievrih, und bei deſſen Belehnung mit dem Herzogtfum Preußen war 
dem Kurfärften Joachim II. als Gemahl ver polnifhen Königstohter Hedwig 
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(Siegismund I. Tochter) die Lehnserweiterung für die Aurfürftliche Linie gelungen, 
Weitere Ausfihten auf Territorialvergrößerung des kurfürftlichen Haufes eröffneten 
fih im dieſer Zeit durd die Erbvereinigung und Erbverbrüberung mit Herzog 
Friedrih von Brieg, Wohlau und Liegnig (1537), nach welcher bei dem Aus- 
fterben des herzoglihen Stammes dieſe drei Fürftenthümer mit Brandenburg ver- 
einigt werben follten. Die Erneuerung ber bereits beftehenden Erbverbrüberung 
zwiſchen den Dynaftien Brantenburg, Sahfen und Heffen zu Naumburg (1555) 
bat indeß nie zu wirklicher Erhebung politiicher Anſprüche geführt. 

Die ynmittelbar nachfolgende Regierung des Kurfürften Johann George 
(3. Jan. 1571, + 8. Jan. 1598) wirkte nur wefentlid günftig auf die Belebung 
bed inneren Wohlftandes, weil fie bei ihrem durchaus frievlihen Charakter jede 
Gelegenheit zu kriegeriſchen Feindſeligleiten vermied. Die Erweiterung der bereits 
vorhandenen Anſprüche auf Vergrößerung des Zerritorialbeftandes hatte indeß auch 
in dieſer Zeit ihren Fortgang, wie die zweite und britte Mitbelehnung mit dem. 
Herzogthum Preußen bei dem polnifhen Threnwechſel durd König Stephan Ba- 
tbory (1518) und durd ven erften polnifhen König aus dem Haufe Wafa, durch 
Siegismund III. (1589) bezeugen. Eben dahin gehört aud bie Beftätigung ber 
neuen Erbverbrüderung mit den Herzogen von Pommern (1571) durch Kaifer 
Marimilian I. (18. März 1574), welder überbieß nod in bemfelben Jahre dem 
Kurfürften Johann George die Anwartihaft auf die gefammten Reichslehne des 
Hauſes Braunſchweig · Lüneburg beftätigte. Als eine wichtige, die Inbuftrie belebenve 
Bermehrung ber Bevölkerung bemerken wir noch die erfte Aufnahme von ver« 
triebenen Evangelifhen, welche wegen Verfolgung ihrer religiöfen Anfichten aus 
den fpanifhen Nieverlanden nach der Mark Brandenburg fi flüchteten, und bier 
eben fo bereitwillig, wie fpäterhin die Franzoſen und polnifhen Socinianer unter 
Kurfürft Friedrich Wilhelm und die Salzburger unter König Friedrich Wilhelm I., 
empfangen und unterftügt wurden. Beſonders fiedelten ſich dieſe Emigranten in 
den Städten Brandenburg, Stendal, Eroffen, Wittftod, Zülihau und Zielenzig 
an, wo fie namentlich in der Tuchweberei und Färberei ald Beförberer des hei- 
miſchen Gewerbfleißes ihren wirkfamen Einfluß ausübten. 

Johann George’s Sohn, Kurfürft Joahim Friedrich (8. Ian. 1598, +18, 
Juli 1608), hatte bereits als Erbpring und Kurprinz, durch feine Wahl zu dem 
Biſchofsamte in Havelberg (1553), Lebus (1555) und Brandenburg (1571), dieſe 
zur Säfularifation beftimmten Bisthümer in die allgemeine Verwaltung des Kur- 
fürftenthums Brandenburg allmählig hinübergeführt. Nicht jo vollftändig gelang 
e8 bei dem Erzbisthum Magdeburg, das zwar auch ſchon feit 1513 in ven Hän- 
ben brandenburgifcher Fürften, durch ihre Wahl zur erzbifchöflihen Würde, ſich 
befunden hatte und zu welcher auch bereitd Joachim Friedrich als Erbprinz 1566 
gelangt war. Aber bei feinem Regierungsantritte als Kurfürft vermochte er das 
Domkapitel von Magveburg zum Uebergange in vie gemeinfhaftlihe branden⸗ 
burgifche Landesverwaltung nicht zu bewegen, und mußte fid für bie Erhaltung 
der Anſprüche feines Haufes auf diefe reiche Elbe-Landſchaft begnügen, daß fein 
fester, damals erft eilfjähriger Sohn Chriftian Wilhelm, ſpäter im breißigjähri- 
gen Kriege durch feine militärifhe Laufbahn bekannt, zum Aominiftrator dieſes 
Erzbisthums erwählt wurde. Bei der nahen Ausfiht des Ausfterbens der frän- 
fiichen Linie des Haufes Hohenzollern, da Marfgraf Georg Friedrich von Ansbach 
bereits 1557 durch den Tod des umvermählt in der Berbannung verftorbenen 
Markgrafen Albrecht Alcibiades beide fränkiſche Fürſtenthümer vereinigt hatte, 
jedoch auch Heine Kinder befaß, endlich Herzog Albreht Frievrih von Preußen 
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zwar vier Töchter aber feinen Sohn am Leben erhalten hatte, erachtete Kurfürſt 
Joachim Friedrich ſchon in feinem erften Regierungsjahre für eine Hauptforge, 
dur einen neuen Hausvertrag zu Gera (1598) allen Erbftreitigkeiten und 
jeder Zerfplitterung des Territorialbeftandes im Gefammtbefige des Kurhauſes in 
—— Einigung zuvorzulommen. Diefer Vertrag wurde zu Magdeburg (29. 
pril 1599) von den beiden Häuptern der kurfürftlihen und fräntifhen Linie voll- 
zogen, aber erft nach dem Tode des Markgrafen Georg Friebric (26. April 1603) 
von den Brüdern des Kurfürften Joachim Friedrich im Bergleih zu Onolzbach (11. 
Juni 1603) anerfannt. Es verblieben nad) vemfelben vie furfürftlihen Lande mit 
allen ihren ferneren Anfprühen, nmamentlih mit ben nahe in Ausfiht ftehenden 
auf die Erbichaft des Herzogthums Preußen, ungetheilt in einer Hand nad) 
dem Nechte der Erftgeburt bei der furfürftlihen Linie. Die beiden fränkiſchen 
Fürſtenthümer follten zu einer und berfelben Zeit nicht mehr als zwei Regenten 
haben, und zwar die männlihen Nachkommen der beiden älteren Brüder des Kur- 
fürften, des Markgrafen Chriftian und des Markgrafen Joachim Ernft, die für ſich 
jede eine befonvere Linie bilden und unter einander ſich beerben, fo daß erft nad 
ihrem gänzlihen Erlöfhen im Mannsftamme die fränfifchen Lande an das Kur- 
haus fallen. Diefer Bertrag ift, jo lange die fränfifhen Linien beftanden, voll- 
ſtändig erfüllt und unveräntert geblieben. Die ältere Linie des Markgrafen 
Chriſtian in Baireuth-Culmbach ftarb mit Chriftian Frievrihd am 20. Jan. 1769 
aus, worauf die jüngere Linie in Ansbach mit Markgraf Alerander, bereits feit 
dem 4. Auguft 1757 in Ansbach regierend, alle fränkiſchen Lande vereinigte. In- 
zwifchen ftand auch Markgraf Alexander ohne legitime Nachkommen, fo daß er 
noch bei Lebzeiten mit König Friedrich Wilhelm II. durch Freih. von Hardenberg 
1791 einen Vergleich abſchloß, gegen eine jährliche Penflon von 300,000 Gulden 
die Einverleibung beider fränfifhen Fürftenthümer in das Königreich Preußen fo: 
fort gefchehen zu Laffen. Außerdem war aus ber fränfifhen Erbſchaft nod das 
ſchleſifche Fürſtenthum Jägerndorf nebft den Herrfchaften Oderberg und Beuthen 
dem Kurfürften Joachim Friedrich anheimgefallen. Diefes Befisthbum (circa 30 
D,Meil.) hatte Markgraf Georg der Fromme von Ansbach, Bater des legten 
Markgrafen Georg Friedrich, dur Ankauf erworben, aber von dem Oberlehns- 
ern, König Ferdinand I. von Böhmen, nur das Befigrecht für die fränkiſche 
inie erlangt. Daher legte jegt Kaiſer Rudolf II., als Oberlehnsherr für die Krone 
Böhmen, Einſpruch gegen die brandenburgifhe Befignahme ein. Diefer wurde 
auch nicht zurüdgenommen, als Joachim Friedrich diefe ſchleſiſchen Befigungen 
feinem Sohne, dem Markgrafen Johann George, 1607 überließ; wenn berfelbe 
fih dennoch anfänglih bei den bamaligen politifhen und kirchlichen Wirren in 
Böhmen und Schlefien gegen die Kaifer Rudolf II. und Matthias glüdlich be— 
bauptete, fo wurde er doch im breißigjährigen Kriege, nachdem durch die Schlacht 
am meißen Berge bei Prag das öfterreichiiche Uebergewicht unter Ferdinand IT. 
in Böhmen und Schleſien wieder hergeftelt war, aus feinem Firftenthume ver- 
trieben und ftarb in der Verbannung (1624). Die Anfprücde des Kurhauſes Bran- 
denburg blieben fortan in Bezug auf Jägerndorf unbeacdhtet und vermehrten nur 
fpäterhin feine Berechtigung auf den Befig anderer fchlefifcher Fürſtenthümer. 
Im Herzogtfum Preußen war inzwifhen bei dem ſchwachſinnigen Zuftande 
des Herzogs Albrecht Friedrih eine vormundfchaftliche Verwaltung und Kuratel 
eingerichtet, welche der nächſte Agnat Markgraf Georg Friedrich feit 1586 über- 
nommen hatte, worauf fie nach deſſen Tode (1603) gleihfall® auf den Kurfürften 
Joachim Friedrih übergegangen war, Der große Widerſpruch der polnifhen Reidhe- 
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flände dagegen, welche bas für die Ausfuhr polnifher Produkte fo mohlgelegene 
Herzogthum als gänzliches Eigentum der Krone Polen zu unterwerfen ftrebten, 
wurde nur durch die unfichere Situation des Königs Siegismund III. und einen 
Koftenaufwand von 300,000 Rthlr. erft 1605 befeitigt, und dadurch die fünftige 
Vereinigung Preußens mit der Kurmark Brandenburg ſicher geftellt. Diefe kam 
bereit8 unter dem folgenden Kurfürften Johann Siegismund (13. Juli 1608, 
t 23. Dec. 1619) glüdlih zu Stande, als Herzog Albrecht Friedrich (8. Aug. 
1618) verftarb, und dadurch wurbe ein gleich großes Land (damals circa 672 
D.-Meil.), zwar durd Polen und Pommern getrennt, mit der Kurmark Branden- 
burg unter einem gemeinfhaftlihen Landesherrn verbunden. Derfelbe Fürft hatte 
jedoch ſchon vorher noch eine andere Erbfhaft in dem norbweftliden Theile von 
Deutfchland gewonnen, in feinem Anreht auf Eleve, Jülih und Berg, fo daß 
ſchon damals die äußerften Grenzen nad Weften und Oſten für ben preußiſch— 
brandenburgifhen Gefammtftaat erreicht wurden, innerhalb welder er in ben darauf 
folgenden zwei Jahrhunderten zu feiner gegenwärtigen Geftaltung gebildet werben 
ſollte. Diefe doppelte Bergrößerung bewirkte für die Verwaltungs-Bolitif des neuen 
Staates, daß fie aufhörte, im ausſchließlichen Interefie des deutſchen Reiches 
ihre Entwidlung zu nehmen: fie wurde vielmehr von jest ab zu einer umfafjen- 
deren Theilnahme an ven allgemeinen politiihen Berhältniſſen der Staaten des 
nörblihen und mittleren Europa's herbeigezogen. Die Herzogthlimer Cleve, Jülich 
und Berg, im Verein mit den Grafſchaften Mark, Navensberg und der Herrfhaft 
Ravenftein, eine Fändermaffe von mehr als 240 D.-Meil. Flächeninhalt, mit 
einer mehr wohlhabenden als bürftigen Bevölferung, waren durch den Tod bes 
legten Herzogs Johann Wilhelm (25. März 1609) ein erlevigtes Erbe geworben. 
Das nächſte Anrecht auf vasfelbe ftand feiner älteren Schwefter Maria Eleonore 
und deren Leibeserben zu, weil in dem Heirathövertrage biefer Fürftin mit dem 
Herzog Albrecht Frievrih von Preußen als ausprüdlihe Bedingung die Erban- 
wartfchaft auf die ſämmtlichen Befigungen ihres Vaters aufgenommen war, wäh» 
rend ihre jüngeren Schweftern einen beutlihen Berziht auf dieſe Erbſchaft in 
ihren Heiratböverträgen geleiftet hatten, welcher nur dann nichtig fein follte, wenn 
Maria Eleonore ohne rechtmäßige Erben verftürbe. Ihr Tod war ein Jahr vor 
ihrem Bruber (23. Mai 1608) eingetreten, ihre beiden Söhne hatten nur wenige 
Monate gelebt, aber vier Töchter waren aus ihrer Ehe mit dem Herzoge von 
Preußen als ihre berechtigten Erben zurücdgeblieben. Die ältefte derſelben, bie 
Kurfürftin Anna, war die Gemahlin tes Kurfürften Johann Siegismund von 
Brandenburg, welder fofort (April 1609) in Cleve, Düffelvorf und ven übrigen 
Hauptörtern biefer Erblande für fih und feine Nachkommen Befig ergreifen ließ. 
As fein gewichtvollfter Rival auf diefe verlodende reihe Erbſchaft ftellte fih ihm 
Pfalzgraf Wolfgang Wilhelm von Neuburg entgegen, indem er fein Anrecht als 
männliher Nachkomme der älteften unter ven damals nod lebenden Schweftern 
des verftorbenen Herzogs Iohann Wilhelm vorzugsweife behauptete. Die ver- 
widelte Geſchichte diefes Erbfolge-Streites gehört nicht hieher: wir heben hier nur 
vie nachhaltigen Folgen für die Vergrößerung des preußifchen Länderbeftandes 
hervor. Im out ſchloß Kurfürft Iohann Siegiemund am 31. Mai 1609 
mit dem Pfalzgrafen Wolfgang Wilhelm einen vorläufigen Vertrag über ben ge» 
meinſchaftlichen Beſitz diefer Erblande, mit der Verpflichtung biefelben gemeinfhaft- 
li gegen alle übrigen Prätendenten zu vertheivigen. Die erfte Theilung verfelben 
erfolgte am 12. Nov. 1614 durch den Vergleich zu Kanten, nad welhem Johann 
Siegismund die einträglichere Hälfte in dem Herzogthume Cleve, den Grafſchaften 
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Mark und NRavensberg nebft der Herrichaft Ravenftein, mit einem Gefammt- 
Flächeninhalte von 104 D.-Meil,, zur vollftändigen Bereinigung mit feinen übri- 
gen Staaten erlangte. Demnach hinterließ diefer Kurfürft?) einen mehr al8 um das 
Doppelte vergrößerten Erbftaat von 1470 Q.Meil., in brei größeren Länder- 
maſſen von einander gefondert, die jeboh zufammen mohl kaum mehr als eine 
Million Bewohner ernährten, wenn uns aud aus viefer Zeit noch fein Anhalt für 
eine Bevölferungszahl anders dargeboten ift, als in einer angemefjenen Abſchätzung 
nad) der fpäteren Bevölkerung. 

Die näcftfolgende Regierung des Kurfürften Georg Wilhelm (23. Dec. 
1619, + 1. Dec. 1640), welche ihm fein Vater ſchon vier Wochen vor feinem 
Tode durch freiwillige Refignation überlaffen hatte, geftaltete ſich als eine ſehr un— 
glüdlihe für jeden Theil feines Staates und für die ganze Dauer feiner Ber: 
waltung. Die Kriege zwifchen Franfreih mit den Niederlanden von der einen 
Seite und den beiden Häufern Habsburg in Spanien und Defterreih, der brei« 
Bigjährige Krieg, endlich der ſchwediſch-polniſche Krieg zwiſchen ven beiden Linien 
des Haufes Waſa vermwüfteten jede Landſchaft von Preußen bis nad Cleve, 
indem ber ohnmächtige Kurfürft nirgends Schuß gewähren konnte, aber fein [hmwan- 
fender Charakter und feine Mutblofigkeit viele Gegner herbeiführte, um bei dem ba= 
mals vorherrfhenden anarchiſchen Zuftande biefes Landes, bald als Freund bald ala 
Feind, die ſchutzloſen Bewohner bis zur völligen Erſchöpfung auszufaugen. Eine fo un— 
günftige Situation wurde in natürlicher Folge aud für den nod nicht befinitiv be— 
endeten Cleve⸗Jülichſchen Erbfolge-Streit von dem Pfalzgrafen von Neuburg benntt, 
um einen noch größeren Untheil für fi dem Kurfürften von Brandenburg abzuge- 
winnen, In einem neuen Vergleiche zu Düffelvorf (19. März 1629) mufte Georg 
Wilhelm die Herrfchaft Ravenftein und die Hälfte der Oraffchaft Ravensberg 
(Berluft von 13 Q.-Meil.) aufgeben und fi) zu dem nadhtheiligen Austaufh des 
Herzogthums Cleve gegen Jülich verpflichten: vie Ausführung ver letzteren Be— 
dingung wurde noch 1630 durch die umfichtige holländiſche Politit verhindert, 
welche lieber den evangelifchen Kurfürften von Brandenburg als feinen Fatholifhen 
Gegner zum Grenznachbar zu haben wünſchte. Der umpolitifhe Zutritt des Kur- 
fürften Georg Wilhelm zu dem Friedensvertrage von Prag (27. Aug. 1635) 
erwarb noch feineswegs eine hülfreihe Unterftägung des Faiferlihen Hofes, aber 
er bewirkte eine entſchieden feindfelige Stellung der ſchwediſchen Regierung, ob— 
ſchon die Schwefter des Kurfürften die Mutter ver Königin Chriſtina von Schwe- 
ben war. Zum offenen Ausbruche biefes überaus nachtheiligen Zwiftes gab ber 
lange erwartete Todesfall des legten Herzogs von Pommern Bogislam XIV. 
(10. März; 1637) die unerwünfchte Gelegenheit. Schweden nahm Befig von 
biefem bedeutenden Herzogthume (circa 537 D.-Meil.), auf welches frühere Lehns- 
verhältniffe und mehrfache Erbverträge dem Kurfürften Georg Wilhelm ein un- 
zweifelhaftes Erbrecht anwiefen, und jedes Anerbieten von brandenburgifcher Seite, 
in einem Theilungsvergleihe auch nur mit der Hälfte Pommern’s fi begmügen 
zu wollen, wurbe von ber ſchwediſchen Regierung zurüdgewiefen. 

Aber was ver Bater für die Schwähung der eben erft vereinigten branden- 
burgifch-preußifchen Staaten verſchuldet hat, löste fein großer Sohn Kurfürft 
Griedrih Wilhelm (1. Der. 1640, + 9. Mat 1688) in würbigfter Weife ein: 


3) Die Einziehung der durch den Tod des Grafen Martin von Hobenftein-Bierraden eröff: 
neten Lehnsherrſchaften Dierraden und Schwedt (4Q.-Meilen) in das unmittelbare Staatsgebiet 
fei bier überdies noch bemerft. 
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er erhob den gedemüthigten loſe verbundenen, völlig verarmten Staat zu einer 
europäiſchen Macht zweiten Ranges, indem ſeine Zeitgenoſſen in- und 
außerhalb Deutſchlands vielfach ihn als den großen Kurfürſten zu ehren ver- 
ftanden, und in biefem Beinamen vorzugsweife die charafteriftiihe Bezeihnung 
feines großartigen Einfluffes auf fein Zeitalter erkannten. Indem dieſer geniale 
Negent den aus den äußerſten Nothzuftänden erretteten Ländern das Intereſſe ber 
Einheit gewährte, gelang es ihm glücklich, die verſchiedenartigſten Sonder-Intereffen 
der weftlihen und öftlihen wie ber mittleren Landſchaften, welche früher oftmals 
jelbft für fremte Staaten arg gemißbraudht und ausgebeutet worden, bergeftalt 
auszugleihen, daß dadurch von dieſem Zeitpunfte ab erft ein neues preußiſches 
Gefammtvolt zu einer immer beveutfamer hervortretenden Entwidelung herange- 
bildet wurde, welhem bald die eigenthümliche Auszeihnung einer freieren religiöfen 
und geiftigen Bildung, wie eines regeren Gewerbfleißes aufgeprägt werben follte, 4) 
Mit der ſchwediſchen Regierung ſchloß er bald nad feinem Regierungsantritte 
einen zweijährigen Waffenftillftand (24. Juli 1641), verlängerte denſelben am 
28. Mai 1643, und behauptete dann in dem letzten Theile des breißigjähri- 
gen Krieges eine völlig neutrale Stellung zwiſchen ven beiden friegführenden Par- 
teien. Zu einer näheren Bereinigung mit Schweben fonnte er ſich wegen feines 
Erbrechtes auf Pommern nicht entfheiden, weil Schweben gerade in dem Beſitze 
diefes Landes, wegen feiner näcften Verbindung vermittelft der Oftfee, eine Haupt⸗ 
entfhädigung für feine Anftrengungen während bes breißigjährigen Krieges zu 
erlangen ſuchte. Nah langen Verhandlungen auf dem weftphälifhen Friedens- 
Kongrefie willigte endlich Friedrich Wilhelm in die Abtretung feiner Anfprüde auf 
die Hälfte von Bommern ein (10. Nov. 1646), beftand nun aber um fo fefter 
auf einer vollgiltigen Entfhädigung in Ländern an der Elbe und Wefer, um in 
nähere Verbindung mit jeinen übrigen weftlihen Befigungen zu treten. Das Ge— 
fammtergebniß der Friedensverträge zu Münfter und Osnabrück (24. Dit. 1648). 
beftand für die Vergrößerung des Staatsgebietd des großen Kurfürften in einer 
Pändermaffe von 525 D.-Meil.: nämlid Hinterpommern oder Pommern auf dem 
rechten Oder⸗Ufer (mit Ausſchluß von Stettin, Garz, Damm, Golltow, der Infel 
Wollin nebft dem frifhen Haffe der Der), fowie das Pommernſche Bistyum 
Cammin als Fürftenthbum (beides zufammen 361 D.-Meil.), das Bisthum Hal- 
berftadt als Fürſtenthum nebft der Grafihaft Hohenftein (40 D.-Meil.), das 
Erzbisthum Magdeburg als Herzogthumd) (91 Q.-Meil.) und das weftphälifche 
Bisthum Minden als Fürftenthum (33 D.-Meil.). Durch diefe Erweiterung des 
Länberbeftandes war der preußifchbrandenburgiiche Staat bereits auf 1980 D.-Meit. 
angewachſen, und vemgemäß aud an rein deutſchen Befigungen größer, als damals 
irgend ein anderer deutſcher Staat außer dem des Kaifers. 

Die Hauptaufgabe des großen Kurfürften blieb feit dem weftphälifchen Frie- 
den auf die möglichft ſchnelle Wieberherftellung und weitere Förderung des Wohl- 
ftandes feiner Länder gerichtet, ferner auf ‚ihre felbftftändige Vertheidigung ver- 
mittelft eines anfehnlichen ſtehenden Heeres, und als deſſen wejentlichfte Grundlage 
auf einen wohl georbneten und mit umfichtiger Sparfamfeit verwalteten Staats- 
haushalt. Bon dem Standpunkte diefer Politit flug er die ihm nad dem Tode 


4) Vergl. meine Abhandlung „Friedrich Wilhelm der große Kurfürft als Schüger der 
ge rei — der Schrift Drei hiſtoriſche und ſtatiſtiſche Abhandlungen, Königsberg 1853, 
8. ©. 10, 22 u. 23, 

5) Magdeburg würde erft nach dem Tode ded damaligen Adminiftratord Auguft Herzog von 
Sachſen (1680) einverleibt, 
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des Königs Wladislaw IV. (1648) von einer mächtigen Partei ber polniſchen 
Reichsſtände angebotene Königskrone Polens aus, benutte jedoch feinen Einfluß 
auf einen Theil der polnifhen Neihsftände, tie Wahl Johann Cafimir’s, eines 
Bruders des verftorbenen Könige, auf den polnifhen Königsthron zu beförbern, 
Der neu gewählte König von Belen erließ, im Anerkenntniß feiner Verpflichtung 
gegen Friebrih Wilhelm, in einer befonderen Konvention (1649) dem Kurfürften 
von Brandenburg die perſönliche Ableiftung der Lehnshultigung für das Her- 
zogthum Preußen, wie fie bis dahin bei jevem Regierungswechſel auf beiden Sei— 
ten feftgefegt war. Und fhon nad) fiehen Jahren wurde tiefes drückende Lehns— 
verhältnig völlig gelöst, als in dem neu ausgebrodhenen Kriege zwiſchen Schweden 
und Polen über die noch ftrittigen Anfprüde des polnifhen Wafa auf den ſchwe— 
bifhen Thron König Karl X. fih um die Bundesgenoſſenſchaft des Kurfürften 
Friedrich Wilhelm bemühte, welcher bereit8 im Selbſtgefühl eines unabhängigen 
europäiſchen Regenten zur Sicherftellung feiner Staaten 1655 Berträge mit Hol- 
land, tem Proteftor Cromwell von England, mit Fubwig XIV. und dem Kaifer 
Ferbinand III. 1655 gefchloffen hatte. Das Bündniß mit Schweben wurde zu 
Königsberg am 17. Ian. 1656 unterzeihnet, nachdem König Karl X. das pol» 
nifche Preußen und das Bisthum Ermland bereit8 erobert hatte. Das Bisthum 
Ermland wurde dem Kurfürften als ſchwediſches Lehn überlaffen und tadurd bie 
Trennung zwilhen ven beiden Theilen des Herzogthums Preußen aufgehoben, 
Ein zweiter Vertrag zwifhen Schweden und Brandenburg zu Marienburg (15. Juni 
1656) brachte das erfte Theilungsprojeft über das Königreich Polen hervor. 
Nah demfelben follten bei dem definitiven Friedensfhluffe dem Kurfürften die 
Woiwodſchaften Kaliſch, Pofen, Leeczyt, Sieradz und der Bezirk Wielun zufallen, 
alfo mehr als ver Umfang des gegenwärtigen Großherzogthums Pofen beträgt. 
Bei dem breitägigen gemeinfhaftlihen Kampf auf dem Schlachtfelde bei Warfchau 
(18. bi8 20. Juli 1656) fam vie Ehre des Siegs über die Polen vorzugsweife der 
angeftrengten Mitwirkung der Furfürftlihen Truppen zu: und als feine mwidhtigfte 
Folge ift der Vertrag zu Labian (10. Nov. 1656) zwifchen Karl X. ud Friedrich 
Wilhelm anzuerkennen. In demfelben verzichtete Karl X., als der damalige Ge- 
walthaber in Polen, auf die fernere Lehnsabhängigfeit des Herzogthums Preußen 
von Polen: Ermland wurde mit eingefchloffen, jedoch das lettere mit dem Erb- 
rechte für die männliche Nachkommenſchaft des großen Kurfürften. Derjelbe erwarb 
durch diefe Anerkennung der damaligen europäifhen Großmacht, welche die Leitung 
der politifhen Verhältniffe im nörblihen Europa in ihren Händen hatte, bie 
Souveränität des Herzogthbums Preußen. Da bald darauf das ſchwe— 
diſche Uebergewicht und die ausfchweifenden politifchen Pläne des flegreihen Karl X. 
ein allgemeines Gegenbündniß hervorriefen, an welhem ſich Kaifer Ferdinand IIT., 
die Niederlande und Rußland betheiligten, um bie ſchwediſche Präponderanz gegen 
Dänemark und Polen zu brechen, mußte die naturgemäße Politif wegen der beider- 

feitigen Stellung an ber Oftfee den felbftftänpigen Herrfcher im preußiſch-branden- 
burgifhen Staate als einen angemefjenen Rivalen ter ſchwediſchen Uebermacht 
entgegenftellen. Frievrih Wilhelm wurde zum Eintritt in bie große nordiſche Al- 
lianz aufgefordert, und König Johann Kafimir beeilte fi, nachdem er wieder zu 
bem vollen Befige des polnischen Reichs gelangt war, im Bertrage zu Wehlau 
(19. Sept. 1657) auch feinerfeits als polnifcher Oberlehnsherr die preußiſche 
Souveränität für Friedrich Wilhelm und fein gefammtes Haus zu gewähr- 
leiften: nur das Bisthum Ermland mußte der Krone Polen zurüdgegeben werben. 
Eine neue damit verbundene Vergrößerung erwarb Friedrich Wilhelm durch ven 
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Bertrag zu Bromberg (6. Nov. 1657), welcher bie ehemals mit Pommern ver- 
bundenen Herrfhaften Lauenburg und Bütow (34 D.-Meil.) als polnifches Lehn 
ohne Verpflichtung zur Ableiftung des Lehnseides gewährte, mozu noch die Staroftei 
Drabheim (3 Q.Meil.) 1668 kam. 

Der Friede zu Diva (3. Mai 1660), mit welhem unter Bermittelung Lud— 
wigs XIV. und ber beiden Seemächte der jchmebifch-polnifhe Krieg beſchloſſen 
wurbe, veranlaßte bei allen vabei betheiligten europäifhen Mächten eine allgemeine 
Anerkennung ter Souveränität des Herzogthums Preußen, indem gleichzeitig bie 
beiten Staatsverträge von Labian umd Wehlau unter die gemeinfhaftlih von 
diefen Staaten übernommenen allgemeinen Garantien geftellt wurben. Bei ber 
perfönlihen Bedeutſamkeit des Kurfürften Friedrich Wilhelm und feiner energiſchen 
Auffaffung der Hauptaufgaben der damaligen politifhen Situation konnte es nicht 
lange ausbleiben, daß die nur für ven öftlihen Theil feines Staates erworbene 
Souveränität mittelbar auch fehr einflußreih auf feine Stellung als deutſcher 
Neihsfürft für feine deutfchen Neichslehnslande einwirken mußte. Nicht nur bie 
eigenen Staatsangehörigen gewöhnten fih, in dem abgefchloffenen wohl organi- 
firten Staatslörper alle Berhältniffe ver Macht und Gewalt des Landesherrn als 
von ihm allein ausgehend zu beachten und ihm allein die oberfte Verfügung über 
fämmtliche Landeseinrichtungen einzuräumen, ſondern aud das Ausland machte bei 
den immer häufiger zwifchen dem Kurfürften und den mädtigften Staaten Euro: 
pa's abgeſchloſſenen Verträgen feinen Unterſchied weiter, ob Friedrich Wilhelm mit 
voller Souveränität für alle feine Staaten, oder nur für das Herzogthum Preußen 
banveln dürfe. Dazu kam, daß die gewandte und umfichtige Thätigleit des Kur— 
fürften feine Hülfsmittel für ein und basfelbe Ziel jo vortheilhaft zu gebrauchen 
verftand, daß die Mehrzahl der von ihm erreichten Erfolge feine wirkliche Macht 
über ihre natürlihen Kräfte hinaus überfhägen ließ. Sein Staat bildete feit diefer 
Zeit eine Mittelmacht zwifhen dem Kaifer und ben übrigen größeren deutſchen 
Staaten, eine Mittelmaht, welde weder Franfreih und Spanien (Niederlande), 
noch die Seemädhte, no endlich die norbifhen Staaten unbeachtet laſſen Fonnten, 
welche für jeden biefer Staaten als ein vortheilhafter Bundesgenoffe und ebenfo 
als ein gefährlicher Gegner gelten konnte. Dies erwies Friedrich Wilhelm in 
glänzender Weife in feinem Antheile an ben Neichskriegen gegen Ludwig XIV,, 
in feinem Beiftanve für die General-Staaten gegen tenfelben übermüthigen eg: 
ner, in feinem ruhmvollen vierjährigen Kampfe gegen die Schweben (1675—79), 
in welchem dieſe damals große Kriegsmacht die entſchiedenſten Niederlagen erlitt 
(bei Fehrbellin 18. Juni 1675) und nur durch franzöfifche Uebermacht und öfter- 
reihifhe Zweideutigkleit vor dem Berlufte aller ihrer deutſchen Befigungen ge— 
rettet wurde. 

Für die Abrundung und Ausfüllung feines Länderbeftandes benugte Friebrid) 
Wilhelm nit nur jede Gelegenheit politifcher oder kriegeriſcher Uebermacht, fon: 
bern er legte auch die Ueberſchüſſe feines beträchtlich gefteigerten Staatshaushalts 
zum Anlauf benachbarter Parzellen an. In dem dritten und legten Erbverzleid) 
der. Cleve · Jülichſchen Angelegenheit (9. Sept. 1666) erlangte er wieder den unge— 
theilten Befig der Grafihaft Ravensberg (Gewinn von 9 D,-Meil.) und das 
Kreis-Direltorium im weftphälifchen Kreife, welches er fpäterhin vortheilhaft für 
feine Pläne zur Errichtung einer preußifchen Seemadht zu verwerthen wußte. Nach 
der vollftändigen Inkorporation des Herzogthums Magdeburg erwarb er für Gelb 
in einem Bertrage vom 22. Juli 1687 die Stadt und das Gebiet Burg (1,9 
D.-Meil.), welches Kurfachfen früher im Frieden zu Prag (1635) von Magdeburg 


266 Dreufen. 


für fi abgefondert hatte. Die früher ſchon angeführten Erbanſprüche auf bie 
ſchleſiſchen Fürftenthümer Liegnig, Brieg und Wohlau famen durd den Tod des 
Herzogs Georg Wilhelm (ver legte männliche Sproß dieſes Piaften-Zweiges) am 
16. Nov. 1675 zur Geltung, währeud der große Kurfürft in Folge feiner glän- 
zenden Siege über die Schweben, aber unter Aufbietung aller feiner Kräfte, vol- 
lauf mit der Eroberung Vorpommern's befhäftigt war. Kaifer Leopold I. blieb 
uneingebent feiner vielen Verpflichtungen gegen den Kurfürften bei der Abwehr ver 
franzöfifhen Uebermacht, indem er fofort in feiner Eigenfhaft als König von 
Böhmen dieſe drei fchleftichen Fürftenthümer ald der Krone Böhmen anheimge- 
fallene Lehne einziehen und mit feinen übrigen ſchleſiſchen Erblanden zur gemein- 
fhaftlihen Verwaltung verbinden ließ. Nach vielfachen vergeblihen Verhandlungen 
und einer neuen Vermehrung berechtigter Forderungen bes Kurfürften an den Kaiſer 
für geleiftete Kriegshülfe gegen Frankreich und die hohe Pforte wurde ein Ber: 
glei am 7. Mai 1686 zwifchen beiden Fürſten abgeſchloſſen, durch welden 
Friedrich Wilhelm gegen Entfagung feiner Anſprüche auf bie drei fehlefifchen 
Fürftenthümer nur ven Kreis Schwiehus (10 D.-Meil. groß), einen Theil des 
Herzogthums Glogau, als Entihädigung empfing. Dies war ein fehr unficherer 
Erwerb, da bie öſterreichiſche Politit diefen „neuen König der Wenden an ber 
Dftjee”, wie Kurfürſt Friedrich Wilhelm in feinen legten Jahren mehr aus Furcht 
als aus Spott am Ffaiferlihen Hofe bezeichnet wurte, in Schlefien nicht vorbringen 
laffen wollte. Der Kurprinz Friedrich wurde bald nad diefem Vergleiche durd den 
öfterreihifchen Geſandten zn einer geheimen Verpflichtung bewogen, nad feinem 
Negierungsantritte fofort den Kreis Schwiebus gegen Geld oder andere außerhalb 
Schleſiens gelegene Herrfchaften zurüdzugeben ; wie e8 denn auch 1694 (20. Dec.) 
wirklich gefhah, indem der Kurfürft dafür neue Anwartfhaften auf den ver Er- 
ledigung nahen Befig des Fürftentbums Oftfriesland fowie ver fränfifhen Graf: 
haften Limpurg und Spedfeld erlangte. — Die GSee-Unternehmungen Friedrich 
Wilhelms 6), nad) der damals vorherrfhenden Kolonialpolitif darauf berechnet, 
von feinen durch Pommern erweiterten Küftenbefigungen aus, durch den Erwerb 
anfereuropäifher Kolonien eine neue Quelle für feine Madtgeltung zu gewinnen, 
zeigten zwar die Möglichkeit eines folhen Beſitzthums in Afrifa (auf der Küfte von 
Guinea bei dem Vorgebirge der drei Spigen [1680] und auf den Infeln Arguin 
und St. Thomas) wurden jedoch von feinen Nachfolgern fo wenig unterftägt, daß 
das gänzliche Aufgeben derfelben unter Friedrich Wilhelm I. (1720) nur als ein 
Bortheil für den durch Verſtärkung der Militärmacht fehr in Anfprudh genomme- 
nen Staatshaushalt betrachtet werben konnte. 

Aber mit eben fo großartigen und für die Selbſtändigkeit feines polititifchen 
Charakters zeugenden Handlungen, wie Friedrich Wilhelm kraftvoll feine Regierung 
angetreten hatte, beſchloß er viejelbe und verviente in wahrhafter Weife das Uriheil, 
welches fein großer Urenfel in der Geſchichte feines Haufes über ihn ausfpradh 7): 
„immer gleih groß in allem, was er unternahm”. Als Schirmherr der proteftan- 
tifchen Kirche im mittleren Europa trat er wenige Tage nad ber Aufhebung des 
Eviftes von Nantes ſtark und felbftändig gegen Yubwig XIV. auf (29. Oft. 1685), 
indem er ben entgegenfommendften Schu und jede Art von angemeffener Unter- 
ftügung den Refugies aus Frankreich darbot, welche mit mehr als 20,000 Köpfen 


6) Vergl. P. F. Stuhr Geſchichte der See: und Kolonialmacht des großen Kurfürften aus 
archivaliſchen Quellen dargeftellt, Berlin 1839. 
7, Frederic 1], Memoir. pour servir ä l’'hist, de la maison de Br, I, p. 69. 
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bie preußifche Bevölkerung vermehrten und viele Zweige ber Induſtrie wefentlich 
förberten, oder erft neu hervorriefen (namentlih in der Mark Brandenburg, in 
geringerem Mafftabe auch in Oftpreußen). In eben fo entſchiedener Selbftändigfeit 
verhandelte er mit dem Erbftatthalter Wilhelm III. und den Oeneralftaaten von 
Holland, um die Rechte des Proteftantismus in England gegen alle Uebergriffe 
Jakobs II. zu Gumften ver fatholifhen Kirche abzuwehren, bereit, biefür auch 
alle Hülfsmittel feines Staates zur Verteidigung einzufegen. 

Seinem Sohne Friedrich II. als Kurfürft (9. Mai 1688 bis 17. Jan. 
1701), Friedrich I. als König (+ 25. Febr. 1713) hinterließ er einen im Flä— 
heninhalt um ein Drittheil vermehrten Staat von 2043 D,Meilen mit einer Ge- 
fammtbevälferung von etwa 1,500,000 Seelen, die jedoch nur in einzelnen Yandes« 
theilen (nad Kicchfpielen feit 1683 vereinzelt gezählt) fehr unvollftändig geſchätzt 
werben kann. Unter ver Regierung dieſes Fürften ift zwar fein bedeutender Länder— 
erwerb dem Staate hinzugefügt, aber er hat mit großer Konfequenz vor jeber 
Zerfplitterung des Territorialbeftandes fi bewahrt, indem er gegen das Teftament 
feines Baters in Folge des ftrenge aufrecht zu erhaltenden Hausgeſetzes jede Ab- 
tretung eines Theiles der Markt Brandenburg verweigerte, und ſich zulegt nur 
bewegen ließ, den Genuß aus einem Theile der Uckermark als Markgraffhaft 
Schwedt für eine appanagirte Linie unter feiner Oberhoheit zu bewilligen, wodurch 
indeß während des Beftehens dieſer Markgrafſchaft Schwedt (1689— 1788) feine 
Territorialveränderung des Stantsgebietes veranlaft wurde. Sein Hauptverbienft 
Bleibt jedoh, dem zum unabhängigen Königreiche fertig gewordenen Unter— 
bau die Krone aufgefegt, und dadurch die innere Verſchmelzung der nod immer 
fehr verfchiedenartigen Beftandtheile zu einem einheitlihen Staatsförper um fo 
volftändiger bewirkt und die gemeinfchaftlihe Souveränetät für alle Theile bes 
Staates um fo zweifellofer hingeftellt zu haben. Die Verhandlungen über die An— 
erfennung ter föniglihen Würde in Preußen begannen mit Kaiſer Leopold J., 
hatten inzwifchen längere Zeit keine Ausficht auf Erfolg, bis der nahe bevorftehenve 
Ausbruch eines entſcheidenden Krieges über die Erbfolge im fpanifchen Reiche zwi— 
hen den Hänfern Habsburg und Bourbon jede Hülfe einer größeren Kriegsmacht 
wünſchenswerth machte und Defterreih auf den Zutritt des preußifch-brandenburgi- 
hen Heeres fiher rechnen durfte, wenn es dem Kurfürften für die Ausführung 
feines Lieblingsplanes entgegen fan. In dem Vertrage vom 16. Nov. 1700 erkannte 
Kaifer Leopold I. den Kurfürften Friedrich III. als König in Preußen an, 
weil der Titel eines Königs von, Preußen wegen der polnischen Herrfhaft in dem 
weftlihen Theile Preußens nicht eingeräumt werben konnte, während ber neue 
König abermals verhieß, Feine weitern Anfprücde auf die oben genannten ſchlefi— 
Ihen Fürftenthümer zu mahen und in allen Angelegenheiten tem Intereffe bes 
Hanfes Habsburg förderlich zu fein. Bald darauf folgte vie Selbftfrönung bes 
Königs Friedrich I. zu Königsberg am 18. Jan. 1701 und erft dann nad) und nad 
vie Anerkennung der Königlichen Würbe von anderen Staaten. Während des großen 
nordifhen Krieges (1700— 1721) beeilten ſich vie bei demſelben betheiligten Mächte, 
für die Annahme des Königtiteis in Preußen ſich zu erklären, weil ihre gegen- 
feitige Stellung zu einander zu ſchwankend blieb, um durch Bermeigerung der 
Ansprüche des neuen Königs ihm geradezu auf die. Seite der Gegner zu drängen. 
Nur die Gegner des Haufes Habsburg im fpanifhen Erbfolgelriege verfagten ihre 
Anerkennung des neuen Königreichs, da fie Friedrichs I. Stellung zum kaiſerlichen 
Haufe als die eines Bundbesgenoffen nahmen: von Franfreih und Spanien erfolgte 
diefelbe erft durch die Friedensverträge zu Utrecht (13. April 1713). Die Terris 
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toriafvergrößerungen unter biefer Regierung waren fehr unbebeutend und beftanven 
größtentheils in käuflichen Ermwerbungen, wie die Litthauifhen Herrfhaften Tau- 
roggen und Serrey an der Oftgrenze Preußens am Jura-Fluffe (5 D.Meilen, 
Vertrag 1691), die Erbvogtei über Stadt und Amt Quedlinburg und das Reiche» 
fhulzenamt in Norbhaufen (2 D.Meilen, von Kurfürft Friedrich Auguſt von Sachſen 
1697 gelauft), das Amt Dietborn (von Schwarzburg-Sondershaufen 1699 ge- 
fauft), ein Theil der weftphälifchen Grafſchaft Tecklenburg (5 D.Meilen, von den 
Grafen Solms und Bentheim 1707 getauft), die fränkiſche Grafſchaft Limburg 
und bie daran ftoßende Herrfhaft Geyer (1704 und 1713, zufammen 7 Q.Meilen). 
Wichtiger als dieſe Erweiterung des Territoriums war die oranifde Erb- 
haft, welhe nad) dem Tode des kinderloſen Königs Wilhelm III. von Eng- 
land (19. März 1702) dem Könige Friedrich I. anheimfiel. Sie rührte von dem 
Ehevertrage feine® Vaters mit Youife von Dranien her, durch welchen ihr und 
ihren Nachkommen der Anfall der reihen oranifhen Erbſchaft des Prinzen Heinrid) 
Triebrid, des Vaters der Kurfürftin, bei dem Ausfterben des männlichen Defcen- 
denten zugefihert worben. Diefer Fall war durch ten Tod Wilhelms III. einge: 
treten, obſchon verjelbe 1695 durch ein Zeftament über ben größeren Theil zu 
Ounften des minterjährigen Fürften Johann Wilhelm Friſo von Naffau-Dieg ver: 
fügt und die Generalftaaten der Niederlande mit der Ausführung des Teftamentes 
beauftragt hatte. In dem darüber ausgebrocdhenen Zwifte zwifchen König Friedrich I. 
und ben Oeneralftaaten ließ Preußen (1706—12) vie feinen xheinijch-weftphäli« 
hen Befigungen zunächſt liegenden Graffhaften Meurs und Lingen (14 D.Meilen) 
in Befig nehmen, welche jedoch erft durch den definitiven Frieden (14. Mai 1732) 
von naffau-oranifher Seite aufgegeben wurden. Als Folge verfelben oraniſchen 
Erbſchaft hatte König Friedrich I. aud feine Anfprüde auf das Fürſtenthum Neuf- 
hatel und die Grafſchaft Valengin erworben, welde nad dem Tote des Herzogs 
Johann Ludwig von Longueville (1694) von König Wilhelm II. ald nächſtem 
Erben aufgenommen, aber gleichzeitig durd einen Geffionsaft an Friebrid über- 
laffen waren. Marie, Herzogin von Nemours, die Schwefter des legten Befigers 
Johann Ludwig, wurde jevod) bis an ihren Tod (16. Juni 1707) ungeftört in 
dem Befige diefes Fürſtenthums gelaffen, und erft dann behauptete König Friedrich I, 
feine Anſprüche gegen die übrigen Prätenventen, wie denn aud die Stände bes 
Landes, als höchſter ordentlicher Gerichtshof, ven König von Preußen am 17. Auguft 
1707 als fouveränen Fürften von Neufhatel und Valangin anerkannten. Diefes Für- 
ftenthum (14 O.Meilen groß) wurde indeß dem, preußifhen Staate nicht einver- 
leibt in Bezug auf feine innere Verwaltung ; es blieb vielmehr mit allen feinen 
bisherigen Einrichtungen unverändert erhalten und war mit dem größeren Staate 
nur durch das Bantr eines gemeinfhaflihen Fürften verfnüpft, für deſſen befon- 
deren Hofhalt das Land nicht zu forgen hatte und biefe Erſparniß als einen we— 
fentlihen Bortheil für ſich erachtete 8). 

König Friedrich Wilhelm I. (25. Febr. 1713, + 31. Mai 1740) 
empfing von feinem Vater ein Staatsgebiet von 2073 D.Meilen mit einer Bevöl- 
ferung von etwa 1,650,000 Ginmwohnern, welche indeß in ber öftlihen Provinz 
durch die verheerende Peft ver Jahre 1708—10 überaus ſtark gelitten hatte (39 
Procent Verluſt der dortigen Seelenzahl). Die financielle Page des Staates war 
zerrüttet, theild durch die vernachläſſigte Bewirthſchaftung der ergiebigften Quellen 


8) Dergl. Herm. Schulze, die ftaatsrechtlihe Stellung des Fürſtenthums Neuenburg in 
ihrer gefbichtlichen Entwidelung und Bedeutung. Jena 1854. 
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für den damaligen Staatshaushalt (Domänen und Forften), theild durch vie ſtark 
angewachſene Schuldenmaſſe, welche ver koftbare Hofhalt und der vieljährige Kriegs— 
zuftand gegen Frankreich veranlaßt hatte. Doch Friedrih Wilhelm erfchien als der 
geeignete Helfer für folhe Nothzuftände, ein Fürft, welcher nad) dem richtig tref- 
fenden Urtheile feines großen Sohnes 9) „in feiner Politik fi weniger damit 
bejhäftigte, fein Reid auszudehnen, als gut zu regieren, was er beſaß“, deſſen 
rafhe Wieverherftellung aller Hülfsmittel für eine gefunde Staatswirtbihaft, ver- 
bunden mit zwedmäßiger Vermehrung der probuftiven Kräfte des Landes, eine 
folde Steigerung der Machtſtellung Preußens vorbereitete, um Friedrih dem Großen 
gleih in den erften Jahren feiner Regierung die rafhen und glänzenden Erfolge 
feiner genialen Erhebung fiher zu ftellen. 

Im Frieden zu Utreht (13. April 1713) erwarb Frievrih Wilgelm I. für 
die Hingabe feiner Anſprüche auf das franzöfifhe Fürſtenthum Drange (aus ver 
oraniſchen Herrfhaft) von Ludwig XIV., als Bevollmächtigten der Krone Spa- 
niens, aus dem nieberländifhen Zerritorium den oberen Theil des Herzogthums 
Gelvern (gegen 24 D.Meilen), d. h. Gelvern ſüdlich von Eleve bis zur Grenze 
von Brabant, Jülich und Kur-Köln. — In dem großen norbifhen Kriege jchritt 
Friedrich Wilhelm I. gleih in den erften Monaten feiner Regierung zur thätigen 
Theilnahme für Rußland und Polen gegen Schweven. Der Sequeftrationsvertrag 
über Stettin (22. Juni 1713) führte zur Offenfive gegen Schweden, jo wie zur 
Eroberung Stettins durch die Ruffen (19. Sept. 1713) und zu einem neuen Ber- 
trage zu Schwedt (6. Oft. 1713) zwifhen Rußland, Polen und Preußen. Rad) 
demfelben beſetzte Briedrih Wilhelm I. Stettin und Vorpommern bis zur Peene 
und behauptete diefe Landſchaften bis zur völligen Beendigung dieſes nordiſchen 
Krieges. Dafür gewährte der Friede zu Stodholm (21. Jan. 1720) als fchließ- 
liches Refultat von ſchwediſcher Seite die Abtretung Borpommerns bis zur Peene, 
mit Einfluß der Städte Stettin, Damm und Gollnow, fo wie der Infeln Ufe- 
dom und Wollin nebft ten Ovdermündungen Swine und Diwenow. Preußen über- 
nahm für viefen erheblihen Gewinn von 82 Q. Meilen, welder zugleid in vor— 
theilhaftefter Weife den innern Verband des Staates zwifhen der Marf Branden- 
burg und Pommern erweiterte umd die günftigften Ausfihten für eine großartige 
Förderung des Seehandels eröffnete, an das financiell erſchöpfte Schweben bie 
Summe von 2,000,000 Rthlr. ald Entſchädigung zu zahlen. 

Die Berhandlungen Preußens mit Kaifer Karl VI. in Bezug auf die An- 
erfennung der pragmatifchen Sanftion für das Haus Habsburg ergaben zwar man- 
herlei neue Verheißungen für die Vergrößerung des Befigftandes in den Rhein- 
landen, durch Einverleibung der Herzogthümer Jülih und Berg, als des Reftes 
jener bedeutenden Erbſchaft; aber fie blieben erfolglos bei der Zweideutigfeit der 
Wiener Bolitif, und ließen zulegt (1732) nur bie Anwartfhaft auf das Für— 
ftentbum Oftfriesland zurüd. Die innere Berwaltung befhäftigte vorzugsmeife 
diefen König, der felbft eine für jene Zeiten national-öfonomifh mufterhafte 
Inftruftion für feine Gentralbehörde zur Förderung einer ftrengen Ordnung 
und allfeitigen Hebung feines Staatshaushaltes entwarf 19), und fie mit großem 
Erufte für ven Schuß aller Staatsangehörigen gegen Beamtenwilltür durchführte. 
In der Provinz Preußen widmete er feine größte Aufmerkfamfeit einer ſorg— 


9, Fröderic 11, M&m. de Brand. Il. p. 92—93. 
10), Volftäntig zum eriten Male abgedrudt in Ar. Förfter, das Leben Feiedrich Wilhelm 1, 
1835, Bd. I, S. 173— 255, 
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fältigen Entwidiung der Kulturzuftände Lithauens ; hier bildete er aus Sumpf 
gegenden und unwirthbaren Landſchaften die trefflihen Niederungen für Aderbau 
und Viehzucht, verdoppelte die Zahl der Städte und führte durch die Aufnahme 
der von ihrem fanatifhen Erzbifchofe vertriebenen 15,000 Salzburger 11) einen 
nachhaltig wirkenden Zuwachs arbeitfamer und gefhicdter Bewohner der gefammten 
Bevölkerung für diefen äftlihen ſchwach bevölkerten Theil feines Staates hinzu 
(1731). Die ftarfe Schulpmafje feines Vaters war vollftändig abgetragen, die ger 
regelte jährliche Einnahme erhob ſich auf 8,000,000 Athlr., ein Reichsſchatz von 
9,000,000 Rthlr. war angefammelt und ein ftehendes Heer von 72,000 Mann, 
zur Bertheibigung wie zum Angriff wohl eingeübt und vollftändig ausgeräftet, 
ftand feinem großen Sohne für feine weltgefhihtlihen Unternehmungen bereits 
bei feinem Regierungsantritte zur freieften Verfügung, um fie bei der jo bald ſich 
darbietenden günftigen Gelegenheit mit voller Kraft gebrauden zu können. 
Friedrich II. (31. Mai 1740, + 17. Aug. 1786) erwarb für fein Zeit- 
alter wie für die Nachwelt den Beinamen tes Großen, weil alle europäiſchen 
Staaten feinen Einfluß auf alle Zweige der inneren und auswärtigen Politik 
lebendig fühlten und in feinen Ginrichtungen durch unumwundene Nachfolge den 
beftimmenden Geift feines Zeitalters ehrten. Er erbte ein Staatsterritorium von 
2160 Q.Meilen mit einer Bevölferung von 2,240,000 Einwohnern (alfo im durch⸗ 
ſchnittlichen Verhältniß von 1030 Einwohnern auf 1 D.Meile) und hinterließ das» 
felbe feinem Nahfolger um 1380 Q. Meilen und 3,200,000 Einwohner vermehrt. 
Aber es war fein Meinlicher Ländererwerb, der allmälig auf beftehende Anfprüche 
begründet wurde ; er verzichtete vielmehr leicht auf geringfügige Anfprühe, wenn 
fie dem großartigen Entwidlungsgange feiner politiſchen Unternehmungen in ben 
Weg treten fonnten, wie er dies vielfach bei dem Biſchof von Lüttich, bei dem 
Landgrafen von Hefien-Kafjel, felbft in Betreff von Jülich, Berg und Ravenftein 
in dem Vertrage mit dem Kurfürften von der Pfalz befundete: er wollte feine 
Politit nicht dem Tadel einer überall zugreifenden Habſucht ausfegen, wo fiegreiche 
Waffengewalt einen leichten und ficheren Erwerb verheißen konnte. Unausgeſetzt 
verfolgte Friedrichs Politit mit Aufbietung aller Hülfsmittel ihr Ziel. E8 galt bie 
Theilung des maßgebenden Einfluffes mit Defterreih in Mitteleuropa, mit Ruß» 
land in ber politiichen Beherrſchung des nördlichen Europa, es galt tie Gleich— 
ftellung mit Branfreih und den beiden Seemächten in der allgemeinen Lenkung 
aller politiihen VBerhältniffe, welche gemeinfam und wefentlih die Staaten Eu- 
ropa's berührten. Alles dies erreichte er in dem Erbfolgelriege. Nah ven erften 
beiden fiegreihen Yeldzügen (Dec. 1740—42) — vergl. den eigenen Artikel 
über Friedrich den Großen in Br. II d. St.Wörterbuhs — war das Haupt- 
quartier des Königs von Preußen der Mittelpunkt der gefammten europäiſchen 
Politik; nit der Flächeninhalt, noch die geringe Bevölkerung des Kleinen Staa- 
tes konnten der bemwundernswerthen Perfönlichkeit und der energijchen Kraft ſei⸗ 
nes Beherrſchers die Ehre ftreitig machen, feinen Rang fortan unter den Groß. 
mächten unferes Erdtheils einzunehmen. Maria Therefia gab den Kampf um das 
einmal verlorene Schlefien auf, um ihre übrigen Staaten gegen bie geringeren 
Gegner glüdliher zu vertheidigen, wie es ihr auch gelang. In tem Frieden zu 
Berlin (28. Juli 1742) erlangte Friedrich IT. ganz Niederfchlefien, fowie Ober- 
ihlefien bis an die Oppa, mit Einſchluß der Grafihaft Glatz und des Landes 
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Katſcher bei Natibor, fo daß von Schlefien nur nod das Fürftentbum Troppau 
neben den Herrſchaften Bielig und Hennersborf, fowie ein Theil des Fürftentbums 
Jägerndorf jenjeits der Oppa bei Defterreich verblieben, Diefe Eeffion umfaßte 
672 D.Meilen mit einer Benölterung von 1,109,000 Seelen, d. i. beinahe ein 
Drittheil des Flächeninhalts des bis dahin vereinigten geſammten Staatsgebiets 
und faft die Hälfte feiner Vollszahl vor -1740. Im zweiten fchlefiihen Kriege 
(1744—48) blieb der Befigitand völlig unverändert ; e8 gewährte nur der Friedens⸗ 
vertrag zu Dresden (24. Dec. 1745) nady der tapferften Vertheidigung gegen eine 
nod größere Zahl der Gegner, für den König von Preußen die vollfte Anerfen- 
nung einer europäiſchen Großmacht, fowie vie Garantie der neu erworbnen Be- 
figungen von allen in diefem Kriege betheiligten Mächten. Der dritte fchlefifche 
oder der fiebenjährige Krieg (1756 —63) bildet den Glanzpunkt der preußifchen 
Mactentwidlung unter Friedrih dem Großen; ohne irgend eine Vergrößerung 
des Länderbeſtandes herbeizuführen, bewies neben den hervorragendften Kriegs- 
thaten die ausgezeichnete Bertheidigung des von allen Seiten angegriffenen Staates 
gegen drei Großmächte und ihre Bundesgenofjen, wie Preußen feine Kräfte zu 
verwenden wußte und melde Anftrengungen das foncentrirte Zufammenhalten 
derfelben unter der umfichtigen Führung eines großen Geiſtes ertragen fonnte. 
Der Friedensvertrag zu Hubertsburg (15. Febr. 1763) prägte den ficherften 
Stempel der vollgültig anerfannten Großmacht auf die vorausgegangenen Friedens- 
ſchlüſſe von Berlin und Dresven. 

In der Zmwifchenzeit hatte Friedrich IT. auf friedlichem Wege, in Folge der 
vorhin erwähnten Anwartichaft, nad dem Abfterben des legten eingebornen Fürften 
Carl Edzard (25. Mai 1744), das Fürftenthbum Oſtfriesland (54 Q. Meilen 
mit 83,000 €.) in Befig genommen und dadurch die ſchon vom großen Kurfür- 
ften erftrebte bequeme Verbindung mit der Nordfee gewonnen. Dagegen war von 
ihm die ifolirt liegende fränkiſche Grafſchaft Limpurg feinem Schwager, dem Marf- 
grafen von Ansbach überlaffen. Act Jahre frievliher Ruhe folgten auf den fieben- 
jährigen Krieg, welde von König Frievrih II. nah allen Beziehungen auf das 
vortheilhaftefte für die innere Kräftigung feines Staates und allfeitige Hebung 
des Boltswohlftandes benugt wurden. Aderbau, Viehzucht, Wiederherftellung des 
landwirthſchaftlichen Kredits, Wabrifanlagen aller Art, Kolonifirungen auf urbar 
gemachten Sumpfländereien, Seehandel, vielfahe Bauunternehmungen liefern 
in biefer Periode die erfreulichften Beweife feiner unermüdlichen und umfichtigen 
Regententhätigkeit. In dieſer Weife neu gefräftigt, trat der preußiſche Staat in 
die Berwicelung der polnifhen Angelegenheiten, da mit der Thronbefteigung der 
Kaiſerin Catharina II. der ruffifhe Einfluß im Königreih Polen von Jahr zu 
Jahr entſchiedener hervortrat und die Selbftändigfeit in allen Handlungen viefes 
Staates lähmte. Friedrich II. hatte zwar durch den Abſchluß eines achtjährigen 
Schut- und Trugbündnifjes mit ver Kaiferin von Rußland (11. April 1764) eine 
mittelbare Einwirkung auf die polnifchen Angelegenheiten erlangt, aber eben da— 
durch wurde er auch beftimmt, bei der bevorftehenden Erneuerung dieſer Allianz 
auf neue acht Jahre, ven möglich vortheilhafteften Gewinn für die innere Verbin— 
dung feiner Staaten in den Küftenprovinzen an der Oſtſee aus dem gemeinfchaft- 
lien Interefje der beiden Nachbarmächte Polens zu ziehen. Die anarchiſchen 
Zuftände viefes Landes unter der Regierung des ſchwachen, von dem Petersburger 
Kabinet völlig abhängigen Königs Stanislaus Poniatowsli fteigerten die allgemeine 
Agitation in Polen, fowie die Erbitterung und die Willkür der übermächtigen 
Adelsparteien zum äußerften Verderben des Landes. Diefe verlodende Anreizung 


272 Preußen. 


für die benahbarten Mächte empfing noch eine befendere Stüge in ber Erinne- 
rung an frühere Theilungspläne, weldhe in Betreff der Orenzprovinzen Polens 
bereits feit den Zeiten des Königs Johann Kafimir zwiſchen König Karl X. von 
Schweben und dem großen. Kurfürjten verabredet worden. Die allgemeinen politi— 
[hen Zuftände Europa's erjchienen dazu günftig, da ein Einfprud von Seiten 
der Weſtmächte Europa’s damals nit erwartet werben fonnte, Defterreih ein 
gleichartiges Intereffe haben mußte, in Polens Orenzlanpfhaften für feine Berlufte 
in den Erblanden fi zu entjhädigen, endlich ein kräftiger Widerſtand der Polen 
bei ver Selbftvertheitigung ihres Reichs durch den inneren Zwiefpalt am meiften 
gebrohen wurde. Unter diefen zufammenmwirkenden Umftänden erfolgte die erfte 
Theilung Polens (Doppelverträge zwifhen Rußland mit Preußen und Defter- 
reih vom 25. Juli 1772). Wir haben es bier nur mit den Folgen verfelben 
für die Erweiterung des preußifhen Länverbeftandes zu thun 12), Preußen 
erhielt das polnifhe Preußen (mit Ausſchluß der Städte Danzig und Thorn und 
ihrer Gebiete), nachdem dasfelbe über drei Jahrhunderte nah dem Frieden zu 
Thorn (1466) unter polnifher Herrſchaft geftanden und einen großen Theil feiner 
deutſchen Kulturentwidlung eingebüßt hatte. Dazu gehörten Ermland, die Weidjel- 
nieberungen außer der von Marienwerber, die immer beutfch geblieben war, Po- 
merellen und alles übrige preußifhe Land an beiden Ufern ver Weichfel, der 
Nespiftrift und ein Theil von Großpolen auf dem rechten Ufer der Nege bis zur 
Grenze der Neumark. Dur fpätere Verhandlungen wurden noch einige Streden 
auf dem linfen Ufer ver Nee im Orenzvergleih vom 22. Auguft 1776 dem preu- 
ßiſchen Staatsgebiete einverleibt. Der gefammte Gewinn an Flächeninhalt belief 
fih auf 533 D.Meilen mit etwa 550,000 Einwohnern, aber er erfheint um fo 
beveutfamer, als gerade dadurch erft die öftlichen Provinzen mit den mittleren in 
eine genau zufammenhängende Verbindung hinübergeführt, und die Ausmündung 
ber Weichjel auf preußiſchem Gebiete ald große Waflerftraße für die Seeausfuhr 
ber preußifhen und polnijhen rohen Produfte gewonnen wurde. Wie body Friebrid 
der Große diefen Vortheil des inneren Verkehrs anzuſchlagen wußte, ergibt ſich 
aus feinem lebhaften Eifer, nody während der Verhandlungen über die definitive 
Abtretung diefer Landfchaften den Bromberger Kanal zur Verbindung ber Ober 
und Elbe mit der Weichfel und dem gefammten öftlihen Staate mit einem für 
ben damaligen Staatshaushalt fehr anfehnlihen Koftenaufwande zu erbauen. 

Die legte dreizehnjährige Periode der Regierung dieſes großen Fürften biieb 
wiederum vorzugsweife der Förderung des inneren Wohlftandes feines Staates 
gewidmet, indem jährlich fehr bedeutende Summen zu den verfchiedenartigften Melio- 
rationen verwandt, und namentlid auch viele neue Koloniften, befonders aus dem 
ſüdlichen und weftlihen Deutſchland, mit großartiger Unterftügung angefievelt wur- 
den. Gegen 600 neu angelegte Dörfer und Vorwerke find allein aus viefer Zeit 
aufzuzählen 13), Cine neue Vergrößerung des Staatsgebietd brachte der Tehens- 
anfall eines Theiles der Grafihaft Mannsfeld nah dem Tode des legten Grafen 
Joſeph Wenzel (+ 31. März 1780), wobei nach der Entſcheidung der beiden babei 
beteiligten Lehnshöfe in Berlin und Dresden der an Halle zunächſt liegende Theil 


12) Görz (Comte) Mdmoires ei actes autbentiques relatifs au parlage de la Po- 
a za p. 215—61. v, Herzberg, Recueil des deduclions, manifestes etc. I. p. 

3) Mebrere Abhandlungen des Staatsminifterd von Herzberg, welche derfelbe an den Ges 
buriztagen des Königs 1781—86 in der Berliner Akademie der Wiſſenſchaften vorlas. 
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mit Schraplau (8 D.Meilen) an Preußen kam. Friedrichs legte politiſche Unter- 
nehmungen, welde den Bergrößerungsplänen Kaiſer Joſephs II. für einen abgerun- 
beten Erbftaat auf deutfhem Gebiete entgegentraten, und ihren Kulminationspunft 
im baierifhen Erbfolgefriege (1778—79) und in ber GErridtung des deutſchen 
Fürſtenbundes (23. Juli 1785) fanden — vergl. den befondern Artikel des St.- 
Wörterbuchs — trugen zwar dazu bei, von neuem das politiihe Gewicht bes 
preußifhen Staates als einer Macht vom erften Range zu befeftigen, aber fie 
führten zu keiner weiteren Bergrößerung des Territorialbeftandes. Derfelbe um- 
faßte bei dem Tode dieſes Königs einen Flädheninhalt von 3540 D.Meilen mit 
5,400,000 Seelen in runder Zahl, d. i. mit einer Durchſchnittsbevölkerung von 
1526 Seelen auf eine D.Meile. Der Staatshaushalt gewährte eine um das Vier- 
fache geftiegene Einnahme gegen 1740, nämlich durchſchnittlich über 32,000,000 
Rthlr., und außerdem nod einen Refervefond von mindeftens 40,000,000 Rthlr., 
obgleich feit 1764 jährlich mehr als 1,000,000 Athir. auf Meliorationen und 
Entfhädigungen durchſchnittlich augewieſen waren. Staatsſchulden gab es gar feine, 
nur in Pommern und Schleſien Provinzialfhulden von geringem Betrage, beren 
Berzinfung und allmälige Tilgung der Staat ald Oarant bei den betreffenden 
Friedensverträgen übernommen hatte. 

König Friedrich Wilhelm II. (17. Aug. 1786 + 16. Nov. 1797) war 
der Neffe feines Borgängers, weldyer feine Leibeserben binterlaffen hatte, Sohn 
des am 12. Jan. 1758 verftorbenen Prinzen Auguft Wilhelm. Unter feiner Re- 
gierung ift zwar quantitativ die ftärffte Vergrößerung des Staatsgebiets hinzu- 
— über 2200 O. Meilen in eilf Jahren, aber größtentheils aus ſolchen 

ändern gebilvet, welche fich nicht geeignet zeigten, mit ven übrigen Provinzen zu 
einem Geſanuntſtaat vollftändig zufammen zu wachſen, unb deshalb während ber 
kurzen Zeit ihrer Verbindung dem preußiſchen Staat: mehr Opfer geloftet, als 
irgend welche nennenswertbe Vortheile gebracht haben. Eine ſcheinbare Präponde- 
ranz in feiner politifhen Machtſtellung gewährte das glänzende Refultat des 
preußifchen Feldzuges gegen die Niederlande (1787), ver Abſchluß ver Tripelallianz 
mit den beiden Seemächten (1788), die Garantie der Integrität des Befigftandes 
der hohen Pforte gegen die beiden Kaiferhöfe in Petersburg und Wien, ſowie die 
diktatorifhe Stellung in Bezug auf die erften Unternehmungen des Kaifers Leo- 
polo II. zur Beruhigung feiner Erbftaaten. Aber bald nad tem Ausbruche des 
franzöfifhen Revolutionstrieges nahm Friedrich Wilhelm II., bei dem bald ver- 
ſchwundenen Gleihgewichte in feinem Staatshaushalte zwiſchen den Einnahmen 
und Ausgaben, bei feinem fortvauernden Bedürfniſſe nah engliſchen Subſidien, 
eine von der Politik des britifchen Kabinets zu abhängige Stellung ein, welde fi) 
faum mehr mit der Auftorität einer europäifhen Großmacht vereinigen und dem⸗ 
gemäß auch nicht mehr ven Zuwachs im Staatsgebiet nach feinen politiihen Fol— 
gen erlennen ließ. 

Die beiven fränkiſchen Markgraffhaften Ansbach und Baireuth, damals 
auf einem Fläheninhalt von 159 D.Meilen von mehr als 500,000 Einwohnern 
bewohnt, wurden von dem legten finderlofen Markgrafen Karl Alerander in dem Ber- 
trage vom 2. Dec. 1791 nod bei feiner Lebenszeit (F 1806) gegen eine jährliche 
Leibrente von 300,000 Gulden an Preußen überlaffen : den Erwerb der dazwiſchen 
liegenden Reichsſtadt Nürnberg vereitelten indeß die Beftrebungen bes öfterreichi« 
fhen Kabinets. — Polens Berhältniffe wurden unter dem Einbrude ber gleich— 
zeitigen Gewaltherrſchaft des franzöſiſchen Nationallonvents, ungeachtet der preu« 
ifhen Alltanz mit Polen vom 20, März 1790 und der preußiſchen Anerkennung 
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ver polnifchen Reichsverfaffung vom 3. Mat 1791, zur Auflöfung des Königreichs 
Polen vermittelft ver zweiten ımb dritten Theilung benust. In ber zweiten 
nahm Preußen (25. Sept. 1793), außer Danzig und Thorn nebft den dazu ge 
hörigen Gebieten, einen umfangreichen Theil von Großpolen in Befig. Es waren 
die Woiwodſchaften Pofen, Gneſen und Kalifh, das Yand Eujavien, Wielun, bie 
Woiwodſchaften Sieradz und Senezyc, den größeren Theil der Woiwodſchaft Plod 
zwifchen der Weichfel und der preußifhen Grenze, endlich kleinere Theile der Woi- 
wodſchaften Rama und Krakau, zufammen 1015 Q.Meilen mit 1,400,000 Ein- 
wohnern 14). Danzig und Thorn, die alten Städte des deutſchen Ordens, wurden 
zu Weftpreußen gefchlagen, aus den übrigen Erwerbungen wurde eine neue Pro: 
vinz Südpreußen gebildet. In der dritten Theilung Polens, nad feiner 
Natienalerhebung unter Thaddäus Kosciusko und deſſen Niederlage bei Matzie- 
wicze (10. Oft. 1794) inforporirte Preußen, in Folge des Vertrags zu Peters- 
burg (24. Dft. 1795) den Reft ver Woiwodſchaften Plod und Rawa, die Woi- 
wodſchaft Mafovien auf der linfen Seite der Weichſel und der rechten Seite bes 
Bugs mit Einfluß von Warfhau, einen Theil der Woimorfhaft Krafau mit 
Einfluß des Herzogthums Severien, endlich die lithauiſchen Woiwodſchaften Trofi 
und Samogitien. Severien (41 Q.Meilen), nad einer Orenzftreitigfeit mit Defter- 
rei, erft durch den Bergleih vom 21. Dft. 1796 feftgeftellt, wurde als Neu: 
jhlefien mit der Provinz Schlefien vereinigt: die nördlichen Erwerbungen bagegen, 
819 D.Meilen mit 950,000 Einwohnern, mit Ausnahme von Warſchau, das zur 
Hauptftabt Südpreußens erhoben wurde, legte man abermals zu einer neuen Pro- 
vinz, Nenoftpreußen, zujammen. Rußland erhielt übervieß bei dieſer Theilung 
von preußifchem Gebiete die lithauiſche Herrſchaft Tauroggen-Serrey (5 Q. Meilen 
und 1691 erfauft) abgetreten. 

Aus dem franzöfifhen NRevolutionskriege fhied Preußen, nach breijühriger 
Anftrengung, die unter mannigfahem Wechſel des Kriegsglücks bei dauerndem 
Zwiefpalte Über die öfterreihifhe Führung, mehr Opfer gefoftet als Ehre einge- 
bracht. hatte, durch den Friedensvertrag zu Bafel (5. April 1795) aus der Reihe 
ber Gegner. Es büßte dabei feine Befigungen auf dem linken Rheinufer ein (56 
O. Meilen Eleve mit Gelvern und Meurs), indem nur entfernte Ausfichten in 
dem geheimen Vertrage mit der franzöfifchen Republit zu Berlin (5. Aug. 1796) 
auf Entſchädigung in Neihsländern und namentlih in fpäter zu fäfnlarifirenden 
geiftlihen Befigungen eingetaufht wurden. Friedrich II. hinterließ feinem Nach— 
folger einen financiell erſchöpften Staat, da nicht nur ber überfommene Schat 
völlig geleert, fondern feit 1791 alljährlich ein immer mehr wachſendes Deficit 
eingetreten war, zu deſſen Dedung wieder die erften allgemeinen Staatsfhulden gemacht 
werben mußten und bereits 1797 einen Höhenbetrag von 36,000,000 Rthlr. er- 
reiht hatten. 15) Die Staatseinnahmen waren nicht in gleihem Mafftabe mit ver 
Bermehrung des Flächeninhaltes gewachſen, da die neu erworbenen polnifhen Pro- 
vinzen in ihrer Kulturentwidiung fehr weit zurüdgeblieben und auch in ihrer rela- 
tiven Bevölkerung jo ſchwach fid, zeigten, daß von einer gleich großen Bollszahl 
faum die Hälfte der Steuern gegen die Bewohner der älteren Provinzen erhoben 
werben konnte, Der Staatshanshalt war zwar nit in allen feinen einzelnen 
Zweigen befannt, aber die Schägung der kundigften Beamten erachtete feine Ein- 
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nahme nicht über 40,000,000 Rthlr., dagegen feinen Ausgabeetat über 46,000,000 
Athir., wovon mehr als die Hälfte aud der Friedenszuſtand der Heeresmacht von 
240,000 Mann in Anfpruh nahm. Der gefammte Flächeninhalt des Staats— 
gebiets betrug damals 5552 D,Meilen, mithin 448 Q.Meilen mehr als in der 
Gegenwart: aber bie Bevölkerung erreichte, allerdings bei einer in der Mehrzahl 
der Provinzen noch ſehr unvollftändigen und nicht gleichzeitig gemachten Volks— 
zäblung, nur 8,700,000 Köpfe, wovon in viefer Zeit über drei Eilftheile dem 
polnifhen Vollsſtamme mit 2,400,000 Köpfen angehörten (27,5 Proc.). 

Die Regierung Friedrih Wilhelms II. (16. Nov. 1797 + 7. Iuni 
1840) bietet in Betreff ver Bildung des preußifchen Länderbeſtandes zwei durch— 
aus verfchiedene Zeitabſchnitte dar, deren erfter mit dem Friedensvertrage zu Tilfit 
(9. Juli 1807) abſchließt. In diefen neun Jahren hielt diefer König mit großer 
Ausdauer feft an einer völlig neutralen Stellung in allen großen politifchen Er- 
eigniffen, um vor allen Dingen das financielle Gleichgewicht in feinem Staats- 
baushalte wieder herzuftellen, einen Theil feiner Staatsfhulven abzubürven, und 
einige Millionen Thaler zur entſprechenden Unterftügung vieler induftrieller und 
fommercieller Unternehmungen, fowie der Berfehrsmittel befonders in ben mittleren 
Provinzen zu verwenden. Nach der Wieverberftellung des allgemeinen Friedens in 
Europa durd; die Verträge von Lumeville (9. Febr. 1801) und Amiens (25. März 
1802), famen die Entſchädigungsanſprüche vieler deutſcher Fürften für ihre auf 
dem linfen Rheinufer verlorenen Befigungen zur Verhandlung, weil jett definitiv 
das linfe Rheinufer der franzöfifchen Republik überlaffen worden war. Bereits 
anf dem Kongrefie zu Raſtadt (1798) hatten fi die mächtigften Fürftenhäufer 
Deanihlands dahin geeinigt, daß alle erbliche Fürftenhäufer für ihre Verlufte 
an Franfreih durch Säfularifation geiftliher Stifte und Meviatifirung Hleinerer 
teiheunmittelbarer Herrfchaften und Neichsftädte entſchädigt werben follten. Aber 
bie Ausführung diefes Befchlufles erregte, bei den vielfach ſich durchkreuzenden 
Intereſſen der einzelnen deutſchen Dynaftien, überall Zwietracht und gegenfeitige 
Bervädhtigung wegen übertriebener Ländergier. Der erfte franzöfiihe Konful 
und Kaifer Aleranver I. von Rufland bemühten fi in ihren diplomatiſchen Ber- 
bandlungen einander zu überbieten, nm auf dieſer gegenfeitigen Eiferfucht der 
deutſchen Fürften den möglich größten Vortheil für fih zu gewinnen. Aber Na- 
poleon Bonaparte trug auch Hiebei den Sieg davon, indem er den Sig ber Ber: 
bandlungen darüber nad Paris zu verlegen verftand und darauf den Kaiſer 
Alerander beftimmte, im Bertrage zu Parts (4. Juni 1802) fi die vorläufige 

ung der Entfhädigungsländer für die deutſchen Fürſten vorzubehalten. 
Darauf erft wurde die außerorventlihe Neihsdeputation aus adt 
Reihsftänden zu Regensburg zufammengefegt, und dieſe empfing von Paris (18. 
Aug. 1802) den vollftändig ausgearbeiteten Entfhäpigungsplan, welcher auch mit 
unmefentlichen Abänverungen als Hauptrecef der Reihstagspeputation 
am 25. Febr. 1803 angenommen und von Kaifer Franz II. am 28. April 180: 
beftätigt wurde 16). Preußen erhielt nad vemfelben für feine Verluſte in Gleve, 
Gelven und Meurs (56 D.Meilen) eine vreimal jo große Entſchädigung (179 
D,Meilen mit 663,000 €.) zwijchen dem Rheine und ber Elbe, woburd überdies 
feine frühern Befigungen in Weftphalen und am Harze eine größere Füllung, oft 


16) M. Gh. Gaſpari, der deutfche Hauptreceß der Reichstags-Deputation, mit hift.ftatift, 
und geogr. Erläuterungen. Hamburg 1803. 2 Bde. 8. Dal. auferd. C. N. E. v. Hoff, Deutich- 
land vor der Nevolution und nad dem Rüneviller Frieden, Gotha 2 Bde. 1801—5. 
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fogar einen volftändig abgerundeten Zuſammenhang erlangten. Diefe neuen Er- 
werbungen beftanden in den fälularifirten Beſitzthümern Hildesheim und Pader- 
born mit Einfluß der Reichsſtadt Goslar (27 D.Meilen mit 220,000 Einw.), 
dem Gebiete von Erfurt mit der Grafſchaft Untergleihen und allen kurmainzi- 
hen Befigungen in Thüringen, dem Eichsfeld, Treffurt und dem ſäkulariſirten 
Stift Quedlinburg (zufammen 47 D.Meilen mit 172,000 Einw.), dem größeren 
Theile des Bisthums Münfter, den weftphälifchen Abteien Herford, Eſſen, Eliten, 
Werben und Kappenberg, enblih in den beiden thüringifchen Reichsſtädten Müpl- 
haufen und Norvhaufen (zufammen 60 D.Meilen mit 171,000 Einw.). Dazu 
famen nod einige Veränderungen und Erweiterungen des Staatsgebiets durch 
einen Austaufhvertrag mit Baiern (30. Juni 1803) und Berhandlungen über 
die Befignahme Nürnbergs, fowie über die Mebiatifirung ver im preußiſchen Ter- 
ritorium enflavirten reihsritterfchaftlihen Befigungen, welche mit Zuftimmung von 
franzöfifher Seite gegen den Einſpruch des Reichshoſraths durdgeführt wurden, 
aber die ſchon vorhandene feindlihe Stimmung gegen Preußen in Deutſchland 
noch mehr verbitterten und diefe aud in den darauf folgenden Kampf Napoleons 
mit Preußen hinüber trugen. ©leichzeitig war der Krieg zwifhen England und 
Frankreich wieder ausgebrodhen, im nädften Jahre ging die franzöſiſche Republil 
in das Kaifertpum über, und es begannen vie Verhandlungen über die Bildung 
eines beutfhen Fürftenbundes unter dem Proteftorate Napoleons. Die Befegung 
des Kurfürftenthbums Hannover durch die Franzofen brashte vie bis dahin behaup- 
tete Neutralität Preußens in bie verwideltite Stellung, welche geradezu unhaltbar 
wurde, als der dritte große Koalitionskrieg von öfterreidifcher Seite unternommen 
wurde, auf der Orundlage einer Tripelallianzg mit Rußland und Großbritannien 
(Verträge vom 11. April und 9. Aug. 1805). Napoleon verlangte jetzt von Preu- 
Ben eine entſchiedene Theilnahme für feine Intereffen und bot den Beſitz bes von 
ihm oftupirten Kurfürſtenthums Hannover als eine ſichere Folge des Bundes mit 
Tranfreih (1. Sept. 1805). Im gewagten Gelbftvertrauen auf diefe Verlodung 
Preußens zur franzöfifhen Allianz, verlegte er ohne weitere Anfrage im Laufe der 
Kriegsereigniffe das neutrale preußiiche Gebiet, indem er zwei franzöfiiche Armee- 
forps durch die Provinz Ansbach-Baireuth (3.—6. Dit. 1805) marfhiren ließ, 
um eine Kriegsoperation im Rüden bes öſterreichiſchen Heeres rafcher auszuführen. 
Durch diefen Handftreih überrumpelt, befegte Preußen zur Sicerftellung feiner 
eigenen Grenze Hannover (27. Dit. 1805) und näherte fih dem Kaifer von Ruß- 
land in der Konvention zu Potsvam( 3. Nov. 1805). Aber die überraſchend ſchnelle 
Bernihtung der öfterreihifhen Kriegsmacht in ſechs Wochen (von Mads Kapitulation 
bei Ulm, 17. Oct., bis zur Niederlage der Defterreiher und Rufen bei Aufter- 
lie 2. Dec. 1805) fieigerte bie Bereitwilligfeit des von Napoleon verblendeten 
preußifhen Unterhändlers Graf Haugwig, Preußens Rüdtritt von der Neutralität 
oder Allianz für Frankreich unmöglich zu mahen. Haugwig unterzeichnete zu Schön- 
brunn am 15, Dec. 1805 für Öreufen bie Ceſſion des Fürſtenthums Neufchatel 
und Balangin (14 D.Meilen) und des Reſtes vom Herzogthum Eleve auf dem 
rechten Rheinufer (22 D.Meilen) zur Dispofition des Kaifers von Frankreich, 
fowie des Fürftenthums Ansbah an Baiern (57 Q. Meilen), als eifrigen Bun- 
desgenoſſen Napoleons, indem er gleichzeitig als Entſchädigung für Preußen das 
von Frankreich in Preußen offupirte, aber vom rechtmäßigen Landesherrn nicht abgetre- 
tene Kurfürftenthum Hannover (569 D,Meilen mit 1,080,000 Einw.) annahm. 
König Friedrich Wilhelm III. verweigerte anfänglich die Ratifitation diefes Vertrags, 
aber der raſche Umſchwung ber politiſchen Verhältnife nad) dem Frieden zu Preßburg 
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(26. Dec. 1805) und ber Rüdzug der Rufen nad) ihrem Reiche beftimmten bald bar- 
auf das Berliner Kabinet zur bedingten Genehmigung bes Vertrags mit Napoleon 
und ließen nur den vollftändigen Austaufh der betreffenten Länder bis zum befini- 
tiven Frieden zwiſchen Franfreih und Großbritannien wünfhen. Doch ber über- 
mütbhige Sieger beftand nad} feiner Rückkehr nach Paris auf unbedingter Annahme 
bes dargebotenen Bertrags, felbft mit widerwärtiger Verringerung ber Vortheile 
für Preußen in Betreff eines Austaufhes in Baiern an der Grenze von Bai- 
reuth. Preußen gab nad und nahm im Bertrage von Paris (15. Febr. 1806) 
Hannover an, indem es die von ihm verlangten Geffionen zur Verfügung bes 
Kaifers übergab 17). Das fünfzigjährige Band zwifhen Preußen und Grofbritan- 
nien, wie es feit dem fiebenjährigen Kriege fich feitgeftellt hatte, war dadurch 
zerriffen, und fofort wurde in allen engliihen Hafenplägen Embargo auf alle 
preußiſchen Handelsſchiffe gelegt, ſowie feit dem April 1806 eine reichliche Anzahl 
von Kaperbriefen auf preußiſche Schiffe 18) ausgeftellt und dadurch der preußifche 
Seehandel für dieſes Jahr zu Grunde gerichtet wurbe. Nicht weniger verlegend 
ging Napoleon mit neuen Beleidigungen gegen Preußen vor, indem er zwifchen dem 
Rhein und der Ruhr preußiſche Yande, wie Effen, Elten, Werben u. a. beſetzte, 
den Rheinbund unter feinem Protektorate am 19. Juli 1806 ins Leben treten 
ließ, dagegen einen früher von ihm felbft empfohlenen Bund der norbveutfchen 
Staaten unter dem Proteftorate des Königs von Preußen in jeder Weife zu ver- 
hindern fi bemühte. Er ging felbft jo weit feinpfelig gegen bie preußifche Re« . 
gierung vor, daß er neue Verhandlungen mit der britiſchen Regierung anfnüpfte 
(ale Ch. For das Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten führte Febr. bis 
13. Sept. 1806), und die Herausgabe des Kurfürftentbums ohne Zuziehung 
Preußens als erfte Bedingung für ein Friedensprojekt darbot. Das blosgeftellte 
Preußen ging unter den ungünftigften Berhältniffen zur Rettung feiner Ehre und 
Selbftändigfeit in den Kampf mit Napoleon, und nad neunmonatlicher Gegen- 
mehr, anfänglich durch harte Niederlagen gebeugt, dann durch MWechfel im Kriegs: 
glüd (Pr. Eylau 8. Febr. 1807) und Inappe Beihitlfe von ruffifher Seite hin— 
gehalten, konnte e8 erft mit der Einbuße der Hälfte feines Staatsgebiets 
und feiner Bevölkerung den Frieden zu ZTilfit (9. Iuli 1807) erringen. 
Rußlands Hülfe erfchien nicht früher, als bis die Franzoſen an der Weichſel 
ftanden und viefelbe bereits überjchritten hatten; Großbritannien willigte zwar 
nad vielen vergeblihen Unterhandlungen (Nov. 1806 bis Jan. 1807) im bie 
Wieberherftelung des Handelsverfehrs mit Preußen, aber zu einer bireften Unter- 
ftügung des Krieges gegen Napoleon auf dem preußifchen Kriegsſchauplatze konnte 
e8 damals nicht bewogen werben. 

Die Berlufte des Zilfiter Friedens umfaßten alle preußiſchen Befigungen 
zwilden dem Rhein und der Elbe, alle Erwerbungen aus ber zweiten umd 
dritten Theilung Polens, felbft noch einen Theil des ſchon in der erften Thei- 
lung erworbenen Landes, enblih alle durch ben Neihstag-Deputationsrecef im 
3. 1803 gewonnenen Entfhbädigungslande, fowie die Fürſtenthümer Bai- 
reuth und Dftfriesland. Es mar ein Gefammtverluft von 2855 OD. Meilen, 
während ber zurüdbleibenve Reft aud feinen größeren Flächeninhalt ald 2870 Q.⸗ 
Meilen für das fernere preußiſche Staatsgebiet einnahm. Bon diefer Erniedrigung 
der preufifhen Macht erlangte der König von Baiern das Fürftenthbum Baireuth 


17) Lombard, materiaux pour servir ä l’'histoire d. a, 1805—7. pag. 237—61. 
18) Bis zum Sept. 1806 waren 400 preußiſche Schiffe von den Engländern genommen. 
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erft nad 3 Jahren (1810), Oftfriesland wurde fofort dem neuen Könige von 
Holland übergeben , die weftphälifchen Grafſchaften und Stifter wurden mit dem 
Großherzogthum Berg unter Murat vereinigt: emblid die übrigen Länder zwifchen 
der Elbe und vem Rhein bildeten mit Kurheſſen, Braunfchweig, Hannover und 
Fulda das neue Königreih Weftphalen für Jeröme Napoleon. Nur Erfurt 
nebft den Grafſchaften Blankenhayn, Untergleihen und Kranichfeld blieben provi- 
forifh unter der Oberhoheit des franzöfifhen Kaifers bis zum Befreiungskriege, 
als wichtiger Koncentrationspunkt in der Mitte Deutſchlands. Außerdem wurben 
dem als Mitglied des NRheinbundes am 11. Dec, 1806 erhobenen König von 
Sachſen der Neumärkiſche Kreis Cottbus und das zum fouverainen erblichen Staate 
eingerichtete Herzogthum Warfhau (1947 D.Meilen mit 2,392,000 €.) überlaffen, 
weiches das. vormalige Südpreußen, Neufclefien, Neu-Oftpreußen mit Ausnahme 
des ſüdöſtlichen Theiles vom Kammer-Departement Biolyftod und von Weftpreußen 
den größten Theil des Negpiftrifts, die Stadt Thorn nebſt Gebiet, bie Kreiſe 
Michelau und Eulm (mit Ausihluß der Feſtung Graudenz) umfaßte. Der Kaifer 
von Rußland erwarb auf Koften Preußens, trog feiner bis zum Frieden von Zilfit 
feftgehaltenen Bundesgenofienfhaft mit König Friedrich Wilhelm III, ben ſüd— 
öftlihen Theil von Nen-Oftpreußen (160 Q. Meilen mit 156,000 €.), welder 
feitvem als ruſſiſche Provinz Bialyftod beftand und dur den Ulas vom 18. Dec. 
1842 mit dem Gouvernement Grodno vereinigt wurde. Die Stadt Danzig 
wurbe zuerft mit einem Umkreiſe von 2 Lieues, aber durch den fpäteren 
Separatvertrag vom 6. Dec. 1807 bis auf 10 D. Meilen mit 80,000 €. ver- 
größert, als ein befonderer Freiſtaat unter den gemeinſchaftlichen Schug der Könige 
von Preußen und Sachſen geftellt, blieb jevod in ver That unter einem fronzö- 
fiihen Gouverneur nur ein Sammelpunft franzöfifcher Truppen in der Mitte des 
preußifchen Staates!?), Ueberbies mußte der König von Preußen fi verpflidten, 
bis zum Abſchluſſe eines definitiven Friedens zwiſchen Napoleon und dem britiſchen 
Neiche, jeder Art des Hanbelsverfehrs mit Großbritannien zu entfagen, d. h. den 
für die öftlihen Provinzen Preußens unentbehrlihen Sechandel aufgeben um 
dadurd fi die Hauptquelle zur Wieverherftellung des durch den Krieg erſchöpften 
Wohlſtandes abſchneiden. ine fehr demüthigende Bedingung war noch durd den ° 
Tilfiter Friedensvertrag dem preußifhen Staate in ver Beichräntung feiner Heeres- 
macht auf die runde Zahl von 45,000 M., fowie in der Befegung der Oper- 
Feſtungen mit franzöfifchen Truppen auferlegt. Die ungemefjenen Kriegslieferungen, 
die gefteigerten Kontributionen für die Räumung einzelner Yanvestheile, die abfidht- 
lihen Bedrückungen des überwundenen Staates gegen die Bedingungen des Haupt- 
vertrags und der fpäter abgejchloffenen Konventionen, ſchienen faft einen Plan 
der Politik Napoleons anzubeuten, Preußen zu einer Wiederaufnahme des Kampfes 
zu treiben, um dann feine Selbſtändigkeit vollftändig zu vernichten. Dazu traten 
Hungersnoth und verheerende Krankheiten im Folge der Kriegsleiden, welde na- 
mentlid für die öftlihen Provinzen (1807—9) ver Benölterung fehr ſtarke 
Menjhenverlufte abforderten. Preußen trat in feiner politiſchen Stellung, jet 
nur als eine Macht zweiten Ranges, nothgebrungen als Bundesgenofje für bie 
Ausführung der immer gewaltiger ſich ausdehnenden Eroberungspläne des franzö— 
fiihen Kaifers ein. Sein Kampf mit Rußland rief neue Gefahren für die gänz- 
liche Unterbrüdung Preußens herbei; nad ſchwerem Bedeuken entſchloß fich Friedrich 


19) Blech's Gefchichte der fiebenjährigen Leiden Danzigs von 1807-14, 2 Bde. 
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Wilhelm III. (Febr. 1812) zur Bundesgenoſſenſchaft mit Napoleon und zur 
Stellung eines Hülfsheeres gegen Rußland, Über die Provinz Preußen, öſtlich 
von der Weichjel bis zur ruſſiſchen Grenze, mußte nun fieben Monate der Tummel- 
plag für das gefammte franzöfifhe Heer und feine Bundesgenofjen mit mehr als 
einer halben Million Soldaten werben, deren Yorberungen fich nicht auf Getreide, 
Fourage und Schlachtvieh bejhränften, jonvern die auch einen fehr anfehnlidyen 
Theil des lebenden Inventars der Landwirthſchaft raubten, um als Transport: 
mittel fie bis in das Innere Rußlands mitzufchleppen und fie dort der eintreten- 
den Vernichtung preiszugeben. Hier fei nur erwähnt, was der Staatsminifter 
Rother in dem Schlußberichte über die Abwidelung der Verpflichtungen aus ven 
Jahren 1807—12 anführt?%): „der Aufwand des preußifhen Staates 
habe an Leiftungen für Franfreih und feine Bundesgenofjen die Summe von 
144,473,626 Rthlr., der Aufwand des Bolfs an Kontributionen, Vieferungen und 
Raturalleiftungen aller Art vie Summe von 230,000,000 Rthlr. gekoſtet“, wobei 
no tie unnennbaren Nachtheile und Verluſte in nationalöfonomifher Hinficht unbe- 
rückſichtigt bleiben, weil fie nad) Geld überhaupt fih nicht abſchätzen laffen. 
Die Wievererhebung des preußifchen Staates zu feiner früheren Mactftellung 
war nad) der Niederlage des franzöfiihen Heeres in Rußland (Nov. u. Dec, 1812), 
nach der Konvention des Generals von York mit den Ruffen und dem Vorrüden 
ber Letzteren über vie Weichjel, in dem Bundesvertrage zu Kalifh (18. Febr. 1813) 
zwiſchen Rußland und Preußen als ein wefentliher Zwed ausgeiprohen, während 
die geheimen Artikel dieſes Vertrages die verbündeten Mächte verpflichteten, 
die Waffen nicht eher ruhen zu lafien, als bis Preußen in feinen financiellen 
und geographiihen Berhältniffen das Staatsgebiet aus dem Anfange des Jahres 
1806 wiebererlangt haben würde. Die großartige Erhebung des preußiſchen Volks 
in allen feinen Provinzen, die beifpiellojen Leiftungen aller Klaflen feiner Bewohner 
ungeachtet der Zerrüttung ihrer Vermögenszuftände durch die vorausgegangenen 
Jahre, die vielen Taufende der Freiwilligen und der Männer der Landwehr aus 
allen Beruföftänden, drückten erft der ruffisch >» preußiihen Allianz das volle Ge- 
präge des glüdlihen Gelingens auf. Bald darauf folgte die Konvention zwifchen 
beiden Staaten zu Breslau (19. März 1813), durch welche, gleih nad ber 
Wieverbefegung der einzelnen burd den Frieden zu Tilſit verloren gegangenen 
Länder von Geiten der verbündeten Truppen, die preußifche Yanbesverwaltung 
wieder eingeführt werben follte, wobei indeß thatfächlic in Bezug auf die polniſchen 
Provinzen Rußland fofort ein davon abweichendes Verfahren für fih in Anfprud) 
nahm. Gelbft während des Wechſels der kriegeriſchen Erfolge bis zum Waffen- 
ſtillſtand erweiterte ſich jhon der Bund gegen Napoleon, die glänzenden Ergebnifje 
diejes wahrhaften Befreiungstriegs nad dem Waffenſtillſtande bis zur breitägigen 
Schlacht bei Leipzig (Aug —19. Dft. 1813) bewirkten in ungeahnter Schnelligkeit 
bie Räumung Deutſchlands von ven franzöfifhen Truppen, die Auflöfung bes 
Rheinbundes, fowie des Königreichs Weftphalen und des Großherzogthums Berg. 
Nicht mehr als ein vreimonatlicher Feldzug des Jahres 1814 (Ian.—31. März) 
bewirkte darauf den Sturz bes übermächtigen Kaiſers in Frankreich, die Entthronung 
feiner Dynaſtie und die definitive Wiederherftellung des allgemeinen Friedens in 
Enropa durch den erften Vertrag zu Paris (30. Mai 1814). Preußen ftand 
wieder mit ruhmvoll erprobter Kraft als eine der fünf europäiſchen Groß— 
mäcte in vollfter Anerkennung; feine früheren Befigungen zwiſchen ver Weſer 


7) Berghaus, Annalen Bd. X. ©. 24-71, 
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und Elbe, zwiſchen ber Weſer und dem Rheine und auch jenfelts biefes Fluſſes 
in Cleve, Geldern uud Meurs befanden fi) wieder in den Händen ber preußiſchen 
Berwaltung. Dem Kongrefje zu Wien fiel die Aufgabe zu, die betaillirtere_Ber- 
theilung der bereits im Befig genommenen Länder nad ältrem Eigentbumsredhte, 
fowie der nod zur Verfügung ftehenden, jegt herrenlofen Landſchaften und Städte 
zu regeln. Die Berhanvlungen viefes Kongreſſes über die allgemeinen politifchen 
Angelegenheiten dauerten faft neun Monate (vom 1. Dit. 1814 bis zur Final» 
alte vom 9. Juni 1815) 21), und gerade die Entihäbigung Preußens bot bie 
ſchwierigſte Berwidelung dar, weil Kaifer Alerander die Provinz Bialyftod feinem 
Reiche bereits vollftändig einverleibt hatte, außerdem aber noch bie übrigen pol 
nifchen, vormals preußifchen Landestheile vorzugsmeife als die Entſchädigung Ruß- 
lands für feine Mitwirkung am großen Entſcheidungskampfe in Anſpruch nahm, 
und gleichzeitig dagegen die Hinwelfung auf das Königreih Sachſen als Aequi- 
valent für Preußen von Seiten Großbritanniens und Franfreihs mit der größten 
Entſchiedenheit befämpft wurde. Der Zwieſpalt auf dem Kongreffe drohte beinahe 
einen vollftändigen Bruch zwiſchen ven verbündeten Mächten herbeizuführen (1. Ian. 
bis 20. März 1815), als die überrafhenn günftige Wieveraufnahme Napoleons in 
Frankreich und der jähe Sturz ber mit fo großen Opfern reftaurirten Dynaftie Bonr- 
bon zur fchnelleren Einigung über die noch ſchwebenden Fragen drängten, und bie 
mädhtigeren Fürſten nun haftig in Bezug auf neue Ermerbungen zu dem bebent- 
lichen Mittel der Separatverträge eilten. Ueber die Bertheilung des Herzogthums 
Warſchau einigten fidy zuvörberft die drei dabei betheiligten Großmächte (Verträge 
vom 3. u. 4. Mai 1815), welche feit einem halben Jahrhunderte in den polniſchen 
Angelegenheiten ausſchließlich zu entfcheiven gewohnt waren. Der weſtliche Theil- 
bes Herzogthums Warfhau, nicht viel über ein Viertel des gefammten Flächen 
inhaltes (536 D.Meilen mit 820,000 €.) wurde als Grofiberzogthum Pofen an 
Preußen überlaffen, nachdem fhon vorher Thorn, die Kreiſe Michelau und Culm, 
fowie der aufgehobene Freiſtaat Danzig mit Weftpreußen wieder vereinigt waren. 
Der Negpiftrift Tam indeß jegt nicht mehr zu Weftpreufen, fondern wurbe mit 
dem Großherzogthum Pofen verbunden. für den noch unerſetzt gebliebenen An- 
theil an polnifhen Befigungen follten nad dem beftimmt ausgefprodenen Willen 
des Königs Friedrich Wilhelm anderweitige Entſchädigungen auf deutſchem Gebiete 
eingetaufcbt werben, wobei indeß mehr vie Bevölkerung als der frühere Flächen- 
inhalt ald Maafftab für die Ausgleihung gelten follte. Demgemäß mußte bet 
der relativ weit ftärferen Bevölkerung ver deutſchen Landestheile ein verhältniß- 
mäßig geringeres Wequivalent im Fläheninhalt erwartet werden. Dazu gehörten 
nad dem Bertrage mit Sachſen (18. Mai 1815) die Nieder-Laufig mit Einfluß 
bes Kreifes Cottbus, ein Theil der Ober-Faufig, der Kurkreis mit Barby und Gom- 
mern, Theile der Kreife Leipzig und Meißen, fowie der größere Theil der Stifter 
Merfeburg und Zeig, die fähfifhen Antheile an ven Graffhaften Mannsfeld und 
Henneberg, das Fürſtenthum Duerfurt und die voigtlänbifchen Enflaven, mithin 
etwas Über die Hälfte des gefammten Königreichs Sachſen 22), aber nody nicht die 
Hälfte feiner Bendlferung (327 D.Meilen mit 864,500 €.): aus dieſen abge- 
tretenen Ländern wurde mit Hinzufügung der früheren preußifchen Beflgungen auf 
bem rechten Eibufer das neue preußifche Herzogthum Sachſen gebildet. — In 

21) Klüber’s Quellenfammlung u. f. w. &. 1-99; deffen Sammlung der Alten des 
Wiener Kongreſſes, 9 Bde. 1815—18, 

22) Der gefammte Flächeninhalt des Kgr. Sahfen betrug 1812 — 598 Q. Meilen, bie 
Dollszählung gab 1812 — 2,038,050 €. 


Preusen. vun? % 


FR 
dem Geparatvertrage zwifhen Preußen und Hannover (29. Mat 1610 traf .. 
Preußen von feinen früheren Befigungen die Fürſtenthümer Oftfriesland und 
Hilvesheim, einen Theil vom Münfterlande, die Grafſchaft Lingen und die Stabt 
Goslar an Hannover ab; es erhielt dagegen bie Hannover’fhen Enflaven in ber 
Altmark, auf dem Eichfelde, und im preußifchen Antheile am Münfterlande, ferner 
das Herzogthum Lauenburg auf dem rechten Elbufer: allerbings ein fehr nach— 
theiliger Austaufh von 92 D,Meilen mit 278,000 Einwohnern gegen 31 DO.- 
Meilen mit 65,000 Einwohnern, jedoch durch die Unterftügung des britifdhen 
Kabinets ausgeglichen, weldhe für die weiteren Forberungen Preußens in beutfchen 
Entjhädigungsländern zugefihert wurde. Tiefe machte fi auch fofort bei dem 
Bertrage Preußens mit Dänemark (4. Juni 1815) geltend: Preußen überließ das 
eben erworbene Herzogthum Lauenburg (19 D.Meilen mit 40,000 €.) gegen 
Schwedifch - Pommern und bie Infel Rügen (75 Q.Meilen mit 124,000 €.), 
welches jevodh Preußen nur unter venfelben Bebingungen annehmen konnte 23), 
wie der däniſchen Krone im Frieden zu Kiel (14. Ian. 1814) dies Land für bie 
Abtretung des Königreihe Norwegen übergeben war. Eine Gelventfhäbigung im 
Betrage von 2,350,000 Rthlm. wurde überdies no von Preußen an Dänemart 
übernommen, — Im Bertrage mit dem Großherzog von Heflen «- Darmftabt 
(10. Juni 1815) erhielt Preußen das jenem Staate feit 1803 gehörende Her- 
zogthum Weltphalen (62 D.Meilen mit 140,900 €.), wofür es in Gemeinſchaft 
mit Defterreih übernahm, viefes Großherzogthum in der Rheinpfalz durd einen 
Bezirk mit gleiher Bevölkerung entſchädigen zu laſſen. Aehnliche Austaufh- und 
Ausgleihungs-Berträge ſchloß Preußen noch mit dem Herzog von Naffau (31. Mai), 
mit dem Großherzog von Sahfen-Weimar (1. Juni u. 22. Sept. 1815) über 
Abrundung der gegenfeitigen Grenzlandſchaften. Das Fürſtenthum Neufchatel 
und Balengin war als ein eigener Kanton der Schweizeriſchen Eidgenofienfhaft 
(Alte vom 7. April 1815) gleihfalls unter die Regierung des Königs von Preußen 
zurüdgetehrt, blieb indeß nur in der Perfonal- Union mit dem Königshaufe, ohne 
der allgemeinen Landesverwaltung einverleibt zu fein. 

Außer diefen durch Separatverträge neu erworbenen ober eingetauſchten Yandes- 
theilen, ferner außer der Wieverbefegung der dem preußiſchen Staatsgebiete bereits 
vor dem Jahr 1806 angehörenden Territorien, wovon nur nod die beiden frän- 
liſchen Fürſtenthümer Ansbah und Bayreuth auszunehmen find, welde ver baieriſchen 
Krone verblieben, wurben noch auf dem Wiener Kongrefie dem Könige Friedrich 
Wilhelm III., aus den dem franzöfifchen Kaiſerthume abgenommenen Departements, 
nachſtehende neue Erwerbungen als Entihäbigung für die Verlufte im Frieden zu 
Tilſit überwiefen: das Großherzogthum Berg auf dem rechten Rheinufer (57 D.- 
Meilen mit 304,000 €.), die Stadt Wezlar und ihr Gebiet (0,5 D.Meilen mit 
4500 E.), ferner die Länder auf dem linken Rheinufer nörblid von der Nahe 
bis zu ihrem Zufammenflufje mit der Glan, dann in gerader Richtung bis zur 
Saar und ihrem Einfluffe in die Mofel, dann längs ver beigifhen Grenze 
weftlih von Malmedy und Aachen, in faft paralleler Richtung mit der Maas 
in vie Lande Jülich, Eleve und Geldern hinein, nad) ihrer alten Abgrenzung gegen 


. 

23) Die ſchwediſche Regierung hatte Das Mecht des Siegers benupt, au Gunſten ihrer frü- 
beren Untertbanen im Art. 8 des Friedensvertrags die Erhaltung aller Rechte, Preibeiten und 
Privilegien denfelben zufichern zu lafien. Dänemark konnte mithin Schwediſch-Pommern an Preußen 
aud nur unter Garantie der Erfüllung diefer Bedingung abıreten. Daber rührt die eigenthüm- 
liche Etellung des Megierungsbezistd Stralfund zu manden allgemeinen Gtaatseinrihtungen 
Preußens, weil jener in diefen feine garamtirten Borrechte beeinträchtigt ficht. 
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bie Niederlande (zufammen 822 Q. Meilen mit 1,165,000 €). Diefe Rheinlande, 
auf beiven Ufern des Fluſſes vereinigt, bildeten von jetzt ab oberhalb Kölns das 
Großherzogthum Niederrhein, unterhalb Kölns. mit Einfhluß dieſer 
Stadt das Herzogthbum Eleve-Jülih-Berg. Indeß wurden beite Pro— 
vinzen im Jahre 1824 in einen Ober-Präfivialbezirf vereinigt, und führen feitvem 
gemeinfchaftlih nur den Namen ver Rheinprovinz. — Endlich erwarb noch 
König Friedrich Wilhelm III. auf viefem Kongreffe das Dberhoheitsredt 
über bie mediatifirten Befigungen der Fürften von Solms, Wie, Salm- 
Salm und Salm-Ayrburg, des Rhein- und Wildgrafen (feit 1817 Fürſt von 
Salm-Horftmar), der Herzoge von Croy und Looz⸗Corswarem, der Grafſchaften 
Anholt, Gehmen, Steinfurt, Redlinghaufen (dem Herzoge von Aremberg gehörend), 
Rietberg, der Herrfhaften Rheda, Gütersloh und Gronau, Neuftadt und Gimborn, 
Homburg (den Fürften von Sayn-Wittgenftein-Berleburg gehörend), Wilvenberg 
und Schauen (zufammen 90 Q,Meilen mit 206,000 €.). 

Nur einen Monat dauerte der erneuerte Kampf gegen Napoleon (12. Juni bis 
3. Juli 1815, Kapitulation von Paris), welcher diesmal nur von Preußen und 
Großbritannien geführt und entfchieden wurde. Der zweite Friedensvertrag zu 
Paris (20. Nov. 1815) koſtete zwar einen weit geringeren Xerritorialverluft, aber 
er belaftete die noch unfichere Stimmung und Geſinnung bes franzöfifhen Bolts 
einerfeits mit einer Kontribution von 700,000,000 Fres., von welchen 137,500,000 
Fres. zu Befeftigungswerfen in ver Nähe der franzöfifhen Grenze verwandt werben 
follten, anderfeits mit einem Bejagungsheere von 150,000 Mann, zufammengefekt 
aus den Truppen der verbündeten Mächte, um innerhalb des befiegten Landes ſo 
lange zu verbleiben, bis die reftaurirte Bourbon-Dynaftie ihre Stellung gefihert 
und ihre Verpflichtungen gegen vie Sieger erfüllt hätte. Ueberdies mußte Frank. 
reih an Preußen den Neft des Saar Departements mit Einfluß der Feftung 
Saarlouis und den nördlichen Theil des Mofel- Departements abtreten. Doch 
war damit zugleich für Preußen die Bedingung verfnüpft, in Folge der Erledigung 
des Artikels 49 der Wiener Schlußakte vom 9. Juni 1815 durch einen Bezirk 
von 69,000 Einwohner bie Herzoge von Sadhfen-Koburg, Oldenburg, den Groß- 
berzog von Medlenburg- Strelig, den Landgrafen von Heffen-Homburg und ben 
Reichsgraf von Pappenheim zu entſchädigen. Der Herzog von Sadfen-Koburg 
erhielt einen Bezirt von 20,000 ©. in den Kantonen St. Wendel und Ottweiler 
zur Bildung des Fürſtenthums Lichtenberg, Oldenburg einen eben fo ſtark bevöl- 
ferten Bezirk zwiſchen der preußifchen Grenze und dem linken Ufer der Nabe zur 
Bildung des Fürſtenthums Birkenfeld, der Yandaraf von Heflen-Homburg einen 
Bezirk von 10,000 Einwohnern auf dem rechten Ufer der Nahe im Kanton Meifen- 
beim, alle an der ſüdlichen Grenze der Rheinprovinz. Der Großherzog von 
Medlenburg-Strelig hatte gleichfalls feine Entfhädigung in den Cantonen Schleiden, 
Kronenburg und Neifferfcheid 1816 erlangt, verkaufte aber biefelbe wiederum an 
Preußen 1819 für die Summe von 1,000,000 Rthlrn. Im gleicher Weife war 
der Reihsgraf von Pappenheim für einen Bezirk von 9000 Einwohnern in Do— 
mainen entjhäbigt, die er jedoch bereits 1817 für 750,000 Rthlr. der preußifchen 
Regierung wiederum überließ. Der fchlieglige Gewinn aus dem zweiten Parifer 
Frieden ftellte fi für Preußen im Saarbepartement nur auf 36 D.Meilen mit 
80,000 Einwohnern. Dazu trat noch eine Territorial- Vergrößerung aus dem 
Bertrage mit Heffen-Darmftabt vom 30. Junt 1816, welder das Oberhoheitsrecht 
über die Grafſchaft Wittgenftein und Wittgenftein : Berleburg (8 Q. Meilen mit 
16,300 €.) gewährte, Andere Tauſchverträge mit Heflen-Kaffel, Hannover, Naſſau, 
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Schwarzburg-Rubolftabt und Schwarzburg-Sondershaufen in den Jahren 1815—16 
haben, außer der Cinverleibung des Reftes des Fürſtenthums Siegen (7,5 D.- 
Meilen mit 20,000 €.) feine weſentliche Wenderung des Staatsgebiets hervorge— 
bracht: eben fo wenig bie Örengverträge mit den größeren benachbarten Staaten 
aus den Jahren 1816—20. 

Nachdem die adminiftrativen Verhältnifje aller Provinzen in ven nächſten 
Jahren georbnet waren, betrug der gefammte Flächeninhalt des preußiſchen Staate- 
gebiets, mit Einfluß von Neufchatel und VBalengin, im Jahr 1820 = 5086,3 D.- 
Meilen, alfo noh um 561 Q. Meilen weniger, ald es am Ende des Jahres 1804 
vor ter Berwidelung mit Hannover befefien hatte. Aber die weftlihen und 
mittleren Provinzen waren fomohl abgerundeter und ausgedehnter, als aud mit 
einer relativ ftärferen und wohlhabenveren Bevölkerung ausgeftattet. Die Volke: 
sählung am Ende des Jahres 1825 gab bereits eine abjolute Boltszahl von 
12,308,948 Einwohnern, und einer relativen Durchſchnittsbevölkerung von 2420 
Seelen auf einer D.Meile, mithin um 2,381,000 Einwohner mehr, als die frühere 
Bevölkerung des größeren Staatsgebiet in ver ftärkften numerifhen Zahl im 
Jahr 1805 vargeboten hatte. Die financiellen Kräfte des Staates waren wiederum 
fo weit georbnet, daß eine Dedung ver jährligen ordentlihen Ansgabe buch 
die laufenden Einnahmen des Staates in der Regel ftattfand, und das erfte in 
der Gefegjammlung befannt gemachte allgemeine Staatsbüdget für 1821 ftellte 
Einnahmen und Ausgaben in volftändig ausgeglichener Balance auf 52,500,000 
Rthlr. feſt. Allerdings waren die Staatsſchulden in Folge der mehrjährigen 
ftarten Kriegsopfer beträchtlich gewachſen, indem ihr Etat vom 17. Jan, 1820, 
ber ben erften vollftändigen Abſchluß nah den beiden Pariſer Frieden vorlegte, 
die Summe von 217,845,558 Rthlrn. nachwies, darunter 206,603,211 Rthlr. 
verzinslihe A 5 und 4 Proc. und 11,242,347 Rthlr. unverzinslihe in Papiergelv. 

Die Verhältniffe des preußifhen Staates zum beutfchen Bunde waren am 
4. Mai 1818 geregelt, intem alle Provinzen, mit Ausſchluß von Preußen, Poſen, 
Neufhatel und Balengin, mit einem Territorium von 3358,3 D,Meilen und 
7,923,439 Einwohnern (für die Bundes-Matrifel) in denſelben aufgenommen 
waren. Aus den legten 20 Jahren der vorftehenden Regierung ift nur noch eine 
geringe Bergrößerung des Länderbeſtandes anzuführen, indem bie preußiſche Krone 
durch den Bertrag mit Sachſen-Koburg vom 31. Mai 1834 das eben erwähnte, 
in der Rheinprovinz enclavirte Fürftenthum Lichtenberg (10,5 D.Meiten mit 
35,246 €.) für eine jährliche Rente von 80,000 Rthlrn. erwarb, melde theils 
durch Anweiſung von preußifhen Domainen, theils durch Kapitalien im Ankauf 
von Gütern eingelöst ift. 

Friedrich Wilhelm IV. (7. Juni 1840, 7 2. Ian. 1861) übernahm 
den Länderbeſtand mit einem Fläheninhalte von 5096,8 Q. Meilen und einer Be— 
völferung von 14,967,465 Einwohnern nad der Bolfszählung im Dec. 1840. 
Die financtelen Kräfte hatten fidy bei den Einnahmen für den Staatshaushalts 
Etat für 1841 bis auf 58,367,000 Rthlr. gehoben (mit Einfhluß des Revenuen— 
Antheils des Kronfivei- Commiffes); die Staatsausgaben wurden nicht nur regel 
mäßig gebedt, ſondern fie verftatteten auch im Jahr 1842 eine Erleichterung von 
2,000,000 Rthlrn. in ver Galzftener, ſowie eine beträchtlihe Vermehrung der 
jährlihen Zufhüfie für Straßenbauten, den Eifenbahnfonds und mehrfache Unter- 
ftügung der wefentlichften Zweige der Inpuftrie und bes Handelsverkehrs. Die 
Staatsjhulden waren feit der regelmäßigen Tilgung mit bem Jahr 1820 bis auf 
150,000,000 Rthir. vermindert, darunter 139,000,000 Rthlr. verzinsliche, aber 
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in dem Zinsfuße auf 31/, Proc. reducirt; bie unverzinsliche Staatsſchuld war 
unverändert 11,242,347 Rthlr. Papiergeld geblieben. Die jährlihe Tilgung ber 
Staatsfhulvden beſaß einen beftimmten Titel von 2,800,000 Rtbirn. 

Die inneren Berhältniffe waren feit dem Jahr 1842 Iebhaft bewegt; 1847 
erfolgte vie Einberufung des vereinigten Landtags, darauf die Nationalverfammlung 
von 1848, vie oftroirte Verfaffung vom 5. Dec. 1848 und die vereinbarte und 
fanktionirte Verfafjungsurfunde vom 31. Ian. 1850: darüber unten Abjchnitt 
III. Preuß. Staatsreht. Die Zuftände des Jahres 1848 änderten überbies tranfi- 
torifch die Verhältniffe des preußifchen Staates zum deutfhen Bunde: auch die bei- 
den Provinzen Preußen und Pofen wurden in denfelben aufgenommen (Mai 1848), 
und aus allen Theilen des Staate® wurden gleihmäßig Mitgliever für bie beutfche 
Nationalverfammlung zu Frankfurt am Main gewählt. Der Aufftand in Berlin am 
18. März 1848 führte im raſchen Wechfel eines Sommers vier Minifterien vor- 
über: Graf €. Arnim-Boigenburg, Camphaufen, Rud. v. Auerswald, Gen. v. 
Pfuel, während bie fonftitwirende National-Berfammlung zu Berlin feit dem Mai 
tagte. Ihre Auflöfung im November, ver Belagerungszuftand Berlins und das Mini- 
fterium Graf Brandenburg mit der oftrotirten Verfaffung vom 5. Dec. 1848 und 
ber erſten Ginberufung der zwei Kammern zur Vereinbarung verfelben Berfaffung 
ließen das erfte Jahr des Konftitutionellen Lebens in ftürmifcher Bedrängniß ver- 
laufen. König Friedrich Wilhelm fühlte fi dadurch nicht bewogen, nad Beendi— 
gung des Verfaſſungswerks in Frankfurt a. M. vie ihm bargebotene Kaiferfrone 
(28. März — 5. April 1849) anzunehmen. Sein Werk, eine engere Union deutſcher 
Staaten auf der Grundlage diefer Reichsverfaffung im Wege des Vertrags mit 
den Fürſten zu fchließen, erlangte nur getheilten Beifall, vermochte aud nicht nad) 
ber Berfammlung des Staatenhaufes und Volkshauſes zu Erfurt (18. März Mat 
1850) über die Beſchlußnahme ver Berfaffung hinauszukommen und zur Lebens- 
fähigkeit zu erftarfen. Das reftaurirte Defterreih trat unter dem Miniftertum 
bes Fürften Schwarzenberg den Plänen Preußens kühn entgegen, feine Politik 
trinmphirte in den Schleswig « Holfteinifhen Angelegenheiten, wie in den Wirren 
Kurheſſens und die ruffifhe Beihülfe, nachdem Kaifer Nicolai ven Grafen Branden- 
burg in Warfhau zurüdgewiefen, errang den traurigen Erfolg der Konvention 
zu Olmüg (Oft. Nov.) und vereitelte alle Anftrengungen Preußens, die feit zwei 
Jahren bis zur Mobilmahung der preußifchen Heeresmacht gefteigert worden waren. 
Dem Tod des Grafen von Brandenburg folgte nur auf wenige Wochen die raſch 
vorübergehende Leitung des Miniftertums Ladenberg, um dann der Reaktion unter 
dem Minifterium v. Manteuffel (Dec. 1850) vollen Lauf für acht Jahre zu laſſen. 
Der deutfhe Bund wurbe wieder in feiner alten Form hergeftellt, die Provinzen 
Preußen und Pofen traten aus demſelben wieder aus (Oft. 1851), und nad) kur⸗ 
zer Zögerung befhidte auch König Friedrich Wilhelm IV. den erneuerten Bunbes- 
tag wieder mit feinem Gefanbten. 

Im Länderbeftande war durch die Greigniffe des Jahres 1848 faltifch das 
Berhältnig des Kantons Neufchatel zu ber preußifchen Regierung gelöst, ohne 
daß in ben erften Jahren von preußifcher Seite irgend ein Schritt zur Wieder: 
anknüpfung desfelben, noch eine officielle Erklärung über vie Aufgabe ber Anfprüde 
erfolgt war. Erft auf dem Kongrefie zu Paris (März; 1856) wurde beiläufig 
biefe noch ſchwebende politifche Frage berührt. Der im Sept. 1856 zu Gunften 
Preußens in Neufchatel ausgebrochene, aber augenblicklich gedämpfte Aufftand gab 
der Sache neue Wichtigkeit. Preußens Fürſprache für die gefangenen Theilnehmer 
an dem Aufftande führte zu Weiterungen mit ber ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft, 
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welhen von beiden Seiten ernfte Truppen-Rüftungen (Jan. 1857) folgten. Die 
Ruhe im mittleren Europa ſchien gefährdet, die Durhmärfche preußifcher Truppen 
fließen in deutſchen Landen auf Hinderniffe, jo daß die Großmächte bald Anlaf 
nahmen, die an fih wenig bedeutende Angelegenheit zur allgemeinen politifchen 
Frage zu erheben. Dies führte am 26. Mai 1857 zum Bertrage Preußens mit 
Großbritannien, Frankreih, Rußland, Deftreih und der Schweiz, um die völler- 
rechtliche Stellung des Fürſteuthums Neuenburg zu regeln. Der König von 
Preußen verzichtete für fih und feine Nachkommen auf diefen Kanton, der auch 
in Zukunft ausfhließlih einen Theil der ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft bilven 
follte. Diefelbe übernahm alle Koften der September-Ereignifie zu gleihen Theilen 
für ale Kantone und ertheilte volle Amneftie für die bei jenen Ereigniffen fom- 
promittirten Schweizer. Die Entfhädigung von 1,000,000 Fred. für den König 
von Preußen wurde von dem legteren abgelehnt. Diefer Berluft von 13,9 D.- 
Meilen war inzwifhen reichlich erſetzt durch den Vertrag Preußens mit den beiden 
regierenden Fürften von Hohenzollern-Hedhingen und Hohenzollern-Siegmaringen 
vom 12. März; 1850, welder das Territorium beider Fürſtenthümer (21,1 DM. 
mit 63,000 €.) dem preußiſchen Staate einverleibte A). Die Gegenleiftung von 
preußifcher Seite befteht außer der Belafjung des fürftlihen Domainen » Befiges 
in einer jährlihen Rente von 10,000 Rthlrn. für ven Fürften von Hohenzollern 
Hechingen auf Lebenszeit und einer jährlihen Rente von 25,000 Rihlın, für vem 
Fürften von Hohenzollern-Siegmaringen, welche legten auf das jevesmalige Haupt 
biefes fürftlihen Haufes übergeht. Außerbem ift in ter legten Zeit nur nod bie 
unbeteutende Erwerbung des Jahde⸗Gebietes (0,25 Q. Meilen) fir die Erweite- 
rung des Länderbeftandes erfolgt. Es lag bei diefer nicht die Vergrößerung des Terri- 
toriumd als Abfiht vor, fondern fie wurde nur im Intereffe einer angemefjenen 
Entwidelung der preußifhen Kriegsmarine erftrebt, um für diefelbe einen Stations- 
punft an der Norbjeefüfte zu befigen. Sie wurde erreicht in dem Bertrag mit 
dem Großherzog von Oldenburg von 20. Juli 1853 und dem Nachtrage zu dem- 
felben vom 1. Dec. 18533). Preußen übernahm den Schug des Seehanbels 
und der Seeſchifffahrt für Oldenburg und zahlte eine Gelventfhäbigung von 
500,000 Rthirn. innerhalb drei Jahren. — Der Vertrag zwiſchen Preußen und 
dem Fürftenthum Lippe» Detmold vom 17. Mai 1850 über die Abtretung ber 
mitlandesherrlichen Rechte über die Stadt Lippftabt betraf nur eine financielle 
Ausgleihung, da Lippftabt und fein Gebiet fhon feit 1815 dem preußiihen Staate 
vollftänbig einverleibt war. Bon viefem Zeitpunfte ab ift der Yänderbeftand des 
preußifhen Staates unverändert geblieben und beträgt gegenwärtig 6103,97 
Meilen, für welde vie Bevölkerung nad ber legten Zählung im Dec. 1861 
auf 18,491,220 Einwohner gefunden wurde. Die Refultate in der financiellen 
Berwaltung, fowie die gegenwärtige Situation ber übrigen Zweige der Otaats- 
verwaltung wirb überſichtlich der legte Theil diefes Artilels zufammenfafjen. 

Die letzten Jahre des Königs Friedrich Wilhelm IV. wurden durch ſchwere 
förperliche Leiden getrübt. Wieverholte Schlaganfälle veranlaften, daß die Stell- 
vertretung des Königs dem Prinzen von Preußen, als dem älteften Bruder und 
Nachfolger, am 23. Oktober 1857 zuerft auf 3 Monate übertragen wurde 2%), 
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25) Mreußtiche Geſetzſammlung vom Jahre 1854. Nr. 5. 
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Die Etneuerung diefes Mandats erfolgte dreimal am 6. Jan., 9. April und 
25. Iuni 1858, immer wieder auf 3 Monate. Erft dann, als jede Hoffnung 
anf Wieverherftellung ver geiftigen Kraft geſchwunden war und eine Reife nad) einem 
fürlihen Klima von den Uerzten dringend geforvert wurbe, übernahm der Prinz 
von Preußen durch einen Erlaß vom 9. Dt. 1858 die Regentihaft?”), und be 
rief die beiden Hänfer des Landtags auf den 20. Dkt. d. I. nad Berlin, um 
in der Mitte verfelben ven Regentſchafts-Eid auf die Berfaffung zu leiften. Eine 
feiner erften Handlungen als jelbftänbiger Regent war bie Entlaffung des Minifters 
des Innern von Weftphalen am 9. Dt. 1858. Bier Wochen fpäter folgte vie 
Bildung des neuen Fonftitutionellen Miniftertums unter dem Fürften von Hoben- 
zollern-Giegmaringen, in weldem von ben früheren Miniftern nur von der Hehdt 
für den Handel und Simons für die Iuftiz verblieben, dagegen Rud. v. Auerswald, 
v. Patow, dv. Bonin, v. Schleinitz, v. Bethmann- Hollmeg und Flottmell (bis 
Jan. 1859, dann Graf von Schwerin) new eintraten, und unter frenbiger Zu- 
ſtimmung ber überwiegenden Mehrheit des Volks, eine rafhere und angemefjenere 
Entwidelung des Fonftitutionellen Lebens zu garantiren ſchienen. Noch mehr 
machte fi die allgemeine Hoffnung darauf im Lande geltend, als das im Nov. 
1858 nem gewählte Haus der Abgeordneten eine überwiegende Majorität ber fon- 
ftitntionellen Fraftionen zur Unterftügung der Handlungen des neuen Minifteriums 
Befaß. Im Jahr 1859 nahm anfänglich der Ausbruch des franzöſiſch-piemonteſiſchen 
Krieges mit Defterreich alle politiihen Interefien in Anfprud. Ein Krieg ſchien 
auch für die Vertheidigung der Weftgrenze Deutfhlands gegen Frankreich unver 
meidlich, und Preußen rüftete fi mit vem vollften Kraftaufwande, um bie Verlegung 
jeber deutſchen Grenze mit Erfolg abwehren zu können, Inzwiſchen wurde ber Friede 
zu Billafranca geſchloſſen. Preußens Kriegsbereitihaft hatte mancherlei Mängel 
in der Organifation der Heeresmacht aufgebedt, deren Abftellung einen offenen 
Zwieſpalt in der Stellung des Minifteriums zum Prinz-Regenten hervorrief. Der 
Kriegsminifter von Bonin nahm feine Entlaffung und Generallieut. von Roon 
trat am 5. Dec. 1859 in feine Stelle. Die Seffion der Landesvertretung in 
ber erften Hälfte des Jahres 1860 empfing nun die Vorlage des neuen Ge— 
fees über vie Bildung ver Heeresmaht wie der Marine neben dem ftarf ver- 
mehrten Militär-Etat. Ungefähr um 25 Proc. mehr wurde an Mannſchaft mie 
an Geld für das ftehende Heer gegen ben früheren Etat verlangt. Es kam 
zu keiner Einigung zwifchen dem Haufe der Abgeorbneten und dem Minifterium; 
das Militärgeſetz wurde zurückgezogen, aber bei der noch vorhandenen Kriegsgefahr 
wurde für 14 Monate (1. Mai 1860—30, Juni 1861) ein auferorbentlicher 
Krebit von 9,500,000 Athen. zur Aufrechthaltung ver einftweiligen Kriegsbereit- 
haft bewilligt. Ohne den Konflikt gelöst zu haben, ging die Regierung jekt 
raſch mit der Bildung neuer Regimenter vor (36 für Infanterie, 12 fiir Kavallerie), 
und erſchwerte dadurch noch mehr ihre vermidelte Sitnation der Landesvertretung 
gegenüber, woran die Zuftimmung der Majorität des Herrenhaufes nichts beffern 
konnte. In folder Lage ging die Krone durch den Tod feines Bruders am 2. Ian. 
1861 auf den Prinz-Regenten über. 

König Wilhelm I. war der erfte preußiſche Regent, welcher gleich nach 
feiner Thronbefteigung in ver Mitte der verfammelten beiden Häufer des Landtags, 
denfelben als vollftändigen Vertretern des Volks den Eid der Treue für fi und 
bie Berfaffung abnahm, während er ſich felbft auf den bei ver Uebernahme ver Re 


97) Preußifhe Gefepfammlung vom 3. 1858, Nr, 47, 


Prenfen. 287 


gentſchaft Bereits auf die Verfaffung geleifteten Eid zurückbbezog. Der Konflikt 
über die Militär - Organifation fteigerte ſich indeß gleichzeitig fowohl für die Re- 
gierung, wie für das Haus der Abgeorbneten, indem jene die faktiſch durchgeführte 
Drganifation als unauflöslih erachtete, diefes dagegen das von ihr behauptete 
Proviforium nur auf ven frühern Militär» Etat und die frühere eigenthüntliche 
Stellung der Landwehr zurüdführen wollte. Die financielle Differenz mar von 
der Regierung bis auf 6,500,000 Rthlr. herabgefegt. Der Krönungs- Alt am 
18. Dftober 1861 zu Königsberg war die Erneuerung einer Ceremonie, welche 
feit der erften Krönung des Königs Friedvrih I. am 18. Ian. 1701 nicht ftatt- 
gefunden hatte, und feine ſtaatsrechtliche Bedeutung in Bezug auf die Verfaſſung 
vom 31. Ian. 1850 in Anſpruch nehmen konnte. Der Wiederzufammtentritt der 
beiden Hänfer des Landtags im Ian. 1862 erfolgte nad) einer menen Wahl des 
Hanfes der Abgeorpneten (Nov. 1861), bei welcher unter dem Einbrude der täglich 
gegen die Militär - Drganifation mehr gereizten allgemeinen Bolfs - Stimmung bie 
minifteriele Partei anſehnlich geſchwächt, die fendale Fraktion auf wenige verein- 
zelte Stimmen beſchränkt, dagegen der oppofitionellen Fortſchritis-Partei eine 
unzweifelhafte ©leichftellung gefichert war. Dies zeigte ſich fofort bet ven Wah— 
ien zu den Kommifflonen des Haufes der Abgeorpneten. Die vorgelegte Militär 
Novelle behielt unverändert die dreijährige Dienftzeit und verlangte eine Verſtär— 
fung der Refervezeit um 2 Jahre. Der Milttär-Etat machte keinen Unterfchieb mehr 
zwifchen dem Koftenaufwand für tie neuen Formationen und die älteren: da bie 
Regierung biebei in feiner wefentlihen Beziehung nachgab, fo war eine Zuſtimmung 
der Majorität der. Ubgeorbneten für die Borlagen der Regierung nicht zu erwarten. 
Man hatte die Wahl zwifchen ver Auflöfung des Hanfes der Abgeorbneten umb 
der Entlafjung dee Minifteriumse Die Auflöfung des Hauſes beſchloß König 
Wilhelm am 11. März 1862 und dann nahm er nod) die Entlaffung des libera- 
leren Theiles des Minifteriums am 18. März an (Graf v. Schwerin, Patom, 
v. Auerswald, Bethmann - Hollmeg, v. Bernuth). Nur v. Roon, v. d. Heydt und 
Graf Bernftoff blieben im Minifterium, indem Heydt die Leitung ber Finanzen 
übernahm und die Ergänzung tes Minifteriums vorzugsmeife durch ſolche Mit- 
glieder unterftügte, welche der Richtung des früheren Kabinets Manteuffel nahe 
ftanden, oder zu vemfelben gehört hatten. Die neuen Wahlen für das Abgeorbneten- 
Haus zeigten bald der Regierung, daß fie mit der Auflöfung des früheren Haufes 
einen politiichen Fehler begangen habe, weil ihre Partei nur durch 9 Männer 
unter 852 Mitgliever vertreten war, und felbft diefe nur den beiden Provinzen 
Scylefien und Pommern angehörten, alfo in 6 Provinzen ungeachtet der vielfachen 
Mahn⸗Erlaſſe und Unterftügung von Seiten der Provinzial: und Kreis-Behörven 
tein einziger Regierungs- Kandidat gewählt war. Den ganzen Sommer 1862 
dauerten die Berathungen über die Budgets für 1862—1863; in den Militär- 
Berhältnifjen blieb der Konflift ungelöst. Das Schluß - Refultat war die Abfegung 
der neuen Regimenter im Gtat für 1862, durd das Abgeordnetenhaus, die Zu— 
rüdziehung des Gtats für 1863 dur die Regierung und die Berwerfung 
bes Etats für 1862 im Herrenhaufe unter Zuftimmung ber Regierung am 18, Okt. 
Wiewohl das Herrenhaus ſich zu dem verfaffungswidrigen Schritt verleiten lieh, 
ftatt des vom Wbgeorbneten-Haufe amendirten Budgets die Vorlage der Regierung 
für 1862 als gültig von feiner Seite anzunehmen, jo konnte dies doch ben bubget- 
lofen Zuſtand ver preußifchen Staatsverwaltung vom 11. Oft. 1862 ab in 
nichts Ändern, Derfelbe befteht auch noch gegenwärtig (15. März 1863), Die 
Häufer des Landtags find feit dem 14. Jan. 1863 verfammelt, das Büdget für 
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1863 ift von der Regierung men vorgelegt und größtentheils im Haufe der Ab⸗ 
georbneten berathen und angenommen. Aber ver Theil für ven Militär-Etat und 
die Marine fehlt noch und dürfte kaum verfelben wefentlihen Abänderung ent- 
gehen, welche wiederum feine Ausficht auf die Anerfennung der Regierung befigt. 
Afo auch jegt noch erfcheint der Konflift zwifchen der Regierung und der Bolle- 
vertretung in berjelben Schärfe wie im Dktober 1862, und ber Eintritt bes 
Minifter-Präfiventen von Bismard Schönhauſen (Sept. 1862), als Leiter des Ka- 
binets, auf welchen früher mande Hoffnung gefegt wurde, ſcheint das Gegentheil 
einer glüdlichen und baldigen Löſung zu bedeuten. *) 

11. Statiftifche Weberficht. Erſt in ven legten fünfzig Jahren hat man 
im preußifhen Staate Bedacht genommen, officielle Arbeiten für die Statiftit 
einzelner Zweige der Verwaltung wie ber Kultur und Inbuftrie zu begünftigen 
und felbft im Namen der Regierung ausführen zu laſſen. Mit I. G. Hoffmann, 
dem Begründer des ftatiftifhen Bureau’s für Preußen (1861) und feinem Mit- 
arbeiter Krug, der no vor jenem durch Privatarbeiten die allgemeinere Auf- 
merkſamleit auf pie Nüglichkeit feiner Unterfuhungen für die Yinanzverwaltung, 
Handel und Gewerbe gezogen hatte, beginnt bie Reihe der officiellen Belannt- 
machungen. Die preußifhe Staatözeitung, feit 1819 zu Berlin herausgegeben, 
wurde zuerft dafür benugt: Hoffmann hat fpäter feine dort befannt gemachten 
Abhandlungen in einer Sammlung vereinigt. Aus den allgemeinen ftatiftifchen 
Tabellen gab Hoffmann nur eine verarbeitete Ueberficht der wejentlihften Nad- 
richten nad) Provinzen und Kreifen 1837, 49 heraus. Sein Nachfolger als Direltor 
des ftatiftifchen Bureau’ Dieterict gab vollftändiger die gefammelten Nachrichten 
heraus, jedoch weniger verarbeitet und gefichtet feit 1846. Das Öffentlihe Leben 
in den Verhandlungen ber beiden Kammern verlangte indeß bald eine noch breitere 
Grundlage von ftatiftifhen Aufnahmen und deren officiele Bekanntmachung, weil 
feit 1848 für Vorlagen des Minifteriums, wie für allgemeine Petitionen überall 
die Stüge ftatiftifcher Belege als ein dringendes Bedürfniß begehrt wurde. Dem- 
gemäß erfolgte bei Feftftellung des Budgets für das Jahr 1850 ber Beſchluß, 
die nöthigen Staatsfonds zu bewilligen, um ſämmtliche Refultate der flatiftifhen 
Aufnahmen in größter Ausführlichleit dur den Drud befannt zu madhen und 
alle drei Jahre zu wieberholen, wenn eine neue Bollszählung vorausgegangen 
wäre (Dec. 1849, 52, 55, 58). Auf ſolche Weife erfchienen 1851—56 acht Bände 
ftatiftiiher Tabellen in Folio (die fogenannten preußifhen Blaubüder), in welchen 
jedoch nur eine dreijährige Periode (1849—52) der eingegangenen Nachrichten 
abgewidelt ift, allerdings ftets mit Bergleihung aus früheren Zählungen, und 
für die legten Bände mit Bezugnahme auf die inzwifchen binzugetretene Zählung 
im Dec. 1852. Diefes große rein aus officiellen Quellen vargeftelte Tabellen⸗ 
werk bezieht ſich nicht blos auf die einzelnen Theile ver phufifchen und techniſchen 
Kultur nedft den dazu gehörigen Erläuterungen, fondern es gewährt auch im 
vierten Bande die NRefultate der Staatöverwaltung, georbnet nah den fieben 
Gahminifterien des preußifhen Staates: die legteren find jedoch noch ſehr frag- 





*) Ende Mai 1863 ift der Landtag, bevor nod eine volftändige Budgetberatbung möglich 
gen war, gefchloffen und dadurch der Verfaſſungsbruch, der mit dem Beginn der budgetloſen 
rwaltung im Herbft 1862 feinen Anfang genommen bat, erneuert worden, Die ganze innere 
und auswärtige Politit des Minifteriums Bismarck führt ten preußifchen Staat einer erjchüttern- 
den Kriſis enigegen, deren Ausbruch unter dem Einfluß der großen europätfchen Verwidlungen 
vieleicht fehr nahe bevorfteht. Anm. d. Med, 
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mentariſch und entfpredhen keineswegs ven nothwendig an ſolche Tabellen zu 
ftellenden Forderungen. Als Ergänzung diefes Tabellenwerks gab Dieterici feit 
1848 noch „Mittheilungen des ftatiftiihen Bureau’s" heraus, die zweimal im 
Monat in der Stärke eines Bogens in 8vo. erfchienen und bis nach Dieterici’s 
Tod (Juli 1859) in zwölf Jahrgängen fortgefegt find: von fehr verfchiedenartigem 
Werthe in dem einzelnen Anffägen, nur leiver mehr kompilirt, ala wiffenfchaftlid 
verarbeitet. Das Zabellenwerk felbft kam jeit 1856 mehr in Unterbredung, fo 
daß es Hinter den allgemeinen Zählungen ftarf zurüdblieb und erft unter dem 
nachfolgenden Direltor Geh. Rath Engel (April 1860) wieder mit größerem 
Eifer betrieben wurde und einen neuen Band veröffentlichte. Die bis dahin ge— 
machte Erfahrung, wie in zehn Jahren (1850—60) bei der officiellen Statiftif 
durd die fchwerfällige Bekanntmachung ftarfer Foliobände fowohl das Intereſſe 
der Staatöverwaltung, als auch des namhaft dabei betheiligten politifhen Lebens 
gefährdet worden, veranlaßte Engel, vie officiellen Belanntmahungen in vier» 
facher Weije fortan erſcheinen zu laffen, um fie fo nad) dem jevesmaligen Be— 
dürfniffe rafh zur allgemeinen Verbreitung zu bringen. Mit dem lebhafteften 
Eifer und glüdlihem Erfolge hat Engel jetzt drei Jahre diefen Plan geförvert, 
und bie von ihm geleiteten, zum großen Theil felbft bearbeiteten Unternehmungen 
find folgende: 1) Kleinere ftatiftiihe Mitteilungen im Staatsanzeiger, der in 
die Stelle der früheren Staatszeitung eingetreten ift, 2) Zeitfchrift des ftatiftiichen 
Bureau’s, feit Dftober 1861, gr. 4to. monatlih 1 Nummer, zugleich als Beilage 
zum Staatsanzeiger mitgegeben, 3) Jahrbud für die amtliche Statiftif des preußiſchen 
Staatet, 1. Bo. 1862, 2. Bd. 1863, gr. 8v0.4) Preußifhe Statiſtik, herausgege- 
ben vom ſtatiſtiſchen Bureau in zwanglofen Heften gr. 4to., das Quellenwerf, wel 
des an die Stelle der früheren großen Blaubänve getreten ift: bis jest Heft 1—3, 
1862—63. Das leute foeben erſchienene Heft gibt auf 156 ©. gr. 4to. eine 
vergleihende Ueberfiht des Ganges der Induftrie, des Handels und des Berfehrs 
im preußifhen Staate, nad den Berichten der Hanbelöfammern für 1861, — 
Eine nit minder reiche Duelle für officielle Statiftif, namentlich für die abmint- 
ftrative, gewähren feit 1849 die Staatshaushalts-Etats, jährlid 4—5 Bände Fol, 
die Jahresberichte und Denfichriften als Beilagen der Regierungsvorlagen, namentlid 
im Bereihe der Bergbau - Verwaltung, der Eiſenbahnen-Verw., der Poft-Berw., 
des öffentlichen Unterrihtd u. f. w. — Die neueften Handbüder für preußifche 
Statiftif lieferten außer mir, im 6. und 7. Bande meines Handbuchs ver all 
gemeinen Staatöfunde von Europa, Königsberg 1846—48, 8vo., v. Biebahn 
in feiner allgemeinen Statiftif ver Staaten des deutſchen Zollvereins, 2 Bde. gr. Bvo. 
1859 — 61 unter Mitwirfung von Dechen's für den Bergbau, v. Maron’s für 
die Horftzudt, Dieterici in der noch nad) feinem Tode herausgegebenen preußi- 
ſchen Statiftil, Berlin 1860 (die erften Lieferungen erfchienen noch bei Lebzeiten 
des Berfafiers); Engel in dem oben angeführten Jahrbuche für amtliche Statiſtik, 
2 Ihle. 1862 —1863, vo. — Sehr adıtbare Special-Arbeiten find für einzelne 
Regierungsbezirke erfchienen, unter denen durch Vollſtändigkeit und genaue Sorgfalt 
in der Zufammenftellung als Mufterarbeiten ſich auszeihnen: Jacobi's Dar- 
ftellung des Berg-, Hütten- und Gewerbeweſens im Regbez. Arnsberg, Iferlohn 
1859, Th. Shüd für Oberfchlefien, Iferlohn 1860, Zitelmann für ven Reg. 
Bez. Frankfurt, 1860. 8vo. — 

4. Land und Bevölkerung. Das Territorium des preußifchen Staates 
wird aus zwei Haupttheilen und mehreren Heinen zum Theil entfernt liegenden 
Außengebieten gebildet. Der öftlihe Haupttheil ift bei weitem die größte zu- 
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fammenhängende Ländermaſſe; er umfaßt 4227,47 O. Meilen, alfo über 4/5 des 
gefammten Staatsgebietes, zwiſchen 55% 53° und 490 50° nörblider Breite und 
zwifchen 40% 32° und 270 33° öftlicher Länge und vertheilt fi wiederum in 6 Pro- 
vinzen — Preußen, Pofen, Pommern, Brandenburg, Schlefien und Sachſen. Der 
weſtliche Haupttheil, nur 855,10 Q. Meilen groß, zwiſchen 520 32° und 490 1' 
nördlicher Breite und zwiſchen 270 5° und 230 32° öſtlicher Länge, befteht nur 
aus zwei Provinzen, Weftphalen und ver Rheinprovinz. Am weiteften von dem 
weftlihen Haupttheil entfernt, aber in mebrfacher abminiftrativer Beziehung mit 
demfelben verbunden, liegt das Außengebiet Hohenzollern 21,15 D.Meilen groß, 
von dem Königreih Würtemberg und dem Großherzogthum Baden umgrenzt. 
Eben fo abgefondert liegt das Jahdegebiet (0,5 Q. Meilen) als Entlave im Grof- 
berzogthum Oldenburg. Außerdem gehören die meiften Außengebiete zur Provinz 
Sadjen und dem Rheinland, zu jener die Kreife Schleufingen und Ziegenrüd, von 
den thüringifchen Staaten, Kurheſſen und Baiern umſchloſſen, zu biefem ber Kreis 
Wetzlar zwifhen dem Herzogthume Naffan, Kurheffen und Heffen » Darmftadt. 
Kleinere Enflaven befinden fi in Medlenburg, Braunſchweig, Hannover, Anhalt- 
Bernburg und den thüringifhen Staaten. 

Die überaus große Auspehnung des Staatsgebiets in die Länge (über 200 
geogr. Meilen), bei der aum Berbältniß des Flächeninhalts in einzelnen Landes- 
theilen, namentlih in Sachſen, Weftphalen und ver Rheinprovinz, fehr geringen 
Auspehnung im vie Breite, bewirkt, daß die Grenzlinien dieſes Staates unter 
allen größeren Staaten in Europa, wenn wir aud Hohenzollern und vie übrigen 
preußifchen Enflaven in andern Staaten ausſchließen, bei weitem bie größte Länge 
für fid in Anjprud nehmen und am meiften durcheinander laufen. Die Ber- 
fhiedenheit der Tageslänge beträgt im Umfange viefes Staates 1 Stunde und 
32 Minuten, denn der längfte Tag dauert am nördlichſten Punkte des Staates 
17 Stunden 19 Minuten und am fürlichften Bunfte nur 15 Stunden 41 Mi— 
nuten, während die Sonne am öftlihften Punkte um 1 Stunde 8 Minuten früher 
aufgeht, als am weftlihften Punkte diefes Staates. Die gefammte Auspehnung 
der Grenzlinien für den öftlihen Haupttheil enthält 736 geogr. Meilen, davon 
115 Meilen in der Oftfeefüfte ver Provinzen Preußen und Pommern, 175 Meilen 
gegen Rußland und Polen, 104 Meilen gegen Defterreih, 60 Meilen gegen das 
Königreid Sachſen, 86 Meilen gegen die beiden Großherzogthümer Medlenburg, 
17 Meilen gegen die Thüringifhen Staaten uud Kurheffen, 54 Meilen gegen 
Hannover, 36 Meilen gegen Braunfhweig und 17 Meilen gegen Anhalt» Bern- 
burg. Im weftlihen Haupttheile nehmen die Örenzlinien eine noch größere Yängen- 
Ausdehnung nab dem Berhältniffe des Flächeninhaltes ein, nämlid 300 geogr. 
Meilen, wovon 104 Meilen gegen Hannover, Braunfhweig, Kurbefien, Walved 
und die beiden Fürſtenthümer Lippe fallen, 33 Meilen gegen Naffau, 18 Meilen 
gegen Heflen-Darmftadt und Hefien-Homburg, 46 Meilen gegen Rhein-Bayern 
und Divenburg-Dirkenfeld, 15 Meilen gegen Franfreih, 13 Meilen gegen Belgien 
und 70 Meilen gegen die Niederlande und Luremburg ftoßen. Der Boven läßt 
fih im Norden und Oſten vorzugsweiſe als Tiefebene beftimmen, fübwärts und 
im Weiten wird er von Gebirgen umgrenzt und theilmeife turdzogen. Schlefien 
und Sachſen fünnen zur Hälfte, Weftphalen und die Rheinprovinz mit mehr als 
zwei Drittheilen ihres Flächeninhaltes als Berggegenvden zur nationalötonomifchen 
Berehnung gezogen werden. Das preufifhe Tiefland bietet nach feinem oro— 
graphifhen Charafter wenig Verſchiedenheiten dar, doch bleibt unverkennbar feine 
nähere Beziehung als aufgeſchwemmtes Küftenland gegen die Dftfee, und überall 
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gewährt der Boden ter Provinzen Preußen und Pommern in feinen Granitblöden 
in der Nähe ver Küfte ven Beweis für feinen Zufammenhang mit ver Meeresflut 
und dem Bergrüden ber fcandinavifhen Halbinje. Das Küftenland gebt mit 
feltener Ausnahme, wo nicht die Mündung beventender Flüſſe eine wohlthätige 
Abhülfe errungen hat, in überaus flahen Meeresgrund über, welcher ter Schiff: 
fahrt große Hindernijje und Beſchränkungen auferlegt. An den Flüffen felbft hat 
bundertjährige Induftrie vie natürliche Lage des Bodens benugt, um mit großem 
Kraftaufwande fehr fruchtbare Niederungen für Aderbau und Viehzucht zu 
gewinnen, wie an der Memel vie Niederung bei Tilfit, am Pregel von Infterburg 
bis Königsberg, an ver Weichfel und Nogat die Landſchaften von Elbing, Marien- 
burg, Danzig und Marienwerder, an der Nege, der Warte, der Obra, an der 
Oder, der Spree und Havel, an der Elbe die Magveburger Börbe, ter Drömling 
u. ſ. w. In dem weſtlichen Haupttheile haben wir dagegen als Niederungen nur 
das Münſter'ſche Moorland und die ebenen Landſchaften des Niederrheins anzu« 
führen. — Die höher gelegenen und bergigen mittleren und weftlihen Provinzen 
fallen in die Gebiete der ſämmtlichen Gebirge des nördlichen und mittleren Deutſch— 
lands. Den Sudeten gehört Schlefien zu, und feine Hauptzweige auf preußiſchem 
Boden erheben fih im Glatzer⸗, Eulen-, Reinerz-, Heufhener- und Riefengebirge 
mit dem Iſerkamme und dem Laufiger Gebirge bis zur Höhe von 3000—5000'. 
Die höhften Kuppen find tie Schneekoppe (5010 Fuß), das große Rad (4664° 
umd die große Sturmhaube (4562). Für Sachſen find der Harz und der Thü- 
ringer Wald mit ihren Abzweigungen zu nennen, deren höchſte Spigen zwiſchen 
1000 bis 3500 Fuß anfteigen, in jenem ver Broden (3510) dicht an ver 
Grenze und der Ramberg (1810°), in dieſem der Finfterberg (2490). Weft- 
phalen durchzieht das Wejergebirge mit dem Teutoburger Walde, der Haarbt, dem 
Haarſtrang, dem Sauerländiſchen Gebirge und dem nördlichen Theile des Wefter- 
waldes: die höchſten Gipfel fteigen von 1500‘ bis 2594’ im fahlen Aftenberge. 
Die Enklave Weglar fällt in das Gebiet des Taumusgebirges. Die Rheinprovinz 
auf dem linfen Rheinufer befitt die hohe Beer, eine öde Hochebene zwiſchen 1000 
bis 2100‘, das wilde Eifelgebirge mit einzelnen fteilen Abhängen und Kuppen 
von 2100 bis 2324. In dem fürlihen Theile dieſer Provinz befindet fidh der 
Hunbsrüden, mit dem Soonwalde, tem Iparwalde, der Haardt und dem Hod- 
walbe, deren höchſte Gipfel aber nicht über 2040° bis 2518' hinausreihen. Die 
Hohenzollern’ihen Lande gehören in das Gebiet der Schwäbifchen Alp mit Kuppen 
von 2600 bis 2732° (Kornbühl). Das gefammte Gebirgsland des Staates um- 
faßt etwa 800 O. Meilen, faft ein Schötheil des Flächeninhalts, wovon jedoch 
nur 1/3 auf ven öftlihen Haupttheil und 2/, auf den weſtlichen mit Einfluß 
von Hohenzollern kommen. 

Die Bewäfjerung des Landes muß als eine fehr günftige unter allen 
Staaten Europa’s, fowohl für die Landwirthſchaft wie für den Handelsverkehr 
erachtet werden. Im öftlihen Haupttheile durchſtrömen vier große fchiffbare Flüffe 
die Landſchaft und münden ſich durch Sirandjeen in die DOftjee, indem zwei ven 
Diten nah Weften, zwei von Süden nah Morden ihre Richtung nehmen; die 
Memel durd das Kuriſche Haff (29,5 D.Meilengroß) auf einem Stromgebiete 
von ca. 100 D. Meilen, der Pregel mit ver Alle dur das friſche Haff (15,1 D.M. 
groß) einem Stromgebiete von 370 D.Meilen, die Weichſel mit der Nogat, theils 
durch daſſelbe friſche Haft, theils unmittelbar in 2 Mündungen in die Oftfee über- 
gehend mit einem preußifhen Stromgebiete von 480 Q. Meilen, endlich die Dver 
in ihrer ganzen Länge durch Sclefien, Brandenburg und Pommern vermirtelft 
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bes Stettiner Haffs (15 D.Meilen) in den drei Mündungen Dievenow, Swine und 
Peene mit einem Stromgebiete von 1980 D.Meilen. Wiewohl dieſe Waſſerſtraßen 
nod einen großen Koſtenaufwand erfordern, um ihre Seidhtigfeit in der Mehrzahl 
der Monate für den inneren Verkehr zu überwinden, fo bieten fie doch ſchon feit 
den Zeiten Friedrichs des Großen (1773 Bromberger Kanal als Verbindung der 
Brabe, eines Nebenflufjes ver Weichſel mit der Nete, dem Nebenfluffe der Warthe 
und Oder) eine ftarf benugte Wafferverbindung für dieſe größere Hälfte des 
preußifchen Staates, während die genannten Strandfeen, in Verbindung der Deime 
(Nebenfluß des Pregels) und ber beiten Fricvrihsgraben mit dem Kurifhen Haffe 
auf der einen Seite von Berlin und Breslau bis nah Königsberg, Memel, Tilfit 
und der ruffifhen Grenze eine direkte Waflerftraße erhalten. Auf der anderen 
Seite gewährt in Sachſen die Elbe, auf einer Yänge von 42 Meilen und einem 
preußiſchen Stromgebiete von 850 D.Meilen, vermittelft der Havel mit ihren 
Nebenflüffen auf dem rechten Ufer, der Saale und Mulde auf dem linfen Ufer 
und ter daran fich fchließenten Kanalverbinpungen ter Havel, Spree und der 
Oder, wiederum durch die Fürforge des großen Kurfürften und Friedrichs des 
Großen, eine direfte Waflerftraße von Magdeburg und Hamburg nad Berlin 
und Breslau und dadurch aud die Waſſerverbindung mit der Nordſee bis nad) 
Oberſchleſien hin. Der NReihthum an Flußwiefen wird im vortheilhaften Ber- 
hältnifje dadurd eine Hauptberingung für die blühende Pferde- und Rindviehzudt 
ber öftlihen Provinzen. Nicht durchweg fo günftig erfcheint die Bewäſſerung für 
Weftphalen und die Rheinprovinz, weil der gebirgige Boden bier entgegen fteht. 
In Weftphalen ift vie Wefer theils Grenzfluß, theils durch das Land durdfließend 
auf einem GStromgebiete von 95 D.Meilen; zwiſchen der Wefer und dem Rhein 
gehört die Ems in ihrer Richtung von Süden nad Norden 23 geogr. Meilen 
lang dem preußiihen Territorium an, Der Rhein nimmt einen Yauf von 46 
Meilen, zum Theil nur als Grenzfluß, auf preußiſchem Gebiete; aber mit feinen 
Nebenflüfien auf dem rechten Ufer ver Lahn, Sieg, der Wupper, der Ruhr und 
Lippe, bilden faft beide Provinzen, Weftphalen wie die Rheinprovinz fein Stroms 
gebiet, während er auf dem linken Ufer durd die Aufnahme der Nabe und Mofel 
NRheinbaiern, Heſſen-Darmſtadt, Luxemburg und Frankreich in die Wafler » Ber- 
bindung hineinzieht, die durch Kanalanlagen in neuefter Zeit noch auegebehnter 
zu werben verfpriht (Bertrag mit Franfreih über den Saar- Kanal 1861). — 
Außerdem befitt Preußen, namentlich in feinen öftlichen Provinzen einen großen 
Ueberfluß an Landſeen, von denen einzelne wie der Spirding-See faft 2 Q Meilen 
groß ift. Die meiften find zwifchen dem Pregel und der Weichfel und find feit 
1832 theilweife mit großem Koftenaufwande durd Kanäle mit den benachbarten 
Flüſſen und Strantjeen in Verbindung gefegt. Ponmern, Pofen und Branden- 
burg find aud mit denſelben noch reichlich bedacht: in Sachſen ift nur der Mans» 
felver, in ber Rheinprovinz der Laacher See als nennenswertb zu erwähnen. 
Der gefammte Fläheninhalt diefer Yandfeen umfaßt gegen 64 Q. Meilen, wozu 
bie brei großen Strandſeen ver Haffe mit "59,6 Q,Meilen fommen: fügt man 
noch Hinzu die Fläche der ſchiffbaren und flößbaren Flüſſe mit 14,? D.Meilen 
und der übrigen Gewäſſer mit 7,3 O. Meilen, fo erhalten wir als Waſſerfläche 
145,3 D.Meilen oder 2,8 Proc. des gefammten Staategebietes. 

Die BVertheilung des Territorialbeftandes zeigt mit Rüdfiht auf die ab» 
folute und relative Bevölkerung nah den beiden legten Bolfszählungen im 
Der. 1858 und Dec. 1861, für bie neun Provinzen folgende tabellarifche 
Ueberſicht: 
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Bevölkg. relat. Bevöllg. relat. 
Provinzen. Flächeninhalt. 1858 auf 10. M. 1861 auf 1Q. M. 


1. Preußen 1178,03 Q. M. 2,744,500 E. 2329 E. 2,868,522 E. 2433 E. 
2. Pommern 5762. 1328,381- 2302 = 1,389,068 - 2409 = 
3. Brandenburg 734,4 - 2,329,996 = 3174 » 2,463,515 » 3356 - 
4. Bofen 53621 -  1,417,155 = 2625 -» 1,494,621 = 2787 - 
5. Schlefien 741,9 »  3,269,613 = 4407 = 3,390,804 - 4571 - 
6. Sadjen 460,6 =  1,910,062 « 4147 » 1,975,932 = 4290 - 
7. Weftphalen 28) 368,21 =  1,567,299 = 4239 - 1,618,672 =» 4397 » 
8. Rheinprovinz 487,4 =»  3,096,629 -» 6358 = 3,216,948 » 6601 - 
6. Hohenzollern 21,5 - 64,235 » 3052 - 64,661 = 3087 « 
Preuß. Bejaggn. 
in Mainz, Luremburg, 
Raftadt, Frankfurt a. M. 12,043 « — 14,715 — « 


Zufammen 5103,7 OQ. M. 17,739,913 E. 3475 €. 18,497,458 €. 3623 E. 


Die abfolute Bevölkerung hat feit 1816 um 79 Proc. zugenommen für 
den gefammten Staat, zwar nicht immer in gleihmäßigem Fortfchreiten und noch 
weniger in allen Provinzen und Regterungsbezirken in gleichem Verhältniſſe, indem 
theild relativ ftärfere Bevölkerungen, theils bedeutende epidemiſche Krankheiten 
(Cholera feit 1831) ein fehr verfciebenartiges Wahsthum in der Bevölkerung 
bewirkt haben. Wenn wir indeß den ganzen Zeitraum feit dem zweiten Barifer 
Frieden Überfehen, fo ergiebt ſich als fihere Thatſache, daß die relativ am ſchwäch- 
ften bevälferten Provinzen in ven legten 45 Jahren die ftärfite Zunahme bis 
zum Jahr 1848 erlangt haben. Preußen, Pommern, Brandenburg, Pofen und 
Dberfchlefien, im jährliben Durchſchnitte gegen 2 Proc. Die Regierungsbezirke 
Marienwerber, Bromberg, Göslin und Oppeln haben in viefem Zeitraum ihre 
Bevölkerung fogar mehr als verdoppelt. Seit der Zählung im Dec. 1849 hat 
fihdas Anwachſen der Bevölkerung, abgejehen von der Koncentration in der 
Hauptftatt Berlin, gleihartiger geftaltet und beläuft ſich zwiſchen den beiden legten 
Boikszählungen in den Jahren 1858 und 1861 auf 4,27 Proc, mithin im jähre 
lichen Durdfchnitte auf 1,42 Proc. Die Provinzen unter einander weichen 
davon nur unmwefentlid ab, wenn wir Brandenburg ausnchmen, wo der Einfluß 
der auferordentlihen Steigerung in der Bevölkerung Berlin’8 allervings einen 
ftärferen Ausſchlag giebt, und die Zunahme auf 5,73 Proc. fteigen läßt, mithin 
um 1,5 ®roc. mehr. ald nah dem Geſammtdurchſchnitte für den Staat. Preußen, 
Bommern und Bofen bleiben über dem Durdfchnitte mit 4,5 bis 5,% Proc., 
Schleſien, Sahfen, Weftphalen und die Rheinprovinz dagegen unter dem Durch— 
fhnitte mit 3,3 bis 3,9 Proc. Zunahme für alle drei Jahre 1858—61. Hohen- 
zollern hat die ſchwächſte Zunahme, nur 0,66 Proc. in drei Jahren. 

Die relative Bevölkerung weicht in den einzelnen Provinzen von einander 
fehr ab, wie dies fhon aus dem oben vorgelegten Tableau erhellt. Aber noch 
weit ftärfer tritt dies nach den einzelnen Regierungsbezirken und den landräthlichen 
Kreifen hervor, wobei jedoch nicht zu überſehen ift, daß auf die relativ ſchwächſt— 
bevölterten Regierungsbezirfe auch zugleich verhältnigmäßig wiederum der ftärffte 


28) In Weſtphalen iſt das Jahdegebiet mit u er welches 0,25 Q.Meilen Flächen⸗ 
inhalı befipt und 1858 — 858 €., 1861 —= 950 €. zäblte. 
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Antheil an ver Waſſerfläche fällt. Unter den 26 Regierungsbezirken fteht Cöslin 
oder Hinterpommern am ſchwächſten, noch nidt mit 2050 ©. auf 1 D.Meile 
(1861 mit 523,454 ©. auf 258,4 QM.); nächſtdem zwiſchen 2100 und 2500 ©. 
die Regierungsbezivfe Marienwerber, Gumbinnen und Königsberg, zwiſchen 2500 
und 3500 Bromberg, Pofen, Danzig, Stettin, Straljund, Frankfurt und Hohen: 
zollern. Am relativ ftärfiten fteht in der Bevölkerung der Negierungsbezirt Düffel- 
dorf mit mehr als 11,000 Seelen auf eine O.Meile (Dec. 1861 = 1,117,025 €. 
auf 1 D.M.), ihm zunächſt Regbz. Köln mit 8000 ©. auf 1 O.M. (Dec. 1861 
567,434 E. auf 72 AÜM.), die Regbz. Aachen, Erfurt, Merfeburg, Breslau, 
Oppeln mit 7000 bis 5000 ©. auf 1 Q.Meile. — Durd Auswanderung ver- 
liert der preußifhe Staat fehr wenig, obgleid in den Jahren 1830 — 47 religiöfe 
Berbältniffe, feit 1848 Pelitif und Induftrie darauf eingemwirft haben; aber vie 
Einwanderung, ungeachtet fie nicht ganz vollftändig nadgemiefen werben fann, bat 
den nationalsöfonomifhen Ausfall wohl mehr als gedeckt. In ven drei Jahren 
1853 —55 waren nad ten officiellen Anzeigen 57,085 Perfonen mehr aus als 
eingewantert, 1856—58 war die Zahl der mehr Ausgewanderten bis auf 32,678 
Perfonen gefunfen, d. i. im jährlihen Durchſchnitte 10,892 Perſonen, und in den 
drei Jahren 1859-61 fand abermals eine Abnahme bis auf 30,984 P. ftatt, 
d. i. 10,328 Perfonen im jährlihen Durchſchnitt. Da jedoch aufter dem Leber: 
ihuß ter Geborenen über die Verftorbenen bei der legten Bolfszählung im Dee. 
1861 gegen 1858 eine Plus» Differenz von 34,204 Köpfen blieb, fo ift fider 
davon ein beträchtlicher Theil auf Eingemwanderte abzufchreiben, vie nicht officiell 
als foldye angegeben find. 

Nah der Bertheilung der Bevölkerung im ſtädtiſche und ländlihe Gemeinden 
tritt auch für Preußen das Nefultat entgegen, wie 28 ſich bei Franfreih, Groß- 
britanien und Belgien berausftellt, daß vie ſtädtiſche Bevölkerung verhältnigmäßig 
jet rafher anwädhst, auf Koften der Bewohner des platten Landes. 

In 994 Städten lebten Dec. 1858 = 5,250,434 E., d. h. 29,6 Proc. d. gef. Ber. 
Auf dem platten Lande „ „ = 12,489,479 €, „ 704 „ — 4 


Summa 17,739,913 €. 
In 1000 Stäbten ®) — Dec. 1861 = 5,567,732 E., d. h. 30,1 Broc. d. gef. Ber. 
Auf tem platten Yante „ „ = 12,929,726 E., 9 


Summa 18,497,458 €. 
Die Zahl ver Wohnpläge vertheilt ſich nach der legten Zählung, außer ven 1000 
Stäbten, in 385 Flecken mit den in Anfhluß gelegenen Gütern, 30,859 Dörfer, 
12,332 Güter und Vorwerke, welche nicht im Anſchluſſe von Dörfern gelegen find, 
9,286 Kolonien und Weiler, und 17,516 einzelne Etabliſſemens. %) Unter den 
1000 Städten giebt es 17 große, welde über 35,000 €. befigen, theils bie 
alten ſchon im Mittelalter ausgezeichneten Hauptftäbte ver einzelnen Provinzen, 
theils folde, welde im Laufe des legten Jahrhunderts als Brennpunkte eines 
ausgebreiteten Handelsverkehrs over blühenver gewerblicher Induftrie ihre Bevöl— 
ferung verdoppelt und felbft mehr als verdreifacht haben. Berlin, zu Anfang 
bes 18. Jahrhunders nod eine Stadt von 30,000 E., hat fih in anderthalb 
Jahrhunderten achtzehnfach in feiner Bevölkerung vermehrt, indem es im Dec. 
1861 = 547,571 €. zählte, wie der unter der Peitung bes verdienten Statiftifere 
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39) Die 6 Städte des Landes Hobenzollern find hier mitgezählt. 
x 79 Zeitichrift des Preuß. ftatift. Büreaus 1863, Nr, 2, ©. 39, 
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Dr. B. Neumann herausgegebene Mufterberiht, 2 Thle. Berlin 1863 40, näher 
nachmeist. Noch zwei Städte haben ſich über 100,000 €. erhoben, Breslau mit 
145,589 €. und Köln mit 120,586 €. Drei alte Stätte, nur in langfam 
fortfchreitender Zunahme, ftehen zwiſchen 100,000 und 65,000 E., Königsberg 
mit 94,579 E., Danzig mit 82,765 €. und Magveburg mit 86,301 E. Fünf 
Städte befißen zwifhen 65,000 und 50,000 E., faft nur jehr beveutfame Fabrik— 
und Handelsſtädte, Stettin mit 64,431 E., Aachen mit 59,941 E., Elberfeld mit 
56,307 E., Poſen mit. 51,343 und Krefeld mit 50,584 E. Sehe Städte ftehen 
enblih noch zwiſchen 50,000 und 35,000 E., wie Barmen, Halle, Potsdam, 
Düfjelvorf, Erfurt und Frankfurt a. D. Unter den mittelgroßen Städten zählen 
dreißig zwiſchen 35,000 und 15,000 E., tarunter bie Provinzial + Hauptftäbte 
Koblenz und Münfter, die Hafenpläge Stralfund, Memel und Greifswalve, bie 
raſch ‚geftiegenen Fabrikſtädte Dortmund, Eſſen, Gladbach, Remſcheid und Guben, 
die Univerſitätsſtadt Bonn, die Feſtungen Neiße, Weſel, Thorn, Minden und 
Schweidnitz, endlich die alten Städte Trier, Görlitz, Elbing, Halberſtadt, Liegnitz, 
Glogau, Nordhauſen, Mühlhauſen, Tilfit und Stargard in Pommern. Die darauf 
folgende Klaſſe der mittleren Stätte mit einer Bevölkerung von 15,000 bis 10,000 . 
zählt noch fünfundpierzig, darunter recht blühende Yabriforte in Weftphalen, der 
Rheinprovinz, Schlefien, Sahlen und Brandenburg. Darauf fommen noch 127 
Städte mit einer Bevölkerung zwiſchen 10,000 unt 5,000 E. Unter ven 781 
Heinen Städten mit einer geringeren Bevölkerung als 5,000 Bewohner, zählen 
486 Städte zwiſchen 5,000 und 2000 €,, 239 Städte zwifchen 2000 und 1000 
@., und 56 Städte erreihen nod nicht einmal 1000 E.; vieje letsteren befinven 
ſich jevoh faft nur im Großherzogtum, Schlefien und Brandenburg. — In - 
allen ftäptifchen und ländlihen Wohnplägen zufanmen gefaßt befanden fi) mad 
der letten Zählung im Dec. 4,688,741 Gebäude. Davon waren für öffent- 
lihe Zwecke beftimmt 85,835 Gebäude, und zwar für den Gottesvienft 18,018, 
für den Unterricht 25,444, ald Armen-, Kranfen- und Berforgungshäufer 8,914, 
für die Staatöverwaltung 8,103, für die Militärverwaltung 3,320, envlid für 
die Ortspolizei und Oemeinveverwaltung 22,036. Dem PBrivatgebraude 
gehörten 4,602,916 Gebäude, wovon 2,105,053 Wohnhäufer waren, 120,463 
Fabrikgebäude, Mühlen und Privatmagazine, endlich 2,377,400 Ställe, Scheunen 
und Schuppen. 

Die Bewegung in der Bevölferung bietet uns folgende überfichtlihe Re— 
fultate aus den legten Jahren dar. Die Zahl ver Geburten betrug 1853 — 659,122, 
1854 — 648,649, 1855 = 617,812, zufammen 1,925,583, d. i. im jährlichen 
Durchſchnitt 641,861 oder auf 26,3 Einwohner 1 Kind. Die Zahl ver Todesfälle 
ergab-für 1853 = 521,196, für 1854 = 500,737, für 1855 = 550,460, zu— 
fanımen 1,572,393 over 524,131 im jährl. Durhichnitt, d i. 1 Todesfall auf 
33,3 Einwohner. Der Ueberfhuß der Geburten über die Todesfälle gewährte 
353,190 Kinder, für die drei Jahre 1856, 1857 und 1858 — 569,706, aljo 
216,516 8. mehr. Im Jahre 1859 betrug die Zahl der Geburten 747,032, 
1860 —= 730,243 und 1861 = 723,018, d. i. zufammen 2,200,293 ©. ober 
733,431 ©. im jährl. Durchſchnitt, weldes nah der Bolkszahl im Dec. 1861 
eine Geburt auf 25,2 Bewohner giebt, aljo ein um mehr ald 4 Procent gün- 
ftigeres Verhältniß, wie der Durbfchnitt für die brei Jahre 1853—55. Die Zahl 
ver Todesfälle ftellt fih für 1859 auf 493,757, für 1860 auf 460,808 und 
für 1861 auf 497,641, zufammen auf 1,452,206 over 484,069 im jährlichen 
Durchſchnitt, d. i, für die Bolkszahl im Dec, 1851 ein Todesfall auf faft genau 
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33 Bewohner, mithin auch ein für die Todesfälle zwar nur um 1 Procent gün- 
ftigeres Verhältniß. Es war daher natürlich der Ueberfhuß der Geburten über 
die Todesfälle in ten 3 Jahren 1859—61 no größer als für 1855—58; er 
beträgt für die drei Jahre 1859—61 — 748,087 K., alfo wiederum 178,381 8. 
mehr als wie für vie drei vorangegangenen Jahre. — Das Berhältniß der un— 
ehelih Geborenen zu den ehelichen ift in ven legten Jahren ziemlich fonftant ge- 
blieben, nämlih 1859 zählte man 63,306, 1860 60,523 unb 1861 60,154 
unehel. Geb., zufammen 183,983 und im jährl. Durchſchnitt 61,328, das ift 
unter 12 Beburten 1 unehelibe. — Die Zahl ver Trauungen betrug 1853 — 
145,345, 1854 = 134,261, 1855 = 131,911, mithin im jährl. Durchſchnitt 
137,172 over eine neue Ehe auf 125,8 Bewohner. Im I. 1859 war die Zahl 
ber Trauungen auf 150,569 gefliegen, 1860 auf 151,847, 1861 auf 146,992, 
zufammen 449,408 over 149,802 im jährl. Durchſchnitt oder eine neue Ehe auf 
127 Bewohner für die Volkszahl im Dec. 1861. — Unter ven Tobdesfällen fteht 
die Zahl der Todtgeborenen 1859 auf 27,988, 1860 auf 27,408, 1861 auf 
30,029, d. i. im jährl. Durdfchnitt 28,475, oder unter 26 Geburten findet ſich 
- ein tobtgeborenes Kind, wobei indeß befanntlid das Verhältniß der Knaben gegen 
bie Mädchen überwiegt und nad den vorliegenten Liften im Allgemeinen wie 3:4 
fteht. — Die Zahl der Taubftummen betrug nad der Zählung von 1855 = 
12,667, 1858 = 13,297, 1861 = 14,197, von melden jedoch nur etwa 3 Proc. 
(419 8.) vor dem fünften Lebensjahre taubftumm geworben find, vie übrigen erfl 
im fpätern Lebensalter; zur Geſammtbevölkerung ftellt fih der Taubftumme wie 
1 unter 1232 Einwohnern. — Die Zahl der Blinden ift etwas geringer, fie 
war 1855 = 9697, 1858 = 10,205 und 1861 — 10,701: aud bei viefen be— 
finden fih nur gegen 10 Procent im Kindesalter vor noch nicht zurüdgelegtem 
fünfzehnten Lebensjahre, im Verhältniß zur Geſammtbevölkerung kömmt 1 Blinder 
auf 1730 Einmwohner. 

2. Die Nationalverfhiedenheit ver Berölferung des preußifchen 
Staates hat feit 1830 oder dem Aufftande im benachbarten Königreihe Polen 
eine gewichtuollere Stellung eingenommen, als ihr vorher eingeräumt worben ift. 
Die überwiegende Majorität des deutſchen Volksftammes in allen Provinzen außer 
im Großberzogthume Pofen ließ weder das Gefühl der Nationalität, in der felb- 
ftändigen Entmwidelung ihrer Kultur, einer andern Richtung ald der deutſchen fol- 
gen, noch durfte die Regierung bei ihren ftaatsrehtlihen Anorbnungen der inneren 
Verhältniſſe für die Ausgleichung der Nationalitäts-Differenzen andere Maßregeln 
ergreifen, als das einheitlihe Stantsinterefje erheifchte. Dies zeigte fi jedoch in 
ganz anderer Geftaltung, als die Stammverwandtſchaft, in Verbindung mit dem 
gleihförmigen fonfeffionellen Intereffe, Sympathien zwifhen den Bewohnern bes 
Großherzogthums Pofen und Weftpreußens für die allgemeinen polnifchen Ange- 
legenheiten anregte, und jedes politifche Ereigniß in dem benachbarten ruffifhen 
und öfterreihifchen Polen fofort feine Rüdwirtung auf die Bewohner polnifcher 
Zunge in dem öftlihen Provinzen aud des preußifchen Staates äußerte, foweit 
diefe nämlih nicht fhon vor ver erften Theilung Polens vorzugsweife deutſch 
gebildet waren, wie die größeren Städte in Weftpreußen und die Niederungen 
auf dem rechten Weichjelufer. Es wurde fortan eine bedeutfame ftatiftiiche Auf- 
gabe, die Nationalitätsverfhiedenheit aud für vie preußifhe Bevölkerung genauer 
zu ermitteln, jevob war die Ausführung diefer Aufgabe in Bezug auf ſichere und 
vollftändige Feftftellung der Thatſachen feine leichte und eben fo wenig mit den 
gewöhnlihen Hülfsmitteln und Arbeitsfräften auszuführen, vie bei Boltszählungen 
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gebraudt zu werben pflegen. Die Vermifhung der deutſchen und flavifchen Natio- 
nalität in den Stäpten des Großherzogthums Pofen geht bis in das breizehnte 
Jahrhundert zurüd, aber auch felbft auf dem platten Lande hatte feit der raſche— 
ren Ausbreitung der landwirthſchaftlichen Kultur ver deutſche Yandwirth fi mit 
dem Polen fo ftark vermischt, daß es für viele Inbividuen zu beftimmen bedenklich 
wurbe, zu welchem Volksſtamme, ob zu dem deutſchen oder ſlaviſchen fie gerechnet 
werben follten. Erft das im J. 1846 durd aufftändifche Bewegungen ftarf gereizte 
Nationalitätsgefühl, welches mit Entfchiedenheit die für national erklärte Kulturbe- 
wegung begünftigte, und nad allen Beziehungen hin weiter zu fördern tradhtete, 
gewährte auch zugleich eine Abgrenzung für die Fünftig vorzunehmenden ftatifti- 
Ihen Erhebungen in Bezug auf Sprad- und Stammverſchiedenheit. Privatarbei- 
ten, wie Hendrichs Ueberfiht der gefammten außerbeutfhen Spradverhältnifie im 
preußifhen Staate, und vie officiellen Tabellen des ftatiftifhen Bureaus, nament- 
li vie für die beiden legten Boltszählungen, haben das Material vervollftänpigt 
und überfichtlich erläutert, jo daß fih daraus eine entſprechende Ueberfiht für bie 
Einwirkung der Bolksverfdtedenheit auf tie politiſche Stellung dieſes Staates in 
nachſtehenden NRefultaten entnehmen läßt. a) Der deutfhe Volksſtamm bildet Bei 
weitem bie ftärffte Hauptmafje der Bevölkerung in allen Provinzen außer Pofen, 
etwas über ſechs Siebentheile ver Bolkszahl oder 86 Proc., indem bei der 
Zählung im Dec. 1861 15,972,094 K. aufgezeichnet wurden, die fid nur ber 
deutſchen Sprache mündlich und fchriftlih bedienen. Der Deutfche lebt feit den 
älteften biftorifhen Berichten als vie eigentlihe Stammbevölferung des Landes 
in ben Rheingegenden und Weftphalen, fowie in Schwaben für Hohenzollern, feit 
dem 5ten Jahrhunderte in dem ſüdlichen Theile des Herzogtums Sachſen (Thü- 
ringen). In dem nörblichen des Herzogthums Sachſen (Magveburg, die Altmarf), 
fowie in ter Mark Brandenburg war der Deutſche in den erften Jahrhunderten 
des Mittelalter durch die Slaven überwältigt, aber feit dem 10ten unb 12ten 
Jahrhundert mußten die legtern viefe Länder wieder dem Schwerte der Deutſchen 
überlaffen, um fie vollftändig für deutſche Sprade und Kultur wieder zu gewinnen, 
fo daß gegenwärtig in viefen rein deutfhen Landſchaften nur wenige bedeutungs— 
lofe Bezirke der Wenden die Erinnerung an die vormal® hier waltende Slaven— 
berrfchaft befunden. Eben fo haben die Deutfhen feit dem 12ten Jahrhunderte 
in Schleſien und Pommern einen die ganze Kulturentwidelung des Landes durch— 
dringenden Eieg errungen, obſchon in Schlefiens ſüdlichem Theile an beiden Ufern 
der Oder noch jetzt ein beträchtlicher zufanmenhängenver Theil der Slaven ihre 
Sprache und ihr Zurüdbleiben von der beutfhen Kultur behauptet. Im Groß: 
berzogthum Poſen hat ver Deutfhe während des Mittelalters fih nur in ten 
Städten amsgebreitet, erft feit ter Reformation, beſonders aber feit ver eriten 
Theilung Polens ift im Netzdiſtrikt und feit 1815 aud in den übrigen Theilen 
Pofens ver Deutfhe durch Landbeſitz mehr angefievelt. In der Provinz Preußen 
ift Dagegen der Deutſche jeit 1230 durch die Kolonifirung vermittelft des Deut- 
ſchen Ordens zur vollftändigen Herrfhaft des Landes gelangt, und zwar unter 
lebendiger Mitwirfung aller Stämme Deutfhlands, wiewohl anı ftärfften das 
Frankenland und das alte Sachſenland zwifchen ver Weſer und Elbe ihre Söhne 
nach den Oftfeefüften verpflanzt haben. Ueberdies find Koloniften deutiher Ab- 
flammung im Mittelalter, wie in ver neueren Zeit bis auf unfere Gegenwart in 
allen Theilen des Staates angefiedelt: Niederländer nad ten großen Meerburd- 
brüchen im 13ten Jahrhunterte in der Markt Brantenkurg, im Orbenslanbe 
Preußen; Pfälzer und Schweizer unter dem großen Kurfürſten und König Fried— 
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rich I. in der Mark Brandenburg; Salzburger unter Friedrich Wilhelm I. in ber 
Provinz Preußen; Süddeutſche aus verfchiedenen Landſchaften unter Friedrich II. 
auf den damals urbar gemachten Yändereien, wofür Minifter v. Herzberg allein 
die Anlage von 600 neuen Dörfern und die Unfegung von 43,000 Koloniften 
veranlafte. Aber auch unter Friedrich Wilhelm Il. unt Friedrich Wilhelm III. 
find noch vereinzelte deutfche Kolonien aus Würtemberg, Heſſen-Darmſtadt, Rhein- 
pfalz, Steiermarf und Tyrol für Sclefien, Pommern, Preußen und Pofen zu 
erwähnen. Bei viefer überwiegenden Verbreitung der Deutihen auch in den öft- 
lihen Provinzen des Staates bleibt, wenn wir das Großherzogthum Bofen aus- 
nehmen, überall das allgemeine Gepräge der deutfhen Entwidelung, namentlicd in 
allen Beziehungen ver landwirthſchaftlichen und gewerblichen Berhältniffe. Im 
Schleſien bildet der Deutfche über %/, ver Bevölkerung, in der Provinz Preußen 
über 2/, und felbft im Großberzogtbume Pofen umfaflen die Deutfhen nahe an 
3/, der Gefammtbevölterung. b) Der Slave bewegt fi in den drei Hauptäften 
der Weftflaven in Pofen, Schlefien und der Provinz Preußen, überhaupt mit 
2,356,015 8. ober 12,5 Procent der Volkszählung im December 1861, Der 
eigentlihe Pole findet fih vorzugsweile als Bewohner der ſüdlichen, öſtlichen 
und mittleren Kreife des Großherzogthums Poſen mit 801,372 K., während in 
den weftlichen und nörblihen Kreifen biefer Provinz mehr bie Vermiſchung ber 
Deutfhen mit dem Polen auftritt. In der Provinz Preußen zählt er 690,441 K., 
theilweife auf dem linfen Weichfelufer noch als alter eingefeflener Stammbewoh— 
ner, theils auf dem rechten Weichfelufer und in Ermland erft mit der polnischen 
Oberhoheit feit 1466 eingewanvert, aber mit Eifer der fatholifhen Kirche ange— 
börend: endlih noch in den füblichen Kreifen der Regierungsbezirke Königsberg 
und Gumbinnen als Mafure (mit 280,000 K., aber unter den oben angeführten 
690,441 K. ſchon mitgezählt), früher nicht zum Königreich Polen gehörend, An— 
hänger ber evangelifhen Kirche und durchaus nicht für vie gegenwärtigen Beſtre— 
bungen der polnifhen Nationalität empfänglid. In Schleſien ift der Pole vor» 
zugsweife im Negierungsbezirte Oppeln angefiedelt mit 639,000 8. Der Wende 
ift viel ſchwächer vertreten und geht leichter in die Vermiſchung mit den Deut- 
chen über, etwa zufammen noch 109,000 K., davon 60,000 in der Marf Bran- 
denburg, 38,000 in Schlefien und 4880 Caſſuben in den Grenzfreifen von Weft- 
preußen nah Pommern. Noch ſchwächer erfcheinen die Czechen (Böhmen) und 
Mähren, zufammen 58,880 8, faft fümmtlih in Schleſien, einige Hunderte in 
der Mark Brandenburg. — Bon den Oſtſlaven befigt Preußen faum 1000 8. 
in ver ftarf abnehmenden Kolonie ver Philipponen bei Odta im Regierungsbezirk 
Gumbinnen, die Heine ruffiihe Kolonie bei Potsdam und einige ruffiihe Familien 
in Berlin und den größeren Handelsftädten. e) Der Lithauiſche oder Lettiſche 
Volfsftamm, zu welchem auch die alten Preußen gehören als Befiger des gefamm- 
ten Oftfeefüftenlandes rehts von der Weichſel, hat ſich gegenwärtig nur no in 
den norböftlihen Kreifen der Regierungsbejirte Königsberg und Gumbinnen erhal- 
ten, als Lithauer und Kure, 136,990 K. im Dec. 1861 gezählt, alfo nicht mehr 
als 0,75 Broc. der Bevölkerung, indem er fih mit jedem Jahre mehr fomohl durch 
Vermifhung mit den Deutfchen feiner Provinz, als durch Ueberfienlung nad an- 
bern Kreiſen in feiner Eigenthümlichkeit verliert. d) Der Jude ift über ben 
ganzen Staat andgebreitet feit der Regierung des großen Kurfürften, am ftärfften 
im Großherzogthum Poſen und denjenigen Kreifen der Provinz Preußen, melde 
bis 1772 dem Köntgreihe Polen angehört haben, am jhwädften in Neu-Bor- 
ponmerr (Regierungsbezirt Stralfund). Ihre Gefammtzabl ergab im Dec. 1861 
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253,457 K., d. i. faft 1,8 Proc. der Geſammtbevölkerung. — Die Miſchſtämme 
der Romano-Germanen und der Gelto-Germanen befigen im preußifhen Staate 
nur geringe Zweige, theils in ven franzöfiihen Kolonien, welche Kurfürſt Fried: 
rih Wilhelm nah der Aufhebung des Edikts von Nantes feit dem Dec. 1685 
aus Franfreih in Brandenburg und Preußen einwandern ließ (Nefugies), theils 
in den 11,200 Wallenen, welche in den Regierungsbezirken Aachen (vorzugsweife 
im Kreife Malmedv) und Trier leben, theils endlich zerfireut in den größeren 
Städten, in gewerblichen Berhäftniffen aller Art beichäftigt. 

3. Die Religionsverſchiedenheit tritt auch bei den ftatiftifchen Erhe- 
bungen mit jeder Zählung als ein bedeutungsvolleres Objeft in den Vordergrund, 
weil die firdlihen Bewegungen in ihrem Einfluffe auf die Staatsverwaltung und 
innere Anordnungen derfelben, zu einer genaueren Berüdfihtigung der numerifchen 
Berhältniffe der Kirchengenoffen, ver kirchlichen Anftalten ſowie ihrer Prebiger und 
Borftände, der Unterrichtsanftalten und PVBerwaltungsbehörven auffordern. Zwar 
hat die von Ceiten der Staateverwaltung feit mehr als zwei Jahrhunderten 
geübte Toleranz in Preußen die Staatsangehörigen gegen gewaltthätigen Drud 
ſtets geſchützt, indeß gab es bis 1740 innerhalb desſelben faft gar feine Reli 
gionsverfchiedenheit, weil alle Bewohner bis auf 2 Proc. der evangelifhen Kirche 
angehörten und erft die neuen Erwerbungen in Sclefien, den polniſchen Landes: 
theilen und den deutſchen Entſchädigungsländern die Zahl der Katholifen um 
35 Proc. mebhrten. Dem ftellten die Vermaltungsbehörden ein vorherrſchendes 
Princip der Regelung vom fonfejfionell evangelifhen Standpunfte aus entgegen 
und ließen bei der Auswahl der höheren und niederen Beamten wie der Lehrer 
nicht immer eine gleihmäßige Berückſichtigung und VBertheilung turdbliden. Dies 
Verhältniß ift wohl and jest noch nit vollſtändig bis zur unparteiifchen Gteicitel« 
fung befeitigt, obgleich weſentlich ſeit 1837 durch den Konflikt mit der römiſchen 
Kirche, ſeit 1847 durch neue Negelung der Berechtigungen der Juden, beſonders 
aber jeit 1850 durd den Art. 12 der BVerfaflung gebeflert. Denn diefer ftellt 
für Preußen als Grundgefet feft: „Die Freiheit des religiöfen Bekenntniſſes, der 
Bereinigung zu NReligionsgefelihaften und der gemeinfamen häuslihen und 
öffentlihen Religionsühnung wird gewährleiftet. Der Genuß der bürgerliden und 
ftaatsbürgerlihen Rechte ift unabhängig von dem religiöfen Bekenntniſſe. Den 
bürgerlihen und ftaatsbürgerlihen Pflichten darf durch die Ausübung der Reli 
gionsfreiheit fein Abbruch geſchehen.“ Die numerifhen Berbältniffe der beiden 
großen Kirden, da wir die Yutheraner und Neformirten feit der Union im J. 1817 
ale Evangeliſche zufammen rechnen, laffen ſich in nachſtehendem Tableau für vie 
legten 10 Jahre überfehen, nachdem in ver Zählung für 1852 zum erjten Male 
das faft ausfhlieklih katholiſche Hohenzollern mitgezäblt wurde: 

Evangeliſche. Anth. and. Bev. Katholiken. Anth. an d. Bev. 


1852  10,359,994 61,18 Proc. 6,332,293 37,9 Proc. 
1855 10,582,996 61,4 6,419,690 3731, 
1858  10,863,119 61,86 6,618,979 3790 
1861  11,113,389 61% „ 6,824,719 37,6 


Die im verhältnißmäßig abfoluten Fortſchreiten doch relativ geringere Zus 
nahme der Katholiken gegen vie Evangeliihen wird dadurch erflärt (— 0,12 Zu- 
nahme), daß vie beiden weftlihen Provinzen, in denen vorwiegend die Fatholifche 
Kirche vorherrfcht, die meiften Auswanderungen haben (über die Hälfte der Ge- 
fammtzahl aller Auswanderungen) und als die relativ bevölfertften Provinzen um 
1 Proc. ſchwächere Zunahme in der Bevölferung für drei Jahre gegen die übri- 
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gen Provinzen nachgewieſen haben. Der Uebertritt von einer Kirche zur anderen, 
namentlich bei Verheiratbungen, gleicht fi im Allgemeinen ziemlih aus. In Betreff 
der verſchiedenartigen Gruppirung ter konfeffionellen Berhältniffe ift nod zu 
erwähnen, daß Pommern und Brandenburg bis auf 1 und 2 Proc. ausſchließlich 
evangelifhe Bevölkerung beſitzen; ebenfo die beiden Regierungsbezirfe Magbeburg 
und Merfeburg in Sachſen, während ver Negierungsbezirt Erfurt ſchon zu 2, 
fatholifh ift. In der Provinz Preußen ift der öftlide Theil (mit Ausfhluß von 
Ermland) faft ausſchließlich evangelifh, dagegen die Regierungsbezirfe Danzig und 
Marienwerver faft zu gleiber Zahl zwifchen Evangeliihe und Katholiken getheilt. 
Ein gleiches Verhältni findet für Schleſien ftatt, im nörblihen Theil überwiegend 
für die Evangelifhen und im fürlichen für die Katholifhen. Dagegen haben das 
Großherzogtum Poſen das Doppelte, die Rheinprovinz und bie Regierungsbezirke 
Münfter und Arnsberg in Weftphalen das Dreifahe der fatholifhen Bevölkerung 
gegen die Evangelifhen, ver weftphälifhe Regierungsbezirk Minden ift mehr 
evangelifh und Hohenzollern faft ausfchließlih katholiſchh. — Die Mennoniten 
leben faft ausfchließlih in den Negierungsbezirfen Danzig, Marienwerder und 
Königeberg- 12,106, außerdem 1393 in der Rheinprovinz. Ihre Zahl nimmt 
jährlih ab, theils durh Auswanderung, theils durch ihren Uebergang zur evan- 
geliſchen Kirhe: von den 15,650 K., welche im I. 1815 gezählt wurden, find 
ungeachtet ihrer ftarfen Propagation, bei ver letzten Zählung 1861 nur nod 
13,708 8. angeführt. — Die freien Gemeinden und die Deutſchkatholiken be— 
faßen im Dec. 1861 16,170 Anhänger. — Die griehifch katholiſche Kirche war 
1861 durch 1196 Anhänger vertreten. Die Mitglieder der mofaifhen Gemein- 
den im Dec. 1861 haben wir ſchon oben bei der Nutionalverfchiedenheit mit 
253,457 K. oder 1,% Proc. der Geſammtbevölkerung angegeben. 

4. Bodenertrag nad feinen Hauptobjelten. Bon den 110,072,360 
— aa Morgen 31) des Fläheninhalts waren im Dec. 1861 


A. kulturfähig 93,539,202 Morgen oder 85,! Proc. der Bodenfläche. 
und zwar 
a. für Gärten u. Weinberge 1,417,486 „ u Er, 2 . 
b. „ Aderland 50T en J 
ce u Wiefen 8,776,302 " " 8,0 " " " 
d. „ beftändige Weide 8,141,802 „ En. z 
e. „ WBaldungen 24,731,067 „ „ 22,8 a 
B. nicht fulturfähig, Bergbau, 
Straßen, Wafler, Unland 16,533,158 „, Raul: — 


zufanımen 110, 072,360 Morgen 100 Broc. 
Die Zahl ſämmtlicher (anbwirthfhaftlicher Befigungen betrug 1861 — 2,141,486, 
von welchen vie Fleinften Befigungen unter 5 Morgen —= 1,099,161 an ber 
Zahl, einen Flächeninhalt von 2,227,981 Morgen umfaſſen. An Befigungen von 
5 bis 30 Morgen zählte man 617,374 mit 8,427,479 Morgen Flächeninhalt. 
Mittlere Befigungen, vorzugsmeife Bauerhöfe, gab es 391,586 zmwifchen 30 und 
300 Morgen, zufammen mit 35,914,889 Morgen. Größere Befigungen zwifchen 
300 und 600 Morgen zählte man 15,076 mit 6,047,317 Morgen. Große Be- 
figungen über 600 Morgen, vorzugsweife Rittergüter, wurden 18,289 mit 


— — — — 


3) Gin Magdeburger Morgen enthält 180 Suadratruthen, fo daß etma 21,500 Morgen 
J auf eine Quadratmeile gehen. 
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40,921,536 Morgen gefunden ; von biefen Teßten gab es nur 1512 im ber 
Rheinprovinz, 706 in Weftphalen, 1239 in Sadfen, aber 3003 in Schlefien, 
2656 im Großherzogthum Pofen, 2364 in Brandenburg, 2595 in Pommern und 
4123 in der Provinz Preußen. Die Durchſchnittsgröße dieſer Befigungen ftanb 
in den öftlihen Provinzen zwiſchen 2500 und 3300 Morgen, in der Rheinpros 
vinz nicht viel über 1000 Morgen. Die Zahl ver Perfonen, welche die Land» 
wirthſchaft ald Hauptgewerbe betreiben, belief fih 1861 auf 792,269, welde 
außerdem in ihren Familien noch 3,469,414 Perfonen zählten. Dazu treten 
390,183 Perfonen, welche die Landwirthſchaft als Nebengewerbe benugten und 
noch 1,490,960 8. in ihren Familien ernährten. Das Perſonal der Infpeftoren, 
Aufjeher und Wirthfchafterinnen wurde mit 46,496 8. gezählt, der Knechte und 
Jungen mit 558,435 K., der Mägde mit 500,532, ver männlihen Tagelöhner 
mit 574,937 K., ver weiblihen Tagelöhner mit 565,705 8.: woraus fid) bie 
Geſammtzahl von 8,388,831 K. ergibt, welche auf die Landwirthſchaft angewie- 
fen waren, mithin faft bie Hälfte der Gefammtbevölferung. 

Der Aderbau und die Viehzucht ftehen für die Provinzen Preußen, 
Pommern, Pofen und Brandenburg als das Hauptgewerbe in erfter Reihe und 
haben feit dem wieberhergeftellten allgemeinen Frieden im 3. 1815 einen folden 
Auffhwung genommen, daß mindeftens auf derſelben Bodenfläche ein boppelter 
Ertrag gegen bie Zeit vor 1815 erzielt wird. Died bekundet fih am vollftändig- 
ften dadurch, daß bie in diefen Provinzen faft auf das Doppelte geftiegene Be- 
völferung reichlicher als vorher ernährt wird, daß ferner die auf Verarbeitung 
von ©etreide angelegten Mühlen, Brauereien und Brennereien einen mehr ald 
dreifach fo ftarfen Umfang erreicht haben, endlich daß der Ueberfhuß an Getreide 
zur Ausfuhr im mittleren Durchſchnitt von Jahr zu Iahr geftiegen ift und 1861, 
allerdings bei einer guten Ernte, allein für die Häfen Königsberg, Danzig und 
Stettin einen Abſatz von 12,000,000 Scheffel eigenem Getreide ins Ausland 
verftattete, ganz abgejehen von dem Verkehr mit dem aus Polen und Rußland 
eingegangenen ©etreite. Die Oetreiveausfuhr bildet dadurch einen der wichtigſten 
Baktoren im preufifhen Handelsverkehr und bat, da beſonders nur werthvolles 
Getreide in Weizen, Roggen, Rundgetreide verfandt wird, für die legten vier 
Fahre durdfchnittlicd einen Ertrag von 25,000,000 bis 30,000,000 Thlr. ſelbſt 
erzeugter Waare in der Handelsbilanz erreicht. Aber auch die übrigen Provinzen 
ftehen in fehr hoher Entwidelung des landwirtbichaftlihen Zuſtandes, wiewohl 
bier andere Zweige der gewerblichen Inbuftrie und des Bergbaus einen gleidhen 
und felbft noch höheren Einfluß auf ven Wohlftand und die Ernährung ihrer Bes 
wohner ausüben. Die Regel bleibt au für dieſe Landſchaften, daß fie nicht nur 
ihren Bedarf vollftänvig deden, jondern auch nod zur Ausfuhr abgeben können, 
wobei höchſtens die Rheinprovinz bei ſchlechten Erndten auf eine geringe Zufuhr, 
zum Theil aus den öftlihen Provinzen, angewiefen if. — Bei ver Vichzudt 
ftebt für die Pferdezudt die Provinz Preußen und in diefer wiederum ber 
Regierungsbezirt Gumbinnen allen voran, durch die natürliche Beſchaffenheit feiner 
reihlihen Wiefen begünftigt. Bon dem efammtbeftande der 1,680,663 Pferde 
befanten fih 1861 1,214,471 im Gebrauche für vie Landwirthſchaft, liber 3 
Jahre alt, in der Hälfte fogar über 10 Jahre alt. Die Rindviehzucht zählte 
1861 = 5,634,510 Häupter, nad dem PVerhältniß der zur Leibesnahrung vor« 
zugsweife darauf angewiefenen Bevölkerung, wobei nur die Provinz Preußen wegen 
leichterer Ernährung des Rindviehs in größerer Stüdzahl betheiligt war und einen 
Ueberſchuß aud zur Ausfuhr abgeben konnte. Unter ver angegebenen Zahl bes 
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Rindviehſtandes befanden fih 83,061 Stiere, 680,408 Ochſen für ven Betrieb 
in ber Landwirthſchaft (davon 1/, in der Provinz Preußen), 3,382,703 Kühe und 
1,488,328 Stüd Jungvieh mit Ausfhluß der Kälber unter 1/, Jahr. Die Schaaf- 
zucht ift befonvers feit 1818, bei ver damaligen Beſchränkung der Getreideausfuhr 
nah England, durch Beredlung jehr gehoben, um in der Ausfuhr der Wolle 
einen entſprechenden Erfag für ven bebrängten Aderbau zu erlangen. Sie ift in- 
zwifchen fett diefer Zeit in ftetem Fortſchreiten geblieben, mindeftens für bie öft- 
lihen Provinzen, nachdem aud eine freiere Bewegung für den Getreidehandel 
wieder hergeftellt ift. Nur Weftphalen und die Rheinprovinz find dabei gar nicht 
betheiligt, weil ihr Boren und ihre ftarfe Bevälferung eine andere lantwirth- 
ſchaftliche Benutzung des Bodens dringend fordert. Bei der Zählung im Dec. 
1861 fanden fi 17,428,017 Scaafe, davon in Preußen 3,366,464, in Pommern 
3,070,251 ©t., in Brandenburg 2,694,167 ©t., in Schlefien 2,628,641 St., 
in Pojen 2,615,861 St., in Sadjen 2,040,930 St.: dagegen in Weftphalen 
nur 498,629 und in ber Nheinprovinz 499,228 St. Nah der Qualität ber 
Wolle vertheilt ſich dieſe Zahl ver Schaafe in 6,550,776 Merinos und ganz 
verebelte Schaafe, in 7,191,613 halbveredelte und in 3,685,628 Gt. unveretelte; 
von ter erften Gattung find die meiften in Preußen, Pommern, Schlefien und 
Poſen, faft die Hälfte der Gefammtzahl, aber in Weftphalen und Rheinland giebt 
es jo wenige Merino’s, daß fie dort nur 1/ıy, bier felbft nur 1/4, der Geſammt⸗ 
zahl ausmahen. Der Wolle: Ertrag gab in den Jahren 1855— 62 auf ven 11 
Hauptmärften im jährliden Durchſchnitt über 170,000 Gentner mit einen Durch— 
ſchnittswerthe von 14,500,000 Thlr. — Die übrigen Zweige ver Viehzucht be- 
friedigen vorzugsweiſe nur das Bedürfniß des Landes, und nur bei ber Schweine: 
zudt (2,709,708 St.) wird der Ueberſchuß der öftlihen Provinzen theils lebend, 
theils in eingefalzenen und geräuderten Fabrifaten der Ausfuhr überwiefen. — 
Bon ven 805,800 Ziegen ift bei weitem die Mehrzahl in den beiden weftlichen 
Provinzen und in Brandenburg. Die Eſelzucht ift überaus gering ; die Gefammt- 
zahl verjelben beträgt nur 7412 ©t., davon faft die Hälfte in Weftphalen. — 
Die Fifherei ift, bei der verhältnißmäßig großen Maſſe der Wafferflähe in 
Flüfen, Binnen-Seen, Teihen und der lang ausgedehnten Oftfeeküfte, eine jehr 
reichliche Unterftügung für ben Lebensberarf der Bewohner, namentlid in ven 
Öftlihen Provinzen, bietet jedoch feinen Ueberfluß für den Verkehr mit dem Aus- 
lande, das vielmehr neh einen beträchtlihen Abjag an Seefiſchen, befonvers an 
Häring, in allen Provinzen des preufifhen Staates befigt. — Die Bienenzudt 
befriedigt den Bedarf des Yandes, die Pflege der Seivenraupe beginnt in einigen 
Provinzen fih allmälig einzubürgern, jedoch nod in jehr geringem Umfange. 
Der Dergbau erſcheint in feinem kräftigen Aufſchwunge feit 1849 ale ein 
glänzender Theil der phyfiihen Kultur im preußiſchen Staate, allertings nur für 
bie mweftlihen Provinzen, Sadjen und Schleſien. Der Gefammt- Gelowerth ber 
Produktion betrug am Urjprungsorte im 3. 1849 — 35,289,542 Thlr., wobei 
die Bergwerke mit 28 Proc., die Hüttenwerfe mit 69 Proc., die Salinen mit 
3 Proc, betheiligt waren. Nach zwei Jahren ftand der Geldwerth 1851 ſchon auf 
44,638,258 Thir.; mehr als verboppelt war er 1855 mit 96,106,516 Thlr. und 
faft verbreifadht 1858 mit 117,746,527 Thlr., etwas geringer bei ven gedrückten 
Preiſen wichtiger Bergbauprotufte 1859 — 99,266,947 Thlr., 1860 — 95,852,236 
Thlr. Das Berhältnig der Betheiligung hatte fih dabei inzwiſchen etwas geän- 
dert, für tie 2845 Bergwerke war es auf 32 Proc. geftiegen, für vie 1063 
Hüttenwerfe auf 66,6 Proc. und auf die 21 Salinen auf 1,4 Proc. herabgegangen, 
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für bie letzteren allerdings nur dadurch, daß ber Geldwerth ve | “‘ 
Salinen verjelbe wie früher (1849/51) geblieben, während ver Geib berh der 
Bergwerf- und Hütten-Produkte fo außerordentlich ſich gehoben hatte. Die Zahl 
ber in dieſen Gruben, Hütten und Werfen befchäftigten Arbeiter war von 83,406 
im 3. 1849 bis auf 166,503 im 3. 1860 vermehrt, welche mit ihren angehörigen 
Familiengliedern (316,698 8.) zufammen 483,201 8. oder 2,55 Proc. der gefammten 
Bevölkerung, oder über 5 Proc. der Bevölkerung der Bergbau treibenden Pro- 
vinzen ausmahen. Gehen wir auf die einzelnen Zweige der Bergwerk-Pro— 
duftion, fo ftehen auch in Preußen die Steinfohlen und Braunfohlen obenan, 
da fie allein über 80 Proc. des Geſammtwerths in Anfprud nehmen; im Jahr 
1859 wurden 48,604,182 Tonnen Gteinfohlen für 21,772,871 Thlr. und 
20,349,641 Tonnen Braunfohlen für 2,948,911 Thlr. zu Tage gefördert. Der 
Ertrag der Braunfohlen Gruben in der Provinz Sachſen hat in 18 Jahren feit 
1844 das vierfahe Quantum überftiegen, von 3,557,000 Tonnen à 4 Scheffel 
bis auf 15,500,000 Tonnen, und in einem nod höheren Maafftabe hat der 
Betrieb der Saarbrüdner Steintohlengruben feit 1849 das Achtfache des früheren 
Ertrags erreiht, aber damit nod lange nicht dem jährlid von allen Seiten fid 
mehrenden Bedarf genügt, zu welchem jegt noch der lohnende Abjag nah Franke 
reih vermittelft der neuen Kanal» Anlage kommen wird. — Die Eifenerze in 
2,200,000 Tonnen gewähren 1,600,000 Thlr. oder 5 Proc. des Geldwerthes 
der Produktion von 1859/61, die Zinferze mit 5,600,000 bis 6,000,000 Etr, 
einen gleichen Geldwerth von 1,555,000 Thlr. (vorzugsweife in Ober-Scleften), 
bie Bleierze mit 850,000 Gentner und einen Werthe von 2,000,000 Thle. oder 
6,5 Proc. der Geſammtproduktion, endlich die Kupfererze mit 1,500,000 Gentner 
und einem Werthe von 850,000 Thlr. nur 2,5 Proc. der Gefammtproduftioh, 
Die gefammte Hütten-Produktion lieferte 1859 für 66,975,890 Thlr. 
Fabrilate, davon 39 Markt Gold, 32,024 Bid. Silber und 18,200,000 Gentner 
fonftige Häütten-Fabrifate. Die 21 Salinen gewährten im 3. 1861 2,700,000 
Gentner Salz für 1,414,000 Thlr. 

5. Induftrie in Manufafturen und allgemeinen tehnifhen 
Gewerben. Es ift in ven legten Jahren feine einzige Provinz in der tech— 
nifhen Kultur zurücdgeblieben, wenn gleih an den namhaften allgemeinen Fort« 
ſchritten in derjelben die drei öftlihen Provinzen (Preußen, Pommern und Boien) 
und Hohenzollern im Vergleich zu den übrigen nicht mit gleiher Theilnahme und 
in gleichem numerifchen Berhältnifje ihrer Bewohner zu nennen find, da bier noch 
das lanbwirthfchaftlihe Intereffe zu ſtark vorwiegt. Mit jedem Jahre nimmt 
aber die Anzahl der in den techniſchen Gewerben felbftthätigen Arbeitskräfte ftärfer 
zu, als das frühere Verbältnig für die verfchievenartigen Berufsarbeiten feftgeftellt 
hatte. Nah der letzten Zählung im Dec. 1861 gab es 3,104,092 ſelbſtthätige 
Perfonen in der tehnifhen Induftrie und gegen 5,000,000 Angehörige, für weldye 
fie den Unterhalt erwarben: es lebten mithin gegen 44 Proc, der Bevölferung 
von dieſer Induftrie. Dazu kömmt die mit jedem Jahre raſch ſich fteigernde Ver— 
wentung der Dampfmafchinen. Im Jan. 1850 ftanden 1964 Dampfmafchinen 
mit 67,149 Pferbefraft = 537,292 Arbeitern (1 Pferdefraft mit 8 Arbeitern 
gleihgeftellt) in ununterbrodener Thätigkeit; im Jan. 1853 bereits 2832 Dampfe 
maſch. mit 92,464 Pferdekraft = 739,696 Arbeitern; im Jan. 1855 3049 ftehenve 
Dampfmaſchinen außer den 123 Dampfbooten und 913 Yofomotiven, von melden 
fegtere allein 88,922 Pfervefraft befaßen. Sämmtlide Dampfmaſchinen repräfen- 
tirten 1855 einen Werth von 35,550,600 Thlr., wobei 7,424,550 Thlr. bei 
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dem Bergbau, 4,193,550 Thlr. in den Metallwaaren- Fabriken, 10,237,500 Thlr. 
in allen übrigen gewerblihen Zweigen und 13,695,000 Thlr. in ven Lokomotiven 
und Dampfbooten angelegt waren. Nah ver Betheiligung der Provinzen ftand 
bei der Anwendung der Dampffraft die Rheinprovinz bei weitem in erfter Reihe 
mit 13,780,200 Thlr. oder 38 Proc. des Geſammtwerths; nächſtdem die Mark 
Brandenburg (vorzugsweife Berlin) mit 5,117,550 Thlr. gegen 15 Proc., faft 
gleich Weftphalen und Schlefien mit refp. 4,719,750 und 4,495,800 Thlr. d. i. 
mit je 13 Proc. des Geſammtwerths; Sadfen mit 3,279,750 Thlr. (9 Proc.); 
Pommern mit 2,172,150 Thlr. (6 Prec.); Preußen 1,076,700 Thlr. (3 Proc.) 
und Pofen mit 890,700 Thlr. (nicht viel über 2 Proc. des Gefammtwerths). Im 
Jan. 1862 aber befanden fi nad officieller Zählung bereit? 8647 Dampf- 
maſchinen mit 365,376 Pferbefraft = 2,913,008 Arbeiter in regelmäßiger Thätig- 
feit, davon 2482 in der NRheinproviuz, 1569 in Brandenburg, 1580 in Sachſen, 
1146 in Schlefien, 997 in Weftphalen, 361 in Pommern, 353 in Preußen, 
141 in Poſen und 18 in Hohenzollern. Nah ver Art ihrer Verwendung waren 
1528 Dampfm. mit 60,387 Pferdefraft, ungefähr 1/, aller Dampfm., bei dem 
Bergbau, Hüttenwerfen und dem Salinen-Betriebe befhäftigt, 738 Dampfın. mit 
16,152 Pfofr. in Fabriken für Spinnerei, Weberei und Walterei, 994 Dampfm, 
mit 20,777 Bfokr. in Fabriken für Metallwaaren aller Art und Maſchinen; 
2337 Dampfm. mit 24,874 Pfokr. für andere Fabrifzweige; 1072 Dampfın. 
mit 15,186 Pfokr. in Getreive- und Schneivemühlen, fowie für Be- und Ent- 
wäfferung und landwirthſchaftliche Zwede mit Einfhluß der Lokomobilen; endlich 
2878 Dampfm. mit 228,000 Pfofr. für Transport und Handelsgewerbe, darunter 
1449 Lokomotive mit 206,350 Pfofr. auf Eifenbahnen und 198 Dampf, mit 
16,368 Pfofr. in Dampfbooten. Die Site der Manufaktur Waaren- und jeder 
Urt verfeinerter Induftrie find, außer Berlin, die Rheinprovinz, Schlefien und 
Sadjen, und innerhalb der legteren Provinzen wieberum ganz befonders die Re- 
gierungsbezirfe Düffelvorf, Aachen, Magdeburg, Erfurt, Breslau und Liegnig. — 
Für die Mafchinenfpinnerei in Wole auf Kammgarn waren 98 Fabriken mit 
47,153 Feinfpindeln, auf Streihgarn und Halbwollegarn 1109 Fabriken mit 
651,145 Feinfpindeln, davon je 1/; in der Rheinprovinz und in Brandenburg 
eingerihtet; in Baummolle 69 Fabriken mit 398,071 Feinfpinveln, davon faft 
2/3 in der Rheinprovinz, je 1/, in Sclefien und Weftphalen; in Flachs, Hanf 
und Werg 26 Fabriken mit 106,508 Yeinfpindeln, davon 6/,, in Schlefien, 
3/0 in Weftphalen, 1/,, in der Rheinprovinz. Fabriken für Zwirn, Strid-, Stid- 
und Nähgarn gab es 95 mit 3007 Arbeitern, faft nur in ber Rheinprovinz, 
Brandenburg und Sälefien. — Für Weberei-, Zeug: und Bandiwaaren - Manu- 
falturen zählte man Dec. 1861 an gehenden Webftühlen, ſowohl für eigene Rech— 
nung als für Lohn in Seive und Halbfeide, Sammt und Bändern 30,392, wovon 
Yo in der Nheinprovinz (vorzugsweife in Crefeld), 2/3, in Berlin, 1/5, in. Weft- 
phalen; in Baumwolle und Halbbaumwolle 76,993 Stühle, davon 2/, in Schlefien, 
1/, in der Nheinprovinz; in Leinen 42,667 Stühle, davon 2/, in Schkefien, 1/, 
in Weitphalen; in Wolle und Halbwolle 31,880 Stühle, davon 2/, in Berlin 
und der Provinz Brandenburg und eben foviel in ver Rheinprovinz; in wollenen 
und baummollenen Strümpfen und Bändern u. f. w. 8779 Stühle, davon bie 
Hälfte allein in der Rheinprovinz. Webftühle als Nebenbefhäftigung wurden 
264,135 gezählt, davon über 3/, in den wenig zur Yabrifinduftrie übergegangenen 
Provinzen Preußen, Pommern und Pofen, die wenigften (1/,,) in der Nhein- 
provinz ; basjelbe Verhältniß fand ftatt bei ven Webftühlen in groben, wellenen 
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Zeugen, beren 4447 als Nebenbefhäftigung neben ver Landwirthſchaſt angewanbte 
gezählt wurden. An großen Fabriken für Gewebe und Zeuge aller Art zählte 
man für Geidenwaaren und Chawls 331 mit 1440 Mafchinenftühlen und 6732 
Handſtühlen und 22,000 Arbeitern,, faft nur in der Rheinprovinz und Berlin, 
wenige in Weftphalen und Schlefien; für baumwollene und halbbaummollene Zeuge ° 
351 Fabriken mit 7174 Mafchinenftühlen und 4710 Hanpftühlen, bei weitem vie 
meiften in der Rheinprovinz, Schlefien und Sadfen; für wollene und halbwollene 
Tuch-Zeuge 697 Fabriken mit 3704 Mafhinenftühlen und 12,680 Hanpftühlen, 
faft ausſchließlich, aber zu gleihen Theilen in Sachſen, der Rheinprovinz, Berlin 
und Brandenburg; für Teppiche 23 Fabriken mit 211 Mafchinenftühlen und 194 
Hanpftühlen, in Berlin und der Rheinprovinz; für leinene Zeuge 236 Fabriken 
mit 230 Mafhinenftühlen und 2207 Hanpftühlen, in Weftphalen und Schlefien ; 
für Spigen und Tül 11 Fabriken mit 856 Arbeitern. — An Bleihen zählen 
die Gewerbetabellen fir 1861, vorzugsweife in Schlefien und Weftphalen, 470 
Anftalten mit 3100 Arbeit.; an Färbereien 1509 Anftalten mit 11,000 Arbeit. ; 
an Drudereien für Zeuge aller Art und Wachstuch-Fabriken 393 mit 4417 Ar— 
beitern. — Die Eijenwaaren» Probuftion wies Dec, 1861 nad in Eijenwerfen 
655 Anftalten mit 330 Hohöfen, 472 Frifhfeuer, 815 Pupplingsöfen, 593 
Schweißöfen, 300 Kuppelöfen und 164 Flammöfen, bei denen 36,016 Arbeiter 
beihäftigt waren, faft zu gleichen Theilen in Schlefien, Weftphalen und der Rhein» 
provinz; 166 Eiſendrahtwerke mit 1893 Arbeitern, vorzugsweife im weftphälifchen 
Regierungsbezirfe Arnsberg und in der NRheinprovinz; 275 Stahlwerfe mit Ein- 
ſchluß der Stahlwalz- und Stahlvrahtwerfe, wobei 4481 Arbeiter ftets befhäftigt 
waren, bie ausgezeihnetften im ver Rheinprovinz und Weftphalen (Krupp's 
Stahlfabrit in Eſſen ift wohl jegt die renommirtefte in Europa); an Blei- und 
Silberwerten 57 mit 3210 Arbeit.; an Zinfwerten 52 mit 6338 Arbeit., aus- 
ſchließlich in Schlefien, der Rheinprovinz und Weftphalen; an Kupferwerfen mit 
Einfluß der Hammer- und Walzwerfe 56 mit 1683 Arbeit., beſonders in Sachſen, 
Weſtphalen und Schleſien; an Meffingwerten 43 mit 676 Arbeit. in Weftphalen 
und Brandenburg; endlich an Zinnwerken und Werfen für metalliihe Salze u. ſ. w. 
30 mit 673 Arbeitern. Die Fabriken für Metallwaaren haben gleichfalls vor: 
—— ihren Hauptſitz in Berlin, der Rheinprovinz und dem Regierungsbezirke 
rasberg; dazu gehörten 314 Anſtalten für Maſchinenbau mit Einſchluß eiſerner 
Schiffe mit 19,870 Arbeit.; 87 Anftalten für Eiſenbahnwagen und andere Wagen- 
fabrifen mit 5884 Xrbeit.; 752 Anftalten mit 9809 Arbeit. für Gifenbleche, 
Senfen, Ketten, Unter u. f. w.; 462 Anftalten mit 2017 Arbeit. für Stahl- und 
Schneidewaaren; 241 Eifengieereien mit 6086 Arbeit. (1/, in Schleſien); 35 Fa— 
brifen für Gewehre und blanke Waffen mit 3114 Arbeit. (davon über die Hälfte 
in Sachſen, Regbz. Erfurt); 74 Nadel-Fabriken mit 3899 Arbeit., nur in ber 
Rheinprovinz und Weftphalen. — Die 2256 Kalfbrennereien mit 6899 Arbeit. 
find über den ganzen Staat in allen Provinzen gleihmäßig vertheilt; ebenfo 7649 
Ziegelbrennereien mit 39,088 Arbeit. und 240 Anftalten für Gasbereitung und 
Cofes mit 5158 Arbeit. (am ſchwächſten in Pofen und Pommern). Die hemifchen 
Gabrifen haben wiederum ihren Hauptfig in Berlin, der Rheinprovinz und Sachſen, 
man zäblte 1861 deren 431 mit 5420 Arbeitern. Die 184 Glashütten mit 
5350 Arbeitern befinden fich faft gleich vertheilt in allen Provinzen, dagegen bie 
92 Slasfchleifereien und Polirwerfe mit 822 Arbeitern nur in Schleſien, ver 
Rheinprovinz; und Berlin; eine einzige Spiegelglasfabrit mit 821 Arbeitern im 
Regbzt. Aachen. — In Thonwaaren befinden fi für Porzellan - Fabrifation 35 
Bluntfgliund Brater Deutſches Staats-Wörterbuch VII. 20 
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Anftalten mit 4090 Arbeitern in Berlin, Schlefien und Sachſen, fir Steingut 
und gewöhnliche irdene Waaren 197 größere Fabriken mit 4373 Arbeitern, be- 
fonders in Berlin, der Rheinprovinz und Schlefien. — Die Zahl der Mahlwerke 
ift nicht nur vollftändig ausreihend für den Landesbedarf, fondern gewährt auch 
reichlich Objelte für den Verkehr mit dem Auslande und ift ebenmäßig über alle 
Provinzen des Staates ausgebreitet. Für Getreide zählte man 1861 14,713 
Waffermühlen mit 28,098 Mahlgängen, 14,866 Windmühlen, 1767 Rogmühlen 
und 664 Dampfmühlen, die legteren mit 1727 Mahlgängen; für Delbereitung 
3755 Anftalten mit 6374 Arbeitern; für Lohbereitung 932 Mühlen mit 1043 
Arbeitern; Sägemühlen und Fournierfchneidereien 2718 mit 4445 Arbeitern; für 
Knochenmehl, Beinfhwarz und fünftlihen Dünger 364 Anftalten mit 737 Arb. — 
Die Papier-Fabrifation warb eifrig in den meiften Provinzen und mit reichlichem 
Abſatz betrieben (nur Pommern und Pofen mahen davon eine Ausnahme), es find 
428 Fabrifen, melde 10,683 Arb. befhäftigen. — In Tabak: und Cigarren- 
Fabrifation find 1379 Fabriken mit 15,386 männlihen und 9305 weiblihen Arb. 
beſchäftigt. — Einen ganz eigenthümlihen Aufſchwung hat in Preußen die In» 
duftrie in der Bereitung des Runfelrüben- Zuders genommen, fo daß es hierin 
nur in Frankreich einen gleihen Rivalen befigt, gegenwärtig nicht allein feinen 
eigenen in deu legten Jahren ftark vermehrten Bedarf an Zuder vollftändig be- 
friedigt, fondern ſchon feit 10 Jahren aud den größten Theil des Bedarfs für 
den deutſchen Zollverein Liefert. Bis zum Jahre 1853 war die Fabrikation des 
Nübenzuders nur ein Berfuh, ohne Befteuerung fi national» dfonomifh dem 
Koloniale Zuder gleihftellen zu können. Preußen betheiligte fih in ven Säch— 
fiihen Regierungsbezirten Merfeburg und Magdeburg, fowie in den Schle- 
fiihen Liegnig und Breslau lebhaft bei dieſem Verſuche, aber die 100,000 Etr. 
erzielten Zuders befriedigten noch nicht ven zehnten Theil des damaligen Verbrauchs 
für den Zollverein, der in 1,100,090 Etr. beftand. Im I. 1850 hatte bereits 
der Bedarf an Zuder für den Deutfhen Zollverein ſich verdoppelt auf 2,000,000 
Ctr., von welchen der Kolonial-Zuder nicht mehr die Hälfte dedte, nur 45 Proc., 
während die Steuer-Einnahmen des Zollvereins jährlich einen Verluſt von 2,000,000 
Thlr. empfanden. Seit diefer Zeit wurde die Steuer auf das Fünffache des 
früheren Betrags allmählig gefteigert, aber da fie von dem Robprobuft, Gentner 
Nüben, erhoben und 20 Etr. Rüben für einen Ctr. Rohzucker berechnet wurden, 
blieb fie immer noch unter dem Steuerfag für eingeführten Kolontal-Zuder, weil 
die Fortfchritte in der Bereitung des Rübenzuckers das zu verwendende Rob: 
material von 20 Etr. bis auf 13 und 12 Etr. Rüben für 1 Etr. Rohzuder ver: 
ringerten. Diefer Kampf der Inbuftrie mit der Sinanzverwaltung hatte bereits 
1855 den einheimifhen Zuder im Berbrauh auf mehr ald das Doppelte des 
Kolonialzuders gehoben (von 2,390,000 Etr. waren 1,637,000 Etr. Rübenzuder), 
und drängte fortan jährlich noch ftärker, jo daß gegenwärtig ber Rübenzuder faft 
ausihlieglih die Konfumtions» Märkte des gefammten Deutihen Zollvereins bes 
herrſcht, den jährlihen Berbrauh an Zuder in dem Gebiete des Zollvereing 
gegen 1838 auf das Dreifahe erhöht hat, bis auf 3,300,000 Etr., und gleich— 
zeitig den financiellen Vortheil einer faft doppelt fo hohen Staatseinnahme gewährt 
(4,000,000 bis 4,400,000 Thlr. in ven I. 1860—62 für den Preuß. Staat). 
Dies wird jest in Preußen durch 218 Fabriken mit 34,170 Arbeitern bewirkt, 
von denen mehr als die Hälfte in den Regierungsbezirten Merfeburg und Mage: 
burg fi befinden, 1/, in Schleften, je 1/jz in Brandenburg und der Rheinprovinz, 
1/2 in Pommern, während Preußen, Poſen und Weftphalen kaum den Verſuch 
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gemacht haben, ſich dabei zu betheiligen. Bon ven 35—38,000,000 Centnern 
Rüben, die in den 249 Fabriken des Zollvereins in den I. 1859—62 zu Zucker 
verarbeitet find, gehören burhfchnittlih 6/, den 218 Preußifchen Fabriken. — 
Die Zahl der Branntweinbrennereien, mit Einfhluß derjenigen, welche als Neben- 
gewerbe der Landwirthſchaft betrieben werden, betrug Dec. 1861 8263 mit 16,362 
Arb., ziemlich gleihmäßig auf alle Provinzen vertheilt, jevod für die vier öftlichen 
Provinzen nod mit einem bedeutenden Erportgefhäft, welches 1,000,000 bis 
1,500,000 Thlr. als Bonififation in einzelnen Jahren an zurüdgezahlter Steuer 
für ausgeführten Branntwein (nah Franfreih und einzelnen Staaten des Zoll 
vereins) gewährt hat. Bon 9,065,018 Thlr. im I. 1857 eingenommener Brannt- 
weinftener wurben 1,758,193 Thle. veftituirt, von 8,718,107 Thlr. gingen 
1,510,371 Thlr. als Bonififation im I. 1860 für erportirten Branntwein ab, ebenfo 
im 3. 1861 von 8,711,635 eingenommener Branntweinftener betrug bei der Ausfuhr 
von Branntwein die Bonififation 1,389,973 Thlr. Was ben Umfang ver ein- 
zeinen Anftalten anbelangt, jo gehen vie Fleineren Branntweinbrennereien, nament- 
lich in den Stäbten, zu Ounften der größeren ein, fo daß in den leßten 8 Jahren 
(1854 incl. 1861) 1851 Branntweinbrennereien ihr Geſchäft eingeftellt haben, 
während das Duantum des fabricirten Branntweins, nad Abzug der größeren 
Mafle des Erports, um 20—25 Proc. fih vermehrt bat, alfo in doppelt jo 
großem Berhältnifie als die Zunahme der Bevölkerung. Ein Sehstheil der Bren- 
nereien befindet ſich nod in den Städten, bie übrigen auf dem platten Lande find 
wit der Pandwirthihaft verbunden. — Bon den 7623 gewerblihen Bierbrauereien 
mit 11,235 Arb. find 3732 in den Städten und 3891 auf dem Lande; außer: 
dem beftehen nod 2833. Bierbrauereien für den Hausbedarf, von denen jedoch 
nur 37 in den Städten, die anderen in landwirthſchaftlichen Gewerben ſich be- 
finden. Die meiften find in der Rheinprovinz, Sclefien und Weftphalen, und 
die größten in den Stäbten,. denn von der Braumalzfteuer, melde im 3. 1858 
== 1,287,824 Thlr., 1859 — 1,366,885 Thlr., 1860 = 1,336,143 und 1861 
— 1,391,925 Thle. einbrachte, gehörten 1861 1,052,892 Thlr. den Städten 
und 339,033 Thlr. ven Brauereien auf dem Lande zu. 

6. Handelsvertehr und Verkehrsmittel. Durd die günftige Tage 
bes Landes in der Mitte von Europa, durch die Angrenzung ber kultivirteften Länder, 
durch die ausgedehnte Küfte an ber Oſtſee, wie durch große ſchiffbare Ströme, welche 
mitten durch das Land fließen und zum Theil auf Preußifhem Gebiete fih in 
die See münden, ift der Handelsverkehr ſchon an und für fi fehr bevorzugt. 
Dazu kommen noch als bie weientlichften Beförberungsmittel, Hafen- und Kanal- 
bauten, Kunftftraßen und Eifenbahnen , welche mit der Entwidelung ver inpuftriellen 
und fommerciellen Kultur gleihen Schritt einhalten und Preußen unter den großen 
Staaten nähft Großbritannien und Frankreich den dritten Plat einnehmen laſſen. 
Allerdings ftehen hierin nicht alle Provinzen auf gleihem Buße des leicht ver- 
mittelten inneren Verkehrs, wenn gleich gegenwärtig eingeräumt werben muß, daß 
feit 1840 durch eine gleihmäßigere Bertheilung der Staatsbeihülfe die Regſamkeit ver 
Brovinzial- und Kreisverbände, wie einzelner Aktien-Gefelfchaften zu gemeinfamen 
Unternehmungen für die raſchere und vielfeitigere Förberung der Kommunifations- 
und Transport-Mittel belebt wird. Dennoch ftehen die Provinzen Preußen, Pommern 
und Bofen Hierin den übrigen nah, ba fie bis zum Jahre 1817 alle drei zu— 
fammen noch nicht 10 Meilen Chauffeen befaßen. In 40 Jahren waren in biefen 
drei Provinzen bi8 Ian. 1857 746 Meilen erbaut, wovon 517 Meilen aus 
Staatsfonds. In derfelben Zeit (1857) befaß der geſammte Staat bereits 3096 
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Meilen Chauffeen, wovon über vie Hälfte, 1828 Meilen, Stantöftraßen: waren 
und 0,7 Meile Chauffee auf 1 D.-Meile Fläheninhalt kam, jedoch mit dem 
Unterſchiede nad den einzelnen Provinzen, daß in ber Rheinprovinz bereits 1,4 
Meile auf 1 D.-Meile famen, während Preußen und Pommern nur 0,25 und 
0,39 Meile auf 1 D.-Meile befaßen. Bis zum 1. Jan. 1862 war die Längen- 
Ausdehnung der Chauffeen bis auf 3791 Meilen angewachſen, jest verhältniß⸗ 
mäßig am ſtärkſten in ten genannten 3 öftlihen Provinzen, bie bereits bis auf 
1042 Meilen gekommen waren, alfo in 5 Jahren um 304 Meilen vermehrt: 
im ganzen Staate famen nun durchſchnittlich 0,75 Meile auf 1 D.-Meile Flächen⸗ 
inhalt. Mit ven Eifenbahnen begann man erft 1838, und nad 6 Jahren wurben 
ihon 114 Meilen befahren, wovon 18 Meilen mit doppeltem Geleife. Im März 
1860 gab es bereitd 724,5 Meilen Eifenbahnen, wovon vie Staatöbahnen 172 
Meilen, die Privatbahnen 562 Meilen einnahmen und 231 Meilen ein doppeltes 
Geleiſe hatten. Der gefammte Koftenaufwand hatte für ihre Anlage und Betriebs- 
mittel die Summe von 311,684,838 Thlr. erfordert, wovon 69,442,850 Thlr. 
für die Staatsbahnen und 242,242,488 Thlr. für die Privatbahnen. Die Ge- 
fammt-Einnahmen verjelben hatten für das Jahr 1859 — 32,896,424 Thlr., bie 
Gefammt-Ausgaben 16,220,000 Thlr. betragen, alfo der Ueberfhuß ver Einnahmen 
mit 16,676,000 Thlr., im allgemeinen Durchſchnitte etwas über 5 Proc. Ertrag 
gewährt, jedoch mit den größten Differenzen für bie einzelnen Bahnen, zwijchen 
2, 3 und 9, 10, 14 und 19 Proc. Auf venfelben Eifenbahnen ftanden über- 
haupt im Jan. 1860 1259 Lokomotive, 1975 Perfonenwagen und 22,817 Laft- 
wagen im Betriebe. Die Eifenbahnbauten gehen in raſchem Fortfchreiten in allen 
Provinzen gegenwärtig fort, theild neue großartige Schienen - Verbindungen erft 
eröffnend, theild die vorhandenen bes In- und Auslandes mehrfeitig verbinden, 
um tadurh das Gefammtneg in Prengen nah allen Seiten hin zu erweitern, 
Bollendet find gegenwärtig 36 Eifenbahnen von 745,5 Meilen Länge, davon 
231 Meilen mit voppeltem Geleife, in Angriff genommen und theilweife ſchon 
eröffnet, wie vie Brandenburgiſch-Pommernſche Bahn weftlih von der Der, tbeil- 
weife erft vorbereitet, aber durch Staatägarantie der Zinfen, Anleihen und Aktien- 
Unternehmungen gefihert, find 60 Meilen. Bis Mitte 1864 werben über 800 
Meilen Eifenbahnen im Preufifhen Staate befahren werben und eine Kapitals: 
Anlage von 420,000,000 Thlr. auf biefelben verwendet fein, allerdings mit Ein- 
ſchluß der dazu gehörigen fehr koſtbaren Weichjel-, Nogat- und Rbheinbrüden- 
Coupirungen und Strombauten in den betreffenden Blüffen, mithin im großen 
Durchſchnitt mit 525,000 Thlr. Kapitals» Anlage für eine Meile. Nah dem 
foeben (14. März 1863) befannt gemachten officiellen Berichte über vie Ergebnifje ber 
Staatsbahnen im Jahre 1862 betragen dieſe jett in der Gefammtlänge 215,1 
Meilen; das für diefelben, mit Einfluß der Weichſel- und Nogatbrüde, verwandte 
Anlage-Kapital ift 99,546,430 Thlr. Die Ueberſchüſſe ver Einnahmen über bie 
Betriebs: und Berwaltungs-Ausgaben gewährten im I. 1862 — 6,089,973 Thlr. 
gegen 4,787,327 Thir. im 3. 1861, alfo einen Zinfen- Ertrag von 6,24 Proc. 
im 3. 1862, gegen 5,12 Proc. im I. 1861. Zu dem Anlage-Kapital find, mit 
Einfhluß des Ankaufs der Niederſchleſiſch-Märliſchen und der Münfter- Hammer 
Aktien und Obligationen, 80,900,000 Thir. Staatsanleihen verwendet worben, 
das übrige ift aus dem jährlichen Eifenbahnfond gezahlt; für die Anleihen aus- 
ſchließlich berechnet betragen die Ueberſchüſſe im I. 1862 bereits 7,7 Proc. Zinsertrag. 

Ueberſehen wir den gegenwärtigen Handelsverkehr Preußens nad ven babel 
befhäftigten Perfonen, fo finden wir in den Gewerbe-Tabellen Februar 1861 
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14,447 Kaufleute, melde eigene ober Kommiffionsgefchäfte ohne offene Läden be— 
treiben, mit 12,161 Gehülfen, 642 Banquiers, Geld» und Wechſelhandlungen 
mit 1219 Gehülfen, 81,616 Kaufleute mit offenen Berlaufsftellen und 30,046 
Gehülfen, 44,211 herumziehende Krämer, 2820 Mäfler, Spebiteure und Güter- 
beftätiger, 9462 Agenten, Kommiffionäre und Auktionatoren. Im literariſchen 
Verkehr werden 1328 Drudereien, Schriftgießereien mit 8315 Arb. und 980 
Buch - und Kunſthandlungen mit 1229 Geh. gezählt. Für den Transport find 
9654 Fuhrleute mit 8800 Knechten und 27,465 Pferden beſchäftigt. Bei ver 
Schifffahrt waren für den Seetransport 1471 Segelſchiffe mit einer Trag- 
fähigfeit von 193,803 Schiffslaften a 4000 Pfd. im Gebrauch, außerdem 35 
Dampfihiffe mit 2152 Pferbefraft; die Zahl der dabei verwandten Schiffemann- 
haften betrug 11,653; bier fann nur von den Provinzen Preußen und Pommern 
die Rebe fein, da außerdem nur noch die Rheinprovinz 3 Segelfchiffe für ven 
Seetransport befigt. An der Wlußichifffahrt nehmen 11,805 Segelſchiffe Theil 
mit einer Tragfähigfeit von 481,991 Schiffelaft und 180 Dampfihiffe von 
14,875 Pfervefraft. Die Zahl der Eigenthämer ver Flußfchiffe beläuft ſich auf 
9286, ihre Schiffämannfchaften auf 26,483 Perfonen. 

Den großen Gelbverfehr vermitteln a) bie königliche Hauptbanf 32) in Berlin 
mit ihren 120 Komptoiren, Kommanditen, Agenturen und Waaren- Depots in 
den größeren und mittleren Städten. Sie hat im I. 1862 einen Geſammt⸗Umſatz 
in allen ihren Wecfelgefhäften und Darlehnen von 1,690,047,800 Thlr. gemacht, 
wovon 515,840,900 Zhlr. bei der Hauptbanf in Berlin, und 1,174,206,900 
Thlr. bei ven Provinzial-Bantanftalten. Ihr Betriebsfonds betrug am 31. Dec. 
1862 45,761,485 Thli., die Depofiten-Kapitalien 25,56 1,045 Thlr., der Referve: 
fonds 3,202,640 Thlr. An Banknoten waren an diefem Tage in Umlauf 
111,806,000 Thlr., in den Bant-Kaffen 51,776,210 Thlr.; an baarem Beftande 
73,981,000 Thlr. in Gold und Silber, an Wedfeln 59,792,348 Thlr. und 
Lombard » Forderungen mit 8,244,415 Thlr.; b) die vom Staate genehmigten 
Privat: Banken zu Königsberg, Danzig, Breslau, Magdehurg, Stettin, Pofen 
und Köln, zufammen mit 16,000,000 Thlr. Banknoten; c) die föniglihe Sees 
handlung in Berlin, die Diskontogefelfhaft und die. Handelsgefellfhaft in Berlin, 
der Schleſiſche Bankverein in Breslau, der Schaffhausifhe Bankverein in Köln, 
ohne Notenausgabe, zufammen mit 30,000,000 Thlr. Kapital. — Der See- 
handel ift vorzugsweife auf die beiden üftlihen Provinzen befhränft, die un» 
mittelbar mit der See in Berbinbung ftehen. Die Haupthantelspläge find von 
Dften nah Welten gezählt Memel, Königsberg und Elbing mit dem Hafen Pillau, 
Danzig, Stettin, Wolgaft, Barth, Greiföwalde und Gtralfund. In den legten 
fünf Jahren 1858—62 incl. ift der Handel fämmtliher großen Hafenpläge be— 
ſonders lebhaft gewefen, und der Gefhäftsumfang hat quantitativ einen Umfang 
erreiht, den er früher aud nidt in einzelnen günftigen Hanbelsjahren nah dem 
allgemeinen Durchſchnitte gehabt bat. Hiebei ift noch hervorzuheben, daß ver 
Antheil der Preußifhen Rhederei verhältnigmäßig ftärfer als ber unter frember 
Blagge fahrenden Schiffe fi gemehrt hat, worüber folgende ftatiftiihe Angaben 
den Beweis liefern mögen: 


— — 


9) Kür dieſes e Geldinftitut, bei dem der Staat und über 1600 Eigner mit 15,000 
Antbeilen ä 1000 Thlr. yarticipiren und das gleichzeitig Devofitens Verkehr und Giro: und 
Diskonto⸗Geſchaͤſte betreibt, werden alljährlich VBerwaltungsberichte erftattet; der legte für 1862 
wurde am 25. März 1863 vorgelegt. 





310 Preußen. 


Schiffe Schiffslaft Preuß. Schiffslaſt fremde Schiffetaft 
In allen Preuß. Häfen 
liefen 1854 ein 7730 689,559 3302 324,128 4482 365,377 
a „ aus 7557 674,106 3249 321,544 4308 352,562 
liefen 1855 ein 7475 714,512 3204 329,661 4271 384,851 
"nm aus 7453 724,745 3145 334,269 4308 390,476 
Das Verhältniß der mit Fracht beladenen Seeſchiffe ergiebt ſich zu den mit Ballaft 
ein: und audgelaufenen Schiffen für dieſe Zeit wie folgt: 
Eingel. 1854 belad. 4914, mit Ballaft 2816, zuf. 7730 Schiffe v. 689,559 Schflſt. 
Eingel. 1855 belad. 5434, mit Ballaft 2041, „ 7475 „ „ 714,512 „ 
Eingel. 1856 belad. 5588, mit Ballaft 1994, „ 7582 „ „ 668,274 „ 
Ausgel. 1856 belad. 5573, mit Ballaft 2111, „ 7684 „ „ 687,208 „ 
Das numerifche Berhältniß der bei der Einfuhr und Ausfuhr beſchäftigten Schiffe 
ift feitvem jährlih faft um 10 Proc. geftiegen und ebenfo das Quantum ver 
Tragfähigkeit in Schiffslaften, wobei jevoh die Zahl der unter Preußiſcher Flagge 
fahrenden Schiffe fi den fremden immer mehr genähert und fie in einzelnen 
Hafenplägen felbft überflügelt hat. 
Schiffe Laſten beladen Laſten 
Im J. 1860 Eingegangen 10,634 808,575 6458 465,254 
Ausgelaufen 10,817 841,337 9659 731,556 
1861 Cingegangen 11,375 912,397 6455 540,391 
Unt. Preuß. Flagge 5,618 463,867 3644 291,732 
nad Procent 49,32 50,82 56,35 53,9 
Unt. fremd. Flagge 5,757 448,530 2811 248,659 
Ausgelaufen 11,242 978,728 10,264 880,567 
Unt. Preuß. Flagge 5,513 531,402 4843 467,091 
nad Prorent 49,2 54,61 47,18 53,i 
Unter den ein» und ausgelaufenen Schiffen nehmen die Dampfſchiffe ungefähr ven 
neunten Theil ein, im 3. 1861 waren 1319 Dampfer mit 192,276 Schiffslaſt 
eingelaufen und 1319 Dampfer mir 188,787 Laft ausgelaufen. Der gefammte 
Seehandel #) bewegt feit 1856 jährlih mindeftens ein Kapital von 180,000,000 
Thlr. in der Ein: und Ausfuhr, das in den legten Jahren bis auf 230,000,000 
Thlr. fih gehoben hat.) Zu den wichtigften Centralpunften vesfelben gehört 
Stettin, das mit Swinemünde über 240 Seeſchiffe von 36,000 Laſt befigt 
und vorzugsweife den Geeverfehr für die mittleren Provinzen des Staates und 
die daran ftoßenden Hinterländer vermittelt. Getreide, Zint, Holz find die Haupt- 
gegenftände der Ausfuhr, Kolonialwaaren, Baumwolle, Wein für die Einfuhr. 
Die Einfuhr ift von 17,366,000 im J. 1855 auf 28,100,000 Thlr. im I. 1857 
und 31,000,000 Thlr. im 3. 1861 geftiegen; die Ausfuhr von 6,946, 000 Thlr. 
im 3. 1855 auf 18,150,000 Thfr. für 1857 und 25,000,000 Thlr. für 1861. 
Danzig ift der Hauptmarkft für Getreide und Holz, wobei feine Ausfuhr im 
Werthbetrage die Einfuhr um das Vier- und Fünffache überfteigt. Es hat 130 





33) Für Danzig, Stettin, Köniadberg und Memel erfheinen alljährlih von den Vorſteher— 
Ämtern der Kaufmannſchaft jehr ausführliche Berichte über den Handel und die Echifffahrt dieſer 
Plätze. Sie werden in den Monaten Kebruar bis April ausgegeben, und der legte für Danzig 
für 1862 liegt bereits vor. In den legten Jahren find dieje Berichte auch volftändig in dem 
Preußiichen Handelsarchive aufgenommen. 

4) Dergl. darüber meine Abhandlung über den Seehandel in der Provinz Preußen, 
Königsberg 1854, 
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eigene Schiffe von 33,000 Lat Tragfähigkeit; im 3. 1861 liefen 2627 beladene 
Schiffe mit 280,708 Laſt aus und 1862 ftieg die Zahl ver vollbeladenen Schiffe 
bei der Ausfuhr auf 3179 mit 325,415 Laſt. Die Ausfuhr betrug 1861 — 
25,229,715 Thlr. und 1862 = 28,382,846 Thlr., darunter 136,585 Laft Ge- 
treidve und Delfaaten im Werthe von 22,051,200 Thlr. und für Holz 5,880,000 
Thlr., während die Übrigen ausgeführten Waaren nur 443,646 Thlr. ausmachen. 
Die Einfuhr ftand 1861 auf 5,468,310 Thlr. und 1862 auf 5,685,345 Thlr. 
— Königsberg’8 Ausfuhr befteht vorzugsweiſe in Getreide, Delfaaten, Hanf und 
Flachs; die beiden legten Artikel find nur Tranfitogut aus Polen und Rußland 
eingeführt, während im Getreidehandel die Polnifhe Zufuhr jegt nur noch durch— 
ſchnittlich den vierten Theil ausmacht, das Uebrige in dem Lande felbft gewonnen 
wird. Die Zahl ver ein- und auslaufenden Schiffe feewärts ift von 900 bis 
auf 1500 durchſchnittlich in den zehn Jahren 1853—1862 geftiegen, die ber 
Binnen» Fahrzeuge vom frifhen Haffe aus und auf dem Pregel 2900—3500, 
die Ausfuhr an Getreide und Delfaaten hat fid von 30,000 Laſt (1855) auf 
60,000 Laſt (1858) und dann auf 90,000 bis 98,500 Laſt (1861 und 62) 
—— Der Werth ver Ausfuhr bewegt ſich zwiſchen 9,000,000 und 13,000,000 

bir., der Einfuhr zwiſchen 7,000,000 und 10,000,000 Thlr. Memel’s Haupt: 
handel befteht hauptſächlich in der Ausfuhr von Holz, das aus Rußland und 
Bolen eingeführt wird, nächſtdem in Flachs, Hanf, Delfanten und Talg von 
gleihem Urfprungsorte. Diefer Hafen befigt überdies eine große Rhederei mit 
92 bis 100 Seeſchiffen von 20,000 Laſt Tragfähigkeit. Die Zahl der ein- und 
auslaufenden Schiffe bewegt fi auf jeder Seite zmwifchen 1900 und 1500, ver 
Werth der Ausfuhr erreiht 6,000,000 bis 7,000,000 Thlr., während die See: 
einfuhr nicht viel über 1,000,000 Thlr. fteigt. — Großbritannien, die Niederlande, 
Franfreih, Belgien, Dänemarf, Schweden und Norwegen find die Hauptländer, 
mit welden Preußen’s Seehandel geführt wird. Mit Nufland gefchieht ver Hanvels- 
verkehr mehr von ber Landfeite bei der ausgedehnten Grenze gegen Rußland und 
Polen; mit Portugal und Spanien, mit Italien, fomwie mit den außereuropäiſchen 
Ländern befteht nur ein beſchränkter Handelsverkehr ( Salz, Südfrüchte, Wein, 
Zabat). — Der Landhandel hat unzweifelhaft feine mindere Bedeutung als der 
Seehanvel und ftellt wenigftens einen eben fo großen Geldumlauf zum jährlichen 
Austaufh. Aber er läßt ſich minder in ftatiftifhen Zahlen auffaffen, da die Ab— 
gränzung des Berfehrs und der Uebergang aus dem Preußiihen Staate in bie 
Deutihen Staaten, fowie in das Ansland zum größten Theile unter dem gemein- 
Ihaftlihen Verkehr des Deutſchen Zollvereins zufammengefaßt wird, weßhalb aud 
bier auf den betreffenden Artifel zu verweilen ift. Als die Koncentrationspunfte 
für den Landhandel beftehen außer den genannten erften Hafenplägen Berlin, 
Breslau, Magdeburg, Köln, Aachen, Trier, Tilfit, Poſen und Frankfurt an ber 
Over; die früher jo beveutfamen zwei Jahresmeifen an dem legtgenannten Orte 
büßen jedoch an Bedeutſamkeit von Jahr zu Jahr mehr ein, da bei bem ver- 
änderten großartigen Yabrifbetrieb und ver Erleichterung des inneren Berfehrs 
viel mehr als früher ein ununterbrodener Verkehr zwifchen den Fabriken und dem 
Detailhandel eingeleitet ift. 

7. Unterrihtsanftalten. Unter ven großen Staaten Europa’s hat ber 
Preußiſche feit 1809 fi den begründeten Ruf erworben, daß er verhältnigmäßig 
nad feinen financiellen Kräften am reihlichften für eine vielfeitige Förderung und 
allgemeinere Verbreitung der intellektuellen Kultur forge, wie dies ſich auch durch 
die Berboppelung des Staatsaufwands für den öffentlichen Unterriht in den 42 
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Jahren ber Belanntmachung des Budgets befundet, welches von 1,100,000 Thlr. 
im 3. 1820 bis auf 2,250,000 Thlr. in den orbentlihen und außerordentlichen 
Staatsausgaben des I. 1862 geftiegen ift. Obgleich nun dadurch nicht behauptet 
werben foll, daß nicht nody fehr viele nothwendige Berbeflerungen und Erweiterum- 
gen bes Unterrihtswefens erftrebt werden müffen, und bei der günftigen Finanz- 
lage des Staates im Verleih zu anderen Zweigen ter Verwaltung ſicher zu er- 
warten ftehen, fo gewähren doch vie ſtatiſtiſchen Nachrichten über die Preußiſcheu 
Unterrihtsanftalten ein vortheilhaftes Ergebniß, das überall die unausgefegte Theil- 
nahme der Staatsverwaltung wie ver Kommunen bei der Vermehrung und Er- 
weiterung ber Lehranftalten für die verfdiedenartigften Bildungsftufen und Berufe 
in unzweibeutiger Weife zu erkennen giebt. Der Elementar-Unterrit gehört vorzug$- 
weife der Kommmunalverwaltung an, und der Staat tritt mit feiner Beihälfe nur 
in folhen Fällen ein, we vie Armuth ver Gemeinde und die eigenthümlihe Yage 
ter fonfeffionellen Verhältniſſe feine Unterftügung für ven Lehrer und das Lokal 
dringend erheifhen. Das Budget für 1863 ftellt als eine folde fortdauernde 
Stantsausgabe 232,440 Thlr. auf und außerdem ald außerordentliche Unterftügung 
für die Elementarlehrer 35,000. Die Zahl der öffentlihen Elementarfhulen be— 
trug Dec. 1861 = 25,156 , bei welden 29,533 Lehrer feſt angeftellt waren und 
außertem noh 2640 Hülfslehrer und 2652 Lehrerinnen unterridteten. BDiefe 
Schulen wurden von 1,403,170 Anaben und 1,370,243 Mädchen befudht. Dazu 
famen nod 813 Privat: Elementarfhulen mit 890 Lehrern und 599 Lehrerinnen, 
bie 23,620 Knaben und 24,722 Mätchen unterrichteten. Es fanden mithin 
2,821,785 Kinder in den vorhandenen Elementarihulen Unterricht, während bie 
Sefammtzahl aller Kinder zwifhen 7 und 14 Jahren nad der Zählung Dec. 
1861 nur 2,726,025 I. ausmadte, und rechnen wir nod die Kinder zwifchen 
5 und 7 Jahren nad) derfelben Zähiung mit 855,865 K. hinzu, indem vielleicht 
ein Drittel derfelben ſchon vie Schule bejuchte, fo geht mindeftens das Refultat 
daraus hervor, daß faum 200,000 Kinder im fchulfähigen Alter oder etwa 
6 Proc. ſämmtlicher Kinder, weldı das jehste Lebensjahr zurüdgelegt und das 
vierzehnte noch nicht vollendet hatten, ohne Schulunterricht lebten. 5) An Klein- 
Kinder-Bewahranftalten, nur durch Privatbeiträge unterhalten, gab es 1861 443 
nit 30,745 Kindern. Für die Bildung der Elementarlehrer wird in 58 Lehrer: 
Seninaren mit 3405 Zöglingen geforgt. Jede Provinz hat nad ihrem Umfange 
5 bis 12 Seminare, getrennt nad der Konfelfion in evangelifhe und katho— 
life, unb gerade dieſer Theil der Unterrichtspflege, bis dahin noch nicht ange- 
mefjen unterhalten, fo daß es bei ber Befekung der Lehrerftellen an geeigneten 
Kräften fehlte, ift feit 1853 durch Erridhtung neuer Seminare und Erweiterung 
ber vorhandenen namhaft gefördert, obſchon noch nicht vollftändig das Bedürfniß 
für bie beiden weftlihen Provinzen befriedigt if. Das Budget für 1863 ftellt 
den Etats-Titel der fortbauernden jährlihen Ausgaben für die Seminare auf 
182,583 Thlr., der außerordentlihen Ausgaben auf 106,000 Thlr., indem wieder 
fünf neue Lehrer - Seminare erridtet werden. — Die Mittelfhulen mit drei bis 
vier Klaffen, felten mit fünf, find vorzugsweife für ſolche Schüler beftimmt, die 
mit dem Elementarunterricht ihre Bildung nicht abfchliegen, aber nicht beftimmt 
find eine höhere wiffenfhaftliche oder Berufsbildung ſich zu erwerben. Sie gehören 


35) Ueberdies muß man mindeftens 40,000 Kinder in dem Lebensalter zwifchen dem 7. und 
14. Jahre dabei berüdfichtigen, welche bereits in den unteren Klaſſen der Mirteljhulen, Neal: 
ſchulen, Progymnafien und Gymnafien an dem Unterrichte tbeilnehmen. 
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gleichfalls der Obhut der Kommunen an, welche ihren Unterhalt mit Beihülfe des 
Schulgeldes zu beftreiten haben. Solche üffentlihe Mittelfchulen wurden 1861 
291 für Anaben gezählt, mit 1176 Lehrern und 51,027 Schülern; für Mädchen 
269 mit 959 Lehrer, 577 Lehrerinnen und 50,442 Schülerinnen. Dazu kommen 
noch 184 dergleichen Privatichulen für Anaben mit 445 Lehrern und 7169 Schü— 
lern, und 345 Privatanftalten für eine höhere Bildung ver Mädchen mit 2017 
Lehrern und Lehrerinnen und 23,846 Echülerinnen. 

Realihulen erfter und zweiter Klaffe, wie fie feit 1860 eingetheilt find, bie- 
nen bem Unterricht der Jugend, die ſich für ven Gewerbeftand, die Landwirthſchaft, 
Handel, die unteren Stellen in den verſchiedenen Zweigen der Verwaltung vorbe— 
reiten, ober jonft eine höhere Ausbildung erwerben will, ohne zu den Univerfitäts- 
Studien überzugehen. Es beftehen 123 folde Anftalten, faft ausfhließlih auf 
Koften der Kommunen, ta nur in ben feltenften Fällen ein Zufhuß aus Staats- 
fonds für Realfchulen gewährt wird; fie zählten Dec. 1861 1106 Lehrer und 
24,908 Schüler. Zur Vorbereitung für bie Univerfitäts-Stuvien vienen 33 Pro- 
gymnaſien mit 242 Lehrern und 3247 Schülern, fowie 144 Gymnaſien mit 1563 
feft angeftellten Lehrern, 496 andern Lehrern und 43,305 Schülern im Dec. 1861. 
Die Uebergänge aus ven Realfchulen zu den Gymnaſien find leicht vermittelt und 
fommen ſehr häufig vor; ebenfo dienen bie unteren und mittleren Klaſſen dieſer An- 
ftalten vielen Schülern zum Abſchluß ihrer Bildung gleih den Mittelſchulen und 
Realſchulen, namentlich in folhen Städten, wo neben dem Gymnaſium oder Pro— 
gymnaſium feine Mittelfehule oder Realſchule begründet if. Die Gymnaſien find 
wie die Lehrer-Seminare nad) den beiden dhriftlihen Konfeffionen gefonvert, ob- 
Ihon der Beſuch von Seiten der Schüler, bei dem gegenwärtigen fo ſtark ge- 
mifchten Konfeffionsverhältniffe der Bewohner in ven einzelnen Provinzen, kon— 
feſſionell nit verpflichtend ift, und faft jeves Gymnaſium neben evangelifchen 
Schülern Katholiken und Juden zählt und umgekehrt. Das konfeffionelle Verhältniß 
wirb nur bei der Anftellung der Lehrer fireng berüdfichtigt, fo daß bei einem 
katholiſchen Gymnaſium fämmtlihe Lehrer dieſer Konfeffion angehören und nur 
ein evangelifher Religionslehrer für jeparate Unterrichtöftunden der evangelifchen 
Schüler zugelaffen wird, und ebenfo vice versa bei den evangeliihen Gymnaſien 
ein tatholifher Religionslehre. Das mumerifhe Verhältniß der Gymnaflaften in 
Dezug auf Konfeffion ftand zu Michaeli 1861 folgenderweife: von 42,683 Gym: 
naflaften waren 28,242 Gvangelifche, 11,865 Katholiten und 2576 Juden. Die 
Zahl der jährlihen Abiturienten zu den Univerfitäten ſchwankt zwifchen 1750 und 
1900, alfo etwa auf 23 bis 24 Gymnaſiaſten ein Abiturient; die Zahl der 
Schüler auf ein Gymnaſium gab für Dec. 1861 faft ganz genau 300 Schüler im 
Durchſchnitt. Die Gymnaſfien und Progymnafien genießen zum größeren Theile 
einer jährlihen dauernden Unterftügung aus Staatsfonds, welche für das Budget 
1863 auf 339,169 Thlr. veranfhlagt ift, neben 30,000 Thlr. außerorbentlichen 
Ausgaben; davon find nur ausgenommen einige Gymnaſien in den größeren und 
mittleren Städten, welhe von den Kommunen errichtet find und unterhalten 
werben, und ſolche Anftalten, vie aus milden oder firdhlihen Fonds neben dem 
Schulgelde (963,354 Thlr. für alle Gymnaſien im J. 1862) ihre Einfünfte be- 
ziehen. Die Zahl der Gymnaſien hat fich feit 1855 um 18 (124 im J. 1855) 
vermehrt, faft gleihmäßig in jeder Provinz (in Preußen um 4), fo daß gegen- 

ein Gymnaſium auf 35 D.-Meilen und 128,412 Einwohner kömmt. 
ir bie afabemifhen Studien befigt der Preußiihe Staat ſechs vollſtändige 
Mniverfitäten zu Berlin, Königsberg, Breslau, Bonn, Halle und Greifswalde, 


314 Preußen, 


zu welchen feit 1832 für die Bildung der Stubirenden in ber philoſophiſchen und 
fatholifh= theologifhen Fakultät noch die Alademie zu Münfter mit den Rechten 
einer Univerfität hinzugelommen ift. Von dieſen Univerfitäten koftet die zu Greifs- 
walde den Staatsfond nichts, da fie aus ihren Gütern ihre vollftändige Dotation 
für Lehrer und Inftitute befigt. Die übrigen beziehen nad dem Budget für 1863 
554,960 Thlr. an dauernden jährlihen Ausgaben und 113,600 Thlr. an außer- 
orbentlihen für neue Bauten und Inftituts-Einrihtungen. Die Naturwiffenfhaften 
und bie mebicinifhe Fakultät nehmen für ihre großartigen Fortſchritte durch neue 
Inftitute und Bermehrung der Lehrftühle die Gelpfräfte des Staates ganz befon- 
bers in Anſpruch; nicht in gleihem Maafftabe bat vie Regierung feit 1830 für 
alle Univerfitäten das Ungemefjene geleiftet, namentlih haben vie einfeitigen Ricy- 
tungen der Minifter Eihhorn und Raumer bier vieles unterlaffen, was gegen- 
wärtig nur mit Nachtheil eingeholt werben fann, 3. B. die Verſäumniß bei der 
Begründung großer felbftändiger hemifhen Laboratorien, bei zeitgemäßer Umge— 
ftaltung der medicinifhen und chirurgiſchen Klinifen. Seit dem November 1858 
machte ſich ein umfichtigeres und gemeinfameres Fortfchreiten auf allen Preußiſchen 
Univerfitäten wieder geltend, wirb aber nod viel ftärfere financielle Zufhüffe er- 
fordern, um nicht hinter den Anforderungen der Wiffenfhaft zurüdzubleiben. Die 
Zahl der Stupirenden ſchwankt zwifhen 5000 und 5500, wovon etwa ein Acht⸗ 
theil Ausländer find (zwifhen 650 und 700); dieſe werden jedoch in dem nume⸗ 
riſchen Verhältniſſe faft vollftändig gededt durch die Inländer, welde auf aus- 
ländifhen Univerfitäten ftubiren. In den letten 10 Jahren ift die Gefammtzahl 
der Studirenden auf den Preußifhen Univerfitäten ziemlih konſtant geblieben, vie 
Beränderungen haben vielmehr innerhalb derſelben Gefammtzahl die einzelnen 
Fakultäten betroffen ‚durch Verminderung der Juriften, fowie durch Vermehrung 
der Tpeologen und Mediciner. Im Dec. 1852 fam nad der damaligen Bolfs- 
zählung ein Stuvirender auf 3548 Seelen, nad der Zählung Dec. 1861 bei 
der Durchſchnittszahl von 5250 Studirenden ein Studirender auf 3547 Seelen, 
es hat mithin die Gefammtzahl der Studivenden gleihden Schritt mit ber Zu: 
nahme der Bevöllerung gehalten. Nach den Fakultäten waren Jan. 1862 über- 
haupt auf ben 7 Univerfitäten: 1144 evangelifhe Theologen, 644 katholiſche 
Theologen, 773 Juriften, 842 Meviciner, 1706 Philofophen, Philologen, Hi- 
ftorifer, Mathematiker und alle übrigen Studirenden der allgemeinen Wiffenfchaften. 
Nach den einzelnen Univerfitäten hatten im Jan 1863 Berlin 1925 St., Breslau . 
863 St., Bonn 902, Halle 688, Königsberg 404, Oreifswalde 312 und Münfter 
508 Stud. Dazu treten noch bie 6 bifhöflihen Scminarien mit 2 Fakultäten 
(theolog. und philofoph.) für die Bildung der katholifhen Theologen, zu Brauns- 
berg, Pelplin, Gneſen, Poſen, Paderborn und Trier, welche gleichfalls erſt nad 
volftändig zurüdgelegter Gymnafial-Abiturienten- Prüfung bezogen werben dürfen; 
die Zahl der hier Stuvirenden beitand im Winter 1862 aus 315 8. — Als 
höhere Special-Rehranftalten wirken ferner, für die Ausbildung in der Landwirth⸗ 
haft, die erft feit 1834 geftifteten landwirthſchaftlichen Alademien zu Poppelsdorf 
bei Bonn, zu Prosfau in Schlefien, zu Eldena bei Greifäwalde, zu Waldau bei 
u in (erft 1859 eröffnet); fie hatten zufammen im Winter 1861 206 Stud., 
im Winter 1862 201 Stud. (darunter 67 Ausländer). In gleicher Kategorie 
von Fachſchulen find anzuführen: für das Forft- ‚Bergbau s,Baufah die befondere 
Horftlehranftalt zu Neuftadt-Eberswalde, die Bau-Alademie und das ausgezeichnete 
Gewerbe - Inftitut in Berlin, die 1861 in Berlin errichtete Berg-Afademie. Als 
nievere Pehranftalten derſelben Zweige dienen die Aderbaufchulen in den Provinzen, 
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die Navigations- und Hanbelsihulen in Stettin, Danzig, Königsberg und Memel, 
die Provinzial-Gewerbe- und Kunftichulen in den Hauptftäbten der Provinz: man 
zählt überhaupt folher Anftalten 98 mit 385 Lehrern und 5639 Schülern. — 
As Hohfhulen für die bildenden und zeichnenden Künfte beftehen mit erfolgreichen 
und anerkannten Leiftungen vie Akademieen der Künfte zu Berlin, Düffeldorf und 
Königsberg mit einem jährlichen Etat von 47,740 Thfen., mit weldyen vorbereitende 
Anftalten für die Ausbildung in den Elementen des fünftlerifhen Berufs ver- 
bunden find, 

II. Staatsrecht und Verfaffung. Literatur. L. v. Rönne, 
das Staatsreht d. Preuß. Monardie, 2 Bde., Berlin 1856, 58—59; besfelb. 
Berfaff. parlamentarifhes Handbuch für das Herrenhaus und das Haus der Ab- 
geordneten, Berlin 1859, 2. Aufl. 1862. 80, enthaltend den mörtlichen Abdrud 
ber Berfafjungsurfunde .und der für bie weitere Entwidelung ber Berfaffung er- 
laffenen Gefege und Reglements aus den Jahren 1848—1861. 

Die älteren Landestheile des Preußiſchen Staate® vor dem I. 1772 hatten 
ihre befonbere provinzielle und feudal-ftändifhe Berfaffuna, deren politifhe Be— 
deutſamleit feit der emergifch-antofratifhen Berwaltung des großen Kurfürften 
Friedrich Wilhelm gebrochen, unter ven mit noch entfchievenerer einheitlicher Kraft- 
anwendung geführten Regierungen der Könige Friedrich Wilhelm I. und Friedrich II. 
völlig vernichtet wurde. Die Landſtände erfchienen feit diefer Zeit nur bei dem 
Regierungsantritte ihrer Könige provinzenweife verfammelt, um den Hulvigungseib 
zu leiften und die indifferenten Reverje ihrer Tandesherren entgegen zu nehmen, 
fonft waren fie nur bei der Fürſorge für Provinzial-Inftitute betheiligt. Die 
gefammte Regierungsgewalt und Gefeggebung ging ausfhließlih vom Könige aus, 
ber theils perſönlich mit den einzelnen Miniftern verhandelte, theils durch feinen 
Kabinetsrath (aus einem bis zwei Räthen gebildet) Anordnungen und Regierungs- 
handlungen jeder Art ausgehen lief. So blieb es bis zum unglüdlihen Kampfe 
mit Napoleon (1806—7), wie es in prägnanten Zügen der Minifter von Stein 
in feiner belannten Denkſchrift 36) ſchildert. „Der Preußiſche Staat Hat feine 
Staatsverfaffung ; die oberfte Gewalt ift nicht zwifchen dem Oberhaupte und ben 
Stellvertretern ver Nation getheilt. Er ift ein fehr neues Aggregat vieler 
einzelnen, durch Erbihaft, Kauf, Eroberung zufammen gebrachten ee 
Die Stände diefer Provinzen find örtliche Korporationen,, denen eine Mitwirkung 
bei der Provinzialverwaltung anvertraut ift, die aber nur örtliche und nicht all- 
gemeine Berhältniffe zu beurtheilen und zu leiten berechtigt find, wenn nidt der 
Gang der allgemeinen Angelegenheiten gelähmt und irre geleitet werben fol.“ 
nDa ber Preußifhe Staat feine Staatsverfaffung hat, fo ift e8 um fo wichtiger, 
daß feine Regierungsverfaſſung nad richtigen Grunvfägen gebildet ſei, und da er 
eine ſolche befigt, da fie nur durch den Gang der Zeit untergraben worben, fo 
ift es nothwendig, fie in einer dem gegenwärtigen Zuftand der Dinge angemefle- 
nen Form wieder herzuftellen.“ Und Minifter von Stein war dazu berufen, für 
diefe Reorganifation der inneren Verhältniffe die erfte Grundlage darzubieten. Bei 
feiner Zurüdberufung nad dem Frieden zu Zilfit, um im September 1807 vie 
Zeitung der inneren Verwaltung zu übernehmen, ging er fofort darauf aus, „bie 
ganze Maffe der in ver Nation vorhandenen Kräfte auf die Beforgung ihrer An- 
gelegenheiten zu lenken,“ er legte ein entjchievenes Gewicht auf die Bildung 
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20) Schon im April 1806 verfaßt; bei Perz, Leben Stein's, Bd. 1. S. 540-562, 


316 Preußen. 


ftändifher Elemente mit Theilnahme und Einwirkung auf bie 
Berwaltung, auf die Entfeffelung bes nbbefiges und ver Gewerbthätigkeit von 
allen beſchränkenden Banden, um darin eine nadhhaltige Stüge für allgemeine 
Betheiligung bei den politifhen Reformen zu gewinnen. Dahin gehört die Auf- 
hebung der Erbunterthänigfeit dur das Edilt vom 9. Oftober 1807 „über ben 
erleihterten Befig und beu freien Gebraud des Grundeigenthums, fowie über bie 
perfönlihen Berhältniffe der Landbewohner“, worauf am 27. Juli 1808 das Edilt 
erfolgte „über Verleihung tes Gigenthums der Immediat- Einfaffen in den Do- 
mainen von Oftpreußen, Weftpreußen und Litthbauen”, in welchem den Domainen- 
Bauern das beſchränkte Nutungsreht ihrer Bauerhöfe in volles Eigenthum ber- 
felben verwandelt wurde, Für die ſtädtiſchen Gemeinden erfolgte gleichzeitig bie 
Aufhebung des Zunftzwanges und des Berfaufsmonopols durch das Edikt vom 
21. Dftober 1808 und die Stäbteorbnung vom 19. November 1808, welche bie 
jelbftänbige Verwaltung ver Kommunal-Angelegenheiten zum größten Theile in ben 
Händen der Bürger und dA von ihnen gewählten Kommunal-Behörven ließ. Dem 
Hauptziel feines Beftrebens in Begründung entſprechender Provinzialftände und 
daran fi lehnender Reichsſtände trat er in ber Verortnung vom 24. November 
1808 näher „über die veränderte Berfaffung der oberften VBerwaltungsbehörben." 
Aber der Minifter von Stein mußte auf Napoleon’s Forderung zurüdtreten, in 
feinem befannten politifchen Teftamente konnte bie allgemeine Nationalrepräfentation 
nur als das weſentlichſte Beförderungémittel eines heilfamen politifchen Lebens 
angebeutei werben, und es trar für Preußen wiederum eine Zeit ein, in welcher 
bie Reaktion und die Beſorgniß vor dem mächtigen äußeren Feinde jede Reform 
in ber inneren Verfaſſung abſchwächte, ober vollftändig erftidte.e Auch das Mi- 
nifterium des Staatskanzlers von Hardenberg feit dem Juni 1810 bradte nur 
halbe Maaßregeln und günftigere Ausfihten für bie Zukunft. Das Geſetz vom 
27. Dftober 1810 „über die veränderte Verfaſſung aller oberften Staatsbehörden“ 
behielt dem Könige vor, „der Nation eine zweckmäßig eingerichtete Repräfentation 
ſowohl in den Provinzen als für den ganzen Staat zu geben, teren Rath ver 
König gern benugen würde.“ Hardenberg erflärte fi unummunden über die 
Mängel ber fogenannten ftändifchen Verfafjungen, verlangte aber für die neu zu 
jhaffende, daß fie unmittelbar von ver Regierung allein ausgehen und daß fie 
bios Fonfultirend fein dürfe, weil fonft die nothwendige monarchiſche Form leiden 
würde. Die damals vrüdende financielle Tage des Staates drängte zum- erfien 
Berfuh einer aus den Ständen aller Provinzen gebildeten interimiftifchen Volts- 
repräfentation. Sie wurde auf ven 23. Febr. 1811 nad Berlin berufen; fie 
war aus 60 Abgeorbneten gebildet, 2/, aus dem Stande ber Rittergutsbefiter, 
1/; aus den Abgeortneten ber Städte und Landgemeinden. Obſchon in biefer 
Berfammlung der Staatslanzler für fein Verwaltungsfpftem ben vollen Gebraud 
der perfönlihen Freiheit, die gleichmäßige Tragung der Staatdlaften, die Gleich— 
heit vor dem Öefege, die gleiche Berechtigung zu allen Aemtern und allen Stellen 
im Heere ohne Rüdfiht auf den Stand, als vie garantirten Grundlagen in ben 
Bordergrund ftellte, fo erfhien dech ber Majorität zu bald die Erhöhung ber 
Abgaben als das Hauptziel, und fie lehnte fi mit großer Hartnädigkeit gegen 
jede Verringerung ihrer Privilegien, gegen jede Berallgemeinerung ber öffentlichen 
aften für die Wohlfahrt des Landes auf; ftatt der erwarteten Abhülfe wurden von 
alien Seiten nur Beſchwerden entgegen getragen, namentlih von dem Stande ber 
Ritterfhaft, fo dag im Mai 1811 die Verfammlung erfolglos auseinander ging. 

Nicht günftiger zeigte fi das Enbrefultat der zweiten und dritten Berfammlung 
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fländifher Deputirten in vemfelben Jahre, die am 28. Juni und am 27. Septbr. 
1811 in Berlin zufammen getreten waren. Indeß wurbe felbft von Seiten ber 
Regierung immer wiederholt auf die Nothwendigkfeit einer zwedmäßigen National- 
repräfentation bingewiefen, allerdings aud immer mit der unverhehlten Abficht, 
daß dadurch der hart bebrängten Yinanzlage des Staates abgeholfen werben follte. 
Gleichzeitig waren durch dieſelbe Beranlafjung aud die Provinzialftände wieder zur 
Geltung gelommen, theils zur Wahl ihrer Abgeordneten nah Berlin, theils zur 
Abwickelung der Provinzialihulden,, welche in Folge des unglüdlihen Krieges mit 
Frankreich ſtark angewachſen waren, theild endlich in gemeinfamer Vertretung ihrer 
Abgeordneten in Berlin zur Vertheivigung provinzieller Interefien. In diefen Zu- 
ftänden fam Napoleon’s Kriegszug 1812 gegen Rußland ald neue überaus ſchwere 
Belaftung für die öſtlichen Provinzen des Preußifhen Staates. Die beifpielloje 
Niederlage der Franzofen im Nov. und Dec. 1812 bradte die Refte ihres großen 
Heeres nad der Provinz Preußen, welche durd die Konvention des Generals von 
Mork zwar ermuthigt, aber keineswegs in ihrer Befreiung ſicher geftellt war. Die 
Berfammlung der Provinzialftände Preußens in Königsberg (Jan. bis März 1813) 
— den Muth, ſelbſtändig zuerſt die Hand an das Werk der Errichtung der 
andwehr zu legen, welde vom Könige gebilligt, erweitert und zu einem bleiben- 
den Theile der Landesvertheidigung umgeformt wurde. An biefe Handlung der 
Preußifchen Provinzialftände knüpfte fi im Allgemeinen eine lebendigere Theilnahme 
der Provinzialvertretung an der Erhebung des Landes und ven erhöhten Anfor- 
derungen für die rafchere Bewältigung der Kriegslaften. Dadurch fam von neuem 
die Vereinigung der Provinzialftände zu einer Bollövertretung in um fo lebe 
baftere Anregung, als nur der gemeinfhaftlihen Hingebung der Regierung und 
des Bolles die glänzenden Siege über den fo ——— Feind im Kampfe von 
1813—14 zu verdanken waren. Bon den beiden Vertretern des Preußiſchen 
Staates auf dem Kongreffe zu Wien, von dem Würften von Hardenberg und 
dem Minifter von Humboldt, wurbe damals in dem von ihnen vorgelegten Ent- 
wurfe der Deutihen Bundesverfaflung vom 13. September 1814 geforbert: „in 
jedem Bundesftaate fol eine ſtändiſche Berfaffung eingeführt oder aufrecht erhalten 
werden, Für das Minimum der Rechte der Landftände find allgemeine Grund- 
fäge feftzuftellen: beftimmter Antheil an der Gefeggebung, Bewilligung der Tandes- 
abaaben, Vertretung der Verfaffung bei dem Landesherrn und dem Bunde.“ 
Aber dieſes Minimum der Betheiligung für die in Ausſicht geftellte allgemeine 
NRepräfentation wurde in Wien niht nur von den beiden Preußifhen Kongreß- 
Mitgliedern lebhaft vertheidigt, fondern auch durch nachträgliche Erklärungen vom 
16. und 21. Oftober dahin erweitert, daß den Ständen die Mitaufficht über die 
Berwendung der bewilligten Steuern und das Recht eingeräumt werben follte, 
Beftrafung der Staatsbeamten zu verlangen, welche ſich eines Vergehens ſchuldig 
gemacht hätten. Obgleich num biefe Berheißungen, unter dem Drude ber viel- 
fahen dynaſtiſchen Einwürfe über Verlegung der Regierungsgewalt, nur mit 
dem völlig abgeſchwächten Art. XIII der Deutſchen Bundesalte vom 9. Juni 1815 
abgefunden wurven, „daß in allen Bundesftaaten eine landftändifche Verfaſſung 
ftattfinden ſolle“, ohne weitere Angabe der wejentlidyen Berechtigungen, fo hatte doch 
Breufien In der Zwifchenzeit für feine Landestheile einen entjhiedenen Schritt zur 
Initiative für die Bewilligung von Provinziel-Berfaffungen und allgemeinen Reids- 
ftänven gethan. Im den Manifeften, welde im April bis September 1815 zur 
Befigergreifung der neu erlangten Rheinlande, Sachſen, Weftphalen, Neu Bor- 
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pommern erlaſſen wurden, 37) fand man bie ausbrüdlihe Zuficherung, „daß bie 
Bildung einer Repräfentation angeorpnet werden, daß bie Steuern Fünftighin nur 
mit Zuziehung der Stände regulirt und feftgeftellt werben jollten, nah einem 
allgemeinen für alle Provinzen zu entwerfenden Plane.“ Namentlih hieß es in 
dem königlichen Erlafje an die Einwohner im Großherzogthum Poſen vom 15. Mai 
1815: „Ihr werbet Theil an der Konftitution nehmen, welche ich meinen getreuen 
Unterthanen zu gewähren beabfichtige, und ihr werbet, wie die übrigen Provinzen 
meines Reiches, eine Provinzial-Berfaffung erhalten." 

Darauf folgte ald das erfte Grundgeſetz für eine neue verfaffungsmäßige 
Geftaltung des ganzen Staates die Verordnung vom 22. Mai 18153) „über bie 
zu bildende Repräfentation des Volkes.“ Im dem Eingang zu derſelben heißt es 
wörtlih: „Die Geſchichte des Preußiſchen Staates zeigt zwar, daß der wohlthätige 
Zuftand der bürgerlihen Freiheit und die Dauer einer gerechten auf Orbnung 
gegründeten Verwaltung in den Eigenfhaften der Regenten und in ihrer Eintracht 
mit dem Bolfe bisher diejenige Sicherheit fanden, bie fich bei der Unvollkommenheit 
und dem Unbeftande menfhlicher Einrichtungen erreichen läßt"; damit fie jedoch 
fefter begründet werben und um dem Preußiihen Bolf ein Pfand des königlichen 
Bertrauens zu geben „follen fie vermittelft einer fchriftlihen Urkunde ald Berfaf- 
fung des Reichs dauerhaft bewahrt werben." In 6 88. wurde feftgefekt, daß 
eine Repräfentation des Bolfes gebilvet werben foll, daß zu biefem Zwede a) die noch 
vorhandenen Provinzialftände dem Bedürfniſſe der Zeit gemäß umgebildet werben, 
b) wo feine Provinzialftände mehr beftehen, dieſe einzurichten find, e) daß aus 
den Provinzialftänden die Verfammlung der Landes-Repräfentanten zu wählen ift, 
die ihren Sig in Berlin haben fol. Die Aufgabe der letzteren foll fih auf bie 
Berathung über alle Gegenftände der Geſetzgebung erftreden, melde bie perjün- 
lihen und Eigenthumsrechte der Staatsbürger mit Einfhluß der Beftenerung be» 
treffen. Es wurde fofort eine Kommiffion angeorbnet aus Gtaatsbeamten und 
Eingefeflenen der verſchiedenen Provinzen, bie mit dem 7. Sept. 1815 unter dem 
Vorſitze des Staatskanzlers ihre Arbeiten für die Organifation der Provinzialftände 
und der allgemeinen Landes-Repräfentation beginnen umd gleichzeitig eine Ver⸗ 
fafjungsurtunde nach den aufgeftellten Grundſätzen entwerfen follte. — Inzwifchen 
gab der erneuerte Krieg mit Napoleon ven erften Anlaß zur Bertagung der vor- 
bereitenden Rommiffion im I. 1815, Beſorgniſſe von Seiten einzelner Provinzial 
ftände, wie der aus der Provinz Preußen, durch eine Reichsverfaſſung in ihren 
Specialinterefien benadhtheiligt zu werben, machten in gefhidter Verbindung mit 
den Intriguen der Reaktion den Entfhluß des Königs Friedrich Wilhelm III, 
wanfend, die gefeggebende Gewalt mit Volls-Repräfentanten zu theilen. Es ver- 
gingen die Jahre 1816 umd 1817, ohne einen Schritt weiter mit der Ausführung 
des Gefeges vom 22. Mai 1815 zu gelangen. Es famen nun Bittſchriften und 
Mahnungen aus verfchiedenen Provinzen, namentlih Weftphalen und dem Rhein- 
lande, das Verfaſſungswerk zu beſchleunigen. Darüber wurbe der König erzürnt, 
namentli über die von Görres verfahte Denkſchrift der Stadt und Landſchaft 
Koblenz; vom 18. Oft. 1817; in feiner Antwort vom 21. März 1818 wies er 
darauf bin, daß weber in feinem Gefeße vom 22. Mai, noch in dem (oben an« 
geführten) 13. Urt. der Deutſchen Bundesakte die Zeit beftimmt wäre, wann eine 
landftändifhe Verfaſſung eintreten folle, „er wolle ſich micht durch unzeitige Vor⸗ 


37) Es find deren ſechs in die Geſetzſammlung, Zabraang 1815, aufgenommen. 
38) Abgedrudt in der Preuf. Gefepfammlung 1815, Nr. 9, S. 103—104. 
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ſtellungen im richtigen Fortfchreiten zu biefem Ziele übereilen Taffen.“ Und dieſer 
Entſchluß des Königs Friedrich Wilhelm IIT. blieb nun maafgebend für ſeine 
ipätere — — Wir finden noch die Abſicht einer zu begründenden all- 
gemeinen Yanbesrepräfentation in dem Gefege vom 20. März 1817 über vie 
Bildung des Staatsraths als höchſte berathende Behörde für die Krone, fowie in 
der Verordnung vom 17. Jan. 1820 39) über vie künftige Behandlung des ge- 
fammten Staatsfhuldenwefens., Denn durch diefe wird der Staatsfchulden - Etat 
auf immer für gefchloffen erflärt, aber in $. 2 ausprüdlic hinzugefügt: „follte 
der Staat zu feiner Erhaltung oder zur Förderung des allgemeinen Beften in bie 
Nothwendigkeit fommen, zur Aufnahme eines neuen Darlehens zu fchreiten,, fo 
fann folbes nur mit Zuziehung und unter Mitgarantie der fünftigen 
reihsftändifhen Berfammlung gefhehen. Die vamald aufgeregten in— 
neren Zuftände Deutfchlands jeit den Karlsbader Beſchlüſſen (1819) vrehten von 
allen Seiten mit dem Schredbild der Anarchie, wenn nicht die foncentrirte monardhifche 
Macht nah allen Richtungen hin ihren alleinigen Willen zur Geltung zu bringen 
vermöchte. Es follte aber das gegebene Verſprechen nicht ganz unerfüllt bleiben, 
man hoffte in der allgemeinen Begründung und Erweiterung der Provinzialftände 
bie lauten Wünſche des Volks auf längere Zeit befriedigen zu können, und fo trat 
unter dem Borfige des Kronprinzen 1822 eine Kommiffion von fünf Mitgliedern 
für die Ausarbeitung folder Beftimmungen zufammen. Ihr Werk war das allge- 
meine Gefeg wegen Anorpnung ber Provinzialftände, welches am 
5. Juni 1823 vom Könige fanftionirt wurde. Nach demſelben ift Grund— 
eigenthbum Bedingung der Standſchaft. Die Provinzialftände find das gefegmäßige 
Organ aller Stände in der Provinz und haben die Befugniß: 1) alle Gefeg- 
entwäürfe, welche die Provinz allein betreffen, zu berathen, 2) fo lange feine all- 
gemeinen flänbifhen Berfammlungen eingerichtet find, aud die Entwürfe zu all- 
gemeinen Gefegen, weldhe Veränderungen im Perfonen- und Gigenthumsredte, 
fowie in ven Steuern zum Öegenftante haben, ihrer Berathung zu unterziehen, ° 
foweit diefe ihre Provinz. angehen, 3) zu Borftellungen und zu Beſchwerden 
in Provinzial-Angelegenbeiten, 4) zu Beihläffen über Kommunal-Angelegenheiten 
der Provinz. Die Beftimmungen über form und Grenzen des ſtändiſchen Ber- 
bandes wurden in acht befonveren Gefegen für die einzelnen Provinzen erlaffen, 
am 1. Juli 1823 für Preußen, Brandenburg und Pommern, am 27. März 1824 
für Schlefien, Poſen, Sachſen, Weſtphalen und die Rheinprovinz. %) Dazu 
famen noch die Verordnungen über Einrihtung der KRommunal-Yandtage für einzelne 
Theile der Mark Brandenburg, Yaufig und Pommern, fowie ver Kreisftände fir 
bie einzelnen Provinzen in den Jahren 1825—28. Die Provinzialftände zerfallen 
in 4 Maffen. Zum erften Stande gehören die mit Virilſtimmen begabten 17 reichs— 
unmittelbaren Yamiltenhäupter (12 in Weftphalen, 4 in ver Rheinproviny, 1 in 
Sachſen), die 42 ftanvesherrlihen Häufer in Sadhfen, Schiefien, Brandenburg, 
Pofen und Pommern (nur der Fürft Putbus), endlich fett ver Huldigung Friedrich 
Wilhelms IV. 1840 in ter Provinz Preußen vie vier Pinienhäupter der Grafen 
Dohna und Graf Kayferling-Rautenburg. Den zweiten Stand bilden die gewählten 
Abgeorbneten der großen ländlichen Grundbefiger ohne Rüdfiht auf Geburt, den 
dritten Stand die Mbgeordneten der Städte, den vierten Stand bie Abgeordneten 





39), Preuß. Geſetzſammlung 1820, Nr. 2. 
40, Ahgedrudt in der Preuß. Geſetzſammlung, Jahrgang 1823 und 1824, und Nauer, 
die ftändiiche Gefepgebung d. Preuß. Staate. Berlin 1845, 2 Thle. 
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der Heinen länvlichen Grunpbefiger, wiederum ohne Rüdfiht auf Geburt, jo daß 
ein Edelmann oder ein Biſchof als Eigenthümer einer Meinen Orundbefigung aus 
Bertrauen feiner Wähler für ven vierten Stand gewählt werden fann. Die Zahl 
der Mitglieder der einzelnen Provinziallandtage ift nad dem Umfange der Pro- 
vinzen und nad) ber in den einzelnen Provinzen mit Virilftimmen verjehenen Mit- 
glieder des erften Standes fehr von einander abweichend, fie ſchwankt zwifchen 
48 und 101, jedoch jo nad den 4 Klaffen geglievert, daß die Mitglieder bes 
erften und zweiten Standes zufammen mindeftens die Hälfte der Gefammtzahl, 
meiftens aber 3/, bis 2/3 berfelben ausmadhen. Cine Sonverung der Stände 
(itio in partes) ift bei vermeinter Verlegung der Standes-Intereflen für Separat- 
veta eingeräumt, welche aud zu wiederholten Dialen von dem dritten und vierten 
Stande in Anfprud genommen find. Die Brovinziallandtage find feit 1824 Oft. 
in der Regel alle zwei Jahre verfammelt, aber nicht immer gleichzeitig, da in 
Preußen, Brandenburg und Pommern die erften Landtage bereits 1824, in ben 
übrigen Provinzen jedoch erft 1825 eröffnet wurden. Den Borfig führt auf den- 
jelben ein vom Könige aus den Mitgliedern des erften und zweiten Standes er- 
nannter Landtagsmarſchall; die Eröffnung und ver Schluß ver Landtage geſchieht 
durd den Oberpräfidenten der Provinz als königlichen Kommiffarius, ver auch 
die Königlichen Propofitionen, die Beſchlüſſe entgegen nimmt und überhaupt als 
ein vermittelndes Organ zwifchen dem Landtage und der Staatdverwaltung bient. 
Die Berfammmlungsorte find die Hauptftäbte der Provinz, für Preußen Königsberg 
und Danzig, für vie Rheinprovinz Köln und Düflelvorf (abwechfelnd). Die Dauer 
der Berhandlungen ift nicht feft beftimmt, gewöhnlid 4 bis 6 Wochen, wirb 
aber von der Regierung nad der Wichtigkeit der Vorlagen und dem Gange ber 
Berhandlungen ſehr häufig um mehrere Wochen verlängert. Die Annahme und 
Ablehnung der Beſchlüſſe der Lanbtage erfolgt von Seiten ber Regierung ver 
mittelft ver Landtagsabſchiede, die indeß oft lange verſchoben bleiben, nicht felten un- 
mittelbar vor der Eröffnung des nächſten Landtags erlaffen werben. Als vor- 
läufiger Erfag für die auch bei dem Erlaß diefer Geſetze wieder in fernere Aus- 
fit geftellten allgemeinen Reihöftänne waren die Provinzial» Vertretungen mit‘ 
getheiltem Beifall aufgenommen; bald aber verlor ihre Stellung in. den engeren 
Kreifen der Pıovinz jede höhere Bereutung, je weniger ihr Einfluß auf bie Rew 
gierung einwirfte und je mehr von ver letzteren jedes Anftreben zum jelbftänbie 
geren Auftreten mit Energie befümpft, oder als anmaßende Ueberjchreitun — 
zugeſtandenen Befugniſſe mit Härte unterdrückt wurde. Das regere politiſche Leben 
in Frankreich ſeit dem Sturze der Bourbons (1830), die bald darauf eingetretenen 
politiſchen Umgeſtaltungen in Belgien, Heſſen-Kaſſel, Sachſen, die gleichzeitigen 
Reform -Bewegungen im ſüdweſtlichen Deutſchland riefen einerſeits immer von 
neuem als Tagesfrage für Preußens Politik den Zeitpunkt der Erfüllung in der 
Zuſage der Reichsſtände hervor, auderſeits verhärteten ſie den Sinn der Madt- 
habenden gegen jedes Hinausgehen über die ſtark eingeengten Schranken der 
Provinzialſtände. So kam es mit voller Zuſtimmung ver Preußiſchen Regierung 
zu beu Beichlüffen ver Wiener Minifters Konferenz vom 12, Juni 1834, nad} welchen 
die Deutſchen Regierungen fich verpflichteten, feine mit den Sonveränitätsrechten 
angeblid unvereinbare Erweiterung ſtändiſcher Befugniffe fernerhin zuzugeftehen. 
Auf ſolche Weile war bis zur Thronbefteigung Königs Frievrih Wilhelm IV. ; 
jede Erweiterung der Landesverfaſſung vertagt; um fo mehr hoffte man von dem 
neuen König, der ald Kronprinz mit unverfennbarem Eifer für eine Ausdehnung 
der politifhen Rechte gewirkt hatte. Aber feine Regierungsakte gewährten bald die 
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Ueberzeugung, daß er gleihfall® nur gefonnen war, auf einen weiteren Ausbau der 
Provinzialftände Bedacht zu nehmen, nicht aber durch eine allgemeine konftitutionelle 
Berfaffung das Recht der Gefeggebung und der Befteuerung mit Bolts-Repräfen- 
tanten zu theilen. In dieſer Weife antwortete der König am 9. Sept. 1840 den 
Provinzialftänden in Königsberg auf ihre Bitte um eine allgemeine Verfaffung 
des Preußijhen Staats nah dem Inhalte des $ 6 jenes oben angeführten Grund» 
gefeges vom 22. Mai 1815. Es erſchien die F. Propofition vom 23 Febr. 1841 
„Über die Einrihtung der ftändifhen Ausſchüſſe der Brovinzialland- 
tage", welde zuvörberft 1841 den acht Provinziallandtagen zur Begutachtung vor« 
gelegt wurde und dann im der Verordnung vom 21. Juni 1842 Geſetzeskraft er- 
bielt. Nach verfelbeh erhielt jede Provinz ohne Rüdjiht auf ihren Umfang und 
die Anzahl der Mitgliever ihrer Provinzialftände einen Ausſchuß von zwölf Mit« 
gliedern, fo daß die Gefammtzahl aus 96 Mitgliedern beftand, und zwar 42 aus 
dem erften umb zweiten Stande, 32 aus dem britten und 20 aus dem vierten 
Stande. Sie wurde zum erften Male nah Berlin auf den 18. Oftober 1842 
berufen. Diefe Berfammlung follte eine Ausgleihung verſchiedener Anſichten ver- 
mitteln, wie fie fih bei der Berathung über einen vorgelegten Gefegentwurf in 
den einzelnen Provinziallandtagen herausftellen konnten und auch über folde 
Gegenftänte berathen, welde bis dahin den Provinziallandtagen zur Begutachtung 
nicht überwiefen waren. Die ftändifchen Ausſchüſſe hielten vom 18. Oftober bis 
zum 10. November gemeinfhaftlih ihre Berhandlungen über drei Vorlagen ber 
Regierung, über die Herabfegung des Salzpreiſes ald Steuererlaß im Betrage 
von 2,000,000 Thlr. vom 1. Jan. 1843 ab, über vie Herftellung einer allge- 
meinen Gijenbahnverbindung zwifhen den verſchiedenen Provinzen des Staates 
unter Beihülfe aus Staatsfonds, und über die Benugung der Privatflüffe. Sie 
wurden nur noch einmal berufen im Jan. 1848 zur Berathung über ven Entwurf 
eines Strafgeſetzbuchs. Unterdeſſen hatte bie öffentliche Meinung fi) immer ent= 
fhiedener und ftärfer für die enblihe Gewährung einer allgemeinen Reichsverfaf- 
fung ertlärt, und namentlih war dies auf den im I. 1845 verfammelten Pro- 
vinziallandtagen (mit Ausnahme von Brandenburg) geſchehen, wozu noch bie 
größere Annäherung zwiſchen den Anfichten der liberalen Parteien in mehreren 
Deutiben Staaten weſentlich beitrug. König Friedrich Wilhelm IV. ging wieber 
einen Schritt weiter auf feinem Wege eines weiteres Ausbaus der Provinzialftände, 
und erließ am 3. Febr. 1847 das Königliche Patent Über ſtändiſche Einrichtungen, 
welchem drei Berorbnungen angeſchloſſen waren „über die Bildung bes vereinigten 
Landtags”, „über die periodifche Zufammenberufung des vereinigten ftändifchen 
Ausſchuſſes und deſſen Befugniſſe“, endlich „über die ns einer ftänbifchen 
Deputation für das Staatsfhuldenwefen". Der vereinigte Yandtag umfaßte 
fänmtlihe Mitglieder der acht Provinziallandtage and theilte fie in zwei Kurien, 
jebe unter einem vom Könige ernannten Landtagsmarſchall. Diefe Kurien, deren 
erfte nur aus den Mitgliedern des Herrenftandes, die zweite aus allen Mitgliedern 
der übrigen drei Stände gebilvet, gewährten die Uebergänge zu einem Zweilammer- 
Syſtem. Der erfte vereinigte Lanttag zu Berlin dauerte vom 11. April 1847 
bis zum 26, Juni d. J., wobei der Minifter des Innern, Freiherr von 
Bodelihwingb, als Regierungs-Rommiffarius fungirte, außerdem aber die übrigen 
Minifter und andere hochgeſtellte Minifterialbeamte in ben fie näher betreffenden 
Berhandlungen das Intereffe der Staatsverwaltung wahrnahmen. Wiewohl ber 
König bei der Eröffnung fi von neuem fehr beftimmt gegen die Bewilligung 
einer modernen Konftitution ausſprach, fo wollte er doch nicht die Geſetzgebung 
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vom 3. Febr. d. I. als abgefhloffen erflären, vielmehr erklärte er fie gerabezu 
als weiter bildungsfähig. Der Gang der Berhandlungen nahm diesmal einen 
Iebhafteren Auffhwung, begleitet von ver allgemeinften Theilnahme für einzelne 
Nebner, die in den folgenden Jahren den glänzenbften Rang unter ven Preußiſchen 
Stantsmännern einnahmen, und eine von 138 Mitgliedern am 26. April unter: 
zeichnete Erflärung wies näher auf die fpeciellen Punkte hin, melde als verfaf- 
fungsmäßige Rechte zu bewilligen und weiter auszuführen wären. Die Re- 
gierung vermochte jegt nicht mehr zu verfennen, daß mit den gemachten Kon- 
ceffionen bie öffentlihe Meinung nit mehr zu befrietigen war, aber man ge 
langte zu feinem pofitiven Entjhluffe, bevor die Revolution in Sicilien, Neapel 
und Frankreich ausbrah (Ian. und Febr. 1848) und bald aud ihren Gährungs- 
ftoff nach Deutihland in allen Richtungen Hin verbreitet hatte. Die vereinigten 
ftändifhen Ausfhüffe waren feit dem 17. Jan. 1848 mit der Berathung des 
Strafgefegbuhs befhäftigt, als der königliche Erlaß vom 14. März d. 3. den 
zweiten vereinigten Landtag auf den 27, April „in Betracht der bevorftehenven 
Reform der Deutfhen Bundesverfaffung“ einberief, der indeß fhon nad wenigen 
Tagen in Folge der blutigen Ereigniffe am 18. März auf den 2. April verlegt 
wurde, Er follte ein volksthümliches Wahlgeſetz berathen, um eine fonftituirende 
Berfammlung von Bolkvertretern in einer Kammer für die Entwerfung einer 
Berfaffung auf breitefter Grundlage zu bilden. Diefer vereinigte Landtag hielt 
nun vier Sigungen, vom 2. bis 10, April, in weldhen er ſich über bie beiden 
Wahlgeſetze für die Preufifhe und Deutfhe Nationalverfammlung einigte. Es 
wurden für die Urwähler, Wahlmänner und gewählte Abgeorbnete in der That 
bie breiteften Grundlagen genommen, indem jeder felbftändige Preuße mit dem 
vollendeten 24. Lebensjahre das aftive und paffive Wahlrecht erlangte, auf je 
250 Seelen ein Wahlmann, auf je 50,000 Seelen ein Abgeorbneter feftgefett 
wurbe, 

Die Nationalverfammlung tagte in Berlin vom 22. Mai bis zum 8. 
Nov. 1848, ohne ihre Aufgabe löfen und das Verfaſſungswerk zum Abſchluß 
bringen zu fünnen. Nad Brandenburg an der Havel verlegt blieb tie Na- 
tionalverfammlung nur vier Tage vereint (27. Nov. bis 1. Dec.), konnte jedoch bier 
nicht einmal die erforderliche Beſchlußfähigkeit erreichen, während eine zahlreiche 
bewaffnete Macht unter General Wrangel Berlin befegte und den Belagerungs- 
ftand für die Hauptftadt fefthielt. Darauf erfhien am 5. Dec. die oftroyirte 
Berfaffung als ein Werk, zufammengefegt auf der Bafis der Verheißungen im 
März, der Vorarbeiten der Preußifhen Nationalverfammlung und ver bis zu 
diefem Zeitpunkte gefaßten Beſchlüſſe der Deutjhen Nationalverfammlung, mit 
ftarfer Benugung der Belgifchen VBerfaffung, die jedoch nicht genannt wurde. Mit 
der Auflöfung der Nationalverfammlung wurden zugleich zwei Kammern berufen 
auf den 26. Febr. 1849, melden die Reviflon der Verfaffung zur Hauptaufgabe 
geftellt wurde. Die zweite Kammer blieb ausjhließlih aus gewählten Mitgliedern 
zufammengefegt, die jedoch das dreißigſte Yebensjahr vollendet haben mußten, die erfte 
Kammer beftand aus den großjährigen Prinzen von Geblüt, aus lebenslänglid 
vom König ernannten und aus den von den Höchftbefteuerten in beftimmten Wahl« 
bezirten gewählten Mitglievern, bei benen aber die Vollendung des vierzige 
ften Lebensjahres erforderlih war. Unter ver Einwirkung ter politifhen Zuftände 
der erfien Monate des 3. 1849 gewählt, erfchien bie zweite Kammer bei dem 
Revifionswerte nicht geeignet, ihre Aufgabe in Uebereinftimmung mit der erften 
Kanımer und der Regierung zu Stande zu bringen. Sie wurde am 27. April 
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aufgelöst und turd eine nad einem neuen oftroyirten Wahlgefege vom 30. Mai 
1849 41) gewählte zweite Kammer erfegt, welde bie Revifion der Verfaſſung vom 
7. Aug. 1849 bis zum 30. Jan. 1850 gleichzeitig mit der erften Kammer be» 
wirkte. Daranf erfolgte die Botſchaft vom 31. Jan. 1850, welche die revivirte 
Berfaffungs-Urfunde mit fämmtlihen von beiden Kammern übereinftim« 
mend befchlofjenen Zufägen und Abänderungen vollzog, und ihre Bekanntmachung 
als feftftehendes Gruntgefeg des Staates durch die Gefegfammlung anorbnete. 
Zugleih wurde das eidliche Gelöbni des Königs in Gegenwart ver beiden Kam- 
mern auf den 6. Febr. feftgeftellt, womit bie Beeidigung der Minifter und ver 
Mitglieder beider Kammern an demſelben Tage verbunden mwurbe. 

Soweit haben wir den Entwidelungsgang ber beftehenden Verfaſſung hronolo- 
giſch verfolgt, und geben jegt aus dieſer als endgiltig von den berechtigten Faktoren 
der Geſetzgebung anerkannten Duelle des gegenwärtigen Preufifchen Staatsrechts die 
Hauptbeftimmungen desfelben, indem wir nad der Anorbnung des Inhalts in der 
Berfafjungsurktunde die ſpäteren Abänderungen und Bollzugsgefege bis März 
1863 an ber paflenden Stelle glei einjchalten. 

Die Berfaffung zerfällt in 9 Titel und 111 Artifel und in Uebergangs- 
beftimmungen, die Artitel 112—119 enthalten find. Der exfte Titel handelt vom 
Staatsgebiete in 2 Artikeln. Alle Landestheile ver Monardie in ihrem gegen- 
wärtigen Umfange bilden das Staatsgebiet, und die Grenzen besfelben koͤnnen 
nur durd ein Gefeg, alfo nur mit Zuftimmung der Kammern verändert werben, 
Seit dem Erlaf der Berfaffung find auf folde Weife die beiden Fürftenthümer 
Hohenzollern- Hechingen und Siegmaringen nad) dem Bertrage vom 12. März 1850 
mit den betreffenden beiden Fürften und das Gebiet des Jahdebuſens an ver 
Nordfee nad dem Bertrage vom 20. Juli 1853 mit dem Großherzoge von Olden⸗ 
burg dem Staatögebiete einverleibt worden. — Im II. Titel find in 40 Artikeln 
die Rechte der Staatsangehörigen feftgeftellt. 42) Das Gefeg vom 31. Dec. 
1842 über die Erwerbung und den Berluft der Eigenfhaft als Preußiſcher Unter: 
than, fowie über den Eintritt in fremde Staatsdienſte ift vollftändig aufrecht 
erhalten. Das Breußifhe Staatsbürgerreht wird begründet durch Abftammung, 
Legitimation, Berheirathung und burd) —— die letztere erfolgt durch eine 
Naturaliſationsurkunde, zu deren Ertheilung die Landespolizei-Behörden berechtigt 
ſind. Eine von der Staatsverwaltung vollzogene Beſtallung für einen in den 
Preuß. Staatsdienſt aufgenommenen Ausländer vertritt zugleich die Stelle der 
Naturaliſationsurkunde, welche mit dem Zeitpunkte der Aushändigung alle Rechte 
und Pflichten eines Preußen begründet. Kein Ausländer darf aber von einer 
Gemeinde ald Mitglied aufgenommen werben, wenn er nidi die Eigenfhaft als 
Preußiſcher Unterthan vorher erworben hat. Die Eigenfhaft als Preuße gebt 
verloren dur Entlaffung auf Antrag des Inländers, dur‘ Ausſpruch der dazu 
berufenen Behörden, durch zehnjährigen Aufenthalt im Ausland und bei einer Frau 
durch Berheirathung an einen Ausländer. Der Eintritt eines Preußen in 
frembe Staatsdienfte iſt erft nach erfolgter Entlafjung geftattet, wobei indeß bie 
Bewahrung des Staatöbürgerrehts auf eine von der Behörde zu beftimmenbe 
Frift vorbehalten bleibt. — Alle Preußen find vor dem Gefege gleih; Standes— 
vorrechte finden nicht ftatt. In Bezug anf die Rechte der früheren reihsunmittel- 
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baren Fürften und Grafen (vrgl. oben) ift durch das Gefeg vom 10. Juni 1854 
biefe Beftimmung der Verfaſſung tahin deflarirt worten, daf die Wieberherftellung 
ihrer durch tie Deutſche Buntesafte und burd die Wiener Kongrefafte (Art. 23 
und 24) zugefiherten ſtaatsrechtlichen Stellung durch königliche Verordnung er- 
folgen fol, fofern fie nicht dieſelbe durch rechtsbeſtändige Verträge ausdrücklich 
aufgegeben haben. Die allgemeine Berortnung darüber erihien am 12. Nov. 1855 
und überließ einem befonders dazu ernannten königlichen Kommiſſarius, mit ten 
einzelnen Reihsunmittelbaren vertragsmweife fih zu einigen, was außer ber Be— 
freiung von ven bireften Eteuern, von ter Militärpfliht und den allgemeinen 
Berechtigungen der Standesherren für das Gebiet ihrer Befigungen ihnen zuzu- 
geftehen oder gegen Entſchädigung abzunehmen fei. Soldye Verträge find bis jept 
mit dem Fürften von Neuwied am 25. Juni 1860 und mit dem Fürften von 
Sclms-Braunfeld am 22. Nov. 1861 abgefhloffen, haben indeß wegen ber refp. 
Entſchädigung ven 80,000 und 30,000 Thlr. Widerſpruch in der gegenwärtigen 
Seſſion des Abgeorbnetenhaufes erfahren, jo daft die ferneren Verhandlungen ta- 
nach wohl mobificirt werben dürften. — Alle öffentlihen Aemter ſind unter Ein- 
haltung der von ten Oefegen feftgeftellten Beringungen für alle dazu Befühigte 
in gleiher Weife zugänglid. Die perſönliche Breiheit ift gemwährleiftet; vie Be- 
dingungen und Formen, unter welden eine Beſchränkung derſelben, insbefondere 
eine Verhaftung zuläffig ift, find durch das Gefeg vom 12. Febr. 1850 zum 
Schutze der perfünlihen Freiheit #) georknet. Die Verhaftung darf nur fraft 
eines fchriftlihen Befehls des Richters erfolgen, mit genauer Bezeichnung des 
Beihultigten und ver Beihultigung. Eine vorläufige Verhaftung darf von 
Polizeibehörben nur dann ausgehen, wenn ver Schuldige auf frifcher That ergriffen, 
oder ein ftarfer Verdacht gegen eine Perfon wegen einer ftrafbaren Handlung und 
beabfidhtigter Flucht vorliegt. Dod muß der BVerhaftete jo fehleunig als möglich 
vor feinen orbentlihen Richter geftelt, die Anfhuldigung ihm mitgetheilt und feine 
Bertheidigung gehört werden. Die Wohnung ift unverleglih, das Eindringen in 
tiefelbe und Hausfuhungen, fowie Beihlagnahme von Briefen und Papieren find 
nur in ten geſetzlich beftimmten Fällen und auf Grund amtlicher Befehle und in 
amtlicher Eigenſchaft geftattet. Niemand darf feinem gefeglihen Richter entzogen 
werden, Ausnahmegerihte und aufererdentlihe Kommiſſienen find unftatthaft. 
Nur für ven Fall eines Krieges oder Aufruhrs fönnen bei dringenter Gefahr für 
die öffentliche Sicherheit tie legtgenannten Rechte auf beftimmte Zeit und für be- 
ſtimmte Diftrifte außer Kraft gejett werden, wie dies näher im Geſetz über den 
Belagerungsftand vom 4. Juni 1851 feftgeftellt ift.%) Strafen fünnen nur in 
Gemäßheit des Geſetzes angebroht oder verhängt werden. Das Eigenthum ift 
unverleglih; «8 fann nur aus Gründen des öffentlichen Wohles (3. B. bei Feftungs- 
bauten, Anlagen von Eijenbahnen, Chauffeen u. f. w.) in dringenden Fällen 
gegen Entihädignng nad Maaßgabe des Geſetzes entzogen ober befchränft werben. 
Ein vollftändiges Öefeg über die Erpiopriation wird gegenwärtig von dem Staatd- 
minifterum bearbeitet. Der bürgerlihe Tod und die Strafe der Bermögens-Kon- 
fisfation finden nit mehr ftatt. Die freiheit ver Auswanterung fann von 
Eeiten der Staatsregierung nur in Bezug auf die Verpflichtung zum Ariegevienft 
beſchränkt werten; mit ©eltftrafe von 50—1000 Thlr. eder Gefängniß von einem 
Monat bis zu einem Jahre werden die zum ftehenden Heere und zur Landwehr 
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noch Pflihtigen beftraft, wenn fie ohne Erlaubniß Preußen auf längere Zeit 
verlaflen. Bei ber Entlaffung der Inländer dürfen jedoch Abzugsgelder nicht 
erhoben werben. — Die freiheit des religiöfen Belenntniffes, der Bereinigung 
zu Religionsgefelfhaften, für welde das Patent über Bildung neuer Religiong- 
gefelfchaften vom 30. März 1847 %5) noch in Kraft befteht, fowie das Recht der 
gemeinfamen häuslihen und äffentlihen Religionsübung wird durch die Verfafjung 
gewährleiftet. Der Genuß der bürgerlichen und ftaatsbürgerlihen Rechte ift un- 
abhängig von dem religiöfen Bekenntniſſe. Doch vürfen die Mennoniten in Oft- 
und Weftpreußen, melde den Eintritt in das ftehende Heer verweigern, fein an« 
deres Grundeigenthum erwerben, als das ihnen bei der Aufnahme in Preußen 
zugefidert ift; dies Verhältniß befindet fi feit 1850 in ſchwebender Verhandlung 
und ift noch nicht georbnet; die Mennoniten im Rheinland und Weftphalen find 
von dieſer Beſchränkung nicht berührt, weil fie die allgemeine Verpflichtung zum 
Kriegsdienſte erfüllen, da den ftaatsbürgerlichen Pflichten durch die Ausübung der 
Religionsfreiheit fein Abbruch gejhehen varf. Die Religions: Gefelihaften, fowie 
die geiftlichen Gefellfhaften (Mönchs- und Nonnen-Orden), welche feine Korpo- 
rationsrechte befigen, fünnen folde nur durch beſondere Gefehe erlangen. Die 
chriſtliche Religion wird bei denjenigen Einrichtungen des Staats, welche mit ber 
Relinionsübung im Zufammenhange ftehen, unbeſchadet der gemährleifteten Reli- 
gionsfreiheit zu Grunde gelegt. Nach viefem Berfafjungsartifel hat die Regierung 
bis jegt beharrlich den Juden die Erlangung eines richterlihen Amtes (wegen 
Abnahme des Eides für die Chriften) und einer ordentlichen Pehrerftele an einem 
Oymnafium verfagt, ganz abgefehen von der Zulafjung zu amtlihen Stellen bei 
folden Inftituten, die durch ihre Statuten die Zulaffung jeves Nicht - Chriften 
verbieten, ober biefelbe auf eine befondere chriſtliche Konfeffion (evangelifche oder 
latholiſche) beſchränken. Die evangelifhe und die rämifch-fatholifche Kirche, fomie 
jede andere Religionsgefelfhaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten felbft- 
ftäntig, und verbleibt im Befig und Genuß ver für ihre Kultus», Unterrichts« 
und Wohlthätigkeitszwede beftimmten Anftalten, Etiftungen und Sende. Durch 
den vor ter Sanktionirung ter Verfaſſung am 26. Jan. 1849 gegebenen föniglichen 
Erlaß ift die oberfie Verwaltung der inneren evangeliſchen Kirchenangelegenheiten 
bem evangelifhen Oberlirchenrath als einer vom Minifter des Kultus unabhängi- 
gen Behörde Übertragen werben. Diefer Erlaß beftimmt zugleid das Refjort- 
Reglement für die evangelifhe Kirhenverwaltung zwiſchen dem Minifterium, dem 
Oberkirchenrath, den Konfiftorien und Regierungsbehörven ber Provinzen, fowie 
ben Entwurf einer Gemeinde-Orbnung für die evanglifhen Gemeinden in den 
ſechs öftlihen Provinzen, während Rheinland und Weftphalen ſich ſchon feit langer 
Zeit in dem Befige einer folder befinven. Indeß ift die innere Verwaltung der 
evangelifhen Kirche befinitiv noch lange nicht georbnet, und fieht mit großer 
Sehnfucht, wie jährlich vielfache Petitionen dies bezeugen, einer vollftändigen ge— 
feglihen Regelung entgegen. Der Berfehr der Religionsgefellfhaften mit ihren 
Oberen ift ungehindert, und die Befanntmahung firhliher Anordnungen ift nur 
ben Beichränfungen unterworfen, welden alle übrigen Bublifationen unterliegen. 
Das in der Berfaffungsurfunde verheißene Geſetz über das Kirhen-Patronat und 
bie Bedingungen, unter welden dasſelbe aufgehoben werten kann, ift bis jegt 
noch nicht zu Stande gelommen. Dagegen ift das Ernennungs-, Vorſchlags-, 
Wahl» und Beftätigungsreht bei Beſetzung kirchlicher Stellen, foweit ed dem 
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Staate zuftand und nicht auf dem Patronate oder befonberen Rechtstiteln berubte, 
aufgehoben. Die Einführung der Civilehe ift verfaflungsmäßig vermittelfl eines 
befonvderen Gefeges zugefagt, das zugleich die Führung der Civilſtands - Regifter 
vegeln fol. Aber bis jest find alle dafür von ber Regierung unb aus bem 
Haufe der Abgeorbneten eingebrachten Vorlagen an bem Widerftande des Herren- 
hauſes gefcheitert, obgleich die Regierungsvorlagen aus den Jahren 1859 und 1860 
nur die Zulaffung der fafultativen Eivilehe erftrebten. 

Die Wiffenihaft und ver Unterricht find durch die Berfafjung als frei pro- 
Hamirt. Für die Biltung der Jugend foll durch äffentlihe Eulen genügend 
geforgt werden. Aber die Eltern und ihre Stellvertreter find verpflichtet, ihren 
Kindern und Pflegebefohlenen mindeſtens ven Unterricht ertheilen zu lafjen, welcher 
für die öffentlihen Boltsfhulen vorgefhrieben if. Unterriht zu erteilen und 
Unterridtsanftalten zu gründen und zu leiten fteht Jedem frei, ſobald er feine 
ſittliche, wiſſenſchaftliche und techniſche Befähigung ven betreffenden Staatsbehörden 
nachgewieſen hat. Alle öffentlihen und Privat-Unterrihts- und Erziehungsanftalten 
ftehen unter der Auffiht der Staatsbehörden (Minifterium der Unterrichts » An- 
gelegenheiten, Provinzial Chul:Kollegien, Bezirts- Regierungen, Prüfungs- Kom- 
miffionen). Die öffentlihen Lehrer haben die Rechte und Pflichten der Staats- 
beamten. Bei ber Einrichtung ver öffentlichen Volksſchulen follen bie konfeſſionellen 
Berhältniffe möglichft berüdfichtigt werben; ben religiöfen Unterricht in ver Volks— 
ſchule leiten vie betreffenden Religionegefelfchaften, die Berwaltung ber äußeren 
Angelegenheiten in der Vollsſchule liegt ter Gemeinte ob, unter beren Betheili- 
gung der geprüfte Lehrer gewählt und von ber die Aufficht führenden Staate- 
behörde angeftellt wird. Die Unterhaltungsmittel der Vollsſchule werten nur 
im Fall des genau nachgewieſenen Unvermögens ber betreffenten Gemeinde, er- 
gänzungsmeife aus Staatsfonds hergegeben. Den Volksſchullehrern iſt dadurch 
ein feftes den Lofal-Berhältniffen angemefjenes Einkommen garantirt, während in 
den Öffentlichen Volksſchulen die umentgeltlihe Ertheilung tes Elementar-Unter- 
richts ftattfindet. Das in der Verfaſſung in Ausfiht geftellte Unterrichtsgefeg ift 
bis jegt mit den beiden Kammern noch nicht vereinbart, obgleich es feit 1849 vor- 
bereitet und feine Vorlage von Seiten der Regierung den Kammern im Januar 
1862 verfünbigt wurbe. 

Das Recht der freien Yeußerung feiner Meinung durch Wort, Schrift, Drud 
und bilblihe Darftellung fol jevem Preußen unverfümmert bleiben, die Genfur darf 
nit eingeführt werben und jede andere Beichränfung der Preßfreiheit kann nur 
ine Wege der Gefetgebung mit Zuftimmung der Kammern eingeführt werden, wie 
dies im Gefeg vom 12. Mai 1851 über die Preffe 6) geſchehen iſt, durch welches 
bie betreffenden Gewerbe der Buchdrucker, Buchhändler u. ſ. w. an eine voraus- 
gegangene Prüfung der Befähigung der Bewerber und eine Konzeffion ter Bezirks - 
Regierung für ihren Gejhäftsbetrieb gefnüpft werden, tie periodiſche Preffe poli- 
tiihen Inhalts zur Beftellung einer Kaution von 5000 bis 500 Thlr. herab 
verpflichtet und für Preßvergehen das Strafverfahren und die Beftrafung näher 
beftimmt wird. Cine milvere Deklaration dieſes Gefeßes in Bezug auf ven 
Berluft der Befugniß zum Gewerbebetriebe ift durch das Gefeg vom 21. April 
1860 #7) erfolgt, weldyes nur dem zuftändigen Richter die Aberfennung dieſer Be- 
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fugniß zufpriht. — In Betreff des Verſammlungsrechts fpricht die Verfaſſungsur⸗ 
funde von 1850 allen Preußen die Freiheit zu, fi ohne vorgängige obrigfeitliche 
Grlaubniß friedlih und ohne Waffen in gefchloffenen Räumen zu verfammeln, für 
Berfammlungen unter freiem Himmel wird die Genehmigung der zuftehenven 
Behörde erfordert. Ebenfo ift das Bereinigungsreht zu ſolchen Zweden, die den 
Strafgefegen nit zumiderlaufen, allgemein freigegeben, und nur politifche Vereine 
fönnen Beſchränkungen und vorübergehenden Verboten im Wege der Geſetzgebung 
unterworfen merben. Inzwiſchen ift fehr bald durch das Gefeg vom 11. März 
‚1850 38) über vie Verhütung des Mißbrauchs des Berfammlungs- und Vereini— 
gungsrechs den Lokal-Polizeibehörden ein fehr weiter Spielraum für ihre Berechtigung, 
Vereine und Berfammlungen zu verweigern over zu befhränfen dargeboten worven. 

Für die Ertheilung der Korporationsredhte ift durd die Berfaffung ein be— 
fonberes Geſetz in Ausſicht geftellt, das aber bis jett noch nicht gewährt ift. Das 
Petitionsreht fteht jetem Inlänter zu, und ein fehr reichlicher Gebrauch ift 
namentlich feit dem November 1858 während der Berfammlung beider Häufer des 
Landtags davon gemadt. Petitionen unter einem Geſammtnamen dürfen nur 
von Behörden und Korporationen ausgehen. — Das Briefgeheimnig ift als 
unverletzlich garantirt; nur bei ftrafgerichtlichen Unterfuhungen und in Kriegsfällen 
find durch das Geſetz nothmendige Ausnahmen feftgeftellt. 

Ueber vie Verpflichtung zum Kriegsvienfte, weldher für das Heer und bie 
Landwehr alle Preußen vom 20. bis zum 40. Lebensjahre umfaßt, gilt noch jetzt 
das Geſetz vom 3. September 1814,49 in Berbintung mit der Kabinetsorbre 
vom 5. November 1833.50) Die beabfihtigten Veränderungen in dem 1860 
vorgelegten vollſtändigen Gefeg-Entwurfe, fomie in den Novellen zum Geſetze von 
1814 aus den Borlagen für 1862 und 1863, find noch nicht zum Abſchluſſe 
gefonımen, werben aber unten bei der Staatsverwaltung mit Rüdfiht auf die 
gegenwärtige Stärfe des Kriegsheeres näher berührt werben. Der Yandfturm für alle 
Mannfhaften vom vollenveten 17. bis 20, und vom 40. bis 50. Lebensjahre und 
alle, welche nicht im Heere und Landwehr ftehen, kann nur im Fall des Kriegs vom 
Könige aufgeboten werden. Zur Unterbrüdung innerer Unruhen und zur Aus— 
führung der Gefege fann aud auf Requifition der Civilbehörden die bewaffnete 
Macht verwandt werden, wofür gefeglid die Formen und Fälle näher beftimmt 
find, wohin auch das bereits oben angeführte Gefeg vom Jahre 1851 über ven 
Belagerungsftand gehört. Die bewaffnete Macht darf weder in noch außer bem 
Dienfte berathſchlagen, oder ſich anders als auf Befehl verfammeln. Berfamm- 
lungen und Bereine ver Lanbwehr zur Berathung militärifher Einrichtungen, 
Befehle und Anorbnungen find auch dann unterfagt, wen biefelbe nicht zufammen» 
berufen ift. Gleiche gefeglihe Vorfchriften find aud für den Geebienft auf ter 
Kriegsmarine am 4. April 1854 unb 3. Februar 1855 gegeben. Der Militär- 
gerihtöftand beſchränkt fih auf Straffahen und ift nad dem Strafgefepbuh für 
das Heer vom 3. April 1845 geregelt. Die Beftimmungen über die Militär- 
Disciplin im Heere bleiben Gegenftand befonderer Verordnungen, fo daß aud bie 
Ausübung der allgemeinen Rechte für die Mitglieder des Heeres nur foweit ver« 
ftattet ift, als fie nicht den militärifhen Geſetzen und Disciplinar-Vorſchriften 
entgegen fteht. o 
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In Bezug auf das Lehnsweſen bleibt die Errichtung neuer Lehen unterfagt, 
der für die vorhandenen Lehen noch beftehende Lehensverband foll durch geſetzliche 
Anordnungen aufgelöst werden, was aber biß jegt nur hinſichtlich der Lehnsherren 
gefhehen ift, während vie Rechte der Erbberechtigten und Anwärter nody bis heute 
gewahrt find. Berfuche zur Ausführung viefes Verfaſſungs-Artikels, namentlid 
für Pommern, find zwar gemadt, aber die eingebrachten Gefegentwürfe find nicht 
zur vollen Vereinbarung und — gelangt. Auf Thronlehne und auf die 
außerhalb des Staates liegenden Lehne erſtreckt ſich die Aufhebung nicht. Auch 
ſollten die beſtehenden Familien-Fidei-Kommiſſe, bei voller Aufrechterhaltung der 
Familien⸗Stiftungen, nach der erſten Beſtimmung der Verfaſſung durch geſetzliche 
Anordnung aufgelöst und in freies Eigenthum verwandelt werben, aber dieſer 
Artikel ift purd das Gefeg vom 5. Januar 185251) aufgehoben. Ebenfo ver 
folgende Artikel, welcher das Recht ver freien Verfügung über das Grundeigenthum 
feinen andern Beſchränkungen unterwarf, als denen ber allgemeinen Geſetzgebung, 
und die Theilbarfeit des Grundeigenthums und die Ablösbarkeit der Grundlaſten 
garantirte, während er für die todte Hand Beihränfungen des Rechts, Liegen- 
haften zu erwerben und über fie zu verfügen für zuläffig erflärte. Das Geſetz 
vom 14. April 1856 32) änderte tiefen Artikel dahin ab, daß es ohne Entſchädi— 
gung als für immer aufgehoben erflärte: die mit dem Befige gewiſſer Grund⸗ 
ftüde verbundene Ausübung oder Uebertragung ber riterlihen Gewalt und bie 
aus biefem Rechte fließenden Eremtionen und Abgaben, ferner die aus bem 
gerichts⸗ und ſchutzherrlichen Verbande, ver früheren Erbunterthänigfeit, der früheren 
Gteuer- und Gewerbe-Berfafjung herſtammenden Verpflichtungen. Mit den auf- 
gehobenen Rechten fallen aud die Gegenleiftungen und Laſten weg, welde den 
bisher Berechtigten dafür oblagen. Die Ablösbarkeit der Orundlaften für kirch— 
lide und milde Stiftungen ift vorläufig fufpenbirt, aber fpäterer Entwidelung 
duch die Geſetzgebung vorbehalten. 

Der dritte Titel der Berfaffung fett in 17 Artikeln die Rerhte der Lönig> 
lichen Gewalt auseinander. Dem Könige fteht allein die vollziehende Gewalt 
zu; feine Perfon ift unverleglih. Er ernennt und entläßt die Minifter, welde 
verantwortlih find. (S. unten.) Alle Regierungsafte des Königs bedürfen zu ihrer 
Gültigkeit der Kontrafignation eines Minifters, welcher dadurch die Berantwort- 
lichkeit übernimmt. Der König befiehlt die Verkündigung der Gefege und erläßt 
zu beren Ausführung die nöthigen Verorbnungen. Der König führt den Ober-, 
befehl über das Heer und die Marine; er bejegt alle Etellen im Heere, ſowie 
in den übrigen Zweigen des Staatsdienſtes, fofern nicht Geſetze eine andere 
Anortnung dafür treffen. Der König allein hat das Recht, Krieg zu erklären 
und Frieden zu fließen, fowie Verträge aller Art mit fremden Regierungen zu 
errichten. Indeß bebürfen Berträge zu ihrer Gütigfeit der Zuftimmung beider 
Kammern, fofern e8 Handelsverträge find, oder in folden Berträgen dem Staate 
Laften, oder einzelnen Staatöbürgern Verpflichtungen auferlegt werben. Der 
König befigt das Recht der Begnadigung und Milderung der Strafen. Aber zu 
Gunſten eines wegen feiner Amtshandlungen verurtbeilten Minifters Tann viejes 
Reht nur auf Antrag derjenigen Kammer ausgelbt werben, von welder bie 
Anklage ausgegangen ift. Bereits eingeleitete Unterfugungen fann der König nur 
auf Grund eines befonderen Geſetzes niederſchlagen. Dem Könige fteht die Ber- 
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leihung von Orden und anderen mit Vorrechten nicht verbundenen Auszeihnungen 
zu; für ausländifhe Orden, die an Preußen vergeben werben, hängt das Tragen 
berfelben , mie der Gebrauch anderer fremder Auszeihnungen, von der durch den 
König dazu ertheilten Genehmigung ab. Der König übt das Münzrecht und bie 
Ausgabe von Papiergeld und Banknoten nah Maaßgabe der darüber erlaffenen 
Geſetze aus. 

In Betreff der Stellung zu den beiden gefeßgebenven Kammern beruft der 
König diefelben und fließt ihre Sitzungen. Er fann gegenwärtig feit 1855, ba 
bie erfte Kammer oder das Herrenhaus aus erblihen und auf Lebenszeit ernannten 
Mitgliedern gebilvet ift, nur die zweite Kammer auflöfen; es müſſen aber in 
einem ſolchen Falle innerhalb eines Zeitraums von 60 Tagen nad ver Auflöfung 
bie Wähler und innerhalb 90 Tagen nad der Auflöfung die Kammern wieder 
verfjammelt werben. Der König fann die Kammern vertagen, aber ohne die Zu- 
ſtimmung derſelben darf diefe Bertagung die Frift von 30 Tagen nicht überfteigen 
und während derſelben Seſſion nicht nody einmal wiederholt werden. — Die Krone 
ift nad den Hausgefegen ver föniglihen Dynaftie erblih in dem Mannesftamme 
bes Füniglihen Haufes Hohenzollern, nad dem Rechte der Erftgeburt und ber 
agnatifhen Linealfolge. Der König wird mif Vollendung des achtzehnten Lebens- 
jahres volljährig; er leiftet bei der Thronbefteigung in Gegenwart der verfammelten 
Kammern das eidlihe Gelöbniß, die Verfaſſung des Königreichs feft und unver- 
brühli zu halten und in Uebereinftimmung mit berfelben und den Geſetzen zu 
regieren. Ohne Cinwilligung beiver Kammern fann der König nicht zugleid 
Herrſcher fremder Reiche fein. Bei ver Minverjährigfeit des Königs, ober falls 
berfelbe dauernd verhinvert iſt, felbft zu regieren, übernimmt derjenige volljährige 
Agnat, mwelder der Krone am nächſten fteht, die Regentfhaft. Diefer hat fofort 
die Kammern zu berufen, die in vereinigter Sigung über die Nothwendigfeit ber 
Regentſchaft beſchließen. Diefer Fall trat im Oft. 1858 ein, da König Friedrich 
Wilhelm IV , nachdem er zu mieberholten Malen auf Zeit von drei Monaten 
feinem älteften Bruder Wilhelm wegen anhaltender Krankheit die Vertretung ber 
Regierungsgefchäfte übertragen hatte, nad ärztlihem Urtheil zur ferneren Regierung 
dauernd verhindert erfchien. Wilhelm, Prinz von Preußen, übernahm mit Zu- 
ftimmung der dazu am 6. Dftober verfammelten Kammern ald Regent die Regierung 
am 9. Dftober 1858. Iſt fein volljähriger Agnat vorhanden und nicht bereits 
vorher geſetzliche Fürſorge für diefen Fall getroffen, fo muß tas Staatsminifterium 
die Kammern berufen, welche in vereinigter Sitzung einen Regenten wählen; bis 
zum Antritt diefer Regentihaft führt das Staatsminifterium die Regierung. Der 
Regent übt die volle dem Könige zuftehende Gewalt in deffen Namen aus Er 
ſchwört bei dem Antritt der Regentſchaft vor ten vereinigten Kammern ten Eid, 
gleih dem dee Königs, die Verfaſſung des Königreichs feft und unverbrüdlic 
zu halten und in Uebereinftimmung mit verfelben und ven Geſetzen zu regieren. 59) 
Bis zu diefer Eivesleiftung bleibt in jedem Falle das beftehende gefammte Staats- 
minifterium für alle Regierungshandlungen verantwortlid. Dem Kronfibeilom- 
mißfends verbleibt zur Dotation der Arone die durch das Gefeg vom 17. Januar 
1820 auf die Einkünfte aus den Domainen und Forften angemiefene Rente von 
2,500,000 Thlr. (inf. 800,000 Thlr. in Gold), welde im Jahre 1859 durch 


53) Da diefer Eid von dem Prinzen Wilhelm am 9. Okt. 185% bereits als Regent geleiftet 
worden, wurde berjelbe bei feinem Regierungsantritt ald König (Jon. 1861) nicht wiederholt, 
fondern nur vor den vereinigten Kammern vom Könige als voll verbindfid anerfannt, worauf er 
die Dereidigung der einzelnen Mitglieder beider Kammern entgegennahm (14; Jan, 1861). 
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das Gefeg vom 30 April unter Zuftimmung beider Kammern um 500,000 
Thlr. vermehrt wurbe; daraus wird der jährliche Bedarf für den Unterhalt 
der Yöniglihen Familie, ihres Hofftaats und ſämmtlicher dahin gehörenden 
Inftitute gedeckt. 

Der vierte Titel von den Miniftern befteht nur aus zwei Artifeln. Die 
Minifter, ſowie bie zu ihrer Vertretung abgeorbneten Staatsbeamten, haben Zutritt 
zu jeder Kammer, ohne daß fie gleichzeitig Mitglieder derſelben fein müſſen; fie 
müffen in ten Kummer» Verfammlungen auf ihr Verlangen zu jeder Zeit gehört 
werben, Stimmrecht jedoch haben fie nur dann in einer ober der anderen Kammer, 
wenn fie Mitglieder derfelben find. Jede Kammer kann ihre Gegenwart verlangen. 
Die Minifter fönnen durch Beſchluß einer Kammer wegen bes Berbredyens der 
Berfaffungs-Berlegung, ver Beftehung und des Verraths angellagt werben. Ueber 
ſolche Anklage entſcheidet der oberfte Gerichtshof des Staates in den vereinigten 
Senaten (Öber-Tribunal in Berlin, welches tur das Geſetz vom 17. März 1852 
mit dem rheinifhen Revifions- und Kaffationshofe vereinigt wurde). Die näheren 
Beftimmungen über vie Fälle ver Verantwortlichkeit, über das Verfahren und 
die Strafen find nod einem befonderen Geſetze vorbehalten, das indeß bei wieber- 
holten Berfuhen ſowohl von Seiten ver Regierung in den Jahren 1850—53- und 
1862, als durch eingebrachte Gefepentwürfe aus der zweiten Kammer, bis jet 
noch nit zu Stande gelommen ift. Auch in der GSeffion von 1863 ift durch 
Mitglieder des Haufes der Abgeordneten ein neuer Geſetzentwurf über die Berant- 
lichkeit der Minifter eingebraht und am 27. April 1863 mit einer Majorität von 
249 Stimmen gegen 6 angenommen; aber die Minifter haben ſich gegen baffelbe 
erklärt und find in die Detail-Berathung gar nicht eingegangen. 

Die Beftimmungen über die Zufammenfegung ber beiden Kammern 
find im fünften Titel in 24 Artiteln enthalten. Die geſetzgebende Gewalt wird 
gemeinfhaftlih durd ven König und durch zwei Kammern ausgeübt. Nah dem 
Gefege vom 30. Mai 1855 heißt vie erfte Kammer „das Herrenhaus‘, bie 
zweite Kammer „das Haus der Abgeordneten“, und in der Verkündigungs— 
Formel der Geſetze werben feit dem Jahre 1856 die Kammern vereint „vie beiden 
Häufer des Landtags der Monardie” genannt. Die Uebereinftimmung beider 
Häufer und des Königs ift zu jevem Geſetze erforderlich, es ift aber gleichgültig, 
in weldes Haus die Regierung zuerft eine Gefeßes-Borlage einbringt; nur Yinanz- 
geſetz⸗ Entwürfe und tie Staatshaushalts- Etats müſſen zuerft dem Haufe ber 
Abgeortneten vorgelegt werden. Die legteren (die Budgets) können nad ver 
Amendirung durd das Haus der Abgeorpneten von dem Herrenhaufe nur im Ganzen 
angenommen oder abgelehnt werben. Es befand fih mithin das Herrenhaus in 
feinem Rechte, als e8 zum erften Male am 11. Dftober 1862 das von dem 
Abgeorbneten - Haufe ihm zugefommene und wefentlih ver NRegierungsvorlage 
gegenüber veränderte Budget für 1862 ablehnte; aber es war verfafjungs- 
witrig, daß es gleichzeitig die Regierungsvorlage ohne die Wbänderungen annahm, 
und dieſer Beſchluß konnte folgereht nad der richtigen Interpretation der Ber- 
foffungsurfunde von dem Haufe der Abgeoroneten ald „null und nichtig“ erflärt 
werben, wie dies auch durd den einflimmigen Beſchluß vesfelben am 13. Oftober 
1862 gefhah (5 Mitgliever hatten ſich vorher entfernt). Wenn die beiden Häufer 
des Landtags nicht verfammelt find, können nur in dem ale, wenn bie Aufrecdht« 
erhaltung der äffentlihen Sicherheit, oder die Befeitigung eines ungewöhnlichen 
Nothftandes es dringend erfordert, unter Berantwortlichkeit des gefammten Staats- 
minifteriums, Berorbnungen, welde der Berfaffung nicht zuwiderlaufen, mit 
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Geſetzeskraft erlaffen werben. *) Diefelben find aber den beiven Häufern bes Land⸗ 
tags bei ihrem nädften Zufammentritt fofert zur Genehmigung vorzulegen. — 
Dem Könige, fowie jevem ber beiden Häuſer, fteht das Recht zu, Geſetze vor- 
zuſchlagen; das Haus der Abgeorbneten hat namentlich in den legten Jahren von 
biefem Rechte häufig Gebrauch gemacht. — Geſetzes-Vorlagen, welche durch eine 
der beiden Häufer oder dur den König abgelehnt find, dürfen in derſelben 
Sigungs-Periove nicht wieder vorgelegt werben, d. b. in dem Zeitraume von ber 
Eröffnung einer Seffion bis zu dem auf königlichen Erlaß erfolgten Schluſſe. 

Die erfie Kammer war in den Jahren 1850—54 theild aus gewählten, 
theils aus erblihen und vom Könige auf Rebenszeit ernannten Mitgliedern gebilvet. 
Die Zahl der gewählten befand aus 120, von benen 30 aus ben größeren 
Städten des Landes, durch die Magiftrate gewählt, 9 in ven geſetzlich feftgefegten 
Wahlbezirken durch direkte Wahl von den mit den hödften bireften Steuern be— 
legten Urwählern beftimmt murben. Jeder Gewählte mußte das vierzigfte Lebens— 
jahr vollendet und vor der Wahl mindeftens fünf Jahre lang dem Preußiſchen 
Staatsverbande angehört haben. Als erblihe Mitglieder wurden zugelaffen: vie 
volljährigen Prinzen des föniglihen Haufes, vie Häupter der reihsunmittelbaren 
Familien, fowie terjenigen Familien, welhen durch Tönigliche Verordnung der nad) 
dem Rechte der Erfigeburt und Linealfolge zu vererbende Sit in der erften Kammer 
verliehen wurde. Die Zahl der vom Könige aus befonderem Vertrauen auf Lebens⸗ 
eit ernannten Mitglieder darf inzwifhen nicht ven zehnten Theil der erblidhen 

itgliever überfteigen, und wiederum die erblidhen und vom Könige ernannten 
Mitgliever zufammen genommen dürfen numerifh nit mehr als bie beiden 
Kategorien der gewählten Mitglieder betragen. Reiſekoſten und Diäten wurben 
au nicht den gewählten Mitgliedern gezahlt. Durd das Geſetz vom 7. Mal 
1853 5%) wurde nad mehrjährigen erfolglofen Verſuchen und endlich erreichter Ber- 
einbarung mit beiden Kammern die Verfaſſung dahin abgeändert, daß bie erfte 
Kammer durch Fönigliche Anorbnung gebiltet werben follte, melde jedoch ſpäter 
nur durch ein mit der Zuftimmung beiter Kammern zu erlaffenves Gefeg verändert 
werben barf. Aber alle Mitglieder biefer Kammern follen verfafjungsmäßig erblich 
berechtigt fein oder auf Lebenszeit einberufen werben. Die föniglihe Verordnung 
erfolgte unter tem 12. Dftober 1854 55): als erblid, berechtigt werben anerlannt 
bie volljährigen Prinzen des königlichen Haufes, bei denen jedoch dem Könige noch 
eine befonbere Einberufung vorbehalten bleibt, die Häupter der reihsunmittelbaren 
Häufer, alle Fürften, Grafen und Freiherren, die nad ber VBerortnung vom 3. 
Februar 1847 zur Herren-Kurie tes vereinigten Landtegs gehören, oder welchen 
ber König fpäter das Erbrecht auf Sig und Stimme im Herrenbaufe verliehen 
bat. Das Lebensalter zum Gintritt ift, mit Ausnahme ver königlichen Prinzen, 
auf das vollendete dreißigſte Jahr feftgeftellt. Auf Lebenszeit einberufen werben 
die Inhaber der vier großen Landesämter in der Provinz Preußen (Landhofmeifter, 
Dbermarfhall, Oberburggraf und Kanzler), Männer des befonderen Vertrauens, 
aus deren Mitte Kron- Syndici zur Prüfung und Erledigung rechtlicher An- 
elegenheiten des königlichen Haufes ernannt werben follen, ferner von einzelnen 
erbänden der Grafen und der durch ausgebreiteten Familienbeſitz ausgezeichneten 





*) Diefe Beftimmung des Art. 63 bat der foeben veröffentlichten Prefiordonnang v. 1 Juni 
1863 zum Vorwande gedient. Anm. d. Red. 
54) Rönne, a. a. D., ©. 218—219. 
Rönne, a. a. D, ©. 219—253, 
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Geſchlechter, fowie von Verbänden des alten und befeftigten Grundbefiges präfentirte 
Mitglieder, endlich 6 Repräfentanten der Landes-Univerfitäten (je einer für jebe 
Univerfität) und 29 Repräfentanten aus den Magiftraten der namentlich bezeid- 
neten Städte (Preußen 4, Pommern 2, Brandenkurg 4, Pofen 2, Schlefien 3, 
Sachſen 5, Weftphalen 2 und Rheinprovinz 7). Zur näheren Bezeihnung des 
alten Grundbefiges dienen folhe Nittergüter, welche über 100 Jahre im Befige 
einer und derſelben Yamilie ſich befinden, zum befeftigten Orunbbefige gehören 
ſolche Befigungen, deren Bererbung in der männlichen Linie durch eine beſondere 
Erborbnung (Majorat, Fidei-Kommiß, Seniorat u. f. m.) gefihert ift. “Die 
Bezirke, in welden die Vertreter des alten und befeftigten Grundbeſitzes einen 
aus ihrer Mitte dem Könige zur Beftätigung zu präfentiren haben, find in 
diefer Berorbnung auf 90 feftgefeßt, von denen je 18 auf vie Provinzen Preußen 
und Schiefien, 15 auf Brandenburg, 13 auf Pommern, 10 auf Sadfen, 7 auf 
Pofen, 5 auf die Rheinprovinz und 4 auf Weftphalen fommen. Die Zahl der— 
ſelben erfchien jevoh nah wenigen Jahren zu groß, und ebenfo die Zeitdauer für 
ben alten und befeftigten Grundbefig, da das Präfentationsreht bei der geringen 
Zahl der Wähler (oft nur 2—4) in den einzelnen Bezirfen zu eingeengt war. 
Dies ift durch den Föniglihen Erlaß vom 5. November 1861 56) wefentlid ger 
beffert, indem vie Gefammtzahl der Landſchaftsbezirke von 90 auf 41 herabgeſetzt 
if. Weftphalen und die Rheinprovinz behalten ihre 4 und 5 Bezirke, aber alle 
übrigen Provinzen werden auf je 5 und Schleſien auf 7 vermindert. Mithin 
bereinft*) für die Ritterfchaft Berluft an Stimmen im Herrenhaufe: für Preußen 13, 
Schleſien 11, Brandenburg 10, Pommern 8, Sachſen 5 und Pofen 2. Jedoch 
tritt diefe Verminderung erft fehr allmälig ein, weil die Zahl der im Herrenhaufe 
vorhandenen Bertreter der betreffenden Landſchaftsbezirle erft unter diejenige Zahl 
berabfinten muß, welche für diefe Bezirke überhaupt in der gegenwärtigen Nad- 
weiſung feftgefett find. Die Zeitdauer von 100 Jahren Befigftand für ben 
alten und befeftigten Grunpbefig wurde auf die Hälfte (50 Jahre) verringert, 
und bie Wahl eines künftig für das Herrenhaus zu präfentirenden Rittergutsbefigers 
fol nur dann als gültig vollzogen erachtet werden, wenn an berfelben mindeſtens 
10 zur aktiven Wahl berechtigte Nittergutsbefiger Theil genommen haben. Sind 
in einem Landſchaftsbezirke weniger ald 10 zur aktiven Wahl befähigte Wähler, 
fo wählen viefelben vereinigt mit dem vom Oberpräfidenten zu beftimmenven 
nächſten Landfchaftsbezirte, um das zu präfentirende Mitglied dem Könige aus 
dem doppelten Wahlbezirke zu bezeichnen. Nicht lange vor dieſer in Ausſicht ge 
ftellten Verringerung der Ritterſchafts Stimmen im Herrenhaufe war durch ten 
öniglihen Erlaß vom 29. September 1860 57) das Präfentationsredht ter Stätte 
für das Herrenhans von 29 auf 35 Mitglieder erhöht worden, indem Memel, 
Greifswald, Halberftabt, Minten, Barmen und Bonn das Recht erlangten, ein 
Mitglied ihrer Kommunalbehörbe gleichfalls dem Könige für das Herrenhaus zu 
präfentiren. Der gegenwärtige Beftand des Herrenhaufes ift im April 1863 
245, darunter 60 erblihe Herren, 4 preußiſche Aron-Aemter, 16 Kron Syndici, 
6 Repräfentanten der Univerfitäten, 35 der Städte, 3 der evangelifhen Domftifter 
zu Brandenburg, Merjeburg und Naumburg, 8 ver provinziellen Grafen-Verbände, 





) Rönne, a. a. D., 2. Aufl, S. 231 —244. 

*) Wenn ed nämlich überhaupt denkbar wäre, daß Ddiefes Herrenhaus noch längeren Ber 
fland bat. Anm, d. Red. 

57) Rönne, a. a, D., 2, Aufl, ©. 248. 
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11 der Familien» Berbänve, 76 bes alten und befeftigten Grundbeſitzes und 26 
durch Bertrauen des Königs ermammte Mitgliever. Es befteht inzwiſchen ein 
ſtaatsrechtlicher Konflikt, ob verfaffungsmäßig in den genannten föniglihen Berorb- 
nungen bie Repräfentanten des alten und befeftigten Grunbbefiges, der Univerfitäten 
und der Städte zu Mitgliedern des Herrenhaufes ernannt werben konnten, ba fie 
weder mit erbliher Berechtigung ncd auf Lebenszeit berufen find, infofern ihre 
Stellung im Herrenhaufe aufhört, einerfeits wenn fie ihre Güter verlaufen ober 
abtreten, anderſeits wenn fie ihre Profeffuren aufgeben, oder die in ver Regel 
nur auf Zeit von 6—12 Jahren anvertrauten Rommunal-Aemter verlaffen. Bei— 
nahe die Hälfte der Mitglieder des Herrenhaufes, nämlih 117 auf 245, ber 
finden ſich in diefem Fall. . 

Die zweite Kammer oder dad Haus der Abgeordneten befteht aus 352 
Mitgliedern, nachdem durch Geſetz vom 30. April 1851 für die beiden einver« 
feibten Fürſtenthümer Hohenzollern noch 2 hinzugefügt wurden. Die Wahlbezirke 
fönnen aus einem oder mehreren landräthlichen Kreifen oder aus einer der größeren 
Städte mit und ohne Verbindung mit den benadbarten landräthlichen Kreifen 
gebildet werben; Berlin macht für fi allein 4 Wahlbezirfe aus. Sie find durd 
das Geſetz vom 27. Januar 1860 58) in Uebereinftimmung mit den beiden Häufern, 
zugleih mit den Wahlorten oder der in den einzelnen Bezirken zu wählenben 
Anzahl ver Abgeordneten feftgeftellt, weil die Erfahrung der Jahre vor 1860 
gelehrt hatte, daß tendenziöfe Zufammenlegung der Kreife oder Zerfplitterung ber- 
jelben, oder ein häufiger Wechſel der Wahlorte ftattgefunden hatte. Den gegen- 


wärtigen Zuftand überfieht man am leichteften, wie folgt: 
Provinzen Zabl d. Abg. Wablbezirfe davon f. 3 Abg. f.2 Ag, f. 1Abg. 
28 2 22 


1. Preußen 54 4 
2. Brandenburg 45 22 4 15 3 
3. Bommern 26 13 2 y 2 
4. Schleſien 66 30 7 21 2 
5. Pofen 29 13 4 8 1 
6. Sachſen 38 21 — 17 4 
7. Weſiphalen 31 16 2 11 3 
8. Rheinprovinz 62 32 5 19 8 
9. Hohenzollern 2 1 — 1 — 

Summa 352 176 26 123 27 


Das aktive Wahlrecht als Urwähler befigt jever Preuße, welcher das fünf- 
undzwanzigfte Jahr vollendet hat, in berjenigen Gemeinde, in welder er feinen 
Wohnfig und die Befähigung zu den Gemeinde-Wahlen hat. Wer in mehreren 
Gemeinden an den Gemeinde» Wahlen Theil zu nehmen berechtigt ift, darf dies 
Recht ald Urwähler nur in einer Gemeinde ausüben. Gegenwärtig befteht aber 
noch ein ausgedehnteres Recht der Urwähler nach der Wahl-Verorbnung vom 30. Mai 
1849, 9) indem jeder felbftändige Preuße jhen nah dem vollendeten vierund« 
zwanzigften Lebensjahre, wenn er fih in dem Bolbefig ter bürgerlichen Rechte 
befindet und nidt aus äffentlihen Mitteln Armen-Unterftügung erhält, nad fechs- 
monatlihem Aufenthalt in feiner Gemeinte ſtimmberechtigter Urmähler iſt. — Auf 
jeve Volfszahl von 250 Seelen der Bevölkerung ift ein Wahlmann zu wählen, 
fo daß durchſchnittlich auf 45,000 bis 60,000 Seelen ein Abgeorbneter kömmt, 





Rönne, a. a. u: ©. 249-270. 
) Rönne, aa D, 6. 51—76, 


334 Prenfen. 


wie denn die Wahlbezirke für einen Abgeorbneten dieſe Seelenzahl und mithin 
180 bis 240 Wahlmänner befigen. Dagegen haben vie Wahlbezirke für zwei 
Abgeorbnete zur gemeinfhaftliden Wahl 90,000 bis 120,000 Seelen und 360 
bis 480 Wahlmänner, fowie die Wahlbezirfe für drei Abgeorbnete 135,000 bis 
180,000 Seelen und 540 bis 720 Wahlmänner. Die Urmähler werben nad 
Maaßgabe der von ihnen zu entridhtenden direkten Stantd- Steuern (Klaſſen-, 
Eintommen-, Gewerbe, Grundfteuer) in drei Abtheilungen getheilt, unb zwar in 
der Art, daß auf jede Abtheilung ein Drittheil der Gefammtjumme der Stener- 
beträge aller Urwähler fällt. Die Gefammtfjumme wird berechnet a) gemeinbeweife, 
falls die Gemeinde einen Urwahlbezirt für ſich bilvet, b) bezirksweiſe, falls 
der Urwahlbezirt aus mehreren Gemeinden zufammengefegt ift; das letztere tritt 
ein, wenn die Gemeinde weniger ala 750 Seelen zählt, während Gemeinden von 
mehr ala 1750 Seelen in mehrere Urwahlbezirke veriheilt werben, fo daß jeber 
1500 bis 1749 Seelen zählt. In Städten, in welden ftatt der Klaffen - Steuer 
die Mahl- und Schlaht-Steuer erhoben wird, tritt in die Stelle der erfteren bie 
birefte Kommunal» Steuer zur Berehnung ein. Die erfte Abtheilung befteht aus 
denjenigen Urwählern, auf melde die höchſten Steuerbeträge bis zum Belaufe 
eines Drittheils der Gefammtfteuer fallen; ebenfo umfaffen die zweite und dritte 
Abtheilung die Steuerzahlenden des zweiten und britten Drittheils, jo daß bie 
erfte Abtheilung aus fehr wenigen Urwählern befteht, die zweite vrei= bis zehnmal 
mehr Urmwähler und die dritte breißigmal und darüber mehr Urwähler als die 
erfte haben kann. Jede Abtheilung wählt befonders und zwar ein Drittheil ber 
für diefen Urwahlbezirt zu wählenden Wahlmänner aus der Zahl feiner ftimm- 
berechtigten Urwähler, jedoch ohne Rüdfiht auf die Abtheilungen. Die Wahl- 
männer wählen an den durd das oben angeführte Gefeg vom 27. Ian. 1860 
beftimmten Wahlorten in dem durch den Minifter des Innern feftzufegenven 
Wahltermin die Abgeorpneten. Das in der Verfaffungsurfunde für die Ausführung 
der Wahlen in Ausficht geftellte Wahlgefeg ift bis jegt noch nicht vereinbart. Zum 
Mitglied des Haufes der Abgeordneten befitt jever Preuße, ohne NRüdfiht auf 
feinen Wohnfig, das paffive Wahlreht, wenn er das dreißigfte Lebensjahr zurüd- 
gelegt bat, fi in dem Bollbefige der bürgerlichen Rechte befindet und bereits brei 
Jahre dem Preußifhen Staatsverbande angehört hat. 69%) Die Legislatur-Periode 
des Haufe der Abgeorbneten ift auf drei Jahre feftgeftellt, nad deren Ablauf 
dasſelbe wieder neu zu erwählen ift, ebenfo nad dem Akte ver Auflöfung, wofür 
oben bereit bei den Rechten der Königs der innezuhaltende Zeitraum angeführt 
ift. In beiden Fällen find die bisherigen Mitgliever wieder wählbar. 

Die beiden Häufer des Landtags werben regelmäßig in dem Zeitraum von 
dem Anfange des November bis zur Mitte des folgenden Januar jährlid, und 
außerdem fo oft es bie Umftände erheifhen, nad Berlin einberufen. Der größere 
Spielraum für die Zeit der Einberufung ift erft dur das Gefeg vom 18. Mai 
1857 eingeräumt, da bis dahin der Zeitpunkt des Anfangs der ordentlihen jähr« 
lihen Seffion des Landtags auf den November bejhränft war. Seit diefer Zeit 
ift in den Jahren 1858—63 ſtets der äußerſte Zeitpunft für die Einberufung 
‚von der Regierung wahrgenommen, nämlih die Tage vom 9. bis zum 15. Januar. 
Seit der Sanktionirung der revivirten Verfaffung vom 31. Januar 1850 ift 
einmal eine Auflöfung des Haufes der Abgeorbneten am 11. März 1862 und 


0) Bis ie gilt aber für die Wählbarfeit nach der Wahlordnung vom 30. Mai 1849 noch 
die Regel, dap nur ein Jahr Staatsangehörigkeit zur Wahl eines Abgeordneten erfordert wird. 
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eine Bertagumg von Seiten der Regierung auf 4 Wochen nad dem Bertrage von 
Ollmütz im December 1850 erfolgt. Die Eröffnung der Seffion nad der Auf- 
löfung im Jahre 1862 gefhah für das neu gewählte Abgeorbneten-Haus am 19. 
Mai 1862 innerhalb des verfaffungsmäßigen Zeitraums. — Die Eröffnung und 
Schließung beiter Häufer erfolgt durd den König in Perfon, orer durch einen 
von ihm beauftragten Minifter (bi jest Minifter-Präfidenten) in einer vereinigten 
Berfammlung beider Häufer, welche ftets gleichzeitig einzuberufen, zu eröffnen, 
zu vertagen umd zu fchließen find; wirb das Haus ber Abgeorbneten aufgelöst, fo 
ift dadurch zugleid die Vertagung des Herrenhaufes bedingt. Jedes Haus prüft 
die Legitimation feiner Mitglieder, das Haus der Abgeordneten entſcheidet end- 
gültig über die Richtigkeit der Wahl, das Herrenhaus kann in Folge feiner Zu- 
fammenfegung nur die Dofumente über vie Erbberehtigung und die richtige 
Beobachtung der formen bei der Präfentation feiner Prüfung unterziehen, bevor 
die neuen Mitgliever in feine Matrifel eingetragen werben. Ebenſo regelt jedes 
Haus für fi feinen Gefhäftsgang und feine Difciplin durch eine von ihm feft- 
geftellte Geſchäftsordnung; es wählt ſelbſt feine Präfiventen, Bice-Präfidenten und 
Schriftführer. Die Mitglieder beider Häufer bebürfen, wenn fie Beamte find, 
feines. Urlaubs zum Eintritt in die Kammern und zur Theilnahme an den jähr- 
lihen Verhandlungen; jelbftverftändlid kann Niemand Mitglied beider Häufer fein. 
Jedes Mitglied im Abgeorbneten-Hanfe, welches ein mit Beſoldung verfnüpftes 
Staatdamt annimmt, oder im Staatsdienfte zu einer Stellung beförbert wird, 
mit welder ein höherer Rang over ein höheres Gehalt verbunden ift, verliert 
einen Sig im Haufe, und fann nur durch eine neue Wahl wieder in biefelbe 
Stelle gelangen. — Die Sigungen beider Häufer find öffentlih, fte treten nur 
auf den Antrag ihres Präfiventen oder von 10 Mitgliedern zu einer geheimen 
Sigung zufammen, in welder jedoch zunächſt über die fernere geheime Verhandlung 
derfelben Angelegenheit Beihluß zu faſſen ift. Die Beihlußfähigfeit des Abgeordneten⸗ 
Haufes ift erft erreicht, wenn die Majorität der verfaffungsmäßigen Anzahl feiner 
Mitglieder anweſend ift (alſo mindeftens 173 Mitgl.), für das Herrenhaus. ift 
durch das Geſetz vom 30. Mai 1855 6) die Beichlußfähigkeit auf 60 an- 
wefende Mitglieder (mithin nur 1/, der gegenwärtigen Anzahl) feftgeftellt; aber 
beide Häufer faflen ihre Beihlüffe nad abfoluter Stimmen-Majorität der an- 
weienden Mitglieder, vorbehaltlih der durch die Gefhäftsorbnung für Wahlen 
(3. B. der Schriftführer) zu beftimmenden Ausnahmen, — Die Mitglieder des 
Abgeordneten-Haujes erhalten aus Staatsfonds Reifeloften und Diäten nad Maaf- 
gabe des Geſetzes; ein Verzicht hierauf ift unftatthaft. — Jedes der beiden Häufer 
bat für fi das Recht, Adreſſen an den König zu richten, ebenfo kann jedes 
Haus Me an dasfelbe gerichteten Petitionen und Schriften an die Minifter zur 
Derüdfihtigung oder Abhülfe überweifen, und von den Miniftern Auskunft über 
einzelne Beſchwerden verlangen; es dürfen jedoch diefe Petitionen und Beſchwerden 
nit von den Bittftelern in Perfon den Häufern überbradht werben. Endlich 
befigt jedes Haus die Befugniß, zu feiner Information Kommiffionen oder Aus- 
ſchüſſe zur Unterfuhung der Thatfahen und der betreffenden Berhältniffe zu er- 
nennen, Die Mitglieder beider Häufer find ald Vertreter des gefammten Voltes 
zu betrachten, fie geben ihre Stimme nad freier Ueberzeugung ab und find weder 
an Aufträge noch Inftruftionen ihrer Wähler gebunden. Sie können niemals für 
ihre Abftimmung, für ihre in den Kammer-Berhandlungen ausgeſprochenen Anfichten 
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außerhalb derſelben zur Rechenſchaft gezogen werden und ſind nur auf Grund der 
Geſchaͤftsorduung innerhalb der Kammern der Diſciplin der gewählten Präſidenten 
bei ihren Aeußerungen unterworfen. Während der Sitzungs-Periode darf kein 
Mitglied ohne Genehmigung feines Haufes wegen einer mit Strafe bebrohten 
Handlung zur Unterfuhung gezogen oder verhaftet werben, außer wenn basjelbe 
bei der Ausübung ver That oder im Laufe des nächſtfolgenden Tages nad ber- 
felben ergriffen wird; eine gleihe Genehmigung der betreffenden Häufer ift auch 
für die Verhaftung eines Mitgliedes wegen Schulven erforberlid. Ift das GStraf- 
verfahren gegen ein Mitglied bereits eingeleitet, oder befindet ſich dasſelbe im 
Unterfuhungs- oder Eivilhaft, fo muß beides für die Dauer der Gigungs- 
Periode aufgehoben werden, fobald das betreffende Haus es verlangt. 

Im fehsten Titel der Berfafjung wird in zwölf Artifein das Berhältniß ber 
rihterliden Gewalt geordnet. Alle Richter werben vom Könige ober in 
deſſen Namen auf ihre Lebenszeit ernannt; fie können nur durch Richterfprud 
aus Gründen, welche die Geſetze vorgefehen haben, ihres Amtes entſetzt oder 
zeitweife enthoben werden, worüber das Gefeg vom 7. Mai 1851 die näheren 
Beftimmungen angibt. Die richterlihe Gewalt wird im Namen des Königs durch 
unabhängige keiner andern Auftorität als der des Gejeges unterworfene Gerichte 
ausgeübt, und ihre Urtheile im Namen des Königs ausgefertigt und vollftredt. 
Eine neue Organifation der Gerichte ward, nad Aufhebung der Batrimonialgerichte 
und bes erimirten Gerichtöftandes, durch die Verorbnung vom 2. Januar 1849 
durchgeführt, welcher die beiden Kammern nachträglich ibre Zuftimmung ertheilten 
und fie dur das Geſetz vom 26. April 1851 erweiterten. 62) Die Berfegungen 
der Richter find geftattet, infofern fie durch Veränderungen in der Organifation 
ber Gerichte oder ihrer Bezirfe nöthig werden. Zum Ridhteramte können nur 
gefeglich geprüfte und als dazu befähigt erfannte Berfonen berufen werben. Ger 
richte für befondere Klaffen von Rechtsfällen, namentlich Handels: und Gemerbe- 
Gerichte, find gefeglih an den Orten zu errihten, wo das Bedürfniß ſolche er- 
fordert. Das Gefeg vom 9. Februar 1849 enthält nähere Beftimmungen über 
die Organifation und Kompetenz folder Gerichte, über das Verfahren bei dem 
jelben, über die Ernennung ihrer Mitgliever, die beſonderen Berhältniffe ber 
technifhen Beifiger und die Dauer ihres Amtes. Die Verhandlungen der erfennen- 
den Gerichte in Eivil- und Kriminalfahen find öffentlich, jedoch kann die Deffent- 
lichkeit durch einen Beſchluß des Gerichts für den einzelnen Fall ausgefchloffen 
werben, wenn fie ber Ordnung ober den guten Sitten gefährlich erfcheint; im 
anderen Fällen kann die Deffentlichleit nur durch Gefege befchränft werben. Bet 
Berbrehen erfolgt die Entſcheidung über die Schuld des Angeklagten durch Ge— 
ſchworne, infoweit nidt Ausnahmen durh ein mit Zuftimmung der Kammern 
erlaffenes Geſetz feftgeftellt werben; vie politifchen Verbrechen und alle Preßvergehen 
wurden der Kognition der Gefchwornen «Gerichte durch das Gefeg vom 21. Mai 
1852 6) entzogen, indem ein befonverer Gerichtshof (nad dem Geſetz vom 25. 
April 1853 ift dazu das Kammergericht in Berlin beftimmt) für das Verbrechen 
des Hochverraths und die gröberen Verbrechen gegen die innere und äußere Sicher 
heit des Staates beftellt, und die Aburtheilung ver Preßvergehen den gemöhn- 
lien Gerichten überlafien wurde. Die Kompetenz der Gerichte und Verwaltungs- 
behörven iſt am fi durch fpecielle Gefege geregelt; über Kompetenz» Konflikte 
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zwifchen venfelben entjcheidet ein befonterer Gerichtshof, welcher durch das Geſetz 
vom 8. April 1847 6%) aus höheren Richtern und Berwaltungsbeamten gebildet 
ift (5 Richter und 6 Verwb.). Mancherlei Uebergriffe find viefem Gerichtshofe zu 
Gunſten der Berwaltungsbehörven von der öffentlihen Meinung entſchieden vor«- 
geworfen worden, und haben zu wiederholten Malen aus der Mitte des Abgeorb- 
neten-Haufes Vorlagen hervorgerufen, weldhe mit der Einengung des Gefchäfts- 
umfanges dieſes Gerihtshofes die Entfcheidung für den richterlihen Ausfprudy ber 
orbentlihen Gerichte wieder herzuftellen anftrebten; doch haben dieſelben bis jegt 
nicht die Zuftimmung aller drei gefeggebenden Faktoren erlangt. Auch das Geſetz 
vom 13. Februar 1854 über die Konflikte bei gerichtlichen Berfolgungen wegen 
Amts» und Dienftleiftungen ift ungenügend. Denn die Bedingungen, unter welden 
Öffentlihe Beamte des Militär- und Civilftandes wegen Ueberfchreitung ihrer 
Amtsbefugniffe gerichtlich in Anfprud genommen werben können, find in zu engen 
Schranten gehalten, und der Einfluß ver vorgefegten Dienftbehörbe ſchützt den 
anzuflagenden Beamten zu ſtark gegen die Hilfe des unbefangenen richterlichen 
Urtheils. 

Der ſiebente Titel der Verfaſſung beſteht nur aus einem einzigen Artikel 
über das Verhältniß aller nicht zum Richterſtande gehörigen Staatsbeamten. Es 
ſoll verfaſſungsmäßig durch ein Geſetz geregelt werden, welches, ohne die Regierung 
in der Wahl der ausführenden Organe zweckwidrig zu beſchränken, den Staats: 
beamten gegen willführlihde Entziehung von Amt und Eintommen einen angemef- 
jenen Schu gewährt. Das Disciplinar-Gefeg vom 21. Juli 1858 überläßt bie 
Minifter mit Portefenille, die Ober-Präfidenten und Präfidenten der Regierungen, 
Unter-Staatsfetretäre, Staatsanwalte und Landräthe, als politifche Beamte, zur 
freien Verfügung über ihre amtlihe Wirkfamkeit, indem diefelben ohne Unterfuhung 
zur Difpofition geftelt, d. h. aus ihrem Amte entfernt werben können. Bei ven 
übrigen Beamten kann zwar Berfegung in eine andere Stelle oder Penflonirung 
von den betreffenden vorgefegten Behörven ausgeführt werden, aber für Dienft- 
vergehen und jede Art der Beftrafung bis zur Entziehung des Amtes (abgefehen 
von den Straffällen für die Kriminal-Rechtspflege) befteht ein dreifacher Inftanzen- 
zug von der Entjheidung der vorgejegten Bezirf!- Berwaltungsbehörden an ben 
Disciplinargerichtshof und mit letter Berufung an das gefanımte Staatsminifterium. 

Im achten Titel der Verfaffung find in fechs Artileln die finanziellen 
Berhältniffe des Staates behandelt. Alle Einnahmen und Ausgaben des 
Staates müſſen für jedes Jahr im Voraus veranfchlagt und auf den Staats- 
haus halts · Etat oder Jahres-Burget gebracht werben, weldes jährlich durch Verein⸗ 
barung mit beiden Häufern des Landtags als Geſetz feitgeftellt wird. Dies ift 
feit 1850 bis 1862 alljährlich verfafjungsmäßig geſchehen, jedoch in ber Regel 
erft im Mai bis Juli des laufenden Jahres, weil vie Vorlage des Etat von 
Seiten der Regierung erft im November des vorhergehenden Jahres, und feit der 
fpäteren Einberufung des Landtags mit dem Januar 1858 erft im Januar des 
laufenden Jahres dargeboten wurde. Da das Preußifhe Finanzjahr vom 1. Januar 
bis 31. December läuft und die Budget -Berathungen beider Häufer regelmäßig 
vier Monate erfordern, fo war vie natürliche Folge davon, daß die königliche 
Genehmigung vor dem fünften Monate des Etat-Jahres nicht zu erwarten ftand. 
Diefem verfafjungswidrigen Mißverhältniffe follte im Jahre 1862 nad ber Auf 
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löfung des Abgeorbneten-Haufes dadurch abgeholfen werben, daß dem neugewählten 
Abgeorbneten-Haufe Bubgets-Entwürfe für zwei Jahre 1862 und 1863 dargeboten 
wurden, Beide famen aud im Abgeorbneten- Haufe zur Berathung, aber das 
Budget für 1862 wurde am 11. Oftober vom Herrenhaufe abgelehnt, und dar 
dur gelangte das für 1863 nicht einmal im Abgeorbneten-Haufe zum Abſchluß und 
es entftand ein bubgetlofer Zuftand für das Jahr 1862. In diefem Jahre ift abermals 
im Januar das Budget für 1863 vorgelegt und jegt (8. Mai) im Abgeorbneten- 
Haufe faft vollſtändig durchberathen; es ift überdies bei ber Eröffnung ber 
Seifion aud noch das Budget für 1864 in Ausſicht geftellt. Allein der weitere 
Berlauf des eingetretenen Berfaffungsfampfs (j. oben S. 287, 288) läßt ſich nicht 
berechnen. 

Steuern und Abgaben für vie Staatsfaffe dürfen nur erhoben werben, foweit 
fie in das Budget aufgenommen, ober durch befondere Finanzgeſetze angeorbnet find; 
in Betreff der Steuern dürfen Bevorzugungen Einzelner nit eingeführt werben, 
mit der oben näher erörterten Ausnahme für die königlichen Prinzen und die vormals 
reichsunmittelbaren Familien. Gebühren können nur auf Grund anerfannter Ge— 
fege von Staatd- oder Kommunal-Beamten erhoben werben. Staatsanleihen oder 
Staatsgarantien mit Belaftung der Staatsfonds fünnen nur in Folge von Ge- 
feßen eingegangen werben, welde mithin tie Genehmigung beider Häufer des 
Landtags erlangt haben müſſen. Zu Etats-Ueberſchreitungen ift die nachträgliche 
Genehmigung des Landtags erforderlich; dieſe erfolgte bis 1862 in der Regel erft 
bei der Dedargirung der allgemeinen Staatsrehnung, woraus eine Verzögerung 
von zwei bis drei Jahren entftand. Bon dieſem Jahre ab wird die Regierung 
ſtets eine befondere Vorlage über die Etats-Ueberfchreitungen des vorangegangenen 
Jahres, gleih nah Abſchluß aller Rechnungen, beim Landtage zur Genehmigung 
der Reviſion durd die Ober- Rehnungsfammer einbringen, wie dies für 1861 
bereits im April 1863 gefchehen ift. Alle Rehnungen für den Staatshaushalts-Etat 
werden im Detail von der Ober-Rehnungsfammer geprüft und feftgeftellt, worauf 
die allgemeine Staatsrehnung für ein Bupdget-Jahr, mit Einfhluß der für bie 
Staatsfhulden verwandten Zinjen und Amortifations: Summen, in Begleitung der 
Bemerkungen der Dber-Rehnungsfammer, dem Landtage zur Entlaftung ber 
Staatsregierung vorgelegt wird. Dies findet in der gegenwärtigen Seffien mit 
den Rechnungen für 1859 und 1860 ftatt, welche zwar ſchon 1862 eingereicht, 
aber wegen des zu frühen Schluſſes der Yandtags-Arbeiten nicht dechargirt worben 
find. Das in Ausſicht geftellte neue Gefeß über erweiterte Befugniffe der Ober-Red- 
nungsfammer wurde zwar von der Regierung in der erften Seſſion des Jahres 
1862 dem Landtage vorgelegt, ftieß aber im Abgeorbneten-Haufe fhon bei 
der Kommiffions-Berathung auf jo weſentliche Abänderungs-Vorſchläge, daß es 
vom ER dem neu gewählten Abgeorbnneten- Haufe nicht wieter vor« 
gelegt iſt. 

Der legte Titel der Berfaflung follte die Grundzüge der Gemeinde-, Kreis», 
Bezirks» und Provinzial-VBerbände enthalten, begnügte ſich aber ven weiteren 
Ausbau der nahfolgenden Gefeßgebung anbeim zu ftellen. Es kam aud fehr bald 
eine auf liberalen Orundfägen feftgeftellte Gemeinde-Orbnung vom 11. März 1850 
zur Vereinbarung, fowie gleichzeitig eine für alle Provinzen gemeinſchaftliche 
Kreis», Bezirks» und Provinzial-Drdnung, in Begleitung eines Gefeges von dem- 
felben Tage über die Polizei-Berwaltung in den einzelnen Gemeinden. Ihre Ein- 
führung blieb jedoch ſehr partiell und wurde von ber immer mächtiger fich erhebenden 
Reaktion überall behindert, bis das Minifterium Manteufjel-Weftphalen das Geſetz 
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vom 24. Mai 1853 85) in beiden Kammern durchſetzte, beide Ordnungen vom 
11. Mär; 1850 wieder aufhob, die früheren vor der Berfafjung beftehenven 
Geſetze über die Lanpgemeinde- VBerfafjungen und Städte- Drbnungen, foweit fie 
mit den Beftimmungen ber Berfafjung vom 31. Januar 1850 nit im Wider- 
ſpruche ftehen, wiederum in Kraft feste, und für die Zukunft Special» Gefege 
für die einzelnen Provinzen, Städte-Ordnungen für die ſechs öftlihen Provinzen 
und Weftphalen, eine Yandgemeinde- Ordnung für Weftphalen und eine allgemeine 
Gemeinde» Ordnung für die Rheinprovinz verhieß. Damit waren die früheren 
Provinzialftände und Kreisftände wieder vollftändig reaftivirt, eine Städte Ordnung 
folgte für die ſechs öftlihen Provinzen am 30. Mai 1853, eine befondere für 
die Städte in Neu-Borpommern und Rügen (Regbez. Stralfund) am 31. Mai 1853, 
eine Städte-Ordnung für Weftphalen am 19. März 1856, für die Rheinprovinz - 
am 15. Mai 1856, zugleidh mit einer Gemeinde-Berfafjung von demſelben Tage, 
endlih das Gefek vom 14. April 1856 über die Landgemeinde» Berfaffungen in 
ben 6 öftlihen Provinzen. Das allgemeine Verlangen nad einer gemeinſchaftlichen 
Kreisorbnung, befonders in Bezug auf eine angemeffenere Vertretung der Städte 
und fleinen Örundbefiger mit Beſchränkung ver Biril-Stimmen ver Rittergutsbefiger, 
blieb Jahre lang von der Staatsregierung unberüdfichtigt. Erft 1861 bradte das 
Minifterium Schwerin» Batow einen entjprehenden Entwurf einer neuen Kreis- 
ordnung, der jedoch nicht zur Bereinbarung mit dem Herrenhaufe gelangte; ebenfo 
wenig gejhah dies im Jahre 1862, als die Kreisorbnung zuerft dem Herrenhaufe 
vorgelegt wurde, und dieſelbe Ausfiht des Mißlingens fteht aud der neueften 
Bearbeitung der Kreisorpnung bevor, melde aus der Mitte des Abgeorbneten- 
Haufes hervorgegangen ift (März bis Mai 1863). 

Als allgemeine Beftimmungen find der Berfaffungsurfunde noch ſechs Artikel 
hinzugefügt, in welden vie ftaatsrehtlihe Wirkfamteit und das Verhältniß der 
einzelnen Zweige der Staatöverwaltung zur- Berfafiung ausgefproden ift. Geſetze 
und Berorbnungen find nur verbindlih, wenn fie in der gejeglid vorgefchriebenen 
Form-befannt gemacht find. Die Prüfung der Redtsgültigfeit gehörig verkündeter 
fönigliher Berorbnungen fteht nicht den Behörden, fondern nur den beiden 
Häufern des Landtags zu. Verfafiungs-Abänderungen können nur auf dem orbent- 
lihen Wege der Gefeggebung zu Stande fommen, wenn für folde Vorſchläge in 
jevem Haufe während einer und verjelben Seffion bie gewöhnliche abfolute Stimmen- 
Majorität bei zwei Abftimmungen erreiht wird, zwijhen welden minbeftens ein 
Zeitraum von 21 Tagen liegen muß. Doch find ſchon zehn Abänderungen ber 
Berfafjung in den Jahren 1852—57 erfolgt. Alle Stantsbeamten und Mitglieder 
des Landtags haben bei dem erften Eintritt in ihre Funktion dem Könige den Eid 
der Treue und des Gehorfams zu leiften, fowie die gemiffenhafte Beobachtung 
der Verfaffung zu beihwören; bei dem Regierungswechſel erfolgt in gleicher Weife 
bie-Erneuerung des Eids der Treue und des Gehorfams gegen den neuen König. 
(sine Bereivigung des Heeres auf die Verfafjung findet nicht ftatt. Die beftehenden 
Steuern und Abgaben werben forterhoben, und alle Beftimmungen der vorhande- 
nen Gefege und einig bleiben fo lange unverändert in Kraft, bis fie durch 
ein Geſetz aufgehoben oder mobificirt werden. — 

IV. Ötantöverwaltung. An der Spige der gefammten Staats- 
verwaltung fteht das Staatsminifterium, gegenwärtig gebildet aus adıt 
Fahminiftern. Den Borfig in demfelben führt der Minifter-Präfivent, der über 
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dies noch ein befonderes Fachminiſterium verwalten fann, wie gegenwärtig das 
Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten, und ebenfo in den I. 185058, 
während der Fürft zu Hohenzollern » Sigmaringen 1858—62 Präfident ohne ein 
befonders Portefeuille war. Für wichtige Angelegenheiten werden Konferenzen ober 
Minifter-Konfeils gehalten, bisweilen unter dem Borfige des Königs felbft, in 
der Regel in Anweſenheit des Kronprinzen. Zwei vortragende Räthe find in dem- 
felben mit den Vorarbeiten und der Erpebition ber Geſchäfte beauftragt. Unter 
demfelben fteht der Disciplinarhof für nicht richterlide Beamte, die Verwaltung 
der Staatsardhive, die Gentralftelle für Preß- Angelegenheiten und die Rebaftion 
der Gefepfammlung. — Neben demfelben erfcheinen als Centralbehörden: 1) Der 
Staatsrath, früher (1817—48) als höchſte berathende Behörde für Geſetz- 
gebung, 1848—54 aufer aller Thätigfeit, am 4. Juli 1854 wieder ergänzt und 
eröffnet, jedoch bis jett in feiner regelmäßigen Funktion und feit 1859 niemals 
zufammen berufen; er iſt gebildet aus fämmtlihen Miniftern, ven Chefs‘ ver 
Centralbehörten und 36—50 auf Lebenszeit aus befonderem Bertrauen des Könige 
ernannten Mitglievern. Der Gerichtshof zur Entſcheidung der Kompetenz-Konflitte 
befteht nur aus Mitgliedern des Staatsraths (5 jurift., 4 Verwaltungs -Beamte) 
unter dem Vorſitze des Präfidenten des Staatsraths, in der Regel des Minifter- 
Präfidenten. 2) Die Ober- Rehnungstammer in Potsdam, gebildet aus 1 Präfl- 
denten, 2 Direktoren, 12 Räthen und 24—30 Reviforen. 3) Die Verwaltung 
des Etaatsfhates mit 2 Chefs (Minifter - Bräfivent und Fyinanz- Minifter) und 
einem vortragenden Rathe. — Der Minifter des föniglihen Haufes, welder nicht 
dem Staatsminifterium angehört und feine Berantwortlichkeit für Staatsafte hat, 
leitet die Verwaltung der Krongüter, des Aronfidei- Kommifles, des Heroldamtes, 
des Hausarchivs; er dient zugleich mit tem Geheimen Kabinet des Königs für alle 
Onadenfahen und Ausführung der königlichen Befehle außerhalb der eigentlichen 
Regierungshandlungen. Sie ftehen wie das Militär-Rabinet zur ausſchließlichen 
Ba des Königs, 

ie Fachminiſterien find die gewöhnlichen und faft in gleihmäßtger Berthei- 
lung der Geſchäfte, wie in den übrigen großen Staaten, wo genaue Fachvertheilung 
eingeführt ift, nur iſt der Kriegsminifter zugleid Marineminifter, und nicht alle 
Minifter haben einen Unterftaatsfetretär zu ihrem Stellvertreter (Finanz⸗, Handels-, 
Landwirthſchaft- und Kriegsmin. find ohne Staatsſekretäre). Jedes Minifterium 
zerfällt in 2 bis 5 Abtheilungen für die befonderen Departements, und jede Ab- 
theilung bat einen Direktor und 3 bis 9 vortragende Käthe nah dem Umfange 
ber Geſchäfte. 

1) Das Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten leitet 
den biplomatifhen Verkehr mit 29 Preußiihen Geſandiſchaften und Minifter- 
Refiventuren. Zwei Geſandte find Dec. 1862 zu der höheren diplomatiſchen Charge 
ber Botſchafter erhoben (in London und Paris), wie au Frankreich und Grofß- 
britannien ihrerfeits Botfhafter in Berlin ernannt haben. Alle fouveränen Staaten 
in Europa haben Preußifhe Vertreter; mehrere Gefandte in Mittelftaaten find 
zugleih mit den biplomatifhen Geſchäften in den benachbarten Meineren Staaten 
beauftragt, wie ber in Heffen-Kaffel für Lippe und Waldeck, der in Heffen-Darmftadt 
für Nafjau, der in Hamburg für die beiden Großherzogthümer Medienburg, Bremen 
und Lübeck, der in Hannover für Braunfhweig und Oldenburg, der in Weimar 
für die Übrigen Thüringifhen Staaten. Außerhalb Europa’s ift ein Gefandter in 
den Norbameritanifhen Freiftaaten und zwei Minifter-Refidenten find in Brafilien 
und Meriko angeftellt. Eilf General-Ronfulate find in Alexandria, Bukareſt, für 
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Chili, China, in Hamburg, Kopenhagen, London, New⸗NYork, für die La⸗Plata⸗ 
Staaten, in Smyrna und Warſchau errichtet. Befondere mit Preußifchen Staatd- 
beamten befegte Konfulate beftehen nod in Belgrad, Beyrut, für Bosnien, Galat, 
für Japan, in Jaſſy, Ierufalem und Trapezunt. Außerdem find in allen größeren 
Handelsplägen Europa's und in ben widhtigften der übrigen Erdtheile, mir welchen 
Preußen im regeren Handelsverkehr fteht, Mitglieder des dort angefeflenen Handels- 
flandes mit der Wahrnehmung der Konfulargefchäfte als Konfuln oder Vice— 
Konfuln betraut, find indeß in ihrem Einfommen nur auf bie gefeglich beftimmten 
Gebühren bei dem Verkehr angemiefen. Ueber die rechtlichen Befugniffe der Konfuln 
ift in der gegenwärtigen Seffion bes Landtags ein Gefegentwurf von beiden Häufern 
angenommen. Edenſo georpnet find die biplomatiihen Verhältniſſe ber aus— 
wärtigen Staaten in Berlin und bie Konfular- Beziehungen in den bebeutenderen 
See- und Landhandelsftärten Preußens. Die Gefhäftsführung innerhalb des 
Minifteriums zerfällt in zwei Abtheilungen, vie gegenwärtig feine Direktoren haben 
und mit neun vortragenden Räthen für allgemeine auswärtige Politif und für 
bie Deutſchen Angelegenheiten ihre Arbeiten vertheilt haben. 

2) Das Minifterium der inneren Angelegenheiten leitet gemein 
fhaftlih mit dem Finanzmin., dem Handelsmin. und dem Kultusmin. die Ver— 
waltung der 25 Regierungen, wie bie oberfter Apminiftrativ - Behörden der 26 
Regierungsbezirfe genannt werben, in allen Polizei-, Bau-, Straßen, Domänen», 
Forſt⸗, direften Steuer-, äußern firhlihen und Schulfahen. Das Bolizei-Präft- 
bium in Berlin ift von der Regierung in Potsdam ausgefhloffen und fteht 
unmittelbar unter dem Minifterium des Innern, indem es für die Bevölkerung 
von 550,000 Bewohner der Hauptftabt bie Funktionen der Regierung ausübt. 
Als Mittelsperfonen zwifhen den Regierungen und ven Miniftern ftehen noch die 
Ober-Präfiventen der 8 Provinzen, die gleichzeitig Präfiventen der Provinzial 
Schul⸗Kollegien, Konfiftorien und Mevicinal- Kollegien find. Jede Regierung hat 
einen Präfidenten, nur an dem Wohnfige des Ober⸗Präſidenten einen PVice-Prä- 
fiventen, weil ber Ober-Präfident hier zugleich den VBorfig in der Regierung führt, 
und 5 bis 20 Räthe, welde in zwei bis vier Abtheilungen unter der Direltion 
eines Ober⸗Regierungsraths nad der Gefhäftsfonderung innere Angelegenheiten, 
Kirchen» und Schulfahen, Domänen, Forften und direfte Steuern bearbeiten. Da 
bie Regierungsbezirke in ber Bevölkerung zwiſchen 250,000 und 1,100,000 Seelen 
unterſchieden find (nur Hohenzollern befigt die lokal bebingte Benölferung von 
64,600 Seelen), fo ift natärlid der Gefhäftsumfang bei den einzelnen Regierungen . 
ſehr verſchiedenartig. Die Meineren Regierungsbezirfe haben nur zwei Abtheilungen, 
indem mit den inneren Angelegenheiten die Kirhen- und Schulſachen verbunden 
werben, und bie zweite Abtheilung die bireften Steuern, Domänen und Forften 
verwaltet; e8 gehören zu biefen auch noch einige größere, wie Oppeln und Gum» 
binnen, für die indeß die Einrichtung einer dritten Abtheilung dem Landtage 
fhon vorgefhlagen iſt. In ben größeren Regierungsbezirfen befteht nun eine 
dritte Abtheilung für die Kirchen- und Schulfahen, und in einigen noch eine vierte 
für die landwirihſchaftlichen Angelegenheiten. Jeder Regierungsbezirk zerfällt in 4 
bis 20 landräthliche Kreife, an deren Spike ein von den Kreisftänden erwählter 
und vom Könige ernannter Landrath geſetzt ift. Die landräthlichen Kreife um— 
faffen in ver Regel die Städte und das platte Yand und deren giebt es 325; 
nur die großen Stäbte bilden einen Kreis für fih, und ver die Pollzei-Verwaltung 
leitende Deamte führt ven Titel Polizei: Präſident oder Polizei-Direktor und fteht 
unter der Bezirksregierung, mit Ausnahme des Polizei-Präfiviums in Berlin, 
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der unmittelbar von dem Minifterium des Innern reffortirt. Der ſtädtiſchen Kreife 
giebt e8 10, Berlin, Königsberg, Danzig, Breslau, Köln, Trier, Aachen, Halle, 
Potsdam und Münfter. In den Städten unter 10,000 Einwohner ftehen bie 
Magiftrate noch unter der Auffiht des Landraths, ver ihre Aufträge an bie 
Bezirkt » Regierung vermittelt; in den größeren Städten ift die Ueberwadung 
der Kommunal Verwaltung der Bezirks» Regierung ummittelbar überlaffen. Die 
Magiftrate werben von ben Etadtverorbneten gewählt und von den eben genannten 
vorgefegten Behörden beftätigt; ihre Mitglieder find zum dritten Theile bejolvete 
Beamte und werden auf 6 bis 12 Jahre gewählt. Die Ober» Bürgermeifter und 
Dürgermeifter in den größeren Städten müſſen von dem Könige beftätigt werben. 
— Die Site der acht Ober-Präfiventen find Potsdam, Königsberg, Breslau, 
Pofen, Stettin, Magveburg, Münfter und Koblenz, ven welchem legtern aud) 
Hohenzollern abhängt, das jedoch ftatt in landräthliche Kreife in 6 Dberämter 
von einem geringeren Umfange getheilt ift. Der Ober-Präfident hat zwei bis fünf 
Negierumgsbezirfe nach der alten Provinzial-Eintheilung unter feiner Leitung. Im 
tem Minifterium des Inneren befteht gegenwärtig feine Abtheilung, aber es wird 
eine Bertheilung der Gefchäfte in zwei Abtheilnngen im Laufe dieſes Jahres beab- 
fihtigt, von denen die eine durch den Unter-Staatöfefretär, die andere durch einen 
befonderen Direltor geleitet werben fol; die Zahl der vortragenden Räthe ift 9. 
— Dem Minifterium des Inneren find noch ausſchließlich untergeorbnet: das 
ftatiftifche Büreau mit dem meteorologifchen Inftitute und der Kalender Verwaltung, 
fämmtlihe ftändifhe Angelegenheiten der Provinzial- und Kreisftänve, vie Ver— 
waltung der Strafanftalten, 66) der Provinzial-Inftitute für Landarmen-Pflege, 
Geiftestrante, die landwirthſchaftlichen Krebitvereine in Preußen, Pofen, Pommern, 
tg und Schleſien (Landſchafts-Kollegien), die Aſſekuranzgeſellſchaften 
jeder Art. 
3) Das Miniſterium für landwirthſchaftliche Angelegenheiten 
iſt erſt am 25. Juni 1848 als ein ſelbſtändiges errichtet, indem vom Miniſterium 
des Inneren die landwirthfchaftliche Polizei und die Leitung der landwirthſchaft⸗- 
lihen Anftalten getrennt, und außerdem bie Bermwaltung bes Geftütwejens am 
11. Auguft 1848 vom Dber-Marftallamte dem neu begründeten Minifterium 
übertragen wurbe. Es befteht nur aus einer Abtheilung mit ſechs vortragenven 
Räthen. Unter demfelben ftehen unmittelbar: a) das Landes-Delonomie- Kollegium, 
als technifche Behörde am 5. Mai 1842 errichtet und durch ben Beirath ver 
erfahrenften Landwirthe aus allen Provinzen in zmei jährlihen Konferenzen ſeit 
1859 erweitert; b) da® richterlihe Reviſions-Kollegium für Yandes:Kultur-Saden - 
in Berlin, im Jahre 1844 ala letzte Inftanz aus einem Präfiventen und adıt 
Revifionsräthen gebilvet; c) die Auseinanderfegungs-Behörden in ben gutsherrlich— 
bäuerlihen Angelegenheiten und ben Regulirungen der ländlichen Befigungen und 
Oemeinheitstheilungen; d) die vier höheren landwirthſchaftlichen Anftalten zu 
Boppelsvorf bei Bonn, Eldena bei Greifswalde, Prosfau in Schlefien und Walvan 
bei Königsberg mit einem Oefammtetat von 34,071 Thlr. im Jahre 1863, fowie 
22 Aderbaufhulen, zum Theil Privatanftalten, zum Theil aus Staatsfonds mit 
23,000 Thlr. 1863 unterftügt; e) vie landwirthſchaſtlichen Gentrafvereine in den 


6) Es giebt überhaupt 42 Strafanſtalten im Staate, welche im Jahre 1860 einen Ge— 
a ——— — darunter 14,319 Evangeliſche, 8802 Katboliken 
un Juden, Sergl. Darüber die Mittbeilungen aus den amtlichen Berichten über die Preuß. 
Straf und Gefängniß-Anftalten, Berlin 1861. . x — — 
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Provinzen; f) die Inftitute zur Beförberung des Gartenbaus. Die Verwaltung 
des Geſtütweſens erfordert im Jahre 1863 einen Etat von 536,260 Thlr.; fie 
umfaßt die drei Hauptgeftüte zu ZTrafehner bei Gumbinnen, zu Neuftabt an ber 
Doſſe und zu Oradig bei Torgau, zufammen mit 550 Mutterftuten, und acht 
Landgeftüte in den Provinzen mit 1070 Landbeſchälern. 

4) Das Juftiz-Minifterium hat für die cherfte Verwaltung der Rechts- 
pflege gegenwärtig feine Sonderung in Abtheilungen nad) dem Gebiete des allge- 
meinen Preußiſchen Landrechts (f. 1794), des Franzöfiihen Rechts (Code Napoleon 
in der Rheinprovinz) und des gemeinen Deutjchen Rechts (in New-Por-Bommern, 
im Gebiet des Juftiz - Senats zu Ehrenbreitftein für ven oftrheinifhen Theil des 
Regierungsbezirts Koblenz und in Hohenzollern). Die Geſchäfte werden außer tem 
Minifter von einem Unter-Staatsfefretär und eilf vortragenden Räthen bearbeitet. 
Als oberfter Gerichtshof in legter Inftanz entjcheidet das mit dem rheinischen 
Kaſſations⸗ und Revifions » Gerihtshofe im März 1852 vereinigte Ober-Tribunal 
in Berlin, zufammengefegt aus 5 Eivil-Senaten und 1 Kriminal-Senate mit 2 
Präfidenten, 4 PVice-Präfiventen und 48 Obertribunalsräthen. Die zweite ober 
Appellationg » Inftanz bilden 21 Appellations- Gerichte mit einem Gerichtsbezirke 
durchſchnittlich über 500,000 bis 1,450,000 Seelen (Berlin und Breslau bie 
größten) mit Ausnahme von Greifswald und Ehrenbreitftein (nur 203,000 und 
165,000 Seelen) in den Provinzen dießſeits des Rheins, nämlich 3 für Preußen, 
3 für Pommern, 2 für Brandenburg, 2 für Pofen, 3 für Schlefien, 3 für Sadjfen, 
4 für Weftphalen und 1 für dem öftlihen Theil in dem Rheinland. Die Rhein- 
provinz auf dem linken Ufer des Rheins hat einen einzigen Appellhof zu Köln 
für 2,800,000 Seelen. As Gerichte erfter Inftanz entfcheiden in der Rheinprovinz 
9 Lanpgerihte, 125 Friedensgerihte, 7 Handels- und 12 Gewerbegerihte; in 
den übrigen Provinzen 3 Stadtgerihte in Berlin, Breslau und Königsberg, 
2 Stadt und Kreisgerihte in Magdeburg und Danzig, 2 Handelögerichte in 
Danzig und Königsberg, 238 Kreisgerihte, 45 Gerichts-Deputationen und 503 
Gerichts » Kommiifionen (die legteren Einzelnrichter in den Heinen Städten). Aufer- 
dem giebt e8 89 Schwurgerichte (darunter 9 in ber Rheinprovinz) mit befonvers 
abgegrenzten Bezirken von 2 bis 4 lanvräthlihen ober 2 bis 3 kreisgerichtlichen 
Bezirken gebildet. Die Zahl ſämmtlicher Richter beläuft fih auf 3507, der Staats- 
anwalte (wofür in der Rheinprovinz die Staatsprofuratoren zu nennen find) auf 
258, der Rechtsanwalte 1716, darunter I/, in der Rheinprovinz, wo die Advokatur 
freigegeben ift. 

5) Das Minifterium der geiftlihen, Unterridt8=» und Mepicinals 
Angelegenheiten verwaltet die ihm überwiefenen Gegenftände in vier Abthei— 
lungen, von denen die erſte und zweite einen Direktor und zwei bis fünf vor: 
tragende Räthe, die britte und vierte unter der Leitung eines Unter-Staatsfekretärs 
ſechs vortragende Räthe und mehrere Hülfsarbeiter haben, während einige Räthe 
in mehreren Abtheilungen zugleich arbeiten, wie namentlich) für dle Kaflen-Angelegen- 
heiten. Die erfte Abtheilung bearbeitet die katholiſchen Kirhen-Angelegeuheiten, 
foweit für biefelben eine Einwirkung des Staated auf der Grundlage des Ober: 
Auffihtsrehts verfaffungsmäßig eingeräumt ift. Die inneren Angelegenheiten, ſowie 
die Bermögens-Berwaltung der fatholiihen Kirche werden in Folge der Verhand- 
(ungen mit dem römifhen Stuhle (1822) nah dem Inhalte ver Bulle de salute 
animarum durch zwei Erzbiihöfe für Önefen und Pofen und für Köln und ſechs 
Biihöfe für Ermland in Frauenburg, für Kulm in Pelplin (beide zur Provinz 
Preußen), für Breslau, Münfter, Paderborn und Trier geleitet. Die katholifche 
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Kirche der hohenzollerſchen Lande ſteht unter dem Erzbiſchofe von Freiburg im 
Breisgau. Die Katholiken beſitzen 4060 Mutterfirhen, 1439 Filialkirchen und 
2424 gottesdienftlihe Berfammlungsorte ohne Parochialrechte; bei venfelben fungiren 
3874 Pfarrer und 2600 Kaplane und Vikare. Die Zahl ver no beftehenven 
und nicht zum Ausfterben beftimmten Klöfter beträgt 183, wovon 45 der Miffion 
und GSeelforge, 57 dem Unterrihte und der Erziehung, 80 ver Krankenpflege 
gewidmet find; es leben in denſelben 504 männlihe und 1854 weibliche Perfonen, 
welhe Ordensgelübde abgelegt haben. Die zweite Wbtheilung verwaltet bie 
äußeren Angelegenheiten der evangelifben Kirche, indem neben dem Mini- 
fterium für die inneren Angelegenheiten nad der Verordnung vom 29. Juni 1850 
ber evangelifhe Oberkirchenrath eingefegt ift, welder aus einem Präfl- 
denten und acht Räthen gebilvet iſt. Es beſtehen kirchliche Gemeinde - Ordnungen 
für die ſechs öſtlichen Provinzen vom 29. Juni 1850 und 27. Februar 1860, 
für das Rheinland und Weftphalen vom 5. März 1835, wo bereits feit längerer 
Zeit eine georbnete Synodal-Verfaſſung ausgebildet ift, während für bie ſechs 
öftlihen Provinzen diefelbe zwar feit 1818 angebahnt, aber erft durch den. Erlaß 
vom 5. Juni 1861 durd die Kreis-Synoden fefter begründet iſt. Als Organe 
für die evangelifche Kirchenverwaltung dienen die acht Konfiftorien in ven —* 
vinzen, in denen ein weltlicher Beamter die Direltion führt (gemeinhin ver 
Dber Präfident), der General» Superintendent jeder Provinz (für die Marf 
Brandenburg), 4—6 geiſtliche Räthe und ein richterliher als Juſtitiar ihren Sig 
haben. Die bifhöflihe Würde war nur eine ehrende Bezeihnung für den General 
Euperintendenten, ohne Erweiterung feinee amtlihen Wirkungsfreifes; fie ift feit 
1833 nicht mehr vergeben, fo daß gegenwärtig nur noch ein hochbetagter evan- 
gelifcher Bifhof im Ruheſtand viefen Zitel führt. Unter den Konfiftorien ftehen 
unmittelbar die Superintendenturen, welde die geiftlichen Kreisbezirfe von 6—15 
Kirchſpielen beauffihtigen, aber felbft mit der Ausübung eines geiftlihen Amtes 
verfnäpft find. Die Gefammtzahl der evangelifhen Kirchen umfaßt jest 5387 
Mutterfivhen, 2977 Filiallirchen, 1065 gottesbienftlihe VBerfammlungsorte ohne 
Parochial⸗Rechte; die Zahl der dabei angeftellten orbinären Previger ift 6329. 
Fir die Ausbildung der evangelifhen Kandidaten für ihren weiteren Beruf beftehen 
das Pretiger-Seminar zu Wittenberg und das Dom-Kandidaten-Stift zu Berlin. 
Der dritten Abtheilung dieſes Minifteriums liegt die Berwaltung ſämmtlicher 
Unterrihts-Angelegenheiten ob. Unter ihr ftehen unmittelbar die ſechs 
Univerfitäten (vergl. oben die Zahlen d. Stud.), für welche ter Kurator bie obere 
Auffiht der Verwaltung und die Vermittelung mit dem Minifterium ausübt; in 
den Univerfitätsftäbten, im welchen ber Ober» Präfivent der Provinz feinen Sit 
bat, ift die Kuratel gemeinhin mit diefem Amte verbunden; ferner vie katholiſchen 
tbeologifch - philofophifhen Lehranftalten zu Münfter, Braunsberg und Paderborn, 
melde gleichzeitig aber auch ver erſten Abtheilung und ven betreffenden Biſchöfen 
untergeorbnet find; endlih die Afademien der Wiflenfchaften und Künfte in Berlin, 
die Kunft- Akademien zu Düffeldorf und Königsberg, die Kunft-Mufeen in Berlin, 
die lönigliche Bibliothek und Sternwarte, welche nicht wie die übrigen Bibliotheken 
und Sternwarten ausſchließlich Univerfitäts-Inftitute find. Als Mittelbehörden für 
die Provinzial-Berwaltung des höheren Echulunterrichts fungiren die acht Provinzials 
Schul⸗Kollegien, in denen den Borfig der Ober-Präfivent führt, 2 bis 3 Schul- 
räthe (nad den fonfeffionellen Verhältniſſen ver Schulen vertheilt) bie techniſchen 
Geſchäfte verwalten und der Inflitiar des Konfiftoriums juriftifhe und rein 
° abminiftrative Angelegenheiten wahrnimmt. Denfelben find untergeorbnet fämmt« 
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the Gymnaſien und Realſchulen erfter Orbnung (bie letzteren erft feit dem 6. Oll 
1859), fowie in Gemeinſchaft mit den Bezirks-Rexierungen bie Clementar-Schul- 
lehrer-Seminare; die numeriſchen Berhäftniffe diefer Anftalten find fhon oben T. 
Nr. 7 beſprochen. Für den mittleren und niederen (Elementar-) Unterriht haben 
tie Bezirfs-Regierungen ihre Verwaltung in ten oben beim Minift. des Inneren 
angeführten befonderen Abtheilungen oder gemiſcht mit der erften Abtheilung für 
die allgemeinen inneren Angelegenheiten; aud für diefe Schulen find oben ſchon 
die Zahlen-Berhältniffe ver Schüler angegeben. Für die von ven ftäptifchen Kom- 
munen unterhaltenen höheren und niederen Lehranftalten find befondere Stabt- 
E hul-Deputationen errichtet, in welchen der Oberbürgermeifter, Bürgermeifter ober 
Stadtſchulrath ven Borfig hat; fie find aber in ihren wichtigeren Entſcheidungen, 
Wahl der Direftoren und Lehrer, an die Beftätigung ter genannten vorgefeßten 
Behörden und des Minifteriums gebunden. — Die vierte Abtheilung hat bie 
M edicinal-Angelegenheiten zu bearbeiten. Unter derſelben fteht unmittel» 
bar: die wiffenfchaftlihe Deputation für das Mebicnal-Wefen in Berlin, 1817 
aus einem Diretor und neun Mitglierern als oberfte gutachtliche Behörbe ihres 
Baches eingefegt, das große Krankenhaus der Eharit6 in Berlin mit 14 birigenden 
Aerzte und kliniſchen nn die Thierarzneifchule in Berlin mit einem Direltor 
und 7 Lehrern und die Ober-Eraminations-Rommiffionen für bie Staatsprüfung 
ber Werzte und Apothefer in Berlin, Königsberg, Breslau, Bonn und Greifswald. 
Als Zwifhen-Behörven für die Medicinal- Angelegenheiten beftehen 8 Mebvicinal- 
Kollegien für die einzelnen Provinzen, gebildet aus dem Ober-Präfiventen ver 
Provinz als Borfiger und 5 bis 8 teihnitigen Räthen und Affefjoren für die ein- 
zelnen Theile der Mebicin und für die Pharmacte. Außerdem befindet fih in 
jeder Bezirks-Regierung ein techniſches Mitglied als Medicinalrath zur Ueberwachung 
ver Meticinal-Berhältniffe in feinem Bezirke und unter der Aufficht desfelben in 
jedem lanbräthlihen Kreife ein Kreis-Phyſikus, ein Kreis» Wundarzt und ein 
Kreis-Thierarzt. — Die Gefammtzahl der promovirten Aerzte beträgt 1862 = 
5215, der Wundärzte 722, der Thierärzte 1034, der Apothefer 1572 und ber 
Hebammen 11,429; die der Kranfenanftalten 797, von welchen 252 Korporations- 
rechte haben, 545 ohne viefelben beftehen; jeder landräthliche Kreis beſitzt ein 
Kreislazareth, jede Provinz eine bis zwei Anftalten für Geiftesfranfe, die einen 
Theil ihrer Dotation aus Staatsfonds beziehen. 

6) Das Minifterium für Handel, Gewerbe und dffentlide Ar— 
beiten befigt einen fehr ausgedehnten Gefhäfts-Umfang und zerfällt in fünf 
Abtheilungen, jebe mit einem Direltor und fünf bis zehn vortragenden Räthen. 
Es wurde durch Erlaß vom 17. April 1848 als ein ſelbſtändiges Minifterium 
errichtet, indem die Abtheilungen für Handel und Bergbau aus dem Yinanzmin,, 
die Abtheilungen für Gemwerbe- und Baupolizei aus dem Min. des Inneren aus- 
geſchieden und die bis dahin als unmittelbar beftehenve Gentralbehörbe des General- 
Poftamtes für das neue Minifterium vereint beftimmt wurden. Dazu fam nod 
am 23. März 1849 die Zelegrapben-Berwaltung vom Kriegemin. Außerdem ift 
ber Handeleminifter Chef ver preußifchen Bank, bie bereits oben I. Nr. 6 näher 
berührt ift. Die fünf Abtheilungen haben nun gegenwärtig nachſtehende Geſchäfts— 
vertheilung: a) die erfte Abtheilung für das Poſtweſen und die Telegraphen- 
Berwaltung. Unter verfelben ftehen 26 Ober-Boft» Direktionen in Berlin und 
ten Sitzen der Bezirks» Regierungen (mit alleiniger Ausnahme für Halle ftatt 
Merfeburg), indem feit 1849 jeder Regierungsbezirk für ſich beſonders eine ge- 
regelte Poft -Berwaltung erhalten bat. Sunerbatt berfelben befinden fih 75 Poſt⸗ 
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ämter erfter Klaſſe, 117 Poſtämter zweiter Klaffe, 13 Eifenbahn-Poftämter und 
2060 Boft-Erpeditionen erfter und zweiter Klaffe, bei welchen über 5000 Beamte 
angeftellt und außerdem noch 9500 Perſonen als Briefträger, Kondukteure, 
Padetträger u. f. w. befhäftigt find. Die Poft+ Einnahmen find nunmehr auf 
11,467,000 Thlr. geftiegen, wovon die Perfonengelder nicht mehr voll 2,000,000 
Thlr. over 17,5 Broc. betragen, der große Reft allein dem Porto für Briefe und Palete 
zufält. Mit der Poft- Verwaltung ift verbunden der Debit der Gefegfammlung, 
Zeitungen und Amtsblätter, welcher jegt eine Einnahme von 282,000 Thlr. trägt. 
Die Telegraphen » Berwaltung hat ihre Direltionsbehörde in Berlin, fowie ihr 
techniſches Büreau, die Zahl ver Telegraphen » Stationen wird mit jedem Jahre 
zur Erweiterung der telegraphiſchen Verbindung vermehrt, fo daß von der Ein- 
nahme von 950,000 Thlrn. für Beförderung der telegraphifhen Depefchen 
200,000 Thlr. auf Erridtung neuer Stationen verwandt werben. b) bie zweite 
Abtheilung hat die oberfte Leitung des Eifenbahbnmwefens, die Berwaltung 
der Staats-Eifenbahnen dur befondere Direktionen an einem Hauptorte ver be: 
treffenden Bahnen (Bromberg für die Oftbahn, Breslau für die Nieverfchlefiich- 
Märkifche), Kommiffariate und Direktionen bei Privat-Eifenbahnen nad dem Inhalte 
der Verträge bei der Konceffionirung berfelben, oder bei der Ertheilung voll- 
ftändiger oder partieller Zinfengarantie aus Staatsfonds, die Prüfung der Bor- 
arbeiten für neue Anlagen, die Ueberwahung über ven Ausbau und die fortbauernde 
materielle Sicherheit der Eifenbahnen. c) Der dritten Abtheilung ift die Verwaltung 
des Land», Waffer- und Chauſſee-Bauweſens überwiefen. Diefe übt fie 
aus in den Provinzen durch techniſche Räthe, die bei jeder einzelnen Bezirks: 
Regierung für ven Land- und Waflerbau angeftellt find, und welche wiederum zur 
Detatl-Feitung als erefutive Beamte in den landräthlichen Kreifen und bei befon- 
ders großen Staats-Bauwerfen, auf beftimmten Streden der Staatd-Chauffeen und 
Kanäle, für Hafen-Anlagen, Uferbauten etc. Ober-Bau-Infpeftoren, Bau-Infpeftoren, 
Kreis⸗, Land», Wafler- und Wege-Baumeifter zu ihrer Verfügung haben. Zu biefer 
Abtheilung gehört noch die techniſche Bau-Deputation in Berlin, welche ſämmt⸗ 
lihe Pläne für die Bauten aller Zweige der Staatsverwaltung in techniſcher und 
finanzieller Beziehung zu prüfen hat, und die Bau+ Akademie in Berlin als 
oberfte Bildungsanftalt für die Architekten. d) Die vierte Abtheilung bearbeitet 
die Gefhäfte für Handels-Bertehr und Gewerbe, für Maaf-, Gewidt- 
und Eichungsweſen. Auch diefe ift in jeder Bezirfs-Regierung durd einen technifchen 
Rath vertreten, als Mittelsperfon für eine ganze Provinz dient vorzugsweiſe ber 
Dber-Präfident zum Verkehr fowohl mit dem Minifterium als mit den Hanbels- 
Kammern, Handeld- Korporationen, Kompagnien, allgemeinen gewerblihen Aſſo— 
ciationen der Städte. Unmittelbar unter verfelben ftehen nody: die technifche De- 
putation für Gewerbe in Berlin al® oberfte gutadhtende Behörde für gewerblihe 
Erfindungen, Patente, Einführung von Fabrit-Operationen u. f. w.; das technifche 
Gewerbe-Inftitut in Berlin zur höheren Ausbildung für ven Gewerbe-Stanp, vie 
Mufter: Zeihnen- Schule und die Normal- Eihungs» Kommiffion in Berlin, bie 
föniglihen Porzellane und Gefunbheits - Gefchirr - Manufakturen in Berlin, vie 
Navigationsfhulen in Danzig, Pillau, Memel und Stettin. e) Die fünfte 
- Abtheilung ift mit der Berwaltung für Bergwerfs-, Hütten- und Salinen- 
Wefen beauftragt. Durch eine neue Organifation dieſes Berwaltungszweiges im 
Jahre 1862 find die Bergämter aufgehoben und als oberfte Provinzialbehörbe 
vier Ober-Bergämter als alleinige Adminiſtrativ-Behörde eingefegt, je eins für 
bie Rheinprovinz zu Bonn, für Weftphalen zu Dortmund, für Schleflen zu Breslau 
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und für Sahfen und die übrigen in montaner Beziehung unergiebigen Provinzen 
in Halle. Zur Bildung der höheren Bergbau:Techniter ift erft 1861 eine eigene 
Berg-Akademie in Berlin gegründet, während bis dahin nur theilmeife auf preu- 
ßiſchen Univerfitäten für diefe Ausbildung geforgt war und durch Ertheilung von 
Stipendien auf benahbarten fremden Anftalten (Freiberg) ergänzt werden mußte. 

7) Das Sinanzminifterium und vie gefammte Finanzverwal- 
tung. Dies Minifterium zerfällt in brei Abtheilungen: a) Berwaltung für 
Steuern, aus dem Öeneral-Direktor der Steuern und zehn vortragenden Räthen 
als Decernenten für die einzelnen Steuern gebildet. Die direkten Steuern werben 
in den Provinzen durch Abtheilungen der einzelnen Bezirks-Regierungen bearbeitet 
und durch Kreiskaſſen in den landräthlichen Kreifen eingezogen, für Berlin durch 
das Hauptfteueramt für direkte Steuern. Für die indireften Steuern giebt e8 neun 
Brovinzial » Steuer: Direktionen, zwei für die Provinz Preußen (Königsberg und 
Danzig), je eine für die übrigen Provinzen, nur daß für Potsdam und Franf- 
furt a. d. O. diefelbe als eine bejondere Abtheilung mit der Bezirks» Regierung 
verbunden ift. Bon dieſer Abtheilung refjortiren auch die Bevollmächtigten in ben 
Staaten des deutſchen Zollvereins, das Haupt-Stempel-Magazin in Berlin und 
die Stempel» Fisfalate. b) Die zweite Abtheilung ift mit dem Etatd- und 
Kaſſenweſen beichäftigt, in welder ein Direltor und vier vortragende Räthe 
arbeiten und im gleicher Weife ſämmtliche Kaflen- und Etats - Angelegenheiten ber 
einzelnen Bezirkö-Regierungen regeln, von denen jede eine Regierungs-Haupt-Kafle 
befigt, als Eentralquelle für die Staats-Ausgaben und Einnahmen des betreffenden 
Regierungsbezirks, indem fie ihre Ueberſchüſſe an die General- Staats -Kafje in 
Berlin abſendet, aber auch von derfelben Zuſchüſſe empfängt, wenn bie ihr zu— 
gewiefenen Einnahmen nicht als Dedungemittel für die amgemwiefenen Ausgaben 
ausreihen.. Die General: Stants-Kafje befigt dafür einen eifernen Beftand von 
5,000,000 Thlr., der auf diefem Höhenbetrage durch die zufließenden Einnahmen 
immer erhalten bleiben muß; fie fteht unmittelbar unter dieſer Antheilung. e) Für 
Domänen und Forften. Diefe Abtheilung hat zwei Direltoren, ben Ober- 
Land-Forftmeifter als Techniker für die Forften und einen zweiten für die Domänen 
umd zehn vortragenne Räthe, theils nach Forſten und Domänen, theils nad ben 
Provinzen mit ihren Decernaten getheilt. Die Specialverwaltung in den Provinzen 
führen gleihmäßig vie Bezirks» Regierungen durch die oben bereits bezeichneten 
Abtheilungen und Kreis-Steuer-Kafjen. Bei den Regierungen ftehen Oberforftmeifter 
und Forftmeifter als techniſche Räthe; ihre Bezirke find in Yorft-Infpeftionen und 
diefe wiederum in Ober-Förftereien und Forft Reviere getheilt. Diefer Abtheilung 
ift die höhere Forftlehranftait zu Neuftadt- Eberswalde untergeorbnet. Von dem 
Binanzminifter refjortiren noch unmittelbar die Gentral-Direftion zur Regelung ber 
Grundſteuer, welche 1861 mit einem Minifterial- Direftor und 4 General-Kom- 
mifjarien (je einer für zwei Provinzen) eingefegt ift, um bei ber anberweitigen 
Regelung der Grundfteuer, der Einführung einer allgemeinen Gebäubefteuer und 
ver Entjhäpigung für die Aufhebung der Grundfteuer-Befreiungen und Bevor: 
zugungen die Vorarbeiten einzuleiten und zu überwachen; ihr Geſchäft wird mit 
dem Jahre 1865 beendet fein. Ferner ftehen unmittelbar unter vem Sinanzminifter 
die Oeneral-Lotterie-Direftion, die Münze in Berlin, vie General Direltion ber 
allgemeinen Wittwen - Verpflegungs »Anftalt und das geheime Minifterial-Arhiv 
in Berlin, vie älteren Regiftraturen ber inneren Givilverwaltung enthaltend; 
bie Seehandlung in Berlin, ein Geld- und Handels» Inftitut, das unter einer 
vom Stante ernannten Direktion große Geldgeſchäfte macht und von feinem 
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Gewinn jährlich einen Antheil von 100,000—300,000 Thlr., im Jahre 1863 
fogar 500,000 Thlr. an ben Staat zu zahlen verpflichtet ift; das Leihamt 
in Berlin. Endlich ift der oberen Auffiht des Finangminifters, in Gemeinſchaft 
mit dem Minifter- Präfldenten, die Verwaltung des Staatsſchatzes untergeorbnet, 
der am 31. Dec. 1862 über 20,000,000 Thlr. baar und gegen 3,000,000 Thlr. 
in verzinslihen und unverzinslichen Aktivis als Beftand hatte; dem Finanzminifter 
ausfhlieglih die Hauptverwaltung der Staatsfhulden, geführt von einem Direltor 
und drei Räthen und Eontrollirt von der Staatsfhulden-Kommiffton, die aus brei 
Mitgliedern des Herrenhaufes und des Abgeorbnetenhaufes und dem Chefpäſidenten 
der Ober-Rehnungs-Rammer gebildet ift, die Staatsfhulden - Tilgungskaſſe, bie 
Kontrole der Stantspapiere und die Staatspruderei für den Drud der Staats- 
fhuld - Papiere, des Papiergelves und der Banknoten. 

Die Finanzverwaltung bes preußiſchen Staates erfuhr in der Auf- 
ftellung des jährlihen Staatshaushalts, mit dem Uebergang in das konftitutionelle 
Leben eine vollftännige Umgeftaltung, indem bis 1848 nur bie Netto-Einnahmen 
und Ausgaben aufgeführt wurden, feit diefer Zeit aber bie Brutto- Einnahmen 
und Brutto Ausgaben von der Nationalverfammlung zur allgemeinen Kenntniß 
geforbert ‚murben, woburd die Regierung ſich veranlaßt ſah, auch fpäterhin bei 
der Borlage der Etatsentwärfe ftets die Betriebs - Einnahmen und Betriebs» Aus- 
er. feftzuhalten und fi darüber mit ver Landesvertretung zu vereinbaren. 

tiefe Abweihung von dem früheren Verfahren iſt aucd zugleich eine Abweichung 
von ber in allen übrigen fonftitutionellen Staaten üblichen Aufftellung, weil bier 
die Netto- Einnahmen beibehalten find, wie 3. B. bei den Poften, Monopolen 
u. ſ. w.; fie erſchwert in hohem Maafe vie BVergleihbung ber gegenwärtigen 
Budgets mit den früheren vor 1848 und mit allen auslänbifchen. König Friedrich 
Wilhelm III. begann mit dem Jahre 1820 freiwillig durch bie Sefeg- Sammlung 
den für das Kalenderjahr 1821 vom 1. Jan. bis 31. Dec feftgeftellten Staats» 
haushalts - Etat befannt zu maden. Er betrug in genauer Bilanz 50,000,000 
Thlr. für die Staats-Einnahmen und Staats-Ausgaben, nachdem 2,573,099 Thlr. 
(tarunter 548,240 in Golo) für den königlichen Hofhalt ald Kron-Fivei-Kommiß 
aus den Einnahmen der Domänen vorweg abgezogen war. In 27 Jahren waren, 
wieber genau balancirt, im legten Etat vor 1848 die Einnahmen und Ausgaben 
auf 64,033,679 Thlr. feftgeftellt, alſo um 14,000,000 Thlr. over 28 Procent 
vermehrt. Darunter waren die Einnahmen aus den Domänen mit 4,845,021 Thlr., 
aus den Forften mit 2,002,961 Thlr., aus der Poſt mit 1,000,000 Thlr., dem 
Salzmonopol mit 4,992,200 Thlr. Aber ſchon das nädfte Jahr brachte das 
Budget für 1849 mit 88,566,380 Thlr. in den Staats-Einnahmen, indem mit 
ben Betriebsfoften vie Einnahmen aus den Domänen auf 5,872,343 Thlr., Forſten 
auf 4,925,606 Thlr., Poft auf 6,914,310 Thlr., das Salzmonopol auf 8,445,475 
Thlr. erhöht waren. Es war mithin die Mehreinnahme von 24,000,000 
Thlr. faft ausfchlieglih aus der Hfnzurehnung der Betriebseinnahmen hervor⸗ 
gerufen, was am beutlichften hervorgeht, wenn man z. B. die Poften, das Salz- 
monopol, die Forften, die Berg- und Hüttenwerfe in Bezug auf ihre gleichzeitig 
vermehrten Betriebseinnahmen und Ausgaben vergleidht. Bei den Poften hatte 
bis dahin der Titel Ausgaben gefehlt, nur der Poftüberfhuß von 1,000,000 Thlr. 
war im Budget für 1847 retro vermerkt; dagegen ftehen im Budget für 1849 
bei der Poftverwaltung an Einnahmen 6,941,310 Thlr., an Ausgaben 5,941,310 
Thlr., es bleibt alfo in der Wirklichkeit wiederum nur ein Poftäberihuß von 
1,000,000 Thir. für den Staatshaushalts- Bedarf. Ebenfo findet ſich bei dem 
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für den Anlauf, vie Berpadung und den Transport des Salzes mit 2,994,000 
Thlr. wieder weggenommen. ber die Betriebsausgaben bleiben feit 1849 nicht 
‚ bie früher gewöhnlichen; vie ftart geftiegene Bevdlferung vermehrte den Bedarf 
für das Salzmonopol, die bedeutende Erweiterung des Chauffeebaus in allen 
Provinzen und der außerorventlihe Aufſchwung im Boftvertehr fteigerte ungeachtet 
der Berminderung des Briefportobetrags die Betriebstoften bis 1863 faft auf das 
Doppelte, während die Nettoeinnahme nur von 1,000,000 Thlr. auf 1,600,000 
Thlr. fih erhöhte. Dazu famen der Bau von Staats-Eifenbahnen, der Anlauf 
der Niederſchleſiſch-Märkiſchen Eifenbahn, die an die Konceffionen gelnüpften 
Einnahmen von Privat-Eijenbahnen; alles dies brachte einen neuen großen Titel 
für das Budget, der im gegenwärtigen Budget eine Einnahme von 12,846,000 
Thlr. für fi allein aufftelt, aber fein Korrelat in 9,576,000 Thlr. Ausgaben 
befigt, alſo nur 3,270,000 Thlr. Ueberfhuß läßt. Ebenfo erfolgte durch die überaus 
verftärkte Theilnahme der Staatsverwaltung an dem Bergwerk- und Hüttenbetrieb 
unter dem Minifter von der Heydt eine vertreifachte Staatseinnahme von 12,123,000 
Thlr. im Budget für 1863, aber aud dagegen eine Ausgabe von 9,320,000 Thlr., 
aljo wiederum nur cin Meberfhuß von 3,803,000 Thlr. Ueberhaupt verboppelten 
fi die Betriebs- Einnahmen und Ausgaben in den Jahren 1853 bis 1863 von 
21,000,000 Thlr. auf mehr als 42,000,000 Thlr. und ließen die Staatsver- 
waltungs-Ausgaben auf 93,000,000 bis 97,000,000 Thlr. für die legten Jahre 
beftehen, um ven Vergleich der wirflihen Steigerung des Budgets mit den vor 
1848 in entfprechender Weife vornehmen zu können. Allerdings find gleichfalls 
die Staatsausgaben für die einzelnen Zweige der Berwaltung anfehnlid in dieſem 
Zeitraume von 1849—62 gefteigert und haben dadurch, außer der natürlichen 
Zunahme der Staatseinkünfte dur die vermehrte Bevölkerung und den geftiegenen 
Wohlſtand, neue Auflagen und Erhöhung der alten erfordert. Zu der rafcheren 
Bermehrung der Staatsausgaben haben vorzugsweife beigetragen in ven Jahren 
1850—62, abgejehen von der „Reorganifation” des ftehenden Heeres, bie vorher 
jhon um 6,000,000 Thlr. erhöhten Koften des Kriegäminifteriums (im I. 1857 
allein 4,077,000 Thlr. durch die Wiedereinführung der dreijährigen Dienfizeit 
und Erhöhung der Befoldungen), das mit 2,000,000 Thlr. und darüber jegt erft 
beginnende Marinebupget im Ordinarium und Ertra-Orbinarium, die 1849 erfolgte 
neue Organifation der Juftiz- Verwaltung mit bem ermeiterten Bau der Gtraf- 
anftalten, die nothwendig geworbene Erhöhung der Befoldungen aller Eivilbeamten, 
mit 2,114,450 Thlr. in den Jahren 1858—63 ausgeführt, 67) bei den niederen 
zwifchen 20 und 10 Proc., bei ven höheren zwifchen 10 und 2 Proc. des Gehaltes, 
die Berftärtung der jährlichen Etats für große Land» und Waflerbauten, nament- 
ich für Kunftftraßen nnd Eifenbahnen, ver um 1,000,000 Thlr. verftärkte Etat 
für dem öffentlichen Unterricht mit Einfluß des Aufwandes für neue Univerfitäts- 
gebäude (Kliniken, chemiſche Laboratorien), Gymnaſien, Landfhullehrer- Seminare, 
beſonders aber auch der vermehrte Bedarf an Zinfen und Amortifation für die 
neu hinzugetretenen Staatsſchulden (um 6,000,000 bis 7,000,000 Thlr.), wovon 
jedod über die Hälfte für produftive Anlagen von Staats» Eijenbahnen verwandt 
wurden. Als neue Auflagen erſcheinen in diefem Zeitraume ber Zufhlag von 20 


67) Vericht der Budgets-Kommiſſion vom 8. Mai 1863 über die im Jahre 1863 ftatt- 
findenden Befoldungd : Berbejferungen. 
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Proc. zu den Gerichtstoften; die Maffificirte Einfommenftener mit c. 3 Proc, von 
dem jährlichen Einkommen über 1000 Thlr., welche 1863 ſchon auf 3,223,000 
Thlr. veranfchlagt ift, nachdem ſie bei der erften Einführung 1852- nur auf 
2,500,000 Thlr. feftgeftellt war (fie ift überbies feit 1854 in mehreren Jahren 
bis 1. Juli 1862, gemeinfhaftlid mit der Klaffen-, Mabl- und Schlachtſteuer 
no mit Zufhlägen von 25 Proc. des Betrags erhoben worden); die Rübenzuder- 
fteuer, gegen 1852 auf das Vierfache des früheren Steuerfages erhöht, freilich 
auch zur Dedung des Ausfalls bei der Steuer auf Kolonialzuder (durd bie faft 
geihmwundene Einfuhr des letzteren) im Jahre 1863 bereits auf 4,250,000 Thlr. 
veranfhlagt; die Eifenbahnabgabe 1863 bereitd 850,000 Thlr. Wefentlihe Er- 
höhungen ver älteren Steuern mit 15 bis 20 Proc. fanden ftatt bei der Stempel- 
abgabe, der Klaflenfteuer (durch höhere Einfhägung), ber Gewerbe, Branntwein- 
und Braumalzftener. 

Die Einrihtung des Staatshaushalts - Etats ift in der allgemeinen Anlage 
feit 1849 nicht wefentlih verändert, nur 1852 und nod mehr feit der zweiten 
Aufftelung des Etats für 1862 fpecieller in Kapitel und Titel zerlegt, Die Ein- 
nahmen werben nad) den einzelnen Minifterien aufgeführt, und zwar kommt bier 
zuerft das Minifterium der Finanzen mit mehr als 62 Proc. ſämmtlicher Staats- 
einnahmen, dann das Minifterium für Handel und Gewerbe mit 28 Proc. und 
das Yuftizminifterium mit 8 Proc. (aus Sporteln und Stempeln), während bie 
übrigen Minifterien nur zufammen 2 Proc. der Staatseinnahmen vorzugsweife 
aus den ihnen überwiefenen Beftandtheilen des Staatsvermögens liefern. Die 
Ausgaben werben in orbentlihe und fortbauernde und in außerorbentlihe und 
einmalige getbeilt. Die ordentlihen zerfallen wiederum a) in Betriebserhebungs- 
und Berwaltungsfoften der einzelnen Einnahmszweige, von denen wir oben ſchon 
geſprochen haben; b) in Dotationen ; c) in Staatsverwaltungsausgaben, nad ben 
einzelnen Minifterien georbnet. Ebenfo find die außerorbentlihen Ausgaben , faft 
ausſchließlich Staatsverwaltungsausgaben, für die einzelnen Minifterien ausge— 
worfen. Zu ben Dotationen gehören: 1) das Kronfidei-Kommiß von 2,573,099 
Thlrn., das oben ſchon angeführt ift und 500,000 Thlr. Zufhuß, welder 1859 
zu biefer fortvauernden Rente aus den Domänen und Forften vereinbart ift; 
2) die Ausgaben für die Berzinfung und Tilgung der Staatsfhulvden; 3) bie 
Ausgaben für beide Häufer des Landtags. 

Eine Ueberfiht der Staatsfhulden ift bei ihrem allgemeinen Einfluß auf 
bie financielle Lage des Staates vorauszufhiden, ehe man zu ber Bergleihung 
des gegenwärtigen Staatshaushalt-Etats übergeht. Im Jahre 1820 war ter Ge- 
fammtbeftand der verzinslihen Staatsfhuld auf 180,000,000 Thlr. firirt, der 
provinziellen vom Staate verbürgten Schulden auf 10,500,000 Thlr., der unver- 
zinslihen Staatsihuld (Papiergeld) auf 11,242,347 Thlr. Für die Tilgung ber 
verzinslihen Staatsſchuld wurde jährlib 1 Proc. des Kapitald ausgefegt, das auch 
nad) der partiellen Abbürdung umverkürzt bis zur gänzlichen Amortifation biefer 
Schulden jährlih verwandt werben follte mit Hinzunahme der bereits zur Amorti- 
fation gefauften, deportirten, aber noch nicht getilgten Staatspapiere. Eine jähr- 
lihe Summe von mindeftens 1,000,000 Thlr. aus dem Berfauf von Domänen 
und Ablöfung von Domänen-Rehten wurde vorweg dazu beftimmt. Auf viefe 
Weiſe waren bis zum 1. Januar 1848 die Staatsfhulden A 31/, Proc. auf 
113,968,200 Thlr., die provinziellen Schulden unter Garantie des Staates auf 
8,974,564 Thlr. verringert; die unverzinslihe Staatsfhuld war unverändert auf 
11,242,347 Thlr. fteben geblieben; mithin betrug bie gefammte preußiſche Staats- 
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ſchuld am 1. Januar 1848 — 134,185,111 Thlr., welche 4,230,846 Thlr. zur 
Berzinfung forderten und 2,488,132 Thlr. Einnahme zur Amortifation darboten. 
Die Ereigniffe des Jahres 1848 verzehrten zupörberft ven vorhandenen Staats» 
ſchatz von 19,527,388 Thlen. baar und 3,719,950 Thlm. in Staatspapieren, 
aber fie erheifchten noch eine freiwillige Anleihe von 15,000,000 Thlrm. à 5 Proc, 
um das burd die Kriegsrüftungen, Küftenbewaffnung, Beihäftigung ver Arbeiter- 
Hafen entftandene Deficit von 28,970,000 Thlrn. zu deden. Die Defieits blieben 
jegt eine jährlihe Begleitung der Budgets bis 1855, aber die außerordentlichen 
friegerifchen Berhältniffe der Jahre 1849—50, die Mobilmahung der ganzen 
Landwehr vor dem Bertrage von Ollmütz forderten noch mehrere neue Anleihen, 
die indeß auch gleichzeitig mit Unterftügung des Landtags zu produftiven Anlagen 
jährlih erneuert wurden. 8) So wurbe die Staatsſchuld vermehrt 1850 um 
18,000,000 Thlr. à 41/, Broc., 1852 um 16,000,000 Thlr. & 41/, PBroc., 1853 
um 5,000,000 Thlr. & 4 Proc., 1854 für Kriegsbereitfhaft bei dem Kriege Franf- 
reih8 und Gnglands mit Rußland um 15,000,000 Thlr. à 4Al/, Proc., jede 
Anleihe gleichzeitig mit einer jährlihen Tilgung von 1 Proc. des urfprünglichen 
Anleihelapitals. Aber von diefen neuen Anleihen waren gleichzeitig mit Hülfe des 
jährliden Eifenbahnbaufonds, bis zum 1. Januar 1855 48,536,188 Thlr. für 
ven Bau ter Staatseifenbahnen (Oft-weftphälifbe-Saarbrüder), der Weichfel- und 
Nogatbrüden, den Ankauf der Niederſchleſiſch-Märkiſchen Eifenbahn verwandt 
worden. Die Kriegsbereitfhaft zur Zeit des orientaliihen Krieges mußte indeß auch 
noch im Jahre 1855 fortgefegt werden und erforderte einen aufßerorbentlichen 
Aufwand an Koften für das ftehende Heer im Betrage von 14,771,000 Thlrn., 
welche durch eine Prämienanleihe im November 1854 von 15,000,000 Thlrn. A 
31/2 Broc. Zinfen mit einer jährlichen Prämienziehung (wozu 1 Proc. erfparte 
Zinfen in Prämien von 110 bis 100,000 Thlr. beftimmt wurben) ihre Dedung 
fanden. Die jährliche Amortifation ging ungehindert ihren vertragsmäßtgen Gang 
fort und erreichte bereits 1857 ven hohen Betrag von 4,000,000 Thlen., wozu 
8,500,000 Thlr. für die Berzinfung binzugelegt werden mußten, im Jahre 1862 
bereits 5,500,000 Thlr. Amortifation mit 10,324,000 Thlrn. Zinsbetrag. Die 
Zinfen der freiwilligen Anteihe waren 1851 von 5 auf 41/, Proc. ermäßigt, 
nachdem die gefegmäßige halbjährige Kündigung für diejenigen Gläubiger voraus- 
gegangen war, welde ven erniedrigten Zinsfuß fih nicht gefallen laſſen wollten. 
Außerdem war aber auch die unverzinsliche Anleihe in den Jahren der financiellen 
Debrängniffe 1848—51 bis auf 30,842,347 Thlr. Kaffenanweifungen erhöht 
worden; burch einen Vertrag mit der königlihen Bank in Berlin vom 28. Januar 
1856, welche einen erweiterten Umfang zur Ausgabe ihrer Banknoten gewann, 
wurde gegen eine jährliche Ausgabe der Banf von 550,000 Thlın. zur Berzinfung 
und Tilgung einer neuen Anleihe von 16,500,000 Thlrn. A 41/, Proc., bie 
fofortige Einziehung und Tilgung von 15,000,000 Thlen. Kafjenanmeilungen 
übernommen, fo daß von dieſem Jahre ab die unverzinslihe Staatsfhuld nur bie 
Sefammtjumme von 15,842,347 Thlen, in Kaffenanweifungen beträgt und nidt 
weiter vermehrt werben darf. Neue produktive Anlagen von größerem Umfange 
wurden indeß wieder durch neue Anleihen zu Stande gebracht, fo der Erwerb der 
Münfter- Hammer Bahn in Weftphalen, der Ausbau der Oftbahn von Kreug 


68) Seit 1850 erfchienen jährlich als Vorlagen für die beiden Häufer des zn Berichte 
der Etaatsfchulden- Verwaltung über ihre Geihärtsführung im Jahre vorher. Der 13. Bericht, 
der bier benugt wird, ift im Februar 1863 vorgelegt. 
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über Küftrin nah Frankfurt, vie Fortfegung der Oftbahn von Königsberg nad) 
Eydtkuhnen an der ruffifhen Grenze, von Bromberg über Thorn bis zur polnifhen 
Grenze (1856 —61), der Saarbrüder Bahn nah Merzig (1858), Tre (1860) 
bis zur Iuremburgifchen Grenze bei Wafferbillig (1861), die Legung eines zweiten 
Geleiſes für die Niederfchlefiich- Märkiihe Bahn (1859—61), zweimalige Unter- 
ftügungen ver Rhein-Nahe- Bahn, deren fpätere Dedung in Prioritäts- Aftien 
erfolgen foll. Die dafür kontrahirten neuen Anleihen find 7,800,000 Thlr. im Jahre 
1855 à 4!/, Broc., 7,680,000 Thlr. à 41/, Proc. im Jahre 1857, 18,400,000 
Thlr. in den Jahren 1859, 1860 und 1861 nah dem Bedürfniſſe des fort 
ſchreitenden Eifenbahnbaus nah und nad in Umlauf gebradht. Die Mobilmahung 
der Heeresmadıt im Sommer 1859 bei der drohenden Stellung Frankreichs gegen 
Deutfhland, während des italienifchen Krieges, erforderte zuerft die Verwendung 
bes gefammten Staatsſchatzes (wiederum von 3,000,000 Thlr., im Jahre 1849, 
bis auf 15,000,000 Thlr. geftiegen) und eine neue Anleihe von 30,000,000 Thlrn, 
à 5 Proc., deren Amortifation erft mit dem Jahre 1863 beginnen fol; fie ift 
nur zur Meineren Hälfte für das mobile Heer verwandt, hat aber auch nur 
28,500,000 Thlr. eingebradt, da fie zu 95 Proc. (immer noch günftig bei einem 
drohenden allgemeinen Kriege) ausgegeben werben mußte. Bon diefer Anleihe find 
12,500,000 —* wieder in den Staatsſchatz zurüdgelegt. Der Zinsfuß für bie 
Staatsanleihen von 1850 und 1852 wurbe im April 1862 durch eine gleiche 
Operation wie im Jahre 1851 von 41/, auf 4 Proc. reducirt. 

Der Stand der gefammten Staatsjhulvden betrug nah dem letzten Be— 
richte der Stantsjhulden-Berwaltung am 1. Jan. 1862: 


Kapital Zinſen 
1. Staatsſchuldſcheine a 31/, Proc. 82,712,700 Thlx. 2,894,444 Thlr. 
2. Freiwillige Anleihe 1848 = Al, =  5,074,670 = 224,490 - 
3. Staatsanleihe 1850 «4 = 15,447,900 = 617,816 - 
4. Staatsanleihe 1852 «4 = 14,002,300 =» 560,092 = 
5. Staatsanleihe 1853 .- 4 ⸗ 4,504,000 = 180,160 = 
6. Stantsanleihe 1854 « 41/2 =» 13,761,800 » 619,281 = 
7. Brämienanleihe 1855 « 31/5 = 13,560,000 = 474,600 = 
8. Zweite Anleihe 1855 : 41, =  7,267,300 =» 327,028 » 
9. Staatsanleihe 1856 : 4/2 = 15,917,800 = 716,301 = 
10, Staatsanleihe 1857 41, = 7,680,000 = 343,536 = 
11. Staatsanleihe 1859 «5 : 30,000,000 = 1,500,000 = 
12. Zweite Staatsanleihe 1859 69) - 4l/ja » 15,000,000 = 675,000 = 
13. Rautionen 70) «A = 6,319,359 = 252,774 » 


697 Es find von dieſer Anleihe noch 3,400,000 Thlr. Staatsihuldfcheine zurüdbehalten, 
welche na dem Bedarf des weiter fortichreitenden Eiſenbahnbaus in Umlauf gejept werden, 
aljo bie dahin dem Staate noch feine Zinfenlaft aufbürden. 

70) Unter diefen Kautionen find ſowohl die der Kaffenbeamten und Gteuereinnehmer wie die 
der Zeitungen begriffen. Sie mußten bis 1860 baar eingezablt werden und wurden mit 4 Proc. 
ginſen vergütet; fie hatten im Jahre 1859 bereits die Höhe von 7.500,000 Tolr. erreicht umd 
waren jeit 1862 unter die Berwaltung der Staarsihulden geftellt. Nach dem Gejege vom 21. Mai 
1860 werden jept alle Kautionen in Staatepapier:n geftellt, deren Jins-Coupons in den Händen ihrer 
Befiger bleiben. Da bereits ein Kautions-Depeſitum von ca. 5,000,000 Thlr. angefammelt ift, 
aus welchem die jährlich zurüdgenommenen KautionssKapitafien baar zurüdgezablt werden, jähr- 
li etwa 1,000,000 Thlr., fo wird in 4 bis 5 Jahren diefer Tilel aus der Gtaatsfchuld gänz- 
li geichwunden fein. 


— 
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’ Kapital Binfen 
14. Milittär-Wittwentaffe 71) a4 Proc. 890,400 Thle. 35,616 Thlr. 
15. Provinz. v. Staate garant. Sch.» 31/,u.3 4,316,623 — 122,837 = 
16. Eifenbahnaftien d. Pieverfchle ⸗4u. 4/, 17,975,025 = 724,510 = 
17. Eiſenbahnaktien d. Münft.-Ham.- 4 u. 41/2 1,380,000 + 56,153 — 


Summe der verzinsl. Staatsfhulven 255,809,877 Thl. 10,324,638 Thl. 
18, Unverzinsl. Schuld in Kaffenanweifungen 15,842,347 - — 


Geſammtbetrag der Staatsſchuld 271,652,224 Thl. 10,324,638 Thl. 
Es find noch im Laufe des I. 1862 getilgt 5,519,773 = 


fo daß am 1. Januar 1863 verblieben 266,132,451 Thlr. als die Total 
fumme für die preußifhen Staatsſchulden. Unter diefen gehören 84,524,725 Thlr. 
nad dem 13. Berichte der Staatsfhulden-Berwaltung der produftiven Verwendung 
für Eifenbahnen an und werben aus den Ueberſchüſſen der Eiſenbahn-Verwaltung 
verzinfet und amortifirt. Demgemäß fallen in ver That gegenwärtig nur 
181,607,720 Thlr. verzinslihe Staatsfhulden ven allgemeinen Staatsverwaltungs- 
Ausgaben mit ihrem Aufwande für Verzinſung und Tilgung zur Laft, mithin faft 
enau berfelbe Betrag, welder fi 1820 bei der erften vollftändigen Regelung ber 

taatsfhuld ergab und die verzinsliche auf 180,000,000 Thlr. feftftellte. Die neue 
durch Gefeg vom 24. Sept. 1862 in Ausficht geftellte Anleihe von 5,600,000 
Thlrn. ift wiederum nur für den Bau der Eifenbahn von Küftrin vireft nad) 
Berlin und wird ans dem Eifenbahnfond gevedt; fie ift aber bis jest noch nicht 
realifirt, eben jo wenig die durch dasſelbe Geſetz bewilligte für die ſchleſiſche 
Gebirgs-Eiſenbahn. — Als fortbeftehende financielle Hülfsmittel für die Staats— 
verwaltung dienen außer den laufenden Staatseinnahmen der oben bereitd angeführte 
Staatsihag, gegenwärtig in runder Summe mit 21,000,000 Thlrn., ber eiferne 
Beftand der General-Staatskaſſe mit 5,000,000 Thlrn., der Münze mit 1,000,000 
Thlen., die Beftände bei den übrigen Zweigen der Verwaltung mit 3,000,000 
Thlrn., das oben erwähnte Kautiond-Depofitum mit 5,000,000 Thlrn. 

Die allgemeinen Staatshaushalts- Etats blieben, bei gewöhnlicher Balancirung 
der Cinnahmen mit den Ausgaben, in jährliher Steigerung von 1851 mit 
94,294,959 Thlr. auf 97,345,199 Thlr. im I. 1852, auf 103,029,671 Thlr. 
im 9. 1853, auf 107,990,069 Thir. im 3. 1854, auf 111,827,785 Thlr. im 
J. 1855, auf 118,864,071 im 9. 1856, auf 120,242,312 im 9. 1857, 
auf 126,409,778 im I. 1858, auf 134,230,101 Thlr. im I. 1859. Im Jahre 
1860 war ber Gefammtbetrag in Folge der Ariegsunruhen des Jahres 1859 
etwas geringer auf 133,188,354 Thlr. bemefien, aber im 3. 1861 auf 135,341,701 
Thlr., 1862 auf 136,523,411 Thlr. und nad dem jet vorliegenden Budget für 
1863 vie Einnahmen auf 137,744,159 Thlr. und die Ausgaben auf 139,844,159 
Thlr. veranfhlagt. Dies Deficit fell mit 2,100,000 Thlen. aus dem Staatsſchatze 
gedeckt werden, in welden alle Ueberſchüſſe der wirflihen Einnahmen über bie 
etatsmäßig angefegten abgeführt werben, Bei der Borlage der Einnahmen für 1862 
ift in der That ein folcher Ueberfhuß von c. 8,000,000 Thlen. angegeben, für deſſen 
theilweife Verwendung bie Regierung im Apr. 1863 auch anderweitige Vorſchläge ge 
macht hat, die jedoch von Seiten der Yandesvertretung noch nicht genehmigt find. — 
Die gegenwärtigen Berhältniffe der Staatseinnahmen und Ausgaben wird man Mar 





71) Diefe —* beruht darauf, daß früber der Kapitalbeſtand der Militär-Wittwen⸗ 
Kafle die laufende Gtaatöverwaltung in Anſpruch genommen und verwandt worden ift. 


Bluntſchli und Brater, Deutihes Gtaats-Wörterbug. VII. 23 
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überfehen und beurtheilen fönnen, wenn man zum Bergleich das letzte Jahr vor ber 
Reorganiſation des Heeres (1859) und das jest für 1863 vorgelegte Budget wählt, 
weil das letztere fi unmittelbar an die wirfliden Einnahmen und Ausgaben an- 
lehnt, erft im Dec. 1862 zufammengeftellt ift und mit Ausnahme der Ausgaben 
für das Heer nur geringe Veränderungen bei der Beſchlußnahme des Abgeorpneten- 


baufes erfahren bat. 


' 


Staatdeinnabmen. 1859. Thlr. 1863. Thlr. 

I. Finanz-Miniſterium 86,057,354 89,485,311 
davon 1. aus Domänen und Forften mit Einfluß 

des Kronfidei-Kommiffes 12,265,894 13,951,142 

2. Grundſteuer 10,224,690 10,216,000 

3. Einfommen- und Klaffenfteuer 11,861,000 12,483,000 

4, Sewerbefteuer und Eifenbahnabgabe 3,818,625 4,433,000 

5. Kleine direkte und inbirefte Steuern 475,459 495,394 

6. Eingangs-, Ausgangs, Uebergangszölle 12,890,000 11,985,000 

7. Rübenzuderfteuer 3,548,000,  4,250,000 

8. Branntweinftener 6,540,000 6, 860, 000 

9. Malzſteuer und Uebergangsabgaben von Bier 1,160,000 1,420,000 

10. Inländiſcher Tabat- und Weinbau 240,000 257,000 

11. Mahl: und Schladtfteuer 2,570,000 2,959,000 

12. Stempelfteuer 4,160,000 4,550,000 

13. Ehauffeegelver 1,328,000 1,274,000 

14. Hafen-, Strom-, Kanal-, Schifffahrts-Gefälle 1,497,000 1,247,000 

15. Salzmonopol 8,924,740 9,033,390 

16. Lotterie 1,311,800 1,333,300 

17. Seehandlungs-Inft., Bank u. Münze in Berlin 1,409,128 1,479,429 

18. Eivilpenfiond-Beiträge u, auferorbentl. Einn. 1,743,018 1,258,706 

1. Minift. f. Handel, Gewerbe u. öffentl. Arb. 35,601,626 38,053,379 

davon 1. Boftverwaltung, Gefeg- und Zeitungs-Debit 11,376,000 11,749,600 

2. Telegraphen » Berwaltung 788,600 966,700 

3. Eifenbahn »Berwaltung 9,213,410 12,846,190 

4, Berg, Hütten und Salinen-Berwaltung 13,926,386 12,123,731 

5. Staatsmanufaktur u. verfchiedene Einnahmen: 297,230 367,158 

IH. Iuftiz- Minifterium 9,832,804 10,150,300 

davon 1. Serichtätoften und Gebühren für die Beamten 9,550,231 9,875,810 

2. Strafen 282,573 274,490 

IV. Minift. für die landwirthſch. Angelegenh. 1,486,482 1,157,944 

davon 1. Landwirthſchaftliche Verwaltung 1,050,194 895,534 

2. Geftüt - Berwaltung 436,288 262,410 

V. Mintifterium des Inneren 787,676 681,416 

VI, Minifterium der auswärtigen Angelegenh. 10,080 12,340 

VH, Minift. v. Kultus, Unterrichts, Medic⸗Angel. 91,614 * 96,343 

VII, Minifterium des Kriegs und der Marine 343,322 433,386 

IX. Hobenzollern-Lande 221,429 246,857 


Sefammtbetrag der Einnahmen 134,432,387 137,744,159 
Davon erfordern die Betriebs-Berwaltungs-Koften 41,582,837 42,506,165 


Bleiben als Einnahme für die Dotationen und 


Staats - Berwaltungs » Ausgaben 92,849,550 


95,287,994 


Staatsausdgaben. 1859. Thlr. 
A. Betrieb, Erhebungs- u. Berwaltungsfoften 41,582,837 
1. Domänen- und Gentralverwaltung 894, 240 
2. Forften, Holzfchlägerlohn 3,065,000 
3. Direlte Steuern 1,056,880 
4. Indirekte Steuern 4,386,816 
5. Salzmonopol, Ankauf, Transport des Salzes 3,190,740 
6. Lotterie und Münze in Berlin 194,428 
7. Boft: and Zeitungs -Berwaltung 9,732,455 
8. Telegraphen » Verwaltung 531,675 
9. Eifenbahn » Berwaltung 7,607,334 
10. Bergmwerk-, Hütten u. Salinen-Bermwaltung 10,710,859 
11. Staars-Manufaltnren 212,400 
B. Dotationen 16,762,073 
12. Rente u, Zufhuß d. Kronfidei-Kommiß-Fonds 3,073,099 
13. Staatsfhulden inkl. d. Eiſenbahnſchulden 13,447,250 
14. Beide Häufer des Landtags 241,744 
C. Staatsverwaltungs-Ausgaben 75,885,191 
15. Staatsminifterium und Centralbehörden 270,825 
16. Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten 878,990 
17. Minifter. d. Finanzen, allgem. Berwaltung 72) 1,499,710 
18. Ober-Präfidium und Regierungen 1,834,385 
19, Eivil-Benfionen, Kompetenzen 2,357,603 
20. Allgem. Wittwen-Penfions-Anftalt, Zufhuß 664,100 
21. Juftizminifterium und obere Gerichte 1,501,551 
22. Untere Gerichte 7,511,913 
23. Kriminaltoften 1,883 ,484 
24. Minifterium des Inneren, Polizeiverwaltung 2,288,210 
25. Gensdarmerie 1,068,651 
26. Straf- und Beflerungs-Anftalten 2,215,208 
27. Minift. f. Handel, Gewerbe, Bauten, allg. Berw. 339,513 
28, Bauverwaltung für Land- und Wafjerwerte 1,778,243 
29. Unterhaltung der Chauſſeen 2,356,673 
30. Chauſſee- Neubauten 1,000,000 
31. Minifterium für landwirthſchaftl. Verwaltg. 1,622,873 
32. Geftütö-Berwaltung 638,793 
33. Min, f. Kultus u. Unterridt, allg. Verw. 187,110 
34. Evangelifher Kultus 408,854 
35. Katholifher Kultus 743,386 
36. Univerfitäten 503,573 
37. Gymnaſien und Realſchulen, Schulfolleg. 398,244 
38. Elementar-Unterricht 465,150 
39, Kunft und Wiſſenſchaft, Akademien, Samml. 214,653 
40, ARE Anne und außerorbentl. Verbeſſ. 546,491 
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‚1863. Thlr 


42,506,165 
866,300 
3,399,550 
1,107,165 
4,408,394 
2,614,690 
158,164 
10,108,600 
736,000 
9,576,808 
9,320,494 
210,000 
18,534,075 
3,073,099 
15,221,466 
239,510 
81.147.132 
277,360 
898,595 
1,729,066 
1,891,163 
2,316,997 
687,730 
1,664,151 
7,829,363 
1,914,391 
2,340,469 
1,097,203 
2,084,296 
329,260 
2,004,619 
2,460,578 
1,000,000 
1,333,797 
514,260 
205,610 
412,599 
745,584 
564,236 
413,319 
503,771 
244,436 
721,832 


fitionsfonde für den König zu Gnadenbewilligun zn 
i er Haupt-Grtraordinanum von 300,000 Thfr. 
Ferner find jeit 1860 die Hentenbanen, 
aftlichen Miniftertum gehörten, mit einer Ausgabe von circa 
inifterium verbunden. 
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1859. Thlr. 1863. Thfr. 


41. Medieinalweſen 206,125 312,928 
42, Kriegsminifterium 30,695,877 37,354,002 
davon für allgemeine Verwaltung 1,671,760 1,973,765 
Befoldung, Verpflegung, Bekleidg. d. Trupp., 
Remonte und Fourage der Pferbe 23,634,317 29,690,765 
Waffen und Feftungen 1,491,387 1,678,124 
Erziehungs- u. Bildungs-Anft., Medic.-Stab 402,020 427,078 
BVenfionen- und Invalidenweſen 3,496,393 3,684,270 
43. Marineminifterium 819,510 1,130,163 


44. Außerordentliche oder einmalige Ausgaben 73) 8,233,874 6,235,833 
größtentheils für neue Bauwerke und Me- 
liorationen, davon f. d. Min. f. Handel u. 
Gewerbe 2,865,350 Thlr., f. d. Kriegsmin. 
1,620,000 Thlr., f. d. Marine 1,353,176 
Thlr.( Hafen- u. Sciffbauten), f. d. Kultus- 
minift. 823,261 Thlr., Finanzm. 494,200 
Thlr., Iuftizm. 400,000 Thlr. (Gefängnifie 
u. Gerichtsgebäude), Landw. M. 436,000 
Thlr., Min. des Inneren 193,875 Thlr. 
45. Geſammtausgaben für Hohenzollern 242,229 246,857 


Geſammtbetrag aller Staatsausgaben 134,230,101 139,844,159 

Bei der Vergleihung beider Etats für 1859 und 1863 werben die Einnahmen 
eine allmälig fteigenbe und entſprechende Erhöhung nachweifen, wo nicht beträdt- 
lihe Herabjegungen gejeglih von der Staatsverwaltung eingeführt find, mie in 
Folge mehrerer Berträge bei einzelnen Gingangszöllen, bei den Durchgangs- und 
Ausgangs- Abgaben. Eine natärlihe Verminderung diefer Einnahme war alſo für 
die erften Jahre zu erwarten. Das Herabgehen der Einnahmen aus den Berg- 
und Hüttenwerken ift durch Handels-Konjuinfturen bedingt, fowie bei der Aufftelung 
bes Burgets auf die zunächſt vorangegangenen Jahre Rüdfiht genommen werben 
muß, wenn gegenwärtig auch, wie es bei diefer Einnahme ber Fall tft, bereits wieder 
eine Steigerung eingetreten ift, die jebocdh erft für das Budget für 1864 ſich 
wirffam zeigt. Bei den Ausgaben dagegen tritt fofort eine überaus weſentliche 
Differenz bei dem Kriegsminifterium hervor, melde ungeadtet der von ver 
Regierung gegen die Vorlage für 1862 felbft gemadten Erſparniß-Vorſchläge doc 
über 6,650,000 Thlr. mehr für dieſen einzigen VBerwaltungszweig gegen 1859 
in Anfpruh nimmt. Darüber ift der große Konflikt zwifchen der Regierung und 
dem Abgeorpnetenhaufe entftanden, ver bereits bis in das dritte Jahr dauert, für 
1862 gar feine Bereinbarung des Budgets zu Stande kommen ließ und bis 
jet aud für das Jahr 1863 keine günftigere Ausficht zeigt. 

Das preußifhe Heer war aus financiellen Gründen feit 1820 in feiner 
Zufammenfegung nicht wefentlic verändert, obgleich die große Zahl von Feftun- 
gen bei der ungünftigen Yängenausvehnung des Staates eine bedeutende Stei- 
gerung des Koftenaufwantes für feine Bertheivigungsfähigfeit auch in der Friedens- 


73) Bon den aufßerordentl. Ausgaben für das Jahr 1863 find beftimmt 2,438,916 Thfr. 
fe d. Min. f. Handel und Gewerbe, 1.150,000 Thlr. für die Marine, 1,111,948 Ibir. für das 
Kriegd:Min., 430,000 Thlr. für das KAultus-Min., 218,500 Thlr. f. d. M. f. d. landwirthſch. 
Basti. 498,530 Tbir. für das Finanz Min., 111,069 Thlr. für das Minifterium dei Innern 


— % Thlr. für das Juftiz-Minifterium. 
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zeit bewirkt Hatte. Die nad dem Gefege vom 3. Sept. 1814 geſetzlich bes 
ftehende dreijährige Dienftzeit unter den Fahnen war für die Infanterie in ven 
Jahren 1834— 55 anf zwei Jahre ermäßigt, und es erſchien die Friedensſtärke 
von 131,000 Mann für das ftehende. Heer ausreihend. Die Mobilmahung des 
Heeres im Jahre 1850 hatte inzwifchen manche Mängel aufgededt und wurde bie 
Beranlafjung zu der Rückkehr zur dreijährigen Dienftzeit bei den ahnen, melde 
1855 wieder durchgeführt wurde und eine Augmentation des Heeres bis "auf 
151,000 Mann im Jahre 1859 und ein um mehr als 5,000,000 Thlr. verftärftes 
Militär-Budget herbeiführte, Dennoch ſchien bei der neuen Mobilmahung im 9. 
1859 mit Rüdfiht auf die politifhe Situation der benachbarten Mächte und bie 
ganz veränderten Verkehrsmittel und Erleichterungen jeder Art des Transportes 
eine Verſtärkung des ftehenden Heeres durchaus nothwendig, indem man bamit 
eine Erleichterung der Verpflichtung zum Kriegsdienſte bei ver Landwehr verbinden 
wollte, eigentlich beide Aufgebote der Landwehr in eins zufammenziehen und 
ausſchließlich zur Verwendung in den Feftungen fie zu beftimmen gedachte. Drei 
Jahre (vom 36. bis 39, Lebensj.) follten der Landwehr ganz erlaſſen, dafür aber 
die Reſervezeit um 2 Jahre vermehrt (27. und 28. Lebensj.) werben und bie ge- 
ſammte Dauer ver Berpflihtung zur Landwehr auf 9 Jahre beichränft bleiben. Die 
darüber der Pandesvertretung zur Annahme vorgelegten Gefeg-Entwärfe vom 10. 
Februar 1860 und 16. Februar 1862 unterfchieden fi dadurch, daß in bem 
legteren die auf 4 Jahre für die Kavallerie verlangte Dienftzeit bei ven Fahnen 
auch auf 3 Jahre, wie für alle Truppentheile zurüdgeführt, die Reſerve für das 
ganze Heer auf 4 Jahre, alſo überhaupt Verpflichtung für das ftehende Heer auf 
7 Jahre feftgehalten und der Landwehr noch eine Wehrpflicht auf 9 Jahre beftimmt 
wurde. Beide Vorlagen fanden bereits in den Kommiffionen des Abgeorbneten- 
hauſes fo ftarfen Widerſpruch, daß die erftere von ber Regierung zurüdgenommen, 
bie zweite durch die Auflöfung des Abgeorbnetenhaufes am 11. März 1862 be- 
feitigt wurbe. Unterdeffen hatten die politifchen VBerhältniffe im Frühjahr 1860 
eine proviſoriſche Kriegsbereitihaft der Heeresmaht vem Landtage doch dringend 
empfohlen, und demgemäß war vie Borlage einer außerorbentlihen Bewilligung 
von 9,000,000 Zhlrn. für 14 Monate vom 1. Mai 1860 bis 30. Juni 1861 
von beiden Häufern angenommen. Mit diefer Summe führte die Regierung bie 
Reorganijation nad dem vorgelegten, aber nit angenommenen Plane für das 
gefammte Heer aus, indem fie 4 Garbe- Infanterie und 32 Linien » Infanterie 
Regimenter und 5 neue Ravallerie-Regimenter neben den genehmigten 12 Batterien 
für die 9 Urtillerie » Brigaden und die 3 Rompagnien für die Pionier - Bataillone 
bildete. Die Anerkennung der Reorganifation wurde jet von dem Abgeorbneten- 
haufe geforvert, aber nicht zugeftanden, die Einigung für das Jahr 1861 erfolgte 
jevoh dahin, daß „zur Wufrechterhaltung der Kriegsbereitihaft des Heeres“ 
3,611,410 Thlr. außerorbentlih für das Kriegsminifterium bemilligt wurden, 
neben dem Ordinarium von 31,768,857 Thlen. 7%) Im Jahre 1862 forderte bie 
Regierung abermals die Anerkennung der gefammten Reorganifation des Heeres 
in einer Stärke von 195,580 Mann mit einem Koftenaufwande von 39,588,979 
Thlen. an orbentlihen und außerorbentlihen Ausgaben. Das Abgeordnetenhaus 
verfagte durch den Blenarbefhluß vom 23. Septbr. 1862 die Bewilligung bes 
Mehrbevarfs für die Kriegsbereitichaft mit 5,970,264 Thlrn., und genehmigte 


7%) Veral hierüber die 6 ausführlichen Kommiffionsberichte ded Abgeordneten: Haufed aus 
den Jahren 1860 bi Mai 1863. 
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nur den Militär-Etat mit 33,618,715 XThlen., wogegen das Herrenhaus, unter 
Annahme fämmtliher Forderungen der Regierung, das verminderte Gefammtbugbet 
im Ganzen ablehnte. Im budgetlofen Zuftande des Jahres 1862 hat die Staats- 
verwaltung inzwijchen alle Ausgaben für die Reorganifation geleiftet und biefelben 
aud wieder für das Jahr 1863 mit 37,354,002 Thlen. im orbentlihen Etat 
und mit 1,111,948 Thlen, im ertraorbinären Etat geforvert, überhaupt alfo 
38,2165,950 Thlr , indem fie gegen den Anſchlag für 1862 eine Minverforderung 
von 1,123,000 Thlrn. durd Erfparniffe bei früherer Entlaffung der Infanterie 
um 4!/, Monate aus der breijährigen Dienftzeit aufftellte. Aber die Budget⸗ 
Kommifjion hat nach zweimonatlicher Berathung wieder die Abjegung von 5,893,733 
Thlrn. für die Reorganifation in ihrem Berichte vom 12. Mai 1863 vorgefhlagen, 
wofür fich unbezweifelt die Majorität des Abgeorbnetenhaufes erklären wird. Ob 
die Einigung unter Beibehaltung der meuen Regimenter dur Berminberung ber 
Präfenzftärfe in den einzelnen Bataillonen und Eskadronen erzielt werden kann, 
hängt von der weiteren Verhandlung ab. *) 

8) Das Minifterium des Kriegs und der Marine ift feit dem 16. 
April 1861 unter der Leitung eines Minifters verbunden, fonft aber in der Ge- 
Ihäftsführung durch bejondere Departements getrennt. Ihm gehören ausschließlich 
an: 1) das allgemeine Kriegspdepartement, geleitet von einem General- 
lieutenant , in drei Abtheilungen für Armee-Angelegenheiten (Infanterie, Kavalle- 
vie), für Artillerie, für Ingenieur» und Feltungs-Angelegenbeiten, jede Abtheilung 
aus einem Dirigenten (Stabsofficier) und mehreren Räthen (Stabsofficieren und 
Hauptleuten) gebildet. 2) Das Militär-Defonomie-Departement, gleich: 
falls von einem Generallieutenant geleitet, in vier Abtheilungen, für Etats» und 
Kafjenwefen, Natural-Verpflegungs-, Borfpann- und Marſch-Angelegenheiten, Be- 
kleidungs⸗ und Zrain-Angelegenheiten, Einquartirungs- und Lazaretweſen, jede Ab- 
theilung aus einem Givil-Direktor und mehreren Intendantur- oder Kriegsräthen ge 
bildet. Unter dem Kriegsminifter ftehen unmittelbar die Abtheilung für bie perfön- 
lihen Angelegenheiten (Militär-Rabinet), aus einem General und drei Stabsoffie 
cieren gebildet, die Abtheilungen für das Remontewefen, melde in einzelne Remonter 
Infpeftionen für die Provinzen zerfällt, für das Invalidenwefen, das General-Aubi- 
toriat als oberfte militärgerichtlihe Inftanz für die Korps-Aubditoriate der neun 
Armeelorps, die Militär» Erziehungs» und Bildungs - Anftalten, die Militär 
Studien» und Prüfungs-Kommiffionen , das Militär-Mevicinalmejen. 

Das ftehende Heer, über deſſen Kriegsvienftverpflitung und financielle 
Verhältniſſe wir ſchon oben bei der Berfafjung und Finanzverwaltung umſtändlicher 
berichtet haben, befteht gegenwärtig aus neun Armeelorps, von denen jedes in 
zwei Divifionen zerfällt (nur das Gardekorps befigt ausnahmsweile noch eine 
Garbe-Kavallerie-Divifion) und jede Divifion zwei Brigaden Infanterie und eine 
Brigade Kavallerie umfaßt. Außerdem befindet fich bei jevem Armeekorps noch je eine 
Artillerie Brigade, je ein Jäger-Bataillon (bei der Garde nod ein Schügen- 
Bataillon), je ein Pionier- und je ein Train: Bataillon. In neuefter Zeit hat ver 
Feldmarſchall als Oberbefehlshaber in ven Marken zwei Armeeforps unter feiner 
Leitung (Gardekorps und III. Armeekorps) und vorübergehend für -die polnifchen 
Unruben ein Befehöhaber die obere Leitung von 4 Armeelorps (I., II., V. u. VI). 
Ein Armeelorps bildet in Friedenszeiten in der Regel die Bejagung einer Provinz, 
wie für Preußen (1.), Pommern (I1.), Poſen (V.), Schleſien (Vl.), Sachſen (IV.), 


*) Dal. die Rebaftionsnote S. 288, 
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nur Brandenburg hat zwei (Garden, IIT.), bie Rheinprovinz 11/, (VIII. und bie 
Hälfte von VIL.) und Weftphalen hat nur ein halbes Armeelorps (VII), Außer: 
dem bat Preußen die Befagung ganz oder zur Hälfte in den Bundesfeſtungen 
Luremburg, Mainz und Raftatt und ftellt einen Theil der Beſatzung von Frank⸗ 
furt a. M. Der Generalftab der Armee ift, außer der großen Gentral-Abtheilung 
in Berlin, bei jedem Armeekorps ſowohl für die General- Kommando’s wie für 
vie Divifionen vertheilt. General-Infpektionen beftehen für die Artillerie, für das 
Ingenieurweſen und bie Feftungen, für das Militär-Erziehungswefen, jede mit einem ' 
höheren General befegt. Im aktiven Dienfte befinden ſich gegenwärtig 33 Generäle 
der Infanterie oder Kavallerie, 38 Generallieutenants, 72 Oeneralmajore, 116 
Dbriften (75 Inf., 18 Kav., 15 Artil. u. 7 Ingen.), 514 andere Stabsofficiere, 
7210 Dfficiere niederen Ranges. 

Der gegenwärtige Beftand des fiehenven Heeres ergiebt fi aus folgender 
Ueberfiht, jedes Infanterie- Bataillon zu 534 bis 570 Mann, jedes Kavallerie 
Regiment zu 599 Mann, jede Art.-Batterie zu 150 Mann für die Friedensftärte 
gerechnet : 


. Infanterie Bataill. Friedensſt. Kriegsſt. Pferde 

1. Garde, 9 Regimenter 27 16,991 M. 27,451 M. 

2. Linien⸗Regimenter, 72 216 116,208 =» 218,088 = 

3. Jäger und Schügen 10 5,340. = 10,060 = 

81 Regt. u. 10 Bat., zufammen 253 138,539 M. 255,539 M. 2361 
II. Rapvallerie Eskadr. Friedeusſt. Kriegsſt. Pferde 

1. Garde, 8 Regimenter 32 4,769 M. 4,857 M. 

2. Linien⸗Kavallerie, 40 Regm. 168 24,984 = 25,432 = 

3. Landwehr 73), 12 Regm. 48 204 » 7272 = 

60 Regm. 248 29,957 =» 37,561 - 31,568 

Il. Feldartillerie Friedensſt. Kriegsſt. Pferde 


9 Brigaden (1 Garde) Batter. 108 16,381 M. 27,918 M. 6468 
IV. Feftungsartillerie Kompag. 65 6,275 » 23,416 - 


V. Bioniere, 9 Bataillone 9 4491 » 5,454 = 
VI. Train, 9 Bataill. Kompag. 18 1,665 -» 30,200 = 959 
VI. Nicht regimentirte Offiziere 883 =» 2525 


Geſammtſtärke der fyeldarmee 198,191 M. 380,088 M. 43,881 
und 432 Stüd befpannte Geſchütze im Frieden, 
864 = ⸗ « in Kriegäzeit. 

Als Verſtärkung der Kriegsmacht dienen "die Erfagmannfhaften, welche bei jeber 
Mobilmahung aus den noch übrig bleibenden Referven (21. bis 27. Lebensjahr) 
auf jeves Imfanterie-Regiment zu einem Bataillon, auf jedes Jäger- und Pionier- 
Bataillon zu einer Kompagnie, auf jede Artillerie» Brigade zu 4 Batterien, auf 
jedes Kavallerie-Regiment zn einer Eskadron formirt werden. Sie bilden zufammen 
105,400 Mann und liefern gleichzeitig die Mannfchaften für 288 Kanonen. Dazu 
fommt nun nod die Landwehr erften Anfgebots zur Befagung in den Feſtungen 
mit-116 Bataillonen & 1002 Mann (darunter 12 Oarbe-Landwehr-Bataillone 
und 104 Provinz-Lanbwehr-Bataillone) und 10 Jäger-Grjag-Abtheilungen & 402 


75) Die Landwehr⸗ Kavallerle, welche gegenmärtig nur in ben 4 öftfidhen Provinzen noch er: 
balten und fpäter Durch 6 neue Regimenter oder 24 Linien-Eskadr. erfegt werden foll, bat im 
Frieden nur die Stammmannſchaften mit 17 Mann für das Regiment verfammelt, 
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Mann, zufammen in Kriegaftärte 120,716 Mann, und bei ber äußerften Gefahr 
gegen ben über die Grenze anrüdenden Feind bietet fi nod die Landwehr zweiten 
Aufgebots (zwifhen 31. u. 36. Lebens.) in 116 Bataillonen à 824 Mann mit 
95,538 Mann dar, Es ift mithin gegenwärtig der gewöhnliche Friedenszuſtand 
des preußifchen Heeres 200,000 Mann over faft 1,1 Proc. der Bevölkerung, bei 
der Mobilmahung mit der Referve 380,000 Mann oder 2 Proc, der Bevölkerung, 
mit den Erfagmannjhaften und der Landwehr erften Aufgebots über 600,000 M. 
“ ober 3 Proc. ver Bevölkerung, wozu nod die Berbindnng mit der Landwehr zweiten 
Aufgebots die Vertheidigungskraft bis auf 700,000 Mann oder faft 4 Proc. der 
— Volkszahl erheben würde. Die Zahl der jährlichen Rekruten (21. 
ebensj. vom zurückgelegten 20. Lebensj. ab) war 1850—59 = 43,000, fie iſt 
1860—62 auf 63,000— 67,000 vermehrt, während die Gefammtzahl der jungen 
Mannfhaft in diefem 21. Lebensjahre 185,000 Köpfe nad den ftatiftiichen Auf: 
nahmen beträgt, wovon aber minbeftens 40 Proc. nicht vienftfähig find. 

Für die Marine-VBerwaltung befteht feit 1849 ein befonderes Departe- 
ment, das anfänglich) unter der Leitung des Minifter-Präfidenten (1850— 59) ftand, 
im Jahre 1859 zu einem felbftändigen Minifterium umgebilvet werden follte, aber 
1861 dem Kriegsminifter Überwiefen wurde. An der Spige des MarineDeparte- 
ments fteht ein General» Major, und unter demfelben befinden ſich die drei Ab- 
theilungen für bie Specialverwaltung in den Händen technifcher Räthe und höherer 
Marine-Dfficiere: a) für Kommando-Angelegenheiten, b) für techniſche Angelegen- 
heiten, Ausrüſtung, Schiffsbau, Maſchinen-Werkſtätten, e) für Vermwaltungs« 
Angelegenheiten, von welher das Marine-Depot in Stralfund, die Werft-Direktion 
in Danzig und das Admiralitäts-Rommifjariat im Jahbegebiet abhängen. Neben 
biefer Verwaltung ift das Marine» Ober- Kommando feit 1850 errichtet, in den 
Händen des Prinzen Adalbert von Preußen, welder den Befehl über vie aftive 
Flotile und die Seemannfhaften führt. Die Marine ift noch in den erften An- 
fängen und leider zuerft nit mit der wünſchenswerthen Energie in rajcherer 
Förderung des Schiffsbaus unterftügt, wiewohl feit 1859 dies nachgeholt werben 
fol. As Marinehäfen werben die Anlagen im Jahdebufen für die Norpfee-Station, 
in Stralfund und Danzig für die Oftfee benugt, jedoch hier gleichzeitig die Vor— 
arbeiten zu einem großen Kriegshafen im Boddenbuſen bei der Infel Rügen feit 
1860 gefördert. As Bildungsanftalt befteht das Seelabetten-Inftitut in Berlin, 
das fpäter nach dem ausgebauten Kriegshafen verlegt werben fol. Der gegen- 
wärtige Beftand der Marine ift: 
an Schrauben-Dampffchiffen: 2 gevedte Korvetten A 27 Kanon. 54 Kan. 

19 Ranonenboote (483, 15828.) 42 = 


an Rad-Dampfern 1 Korvette 2 I K., 2 Anifofh.A28. 13 = 
1 Daht und 1 Bugfir - Dampfer 
an Segel-Schiffen 3 Fregatten à 28—48 Kanonen 114 = 
3 Briggs à 6—16 Kanonen 38 = 
3 Heinere Schiffe & 6 Kanonen 18 = 
an Ruder-Schiffen 40 Kanonenbote und Jollen 76 » 
357 Kan. 


Im Bau begriffen find 2 gevedte Schrauben-Korvetten A 28 Kan., 2A 17 Kan., 
4 Schrauben» Kanonenboote & 3 Kanon., 1 Panzerfhiff als Geſchenk ver Stadt 
Berlin. Für das Jahr 1863 find bis jest — nur 380,000 Thlr. zu 
neuen Schiffsbauten geforbert, aber es follte noch im Laufe dieſer Seffion des 
Landtags der ſchon längere Zeit son der Landesvertretung gewünfchte allgemeine 


.— 
— 
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DOrganifationsplan für einen fchnelleren Ausbau ver Marine vorgelegt werben, indem 
man felbft vermittelft einer Staatsanleihe eine Mräftigere Stellung, fowohl zur 
Vertheivigung als auch zum Angriff gegen Seemäcte zweiten Ranges, bald ein« 
zunehmen beftrebt fein muß. Der Friedensſtand des Perfonals der Marine um— 
faßte im Februar 1863: 1 Aomiral, 3 Kapitäne zur See, 6 Korvetten-Kapitäne, 
46 Lieutenants 1. und 2. Klaſſe, 60 Fähnrihe und Seekadetten, 52 Dedofficiere 
1. und 2. Klaffe, 1908 Unterofficiere und Matrofen, 416 Mann von der Werft- 
Divifion und 260 Schiffsjungen. Als Seefolvaten wird ein Geebataillon von 
616 Mann in 4 Kompagnien, ferner 2 Kompagnien Geeartillerie gebraudt von 
404 Mann. — Die Berpflihtung zum Kriegspienft wirb in gleicher Weife wie 
bei dem Heere auch auf der Marine abgeleiftet, es beftehen auch hiefür Referve 
und Geewehr in gleichem Berhältnifje wie die Referven des ftehenden Heeres und 
die Landwehr. 3. ®. Squbert. 


Primogenitur, f. Thronfolge. 
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1. Land- und Seekriegsbeute. Im Alterthum war jeber Krieg zugleich 
ein Kampf gegen jeven einzelnen Bollsgenoffen des feindlichen Staats und bebrohte 
benfelben mit der Sklaverei; insbefondere aber war er allemal ein Raubzug gegen 
feinblihes Staats- wie Privateigentbum, indem im Land- wie im Seekriege nicht 
blos alle beweglihden Sahen des feinvlihen Staates und der feindlichen Unter- 
thanen dem Sieger zur Beute preisgegeben waren, fonbern aud das Eigenthum 
an allen Grundſtücken zu Gunften des unfer Land mit Truppenmadht überziehen- 
den Feindes verrüdt wurde. Der feinvlihe Staat wie die feindlichen Volksgenoſſen 
wurben ja principiell als rechtlos angeſehen. 

Auf dem Grunde hriftlicher Lehre, bejonders der Würbigung ber Perjön- 
lichleit ver Menſchen, hat fih die alterthümliche Praris des Völlerrechts feit: den 
Zeiten des Mittelalter8 unter den Kulturvölfern allmälig gemilvert. Nament- 
ich ift die Reform in Betreff des Landkrieges eine ſehr beveutende geworben 
nud nur noch das Beuterecht (fiehe den Artikel „Beute“) in Betreff gewiſſer 
beweglicher Gegenftände in nicht ganz ſcharf begrenzter Ausdehnung rechtlich aner⸗ 
kannt. Der Seetrieg dagegen hat im Ganzen den alten barbariihen Charakter 
beibehalten. Alles bewegliche feinblihe Privat: und Staatseigenthum, welches auf 
offener See, in feinvlihen Gewäflern over innerhalb unſers eigenen Seegebietes 
' betroffen wird, erſcheint als gute Seebeute. Selbft feinplihe Güter in neutralen 
Schiffen waren bis zum Pariſer Frieden von 1856 nicht allgemein ausgenommen, 
und da Nordamerika die Sagungen dieſes Friedens nicht acceptirt bat, jo kann 
weder die hier aufgenommene Beftimmung zu Gunften neutraler Schiffe nod der 
weitere Sag, daß neutrale Güter auf feinblihen Schiffen, abgefehen von Kriegs- 
fontrebande, von der Kaptur frei feien, als allgemein gültiges Völkerrecht bezeichnet 
werben. Endlich find neutrale Schiffe in der Regel mit ihren Gütern Beute des 
Kaptors, wenn fie fich eines Bruchs der Neutralität durch Kontrebandtransport, 
Biofadebrud oder Aehnliches haben zu Schulden fommen laflen. Ja die Seefriegs- 
praris findet aud im Landkriege no eine gewiſſe Anwendung, nämlid im Fall 
des Embargo, indem nicht blos in unfern Gewäſſern befinplihe Schiffe und 
Güter, ſondern aud alles in unferm Lande befindliche bewegliche Eigenthum bes 
Feindes und feiner Unterthanen mit Beſchlag belegt und als Beute kondemuirt 
werben. Ein englifher Geheimrathöbefehl vom 29. März 1854 unterwarf nod) 
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alles Cigenthum feindlicher Unterthanen im Bereiche der kriegführenden Macht ber 
Beſchlagnahme nud Kondemnation, legitimirte zu folder Beſchlagnahme auch Zoll- 
beamte und geftattete zugleich Jedermann, bei der Regierung auf Beſchlagnahme 
anzutragen. 

Indeſſen Hegel ift es in Betreff der eigentlichen Seebeute: nur Kriegsfchiffe 
ber friegführenden Mächte ſowie Kaper, das heißt Privatfchiffe, welche von einer 
hriesführenden Macht durch fogenannte Kaper- oder Marfbriefe dazu privilegirt 
find, dürfen auf ver offenen See und in den genannten Gewäflern auf Beſchlag- 
nahme von Beute ausgehen. Zwar hat dann jener Parifer Friede die Kaperei 
für abgefhafft erflärt und es hat auch diefe Satzung vesfelben den Beifall der 
allermeiften Staaten erlangt, indeſſen da Nordamerila die Seerechtsreformen dieſes 
Friedens wie gefagt nicht acceptirt und in dem 1861 ausgebrodenen Kampfe mit 
den abgefallenen Süpftaaten die Kaperei wieder angewandt hat, fo tft das Imftitut 
der Kaperei nad allgemeinem Bölferreht noch nicht als allgemein befeitigt zu 
betrachten. (Siehe Art. Seekrieg.) 

Man nennt num jene Seekriegsbeute, welche nach dem Obigen theils dem Feine 
theild in gewiſſen Fällen aud ven Neutralen abgenommen werben darf, nad ge 
ſchehener Nehmung Prife, welde aber erft vann eine fog. gute Prife wirb und 
In das volle Eigenthum des Kaptors übergeht, wenn durch den Spruch eines 
Prifengerihtes die Beihlagnahme für völferrehtsmäßig erflärt ift, alfo wie 
man fih ausprüdt eine prifengerihtlide Kondemnation ftattgefunven 
bat, ganz anders als im Landkriege, wo der Beutemader an feiner Beute regel 
mäßig Eigenthum gewinnt, wenn er folde in Sicherheit gebracht hat oder doch 
nah 24 Stunden. (Siehe Br. II. ©. 118.) Nur im Fall der Reprife, d. 
bh. wenn eine Prife vor ihrer gerichtlichen Kondemnation dem Kaptor wieder 
abgenommen, wieder abgejagt wird, erinnert bie ſeerechtliche Praris in Bezug 
auf den Eigenthumserwerb der Prife an die landkriegsrechtliche Erwerbsweiſe ber 
Beute, denn wenn es aud nach der richtigen Theorie, welche im Ganzen durch 
die engliſche, nordamerikaniſche, holländiſche und ſchwediſche neuere Praris er- 
härtet wird, nicht zweifelhaft fein bürfte, daß der Wievernehmer in allen Fällen, 
wo der Nehmer nah der Strenge des Seekriegsrechts noch nicht als völliger 
Eigenthümer ver Priſe anzufehen ift, alfo in der Regel bevor vie Prife ihm 
gerichtlich zugeſprochen ift, nicht für fih, fondern zu Gunſten des urſprünglichen 
Eigenthümers vie Seebente wieder aufbringe, alfo dieſem legteren zu reftitwiren 
und nur einen Anfprud auf Bergelohn babe, jo ift doch in verſchiedenen Parti- 
fularredhten dies anders beftimmt und die Neigung vorhanden, die Rechtsanſprüche 
des urfprünglichen Eigenthümers zu Gunften des Wievernehmers für erloſchen an- 
zufehen, wenn die Prife 24 Stunden in den Händen des erſten Nehmers geweſen 
ift. (Franfreih , Spanien, Dänemark.) 

II. Kritil des PBrifenrehts. Neuefte Milvderungen. Daß dieſes 
Prifenreht des Seekrieges eine furdtbare Härte in ſich ſchließe und mit den For- 
derungen der Humanität im bireften Widerſpruch ftehe, wird in der Gegenwart, 
wenigftens von Theoretitern, allgemein anerfannt. Auch dürfte es ſchwer zu bewei- 
fen fein, daß viefe Strenge des Rechts durch das eigenthümliche Weſen des Gee- 
frieges geforvert werde Ein Seekrieg läßt fi füglih aud ohne folhe Maßregeln 
erfolgreih durdführen, wenn aud nicht geläugnet werben mag, daß bie Gewalt- 
thaten des Prifenrehts dazu beitragen, ven Feind zu ſchwächen und den Krieg 
energifcher zu führen. Mithin ftehen nur gewiſſe Zwedmäßigkeitsgründe biefem 
NRechte zur Seite. Es würde volllommen genügen, wem flatt ver bisher übli« 
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hen Eutreißung und Beraubung bes Eigenthums, namentlich der Privaten , eine 
Beſchlagnahme, Benugung und Verwendung gegen Entihäbigung ber Privaten 
einträte. Indeffen die Praris ift bier eine unbeftritten herrſchende, wenn aud) 
nenerlich gewille Milvderungen — tod immer nur als zeitweilige Konceffionen — 
beliebt worden fine. Namentlich haben England und Frankreich im legten Seekriege 
gegen Rußland 1854 ſolche Koncefflonen an Hitmanität und Sittlichkeit gemacht 
und Rußland folgte ihrem Beifpiele. Die oben genannte britiſche Deklaration und 
Geheimrathsbefehl vom 29. März 1854 hat beim Beginn des Krieges vie Aus- 
übung des Prifenrehts gegen feindliche Schiffe bis auf eine gewiffe Frift hinaus- 
gehoben, welche Friſt fonft nur etwa den neutralen Schiffen bei Eröffnung ber 
Blokade eines Hafens, in welchem fie ſich gerade befanden, geſetzt wurde. Es 
heißt darin: Den ruffiihen Kauffahrtei-Schiffen in irgend einem Hafen oder Plage 
des britifhen Reichs wird, vom Tage der Belanntmahung (29. März 1854) an 
gerechnet, eine Frift von ſechs Wochen gegeben, um ihre Ladungen einzunehmen 
und unbehinvert nach einem nicht blofirten Hafen ihre Reife zurüdzulegen, vorbe- 
hältlich, daß fie feine Kriegstontrebande, feinen feindlichen Officer vom Heere ober 
der Marine, noch auch ruffiiche Depeſchen an Bord haben. Ebenfo fol den ruffifchen 
Schiffen, welde vor dem Tage diefer Verordnung von irgend einem fremden Hafen 
mit der Beftimmung nad irgend einem britifchen Plategejegelt find, verftattet 
fein, in ſolchen Play einzulaufen, dort die Ladung zu lichen und unbehinder 
von ba nad irgend einem nit blofirten Hafen zu ſegeln. Diefe Vergünftigung 
erftredt fich indeß nicht auf feindliche Schiffe, welche, vor Ausbruch des Krieges 
oder innerhalb ver geftatteten Frift aus einem britifhen Hafen nach einem nen- 
tralen Hafen gefegelt, von dort, nachdem fie ihre Ladung gelöfcht haben, weiter 
fegeln. Wenn dagegen ein Schiff vor Ablauf des Termins von einem frembeit 
Hafen mit der Beftimmung nad einem britiihen Plage gefegelt ift, fpäter aber 
noch an einem andern Play die Ladung kompletirt hat, fo erfcheint es durch ven 
Geheimrathöbefehl gegen Konfistation geſchützt. Für die britiſchen Beſitzungen in 
Indien und ſämmtliche überfeeifche britiſche Befigungen warb durch Geheimraths- 
befehl vom 7. April 1854 die den ruffiihen Schiffen zum Einnehmen von Ladung 
und Abſegeln geftattete Frift auf 30 Tage nah dem Tage der Belanntmahung 
biefer Berfügung am betreffenden Orte verlängert. Ferner ift durch Geheimraths- 
befehl vom 15. April 1854 nachträglich geftattet worden, daß ruffifche Schiffe, 
die vor dem 15. Mai 1854 aus einem ruffifchen Hafen in der Oftfee oder am 
weißen Meer mit einer für einen britifchen Hafen beftimmten Ladung abfegeln, dort 
ihre Ladung löfhen und von da unbehinvert nad irgend einem nichtblofirten Hafen 
fegeln dürfen. Bergleibe aud die franzöſiſchen Dekrete vom 29. März und 15. 
April 1854, und die ruſſiſchen Verordnungen vom 18. April 1854, ſowie zu 
Gunften Sarbiniens vom Februar 1855. 

Endlich dürfen noch folgende Milverungen ver Härte des Prifenrechts, welche 
aus älteren Zeiten datiren, nicht unerwähnt bleiben. Nah ver Praris der vor- 
uehmften Seemächte pflegen nämlih von jeder Beihlagnahme und Konfistation 
ausgenommen zu fein bie Fahrzeuge und Geräthichaften feindlicher Fifher an ben 
Küften, In Frankreich haben fi die Gerichte vem Hertommen gemäß fehr beftimmt 
felbft dahin ausgefproden, daß nicht einmal zur Ausübung von Repreffalien Fijcher- 
böte des Feindes als gute Prife behandelt werben bürfen. Ebenfo find in ver 
Regel frei von Kaptur ſchiffbrüchige und verfchlagene Güter und Schiffe. Aud find 
wenigftens die engliichen Gerichte Sehr billig in Hinficht der Privatpatotillen und 
haben foldye felbft den feindlichen Kapitänen, 3. B. beim Ausbruche des däniſchen 
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Krieges im Anfang diefes Jahrhunderts, reftitutrt. Mur dann, wenn der Schiffsführer 
Theil an dem Betruge der Partei z. B. durch Meineid ꝛc. genommen bat, kon⸗ 
demniren die Engländer auf Privatpafotillen. 

IT. Ranztonirung der Prifen. Seit dem 17. Jahrhundert bis 
auf bie neueſte Zeit herab ift ferner das Prifenredht in ganz frappanter Weife 
dur die Uebung des fog. Loslaffungs- oder Ranzionirungsrehts mobificirt 
worden. Statt nämlich die Prife vor ein Prifengericht zur rehtsbeftänbigen Ber- 
urtbeilung bringen zu müffen, wird e8 dem Kaptor (Kaper oder Kriegsjhiff) von 
Seiten der friegführenden Macht geftattet, die Prife gegen Zahlung eines Löſe— 
geldes und Empfang eines Billet de rangon fofort wieder frei zu geben. Dadurch 
ift die Prife gegen jede meitere Störung und Nehmung auf derſelben Reife von 
Seite der kriegführenden Macht, welcher der Kaptor angehört, vollfommen 
gefichert. Erfolgt die Zahlung des Löfeglves, wie zumeift, nit baar und fofort, 
jo pflegen Geißeln und andere Bürgfhaften geftellt zu werben. Das Löfegeld muß 
dann von Rechtswegen gezahlt werben, wenn bie Priſe rechtsbeſtändig gemacht 
war, fo daß felbft die Gerichte des Schulpners für verpflichtet gehalten werben, zu 
fondemniren. Anterfeits hat ver Ranzionirte einen Anfprud auf Schuß des feindlichen 
Staats, dem das Löfegeld zufließen fol, gegen fernere Angriffe, bis zu dem ange- 
wiefenen Ziele der Reife, unter ver Bebingung jedoch, daß davon nicht willkürlich abge 
widen werde. Das Billet de rangon mit dem Anſpruch auf das Frebitirte Löſegeld 
ann übrigens felbft wieder ein Gegenftand der Beute werben, wenn nämlich der 
Kaptor feinerfeit8 genommen wird. Gehört in dieſem alle ver neue Kaptor 
(Wiedernehmer) zu dem Staat des Ranzionfhuldners, fo hängt e8 von ven Ge- 
ſetzen dieſes Landes ab, in wiefern ver Schulpner von jener Ranzionsſumme 
frei werde oder nid. 1 

Aber das ganze Inftitut der Ranzionirung iſt eine völferredhtliche Unfitte und 
trägt allgufehr den Stempel ter bloßen Beraubung des feindlichen Eigenthums 
an fih, während doch das Priſenmachen mwefentlih und zuerft auf eine Vernich— 
tung ber feinblihen Handels- wie Artegsmartne gerichtet ift. Jedenfalls ift dasſelbe 
eine Ausnahme im modernen Bölferfriegsredht zu nennen, welches das Priſenſyſtem 
eben nur noch zu billigen fheint, um durch mafjenhafte Wegnahme feindlicher 
Schiffe und Güter den Feind recht tüchtig zu ſchwächen und fo recht bald zum 
Frieden geneigt zu machen. 

Demnach kann es nicht Wunder nehmen, daß einzelne Staaten ihren Rapern 
bereits unterfagt haben, ſolche Ranzionirungsverträge zu jchließen. So England gemäß 
den Sagungen von 1779 (19. Georg III. 7, sect. 11.), 1782 und öfters unter 
berfelben Regierung Georgs IIT;, und Schweden im Reglement von 1788; aud darf 
man Rußland wegen Reglement von 1787 (art. 8), Dänemark (1810, art. 16) und 
Niederland (Ordonanz v. 1781, arg. art. 12) dahin rechnen. Dagegen erlaubte bie 
Spaniſche Berorbnung von 1779 art. 44 wenigftens für den Fall den Kapern bie 
Ranzionirung, wenn dieſelben ſchon drei Prifen gemacht hätten, verbietet fie aber in 
ben übrigen Fällen auf offener See. In Franfreih waren diefe Ranzionirungen durch 
Orb. v. 1681 geduldet in dem Falle, daß die Prife dem Kaptor läftig würde, wurben 
aber nachmals manigfach befhränft, namentlich durch Verordnung v. 11. Oft. 1780 
dahin, daß nur die in der irländifhen See und den Kanälen von Briftol, St. Georg 
und nordweſtlich von Schottland gemadten Prifen losgekauft werben bürften, end» 
lid durch Ord. v. 30. Aug. 1782 wenigftens in Bezug anf feinplihe Schiffe 
und Ladungen ganz abgefhafft, um zur Zeit der Revolution und Republif (Arrete 
du gouv. 2. prair. an. 11. tit. 1. c. 5) wieder aufjuleben. — Namentlich wird 
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übrigend ein Ranzionirungsvertrag immer ungültig fein, wenn er erft in dem 
Augenblide abgefchloffen wurde, wo der Nehmer die Prife aus Furt vor einem 
bereits heranfegelnden Feinde fahren laſſen will, denn e# fehlt hier das faltifche 
Fundament der Nehmung und ihrer Wirkungen, nämlich bie phyſiſche Kriegsherr- 
ſchaft über das Schiff. 

IV. Dauer des Prifenrehts. Billiger Weife follte mit dem Eintritt des 
Friedens jede weitere Aufbringung und Beftrafung der Neutralen wie aud der big- 
berigen Feinde gänzlich fiftirt werben, fo daß namentlich alle ſchwebenden prifen- 
gerichtlichen Prozeſſe nieverzufchlagen und. die noch nicht verurtheilten Prifen ſämmilich 
freizugeben wären. Denn ver aufbringende und verurtheilenve Staat leitet fein Straf- 
recht nur aus dem Kriegszuftand, nicht aus feiner Zouveränetät ber. Ueberhaupt ift 
das Strafreht der Kriegführenden über Fremde außerhalb ihres Gebietes das 
fingulärfte Privilegium, was das Völlerrecht kennt, demnach auf das Strengfte zu 
- interpretiren. Die Braris ift aber bisher meift anderer Meinung geweſen und bat nicht 
felten die prifengerichtlihen Konbemmationen wegen folder Vorgänge, die in die Zeit 
des num beenbigten Krieges fallen, gerade jo erfolgen laffen, als ob eben das 
Strafrecht der Kriegführenden ein reguläres Inftitut des Völkerrechts wäre. In- 
veffen pflegt neuerlich über die Behandlung der noch nicht fondemnirten feind- 
lichen Brifen im Friedensſchluſſe eine beſonders milde Beſtimmung enthalten zu 
fein, wobei nur nicht abzufehen ft, warum neutrale Prifen dann nicht noch 
viel milder, alfo im Sinne der von uns oben aufgeftellten Forderungen, zu be 
handeln wären. 

Zu Gunften der Neutralen hat ferner die Praris noch Folgendes feftgeftellt: 
In der Regel find alle völferredhtlichen Fehler und Vergehen eines neutralen 
Schiffes durch Beendigung feiner Reife gefühnt und ift demnach fpäter für ven 
Kriegführenden fein Rechtsgrund mehr vorhanden, das Schiff ald Priſe aufzu- 
bringen. Doch muf die Reife orbentliher Weiſe geendet und nicht in Folge einer 
Havarie abgebrochen oder durch Unwetter zc. nur zeitweilig unterbroden fein, ober 
gar erft in dem Abbrechen der Reife, in ber Veränderung ber NReiferoute das 
Bergehen des Schiffes liegen. 

V. Aufbringung und Beihlagnahme der Prife Das Durd- 
fuhungsreht gewährt dem Kriegführenden das Mittel, um ſich zu vergewiſſern 
ob er Schiffe und Güter, welde er auf der See antrifft, als Prije in Anſpruch 
nehmen bürfe ober nicht (ſiehe den Artikel „Durchſuchungsrecht“), und biefes Recht, 
ift völkerrechtlich ſo wirffam, daß ſchon eine thatfählihe Widerſetzung gegen vie 
Durchſuchung, ja jelbft eine entſchiedene Vorbereitung zu folder Wiverfeglichfeit, 
den Kriegführenven nr bas Schiff als Prife aufzubringen. Dasfelbe gilt, 
wenn das Schiff refp. die Yabung überhaupt zur Stelle fi nicht gehörig als 
vollneutral fegitimtren fann, oder gar doppelte oder falſche Papiere ſich vorfinden, 
oder der Schiffer in Gefahr der Durchſuchung Papiere orer aud Theile der Ladung 
verbrennt oder fonft vernichtet, ober wenn er auf einem Kurfe betroffen wird, 
welcher eine durch Wind und Wetter nicht gerechtfertigte „Deviation” von feiner 
beftimmten Fahrt in fid fliegt und ihn namentlich der Abſicht eines Blofade- 
bruchs verbädtigt. 

Der Kriegführende muß fodann die Aufbringung ber Prife durch gewiſſe 
Formalitäten legalifiren, welche im Artikel Durchſuchungsrecht“ angegeben find 
und welche dahin zielen, das Faktum möglichft juriſtiſch ſicher zu ftellen, um als 
prozeſſualiſches Fundament vor dem Prifengerichte zu dienen. Der Raptor hat ferner 
feine Brife, wie man’s nennt, gehörig fiher zw ſtellen und in einen Hafen feines 
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Landes oder doch — wenigſtens in Notbfälen — in einen neutralen Hafen zu 
bringen. Manche Reglements verlangen von Kapern (nicht Kriegsſchiffen alfo) 
die Aufbringung der Prife in ven Hafen, wo fie ihren Kaper- oder Marfbrief 
erhalten haben. Zur Sicerftellung dient e8, daß der Kaptor einen Theil ver 
Mannſchaft ver Prife auf fein Schiff nimmt und dafür von feinen Mannfchaften 
Leute unter Führung eines fog. Prifenmeifters darauf ſchafft. Uebrigens ift es nicht 
nothwendig, daß ber Kaptor allemal felbft feine Prife begleitet; er kann dem 
Transport auch durch ein anderes Schiff bewerfftelligen oder aud die Prife unter 
der Reitung feiner darauf gefegten Leute allein weiter fegeln laffen. 

VI Das zuftändige Prifengeriht. Das Urtheil über die Rechts— 
beftändigfeit der Prife ift jegt nad allgemeiner Praris von einem Gerichte des 
Kaptors, alfo des friegführenden Staates felbft zu fällen, gleichviel ob die Prife 
dem Feind oder einem Neutralen abgenommen worden ift, denn wenn aud in 
einigen älteren Berträgen bie neutralen Verleger ihrer völkerrechtlichen Verpflich⸗ 
tungen gegen die Kriegführenden den Gerichten ihrer, alfo der neutralen, Staaten 
zur Unterfuhung und Beftrafung überliefert werben follen (4. ®. Traktat zwifchen 
Dänemark und England, 21. Juli 1670, Art. 3) und wenn auch feit der Mitte 
des vorigen Jahrhunderts einige Publiciften (befonvers der Däne Hübner) in 
diefem Sinne zu Gunften der neutralen Staaten auftraten, ja wenn aud ins- 
bejondere König Frievrih II. von Preußen den Briten das Recht abſprach, eine 
Jurispiktion über Neutrale oder deren Schiffe und Güter auszuüben, welde nicht 
an einem ber britifchen Herrfchaft unterworfenen Orte, fondern auf offener See 
angehalten waren, und trog ber ſchlagenden Wiverlegung durd die englifche 
Gegendeduktion im Weftminfter - Bertrage eine Entſchädigung von 20,000 Pfund 
Sterl. wegen Kaperungen feiner preußifhen Schiffe durchzuſetzen wußte, fo find 
das doch vereinzelte Thatfahen und — veraltete Geſchichten. Freilich haben neuer- 
üh Wurm (im Rotted-Welfer/ihen Staatsleriton sub v. Prife) und Heffter 
aufs Nene Berfuhe gemacht, die Freiheit der Neutralen von dieſer Prifengerichts- 
barkeit der Kriegführenden theoretifch zu beweifen. Aber die Praris ift feit Jahr- 
hunderten eine völlig konftante, die Utrechter und zahlreiche andere Berträge er- 
fennen das Princip volllommen an und in ven legten Geefriegen ift in der Praris 
auch nicht das geringfte Bedenken aufgeftogen. Endlich ſcheint fih das Verhältniß 
auch tbeoretiih, nämlich vom Standpunkte der Wirklichkeit der Seekriegsverhält⸗ 
niffe, wie fie nun einmal bisher fich entwidelt haben, zu rechtfertigen. Daß nämlich 
dem Kriegführenden foldye Jurisdiktionen über wirklich feindliche Prifen zuftehen, 
ift ummittelbar im Wefen des Kriegs und jpeciell des Seekriegs begründet. Da 
aber aud die Aufbringung von neutralen Schiffen nur dann gejhieht, wenn fie 
mehr oder weniger eines Bruches der Neutralität, alfo einer Verlegung des Rechts 
des Kriegführenden, mithin eines feinbfeligen Altes verbächtig find, fo ſcheint es 
ſchon veßhalb gerechtfertigt, daß fie felbft analog den wirklichen Feinden behandelt 
werben, alfo dem Gerichte des Kriegführenden anheim fallen. Dazu follen ja 
Aufbringungen vorzugsweife im. feindlichen Gebiete gefhehen, wo ver Krieg- 
führende auf eigenem Gebiete fraft der Souveränetät eine wahre, und auf vem 
gegnerifchen kraft des Kriegsrechts eine analoge Jurispiktion ausüben darf. Aber 
auch auf offener See, welde ja vorzugöweife der Kriegsihauplag ift, den zu 
refpeftiren die Neutralen verpflidtet find, kann die Fiktion, daß bie neutralen 
Privatſchiffe — und von biefen ift ja bier Überhaupt nur die Rede — bort bie 
fouveräne Stellung ihres Staates repräfentiren, nicht fo ftarf fein, daß nicht der 
Kriegführende ſolche Schiffe hier wegen Berlegung feines Kriegsrehts als Feinde 
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betrachten, mithin aufbringen und demgemäß verurtheilen dürfte. Endlich iſt es 
ein allgemeiner Grundſatz des Staats- und Völkerrechts, daß jeder Staat bie gegen 
ihn von Fremden, alfo aud Neutralen, verübten Vergehungen, fobald er bie 
Berleger in feine Gewalt befommt, felbft ahnden darf. Es verlegt aber der Neu— 
trale durd fein umneutrales Verhalten nicht blos im Allgemeinen das Bölkerrecht, 
ſondern ſpeclell das internationale Recht und die Souveränetät des Kriegführenden. 
Demnach ſcheint bier überall nach juriſtiſcher Analogie ein forum arresti seu 
deprehensionis, und zwar eine gewiſſe friminelle Jurisviftion, die fi aber inner- 
halb der Schranten des Kriegsrechts Hält und micht die Perfonen als ſolche 
ftraft, fondern fi mit Konfistationen des Eigenthums begnügt, nad) der Theorie 
des pofitiven Bölferrehts volllommen gerechtfertigt. 

Damit hängt es denn auch zufammen, daß wenn das genommene Gurt 
Schiff zc.) noch vor ber prifengerihtlihen Zufprehung an ven Kaptor, in das 

biet desjenigen Staats kommt, welchem aud der Eigenthümer angehört, dieſer 
Staat allein zu entſcheiden habe, ob und wie fein Unterthan beftraft werde, Wir 
denfen dabei vorzugsmeife an den Fall, daß das Gut und alfo au der Staat 
ein neutraler fei. Der Kriegführende fann bier nur auf diplomatiſchem Wege direlt 
durch den neutralen Staat Genugthuung verlangen. Mit feinem Strafrecht hat 
es am ber, Örenze des neutralen und nun vollends des feindlichen Gebiets ein Ende, 
So Pöohls in feinem Seereht, ©. 12—25, Schmelzing (Völkerrecht III. 314), 
auch ſchon Bynkershoek (qumst. jur. publ. I. 17) und ver berühmte franz. 
Juriſt Balin. Noch mehr muß dieß geiten — und Wheaton (intern. law. 
II. 92) will in Mebereinftimmung mit der norbamerfanifhen Praris ben Sat 
nur in dieſer Beſchränkung gelten laſſen — wenn in bie Gewalt eines neutralen 
Staates eine Prife fommt, die unter Verlegung feiner Neutralität genommen ift, 

Die Prife braucht nicht nothwendig in den Bereich des Friegführenden Staates 
gebraht zu werben, um von bem Prifengericht rechtsbeſtändig verurtheilt werden 
zu fönnen. Vielmehr fann nad) ber Praris der Sprucd aud) gefällt werden, wenn in 
Nothfällen die Prife in einem neutralen Hafen fihergeftellt war. Freilich ift die eng- 
liſche Praxis zweideutig. Dagegen wird in ber Regel den Kriegführenden das Recht 
beftritten, im meutralen Gebiet durch ihre Gefandten oder ihre Konſuln oder 
auch durch meutrale Gerichte fi die Prife zufprehen zu laſſen. Zwar haben bie 
Konfuln Frankreichs und Rußlands noch im vorigen Jahrhundert und früher bie 
englifchen ſich vergleichen Priſengerichtsbarkeit angemaßt, aber die neuere englifche Braris 
ift dagegen. Der Strenge nad) aber macht fi} der neutrale Staat eines Bruches 
der Neutralität ſchuldig, wenn er bier durd feine Gerichte priſengerichtliche Ur- 
theile fällen läßt, und obwohl noch Berträge aus dem vorigen Jahrhundert ihm 
die Befugniß dazu einräumen, fo dürfte doc jegt in der Praris ein ſolches Be- 
nehmen als vblkerrechtswidrig gelten. 

VI. Form der Prifengerichte. Diefe Gerichte find gewöhnlich Special: 
gerihts-Rommifftonen; fie werben entweder zu dieſem Zwecke für die Dauer eines 
Krieges fpeciell eingefegt, oder es wird einem ſchon beftehenven Gerichtshofe vie 
Koguition in Prifenfachen zugemiefen. In Spanien legt die Ordonnanz vom 1. Juli 
1779 diefe Jurtspiftion in 1. Inftanz dem Marineminifter, in Appellatorio dem 
Kriegsrath bei. In Frankreich bat viel Wechfel ftattgefunden, bis durch Arret& 6 Germ. 
an 8 und 2 Prair. an 11. in Paris ein inappellabeler Priſenkonſeil geſchaffen wurde. 
Aber Napoleon III. fegte durch Dekret vom 18. Juli 1854 einen Faiferlihen 
Prifenrath zu Baris ein, von dem an den kaiſerlichen Staatsrath appellitt werben 
kann. In England ift in Priſenſachen kompetent das (Londoner) Apmiralitätsgericht 
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und in den Kolonien die Bice-Apmiralitätsgerichte; dort findet die Appellatton an 
ben fönigl. Geheimrath (Privy Counceil), bier an das Admiralitätsgericht ftatt. 
In Nordamerifa bilden die Diftriktsgerichte die erfte, die Circuitögerichte bie 
zweite Inftanz. 

Regelmäßig find die Prifengerichte follegialifch eingerichtet. In England ift 
dies mwejentlih nicht der Fall, ba wenigftens das Womiralitätsgeriht nur aus 
einem einzigen rechtskundigen Richter (mebft 1 oder 2 Schreibern) befteht, ver 
feine Machtſprüche dur eine von feiner Intelligenz völlig abhängige Jury, be- 
fonders iu Beweisfragen pro forma legalifiren läßt. Wenn eine Partei appelliren 
will, jo muß fie in England gute und hinreichende Sicherheit ftellen, daß fie ſolche 
Appellation wirklich ausführen und die betreffenden Koften zahlen werde. Der 
früher kürzere, feit 1854 verlängerte Termin zur Appellation von dem Admiralitäts- 
gericht an ven Geheimrath ift 3 Monate, von Vice-Apmiralitätsgerichtshäfen aufer- 
halb Europa 6 refp. 12 Monate. Mande Befonderheiten ftellt die Parlaments- 
alte vom 2. Juni 1854 auf. Hervorzuheben ift auch noch die Konvention vom 
10, Mat 1854 zwiſchen Franfreih und England wegen Aburtheilung ver gemein- 
ſchaftlich von englifhen und franzöflfhen Kreuzern gemachten Prifen und wegen 
Bertheilung der Prifengelver in folden Fällen, 

VII. Norm der prifengeridtlihen Entfheidung. Heffter be 
bauptet zwar, daß in der Praris die Prifengerihte allein nad) den Geſetzen 
und Neglements ihres Staates erfennen. Aber dies ift eine verzweifelte Anficht 
und eine faktifch irrige Behauptung, wenn au nicht zu läugnen ift, daß öfters 
fo verfahren ift, wie Heffter e8 als allgemeine Praris ſchildert. Nach der Theorie 
wie felbft nad der von den engliſchen Juriften als vernünftig bezeichneten Praris 
bildet nicht irgend ein Landesgeſetz, ſondern einzig und allein das Völkerrecht in 
feinen allgemeinen Grundfägen oder fofern e8 burd Verträge unter ven betreffen- 
den Staaten näher beftimmt und mobifichrt ift, die Norm der Entſcheidung der 
Prifengerihte. Dies ift der Hauptgefichtspunft. Freilich find vorzugsweife und 
direft die Prifenreglements, Kaperorbnungen und ähnliche Feftfegungen des Staats, 
dem der Raptor der Prife angehört, von dem Prifenrichter zu berüdfichtigen. Doch 
enthalten dieſelben meift nicht viele Beftimmungen über das materielle Recht und 
wo dies der Fall ift, da ift wenigftens die Regel feftzuhalten, daß „die Reglements 
aus dem Völkerrecht entjpringen müſſen, nicht das Völferreht aus den Reglements“, 
wie der berühmte Portalis als Präfivent des frangöfifhen Prifenkonfeils fagte. 
Allerdings werden dieſe pofitiven Sagungen eines beftimmten Staats bei ber 
Elafticität und nicht felten Unbeftimmtheit des Völkerrechts mande Mopifikationen 
des allgemeinen Bölferrehts, ja nad der Anficht anderer Staaten und deren Publi- 
ciften wie Juriften aud wohl im einzelnen Falle dem Völkerrechte widerſprechende 
Sagungen enthalten. Aber es ift dies immer nur Ausnahme Und forann ift 
feftzuhalten, was Portalis gleihfalls erklärt, daß jedenfalls diefe Reglements eben 
nah dem allgemeinen Gefihtspunfte des Völkerrechts zu interpretiven find. Schon 
jene englifche Dentjhrift vom Jahre 1753 an König Friedrich II. von Preußen 
bob ausprüdlih hervor, daß man niemald baran gedacht habe, daß englifche 
Landesgefege in ſolchen Fällen maßgebend fein könnten, und fpäter ſprach aud 
Sir W. Grant ald Appellationsrichter mit Entſchiedenheit ſich dahin aus: es 
fönne feinem Staate in den Sinn kommen, durch feine fpeciellen Prifenreglements 
anderen Staaten Geſetze zur Nachachtung worzufchreiben; er felbft wolle bei dieſer 
Erörterung hiermit nur das Bölferredht, jo wie er es verftehe, erläutern, um ben 
Neutralen einen Wint und feinen eigenen Seegerichten einen Maßftab der Aus- 
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legung zu geben. Freilih hat der berühmte und zu feiner Zeit gefürdhtete englifche 
Prifenrigter Sir W. Scott am 7. Dec. 1798 erllärt: An die Grundſätze des 
tonventionellen Bölferrehts ift man nur burd die Reciprocität der Praris 
bei anderen Nationen gebunden; denn dur den Umftand, daß eine andere Regel 
bei anderen Nationen herrſcht, würde es nicht blos gefeglih, fondern nothwendig 
werben, gegen vie anders handelnden Nationen eine andere Regel zu befolgen. 
Indeffen fo zweideutig dies zuerft Klingt, bei näherer Erwägung muß ed vom 
praftifchen Gefihtspunfte aus volllommen gebilligt werben und wiberfpricht zubem 
unferem obigen für die richtige Praris aufgeftellten Grundſatze keineswegs. 

Aus nenefter Zeit darf zur Beftätigung unferer Auffaffung von der Praris 
der allgemeine Gefihtspunft hervorgehoben werben, welchen die oberfte Iuftanz in 
Prifenfahen in England (der königliche Geheimrath oder vielmehr deſſen Juftiz« 
tommiffion, welche gefeglih nur aus vier Mitgliedern inkl. des Präfiventen beftehen 
muß) bei Gelegenheit einer Appellation von einer Entſcheidung des Apmiralitäts- 
Prijengerihts am 29. März 1855 mit aller Beftimmtheit hingeftellt hat. Es heißt 
hier nämlih: „Wenn wir aud fonft freie Hand hätten, beftehende Regeln nad 
unjeren eigenen Begriffen von Recht und Zweckmäßigkeit zu mildern, fo darf dies 
doch in dem vorliegenden Yale — nämlich der Freiſprechung des Kreuzers von 
Koften und Schabenerfjag im falle einer ven betheiligten Nentralen gegenüber 
ungeredhtfertigten Aufbringung eines Schiffes — nicht geſchehen. Das Recht, 
welches hier feitzuftellen ift, kann nicht auf die britifhe Marine beſchränkt werben; 
feine Regeln müfjen auf tie Kreuzer aller Nationen Anwendung finden. Es fann 
keinem Staate geftattet werben, erceptionelle Regeln zu feinen Gunften over im 
Intereffe einzelner Klaſſen feiner Unterthanen aufzuftelen. Im Völkerrechte find 
auswärtige Entſcheidungen zu berfelben Bedeutung berechtigt, als diejenigen bes 
Landes, defien Gerichtshof entſcheidet. Wie e8 auch in früheren Zeiten gehalten 
fein mag, gegenwärtig werden in ben betreffenden Fällen in ven englif hen Ge- 
rihtshöfen feine Autoritäten mit größerer Achtung angeführt, als die ausgezeich- 
neten Juriften Franfreihs und Amerika's. Alles was in England dafür gilt, 
einen Officter der britiſchen Marine zu rechtfertigen” oder zu entſchuldigen, das 
wird auch bei den Gerichtshöfen jedes Landes, dieſſeits oder jenſeits des atlanti- 
ſchen Meeres, für geeignet gehalten, die Kreuzer ihrer Nationen zu rechtfertigen 
oder zu entſchuldigen.“ 

Jedenfalls find aber Prifengefege, welche, hervorgegangen aus dem Noth- 
ftande des Krieges, immer fhon an fi hart find und als privilegia odiosa 
für den Neutralen zu Gunften des Kriegführenden erjheinen, allemal ſtrikt und 
im Zweifel zu Gunften der Neutralen auszulegen. Schon Portalis in feiner 
Entjcheidung des Falles des Republicain hat dies ausgeſprochen und bie englifche 
Gerichtspraris hat, wie von Soetbeer gut hervorgehoben ift, im letten Seekriege 
mit Nufland ganz ähnliche Säge proflamirt, denn nad ihr find Deflarationen 
und fonftige Anordnungen der Regierung, woburd der Umfang und die Strenge 
einer des Krieges wegen getroffenen allgemeinen fommercielen Maßregel modificirt 
wird, in zweifelhaften Fällen zu Gunſten verjenigen, für welche fie erlaffen find, 
und überhaupt im liberalen Sinne zu interpretiren. Man kann dabei allerdings 
andere, auf denjelben Gegenftand ſich beziehende öffentliche Erlaſſe zu Rathe ziehen, 
um die zu Grunde liegende Abficht der Regierung zu entdeden; allein man barf 
nie über vie eigenen Worte des betreffenden Dokumentes hinausgehen, und nicht 
ans anderen Dokumenten oder Umftänden eine Abſicht, welde in jenen Worten 
gar nicht ausgedrückt wird, bineinlegen. 
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IX. Brifengerihtlihes Berfahren. Darüber fteht nad allgemeinem 
Bölferreht und aud nad den beſonderen Verträgen nur foviel feft, daß ein orbent- 
liches gerichtliches Berfahren ftattfinden, daß basfelbe gleihförmig, jchleunig und 
legal fein müfje; das Uebrige, namentlich die befonderen Formen des Proceßganges, 
hängen durchaus von der Willkür des einzelnen Staates ab. Nur vie jelbftver- 
ftänbliche Beftimmung pflegt noch in Berträgen enthalten zu fein, daß bie Ent» 
ſcheldung unparteitihen Perfonen übertragen werde. Dennody herrſchen im Bezug 
auf das prifengerihtlihe Berfahren in den verſchiedenen Staaten mande Ber- 
fhiedenheiten. Doc ift in Bezug auf Folgendes Uebereinftimmung vorhanden. 

Sobald die Prife im Hafen angelangt ift, muß der Kaptor ober Führer der⸗ 
felben vor dem Prifengericht erfcheinen, dieſem fowohl die gegen den Feind etwa 
gemachten Gefangenen, als aud alle bezüglihen Schiffs-, Reife- und Ladungs— 
papiere, welche er auf der Prife gefunden und die zur Erläuterung der Sache 
dienen können, überliefern ober eidlich erhärten, daß er feine gefunden habe, 
Dabei hat er vorläufig die Umftände der Nehmung anzuzeigen und feinen An— 
ſpruch auf Schiff und (oder) Ladung zu erkennen zu geben. Alsdann verfügt ſich 
der Richter auf das genommene Schiff (falls viefes nicht etwa ausnahmsweiſe im 
‚einem neutralen Hafen oder fonft unterwegs untergebradht werben mußte), um in 
Gegenwart beider Parteien ein Protofoll über die Papiere, über die Ladung zc. 
zu entwerfen, ein Inventar aufzunehmen und fodann alles gehörig zu verfiegeln. 
Der Kaptor übergibt gewöhnlich eine species facti, aus welcher der ganze Her 
gang der Nehmung und der Grund feiner Anſprüche fi ergibt; der Richter 
aber ftellt eine fummarifche Unterfuhung an und kann ſowohl die etwanigen Ge 
fangenen und Paffagiere, als aud die Mannſchaft des Kapers wie der Prife 
verhören. Entnimmt er daraus die Unrehtmäßigfeit ver Nehmung, fo muß er, 
falls feine Gerichtsbarkeit foweit fich erftredt, fofort die Loslaſſung erkennen; aber 
es ift aud in biefem Falle üblich, ven Freigeſprochenen in die ſämmtlichen meift 
fehr erheblihen Koften zu verurtheilen und ihm jeden Entſchädigungsanſpruch ab» 
zuerlennen, falls nur dem Kaptor nicht offenbar dolus oder doch der höchſte Grab 
ber culpa bewiejen werben kann. Deßhalb find folde Berurtheilungen des Kaptors 
in Schäden und Koften höchſt felten, fo daß das Londoner Prifengeriht im Jahre 
1854 gelegentlich hervorheben fonnte, daß unter den mehreren Tauſend Fällen, 
welche vor Lord Stowell ald Prifenrihter zur Aburtheilung gelangt wären, nur 
etwa zehn oder zwölf vorgefommen feien, in denen ber Reftitution des Schiffes 
Koften- und Schaden - Era beigefügt wäre! 

Erſcheint dagegen die Prife dem Richter gerechtfertigt und meldet fi binnen 
eines feftgefegten Termines fein Reklamant, fo erfolgt die Kondemmation zu 
Bunften des Kaptors, Iſt irgend etwas zweifelhaft oder melden fih Reklamanten, 
fo muß zur Aufllärung ein weiteres Bafahren eingeleitet werben. Der Reflamant 
ift regelmäßig ein Neutraler, welcher entweder die ganze Nehmung anficht oder 
doch das Schiff ober die Ladung oder einen Theil derfelben reffamirt. Zur Dars 
legung feiner Anfprühe wird nun der fog. Reklameproceß eröffnet, falls fid 
Kaptor und Rellamant nit zuvor in Güte einigen, was geftattet if. Diefer 
Proceß zieht fih gewöhnlich in die Länge. Deßhalb muß der Richter gehörige 
Borforge wegen Sicherung von Schiff und Ladung treffen, Iegtere ausladen, refp. 
ganz oder theilweis verkaufen laffen. 

In Betreff der Beweislaft herrſcht in ver Praris eine unverantwortliche Härte, 
Bei allen Brifengerihten wird regelmäßig bem Reklamanten der Beweis feiner 
Unſchuld aufgebürbet. Auch war es bisher, namentlih in Franfreih und Rußland 
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üblich, mur die zur Zeit der Nehmung am Borb befinblichen Beweismittel, alfo 
beſonders Papiere, zuzulafien, und von biefer Härte ſcheint man auch neuerlich 
in den Jahren 1854—56 nichts nachgelaffen zu haben, Dänemark milderte dies 
1810 wenigftens dahin, daß es dem Ermeſſen des Richters überlaffen ift, ob und 
wie weit er von den Parteien befieren und weiteren Beweis erbringen lafſen wolle. 
In Spanien läßt man weitere Beweismittel nur dann zu, wenn ber Rellamant 
beweifen Tann, daß er folde ohne feine Schuld nicht am Bord zur Zeit ber 
Nehmung gehabt habe (Reglement von 1779). In England darf ver Richter den 
allgemeinen weiteren Beweis (further proof) durch Bernehmung von anderweitigen 
Zeugen ober Herbeifhaffung fernerer Dokumente zulafien, wie dies noch nenerlichft 
in der Parl.-Akte vom 2. Suni 1854 ausgeſprochen ift; nur darf fein Betrug und 
überhaupt kein völlerrechtswidriges Betragen des Reflamanten, rejp. derer, bie 
ihn repräfentirt haben, aljo namentlid des Schiffers, vorgelegen haben. 

Die Appellation oder Revifion, von deren Form in den verfchiebenen 
Staaten oben (Nr. VII.) gejproden wurde, hat in Priſenſachen in der Regel 
feinen Sufpenfiveffelt. Bielmehr wenn der Kaptor nur nad Fällung des erften 
ihm günftigen Urtheils genügende Bürgſchaft ftellt oder doch feine Kaperfaution bis 
zum Werthe der Prife erhöht, kann er fofort die Ausantwortung ber Prife ver- 
langen. Gleiche Berechtigung haben allerdings aud die Reflamanten im Fall ihrer 
Freifprehung in erfter Inftanz. 

Segen die Härte oder Ungerechtigkeit einer letztinſtanzlichen Prifengerichts- 
entfheidung darf ver Reklamant noh die diplomatiſche Vermittelung feines 
Staats in Anfprud nehmen. Doch zieht fi) dann gewöhnlich die Sache fehr 
lang hin und entſcheiden zulest Gründe der Politik, nicht des Rechts in ven meiften 
Fällen, Höchſtens dag eine Heine Pauſchſumme als Entſchädigung und Abfindung 
erlangt wird. Bon einem folhen Halle wurde ſchon oben berichtet; er betraf preu- 
Bifche neutrale Schiffe, und Friedrich II. feste eine Entfhädigungsfumme gegen- 
über England durd. Als die däniſchen Prifengerichte, nach amerifanifcher Auffaffung 
rechtswidrig, die unter feindlihem Konvoy fegelnden neutralen norbamerifanifchen 
Schiffe zu Anfang dieſes Jahrhunderts verurtheilt hatten, erfolgte ein Einfchreiten ver 
norbamerifanifshen Diplomatie, welches aber erft im Jahre 1830 ben Erfolg 
hatte, daß von der däniſchen Regierung eine ganz allgemeine und verhältnigmäßig 
geringfügige Entihädigungsfumme zu Gunften der reflamirenden Eigenthümer ber 
willigt wurde, wobei die Bertheilung auf die einzelnen Intereffenten der norb- 
amerifanifhen Regierung überlaffen blieb. Beide Theile aber, Dänemark wie 
Nordamerifa, beharrten bei ihrer entgegengefegten Auffaffung des in Frage ftehen- 
den Rechtspunktes. Vergl. Wheaton, droit intern. tom IT. p. 192 sq. Nament- 
lich ift e8 mißlich für den Rellamanten, wenn bei feiner Freifprehung zwar bie 
Kaptoren in die Koften und zum Schadenerſatz verurtheilt werben, dieſelben aber 
fein Bermögen haben, aus welchem ſich der Reklamant feine Entfhädigung erholen 
könnte. Denn von Rechtswegen hält fih der Staat des Kaptors hier regelmäßig 
nicht für verpflichtet, etwa ftatt des infolventen Kaptors einzutreten. So viel wir 
wiſſen, ift e8 nur in Schweven gefeglich ausgeſprochen, daß die Krone für ben 
Befehlshaber ihrer Schiffe auflomme, daß aber vie ganze Flotte, zu der jener 
Befehshaber gehört, ihr dafür haftet. Schwediſches Reglement von 1788, Art. 1, 
$. 11, und Bertrag zwiſchen Schweden und Rußland von 1801, Art. 30. 

Analogifch ift die Prifengerichtsbarkeit au auf bie im Sktlavenhandel 
begriffenen Schiffe in Friedenszeiten neuerlich durch befondere Verträge an- 
gewandt worden. Indeſſen herrſcht bis jett über bie Art und Grenze dieſer Ans 
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wendung noch viel Streit. Das fog. Prifengericht tft bier übrigens ein Gericht 
des Staats des im Sklavenhandel betroffenen Schiffes, nicht des Kreuzers. Bergl, 
den Artikel „Durchſuchungsrecht“. 

Literatur A. Soetbeer, Sammlung officieller Aftenftüde in Bezug auf 
Schifffahrt und Hantel in Kriegszeiten (Hamburg 1855 ff.), bei. das Schlußheft, 
welches auch unter dem Titel figurirt: Grundzüge des Seevölkerrechts der Gegen- 
wart, Heffter, Europäifhes Völkerrecht (4. Ausg 1861), 8. 137—39; 171, 172. 
Rob. Phillimore, commentaries upon intern. law (onvon 1854 sq. 3 vol.), 
bef. Band III. p. 560 ff. wegen England. ©. F. von Martens, über Kaper 
und feindliche Nehmungen und infonverheit Wiedernehmungen (Göttingen 1795), 


v. Kaltenborn, Seereht (Berlin 1851), Band II. $. 237, 38. 
v. Kaltenborn. 


Privilegium. 


Das Wort „Privilegium” gehört zu denjenigen, welhe man in unjeren 
Tagen faft umbebingt perhorrefcirt, weil man die Sache, welde man bamit be 
zeichnet, nicht mehr für zeitgemäß hält. Das Privilegium fteht, fo jagt man, im 
Widerſpruche mit dem Orundfage der Gleichheit und da tiefer Grundſatz als wahr 
und richtig nicht blos in ber Theorie, fondern aud in unferen pofitiven Ber- 
fafjungen anerkannt ift, fo reiht man baran die Yorberung, daß bie Privilegien 
aufgehoben werden. Ob und in wie weit biefe Forderung begründet fei, dazu 
follen die nachfolgenden Bemerkungen, wie wir hoffen, einiges beitragen. — 

Privilegium heißt im Allgemeinen jeve Rechtsnorm, melde von den gemein- 
gültigen, aus ber Rechtsidee als konjequente Folgerungen fib ergebenden Rechts» 
fägen abweiht, und bie betreffende Rechtsnorm wird daher im Gegenfat zu dem 
gemeingiltigen Rechte, bem jus commune, audy als „jus singulare‘ bezeichnet. 
Dasjelbe enthält eine Ausnahme von der Regel des Rechts, und da biefe Aus- 
nahme für die betbeiligten Subjekte VBortheile oder Nachtheile enthalten kann, jo 
hat man in der Theorie von jeher Rechtévortheile (beneficia legis) und Rechts— 
nachtheile (privilegia odiosa) unterſchieden. Im Folgenden fol nur von ben 
Privilegien der erfteren Art die Rede fein; im Leben pflegt man bei dem Ausdrucke 
Privilegium auch nur diefe Bedeutung vorauszufegen. Daß der Rechtsuachtheil auch 
von biefer engeren Bebentung in ber Regel unzertrennlid ift, erfheint ald das 
hauptſächtliche Bedenken gegen bie Einführung von Privilegien; tenn alle bie- 
jenigen, welden das Privilegium nit zufommt oder welche mit den Privilegirten 
in Berfehr treten, erachten ſich als benachtheiligt und ſuchen dasſelbe zu befämpfen. 

Die Privilegien können, was den Umfang ber daran theilnehmenven Gub- 
jefte betrifft, einer ganzen Klaſſe von Perfonen oder Saden eingeräumt fein, ober 
fie können einer einzelnen, inbividuell beftimmten Perſon oder Sache zugeftanden 
fein. Die legteren pflegt man wohl auch vorzugsweife Privilegien zu nennen, ob- 
gleih diefer Spradgebrauh durchaus fein allgemeiner ift. Fälle der erftern Art 
liegen 3. B. vor bei Privilegien der Frauen, ver Minderjährigen, dann bei ben 
Standesprivilegien u. a.; fälle ter Iegteren beim Privilegium gegen den Nadı- 
drud, beim Erfindungspatente. — Die Alte ver Gnade haben zwar mit ben 
Privilegien im engeren Sinne das gemeinfam, daß fie ſich ebenfalls nur auf bie 
einzelne beftinnmte Perfon befhränfen und ihr allein zu Gute kommen. Allein wir 
halten es doch nicht für nöthig, fie unter die Privilegien einzureihen und fie, wie 
vielfah geſchieht, als eine Abtheilung berfelben zu behandeln. Denn fie unter- 
ſcheiden fi von ihnen wejentlih dadurch, daß es ſich bei den Alten der Gnade 
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überhaupt nit um die Setzung einer Rechtsnorm, fondern um bie Mopififation 
bes Bollzugs der Geſetze, wie beb der eigentlichen Begnabigung, ober um bie 
Gewährung folder Vortheile handelt, welche rechtlich ganz irrelevant find, alfo 
auch weder direkt noch imbireft eine Ausnahme von dem regelmäßigen Rechte nad 
fih ziehen. Wir vermögen daher in der Verleihung eines Ordens, eines Titels 
oder einer Würde an fich fein Privilegium zu erfennen; auch die Standeserhöhung 
fann nur mittelbar als folhes bezeichnet werden, wenn und foweit ber höhere, 
neu erworbene Stand Sonderrechte zu genießen hat. — Die mit den Önaben- 
aften verwandten Difpenfationen werden unferes Erachtens ebenfalls mit Un- 
recht zu den Privilegien gerechnet. Denn bdiefelben ſchaffen kein anomales Recht 
für den Dispenfirten, fondern fie wollen ihn fähig machen, ungeachtet gewiſſer 
Hinderniffe nach den Regeln des normalen Rechtes beurtheilt und behandelt zu 
werden. So hat ja die Großjährigkeitserflärung, welche man bieher zählt, zur 
Abfiht und zur Folge, daß die bejonderen Vorſchriften des pofitiven Rechtes in 
Bezug auf Minverjährige im konkreten Falle nicht mehr zur Anwendung fommen, 
fondern die betreffende Berfon nach den Regeln des jus commune beurtheilt werbe. 
In ähnlicher Art will das Legitimationsreffript die Nachtheile befeitigen, melde 
das unehelihe Kind als foldhes zu erleiden hätte, und will feine Berhältniffe nad 
den allgemeinen Rechtsſätzen regeln. 

Noch weniger ift e8 zu billigen, "wenn man jede vermeintliche Abweichung 
von der privatrechtlichen Regel als ein Privilegium bezeichnet, und 3. B. in ber 
Berleihbung eines Staatsamtes ein Privilegium für den Beamten bat finden 
wollen. Die Ernennung zum Staatsbeamten verleiht zwar dem Ernannten einen 
Kompler von Rechten — fowohl öffentlich rechtliher ala privatrechtliher Natur — 
und fie begründet für ihm Pflichten, die ihm fonft nicht obliegen. Allein dieſe 
ergeben ſich mit rechtlicher Nothwendigkeit aus dem Begriffe des Amtes, als eines 
Organs der öffentlichen Gewalt, zu deſſen Träger der Beamte beftellt wird. Die 
Ernennung begründet fein Ausnahmsgefeg und feine Ausnahmaftellung, ſondern 
alles ift bier normal, d. h. den Anforderungen des Staatsrechtes entfprechend. 
Nur inſoweit ließe fi in der Anftellung ein Privilegium erfennen, ald das poſi— 
tive Recht eines Staates für die Staatsbeamten überhaupt oder gewiſſe Kategorien 
derfelben wahre Ausnahmsgeſetze enthielte, alfo z. B. venjelben ein befreiter Ge 
richtsſtand zuläme. — Aus gleihem Grunde ift es nicht gerechtfertigt, die dem 
Souvenän als folhem zulommenden Rechte Privilegien zu nennen; denn fie 
ftehen zwar in Einem Staate nur Ginem, dem Inhaber der Staatsgewalt zu; 
aber fie beruhen auf feiner Ausnahmsbeftimmung, fondern fließen aus dem Be- 
griffe der Souveränetät und kommen daher im Zweifel auch dem Souveräne eines 
jeden Staates zu und find infoferne allgemeine Rechte. — Endlich ift es eine Ber- 
fennung des Wefens des Privilegiums, wenn man aud bie ftaatlihen Kon— 
‚ceffionen, melde nad) den pofitiven Grundſätzen eines Staates zur Vornahme 
gewiffer Handlungen oder zur Ausübung gewiffer Berufs» und Erwerbsgeſchäfte 
oder zur Theilnahme an den Vortheilen gewiffer Rechtsvorſchriften oder Rechts— 
einrihtungen als nothwendig erflärt find, als Privilegien qualificirt hat. Denn 
wenn fie aud nur einer beftimmten Perſon ertheilt werben, fo handelt es ſich doch 
bei ihnen nicht um die Statuirung einer Ausnahme, fondern um die Anwendung 
des gemeingiltigen Rechtes auf die einzelnen Fälle des Lebens. Wenn das pofitive 
Recht eines Landes verorbnet, mur derjenige bürfe ein Gewerbe treiben, welder 
die polizeiliche Konceffion dazu erhalten hat, fo liegt darin eine allgemeine Regel 
ausgefprodhen, die nun, bei ihrer praftifchen Durchführung, nicht zur Ausnahme 
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werben fan. Nur das ift zuzugeben, daß das Konceſſionsſyſtem thatſächlich ven 
Privilegien ähnliche Wirkungen äußern kann, ſowohl Bortheile ald Nachtheile nad) 
fih ziehen fann. Dann ift e8 aber darum noch nicht richtig, die Konceffion auch 
rechtlich ein Privilegium zu nennen, fondern es ift vielmehr das normale Recht 
einer Aenderung und Beſſerung bebärftig, um bie Uebelftände des Konceffions- 
weſens zu bejeitigen. 

Nach viefer Begrenzung des Begriffs der Privilegien wird es nun geringere 
Schwierigkeiten haben, die allgemeinen Grundſätze über den Inhalt, die Verleihung, 
die Wirkungen und ven Berluft derfelben überſichtlich darzuftellen. Will man alles 
das, was wir davon auszefchieven haben, unter den Begriff jubjumiren, fo ift es 
unferes Erachtens unmöglich, für bie obigen Punkte gleihmäßige Regeln aufzuftellen. 

1) Ihrem Inhalte und ihrer rechtlichen Natur nad können die Privilegien 
entweder dem Privat oder öffentlichen Rechte angehören, je nachdem bie barauf 
beruhenden Befugniffe als Privat: oder äffentlihe Rechte erfcheinen. Die Beran- 
laffung und der Grund des Privklegiums gehören immer und überall dem öffent- 
lihen Rechte, ober vielmehr der Politit an. Der gemeine Nuten oder bie öffent- 
liche Wohlfahrt find die Grundlagen, von denen bei der Verleihung vorgeblid 
ober wirklich ausgegangen wirb, und bie Theorie von den Privilegien wird baber, 
was ihre Stellung im Rechtsſyſtem betrifft, befier in Berbindung mit dem öffent ⸗ 
lihen al® mit dem Privatrechte erörtert. Gerade dieſer Zufammenhang bringt es 
mit fih, daß gewiſſe Sagungen des pofitiven Rechtes, die weder nach der Abficht 
ihres Urhebers noch im Hinblid auf ihren Inhalt als Privilegien betrachtet werben 
fönnen, im Lauf der Zeit zu felden werben, wenn die Gefegebung von ganz 
anderen allgemeinen Grundſaätzen ausgeht als früher, einzelne Ausflüſſe des älteren 
Rechtes mit den darauf ſich gründenden Befugniffen aber ftehen geblieben find, 
die num als wahre Ausnahmögefege ſich darftellen. Bei ber älteren Auffaflung des 
Staates war e8 nur folgerichtig, wenn ber freie Bürger desſelben die Steuer» 
freiheit für fich beanfpruchte, oder doch nur infoweit ſich als pflichtig befannte, 
als er ans freiem Willen fih dazu verftanden hatte. Dagegen von dem Momente 
an, wo man ein wahres Unterthanenverhältnig ald Folge des Staatsbegriffs ans 
erfannte, und in Folge deſſen jeden Staatsangehörigen als fteuerpflidhtig erklärte, 
waren die Steuerbefreiungen zu Privilegien geworben, denen es an einer redht- 
fertigenden Grundlage fehlt. — Aus bemfelben Grunde ber veränderten Auffafjung 
der Berhältnifje von Seite des Geſetzgebers kann es aud kommen, daß gewiſſe 
Rechte, welche als folche bisher nur durd Privilegien geſchützt waren, jetzt durch 
die Borfchriften des gemeinen Rechtes als Privatrewte erflärt find, und fohin von 
felbft den ftaatlihen Schuß genieken. Wir erinnern nur an bie Altern Nachdrucks ⸗ 
Privilegien und die neneren Gefege zur Sicherftellung des fogenamnten literarifchen 
und artiſtiſchen Eigenthums, 

2) Die Berleihung von Privilegien geht vom Sonverän aus; fie ift ein 
Beſtandtheil der Gefetsgebungsgewalt und es müffen daher vie allgemeinen Grund» 
füge, welhe für deren Ausübung. in einem Lande gelten, auch für bie Ertheilung 
von Privilegien maßgebend fein. Bon tiefen Gruntfägen wird es abhängen, ob 
bei der legteren bie Yanbesvertretung ein Recht der Zuftimmung in Anfprucd nehmen, 
ober ob das Staatsoberhaupt im Verorbnungswege ein Privilegium verleihen kann. 
Wenn daher 3. DB. die Berfaffung eines Staates zu allen „allgemeinen Vorſchriften“ 
bie Zuftimmung der Kammern forbert, fo können foldye Privilegien, welche ganzen 
Klafjen von Unterthanen ertheilt werben follen, nur mit biefer Zuftimmung giltig 
verliehen werben, 
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AAuch die —— von Privilegien im engeren Sinne, d. h. von Vorrechten 
zu Gunften beftimmter Perfonen oder Sahen, ift durch die Konftitutionelle Ber» 
faſſung nit blos formell, fondern aud materiell beſchränkt. Die erftere Beſchrän⸗ 
kung befteht darin, daß das Privilegium als Regierungsalt ausgefertigt und wie 
fonft ein Gejeg öffentlich bekannt gemacht werden muß. Behörben, höhere ober 
niebere Korporationen find hiernach in keiner Weife zur Ertheilung von Privilegien 
zuftändig; denn ihnen fehlt dasjenige Recht, aus welchem die Befugniß hiezu allein 
abgeleitet werden kann, bie gejeßgebende Gewalt. Gerade hierin zeigt fich ein 
Hanptunterfchied des Privilegiums von der Konceffion; diefe wird in der Regel 
von den Staatsbehörven oder aud von Gemeinden ertheilt, weil es fi) dabei 
nur um eine Öefegesanwendung handelt. — Die materielle Beſchränkung bezüglich 
ber Ertheilung von Privilegien kann entweder direlt durch die Verfaſſung ausge» 
ſprochen jein, wenn bie Berleihung gewiſſer Privilegien ausdrücklich unterfagt ift, 
oder fie lann mittelbar aus ihr folgen, wenn ein allgemeiner Grundfag als 
Gebot hingeftellt ift, ohne daß der Regierung das Recht, Ausnahmen zu geftatten, 
vorbehalten wäre. Wir erinnern in erfter Beziehung an das in mehreren neueren 
Berfaflungsurtunden wieberlehrende Verbot der Ertheilung von Steuerbefreiungen, 
oder der Berleihung ver Gerichtsbarkeit zu erblihem Rechte. Dem Effelte nad 
ſteht diefem Verbote der allgemeine Verfaſſungsgrundſatz der Gleichheit in Bezug 
auf öffentlihe Laften und Abgaben volllommen glei; ift viefer im Berfaffungs- 
gejege ohne Klauſel ausgefprodhen, fo wird dadurch jede Gewährung von Steuer- 
freiheit u. f. w. mit ausgefchloffen. 

Die Frage, ob man ein Privilegium auch im Wege der Erfigung erwerben 
önne, ift wohl zu verneinen, Denn diefe vermag feine Rehtsnormen zu ſchaffen, 
fondern fie fest diefelben voraus und leitet aus ihnen Rechte im fubjeltiven Sinne 
ab. Nur das läßt ſich denken und theoretiſch rechtfertigen, daß ein Privilegium 
fi auf Gewohnheitsrecht gründe, da dieſes nicht blos allgemeine, fondern eben 
fo wohl finguläre Rechtsfäge zu erzeugen geeignet ift. Die bejonderen Standes: 
rechte des Adels haben ſich hauptfächlic in diefer Weife gebilvet. 

3) Die Wirkungen eines Privilegiums ergeben fih aus feinem Begriffe 
und aus feinem Inhalte. Da es zu den Geſetzen in ber weiteren Bebeutung des 
Wortes gehört, jo hat ed von dem Zeitpunkte feiner öffentlihen Bekanntmachung 
an, die wie bei jevem Gefege Bedingung ver Wirkfamfeit ift, für alle Unterthanen 
vesjenigen Staates verbinvlihe Kraft, von deſſen Regierung dasfelbe ausgegangen 
ift; über die Grenzen diefes Staates hinaus kann das Privilegium an fi Feine 
rechtlichen Folgen haben. Im einzelnen alle richtet fi die Wirkung nah dem 
Inhalte ver Verleihungsurfunde, für deren Auslegung die Orundfäge Über Aus- 
legung von Ausnahmsgefegen gelten. Sie muß darüber entſcheiden, welche Rechte 
dem Privilegirten auf Grund feines Privilegiums zufommen, ob dieſes ein rein 
perfönliches oder ein ſachliches und ein veräußerliches Recht gewähre, wie weit es 
fi räumlich erftrede u. ſ. w. 

Je nah dem Inhalte des Privilegiums wird man auch die Mittel zum 
Schuge und zur Geltendmachung besfelben zu beftimmen und zu wählen 
haben. Davon wird es insbefondere abhängen, ob und in wie weit bei‘ Streitig- 
keiten über den Umfang und die Ausübung des Privilegiums die Gerichte oder 
die Berwaltungsbehörven zuftändig feien; ift das aus dem Privilegium entjprin- 
gende Recht ein Privatrecht, jo find die erfteren zuftändig; iſt dieſes ein öffent 
liches Recht, fo find die legteren anzurufen. Daher wird z B. der Inhaber eines 
Gewerbs-Privilegiums, wenn Dritte fein ausſchließliches Recht beeinträchtigen, ſich 
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zur Sicherung feines Rechtes an bie einſchlägige Gewerbs-Polizeibehörde wenden. 
Nur dann kann bier die Kompetenz der Gerichte begründet fein, wenn das pofitive 
Recht die Veräußerung des Privilegiums an einen Dritten geftattet, und nun 
Streit über den Ermwerbötitel zwifhen dem urſprünglich Privilegirten und bem 
Erwerber entfteht. 

4) Privilegien erlöfhen theils von felbft, falls fie blo8 auf Zeit ober 
unter einer NRefolutivbedingung ertheilt find, ſobald die Zeit abgelaufen, oder bie 
Bedingung eingetreten ift, ober bei rein perfönlihen Privilegien mit dem Tode 
bes Privilegirten, theild in Folge von Willensaften der Staatsgewalt, von welder 
fie ausgingen, ober von ſolchen des Priviligirten. Ob und in wie weit die Staatsgewalt 
das Recht habe, beftehende Privilegien aufzuheben, darüber fann heut zu Tage 
kaum noch ein erheblicher Zweifel beftehen. Die Staats-Gefeggebung ift dazu ber 
rechtigt, wenn fie den Fortbeſtand gewiſſer Arten von Privilegien mit dem Gemein- 
wohle unvereinbar hält, und ihre Sade ift e8 darüber zu entſcheiden, ob den 
bisher Berechtigten eine Entfhäpigung zukommen folle oder niht. Hat das betref- 
fende Gefe eine folde nicht ausdrücklich feftgefegt, fo kann fie unferes Erachtens 
nicht gefordert werden. Die Staardverwaltung dagegen ift nicht befugt, in bie 
Rechte des Privilegirten einzugreifen oder gar fein Privilegium einzuziehen, falls 
der Widerruf nicht vorbehalten ift. Sollten in einem einzelnen Falle die Borand« 
feßungen der Zwangsenteiguung gegeben fein, dann muß zwar das Privilegium 
weichen, aber der Berechtigte hat Anſpruch auf Schadenserfag. Diefes folgt nicht, 
wie die ältere Doftrin faft allgemein angenommen bat, aus einem bem Privilegium 
zu Grunde liegenden Bertrage, den man nicht einfeitig und nur gegen Entjchäbi- 
gung des anderen Kontrahenten aufheben kann, fondern der obige Sag gilt für 
alle Privilegien, welde, obwohl auf einfeitigen Akten der Staatsgewalt beruhend, 
Privatrehte begründen. — Auch ver Fall gehört noch hieher, wenn die Gerichte 
auf den Berluft eines Privilegiums erfennen, wo fie hiezu nah Maßgabe der 
geltenden Strafgefege berechtigt, beziehungsweife verpflichtet find. — Die Hand» 
lungen oder Unterlaffungen des Privilegirten, welche den Berluft des Privilegiums 
nad fi ziehen können, reduciren fih auf ausprüdlihen oder ftillfchweigenden 
Verzicht. Ein folder liegt au in einer längeren Nichtsausübung des Privilegiums; 
dasjelbe erliiht dann durch Ertinftivverjährung, für melde im Zweifel vie 
gemeinrechtlihen Grundſätze über die Verjährung von Servituten angewenbet 
werben. Nah den Partiftulargefegen ift übrigens bei vielen Privilegien eine viel 
fürzere Frift der Nichtausübung ſchon als Erlöfhungsgrund erflärt. So erlöfchen 
die Gewerbsprivilegien in Bayern ſchon nad zweijährigem Nichtgebraude. 

Die Literatur über diefe Materie ſ. bei H. 4. Zahariä, deutſches 
Staats- und Bundesrecht (IT. U.) B. II. S. 186, womit auch verglichen werben 
fann: Savigny, Syſtem des heutigen römifhen Rechts, B. I. ©. 61—65 und 
Bluntſchli, Allgemeines Staatsreht, B. I. ©. 479. Bl. 


Prärogative der Krone, ſ. Hoheitsredte. 
Probfteien, ſ. Römifhes Reich deutſcher Nation. 
Proletariat, ſ. Vierter Stand, 
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Die Beſchränkung der Souveränität eines Staates wird nicht felten durch 
den vielbentigen unjuriftifhen Ausdruck „Proteltorat“ übertündt, Cine techniſche, 
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allgemeine Bedeutung dieſes Wortes giebt es nicht; die Bedeutung iſt in jedem 
einzelnen Falle eine andere. Als Krommell, nah der Enthauptung Karls I. 
(1649) bie Bemühungen Karls II., fih auf ven väterlihen Thron zu ſchwingen, 
vereitelt hatte, nahm er 1653 ven Titel eines Proteftor8 an und übte unter dem— 
felben eine königliche Maht. Napoleon übernahm als Proteftor des Rheinbunbes 
„die Beſchützung des Bundesgebietes gegen fremde Truppen und bie Beſchützung 
jedes einzelnen Bundesgenoſſen gegen die übrigen." Statt diefe „Beſchützung“ zu 
gewähren, benußte er aber ten Rheinbund nur für feine Kriege und feine eigen- 
füchtigen Plane. Krakau ift an dem Proteftorat Oeſterreichs, Preußens und Ruß— 
lands geftorben. Leber bie Proteltoratsverhältnifie der Moldau, der Waladei 
Serbiens, der Ionifhen Infeln finden fi bie nöthigen Aufſchlüſſe im 
Artikel „Kongreſſe und Friedensſchlüſſe“. 
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I. Ginleitunga. Vorbereitung ber Reformation. IV, Die kirchlichen Rechtäbildungen der beutfchen 


U. Gntftehung ver evangelifchen Kirche, insbeſondere Reformation 

auf deutſchem Boten. V. Nachreformatorifge Entwidelung. 
IN. Gegenſatz lutheriſcher und reformirter Kirchen⸗ 

Union. 


1 Einleitung. Vorbereitung der Neformation. !) — Die abend- 
lãndiſche Chriftenheit erfannte zwar während des Mittelalters die römiſch-katholiſche 
Kirche im Allgemeinen als vie wahre Stiftung Chrifti und als wirkfame Ber- 
walterin der Gaben bes Herrn zur Erlöfung des Menfhengefhlehts an. Allein 
dabei erwuchs doc immer entfchievener bie Ueberzeugung, daß die Kirche von ihrem 
Stiftungscharakter vielfah abgefommen fei, und daß es zu feiner Herftellung 
einer allgemeinen Reformation an Haupt und Gliedern bebürfe. 
Bon dieſer Ueberzeugung und ber in ihr begründeten Yorberung war nicht blos 
das hriftliche Bolt durchdrungen. Auch die verfafiungsmäßigen Häupter der Kirche 
zeigten fi ihrer Anerkennung geneigt, beſonders nachdem ſeit der Verlegung tes 
päpftlihen Stubles nad Avignon bie oberfte Auftorität der abendländiſchen Chriften- 
heit an den moralifchen Bedingungen ihres Anfehns eine ſchwere Einbuße erlitten, 
und das daraus hervorgegangene Schisma feit 1378 ben thatſächlichen Beweis 
geliefert hatte, daß nicht einmal die Äußere Einheit der Kirche durch das Papft- 
thum erhalten werve. 

Man hoffte zu helfen, indem man den Echwerpunft der Berfafjung aus dem 
Papfte in den Epistopat verlegte, regelmäßig wiederkehrende allgemeine Synoben 
verorbuete, und biefen Händen die allgemeine Reformation mit ausprüdlicher Ueber: 
orbnung über den Papft anvertraute. Allein wenngleih die Reformations— 
fynoden bes 15. Jahrhunderts (die Konftanger 1414 — 1418, die Bajeler 
1431— 1443) das Schiema zu tilgen vermodten, fo waren fie dod ihrer Re- 
formationsaufgabe weder innerlich noch äußerlich gewachſen. Mit ver Schwächung 
ber päpftlihen Gewalt, auf die fie es doch weſentlich abgefehen hatten, und die 
fie im Bunde mit dem weltliden Fürſtenthum eime zeitlang glüdlich 
verfolgten, war der Weg zur Grneuerung und Herftellung der Kirche bei weiten 
nicht gefunden. Höchftens hätte auf dieſer Bahn eine Stellung bes nationalen, 
insbefondere deutſchen, Episfopats erreicht werden mögen, in welcher er ver nicht- 


%) Ranfe, Deutiche Gefchichte im Zeitalter der Reformation, Bd. 1.; Hagenbad, Bor: 
lefungen über Wefen und Geſchichte der Reformation; Giejeler, Kirchengeitichte, Bd. 2, Abtb.4. 


378 Proteflantifche airche. Evangelifche Kirche. 


amtlichen, aus dem Herzen ber Kirche hervorbrechenden Reformation des 16- 
Jahrhunderts befreundeter und von Rom unabhängiger hinzugetreten wäre, und 
damit aud für die Kirche der Reformation die Epislopalverfajjung ge 
rettet hätte. 

Aber aud die Pläne zur Umgeftaltung ver päpftlihen Gewalt mißlangen, 
feitdem der römifhe Stuhl, durch die Aufhebung des Schisma wieder erftarft, 
feine Meberlegenheit über ven Episfopat durch die Trennung der fürftliden 
Intereffen von ben episfopalen Abfichten herzuftellen verftand. Zwar wurde 
dadurch ber einmal zu praftiiher Geltung gelangte Gedanke, daß im Berufe bes 
Fürftentbums nicht eine blos dienende Advolatie, fondern ein Recht zu felbftändiger 
Vertretung der Reformationsbevürfniffe der Kirche liege, nicht wieder ansgelöfcht 
und der Bergefienheit übergeben. Aber die damals zunächſt drohende Geltendmachung 
diefes Rechts im epistopalen Sinne war doch durd die gelungene Sprengung 
der Union ver Fürften zurüdgevrängt (Bo. V, ©. 709 ff.), unb modte fo lange 
überhaupt nicht wieder ernftlih zu befürchten fein, als der römiſche Hof durch 
Huge Verwendung jeiner ungeheuren Mittel und gewanbte Unterhandlung das 
Intereffe des Kaiſerthums und ber mächtigeren Fürften mit der Erhaltung ber 
päpftlihden Machtfülle zu verflehten und von der Neigung zu burchgreifenden 
firhlihen Neuerungen abzuhalten wußte. Die officielle Doktrin floß denn aud 
wieder von einer felbft im 13. Jahrhundert unerhörten Vergötterung des Papft- 
thums über, und das fünfte angeblich allgemeine Iateranenfifhe Koncil (1512) 
befiegelte die Unfähigkeit der amtlichen Kirche, mit ihren Mitteln die von ihr felbft 
als nothwendig anerfannte Kirchenverbefferung ins Werk zu fegen. Beſonders im 
deutſchen Epiöfopate, früher dem führer der reformatorifhen Partei, verfiummten 
die Reformtendenzen, die überhaupt in der zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts 
von der Oberflähe der großen Greigniffe verſchwinden, freilih nur um fid 
innerlid um fo tiefer zu gründen, und dann zu gegebener Zeit um fo ficherer 
aud die kuͤnſtlichen Stügen niederzuwerfen, auf welchen vie äußerliche Reftauration 
des römiſchen Syſtems beruhte. 

Es ift nicht diefes Orts, die Lehren und Einrichtungen barzuftelen, mit 
melden die Kirche des Mittelalters ihre weltumfafiende Miffion betrieb. Aber 
wohl ift an ein Doppeltes zu erinnern. Einmal daran, daß ein von ber Kirche 
beherrſchtes Gebiet nah dem andern des Widerſpruchs feiner Aufgaben und Anliegen 
mit dem Firhlih normirten Wege ihrer Löfung und Befriedigung inne wurbe. 
Und fodann daran, daß die Kirche, unfähig viefen aufftrebenden geiftigen Mächten 
gerecht zu werden, nur äußere Machtfragen erblidte, wo fie dringende Aufgaben 
ihrer eigenen Berbefferung zu erkennen gehabt hätte. Eifrig bemüht, die im gefeg- 
mäßigen Fortſchritt der ethifhen Entwidelung fi erhebenden Forberungen, wo 
fie eine Gefahr von ihnen befürchtete, mit äußeren Mitteln im Keime zu erftiden, 
mußte fie immer ſchärfer den Charakter eines weltförmigen Reiches ausprägen, 
und jo mit ihrem eigenen wahren Weſen in einen immer fteigenden Widerſpruch 
gerathen. Es mußte fi enblich zeigen, daß von den großen Gemeinweſen ver 
fittlihen Welt am wenigften das religiöfe durch Macht und Reichthum, burd 
mechaniſche Bollendung feiner Einrichtungen, durch Glanz und Pracht feiner 
Würdenträger und Funktionen getragen und erhalten wird, und daß allen biefen 
Aeußerlichkeiten die riftliche Idee mit der überlegenen Macht gegemüberfteht, die 
ihr Wachsthum hindernde Hülle zu fprengen. 

Das Herauswachſen des Staats aus der mehr väterlichen als mütterlichen 
Gewalt der Kirche wurde bereits angedeutet, Ebenfo gieng es mit der Wifjel- 


Proteftantifche airche. Evangeliſche Kirche, 379 


ſchaft, deren Pflege in den Händen ber Epigonen der Scholaftit zu einer 
Geiftesbefhränftheit und Rohheit herabfant, welche den wachſenden Bilbungstrieb 
und Wahrbeitsfinn tief verlegte, und dem aufblähenden Humanismus feine Siege 
erleichterte. Diefer, aus den wiederbelebten Studien des Hafflfchen Alterthums ent- 
ſproſſen, diente freilich in Italien mehr nur äfthetifchen Intereffen und einem verfeinerten 
Lebensgenuffe: und fo fonnte er, wenngleich der Religion abgewendet, ja Skepticismus 
und Unglauben fäend, doch in gutem Frieden mit der weltfinnigen Kirche beharren, die 
er nicht nur nicht angriff, fondern mit einem nenen Genußmittel zu bereichern 
fhien. Allein in Deutſchland nüpfte die neue Bildung einen engen Bund mit 
den ernften religiöfen und fittlihen Antrieben des Volkes, ftellte ſich in den Dienft 
bes längft lebendigen und anerfannten Reformationsbepürfniffes, erhob das Studium 
‘der Heiligen Schrift ans unglaublicher Bernadläffigung, ja faft Vergeſſenheit, 
und ließ dieſes reine Licht des genuinen Chriftentbums auf Lehre, Sitte und 
Berfaffung der Kirche fallen (Johann Reudlin, gef. 1521, Deſiderius 
Erasmus, geft. 1536). Hier entzünvete fid) denn auch zwiſchen ben Humaniften 
und ven ſcholaſtiſchen Hütern des traditionellen Zuſtands ein Parteifampf, ver 
mit der entfchiedenen Niederlage der legteren endete. Während aber dieſe Bewe— 
gungen ver gelehrten Welt mehr über den Häuptern der Maſſe vorgiengen und 
nur in ihrem allgemeinen Einvrude von dem Volke empfunden wurben, hatte 
ſich ſchon eine ver Kirche weit gefährlichere populäre Literatur zu bilden an- 
gefangen, die mehr als vie bisherigen von der Kirche gelieferten Heiligen» und 
Bundergefhichten ven Geſchmack und den fittlihen Trieb der Zeit anſprach. Recht 
eigentlich dem allgemeinen Reformationsdrange entfproffen, und ihn nährend, kehrte 
fie fi gegen bie graffirenden Sünden, zu denen das Leben des Klerus und ber 
Mönhsorden das hauptfählichfte Kontingent ftellte, und fette ihnen die Vorbilder 
reiner Sitte und praftiiher Frömmigkeit entgegen, welde man aus bem wieber 
fih bffnenden Schatze der heiligen Schrift und dem Haffifchen Alterthum zu 
ſchöpfen verftand. Mit Vorliebe wurde nad der praftifhen Tugendlehre und mora-» 
lichen Satyre gegriffen, wie fie Brants Narrenfchiff, der Reineke Fuchs, Johann 
von Schwarzenbergs Echriften barboten, und es erwuchs baraus der Kirche bie 
gegnerifhe Macht eines von ihr unabhängigen fittlihen Gefammturtheils, 
das an dem Gegenfag zu dem, wie es ſchien, unverbefferlihen Zuftande ver 
offictellen Kirche fi immer mehr fchärfte. 

Es war natürlih, daß die allgemeine oppofitionelle Stimmung beflimmte 
Gegenfäge und Forderungen erzeugte, welche, zunähft von einzelnen 
bheroorragenden Trägern des fittlich-religiöfen Gemeingefühles ausgefprochen, dann 
zu lauten Begehren des Geſammtgewiſſens anfhwollen. Das handgreiflichfte Uebel 
lag in dem Zuftande des Klerus, veffen Unzucht, Ueppigkeit, Rohheit, Habfucht, 
Lohndieneret ein Gegenftand des allgemeinen Wergerniffes geworben war. Se 
weniger gegen biefen und ben verwandten Verfall der Dieciplin_der meiften Mönds- 
orden die von ben kirchlichen Einrichtungen bargebotenen und allerdings zeitweife 
aud in Anwendung gefegten Mittel ausrichteten, um fo mehr kehrte ſich ver Eifer 
gegen die Einrichtungen felbft, die foldhe Frucht braten. Gegen ven Cölibat 
freilich als Hauptquclle der Unzudtsfünden ließen ſich nur vereinzelte Stimmen 
vernehmen (Franciscus Zabarella, Saignet, Aeneas Sylvius). 
Wohl aber wendete fid ver allgemeine Unmille gegen ben verfucherifhen Reich» 
thum ber Kirche und gegen das auf den Bolfswohlftand wie auf die Zwecke des 
bürgerlihen Gemeinwejens drückende Syſtem der Abgaben und Leiftungen an bie 
Kirdye, die noch bazu dem leiftenden Volke nicht einmal die nothwendigfte Pflege 
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ſeiner nächſten geiſtigen Intereſſen eintrugen, ſondern dem anſtößigen Wohlleben 
des hohen Klerus, der Stifter und der Klöſter dienten. Hatten aus bibliſchen und 
ethiſchen Gründen ſchon die Waldenſer die Rücklehr zur apoſtoliſchen Einfad- 
heit und Armuth verlangt und Huß den Reichthum als Quelle des Weltſinns 
der Kirche und ihrer ſittlichen Gebrechen geſtraft, jo wurde jetzt auch in Staats- 
ſchriften Erleichterung des für das Gemeinwohl unerträglichen Druckes begehrt, 
und kirchenpolitiſche Männer bezeugten, daß der Unwille des Laienſtandes mit 
einem Durchbruche der Dämme drohe, mit welchen bisher der Beſitz der Kirche 
umſchirmt geweſen ſei (Kardinal Julianus Ceſarini, Bifhof Andreas be 
Escobar). 

Aber nimmer wäre doch aus den nur oppofitismellen Antrieben bes 15. Jahr» 
hunderts die Kirchenreformation hervorgegangen. Wohl hätten fie, wenn bas ab» 
weifende und als wefentliches Gut der Kirche ihre Machtftellung wahrende Ber- 
halten des Papſtthums fortvauerte, zu dem Sturme einer Zerftörung treiben 
mögen: allein feine noch fo berechtigten Negationen wären im Stande gewefen, 
eine neue Kirhenbildung zu vollbringen, ober auch nur der fatholifhen Kirche 
die Elemente der Berbefferung einzutragen, mit welchen fie entſchieden aus dem 
16. Jahrhunderte hervorgegangen ift, und deren fie fih, nad dem Haren Zeugniß 
des 18. und 19. Jahrhunderts, immer nur in dem Maße erfreut, als in ber 
evangelijhen Kirche felbft die reformatorifchen Principien in Kraft und Weſen 
ſtehen und das Leben der latholiſchen Kirche fort und fort befruchten. 

Die Reformation bedurfte und war nur möglich in Kraft eines pofitiven 
religiöjen Brincips, einer den wachfenden religiöfen und fittliden Anliegen 
des chriſtlichen Volls entgegenfommenven und in die Herzen und Ueberzeugungen 
eindringenden Erkenntniß hriftlider Wahrheit, und zwar gerade derjenigen, 
deren Verſchüttung in der Kirche des Mittelalterd den tiefften Grund ihrer Ber 
irrungen bildete. Auch an biefer pofitiven Vorbereitung der Reformation fehlte 
es nicht. Es mehrten ſich befonders im deutſchen Volke die Zeichen eines religiöfen 
Sinnes, welher den geſuchten inneren Frieden nicht mehr aus der Unterwürfigkeit 
unter bie Objektivität der Kirche, nicht aus der Theilnahme an ihren Geremonien, 
niht aus den Fabeln und Wundergefhihten ver faft allein noch prebigenden 
Beitelmönde, nicht aus den Firhlich gebotenen und, glei als ob die Maſſe es 
made, üppig vermehrten Kultushandlungen und Kultusobjeften, nicht aus dem 
Borrath von Gnaden zu ſchöpfen vermodte, über melde die Kirche zu Gunften 
beftimmter Werke und Leiſtungen der Einzelnen zu bifponiren verfprad. Sollte 
aber das Streben nah Seldftgewißheit des Friedens mit Gott, die man auf dem 
Wege ver firhlihen Beliebungen- mfonft fuchte, nicht (wie allervings oft ge- 
ſchah) auf den eben fo ungangbaren Weg ſubjektiver Eiubildungen, [hwärme- 
riſcher Konceptionen und vermeintliher innerer Dffenbarungen abirren, und an 
die Stelle der willführlihen Objektivität der Kirche die ebenfo mwilltührliche Ein- 
bildungswelt der Einzelnen treten; fo beburfte es eines Zurüdgehens auf bie 
lauteren Quellen der riftlihen Offenbarung, auf die fihere hriftlide Ob- 
jeftivität, welde die heilige Schrift in reicher Fülle und mit einer für 
den Gott ſuchenden Blid wundervollen Klarheit darlegt. An dieſer mußte ſich die 
religiöfe Subjeftivität, wie über fi felbft, fo über tie fie umgebende kirchliche 
Welt fiher orientiren, und über beider Wide rſpruch over Harmonie mit der gött- 
lihen Heildorbnung zu einer die Wahrheit treffenden Gewißheit gelangen fünnen. 

Unter diefen wahrhaft reformatoriihen Beftrebungen, die, wenn aud nod) 
taftend und mit manden Fehlgriffen, dod eine bahnbrechende Bedeutung haben, 
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nimmt zunächſt die an Wiklif anknüpfende und durd ven Märtyrertod beftegelte 
Lehre und Wirkfamkeit des Johannes Huf (F 1415) und feines Freundes 
Hieronymus von Prag (t 1416) eine wichtige Stelle ein. Zwar entzündete 
fih an dem Sceiterhaufen, auf dem dieſe Männer ftarben, eine fanatifch-renn- 
Intionäre Bewegung, melde einen einzelnen, wenn aud wichtigen, doch nicht 
ben fundamentalen Punkt, vie Kelhentziehung beim Abendmahl, zum Feldgeſchrei 
blutiger Kämpfe und Verheerungen erhob. Allein dody blieb die tiefere, auf praftifche 
Frömmigkeit und Reinheit des Lebens dringende und die Berbefferung der Kirche 
nad biblifhen Maßftäben erftrebende Richtung .Hußens unverloren, und führte 
ſchließlich (1457) zu ber von ber Kirche ganz getrennten Verbindung der Böh— 
miſchen und Mähriſchen Brüder, die dann auch zu Luther in Beziehung 
traten, und nod fpäter im 18. Jahrhundert mit den Anhängern Zinzendorfs 
zur evangelifhen Brüdergemeinde (Brüderunität) fih zuſammenſchloſſen. Wie aber 
die Huffitiihen Meinungen ihre religiöfe Bewegungstraft nicht verloren, fo ge 
langten aud bie unter ber Herrſchaft ver Scholaftit abhanden gelommenen tieferen 
Gedanken und Lehren des h. Auguftin in einzelnen Theologen (Johann von 
Bejel, Johann von God, Johann Weffel) zu neuem Leben, und eine 
religiöfe Myſtik fand ihre Vertreter (Tauler, die Brüder vom gemeinfamen 
Leben), deren Innigfeit und Wahrhaftigfeit auch ver Erkenntniß der ethijchen 
Grundbegriffe des Chriftentyums zu Gute fam, und die erfchredten Gewiffen ven 
Frieden mit Gott auf eine innerlihere und wirffamere Weife fuchen lehrte, als 
durch den Dienft äußerer von. der Kirche vorgefchriebener Werke. Die chriftliche 
Welt war bereitet, ihren Reformator zu empfangen. Er ward ihr in Martin 
Luther geſchenkt. Zuerft noch gebunden durch die kirchliche Tradition und im 
aufrichtigften Eifer das Heil in den Bahnen der damaligen Kirche fuchend , trieb 
ihn: ver tiefe Gewiſſensernſt feines Suchens bald über dieſe Bahnen hinaus. An 
ber fiheren Führerhand der heiligen Schrift erfannte und erfuhr er, daß ver die 
beängftete Seele ſtillende Beſitz des Helles in dem Glauben liege, weldyer bie 
durch Chrifti allgenügende Mittlerfchaft bergeftelte Gemeinfhaft mit Gott ſich 
zueignet, und in biefer die nie verfiegende Triebfraft eines neuen Lebens befigt. 
Der Geltendmahung diefes evangelifchen Heilswegs, an deſſen Stelle die Kirche 
ihren äußerlichen Werfvienft gefegt hatte, galt nun vie Arbeit feines gewaltigen 
Geiſtes. Mit ver größten Macht feiner Zeit nahm er als Gotttes Streiter den 
Kampf auf, umgeben von einer wachfenden Zahl trener Mithelfer, getragen von 
der Zuftimmung des hriftlichen Volkes, gefördert durch die neuen Lebenstriebe in 
Wiſſenſchaft und Staat. 

1. Entſtehung der evangelifchen Kirche, insbefondere auf 
Deutfchem Boden.?) — Die religiöfe Bewegung des 16. Jahrhunderts gieng 
nicht auf Trennung von ber alten Kirche und Gründung einer neuen, ſondern 
auf Reinigung der erfteren von den unevangelifhen Elementen ihrer Lehre und 
Einrichtungen aus. Dennoch erfolgte jene Trennung und Neugründung, da einer- 
feits die oberften Auftoritäten ber römifhen Kirche einen zum Theil erfolgreichen 
Widerſtand entgegenfegten, andererſeits aber den reformatorifchen Principien bie 
lirchenbildende Kraft innewohnte. 

Schon die erften Schritte Luthers führten über ihn und feine Anhänger 
1520 den päpftlihen Bann, und 1521 in Gemäßheit ver zwiſchen Staat und 
Kirche damals beftehenvnen Verbindung die Reihsacht herbei (Wormfer Edikt). 





2) Gieſeler, Kirhengefchichte, Bd. 1, Abthl. 1. 
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Der Bollyiehung der legteren, alſo der gewaltfamen Nieverlegung der religiöfen 
Bewegung, widerftrebte aber die oppofitionelle Richtung gegen Rom, welche bie 
Majorität der Stände und das Reihsregiment damals beherrſchte. Indem dieſes 
verweigerte, als willenlofes Mittel zur Aufrehthaltung der bisherigen kirchlichen 
Obedienz zu dienen, war bis 1526 bie ortentwidelung der reformatorifchen 
Tendenzen von Seiten des Reiches nicht blos unbehindert, fondern felbft vielfach 
geförbert. Anders geftalteten fich die Dinge, ald es zu er ſt gelang unter einigen 
mächtigern Reihsftänden eine Verbindung zum Schuge ber fatholifhen Sade 
zu Stande zu bringen, welher dann aud ein Bündniß unter Reichsſtänden ber 
reformirenden Partei gegenübertrat (Torgauer Bünbniß). Auf diefe Weife wurde 
der erfte Grund zur religiöfen Spaltung deutfher Nation gelegt, und das Reid 
von feiner bisherigen, auf einheitliche Vertretung des Reformationsftrebend ger 
richteten Politit abgebrängt. Auf dem entſcheidenden Reichstage zu Speier, 1526, 
war die fatholifhe Partei zu ftarf, um das Wormfer Edikt geradezu aufzuheben, 
die reformirende zu ftarf, um zu feinem Bollzuge zu ſchreiten: und fo beſchloß man, 
feine Ausführung dem verantwortlihen Ermejfen jedes Reihsftandes im 
jeinem Gebiete zu überlafjen. Hiermit waren zwei wichtige Grundſätze ausgefprodhen: 
einmal war die bisherige ſtaatsrechtliche Nothwendigkeit der kirchlichen Einheit der 
Nation aufgegeben, und ſodann das Princip der Territorialentwidelung für vie 
lirchlichen Berhältniffe der reformirenden Partei zugelaffen. Den formalen Redts- 
boden, welchen nunmehr diefe Entwidelung, alfo auch die Aufftellung reformato- 
tifher Ordnungen in den einzelnen Gebieten befaß, verfuchte ein Speier'ſcher 
Reihsihluß von 1529 wiener zu entziehen. Darauf erfolgte die befannte Bro- 
teftation ber reformirenden Stände, welche ſodann auf dem Reichstage zu Augs- 
burg, 1530, von religiöfer Seite durch die Borlegung eines Bekenntniſſes be- 
ründet wurde, das die Uebereinftimmung ber reformatorifhen Grundſätze über 
ehre und Einrihtungen mit der heiligen Schrift, aljo die Gebundenheit ber 
Kirhe an dieſe Grundfäge und die Verpflichtung des Staats bewähren follte, 
ihrer Geltendmachung freie Bahn zu geben (Augsburgifhe Konfeffion). 
Die wichtigſten Gegenſätze gegen die bisherige Kirche, die ſchon Hier und in nod 
beftimmterer Formulirung in fpäteren Belenntnißfchriften, befonders den Schmal- 
kaldiſchen Artikeln (1537) hervortreten, find die folgenden : 

Nicht durch die Gliedſchaft an der objektiven Anftalt der Kirche und bie ge 
horſame Unterordnung unter ihr Geſetz wird das von Chrifto erworbene Heil 
angeeignet, fonbern durch den Glauben, der durch völlige Hingabe an bie in 
Chriftus erfchienene Gnade Gottes das durch die Sünde zerriffene Band zu Gott 
wieberherftellt: der Glaube rechtfertigt ««materiales Princip). Diefer Glaube 
fann aber feiner ald des redhtfertigenden nur durch feine Zufammenftimmung mit 
dem, Worte Gottes gewiß fein: die heilige Schrift ift Glaubensnorm 
(formales Princip). Die göttlih gegebenen Mittel für Erweckung, Pflege und 
Sortpflanzung dieſes Glaubens find Wort Gottes und Sakramente. Die Wirk— 
ſamkeit diefer Mittel ſchafft fort und fort die Kirhe, welde an der einjegungs- 
mäßigen Verwaltung diefer Mittel wie das Kennzeihen der Wahrheit fo ihre 
principale Aufgabe (Vollmacht, Amt) befigt. Sie erfüllt die leßtere durch georbnete 
Berufung geeigneter Männer zum Dienfte viefes Amts. Diefe Berufenen ftehen 
aber über den Laien weder durch einen Sonverbefig fpiritueller Gaben, noch burd) 
eine ausſchließliche Berechtigung zu allem kirhlihen Handeln. Vielmehr ift fein 
Gläubiger von der Fähigkeit und dem Berufe dazu ausgefhloffen. Hiernach wird 
die Ipentität der hriftlihden und ver römiſch-katholiſchen Kirche, das göttliche 
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Berfaßtfein der Kirche durch die Inftitution des Epistopats und Papats, die mar 
he Wirkung der Orbination und damit der Wejensunterfchiev von Klerus und 
en verworfen. 

Meder die Augsburgifche Konfeffion nod deren Apologie, welche der katho— 
liſchen Konfutation entgegengejegt wurde, führte zu einem der reformirenden Partei 
günftigen Beſchluſſe des Reichstags. Nur die Zufiheruug eines vorläufigen Fried- 
ftands bis zur Entſcheidung burd das längft betriebene Koncil erfolgte durch 
den Nürnberger Religionsfrieven 1532. Als dieſem endlich 1545 nad Trient be 
rufenen Koncile, auf welchem nur der hohe Katholiihe Klerus unter päpftlicher 
Leitung Beſchlüſſe faßte, die proteftantifhe Partei ſich nicht unterwarf, verſuchte 
Kaifer Karl V. fie mit Waffengewalt zu vernichten. Allein ſchließlich erfämpfte 
doch Kurfürſt Moritz von Sachſen den Paflauer Bertrag vom 30. Juli 1552. 
Diefer und der auf ihn gebaute Religionsfrieven von 1555 gewährte den Reichd- 
ftänden Augsburgiſcher Konfeffion bis zu endlicher Bergleihung des Religions— 
zwiefpalts definitiven Friedſtand, und erfannte damit reichöfeitig ben rechtlichen 
Beftand und die Entwidelungsberehtigung des auf den reformatoriihen Grund⸗ 
fägen beruhenden kirchlichen — * in den Territorien an, 

III. Gegenfag Iutberifcher und reformirter Kirchen. Union.?) — 
Wie die ſächſiſchen Reformatoren (Luther, Melanchthon) von Wittenberg aus faft 
in ganz Deutihland und dem nördlichen Europa den Gang der Reformation in 
Geftaltung der Lehre und Einrichtungen beftimmten, fo war dies für die Schweiz, 
Frankreich und einige oberdeutſche Gebiete von Züri (Zwingli), dann von Genf 
aus (Calvin) geſchehen. Bon dem Boden desſelben materialen und for» 
malen Princips aus arbeitend fam man zu Differenzen, melde von einem 
bogmatifhen Streite allmählig zu einer Trennung der firdliden Ge- 
meinmwefen fi fteigerten. 

Schon im Anfange der Reformation war man in eine Differenz im ber 
Abendmahlslehre gerathen, welhe im Art. 10 der Augsburg. Konf. eine 
Fafjung erhielt, an welcher die Schweizer Anftoß nahm. Hieran ſchloß fich ein 
Kampf zweier Richtungen, von denen bie eine auf Vertiefung und Schärfung ber 
Differenz, die andere auf Ausgleihung und Erhaltung der Einheit gerichtet war. 
Zunächſt ſchien die leßtere, auf lutherifcher Seite befonders durch Melanchthon 
vertretene Richtung das Uebergewicht zu behaupten, und eine auf Grund ver 
Wittenberger Konforbie von 1536 vorgenonmene Faflungsänderung im Urt. 10 
die Spaltung innerhalb der Reformation abzuhalten (geänderte Augsb. Konf.). 
Entſchieden überwog dieſe Richtung in den Kirhenregierungen (Hürften- 
fonvente zu Frankfurt und Naumburg, 1558, 1561). Allein das Tehramt ftand 
unter dem bireften Einfluffe des an Bitterfeit immer wachſenden theologifchen Haders, 
und verſchaffte, da das praftifch-firchlihe Gegenwicht einer verfaßten und in den kirch⸗ 
lichen Angelegenheiten mitbeftimmenden Gemeinde in ben lutheriſchen Kreiſen 
fehlte (f. unten), durch feine zunehmende Herrſchaft ver feparirenden Richtung gegen 
Ende des 16. Jahrhunderts den Sieg. Die meiften evangelifhen Landeskirchen 
ftellten baher entweber die fächfifche (Iutherifche) oder ſchweizeriſche (calviniſche) 
Lehrfaffung als ihr erflufives Lehrgeſetz auf, und fchloffen fih fo als 
lutheriſche oder reformirte gegen einanber ab, Doch gelang es ſchon damals nicht, 
ber Formulirung bes Intherifchen Tehrgefetes in der fjog. Konkorbienformel von 


3) Rudelbach, Zuthertbum und Ilnion, Setpäig 1839; Nitzſch, Urkundenbuch der ewangel, 
Union, Bonn 18535 Zul, Müller, Die evangel. Union, Berlin 1854. | 
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1577 in allen Lanbestichen ver ſächſiſchen Reformation diefe Anerkennung zu ver- 
haften, und fo durch Erhebung eines ausgeführten theologifhen Lehrfyftems zur 
allgemeinen Bekenntnißſchrift die drohende Ausbildung der Iutherifden Kirche zur 
Theologenfirhe zu vollenden. 

Zu den Lehrgegenfägen kamen ſchon frühzeitig abweichende Einrihtungen, 
denen jedoch wenigftens auf Iutherifcher Seite, wo befenntnigmäßig die Verfaffung der 
Kirche nicht als eine göttliche Stiftungsgabe, fondern als ein geſchichtliches, alfo der 
Individualität Raum gebendes Werk der Kirche felbft gilt, niemals eine kirchen⸗ 
trennende Bedeutung hätte beigelegt werden dürfen. Der Grundgedanke der Ein» 
richtungen zwar, von dem man beiverfeit3 im Gegenſatz gegen bie Fatholifche 
Kirche ausgieng, war im Wefentlihen nicht abweichend (ſ. II). Allein der hifte-. 
riihe Boden, auf dem er fi zu verwirklichen hatte, war im Gebiete ver ſäch—⸗ 
ſiſchen und fchweizerifhen Reformation verfhieden. Dort wuchs die Reformation 
und konſolidirte ſich die Kirche vorzugsweiſe durch die Hingebende Bertretung, bie 
ihr unter den fchwerften äußeren Beprängniffen von evangeliihen Fürften im 
Kampfe wit vem Kaifer und defien Advokatie für die alte Kirche zu Theil warb. 
Hier gebieh fie unbeprängter dadurch, daß Obrigkeit und Gemeinde in Heinen 
republifanifhen Gemeinwefen zur fohriftmäßigen Geftalt des Chriftentbums zurüd- 
zufehren verlangten. Und fo ging denn auch dort das Regiment über ven territorial 
verbundenen Kreis von Gemeinden (Landeskirche) auf die Landesherrſchaften 
über, welde durch dazu beftellte Behörden die Ausübung beforgten, während 
die Funktion und daher aud Organifation der Gemeinde felbft zurüdtrat (Kom 
fiftorialverfaffung). Hier dagegen mußte die Gemeinde zu einem Hauptantheil 
am Regimente gelangen. War diefelbe anfänglich im Unterſchiede der bürgerlichen 
und kirchlichen nicht erfaßt, und deßhalb bei politifhem Uebergewichte des obrig- 
keitlichen Elements auch kirchlich durch das legtere gebunden geweſen (Zürid), 
jo wurde ihr durch Calvins Einrihtungen in Genf (1541 ff.) eine Organifation 
nach kirchlichen Gefichtspunkten zu Theil. Doh kam es zu einer völligen Aus- 
jheidung der Theilnahme der weltlihen Obrigkeit auch bier nit, fondern unter 
desſelben Calvins Leitung erft in der franzöfiihen, im Konflikte mit der Staatd- 
gewalt ſich entwidelnvden, alfo die Möglichkeit einer Theilnahme der letztern ent- 
behrenven Kirche, und demnächſt in der nieberländifhen. Der Grundzug ber 
Einrichtung ift hier, daß jede Gemeinde nad apoftoliihem Borbilde ein aus 
Pfarrern und Aelteſten (lehrenden und regierenden Presbytern), fowie aus Diafonen 
beftehendes Presbyterium (consistoire) hat, weldes durch theils gefonverte theils 
verbundene Wirkfamkeit feiner Glieder den lofalen Kreis durch Lehre, Zucht und 
Pflege zur Kirche baut, und daß eine Mehrheit von Gemeinden wieder durch 
Berbindung von Pfarrern und Xelteften zu Synoden das orbnende, aufjehende 
und oberleitende Organ eines umfafjendern Kirchenkreijes befigt (Presbyterial- und 
Synodalverfaffung). 

In den reformirten Kirchenkreifen Deutihlands geftalteten fi) eben wegen ber 
Abhängigkeit der Berfafjung ven politifhen Gegebenheiten die Verhältniſſe ver: 
ſchieden. Da wo bie reformirte Tehrnorm von den Landesobrigkeiten angenommen 
und vertreten wurbe (Pfalz, Heflen, Naffau, Brandenburg, Anhalt, Lippe, Bremen), 
ergab fih aud ein Kirchenregiment der Obrigkeit, mit welchem ſich Elemente ber 
Presbyterial- oder auch Synodalverfaffung, aber ohne rechte Blüthe und Kraft 
der legtern, verbanden. Wo dagegen reformirte Kirchen zwar unter landesgejeß- 
lihem over vertragsmäßigem Schuge, allein doch unter einer ihnen fremd bleiben- 
den Obrigkeit fi jammelten (Jülich, Cleve, Berg, Mark, Frankfurt), hielten. fie 
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wejentlih am Calviniſchen Vorbilde feſt, und bewirften wohl aud, wie in Cleve 
und Mark, daß ihre Einrichtungen von den mit ihmen im Gemenge lebenden 
Iutherifhen Gemeinden angeeignet wurden. Wo endlih, wie in Oſtfriesland, eine 
reformirte Landeskirche fih zwar mit einem einftimmigen Landesherrn gebiltet hatte, 
dann aber gegen vie [utherifch gewordene mißgünftige Obrigkeit ſich behauptete, 
gelang es zwar nit, das Kirchenregiment der legteren wieder auszufdließen, allein 
es blieb ihm doch eine reformirte Körperfhaft von ſynodalem Charafter zur Seite, 
welcher es freilih durch Entbehrung oder Berluft des naturgemäßen Bodens der 
presbyterialen Gemeinveverfaffung am weſentlichen Bebingungen der Kraft fehlte. 

Schon dieſe Thatfachen zeigen, daß die herrſchenden theologifhen Richtungen, 
fo ſehr fie nach der Tehrgefeglihen Abſchließung der beiden evangelifhen Kirchen 
aller und jeder kirchlihen Gemeinfhaft von Lutheranern und Reformirten wider: 
firebten, doch nit mächtig genug waren, um auch die Rechtsbildung voll- 
fändig zu beftimmen. Dazu zwar reichte ihr Einfluß aus, um bie rein Iuthe- 
rifchen refp. reformirten Gebiete im Ganzen als folde zu behaupten. Allein wo 
nun einmal eine gemiſchte Bevölkerung ſich ergab, bildete fi in ver Regel auch 
eine firdhenregimentlihe Verbindung, entweder nur in der Spige des landesherr- 
lichen Kirchenregiments, oder auch, wenngleich fpärlih, in den mit Mitglievern 
beider Konfeffionen befegten kirchlichen Behörden. Sodann aber bildeten Yutherifche 
und Refornirte im Reiche das Ganze ver Augsburgifhen Konfefjionsver- 
wandten, deren Differenz unter ſich als eine nad außen unwirkſame häusliche 
Angelegenheit behandelt wurde (Dsnabrüder Friedensinftrument. Art. 7. $. 1). 
Demgemäß ſchloſſen fie fih auch nad dem Weftphälifchen Frieden ald evange- 
lifhe Stände auf Grund ihrer Belenntnißgemeinfhaft zum Corpus 
Evangelicorum zufammen, und bilveten fo eine zur Vertretung der ihrem ge— 
meinfamen Belenntniffe zuftehenden Freiheit und Berechtigung organifixte Reiche» 
förperfhaft, welche erft mit der Auflöfung des Reichs felbft weggefallen ift. 

Im adtzehnten Jahrhundert wurde das Bewußtſein von ver trennenben 
Bedeutung der Lehrverfgierenheiten fehr abgeſchwächt. Das zur Herrſchaft gelan- 
gende Territorialfyftem (f. unten) drückte tie bisherige Uebermacht des Lehrſtandes 
uieder, und der Pietismus, der in der Theolegie wie im firdlichen Leben das 
Anfehen der Orthodorie brach, legte das Gewicht von der reinen Lehre auf perjün- 
liche Frömmigkeit und Oottfeligkeit des Lebens, für welche die firirten Differenzen 
der Vehrgefege im Vergleich mit ihrer gemeinfamen Olaubensfubftanz gar wenig 
austragen. Im Folge defjen wuchs nicht blos die ſchon vorhandene regimentliche 
Berbindung, fondern 28 loderte ſich aud die Erkiufivität des beiderfeitigen Lehr- 
amts: es bildete ſich die edle hriftlihe Sitte gegenfeitiger Abenpmahlsgemeinihaft 
und eime die Idee des Uebertritts von einer Konfefffon zur andern ausſchließende 
Kirchliche Freizügigkeit ver Einzelnen je nach ihrem perjönlichen religiöfen Berürfniß. 
Noch mehr näherten fich beide Belenntniffe duch den Rationalismus und die 
gemeinfamen Berlufte am evangelifhen Gemeinglauben, die feine Herrfhaft ihmen 
zu Wege brachte. Doch war die kirchenrechtliche Folge davon feine förmliche Ber- 
einigung der getrennten Kirchen: es blieben vielmehr die traditionellen Scheidungen 
formell beftehen, nur daß die firdliche Praris fie als zufällige und werthloſe anjah 
und behandelte. Das Hauptgewicht legte man auf die freilich hohen formalen Güter 
des Proteftantismus, die freie perfönliche Aneignung der Religion, die Freiheit der 
Forſchung, der Kritik u. f. f., deren Beſitz für das religiöfe Leben den Berluft nicht 
auszugleihen vermochte, welchen es durch die zunehmende Gleichgültigkeit gegen den 
durch die Arbeit ver Reformation wiedergewonnenen evangelifchen Wahrheitsinhalt erlitt, 

Bluntfgli und Brater, Deutſches Staats-Wörterbud. VII. 25 
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Diefes gleichgültige Verhalten ift im neunzehnten Jahrhundert gewichen. 
Eine an der Wiedereinkehr in die reformatorifhen Urkunden und Quellen erftar- 
tende Theologie bradte das faft vergeffene materiale Princip der evangelifhen 
Kirche wieder zu Kraft und Weſen, und bewährte feine dogmatifhe und ethifche 
Produktivität. In dem evangelifhen Bolfe fteigerten die Oyfer und Giege ber 
Freiheitskriege die religiöfe Empfänglichkeit, ohne den alten Diffenfus wieder zu 
beleben. Der nationale Sinn erfreute ſich an ter Befeitigung äußerlich trennenvder, 
aber innerlid unlebenviger Schranken. Das unabweislihe Bedürfniß einer Fort- 
bildung der Kirchenverfaſſung wies die Lutheraner auf die reformirten Vorbilver 
bin, während das wiflenfhaftlihe Bedürfniß die Reformirten zu ben reicheren 
Schätzen lutherifher Theologie führte. Die no immer große Menge der Gleich— 
gültigen war aus äußerlihen Gründen der Bereinfahung der Verwaltung, ber 
größeren Verfhmelzung der Staatsgenoffen u. vergl. wenigftens relativ der Ber- 
einigung geneigter als der Trennung. 

Unter viefen Einflüffen geſchah es, daß feit 1817 in einem großen Theile 
des proteftantifchen Deutſchlands (Preußen, Baden, Rheinbayern, Heflendarmftabt, 
Naſſau, Anhalt, Hanau mit Ifenburg und Fulda, Walvded, Birkenfeld) die fog. 
Union, bie föürmlide Bereinigung der Lutheraner und Reformirten zu mehr over 
weniger einheitlichen evangelifhen Landestichen unternommen wurbe. Wenn man 
aber dabei aud von der die Union allein berechtigenden Ueberzeugung ausgieng, 
daß die Iehrgefeglihe Ausfhliegung früherer Zeiten auf einer dem wahren Beien 
der Kirhe fremden Erhebung theologifher Lehrmeinungen zu fundamentalen 
Slaubenswahrheiten beruhe, oder body die Bedeutung der Lehreinheit für bie 
Kirche in ſchulmäßiger Weife überjpanne; fo waren mit diefer Ueberzeugung allein 
die Schwierigkeiten der Verſchmelzung zweier Gemeinwefen nicht zu überwinden, 
welche nun einmal gefondert von einander, erft feinpfelig, dann wenigfiens ohne 
frudtbaren Austaufh, durch Jahrhunderte beftanden und mancherlei Artverſchie— 
denheiten ausgebildet hatten. Fehler in der Betreibung bes Unionswerfs traten 
—* auch zahlreich genug hervor, und zeigten ſich vorzüglich in folgenden drei 

unkten: 

Der erſte Bunkt betrifft die Lehrordnung, die nach dem Weſen ber Kirche 
nicht ſchlechthin fehlen fann. Die bisherige, welche die kirchliche Lehrfunktion an 
die Sonderbefenntnifje band und wenigftens formell zu Recht beftant, wenngleich 
fie thatſächlich Alles ver Subjektivität der jeweiligen Kirchenbehörben überließ, und 
deßhalb zu fchwerer Unbill für Geiftlihe und Gemeinden in der abweichenbften 
Weiſe gehandhabt wurte, mußte durch tie Union eine wefentlihe Abänderung er- 
fahren. Nicht blos die erfommunifatorifhen Säge ber beiderfeitigen öffentlichen 
Lehrſchriften mußten ihre öffentliche kirchliche Geltung verlieren, ſondern aud ber 
weſentliche Konfenfus derfelben fo weit herausgeftellt werben, daß bie abſolute 
Schranke, innerhalb derer ſich die Organe der kirchlichen Lehrfunltion zu bewegen 
haben, der Willkühr entzogen wurde. Wenn man dieſe Wirkung der Union auf 
die Lehrordnung auch nicht überſah, ſo brachte man es doch zu keiner oder doch 
nicht zu einer genügenden Formulirung. Auch durch das Zurückgreifen auf die 
geänderte Augsburgiſche Konfeſſion konnte der Mangel nicht erſetzt werden, da 
dieſe als wirklich ernſthaft genommene und gehandhabte Lehrnorm entſchieden zu 
viel, und ſchon deshalb zu wenig leiſtet. Ein von hoher Einſicht in das wirkliche 
Bedürfniß zeugender Verſuch der Preußiſchen Generalſynode von 1846, 
eine dem evangeliſchen Konſenſus entfprechende, auf den weſentlichen Inhalt ſich 
beſchränkende und deßhalb praktiſch wirklich durchführbare Verpflichtungsweiſe für 
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bie Iehramtliche Funktion aufzuftellen, % hatte leider keinen Erfolg: er unterlag 
der völlig grundlofen Verdächtigung, daß man damit ein neues Belenntniß machen 
wolle, während es fi in ver That nur um die Erfüllung der einfahen Schulvig- 
feit jeder Landeskirche handelte, eine dem evangelifchen Befenntniffe gemäß georbnete 
Lehrfreiheit herzuftellen. 

Ein zweiter Bunkt betrifft die firhenrehtlihe Tragweite der Union, 
in welcher eine große Mannigfaltigkeit möglich ift. Auf der Bafis der der Union 
wefentlihen Anerkennung, daß die gemein» evangelifhen Grunpfäge zur Kirchen- 
gemeinſchaft ausreichen, verfteht es ſich allerdings von felbft, daß ein fo verbun- 
dener landesfirchlicher Kreis die Richtung auf eine volftänvig einheitliche kirchliche 
Geftaltung in fih aufgenommen hat, allein ohne daß es nothwendig wäre, biefe 
nun and fofort fo zu vollziehen, daß bie bisher getrennten Gemeinweſen nad) 
allen Seiten, in Gemeinde, Gottesvienft, Regimentsorbnung, ihre Individualität 
abftreifen und zu einem neuen Ganzen verfchmelzen. Diefe Berfchmelzung Tann 

eſchehen, und ift da an ihrem Orte, wo das kirchliche Bewußtſein auf das 
—*2 Werth zu legen aufgehört hat. Ebenſowohl kann fie aber auch einem 
geſchichtlichen Wahsthum überlaffen bleiben, das mit der zumehmenden inneren 
Berfhmelzung fortfhreitet, zu welcher vie beiden Faktoren fraft der Union allmählig 
gelangen. Nun fehlte e8 aber da, wo man die Union nit nad allen Seiten 
der Kirchenordnung fofort realifirte, an Klarheit über das Maaß, in welchem ber 
Bortbeftand der bisherigen lutheriſchen und reformirten Beſonderheit mit dem 
aboptirten Unionsgrundjage vereinbar fei. Und damit wurde die Union zu einer 
Duelle rechtlicher Unficherheit und heftigen Parteiftreites, in welchen ſich auch bie 
einer. feften gefeglichen Baſis entbehrende und deßhalb ſchwankende Praris ver 
Kirhenbehörten hineingezogen fah (Preußen). 

Dies führt auf einen dritten Mangel, der fih bie und da an der Form 
der Einführung der Union findet und befonders in Preußen feine nachtheiligen 
Wirkungen fühlber gemadt hat. Während es nicht blos kirchenpolitiſch unräthlid, 
fondern auch kirchenrechtlich ſchlechthin unmöglih ift, eine fo tiefgreifende Ber- 
änderung des bisherigen landeskirchlichen Beftandes, wie fie in der Annahme ber 
Union liegt, anders als mit Zuftimmung der Landeskirche, aljo insbeſondere unter 
Theilnahme ihres gemeinvlihen Faltors zu unternehmen, und während biefe 
Zuftimmung anders nicht als durch eine Synode auf förmliche und unanfehtbare 
Weife ertheilt werben kann; verfuchte man in ſchwächlicher Scheu vor repräs 
fentativen Körperſchaften mit bloßen Anorbnungen des Kichenregiments ven Zweck 
zu erreichen. Diefe waren num freilich nicht als zwingende Gefege gemeint, fondern 
zu einer freien Aneignung dargeboten, durch deren Dinzutritt die Einrichtung erft 
tehtlihen Beftand gewinnen fonnte. Allein bei der Formloſigkeit, an welcher biefer 
nihtfgnodale Weg der Aneignung leidet, vermochte derfelbe fein unftreitiges und 
in Bezug auf das Ob und Wie des landeskirchlichen Unionswillens unanfechtbares 
Refultat zu ergeben, und es blieb für fpäter auftauchende antiunioniftifche Rich— 
tungen die Hanbhabe zur Umdeutung ver Handlungen geboten, aus denen man 
früher auf die Zuftimmung zur Union gefchloffen Hatte. 

Obſchon nun aber alle diefe Mängel und Fehler die Sache der Union felbft 
nit treffen, fondern nur zeigen, daß fie einen durch menfchliche Verkehrtheit 


4) Verhandlungen der evangel. Generalipnode zu Berlin, 1846, Abtheil. 1, S. 134 ff. 
Abtheil,. 2, S. 45 E * — f 
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vielfach getrübten Läuterungsproceß durchmachen muß, fo haben fie doch unleugbar 
zu einer Erftarfung der Richtung auf Separation das Ihrige beigetragen, die 
fih neuerdings in ber Iutherifchen Kirche gezeigt hat. Sie ftügt ſich entweder auf 
die offenfundigen Berwidelungen und Mißſtände, die der Verlauf der Union be= 
fonders in Preußen herbeigeführt hat, vie aber mit dem Princip und Wefen der 
Union nidts zu ſchaffen -baben; over fie erhebt ſich zu einer principiellen Be— 
fümpfung der Union, und zwar bald fo, daß fie ihr aus ethifchem Grunde als 
einer Zerftörung lebendiger Inbividualitäten — bald ſo, daß ſie die 
lutheriſche Kirche als die allein wahre, reines Wort und Sakrament ausſchließlich 
beſitzende anpreist, und daher tie Verbindung mit den Reformirten als Attentat 
gegen bie columna veritatis verwirft. Konfequent muß biefe Richtung dann nidt 
blo8 der neueren Union, fondern aud dem althiftorifhen Verbindungen ver beiden 
evangelifhen Kirchen ven Proceß machen, in denen fih namentlich in Deutſchland 
ſchon feit Jahrhunderten ihre Belenninifgemeinfchaft bethätigt hat. Diefe Kcn- 
fequenz wird denn aud gezogen, und es giebt in nur zu großer Zahl Vertreter 
des erflufiven Lutherthums, für welche „evangelifhe Kirche“ aufgehört hat ein 
ehrliher Kirchenname zu fein, weil man bahinter den Gedanken der Union wittert, 
ber frejlih eben fo alt ift als der der Separation. 

IV. Die kirchlichen Wechtöbildungen der deutjchen Nefor— 
mation.5) — Die kirhlihen Rechtsbildungen, zu welchen fi die Reformation 
durch ihr Princip und vie eigentbümlihen Bedingungen, unter benen fie dasſelbe 
auf deutſchem Boden zur Anerlennung zu bringen hatte, gebrängt fah, find in 
ter Hauptſache und foweit fie auch für die Folgezeit bleibende Bedeutung behalten 
haben, vie folgenden : 

1) Die Yandesobrigfeiten in ihren Gebieten werben die Subjefte der 
bie evangelifhe Ordnung einrichtenden und erhaltenden Gewalt (des Kirchen" 
regiments), und die als bejontere Geſetzgebungs- und Berwaltungskreife abge 
ſchloſſenen Gemeindelomplere ftellen ſich ald Landeskirchen dar, über welchen 
ein einigendes kirchliches Band durch die Gemeinfhaft des Belenntniffes und der 
auf ihm ruhenden gemeinfirhlihen Recdtsfäge und Inftitute, insbefondere tes 
Lehramts, gewahrt ift. 

Was zunähft die Erwerbung tiefes landesherrlihen Rechts anlangt, fo 
ift fie eine völlig rechtmäßige gewefen. Gegenüber vom deutſchen Reiche und deſſen 
früherem ftaatsrechtlihen Grundſatze, daß die Gewalt der bürgerlichen Obrigfeit in 
Kirhenfahen wefentlihd nur in ber Arvofatie für die römifhe Kirche beftehe, war 
fie gerechtfertigt durch das zuerft im Speier'ſchen Reihsihluß von 1526 ausge- 
ſprochene Princip, weldes auch fpäter gegen alle Umſtürzungsverſuche im Religions- 
frieven aufrecht erhalten wurde (j. oben) Im Berhältnig zur evangelifchen Kirche 
war eine ſolche Erwerbung zunächſt rehtlih möglich, weil dieſe Kirche feinen 
mit Fähigkeit und Beruf zur Regierung ausſchließlich ausgerüfteten Stand kennt, viel» 
mehr jedes Kirchenglied, alfo auch dasjenige, weldes Oberhaupt des bürgerlichen 
Gemeinweſens ift, als mögliches Subjekt kirchlicher Regierungsrechte erfheint. Die 
wirflide Erwerbung aber beruht auf einem doppelten Momente. Zuvörderſt 
faßte die Reformation, die ererbten Borftellungen von ver Advolatie zugleich 





8) Nichter, Sefchichte der evangel. Kirchenverfaftung in Deutſchland, Beipyig 1851, 8.13 ff 
Eine nähere Betrachtung der Rechtsbildungen der ſchweizeriſchen Reformation glaube ich mir im 
Deutihen Staatswörterbuch verfagen zu müffen, 
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aufnehmend und mobificirend, ven Beruf ver hriftliden Obrigkeit dahin auf, 
daß in ver legtern die Pflicht Tiege, mit der ihr anvertrauten Gewalt aud dem 
Schuge des Evangeliums zu dienen. Art und Umfang dieſes Schuges fei nad) 
Zeiten und Umftänden verſchieden, richte fih nach den dem Evangelium drohenden 
Gefahren. Er befhränfe fih anf bloße Darreihung des ſchirmenden weltliden 
Arms, wenn tie Kirche im Befige ihrer eigenen, evangelifche Lehre und Ordnung 
im Innern der Kirche bauenden und pflegenden kirchlichen Dberen (des Episfopats) 
fi befinde. Er ermeitere fih dagegen und könne auch biefen Beruf des fird- 
lichen Obern umfaflen, wenn der Episfopat feine Auftorität gegen das Evangelium 
fehre, alfo die Pflicht der Erhaltung und Handhabung des letteren gegen ben 
erfteren eintrete. Zu biefer Anerfennung eines bedingten Berufes der riftlichen 
Obrigkeit, des Kirchenregiments fich felbftthätig anzunehmen, trat nun bie that- 
ſächliche Erfüllung dieſer Bedingung in der Reformationszeit hinzu. Indem 
nämlich einerfeits die vorgefundenen rein kirchlichen Obern (Papft und Bifhöfe) 
faft durchaus die Reformation befämpften, andererſeits die zu einer neuen Kirchen⸗ 
bildung geträngte reformirende Partei fein neues nur kirchliches Subjelt des Re- 
giments probucirte, und doch eine Handhabung bes legteren weniger als je fehlen 
fonnte, waren bie Borausfegungen gegeben, unter denen bie obrigfeitfihe Advokatie 
zu einem wahren Kirchenregimente fi erweitern mufte. 

Für die richtige Auffaffung des letteren ergiebt fih aus biefem Zufammen- 
hange das Folgende. Sein Grund ift einerfeits zwar fein von der Kirche aner- 
fanntes unbebingtes Geſetz ethifcher Art over gar eine religiöfe Yorberung des 
Chriſtenthums. Andererſeits aber ift es auch nichts blos Zufälliges, die nur that« 
fählihe Folge eines Notbftandes. Bielmehr vindicirte die herrſchende Anſicht dem 
Berufe ber hriftlichen Obrigkeit eine Seite, welhe unter gewifjen hiſtoriſchen 
Borausfegungen auch vie Pflicht zu einem kirchenoberlichen Handeln in fid 
fließt: und nur davon, daß dieſe Borausfegungen eintraten, ift die Bebrängniß 
ber Reformationszeit tie Urfache gemefen. Was ſodann das Wefen dieſes Kirchen- 
vegiments betrifft, fo ift es feine Herrihaft über vie Landeskirche, welche lediglich 
nad dem eigenen Urtbeil ihres Subjelts auszuüben wäre. Vielmehr ift fein wahrer 
Sinn diefer. Wie jedes Glied der Kirche mit feiner befondern Gabe der Gemein- 
{haft zu dienen hat, fo aud ver Landesherr mit feiner hervorragenden Stellung 
und Autorität inmitten des chriftlichen Volls, welche ihn, beſonders bei bem 
Hinfallen der bisherigen Auftoritäten, vorzugsweis befähigte, der leitende Mittel- 
punft des kirchlichen Gemeinftrebens nad evangelifcher Orbnung für Lehre 
und Leben zu fein. Die Landesherren find daher evangelifche Kirchenobere aller- 
bings, weil Landesherren, aber nicht als Landesherren; fie üben einen Dienft 
in der Kirche, zu dem fie wegen ihrer Tanvesobrigkeitlihen Stellung berufen 
find; ihr Kirchenamt ift wohl ein Anner, aber fein Beftandtheil ihrer Landes— 
hoheit. Dem muß tenn aud feine Führung entipreden, die von dem Einfluß bes 
firhlihen Geſammtgewiſſens und Bedürfniſſes fib durchdringen und beftimmen 
zu laſſen bat; und ftets bleibt nicht blos die Möglichkeit der Wieberablöfung bes 
Kirchenregiments von der Landeshoheit vorbehalten, fondern dieſe Möglichkeit wirb 
zur Nothwentigfeit, wenn einerſeits in Folge geänderter Verhältniſſe die Bedin— 
gungen zerftört ober doch erfchüttert find, durch melde der Landesherr zu einem 
bingebenten und fruchtbaren Wirken als evangelifher Kirchenoberer in ven Stand _ 
gefegt wurde, ambererfeits geeignetere Hände vorhanden find, in melde basjelbe 
gelegt werben ann. Luther felbft war am wenigften geneigt, die regierenve Stellung 
der politifhen Obrigfeiten in der Kirche als eine bleibende Inftitution gutzuheißen, 
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und befürchtete von ihr und der daran ſich auſchließenden Behörbenverwalting 
ein unkirchliches Polizeiregiment. 6) 

2) Für die Gefchäfte des Kirchenregiments, zu deren Beforgung im Einzel» 
nen die Yandesherren ald Kirhenobere am wenigften dienen konnten, entftanben 
verſchiedene firhliche Aemter, die nad dem Borgange Sadfens (1542) in ver 
während ber zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts größtentheild durchgeführten 
Einrichtung von Konfiftorien ihren Abflug fanden. Diefe find vom Landes» 
herrn als Kirchenobere beftellte, aus geiftlihen und regierungsverftäntigen Laien- 
mitglievern zufanımengefegte Kollegialbehörven, deren Kompetenz, wenn aud viel» 
leicht nicht in ihrem erften Gedanken, fo doch jedenfalls fehr bald nach ihrer Einführung 
ein fehr weites und durchaus nicht rein Firchliches Gebiet umfaßt. In ihre Sphäre 
fällt nicht blos vie obere Kirhenverwaltung (Aufſicht über Lehre und Liturgie, 
ſowie über Amtsführung und Wandel der Geiftlihen, Oberleitung der Berwaltung 
des Kirhenvermögens, Anftellungsprüfung, Ordination, Inftitution), fondern auch 
eine ausgedehnte Gerichtsbarkeit; die lettere fo, daß fie fowohl eine von den 
proteftantifhen Principien über Kirchenzucht weit abliegende ftaatsförmige Straf- 
gewalt über Geiftliche und Laien, als auch tie Jurisviktion in Eheſachen und 
eine Civilgerichtsbarfeit in Proceſſen über Kirhengut, in Patronatsjtreitigfeiten, 
in Schuldſachen ver Geiftlihen u. j. w. enthält. Diefes Kompetenzgebiet läßt ſich 
wohl hiſtoriſch, insbeſondere aus der Gebundenheit durch kanoniſche Traditionen 
und dem Bedürfniſſe eines Erſatzes für die meggefallenen biſchöflichen Gerichte 
erklären, aber nimmermehr nach evangeliſchen Grundſätzen redhtfertigen. Es hat wie 
ein Bleigewiht auf der Entwidelung der Konfiftorien gelaftet und ihnen eine 
Zwitternatur von Staats- und Kirchenbehörben zu Wege bringen helfen, melde 
die Ausbildung des individuell kirchlichen Charakters ihrer Funktionen erfchweren, 
eine ſchwächliche Nahahmung ftaatliher Geſchäftsbehandlung fördern, und in Ber» 
bindung mit ihrer Wurzellofigkeit in der Gemeinde jenen Mangel an wahrer 
Selbftändigkeit herbeiführen mußte, ven fie bei den fpäter mit ihnen vorgenom⸗ 
menen Beränderungen bewähren. Der Gedanke, in ihnen eine Vertretung der Kirche 
zu ſehen, ift zu alleu Zeiten gleich verkehrt geweſen. 

3) Während die Reformation bie bisherigen für das Kirchenregiment getroffe- 
nen Einrichtungen als durchaus freie, nad den Bedürfniſſen und Gegebenheiten 
der befontern kirchlichen Kreife -zu bemeſſende Bildungen anſah (daher denn and) 
von den bisher erwähnten abweichende Regierungsorbnungen bejonders in den Städten 
und da vorkommen, wo bie Bifchöfe der Reformation beitraten), ftellt fie ſich 
anders zu der Einrichtung für die Berwaltung von Wort und Saframent. 
Diefe Verwaltung fieht fie ſchlechthin und allgemein als an ein geiftlihes Amt 
(Predigtamt, Lehramt). gebunden an, welchem diejenigen angehören, bie im georb- 
neten Wege der Prüfung und Bolation dazu gefhidt befunden und beftellt find. 
Diejes erflärt man für das wahre apoftoliihe Bifchofs- oder Presbyteramt, aber 
ohne wenigftens lutheriſcher Seits darauf zu dringen, daß dieſes auch nad apo- 
ftolifchem Borbilde in einer Mehrheit von Glievern in jeder Gemeinde vorhanden 
fei, und ohne es daher zum burchgreifenden Organifationsprincipe der Gemeinde 
zu erheben. Doch fteht e8 auch fo mit der Gemeinde in dem engften gegenfeitigen 
Bevingumgsverhältniß: denn ebenfo wie einerfeits das Lehramt erft durch feine 
Berbindung mit der Gemeinde (alfo als Pfarramt) die regelmäßige Stätte feiner 


6, Bergl. die Stellen bei Richter a. a. O., ©. 98 ff. 
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BWirffamkeit gewinnt, fo bekommt andererfeits die Gemeinde erft durch vie ftänbige 
Verwaltung von Wort und Saframent in ihrer Mitte, alfo durch die Aufnahme 
bes Lehramts, das wefentliche Kennzeichen einer Kirche umd ihren von andern 
Genoſſenſchaften unterfcheidenden Charakter. An dem Kirhenregimente erhielt 
das geiftliche Amt allgemein feine meitere Theilnahme, als daß die Infpektion 
über kleinere aus einer Mehrheit von Gemeinden gebildete Kreife mit Pfarrämtern 
verbunden (Superintendenten) und die Nothwendigkeit einer theilmeifen Be- 
feßung der Konfiftorien mit Mitylievern des Lehramts feftgeftellt wurde. Die 
froradifch vorfommenvde Verbindung ber Geiftlihen zu Landesſynoden, aber 
ohne die reformatorifher Seits für ſynodale Berfammlungen ſtets verlangte Theil- 
nahme gottesfürdhtiger Laien, hat fich für Zwede des Kirchenregiments, an denen 
ihnen eine Mitwirkung zugetheilt war, bald unfruchtbar und nachtheilig erwiefen 
und ift fpäter in harmloſe Paftoraltonferenzen ausgelaufen. 

4) Gleichwie das Lehramt erft durch feine Eingliederung in die Gemeinde 
Stätte und Objelt zur Ausübung feines befondern Berufes erhält, jo vermag 
aud der allgemeine Beruf ver kirchlich handlungsfähigen Kirchengenoſſen, 
welcher aus der Idee des allgemeinen Prieftertbums hervorgeht, nur in der Ge— 
meinde und von ihr aus den von der Schrift und den evangelifchen Belennt- 
niffen verlangten Beitrag zum Bau der Kirche in organifcher Weife zu leiften. 
Die Rechtsbildung der deutſchen Reformation wurde dieſem ihrem Grundſatze nicht 
gerecht. Zwar bethätigte fie ihr antihierarchiſches Princip unverkennbar durch Er» 
Hebung eines Laien (des Fürften) zum oberften Regimentsamte, fo wie durch die 
Aufnahme von Laien zu wefentlichen Mitgliedern ver Konfiftorien; zwar erkannte 
fie auch im Bereiche ber Lehre vie jelbftändige Berechtigung des an die h. Schrift 
fi bindenven und an ihr fi bildenden Yaienurtheils an; zwar legte fie im noth« 
wendigen Zufammenhange jever um Wort und Saframent fi fammelnden Ge 
meinfhaft von Chriften das Recht und vie Pflicht bei, für ein jchriftgetreues 
Lehramt bei fi zu forgen, verlangte deren fortwährende Mitwirkung bei Berufung 
neuer Träger des Amtes, fo wie zur Erhaltung und Pflege hriftlicher Zucht, und 
fegte als ven Rechtsboden aller wicdhtigeren Einrichtungen in den Landeskirchen das 
Berlangen des chriſtlichen Volkes voraus, gute evangelifche Ordnung bei fi auf 
gerichtet zu fehn. Allein mit allen tiefen Sägen war wenig gethan, ja fie erman- 
—* zum Theil ſogar der Bedingungen ihrer praktiſchen Handhabung und liefen 

efahr entweder vergeſſen zu werden oder der rechten Hände für die Ausübung 
zu entbehren, wenn man, ftatt die Gemeinde zu organiſiren, nur die Parochie 
beftehen ließ, deren Glieder, abgefehen von etwaigen Geld- und Naturalleiftungen, 
nur als empfangende dem Pfarramt gegenüberftehn. Wurde diefe Lüde gelaffen — 
und dies geſchah aud da, wo wie in den Reichsſtädten die bürgerliche Gemeinde 
verfaffungsmäßigen Antheil an ven kirchlichen Angelegenheiten erhielt —, jo mußte 
mit der Berfümmerung des geiftlihen Berufs und kirchlichen Rechts ver fog. Laien 
eine Fülle mitwirkenver, für geſunde und fruchtbare Entwidelung unentbehrlider 
Kräfte der Kirche verloren gehn. Es vrohte dann wieder ein Supremat des Yehr- 
flandes, der zu Nüdfällen in Hierarhismus verlodte, und ein landeskirchliches 
Dehörbenregiment warb unvermeidlich, welches, nicht befhränkt auf die Angelegen- 
heiten von allgemeinerer und über die Kräfte der Lofalgemeinde hinausgehenver 
Bedeutung, bie ganze Kirchenvermwaltung an ſich ziehen mußte. Bedrückt von ber 
Maffe der kleinen Gefchäfte und der Iofalen Thatbeftände noch dazu meift unkundig, 
tonnte ein ſolches Regiment nicht anders als einem formellen Gefhäftsmehanismus 
verfallen, welcher in der Oberleitung Geiftlofigkeit, in den unteren Kreifen aber 
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je nady der Richtung ber Zeiten entweber Gleichgältigfeit ober einen Oppofitions- 
eift nährte, der bei verfafiungslofen und deshalb unerfahrenen und der kirchlichen 
Febensfphäre entfremteren Gemeinten neue Gefahren heraufbeſchwören mußte. 
Viele Gründe wirkten zufammen, um biefes für die Folgezeit fo nachtheilige 
Zurüdtreten der Gemeindeordnung in ben Rechtsbildungen ver deutſchen Refor« 
mation zu erzeugen. 7). Zunächſt fommt ber -rämpfende Rückſchlag in Betracht, ven 
der Bauernfrieg zwar nicht auf die Principien der Reformation, wohl aber auf 
den Muth des Borangehns mit ihrer Ausführung im Gebiete der Kirhenverfaffung 
übte. Hierzu tritt der überwiegende Einfluß Melanchthons bei allen Organifations- 
fragen, ber nad) feiner vermittelnden Natur einen fhärferen Blid für die Schwierig. 
feiten der Ausführung als für die Forberungen des Princips befaß, und ben tiefften 
Brud mit den Einrihtungen ber römifhen Kirche thunlichft vertagte. Damit ver- 
band fi) weiter bie zurüdhaltende Wirkung der ſchon in ter Augsburgiſchen Kon- 
feſſion durchblickenden irenifhen ZTertenz, welche den Gegnern, wenn fie nur das 
reine Svangelium in Prebigt und GSaframentsverwaltung nicht hindern wollten, 
in Saden der Kirdhenortnung tie au&gebehnteften Konceffionen zu machen bereit 
war. Und zu dem Allen kommt fchlieflic die langtauernde äußere Bebrängniß 
burd die Faiferliche Politif, die Jahrzehnte lang fortgefette Unficherheit des Rechts⸗ 
bodens, auf weldem bie reformatorifhen Biltungen zu errichten waren. So ge 
ſchah es, daß, während vie ſchweizeriſche Reformation weit früher im Bewußtfein 
der Geſchiedenheit ven der römischen Kirche hantelte, und deßhalb ihr Bild von 
ber rechten Kirchenverfafiung weit früher und fchärfer ausprägte, im Gebiete der 
deutſchen Reformation mit der Unficherheit ver äußeren Berhältniffe aud die inner- 
firdlichen viel länger in der Echwebe blieben. Bis in die Mitte des 16. Jahr- 
hunderts war die Rückkehr unter die Episfopalregierung, freilich nicht als Heils- 
nothwendigfeit, aber als freie gejchichtlihe Bildung, eine offene Frage, fo daß 
die Einrihtungen, die man traf, abgefehen von dem nicht foncebirbaren Punkte 
ber evangelifhen Lehre und ber zu ihrer Verwaltung nothwenbigen Orbnungen, 
im Ganzen feine höheren Ziele ſich fegen konnten, ald mit vorläufiger Be- 
nugung der vorhandenen bärgerliden Auftoritäten ber einreißenden 
Unordnung zu feuern und Dasjenige vorzufehren, wozu das unmittelbarfte Be- 
bürfniß drängte. Wohl darf man daher fagen, daß die während der Reformations- 
zeit getroffenen kirchlichen Einrichtungen weit entfernt waren, dem reformatorifchen 
Principe zu genügen: man fuhte dieſes damals nidt fo vollftänpig 
als mäglih, fondern in fo engen Örenzen als möglidh auszu- 
führen. Als es aber vefinitiv beftimmt war, daß man als eigenes felbftändiges 
Kirhenmwefen feine Wege werbe gehen müſſen, war leiver die friſche Probuftivität 
ter Reformationszeit vorüber, deren es bedurft hätte, um die nad) ter Seite ber 
Kirhenverfaffung fo unvolftändig gelöste Aufgabe weiter zu führen. 


7) Viele falſche Gründe find angeführt worden, und finden noch immer ihre Verehrer. Ich 
rechne dahin vor Allem die grundverfebrte Behauptung, ala gehe die deutſche Reformation wefents 
lih von einem nur negativen, zur Sinderung berechtigenden Berufe des Laienftandes aus, und 
verlege den Beruf zum pofitiven Firchlichen Sandeln ausichlieflih in das jog. Amt. Dies Ber: 
hältniß ift als tbatſächliche Folge zwar richtig, aber falich als Grund. Auch die zahlreichen 
Aeußerungen Luthers über tie Robbeit und Witdbeit des Landvolfs können nicht ala Grund 
dienen, weshalb man ſich die Organifation der Gemeinde zu einem mithandelnden firchlichen 
Körper verfagt babe; feine Aeuferungen über die Höfe und Junker find eben ſo wenig ſchmeichel⸗ 
baft. Neberbaupt ift Luthers Einfluß auf dasjenige, was im Gebiete der Kirchenverfaflung geſchah 
und umterblieb, ein vergleichsweife geringer, befonders wenn man ibm das maaßgebende Eingreifen 
Melanchthons gegenüberftellt. 
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V. Nachreformatoriſche Entwickelung 5) — Die Inſtitute, zu 
denen es die Reformationkzeit gebracht hatte, blieben im Weſentlichen bis auf 
unfere Zeit beftehen. Aber ihre toftrinelle Begründung wechfelte, und mit biefer 
auch ihre Auffaffung und Behandlung in Kirdyenpraris und Geſetzgebung. Man 
unterſcheidet drei Syſteme, die im Ganzen mit den Hauptphafen der Entwidelung 
des proteftantifchen Lehrbegriffs zufammentreffen. Obſchon ihrer boftrinellen Schärfe 
das mwirflihe Redht, das immer auch nod unter anderen als boftrinellen Antrieben 
fi bildet, niemals vollkommen entſprach, jo fteht doch auch das legtere vorwiegend 
unter ihrem beftimmenden Einfluß. 

1) Das fiebzehnte Jahrhundert wird vom fog. Epislopalfyftem be 
herrſcht.) Es entfpricht dem Charakter der Erſchöpfung, die nach einer Zeit ge— 
waltigfter Anftrengung einzutreten pflegt, ift wefentlid; auf Bewahrung und Un— 
angreifbarmadhung des einmal Borhandenen bedacht, behandelt tie Rechtsbildungen 
ber Reformation als die vollendete Kirchenverfaflung, und verfiekt fie deshalb mit 
einem dogmatifchen Unterbau, der ihr wahres Weſen verdeckt und die Fortent⸗ 
widelung aus dem evangelifhen Principe binvert, deren fie ebenfo bebärftig als 
empfänglid; find. 

Anknüpfend an eine, ſchon früher zur Begrlndung bes Reformationsberufs 
ber Landesherren verwendete Borftellung, die man auf Stellen des alten Teftaments 
(Jeſaia 49, 23), das Vorbild der byzantiniſchen Kaiſer u. A. baute, erflärte man 
die Obrigfeit als beftellt zum Hüter beider Tafeln des Geſetzes, umb leitete 
barand das Recht derfelben auf das Regiment in der Kirche ab. Zu 
demjenigen, was hiernach für ein damaliges theologifches Auge als an fi noth- 
wendig und normal erfcheinen mußte, lieferten die Juriften noch einen formalen 
Rechtstitel, indem fie aus dem Neligionsfrieven von 1555 ven Uebergang der ta- 
felbft fuspendirten Gewalt der Bifhöfe über die Augsburgifchen Konfeffionsver: 
wanbten auf die Ranbesherren begründeten, deren Regiment über ihre Landeskirchen 
man daher felbft ale biſchöfliches Recht (oder mit Rüdfiht auf den bier 
fehlenden PBapft als oberbiſchöfliches, Summepisfopat) bezeichnete. Diefes 
Reht aber — fo lehrt man weiter — giebt dem Landesherrn nur eine äußere 
Gewalt (potestas externa); die innere Gewalt (pot. interna s. spiritualis) fommt 
nad göttlicher Einfegung dem Lehrſtande zu, der deshalb nicht blos ver Träger 
ber eigentlich geiftlihen Miffton der Kirche ift, fondern auch ven beftimmenden 
und entfcheidenden Einfluß in ben Wngelegenheiten ber Kirchenregierung befigt. 
In den Konfiftorien, deren fi der Landesherr fraft der objeftiven Geſchiedenheit 
bes weltlihen und firdlichen Regiments bei Ausübung des letzteren bedienen muß, 
find daher eben fo die geiftlihen Mitglieder die Träger des entſcheidenden kirch— 
lihen Urtheils, wie überhaupt von den drei Ständen, die man in ter Kirche 
unterſcheidet, der Lehrftand (status ecclesiasticus) das Gewiffen und Urtheil ver 
Kirche, die Obrigfeit (status politicus) den durch dieſes Urtheil beftimmten Willen 
darftelt, ter Hausftand aber oder das kirchliche Volk (status aeconomicus) auf 
das bloße Empfangen und Annehmen angewiefen bieibt. 


* Richter, Geſchichte der evangeliſchen Kirchenverfaftung, S. 192 ff; Stabl, Kirchen⸗ 
verfaffung nach 2ehr: und Recht der Proteftanten, 2. Ausg., S. 3 ff. Die Darftellung bei Stahl 
leidet an vielen fchiefen. der Berichtigung bedürfenden Urtbeilen. 

9) Meinfingf, de regimine sacc. et eceles,. 1619. Lib. III. Die im GEpisfopalfoftem 
liegende Richtung auf Herrſchaft des orthodoxen Kebramtes wurde in Veranlaſſung des Gtreites 
der Leipziger Zheologen mit Thomafius am ſchärfſten entwidelt von dem Theologen Carpzov 
Disp, de jure decidendi controversias theologicas. 1695, 
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Je entfcheivender nun bei folder Auffaſſung der Einfluß werben mußte, ben 
der Lehrſtand auf die Gefchide der Kirche ausübte, um fo unfähiger zeigte er fich 
zur Löſung der übernommenen Aufgabe. Ohne Einfiht in die praftifhen Anliegen 
des religiöfen Lebens und in die Bedingungen der geiftigen Entwidelung, verfolgte 
er in fchroffer Einfeitigkeit das theoretifche Intereffe der Erhaltung der reinen Lehre, 
und glaubte der Kirche am beften zu dienen, wenn er alle wirklichen und angeb- 
lichen Abweihungen von dem kirchlichen Lehrgefeg hervorzog , das als foldes nur 
bet liberalfter Praris ohne Schaden für bie Kirche und die berechtigtſten Intereffen 
des geiftigen Lebens fortbeftehen konnte. Dazu war er in ſich gefpalten: jeber 
einzelme Geiſtliche, der fih zum Zionswächter ber reinen Lehre berufen glaubte, 
verlangte für feine Defrete den Zwangsfhug der Obrigkeit, und kehrte feine 
fpirituelle Gewalt gegen feine Genoffen im Lehramt wie gegen das Volk und bie 
fäumige Obrigfeit, die dur die gegenjäglidhen Forderungen von felbft in die 
Lage ſelbſtändiger Entjheidung gebrängt werden mußte. Die‘ lebenbigften 
Glieder der Kirche wendeten fi mit Schmerz von dem Getöſe des bogmatifchen 
Gezänkes ab, und blidten mit Hoffnung auf den aus Speners Wirken fid 
bildenden fog. Pietismus, der durd enges Zuſammenſchließen gläubiger Häufr 
lein die Intereffen praftifcher Frömmigkeit gegen ben lehrgeſetzlichen Eifer bee 
lutheriſchen Klerus und gegen die Friedlofigkeit der officiellen Kirche ficherzuftellen 
verſprach. 

2) Je ſchroffer dieſer Klerus gegen die ſegensreiche und im tiefſten Weſen 
der lutheriſchen Kirche begründete Reaktion des Pietismus ſich verhielt, um ſo mehr 
gieng in die allgemeine Ueberzeugung eine Verfaſſungslehre über, welche gegen die 
materielle Beherrſchung der Kirche durch den Lehrſtand, gegen die Behandlung der 
Lehrreinheit als principaler Aufgabe ver Kirchengewalt und gegen die Dienſtpflicht 
der Obrigkeit für dieſe lehramtlichen Tendenzen gerichtet iſt. Dieſe Lehre, das 
Territorialſyſtem, trifft mit dem politiſchen Zuge des 18. Jahrhunderts auf 
Erweiterung der fürſtlichen Gewalt und auf deren Benutzung zur Löſung drücken⸗ 
der Feſſeln der geiftigen Entwidelung zufanmen. Der von Chriftian Thoma- 
fing gelieferte wiffenfhaftlihe Unterbau ift mwefentlich naturrechtlicher Art. 10) 

Jede die Form des Zwanges annehmende Gewalt, fo lehrt er, ift als Recht 
nur möglid, wenn fie zur Erhaltung des äußern Friedens unter den Menſchen 
bient. Was auf den innern Frieden fi bezieht (Moral, Religion), gehört dem 
Gebiete der Freiheit und des Gewiſſens der Einzelnen an. Eine rechtliche Gewalt 
in Religionsfahen fann daher feine andere Aufgabe haben, als daß durch bie 
Religion oder richtiger unter deren Vorwand ber äußere Frieden nicht geftört 
werde, daß allgemeine Toleranz geübt, Jever bei feiner Meinung, fofern fie dem 
gemeinen Frieden unſchädlich ift, belaſſen, keinerlei Geriht und Urtheil über 
Slaubensanfihten gepflegt, Lehrftreitigteiten aber nur, wenn e8 zur Friedens— 
erhaltung nothiwendig ift und nur zum Zwecke berfelben, entfchieven werben. Diefe 
„Kirchengewalt“, welche nur einen Theil der dem Staate zugehörenden Sorge für 
den äußern Frieden treibt, tft denn auh nur ein Theil ver Stantögewalt und 
fteht dem Fürften als folhen zu, er ſei Chrift oder Heide. Für die Ausübung ift 
er nicht blos von dem Urtheil des Lehrftanves unabhängig, ſondern er braucht auch 


— 





— — —— 


10) Viele Schriften des Thomvſius kommen hier in Betracht. Nächſt feinem Naturrecht 
bei. die Shriften:; Vom Rechte eines Fürſten in Mitteldingen, 16953 Vom Rechte 
evangel. Fürſten in tbeol. Streitigfeiten, 1696. Der größte Kirchenrechtslebrer des 
vorigen Jahrhunderts, Juſt Henning Böhmer, war Territorialift. 
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feine Konfiftorien zu beftellen. Die Grenze feines Rechts ift feine andere als bie 
aller obrigfeitlichen Gewalt, daß er nämlich nicht in das innere Gebiet der Ueber» 
jeugungen eingreife, und feine oberfte Pflicht, daß er Niemandem folde Eingriffe 
geftatte. Die Toleranz bleibt das vormehmfte Regale. 

Der Grundfehler diefer Lehre ift, daß fie, während fie nur von Pflichten 
bes Staats als folden ſpricht, Principien der Kirchenverfaffung entwidelt zu haben 
meint. Gewiß hat ver Staat, als Geftalter und Erhalter der allgemeinen Rechts- 
orbnung, in welder alle berechtigten Beftrebungen wie der Einzelnen fo vie ge- 
noſſenſchaftlichen Raum und Schutz finden müſſen, vie Intereffen des Friedens, 
der Bildung, der Gewifjensfreiheit aud gegenüber einer Kirche zu wahren, welde 
ihnen durch Lehrgezänke, Glaubensgerichte, Uebergriffe in das Gebiet der gemeinen 
Freiheit entgegentritt. Aber offenbar ift das fein Kirchenregiment, feine Ordnung 
und Berwaltung der firdhlihen Angelegenheiten innerhalb der von dem Staate 
tem Wirken der Kirche im nationalen Leben gezogenen Schranken. Ueber die, bie 
Geftaltung und das Handeln dieſes Kirdenregiments leitenden Grundſätze fagt 
das obige Princip nicht das Mindefte aus. Es tft ebenfo unmöglih, aus bem 
Friedens-⸗ und Toleranzprincipe heraus eine Gemeinveverfaffung, eine Gottespienft- 
ordnung m. f. f. zu geftalten, als einen Rechtstitel auf Führung eines Kirchen» 
regiments durch irgend eine Perfon, fie fei der Fürft oder ein Anderer, daraus 
abzuleiten: und wird in der That mit jenem Principe Ernft gemadht und ihm 
zugemuthet, daß es die Ordnung des religiöfen Lebens zu ergeben habe, fo muß 
überhaupt auf die Kirche, d. h. darauf verzichtet werben, daß bie chriftliche 
Slaubensgemeinfhaft fih als ein befonveres Gemeinwefen barftelle, ordne und 
auswirfe. 

So nahe diefe Folgerung num aud liegt, fo wurde fie doch nicht gezogen, 
ba das praftiihe Motiv der ganzen Lehre nicht auf die Aufhebung ver Kirche, 
fonvern lediglich darauf gieng, in ber beftehenden Ordnung der Dinge ver Madt 
des Lehrftandes, der Erhebung der Pehrkorrektheit über alle andern kirchlichen 
Intereffen, der Staatspfliht zur Unterbrüdung der Härefieen ein Ende zu madıen, 
den Grundſatz der Toleranz in Anwendung zu bringen, in vie Kirche felbft ben 
Strom eines frifcheren Lebens hineinzuleiten, das kirchliche Lehrweſen mit ben 
Fortſchritten der Wiffenfhaft und der allgemeinen Bildung auszugleichen, und bie 
in allen diefen Beziehungen nachtheiligen Gegenwirkungen des auf fein vermeint 
liches göttliches Recht fich fteifenden orthodoxen Lehrftandes abzuwerfen. Sofern 
dies durch die Herrſchaft der territorialiftiihen Ideen gelang, haben fie der prote- 
ftantifhen Kirche viel Gutes eingetragen, das über den Nachtheilen nicht vergeffen 
werben barf, welde freilich mit der Abſchwächung des Bewußtſeins von der Eigen 
artigkeit der lirchlichen Sphäre eintreten mußten. Die Kirche hörte auf gegen 
ftaatsfeitige Veränderungen ihrer Einrihtung zu reagiven; die fürſtliche Gewalt 
fhaltete in Kirchenſachen mit wenn auch mohlmeinenter, doch abfolutiftifcher und den 
verfaffungsrechtliben Charakter des Kirchenregiments verleugnender Willkür; felbft 
bie nothwendigſten Schranfen, welde die Lehr- und Gottesdienſtordnung dem Be- 
lieben der Geiftlihen ziehen muß, wurden nicht mehr gehandhabt; in den Kon- 
fiftorien, wenn man fie aud äußerlich beftehen ließ, gieng ber Gedanke ihrer 
wefentlihen Verſchiedenheit von den politifhen Behörden verloren; ſammt ber 
Geiftlicleit wurden fie als Zweig ber landesherrlichen Dienerfchaft gedacht und 
behandelt; weltlihe Standesvorzüge erhielten auch kirchliche Wirkſamkeit; und was 
bie Gemeinde anlangt, fo war ber Territorialismus nicht blos völlig unfähig, vie 
in dem Mangel ihrer Drganifation liegende Hauptlüde der Kirchenverfafjung 
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auszufüllen, ſondern er brachte auch die bürftigen Reſte der Gemeinderechte, ins- 
befonvere das Mitwirfungsreht bei der Pfarrbefegung, größtentheils in Bergefien- 
heit, welde das Epistopalfyftem kraft der von ihm betonten Unterſchiedenheit ver 
politifhen und kirchlichen Sphäre noch wach erhalten hatte. 

3) Wenngleich die Lehre ter Territorialiften dem Pietismus ein erwünfchter 
Bundesgenoffe gegen klerokratiſche Behelligung gewefen war, fo war fie doch weit 
entfernt, feiner eigentlihen Tendenz zu entſprechen. Blieb er zunächſt aud dabei 
ftehen, das Recht des allgemeinen Priefterthums für bie engere Bereinigung gläu- 
biger Häuflein innerhalb der Kirche in Anſpruch zu nehmen, und war er bem 
Territorialfpftem für den hierin gewährten Schuß verpflichtet, fo Tag doch eine 
Preisgebung der Kirhe an den Staat, ein Verzicht auf die Eigenartigfeit und 
Selbftändigkeit der Kirche ganz aufer feiner Richtung. Sobald er feinen Blid auf 
das Ganze des kirchlichen Gemeinweſens wieder zu lenken anfängt, tritt er denn 
auch in Verbindung mit einer Rechtslehre, mitteld deren er die principlelle Selbft- 
ftänbigfeit der Kirche in der Orbnung und Verwaltung ihrer inneren Angelegen- 
heiten begründet. So entftand zunächſt aus pietiftifchen Antrieben und auf würtem- 
bergifchem Boden das Kollegialfyftem. 11) 

In diefer feiner erften Geftalt gebt es von der geſchichtlichen Stiftung ber 
Kirche durch Chriftus und die Apoftel aus, und findet einerfeits, daß fie als eine 
freie, d. b. von einem fremden, nichtkirchlichen Willen unabhängige, wenngleich 
dur ihre göttliche Stiftung in fi gebundene Gemeinfhaft (nah dem tTamals 
üblihen Austrude: Geſellſchaft, Collegium, Societas) erritet worben fei, und 
daß der Staat, wie allen Bergefellihaftungen für löblihe Zwede, fo aud ber 
Kirhe Raum und Bewegung in der Rechtsſphäre zu gewähren habe. Wohl kommt 
es daher dem Staate zu, über die Zulafjungeberingungen und rechtliche Stellung 
ber kirchlichen Gemeinfhaften zu beftimmen, Aufficht über Innehaltung ber ihrer 
Wirkſamkeit gezogenen Grenzen zu üben, innerhalb viefer Grenzen fie zu ſchützen: 
aber night liegt e8 in feinem Berufe, die Kirhe auch im ihrem Inneren zu ge 
ftalten und zu regieren. An fi hat die Obrigkeit über die Kirche nur das jus 
circa sacra, nicht ba® jus in sacra (jus sacrorum). Nach innen hängt bie Kirche 
nur von ſich felbjt ab, bat ſich felbft zu erben und zu verwalten, fo daß es in 
ihr urfprünglid und wefentlih nicht drei Stände giebt (Obrigkeit, Lehrer und 
Hörer), fontern nur zwei, Lehrer und Hörer, jene mit der Aufgabe, die Seelen 
geiftlich zu pflegen, diefe mit der Aufgabe, ihr allgemeines Prieſterthum nicht blos 
innerlih, fondern aud äußerlich in Beftellung der Vorſteher und Lehrer, Auf- 
richtung guter Ordnungen, Erhaltung frommer und reiner Sitte, Ausſchließung 
der Böfen, Prüfung der Geifter, insbefondere auch ihrer Lehrer u. f. f. zu üben. 
Dod ift dieſe Selbftausübung der Kollegialrechte durch vie Kirche nur thunlich, 
wenn wirflid die Gläubigen in ihr die Mehrzahl bilden. Wo dies, wie im wirk- 
fihen Zuftande, nicht der Fall ift, muß ein Uebergang verjelben an andere geeignete 
Berwalter ftattfinden. Solche find, nad Lage der Dinge und bei der weiten 
Berbreitung und öffentlihen Bedeutung der Kirche, die Obrigfeiten, welche denn 


11) Der Begründer ift Ebriftopb Mattb. Pfaff in vielen Edhriften, von denen es bier 
genügt die Afademijchen Reden über das Kirchenrebt (Tübingen 1742) zu nennen. Er benupte 
die in der damaligen Rechtsphiloſophie gäng und gäben Gedanken, daß die Kirche eine durch 
ibre befondern Zmwede von andern verfchiedene und defbaly ven iorem eigenen Willen abbängende 
(freie) Geſellſchaft fei (societas, collegium), wobei die dur die moderne Stahlſche Hyperkririk 
fuppeditirte Borftellung der Willkührlichkeit ſowohl des Vereins überhaupt als feiner Geftaltung 
In&befondere ganz fern liegt. 
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aud die Ausübung der von ter Kirche theild aufgegebenen, theils ihnen über» 
tragenen Kollegialrehte an fi genommen haben. 

Die ftarte und die ſchwache Seite diefer Lehre liegen auf ter Hand. Die 
erftere betrifft, wie das aud der Gegenfag zum Territorialfyftem mit ſich brachte, 
das normale Berhältniß zum Staate, vie zweite das innere Oeftaltungsprincip 
der Kirche. Was das Kollegialfyftem in der erften Beziehung lehrte, ift feinem 
weientlihen Gehalte, wenn aud nicht feiner Begründungsweiſe und Einkleidung 
nad nicht blos ein unverlierbarer Befig der Wiffenfhaft geblieben, ſondern auch 
in der neuern Rechtsbildung, befonders dur die Anerkennung der Selbſtändigkeit 
der Kirche und des ftaatlihen Kirchenhoheitsrechts in den deutſchen Berfaffungs- 
urkunden, zur feften Norm geworden, und in das allgemeine Bewußtfein über- 
gegangen. Es hat fo die Bahn zu den neueften kirchlichen Berfafjungsbildungen 
in der Richtung auf Unabhängigkeit vom Staute wejentlid geebnet. Dagegen ift 
es ſchwach in feiner durchaus dualiftiihen Anſchauung der Innern Kirchenverfaf- 
fung. Indem e8 hier ein Ideal aufftellt, aber nur um auf feine Verwirklichung 
zu verzidten, und ftatt deſſen dem biftorifhen Beftand anempfiehlt, aber nur als 
eine Krüde, zu der fi die durd den Mangel wahren Innern Lebens gelähmte 
Kirche entjhliegen muß, begründet e8 weder eine wahre Befriedigung mit dem 
Borhandenen, no eröffnet es Gefichtspunkte und Antriebe ver Fortbildung. Es 
ift daher fein Wunder, daß cin unmittelbarer Ertrag der kollegialiftifchen Lehren 
für das innere Kirchenrecht faum zu fpüren war, und daß während ihrer Herr- 
ſchaft in ver Doftrin ver Territorialismus nad) wie vor die Praris beherrſchen konnte. 

Bo möglih noch unfruchtbarer aber mußten jene Lehren werden, als fie in 
den Händen des Rationalismus von der individuell hriftlihen Anfhauung der 
Kirche, welche auch alle Berfaffungsbildung beherrfhen muß, ſich mehr und mehr 
loslösten, und die follegialiftifhen VBerfaffungsprincipien zu einer dürren Anwen» 
dung des, von dem Naturrecht unterdeß weiter ausgebildeten, abftraften Gefellichafts- 
rechts auf die „Religionsgefellfhaften” herabſanken. Ein organifatorifher Gedanke 
der Berfaffung außer dem formalen Sage, daß fie Probuft des Willens der Ge— 
ſellſchaftsglieder ſein müſſe, fehlt bier gänzlid. Diefer Sa aber gewährt das 
Mittel zur Begründung jedweder, guten und ſchlechten, auch der ein Theilnahme- . 
recht der Kirhengenoffen völlig ausſchließenden, Berfaffung. Sie braudt eben nur 
formal durch den Geſellſchaftswillen gefett worden zu fein, und Wlles ift in 
Ordnung: diefe formale Eigenſchaft aber ift ſchwerlich irgend einem beftehenven 
Berfaffungszuftande, am menigften einem folden abzufpredhen, der eine Dauer von 
Jahrhunderten hat. So lenkte diefe Lehre, die den Verzicht auf inhaltliche und 
aus dem Wefen ver Kirche gefchöpfte VBerfaffungsprincipien an ihre Spige ftellte, 
und durch Aufrichtung einer unbefhränften Herrfhaft des Mehrheitswillens den 
Beſtand aller objektiven Gemeinihaftsgüter der Kirche zu bedrohen ſchien, in träges 
- Beharren bei der vorgefundenen Wirklichkeit mit allen ihren Mängeln zurüd. Ihre 
thatſächliche Frucht in der Kirche war denn auch nicht, wie es feit Stahl gewöhnlich 
heißt, Bruch mit der Geſchichte und willtührlihes Erperimentiren mit fubjeltiven 
Einfällen, ſondern gedanfenlofe Stagnation und faules Gehenlafjen. 

4) Als in unferm Jahrhundert nad) einer langen Zeit des Schlummers das 
religidfe Interefie wieder zu erwachen, und die chriſtlichen Erkenntniffe und Tebens- 
güter der Reformation in weiteren Kreifen wieder zu einem bewußten und theuren 
Beſitze fich zu erheben begannen, trat auch fofort das Streben auf Ausbau der 
Kirhenverfafjung hervor. Vieles wirkte zufammen, um dieſe Richtung zu ver« 
ſtärken, in welder wenigftens für die lutherifche Kirche die nur zu lange vernach⸗ 
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läffigte Nachholung einer Aufgabe liegt, zu deren Löfung ihr reformatorifches 
Princip fie verpflichtet. Einen gewiſſen Einfluß übte ſchon das Vorbild des Staates, 
ber die ihm und der Kirche gemeinfame Idee des fittlihen Gemeinweſens in 
fonftitutionellen Einrichtungen ausprägte. Sodann waren die einmal eingefogenen 
kollegialiſtiſchen Borftelungen von dem urfprünglid gleichen Rechte aller Kirchen: 
geneſſen nicht ohne eine Trieblraft, die freilid, wo man bie praftifhen Kon- 
fequenzen jener Lehre zog, nit bauend, ſondern auflöfend wirkte. Berechtigter war 
der Einfluß der, mit dem Eintritte der meiften deutfhen Staaten in vie Reihe der 
fonfeffionell gemifchten fi ergebenden Nothwendigkeit, der evangelifhen Kirche eine 
felbftändigere Stellung zu geben, als der bisherige konfiftoriale Organismus ihr 
gewährte, welcher urfprünglic auf bie fonfeffionelle Einheit des Landes, alfo auf 
das Zufammenfallen des firhlihen und politifchen Bolfes gebaut, im weitern 
Verlaufe ganz mit der politiihen Landesverwaltung verfhmolzen war. Es fiel 
dadurch von felbft, und aud ohne Union, der Blick auf die Einrichtungen der 
reformirten Kirche, deren providentieller Beruf fie weit früher als die lutherifche 
darauf verwiefen hatte, auf eigenen Füßen zu ftehen, und burd einen von bem 
Bau der Gemeinde anhebenden Organismus ihren kirchlichen Beruf auszurichten. 
Dazu fam die immer wachſende Schwierigkeit, ja Unmöglichkeit, mit den durch bie 
beftehende Berfaffung zu Gebot geftellten Mitteln ven fi fteigernven kirchlichen 
Aufgaben gerecht zu werben. Faktiſch und rechtlich bedurfte es zu deren Löfung 
eines Zufammenhandelns der Gemeinden mit Tehramt und Kirhenregiment, für 
weldyes die vorhantene Berfafjung nicht blos fein Organ darbot, fondern vielmehr 
bie Bebingungen bed Mißlingens lieferte, indem ſich auf ihrer Bafis weder kirchlich 
bandlungsfähige Gemeinden, noch ein von dem Vertrauen der Landeskirche ger 
tragenes Kirchenregiment, noch endlic ein Xehrftand ergeben konnte, der im engen 
Zuſammenſchluß mit den Gemeinden in die naturgemäße Stellung ihres vertrauten 
Führers und Berathers ſich hätte einleben können. Miftrauen umd Entfremdung 
der verſchiedenen kirchlichen Stände und Berufe gegen einander trieben viele Ber- 
ſuche zu fortjchreitender Entwidelung in verkehrte Bahnen oder lähmten auch bie 
rihtigen, ließen nur die Wahl zwiſchen unfruchtbarem Beharren oder Firchlicher 
Friedensſtörung, verftärkten die auflöfenden Mächte des Unglaubens, und fchmä- 
lerten die einladende und werbende Kraft, die von einer würdigen Geftalt und 
einem fruchtbaren Wirken der Kirche für die Sache des Chriftenthums ausgeht. 
Dieje unverfennbaren Uebelftände erzeugten ein fehr einmüthiges Berlangen 
nad Verbeſſerungen in der Kirchenverfafjung, dem aber freilich feine Ueberein« 
ftimmung des Urtheils über bie Art der Verbeſſerung entſprach. Eine Hinweifung 
auf die beiden ertremen Meinungen, vie fi) als bie einfeitig objektiviftifche und 
ſubjektiviſtiſche bezeichnen laſſen, fann bier genügen. Die erftere findet den Hauptfig 
des Uebels in der durch den Einfluß des Zerritorialismus bewirkten Berbildung 
der im 16. und 17. Jahrhundert entftandenen Inftitute, flieht im Epistopalfyftem - 
eine im MWefentlichen richtige Verwirklichung vesjenigen, was fie für bie Ver— 
fafjungsidee der Iutherifhen Reformation ausgiebt, verleiht den alten Kirhen- 
orbnungen, bie eben nur Kirchengefege find wie alle andern mit eigenthimlichen 
durch die Zeit ihrer Entftehung bedingten Vorzügen und Mängeln, nahezu kano— 
nifhes Anfehn, und kommt daher auf eine Reftauration hinaus, welde fi mit 
ber bloßen Herftellung oberfter, unter der deckenden Auftorität des Landesherrn 
regierender Konfiftorialbehörven (Oberlirhenräthe) und deren Entlebigung von 
aller Subjektion unter Staatsbehörven (Minifterien des Kultus) befriedigt. Die 
zweite erblidt in ber überlommenen Berfaffung nur das Produkt eines äußern 
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Nothftandes, unter welhem ber proteftantifhe Grundgedanke des gleichen Chriſten⸗ 
rechts niht habe zur Geltung kommen können, vielmehr ein ver Kirche fremter 
Organismus beim Staate habe erborgt werten müſſen: die Kirche fei taher als 
eine lirchlich verfaßte überhaupt noch nicht anzufehen, entbehre in Folge deſſen 
ber auch ftaatsfeitig ihr zufommenven Selbftändigfeit, und habe ſich durch fon- 
flituirende Synoden auf gemeindliche Bafis erft zu verfafien. 

Denn auch manchmal beirrt durch dieſe Extreme, doch aber im Ganzen bes 
fiimmt von den tringenven praftifhen Aufgaben, zu deren Löſung die Kirche 
die Mittel in fi felbft fuchen muß, fowie geförbert durch eine Wiſſenſchaft, 
welche die reformatorifhen Principien und ben relativen Werth ter biftorifchen 
Formen gerechter würtigt, ift die neueſte Zeit zu dem Werke des Ausbaus ber 
Kirhenverfaflung fortgeſchritten. Der Zug geht unverkennbar darauf, zunädhft 
dutch eine Gemeindeordnung den Grundbau zu einer die Pflichten und Rechte des 
Laienſtandes organifirenden und das richtige Verhältniß zum Lehramte herftellenven 
Berfaffung zu gewinnen (Presbyterialverfaffung); ſodann unter Bewahrung 
bes werthoollen landeskirchlichen Verbandes fowohl das Kirchenregiment des Landes» 
berrn als die Verwaltung der landeskirchlichen Geſchäfte durch ftändige Konfiftorial- 
behörden feftzuhalten; endlich aber jene organifirten Gemeinden ſowohl unter fid 
(Kreisfpnoden), als mit jenen regimentlicyen Inftituten zu einer Gemeinfamfeit der 
Arbeit für die wichtigſten, mamentlih bie auf Fortbildung des Beftehenven ge- 
richteten Aufgaben zu verbinden (Landesfynoven, in größeren Landeskirchen aud) 
Provinzialſynoden). Der Charakter der evangelifchen Kirchenverfaſſung, der fi 
jeßt ausbilvet, ift biernah Bereinigung presbyterialer und fynodaler 
Drdnungen mit den Fonfiftorialen. 

Die Leiftungen in dieſer Richtung find in den verſchiedenen Landeskirchen 
verfchieden. Die günftigften Beringungen für das Gelingen waren vorhanden, wo, 
wie in preufifh Rheinland und Weftphalen, theild ſchon die geſchichtliche 
Ueberiieferung das preöbpteriale und fynodale Element barbot, theils das Bedürfniß, 
gegenüber einer mächtigen katholiſchen Kirche die evangeliihe Geſammtkraft anzu- 
fpannen, den Werth der Verfaffung fteigerte und ven Zuſammenhalt ihrer Faltoren 
ftärkte. Die praktiſch bewährte rheinifh-weftphälifche Kirhenorbnung vom 5. Mai 
1835 ift denn auch bei neuerer Revifion (1853) im Wefentlihen unverändert 
geblieben und hat für vie fpäteren Arbeiten anderer deutſcher Kirchen ben Werth 
eines- Vorbildes gewonnen, weldyes nur von konfeffionaliftifcher Verblenbung oder 
abftrattem Theoretifiren gering gefhätt werben kann. Gleichzeitige oder frühere 
Berfaflungsbildungen, welche zwar in verwandter Richtung, aber wegen bes ver- 
nadjläffigten Gemeindeelements ehr dürftig Bayern, beffer Baden lieferten, 
haben fih minder haltbar erwiefen und find in ber neueften Zeit wefentlihen Ber- 
änderungen unterlegen. Im Ganzen beginnt für die deutfhen Landeskirchen die 
Periode des Verfaſſungsausbaus erft mit dem Ende der vierziger Jahre, aber 
freilich) fo, daß, von einigen zurüdbleibenden ganz abgefehn, ſowohl der methos 
diihe Weg, ven fie zum Ziele einfchlagen, als die Art, in welder fie die einzel- 
nen Yaltoren der Verfafjung bilden, dieſe unter fid verfnüpfen und bie Funktionen 
an fie vertheilen, Verſchiedenheiten von bald größerem bald geringerem principiellen 


— 





22) Dieſer Fortgang hat in manchen Landeskirchen, wie die Ueberſicht im Texte zeigt, länger 
als nöthig auf fih warten lajfen, fo daß Zweifel über die ernſtliche Abſicht des Kortgehend ent⸗ 
ftehen mußten und bie und da noch beftehen. 
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Gewichte zeigt. Der beventenpfte Unterfchied in Bezug auf ven Weg des Ausbaus 
ift der folgende, 

Einige Lanbestirden haben es auf allmählige Aneignung der neuern Ver- 
fafjungselemente abgefehen, jo taß fie zunächſt nur ven Unterbau ter presbyterialen 
Oemeinteorbnung aufftellen, um von ta zu ten Kreisſynoden u. ſ. w. fortzu> 
ſchreiten 12) (öftlihe Provinzen Preußens, Grundzüge einer Gemeindeorbnung 
vom 29. Juni 1850, Erlafje betreffend die Einrichtung von Kreisiynoden in ber 
Provinz Preußen vom 5. Juni 1861, Befen vom 5. April 1862, Pommern vom 
21. Juni 1862 Mürtemberg, Verordnung betreffend die Einführung von 
Pfarrgemeinderäthen vom 25. Januar 1851, Verorbnung betr. tie Einführung von 
Diöcefanfygnoten vom 18. Novbr. 1854; Sahfen:-Weimar, Kirchengemeinde» 
ordnung vom 24. Juni 1851; Schwarzburg-Rudolſtadt, Geſetz betreffend 
vie Errichtung von Kirchen und Schulvorftänden vom 17. März 1854; Walpdtd, 
Oemeinveortnung vom 1. Auguft 1857). Andere Landesfirchen gehen darauf aus, 
fih zwar durd einen einheitlichen Geſetzgebungsakt die preöbyteriale Gemeinde: 
ordnung und die ſynodalen Inftitute vollſtändig zu fhaflen, allein ohne zugleich 
anvere Theile ver Kirchenordnung zu reformiren; fie wollen es vielmehr ver regel 
mäßigen Wirffamfeit ter neugegründeten Organe überlaffen, allmählig an bie jon- 
fligen revifionsbedürftigen Punkte Hand anzulegen (hannoverſche Entwürfe 13) 
zur Einführung und Ausbildung ven Preöbyterial-e und Synobaleinridtungen 
von 1849). In noch andern Landestirhen hat man bie ungenügende Oeftalt, in 
welder man das Synotalinftitut fhon früher befaß, durch einzelne Geſetze 
ergänzt und beridhtigt (Bayern viesjeit des Rheins, Verordnung betreffend bie 
Einführung von Kirhenvorftänten vom 7. Oftober 1850, Diöcefanfpnodalverorb- 
nung vom 30. Auguft 1851, königl. Entſchließung betreffend die Zufammenfegung 
ber proteftantifchen Generalfynovden vom 31. Juli 1853). Weitere Yandesfirchen 
haben ſich durch ein Berfafjungsgefeg von annähernd kodifikatoriſchem Charakter 
— indem fie nicht blos bei der Regelung ver gemeindlichen und ſynodalen 

nftitute ftehen blieben, fondern auch, wenngleich nicht vollftändig, auf andere 
Theile der Kirchenordnung ihr Revifionswerk erftredten Oldenburg, Berfaffungs- 
gefeg vom 11. April 1853, durch welches ver fehr verfehlte Verfaſſungsverſuch 
vom 15. Auguft 1849 erfegt wurde; Defterreich, Patent betrefiend die Regelung 
der Angelegenheiten der evangelifhen Kirche vom 8. April 1861, mit der Mini» 
fterialverortnung vom 9. April dv. I.; Baden, Berfajjung vom 5. September 
1861 *); ven gleihen Charakter haben der Entwurf einer Verfafjungsurfunde für 
die evangelifch-lutherifhe Kirhe Braunfhweigs von 1850, und der Entwurf 
einer Kirhenorbnung für die evang.-luth. Kirche im Könige. Sach ſen v. 1860). 

€. Herrmann. 


— — — 


id) Dieſe durch die politiſche und kirchliche Reaktion hart bekämpften und jahrelang zurück⸗ 
geſtellten Arbeiten verſprechen jept (18631 ihre Früchte zu tragen. Br 

*) Anm d. Med. Die Badifche Kirchenverraffung, welche der Kirche volle Selbftändigkeit 
fihert, und vornehmlich auf der Grundlage der Gemeinde rubt, weist ausdrücklich auf die Notbs 
wendigkeit einer Organijation „der evangeliſchen Kirche Deutſchlands“ hin, als deren Theil ſich 
die Badiſche Kirche bezeichnet. (5. 1.) 
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1. Ginleitung und hiſtoriſche Gntwidlurg bes älte welche man die Nachtbeile bes neueren Syfiems 
ren Provinzial-Syflems. Provinzen, Departe- vrmeiden koͤnne. — Brovinzial- Vertretung, 
ments oder Kreife im Sinne der neueren Staats Bezirks. Bertretung. 
wiſſenſchaft. IV. Organiſation ver Provinzial- Regierung. 

H. Borzüge und Nachtheile des einen und des V. Statiſtiſcher Ueberblid über die Provinzial. Ber- 
anberen Eyflems. faffung Branfreihs und der größeren deutſchen 

III. Betradptungen über die Imflitutionen, durch Staaten, 


1. Jeder Staat von größerer räumlicher Ausdehnung muß das Land, über 
welches ſich feine Herrſchaft erftredt, in gewiſſe größere und kleinere Abtheilungen 
— in Provinzen, Kreife, Bezirke oder Diftrikte, und Gemeinden — zerlegen, um 
bie Hoheitsrechte im ganzen Yande durch feine Organe ausüben, beziehungsweife 
bie Zwede des Staates überall verwirklichen zu können. 

Die Bezeihnung Provinzen haben wir dem römiſchen Staatsrechte entlehnt. 
Die früher unabhängigen Länder, welche eigene Staaten gebilvet hatten, hießen 
nad, ihrer Unterorbnung unter das römifche Reich Provinzen. Sie behaupteten 
ungeachtet ihrer Unterwerfung eine gewifle größere oter geringere ftantsrechtliche 
Gelbftändigfeit, fei ed daß man bie früheren Einrichtungen vafelbft fortbeftehen 
ließ, oder daß man neue, blos für die einzelne Provinz beftimmte Inftitutionen 
in’s Leben rief. Jede dieſer Provinzen ward, wie befannt, durch einen befonderen 
oberftien Beamten — Prokonful, Präſes — verwaltet, der die verfchievenen Be- 
fugnifje in fi vereinigte, weldhe in Rom an bejondere Magiftrate vertheilt waren. 
Es wird ihm plenissima jurisdictio beigelegt, und von feiner Kompetenz gejagt: 
„omnia provincialia desideria, que Roms varias judices habent, ad officium 
presidum pertinent.‘‘ Es ift bier nicht am Orte die mannigfachen Geftaltungen, 
welde die Stellung ber Provinz im Laufe der Zeit und bei verfhiedenen Völkern 
annahm, zu erörtern und barzuftellen. Nur darauf wollen wir nebenbei hinweifen, 
daß die Provinz au für die Gliederung der riftlihen Kirche eine ähnliche Be— 
deutung erhielt, wie auf dem politifchen Gebiete. Der Biſchof, welder in ber 
Hauptftabt einer Provinz; — in der Metropolis verfelben — feinen Sig nahm, 
wurde ber Mittelpuntt aller Hirchlihen Organe der Provinz und dieſe traten zu 
ihm in eine gewiffe Unterorbnung. Tie Gebiete der Bifchöfe, die zur jelben Provinz 
gehörten, die Diöcefen, bilden die Unterabtheilungen der Provinz im Sinne bes 
Kircdyenredhts, f 

Aehnliche Berhältnifie, wie fie im römiſchen Reiche beftanden hatten, walteten 
auch in den Staaten des europäifhen Weflens im Mittelalter ob. Auch fie ent- 
ftanven durch Bereinigung mehrerer vorbem felbftändiger Länder unter Einem 
Landesherrn, und die fo verbumdenen Länder behielten in der Negel ihre ftantd- 
rechtliche Beſonderheit auch unter dem neuen Landesherrn bei, dem die Bertretung 
des Gefammtftaates nach Außen und vie Bertheitigung desſelben gegen äußere 
Feinde als wefentliches Recht zuftand. Den einzelnen Provinzen verblieb ihre be- 
fondere Verfaſſung und Verwaltung, insbeſondere das ſtändiſche Organ, weldes 
vordem etwa eriftivt hatte. Wir erinnern an die Provinzen Spaniens, Englants und 
Frankreichs. Frankreich hatte im Jahre 1789 noch 13 verſchiedene Parlamente, 
deren Befugnifje freilich mehr negativer als pofitiver Natur waren, und auch 
unter ſich nicht übereinftimmten. Unter allen ragte das Parifer hervor, meldes 
fein Recht der Einregiftrirung der Königlichen Erlafje (d. i. fein Veto) in den Fällen 
geltend machte, wo der Erlaß das ganze Land betraf, während bie übrigen Parla- 

Blunıfhli und Brater, Deutſches Staats-Wörterbug. VIII. 26 
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mente nur dann die Mitwirfung begehrten, wenn der betrefiende Erlaß ſich auf 
ihre Provinz bezog und dort zur Ausführung gebracht werben follte. Die National 
verfammlung vernichtete am 22. Dec. 1789 die Provinzialverfaffungen, indem fie 
ganz Franfreih in 83 Departements von ungefähr gleicher Größe eintheilte, vie . 
alten Namen durch andere erfegte und fo felbjt die Erinnerung an die Bergangen- 
heit abzuſchneiden ſuchte. — Die Entwidiung Großbritanniens ift aud in 
diefem Punkte eine andere, als die von Frankreich. Die ftaatlihe Befonverheit von 
Schottland und Irland wird im Laufe der Zeit immer geringer, die Gemeinſchaft 
erweitert fi, indem bie englijhe Berfaffung auch auf Schottland (1707) und 
Irland (1801) ausgedehnt wird; die noch fortbeftehenden Verſchiedenheiten find 
nur noch untergeoroneter Art und betreffen bauptjählic das Privatredht. Zur Zeit 
nehmen der Sache nad mehrere Kolonien Die Stellung von Provinzen im groß- 
britannifhen Sefammtftaate ein, insbefondere diejenigen, welden eigene Regierung 
mit Repräfentativverfafjung zufommt, wie Kanada, Neu-Seeland u. a. Ihre ftaats- 
rechtliche Beſonderheit ift übrigens Feine urſprüngliche, geſchichtlich überlieferte, 
fondern fie beruht auf der Verleihung von Seite des Mutterlandes, deſſen Ober- 
herrſchaft die Kolonie untergeorbnet bleibt. !) ® 

Völlig verſchieden von beiden Ländern entfalteten ſich bie ftaatlihen Ver— 
hältniſſe Deutſchlands. Aus den Amtsbezirten des deutſchen Einheitsftaates 
wurden im Laufe der Zeit Provinzen mit eigenen ftaatlihen Einrichtungen und 
aus diefen zulegt unter Auflöfung des Reihe anfänglih halbſouveräne, dann voll- 
fommen felbftäubige Staaten, innerhalb deren ſich theilmeife ähnliche Erfheinungen, 
wie in Frankreich und England widerholen. Die Beftandtheile der größeren 
deutfhen Staaten waren ehedem gleihfalls felbftändige deutſche Territorien oder 
außerdeutſche fouveräne Staaten, die erft nad und nad zu ber Bedeutung von 
Provinzen eines und besfelben Reiches herabgebrüdt wurden. Der tagegen von 
diefen Provinzen öfter verſuchte Widerſtand bildet eine der Hauptjchwierigfeit- 
ten, mit welchen Defterreih und theilmeife aud Preußen zur Zeit noch zu kämpfen 


Am nächſten ftehen den Provinzen in dem bisher erörterten Sinne die Glieder 
eines Bundesftaates, die fi einer gemeinfamen Eentralgewalt unterorbnen und 
daher ähnlich dem Einheitöftante wenigftens nad Außen als eine politiiche Einheit 
auftreten. Diejer Einheit ungeachtet bleiben bie zu einem Bundesſtaate geeinigten 
Einzelftaaten in ihren inneren Angelegenheiten unabhängig; fie üben bezüglich der— 
felben das Recht der Gefepgebung und orbnen ihre Verwaltung mit jonveräner 
Breiheit, wobei fie nur etwa gewiſſe, burd die Bundesverfafjung gefegte Schranken 
zu beobachten haben. Man hat fie daher in der Theorie halbſouveräne Staaten 
genannt, und in ihrer Eigenjhaft als Staaten den Unterfchied von Provinzen 
geiehen. Es liegt übrigens in der Natur der Sache, daß bier in der Wirktichkeit 
Uebergänge ftattfinden können, bezüglid) deren es zweifelhaft erfcheint, ob man fie 
in die eine oder andere Kategorie einreihen ſolle. — Der Bundesftaat mit feinen 
Ölieverftanten wird fi befonderd dann als die zwedmäßigfte Form empfehlen, 


I) Vergl darüber oben Bd. 1V. ©. 458. 

*) ul. d. R. In den beiden audgebildeteften Bundesſtaaten von Nordamerika und ber 
Schweiz berubt indefjen die einzelftaatlite Eelbftändigfeit weniger auf der nationalen Verfcie 
denbeit ıhrer Berölferung ald darauf, daß die gefcichtliche Araft des Eonderlebend zu ſtark ift, 
um fib auflöfen zu laſſen und die repubiifaniiche Freiheit fich in der Selbftregierumg der Einzel: 
ftaaten fiherer und ungehemmter entwidelt. - 
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wenn das Gemeinweſen nicht aus Angehörigen einer und berfelben Nationalität, 
fondern aus verſchiedenen Völkern unt Stämmen zufammengefegt ift, 2) wogegen 
der Geſammtſtaat mit der Abtheilung in Provinzen für ein Gemeinweſen mit 
Unterthanen von gleiher Abjtammung angemefjener fein wird, 

Indefjen die neuere Staatswiffenfhaft und Staatspraris ift dem Syſtem ber 
Provinzen nit günftig gefinnt; man hat diefelben faft in allen Staaten vernichtet, 
weil man die prowinzielle Sonderung mit dem Grundſatze der Gleichheit, wie er 
ben neueren Verfaſſungen zu Grunde liegt, und mit dem Poftulate der Einheit 
des Staates nit in Einklang bringen zu können glaubte. Diefelbe Berfaffung ſoll 
für alle Theile eines und desſelben Staates gelten, unb die Verwaltung fol eine 
durchaus gleihförmige fein, ihren Impuls von oben erhalten, und dann nad allen 
Seiten ganz gleihmäßig wirken. Zu dieſem Ende fette man in ben modernen 
Staaten an die Stelle der Provinzen im Sinne des älteren Staatsrechts eine 
von der Regierung nah Zwedmmäßigfeitsrüdfihten gemachte Eintheilung des 
Landes in Departements, ober Kreife, die leviglih den Bedürfniſſen 
der Staatöverwaltung zu genügen beftimmt ift. Man ftellt an vie Spike derjelben 
Kreis: oder Mittelftellen, welche zwifchen vie oberfte leitende Stelle — die Central» 
vegierung — und die äußeren Vollzugsbehörden ſich einreihen, und welde dann 
in den Unteradtheilungen der Kreife, in den Bezirken und Diftrikten, unmittelbar 
die Zwede des Staates zu verwirklichen berufen find. Diefe Mittelftellen follen 
bie Einheit und Oleihförmigkeit der Verwaltung verbürgen, indem fie für bie 
gleihmäßige Ausführung der Gefege und Verordnungen, fowie der anf einzelne 
Bälle bezüglihen Entſchließungen des Souveräns felbft und der Minifterien inner» 
halb ihres Kreijes forgen und diefe überwadhen. Es kommt ihnen daher in biefem 
Syfteme feine jeibftändige Stellung zu, ſondern fie find den höchſten Stellen als 
nächſte Durhgangs- und Kontrolorgane untergeordnet. 

11. Man hat das ältere Syftem wohl auch das Brovinzial-Syftem, 
das neuere das Real: refp. Centralifationsg-Syftem genannt, und 
einer unferer gefeiertften Publiciften fucht den Unterfchied treffend in einem Bilde 
anfhaulid zu machen, wenn er jagt: „Laffen fi die Provinzen mit verjchievenen 
Häufern vergleichen, die zufammen ein Ganzes — ein Schloß — bilden, fo find 
die Kreile eher ven verjchievenen Stodwerken eines und besfelben Haufes ver- 
gleihbar." — Es wird am Orte fein, die Eigenthümlichkeiten diefer beiden Syfteme, 
ihre Vortheile ſowohl als Nachtheile, no etwas näher zu betrachten. Beginnen 
wir mit dem Provinzial-Syftem. Dasfelbe trägt ver Geſchichte der ver- 
ſchiedenen Landestheile, fowie der befonderen Stammesart derfelben, foweit es ohne 
Aufgebung der Staatseinheit möglich ift, mehr oder weniger umfaffende Rechnung, 
und es ift daher geeignet, die Unterthanen in ben einzelnen Provinzen zufrieden 
zu ftellen und von venfelben leichter Gehorfam zu finden, mamentlih wenn nod) 
erwogen wird, daß bie leitenden und befehlenden Organe in ver Lage find, ſich 
mit den Berhältniſſen und Bebürfniffen der einzelnen Provinz, weil fie ihnen 
näher ftehen, genauer befannt zu machen. Aud darf .vielleiht erwähnt werben, 
daß Fehler oder Mißbräuche, welche fi bei den Staatsbehörden etwa einfhleidhen, 
bier nicht dem ganzen Yande zum Schaden gereihen, ſondern auf ihren Fleineren 
Kreis beſchränkt bleiben, — ein Borzug freilich, deſſen korreſpondirender Nachtheil 
ihn je nad Umftänven aufwiegen fann, 

Bei dem Real» oder Centraliſations-Syſtem ift die Einheit 

2) Vergl. aud den Artikel „Bundesflaat” in Bd. VI. ©. 284 ff. 

26 * 
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und Gleihförmigkeit der Staatsverwaltung in allen Theilen eines und besfelben 
Staates das harakteriftiihe Merkmal. Daraus ergeben fi von felbft die beſonde⸗ 
ren Vorzüge dieſes Syſtems. Es befchleunigt den Gang der Geſchäfte, da ein von 
oben ausgehender Befehl fofort Überall vollziehbar ift, und es geftattet darum 
große Neuerungen, welche die Regierung im Interefie des Ganzen für nothwenbig 
oder nützlich erachtet, ohne Schwierigkeit im ganzen Rande durchzuführen. Damit 
fteht ver Vortheil in Verbindung, daß dieſes Syſtem ver Machtentfaltung ver 
Regierung günftig if; fie tritt überall mit den ihr zweckmäßig erfcheinenden Mitteln 
auf, ohne in ihrem Handeln durd die Einfprahe Dritter gehemmt werben zu 
fönnen. — Diefen Vortheilen ftehen aber nicht zu unterfhägende Nachtheile un- 
mittelbar zur Seite, die um fo früher und um fo ftärfer hervortreten, je mehr 
- das Centralifationsprincip in's Ertrem verfolgt, und alle und jede öffentliche 
Thätigkeit von oben herab angeregt oder doc geleitet werben will. Denn daß mit 
biefer Auffaffung der Staatseinheit — mit diefer Eentralifation — freie, 
felbfändige Gemeinden unvereinbar find, taß die Gemeinden dann blos bie 
unterften Fachwerke der verwaltenden Staatsthätigkeit bilven, verfteht ſich von felbft. 
Die weitere Folge hievon ift, daß es in einem folhen Gemeinweſen keine voll- 
ftänbige und gefiherte Freiheit ver Staatsbürger geben fann. Denn wo 
ber Bürger gerade in benjenigen Öffentlihen Angelegenheiten, welche ihn am näch ⸗ 
ften berühren, in denen feiner Gemeinde, von aller Theilnahme und Mitwirkung 
ausgeſchloſſen ift, da gleicht vie ftattlichfte Repräfentativvearfafjung einem Haufe, dem 
man ein fhönes und hoch in die Luft ragentes Dad aufgefegt hat, dem aber 
jede fefte Grund: und Umfaffungsmauer fehlt. Wer wird ein foldes Haus zu 
feiner Wohnftätte zu wählen Luft haben und fi in vemfelben, wenn er darin 
wohnen muß, behaglih und ſicher fühlen? Die übermäßige Eentralifation, wie fie 
namentlid in Frankreich feit der Revolution unter ganz verſchiedenen Regierungs- 
formen aufredyt erhalten worden ift, entzieht auch den wirklich liberalen Inftitutionen, 
die etwa das Gentrum bes Staates umgeben, den ſchützenden und nährenven 
Boten und fett dieſe dadurch im Laufe ver Zeit dem Ververben aus. Denn, um 
nur auf einige Punkte hier 3) noch aufmerffam zu madhen, wo follten vie Bürger eines 
Staates vie nöthige formelle Vorbereitung für die öffentliche Berathung und bie 
zur Beurtheilung der Staatsverhältnifje nothwendigen Erfahrungen fammeln, wenn 
nicht bei der Berathung ber Angelegenheiten ihrer Gemeinde, ihres Kreifes oder 
ihrer Provinz? Wo es am Gelegenheit zu folder Vorübung und Vorbereitung 
fehlt, da wird aud die aus Wahlen hervorgegangena Volfsvertretung im Großen 
und Ganzen aus unerfahrenen und ungeübten Mitgliedern beftehen, denen ver 
praftiihe Sinn und bie erforderliche formelle Fähigkeit, die ihr Poſten erheifcht, 
zum großen Theile abgeht, und vie eben darum ein gefligiges Werkzeug entweder 
in den Hänten ter Regierung, oder in Zeiten der Aufregung eines glüdlich aus- 
geftatteten Volksredners oder Volfsverführers werten. — Ein befenderer Vorzug 
der Repräjentativverfaffung befteht darin, daß fie die Reform erleichtert und der 
Revolution den Boden entzieht. Allein diefer Vorzug wird fi nur da geltend 
machen, wo bie repräfentativen Formen und Einrichtungen nit blos an ber 
Spite des Staates wirken, fontern das ganze Staatsleben durchdringen. Die 
Schwierigkeit, melde im erfteren Falle ſich dem Ausdrucke der äffentlihen Mei- 
nung entgegenftellt, macht biefe regelmäßig unmirffam; die Regierung fann ven 
gefährlihften Täuſchungen unterliegen, wenn fie glaubt, weil fie fi ter Majorität 


> Dergl. auch den Artifel „Gentralifation und Decen'ralifation“, 
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in ben Kammern fiher weiß, auch im Sinne ber öffentlihen Meinung zu handeln. 
Diefer Gefahr entgeht fie, wenn aud die Kammern geftügt, getragen und Forrigirt 
werben durch die Organe ber verſchiedenen natürlichen und gemachten Abtheilungen 
des Staatöganzen. 

Der übermäßigen Eentralifation wird aud mit Recht zum Vorwurfe gemacht, 
daß fie die Unterthanen entfittlihe. Indem fie diefelben von ver Theilnahme an 
beu öffentlichen Angelegenheiten ausfhließt, fie überall bevormundet, ſchwächt fie 
bie fittlihe Energie des Volks und weist es darauf an, Befrievigung in finnlichen 
Genüffen zu ſuchen. Es ift nicht mit Unrecht darauf aufmerffam gemacht worben, 
daß dieſe Gentralifation der Boden fei, auf welchem der Socialiemus und Kom— 
munismus entftanden und groß gezogen worben find. Denn biefe beiven Syſteme 
ftimmen mit ihr darin überein, daß fie die Allmacht des Ganzen zur Grundlage 
haben und die Unabhängigkeit und Freiheit der Einzelnen vernichten, ohne irgend 
den Wohlftand des Ganzen oder der Einzelnen begründen zu können. Endlich ge- 
hört zu den fehr erheblichen Uebelftänden einer übertriebenen Gentralifation, daß 
ber Si der Gentralregierung, die Hauptftabt des Landes, ein Uebergewicht über 
das Land felbft erhält, welches fowohl für die Sicherheit der Regierung, als für 
das fittlihe und materielle Gebeihen der Einzelnen eine reihe Duelle von Ge— 
fahren bildet, und diefe Gefahren wachſen, je mehr die Moralität und ber Wohl. 
ftand der hauptftäbtifchen Bevölkerung fintt. 

Die Staats - Einheit, welde der Ausgangspunft und das Ziel der Beſtre—⸗ 
bungen bei der Schaffung von politifchen Inftitutionen in unferen mobernen Staaten 
bildet, ſchließt bis zu einem gewiffen Grave felbftändige Glieverungen innerhalb 
des Staates — Provinzen, Bezirke und Gemeinden — nicht and, und darf fie nicht 
ausſchließen, weil ihr fonft die politiiche Freiheit zum Opfer gebracht würde. 

Die Erkenntniß, daß das Princip der ftaatsbürgerlihen Freiheit in folgerecht&t 
Entwidlung nur in der Selbftändigfeit der Gemeinden und ber zwiſchen ihnen 
und der Gentralregierung beftehenden Mittelglievern eine ſichere Orundlage hat, 
ift denn auch in der neueften Zeit wenigftens in ber Theorie faft allgemein durch- 
gebrungen. Man fieht die Bortheile ein, welche das Selfgovernement für bie Re- 
gierung fowohl als für die Unterthanen habe, wie dadurch vie Koftfpieligkeit der 
Staatöverwaltung vermindert werde, ohne daß biefe felbft in Bezug auf ihre 
Zwede beeinträchtigt wird. Man fieht ein, daß dadurch die Verantwortlichkeit der 
Regierung und ihrer Organe verringert, dagegen bie ber Unterthanen vermehrt 
werde und daß folgemweife biefe in ihrem Selbftgefühl geftärft und gefräftigt werben, 
und fi fo als mitthätige lieder eines wirklichfreien Gemeinweſens, nicht blos 
als paffiv gehorchende Angehörige besfelben betrachten lernen. Man fieht ein, daß 
biefes die befte Borfchule für eine gute und wirkfame Bolfsvertretung bilvet, vie 
ber Regierung in bedenklichen Zeiten eine wahre Stütze und Hilfe zu bieten ver- 
mag. Allein wenn man aud alle diefe und noch andere Vortheile in der Theorie 
zugiebt, in der Wirklichkeit find wir in unferen Staaten von dem, was bie Theorie 
lehrt, großentheil® noch weit entfernt. Dan hat faft überall die geſchichtlich über- 
lieferten Einrichtungen, woburd ſich die verfchievenen Beftandtheile eines und des- 
felben Staates als relativ befondere rechtlihe Gemeinheiten dharakterifirten, beim 
Uebergang in die neuefte Zeit aufgehoben und in Berfaffung und Verwaltung 
völlige Gleichförmigkeit Hergeftellt. Nicht blos in Frankreich, fondern auch in ben 
meiften deutſchen Staaten hat man einer unbebingten Gentralifation gehulbigt; 
nur in England ift die organische Entwidlung nicht unterbrochen worden und man 
hat e8 dort verftanden, die Anforderungen der Stantseinheit mit der ſtaatsbürgerlichen 
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Freiheit in Einklang zu bringen. Es handelt fi daher in ber Mehrzahl ver 
Staaten für die Gentral-Regierung um ein Aufgeben von Rechten, welde fie bisher 
in formell berechtigter Weife beſeſſen und geübt hat, und man wirb fid nicht 
wundern, wenn man ed auc beklagen mag, daß fie ſich dazu nur ungern, vielleicht 
erft dann entfchließt, wenn fie tur bie Gewalt der Thatfahen dazu gezwungen 
wird. Wir.wollen indeß hoffen, daß ber ridtigen Erkenntniß allmälig aud die 
That folgen werde, und das Streben darnach ift wirklich vorhanden. Unjere 
beutfhen Staaten insbefondere haben mehrfältige Berfude gemacht, die zu weit 
gehende Gentralifatien zu mildern und die organifhen Ölieverungen des Staates 
zur GSelbftthätigfeit zu berufen. *) 

111. Die Frage, in welcher Weife dieß am beften geſchehe, hat indeſſen gar 
manche Schwierigkeiten. Wenn man Provinzialvertretungen und Provinzial» 
regierungen auf der Orundlage eines abgeftorbenen Ständeweſens errichten oder 
aufrecht erhalten will, fo fünnen wir ein foldes Verfahren weder vom hiſtoriſchen 
noch vom politifhen Standpunkte aus für richtig halten. Es ift eine unrichtige Auf- 
fafjung der Geſchichte, wenn man glaubt, ihre Bewegung hemmen zu können, indem 
man geſetzlich ausfpricht, daß eine gefhichtlich überlieferte Einrichtung für die Gegen- 
wart als unveränderte und unveränderlihe Norm zu gelten habe. Daß man dadurch 
ben Bebürfnifien der Gegenwart und den gerechten Forderungen der öffentlichen 
Meinung nicht genügen kann, liegt im der Natur der Sache. Denn ein Kleid, 
das dem Knaben vollfommen paßte, ift darım nidt auch dem Manne geredt, 
und wenn es ihm aufgendthigt wird, fo darf es nit Wunder nehmen, daß er 
fih ein bequemeres zu verſchaffen ſucht. Noch bebvenfliher wird die Sadhe, wenn 
man zu bereits aufgehobenen früheren Einrihtung zurückkehren will, wie wenn 
etwa die reftaurirten Bourbonen im Jahre 1815 die alten Provinzen mit ihren 
Barlamenten hätten wieder herftellen wollen. Denn dann foll die innere Gefdichte 
des Landes nicht blos in ihrer Bewegung aufgehalten, ſondern geradezu rückwärts 
geleitet werden — ein Unternehmen, das jelbft einem Titanengeſchlechte nicht ge— 
lingen würde. — Eine Berüdfihtigung gefhichtliher Verhältniffe, die in ber 
Gegenwart no zu Recht beftehen, joll damit felbftverftändlih nicht ausgefchlofjen 
fein, insbefonvere, wenn einer Provinz, die vorbem einen felbftändigen Staat ge 
bildet Hatte, bei ihrer Vereinigung mit dem Staate, zu dem fie jet gehört, eine 
eigene Verfaſſung und Verwaltung gemährleiftet werben ift. In Fällen diefer Art 
könnte eine Aenderung der Provinzialverfaffung nicht einfeitig von ter Regierung 
vorgenommen werben, fondern es wäre hiezu die Einwilligung der Provinzials 
vertretung nötbig. h 

Als einen noch größeren politifchen Irrthum müſſen wir e8 bezeichnen, wenn 
man burd die Einführung von Provinzialftänden das Bedürfniß repräfentativer 
Einrihtungen überhaupt befrievigt zu haben glaubt, und in Folge deſſen Reichs» 
oder Landftände daneben für unnöthig hält. Gewährt man ſolchen Broinzialftänden 
ähnlihe Befugniffe, wie fie fonft ven Reichsſtänden over der allgemeinen Volks— 
vertretung zufommen, fo gefährbet man die Einheit des Staates und der Gefek- 
gebung. Will man viefes nicht, jo hat man ein von Anfang an verfehltes, weder 


*) Anm. d. Red. Höchſt bedeutjam iſt in diefer Hinfiht Die Verwaltungsreform, welche 
gegenwärtig in Baden (Randtag von 1863) eingeleitet wird. Sie beruht auf den Gedanken: 
a) Eelbftverwaltung der Rreiie zu gemeinnüßigen Bmweden; b) Soncentration der Regie— 
rungsgemwalt, obne bureaufratifche Brsifgengliedere ec) Herbeiziebung von Bürgern zu den 
zirksämtern für Berwaltungsftreitigkeiten und Handhabung der Polizeigewalt. 
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den Provinzial- noch den Landesintereſſen zuſagendes Inftitut geſchaffen 
dienen ſoll, für welche es nach ſeiner Zuſammenſetzung und nach ſein 
nicht geeignet iſt. — In Bezug auf die Staaten des deutſchen Bundes, für welche 
ber Art. 13 der Bundesafte eine landſtändiſche Berfaffung verheißt, ift e8 zubem 
eine Rechtspflicht, Reichsſtände einzuführen, und es ift fhon von Anderen eriwiefen 
worben, daß die Schaffung bloßer Provinzialftände nit als Erfüllung dieſer 
Pflicht betrachtet werben könne. 4) 

Der Staat ift nicht etwa blos die Summe ber einzelnen Provinzen, aus welchen 
er befteht; er ift etwas wefentlih Anderes und Höheres; in ihm und burd ihn 
eriftiren erft die Provinzen als foldhe. Die Staats-Geſetzgebung und vie Staats- 
Verwaltung haben die Intereffen und Berhältniffe des Ganzen im Auge; fie 
manifeftiren die Einheit des Staates, infoweit diefe wirklich nothwendig ift, und 
vie Reichsſtände find dabei in berathender und entfcheidenver Weife zur Mitwirkung 
berufen. Wo über die Ausfcheidung beffen, was Sache des Staates und was 
Sade der Provinz refp. der Gemeinde fei, keine pofitive Beftimmung vorhanden 
ift, oder wo es ſich darum handelt, das Beftehende zu würdigen und je nad Um— 
ftänden zu ändern, da dürften folgende Erwägungen ver Entjheidung zu Grunde 
zu legen fein. 

Jeder Staat von größerer Ausdehnung umfaßt eine Reihe von natürli ver 
fhiedenen Abtheilnngen und Gruppen des Landes und Volkes, woraus fih auch 
eine Verſchiedenheit der Interefien und Bepürfniffe ergiebt. Solche Landestheile, 
welhe am Meere oder an einem großen, ſchiffbaren Strome liegen, wollen anders 
behandelt fein, als tief im Lande entlegene Gegenden. Eine Landſchaft in ver Ebene, 
fruchtbar und gefegnet von der Natur, erheifcht andere öffentlihe Maßregeln und 
erzeugt andere Berürfniffe, ald das Gebirge, das, fpröde von Natur, feine Be— 
wohner auf die Inbuftrie verweist. Die Stammes-Berfchievenheit, vie Verſchiedenheit 
der Religion und Konfeffion u. a. bilden die Grundlage zu neuen perfönlidyen 
Gruppen, bie, obwohl zu einer organifhen Einheit verbunden, ihre Beſonderheit 
bewahren. Auf diefe VBerhältniffe wird jede Regierung, aud wenn fie die Theilung 
des Yandes in Departements oder Kreife zunähft nur zum Zwede ver Verwaltung 
vornimmt, Nüdfiht zu nehmen veranlaft fein. Sie wird. biejenigen Abtheilungen 
zu Einem Kreije vereinigen, welche am meiften innerlid verwandt find, heterogene 
Theile aber von einander fondern. Daß hiebei auch die geographifche Ausbehnung 
und die Zahl der Einwohner mit in Betracht gezogen werben müſſe, liegt Bei 
viefen Verfahren in der Natur der Dinge. Denn die Eintheilung in Kreife ges 
ſchieht ja hauptfählih, um die Verwaltung zu erleihtern, unt bie Kontrole ber 
Vollzugsbehörden möglich zu mahen. Zu große Kreife erſchweren biefe, da bie 
Kreisorgane fie wirffam nur in einem beftimmten Umfange üben fünnen. In be- 
ftimmten Zahlen läßt fi übrigens der angemeffene Umfang und die Bolfszahl 
eined Kreiſes richt ausdrücken. Denn die Dichtigkeit der Bevölterung, die phyſiſche 
Beihaffenheit des Landes, der Zuftand ver öffentlihen Verkehrsanftalten u. a. 
haben hierauf fehr erheblichen Einfluß. Ein Landſtrich mit einer dichten Bevölkerung 
von 700,000 Seelen kann zur Bildung eines Kreifes vollfommen geeignet fein, 
während es höchſt unzwedmäßig wäre, die gleich große Bevölkerung eines weit 
ausgedehnten Gebirges zu Einem Kreife zu vereinigen. Ein Sand, das nad allen 


— — — — 


4) Vergl. darüber } B.: H. U Bahariä, deutfches Staats» und Bundesrecht Bd. 1. 
S. 575, wo die einfchlägige Literatur angeführt if. 
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Richtungen von einem Eifenbahnnege durchſchnitten iſt, und deſſen einzelne Theile 
dadurch nahe mit einander in Verbindung gebradt find, wird viel größere Kreife 
bilden können, al8 basjenige, dem biefer Vortheil noch fehlt. 

Hat die Regierung das Land nah gewiffen Rüdfichten in Kreife abgetheilt, 
fo erwächst daraus von felbft eine Reihe von gemeinfamen Interefien für bie 
Angehörigen eines und besfelben Kreifes, und zwar wird ſich dieſe Gemeinfhaft- 
lichkeit um fo vielfältiger geftalten, je näher fhon aus natürlichen oder gejchicht- 
lihen Gründen bie Kreis-Einwohner einander fanden. So wie nun die aus ber 
Gemeinfhaftlichkeit des Wohnortes entfpringenden LolalsInterefien von der Ge— 
meinbe felbftändig, wenn aud unter Auffiht und in Unterordnung unter die 
Staatsregierung beforgt werben, fo follen konſequenter Weife die Intereſſen ber 
einzelnen Kreife durch beſondere Kreisorgane im Zufammenwirfen und in Ueber- 
einftimmung mit einer Kreisvertretung georbnet und beforgt werten, und es find 
dieſer legteren, wenn ihr ein reeller Werth beigelegt werden foll, ähnliche Rechte 
zuzugeftehen, mie fie ber Landesvertretung in allgemeinen Randes-Angelegenheiten 
eingeräumt werben. Sie muß ſonach mit dem Rechte der Zuftimmung zu folden 
Satzungen ausgerüftet fein, melde nur ihren Kreis berühren, und fie muß bie 
Befugniß der Bewilligung von Kreis-Umlagen oder Abgaben haben, fo taß feine 
neue Abgabe für Kreiszwede ohne ihre Zuftimmung erhoben werben fann. Daf 
ihr das Recht der Petition und Beihwerbeführung in Kreisfahen zukommen müſſe, 
verfteht fih von ſelbſt. Es wird dann vie Hreisvertretung in vielen Fällen aud 
zur Vereinfahung und Erleichterung der Staatsverwaltung herangezogen unb zur 
Theilnahme und Mitwirkung berufen werben können. Beifpiele dafür werben ſich 
aus ber ftatiftifchen Abtheilung dieſes Artikels ergeben; wir erwähnen hier vor« 
läufig nur die Mitwirkung bei der Repartition der Staats» Steuern, bei der 
Bildung der Gefhmwornenlifte, die Auffiht auf die Brandverſicherungs - Anftalt, 
wo dieſe ald Staatsanftalt behandelt wird. 

Diefelben Gründe, welche vie Regierung veranlaflen, das ganze Staatsgebiet 
in Provinzen oder Kreife abzutheilen, führen weiter zur Theilung der Kreife in 
Bezirke oder Diftrifte, und wie man eine Repräfentation der Kreis-Ange- 
hörigen und deren Theilnahme an ven Kreis-Angelegenheiten als eine konfequente 
Entwidlung des Repräfentativprincips für nothwendig erfannt hat, fo wird man 
nit umbin können, au eine Repräfentation der Bezirke?) als zwedmäßig, 
ja nothwendig zu erflären, die bas Mittelgliev zwifchen ber Gemeinde- und ber 
Kreisvertretung bildet. 

IV. Als leitender Gedanke bei der Organifation der Verwaltung muß für 
bie modernen Staaten das Real- oder Gentralifations-Princip gelten, wo nicht be- 
fondere Rechts- oder politiſche Gründe ver Durchführung vesfelben im Wege ftehen. 
Die Geſchäfte werben je nah ihrer inneren Berwandtfchaft in gewiſſe Gruppen 
oder Geſchäftszweige vertheilt, und ar bie Spike jetes ſolchen Zweiges wird ein 
dirigirender Minifter geftellt, vefien Wirkſamkeit fih über alle Theile des Landes 
— über alle Provinzen oder Kreife — gleihmäßig erfiredt. Den Miniftern find 
zunächft bie Provinzial» oder Kreis-Stellen umtergeorbnet, welche bie 
Einheit in der Verwaltung zu überwachen und die Ausführung ber von oben 


‚ 5) Die preußifhe Bezeichnung weicht von der im Texte gebrauchten ab, wie ſich aus der 
weiter folgenden Darftellung der preußiſchen Einrichtungen ergeben wird; mas wir im Texte 
* — zn genannt baben, heißt dort Kreid, und mehrere Kreife bilden erft einen Mes 

ungebegirk. 


Provinzial-Regierung. Provinzial-Stände. 409 


ergangenen Anorbnungen zu leiten haben. Als Mittel hiezu erfcheinen namentlich 
das den Unterthanen gegen bie Berfügungen ber Unterbehörven zukommende 
Rekursrecht und die Amtösvifitationen, worunter wir aber nicht blo8 eine Unter- 
fuhung der Amtspapiere und Alten, fondern vor Allem eine Umſchau im Leben, 
eine Kenntnißnahme von den thatfächlihen Berhältniffen und Zuftänben des Kreifes 
verſtehen. Soll übrigens das Rekursrecht der Unterthanen eine praktiſche Bebeu- 
tung haben, fo muß den Unter- oder VBollzugsbehörben in Anwendung ber allge» 
meinen Gefege und Berortnungen anf die einzelnen Fälle ebenfalls eine jelbftän- 
bige Stellung zulommen. Es kann daher nicht als richtig und zwedmäßig erffärt 
werben, wenn biefen geftattet wir, ſich für den einzelnen Fall die Weifung von 
oben zu erholen. Eben fo wenig vermögen wir es von biefem Standpunkte aus 
zu billigen, wenn die Oberbehörbe tie Ausführung der Gefete und Verorbnungen 
durch zu ausführliche bis ins Meinfte Detail gehende Vollzugsvorſchriften, In- 
firuftionen oder Reglements im voraus regeln und beftimmen will. Denn abgefehen 
davon, daß es unmöglich iſt, die wirklichen Fälle, vie da vorfommen können, alle 
vorher zu fehen und dafür Borforge zu treffen, fhafft man dadurch der Unter- 
behörde feine Erleichterung, indem dieſe num nicht blos das Geſetz refp. vie Ver— 
ordnung, fondern aud die Inftruftion zu interpretiren und mit einander in Ein» 
Hang zu bringen hat, und je mehr man Inftruftionen erläßt und je umfaflenver 
diefe werben, deſto fchwieriger wird 68 ber Unterbehörbe, fih zurecht zu finden. 
Soweit man aber vie Fälle wirflih vorausgefehen hat, und der Unterbeamte ein- 
fach die Inftruftion vollzieht, ift es eigentlich nicht die erfte Inftanz, von welder 
die Berfügung ausgeht, fonvern bereits bie zweite, und es ift das Rekursrecht ver 
Untertbanen in folden Fällen eine Illufion. Die höhere Stelle wird nicht gegen 
ſich ſelbſt erfennen, ſondern einfadh die von ihr herrührende Verfügung betätigen, 
und ber Beſchwerdeführer hat Zeit und Koſten ganz nutzlos aufgemwentet. *) 

Es fteht mit dem Real-Spfteme nicht in Widerſpruch, wenn den Provinzial» 
Regierungen neben ihrer Beftimmung, die Ausführung ver höheren Befehle zu 
leiten und bie Unterbehörben zu überwachen, ein gewiſſer Kreis von felbftändigen 
Befugniffen eingeräumt wird, melde fie in eigener Kompetenz handhaben Dies 
wird zwedmäßig in allen benjenigen Angelegenheiten gefchehen, welche je nad ber 
Verſchiedenheit der thatſächlichen oder geſchichtlichen Berhältniſſe der einzelnen Pro- 
vinzen aud eine verſchiedene Behandlung forvern. Beifpielsweife nennen wir ges 
wiffe wirthſchaftspolizeiliche Mafregeln, deren Erfolg fo fehr von der Page und 
ber phyſiſchen Beſchaffenheit des Landes, von ber Fähigfeit feiner Bewohner u. a. 
bedingt ift. Davon wird es abhängen, ob vorzugsweile bie Landwirthſchaft oder 
bie Inbuftrie einer Förberung bedarf und worin viefe zu beftehen habe. Wo ven 
Provinzen oder Kreifen vie Eigenfhaft von Korporationen eingeräumt ift, wie z. B. 
in Bayern feit dem Gefege über die Landräthe von 1852, da fann die Provinzial: 
ober Kreis-Regierung zugleih als Repräfentant der Kreisgemeinte erfcheinen, ber 
in ihrem Namen handelt, die Beſchlüſſe ver Kreisvertretung ausführt, Anträge 
wegen Befriebigung ter Kreisbebürfnifie ftellt u. f. w. 

Was die Zahl der Provinzial oder Kreisftellen betrifft, fo Tann man in 


* Anm.d. Red. Die Beſchränkung des Inftruftiond und Berordnungswefens, welches jeden 
falls ein Grundübel der deutichen Verwaltung ift, wird nur durch eine veränderte — flaatömän> 
niſchere — Praxis durchzuführen fein. Aber ein zweites Heilmittel liegt in der Einrichtung von Ver⸗ 
waltungdgeridhtsböfen, an bie fi auch der berechtigte Private mit Dertrauen wenden 
- Tann, wenn er über Verletzung des Öffentlichen Rechts Beichwerde führt. 


410 Provinzial-Regierung. Provinzial-Htä ude. 


Staaten, in melden ver Grunbfag der Trennung der Juftiz und ber Verwaltung 
gilt, nicht weniger als zwei einfegen — eine Mittelftelle für bie Rechtöpflege 
(Obergericht oder Appellationsgeriht) und eine zweite für die Verwaltung (die 
Oberpräfibenten und Regierungen in Preußen, bie Kreisregierungen in Bayern), 
in welcher alle biejenigen Geſchäfte ber inneren Verwaltung — Boligei, Staatd- 
pflege, Finanz — zufammentreffen, die im der oberften Inftanz durch bejonvere 
Minifterien beforgt werben, in fo weit nicht für einzelne Zweige eigene Mittel« 
oder Kontrolftellen beftellt find, deren Zuftändigkeit fi über das ganze Staats. 
gebiet erftredt. Die ift mamentlih dann am Orte, wenn zur Beforgung beftimmter 
Geſchäfte befonvere techniſche Kenntniffe und Sertigfeiten erfordert werben, wie 
3. B. bei ver Leitung der dem Staate etwa eigenthümlich zugehörenden Bergwerke, 
oder gewiller induftrieller Anftalten. — Die Frage, ob es nicht als räthlicher er ⸗ 
ſcheine, die Gefchäfte der inneren Verwaltung nad Ausſcheidung ber Juſtiz an 
zwei ober mehrere Provinzial-Organe zu vertheilen, ift in Staaten mit normal 
großen Provinzen oder Kreifen unferes Erachtens zu bejahen. Die Maffe der Ge- 
ſchäfte ift fo groß und viefelben find fo verſchiedenartig, daß die Kraft aud bes 
vortrefflichften Beamten, der an die Spige einer folden Behörde geftellt ift, 
nicht ausreichen wird, fie alle zu beherrfchen und zu leiten. Und doch ſoll er dafür 
die Verantwortlichkeit fomwohl den höheren Behörden als den Unterthanen gegen- 
über auf fi nehmen! Die nothwendige Folge diefes Zuftandes ift die, daß bie 
einzelnen Referenten für ven Vorſtand len find, gleihviel ob ihre Anträge 
in den leitenden Principien mit einander übereinftimmen ober einander ſchnur— 
ſtracis widerfprehen. — Ievenfalls möchte es ſich empfehlen, die Leitung ver 
Finanzverwaltung einer eigenen Stelle zu übertragen 6) und nur die noch 
übrig bleibenden Gegenftände der inneren Verwaltung — bie Regiminal- Ber- 
waltung, die Polizei und Staatspflege — Einer Kreisftelle, der Provinzial» ober 
Kreis-Regierung zu überweifen. Der leitende Gedanke und der Geift, ber bie 
Finanz-Berwaltung durchdringt, ift ein völlig anderer, ald derjenige, in weldem 
die fonftigen Verwaltungsgeſchäfte zu führen und zu erledigen find. Dort fteht das 
wirthſchaftliche Interefie des Staates oben an; hier ift es bie Sicherheit und 
Wohlfahrt des Ganzen und der Unterthanen, welde den Zielpunft der verwalen- 
den Thätigfeit bilden. Eine Vereinigung beider Arten von Gefhäften in Einer 
Behörde wird entweder der einen oder der anderen Kategorie von Gegenftänden, 
ja vieleicht beiden Nachtheil bringen; feine derfelben wird recht bejorgt. Auch tie 
nach der Ausſcheidung der Finanz- Angelegenheiten übrig bleibende Mafje von 
Berwaltungsgefhäften ift noch immer fo bedeutend, dag man wohl fragen barf, 
ob es nicht zwedmäßig fei, fie noch weiter zu theilen, und dafür mehrere Kreis- 
ftellen zu organifiren, 3. B. eine befondere Mittelftelle für die Polizei, dann für bie 
Staatspflege (Schuldireftion, Kreisftelle für Landwirthſchaft und Gewerbe u. |. w' 7), 
Allein man hat es in den meiften uns befannten Staaten mit Recht für befier 
erachtet, diefelben unter einer einheitlichen Leitung zu vereinigen, und ben An- 
forderungen der Arbeitstheilung dadurch zu genügen, daß man innerhalb ber 
Kreisftele für gewiſſe Zweige ter Arminiftration, die eime eigenthümliche Be— 


6) In Württemberg z. B. befteht diefe Trennung bei den Kreisftellen; neben den Kreit: 
regierungen find dort eigene Areiöfinanzfammern organifirt, die jedoch ihren Gig an dem näm 
liben Orte haben. 

7) Eine folche Einrichtung wird empfohlen von W. Axt, die preußiichen Provinzialregies 
rungen und die Nothwendigkeit ihrer Organijation. Berlin 1862. 
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handlung erheifchen, Seftionen oder Büreaus bildete, welche nur bie Erlebigung 
ves betreffenden Gejchäftszweiges, jedoch in Unterorbnung unter den Vorftand ber 
Kreisftelle, zur Aufgabe haben. Solhe Seftionen find z. B. eine für das Unter 
richts- und Bildungsweſen, namentlich für die deutſchen Schulen, dann für bie 
Mevicinal-Angelegenheiten, für das Bauweſen u. a. Bei der Einfegung mehrerer 
Kreisftellen läuft man Gefahr, daß vie Geſchäfte durch Rompetenzftreitigfeiten, 
dann durch gegenfeitige Reguifitionen verzögert werben und daß es an jeber » 
Garantie für die Uebereinftimmung in der Berwaltung ver verfhiedenen Angelegen - 
beiten fehlt. 

Die Frage, ob die Provinzial-Regierungen ihre Gefhäfte in follegialer oder 
monofratifher Form (die man wohl aud das Büreau-Syftem nennt) 
erlebigen follen, ift im Allgemeinen dahin zu beantworten, daß bie monofratifche 
Form die Regel bilden müſſe, denn ver Charakter der Verwaltung fordert in ben 
meiften Fällen fchleuniges und energifches Handeln, wobei der Hanbelnde nad) 
einem Haren einheitlichen Plane von Anfang bis zu Ende feinem Ziele zuftrebt. 
Es wäre jedoch ein Fehler, wenn alle Gegenftände, welche zum Wirkungskreiſe 
ber Provinzialftellen gehören, in dieſer Weife behandelt würden. Denn die Stel- 
fung biefer Behörden bringt e8 mit ſich, daß fie in einer Reihe von Fällen über 
Rechte und Pflichten von Einzelnen Entſcheidungen zu fällen haben, welche minde- 
ftens eben ſo wichtig find, als die richterlichen Urtheile. Ein folder Fall liegt 
insbefondere dann vor, wenn bie Mittelftelle über Rekurſe zu erfennen bat, welche 
ein Einzelner gegen Verfügungen ber Unterbehörven erhebt. Soll das Rekursrecht 
der Unterthanen eine reale Bedeutung haben, fo muß bie zweite Inftanz ein 
Kollegium fein, das durch die Zahl der dabei konkurrirenden Stimmen eine Ge- 
währ für grümbliche und unbefangene Prüfung der Beſchwerde bietet. Wird ber 
Rekurs von einem Einzelbeamten befhieven, fo ift nicht abzufehen, aus welchem 
Grunde die Entfheidung zweiter Inſtanz materiell richtiger und beffer fein foll, 
als die erfter Inſtanz. Andere Fälle, in welden ausnahmsweiſe das Kollegial- 
Spftem den Vorzug verbient, find die Feftftellung der Qualifilation der unter 
georbneten Beamten und bie gutachtlichen Vorfchläge zur Befegung von Äußeren 
Aemtern, dann die Gutachten fonftiger Art, welche den vorgefegten Minifterien zu 
erftatten find u. a. In allen viefen Fällen ift ein vielfeitig erwogenes und gründ» 
ficheß Ergebniß viel wichtiger, als die raſche Entjchliefung und Ausführung. 8) 

Der Provinzial- oder Kreis-Regierung fteht vie Brovinzial- oder Kreis 
vertretung, bie unter verſchiedenen Namen in den Staaten der Neuzeit vor 
kommt (Provinzial-Stände, Generalralratd, Departementalrath, 
Landrath u. a.) mit den ſchon oben im Allgemeinen, angebeuteten Befugnifjen 
zur Seite. Für die Zufammenfegung derfelben müffen vom rein theoretifchen 
Standpunkte aus betrachtet die gleichen Örunbfäge mafigebend fein, wie für bie 
ber Reichsſtände oder der Landesvertretung. Diefe Grunpfäge zu erörtern fann 
nicht die Aufgabe des gegenwärtigen Artitels fein. Wird die Landesvertretung 
nad dem ftänbifchen Princip gebildet, fo wirb aud vie Provimialvertretung auf 
eine ähnliche Grundlage ſich ftügen. Nur gilt es, alle wirklich zur Zeit vorhande- 
nen Stände, die auf einem ſelbſtändigen Intereffe beruhen, und nur fie zum Res 
präfentation zu berufen; und das gerade ift die Schwierigleit, weldhe weber bie 


8, Vergl. hierüber Malch us, Politif der inneren Staatöverwaltung Bd. I, ©. 7 ff., 
dann Stahl, Philofophie des Rechts Bd. 11. Abth. 2. ©. 258. 
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Theorie noch die Praris bis jet zu befeitigen vermodht hat. Will man die Be- 
fählgung zur Standfhaft vom Grundbeſitz abhängig mahen, und alfo die Ber- 
teeter der Inbuftrie und der Intelligenz davon ausſchließen, ſo erhält man feine 
Vertretung, bie den realen Berhältnifien ver Gegenwart entfpridt. Die Schwierig- 
feit ein organifches Princip bei der Bildung ber Nepräfentation zu Grunde zu 
legen, bat befanntlih dahin geführt, für die Wählbarkeit nur gewiſſe perfönliche 
Eigenfhaften , wie Unbefcholtenheit, ein gewifjes reiferes Alter als Bedingung zu 
fordern, und etwa noch Selbftändigfeit, oder tie Zahlung einer bireften Steuer 
als Garantie zu begehren. Eben fo wenig, wie dieſe Fragen bier einläßlicher be- 
ſprochen werben fünnen, vermögen wir über bie font für die Wahlform wichtigen 
Punkte an diefem Orte ausführliher und zu verbreiten, wie 3. B. darüber, ob 
fie öffentlich oder geheim ftattfinden follen, ob bei venfelben vie ganze Vertretung 
oder nur ein Theil erneuert werben fol m. f. w. — Die Provinzial-Stände in 
mehrere Kurien oder Kammern abzutheilen, tafür fehlt e8 an ausreichenden 
Gründen. Auch dann, wenn neben ben durch Wahl berufenen Mitglievern noch 
folde in der Berfammlung fi befinden, die aus eigenem Recht bort Gig und 
Stimme haben, wie 3. B. die Häupter hoher Familien, die Inhaber hoher firdh- 
licher oder korporativer Aemter, iſt dazu kein Grund vorhanten. Ia die Aus— 
ſcheidung diefer Elemente und die Formirung einer befonderen politifchen Körper- 
ſchaft aus venfelben würde ein politiicher fehler fein; es würde dadurch ein 
Stabilismus in der Verwaltung der Provinz begründet und jede gefunde politifche 
Entwidiung gehemmt werben. Daf die Vrovinzialftände oder Landräthe nur auf 
Berufung der Regierung fih verfammeln können, versteht fih von felbft. Nur 
barf e8 nicht in das Belieben derfelben geftellt fein, ob und wann fie berufen 
wolle, ſondern e8 muß durch das Geſetz die Abhaltung regelmäßig wiederlehrender 
Berfammlungen geboten fein. Am beften wird dieſe Periopizität mit der Finanz- 
periode der Provinz in Uebereinftimmung gebracht werben. Wird der Haushalt ver 
Provinz, wie es zwedmäßig ift, von Jahr zu Jahr neu geordnet, fo ift auch 
bie Berufung der Provinzialvertretung in gleicher Frift nöthig, und zwar muf 
diefe zu einer Zeit ftattfinden, daß das Provinzial» oder Kreisbudget, ehe es zum 
Bollzuge kommt, genau und vollftäntig feftgeftellt ift, damit die Kreisvertretung 
nicht blos zu der demüthigenden Rolle des Jafagens zu bereits gefhehenen, und 
nnabänverlichen Dingen fi bequemen muß, fondern einen wirklichen beftimmenven 
Einfluß auf die Regelung bes Kreishaushaltes üben kann. Auch darüber kann 
wohl kein Zweifel fein, daß vie Sitzungen der Provinzial: oder Kreisftände 
öffentlich gehalten werben müſſen; es ift dieß für fie in eben fo hohem Grabe 
eine Lebensbedingung, wie für vie Reihsftände. 

V. Auf der Grundlage diefer allgemeinen Bemerkungen wird e8 nun mög- 
lid) fein, einen gebrängten Ueberblid über vie Einrihtungen der bedeuten— 
beren beutfhen Staaten zu geben und bemfelben bie entſprechenden Infti- 
tutionen Frankreichs, die uns vielfältig — und zwar mehr als zu loben ift, zum 
Mufter gedient haben, vorauszuſchicken. Die Betradhtung der hier einfchlägigen 
Inftitutionen Englands würde zwar mande Belehrung und Anregung bieten; 
allein wir halten es nicht für thunlich, dieſelben ifolirt von den übrigen Berfaf- 
fungs- und Berwaltungszuftänden Englands ben Lefern volltommen Har zu machen; 
wir müffen daher in dieſer Beriehung auf die Literatur über englifches Staats» 
recht vermweifen. 9) 


zu 9) Vergl. insbeſondere R. Gneiſt, das beutize englifche Verfaſſungs- und Verwalkungs⸗ 
recht Th. 1. ©. 611 ff., und Th. 11,, dann Bd. IV. des Staatsw. 6. 437 ff. 
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Frankreich ift befanntlih feit der Revolution in Departements getheilt. 
Un der Spige eines jeden derſelben fteht ein Präfelt, der zunächſt als das Organ 
der Regierung im Departement erfcheint. Ihm fteht ein Generalrath (conseil 
general) und ein Präfelturrath (conseil de prefeeture) zur Seite; die Mitglieder 
des erfteren werben gewählt, die bes legteren vom Staatsoberhaupte ernannt. 
Diefer tft berufen, den Präfeften in feiner Eigenſchaft als Regierungsbeamter zu 
anterftügen und mit ihm zufammenzumirken; jener dagegen foll eine gewiſſe Ber- 
tretung der Departements-Angehörigen barftellen und daher die Schritte des Prä- 
feften kontroliven und ihn über die Bedürfniffe des Departements aufflären. 

Der Generalrath befteht aus fo vielen Mitgliedern, als das Departe⸗ 
ment Kantone zählt. Wähler find alle Franzofen von 21 Jahren, welche feit 6 
Monaten in der betreffenden Gemeinde wohnen, in die Wahllifte eingefchrieben find 
und fih im Genuſſe der bürgerlichen und politifhen Rechte befinden. Zur Wähl- 
barkeit wird weiter das vollendete 25. Lebensjahr, Wohnfig im dem betreffenden 
Departement, oder Zahlung einer bireften Steuer in bemfelben erfordert. Außer- 
dem find gewiſſe Kategorien von Beamten theild unbedingt, theils in Bezug auf 
gewiffe Departements für unfähig erflärt, Mitglieder zu fein. Zu dem erfteren 
gehören 3. B. die Präfeften und Unterpräfelten, vie Öeneralfelretäre, dann die 
Mitglieder des Präfelturraths; zu den letzteren die Straßen- und Brüden- 
Ingenieure, die Bau- und Forfibeanten in dem Departement, wo fie ald Beamte 
fungiren. Die Form der Wahlen ift die gleiche, wie bei ven Wahlen zum gefeg- 
gebenven Körper. Ueber Wahlanfechtungen entfcheidet, falls eine Unregelmäßigfeit 
den Grund der Anfechtung bildet, der Präfekturrath; wird die perfönliche Fähig · 
keit des Gewählten beftritten, fo find zur Entfheidung vie Gerichte zuftänbig. — 
Wahlen finden alle drei Jahre ftatt, wobei jedoch immer nur ein Drittheil aus- 
fheidet und durch die neuen Wahlen wieber beſetzt wird. Die einzelnen Mitglieder 
fungiren demzufolge abgefehen von ven erften derartigen Wahlen 9 Jahre lang. 

Die Gegenftände, über welche der Oeneralrath berathen und befchließen kann, 
find theils foldhe, welche ihm bereits durch das Geſetz zugewiefen find, theils 
ſolche, die bei beftimmten Verfammlungen an ihn von der Regierung oder von 
feinen Mitgliedern gebracht werben können. Zu den Gegenftänden ber erfteren 
Art gehört die Wahrung und Vertretung der Rechte und Interefien des Departe- 
ments im Ganzen in feiner Eigenfhaft als moralifhe Berfon — alfo 3. B. bei 
Berträgen des Departements über fein Eigentum, dann die Bertheilung der 
direften Steuern auf die einzelnen Bezirke (arrondissements 19), Die Beſchlüſſe 
der letteren Art find fofort vollziehbar, während in allen fonftigen Fällen die 
Genehmigung entwerer des Präfelten oder des Staatsoberhaupts nöthig if, wenn 
die Befchlüfje des Generalrathes eine Wirkung haben follen. In der Regel genügt 
feit tem Gefege vom 25. März 1852 die Genehmigung des Präfelten; nur wo 
eine ausdrückliche gefegliche Beftimmung dies forbert, ift die des Kaiſers ein- 
zuholen. — Außerdem kann die Regierung über folhe Mafregeln, welde für 
das Departement von irgend welcher Wichtigkeit find, das Gutachten des General« 
rathes einholen, und biefer ift befugt, der Regierung im Namen des Departements 
auf Antrag eines Mitgliedes Wünſche und Bitten vorzutragen. Dagegen ift ihm 
die Berechtigung, gegen die Staatsbehörben förmliche Beſchwerde zu führen, nicht 
zugeftanben. 


20) Um nicht ſchon PVorgetragened zu wiederholen, verweilen wir wegen der einzelnen Attri⸗ 
butionen auf den Artikel „Frankreich“, oben Bd. 111. S. 679, 
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Die Generalräthe verfammeln fih nur, wenn fie von ber Regierung ein- 
berufen werben. Im Galle fie ihre Kompetenz überſchreiten, bat ver Präfelt vie 
Befugniß, ihre Sigungen zu ſuſpendiren; das Recht fie aufzulöfen, fommt nur 
dem Kaifer zu. Die Verhandlungen finden bei gefhlofjenen Thüren ftatt. 

Die Departements zerfallen in Bezirfe (arrondissements), an beren 
Spige der Unterpräfelt fteht. Obwohl ihnen die franzöſiſche Geſetzgebung keine 
juriſtiſche Perſönlichkeit beilegt, fo hat doch jeder Bezirk feine eigene Vertretung 
in dem Bezirksrathe (conseil d’arrondissement), der aus fo viel Mit- 
gliedern befteht, als der Bezirk Kantone zählt. 11) Die Beringungen bes Wahl- 
ftimmrechts und der Wählbarfeit find die nämlichen, wie beim ©eneralrathe; bie 
Wahlen geſchehen hier auf 6 Jahre, fo daß alle drei Jahre die Hälfte ausſcheidet. 
— Der Bezirksrath hat im Allgemeinen nur eine berathende Stimme; nur bie 
Vertheilung ver den Bezirk treffenden direkten Steuern auf die einzelnen Gemeinden 
bat bindende Wirkung. In der Hauptſache erfcheint demnach der Bezirksrath nur 
als eine Einrichtung im Interejje der Staatsverwaltung, um diefe mit feinem 
Rath und feinen Kenntnifjen zu erleichtern und zu fördern; dazu fommt nod vie 
Vefugniß, die Gegenftände, welche zum. Wirkungstreife des Generalratho gehören, 
für deſſen Berathungen vorzubereiten. 12) 

Ganz verjhieden davon find bie Berhältniffe des Kaiſerthums Defterreid. 
Dasjelbe hat feit dem Jahre 1861 eine andere Bahn zur Realifirung der Einheit 
des Reichs betreten, als es in bem unmittelbar vorhergehenden Jahrzehent gegangen 
war. Während man feit 1850 das Reich mittelft einer unbefchränkten Central 
gewalt reftanriren nnd befeftigen zu künmen glaubte, neben der man in einzelnen 
Kronländern der Form nad vie älteren ftändifchen Berfafjungen fortbeflehen ließ, 
bat die Regierung mit dem Patente vom 26. Yebruar 1861 eine Repräfentation 
des Reichs — den Reichsrath — in’s Leben gerufen, und das Berhältniß der 
nun beſchränkten monarchiſchen Gewalt zu ben Provinzen und den reformirten 
Landtagen derſelben in der Art feftgefegt, daß fie nur in den befonderen An- 
gelegenheiten ihrer Provinz ein entſcheidendes Botum haben. Zum Wirkungstreife 
ver Gentralregierung und beziehungsweije des Reichsrathes gehören hiernach alle 
Öegenftände der Gejepgebung, welde fih auf Rechte, Pflihten und Interefien 
beziehen, die allen Königreihen und Ländern gemeinſchaftlich find. Als folde 
werben namentlich bezeichnet : 

a) alle Angelegenheiten, welde fi auf die Art und Weife, fowie auf die 
Ordnung der Militärpflicht beziehen; 

b) alle Angelegenheiten, welche vie Regelung des Geld⸗, Krebit-, Münz- u. 
Zettelbankweſens, die Zölle und Handelsſachen, vie Grundfäge des Poft-, Eifen- 
bahn= und Telegraphenweſens betreffen; 

ec) alle Angelegenheiten der Reichsfinanzen überhaupt, insbejondere die Vor— 
anfchläge des Staatshaushaltes, die Prüfung der Staatsrechnungsabſchlüſſe und 
der Refultate der Finanzgebarung, die Aufnahme neuer Anlehen, die Konvertirung 
bejtehender Staatsjhulven, die Veräußerung, Umwandlung, Belaftung des unbe- 
weglihen Staatsvermögens, die Erhöhung beftehender und die Einführung neuer 
Steuern, Abgaben und Gefälle. 


11) Die Zahl der Mitglieder foll nicht unter 9 fein. Iſt die Zahl der Kantone eined Bezirks 
—2 fo hat der Präreft die relativ bevöllertſten Kantone zu ibeilen, bis dad Minimum ers 
reicht i 

13) Dergl. über diefe Einrichtungen — Balbie, traité théorique et pralique 
de droit public et administratif tom, I, p. 112. ss, 
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Für die einzelnen Länder, aus welchen Oeſterreich fih im Laufe der Ge- 
ſchichte gebilvet hat, beftehen auf Grund des erwähnten Patents vom 26. Febr. 
1861 befondere Tandtage, deren Zufammenfegung und Wirkungskreis durch bie 
für jedes derſelben erlafjene Landes -Ordnung und Landtags-Wahl-Orbnung näher 
beftimmt umd geregelt ift. Die Elemente, aus welden ſich die Landtage bilden, 
find im Wefentlihen in allen Kronländern biefeiben; überall werden nämlich Ab- 
georbnete des großen Grundbeſitzes, dann Abgeordnete der bedeutenderen Städte 
und Märkte und der Handels- und Gewerbekammern, und endlich Abgeorbnete 
ver. Landgemeinden für ven Landtag gewählt, zu welden je nach der Verfchieden« 
heit der Provinzen nod ein Vertreter won lirchlichen oder wifjenfchaftlichen Korpo- 
rationen hinzukommt. So hat z. B. in dem Landtag für das Erzherzogthum 
Defterreich unter der Ems der Rektor der Univerfität Wien, in dem für Defterreich 
ob der Enns der Biſchof von Linz, in jenem für das Herzogthum Salzburg der 
Sürfterzbifhof von Salzburg Sig und Stimme. Das Zahlenverhältnig, in weichem 
die verſchiedenen Interefjen im Landtage vertreten find, ift zwar nicht für alle 
Länder völlig gleih, und nirgends principiell feftgeftellt. Allein in allen ung be- 
kannten Landesordnungen ift die Zahl der Vertreter des großen Grundbeſitzes 
die relativ geringfte; die meiften Abgeorbneten treffen auf die Klaſſe ver Städte 
und der Induftrialorte und Korporationen; zwiſchen beiden fteht die Zahl ver 
Bertreter der Landgemeinden: fie haben weniger Vertreter als die zweite, jedoch 
mehr als die erfte Klaſſe, bilden jedoch mit viefer zufammen die Mehrheit ver 
Mitglieder des Landtags, jo daß bie — des Grundbeſitzes doch im Ganzen 
überwiegt. So beſteht z. B. der Landtag für Oeſterreich unter der Enns aus 15 
Abgeorbneten des großen Orundbefiges, dann aus 18 Abgeorbneten der Städte 
und Märkte und der Hanbeld- und Gewerbefammer, und aus 20 Abgeordneten 
ver Landgemeinden (vd. i. aus 35 Vertretern des Grundbeſitzes), ver von Defter- 
reih ob der Enns aus 10, 20 und 19, ver von Salzburg aus 5, 12 und 8 
Abgeortneten. * Die Leitung der Landtage fteht einem vom Kaifer aus der Mitte 
der Abgeorbneten ernannten Landmarſchall oder Landeshauptmann zu. — Die 
Wahlen gejchehen jedesmal auf 6 Jahre; nah Ablauf dieſer Frift erlifcht das 
Mandat fowohl ver Abgeortneten als des Vorſitzenden; fie können jedoch wieter 
gewählt refp. ernannt werben. I 

Neben ven Landtagen wird für jede Provinz ein eigener „Landes-Au&- 
ſchuß“ beftelt, ver einerfeit3 felbftändige Bewaltungsbefugniffe an Stelle ver 
Landes-Bertretung ausübt, anderſeits dieſer als Drgan zur Vorbereitung und 
zur Ausführung ihrer Beſchlüſſe dient. Derjelbe beftebt unter der Leitung des Vor- 
figenven des Landtags aus 6 Mitgliedern, die durch abfolute Stimmen- Mehrheit 
aus der Mitte der Abgeorbneten in ver Art gewählt werben, daß das Plenum 3 Mit- 
glieder und jeve der brei Hauptgruppen von Abgeorbneten je ein Mitglied bezeichnet. 

Zum Wirkungstreife der Provinzial-Tandtage gehören alle jene Ange 
legenheiten, welche fih auf die befonvderen Berhältnifje ver einzelnen Länder be- 
ziehen. Als folhe Landes-Angelegenheiten find aber erklärt: 

1) Alle Anordnungen in Betreff der Landeskultur, dann der öffentlichen 
Bauten, weldye aus Landesmitteln beftritten werben, ferner der aus Landesmitteln 
dotirten Wohlthätigkeitsanftalten, und endlich im Betreff bes Voranſchlags und 
der Rechnungslegung des Landes jowohl a) hinſichtlich der Landeseinnahmen aus 
der Berwaltung des dem Lande gehörigen Vermögens, der Beftenerung für 
Landeszwede und der Benügung des Landeskredito, als b) rücſichtlich der 
orbentlichen und außerordentlichen Landesausgaben. 
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2) Die näheren Anorbnungen innerhalb der Grenzen ver allgemeinen, für's 
ganze Reich erlaſſenen Gefege in Betreff der Gemeinde, dann der Kircdhen- und 
Schul⸗ Angelegenheiten, jowie der Borfpannleiftungen, ver Berpflegung und Ein- 
quartirung des Heeres, 

3) Die Anorbnungen über fonftige, die Wohlfahrt oder die Bebürfniffe des 
Landes betreffenden Gegenſtände, welde dur befondere Berfügungen ver Landes- 
vertretung zugewiejen werden. 

Zu jedem Lanvdesgefege ift die Zuftimmung bes einfchlägigen Land» 
tags erforderlich, tem auch das Recht zukommt, in Landes: Angelegenheiten 
Geſetzes-Vorſchläge zu maden. In Bezug auf die Reichsgeſetzgebung fteht ven 
Lanttagen die Befugniß zu a) zu berathen und Anträge zu ftellen über fund» 
gemachte allgemeine Gefege und Einrichtungen bezüglih ihrer befonveren Rüd- 
wirfung auf das Wohl des Landes, b) auf Erlaſſung allgemeiner Geſetze 
und Einrichtungen, welche tuch die Bedürfniſſe und die Wohlfahrt des Landes 
als nothwendig erfcheinen, Antrag zu ftellen. 

Das tem einzelnen Lande gehörige (jog. landftändifche) Vermögen wird vom 
Landtage verwaltet und für die Yandeszwede verwendet. In fo weit die Einkünfte 
aus dem eigenen Dermögen des Lantes zur Befrietigung der Landesberürfnifie 
nicht ausreichen, tarf der Landtag Zufhläge tem direkten lantesfürftlihen Steuern 
bis zu 10 Proc. derfelben umlegen und erheben, höhere Zufchläge zu einer 
direften Steuer oder jonftige Landesumlagen bebürfen der kaiſerlichen Genehmigung. 
Der ſtändiſche Lantes-Ausihuß beforgt die gewöhnlihen Berwaltungsgefchäfte des 
Landesvermögens, der Landesfonds und Anftalten und überwacht die Dienftleiftung 
der dafür beftellten, ihm untergebenen Beamten und Diener. Er hat hierüber, 
fo wie über die Ausführung ver vollziehenden Landtagébeſchlüſſe dem Landtage 
Rechenſchaft zu geben und Anträge in Landes» Angelegenheiten für den Landtag 
aus Auftrag vesfelben ‚oder aus eigenem Antriebe vorzuberathen. Der Landes» 
Ausihuß ift ferner das Organ zur Ausübung ver dem Lande als ſolchem ober 
den ehemaligen Ständen zuftehenden Patronats- oder Präfentationsrehte, fo wie 
des Borjhlags- oder Ernennungsrechtes für Stiftspläge oder Stipendien, und zur 
Aufnahme in ſtändiſche oder Landes-Anftalten und Stiftungen, In allen ftreitigen 
und nicht ftreitigen Rechts» Angelegenheiten repräfentirt der Landes-Ausfhuß bie 
Lundes-Bertretung. Daher werben im Namen ver legteren auszuftellende Urkunden 
von dem BVorftande des Landtags, reſp. Ausſchuſſes und 2 Mitzlievern des Landes- 
Ausſchuſſes gefertigt. — Der Yandes-Ausihuß hat die nöthigen Vorbereitungen 
für die Abhaltung der Yandtags-Sigungen und die Ausmittlung, Inftanphaltung 
und Einrichtung der für vie Landesvertretung und die ihr unmittelbar unter 
georbneten Aemter und Organe beftimmmten Räumlicpkeiten zu beforgen. Er prüft 
die Wahl: Ausweife der neu eintretenden Landtags» Übgeorpneten und berichtet 
darüber an den Landtag, dem die Entſcheidung über die Zulaffung ber Ger 
wählten zufteht. 

Die Landtage können fi nur verfammeln, wenn fie vom Kaifer einberufen 
find, was in der Regel jährlich ein Mal zu gefhehen hat. Die Dauer der Ber- 
fammlung hängt von dem Umfange der Gejhäfte ab; fie ift nicht im Voraus 
geſetzlich beftimmt. Die Sigungen der Landtage, in welden bie Landes-Angelegen- 
heiten berathen und buch Beſchlußfaſſung erledigt werben, find im ber Regel 
öffentlich. 

4 * Königreich Preußen, aus einer Reihe vordem ſelbſtändiger - Lander 
= entftanden, theilt fi in at Provinzen — Preußen, Brandenburg, 
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Pommern, Schlefien, Pofen, Sachſen, Weftphalen und die Rheinprovinz —, bei. 
deren Bildung das geſchichtliche Moment weſentlich mit beftimmend gemwefen ift 
Sie find aud dem entſprechend nicht bloße Berwaltungsbezirke, fondern als 
juriſtiſche Perfonen anertannt, jede mit einem beſonderen Regierungs-Organ, von 
dem fie vertreten wird — dem Oberpräfitenten — und mit befonderen Provinztal- 
ftänden, denen erſt in ver neueften Zeit — 1847 und 1848 — aud Reiche» 
fände zur Repräfentation des gefammten preußifchen Bolfes übergeordnet worden 
find. Jede Provinz zerfällt dann in mehrere NRegierungsbezirte (im Ganzen giebt 
es deren 25, die beiden Hohenzollern nicht eingerechnet), und tiefe theilen ſich 
weiter in Kreife ab, für welche feit der Anorbnung der Provinzialftände (1823). 
eigene Kreisftände organifirt find. Die Berfafjungsurtunde von 1850 hatte im Art, 
105 die Verfügung enthalten: „Die Vertretung und Berwaltung der Gemeinden 
Kreife, Bezirke und Provinzen des preußiihen Staats wird durch befonvere Ger 
fege unter Beibehaltung folgender Grundſätze näher beftimmt : 

1) über die innern und befondern Angelegenheiten ver Provinzen, Bezirke, 
Kreife und Gemeinden beſchließen aus gewählten Vertreter beftehenve Berfammlungen, 
deren Beſchlüſſe durch die VBorfteher der Provinzen, Bezirke, Kreife und Gemeinden 
ausgeführt werden. Das Geſetz wird die Fälle beftimmen, in welden die Beſchlüſſe 
diefer Vertretung der Genehmigung einer höheren Vertretung oder der Stants- 
regierung unterworfen find. 

2) Die Borfteher ver Provinzen, Bezirke und Kreife werden von dem Könige 
ernannt. Ueber die Betheiligung des Staates bei der Anftellung der Gemeinde 
vorfteher und über die Ausübung des den Gemeinden zuftehenven Wahlrechts wird 
die Gemeinde-Drbnung das Nähere beftimmen. 

3) Den Gemeinden insbefondere fteht die felbftändige Verwaltung ihrer Ge- 
meinde-Angelegenheiten unter geſetzlich geordneter Dberauffiht des Staates zu. 
Ueber vie Betheiligung der Gemeinden bei Verwaltung ver Ortspolizei beftimmt 
das Gefet. Zur Aufrehthaltung der Orbnung kann nah näherer Beftimmung 
des Geſetzes durch Gemeinvebefhluß eine Gemeinde, Schutz⸗ oder Bürgerwehr 
errichtet werben. | 

4) Die Berathungen der Provinzial-, Kreis- und Gemeinde-Bertretungen 
find öffentlih. Die Ausnahmen beftimmt das Geſetz. Ueber vie Einnahmen und 
Ausgaben muß wenigftens jährlich ein Bericht veröffentlicht werten.“ 

Die Berfaffung hatte ſonach aud für die Regierungsbezirte eine Vertretung 
verordnet, während fie ven Provinzial- und Kreisvertretungen eine andere Geftalt 
und Stellung gegeben wiffen wollte. Allein es ift weder jene neue Einrichtung, 
noch dieſe Veränderung der ſchon beftehenden Inftitute zur Ausführung gefommen ; 
ein Gefeg vom 24. Mai 1853 hob ven Artikel 105 ver Berfafjungsurfunde auf 
und erſetzte ihn durch folgende Beftimmung: „Die Vertretung und Verwaltung ber 
Gemeinden, Kreife und Provinzen des preußtfhen Staates wird durch befondere 
Geſetze näher beftimmt." Man ließ alfo den Orundfag ber Vertretung ter Be- 
zirle wieder fallen, und verwies einfah auf bie befonderen Gefege, ohne über 
deren Inhalt und Ziel Näheres vorher zu beftimmen. Ginftweilen wurben bie 
vor der Berfaffungs-Urkunde bereits in Geltung geweſenen pofitiven Beftimmungen 
über die Provinzial- und Kreis-Stände wieder in Wirkfamfeit gefett, wobei jelbit- 
verftänblic alles das außer Anwendung zu bleiben hat, was mit ver Verfaflungs- 
Urkunde oder mit fonftigen neueren Gefegen in Widerſpruch fteht; im Ganzen 
befteht aber viefe ältere Gefetgebung bis zur Stunde noch fort. 

Beide Organe, fowohl die Provinzial als die Kreis⸗Stände find 

Bluntfli un Brater, Deutſches Staaté-Wörterbuch. VIII. 27 
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einerfeits bie politifchen Repräfentanten ber betreffenden Provinz, refp. des Kreifes, 
und in diefer Eigenfhaft kommt ihnen gegenüber ver Regierung und ihren Orga- 
nen nur beratbende Stimme zu, anberfeits find fie die gefegmäßigen Organe 
der Provinzen und Kreife als juriftifcher Perfonen, und in dieſer Eigenfhaft haben 
fie die Angelegenheiten ihrer Korporation zu verwalten und felbftändige Beſchlüſſe 
zu faſſen, die in gewiſſen Fällen ber kontrolirenden Beftätigung der Regierung 
bebürfen. Während in Fällen ber erften Art die Aftion von der Regierung aus- 
geht, und die Stände nur mit ihrem Rathe gehört werben, ift diefelbe in Fällen 
der zweiten Art Sade der Stände, bie dabei unter der Oberauffiht der Regie- 
rung handeln. — Bei der Bildung fowohl der Provinzial- als der Kreisftände 
bat man den fog. geihichtlihen Standpunkt eingenommen, indem man den Beſitz 
von Grundeigenthum zur unerläßlihen Bedingung der Standſchaft gemacht 
bat. Die Anwendung biefes allgemeinen Erforberniffes geftaltet fih dann in ben 
einzelnen Provinzen verſchieden. Während die Landtage der Provinzen Preußen, 
Brandenburg, Pofen und Pommern fi) aus den Vertretern von drei Ständen 
bilden, erfheinen in ven Landtagen von Sclefien, Sachſen, Weftphalen und ver 
Rheinprovinz Abgeorpnete von vier Ständen. In erfteren Provinzen ift nämlich 
die Ritterfchaft, dann der Stand ver Stäbte und an britter Stelle der Stand der 
länblihen Grundbeſitzer, die nicht zur Ritterfchaft zählen, im Landtage durch be 
fondere Abgeordnete vertreten, wozu in ben übrigen Provinzen noch Vertreter des 
Herrenftandes fommen. Darunter find vorzugsweife die ehedem reihsftändifchen 
Vürften, Grafen und Herren begriffen, wozu indeffen aud hervorragende land- 
ſäſſige Geſchlechter, dann wichtige Korporationen, wie 3. B. die Domkapitel, ge 
zählt werben. Soweit diefe Elemente des Herrenftandes auch in ven vier zuerft 
genannten Provinzen fi finden, werben fie als Beftanptheile des Ritterſtandes 
genonmen und gelangen bier zur Vertretung. 

Die genaueren Beftimmungen über die Wählbarkeit und das Wahlrecht, bie 
nit blos in Bezug auf jeven der drei, reſp. vier Stände, fondern auch in ben 
verjchiedenen Provinzen verſchieden find, künnen wir hier nidyt mittheilen, ſondern 
nur auf Rönne, Staatöreht der preußifhen Monardie Br. I. ©. 556 fi. 
verweifen. Wir befhränfen uns bier auf einige Beifpiele, die dazu dienen follen, 
bie Art der Ausführung des angenommenen allgemeinen Princips über die Stanb- 
Ihaft zu erläutern. Im Namen der Stätte wird zur Wählbarkeit neben der all- 
gemeinen Bebingung des Oruntbefiges nod erfordert, daß die betreffenden Per- 
fonen entweder zur Zeit Magiftratsperfonen in ver einſchlägigen Stadt feien ober 
dafelbft ein bürgerliches Gewerbe betreiben, das entweber für ſich oder in Ber- 
bindung mit dem Orundbefige einen gewifjen, durch das Geſetz beftimmten Werth 
repräfentirt. Zum Abgeordneten des Standes der Landgemeinden kann nur der 
jenige gewählt werben, ber ein Landgut von beftimmiter Größe, die entweder nad) 
dem Flächen-Inhalte oder nad dem Steuerwerthe fid richtet, als Hauptgemwerbe 
felbft bewirthſchaftet. — Die Mitglieder ter Provinziallandtage werben in ber 
Regel durch Wahl beftellt, vie theils bireft (mie im Stande ver Ritterfchaft und 
ter größeren Städte), theild indireft (wie in ben kleineren Städten und Land» 
gemeinben) erfolgt; die Gewählten bedürfen übrigens der Beftätigung ver Regierung. *) 


,.* Anm. d. Red. Es leuchtet ein, daß diefe ganze Einrichtung der Provinzial: und Kreie⸗ 
flände, welche mit der Bildung des allgemeinen Landtags in fhroffem Widerſpruch ſteht und 
dem Grundadel ein unnatürliches Uebergewicht verfchafft, nicht mehr zeitgemäß ift, und es iſt 
anerkannt, daß diefelbe einer gründlichen Reform bedarf. 





— 


Provinzial-Regierung Provinzial-Stände. 419 


Zum Wirkungsfreife der Provinzialftände gehört die Berathung folder 
Geſetzentwürfe, welche fih allein auf die betreffende Provinz beziehen, und bie 
Abgabe von Gutachten in allen Fällen, wo vie Staatsregierung ein foldes be» 
gehrt, dann die Annahme und Prüfung von Bitten und Beſchwerden, welche auf 
das fpecielle Wohl und Intereffe ver ganzen Provinz oder eines Theiles derjelben 
Beziehung haben. — Mit dem Rechte einer berathenden Stimme bei der Provin- 
jialgefeßgebung Tonkurrirt der Natur der Sache nah das Recht der Kammern, 
bei jevem neuen ©efege, fo wie bei jeder Abänderung eines beftehenden mit ihrer 
Zuftimmung gehört zu werben, und es verfteht fih von felbft, daß dieſe Zuftim- 
mung aud dann ertheilt werben fann, wenn die Provinzialftände von der Erlaf- 
fung des Gefeges abgerathen haben. Außerdem gebührt ven Provinzialftänden 
als den Repräfentanten der Provinz in privatrechtliher Beziehung die Bewah« 
rung des Provinzialvermögens und der Provinzial:-Anftalten, infoweit dafür nicht 
befondere Kommunalftände beftehen, und die Mitwirkung und Kontrole in den 
Rentenbank-Angelegenheiten der einfhlägigen Provinz. 

Die Provinzialsfandtage follen in der Regel alle 2 Jahre ein Mal zufam- 
menberufen werben; den Borfig führt der aus den Abgeorbneten bes erften Stan- 
des vom Könige ernannte Landtags-Marſchall. Zu einem gültigen Befchluffe ift bei 
folhen Gegenftänden, melde von dem Könige zur Berathung an ſie gewiefen 
find, oder ihrem Beſchluſſe mit Borbehalt der königlichen Santtion überlafjen oder 
fonft zur Kenntniß des Königs zu bringen find, eine Stimmenmehrheit von 2 
Drittheilen erforderlih. Bei anderen Gegenftänden genügt die einfahe Stimmen- 
mehrheit, wenn e8 fi nicht um einen ſolchen Gegenftand handelt, bei welchem 
das Interefje der Stänte gegen einander zeſchieden ift; denn dann findet eine 
„Sonderung in Theile” ftatt, d. h. jeder Stand faßt für fih Beſchluß, ſobald 
2 Drittheile der Stimmen eined Standes, welder fih durch den Beſchluß ver 
Mehrheit des Landtags verlegt glaubt, auf die Sonderung dringen. — Die Ber- 
bandlungen ver Landtage, deren Dauer in jedem einzelnen Falle vom Könige feft- 
gefegt wird, finden bei gejchloffenen Thüren ftatt; es wird jedoch eine geſchichtliche 
Darftellung derſelben und ihr Ergebnig nad vem Schluſſe der Sigungen durch 
den Drud befannt gemacht. 

Im inneren Zufanmenhange mit dem Inftitut der Provinzialftände fteht in 
Preußen das der „Kreis⸗Stände“. Für jeden landräthlihen Kreis befteht 
nämlich eine befondere Kreisvertretung, der Kreistag 13), ber aus venfelben Ele 
menten zufammengefegt ift, aus melden fid der Landtag bildete. Die im Kreife 
anfäffigen Glieder des erften Standes — wozu bier der Herren- ſowohl ald der 
Ritterftand zählen — haben auf dem Kreistage Birilftimmen, welche im Falle ver 
Berbinderung des Berechtigten auch durch Bevollmächtigte geführt werden können. 
Die Städte und Landgemeinden werden durch gewählte Abgeorbnete vertreten, 
über deren Zahl und Qualifikation die Keisorbnungen der verſchiedenen Provinzen 
die genaueften Beftimmungen enthalten, 14) — Die Kreisftänte find die Bertreter 
bes Kreifes in allen den ganzen Kreis betreffenden Kommunal-Angelegenheiten. 
Sie find daher das Organ, durch welches der Kreis verbindende Erklärungen ab⸗ 
gibt, Rechte erwirbt und Pflichten übernimmt. Staatspräftationen (Steuern), welde 
kreisweife aufzubringen find, und deren Aufbringung nicht ſchon durch das Geſetz 


— 





13) Für die zwiſchen dem Kreije und ter Provinz in Mitte liegenden Abtheilungen des 
Staats zebieies — die Regierungobezitke — gibt «9 zur Zeit keine Vertretung. 
16, Bergl. darüber Könne a. a. DO. Bo. I. ©, 600 ff. 
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beſtimmt vorgefhrieben ift, werten durch fie auf die Kreisangehörigen repartirt. 
Bei allen Abgaben, Leiftungen und Naturalvienften zur Befriedigung ber Kreis- 
bedürfniffe find diefelben zuvor mit ihrem Outadten zu hören; auch find ihnen 
über alle für die Zwecke des Kreifes verwendeten Gelder die Rechnungen jährlid zur 
Abnahme vorzulegen, und wo eine ftändifche Verwaltung der Kreisgemeinte 
Angelegenheiten ftattfindet, ober künftig ftattfinden wird, fteht ben Ständen bie 
Wahl der Beamten zu. — Zur Berwirflibung gemeinnügiger Einrichtungen und 
Anlagen, welche im Imterefie des ganzen Kreifes liegen, dann zur Befeitigung 
eines etwaigen Nothſtandes können die Kreisftände felbftändig Ausgaben beſchließen 
und durch ihre Beſchlüſſe, wenn biefelben in gehöriger Form zu Stande gefommen 
find und vie Beftätigung der Regierung erhalten haben, die Kreisangehörigen zur 
Leiftung von Dienften, Abgaben u. f. w. verpflihten. Außerdem kommt den Kreis 
ftänden das Recht zu, ſich mit Bitten und Anträgen an die Behörben ober an 
den Souverän felbft zu wenden. — Indem fie bei ver Wahl ver Landrathsamts- 
Kandidaten mitwirken und die beiden Areis-Deputirten, welche Gehülfen des Land- 
raths, in gewiſſen Fällen Stellvertreter desfelben find, zu wählen befugt find, 
haben fie auch wefentlihen Einfluß auf die Kreisverwaltung. — Die Kreisftände 
find alljährlih ein Mal zu verfammeln; fie können jedoch je nad dem Ermeſſen 
de3 Landraths öfter einberufen werben. 

Bayern hat im Jahr 1816 feinen am linfen Rheinufer gelegenen Gebiets- 
theilen diejenigen Einrichtungen, welche unter ver franzöftfchen Herrſchaft dort ind 
Leben gerufen worden waren, gelaffen. Dazu gehört insbeſondere auch bie bes 
General-Raths, den man unter der Benennung „Landrath“ beibehielt. Durd 
Geſetz vom 15. Nov. 1828 wurde biefes Inftitut in etwas veränderter Geftalt 
auch auf die diesrheinifchen ſieben Kreife ausgedehnt, in welde das Land zum 
Zwede der Verwaltung eingetheilt wurde. Die Elemente, aus welder ber Land— 
rath der verſchiedenen Provinzen gebildet wurde, waren viefelben, mie bie ber 
Kammer der Abgeorbneten: zu je einem Achtel aus den Vertretern der Outsherren 
mit Gerichtsbarkeit und der Pfarrer, dann zu einem Biertheil aus Vertretern ber 
Städte und zur Hälfte aus Vertretern der Landeigenthümer ohne Gerichtsbarkeit. 
Dei Beitellung der Abgeordneten diefer verfhiedenen Klaffen kam ben Gtaats- 
bürgern blos die Wahl von Kandidaten zu; die Ernennung der Landrathemit- 
glieder aus der Zahl der Kandivaten, die das Doppelte der Mitgliederzahl betrug, 
ftand dem Könige zu. Die neuere Geſetzgebung über die Kreisvertretung beruht 
ſowohl binfihtlih der Zufammenfesung als des Wirkungskreifes der Kreisvertres 
tung auf andern Grundlagen; es ift nämlid dafür jest das Gefeg über tie Yand- 
räthe vom 28. Mai 1852 maßgebend, womit das Geſetz über die Diftriftsräthe 
vom gleihen Datum im Zufammenhange fteht. Durch diefe Gefege ift den Ber- 
waltungsbezirfen oder Diftriften, die den preußifhen „Kreifen” entjprehen, und 
den Kreijen, melde den „Regierungsbezirfen" Preußens analog find, die Korpo— 
rations-Eigenfhaft eingeräumt worden, und als Organe zur Bertretung ber Kor- 
poration find für die Diftriftsgemeinden die Diftriftsräthe, für pie Kreis: 
gemeinden die Landräthe ins Leben gerufen worben. Da bie leßtern auf 
der Grundlage der Diftriftögemeinden beruhen und ſich aus dieſen Bilven, fo muß 
zunächſt Einiges über die Organifation der Diftrifte gefagt werben, 

Die Diftriftsgemeinde bat zum Organ den Diftriftsrath und ben 
Diftrifts-Ausfhuß mit dem Diftrifts-Kaffier. Der erftere befteht aus den Bertre- 
tern der fämmtlihen zum Diftrifte gehörigen Ortsgemeinden, fo daß jede berfelben 
wenigftens Ein Diftriktsrathsmitglied ernennt; Drte, deren Cimohnerzahl 2000 
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überfteigt, wählen für je 2000 Seelen mehr einen weiteren Abgeorbneten. Zu 
dieſen Bertretern ber Ortsgemeinden fommen dann noch die Vertreter des großen 
und des größeren Grunbbefiges im Diftrifte. Bon den Grundbeſitzern, welde bie 
höchſte Grundſteuer im Diftrifte entrichten, tritt von Rechts wegen ein Achttheil 
ver Zahl der Ortsabgeorbneten in den Difiriftsrath ein, wozu die 50 nächſt be- 
fteuerten Grundbeſitzer noch ein BViertheil aus ihrer Mitte wählen. Wenn das 
Staatsärar ſteuerbare Befigungen im Diftrifte Hat, fo fann die Regierung einen 
Vertreter desfelben zur Berfammlung des betreffenden Diftriftsrathes aborb- 
nen. — Da fih der Diftriftsrath in der Regel jährlih nur ein Mal verfam- 
melt, die Diftriftsgemeinde aber aud außer diefer Zeit eines Organs bebarf, fo 
wählt der Diftriftsrath aus feiner Mitte einen Diftrifts-Ausfhuß, und baneben 
noch einen Diftrikts-Kaffter, der als Bedienfteter der Diftriftsgemeinde das Kaffa- 
und Rechnungsweſen zu beforgen bat. Die Beftimmung des Diſtrikts-Ausſchuſſes 
ift, theils die Beſchlüſſe des Diftriftsrathes vorzubereiten und die Ausführung” der 
gefaßten Beihlüffe zu überwahen, und tann bie laufenden und bringenden Ge- 
ihäfte Namens des Diſtriktsrathes zu beſorgen, theils aber auch felbftäntig und 
aus eigener Kompetenz im Namen der Diftriftägemeinde zu handeln, und zwar 
legteres in allen benjenigen Angelegenheiten, welche nicht auevrüdlih der Zuftän- 
digfeit des Diftriftsraths vorbehalten find. Diefem ift aber vorbehalten: 

a. Die Vertretung der Diftriftsgemeinde in ihren vermögensrechtlihen Ber- 
bäliniffen, infofern e8 fi um cine VBeränterung ber Subftanz biefes Vermögens, 
insbefondere um eine Veräußerung oder Belaftung desſelben hanbelt. 

b. Die Berathung und Beihlußfaffung über den jährlichen Voranſchlag der 
Diftrikts- Ausgaben. Wo diefe nicht als rechtlich nothwendig erſcheinen, ift bie 
Zuläffigkeit derfelben von der Zuftimmung des Diftriftsrathes abhängig. 

ce. Soweit tie Diftrikts-Ausgaben durch Umlagen der Diftritts-Eingefeflenen 
gebedt werben müfjen, fteht dem Diftriktsrathe das Willigungsredht zu. 

d. Die Prüfung und Unerfennung ver Diſtriktskaſſa-Rechnung ift ebenfalls 
Sache des Diftriftsrathes. 

Borfigender des jährlih wenigftens ein Mal einzuberufenden Diftriftsrathes 
ift der Vorftand des einfhlägigen Verwaltungsbezirtes. Die Verhandlungen des 
Diftriftsrathes follen in der Regel öffentlich fein. 

Der Repräfentant ver Kreisgemeinde ift ver Landrath mit dem Landraths 
Ausſchuſſe. Sowie die Wahlen der Diftriftsräthe von den Organen ber Orts- 
gemeinden — in Städten von den Mayiftraten und den emeindebevollmädhtig- 
ten — ausgehen, fo werben auch in analoger Weife bie Mitglieder des Landrathes 
vorberrfhend von den Repräfentanten ver zum Kreife gehörigen Diftriktsgemeinden, 
d. i. von ben Diftriftöräthen in ver Art gewählt, daß je zwei Diftriftsräthe 
je Ein Wahlfollegium bilden und Einen Abgeordneten zum Landrath fhiden. Zu 
denfelben kommen die Vertreter der größeren, fog. unmittelbaren Städte, d. i. ber- 
jenigen, welde feinem VBerwaltungsbezirfe einverleibt find, ſondern ihre eigene Ver- 
waltung dur ihre felbftgewählten Behörben üben, dann die Vertreter des großen 
Grundbeſitzes im Kreife (im Ganzen ein Biertheil der Abgeordneten der Diftrikts- 
gemeinden betragend) und die Vertreter der wirklich felbftändigen Pfarrer bes 
Kreifes. Befindet fi eine Univerfität im Kreife, fo hat auch fie einen Abgeorb- 
neten zum Landrathe zu entfenden das Recht. Die Befugniffe des Landrathes find 
im Wefentlihen viefelben, wie vie des Diftriktsrathes. Insbeſondere fommt aud) 
ihm neben ver Vertretung ber Kreisgemeinte in ihrer Eigenfhaft als Subjelt von 
Privatrehten die politifhe Vertretung der Kreisangehörigen und das Recht zu, bie 
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Berwirklihung gewiſſer gemeinfamer Zwede als Kreislaft zu übernehmen und bie 
dazu erforderlihen Gelpmittel, wenn fie aus dem eigenen Vermögen ber Kreis 
gemeinde nicht gefhörft werden können, burd die Bewilligung von Kreisumlagen 
zu befhaffen. Auch ihm find alljährlih die Rechnungen über die Erhebung und 
Berwendung ber bewilligten Umlagen, fowie über die Verwaltung befonverer Bonds 
und Anftalten des gefammten Regierungsbezirfes zur Einfiht und Prüfung vor- 
zulegen, und er ift befugt, wegen ber babei etwa wahrgenommenen Ortnungs- 
widrigteiten bei ben einſchlägigen Staatsminifterien Beſchwerde gegen jene Stellen 
zu führen, welche für vie Verwaltung und tie Einhaltung ver Etats verantwort- 
lich find. — Außerdem wirft ver Landrath mit bei ver Feftftellung ver Hauptlifte 
der Gejhwornen ſowohl für die gemöhnlihen Schwurgerichte, als für den Staats- 
gerichtshof, und er übt eine fortwährende Kontrole über die Verwaltung der allge» 
meinen Gebände-Berfiherungsanftalt. 

Die Landräthe werden jährlich ein Mal vom Könige einberufen. Die Dauer 
ihrer Sigungen ift durd das Geſetz auf 14 Tage beftimmt. — Jeder Landrath 
wählt fi felbft feinen BVorfigenden, fowie feinen Schriftführer, und beſchließt 
völlig felbftändig über feine innere Organifation. Die Verhandlungen finden in 
öffentlihen Sigungen ftatt. Befondere Kommiffäre wohnen ihnen bei, und ertheilen 
entweder and eigenem Antriebe oder auf Verlangen der Berfammlung bie etwa 
nöthigen Aufihläffe. — Für die Zeit, während welcher ver Landrath nicht ver⸗ 
fammelt ift, fungirt ein ven ihm aus feiner Mitte ernannter Ausfhuß, um in 
gewiffen dringenden Fällen ven Landrath zu vertreten. 15) 

In Hannover beftehen neben der allgemeinen Ständeverfammlung auch bie 
alten (fieben) Provinzial-Landſchaften nod fort. Das Landesverfaffungs- 
gefeg vom 6. Auguft 1840 beftimmt darüber in feinen 88. 80—81 was folgt: 

„Für die einzelnen Provinzen des Königreichs follen Provinzial-Landfhaften 
beftehen”, und es werden dann ſieben folder Landſchaften aufgezählt: „Inwieferne 
auch in andern Landestheilen Provinzial-Landſchaften eingerichtet oder felbe anteren 
Provinzial⸗Landſchaften angefchloffen werten follen, wird weiteren Verhandlungen 
der Regierung mit ten Betheiligten vorbehalten. Den Provinzial-Landfhaften ver- 
bleiben ihre Rechte, foweit ſolche nicht auf die allgemeine Ständeverfammlung über- 

egangen find. Insbefonvere haben fie das Recht der Zuftimmung zur Erlaffung, 

ieteraufhebung, Abänderung und authentifhen Grlänterung aller Provinzial 
gefege, durch melde die perfünliche Freiheit, das Privateigentbum oder fonftige 
wohlerworbene Rechte ver Unterthanen entzogen oder befchränft werden. Inzwiſchen 
tft die Zuftimmung der Provinzial-Lanpfhaften nicht erforderlich bei ſolchen Pro- 
vinzial-Berordnungen, welche allein die Ausführung und Handhabung beftehender 
Geſetze oder die Erlaffung vorübergehender gefegliber Verfügungen außerorbent- 
liher Natur bezweden, oder in Anorbnungen der Sicherheits · oder Wohlfahrts- 
polizei beflehen. Größere Rechte, wo fie beftehen, follen hierdurch eben fo wenig 
ausgefchloffen werben, ald das ratbfame Gutachten bei anderen Provinzialgefegen. 
Provinzielle Abgaben und Laften bevürfen der Bewilligung der Provinzialftände,“ 

Das Berfafjungsgefeg vom 5. Sept. 1848 fprad fi in feinem $.53 über 
die provinzialftändifhe Verfaſſung aus wie folgt: „Die Verhältniffe ver Provinzial 
Landfhaften, deren Zufammenfegung und Wirkungsfreis follen nad vorgängiger 








15) Dergl. dad Nähere in des Derfaffers Lehrbuch des bayeriſchen Verfaſſungérechtes 
3. Aufl. Münden 1860. S. 310 ff., und in Praters Kommentar zum Diftrifis» und Lands 
ratbögejeß in Dollmannd Geſetzg. des K. Bayern Th. II. Bd. 1. a 
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Berhandfung mit ven Provinzial-Landſchaften durch die allgemeine Geſetzgebung 
geregelt werben. Bis zu folder Regelung bleiben vie Provinzial-tantihaften in. 
ihrer gegenwärtigen Einrichtung beſtehen.“ Die Verhandlungen mit den Provinzial 
Landſchaften wurden gepflogen, ohne übrigens zu einer materiellen Vereinbarung 
zu führen, und die neue Regelung erfolgte durch das in volllommen verfaffungs- 
mäßiger Form erlaffene allgemeine Gefeg vom 1. Auguſt 1851. Die Nitterfchaften 
erhoben jedoch gegen die Ausführung dieſes Geſetzes Beſchwerde bei der Lanves- 
verfammlung. Es ift bier nicht am Orte, in die bießfallfigen Verhandlungen beim 
Bunde tiefer einzugehen; es genügt, wenn wir bemerken, daß die Bejhwerbeführer 
ihren Zwed erreihten : ein Minifter- und ein damit verbundener Syſtemwechſel 
brachte fie zum Ziele. Durd die k. Verordnung, betreffend bie Ausführung bes 
Bundesbefhluffes vom 12. April 1855, über die Befchwerden der Rand» und Ritter 
haften vom 16. Mai 1855 wurbe der angeführte $. 33 des Geſetzes vom 5. Sept. 
1848, fowie das Geſetz vom 1. Auguft 1851 für aufgehoben erflärt, und es wurbe 
fohin die provinzialftändifche Verfaſſung in der Geftalt des Berfaffungsgefeges von 
1840 wieber hergeftellt. 16) 

Im Königreibe Sahfen hat nur bie Oberlaufig ihre hergebrachte provin» 
zialftändifche Berfaffung bewahrt 17); für bie übrigen Theile des Landes gibt es 
feine berartige Einrichtung. 

Württemberg bat feine Provinzial» oder Kreisftände für die größeren 
Abtheilungen des Landes. Dagegen befteht daſelbſt eine aus der älteren Gefeichte 
Württembergs erhaltene Einrichtung repräfentativen Charakters für bie einzelnen 
Oberamtsbezirle. Das ganze Land ift nämlich zum Zwede ver Verwaltung in 
(vier) Kreife und dieſe find in Bezirksämter getheilt, an deren Spite ein Ober- 
amt fteht. Die Gemeinden eines jeden folhen Bezirks bilden eine Körperfchaft 
unter dem Namen „Amtstörperfhaft”, die Rechte erwerben und Berbind- 
lichkeiten übernehmen kann, Ihr Zwed ift zunähft, die dem Bezirke eigenthüms 
lihen Bebürfniffe und Zwecke durch vie Bezirkskräfte zu verwirklihen, dann ben 
einzelnen Gemeinden die Tragung gemwiffer fie unbillig beſchwerender Laften zu 
erleichtern, indem man fie von Bezirks wegen übernimmt, und endlich gewifje Ge— 
fhäfte im Interefje der Staatöverwaltung zu beforgen. — Die Organe, burd) 
welche die Amtskörperſchaft ihre Angelegenheiten verwaltet und ihre Rechte aus- 
übt, find die Amtöverfammlung und die Amtspflege. Die erftere befteht aus 20 
bis 30 Abgeortneten der verſchiedenen Gemeinden des Bezirkes, fo daß fi bie 
Zahl der Deputirten auf biefe je nad der, Größe der Beiträge vertheilt, melde 
die einzelne Gemeinde zur Beftreitung der gemeinfhaftlihen Ausgaben leiftet. 
Kleinere Gemeinden ſchicken einen gemeinfamen Abgeorbneten oder verftändigen fi 
über einen beftimmten Turnus, — Jede Amtsverfammlung hat ihren eigenen, von 
ihr gewählten und befolveten ftändigen Altuar. Als vorbereitende und in eiligen 
Fällen befchliegende Behörde ift ein Amtsverfammlungs-Ausihuß angeorbnet, der 
aus 3—5 Abgeorpneten der größeren Gemeinden des Amtsbezirkes befteht. — 
Die Kaffegeihäfte ver Körperſchaft, fowie die Rehnungsführung beforgt ber von 
ber Verfammlung gewählte Amtöpfleger. 13) — Die gemeinfamen Ausgaben bes 





— — 


16) Vergl. H. A. Zahariä, Sammlung der deutſchen Verfaſſungsgeſetze. Erſte Fortſetzung. 
Göttingen 1858. ©. 11 ff. 

17, ©. darüber die Vereinbarung dv. 17, Nov. 1834, die zu finden ift in: Die Verfaffung 
des deutſchen Staatenbundes, fortaei. v. Bülau, 111. Abth. ©. 44 ff. 

18) Wir brauchen faum darauf hinzuweiſen, daß dieſe Einrichtung der bayeriſchen Geſetzgebung 
über die Diftriftsräthe von 1852 in allen wefentlichen Punkten zum Vorbild und Muſter gedient habe. 
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ganzen Bezirkes — den Amtsſchaden — beftreitet die Körperfhaft, infoweit das 
eigene Vermögen dazu nicht ausreicht, durch die Umlegung auf die einzelnen Ge- 
meinden ded Bezirke, wofür im Allgemeinen biefelben Grundſätze gelten, welche 
der Staat bei ven orbentliden bireften Steuern befolgt. Die Steuer einbringer 
ter einzelnen Gemeinden liefern den auf fie treffenden Antheil des Amt sjchadens 
an den Amtspfleger ab. 19) 

Diefe Ueberficht über die Provinzial-Einribtungen von Frankreich und Deutſch- 
fand bietet ein reiches Material zu vergleihenden und zu kritifhen Erörterungen. 29) 
Franfreih mit feiner Tendenz nah mechaniſcher Gleihförmigkeit in allen öffent 
lichen Angelegenheiten, auch in denjenigen, welche ohne Beeinträchtigung der Volfs- 
und Staatseinheit recht wohl für provinzielle Berfciedenheit und Mannigfaltigleit 
Raum laffen, ift auch in Deutſchland mehr ald es noth thut, nachgeahmt worden. 
Es ift indefjen nicht zu verfennen, daß man bier im Ganzen richtigere Grunbfäge 
befolgt habe als dort. Man hat in Deutſchland nirgends fo vollftändig den Zu- 
fammenhang mit der früheren Geſchichte der Staatseinrihtungen zerrifien als in 
Franfreih, und die neuere Gefeßgebung der größeren deutſchen Staaten hat fich’s 
zur Aufgabe gemadht, ter Selbitbeftimmung der organifhen Beſtandtheile bes 
Staates mehr Raum zu laffen ald früher, und ihnen alles dasjenige zur felb- 
ftändigen Ordnung und Verwaltung anheim zu geben, was auf Eigenthämlich- 
feiten der Bevölkerung oder des Landes, oder ter gejhichtlihen Entwidlung beruht 
und daher am beften dur befondere Organe und Einrichtungen verforgt wird. 

Die Literatur über unfere Materie fällt mit der des Berwaltungswefens 
und der Bolitif zufammen ; monographifhe Arbeiten über diefelbe find nicht vor- 
handen, Wir befchränfen uns darauf, einige Werke anzuführen, die dem bier be- 
fprodenen Stoffe eine etwas größere Aufmerkfamfeit widmen; folde find: Reh⸗ 
berg, über vie Staatsverwaltung beutfher Staaten. Hannover 1807; Maldus, 
Politif der inneren Staatöverwaltung. Heidelberg 1823. Bd. J.; Fr. Bülau, 
die Behörten in Staat und Gemeinde. Beiträge zur Berwaltungs-Politit. Leipzig 
1836; womit nod verglichen werden fann: ©. Waitz, Grundzüge der Politik. 
Kiel 1862. ©. 33. Big. 


Publifation, |. Geſetz. 
Pufendorf. 


Der Name Pufendorf, der im ſiebzehnten und achtzehnten Jahrhundert body» 
berühmt mar, wird gegenwärtig fehr felten mehr genannt. Bon unfern Zeitgenoffen 
werben nur ganz Wenige feine Schriften gelefen haben, und Manche, welche wenig« 
ftend den Namen kennen, find in der Meinung befangen, Pufendorf, den man 
früher als den Bater des Naturrehts gepriefen bat, fei nur ein mit juriftifchen 
Kenntniffen ſchwer bepadter Gelehrter und ein vortreffliher Lehrer, aber fein orie 
gineller Kopf, kein Mann von hohem wiffenfhaftlidem Geift, kein fhöpferifcher 
Denker gewefen. Man fagte ihm nad, er habe es wohl verftanden, die Gedanken 
größerer ©eifter in vie Schulſprache zu überfegen und aus ben Ideen Anderer 
ein Lehrgebäude zu zimmern, aber vie Welt babe ihm nichts Wefentliches zu 
verbanlen. 





19) Vergl. R.v. Mohl, das Staatärecht des Königreichs Württemberg Bd. 11. S. 210 ff. 
20, Weber die hieher gehörigen Einrichtungen Belgiens, über fein oonseil provincial |. 
den Artitel „Belgien“ Td. 11. S. 33; wegen ter Niederlande ſ. Bd. VII. ©. 282. 
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Anders haben ihn die Mitlebenden und vie nachfolgende Generation ange⸗ 
jehen. Er hatte bei Lebzeiten viele Neider und zahlreiche heftige Gegner gefunden. 
Aber auch an warmen Berehrern fehlte es ihm nicht. Seine Schriften wurden in 
ganz Europa von ber gebilveten Welt mit ungewöhnligem Intereffe gelefen. Die 
Wiſſenſchaft des Naturrechts hatte in ihm einen ihrer erften Begründer und Ver— 
treter gefunden. Dem Geiftesmuth, den er in den literarifchen Kämpfen bewährte, 
verbanfen wir zum guten Theile die freie Bewegung ver Philofophie und ver Redhts- 
wiſſenſchaft, welche damals mühſam der herrſchenden Bormundfchaft ver Theologie ab» 
gerungen werben mußte. Zwar war ihm ver etwas jüngere Leibnitz, deſſen frieb 
lihe und fonfervative Natur von der gefalzenen Polemik und ver liberalen Schneide 
Pufendorfs unangenehm berührt ward, nicht günftig gefinnt; er fprad von Pufen- 
dorf in einem Briefe als einem mittelmäßigen Juriften und einem ſchlechten 
BHilofophen; — aber Thomafius, dem Friedrich der Große es nahrühmte, 
daß unter ben beutfchen Gelehrten nur er neben Leibnig fih um den menſchlichen 
Geift bedeutende Berbienfte erworben habe, Thomaflus, der, in ber orthoboren 
Leipziger Schule erzogen, anfangs fo fehr gegen Pufendorf eingenommen war, daß 
er gegen ihn ſchreiben wollte, ift durch das gründlichere Studium von Pufendorf’s 
Schriften deſſen entfchiedenfter Berehrer und Schüler geworben und hat in Pufen- 
borf fein größeres Vorbild geehrt. 

Ein unbefangener prüfender Blid in feine Schriften zerftreut fofort jenes 
vermuthlich durch Pufendorf’8 zumeilen pedantiſche Nachtreter auf den deutſchen 
Univerfitäten zuerft veranlaßte und dann von den Gegnern des Naturrechtes aus- 
gebeutete VBorurtheil. Pufendorf war grade das Gegentheil eines gelehrten Schul⸗ 
redanten und von fo origineller Geiftesart, daß es ihm ſchwer genug warb, bie 
freie Aeußerung derſelben durchzukämpfen. 

Samuel Pufendorf wurde am 8. Januar 1632, in dem Jahre geboren, deſſen 
ſeltene Fruchtbarkeit an liberalen Staatsphiloſophen bekannt iſt. Außer P. ſind 
nämlich Spinoza, Locke und Cumberland in dieſem Jahre zur Welt gelom- 
men. Er war der Sohn bes lutheriſchen Lantpfarrers zu Flöhe bei Chemnig in 
Sachſen und wurde anfangs beftimmt, Theologie zu flubiren und den Beruf bes 
Baters fortzufegen. Auf der Univerfität Leipzig, wohin ſich der Jüngling zu dieſem 
Zwed gewendet, fühlte er fi aber durch tie orthodoxe Beſchränktheit der theo- 
logiſchen Schule abgeftoßen und hoffte für feinen zur Prüfung geneigten Geift 
größere Freiheit in dem Stubium ver Rechtswiffenfchaft zu finden, für das er fid 
nun erklärte. Auf ver Univerfität Iena wurde er 1657 durch Profeffor Weigel, 
einen Gartefianer, zum Studium des Naturrechts und zur Anwendung ber mathe 
matifch-demonftrativen Methode auf dieſe noch völlig neue Lehre ermuntert. Diefer 
Impuls iſt für fein ganzes Leben entfcheivend geworben. Mit großem Fleiße fing 
er num an, Über das Naturrecht zu venfen. 

AS junger Magifter fuchte er erft in feiner Heimath eine Anftellung ; aber 
obgleich feine vorzüglice Begabung nicht verborgen blieb, fo glüdte es ihm ba 
nit. Er war zu arm, um, nad feinem Ausdruck, „ver Sache mit glänzendem 
Metall den nöthigen Nahprud zu geben”, und er war zu ftolz, „um ſich ven 
Rüden krumm zu komplimentiren“. 

Die Empfehlung feines Altern Bruders Eſaias, der in ſchwediſche 
Dienfte getreten war, verfchaffte ihm eine Stelle ald Hauslehrer für die Söhne 
des ſchwediſchen Gefandten zu Kopenhagen, Cohet, deſſen Privatfelretär und 
Vertreter er in Bälde ward. Als der Krieg zwifhen Dänemarf und Schmweben 
ausbrad, wurbe P. mit dem Gefolge des Geſandten als Gefangener zurädgehalten 
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und benutzte num dieſe unfreiwillige Muße, um die Schriften von Hugo Gro— 
tins und Hobbes zu ſtudiren. Die Früchte dieſer Arbeiten legte er in einer 
Heinen lateinifhen Schrift nieber, über die „Elemente der allgemeinen 
Rehtsmwiffenfhaft“ 1), welche 1660 in Haag gebrudt wurde. Sie war ber 
Anſatz zu feinem größern Werke über das Natur- und Völkerrecht und verfchaffte 
ihm ſchon burd ven ungewöhnlihen und umfaffenden Titel und Borfag einen 
Ruf über Deutfhland hinaus, 

Diefe Schrift, welde er dem weiſen Kurfürften Karl Ludwig von ber 
Pfalz, einem Kenner und Gönner der juriftiihen Studien, gewidmet hatte, ver- 
dankte er es, daß für ihn 1661 ein eigener Lehrftuhl für Natur- und Völkerrecht 
an ber Univerfität Heidelberg geftiftet wurbe, ber erfte in Deutfchland. Ueberdem 
vertraute ihm der Kurfürft die Erziehung feines unglüdlihen Sohnes, des Erb» 
prinzen Karl, an. Während neun Jahren war P. eine Zierde der Univerfität, 
bie vor Kurzem erft aus dem völligen Ruin des breißigjährigen Krieges durch 
Karl Ludwig wieder hergeftellt worden war. 

In diefer Heidelberger Periode gab er unter dem fingirten Namen Seve⸗ 
rinus de Monzambano aus Berona 1667 eine Schrift über das deutſche 
Reich heraus (de Statu Imperii Germaniei), welche in ganz Europa ein unge 
heures Auffehen machte und troß aller Verbote der oberften geiftlihen und welt- 
lihen Autoritäten eine enorme Berbreitung fand. Johann Jatob Mofer wagt die 
fabelhafte Behauptung, dieſe Denkſchrift fei in Deutſchland allein in 300,000 
Eremplaren abgefegt worden. Das ift freilich fehr übertrieben, venn es gab in 
Deutihland fo kurze Zeit nah der Verwüſtung und ber Barbarei des breifig- 
jährigen Krieges ſchwerlich 300,000 Menſchen, welche ein Iateinifches Bud, lejen 
fonnten, und gewiß nur eine kleine Minderheit derer, die es konnten, mochte das 
Büchlein faufen. Aber wenn wir die Zahl auch auf den zehnten Theil herabſetzen, 
es bleibt doch die außerordentlich ftarfe Verbreitung ber Schrift ein ſprechendes 
Zeugniß für das Intereffe, welches die gebildete Welt daran nahm. | 

Der Berfafier hatte wohl Urſache, fih in der Maske eines Italieners zu 
verfteden, denn feine Kritif der deutſchen Reichszuſtände war viel zu freimüthig 
und zu treffend und feine Verhöhnung der deutſchen Gelehrfamkeit war viel zu 
bitter, um dem Heidelberger Profefjor verziehen zu werben. Indeſſen vertrat er 
ohne Scheu im Gefpräd und in fhriftlihen Aeußerungen die Anfihten Monzam- 
bano’s, und zulegt wurbe er troß der Maske entdedt. 

In der Vorrete, einem Briefe ad Lelium fratrem — er dachte babei an 
feinen Bruder Eſaias, der damals ſchwediſcher Gefandter in Paris war — ber 
richtet er von feinem Entſchluß, das merfwürbige Land fennen zu lernen, an deſſen 
Untergang während eines breißigjährigen gräulichen Krieges die Inländer und bie 
Ausländer mit verberblihem Wetteifer gearbeitet haben und das trotzdem noch 
beftehe. Er habe zu diefem Behuf vie Alpen überftiegen und mit Mühe bie deutſche 
Sprade erlernt, er habe ſich nicht verbrießen laffen, die aufgefpeicherten Foltanten 
und Ouartanten, in denen bie Schreibfeligften der Gelehrten, einer den antern 
ausfchreibend, in langweiliger Breite ihre Kenntniffe vorgelegt haben, zu burd)- 
muftern, aber troß dieſer Arbeit die rechten Auffchläffe noch nicht gefunden. End» 
lich babe er eine Reife nad Münden, Regensburg, Berlin, Braunfchweig, an ben 
Rhein, dann nad Heidelberg und Stuttgart unternommen und in Geſprächen mit 
Hof- und Staatsmännern bald viel mehr als aus ben gelehrten Büchern erfahren. 


— — 





4) Elementorum jurisprudentie universalis Libri II. 
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Das Büchlein ift eine politiſche Schrift erften Ranges, indem es mit wenigen 
meifterhaften Zügen den Geift der deutſchen Verſaſſung darafterifirt und ihre 
Mängel aufvedt. Wenn es gleich eine pofitive Staatögeftaltung und nicht die all- 
gemeine Staatslehre darftellt, jo hat es tod für bie ganze Staatswiffenihaft in 
Deutfchland Epoche gemacht. P. hat die engen Schranken der ſcholaſtiſchen Ortho— 
dorie, welche die unverftandene Autorität des Ariftoteles ebenfo mißbraudte wie 
die theologiſche Orthodoxie die Autorität der Bibel, zuerft in Deutſchland geöffnet 
und der biftorifchen Forfhung wie der philofophifchen Kritik freiere Bewegung ver 
ſchafft. Er hat die todte Gelehrfamfeit mit dem Hauche des wiſſenſchaftlichen Geiftes 
belebt. Eine kurze Ueberſicht des Inhalts ver Schrift wird dazu dienen, den Stand- 
punft des Autors und zugleich die ftaatlihen Zuftände zu bezeichnen, melde bie 
deutfche Staatswiſſenſchaft des fiebzehnten und in der erften Hälfte des achtzehnten 
Jahrhunderts bedingten. 

Das erfte Kapitel handelt von dem Urfprung des deutſchen Reiches 
oder, wie e8 im alten Stile hieß, des römifhen Reihes deutſcher Na» 
tton. ®. tritt dem überlieferten Irrthum entgegen, daß basfelbe eine Forſetzung 
bes alten römifchen Reiches jei. Das wirklihe römifhe Reich war ſchon lange 
untergegangen, bevor ein deutſches Königreich entftand, welches deſſen Nachfolger 
werben konnte. Als Karl ver Große — ein Deutfcher ber Raffe nad, aber ein 
Franzoſe nah Heimath und Bildung — den Titel eines römifhen Kaifers 
annahm, hatte Rom ſchon vor Jahrhunderten aufgehört, die Hauptftabt des römi- 
hen Reiches zu fein. Rom war nicht mehr felbftändig, und die Römer fonnten 
daher auch das Kaiferthum nicht vergeben. Deshalb verftändigte fih Karl nad» 
träglih mit dem Kaiferhof im Konftantinopel. Als Kaifer des Dccivents. konnte 
er nicht das alte Recht erneuern, fondern war vornehmlih nur der Schirmherr 
und Berbündete des päpftliden Stuhles zu Rom. In ähnlihem Sinne 
erwarben jeit dem Kaifer Dito die deutſchen Könige den glänzenden Namen bes 
Kaiſerthums und des römifhen Reiches. Ihnen gegenüber verftanden es aber bie 
Mügeren, meiftens italienifchen Päpfte, ſich nicht blos in Italien unabhängig zu 
ftellen, ſondern vie Herrfhaft und den Reichthum des Klerus auch über Deutſch- 
land auszubreiten. Die deutſchen Könige haben viel Gold und viel Männer für 
ihre italieniſche Politit fruchtlos geopfert, fie Haben nur Schaden, keinen 
Bortheil davon gehabt und find mehr als alle andern Fürften von ber 
Politit der Päpfte ausgebeutet und mißhandelt worden. Schließlich ift ihnen ein 
leerer Titel des Kaiſerthums geblieben. 

Im zweiten Kapitel werden die Reichsſtände aufgeführt, welche bie einzelnen 
Theile des Reiches als Landesherren verwalten. Unter den weltlichen Fürften fteht 
bas Haus Defterreich obenan, weniger feines Alters wegen als wegen feines 
großen Länderbefiges und weil es ſchon feit Jahrhunderten die deutſche Königs- 
und bie römifche Kaiferfrone getragen hat. Bon dem deutſchen Reiche haben bie 
Habsburger ihre weiten Länder ganz unabhängig geftellt und baburd ein 
großes Beifpiel auch für andere gegeben, fih vom Reiche auszufcheiden. In allen 
ihnen günftigen Dingen betrachten ſich die Fürften von Defterreih ald Glieder 
bes Reiches, in allen ihnen widrigen Dingen als eine vom Reihe getrennte 
Macht 2) Das Haus Baiern befigt nun zwei weltliche Kurfürftenthümer, 


®) II, I. »Ergo in favorabilibus est membrum Imperii, in odiosis non item, Tali- 
bus sibi prospexere privilegiis, ut ubi alterius Imperatoris autoritalem agnoscere dis- 
pliceat, statim dicere queant, sibi cum Germanico Imperio nihil negotii esse, suas 


428 Pufendorf. 


die herrliche Pfalggraffhaft bei Rhein und das Herzogthum Balern, und ſchon 
ein Jahrhundert hindurch auch die geiftlihe Kurwürbe des Erzbisthums Köln. 
Wie die Baiern fih vor den antern Stämmen burh Frömmigkeit auszeichnen, 
fo glänzt der gegenwärtige Kurfürft von ver Pfalz (Karl Ludwig) durch Weisheit 
vor den andern Fürften. Auch auf dem ſchwediſchen Throne figen Abkömmlinge 
biefes vielverzweigten Fürſtenhauſes. Das ſächſiſche Haus mit feinen beiden 
Stämmen, dem Albertinifhen und dem Erneftinifhen, ift in Meißen, 
Thüringen, an der Elbe, in der Laufig und in Franken reich begütert. Die Alber- 
tiner haben die Kurwürde, bie Erneftiner befigen Altenburg, Gotha, Weimar. 
Sehr ausgedehnt find die Befigungen ber brandenburgifhen Markgrafen, 
deren Haupt Kurfürft und zugleih außerhalb des deutſchen Reiches unabhängiger 
Herr von Preußen ift; nicht mit den italienifchen oder franzöſiſchen Markgrafen 
zu vergleihen, welche oft faum 200 Jucharten Aderfeld befigen, während jener 
in einer Ausdehnung von mehr ald 200 deutſchen Meilen reifen und jede Nadt 
in feinem Lande ſchlafen fann. 

Auf diefe kurfürſtlichen Dymaftien folgen eine Anzahl anderer fürft- 
lider Familten, wie bie Herzöge von Braunſchweig in zwei Hauptlinien 
(Braunfhweig und Lüneburg), die Herzöge von Medlenburg und von Württem- 
berg, die Landgrafen von Heffen, vie Markgrafen von Baden, die Herzöge von 
Holftein ; die Herzöge von Savoyen und Lothringen, die nur mit Rüdfiht auf 
einige Reichslehen, nicht mit ihren Ländern zum Reich gehören; dann mande klei⸗ 
nere Fürften, melde die kaiferliche Politit aus reihen Grafen zu armen Fürften 
gemacht hatte, ’ h 

Außer den weltlihen Yürften gibt es viele geiftlihe Fürſten, wie benn 
nirgends der Klerus eine fo große Macht und fo reich geworben ift wie in Deutich- 
land. Da find vie Nachfolger der Fifcher und Weber zu gewaltigen Reichsfürften 
geworden. Im Norden freilihd haben fie in Folge der fogenannten Kirchenreform 
ihre Herrſchaften an die weltlichen Fürften verloren, Aber am ſchönen Rhein und 
in dem katholifhen Süden find fie in ihrem Beſitze geblieben. Die drei Erzbifchöfe 
von Mainz, Trier und Köln haben fogar die Kurwürde. ber aud bie 
Erzbifhöfe von Salzburg, von Befangon in Burgund und die Bifhöfe von Bam— 
berg, Würzburg, Worms, Speier, Aichſtadt, Straßburg, Konftanz, Augsburg, Hil- 
besheim, Paderborn, Freifing, Regensburg, Paſſau, Trient, Briren, Bafel, Lüttich, 
Dsnabrüd, Münfter, Chur, und mande Reichsäbte, wie die von Fulda, Kempten, 
Elwangen und fo fort, find anfıhnlide Landesherren. 

Die Lage der Grafen und Barone ift in Deutfchland viel glänzender als 
in andern Ländern. Sie haben beinahe alle fürftlihen Rechte und auch auf ven 
Reihstagen in vier Kurien Sig und Stimme, 3. B. die Grafen von Naffau, 
Oldenburg, Fürftenberg, Hohenlohe, Hanau, Sain und Witgenftein, Leiningen, 
Solms, Walde, Ifenburg, Stolberg und fo fort. 
| Ebenfalls felbftändig find eine Anzahl von Reihsftädten, die zwei Bänke 

auf den Reihstagen befigen, wie die Städte Nürnberg, Augsburg, Köln, Lübed, 
Um, Straßburg, Frankfurt, Regensburg und fo fort. Inzwiſchen haben biefe 
Städte an ihrer Macht und Bermögen Einbuße erlitten und vermuthlid wer- 
Ada fte fih auf die Dauer der fürftliden Hoheit nit erwehren 
nnen. 


ditiones separalam eflcere civisatem.«a Pufendorf hat das mehr ald achzig Jahre vor 
Friedrich's Thronbefleigung und vor dem bairiſchen Kaifer Karl VII. geſchrieben. 
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Die Nitterfchaft theilt fich in zwei Klafien, die Neihsritter und die [ande 
ſtändiſche Ritterfhaft. Die erften find unter fih verbunden und nur dem 
Reiche unterthan, aber fie kommen nicht auf die Reihstage. In ihren Gebieten 
walten fie den Randesherren ähnlih und haben auf eine Menge von geiſtlichen 
Pfrüänvden Anwartfhaft. Sie leben vergnügt und genießen mehr als fte arbeiten. 
Aber die Fürften lauern anf fie wie auf eine Beute, bie ihnen zur 
fallen werbe. Die zweite Klaffe der Landesritterſchaft ift der fürftlichen Landes- 
hoheit unterthan. 

Das dritte Kapitel gibt Auffchlüffe, wie e8 ten alten Reihsbeamten, ven 
Herzögen und Grafen allmälig gelungen fei, ihre Aemter in erblihe Fami— 
lienrechte bie neue Landesherrfchaft im Gegenfage zu dem alten Königsrecht 
zu befeftigen, wie die Biſchöfe gewußt haben, die Frömmigkeit der weltlichen 
Großen auszubenten und mit der Zeit zu ihren großen Gutsherrfchaften aud Rechte 
zu erwerben, wie aud bie Städte vie Berlegenheiten der Könige und der Fürften 
benugt haben, fih möglihft unabhängig zu ftellen. 

Aus ſolchen Gliedern, die in ih als Staaten gelten, ift das Neich zu- 
fammengefegt, mit einem König und Kaifer als Haupt (Cap. 4). Das alte 
Frankenkönigthum war aus Erbredt und Kur (Prüfung ber Großen und Billi» 
gung des Volles) gemifht, fo jedoch, daß das Erbrecht regelmäßig entſcheidend 
war. Nach der Vefeitigung der Karolinger wurde bie Wahl wichtiger, indeſſen hielt 
man fi bald wieder an eine beftimmte königliche Dynaſtie, bis feit Heinrih IV. 
die Fürften fi einen größeren Einfluß auf die Wahl verfhafften. Allmälig gelang 
ed den fieben Inhabern der wichtigften Fürſtenämter, tie Wahl an ſich zu bringen, 
und die goldene Bulle erweiterte die Rechte der Kurfurften, welche nun ein aus- 
ſchließliches Wahlrecht hatten. 

Die Macht des Kaifers ift durch die Wahlkapitulation und die Reiche- 
gefeße, mehr aber nod dur die Rechte der Reichsſtände und durd das Herlommen 
in allen Richtungen enge befhräntt Er hat faft gar keine Einkünfte vom 
Neih und feine Neihetruppen. Auch das Reichsheer befteht aus den Truppen ber 
Landesherren, welche nur mit Mühe zu beftimmen find, einiges Geld und einige 
Mannfhaft für Reichszwecke zu gewähren (Cap. 5). In Anbetracht biefes unbe⸗ 
bilflichen Reihstörpers wagt P. die Behauptung, welche damals großes Auffehen 
madte und viel Widerſpruch erfuhr, die einzelnen Yürftenländer laffen fih wohl 
als eine Art befhränfter Monardien und die Reichsſtädte als Ariſtokratien oder 
Demofratien erflären, aber das Reich felbft fei in die ariftotelifhen Kate» 
—— der Staatsformen nicht unterzubringen. Es iſt keine wahre 

riſtokratie, weil ter Kaiſer doch nicht als Unterthan ver Reichsſtände ange— 
ſehen werden kann, die in ihm freilich mehr der Form nach als in Wahrheit den 
Oberherrn ehren, von dem fie ihre Gewalt ableiten. Es iſt auch keine Mon— 
archie, weil die Reichsſtände in allen weſentlichen Beziehungen von dem Kaiſer 
unabhängig ſind und in ihren Ländern wie ſelbſtändige Obrigkeiten regieren und 
weil der Katfer als folder machtlos iſt. Er nennt daher die Verfaſſung des Reiches 
eine unregelmäßige umd geradezu ein Monftrum. Durd die thörichte Freigebig- 
feit ver Könige, durch tem Ehrgeiz der Fürſten und durch die Selbſtſucht der 
Priefter ift die alte Monarchie in einen Zuftand verfommen, welcher zwifchen dem 
äußern Schein der Monardie und dem Bunde felbftindiger Staaten ſchwankt, 
aber mehr und mehr dem Staatenbunde ſich nähert (Kap. 6.). 

Diefem monftröfen Neihe fehlt es im Innern nicht an Männern und nicht 
an Gütern. Deutjhland hat einen zahlreicheren und glängenveren hoben Adel als 
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irgend ein Land der Welt. Der nievere Adel lebt behaglich und ift nidt übermäßig 
zahireih. An literariſch Gebilveten ift fein Mangel. Kaufleute und Handwerker 
gibt e8 zur Genüge. Durd den breißigjährigen Krieg find die Bauern freilich 
berabgelommen. Das Bol ift tapfer und fampfluftig, vie deutſchen Landsknechte 
find allenthalben zu finden. Für wiſſenſchaftlichen Unterricht find die Deutſchen 
empfänglih, in den Handarbeiten fleißig. In politifchen Dingen find fie keines— 
wegs neuerungsſüchtig und, wenn die Herrſchaft nicht gar zu hart iſt, jehr ge 
duldig. Der Boden ift fruchtbar und das Land erzeugt Alles, was das Bolt 
bedarf. In den vielen Städten find die Kräfte des Handels und der Gewerbe 
zerftrent, nicht in einer großen Hauptftadt koncentrirt. Obwohl die Deutſchen feine 
Kolonien in fremden Gegenden befigen, fo ftehen fie doc mit dem Ausland im 
einem bewegten Handelsverkehr. Sie ziehen die fremden Waaren den einheimijchen 
vor. Ihre jungen Leute reifen häufig in’s Ausland, und obwohl es nüglid if, 
daß die deutſche Nohheit im perfönlihen Verkehr mit andern Nationen einige Bil- 
bung annehme, fo finden dod öfter die ſchlechten und liederlihen Sitten der frem- 
ven großen Stäbte als die eblere Bildung derfelben Eingang bei ihnen, 

Um ein Land richtig zu fhägen, muß es mit ven Nahbarn verglichen 
werden. Trotz ihrer Uneinigkeit find die Deutfhen im Often dod den Türken 
überlegen, wenngleih unter dem Bolfe die von Defterreih und dem Klerus, der 
die Völker zu ſchrecken liebt, genährte Türkenfurcht groß in Deutſchland ift. Ita- 
lien ift ſchwächer ald Deutfhland und unzufrieden, wenn die Kaifer ihre Herr- 
haft nicht erneuern. Die Polen und die Dänen find nicht zu fürdten. Bon 
ven Engländern beforgen die Deutfhen auch wenig, obwohl ihre Seemadt der 
englifchen gegenüber eben jo unmädtig ift, als die englide Landmacht verglichen 
mit der deutſchen. Spanien ift fern und erfhöpft. Die Schweden haben zwar 
in dem legten Krieg große Bortheile erfochten, aber nur, weil die Deutſchen fi 
felber betämpften. Dagegen ift das Berhältnig zu Frankreich bevenklider. Ver— 
gleiht man die beiderlei Bolks- und Naturfräfte, fo erfheint Deutſchland 
mächtiger. Wenn man aber die politifhe Berfafjung in Anfchlag bringt, 
dann ift das Uebergewicht auf der franzöfifhen Seite; denn die franzöſiſche Macht 
weiß bie Steuer- und die Militärkräfte zufammenzufaffen, welde in Deutſchland 
unter eine große Anzahl von Fürften verzebvelt find. Daß die fremden Mächte 
fi) verbünden, um Deutfchland zu unterwerfen, ift nicht wahrfcheinlih, da was 
ven Einen vortheilhaft wäre, von den Andern ihnen nicht vergönnt würde. Am 
meiften ift e8 dem franzöfifhen Hofe gelungen, eine Anzahl deutſcher Fürften zu 
gewinnen und in biefer Form in Deutjchland einen Einfluß zu begründen. 

Die gewaltige Macht, die in dem deutſchen Reiche ruht, welche, durch eine 
regelmäßige Berfaffung geeinigt, ganz Europa in Furdt verfegen könnte, ift durch 
die Berfafjungsmängel und durd die inneren Krankheiten fo geſchwächt und ge- 
lähmt, daß fie faum im Stande ift, ihr Gebiet vollftändig zu fchügen. Bor allen 
Dingen fehlt e8 an jeder Einheit, und doc beruht die Stärke einer Geſellſchaft 
vornehmlid darauf, daß Ein Wille und Ein Geiſt den ganzen Körper 
durchdringe. 3) In dem beutfhen Reiche find alle Uebel, weiche ein Königreich 
oder einen Staatenbund ſchwächen, im Ueberfluß vorhanden. Die Nactheile einer 
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3) Cap. 7: »Quetenus plures in unum corqus nalurale non possunt coalescere, mul- 
torum vires uniuntur, dum uno consilio velut una anima reguntur. Isla unlo quo arc- 
tior et conncinior, eo validior existil socielas; laxilalem prayamque membrorum com- 
binationem necessario debilitas, morbique comitantur», 
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f[hledtorganifirten Monardhie und eines verworrenen Bundes— 
fpftems find in Deutichland zugleih da. Die Könige erinnern fidy ihrer frühern 
Macht, deren bloßer Schein geblieben ift, und möchten fie wieder berftellen; bie 
Reihsftände dagegen widerftreben allen folden Berfuhen mit Eifer und Er— 
folg. Daher wechfelfeitiges Mißtrauen und wechfelfeitige Intrisue und Gehäffigkeit. 
Die Reihsftände find aber auh unter ſich in fortwährendem Hader begriffen. 
Die Fürften und die freien Städte find wider einander. Die Freiheit und 
der Reihthum der Städte und die Gunft, welche fie bei den Kaifern finden, reizen 
die Fürften, der Hohmuth und die Herrfhaft der Fürften beleivigen die Städte. 
Nicht minder betrachten fich die geiftlihen und vie weltlihen Fürften mit miß- 
gänftigen Augen. Die Erfteren find ftolz auf ihre geiftlihe Würde und überzeugt, 
daß der göttliche Geift fich im reiherem Maße über die lagen der Priefter als 
über das ungefchorene Haupt ver Laien ergießt. Die Letzteren erfreuen fi ihrer 
>. und erblihen dynaſtiſchen Macht und verachten vie weniger vornehme 

bunft der meiften geiftlihen Herren. Uebervem find die Reichsſtände an Macht 
fo ſehr ungleih, daß ſchon deshalb feine rechte Gemeinfhaft unter ihnen ent- 
fteht. Der Borzug der Kurfürften erwedt den Neid der übrigen und das Verlangen 
derer, die ihnen an Größe nachſtehen, es ihnen gleichzuthun. 

Zu allen dieſen Uebeln ift nun ver Zwiefpalt der Religion noch binzuge- 
fommen und entzmweit die Katholifen und vie Proteftanten. Das Reich wirb in 
Folge deſſen in zwei fonfeffionelle Bünde zerriffen. Endlich haben bie ein. 
zelnen Reihsftände angefangen, fih mit auswärtigen Mächten zu verbün. 
ben, was ihnen der weſtphäliſche Friede ausdrücklich geftattet. Dadurch werben 
die innern Faktionen zu Hilfsmitteln für die Fremden, ihren Einfluß in Deutfch- 
land zu vergrößern. Das Reihstammergericht ift außer Stande, die Rechtsgemein- 
Ihaft zu wahren. Die Proceffe kommen da nie zu Ende. Das kaiſerliche Hofgericht 
bat wenig Kredit. Das Recht in Deutfchland beruht vornehmlih auf der Mad. 
Der Starfe fümmert fih wenig darum. Ohne einen Reihsfhag und ohne ein 
Reichsheer vermag das Reich nichts. So fehlt e8 überall in Deutjchland an der 
nöthigen Einheit (Kap. 7). 

Belanntlih hatte noch während des breißigjährigen Krieges (1640) unter dem 
fingirten Namen Hippolitus a Lapide ein nordiſcher Kriegsmann und Gelehr- 
ter, Bogislaus Philipp Ehemnig, ebenfalls eine Schrift über die Zuftände 
des deutfchen Meiches veröffentlicht, welche vie Gebrechen des deutſches Reiches 
Ihonungslos aufdeckte. Er hatte Deutihland für eine Ariftofratie ver Fürſten 
erflärt, mit dem Schein des Königthums, und im Intereffe der antifalferlichen 
Partei, welcher er angehörte, die Umwandlung in eine wahre Bundesarifto- 
fratie gefordert. Das größte Uebel erfannte er in der Eriftenz des Haufes 
Defterreih, welches ſich thatſächlich der Kaiferfrone bemächtigt habe und fort- 
während bie Reichsſtände bedrohe. Er verlangte geradezu, daß man diefer Dynaftie 
ein Ende mache und ihre großen Befigungen zur Ausſtattung des neuen wahren 
Wahllaiſerthums einziehe. 

Mit gutem Grund erhebt fih P. gegen dieſe Vorfchläge, „die eher nad dem 
Scharfrichter ald nad dem Arzte ſchmecken“. Die Zerftörung Defterreihs wäre 
doh nur möglih im Bunde mit den Franzofen und den Schweben, und biefe 
würben fi fär ihre Hilfe auf Koften des beutjchen Reiches bezahlt machen. Er 
felbft verzweifelt au daran, Deutſchland ohne eine große Ummälzung zu einer 
wirklichen Monarchie zu machen, und ift ebenfalls ver Meinung, daß zunädft nur 
die Möglichkeit eines deutfhen Bundeskörpers offen fei, Seine Vorſchläge 
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ſind aber viel mäßiger. Bor allen Dingen will er einen bleibenden Bunbdes- 
rath A), fürdtet aber aud, daß Defterreih ſich eine verfaffungsmäßige Beſchrän ⸗ 
fung nicht gefallen laffen werde. Nur der enge Berband aller Andern kann bie 
Defterreicher bewegen, fi mit ihrem großen Laͤndererwerb zu begnügen und auf 
die Beherrfhung der deutſchen Länder zu verzichten. 5) Bemüht ſich ver 
Bund, allen feinen Gliedern gerecht zu werden und auch die Shwahen zu 
fügen, vulvet er feine Sonderbünde der Einen wider die Andern, verhindert 
er jede Einmifhung der fremden Mächte in die deutſchen Angelegenheiten, 
fo ift fhon Vieles verbefjert. Um aber gerüftet zu fein, muß der Bund ein fteben- 
des Heer auf gemeinfame Koften erhalten. Die konfeffionelle Zwietracht wird 
am beften dadurch ermäßigt, daß die Obrigfeiten den Katholiken und den 
Proteftanten völlig gleihes Recht gewähren, den Prieftern nicht verftat- 
ten, je die antere Konfeffion zu verfhmähen, und dafür forgen, daß die Schulen 
von gemäßigten Männern, nit von Zeloten geleitet werben. Zum Schluß 
wagt e8 P. geradezu, die Sälularifation der geiftliden Fürftenthü- 
mer, die Aufbebung der Klöfter und die Bertreibung der Jefuiten 
zu empfehlen, damit vie verberblihe Priefterherrihaft aufhöre, nicht mehr bie 
Hälfte des deutfhen Bodens in den Händen des römiſchen Klerus fei und bie 
Nation zu innerm Frieden gelange (Kap. 8). 

Die Schrift B.’s ift ein ftaatsmännifhes Meifterftüäd. Sie ift eben fo aus- 
gezeichnet durch den Haren biftorifhen UWeberblid über die Entwidlungsgefhichte 
des Reiches ald durd die piychologifhe Erkenntnig feiner organifchen Dängel, 
und indem ver Autor die Heilmittel befpricht, fieht er mit prophetifhem Auge 
vorber, was anderthalb Jahrhunderte fpäter wirklich geſchehen ift. Wenn ein Geift 
von folhem Scharf- und Weitblid es vorzog, fi ganz der ivealen Wiſſenſchaft 
des Naturrechtes zuzumenden, amftatt in der Bearbeitung ter pofitiven beutfchen 
Staatsrechte feine Kräfte zu verbrauden, fo bat ſicher die Troftlofigkeit der poli- 
tiſchen Zuftände feinen geringen Antheil an jener Wahl gehabt. 

Inzwifhen wurde P. der Aufenthalt in Heidelberg verleivet. Der treffliche 
Lehrer erfuhr aud von feinen Kollegen, deren ſcholaſtiſche Manier wohl zugleich 
aud feinem Spott zur Zielfheibe gerient haben mochte, mande Anfeindung und 
verlor fpäter au tie Gunft des Kurfürften. So ausgezeichnet und weiſe viefer 
Fürſt regierte, fo tolerant derfelbe für antere, insbefondvere für religiöfe Meinungen 
war, fo hatte er doch für die Wichtigfeit und Würbe der höfifhen Etikette und 
des fürftlihen Ceremoniels eine reizbare Schwäche und wurde in biefer verwund- 
baren Seite feines Weſens durch farkaftiihe Bemerkungen P.'s verlegt. Wie wenig 
P. auch im Verkehr mit ven höchſten Herren ſich der Demuth befliß und wie 
ſcharf er gelegentlih au den Mächtigften widerſprach, dafür wird in Heidelberg 
folgende überlieferte Aneldote als Beifpiel erzählt. An das Sprudtollegium ver 
Heidelberger Juriftenfafultät waren auch manche Procefje mit dem königlichen Fis- 
tus gelangt und von vemfelben verloren worden. Als dann P. bei einer Gelegen⸗ 
beit dem Kaiſer vorgeftellt ward, enthielt fi dieſer nicht, ihn die laiſerliche Un- 


%), Cap. 8, a, »Perpetuum consilium, quod socios repræsentet, cui res quotidian® 
totam Rempublicam concernantes exısequend® comittantur. Ad idem referenda fuerint 
omnia, qua cıleris cum Republica intercedunt, ubi prius examinentur, inde ad singu- 
los socios referanlur ac demum generalis conclusio colligatur.« 

5) »Velint opibus parlis contenti age-e, dominatum in O. dines ne aflectent. Ordinum 
aulem erit mascule et conjunctis animis resistere, si qus in ipsorum praejudieium 
lenlantur o 
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gnabe verfpüren zu laffen, indem er ihm bie Frage vorwarf: „Wie kommt es 
denn, daß ich bei Euch Herren alle meine Proceffe verliere?" Darauf antwortete 
wortete P. rafch entſchloſſen: „Weil Eure Majeftät immer Unrecht haben." Man 
begreift es, daß ein jo ſchneidiger Mann auch viele Feinde hatte. 

P. folgte daher imJahre 1670 einem Rufe des Königs Karl XI. von Schweben, 
der ihm eine Profefjur an ver Univerfität Lund antrug, und verließ nun Heivel- 
berg. In Lund gab er nun fein größeres Werk über das Natur- und Böl- 
kerrecht heraus (de jure nature et gentium libri octo, Londini Scanorum 
1672) und ließ vemfelben eine fürzere Darftellung folgen in ver Schrift: Ueber die 
Pflicht des Menfhen und des Bürgers (de officio hominis et civis 1673). 

Es würde bie Grenzen biefes ftantswiffenfhaftlihen Aufſatzes überfchreiten, 
wollte id das ganze P.'ſche Syftem — bie erfte umfaffende Darftellung des Natur- 
rechts — vorlegen. Es genügt einige harakteriftiihe Züge hervorzuheben. 

Bekanntlich hatte Grotius, indem er bie Bildung des Staates zu er- 
Mären fuchte, in dem ©efelligfeitstriebe des Menſchen vie Urfache des 
Staates erkannt, und im Widerſpruche mit Orotius hatte dann Hobbes auf bie 
leivenfhaftlide und ſtreitſüchtige Natur des Menſchen Hingewiefen und 
den Zuftand des Krieges Aller gegen Alle als den urſprünglichen Naturzuftand 
erklärt, vor deſſen Gefahren die Menſchen durch die Gründung eines Staates fich 
haben fihern wollen. P. fuchte die beiven Meinungen, deren jebe einfeitig und 
infofern irrig ſchien, dadurch zu vereinigen, daß er mit Grotius die frievliche Ge— 
meinfhaft res Menſchen als die urjpränglihe Meinung der Schöpfung und bie 
Geſelligkeit als eine Eigenfhaft der menjhlihen Natur erklärte, welche als bie 
erfte, tieffte Urfache zur Stanatenbildung anzufehen ſei, aber daneben nod als 
zweite Urſache mit Hobbes die Furcht vor Verlegung diefes natürlichen Friedens- 
zuftandes durch die menſchlichen Leidenſchaften und die Vorficht bezeichnete, welche 
Schuß gegen biefe Gefahren fuchte und annahm ohne den Hinzutritt der zweiten 
Urſache wäre es nicht zu dem Staate gelommen, deſſen Grundprincip in ver erften 
Urfache zu finden fei. 

Die fittlihe Natur des Rechts aufzuzeigen, im Gegenſatz zu der bloßen 
Nüslichleit und Zwedmäßigkeit vesfelben, ift ihm die wichtigfte Aufgabe, und fo 
ganz gibt er ſich dieſer Anſchauung bin, daß er über ver ethiſchen Bedeutung 
des Rechts die juriftiiche Eigenthümlichkeit und den Unterfchiev des Rechts von ver 
Moral überhaupt vernadläffigt. Er kennt daher jo wenig einen Haren Redhts- 
begriff als die orientalifhen Völker und die alten Griechen. Er weiß wohl zwiſchen 
Recht und Religion zu unterfheiden, aber er vermifcht und verwechjelt Recht und 
Moral beftändig. 

Sehr merkwürdig ift die Stellung, welde er dem Staat gegenüber ver Re- 
ligion anweist. Die Anlage zum Recht findet er in ver menfhliden Natur, 
aber den tiefern Grund in Öott, ber in die Menfchennatur jene Anlage einge- 
pflanzt hat. Gott hat dem Menſchen die Vernunft gegeben, damit er mit ihrer 
Hilfe aub die fittlihe Natur erfenne und die göttlichen Geſetze finde, welche feine 
böfen Neigungen beherrfhen follen, und Gott handhabt felber die fittlihe Welt- 
regierung und gibt daburd feinen Geboten Kraft. Der Gott, ven er verehrt, ift 
nicht die pantheiftiihe Weltfeele, fondern der theiftifche, außerweltliche, perfünliche 
Gott. In diefer Beziehung ftimmt er mit feinem Jahrgänger, dem Engländer 
Rihard Eumpberland, überein, welcher ebenfalls ein philoſophiſches Wert 
über die Gefege der Natur verfaßt und ven Verſuch gemacht hat, dieſelben auf 
zationellem Wege aus der Schöpfung des Menſchen herzuleiten. 
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Das Merkwürbigfte in ber Darftellung P.'s aber ift, daß er lange vor 
Jean Iacques Rouffean das Bedürfniß der natürliden Religion für 
den Staat und das Recht ausſprach und in biefem Sinn und. im Oegenfag zu 
den geoffenbarten Religionen, aud dem Chriftenthum, eine gejellfchaft- 
liche und ftaatlihe Religion forbert, als die unentbehrlihe Grundbedingung 
des Rechts und als das kräftigfte Band der ftaatlihen Gemeinſchaft. Er ift der 
Meinung, die befondern Offenbarungsreligionen mit ihren Dogmen haben wohl 
eine entſcheidende Bedeutung für das religiöfe Leben und für vie kirchliche Ge— 
meinfhaft, aber nicht für den Staat und nicht für das Recht, welche nur bes 
Slaubens an einen Gott als den Schöpfer und Regierer ver Welt bebürfen. 
Wahrſcheinlich hat P. diefe Ueberzeugung, die für eine ganz ungewöhnliche Geiftes- 
freiheit zeugt, da fie mit der damaligen fonfeffionell beftimmten Staatsorbnung in 
ganz Europa und mit der Lehre aller Kirchen im heftigem Widerſpruch fteht, zu 
Heidelberg im Umgang mit dem NKurfürften Karl Ludwig und deſſen Freun- 
ben ausgebildet. Diefer Fürft hat offenbar ganz ähnlich über dieſe Grund» 
frage gedacht. Seine Lieblingsfhäpfung, der Bau ter Konkordienkirche 
zu Maunhein, welche beftimmt war, die brei riftlihen Konfeffionen in Deutjd- 
land, die fatholifche, die Iutherifche und die reformirte, frienlih mit- und neben- 
einander aufzunehmen, iſt aus einer analogen Idee erwachſen, und feine Nei- 
gung, aud die veracdhteten und verfolgten Unitarier in feinem Lande zu 
ſchützen, welche er wegen bes allgemeinen Widerftandes ver Geiftlichfeit nicht burd- 
führen konnte, beweist, daß feine Toleranz einen tiefern Grund und eine weitere 
Ausdehnung hatte, als fein eigenes Bolt begriff und feine Zeit zuließ, daß fie 
weniger bejhränft war als felbft noch das Princip der deutfchen Bundesafte von 
1815, gegen deſſen konfeſſionelle Freiheit die päpftlihe Kurie proteftirte. 

Berner verdient e8 Beachtung, daß P. unter den Pflichten des Menſchen 
gegen ſich felbft aud dem Streben nah Ehre und nah Ausbildung des 
Geiftes in Künften und Wiffenfhaften eine hervorragende Stellung 
anmweist und dadurch für ben Yortfchritt ver Geiftespflege entſchieden Partei nimmt. 

Die Fähigkeit und den Antrieb zum Staate findet P. zwar in der menſch⸗ 
lihen Natur; aber er macht darauf aufmerffam, daß gar nicht alle Menſchen 
zum Staatsgefühl gelangen nnd daß der Staat Fein Erzeugniß der unmittelbar 
wirkenden Natur, fondern erft ver höhern menſchlichen Kultur fei. Er leitet bie 
eigentlihe Gründung des Staates wie feine Vorgänger von dem Bertrag ber 
Individuen ab; aber während Hobbes nod fih mit dem einen Eini- 
gungs- und Berfaffungsvertrag begnügte, erklärt P. einen zweiten 
Vertrag für nothwendig zwifchen ver beftimmten Obrigfeit, welche für die ge- 
meinfame Sicherheit forgen will, und ven übrigen Perfonen, welde ihr als 
Untertbanen Gehorfam geloben. Exft durch den zweiten Vertrag, behauptet er, 
wird die Willenseinheit hervorgebradht, um deren Willen der Staat eine 
Perfon ift, verfhieden von allen Einzelperfonen, die zu ihm gehören. Hobbes 
hatte biefen zweiten Vertrag beftritten, weil er eine möglichft abfolute Gewalt ter 
Obrigkeit anftrebte. P. aber erflärte es für unzweifelhaft, daß die Freien nur in 
ber Abſicht fich einer Regierung unterwerfen, damit diefe für die gemeine Redts- 
fiherheit und für die öffentliche Wohlfahrt forge. 

Trotz der Vertragslehre betrachtet P. den Staat als eine Berfon und ift 
ähnlidy wie Hobbes geneigt, den Organismus des Staates mit dem Organismus 
bes menſchlichen Körpers zu vergleihen. Diefe Bergleihung verführte ihn aber 
troß feiner liberalen Oefinnung, mit Hobbes die Macht des Souveräns zu über- 
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ſchätzen, indem er den Souverän der den Körper beherrſchenden Seele gleichftellte, 
ftatt im ihm nur die oberfte Seelenfraft zu ertennen. Er fam hier mit fidhtjelbft 
in Wiberfprud. Hätte er das Princip, das er in feinem zweiten Uxvertrage for- 
mulirte, in feine Konjequenzen verfolgt, jo hätte er auch dieſen Irrthum von 
Hobbes aufgebedt.- 

Ausführlich erörtert PB. gegen Horn die Frage, ob die oberfte Gewalt 
von Gott abzuleiten fei. Die Lehre, daß die obrigfeitlihe Gewalt 
von göttlidem Urfprung fei, war damals zuerft zu einer Staatötheorie, 
zu einer Art von Staatsdogma erhoben worden. Sie wurbe nicht nur von 
den Rechtögelehrten, fjonvern von den Theologen vornehmlich vertreten. An 
dem Hofe Ludwig's XIV. in Frankreih fand biefelbe beſondere Gunft. Es 
ſchmeichelte der Eitelkeit und behagte der Herrſchſucht des franzöſiſchen Königs, 
feine Madt von keinem Menſchen, fondern nur von dem allmächtigen Gott her- 
zuleiten und fi wie den Statthalter Gottes, wie das Organ feiner Herrſchaft 
über die Welt zu betrachten. Ebenſo war fie an dem Hofe der reftaurirten 
Stuart’s in Englands bevorzugt worden. Auf allen Kanzeln der Hochlirche wurbe 
diefelbe mit großem Eifer als Gottes Wort verfündigt und dem gläubigen Bolt 
unter Androhung der Höllenftrafen ernftlih eingeprägt. Die von ber englifchen 
Revolution erfhredte Welt glaubte in diefer Lehre eine iveale und unbefiegbare 
Waffe zu finden zur Vertheidigung des reftaurirten und bes legitimen Thrones 
wider bie verabjhenungswürbige Empörung und wider bie verhaßte Revolution. 

Im Mittelalter hatte man wohl aud die faiferlihe Gewalt von der Be— 
lehnung Gottes abgeleitet, in ähnlicher Weife wie die päpftliche Autorität, 
wie man überhaupt gewöhnt war, alles Recht in religiöfer Stimmung von Gott, 
in weltliher Betrachtung von der Natur abzuleiten. Aber das Mittelalter hatte 
darauf Feine Staatstheorie und am wenigften die Erbmonardie oder ben fürftlichen 
Abfolutismus begründet. Der Kaifer wurde nicht durch das Erbrecht, fondern durch 
die Wahl der Kurfürften bezeichnet, und wie fehr feine Macht in allen Richtungen 
durch die Rechte der Reichsſtände befchränft war, troß feiner göttlichen Belehnung, 
weiß Jedermann. In ter Reformationdzeit Hatte der wiederholt belebte religiöfe 
Sinn mit naivem Glauben an dem Schriftwort feftgehalten: „Alle Obrigfeit ift 
von Gott." Aber auch damals wurde damit fein ftantsrechtliches Princip behauptet 
und feine politifhe Doftrin daraus gemadt. Es war ven Hoftheologen des fieb- 
zehnten Jahrhunderts vorbehalten, folhes zu thun, und dem Abfolutismus ber 
Dourbonen, der Stuarts und ber Habsburger angenehm, die theologische Doftrin 
zu Gunſten ihrer despotiſchen Herrſchaft auszubenten. 

Mit der Energie eines philofophifchen Denker und mit dem Freimuth eines 
Staatsmannes wendete fih P. gegen dieſe gefährliche Verirrung. Er beantwortet 
die Frage: „Iſt die höchſte Gewalt von Gott?" mit Ia, wenn man eine mit- 
telbare Ableitung, aber mit einem entjchievenen Nein, wenn man eine un— 
mittelbare Ableitung im Sinne hat. „Der Staat“, fagt er, „ift unzweifelhaft 
in feiner biftorifhen Erfheinung das Werk des Menſchen, aber mittelbar 
hat Gott das Bedürfniß des Staates in die menſchliche Natur eingepflanzt und 
ben Menfhen aud ven Berftand verliehen, dieſes Bedürfniß zu befriedigen und 
den Staat einzurichten. Aber eine unmittelbare Begründung etwa der königlichen 
Majeftät durch Gott anzunehmen, das wiberftreitet aller Bernunft. Ganz vafjelbe 
müßte konfequenterweife auch von der Majeftät des Senats in der Ariftofratie und 
bon der Majeftät des Volkes in der Demokratie behauptet werden; man bat alfo 
damit gar Fein Berfaflungsprincip und feine Erklärung irgend einer Staatsform 
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gewonnen. Ein kraſſer Aberglaube aber ift e&, zu wähnen, baf der von ven Men- 
{hen zum König erwählte Menſch nah ver Wahl auf einmal mit einem gött- 
lichen Geift erfüllt werde und Gott ein ganz befonberes, ausnahmsweiſes Intereſſe 
an dieſem Fürften nehme, das er für die antern Menſchen ober für die Völker 
nicht habe.“ Die Beweistraft der jüdiſchen Theokratie für tie ganz verfchledenen 
europäifhen Staaten läßt P. natürlich nicht gelten. Wie der Etaat felbft, jo er- 
ſcheint ihm auch vie ftaatlihe Gewalt, die Majeftät nicht ausgenommen, als eine 
menſchliche Einrichtung. 

Im Uebrigen tritt er Hobbes bei, welcher den Souverän für verantwortlich 
erklärt, und verwirft bie Unterſcheidung zwiſchen der realen Majeftät des Volkes 
und ber perſönlhichen Majeſtät des Königs. Er meint, vie beiden Willen des 
Bolfes und des fürftlihen Souveräns würden ſich wechfelfeitig beftreiten und ba- 
dur die Staatseinheit ſpalten. Aber er ift doch nicht fo abfolutiftifch gefinnt wie 
Hobbes. Er will die abſohute Monardie als eine rechtmäßige Staatsform gelten 
laffen, aber nur wenn fie nicht ihre bloße Willtür mit dem Recht verwechjele. Mit 
Borliebe erklärt er fih für die beſchränkte Monardie, erinnert fortwährend an 
die natürlichen Beringungen und an die Zwecke des Staates, die aud) das Staate- 
haupt zu achten berufen fei. Es ift aber auffallend, daß er die Beifpiele für vie 
beſchränkte Monarchie eher in China als in Deutſchland aufſucht. So herabgelom-» 
men waren feit dem breißigjährigen Kriege die ftändifchen Rechte in den beutfchen 
m fo übermädtig der fürftliche Abfolutismus auf dem ganzen Kontinent 
geworben. . 

Kaum hatte P. fein Naturrecht veröffentlicht, fo erfuhr er zuerft in Schweben 
und fodann in feiner Heimath von Seite der ſächſiſchen Theologen und Scola- 
ftifer die heftigften Angriffe. Bisher hatte in den nordiſchen Schulen eine ftarre 
lutheriſche Orthodoxie eine faft unbeftrittene Herrfhaft geübt. Die Wiſſenſchaft 
wurde als die Magd der Theologie betrachtet, die Philofophie warb nur geduldet, 
wenn fie ſich von den Vertretern des Kirchenglaubens leiten ließ. Die Scholaftif 
hatte wohl vie Autorität des Ariftoteles, obwohl er ein Heide war, fortwährend 
behauptet, aber ſchon feit Langem hatte fie fi der kirchlichen Vormundſchaft ge- 
fügt, welde ihrerfeit8 auch den Ariftoteles zu Gnaden aufgenommen hatte. Gar- 
tefius aber wurde von den Orthodoren als ein freder und gefährlicher Ketzer ver- 
worfen. Und nun erhob fid drohend in dem Iutherifcherehtgläubtgen Schweben 
die neue Wiſſenſchaft eines aus vernünftiger Betrachtung der Menſchennatur ab- 
geleiteten Naturrechts, melde feine Rüdfiht nahm auf die hriftliche Offenbarung 
und das firdlihe Dogma und welde aud die Ariftoteliihen Behauptungen einer 
freien Prüfung unterzog. Ließ man diefes Wagniß ungeftraft gelingen, fo war es 
um die Herrfchaft ver Theologie über die Philofophie gefhehen und die fcholaftifche 
Ueberlieferung war nicht mehr ficher. 

Der Streit, der darliber entbrannte, gereichte der Wiſſenſchaft zur größten 
Förberung. 6) Es war ein Streit um ihre Befreiung, ver mit ihrem Siege endigte. 
Bon da an wurde in einem großen Theile von Deutſchland und im ganzen Nor« 
den die Wiſſenſchaft des Naturrehts in ihrer Unabhängigkeit von dem kirchlichen 
Lehrbegriff anerkannt. 

Bergebli riefen die zelotifhen Kollegen B.’s, Nitlclaus Bedmann und 
Johann Schwarz, die Geiftlihfeit, den Senat des Reichs und vie königliche 
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Regierung wider ben Neuerer auf. Die Univerfität und die Staatsgewalt ſchützten 
P., und Bedmann, der fi zu ben wüthendſten Schmähungen von feiner Leiden- 
haft hinreißen ließ und das königliche Friedensgebot mißachtete, mußte ſich nad 
Deutfhland flüchten. 

Bor der Univerfität Leipzig wurte der Kampf, der im flanbinavifhen Norn 
den bereitö zu Gunften P.'s entſchieden war, ernenert. Die theologiſche Fakultät 
verurtheilte da8 Buch und erwirkte fein Berbot. In Iena eiferte Balentin 
Beltheim, „eine Säule ter Barbarei" nah P's Ausdruck, vor der orthoboren 
Jugend gegen den ketzeriſchen Magifter. Ein alter Stubiengenofje P.'s, Valentin 
Alberti, jegt Profeflor in Leipzig, gab ein orthodoxes Lehrbuch des Naturrechts 
heraus und befämpfte in Streitfchriften feinen größern Gegner. Unter ven Ber- 
tretern der lirchlichen Richtung war aud der edle fähfifhe Kanzler Veit Ludwig 
von Gedendorf (geb. 20. December 1626), ein Mann von frommem Gemiüth 
und ftrenggläubiger Erziehung, ein Freund und Gönner auch der Wiffenfchaft, 
wenn fie ſich innerhalb der engen Schranken feines Glaubens bewegte, aber ein 
Eiferer für die Religion und voll Beſorzniß, dag der Atheismus fih ver Welt 
bemächtigen werde. Seckendorf fhrieb unter Anderm auch ein Buch über „ven 
Chriftenftaat, worin vom Chriftentfum an fi und deſſen Behauptung wider vie 
Aheiften und vergleichen Leute, wie aud von ber Verbeſſerung ſowohl des welt: 
als geiftlihen Standes nah dem Zweck des ChriftentHums gehandelt wird." Aber 
P. war an logifher Schärfe und kritiſcher Gewandtheit allen feinen Gegnern weit 
überlegen. Er nahm den Kampf auf, und indem er feine Ueberzeugung unb fein 
Streben vertheibigte, ging er felber zum Angriff auf den Standpunkt feiner 
Teinde über. 

As fie ihn als einen Neuerer tem Haß aller derer empfahlen, welche in den 
berfömmlichen Meinungen ihre Ruhe und ihren Nuten fanden, erwieberte er 7): 
„Wohl eng Ak wahre Religion, vie fih auf das Wort Gottes ftügt, und ber 
Staat vie Neuerung verwerfen; aber in der Wiffenfhaft, in welcher die Bernunft 
waltet, verfhaffen grade die neuen Entdeckungen den Ruhm des Geiftes und 
des Fleißes.“ Den Zweifel an feiner Iutherifhen Rechtgläubigkeit, weil er in Hei- 
delberg aud mit den Kalviniften ſich befreundet habe und papiftifche Autoren citire, 
befhämt er durch das Wort 9): „Es ift die Weife der Leute, die fein eigenes 
Urtheil haben, aber von dem Hafle der Sekten erfüllt find, jeven Anbersgläubigen 
mit Schaudern zu betrachten. Aber fo treu wir dem Glauben unferer Kirche blei⸗ 
ben, fo foll ver theologiſche Haß der hriftlihen Sekten nicht das Gebiet der Phi: 
lofophie, ver Medicin und ver Jurisprudenz in Flammen feten.” 

Die Hauptfrage war: Darf und foll die Wiffenfhaft, wie P. es gethan, 
von der Autorität der Kirhenlehre abfehen und lediglich auf dem 
Wege der vernünftigen Prüfung das natürliche Recht aufſuchen und bar- 
ftellen? Die Gegner, wenigftens die ehrlihen, beftreiten nit, daß fogar eine 
natürlide Religion im Unterfhieve von der geoffenbarten Kriftliden und 
ebenfo ein natürliches Recht möglich fei. Aber fie find fo fehr von der Un- 
vollkommenheit beider, von der Schwähe und Unzuläffigkeit der Berrunft, von 
der Autorität der Offenbarung und von ber Fruchtbarkeit der geoffenbarten Wahr- 
heiten durchdrungen, daß fie mit dem äußerſten Mißtrauen und mit unverhehlter 
Abneigung jede freie Wiffenfhaft betradyten, und es für ebenfo unfhidlih und 
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unnütz als gefährlih halten, wenn ein orthoborer Chrift fi mit ſolchen hoch⸗ 
müthigen und eiteln Forſchungen beſchäftige. 

Es iſt ein Genuß, nachzuleſen, wie P. dieſe Bedenken aus dem Felde ſchlägt 9: 
„Ein Philoſoph iſt ein Philoſoph, ob er Chriſt oder Heide, Deutſcher oder Wäl- 
ſcher ſei, wie es für den Muſiker unerheblich iſt, ob er einen Bart trage oder 
nicht. Die Philoſophie zieht aus der Vermiſchung mit der Theologie keinen Gewinn, 
ſie nährt nur das Gezänke. Wie die Geometrie und die Chirurgie keine chriſtliche 
Wiſſenſchaft iſt, ſo iſt es auch die Logik nicht. Vergeblich jammert Ihr über die 
Verderbtheit der menſchlichen Vernunft, die auch göttlichen Urſprungs und die 
edelſte Gottesgabe iſt. Iſt dieſelbe in dem Grade verdorben und unſicher, daß 
man den logiſchen Schlüſſen nicht vertrauen darf, dann wird auch das Lehrgebäude 
ber Theologie feine Feſtigkeit haben, denn es iſt aus denſelben logiſchen Schlüffen 
auferbaut. Keine Religion hat eine edlere Moral verkündet als das Chriſtenthum. 
Aber Chriſtus und ſeine Apoſtel haben kein neues Syſtem der Politik gelehrt, 
ſondern die Fortbildung des Rechts nad wie vor der menſchlichen Vernunft über- 
lafien. Das Evangelium weiß nichts von Staatseinrihtungen. Den Römern hat 
die Rehtswiffenfhaft viel mehr zu verbanfen, obwohl die Römer nod Heiden 
waren, als ihre Jurisprubenz in ber Blüthe ftand. Das Naturreht muß für vie 
Nichtchriſten wie für die Chriften gelten, daber muß es aud auf eine Grundlage 
gebaut werben, weldhe allen Völkern gemeinfam ft, ob fie num mehr auf Moha- 
meb oder auf Chriftus hören. Das den Menſchen ins Herz gefchriebene Geſetz, 
wie die menfhlihe Vernunft e8 beleuchtet, ift diefe nämliche Grundlage. Die Deut- 
[hen wenden ihre Waffen nicht weniger gegen den „allerhriftlichften" König von 
Fraukreich als gegen ben türfifhen Sultan. Sie werden von dem gleichen Natur- 
und Völkerrecht begriffen. Die Pfligt der Humanität verbindet alle 
Menſchen, und das Naturreht iſt Sache der Menſchheit.“ 

Die Befreiung der Rechtswiſſenſchaft von der Vormundſchaft der Theologie 
ift, wie man fieht, zugleich Befreiung der Vernunftthätigfeit von der Gebunden⸗ 
heit des Dffenbarungsglaubens und Befreiung des Staats von der Kirche. Die 
Menfhennatur ift ihr Ausgangspunkt und das Streben nad Humanität ihr Ziel. 
Die menſchliche Logik ift das Mittel, das Ziel zu erreihen. Das ift vie Mei- 
nung P.'s. 

Bon dieſer großartigen Anfhauung aus konnte die Anſicht Sedenvorfs, vie 
Türken und Heiden Iefen unfere Bücher nicht, für dieſe brauche man daher kein 
Naturreht zu bearbeiten, und für bie Chriften fei es höchſt gefährlich, wenn fie 
von der Offenbarung abfehen, doch nur als die beſchränkte Anficht eines Mannes 
eriheinen, ber nicht über die Mauern feines Hofes hinausfieht und fi davor 
fürdtet, mit Menſchen menſchlich zu verkehren. 

Als Lund von den Dänen befegt ward, zog ber König von Schweden P. 
nach Stodholm und übertrug ihm das Amt eines Königlichen Hiftoriographen. 
Bon da an wendet er fi vorzugsweife ven gefchichtlihen Arbeiten zu. Zuerſt 
fhrieb er die Werfe über ſchwediſche, dann über die Geſchichte ver beiden preu- 
Bifhen Fürften Friedrich Wilhelm’s, des großen Kurfürften, und feines Soh— 
ned, Friedrichs III. Seine legten Lebensjahre brachte er in Berlin zu, wohin 
ihn ſchon der Kurfürſt Friedrich Wilhelm von Brandenburg berufen hatte. 
Kurz vor feinem Tode (26. Dftober 1694) warb er noch von bem König von 
Schweden in ven Freiherrnftand erhoben. 
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Ich denke, die deutſche Nation hat alle Urfache, nicht ferner zu geftatten, daß 
der Name Samuel Pufenvorf aus der glänzenden Lifte ihrer Geifteshelven aus- 
gelöfcht werde und das Andenlen an den Vater des Naturrehts und an ben Be- 
freier der Wiſſenſchaft von ver theologifhen und ſcholaſtiſchen Thrannei in nicht 
geringern Ehren zu halten, als die Engländer ihres Locke und die Franzofen ihres 
Montesquieu gedenken. vluniſchll. 


Sohann Stephan Pütter. 


Diefer bebeutenpfte Staatsrechts-Gelehrte und Lehrer der deutſchen Reichszeit 
war den 25. Juni 1725 zu Ijerlohn geboren und ftammte mütterlicherfeits von 
ver Prebigerfamilie Barnhagen ab, während feine väterlichen Vorfahren ſich als 
Bürgermeifter, Iuriften und Kauflente in den weftphälifchen Kleinſtädten hervor- 
getban hatten. Er bezog fehr jung, bereits Oſtern 1738, vie Univerfität Mar- 
burg, um bort namentlih den Philofophen Wolff, der damals aus Preußen 
verbannt in Heffen-Kaffel eine Zufluht gefunden hatte, zu hören. Seit Michaelis 
1739 finden wir ihn als eifrigen Zuhörer des Heineccius, I. H. Böhmer, J. P. 
v. Ludewig und Knorr in Halle, und feit Michaelis 1741 unter den Schülern Eftor’s, 
Ergau’s und Schaumburg’s zu Jena. Bon da aber kehrte er fhon im folgenden 
Frühjahr zugleih mit dem, einem Ruf dahin folgenden Eftor, in welchem er einen 
väterlichen Führer und Freund gefunden hatte, nah Marburg zurüd, hauptſächlich 
um Eſtor's trefflihe, namentlih aud für Staatsrecht reiche Bibliothek zu benugen 
und durch diefen in Spruchſachen ſehr thätigen Juriften in die praftifche Juris- 
prubenz eingeführt zu werben. Aftenlefen, Ausarbeitungen von Gutachten (zumeift 
für Eftor in Sprudfahen), Ertheilung von Repetitorien bilden dann in Mar: 
burg den Schluß feiner akademiſchen Vorarbeiten. 

Zu Oftern 1744 Habilitirte ſich P. als Privatdocent durch feine Differtation 
de pr@ventione summorum imperii imperialium, und hielt zunächft über Reichs- 
geſchichte und das deutſche Privatrecht Borlefungen, befuchte aber zu der Zeit aud 
mehrmals zu feiner Belehrung das Reichskammergericht zu Wetzlar, fowie bie 
Stadt Frankfurt a. M., wo damals der Sitz des Reichshofraths und des Reichs— 
tages war. Im Jahre 1746 durch den Kammergerichtsaffeffor v. Schwarzenfelo 
dem Gründer der Göttinger Univerfität v. Münchhauſen empfohlen, wurde er nad) 
Göttingen berufen, um dort zunädft ben Reichsproceß, fowie fpäter Reichsge— 
ſchichte und Staatsrecht zu lehren; doch unternahm er zu feiner Belehrung eine 
längere Reife nad; Wetzlar, Regensburg und Wien und fing erft im Herbft 1747, 
wie er felbft jagt, in Göttingen „zu lehren und zu fchreiben” an. 

Hier in Oöttingen vereinigte fih nun Alles, um P. die fpeciellfte Einficht 
in bie wirklichen Berhältniffe des äffentlihen Rechts in den beutjchen Landen zu 
verfhaffen. Herr v. Mündhaufen überwies ihm die vortrefflihen Kollektaneen, 
welche berfelbe ſeit 1726 als Komitialgefandter und nachher als Stantsminifter in 
deutſchen Reichsſachen gefammelt und ganz eigentlich dazu beftimmt hatte, dieſes 
Fach auf der Göttinger Hochſchule in befte Aufnahme zu bringen. Ferner hatte 
P. vielfach Gelegenheit, mit reihsftändifhen und andern adlichen Familien des 
Reihe in Verbindung zu kommen und fo in bie Nechtsverhältnifie aller Stände 
und Klafien des Reiches eingeweiht zu werben. Zahlreiche Aufträge wurben ihm, 
Bedenken oder Deduktionen in Rechtsſachen, beſonders aud des äffentlihen und 
Privatfürftenrehts auszuarbeiten. Seit 1749 war er als Beifiger des Sprud- 
kollegiums der Göttinger Juriftenfatultät thätig. 1764 wohnte er ver römifchen 
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Königswahl bei; ebenfo warb er 1790 der hannover'ſchen Wahlbotfhaft zur Kaifer- 
wahl Leopold's IT. beigegeben, um hier in Geſchäften vielfach berathen und be 
nutzt zu werben. Nachdem feit 1767 vie Reichslammergerichts-Viſttation zu Wetzlar 
in Gang gefommen, bereicherte P. durch einen kurzen erneuerten Aufenthalt zu 
Wetzlar im Jahre 1768, fo wie aud anderweitig durch nähere Einficht der Alten 
tiefes Gerichts vielfach feine praktiſche Keuntniß des öffentlihen Rechts, fo daß 
er im legten Viertel des vorigen Jahrhunderts mehr und mehr als die eigentliche 
Aiiorität in ſtaatsrechtlichen Dingen in allen deutfhen Landen gelten burfte, be- 
fonders ſeitdem der alte Moſer ſich feinem Lebensende nahte. 

Nicht weniger glänzend war aber P.'s Laufbahn als akademiſcher Docent, 
und man mag zweifelhaft fein, ob feine praftiiche Autorität oder ob fein Ruf als 
Lehrer damals in Deutſchland höher angeſchlagen worben ift. Jedenfalls gehörte ee 
zum guten Tone, P.'s Borlefungen über öffentliches Recht befucht zu haben. Aus 
allen Theilen Deutfhlands und aus allen Ständen ftrömte die Iugend nad) Göt- 
tingen zu biefen Vorträgen. Bei folden Erfolgen feiner afademifhen Wirkſamleit 
konnte e8 nicht fehlen, daß P. bereit8 1753 professor ordinarius warb und 1757 
nad) Schmauß’ Tode die Profeffur des öffentlichen Rechts in ter Oöttinger Fa— 
fultät erhielt. Vierzig Iahre fpäter, 1797, wurbe er zum Orbinarius für das 
Sprudtolleg und Primarius als Lehrer der Rechte ernannt. Er ftarb in viefer 
Stellung am 12. Auguſt 1807, 

P. fühlte ſich als vertrauter Konfulent der höchfigeftellten Klienten an ven 
Höfen und in allen Ständen, fo wie in dem unerſchütterlichen Rufe des gefuche 
teften und gefeiertften Lehrers des beutfchen Stantsrehts fo glüdlih und zufrie- 
ben, taß er um eine andere und höhere Stellung ſich nirgends bemühte, und bie 
ehrendften Anerbietungen zu ven höchſten Yemtern, auch die Berufung zum kaiſer⸗ 
lihen Reichshofrath ausſchlug, um nur in dem Gelehrtentempel Göttingens ferner 
verweilen und wirken zu können. 

P. Hat nicht blos in der Sphäre ver Nehtswiffenfchaften gearbeitet. Er hat 
auch Theologica, er hat auch über Zahlenlotterien, über Salpeter-Regalität, über 
beutfche Rechtichreibung und über Kanzleiceremoniell geſchrieben. Aber das ift Alles 
unbedeutend und gehört nicht hieher. Auch vie Schriften P.'s über andere Ge- 
biete der Jurisprudenz hätten feinen Ruf nicht bebeutend machen können. Aber 
das deutſche Staatsreht war das eigentlihe Feld feiner wiffenfhaftlihen Thätig« 
feit, und bier überragt er durch feine Leiftungen alle Publiciften aus der Zeit des 
deutſchen Reichs, von welchen Feiner Tieferes, Glänzenderes geleiftet hat. Selbſt 
3. 3. Mofer fteht unter ibm; denn obwohl Mofer die Bahn zu einem gründ- 
lid dogmatiſch-hiſtoriſchen Studium des deutſchen Rechts erft gebrodhen und bie 
Schule der hiſtoriſchen Projekt- und Hypothefenmaher (Cocceji, Ludewig) über- 
wunden hat, obgleich Mofer durch Uuffpeiherung eines ungeheuern Materials ſich 
große DBerbienfte erworben und in ben meiften Fällen der Forſcher auch jett noch 
auf ihn zuräcdzugehen bat, fo fteht ihm doch P. in Maffenhaftigkeit des Wiſſens 
vollfommen ebenbürtig zur Seite, und in Bezug auf die Materien bes Reichs— 
proceffes, des Privatfürftenrechts und einiger anderen wichtigen Speciallehren bes 
deutſchen Staatsrechts übertrifft er an Gelehrſamkeit jelbft den alten Mofer, fo 
daß aud die heutige Wiffenfchaft hier befonvers in P. ihren Stüßpunft fuchen 
muß. Bei weitem aber überwiegt den alten Mofer unfer P. durch die formelle 
und fyftematifhe Bearbeitung des ſtaatsrechtlichen Stoffes, durch die Klarheit und 
Eleganz der Darftellung, durch Aufdeckung und Anwendung gewiſſer leitender 
Grundgedanken, durch juriftifhe Konfequenz und Methodik, und in allen biefen 
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Tugenden fteht zugleich kein nenerer Staatsrechtsgelehrter aus den Reichszeiten 
über P., auch nicht der philofophirende, geiftreiche, aber nicht felten flahe Gön- 
ner und fein Anhang, oder der mehr in P.'s Geifte thätige Leiſt und feine 
andern Schüler, noch Klüber, der als Publicift ver Reichszeiten noch ziemlich 
unbedeutend vafteht. Freilich der Funke des Genies leuchtet aus keiner von P.'s 
Schriften hervor. Wir haben es hier einzig und allein mit einem tüchtigen Ta- 
lente zu thun, welches durch umverbroffenen Fleiß unterftügt und — was bei 
publiciftifher Schriftftellerei ganz, befonders ins Gewicht fällt — von ber ftreng- 
ften Gewiſſenhaftigkeit begleitet wird. 

Der heutigen Wiffenfhaft muß es allerdings leicht fein, eine ſchneidende 
Kritit der B’ihen Leiftungen zu geben. Nicht blos ift die Wiffenfhaft des Staats» 
rechts durch die großartigften geichichtlihen, philofophifhen wie kritiſchen For—⸗ 
ſchungen unendlich gefördert worden: aud das praftifch-politifche Leben Deutſch⸗ 
lands, ja ganz Europa’s, hat in einem neuen lebendigen Geifte einen Umſchwung 
erfahren, von welhem P. und feine Zeitgenoffen -faum eine Ahnung haben fonnten. 
In Bezug auf die gefchichtlihen Grundlagen vermiffen wir in Pe's Schriften ein 
tiefere Zurüdgehen auf die älteften deutſchen Zuftände. Aber dafür find über- 
haupt erft feit Eichhorn und feit der Fritifchen Auffuhung und Bearbeitung ber 
älteren Duellen ber deutſchen Geſchichte, insbeſondere Rechtsgeſchichte, gebiegene 
Unterfuhungen angeftellt. Wir vermiffen eine pragmatifche, principielle over wenn 
man will, philojophifhe Beherrfhung des pofitiven Materials. Aber auch biefer 
Foriſchritt in der wiffenfhaftlihen Behandlung ift in Deutſchland erft im Laufe 
des 19. Jahrhunderts überhaupt gemacht worden. P. hat ferner kaum ein Be- 
wußtjein von der wefentlihen Berjchiedenheit des Privat- und des Staatsrechts 
und von ber Nothwendigfeit, eben deshalb das Staatsrecht ganz eigenthümlich zur 
behandeln und barzuftellen. Aber felbft in der Gegenwart herrſcht darüber noch 
nicht viel Klarheit. Es fehlt P. an jeder ftaatsmännifhen Auffaffung in ber Bes 
urtheilung ftaatsrehtlicher Fragen ; er geht an die Arbeit mit dem Rüftzeng und 
mit der Tendenz eines Advokaten und vergräbt fi darum nicht felten in Klei— 
nigfeiten, in den Details, auch wohl in den Spiefinvigfeiten des formellen Rechts, 
ohne die wahre Natur und die ganze große fittlihe Urt der Staatsredhtsverhält- 
nifje zu begreifen, bei deren Beurtheilung es mehr auf die Wahrung des natio- 
nalen Gedankens, der Idee des Staats, als auf die formelle Rechthaberei an- 
fommen muß. Der fortwährende Umbildungsproceß, ven das öffentlihe Recht auf 
dem Grunde neuer, eine Nation beherrſchender Ideen erfährt, dieſe flüffige und 
geiftige, dieſe ideale und wahrhaft hiſtoriſche Gigenthümlichkeit des Staatsweſens, 
welde ſich namentlich feit dem Ausgang des vorigen Jahrhunderts in Europa vor 
dem Auge aud des befangenften Zufchauers enthält hat, war P. noch ziemlich 
verfchloffen. Aber wenige Vertreter der politifhen Wiffenfchaft des vorigen Jahr» 
hunderts hatten davon eine beffere Ahnung, und P. muß um fo billiger beurtheilt 
werben, da ber politifhe Umſchwung Europa's und Deutſchlands erft in das 
Sreifenalter des trefflihen Gelehrten fällt. 

Es foll nicht geläugnet werben, daß ihm namentlich der Zufammenhang zwifchen 
Bolt und Staat, zwiſchen Volfsfitte, Volksgeiſt und Staatsrecht noch wenig ober 
gar nicht aufgegangen war. Er behandelte das deutſche Staatsredht als ein ge— 
wöhnliches Bertrags- und Gefellihaftsreht. Das lanpftändifhe Berhältnig zum 
Landesherren insbefondere ift ihm das orbinärfte Kontraktverhältniß; er hat feine 
Ahnung von der wahren nationalen Bedeutung landftändifcher Inftitute. Wefent- 
li ſieht er darin Beihränfungen der monarchiſchen Staatsgewalt, welde ſich 


442 Zohann Stephan Pütter, 


einzig und allein durch hiſtoriſch überlieferte Rechte und Privilegien ver Landſtände 
rechtfertigen. P.'s Ideal ift die abfolute Monarchie mit der möglichft unbefchränften 
Wirkſamkeit der Staatsgewalt, und er ift geneigt, tie ftänbifchen Rechte dem Rechte 
bes Landesherren zu opfern; doch gibt er diefem Abfoluttsmus zugleich einen ge- 
wiſſen patriarchaliſchen Anftrih, fo daß bie unbebingte Hingabe und „Unterthä- 
nigfeit" der Staatsangehörigen durch die Liebe und Ehrfurdt der „Landeskinder“ 
zu ihrem Lanbesherren gemildert werben fol. Wir geben zu, nad heutiger Auf- 
foffung der Staatsverhältnifie ift das fein haltbarer, ja fein würdiger Stanbpuntt 
für einen Staatsrechtslehrer. Auch fehlt es P. demgemäß an jeder höheren Kritik 
der einzelnen Staatsrechtöverhältniffe vom Standpunkt des Staats als des fitt- 
lichen, nationalen Gemeinweſens. Was hiftoriich Recht geworben, das ift ihm Recht 
ohne Weiteres, und fo empfindet er auch nicht das geringfte Mifbehagen gegen» 
über den vielen verfchrobenen und verfommenen Rechtsverhältnifien, wie fie in ven 
unzähligen Kleinftaaten in ber bornirteften und bem wahren Weſen des Staates 
widerſprechendſten Weife fich zu feiner Zeit in Deutſchland vorfanden. Ja, P. ift 
fo durchdrungen von einer heiligen Schen und Ehrfurdt vor feinem Landesherren, 
daß er jede fachwiſſenſchaftliche Erörterung mit einer gewiffen Yengftlichleit und Be- 
fangenbeit zu vermeiden ſucht, welche vielleiht an höchſter Stelle mißfallen könnte. 
Ein ſchlagendes Beifpiel findet fih in feiner Selbftbiographie (II. ©. 877, 78). 

Aber wenn wir darin aud ein beutliches Zeichen finden müſſen, daß P. ver 
edle Gelehrtenftolz, die kühne Selbftändigkeit und Zuverficht eines wiſſenſchaftlichen 
Forſchers und Reformators fehlte, jo find wir doch weit davon entfernt, ihn mit 
R. v. Mohl des Servilismus und Mangeld an Gefinnung zu zeihen. Wer 
fi wie P. bei allem Thun und Laffen fo ehrlich, fo gewifjenhaft und von einem 
wahrhaft religiöfen Geifte beftimmt erweist, den trifft diefer ſchwere Vorwurf nicht. 

Bon P.'s zahlreichen Schriften follen hier nur bie vorzäglichften hervorgehoben 
werben: Sein Lehrbuch des deutſchen Staatsrechts, in den erflen Bearbeitungen 
Elementa (zuerft 1754 und öfter), dann Institutiones juris publ. Germ. (zuerft 
1770) genannt und in legterer Form in 6 Auflagen gebrudt (ed. VI. 1802), 
auch nad der Ausgabe von 1787 deutſch überfegt durch den Grafen Hohenthal 
mit Anmerfungen von Grimm (1791). — Opuscula rem judiciariam imperü 
illustrantia (Öött, 1766), fo wie viele deutſche Schriften über das Procepwefen 
des Reichs. — Auserlefene Rechtsfälle (I—IX. F. Gött. 1763— 1809). — Ueber 
bie deutſche Reichs» und Territorialgefchichte lieferte er viele theild größere, theils 
Heinere Lehr- und Handbücher; am widtigften ift: Hiftorifhe Entwidelung ber 
heutigen Staatsverfafiung des deutſchen Reichs (3 Bände, zuerft 1786 und dann 
noch in zwei unveränderten Auflagen, auch 1790 ins Englifhe überfegt), — 
Wichtig find befonders auch die Beiträge zum deutſchen Staats- und Yürften- 
rechte (2 Thle. Gött. 1777, 79), und noch bebeutender die Erörterungen und 
Beifpiele des deutfhen Staats» und Fürftenrehts (2 Bde, 1793, 94), dann: Ueber 
ben Unterfhieb der Stände, befonders des hohen und niebern Adels in Deutfch- 
land (Gött. 1795), woran ſich fchließt das berühmte Bud: Ueber Mißheirathen 
deutſcher Fürften und Grafen (Gött. 1796). — Prime line® juris privati prin- 
eipum speciatim Germanis® (ed. I. 1768, ed. III. 1789), woran fi ſchließt: 
Sylloge commentationum jus privatum principum illustrantium (zuerft (1768 
und bann ohne Angabe von einer 2. reip. 3. Auflage, aud 1779 und 1789 
gebrudt). — Ganz beſonders ſchätzbar ift die fleißige und gelehrte Litteratur des 
deutſchen Staatsrechts (Gött. 3 Bände 1776—83; 4. Band von 2. Klüber 1791). 

Bergl. 3. St. Pütter's Gelbftbiographie, Zur danfbaren Jubelfeier feiner 
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fünfzigjährigen Profefforenftelle zu Göttingen (Gött. 2 Bde., 1798). I. P. Püt- 
ter’8 Literatur des beutfhen Staatsrechts. Br. II. S. 10 ff., wo ſich nament- 
ih ein vollftändiges Berzeichnif der bis 1781 von P. publicirten Schriften: findet. 
R. v. Mohl, die Geſch. u. Lit. der Staatsw, II. ©. 425 ff. ». Kaltenbotn. 


Pythagoras. 


Scheiben wir all jenes Märchenhafte aus, was über Pythagoras in einer 
wunberfüchtigen Zeit durch die Neuppthagoreer und Neuplatoniter mit naiver oder 
abfihtliher Fälſchung gefabelt wurde (3 B. er fei ein Sohn des Apollo gewefen, 
habe als Zeichen biefer göttlichen Abkunft einen goldenen Schenkel bejeffen, fei 
einmal auf Beſuch in die Unterwelt gewandert, habe allein unter allen GSterb- 
lihen die Sphären-Mufif gehört, u. dgl. mehr), fo bleibt als wirklich geſchicht- 
licher Kern übrig, daß er in Samos zwifhen 580—570 v. Chr. geboren war, 
ungefähr um 540 in die durch politifhe Kämpfe und arge Entfittlihung tief ge- 
funfene Stadt Kroton in Unteritalien fam, und daß er um das Jahr 500 ge- 
ftorben fein mag. Auch mas von feinen Jugendlehrern, und insbefonvere was von 
feinen ausgebehnten Neifen berichtet wird, gehört jenen fpäteren getrüßten Quellen 
an; denn abgefehen von offenbaren Dichtungen (3. B. daß er ber urfprüngliche 
Lehrer der Druiden geweſen) ift auch fein Aufenthalt in Kreta und Lakedämon 
faft ebenfo zweifelhaft als jener in Aegypten, und die Entftehung derartiger An— 
gaben fehr leicht erflärlich. Hingegen muß es als wahrſcheinlich gelten, daß er bereits 
in Samos für Herftellung vorifher Einrihtungen thätig war und fomit in Kroton 
nur auf anderem Boden (warum er ausgewandert fei, dafür werben wohl mancherlei, 
aber kritiſch unfichere Gründe angegeben) feine früheren Beftrebungen wieder 
aufnahm. 

Jene feine Thätigkeit num als Gründer und Vorfteher des fog. pythago— 
reifhen Bundes, welcher fi raſch über alle größeren Städte Grofgriedhen- 
lands verbreitete, ift e8 auch, von welcher wir hier zu fprehen haben. P. war 
jedenfalls ein perfönlic bedeutender Mann, welcher auf feine Umgebung einen ent- 
ſcheidenden pädagogiſchen Einfluß auszuüben vermochte, und er benützte biefes fein 
Talent, welches fpäter in dem befannten „ipse dixit* einen ſchulmäßig übertries 
benen Ausdruck fand, in der evelften fittlihen Abficht, wobei er grumbfäglic von 
doriſchen Anfhauungen getragen-war. So mochte die Iyfurgifhe Einrichtung ber 
Syifitien und die bei den Dorern übliche Stellung der Frauen für das äußere 
Leben der Anhänger des P. allerdings in manden Cinzelnheiten derartig fich 
weiter ausbilden, daß von förmlichen Lebens- und Tifchregeln, von einer gewiſſen 
Gütergemeinfhaft, von Aufnahmsbebingungen u. dgl. geſprochen werben fonnte, 
während hinwiederum andere Angaben, wie z. B. namentlid wenn von einer 
Geheimlehre der Pythagoreer die Rebe ift I, den myſtiſchen Zuthaten fpäterer Zeit 
beizuzählen find. Auch was P. mittelft äußerliher pädagogifher Maßnahmen inner- 
lid bezwedte, war nichts Anderes, als daß er nad doriſchem Stile fittlihe Vor— 
trefflichkeit verbreiten wollte, und hiemit hängt auch feine fo zu nennende philo- 
ſophiſche Auffafiung, deren Detail nicht hieher gehört, zufammen ; denn fo wie man 
vielleicht mit Unrecht das eigentlihe Wefen und Princip der pyth. Philofophie in 


1) Wenn man den pythag. Bund mit dem Sefuitenorden oder noch häufiger mit den Frei: 
maurern verglichen bat, ja zuweilen einige Freimaurer felbft ihren Verein auf P. zurüdführten, 
fo ift befanntlic das Eine fowie das Andere gleich haltlos, 
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der Zahlenlehre erblickt hat, fo bürfte wohl richtiger der Grundgedanke des P. in 
einer Alles umfaffenden und beherrfchenden ebenmäßigen Ordnung zu finden fein, 
zu deren näherer Darlegung er die mathematifchen und mufitalifhen Verhältniſſe 
und Gefege mehr als konftruftives Mittel benützte. 

Jene harmonifhe Ordnung' umfaßt in dem altgriehifchen (unüberfegbaren) 
Begriffe des xoouog und insbeſondere der edxoowie fowohl ven Mafrofosmus 
des gefammten als aud den Mikrokosmus des menfhlihen Dafeins, und hieran 
fnäpften ſich (ähnlich noch wie bei Plato) nothwendig jene althellenifhen Annah— 
men bezüglich der menſchlichen Seele, wonach viefelbe in Folge früherer Verſchuldung 
aus ber Gemeinfchaft der Götter geftürzt fei und fi auf Erben in dem Leibe als in 
einem Gefängniffe over auf einem Wachtpoſten befinde, um in folder Eriftenz 
durch eine Reihe mehrerer Berförperungen hindurch (Seelenwanderung) die fittliche 
Kraft ihres edleren Seins zu erproben. Auf folder Grundlage wollte P. die Har- 
monie des Lebens hergeftellt wiffen durch Gehorſam gegen die orbnenden Geſetze, 
Gehorfam gegen die weiferen Aeltern, durd Erziehung der Jugend, durch Hin- 
weifung der Bürger auf ihre eigene Stelle im Staate, durch Einfhränkung bes 
felbftfüdytigen Bermögens-Interefje'8 und durch eine reinere fittlihe Auffaffung des 
göttlihen Weſens. Sowie wir aber in diefer legten Beziehung den P. doch nicht 
als förmlihen Religionsftifter betrachten dürfen, fo können wir anbrerfeits aud 
nicht jagen, daß fämmtlihe Mitgliever des Bundes eiwa Philoſophen geweſen 
feien, ſondern nur, daß fie und ihren Meifter das gemeinfame Band einer auf 
borifhem Boden wurzelnden Ethik umfchlang; und in gleicher Weife werten wir 
aud in dem pyth. Begriffe der Gerechtigkeit, daß fie das gleihmal Gleiche (ivaxız 
i0ov) oder daß fie eine proportionale Wiebervergeltung (avrıenovöog) fei, nicht 
etwa eine durchgreifende rechtsphiloſophiſche Definition, fondern nur ein mathema- 
tiſches Symbol einer ziemlid unbeftimmten ethifhen Anfhauung erbliden dürfen. 

Sowie es aber bei ven Griechen (auch in ihren fpäteren Entwidlungsftufen) 
feine Ethik neben der Politit gab, fondern ein politifher Ethicismus oder eine 
etbifche Politik ale Fragen über individuelle Menfhentugend abforbirte, fo war 
es gar nicht anders möglid, als daß P., welcher ja fofort in einem Vereine von 
Gefinnungsgenofien feine dorifche Ethik zu allgemeinerer Verbreitung bringen wollte, 
eben darum zugleih au in politifher Tendenz auftrat. Und fowie e8 un— 
richtig ift, wenn man in dem pyth. Bunde ausſchließlich nur ein politifhes Klub- 
wejen erbliden wollte, fo würde man ebenfo jehr irren, wenn man meinte, das 
politifhe Auftreten der Bundesmitgliever habe ſich nur nebenbei durch Äußere Um- 
fände veranlaßt eingeftellt. Wer ven Dorismus nit blos für feine eigene Perſon 
theoretifch fefthielt (wie 3. B. Plato), fondern ihn auch in einem fittlihden Zu- 
fammenleben mit Anderen praftifd; verwirklihen wollte, der mußte von vorneherein 
gleihfan einen Kleinen doriſch geftalteten Staat einrichten. Und während der pyth. 
Bund in Unteritalien, wo Genußſucht und Frivolität einzureißen brohten, für 
Herftellung eines ftrengen fittenreinen Wandels äußerſt wohlthätig wirkte, mußte 
er zugleich nad feiner altvorifhen ariftofratiihen Tendenz ſowohl den demofrati- 
ſchen Bewegungen in ven dortigen Städten die Spige bieten, als auch auftau- 
enden tyrannifchen Gelüften in den Weg treten. Die theoretifchen Anfhauungen 
ver Pythagoreer Über das fittlicyeftaatliche Leben fanden daher au in der That 
für die Praris ein freundliches Entgegenkommen in den Senaten der größeren 
Städte, und namentlih in Kroton übte PB. perfönlih auf den aus taufend Mit: 
gliedern beftehenden Rath einen entfchievenen Einfluß aus. Je enger aber die Ge- 

offen und Schüler des P. nad ihrer Lebensweife und ihren Übrigen Beftrebungen 
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in exflufiver Weife als Bündler fi zufammenfhloffen, deſto verhaßter mußte ihr 
ganzes Thun umd Treiben ihren politiihen Gegnern erfheinen, und in Kroton 
und Metapontum, fowie in andern Orten wurden die Berfammlungshäufer des 
Buntes geftürmt und niebergebrannt, die Mitgliever ermordet oder vertrieben (daß 
P. felbft auf folhe Weife umgelommen fei, ift zweifelhaft), und nachdem berartige 
Stürme fid) nody öfters wiederholt hatten, kamen zur Zeit des Sokrates einzelne 
verfprengte Phthagoreer nad Athen, womit bie politifhe Thätigkeit des Bundes 
als abgejchloffen zu betrachten ift, während vie philoſophiſchen Anſchauungen des P., 
welche fich unterbeffen durch feine Schäler auch literarifch fonfolivirt hatten, nun 
wirffamer in die Entwidlung der griehifhen Philofophie (befanntlih vor Allem 


durch Plato) eingriffen. 


Ausführlicheres, fowie vollftändigere Literatur-Nachmweife hauptſächlich bei Ev, 
Zeller, die Philoſ. d. Griechen. I. Br. 2. Aufl. (1856), S. 206— 356. K. Hilde» 
brand, Gefh. u. Syſt. d. Rechts- u. Staats-Phil. I. Br. S. 50 ff. (Was Röth, 
Geſch. d. abendl. Phil. IT. Bo. gibt, beruht großentheil® auf jener übergeiftreichen 
Geſchichtſchreibung, weldye der Kritit entbehren zu können glaubt). Brantt. 

Quartierlaft, j. Kriegskoſten. 


Quesnay, Turgot und die Phyfiofraten. 


François Quesnah, ber Stifter der Phufiofratenfhule, der Gründer des 
erften nationalöfonomifhen Syftems, wurde 1694 in der Nähe von —— 
l'Amauri bei Paris geboren. Sein Vater war Advokat, wohnte aber aus Liebe 
zur Landwirthfchaft außerhalb der Stadt auf feinem Meinen Landgute. Unter den 
Gindrüden des Landlebens aufgewachſen, widmete fi) der junge Francois dem 
Studium der Chirurgie und Meticin, ließ fi fpäter in Mantes als Wund« 
arzt nieder und ſchwang fi durch feine Tüchtigfeit ſchnell zum Direktor des bor- 
tigen Krankenhauſes empor. In weitern Kreifen machte er fih 1730 durch eine 
Schrift befannt, in welder er die Theorie Silva's über den Aderlaß wiberlegte. 
Auf den dringenden Rath feiner Freunde 1737 nad Paris übergeftevelt, wurde 
er bald Sekretär der hirurgifchen Akademie und Wundarzt des Königs Louis XV. 
An Operationen öfters durch Gichtanfälle gehintert, wandte er ſich im feinem 
50. Jahre mit dem kühnen Entfhluß eines Jünglings von der Chirurgie zur 
Mebicin, und erwarb fi die Stelle des erften föniglihen Leibarztes. In feinen 
Mufeftunden befhäftigte er ſich umbelümmert um das üppige Leben des Hofes 
mit Schriftftellerei. Unter feinen mediciniſchen Werfen nimmt die erfte Stelle fein 
Essai pbysique sur l’&conomie animale ein, worin er für den thierijhen Drga- 
niemus allgemein gültige Geſetze aufzuftellen bemüht war. 

Dis zum Jahr 1756 läßt in Q.'s Thaten und Schriften nichts auf einen 
Nationalöfonsmen fließen, als er plöglic in feinem 61. Lebensjahr einen neuen 
Umſchwung macht, der auf ten erften Blid viel verwunderliher und weniger mo= 
tivirt erfcheint als fein Uebergang von der Chirurgie zur Mebicin. In der großen 
Eneyclopedie von Diverot und d’Ulembert, dem wiſſenſchaftlichen Sammelplag 


des damaligen Frankreich, erſchienen 1756 und 1757 von der Hand Q.'s zwei 


Artikel, „fermiers* und „grains*. In dieſen Auffägen tritt Q. als Lobredner 
bes Aderbaues und als Abvokat des gebrüdten Standes ver Heinen Landbauer auf. 

Die Borliebe für den Landbau rührt zunächſt von feiner Erziehung her. 
Auf dem Lande geboren und erzogen, hatte er die Einbrüde ber Kinderjahre bis 
in fein fpätes Lebensalter treu bewahrt. Diefe Hinneigung konnte nur geftärkt 
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werben durch den gerade in der damaligen Zeit vielfach fich zeigenden Gefhmad 
am Landleben. Wir meinen hier natürlich nicht die affektirte Sucht nad Schäfer- 
und Hirtenleben, welches dem im Sinnengenuß überjättigten König und feinen Tra- 
banten auf Stunden eine Abwechslung haften ſollte, wohl aber jenen fittlichen 
Abſcheu vor dem überbilveten franzöfiihen Leben, welcher nach einem natürlichen 
Zuftande Verlangen trug und biefes Verlangen im Landleben zu ftillen hoffte. 
Sodann herrſchte um die Mitte des 18. Jahrhunderts, wohl in Erinnerung an 
den Law'ſchen Bankſchwindel und an die Miffifippigefellihaft vom Jahr 1720, 
eine befondere Vorliebe für den Landbeſitz, der faft allein ungefährbet aus ber 
allgemeinen Zerrüttung aller Bermögensverhältniffe hervorging, und dem man 
darum nad der Schwinbelperiove eine ähnlich geheimnigvolle Kraft zuzuſchreiben 
geneigt war, wie dem Gelde und dem Papier zur Zeit jener Krebitoperationen. 
Weit gerechtfertigter noch als die Hinneigung zum Landbau war das Interefje für 
den Landbauer, welder, der Regierung und ber Gutsherrſchaft gegenüber wehr- 
und machtlos, faft in ganz Frankreich im brüdendften Elend feufzte. Der Grund» 
befig war zum größten Theil in Händen der hohen Geiftlichfeit und bes Adels. 
Sowohl die geiftlihen ald die meltlihen Herren lebten in den Städten und famen 
faft nie auf ihre Güter, außer um vie Gefälle und Pachtgelver einzutreiben, over 
um fo lange in Zurüdgezogenheit zu fparen, bis das üppige Stadt» und Hofleben 
von Neuem beginnen fonnte. Von eigner Bewirthſchaftung war nur in wenigen 
Gegenden die Rede. Das Interefje für die Güter ging nit über den daran ſich 
Inüpfenden Geſchlechtsnamen und die daraus zu ziehenden Einnahmen hinaus. Um 
ber legteren willen war das Land zu einem Heinen Theil in größern Gütern an 
Pächter (fermiers) gegen einen feften Pachtzins, zum weitaus größten Theil aber 
in Heinen, mit dem nöthigften Geräth und Ackervieh verfehenen Parcellen an Ko- 
Ionen (mötayers) gegen einen beftimmten Theil der ©etreiveernte ausgethan. 
‚ Eigenes Kapital befaß der Bauer faft nie, und das zum Gütchen gehörende be» 
nugte er zu allen möglihen Nebengefhäften, deren Ertrag er nicht mit dem Guts- 
bern zu theilen hatte. Daß der Getreidebau auf das Allernothwendigſte beſchränkt 
blieb, ift unter foldhen Umftänden nur zu natürlich. Bon einem funftgemäßen Ans 
bau, wie er in England ſchon lange betrieben wurde, wußte der Landmann nichts. 
Der freie Stand der Heinen Bauern, und, foweit fie eriftirte, die Mittelklaſſe ver 
Landleute konnten ihre Kräfte nicht frei entfalten, denn wo der Gutsbeſitzer nicht 
dur fein Pachtſyſtem ven Getreivebau verhinderte, da fehredte ver Staat durch 
ungleiche, willfürliche, ſchwere Steuern und durch eine kurzfichtige Gefeßgebung über 
ben Kornhandel davon ab. Nicht nur war faft überall der Kornhandel in Händen 
privilegirter Gefellihaften, jondern e8 war auch die Ausfuhr von Korn aus Franl- 
reih, ja fogar von einer Provinz zur andern verboten. Man wähnte dadurch 
niedrige Kornpreife und durch diefe niedrige Löhne zu erzielen, um ber Inbuftrie 
in Konkurrenz mit andern Staaten einen Dienft zu leiften. Auf Erziehung einer 
roßen Induſtrie, welhe, um Geld ins Land zu bringen, möglichft viel 
Sfuhrgegenftände fhaffen follte, war feit faft einem Jahrhundert die größte 
Sorgfalt verwandt worden. Das Beftreben wäre fehr gut gewefen, hätte man nur 
die vichtigen Mittel gewählt, welche der Inbuftrie wirklich nügten und dem Ader- 
bau nicht ſchadeten. Die großartigen Golbert’jhen Mafregeln der Induftriebe- 
fürberung (vergl. Artilel Eolbert), welche als vorübergehend und verbunden 
geordneten Staatöhaushalt Frankreich auf die hödfte Höhe 
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der Induſtrie ausgeartet, während die Ordnung in den Finanzen längſt ge— 
ſchwunden war. 

Gegen alle dieſe Mißſtände, alle dieſe Widerſinnigleiten, ſoweit fie die Land— 
wirthſchaft betrafen, zieht D. zu Felde in den beiden Artikeln der großen Ench— 
klopädie. Hier malt er mit glühenden Yarben die Noth der Bauern, welde aus 
ver Feflelung des Getreivehandeld, aus der Verhinderung des Erports, aus der 
Entvölkerung, aus dem Mangel an Kapital, aus der Steuerlaft, aus der Miliz« 
pflihtigfeit, aus dem Uebermaß der Frohnden erwuchſen. Die beiden Artikel find 
hauptſächlich kritiſcher Natur, geftügt auf eine wenn aud fchr ungenaue Statiftif. 
D, ift ein Freund der von wohlhabenden Pächtern mit Pferben betriebenen Kultur, 
ein ausgeſprochener Feind ver Heinen fapitalarmen Wirthſchaften, welche mit Ochfen 
das feld beftellen. Er hebt vie Wichtigkeit des Landbaues als des urfprünglichften 
aller Gewerbe hervor, und ftüßt fich dabei auf feine geringere Autorität als auf 
den Satz Sully's, daß Landbau und Biehzucht die beiden Brüfte des Staates 
wären. An Vorſchlägen von Gegenmitteln gegen bie unnatürliche franzöfifche Wirth- 
ihaft, welche Maulbeeren ftatt Wein, Seide ftatt Wolle, Spigen ftatt Leinwand 
probucire, find die Auffäge den Worten nad arm, den Gedanken nad unendlich 
reih. Q. verlangt nicht Privilegien aller Art für den vernadjläffigten Landbau, 
er forbert nur, daß gleichzeitig die Bevorzugung ber Induftrie und die Bebrüdung 
des Aderbaues wegfalle, er begehrt nur Freiheit: Freiheit von ben Laſten, 
welde die Grumbeigenthümer dem Lanbvolf aufgebürbet, Freiheit von den Frohn⸗ 
den und Steuerlaften, mit denen der Staat den Bauer brüdt, Freiheit im Ge— 
treivehandel, Freiheit in der Kornausfuhr. Unter diefer Freiheit fieht er im Geiſte 
Frankreichs Landbau und mit dieſem Franfreihs Induftrie zu einer nie geahnten 
Blüthe ſich entfalten. 

Dieſe beiden aus reinſter Menſchenliebe entſprungenen und mit dem feuer- 
eifer der Begeiſterung für eine gute Sache geſchriebenen Artikel machten ein mehr 
als gemöhnliches Auffehen und veranlaften D., auf der von ihm betretenen Bahn 
fortzufehreiten, Hier trafen feine Öfonomifhen Studien bald mit den phyſiologiſchen 
und pfychologifchen zufammen, und es ift für die Entwidlung der Nationalöto- 
nomif von ber größten Bebeutung, daß D. ein Arzt, ein Naturforfher war. Wie 
er fhon 20 Jahre früher in feinem Essai physique sur l’&conomie ani- 
male für den thieriſchen Organismus fefte, unwandelbare Gefege feftgeftellt hatte, 
fo fucht er jett für ven menfhlihen Organismus, für die Entwidlung der Seele 
- in feinen 1758 erſchienenen Observations sur la psychologie ou science de 
l’ame foldhe fefte Refultate zu gewinnen. Diefe Art der Forſchung übertrug er 
auf den Aderbau, auf die menſchliche Arbeit überhaupt, auf die Volkswirthſchaft, 
und daraus erwuchs das erfte Syftem ber politifchen Delonomie, weldes er vor- 
züglid in drei Schriften nieberlegte, in dem Tablean dconomique avec son ex- 
plication, ou extraits des Economies royales de Sully, in vem Probleme &cono- 
mique und in den Maximes générales de gouvernement &conomique d’un royaume 
agricole. Einige der Maximes hatte er ſchon in dem Artifel „grains* aufgeftellt, 
allmälig vermehrte er viefelben bis auf dreißig. Diefen feinen ganzen wirthichaft- 
lihen Ideenkreis fuchte er 1768 in dem Droit naturel in Zufammenhang mit 
dem Gebiet der geſammten Bolitit und Rehtsphilofophie zu bringen. Endlich be- 
mühte er ſich noch, feine Gevanten über Freiheit des Aderbaues auf Gewerbe und 
Handel auszubehnen in feinen Dialogues sur le commerce et sur les travaux 
des artisans. 

Die Hauptgrundzüge dieſes erften nationaldfonomifhen Syftems find in Kur« 
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zem folgende: Die Welt wird durch unwandelbare phyſiſche und moralifhe Ge- 
fee regiert. Diefe fließen aus der natürlihen Ordnung und aus dem natürlichen 
Recht. Der Menſch hat dieſe Gefege walten zu laffen, aber zu erforfhen, um das 
pofitive Recht mit dem natürlichen in Einklang zu erhalten. Jeder Berftoß gegen 
die natürlihe Ordnung rät ſich ſchwer an dem einzelnen Menfhen und an gan- 
zen Staaten. Die beiden Hauptinftitutionen, welche das pofitive Recht zum ge— 
deihlichen Leben und Wirken zu ſchaffen hat, find freiheit und Eigenthum. Auch 
die Erzeugung der Güter, welde nur eine von den andern untrennbare Geite des 
Staatsorganismus und des einzelnen Menfchenlebens tft, unterliegt denſelben Ge- 
fegen. Alle materiellen Güter werden burd die im Grund und Boden wirkende 
“Natur hervorgebracht, und nur die Natur ſchafft neue Stoffe. Die Landwirthſchaft, 
wie fie die erfte Beihäftigung des Menfhen war, bleibt auch immer deſſen vor- 
züglichfte Tätigkeit. Nur die Landwirthſchaft bringt vermöge biefer dem Boden 
innewohnenden Kraft ein Probuft hervor, das größer ift ald die Summe aller 
auf die Produktion verwenteten Arbeiten und Auslagen; fie allein gibt nach Abzug 
der Koften vom Rohertrag nod einen Reinertrag, eine Rente (produit net); 
fie allein ift alfo produktiv. Diefer Reinertrag ift „disponibel“, d. h. er 
fonn vom Landmann übergefpart werben, foweit er nicht an bie Grundeigenthümer 
als Pachtrente, oder an den Staat ald Steuer gezahlt werben muß. Die Ge- 
werbe, welche die von der Landwirthſchaft gelieferten Rohſtoffe weiterverarbeiten, 
fönnen, fo nüglid und nothwendig fie find, feine neuen Stoffe erzeugen; fie er- 
höhen nur den Werth ver ſchon vorhandenen Stoffe um die darauf verwendeten 
Koften, denn die Konkurrenz verhindert, daß der Preis der verarbeiteten Stoffe 
um mehr als biefe Koften den Preis der unverarbeiteten übertrifft. Blos durch 
Abfparen am nothwendigen Lebensunterhalt, oder durch ausnahmsweiſe günftige 
Umftände, ober durch Staatswillfür fann ver Fabrifant einen höhern Preis er- 
zielen ; in den beiden legten Fällen gefhieht das immer auf Koften der Grund- ' 
eigenthümer, deren Rente dadurch verringert wird, Die Gewerbe find darum un» 
probuftiv oder fteril. Ebenfo verhält es ſich mit dem Handel, der gleichfalls 
feinen neuen Reichthum erzeugt. Unter allen Gütern ift nicht das Geld, ſondern 
eine möglichſt große Fülle eigner Bodenprodukte der einzige und wahre Reichthum 
eines Landes. Das Geld, wenn ed aud einen Werth in fih hat, iſt nur ein 
Dermittlungsglied ; die günftige Hanbelsbilanz ift ein trügerifches Zeichen von 
Boltswohlftand. Aus dieſen Betrachtungen ergibt fih DO. die Eintheilung der Be- 
völferung in drei Klafien, die hervorbringende, welde vie felbftarbeitenden 
Landbauer, die disponible, welde bie nichtarbeitenden Grundeigenthümer, und 
bie fterile, welche alle andern Menfhen umfaßt. 

Höchſt beveutfam find die praftifhen Rathſchläge, welde Q. aus biefem ein- 
fahen Syſtem ableitet: Dem Landbau muß fo viel Kapital und Arbeit als nur 
irgend möglich zugeführt werben. Das wird am fiherften durch Hinwegräumung 
aller ven Aderbau hemmenden Einrihtungen erreicht. Alle bäuerlihen Laften, alle 
Staats- und Gemeindefrohnden, alle Zehnten müffen fallen, Jedermaun muß 
bauen bürfen was er will, der Getreivehandel muß unbevingt Jedem freiftehen, 
bie Ausfuhr des Kornes in eine andere Provinz und felbft ins Ausland darf 
nicht verwehrt fein. Pofitive Begünftigungen, Landftraßen und Kanäle, Prämien 
und ein guter Unterricht werben die Frucht der Freiheit fördern. Die unprobul- 
tiven Klaſſen find pofitiv nicht zu begünftigen, weil das immer nur auf Koften 
der probuftiven Klaffen gefhehen kann; aber die Laften, weldhe auf dem Hanb- 
wert und tem Handel liegen, müſſen gleichfalls verſchwinden, denn fie ſchaden 
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denfelben und damit indireft dem Aderbau durch Erhöhung der Preife und Ver— 
minderung ber Nachfrage nad Aderbauprobulten, fie ſchmälern alſo den Reinertrag. 
Die Zünfte, die Privilegien, die Monopole, die Yabrikationsvorfhriften müffen 
aufgehoben werden, die Zollgrenzen müſſen aud für die Gewerbe fallen, damit 
bie umbebingtefte Konkurrenz zwiſchen ven Individuen und den Völkern ftattfinve, 
und die Herrfhaft ver Natur aud bier zum allgemeinen Beften fi frei entfalte. 
Da alle Laften, welche auf irgend einer Produktion ruhen, am Ende auf ven 
Reinertrag zurüdfallen, fo muß es aud mit den fchwerften Laſten, den Steuern, 
alſo fein. Folglich ift es irrationell, die Steuern auf Ummwegen mit großen Koften 
beizutreiben, fie müflen unmittelbar vom Reinertrag an deſſen Quelle, in Geftalt 
einer einzigen Grundſteuer erhoben werben. | 

Diejes find die Grundzüge ver Lehren Q.'s, deſſen Schüler und Anhänger 
gar bald wegen der bejonvern Betonung der Naturherrfhaft allgemein ven 

amen der Phyfiofraten (xparnoıg tig PVasmg) oder wegen der Bevor- 
zugung bes Uderbaues ven der Defonomiften erhielten. 

Je weiter fih DO. in dieſes fein Syftem hineindachte, je mehr er den Ge— 
fegen nachſpürte, je mehr ftieg fein Glaube an deren Unfehlbarfeit, welcher in 
nichts ſich jo miderfpiegelt als in der befannten Unterredung mit dem Dauphin. 
„Dauphin: Was würden Sie thun, wenn Sie König wären? D.: Nichts. 
Dauphin: Und wer würde regieren? Q.: Die Gefege!" Leider vertiefte fih D. 
damit immer mehr in den Theil feiner Lehre, welcher uns ber unhaltbarfte jcheint; 
war ed aber zu verwundern, daß er, dem bie unenblihe Mannigfaltigfeit des gan- 
zen wirtbichaftlihen Lebens der Völker als in den einfachften Gefegen wurzelnd 
vor feinem inneren Auge ftand, die Augen von ver Wirklichkeit abwandte und ſich 
in feinen mathematiſch firengen Begriffen genügte? Seine Vorliebe für die Ma- 
thematik erftredte fih aucd auf andere Gebiete, er glaubte in feinen legten Lebens- 
jahren die Quadratur des Kreifes gefunden zu haben, und nur ver Tod hinderte 
ihn an der Publikation diefer vermeintlihen Entvedung. Er ftarb 1774 im Alter 
von 80 Jahren, tief betrauert von dem großen Kreis feiner Berehrer und feiner 
Schüler. 

D.8 Schüler hingen an ihrem Herrn und Meifter mit einer Berehrung, 
welche ſchon A. Smith, felbft einer feiner aufrihtigften Bewunderer, mit jener ber 
alten Philofophenfchulen verglih. Selten hat denn auch ein Lehrgebäude jo ſchnell 
Schule gemacht, wie die Phyſiokratie, niemals ift ein wiffenfhaftlihes Syftem fo 
raſch populär geworden. Man fünnte fi bei dem ftrengen Charakter der D,’fhen 
Schriften vielleicht darliber wundern, allein wir müffen den Ausdruck „populär“ 
nicht demokratiſch, fondern ariftofratifh faflen. In die großen Mafjen des Volkes 
konnte die neue Lehre nicht eindringen, ja mit diejen gerieth fie fogar bald genug 
in Konflitt, das Bolt ftand dafür politifh und intelleftuell viel zu tief. Um fo 
mehr fand das gebildete Publitum Gefallen an der nenen Lehre. Einmal mußte 
ed einen Jeden frappiven und feſſeln, die trivialen, alltäglich wiederlehrenden Ver— 
hältnifje des gemeinen Lebens in den Kreis der Wiffenfchaft erhoben zu jehen 
(ähnlih wie Riehl's Naturgefhichte des Volkes darum fo ſchnell Anklang fand) 
und bie taufendfältig wechjelnden Erfheinungen des Verkehrs in ein paar Säge 
formulirt, auf ein paar Gefege rebucirt zu fehen. Auf der andern Seite waren es 
die Anklänge an- vie fhon oben berührte Sehnſucht nad einfachen natürlichen 
Zuftänden, welde in dem Emil von Rouffeau einen damals fo allgemein bewun- 
derten Ausdruck fand; e8 war der Drang nad Freiheit, welcher einen Tafayette 
in die Reihen der um ihre Freiheit Fämpfenden Amerikaner rief. Nach allen Seiten 
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bot das neue Syſtem Anfnüpfungspunkte und reichen Stoff zur Betrachtung, felbft 
für den, der nicht Zeit oder Luft hatte, näher fih damit zu befaffen. Gerade 
daraus iſt es aud zu erklären, daß D. unter feinen Schülern fo fehr verſchiedene 
Charaktere vereinigte. Viele waren nur geiftlofe Nachbeter und Nachtreter feiner 
Lehre, der fie folgten, weil e8 etwas Neues war, weil der Phyſiokratismus Mode 
wurde, weil der Hof denfelben begünftigte. Solde Nachtreter find nicht zu arg 
verfpottet mit den Worten Grimms, daß fie ihren Lehrer vier Tage nad feinem 
* Zode heilig gefproden und angebetet hätten; entblöbete fih bob Mirabeau 
nicht in feiner Trauerrede, auf weldhe Grimm anfpielt, Q. über alle Reforma- 
toren in der ganzen Weltgefhichte zu ftellen, oder zu behaupten, e8 gäbe nur brei 
wunderbare Erfindungen: die Schrift, die Münze und das Tableau 6conomique. 
Mirabeau verftand es denn aud, das vielfach unverftandene und mißverftanbene 
Tableau in zwei ftarfe Ouartbände aus einander zu zerren. Dennody fteht der- 
felbe Mirabeau in mander Beziehung über den andern Schülern, da er ſchon vor 
D. oder ganz gleichzeitig mit ihm in feinem Ami des hommes ou trait@ de la 
population 1756 auf eine Menge von Sägen geführt wurbe, melde ganz in 
DE Geift gedacht find. Der Phnfiofratismus lag eben in der Luft. Mit dem 
Tableau felbft, jener formule &tonnante, welde, wie Dupont de Nemours fagt, 
die Entftehung, Vertheilung und Wiebererzeugung des Vermögens barftellt, wurde 
eine Art Ubgötterei getrieben, e8 wurbe auswendig gelernt, und vor Allem legte 
man den von D. rein willfürlih gewählten und in biefem Sinne behandelten 
Zahlen eine abfolnte Richtigkeit bei. 

Andere hielten fi von dieſer Vergätterung Q.'s frei und bauten lieber das 
von ihrem Lehrer aufgeftellte Syftem nad den verfchiedenften Richtungen weiter 
aus, nmamentlid nad der politifchen, wie Mercier de la Rividre und ber 
Abbe Baudeau. Andere erweiterten, was fhon D. in feinen Dialogues ver: 
ſucht Hatte, die Freiheit im Aderbau zur Freiheit aller Gewerbe, fo le Trofne 
und Dupont de Nemours, Aus der ungehenern Zahl der meiftens nicht näher 
gelannten Phyfiofraten erwähne ih nur noch die auch fonft in andern Willens» 
zweigen berühmten Namen eines Gondorcet, Condillac, Raynal, Ger— 
main Öarnier, Breffon und eines Jean Jacques Rouffeau, welder für 
die Encyklopädie gleichfalls einen Auffag im phyſiokratiſchen Sinne verfaßte. 

Eine befontere Stellung nimmt unter den Phyfiofraten Jean Bincent 
Gournah ein (geb. 1712, geft. 1759). Er ift einer der wenigen, weldye nicht viel 
fhrieben, aber um fo mehr dachten. Gournay, aus einer Kaufmannsfamilie ftam- 
mend und felbft Kaufmann, gebildet an ven Werfen von Petty, Child, de la Court, 
mit einem buch lange Reifen in Spanien, Deutjhland, Holland und England 
erweiterten Blick, hatte fih wie Mirabeau feinen wirthihaftlihen Gedankenkreis 
bereits ſelbſtändig gefhaffen, als er, 1749 zum Intendanten des Handels er- 
nannt, mit Q. befannt wurde. Ein genaues Stubium der franzöfifhen Zuftände, 
wie er fie auf feinen Amtsreijen kennen lernte, brachte auch ihn zu ter Ueber: 
zeugung, daß Frankreich durch eine hundertjährige Geſetzgebung, welche Alles 
den Unterthanen vorfchreiben wollte, in falfhe Bahnen gelenft war; dieſe feine 
Abneigung gegen das Bielregieren fteigerte fich zu dem andern Ertrem, daß ber 
Staat ſich um das wirthihaftliche Leben gar nicht kümmern follte, daß er Alles 
bem freien Ermeffen der Unterthanen zu überlaffen hätte. Es verbichtete ſich das 
bet ihm zu dem fpäter al8 Parole der Phyfiofraten ausgegebenen Sat: Laissez 
faire, laissez passer. In einem theoretifhen Hauptpunkt unterſchied ſich Gournay 
wefentlihd von D,: er konnte als Kaufmann fi niemals damit befreunden, daß 
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Gewerbe und Handel unproduktiv oder fteril fein follten; ebenfo wenig vermochte 
er aber auch Q. von feiner Grundlehre abzubringen, wenn es auch vorzüglich 
ihm zuzuſchreiben ift, daß Q. nicht zu einfeitig wurbe. Eine Intonfeguenz begeht 
dann freilich Gournay, wenn er mit dem Haupt der Phyſiokraten in der Ver— 
werflihkeit einer jeven andern Steuer ald des iwpot unique harmonirt. Zu be— 
haupten, daß Eigennug ihn, den Kaufmann, dazu getrieben hätte wäre Verleum- 
dung, denn die faufmännifhen Geſchäfte hatte er lange bereits aufgegeben, als 
er ſich eingehender mit der phyſiokratiſchen Lehre befchäftigte. 

Wenn auch Gournay in feiner amtlichen Stellung nod nicht im Stande war, 
phyfiofratifhe Lehren in die Staatsverwaltuug einzuführen, fo war er doch ein 
eifriger Agitator, der feine und Q.'s Gedanken in die höchſien Kreife der Ver— 
waltung, in die Minifterien trug. Daß dieß gelang, daß fogar die beiden Könige 
Ludwig XV. und Ludwig XVI. fi dem gleihfam anftedennen Phyfiotratismus 
nicht zu entziehen vermochten, war ein gewaltiger Triumph der jungen Wiflen- 
haft. Daß Ludwig XV. in den Tuilerien felbft das Tableau &conomique vruden 
ließ, und mit höchſteigner Hand für feinen „Denker“, wie er Q. wohl zu nennen 
liebte, die Korrektur beforgte, das will freilih wenig beſagen, aber der königliche 
Schuß war doch nicht zu verachten, wenn das Syſtem nicht in der Theorie ver— 
fommen, fondern praftifch in das Leben eingreifen ſollte. Die praktiſchen Vor— 
ſchläge waren wahrlich revolutionär genug, wie ja auch die Revolution faſt alle 
verwirklichte. Q. und feine Schüler verſchleierten das revolutionäre Gepräge, in⸗ 
dem ſie den aufgeklärten Despotismus dafür zu intereſſiren ſuchten. Der König 
ſelbſt ſollte ſich als Vater des Volkes, als erfter Grumbeigenthümer an die Spitze 
der Bewegung ftellen. 

Diefes wenigftens für eine kurze Zeit erreicht zu haben, ift das Berbienft 
Turgot’s; ihm gebührt um veffentwillen eine vorzügliche Stelle in der Ger 
ſchichte der Phyfiofratie, auf die er freilich audy Anſpruch hätte, wenn er und nur 
aus feinen Schriften befannt wäre, denn er ift der geiftvollfte, der durchgebildetſte 
aus der ganzen Schule, felbft Q. vielleicht nicht ausgenommen, Bon T. befigen 
wir einen herrlichen Schriftenihat in 9 Bänden aus allen Wiffenszweigen, viel- 
fach freilich nur in Entwürfen, aber auch in diefen ift er immer geiftreich, immer durch⸗ 
dacht. Sein nationalöfonomifches Hauptwerk find die Reflexions sur la formation 
et la distribution des richesses (1766 in 5 Bänden feiner gefammelten Werte), 
welde fonderbar genug für ein paar junge Chinefen gefchrieben find, welche bie 
phyfiofratifchen Lehren mit in ihre Heimath nehmen follten. Ob fie bet ihren . 
Landsleuten bamit bedeutend Schule gemadht haben?! Das Werk theilt alle Bor: 
züge, aber aud alle Schwächen des phyſiokratiſchen Syſtems in der vollen Ueber» 
zeugung von der alleinigen Produktivität des Aderbaues und ber ftreng daraus 
zu ziehenden Konfequenz der einzigen Grundfteuer. Ein ganz neues Moment ift 
das von T. ftatuirte Recht des Menfchen auf Arbeit, woraus er die Verwerflich- 
feit aller die Arbeit befhräntenden Maßregeln beweifen will, und woraus bie 
Kommuniften die Verpflichtung des Staates zur Beſchäftigung der Arbeiter her 
leiteten. So verftand T. eine Fülle von neuen Gedanken in fein Lehrgebäude hin-, 
einzuziehen, die Arbeitstheilung, die Wirkung des Kapitals, ven Zins, die Lehre 
vom Gelde, vie Steuern, alles Punkte, in denen er wohl unftreitig der Lehrer 
von U. Smith gewefen ift. Die meiften dieſer Fragen bat T. au in beſondern 
Schriften behandelt, welde er als Verwaltungsbeamter bei befondern Gelegenheiten 
ausarbeitete. Die bedeutenpfte ift auch bier wieder über die Freiheit des Korn— 
handels. Endlich finden wir bei T. nod eine ganz befonbere Art von Abhand- 
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fungen in ausführlihen, oft für den Zweck zu ausführlichen Einleitungen und 
Motiven zu den von ihm erlaffenen Gefegen. Schon zum Verftändniß derartiger 
Arbeiten, noch mehr aber wegen ber Reformen felbft müflen wir auf T.'s Lebens- 
verhältniffe näher eingehen. 

Anne Robert Jacques Turgot (geb. 1727, geft. 1781), als „pritter 
Sohn” anfänglib dem geiftlihen Stande beftimmt, wurde, da er gewiffenhafter als 
die meiften feiner Zeitgenoffen war, durch religiöfe Zweifel bald von dieſer Laufbahn 
abgelenkt und zum Staatsbienft geführt. Mit Quesnay und Gournay befannt ge- 
worden, machte er mit legterem die oben angebeutete Dienftreife durch Frankreich 
und erhielt bald nah dem Tode dieſes feines Freundes vie erfte unabhängige 
Stellung im Verwaltungsfah als Intendant von Limoges. Kaum hatte er fi 
dur genaue ftatiftifhe Nachforfhungen mit feinem Wirkungsfreis befannt ge 
macht, fo begann er mit Reformen, zuerft im Steuerweſen, da er bier der allge= 
meinen Zuftimmung am eheften fiher war. Weiter verwandelte er die den Bauer 
hart drückenden Wegfrohnden in eine fefte Gelvabgabe, woturd er nicht nur dem 
Landmann half, fondern auch einer Menge beſchäftigungsloſer Menſchen Arbeit und 
dem Lande wirflih gute Straßen ſchaffte. Ebenfo fuchte er die perfünlichen Ver— 
pflitungen zur Miliz in Gelvleiftungen umzufegen, er forgte für guten Unter: 
richt, gute Armenanftalten, er ermunterte den Aderbau durch Prämien, und war 
Tag und Nacht mit Rath und That für Jeden zugänglid. Bei fo anftrengender, 
aber auch anregenver Thätigkeit entftanden tie beften feiner wirthſchaftlichen Mo— 
nographien über feine einzelnen amtlihen Thätigfeiten. Durch Beides wurde T. 
nit nur in feiner Provinz, fondern durch ganz Frankreich einer der gefeiertften 
Männer, fo daß Maurepas bei der TIhronbefteigung Ludwigs XVI. der Etimme 
des Volkes Gehör geben mußte und T. in fein Minifterium rief, aber, da er bie 
phyſiokratiſchen Reformen fürdtete, zum Marineminifter machte. Auch in dieſe 
neue Stellung arbeitete fih T. fhnell mit großem Gefhid ein, und fing auch 
bier bereits mit Reformen an, als er plöglich zum Finanzminiſter ernannt wurde, 
der faft allegeit, aber jedenfalls damals in Frankreich die einflußreichfte Perfon im 
Staatsbienft war. Nur bie Gelpnoth brachte ven großen Reformer an dieſe Stelle. 

Wie Sully's und Colbert's Thätigkeit mit der Ordnung der zerrütteten fran- 
zöflihen Finanzen beginnen mußte, fo auch die T.'s. Er nahm unter ungeheurem 
Zubel Franfreihs das wichtige Amt an, aber, unerhört, nur unter Bedingungen, 
ähnlich wie der Freiherr vom Stein, mit dem er überhaupt in mehr als einer Be- 
ziehung Aehnlichkeit hat. Diefe Beringungen waren fo furz als inhaltsfhwer: Kein 
Bankerott! kein Anleigen! feine neuen Auflagen! Wahrlih, T. erleichterte ſich 
fein Amt nicht gar zu fehr. Um unter ſolchen Bedingungen, ja fogar neben ein- 
zelnen Steuererleichterungen, die Finanzen zu heben, mußte mander Mißbrauch 
abgefhafft, mandes Privilegtum gebrohen werben. Es gelang, aber mit jeder 
Reform mußte ſich der Minifter in denen, melde gerechter oder ungerechter Weife 
in ihren Privilegien getroffen wurden, Feinde erweden. Eine Hauptherzensange- 
fegenheit war ihm, die Freiheit im Getreivehandel zu proflamiren, mit Borficht 
wurde anfangs der Handel von Provinz zu Provinz eröffnet, leider aber mählte 
T. dazu einen unglüdlichen Zeitpunft, den einer drohenden Theurung, bei welcher 
eine folhe Freiheit anfangs nur Schaden ftiften konnte und Erbitterung hervor- 
rufen mußte. Seine Gegner fhürten den Brand mit Wort und Schrift, es kam 
zu Aufftänden; T. unterbrüdte fie, aber feine Popularität war dahin. Zur felben 
Zeit trieb er die Geiftlichfeit in die Reihen feiner Feinde durch Erlaubniß des 
Fleiſchverlaufs zur Faſtenzeit. Er ließ ſich durd das Alles nicht beirren, ja feine 
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Reformen gingen immer fehneller auf fein Ziel, ven Phyfiofratismus zu verwirklichen, 
vor, in der Ueberzeugung, daß er, in deſſen Yamilie die Schwindſucht erblid war, 
fein 50. Iahr nicht überleben würde, vielleiht aub in ber Ahnung, daß fein 
Minifterium nicht von zu langer Dauer fein möchte. Er trug fid) mit der Auf: 
hebung vieler Zölle und Erfegung durd die eine Grundſteuer, er entwarf feine 
berühmten ſechs Edikte, unter benen die Umwandlung der Wegfrohnden in Gelb: 
abgaben und die Aufhebung aller Zünfte und Innungen dur ganz Frankreich bie 
inhaltfhwerften find. Da die Parlamente ſich diefen Edikten wiverjegten, erzwang 
er fle in einer Königsfigung, damit befiegelte er aber feinen Sturz. Der König 
fah ein, daß er feinen Minifter, von dem er einft gefagt hatte „nur id und T. 
lieben das Volk“, entlaffen mußte, und T. fiel ald Opfer feiner Reformen. Zu 
ftolz, feine Entlaſſung zu fordern, erhielt er fie. Seine legten Edifte wurden wiber- 
rufen. ZTiefgebeugt zog er ſich in das Privatleben zurüd und lag wieder feinen 
wiflenfhaftlihen Arbeiten ob. Bei dieſen ereilte ihn 1781 der Tod in feinem 
54. Vebensjahre, 

Daß T. mit feinen Reformen nicht durchdringen konnte, findet jet Jeder 
natürlih. Bei feinen reformatoriſchen Beftrebungen nad allen Seiten hatte er 
der Reihe nah alle Stände fi zu Feinden gemadht, während die nur langfam, 
zum Theil erft in ferner Zufunft zu erwartenden guten Folgen feiner Defrete 
ihm nod feine Freunde, noch keine Partei, auf vie er fih ftügen fonnte, erworben 
hatten. Was frieblihe Reformen nicht hinwegzuräumen vermochten, das bieb bie 
Revolution mit fharfem Schwert um. Ein Schlag vernichtete alle bäuerlichen 
Laften, ein Schlag die Zünfte und Monopole, ein Schlag die Schlagbäume inner: 
halb des Reiches. Der Zolltarif wurde ermäßigt, die Steuern auf die Konfumtion 
aufgehoben und die Hauptftenerlaft auf den Aderbau gelegt. So waren die praf- 
tiſchen Lehren der Phyſiokraten ſchnell verwirklicht, wenn aud nicht gerade phyfio- 
kratiſche Grundſätze bei Durchführung derfelben leiteten. Der Geift der ganzen demo— 
kratiihen Strömung, welde zur Zeit der Phyfiofraten unter den Gebilveten fo 
ftarte Wurzeln gefhlagen hatte, war in die Maffen gebrungen. Bei jenen äußerte 
er fih in Schriften, bei dieſen in Thaten. 

Die Phyfiokratie, in Frankreich entftanden, hat in Franfreih ihren Kreislauf 
vollendet, und hat in feinem Lande aud nur annähernd gleihen Erfolg in ber 
Wiffenfhaft und im Leben anfzuweifen. England zählt faum einen fonfequenten 
Bertreter der Phyfiofratie. Die Zuftände waren dort nicht darnach angethan, man 
hatte fi in England viel eher über eine zu große Begünftigung als über eine 
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nals heimiſch werben konnte, hatte bereits der Schüler Q.'s und T.'s, Adam 
Smith, jeine Lehrer weit überflügelt und ein zweites, beſſeres Syſtem 
an die Stelle des Q.'ſchen gefegt. Desgleihen konnte England auf dem Wege 
frievliher Reformen das erreihen, was Franfreih nur unter den Zudungen ber 
Revolution fi errang. Aehnlih in Holland, in weldem Lande beim Sinken 
des Handels ver Aderbau wohl wieder mehr zu Ehren fam, aber geräbe die phy— 
fiofratifhen Steuerlehren bei dem großen Neihthum bes Landes, der jedenfalls 
nit aus dem Aderbau herrührte, auf den heftigften Widerftand ftoßen mußten. 
Auch Italien, die Schweiz und andere Länder blieben der Phyfiofratie ziemlich 
verfchloffen. Am meiften hat nody die neue Lehre in den deutſchen Staaten 
Eingang gefunden, denn wie bier durch Nahäffung der Franzoſen der Colbertismus 
und Merkantilisurus Hunderte von Stätten gefunden hatte, fo mußte, da Alles 
aus Frankreich verfchrieben wurde, auch der Phyfiofratismus von bort importirt 
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werben. Zu verwunbern tft es dabei nicht, daß bie deutſchen Anhänger ber Schule 
ungemein arm an eigenen Gedanken find, und von einer Weiterbildung auch bei 
den Hauptvertretern, wie Ifelin, Springer, Mauvillon, Süßmild, Jung und Andern 
nicht die Rebe ift. Selbft den bebeutendften von Allen, Schlettwein, kann 
man nicht davon ausnehmen. Charakteriftiich ift, daß von den praftifhen Lehren 
die unpraftifchfte von allen, das impöt unique, Anklang fand, und daß der Fürft, 
welcher die einzige Grundſteuer einführen wollte, ver auch als phyſiokratiſcher 
Schriftſteller thätige Karl Friedrich, Markgraf von Baden, den Berfuch ganz 
im Kleinen mit ein paar armen Dörfern anftell’e, aber bald genug wieder aufgeben 
mußte. An die andern Reformen dachte man dazumal in Deutſchland nicht, und 
die Stein’fchen Geſetze ftehen bereits auf dem Boden des Smith’fchen Lehre. 
Phyſiokraten gibt es in der Wilfenfchaft keine mehr, wenn auch einzelne 
Schriftſteller mehr als andere gewiffe Anklänge an dieſe Lehren beibehalten bder 
wieber hervorgefucht haben. Die Wiffenfhaft hat durch Adam Smith und feine 
Schule Quesnay und feine Anhänger überholt, indem fie die richtigen Sätze willig 
aufnahm, die abfolut oder bevingungsweile falfhen aber durch neue erfegte oder 
verbeflerte. Die Berbienfte der Phyſiokraten find trogdem nicht hoch genug anzu= 
ſchlagen. Die Franzofen haben ganz recht, wenn fie von benfelben behaupten, daß 
fie mit ebenfo ſchlagenden Argumenten die großartigen Folgen guter Kommuni« 
fationen, der Gewerbefreiheit, des freien Handels bewiefen, oder mit ebenfo treffen» 
dem Wit den Kornwucher unter den Köhlerglauben verwiefen haben, wie Adam 
Smith. Ein anderer Hauptvorzug der neuen Lehre ift, daß fich bei den einzel» 
nen Schriftftellern das erfte vollſtändige Syftem der ökonomischen Wiffen- 
ſchaften findet, daß dieſes Syftem ebenbürtig in den Kreis der Wiffenfchaften ein- 
gereiht wird, und daß fefte Naturgefege für den wirthfchaftlichen Kreislauf ge⸗ 
wonnen werben. Id fage, das erfte Syftem, denn wenn wir auch aus ben mer- 
kantiliſtiſchen Schriftftellern eine Art von Gebäude aufführen können, fo ift doch 
ein Syſtem niemals von einem Schriftfteller vollftändig aufgeftellt, geſchweige denn 
durch alle Theile der Wiſſenſchaft vurchgeführt worden. Daß ſchon vor Adam 
Smith ein Syſtem der Nationalötomie eriftirte, daß die meiften feiner Verlangen 
für die Volkswirthſchaft ſchon von Andern geftellt waren, und daß er biefe kannte, 
fhmälert feinen Ruhm nicht, vielmehr hebt es venjelben gerade, daß er fi von 
den verführeriihen Scheinargumenten nicht verloden ließ. (Bergl. Art. Smith.) 
Das Syſtem Duesnay’s ift eine Uebergangsftufe aus der merkantilifchen 
Lehre zu dem Smith’ihen Syſtem. Die Phyfiofratie ift die nur zu natürliche 
Reaktion gegen den in Frankreich verfnöcherten Golbertismus, und fällt als Reak— 
tion von einem Ertrem in das andere, von der Ueberfhägung ber Fabriken in 
die des Ackerbaues. Die Phyſiokraten find noch Bertreter einer Klaſſe von Pros 
ducenten, wenn aud nicht auf Koften der andern, und erft A. Smith ftellt fi 
auf den allein richtigen unparteiifihen Stanppunft Aller als Konfumenten. In der 
Borliebe für den Aderbau lag aber nicht der theoretiihe Hauptfehler, fondern 
darin, daß fie die Vermehrung des Reichthums in der Erzeugung von Stoffen 
zu fehen meinten, daß fie die mit dem Saatforn unter der Erde vor fih gehende 
äußere Verwandlung, daß fie das Wachſen der Pflanzen und Thiere ald ein Schaffen 
von etwas Neuem betrachteten. Trägt daran der damalige Zuftand der Na- 
turwiffenfchaften allerdings die Hauptſchuld, fo ift die Anficht der Phyfiokraten darum 
nicht minder verkehrt. Sie konnte ſich nod nicht zu dem Standpunft erheben, daß 
immer nur nene Werthe gefchaffen werben, daß dieſes Wertbichaffen aber nicht auf 
die fog. Urprobuktion beſchränkt ift, fondern in jedem Erwerbszweig ftattfinbet. 
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(Selbft A. Smith konnte fih von ber phyfiofratifhen Anſchauung noch nicht ganz 
losmaden, und vielen feiner Schüler geht es noch heute fo.) Dadurd kommen bie 
Phyſiokraten zu ihrer Lehre vom Reinertrag, und dem allerdings daraus ganz 
konſequent gezogenen praftifhen Hauptirrthum ber einzigen Grundſteuer. 
Sonderbar genug gelangen mit wenigen Ausnahmen die Phyſiokraten von ihren 
Theorien aus zu denſelben praftifhen Refultaten wie bie neuere Nationalökonomie, 
zur Gntfefjelung aller wirthihaftlihen Kräfte und Hinwegräumung aller dieſem 
Ziele ſich entgegenſtemmenden Hinderniffe. Ihre ſegenſpendenden Wirkungen bat bie 
Lehre Quesnay's und feine Schule ebenjo gut geäußert, wie wenn fie auf rich— 
tigeren Vorausfegungen geruht hätte. 

Literatur An Sammelwerfen ver beveutenpften phyſiokratiſchen Schrif- 
ten nenne id) die Physiocratie ou constitution naturelle du gouvernement, 1768, 
2 Bde. von Du Pont de Nemours, welde die Werke Quesnay's enthält; 
die Oeuvres de Turgot, 1811, 9 Bbe, und bie Collection des principaux &cono- 
. mistes von Daire und Dussard, 1846 (enthält bie Werfe von Quesnay, Du Pont, 
Abbe Baudeau, le Trosne, Mercier de Lariviöre, Turgot). Bon Werfen über 
das phyſiokratiſche Lehrgebäude nenne id außer den Schriften der fpätern Phyſio— 
fraten felbft die größeren Werke über Gefchichte der Nattonaldfonomie von Blanqui, 
Villeneuve, Molster, DeRooy und Kautz; ferner viele Artikel in dem 
Dictionnaire de l’Economie politique, meiftens von Joseph Garnier, Ar— 
titel „Oeconomisten* in der Erſch und Gruber'ſchen Univerfalencyklopädie von 
Eiselen, Eugöne Daire,im Journal des Economistes, 1847, und feine Einlei- 
tungen zu den Werfen der Phhfiofraten in der oben genannten Collection des 
prineipaux dconomistes. Passy im Journal des Economistes, 1847, und 
Baudrillart ebendaſelbſt, 1851, Kellner zur Geſchichte des Phyſiokratis— 
mus. Quesnay, Oournay, Turgot, 1847. Tiffot: Turgot 1862. Eine erſchöpfende 
monographifche Behandlung des Phnfiofratismus, weldhe auf alle Schriftfteller aller 
Länder Rückſicht nimmt, fehlt noch. €. Laspenres. 
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Wenigen Menſchen iſt es vergönnt, in körperlicher und geiſtiger Friſche die 
höchſten Stufen des menſchlichen Alters zu erklimmen; jenen ſeltenen Glücklichen 
aber, welche die Vorſehung auserwählt, in ſolchem Alter noch die Retter ihres 
Vaterlandes zu werden, bewahrt die Nachwelt ein doppelt ehrendes Gedächtniß. 
Einer dieſer Auserleſenen iſt der Marſchall Graf Radetzky. 

Einem alten im 13. Jahrhundert nah Böhmen übergeſiedelten ungariſchen 
Geſchlechte entfproffen, wurde Graf Joſeph Radetzky von Radecz am 2. Nov. 
1766 zu Trzebnig im Klattauer Kreife des Königsreichs Böhmen geboren. Im 
Therefianum zu Brünn erzogen, trat er 1784 als Kadet in das 2. Küraffier- 
regiment, mit weldem er, ſchon 1787 zum Oberlieutenant vorgerüdt, bie brei 
Feldzüge mitmachte, weldhe der Friede von Szistow im Auguft 1791 beendete, 
In den Feldzügen von 1793, 1794 und 1795 focht R. in den Heeren Coburgs 
und Clerfaits am Niederrhein, diente 1796 und 97 als Adjutant des Feldzeug⸗ 
meifters Beaulien, 1799 als Aojutant des Generals der Kavallerie Melas in 
Italien, zeichnete fih 1800 bei Marengo wie bei Hohenlinden rühmlich aus, kom— 
mandirte 1805 eine leichte Brigade von ber Armee des Erzherzogs Karl in Italien, 
und erhielt, für feine umſichtige und ehrenvolle Führung der Aridregarbe von ber 
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Armee des Feldmarſchalllieutenants Hiller, im Jahre 1809 den Maria-Therefia- 
en. 

Nah der Schlacht von Aspern zum Feldmarſchalllieutenant beförvert, deckte 
R. mit feiner Divifion den Rüdzug der öfterreihifhen Armee von Wagram nad) 
Znaym und übernahm im Auguft 1809 den unter den damaligen Verhältniſſen 
doppelt ſchwierigen Poften eines Chefs vom Generalquartiermeifterftabe. In biefer 
Stellung dur die beſchränkte Eiferfuht und das leere Formenweſen bes zwar 
äußerlich neu organifirten, aber geiftig unveränderten Hofkriegsrathes an erfprieß- 
lihem Wirken für die Gefammtheit der Armee auf jevem Schritte gehindert, ftrebte 
R. erfolgreich mit der ihm eigenthümlichen Raftlofigkeit wenigftens nad Hebung und 
Berbefferung des ihm unterftelten wilfenfhaftlihen Korps. Die Schwierigkeiten und 
Hemmniffe, weiche ihm hiebei Neid und Dummheit in den Weg warfen, ließen ihn 
jedoch fehnlichft eine Rüdverfegung zu der Truppe wünſchen. Die Freude, welde er 
im März 1813 bei feiner Ernennung zum Truppendiviſionär erlebte, ſollte indeß 
nur von kurzer Dauer fein, da er ſchon im April wieder auf venWunfd des Fürften 
Schwarzenberg zum Chef des Generalftabes ernannt wurde. Am 23. Mai traf R. 
zur Uebernahme der Gefhäfte des Hauptquartiers in Prag ein, und von biefem Tage 
datirt fein direktes Eingreifen in die bewegenden Räder der Weltgefchichte. 

Um Mitternadht vom 10. auf den 11, Auguſt 1813 unterzeichnete zu Prag 
Graf Metternid das von Gent verfahte öſterreichiſche Kriegsmanifeft, und am 
Morgen des 11. Auguft überfhritten, buch ven Telegraphen herbeigerufen, 
100,000 Mann Preußen und Ruffen die fhlefifheböhmifhe Grenze, um fi mit 
dem etwa 140,000 Mann zählenden öſterreichiſchen Heere unter Fürft Schwarzen- 
berg zu vereinigen. — Die Würfel lagen; die Gefahr des Friedens war für bie 
Aliirten vorüber und Defterreihs Beitritt zur großen Allianz gegen Napoleon, 
an der fhon feit den erften Junitagen nicht mehr zu zweifeln ftand, laut ausge 
ſprochen. In einer kurzen biographiſchen Skizze wie die vorliegende, kann die Ge— 
Ihichte eines Feldzuges nicht wiebererzählt, wohl aber darf hier erwähnt werben, 
daß von der dem Fürften Schwarzenberg bei Uebernahme des Oberbefehles auf: 
erlegten vornenvollen Aufgabe nicht der mindeft ſchwierige Theil feinem General- 
ftabschef R. zufiel. Des ununterbrodenen Zufammenwirtens zweier fo ebler und 
uneigennügiger Perſönlichkeiten wie Schwarzenberg und R. waren, beburfte es 
aber auh, um nur einigermaßen mitten im Gewirre ber Meinungsverfchieden- 
heiten und Parteieinflüffe des großen Hauptquartiers den Niefenfampf ohne allzu 
tiefen Riß und ohne offene Feindſchaft der Bundesbrüder glüdlih zu Ende zu 
führen. Wohl brauste der lebhafte und feurige Geift R.'s ungeftüm auf, wenn 
Kaifer Alexander, wie dieß einige Male geihah, über ruffifhe Truppenabthei— 
lungen ohne Borwiffen des Oberfeldherrn verfügte. Auch vie gelehrten theoreti- 
hen Strategen des Hauptgnartiers, wie Duka und Andere, hatte der ruhigere 
Schwarzenberg gegen den oft heftigen Eifer feines Generaljtabs-Chefs in Schuß 
zu nehmen. Uber gerade die Verſchiedenheit ihrer Charaktere begründete zwifchen 
Beiden ein ähnliches Verhältniß, wie jenes zwifchen Blücher und Öneifenau ge- 
wejen, wo zwar umgefehrt ſtets ber jüngere Genoffe Maf und Befonnenheit zu 
prebigen ſich genöthigt ſah. Gewiß ift, daß fi in den Jahren 1813 und 1814 
bei der Hauptarmee nichts von Bedeutung ereignete, an tem nicht Beide durch 
Rath oder That Antheil genommen hätten 1), Ebenfo gewiß ift aber aud, daß 


%) Meberflüffig wäre es bier, den müßigen Streit zu erneuern, von went zuerft die Idee 
angeregt worden iſt, nach dem Abbruche der Verhandlungen von Chatillon direkt nach Paris zu - 
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Beide von den Zweideutigkeiten ber öfterreihifhen Politik volllommen freizuſprechen 
find, welche namentlich 1814 fehr oft über dem Schwiegervater ben beutjchen 
Fürften vergeffen zu wollen ſchien. 

Auch für den Feldzug 1815 war R. von Schwarzenberg zum Chef feines 
Generalftabes auserfehen, und begleitete ven Fürſten über Heilbronn, wo biefer mit 
Wellington und Barklah die legten Berabredungen traf, Anfangs Juni nad) Heidel- 
berg. Ehe jedoch die große Armee am Oberrhein ihre Dffenfiv-Operationen be- 
ginnen konnte, war durch den Sieg bei Waterloo das Loos Napoleons und fomit 
Frankreichs ſchon entſchieden. 

Mit Auszeichnungen aller Art und Orden überſchüttet, kehrte R. nach dem 
Friedensſchluß in ſein früheres Dienſtverhältniß als Chef des Generalſtabes nach 
Wien zurück; aber nicht für lange, denn ſchon im Sommer 1816 wurde er als 
Kavalleriedivifionär nah Oedenburg verfest. Die Zeiten, deren Ernſt erfahrene 
und tüchtige Generale, aufgellärte und redliche Staatsmänner erforberte, waren 
vorüber, und die in der warmen Sonne ungeftörten Friedens jo üppig wuchern⸗ 
ten Schmarogerpflanzen erftidten die frifhen Keime wieder, welche eine große und 
gewaltige Epodhe aus dem Boden des öſterreichiſchen Staatslebens getrieben hatte, 
“ Der felbftfüchtigen und höfiſchen Partei des alten Herkommens, welde in ber 
Epoche der allgemeinen Reaktion au in Wien zur Macht gelangte, war ber ener- 
giſche und rückſichtslos ehrliche N. mit feinen Neuerungen und Berbefferungen ein 
Dorn im faulen Fleiſche, der um jeden Preis befeitigt werden mußte. Und fo 
geſchah es auch. Nach mehrfaher Verwendung in unwichtigen militärifhen Kom— 
mando's ſollte der nun 63jährige Kavalleriegeneral nach dem weiſen Beſchluß ber 
Hofkriegsräthe in den bleibenden Ruheſtand verſetzt werden. Einſtweilen ernannte 
man ihn 1829 zum Feſtungskommandanten von Olmütz, wohl in der Hoffnung, 
daß er dort in kurzer Zeit vergeſſen und man dadurch feiner unbequemen Per— 
ſönlichkeit auf immer los ſein würde. Aber das gute Glück, das Defterreich ſeit 
Jahrhunderten ſchon ſo oft vor dem Untergang gerettet hat, bewahrte auch da— 
mals die öſterreichiſche Armee vor dem Berlufte ihres beſten Generals. Kaiſer 
Franz ernannte nämlih im November 1831, da Oenerallientenant Frimont als 
Präfident des Hofkriegsrathes nah Wien berufen wurde, an beilen Stelle R. 
zum fommanbirenden General in Italien. Es gefhah dieß nicht ohne heftigen 
Widerfprud von Seite der Hoffriegsrathsgelehrten und der Ariftofratie im Deere, 
welche ben einträglichen und einflußreihen Poften einem aus ihrer Koterie Ge— 
wählten zuzumwenden wünſchten. Die eine wie die andere diefer Parteien fah zudem 
voraus, daß mit dem Wiedereintritte dieſes immer noch rüftigen Generals in ben 


marſchiren. Es fcheint ums bei genauer Betrachtung der damaligen Stellung und Stärfe der 
beiderfeitigen Heere, und bat uns immer fo geſchienen, daß, wie die Sachen einmal lagen, der 
Gedanke, mit Außerahtlaffung Napoleons und feines bei St. Dizier ftebenden Heeres, die Ent⸗ 
fcheidung des Krieges durch Eroberung des feindlichen politifhen Gentralpunftes herbeizuführen, 
gleichzeitig in mehreren Köpfen aufgetaucht fein muß. Denn wie ließe ſich fonft die große Anzahl 
derer erflären, für welche von ganz glaubhaften Seiten die ſpecielle Vaterfchaft dieſes Entfchluffes 
in Anſpruch genommen wird? Kaifer Alexander, Wolchonsky, Toll, Schwarzenberg, Radepky, 
Blücher, Gneifenau, Müffling, Wrede, Barklay und noch viele Andere follen jeder den erften 
Impuls biezu gegeben haben, und für jeden werden unumftößliche Beweife beigebracht. Gewiß 
bat die oben angegebene Anficht die meifte Wahrfcheinlichkeit für fih, ohne jedoch hierdurd das 
Verdienft Gneifenau’s jhmälern zu wollen, der ſchon auf dem Marktplatze zu Leipzig am 19. Okt. 
1813 Paris und den Sturz Napoleons laut ald das legte und erreichbare Ziel des Krieges bes 


zeichnete, 
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wirklichen Dienft die kaum erſt glücklich beſeitigten Angriffe aufs Neue beginnen 
würben, welche R., jo oft es ihm feine Stellung geftattete, mit energifcher Aus- 
bauer und unermüdlicher Konfequenz gegen den alten, durch Vorurtheile und Be- 
ſchränktheit im Heere eingewurzelten Schlenvrian gerichtet hatte, Trog ber ent« 
gegengejegten Anftrengungen beharrte jedoch der Kaiſer, welcher R.'s Werth während 
der Feldzüge perfünlich zu würdigen in der Lage war, auf feinem Entjchluffe, 
biefen anftatt eine der Impotenzen feines militärifhen Hofftantes zum Komman- 
birenden des lomtarbo-venetianifhen Königreiches zu wählen, 

Es war dringend nöthig, daß ein Mann mit diefem Amte betraut wurbe, 
denn bie revolutionäre Luft der Parifer Iulitage, des belgifhen Unabhängigfeits- 
fampfes und des polnifhen Aufftandes wehte noch mit Fräftigem Hauche durch 
ganz Europa, und fachte in den Gemüthern gebrüdter Unterthanen feltfame Ge- 
danken von der Nachahmung glüdlicher Beifpiele an, die fi fogar in einzelnen beut- 
ihen Staaten bis zu Thaten zu verfteigen fchienen. Um wie viel mehr burfte 
man Aehnliches von Oberitalien gewärtigen, das nad der kurzen Regierung bes 
milden Bizefönigs Eugen wieder unter die verhaßte Herrſchaft der Tedeſchi ge- 
zwängt und feitbem von den überall wachen und thätigen Karbonaris aufs gründ- 
lichfte unterwühlt war. Hatten ſich doch felbft die Legationen und voran das un- 
ruhige Bologna im Sommer 1831. gegen die weltlihe Herrfhaft des Papftes in 
trogigem Aufſtande erhoben, der freilih vor den Bajonetten ber eiligft heran- 
rückenden öfterreihifhen Bataillone ebenfo fehnell wieder zuſammenbrach. Aber vie 
Unzufriedenheit glimmte im Geheimen mit unverminderter Kraft fort, wenn aud 
das Banner mit dem Doppelabler von Bologna’s Thürmen und die Trilolore bes 
franzöſiſchen Bürgerfünigs auf der Citadelle von Ancona der Umgegend verkün- 
beten, daß ein neuer Ausbruch der revolutionären Geſinnung mit eifernem Griffe 
erftidt werben würde. 

In Mitte diefer gährenden Elemente, an die Spige einer verbältnigmäßig 
ſchwachen Macht geftellt, war R.'s Lage feine beneivenswerthe; um jo weniger, 
als das mit ber Eivilverwaltung biefer ——— beauftragte Gubernium, welches 
feine Befehle direkt aus der Staatskanzlei empfing, ſelbſt auf gegründete Vorſtel— 
lungen feine Rüdfiht nahm, obwohl ſchon damals Dberitalien, wie heutzutage 
nod Venetien, als eine mit Waffengewalt eroberte und offupirte Provinz betrachtet 
werben konnte. Da gab e8 denn Öftere Kollifionen, und die in Unfenntniß ber 
beſtehenden Lofalverhältniffe von Wien aus anbefohlenen Maßregeln erregten den 
bittern Unmuth R.'s, da fie in der Regel und, wie ihm nicht mit Unrecht ſchien, 
abfihtlih im direkten Widerſpruch mit demjenigen ftanden, was er als nöthig 
angerathen hatte. Bei feinen Vorſchlägen ließ fih nämlid der Feldmarſchall nicht 
durd die unter Metternich in Defterreih gang und gäbe geworbenen Doktrinen 
ftaatsmännifcher Providenz leiten, die dem auf dem Schlachtfelde ergrauten Krieger 
ohnehin fremd geblieben waren. Sein nicht gerade genialer, aber foliver und gründ- 
licher Berftand, und mehr nod als biefer, feine genaue Menfchenfenntniß, der 
richtige, vorurtheilsfreie Blick, welche den alten Soldaten bei Beurtheilung der 
Eigenart des Einzelnen wie eines ganzen Volkes auszeichneten, führten ihn rich- 
tiger als die bureaufratifche Dentungsart, mit welcher fih die Wiener Hof» und 
Staatskanzlei vermaß, die verfchiebenartigften Nationalitäten nah einer und ber- 
jelben Schablone regieren zu wollen. Zwar vermochte auch R. nicht die Konfe- 
quenzen der unnatürlihden Machtſtellung Defterreihs in Oberitalien zu befeitigen, 
aber den Konflikt zwifchen den nad nationaler Selbjtändigkeit ringenden Italienern 
uud dem fein vertragsmäßigesd Necht behauptenden Defterreih eine Reihe von 
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Jahren hindurch vermieden und den europälfhen Frieven für faft zwei Decennien 
ungetrübt erhalten zu haben, ift unbeftreitbar fein Berbienft. 

Beim Antritte feines Generalats betrug die faiferliche Armee in Italien etwa 
105,000 Mann mit 5000 Pferben. Die beiden mobilen Armeelorps bildeten zu- 
fammen 52 Bataillone, 30 Schwabronen und 12 Batterien; der Reft beftand aus 
nichtmobilen Truppen in den Weftungen und Lanvesgarnifonen. Das Jahr 1836 
brachte dem Grafen R. die Erhebung zum Feldmarſchall, zugleih aber auch, va 
die Zeiten wieder ruhiger geworben, eine beträdhtlihe Verminderung, beinahe um 
die Hälfte, ver ihm untergeftellten Armeeforps. Um fo mehr trachtete er, bie ver- 
ringerte Duantität feiner Truppen durch Erhöhung ihrer Kriegstüdhtigkeit und 
Berwenbbarkeit zu erfegen. Die nad) feinen Ideen entworfene Mandvririnftruftion 
und Felbinftruftion erreichten ihren Zwed volltommen und wurden, anfangs nur 
für die Armee in Italien beftimmt, bald von der ganzen öfterreichifchen Armee 
und theilweiſe aud) von den übrigen Heeren des Kontinents als maßgebend be- 
trachtet. Die längeren Lagerübungen feines Heeres in der lombardiſchen Ebene 
wurben jährlid ver Sammelplag von Dfficieren aus allen Heeren Europa’s, 
Franzofen und Ruffen, Engländer und Schweden, Sarbinier und Preußen, Schwei« 
zer und Bayern eilten um bie Wette herbei, um den Mufterübungen einer Armee 
beizumohnen, die fi ihrem Führer jeden Tag inniger und vertrauensvoller an- 
ſchloß. Aber nicht nur in taftifcher Beziehung fuchte diefer feine Kraft für den 
von ihm als umvermeidlih erfannten Entfheidungsfampf zu mehren; auch auf bie 
Berbefjerung der Gefunpheitöverhältniffe in den Feftungen, Vereinfachung der fom- 
plicirten Armeeverpflegungsmaſchine, Anlage von Befeftigungen zc. richtete er feine 
ganze Sorgfalt; fo ift namentlich die Befeftigung von Verona ausfchließlich fein 
Dert. Mit feinem Antrage, Mailand in ein großartiges verfchanztes Lager zu 
verwandeln, konnte er in Anbetracht der biefür erforderlichen großen Koften nicht 
durchdringen. Angeſichts der Ereigniffe von 1859 tft man wohl zu ber Frage be= 
rechtigt, ob die Berausgabung felbft nod höherer Summen zu biefem Zwede nicht 
am Ende doch noch für Defterreih eine Erfparnig gewefen wäre? — So bilvete 
fi) die öfterreichifche Armee in Oberitalien allmälig zu jener Bortrefflichteit heran, 
bie fih in den Jahren 1848 und 1849 fo glänzend bewähren follte und deren 
Ruf die Elemente der Revolution energiſch niedergehalten hat, bis unvorherge- 
fehene Ereigniffe im Auslande auch auf Italien anftedend zu wirken begannen. 

Wir find nunmehr in dem thatenreihen Leben des Marſchalls bei jenem 
Zeitabfehnitte angelangt, welcher unzweifelhaft der glänzendfte feines Wirkens ge— 
nannt erben darf. In dem hohen Alter von 82 Jahren mußte er noch einmal 
den Degen ziehen für vie gefährbete Integrität der Monarchie. Und er führte ihn 
mit der Kraft und Freubigfeit eines Jünglings, mit ber bedächtigen Ruhe und 
Sicherheit eines durd Erfahrung gereiften Kämpfers. In der That ift man bei 
genauer Betradhtung der Feldzüge von 1848 und 1849 in Italien zweifelhaft, 
was man in beiden zumeift bewundern fol: die Klugheit des Rüdzuges von Mai» 
land hinter den Mincio, oder das zähe Feſthalten der Stellung bei Verona, ben 
tühnen Flankenmarſch nah Mantua, oder den entfcheidenden Uebergang über ven 
Zicino bei Pavia, die helvenmüthige Ausdauer der äfterreihifhen Armee in 
der Ungunft des Jahres 1848, oder bie beifpiellofe Tapferkeit, mit welcher 
fie 1849 in fünf Tagen einen Feldzug beendigte. Mit reihlihen Zinfen warb 
jevenfalld von der Armee ihrem Führer vergolten, was biefer im Frieden an 
ihr gethan. Auch wäre es ungerecht, bei einer Aufzählung der ruhmreichen 
Thaten des Heeres in Italien nicht der Generale Heß, Schönhals um 
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Felir Schwarzenberg zu gebenten, welche dem Helbengreife mit Rath und 
That treu zur Seite ftanden. Daß fi) aber folde Männer in feiner Umgebung 
zufammenfinvden konnten, daß jedes unterfte Glied der Armee mit voller Hingebung 
an die Sache des Kaifers und des Reiches zu Fümpfen und zu fterben entjcdhloffen 
war, ift und bleibt ausſchließlich R.'s Verdienft. Es beftätigt ſich dieß um fo auf: 
fallenver, wenn man mit den ruhmreichen Jahren 1848 und 1849 Oeſterreichs 
Mißgefhid im Jahre 1859 vergleiht, das den Kaijerftaat um alle Erfolge von 
R.'s Kriegführung und an den Rand des gänzlihen Untergangs brachte, 

Was mehr als alles Uebrige ven Marſchall R. zum Feldherrn im wahren 
Sinne des Wortes ftempelt und ihm glänzenderen Nachruhm ficherte als feine 
vom vollften Erfolge gekrönten Giegeszüge, das ift feine ausharrende Feſtigkeit, 
als er nur no einen ſchmalen Landſtrich von öfterreihifh Italien befaß. Wer 
fih zur Aufgabe gemadt bat, die Kriegsgefhichte nicht nur in militärifcher Be— 
ziebung, fondern auch nach ihrer politiihen Bedeutung zu ftudiren, ber wird fich 
überzeugt haben, daß Kriege, welche mit der Unterwerfung einer der friegführen- 
ven Parteien unter dem im Friedensſchluß ausgeiprohenen Willen der andern 
endigten, felten — man kann fogar fagen, beinahe niemald — foweit durchge: 
fämpft waren, um bie Unterwerfung ber einen oder andern Partei zur noth- 
wendigen folge zu haben, Mit andern Worten will das beveuten, daß in ber 
Mehrzahl der Fälle der Mriegführende Theil, welcher Hoffnung und Kampf auf- 
gibt und fi für überwunden erklärt, Alles wohl erwogen, eigentlih noch gar 
nicht entſchieden befiegt war, fondern ſich nur befiegt glaubte, In fehr vielen 
Fällen läßt fi fogar nachweiſen, daß entjchloffene Ausdauer und helvenhafte 
Vortfegung des Kampfes notbwendiger Weife nad) kurzer Zeit eine entſcheidende 
Wendung zu Gunſten vefjen herbeiführen mußten, der fi für befiegt hielt und 
gab, Über ver gebrochene Muth lief eine Mare Anfiht der obwaltenden BVBerhält- 
niffe nicht mehr auflommen; der gebrochene Geift war der Hoffnung, der Zuver- 
fiht nicht mehr fähig, die dazu gehört, das Letzte und Aeußerſte, oder überhaupt 
ein Weiteres daran zu wagen; und oft, nur allzu oft tritt eine armfelige Berech— 
nung des Kleinmuthes lähmend hinzu, weldye die Opfer, die durch Unterwerfung 
herbeigeführt werben, geringer und erträglicher erfcheinen läßt als biejenigen, bie 
ein fortgefetter Widerftand erfordern würde. Sih im gefährlichften Momente des 
Jahres 1848 die Klarheit der Anfhauungen, die Unbeugfamfeit des Entſchluſſes 
erhalten zu haben, welde ihn vor ſolchen Selbfttäufhungen bewahrte, ift R.'s 
ureigenftes Verdienſt. Ferne fei ven uns, die Auſprüche verkleinern zu wollen, 
welche fid die Generale in des alten Herren Umgebung um ven öfterreichifchen 
Staat erworben haben: ald man aber nad) der Kapitulation Peschiera’s in Wien 
daran zu Ddenfen begann, ſich als befiegt zu betradten, und von Innsbruck aus 
der Befehl an ven Marſchall gelangte, vorläufig einen Waffenftillftand behufs der 
Friedensverhandlungen in diefem Sinne abzuſchließen, da bewahrte nur R.'s per- 
ſönliche Entſchloſſenheit den öfterreihifhen Staat vor dem Berlufte feiner ſchön— 
ften Provinzen, vielleicht vor gänzliher Auflöfung. Denn wer fann fagen, ob 
damals das Aufgeben Italiens nicht auch den PVerluft Ungarns nad ſich ges 
zogen haben würde? Diefe Gefahr erfennend, verweigerte der alte Soldat, in zor— 
nigem Unmuthe aufbraufend, feinem Kriegsheren den Gehorfam. Anſtatt dur 
ben bereits in feinem Hauptquartier eingetroffenen Diplomaten den Frieden unter 
handeln zu lafjen, ſchlug er bei Cuſtozza am 23., 24. und 25, Juli die piemon- 
tefifche Armee aufs Haupt und zog am 6. Auguft fiegreih in Mailand ein. Ganz 
Oberitalien bis zum Ticino gelangte wieder in den Befig ber öſterreichiſchen 
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Armee, der Waffenftillftand wurde dem darum wiederholt nachſuchenden Feinde 
bewilligt, der ihn zu feinem Unheile am 16. März des folgenden Jahres kündigte, 
um am 24. abermald um Frieden zu bitten. 

Nah gänzlicher Wieverherftellung ber Orbnung wurde an R. das Kommando 
der zweiten Armee übertragen; zugleich beftellte ihn ter Kaiſer zu feinem General. 
Givil- und Militärgouverneur des lombardifch-venetianifhen Königreichs, in welcher 
Eigenschaft R. al’ feinen Einfluß aufbot, um die Staateregierung zu Ertheilung 
einer allgemeinen und unbedingten Amneftie zu bewegen. Als viefe 1856 bei Ge- 
legenheit der Reife des Kaifers Franz Jofeph nad Italien ertheilt worden, be— 
tradhtete R. feine Aufgabe als erfüllt und trat im Februar 1857 in den Ruhe— 
ftand. Am Morgen des 5. Januar 1858 verſchied er nad einem kurzen jchmerz- 
lofen Todeskampfe; die Borfehung rief ihn noch rechtzeitig ab, um ihm den Anblid 
der plöglihen Vernichtung alles Deffen, was er langen Jahren gefhaffen hatte, 
und was der Stolz feines Lebens gewefen, zu erfparen. 

R. war feit 1797 mit einer Gräfin Straſſoldo verheirathet; von einer zahl- 
reihen Nachkommenſchaft waren bei feinem Tode nur noch ein Sohn und eine 
Tochter am Leben; aber nicht diefe allein, die ganze Öfterreichifche Armee trauerte 
um ihren Vater“ Radetzky. 

!tteratur Der Felnmarfhall Graf R., eine biographifhe Skizze nad 
den eigenen Diktaten und ber Korrefponvenz des Feldmarfhalls von einem äfter- 
reihifchen Veteranen. Stuttg. und Augsb. 1858. — R.'s Denkſchriften militäriſch- 
politifhen Inhalts. Stuttg. und Augsb. 1858. — R.'s friegerifhes Leben und 
Feldzüge von 1784—1850 von Schneivamwind. Augsb. 1851. — Schön- 
hals, Erinnerungen eines Veteranen aus dem italienischen Kriege der Jahre 1848 
und 1849. Stuttg. und Tüb. 1852. — Feldmarſchall Graf R. während feiner 
6Ajährigen Dienftzeit von Strad. Wien 1849. — Es ift fehr zu bebauern, daß 
R. nod big heute feinen feiner würdigen Biograpgen gefunden bat. Die oben» 
angeführten Schriften belehren zwar ven Lefer ganz genau darüber, welhe Schlachten 
er mitgefämpft hat, mit welchen Orden er geſchmückt war, „mie er ſich räuspert, 
wie er ſpuckt, jedoch fein Genie, ich meine feinen Geift, ſich nicht auf der Wacht⸗ 
parabe weist“. Und darüber, über das innere, geiftige und feelifhe Leben dieſes 
unzweifelhaft beveutenden Mannes, über vie günftigen Umftände, welde ihn zu 
dem machten, was er gewefen, die feinem Charakter noch im höchſten Greifen- 
alter jene bewunderungswürbige Frifhe und Elafticität erhielten, erfehen mir 
geradezu nichts. Gelbft die Sammlung von R.'s Denkſchriften militäriſch-politiſchen 
Inhalts geben nur magere Auffhlüffe Über feine Denkweiſe als Heerführer; über 
den Menſchen R., der uns Alle doch fo ſehr intereffirt, finden wir nirgendwo auch 
nur oberflählihe Andeutungen. 2. Hörmann. 


Radowitz. 


Joſeph Maria v. Radowitz, dieſer bedeutende Militär, Gelehrte, Schrift: 
ſteller, Redner und Staatsmann, ſoll hier vornehmlich nach ſeinen politiſchen Eigen— 
ſchaften und Stellungen eine kurze Charakteriſtik finden; doch geſchieht dieß mit 
dem offenen Geſtändniß, daß Radowitz gerade in dieſer Beziehung mit feinen weit- 
greifenden nationalen Tendenzen und Zielen noch allzufehr. unferer unmittelbaren 
Gegenwart angehört, und daß die Quellen zur vollen und richtigen Benrtheilung 
feiner ftaatsmännifhen Thätigfeit noch allzu fehr verfchloffen find, um ſchon jett 
ein völlig unbefangenes, mit dem Stempel geſchichtlicher Objektivität ausgeprägtes 
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Urfheil über dieſe in mander Hinſicht myſteriöſe Perfünlichkeit ausſprechen zu 
fönnen. | 

Was von dem Geheimnißvollen feiner Herkunft vielfach erzählt worden, ift 
Babel. Die Familte v. Radowitz gehörte urfprünglih dem gewöhnlichen ungari- 
hen bel an; doch war ſchon der Großvater unfers R. um die Mitte des vori- 
gen Jahrhunderts nah Deutſchland übergefievelt, und von dem Vater ift befannt, 
daß er in Göttingen die Rechte ſtudirte, indeffen nie Amtöftellungen annahm, 
fondern nur durch die befondere perfönliche Gunft des Herzogs Karl von Braun- 
ſchweig mit dem Rathötitel geſchmückt wurde. Er lebte als Privatmann in Blan- 
fenburg am Harz, dann in Oldenburg, verlor fpäter durch zeitweilige Betheiligung 
an einer Weinhandlung fein Vermögen, und wohnte zulett in Kaſſel, wo er 1819 
geftorben fein fol. Derfelbe war katholiſcher Konfefflon; feine Gattin, die Mutter 
unferes R., war eine geborene v. König aus Saalfeld, früher verehelichte v. Ein- 
fiedel, und evangelifcher Konfeffion. 

Joſeph v. R. wurde am 6. Februar 1797 zu Blankenburg am Harz ge- 
boren, kam aber ſchon früh mit feinen Eltern nah Oldenburg und wurbe bort 
anfangs im elterlihen Haufe, dann in den öffentlihen Schulen des Drtes gebil- 
bet. Bis zum 14. Jahre ward er in der Konfeffion feiner Mutter erzogen, dann 
feit 1812 gemäß dem Wunſche feines Vaters gehörte er der katholifchen Konfeſſion 
an. Die Eltern lebten nur für den Sohn und beftimmten ihn früh für den weft- 
phäliſchen Militärbienft. Seine militäriſche Ausbildung erfolgte" auf franzöſiſchen 
und weftphälifhen Schulen mit ihrem nad Napoleonifher Einrihtung vorherr- 
hend mathematifhen Charakter. Die Eltern begleiteten den Sohn nah Paris, 
wo er 1810—11 die polytehnifhe Schule beſuchte. Bereitd Ende des Jahres 
1812 nach dem ruffifchen Feldzuge warb R. weſtphäliſcher Artillerielieutenant, kam 
1813 zur Armee nah Schlefien, kommandirte während der Schlacht bei Leipzig 
eine weftphältfche Batterie, warb verwundet und gefangen: Nah Auflöfung des 
weitphäliihen Heeres und Königreiches wurde R. ſehr bald in der kurheſſiſchen 
Artillerie angeftellt, marfchirte im December 1813 mit gegen Frankreich und machte 
ben Feldzug von 1814 mit. Nah Wieverherftellung des Friedens erhielt er — 
als achtzehnjähriger Züngling — eine Anftelung als Lehrer der Mathematik und 
Kriegswiſſenſchaft im Kadettenkorps zu Kaffel und verblieb in dieſer Stellung bis 
zu feinem Austritt aus furfürftlihen Dienften, obgleih er 1821 nad dem Re- 
gierungsantritt des Kurfürften Wilhelm IL. zum Hauptmann im Generalftab und 
Mitglied des Kriegsdepartements, ſowie zugleich zum militärifchen Lehrer des jungen 
Kurprinzen (des jegigen Kurfürften Friedrich Wilhelm) beftimmt wurde. R. wid» 
mete ſich mit großer Liebe und Geſchick dem Lehrberufe, und noch jetzt ift er fei- 
nen damaligen Schülern unvergeßlich. Zugleich gewährte ihm dieſe Stellung Muße 
und günftige Gelegenheit, feinen ftrebfamen Geift nad allen Seiten hin weiter 
zu bilden und bei feinem ausgezeichneten Gebächtniffe jene Umfänglichkeit wie jene 
Klarheit und Bereitheit des Wiſſens zu erlangen, durd welche er in der Gejell- 
Ihaft glänzte und nicht felten in den entlegenften Fächern den eigentlichen Fach— 
gelehrten in Erftaunen fegte. Auch machte er ſchon zu Kaffel in der That nicht 
blos bie theoretifchen Studien des fünftigen Staatsmannes. Vielmehr war es ihm 
vergönnt, durch feine vertraute Stellung zum Hofe tiefere Blide in die Wirflich 
keit des Hof» und Staatslebend zu thun. Uebrigens wurde R, bereits im Jahre 1821 
vom Kurfürften zum Behufe mehrerer militärifhen Vereinbarungen zwiſchen Kur« 
befien und Preußen nad Berlin gefenvet und ſchon damals von dem Kronprinzen 
(nahherigen König Friedrich Wilhelm IV.) ausgezeichnet. In den Bwiftigfeiten 
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zwifchen dem Kurfürften, welcher nach des Vaters Tode feine Maitteſſe zur Grkfie \\ >" 
Reichenbach erhoben hatte, mit feiner Gemahlin (einer Schwefter des Königs Friedrich 
Wilhelm III. von Preußen), ftand R. auf Seite der legteren und war fogar deren 
wie nicht weniger des Kurprinzen vertrauter und einflußreicher Rathgeber. Dadurch 
zog er ſich aber das Mißfallen des regierenden Herrn bald in fo hohem Grave 
zu, daß er im Sommer des Jahres 1823 — offenbar zur Strafe — auf ben 
verzweifelten Poften als Platmajor-Adjutant nad Ziegenhain verfegt wurbe. 

R. hielt es für das Befte, durd die Bermittelung der Kurfürftin in preu- 
‚ Bifhe Dienfte Üüberzutreten, und wurde gegen Ende des Jahres 1823 als Haupt« 
mann im Generalſtab zu Berlin angeftellt. In Berlin blieben R.'s Berbindungen 
mit Kurbefien, namentlih mit dem Hofe, anfangs lebhaft genug, bis er mit dem 
Kurprinzen (aus Ähnlichen Gründen wie mit dem Vater desſelben) bald gänzlich 
und für immer zerfiel. In Preußen aber befeitigte ſich feine Stellung fehr bald 
befonders dadurch, daß er auch bier fofort den Hoffreifen näher trat, indem er 
zum Lehrer des Prinzen Albreht von Preußen beftellt wurde und durch den mit 
diefer Stellung verbundenen Aufenthalt im Schloß Sansfouci dem ihm geiftes- 
verwandten Kronprinzen von Preußen näher zu treten Gelögenheit hatte. Nicht 
weniger gefhah dieß aber auch dadurch, daß R. bald einen Wirkungskreis bei 
den höchſten Militärbehörven Preußens erhielt, welder feiner Neigung und Be» 
fähigung ganz befonvers zufagte und ihm doc zugleih Muße Iteß, feine wiffen- 
ſchaftlichen Studien fortzufegen. Zum Mitglieve der oberften Militärftubienbehörbe, 
Lehrer an der Kriegsfhule und Mitglieve der Artillerie-Prüfungstommiffion be- 
fördert, avancirte er in bemfelben Jahre (1828) zum. Major, 1830 zum Chef 
des Generalftabes der Artillerie und erlangte einen fehr bedeutenden Einfluß auf das 
Perfonal wie Material diefes Zweiges des preußifhen Heerwefens; er trug zu 
befien Verbeſſerung nicht wenig bei. 

Um diefe Zeit ward R.'s Beziehung zu den Hofkreifen und insbefondere feine 
Stellung zum Kronprinzen immer vertrauter, namentlich nad feiner Berheirathung 
(23. Mai 1828) mit der Gräfin Marie v, Voß, deren Familie nicht blos dem 
Hofe fehr nahe ftand, fondern fih aud durch Reichthum und einflußreiche Amts- 
ftellungen auszeichnete. R. war ein gejhättes Mitglied der glänzenden Salons, 
in welden die Herren v. Gerlah, Graf Voß, Graf Brandenburg, Graf v. d. 
Gröben und Andere verfehrten und in melden man fich lebhaft für die großen 
Fragen der Kunft umd Literatur, noch vielmehr des Staates und ber Kirche inter- 
effirte, fowie insbefondere die landſtändiſchen Verhältniffe Preußens in der damali«., 
gen Zeit, wie in ihrer künftigen Entwidlung und Weiterbildung eingehenden 
Erörterungen unterwarf, auch bereits an die Röfung der deutfchen Frage in ihren 
erften Anfängen dachte. Als jüngerer Mann fcheint fi bier R. im Ganzen noch 
mehr receptiv verhalten zu haben. Darauf weist ſchon feine damalige Schriftftel- 
lerei hin, welde fi mehr auf mathematifche und militärifche Gegenftände bezog 
oder auch gewiſſen entlegenen Regionen des religiöfen Gemüthes zumanbte. 

Almälig nahm jedoch R.'s ganze Geiftesrichtung wie insbeſondere feine. 
Schriftftellerei einen mehr politifhen Anftrih an. Er war fhon unter ven Grün⸗ 
dern und Mitarbeitern des im Jahre 1831 ins Leben tretenden und bis 1837 
fortgefegten „Berliner Wochenblattes" mit feinem entſchiedenen Kampfe gegen bie 
Revolution und für den hiſtoriſch überlieferten Rechts und Staatszuftand, ſowie 
nit minder mit feinen abfolutiftiihen Neigungen, mit feinen altlanbftändt« 
[hen Staatsanfhauungen und feiner Oppofition gegen bie ganze moderne Staatd« 
entwidlung, namentlih in dem modernen Konftitutionalismus, und doch wieder 
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mit feinem Kampfe gegen ben vulgären Büreaufratenftant und die beamtliche 
Boltsbevormundung und Bolfsbeglüdungsfuht. R. gehörte den gemäßigten Mit« 
arbeitern ber Zeitfhrift an, doch koncentrirte ſich fein politiiches Glaubensbelennt- 
niß in der Zeit mehr und mehr in ver entſchiedenen Neigung für die altland- 
ftänbifhe, ftarfmonarhifhe Staatsverfaffung und in der entſchiedenen Abneigung 
gegen den herrſchenden Beamtenftaat. 

Manchen hochftehenden Perfonen an dem ftrengproteftantifchen Hofe, vielleicht 
dem König Friedrich Wilhelm III, felbft, mochte die mehr und mehr intime Be— 
ziehung des ftreng fatholifhen R. zu dem gefühlsweihen Kronprinzen gewifle 
Bevenklichkeiten erregen ; wenigftens laufen barüber allerlei Gerüchte um; man 
fürdhtete bei Hofe fatholifivende Tendenzen. Nicht weniger mochte R. mit feinen 
büreaufratenfeinvlihen Staatsanfihten gewiffen Leitern des damals, trog der Pro- 
vinziallandtage, no fo ganz büreaufratifh-abjolutiftiih regierten Staates in vie- 
lerlei Beziehung unbequem fein. Kurz, mögen die Motive audy nicht fo ganz Mar 
fein, R. wurde aus ben Berliner Kreifen entfernt und 1836 nad Frankfurt a. M. 
als preußifher Militärbevollmächtigter beim Bundestage in eine Stellung gewiefen, 
welche zwar im hoben Grade für ehrenvoll gelten durfte und im welder er zu— 
glei feine gediegenen militärifchen Kenntnifje verwerthen konnte, in welder aber 
R. doch nicht wie bisher in ver Lage war, einen politifhen Einfluß zu üben. 
Er avancirte 1839 zum Obriftlieutenant und ein Jahr fpäter zum Obriften. Uebri- 
gend war er in biefer Zeit mit einer größeren publiciftifchen Arbeit befhäftigt: 
„über die ſpaniſche Succeffionsfrage”, in welcher er für das legitime Recht des 
Infanten Don Carlos auftrat. Indeſſen dauerte diefe politifche Zurüdgezogenheit R.'s 
nit lange Zeit. Sofort nady dem Regierungsantritt König Friedrich Wilhelms IV. 
von Preußen im Jahre 1840 wurde R. auserfehen, zunächſt in Verbindung mit 
jenen militärifhen Arbeiten, Träger der politiſchen Ideen viefes Fürften zu fein, 
ſowohl in Bezug auf die Weiterbildung der preußifhen Monarhie, als aud in 
Bezug auf die deutſche Einheitsfrage oder Bundesreform. Die drohende Gefahr. 
eines Krieges mit Franfreih im Jahre 1840 war die unmittelbare VBeranlaffung, 
an eine fchleunige Reform ver Bundesfriegsverfaffung zu denken. R. wurbe nad 
Berlin berufen und in Gemeinfhaft mit General Grolman beauftragt, über Vor- 
ſchläge zur Berbefferung des Heerweiens und überhaupt zur Vertheidigung Deutid)- 
lands mit dem Wiener Hofe direft zu verhandeln. Durch R. und den öͤſterreichiſchen 
General v. Heß wurden dann bie nöthigen Schritte am Bundestage vereinbart, 
namentlih wegen Berftärfung und befjerer Kriegsbereitſchaft der Bunbesfontin» 
gente und ber Infpeftion des Bundesheeres durch beauftragte Dfficiere. Zugleich 
wurde die fortifitatorifche Sicherheit Deutſchlands ins Auge gefaßt, namentlid, ber 
Bau von Bundesfeftungen zum Schutze Süddeutſchlands. R. ward deshalb 1841 
mit einer befondern Miffion an vie Höfe von Wien, Münden und Stuttgart 
betraut, und feine Bemühungen hatten ſchließlich den Erfolg, daß Ulm und Raftatt 
zu neuen Bunbesfeftungen (mit einem Aufwande- von- circa 30 Millionen Gulden) 
eingerichtet und bie bisherigen Bundesfeftungen Mainz und Luremburg bedeutend 
verftärkt wurden. 

Ziemlich gleichzeitig fpielte R. mehr und mehr auch eine eigentlich politifche 
und ftaatsmännifhe Rolle, nachdem er inzwiihen mit Beibehaltung feiner militä- 
riſchen Stellung am Bundestage im Jahre 1842 zum auferorbentlihen Gefandten 
und bevollmädtigten Minifter bei ven Höfen von Karlsruhe, Darmftadt und 
Naſſau ernannt und 1845 zum Öeneralmajor beförbert worden war. Schon bei 
der zunächſt militäriihen Miffton im November 1840 nah Wien mußte R. dem 
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Fürſten Metternich, gegen welchen der König perſönlich zu Dresden im Sommer 
desſelben Jahres ſich deshalb ſchon geäußert hatte, die Nothwendigkeit einer tief- 
eingreifenden Aufrihtung des deutſchen Bundes nochmals darlegen. Metternich 
wies dies nicht zurüd. Über trogdem gefhah nichts, um fo weniger, als Friedrich 
Wilhelm IV. felbft in feinen nächſten Kreifen Wiperftand in Betreff feiner beut- 
fen Plane fand *); man erflärte dort das Aufgehen Preußens in Deutichland, 
von welhem der König und bie Träger feiner Ideen ſprachen, entweder für eine 
Dpferung des ſich felbft genügenden Staates Friedrichs des Großen, ober ftellte 
biefelben auch wohl als eine pure Phantafterei hin, weil fie überhaupt unaus- 
führbare feien. 

Nicht weniger fpielte R. eine wichtige Rolle in Betreff ver organifchen Weiter⸗ 
bildung der preußifhen Staatsverfaffung, welhe der König im Auge hatte. So 
hatte R. einen Preßgefegentwurf nad des Königs Ideen ausgearbeitet; derſelbe 
bob die Genfur für nie eigentliche Literatur auf und untermwarf die Zeitungsrevaf- 
tionen einer Art von Selbft-Cenfur. Aber als der König diefen Entwurf unterm 
15. Januar 1843 feinen Miniftern vorlegte, wurde berfelbe als gegen die Bunbes- 
gefege verworfen. Doch knüpfte fih am diefe Bemühungen R.'s die Errichtung 
eines fog. oberften Eenfurgerihtes im Februar 1843, Auch war R, für andere 
innere Reformen der vertraute Träger und Darleger der königlichen Gedanken, bie 
zugleich mit den eigenen R.’8 in allen wefentlihen Punkten auf das vollftändigfte 
an ee Ja man wirb nit irren, wenn man dieſe Reformgevanten über 
Staat und Kirche und zugleidh den Streit der Meinungen, der darüber in ven 
‚Berliner Hof- und Miniftertreifen geführt wurde, in einer fchriftftellerifchen Arbeit 
R.’8 niedergelegt findet, welche im Jahre 1846 erfchien, in demfelben Jahre brei 
Auflagen erlebte und nicht blos in Preußen, fondern in ganz Deutſchland enormes 
Auffehen erregte. Es find das die „Geſpräche über Staat und Kirche”. Im diefen 
fpiegelt fich bereits bie ganze ftändifche Berfaffungsreform wieder, welche der König 
dur das Februar⸗-Patent des Jahres 1847 ins Leben rief. Bis jest ift freilich 
nicht genau befannt, wie weit R. jener verfuchten Neufhöpfung der preußifchen 
Monarchie im Einzelnen direkt oder indireft nahe geftanven hat. Jedenfalls haraf- 
terifirt das Werk den damaligen politifhen Standpunft R.'s fehr beftimmt. Die 
beſchränkte ſtändiſche Monarchie, mit dem göttlichen Königereht an der Spige, 
und im Gegenſatz zur konftitutionellen, iſt R's Iveal. Dabei fehlt es ihm zu- 
nächſt an der gehörigen Würdigung der individuellen Freiheit auf allen anderen 
Gebieten, namentlih auch in ter Staatsjphäre. Er faht das Königthum wie den 
Staat no vielfach zu theologifhempftifch, in dem unklaren Streben, dem König 
eine objektive Selbftändigfeit im Staate, gegenüber dem Willen des Bolfes der 
Gegenwart, zu erhalten. Beſonders treten bie ariftofratiihen Neigungen R.'s 
überall ſtark hervor. Das Verhältniß zwifchen Staat und Kirche foll ein möglichft 
freies und unabhängiges fein. Aber von feinem ftreng tatholifhen Standpunkte aus 
fest R. die Intereffen nicht blos feiner Konfeffion, fondern auch feiner Kirche über 
alles Andere und zeigt ſich in feinem Urtheil über bie proteftantifhe Kirche ſehr 
befangen, was in den fpäteren „Neuen Geſprächen“ weniger ver Fall ift. Die 
Form der Darftellung ift eine vollendete und meifterhafte zu nennen. 


*) (83 darf indeß nicht überfehen werden, daß die innere Haltlofigfeit, welche dem Charakter 
den Königs eigen war, den Erfolg auch feiner beffern Beftrebungen nothwendig u — 
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Inzwiſchen Hatte der König im Jahre 1845 bei Gelegenheit einer Zuſam- 
menkunft mit Fürſt Metternid und einigen preußiſchen und öſterreichiſchen Diplo- 
maten zu Schloß Stolzenfels die Bundesfrage wieder angeregt. Auch erfhien in 
Folge deffen der öfterreihifche Hofrath dv. Werner nad) einigen Monaten in Ber- 
lin. Aber der Erfolg war Null. Der König gab ein gemeinfames Vorgehen mit 
Defterreich mehr und mehr auf und dachte in Uebereinftimmung mit R. zunächſt 
am Bunbestage dahin zu wirken, daß wenigftens den am lebhafteſten ausgefpro- 
chenen Wünſchen und Forderungen der Nation in diefer Beziehung Genüge ge- 
leiftet werbe. Es galt die Reform ber Bunbesgefeggebung und die Wiederveröffent- 
lihung der Bundestagsverhandlungen, welde jeit 1818 völlig geheim gehalten 
wurden. Preußen ftellte feine Anträge beim Bunde, fand aud theilmeife Unter- 
ftügung bei andern Regierungen. Uber bis zum Herbfte des Jahres 1847 waren 
doch auch bier die königlichen Beftrebungen vergeblich gewefen, und nun wurde R. 
beauftragt, eine „Denkſchrift über die vom deutſchen Bunde zu ergreifenden Maß- 
regeln“ audzuarbeiten, deren Inhalt der König unterm 20. Nov. 1847 vollftändig 
genehmigte und welcher auf Folgendes binauslief. R. beubfitigte eine Reform 
nad drei Richtungen hin: 1) eine organifche Weiterbildung des Bundesheeres 
zu einem mehr einheitlihen Ganzen; 2) eine Verbeflerung des Rechts zuftandes 
in Deutfchland durch Einfegung eines Bundesgerihts und durch Herftellung von 
gemeinfamen Gefegbüchern über das Straf» und Proceßrecht, Handelsrecht, Krebit- 
weien, Wechfelrecht, Heimatsrecht, Freizügigkeit für ganz Deutfchland; 3) umfafjende 
materielle Berbefferungen durch Ausdehnung des Zollvereind auf den ganzen 
deutſchen Bund, durch Gleichheit der Maße, Gewichte, Minze, Schifffahrtzölle, 
duch völlige Freigebung des Berfehres mit Tebensmitteln, Errichtung von Bun» 
desfonfulaten, Regulirung ber deutfhen Auswanderung und Kolonifation u. f. w. 
Zunächſt follte nochmals verfucht werden, dieſe Pläne in Gemeinfchaft mit Defter- 
reih durchzuführen. Eventuell follte aber Preußen auch allein damit vorgehen. 

N. reiste am 21. Nov. 1847 nah Wien, theild um dort wegen ber Schweizer 
Wirren, theils um wegen der beutichen Bundesreform zu verhandeln. In den 
erften Zeiten brängte ſich aber die Schweizer Angelegenheit völlig in den Vorder⸗ 
grund. In Uebereinftimmung mit dem proteftantifchen Guizot, dem damaligen aus- 
wärtigen Minifter Frankreichs, beurtheilte ver katholifhe R. diefe Sade nur vom 
politifh-fonferpativen Gefihtspunfte. Er wollte nicht etwa die fatholifchen Son- 
verbundsftaaten um jeden Preis gegen die proteftantifhe Mehrheit hüten, fon- 
dern er wollte überhaupt den ariftofratifhen und ven mehr völkerrechtlichen Cha- 
ralter der Schweizer Staatd- und Bundesverfaffung auf der Bafls der Kantonal- 
ſouverãnetãt gewahrt wiffen, weil er in einer folhen Verfaſſung für die Sicher- 
heit der monarchiſchen Nachbarftaaten eine größere Bürgſchaft zu finden glaubte 
als in einer centralifirten Republif. R. hatte als preußifcher Geſandter in Baden 
vorgejhlagen, die Frage dur eine Konferenz der Großmächte, auf welcher bie 
beiden freitenden Parteien der Schweiz ihre Klagen vorbrädten, zu entfcheiven. 
Aber England widerftrebte, und Defterreich ſcheute fi) vor einem Konflikte. So 
blieb die Sade in der Schwebe. Die Schweiz gewann Zeit, ihre Angelegenheit 
durch einen Bürgerkrieg zu orbnen, und der Gonderbund war unterlegen, als R. 
zu Wien eintraf. R. erreichte bald eine Verſtändigung mit Defterreih und reiste 
dann zugleih mit einem öfterreihifhen Bevollmächtigten zu ben verabrebeten Kon= 
ferenzen nad Paris, wo ſich Defterreih, Preußen und Frankreich über die iden⸗ 
tiſche Note vom 22. Januar 1848 vereinigten, dahin gehend, daß bie militäriſche 
Beſetzung der Sonvderfantone aufhöre, daß keine Verfaſſung gültig fei, welche nicht 
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durch Stimmeneinhelligfeit aller Kantone bewirkt werbe, und daß bie Kantonale 
fouveränetät als Grundlage des Rechtszuftandes der Schweiz gegenüber Europa 
durch die Verträge von 1815 garantirt fei, mithin wenn die Schweiz ihren dieß— 
fallfigen Berpflihtungen nicht nachkomme, die gegenfeitigen, auf denjelben Verträgen 
gegründeten Verpflichtungen der Mächte bedroht und fuspendirt feien. Die Schweiz 
proteftirte gegen diefe Auffafjungen und Zumuthungen durch eine Antwortnote vom 
15. Februar 1848 ganz energifh, und der Ausbruch der franzöfifhen Februar— 
revolution ließ ben Diplomaten der drei Großſtaaten die Neigung vergehen, in 
dem bisherigen Sinne weiter gegen die Schweiz aufzutreten. 

Sobald die Schweizer Frage im Februar ihrem Austrag im Sinne ver Diplo- 
matie näher zu rüden fhien, nahm ber König von Preußen die deutfche Bundes- 
reform wieder in die Hand, und die Nachricht von dem Sturze des Julikönig— 
thums in Frankreich befchleunigte die Ausführung. R. war unmittelbar vor dem 
Ausbruche der Parifer Revolution nad) Deutſchland zurüdgelchrt. Den 22. März 
1848 fanbte ihn der König nah Wien mit doppelten Inftruftionen, theils zur 
Berhandlung wegen gemeinfamer militärischer Sicherheitsmaßregeln gegenüber Frank— 
reich, theild zur Ausführung der Bundespläne gemäß der Denkſchrift vom 20. Nov. 
1847, auf Grund eines bejonderen Memorandums v. März 1848. Es glüdte 
R. ſchon am 10. März, mit dem Wiener Hofe dahin übereinzufommen, daß bie 
Bundesreformfrage einem Kongreffe der deutſchen Fürften und ihrer Minifter zur 
ſchleunigen Löſung zu unterbreiten fei. Der Kongreß follte, gemäß dem befonveren 
Berlangen Defterreihe, zu Dresven ftattfinden. An eine Betheiligung der Nation 
bei diefem Werke der Bunbesreform wurde nicht gedacht. Da brad Mitte März 
die Wienen Revolution los, da erfholl um viefelbe Zeit durch alle Gauen 
Deutfhlands ver Ruf nad einem beutfhen Parlamente, um durch dieſes die neue 
Berfaffung Deutfchlands zu Stande zu bringen. R. folgte bis auf einen gewiſſen 
Grad fofort diefem Zuge der Zeit. Er machte fih allmälig mit dem Gedanken 
ver Bereinbarung zwilhen ven Regierungen und ber Nation vertraut und 
legte — dies war der legte Alt der in Wien gepflogenen Berhandlungen — 
eine Bunktation vom 19. März 1848 mit einer umfaſſenden und mehr nationalen 
Bundesreform vor. 

Darnach follte neben den bisherigen Bundestag eine weitere Bundesverfamm- 
fung, zu welder jeder deutſche Staat eine entjprechende Anzahl von ſtändiſchen 
Deputirten nah der Wahl der Kammern zu jenden habe, treten. Diefer weis 
teren Berfammlung follte zuftehen die Abänderung der Bundesgefege, Feſtſtellung 
von organifhen und gemeinnügigen Einrichtungen für ganz Deutſchland, Entjheis 
dung über Krieg und Frieden, die Aufnahme neuer Mitglierer in den Bund, bie 
Kontrole aller Bundesausgaben; auch follte derſelben obliegen, die Inftrufiionen 
zu ertheilen, nad welchen ver Bund im Auslande durch feine diplomatiſchen Agen— 
ten zu vertreten fei. Defterreich genehmigte vie Punktation, und die Genehmigung 
tes Berliner Hofes für diefe Bundesreformvorfhläge R.'s war an fi unzmeifel- 
baft. Aber am 18. und 19. März tobte aud in Berlin die Revolution und wur- 
ben num ganz andere Wege und Pläne der deutſchen Einheit verfolgt. Der Gedanke 
eines Nationalparlaments zur Herftellung der deutſchen Einheit wurbe zum berr= 
fhenden. Und jo waren denn auch diefe Beftrebungen R.'s gänzlich eıfolglos. Er 
bat über dieſe feine ganze Thätigkeit und überhaupt über die Bundesreformpläne 
jeines Königs bis zu biefer Zeit einen authentifhen Bericht veröffentlicht in feiner 
Schrift: „Deutſchland und Friedrich Wilhelm IV." (zuerft 1848, 4. Aufl. 1862 
in Bd. III, der gefammelten Schriften). 
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Die Revolution des Jahres 1848 führte aber auch R. in neue verhängniß- 
volle Bahnen und vollzog in ihm eine weſentliche politifche Wandelung. Er nahın 
im April 1848 feinen Abſchied aus preußiſchen Dienften, fowohl in feiner Stel- 
lung als Geſandter am baben’shen Hofe, wie auch als Generalmajor in der Armee 
und Militärbevollmädhtigter beim Bunbestage, theild und wohl hauptſächlich, weil 
er ſich zunächſt von dem politifhen Entwidlungegange in feinem Baterlande ab- 
geftoßen fühlte, theils in ber beftimmten Abfiht, zu verhindern, daß bei feiner 
befannten, bis dahin ftreng altlandftändifhen Auffaffung, durch feine politifche 
Stellung namentlih zum Könige der Schein verbreitet werde, als ob der König 
die neue fonftitutionelle Richtung nicht ernftlich einſchlagen und nicht konſequent einhal- 
ten wolle. Es war aber R. in Wirklichkeit unter dem gewaltigen Einfluffe der Zeit 
ein Konftitutioneller geworden und hatte ſich folgerichtig auch mit dem Gedanken 
vertraut gemacht, daß die Bundesteform mwenigftens unter Mitwirkung der Nation 
ſelbſt, nicht blos durch einfeitige Thätigkeit der Regierungen fi vollziehe. Eben 
deshalb Konnte er in die Nationalverfammlung eintreten, zu welcher er von bem 
weftphälifchen Wahlkreife Arensberg gewählt wurde. 

As R. in das Parlament trat, war er bereit! eine ber anerfannteften poli- 
tiſchen Perfönlichkeiten. Er galt als ein beveutender Publicift und Staatsmann. 
Daß er auch im Parlamente eine hervorragende Stellung einnehmen werbe, ber 
zweifelte Niemand; daß er aber nad) feiner ſtaatsmänniſchen Art, trog der in ihm 
fi vollziehenden und mehr und mehr hervortretenden politischen Wandelung, und 
trotz feiner nationalen Sympathien, irgendwie den Ausfchlag für die Geftaltung 
der Dinge in Frankfurt geben Fünne, mußte jeder einigermaßen Eingeweihte füg- - 
lid von vornherein in Zweifel ftellen. . 

N. zeigte fih bald als das Haupt der äußerſten Rechten. Er bildete nad 
feiner Ankunft in Frankfurt zunächft die Geſellſchaft des fteinernen Haufes, welde 
Partei fpäter durch R.'s Eintritt in das fog. Kafe Milani ihren Führer verlor 
und ultrafonfervative und ultrafatholifhe Elemente in fich vereinigend, bebeutungs- 
1o8 ward. Die Partei Milani galt nun als die äußerfte Rechte. Sie umfaßte nur 
circa 40 Mitglieder, unter welden neben R. Georg v. Binde und Graf Schwerin 
hervorzuheben find, mit denen R. damals gemeinfchaftlid kämpfte, obmohl, be- 
fonders früher, ftarfe Divergenzen im Einzelnen zwifdyen ihnen ftattfanden. 

Es ift hier nicht der Ort, die umfangreiche Thätigfeit R.'s im Parlamente 
nad allen ihren Einzelnheiten aufzuweifen. Es mag genügen, eine Schilderung 
zu wiederholen, welche zu jener Zeit, obwohl aus den Reihen feiner entfchievenen 
Gegner hervorgegangen, dod wahr und treffend ift, und daran eine Ueberficht der 
Gegenftände zu reihen, auf welde fih R.'s parlamentarijche Thätigkeit vorzugs— 
weiſe erftredte. „Da figt er“, fchreibt Alfred Meißner, „ein Kopf darafteri» 
ftifh wie einer auf einem Bilde von Velasquez; er gleicht einem friegerifchen 
Mönde. Sein Geſicht einförmig gelb, fein graues Haar, fein Auge mit galliger 
Färbung, fein gef&loffener Mund von einem fhwarzen Schnurrbart befchattet, fein 
finfterer Blid immer auf Papier geſenkt — jeder Zug feines Aeußern fpricht von 
Bedeutung. Er ift fein Redner, aber jeve feiner Reden übt eine große Wirkung. 
Auf feinem Sige hat er fein Wort für feinen Nachbar — er fitt und brätet. 
Nur wenn eine wichtige Abftimmung ftatthat, blidt er um ſich und kommanbirt 
wie ein Feldherr die Schaaren ringsum mit „Sitenbleiben!" oder „Aufftehen!‘ 
Sie folgen aufs Wort." — Friedrich Hart äußert fi auf folgende Weife: 
„Geiſt, Scharffinn und durchdriugender Berftand bligen aus feinen (übrigens kurz 
figtigen) dunkeln Augen unter den ergrauten Brauen mit feltenem Feuer hervor; 
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fein herrlich gebilveter Kopf mit breiter Stirn, feiner Adlernaſe und fharfgefhnit- 
tenen Lippen hat etwas Durchgeiftigtes, welches jeden Blick an feine Züge feffeln 
muß. Ich hatte ihn zuvor nie gefehen und habe ihn doch auf der Stelle erkannt, 
Seine unterfegte Geftalt hält ſich ftraff und ftramm, wie e8 dem Soldaten ziemt, 
und es ift höchſt jhwierig, fein Alter annähernd zu ſchätzen; man kann ihn eben 
fo gut für einen Bierziger wie. für einen Sehsziger halten. Das oratorifhe Talent 
R.'s ift weniger bedeutend dadurch, wie er fpricht, als durch das, was er ſpricht. 
Seine Logik ift erbarmungslos, wie zifchende Schlangen fprühen ihm die Worte 
vom Munde, und mwohlgerüftet muß der Feind fein, an deſſen Harnifd fie nicht 
eine Haffende Spalte finden follten, um ihn auf den Tod zu treffen. Die Adilles- 
ferfe der äußerſten Linken, vie ſich unbedacht überftürzende Leidenfhaftlichkeit ihrer 
Mitglieder, weiß R. vortrefflich zu erfpähen und mit den gefieverten Pfeilen feiner 
faltblütigen Berftandesfhärfe zu verwunden. Ich müßte mid auch fehr täufchen, 
wenn nicht felbft feine erbittertften Feinde in Parlamente, welden er jo oft Scha= 
den und Niederlagen gebracht hat, feinen glänzenden Eigenfhaften im Stillen voll- 
fommene Gerechtigkeit widerfahren ließen. Die ruhige Ueberlegenheit dieſes merk— 
würdigen Mannes hält fi ebenfo weit von beleidigender Arroganz wie von friechender 
Beſcheidenheit; an ihm ift jever Zoll ein Mann." R. zwinge Bewunderung ab, 
jet Hart hinzu, aber lieben könne man ihn nit, noch weniger verehren; er 
glaube, daß R. nicht immer feine innerfte Ueberzeugung ausfprede, daß R. ein 
gutes Stüd von einem Jeſuiten fei und daß allem feinen Reben und Handeln ein 
von unfihtbarer Hand vorgezeihneter Plan zu Grunde liege. Wir unfererfeits 
können diefen Schluß der Schilderung nicht als richtig unterfchreiben, aber wir 
müſſen zugeftehen, daß dies in dem vierziger Jahren die herrſchende Anficht über 
R. im Bolfe war, während nad 1849 und namentlih nad R.'s Tode das Urtheil 
felbft feiner entjhiedenften Gegner ein viel milderes geworben ift. 

Die Thätigkeit R.’3 im Parlamente war die eines Staatsmannes, nit eines 
Principienreiters. In ftaatsmännifcher Weife entfhloß er fi im Drange ver Zeiten 
und Umftände zu gewiflen Konceffionen, und war namentlid weit entfernt, als 
bloßer ftarrer Rechtsbodenmann aufzutreten. Er gab ber politifchen Nothwenpigfeit 
nad, ohne jevody feine oberften Principien zu verläugnen. Wenn er feinen per- 
fönlihen Antrag nicht durchſetzen fonnte, entſchloß er fih in vielen Fällen, für 
denjenigen Antrag zu ſprechen und zu ftimmen, welder dem feinigen wenigfteng 
am nächften ftand und einige Ausficht auf Erlangung der Mehrheit hatte. Durch 
einen gewiſſen genialen Taft wußte er ſich bei diefem Verfahren meift vor inneren 
Widerſprüchen zu bewahren, und Niemand von feinen Freunden wie Gegnern durfte 
es wagen, ihm wegen feiner Koncefftonen im Parlamente ven Vorwurf des Schwan» 
lens oder gar des Fahnenbruches zu machen. 

Bon den Gegenftänden, welhe R. mit befonderer Auszeihnung im Parla- 
mente behandelte, erwähnen wir zur näheren Charafteriftif feines parlamentarifchen 
Auftretens nur folgende. Zuerft trat er bedeutend hervor am 8. Juli 1848 durch 
ven von ihm verfaßten Bericht des Marineausfhuffes und durch feine Rede von 
demfelben Tage für den Schug der Nationalverfammlung gegen revolutionäre Ume 
triebe. Glängend ſprach er am 19. und 23. Juni über die Einfegung der provi- 
forifhen Gentralgewalt, am 1. Juli über die böhmifhe Frage, 7. und 15. Juli 
über die Wehrverfafiung, 26. Juli über die Pofener Frage, 12. Auguft über bie 
italienifhe Frage, 24. Auguft über das Berhältnif der Kirche zum Gtaate, 5. 
September über den Waffenftillftand von Malmoe, 8. November wieder über bie 
Wehrverfaſſung, 6. Februar 1849 wieder über die Pofenfhe Frage, 17. März 
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1849 über den Abſchluß der Verfaſſung. Die letzte Rebe iſt vielleicht die ergrei— 
fendfte, welche R. in ver Nationalverfammlung gehalten hat. Diefelbe, jo wie bie 
oben hervorgehobenen find abgebrudt in R.'s Gef. Schriften (Br. II. ©. 269 ff.) _ 

Nach der Kaiferwahl unterfchrieb R., obwohl er jelbft dafür geftimmt hatte, vie 
befannte Erklärung an ber Spige von 15 feiner Parteigenoffen: „daß fie der Ver— 
fammlung nicht das Recht zuerfennen, die Berfaflung des Reichs endgiltig zu befchlie- 
fen und deſſen Krone zu vergeben, fontern daß die Rechtsbeftändigkeit dieſer Hand» 
lungen von der freien Zuftimmung der deutſchen Regierungen abhängig ift. Sie 
legen dieſe ausprüdliche Verwahrung in das Protokoll der heutigen Sigung (28. 
März 1849) nieder, damit zu Feiner Zeit ein Zweifel darüber obwalte, daß jedes 
gute Recht der Regierungen nicht ohne Vertretung in der Nationalverfammlung 
geblieben ſei.“ 

Nachdem R. bereitd Ende April Frankfurt verlaffen hatte, um neuen Auf» 
trägen feines Königs Folge zu geben, meldete er doc erft ſehr fpät feinen fürm- 
lihen Austritt aus dem Parlamente an, fo daß derſelbe erft in der Gigung vom 
6. Juni 1849 in Stuttgart von dem Präfidenten Löwe angezeigt werden konnte. 

Am 23. April 1849 wurde R. von Frankfurt nah Berlin berufen. Eine 
neue Epoche feiner politifchen Thätigkeit beginnt damit. Die Rolle des Frankfurter 
Parlaments durfte ſchon damals für ausgefpielt gelten. Die preußifche Regierung 
wollte ohne vasjelbe verfuhen, die Einheitsfrage im Sinne der Nation wie ber 
Regierungen zu löfen und ben engeren Buntesftaat mit preußiſcher Spige, unter 
Begründung eines feften Schug- und Trugbünbniffes mit Defterreih, durch Ber- 
einbarung mit den Regierungen und durch nadträglihe Mitwirkung und Geneh— 
migung eines neuen Parlamentes zu Stande zu bringen. Was in diefer Richtung 
fortan in Berlin gefhah, darf im Wefentlihen als das Wert R.'s angefehen 
werben. Er wurde jhon Ende des April durd den König und tas Staatömini« 
fterium aufgefordert, die Leitung bes auswärtigen Minifteriums (nad dem Rück— 
tritt Arnims) zu übernehmen und fomit auch äußerlich und formell an bie Spite ’ 
biefer Beftrebungen zu treten. Aber er lehnte dies damals noch ab, übernahm 
jedoch die Verpflichtung, die ventfhen Angelegenheiten fowohl im Schooße des Mi- 
nifteriums als den Kammern gegenüber zu leiten, und wurde beöhalb, ba er in 
ber Stellung eines bloßen Privatmannıes, im welder er ſich nad feiner Penſio— 
nirung befand, jene Aufgabe nicht füglich durchführen konnte, zum Oenerallieute- 
nant in der Armee ernannt. 

Freilih haben die Bemühungen R.'s und feines königlichen Freundes kei— 
nerlei Erfolg gehabt, und es kann feinem Zweifel unterliegen, daß ein großer 
Theil der Schuld in dem Mangel einer wahrhaft praftifhen Beurtheilung und 
Behandlung der Aufgabe zu ſuchen ift. Seinen Grund ſcheint diefer Mangel we: 
niger in ber ſtaatsmänniſchen Unfähigfeit R.'s als in dem mehr poetifch -fünftle- 
rijhen, denn praftijc-politiihen Wefen des Königs gehabt zu haben. Sicheres fteht 
barüber nit feſt. R, der uns über diefe Epoche feiner politifhen Wirkſamkeit 
fowohl in feinen „Neuen Gefprähen über Staat und Kirche“ (1852), als nod 
mehr in zufammenfafjender hiſtoriſcher Ueberfiht in feinen gefammelten Schriften 
Br. 11. ©. 95 ff. einen bdetaillirten Bericht erftattet hat, fpricht ſich über das 
Mißlingen jener Unternehmungen mit großer Vorficht aus, fo daß über viefer Per 
riode feiner ftaatsmännifhen Thätigkeit bis jegt noch ein gewiffes Dunkel ſchwebt. 
Indeß ift wichtig, was er über die moralifhen Rüdfichten und über bie praftifchen 
Mittel zur Berwirklihung praftifher Ziele gerade in dem hiftorifchen Bericht über 
biefe feine Lebensepoche (Bd. IL. ©. 125 ff. der Gef. Schr.) fagt. Denn darnach 
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will es ſcheinen, ald ob er in jener Zeit auch fehr draſtiſche Mittel für nothwendig 
gehalten und überall empfohlen habe. Auch ift belannt, daß er bereits im Sommer 
1850 in der kurheſſiſchen Berfaffungsangelegenheit auf energifhe und Friegerifche 
Schritte, doch vergeblid, drang, und daß fein Rüdtritt erfolgt ift, weil der König 
vor dem Weußerften, vor einem Kriege gegen Defterreidh und bie Mittelftaaten, 
zurüdichredte. 

Db überhaupt vie Pläne, die von R. und dem König gehegt wurben, nad 
ihrer inneren Natur, nad) der befonderen Art der politiihen Berhältniffe in Deutfch- 
land und nad ber ganzen biftorifchen Entwidlung des deutſchen Staatslebens bie 
richtigen waren, darüber endgültig zu urtheilen, ift hier nit der Drt und auch 
vielleicht die Zeit noch nicht reif. Jedenfalls trägt bie Geſchichte diefer Beftrebungen 
einen wahrhaft tragifhen Charakter an fih. Es ift eine große Idee, bie Idee 
nationaler Einheit, für welde R. in den Kampf tritt. Er unterliegt, vielleicht 
ſchon deshalb, weil er die Idee in ihrer wahren Natur nicht zu erfaflen vermag 
und darum im unrichtiger Weife zu verwirklichen unternimmt, oder body wegen bes 
Irrthums in der Wahl und Anwendung der gehörigen Mittel. Und der Held biefer 
Tragödie ift von um fo größerem Intereffe, als feine Tragödie zugleich die ber 
ganzen a. und nicht blos ein Schidjal R.'s, fondern ein Schidjal ver 

ation ift. 

Dir dürfen die Einzelnheiten der Bundestagsbeftrebungen Preußens, für welde 
R. eintrat, als belannt vorausfegen und wollen deshalb auf Yegidi’s kurze Dar- 
legung in diefem Staatswörterbude Bd. III. ©. 87 ff., und auf Karl v. Kalten» 
born's Geſchichte der deutfchen Bundesverhältniffe und Einheitsbeftrebungen (Berlin 
1857) Bd. II. ©. 157 ff. verweifen. Hier begnügen wir uns, in aller Kürze bie 
entſcheidenden Schritte anzugeben, bei welchen die Perſönlichkeit R.'s befonders in 
den Borbergrund tritt. 

Schon fünf Tage nad R.'s Ankunft aus Frankfurt a. M. zu Berlin, ven 
28. April, erging von Preußen vie Aufforderung an alle deutihen Regierungen, 
fi zu Verhandlungen über die deutſche Bundesreform in Berlin zu vereinigen, 
Die kleinen Staaten, ba fie ſämmtlich die Frankfurter Neichsverfaffung bereits 
angenommen hatten, lehnten vorläufig ab. Ebenfo entſchieden Wiürtemberg, 
Ueberhaupt glüdte e8 R. nur, ein Bündniß mit Hannover und Sachſen zu 
Stande zu bringen zur Herftellung eines deutſchen Bundesftaates, doch traten 
auch diefe Staaten glei von Anfang an unter gefährlihen Klaufeln und Refer- 
vationen bei und benugten viefelben fehr bald, um fih von dem preußiſchen Pro- 
jefte gänzlich wieder zurückzuziehen. Defterreih lehnte aber überhaupt ab, und 
basjelbe that Bayern, indem es jedoch zum Schein mit feiner ſchließlichen Erflä- 
rung nod zurüdhielt. Ebenfo lehnte Defterreih die Verhandlungen wegen einer 
völferretlihen Verbindung mit dem projektirten engeren preußiſch-deutſchen Bundes» 
ftante im Mai 1849 ab. Die Verhandlungen Defterreihs und Bayerns mit Preußen 
wegen Errichtung einer proviforifchen Centralgewalt an Stelle des Reichsverweſers 
im Juli 1849 führten zu feinem Refultate, da R. felbft in dieſer Beziehung für 
Preußen die Zeit no nicht günftig genug zu fein ſchien. Inzwiſchen glüdte e8 
feinen Bemühungen, bis zum September die meiften kleinen Staaten Deutſchlands 
für die preußifhen Bunvesftaatspläne zu gewinnen. Glänzend und unter unges 
heurem Beifall vertheidigte R. diefe Pläne vor ven preußifhen Kammern ; befone 
ders ift feine berühmte Rede vom 25. Auguft hervorzuheben (Gef. Werke Bd. II. 
©. 388 ff.). Im Herbft hielt e8 R. für angemeffen, die Verhandlungen mit Defter- 
veih wegen ber Errichtung einer Gentralgewalt wieber aufzunehmen, Es lam das 
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fog. Interim vom 30. Sept. 1849 zu Stande, R. vermodte aber die Dauer bes 
felben nur bis zum 1. Mai 1850 zu erlangen. Er wurde (neben Bötticher) zum 
preußifhen Kommiſſär bei der neuen Gentralbehörbe ernannt. Doc führte er gleich 
zeitig die eigentlihe Leitung des engeren Bundesſtaates (ber jet fog. Unions— 
angelegenheiten) und übernahm namentlid) die Repräfentation der preußifhen Re— 
giernng bei dem Erfurter Unionsparlamente (20. März bis 29. April 1850). Trog 
R.'s Bemühungen ſchrumpfte nun aber die preußiſche Union durch zahlreiche Ab» 
fälle mehr und mehr zufammen. Auch vermochte R. nicht zu verhindern, daß Defter- 
reich mit feinen Verbündeten den alten Bundestag reſtaurirte (April und Mai 
1850). Fruchtlos war R.'s Verſuch, durch den Kongrek der Unionsfürften zu Berlin 
im Mai 1850 vie preufifchen Pläne zu fördern. Es gefhah das Gegentheil: vie 
Abfälle mehrten fid). 

Unter den ſchwierigſten Verhältniffen und als der gänzlidye Zerfall der Union 
faft ſchon zur Gewißheit geworben, übernahm dann R. endlich förmlich den 27. 
Sept. 1850 die Leitung des Minifteriums des Auswärtigen, in einer Zeit, wo 
die wachſende Krifis eine gewaltfame Löſung unvermeidlich zu machen ſchien. Mit 
jedem Tage wurde bie Lage der Dinge ungünftiger. R. zögerte aber noch immer, 
den legten entſcheidenden Schritt zu thun. Als er dann endlich ein Programm aufs 
ftellte, welches auf offenen friegerifhen Witerftand gegen Defterreih und die Mittel 
ftaaten drang, verwarf der König diefe Vorfhläge, und R. trat fofort (2. Nov. 
1850) von feinem Minifterpoften, fowie von jeder weitern Betheiligung an ber 
Ausführung des preußifhen Bundesftaatsprojeltes zurüd ). Zwar unternahm er 
dann noch im Auftrage des Königs eine Reife nah England, feheinbar zu mili 
tärifhen Zweden, in ver That, um dort für die Durhführung der preußifchen 
Pläne einen legten ſchwachen Berfuh zu machen; aber mit dem baldigen gänz- 
lihen Wufgeben viefer Pläne von Seiten ber preußifchen Regierung (dur ven 
Abſchluß der Olmützer Konvention vom 29. Nov. 1850 mit Defterreih) ward 
biefe Sendung bald zwedlos und hatte gar feinen Erfolg. 

Mit diefer Miffion ſchließt die ftaatsmännifhe Thätigfeit R.!s. Im Februar 
1851 zog er fih nad Erfurt zurüd, um fi dort mit fchriftftellerifchen Arbeiten 
zu beihäftigen und in feinen ſchon erwähnten „Neuen Geſprächen über Staat und 
Kirche“ (Erfurt und Leipzig 1851), fowie etwas fpäter im 2. Bande feiner gefam- 
melten Schriften (Berlin 1852) über feine politifche Thätigkeit in Frankfurt, (Erfurt 
und Berlin zu berichten, fowie in ven übrigen vier Bänden der gefammelten Schriften 





1) Ueber das Verhälmiß R.'s zu feinem König gibt beionders das Schreiben Aufickluß, 
welches der König an R. nad deſſen Austritt aus dem Minifterium des Auswärtigen gerichtet 
bat und welches wir deahalb bier folgen luffen. Es lautet: „Sanijouc, 5. Nov. 1850, nach 
6 Uhr Abends. Soeben gehen Eie zur Ihür binaus, mein treuer uud theuerfter Kreund, und 
fhon nehme ich die Keder, um Ihnen ein Wort der Trauer, der Treue und der Hoffnung nach— 
zurufen. ch habe Ibre Entlafjung aus dem auswärtigen Amte gezeichnet, Bott weiß es, mit 
Ihwerem Herzen. Aber ich habe ju in Freundestreue noch mehr tbun müffen. Ich babe Sie vor 
einem verfammelten Rathe um Ihres Entlaſſungsbegehrens millen gelobt. Das fagt Alles und 
bezeichnet meine Lage ſchaͤrfer, ald e® Bücher vermöchten. Ich danke hnen aus meinem tieiſten 
—— für Ihre Amteführung. Sie war die meifterbafte und geiſtreiche Ausführung meiner &r: 
danken und meines Willens. Und beide Fräftigten und hoben fih an Ihrem Willen und Ihrem 
Gedanken, denn wir batten diefelben. Es war trog aller Tribulationen eine ſchöne Zeit, ein ſchö— 
ner Moment meines Lebens, und ich werde dem Herrn (den wir Beide befennen und auf den mir 
Beide hoffen). fo fange ih atbme, dankbar dafür fein. Gott der Herr leite Sie und führe in 
Gnaden bald unfere Mege wieder zufammen. Gein Friede bewabre, umlagere und befelige Sie 
bis auf Wiederſehen. Dieß zum Abſchiede von Ihrem ewig treuen Freunde Friedrich Wilhelm,“ 
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frühere kleinere Schriften in einer nicht ſehr erheblichen Umarbeitung vorzulegen, 
auch manches Neue hinzuzufügen. 

Doch ſollte R. dieſer gänzlichen Zurückgezogenheit vom Hof⸗ und Stantsleben 
ſchon nach anderthalb Jahren enthoben werden. Der König wünſchte den geiſtreichen 
Mann, welcher ihm in ſo vielen Stücken verwandt war, wieder in ſeine Nähe zu 
haben und berief ihn im Auzuſt 1852 nach Berlin zur Uebernahme eines nicht 
fowohl politifchen als techniſchen, ebenfo ehrenvollen als den Grundneigungen und 
erften Jugenvbefhäftigungen R.’8 enſprechenden Amtes. R. ward zum Direftor 
des preußifchen Militärfturienwefens ernannt. Die Bermuthungen Bieler, er werbe 
nun auch wieder eine einflußreiche politifhe Stellung einnehmen, erfüllten fi nicht. 
R.’8 nichtmilitärifche Thätigkeit war der Fortfegung der Herausgabe feiner gefam- 
melten Schriften (Bb. 3, 4 u. 5) gewidmet, und feine Laufbahn näherte fi ihrem 
Ende Er ward von einem ſchmerzhaften Uebel heimgefucht, dem er bereits am 
25. December 1853 erlag. Er hinterließ eine Wittwe und zwei Söhne, welde 
in ber preußifchen Armee vienen. 

Faſſen wir die Bedeutung R.'s nah dieſer Schilderung feines Lebens und 
Wirkens zufammen, fo war er zunädft ala Militär nah dem Urtheil Sachver⸗ 
ftänbiger mehr Theoretiter als Praftiter, mehr zum Lehrmeifter als zum Feldherren 
geſchaffen. Als Polititer und Staatsmann glauben wir ihn im Obigen binlänglich 
harakterifirt und gewürdigt zu haben. Als Redner fehlte ihm der Funke des 
Genies und jene Poefie der Leidenſchaft, ohne welche vie höchſte Palme des Ruh— 
mes nicht errungen werben kann. Ein bloßer Rebner des Berftandes, durch Fülle 
und Klarheit des Willens ausgezeichnet, imponirte er allertings durd feine ganze 
Haltung und Perjönlichkeit, durch fein vornehmes, zugelnöpftes Weſen; aber er 
vermochte die Maffe der Zuhörer kaum zu überzeugen, viel weniger zu überreben, 
und fo wurden feine Reben nur felten von dem vollen und reellen Beifall 
des Erfolges gekrönt. R.'s überaus reiches und umfängliches Wiffen, ja feine Ge» 
lehrfamfeit in einigen Gebieten muß unfer Staunen erregen. Aber nad dem 
großen Gefege von ber Theilung der Arbeit muß bei der ungeheuern Umfänglic- 
feit aller Specialfäher der modernen Wiſſenſchaft diefe Polyhiſtorie ſchon an ſich 
ein zweifelhaftes Licht auf das wahre Willen R.'s werfen. Sein Wiſſen war mehr 
das des Salons, um in biefem zu glänzen und zu fiegen. Es war nicht das ge- 
orbnete und gefchloffene der Wilfenfhaft. Seine vielen Schriften geben davon 
ven Beleg. Sie find alle mehr oder weniger — vielleicht mit Ausnahme der ma» 
thematifhen und militärifchen, welche ſich unferer Beurtheilung entziehen — nur 
die Were eines Dilettanten. Seine gebiegenften Werte find wohl bier vie bei- 
den antiquarifhen (SItonographie und Devifen) und bie beiden ftaatsrechtlichen 
über Spanien und Schleswig. Die politifhen, äfthetifchen, philofophifhen bieten 
mehr nur geiftreihe Reflerionen dar, mit vielen richtigen, ſelbſt feinen Bemer- 
fungen, doch ohne das Bligen und Leuchten des Genies, fowie ohne wiſſenſchaft— 
lichen Abſchluß. \ 

Daß ein Mann von R.'s Urt und Begabung, von feinen Stellungen und 
Schickſalen, viele Gegner haben mußte, ift natürlich. Auch ließ fein ariftofratifches 
Auftreten, feine vornehme Zurüdhaltung ihn niemals zu einem populären Manne 
werden. Dagegen war er in dem engeren Kreifen feines Umganges eine liebens— 
würdige Erfheinung, wenn auch wegen feiner Luft, im Salon durch Gelehrfamteit 
zu glänzen, getabelt. Als Menſch war er fo achtenswerth als irgend einer, und 
alle die Gefhichten, welche ihm bald als einen Iefuiten, bald als einen Rofen- 
kreuzer, bald als eine Art von Eaglioftro oder Magus, oder aud als einen argen 
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Abfolutiften Hinftellten, oder auch fubverfiver Tendenzen beſchuldigten, find Aus⸗ 
geburten der Phantafie. Als Chrift und Katholit von abgefchlofjenem Weſen, war 
er der billig venfendfte gegen andere Konfeffionen, ohne freilich — troß der geift- 
reihen Wendungen in den „Geſprächen über Staat und Kirche" — jemals das 
Weſen des Proteftantismus in feiner vollen Bedeutung begriffen zu haben. Bey: 
flag hat das am Flarften dargelegt. 

Bergl. Frensporf, Joſeph v. Rabowig. 1850 (aud anonym im 4. Bde 
von Brodhaus’ „Gegenwart“). Diefe fpecielle Schilderung reiht blos bis zum 
Schluß des Jahres 1849. Will. Beyſchlag in Schneider's Deutſcher Zeitſchrift 
(Berlin 1852), Jahrg. 3, Nr. 1—5. v. Raltenborn. 


Noffe und Iudividunm. 


Die Erflärung des Gefammtmwillens (Staatswillens) im Gegenfage zum 
Einzelwillen ber Individuen ift befanntlic eines der größten Probleme ver 
Staatd- und Rechtswiſſenſchaft. Die Willkür der Individuen ift mannigfaltig wie 
bie Eigenart derſelben überhaupt; und ber Gefammtwille fann und barf doch nur 
Einer jein. Wie ift es möglih, daß man auf die Bielgeftaltigfeit der Einzel- 
willen, die nad allen Richtungen aus einander ‘gehen, bie Uebereinftimmung bes 
Geſammtwillens begründen kann, welder im Staate herrſcht! 

Rouffeau, der den Staat aus der Uebereinkunft der Individuen erflärt, melde 
vertragsmäßig zufammentreten, bat doch felber eine Ahnung davon gehabt, daß 
der allgemeine Wille etwas Anderes fei ald der Wille Aller. Über er 
bat das Räthfel, das er nicht zu löfen wußte, mittelft einer Fiktion zu umgehen ver- 
fucht, die vor jeder Prüfung als leerer Schein zerfließt. Da faft niemals Alle 
übereinftimmen, fo meint er, müffe ver Durchſchnittswille ver Mehrheit als 
Wille Aller gelten. Dadurch kommen wir aus dem Regen in die Traufe. Wir find 
im Staate genöthigt, den Gefammtwillen als Autorität zu achten, d. h. ihn vor 
allen Dingen als gerecht zu ehren; und wer verbürgt und, daß ber Wille ber 
Mehrheit gerechter fei, als ver Wille der Minderheit ? Faſt alle großen Yort- 
fchritte au im Staat und im Rechtsleben find wie die fegensreihen Offenbarungen 
der Religion und die fruchtbarften Entdeckungen der Wiſſenſchaft anfangs nur von 
einzelnen Individuen vertreten und von wenigen erleuchteten Anhängern begriffen 
und aufgenommen worben. Erft nad ſchweren und langen Kämpfen mit ben Bor- 
urtheilen, mit dem Unverftand und der Roheit der Menge haben fie allmälig Anerken⸗ 
nung erlangt. Wenn bie Mehrheit ſchließlich vernünftig und gerecht wirt, fo ift fle es 
doch gewiß nicht in jedem Moment. Den Gefammtwillen und den Willen ver 
Mehrheit für vasfelbe erflären, beveutet daher im Princip, bie Roheit über bie 
Bildung, und die Unmwifjenheit über die Weisheit fegen. 

Noch weniger als die Weisheit und Gerechtigkeit des Staatswillens wird 
aber auf folhe Weife deſſen Einheit erklärt. Das bloße Zufammenzählen und 
Aneinanderreihen von vielen oder fogar von allen Sonverwillen kann niemals 
Einen Gefammtwillen hervorbringen. Millionen von Sandkörnern zufammenge- 
worfen bilden wohl einen Sanbhaufen, aber kein Ganzes. Hunderttaufend Thaler 
an einander gereiht, find eine ftattlihe Summe Geldes, aber nod kein Vermögen. 
Das Gefäß freilich, das aus den Sandkörnern gebaden wird, ift ein Ganzes, und 
ebenfo ift ein Bermögen oder eine Stiftung von 100,000 Thalern aud ein Gan⸗ 
zes, aber nur weil zu der Summirung der Theile noch eine einheitliche Idee hin» 
zugetreten ift, welde fie zu einem Ganzen geeinigt hat, Bei leblofen Dingen kann 
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biefe Einigung von außen her kommen. Aber fol ver lebendige Wille von Tau« 
fenden wahrhaft Ein Wille werben, fo muß bie Einheit in ihnen felber zu 
‚finden fein. 

Hegel hat die Zerfahrenheit und den Widerſpruch aller jener Sonderwillen 
wohl bemerft und eingefehen, daß aus biefem Durdeinanver keine Einheit des 
Rechts ſich bilden laſſe. Er verfteht ven Staat und Recht bildenden Willen nicht 
mehr, wie Rouſſeau und Kant ald individuelle Willtür, ſondern als „ven allge 
meinen“ Willen, ter feiner felbft bewußt geworben, ver wahrhaft frei unb ver« 
nünftig ift“. Aber damit wird doch nur gefagt, wie ber Wille Aller beſchaffen 
fein foll, um als allgemeiner Wille anerfannt zu werden, aber nicht erklärt, 
weßhalb er gerecht, vernünftig und einheitlich ift. 

Faft Niemand unter den Philofophen und Rechtsgelehrten hat ſich daran 
erinnert, daß wir Alle den Gegenfag des Gefammtwillens und des individuellen 
Willens in uns felber haben. Nur aus der Doppelnatur der Menfchen, 
aus dem Gegenfage, den wir ald Raffe und Individuum in uns verbunden haben, 
läßt fi jene Doppelbeit des Willens erflären, fie erklärt fih daraus aber aud 
vollftändig Das zuerft erfannt und die für alle pfychologifhen Fragen ganz ent« 
ſcheidende Bedeutung dieſes Gegenfages nachgewiefen zu haben, ift das Berbienft 
Friedrich Rohmers 1). 

Unfers individuellen Willens find wir uns mit derſelben Sicherheit 
bewußt, wie unferer individuellen Gedanken. Indem ich ausſchließlich für mid 
etwas will, was Andere überhaupt nicht wollen oder mir nicht laffen wollen, 
werde ich aud des Widerſpruchs bewußt, in weldhem mein Wille mit dem Willen 
der Andern fteht. Weil Eäfar Rom beherrſchen will, fo will Brutus ihn morben. 
Möglich iſt's, daß die beiden Willen nur inbividuell find. Aber wenn ber eine 
von beiden zugleich römiſcher Gefammtwille ift, fo fann e8 der andere unmöglich 
zugleich jein. 

Die Verſchiedenheit der beiden Willen ift Mar genug. Aber wie werben wir 
und des Gefammtwillens bewußt? Wie anders als durch den Widerſpruch, 
der fi in uns felber erhebt, fobald wir etwas für uns wollen, was bie ge— 
meinfame Natur, an ber wir mit den Andern Theil haben, verlegt. Wenn 
der Sohn feine Hand wider den Vater erheben, wenn der Bruder den Bruder 
fnechten will, wenn der Dieb nad fremdem Gute ausgreift, fo regt fich im ihm 
eine Stimme, welche dem individuellen Willen entgegen tritt. Wenn ber Träge 
in Faulheit verfinft und der Läffige feine Talente vergräbt, fo vernimmt er eine 
Mahnung, die ihn zur Thätigkeit treibt. Im erften Fall wird der individuelle 
Wille gehemmt, im zweiten empfängt er einen Anftoß zur That. In beiden Fällen 
bekundet bie innere Stimme einen Willen, der mit dem Willen des Individuums 
zu ringen verſucht. 

Die Einen nennen biefe Stimme das Gewiſſen, durch welches Gott zum 
Menſchen fprehe, die Andern nennen fie das Gewiffen, welches ber menjchlichen 
Natur innewohne und von der in ihr wohnenden fittlihen Orbnung Kunde gebe. 
Im Grunde meinen beide basfelbe; denn auch bie erfteren laffen viefe Stimme 
in menſchlichen Gefühlen, Begriffen, Worten aus dem Menſcheu felbft erklingen, 
und auch die legtern beftreiten nicht, daß bie innere Harmonie der Menfchennatur 
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* ") Sehe von den politifchen Parteien; durch Theodor Rohmer. Zürich 1843. $ 139, 140, 
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mit der Schöpfung des Menfhen gegeben und infofern göttlihe Ordnung ſei. 
Immer regt fih in dem Gewiſſen ein fittlider Geift, der ein Anderes ift, 
als unfer Individualgeiſt. Unfer Individualwille ift oft ungerecht und 
unvernänftig; der menſchliche Gewiſſenswille ift immer geredht und vernünftig. 
Die vielerlei Einzelmillen widerſprechen fi; der gemeinfame Gewiffenswille ift in 
ſich harmoniſch. Der Indivitualwille gehört mir allein an, ver Gefammtwille, 
ber ſich als Gewiffen regt, ift mir mit meiner Familie, meinem Boll, mit der menfd)- 
lihen Gattung gemeinfam. Wir können ihn daher ven Öattungsmillen, 
ober den Raffewillen beißen; denn bie Gattung und die Raffe ift Allen gemein, 
und verbindet Alle zur Einheit. 

Im Individualwillen ift ein Hareres Selbftbewußfein und eine höhere fFrei- 
heit. Im Gattungswillen wirkt vorzugsweife die Naturorbnung und bie inftinftive 
Nothwendigkeit. Die Sonderwillen bringen die Mannigfaltigfeit zu Tage, 
der Gattungswille hält die Einheit feft und fihert die Gleichheit. Der In— 
bividualwille ift nur in dem Individuum lebendig, der Gattungswille wirkt durch 
bie ganze Gattung hindurd. 

In jedem Menſchen ift der Gegenfag der Raffe und des Individuums 
zu Einer PBerfon verbunden. Indem wir biefe beiden Seiten unferes Daſeins un- 
terfcheiden und näher unterfuhen, erhalten wir überrafhende Aufſchlüſſe über un« 
zählige Fragen. Verſuchen wir einige Hauptfäge zu firiren, wenn glei bie nähere 


Begründung und Darlegung den Bereich des Staatswörterbuchs überſchreiten würde. 
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Raffe. 

1. Die Raffe erfcheint auf den erften 
Dlid fihtbar in dem gleihartigen 
menfhlidhen Körperbau. 

2. Die Raffe ift doch nicht blos 
leibliche Materie; die Leibesorgane find 
zugleih feelifhe Organe. Es gibt 
auch gemeinfame Triebe ver Raſſe, z. B. 
Nahrungstrieb, Geſchlechtstrieb, gemein- 
ſame ſittliche Kräfte, Gewiſſen, gemein— 
ſame intellektuelle Kräfte, Menfchen- 
verſtand; alſo mit Einem Worte: In 
der Raſſe iſt auch ein Gemeingeiſt. 

3. Die menſchliche Raſſe ift wohl 
urfprüngli das Wert der Schöpfung, 
aber either wird fie von den Eltern 
auf die Kinder überliefert. 

Die menſchliche Rafje beruht demnach 
auf Fortpflanzung durch die Men- 
hen. Sie bewahrt den Zufammen- 
bang zwiſchen ben Voreltern und ben 
Nachkommen, unter den Geſchlechtern, 
die auf einander folgen. Das natürliche 
Erbrecht ift eine Wirkung der Raffe. 

4, Die Raffe ift nothwendig an bie 
Erdoberfläche gebunden, welche fie nährt 
und erhält, Sie ift weſentlich irdiſch. 


Individuum. 

1. Die befondere Individualität ift als 
eigenthümliche Geiftesanlage ver: 
erft in bem Körper verborgen. 

2. Die verborgene Geiftesart bes 
Indivituums will fihtbar werben, 
und fie wird e8 am flarften in Wort 
und That. Im gehobenen und bewegten 
Momenten ftrahlt fie aber auch ſichtlich 
aus dem Körper hervor, und drüdt aud) 
in feinen oder gröbern Linien dem Kör- 
per bleibende Spuren ihres Lebens ein. 


3. Der Inbividualgeift ift nicht bie 
Fortſetzung der Eltern. Seine Erzeugung 
ift ein neuer Schöpfungsakt. Talente 
und eigenthümlicher Geift vererben fi 
nit, und wohl kann ein Inbivibuum 
eine ganz andere Eigenart haben, als 
feine Eltern und feine Familie. Die 
Individuen ſchaffen das Neue in der 
Belt. 


4. Der Individualgeift ift nit an 
die Erbrinde gebunden, Der ganze Erb» 
ball wird ihm zum Spiel und er ver« 
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I. 
Raffe. 


5. Die Rafje macht nothwendig eine 
Reihe von Wandlungen durch; in 
regelmäßiger Folge löfen fi die ver- 
ſchiedenen Altersftufen ab. Aut die Ju- 
gend folgt das Alter wie der Tod auf 
die Geburt. Niemand, der lange lebt, kann 
fi jener Entwicklung entziehen, die un- 
abhängig von ihm ift als Madt ber 
Natur. 

6. In der äußern Menfchennatur, 
in der Menfchenraffe, wird ein vollftän- 
biges Syſtem von Kräften in volllomm- 
ner Ordnung fichtbar. Der Menſch ift 
in relativer Bolllommenheit ge- 
ſchaffen, ein mifrofosmifhes Bild ver 
Bolllommenheit Gottes. 

7. Die Raffe ift die Gleichheit. 
In allen weientlihen Beziehungen find 
die Milliarden von Menfchen, die ſchon 
gelebt haben oder nod leben werben, 
mit denfelben Leibesorganen in berfelben 
Ordnung und mit benfelben feelifchen 
Kräften ausgeftattet, welche darin wir- 
fen: und alle gehorchen derſelben Alters- 
entwidlung. „Einer wie der Andere.“ 

8. Die Raſſe verbindet vie Ge- 
noffen zu einer nothwendigen Ge— 
meinfhaft. Wer fi dieſer Gemein- 
ſchaft entziehen will, empört ſich wider 
die Natur und bricht die Treue, die er 
feiner Gattung ſchuldig ift. 

9. Die Menfchenraffe bedeutet die 
Einheit des Menfchengefhlehts. Seine 
Beftimmung wird in der Weltgeſchichte 
erfült. | 


10. Der Gefammtwille hat feine 
natürlihe Grundlage in der Gemein- 
[haft und Einheit ver Raffe. 

11. Wenn der Gefammtwille einfei- 
tig herrſcht, fo iſt die Freiheit des In- 
dividuums verloren und der Despotis- 
mus des Ganzen da. Die Wechſelwir— 
fung zwifchen beiden ift unvermeidlich). 
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Individuum. 
fegt fih ohne Mühe auf die entlegen- 
ften Geftirne. Er vertieft fih in vie 
Ewigkeit und denkt Unendliches. 

5 Der Inbividualgeift bleibt we— 
ſentlich derſelbe von der Kindheit bis 
zum Öreifenalter. Ein jugendlicher In- 
bividualgeift bleibt jung, wenn gleich die 
Haare weiß werben; wie ber ältlihe In- 
bividualgeift ſchon ältlich ift in den Kin- 
derſchuhen. Das Individuum entwidelt 
fi felbft duch feine Arbeit. Seine 
Werte folgen ihm nad). 

6. Die Individualgeifter find meift 
nur lüdenhaft und unvollftändig 
begabt. Sie find gewöhnlich nur unvoll- 
ftändige Gedanken Gottes; einzelne leben« 
dige Wörter, feine volllommene Sprache. 
Aber mit Hülfe der Raſſe arbeiten fie 
fih zur Vervollkommnung burd. 

7. Die Berfhiedenheit ift bie 
Eigenſchaft ver Inbividuen. „Jeder ift nur 
Einmal; keiner ift gleich dem Andern.“ 
Die Talente und alle befondern Gaben 
find ungleich vertheiit. Achilles und Ther⸗ 
fites, Cäfar und Lucullus find unendlich 
verſchieden, obwohl dieſelbe Volksraſſe in 
derſelben Zeit fie gleich ſtellt. 


8. Das Individuum iſt zunächſt für 
ſich und hat ſein eigenes Leben, getrennt 
von den andern Individuen. Mit freier 
Wahl ſucht es ſeine Gefährten und reicht 
ihnen mit freiem Entſchluß die Hand 
zu gemeinſamem Werk. 

9. Die Individuen find die Mans 
nigfaltigfeit. Die individuellen Le— 
bensanfgaben fördean, aber durchkreuzen 
auch zuweilen den Fortfchritt der Ges 
meinfchaft. 

10. Der individuelle Wille ift 
die Aeußerung des Individualgeiſtes. 


11. Wenn der Individualwille ohne 
Rüdfiht anf den Geſammtwillen ſich 
geltend macht, fo ift die Anarchie da, 
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L II. 
Raffe. Individuum. 

12. In der Ruhe des Menden 12. In der Arbeit des Menſchen ift 
überwiegt das Raſſeleben. das Individualleben gefteigert. 

Es Tann nicht zweifelhaft fein, in welhem Berhältniß das menſchliche 
Recht (f. den Artikel Rechtsbegriff) zu dieſem Gegenfag fteht. 

Die Raffe ift fihtber, und nur äußerlich wahrnehmbare Beziehungen werben 
von der Rechtsordnung erfaßt und beftimmt. 

In der Raffe find feelifche und leibliche Elemente zur Einheit verbunden und 
alles Recht befteht aus einem geiftigefittlihen und einem leiblich-formellen Be- 
ftandtheil. 

Die Raſſe ift irdiſch-menſchlich, und das Recht ift es auch. 

Die Raſſe wird fortgepflanzt von Geſchlecht zu Geſchlecht, und das Recht 
überbauert ebenjo das Leben der Inpividuen. 

Die Raffe hat ein organifhes Wahstyum und erfährt geregelte Wandelun- 
en; bie Rechtsgeſchichte ift ebenfo das organiſche Wahsthum und die geregelte 

anbelung des Rechts. 

Das Leben der Naffe ift vorwiegend Naturnothwenbigfeit, und der Grund— 
harakter des Rechts ift fittlihe Nothwenpigkeit der menfhlihen Verhältniſſe. 

Die Raſſe ift die Gleichheit, die Gemeinfhaft und die Einheit; und das fin 
ebenjo die Eigenfhafien des Rechts. 

Die Raffe ift die Ruhe und die Bolltommenheit gleidy der Rechtsordnung. 

Es war alſo ein großer und es war ein verhängnißvoller Irrthum ver Rechts: 
philofophie, als fie das Recht und den Staat aus dem Individualleben und aus 
dem Individualwillen abgeleitet haben. Recht und Staat beziehen ſich wohl mittel» 
bar auf die Individuen, indem fie ihnen Schub und Raum gewähren zu ihrer 
Bethätigung; ganz ebenfo wie die körperliche Rafle dem Individualgeiſt als Woh- 
nung und Inftrument dient. Aber gerade für das inbividuellfte Gemüths- und 
Geiftesieben haben fie keinen Mafftab und über dasſelbe üben fie feine Macht. 

Nicht blos die Ordnung des Staates ift auf die Raſſe, zunäcft vie Bolls- 
raffe begründet, auch das Leben des Staates, die Politik ift do voraus Ent- 
widlung der Gemeinfhaft und Einheit, alfo der Rafle. Aber an der Politik hat 
aud das Individnalleben einen wichtigen Antheil. Es ift nicht bloße Raffen- 
entwidlung. Es gibt aud einzelne Menſchen, welche als Individuen für den Staat 
geihaffen find, welche ihm ihr Individualleben zuwenden. Alle wirklihen Staats» 
männer find ſolche Individuen. Da zeigt ſich die Wechfelmirkung zwiſchen ven 
beiverlei Naturen wieder im Großen in lebendiger Verkörperung. Der Staat ift 
nicht ausfhlieglih die Geftaltung der gemeinfamen Volksnatur, oder der natio 
nalen Rafje; er verdankt der individuellen Arbeit feiner Führer aud einen Theil 
feiner Erfheinung und feiner Bedeutung. 

Das führt auf einen weiteren Unterfhied innerhalb ver Nafie Es gibt 
eine angeborene Raffe und es gibt auch eine anerzogene Raffe 2). Wer eine 


9) Friedrich Rohmers Lehre von den volitiichen Parteien, $. 177: „Es ift nicht bloß 
die angeborne Mittbeilung, woraus die Raſſe beftebt, es ift auch Die anerzogene; eine zweite 
und geiftigere, die fi auf der Grundlage der erftern erbebt. Die erfte Raſſe ift die Erbichaft 
des Blutes, die der Menjc mit dem Gintritt in die Welt empfängt; die zweite, die Erbſchaft 
alles dejjen, was im Laufe des Lebens durch natürliche Ajfimilation mit feinem Naturell in dem 
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deutliche VBorftellung der Macht der Erziehung nicht blos auf die Einzelmenfhen, ſon⸗ 
dern auf die Bildung von ganzen Nationen oder ganzen Klaffen gewinnen will, 
der braucht nur an die Einwirkung von Mofes auf dic jübifhe, oder von Lykurg 
auf die fpartanifhe, oder der Römerberrfhaft auf alle romanifhen Völker, oder 
der Flerifalen Erziehung auf die ganze Haltung des katholiſchen Klerus zu denken. 
Die Raffe, die zunächft ein Naturbegriff ift, wird fo zum Kulturbegriff ver- 
ändert. Der Staat felbft wandelt durch feine fortwirfenden Inftitutionen allmälig 
und theilmeife die Nation um, die durch ihn erzogen wird. Die Nothmwenpigfeit 
der gemeinfamen Natur erfährt fo an fi die Macht der individuellen Freiheit. 

Je civiltfirter ein Volk wird und je freier das Individualleben ſich geftaltet, 
um fo mehr tritt die bloße Naturnothwendigkeit zurück und um fo entfchievener 
macht fi die Wirkung der Individuen auch im Staatsleben geltend. Die mittel 
alterlihe Politit war noch überwiegend inftinftive Raffenpolitif, wenn 
gleich diefelbe nur in der Kirche in univerfellem Styl, in den meltlich-öffentlichen 
Berhältniffen in partifulären Formen erfhien. Die moderne Bolitit wird in höherem 
Grade von den Individuen beftimmt. Aber es bleibt eine der wichtigſten Re» 
geln aud der modernen Staatöweisheit, daß der Staatsmann voraus die Volksraſſe 
ftudiren müſſe. Er darf und fol auf Veredlung aud der Volksraſſe hinarbeiten, 
aber niemald darf er einer Nation eine Zumuthung machen, die zu erfüllen viefe 
nicht die gemeinfame Fähigkeit hat. 

Die wichtigften engeren Raſſekreiſe, melde die Eine Menfchenraffe mwieber 
mannigfaltig theilen, find: 

I. das was wir im pfychologifhen Sinme bie verfhiedenen Men- 
[henraffen heißen, jene großen maffenhaften Unterſchiede, welche geradezu natür- 
lie Barietäten der Menfchheit bilden. Wie diefe Gegenfäte, melde in ber 
Hautfarbe, der Haarftruftur, der Schävelform und mehr noch durch die Verſchie— 
denheit der finnlihen und geiftigen Anlagen fih unterfheiden, und feit Jahrtau- 
fenden wefentlich gleichartig fih erhalten haben, urfprünglid entftanden feien, ob 
durch verſchiedene Schöpfungsafte oder fpätere Einwirkungen der Natur, ift von 
der Wiffenfchaft noch nicht entfchieven. Aber zwei Dinge wiffen wir: Fürs erfte, 
daß diefer Unterfhied der Menſchenraſſen nicht ein Werk ver menfhlihen Kultur, 
fondern mefentlih ein Produkt der makrokosmiſchen Natur ift und bemgemäß als 
eine Nothwendigkeit angenommen werben muß. Fürs zweite, daß derfelbe für 
die Politit von eminenter Bedeutung ift. In höherem Grabe ftaatlih iſt nur 
die weiße Raſſe, der fogenannten „Tagvölker“, wie fie Carus genannt hat, 
und unter biefen behauptet der Ariſche Hauptftamm (fiehe Artikel Arier) vor 
dem andern femitifhen Hauptftamm den Vorzug. Die ſchwarze äthiopiſche 
Raſſe (ver Negervölfer) ift offenbar auf die vormundfhaftlihe Erziehung und Bes 
herrſchung der Arier und Semiten angewiefen. Nur die gelbe mongolifde 
Raſſe noch und vielleicht in älterer Zeit auch die rothe (indianiſche) Raffe haben 
e3 zu einer wirklichen ihnen eigenen Civilifation gebracht, und eine relative Staa» 
tenbildung aus fich felber entwidelt. 

II. Wefentlih ein Werk der menſchlichen Geſchichte, die im ſich wieder 
aus einem Zuſammenwirken der menfhlihen Freiheit, der Naturnothwendigfeit 


Maße vermähst, daß es ihm wie zum Blute oder mit einem treffenden Ausdruf der gemeinen 

Eprade zur zweiten Natur wird — der Inbegriff des ganzen Eindruds, melden Berbält 

ia und Umgebungen, Menſchen und Stidjale bleibend und beflimmend in der Seele zurüds 
en." 
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und des Schickſals hervorgebracht wird, ift die Bildung der nationalen und 
der Volksraſſen (fiehe den Mrtilel Nationalität). Schon das Auge 
weiß den Engländer von dem Üranzofen, den Italiener von dem Deutſchen 
zu unterfheiden, wenn gleih die heutige europälfhe Kultur — menigftens 
in den gebilveten Klaffen — eine Menge von älteren Unterſchieden verwiſcht oder 
ausgeglichen bat. Wichtiger als der Unterſchied in den nationalen Zügen, veren 
feine Nuancen von der Sprade faum geſchildert werden können, iſt ber raffen- 
mäßige Gegenfag des nationalen Charakters und Geiftes, mwelder das politifche 
Leben vornehmlich beftimmt. Der männlide Stolz der Engländer ift ebenfo eine 
Raffe-Eigenfchaft wie die Ruhmliebe ver Franzoſen, die Berechnung des Holländers, 
die Innerlichkeit des Deutfhen, vie Schlauheit des Slaven und die Liſt des Ita- 
lienere. Die Eigenart der Nationen ift ihre Raffe. 

III, Innerhalb der Nationen modificirt fi) wieder die Raffe ver einzelnen 
Boltsftämme, wie innerhalb der Völker die der Stände und Boltsklaffen. 

IV. Den engften Raffenfreis bildet das Gefhleht und die Familie. 
Auch fie tritt in dem verſchiedenen Familienzügen fihtbar hervor. Während Iahr- 
hunderten erhält fich diefe Befonverheit. Wer vie Ahnenbilver der Habsburger oder 
der Bourbonen feit Jahrhunderten vergleicht und mit der Erfheinung ver Gegen- 
wart zufammenhält, den überraſcht die Energie und Zähigkeit, mit welcher bie 
Natur ein beftimmtes Familiengepräge fo lange fefthält. Ganz vasfelbe wiederholt 
fi in ven bürgerlihen Familien. Mit den Yamilienzügen wird aber aud ein 
beftimmter Yamilienharakter und Familiengeiſt fortgepflanzt. Die pfydhifche Seite der 
Familenraſſe ift daher nicht minder zu beachten als die phyſiſche. 

Ale dieſe Raffen zufammen der Yamilie, des Standes, des Bolfes, der 
Menfchheit bilden das befcelte Inftrument, welches das darin wohnende Indivi⸗ 
duum während feines irbifchen Lebens zu fpielen hat. Die Raſſe dient ihm, aber 
fie verlangt hinwieder auh von dem herrfhenden Individuum Berüdfichti- 
gung ihrer Lebensbedingungen und Schonung ihrer beſchränkten Kräfte. Glücklich 
das geiftesgewaltige Individuum, das zugleich eine ftarfe und ausdauernde Raſſe 
zur Ausftattung erhalten hat. Unglüdlih ver Menſch, in dem Raſſe und Indivi— 
duum in fortvauerndem BZwielpalt einanver befämpfen. Ebenſo ift glücklich ber 
Staat, deſſen Bolksraffe von Staatsmännern geleitet wird, deren inbividuelle Art 
der evelfte Ausdruck jener ift, und unfelig das Reich, beffen Führer ver befjern 
Raffe nit würdig find. Bluntfhti. 
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I. Der Drient, II. Der moderne Redtsbegrifl. 
41. Judenthum und Islam. Recht und Moral. 
2. Inpifches Recht. Rebtsnatur und Retskultur. 
3. Chineſiſches Recht. Hauptfäge, 
4. Gbriflus. IV. Segenfäge innerhalb des Rechts, 
1. Der Dceivent. 4. Naturrecht und pofitives Net. 
4. Die Griechen. 2. Werdendes und vergehendes Recht. 
2. Die Römer, 3. Materielles und formelles Recht. 
3, Die Germanen. 4. Menfhlides und nationales Recht. Men 
4. Dlittelalterliches Recht. jchen- (Bölter-) recht und Volkerecht. 


Die Frage nah dem Rechtsbegriff ift die Grundfrage aller Rechtswiffenfchaft. 
Alles Uebrige ift abhängig von der Art ihrer Peantwortung, mie die Peripherie 
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vom Centrum. Dennoch beftehen heute noch die verfchiedenften Meinungen über 
diefe Grundfrage, und dieſe Meinungsverfchiedenheit ift jo feftgewurzelt, daß in 
gutem Glauben eine Partei der andern ven ſchwerſten Rechtsbruch und die Zer— 
ftörung alles Rechts vorwirft, während. dieſe hinwieder überzeugt ift, für das wahre 
Recht gegen herkömmliches Unrecht zu ftreiten, 

Jeder Blick auf die Weltgefchichte überzeugt uns ferner, daß aud die großen 
Kulturvölfer der Erbe die Trage ganz verſchieden beantwortet haben, und indem 
wir diefe Antworten vergleichen und bie Zeiten erwägen, in benen fie gegeben 
worden find, bemerken wir einen langſamen, aber ftätigen Fortfchritt in der Er- 
ag des Nechtsbegriffs, entſprechend der Entwidlung ver Menfhheit zu männ- 
icher Reife. 

Eine Ueberfhau über bie wichtigften Antworten auf unfere Frage: Was 
ift das Recht? wird dazu dienen, uns zu orientiren und eine fihere Meinung 
zu gewinnen. 

I. Orient. 

Der Drient bat vier große Rechtskulturen hervorgebracht, welde nod in 
unferer Zeit nad» oder fortwirken, die beiden ſemitiſchen: jüdiſches Recht und Recht 
des Islam, eine ariihe, das indiſch⸗brahmaniſche Recht und das dinefifche Recht. 

1. Judentbum und Islam gehören zufammen und find einander nahe 
verwandt. Mofes und Mohammed (fiehe die beiden Artikel), vie beiden großen 
Berkündiger des göttlichen Geſetzes, beide von ſemitiſchem Stamme, haben beide 
zunächſt auf femitifche Bölfer, dann aber aud in weiteren Kreifen auf die Welt 
gewirkt. Sie gehen beide von einer entjhieden theiftifehen Gottes- und Welt- 
anfhauung aus. Bor allen Dingen heben fie energifh den Unterſchied hervor von 
Gott und Menſch. Gott ift der Schöpfer des Himmels und der Erbe, er ift der 
Herr, die Menfchen, feine Gefchöpfe, find feine Diener. Die beiden Propheten ver- 
nehmen den göttlichen Willen mit zitternder Ehrfurcht außer fih. Moſes hört die 
Stimme Gottes, die zu ihm fpricht und den göttlichen Willen erklärt. Unter Donner 
und Blig, in denen der Herr feine Zuftimmung offenbart, verkündet Mofes das 
Geſetz, das er empfangen hat, feinem Volke. Nicht fo unmittelbar glaubt Moham⸗ 
med mit dem lebendigen Gott zu verkehren, aber auch er empfängt die heiligen 
Blätter des Koran von einem höheren Geifte, ven Gott als Boten an ihn ge- 
fendet hat, von dem Engel Gabriel. Beide fuhen und finden das Recht nicht in 
ihrem Geifte und nicht in ihrem Willen; es wird ihnen von dem Gotte außer 
ihnen geoffenbart, zu dem ihre inbrünftige Andacht fi erhebt, nad dem ihre 
Seele verlangt. 

Beide antworten auf unfere Frage: Net ift Gottes Gefeg für die 
Menſchen, nicht für die Engel. Um deswillen find alle Rechtsvorſchriften in 
der Bibel und im Koran von der Autorität Gottes erfüllt und von der Majeftät 
Gottes umftrahlt; fie haben etwas Abſolutes, Unwiderftehlihes, Furchtbares in 
fih. Daher au die entfegliche Strenge, zumal der mofaifhen Gefeggebung, welche 
geringfügige Uebertretungen mit dem graufamen Tode der Steinigung bebroht. 

Noch ift Religion, Moral und Recht unausgefhieden, in Eins ge 
miſcht. Im den großen X Geboten, die der Herr dur ben Mund des Mofes 
verfündigen läßt, ift das religiöfe Gebot der reinen Gottesanbetung und ber ge 
heiligten Sabbathfeier mit ven moraliihen Borfchriften der Eiternverehrung und 
der Belämpfung unfittlicher Gelüfte und beide hinwieder mit den eigentlichen Rechts» 
verboten der Toödtung, des Ehebruchs u. f. f. zu Einem Gedanken verbunden, 
Mohammed aber erneuert und befräftigt dieſe alten Gebote, und was er hinzufügt, 
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bat venfelben Charakter ver Mifhung von Religion, Moral und Recht. Der Koran 
ift das Buch des Glaubens und des Geſetzes. N 

Wo das Recht lediglich als Gottesgebot gedacht wird, da findet die menfc- 
liche Geſetzgebung feinen Raum. Es war eine folgenrichtige Anwendung diefes Grund⸗ 
gedankens, daß ſowohl die Juden als die Mohammedaner in den Beiten ihrer reli- 

iöfen Erhebung alle ſtaatliche Geſetzgebung verwarfen. Nur die neue Offenbarung 
Gottes an die Menfhen vermag nach biefer Anfiht das alte Recht zu ändern. 
An das prophetifche Geſetz als an den heiligften Kern ſchließt fih dann die Au 6- 
fegung durch gotterleudtete Männer an, und die Tradition über- 
liefert die urfprünglihe Offenbarung und fegt fie fort Wie die Juden ihre 
Miſchnah und Talmud, fo haben die Mohammedaner ihre Sunnah, in denen 
die Auslegung der Heiligen und Weifen und die Ucberlieferungen ver von Gott be- 
berrichten Sitte aufgezeichnet find. Während Jahrhunderten gibt es Feine eigent- 
lihen Staatsgefege bei Juden und Mohammebanern. Erft fpäter und unter ber 
Römerherrſchaft haben ſich die Juden aud den menſchlichen Geſetzen der Staats- 
autorität unterordnen gelernt, und im den mohammebanifhen Staaten der fpäteren 
Zeiten wagte man es allmählih, dem Borbild anderer Aulturftaaten nachzufolgen 
und felber neue Stantögefege zu erlaflen. Bid anf den heutigen Tag aber bleiben 
mohammedanifhe Theologie und Jurisprudenz in Schule und Leben verfhlungen, 
und biefelben Männer find zugleich Gottes» und Rechtsgelehrte, Rabbiner und 
Ulemas,. 

Nicht blos das Gefeg wird im Namen Gottes verfündet; auch die Redhts- 
pflege wird im Namen Gottes geübt. Eben hier zeigte fi aber ſchon frühe bie 
Schwäche des Syſtems, denn die Rechtspflege mußte doch von Menfchen verwaltet 
werben, und ba zeigte fi die menfchliche Kurzfichtigkeit, Umwifjenheit, Schwäche, 
Leidenſchaft trog der Göttlichkeit des Amtes fo unverkennbar, daß man in ber 
Praris doch nicht wohl die Stellvertreter Gottes mit Gott gleichftellen konnte. Die 
Unvolltommenheit und vie relative Unwahrheit dieſer Stellvertretung wurde von 
Anfang an ſchon bemerkt, und es geht daher in beiben Religionen neben ber 
mittelbaren Rechtspflege Gottes durch den menjhlihen Richter die unmittelbare 
Rechtspflege Gottes einher und verbeflert die Mängel jener. Ber den Juden droht 
Gott, die Sünden der Väter bis ins. dritte und wierte Geſchlecht an ihren Nad- 
tommen beimzufuchen, wozu ber menſchliche Richter wicht ermächtigt ift: eine Dro- 
bung, gegen deren Gerechtigkeit freilich die fpätere jüdiſche Rechtswiſſenſchaft eut · 
ſchiedene Einſprache erhoben hat. 

Großartiger ift dieſe Forrigirende Idee im Islam ausgefprodhen. Mohanımed 
weist auf das göttliche Weltgericht der Zukunft bin, in dem Gott felbft über vie 
MWiebererwedten richten nnd bie eimen zus Hölle verbammen, bie audern zur 
Seligteit des Paradieſes leiten werde, 

In gewiffen Sinne ift der Islam nur Ernemerung des mofaifhen Glaubens 
und Gefeges, aber in einigem wichtigen Beziehungen macht ſich dech die Gutwid- 
lung ber Zeit fpürbar, und wir gewahren es deutlich, daß Mofes und Mohammed, 
jo nahe fie verwandt fein mögen, um ungefähr zwei Jahrtauſende von einander ent⸗ 
fernt find, Das jüdiſche Gefeg tft national-befchränkter, enger und härter, das 
Geſetz Mohammeds ift allgemeiner, menſchlich umfafender und flüffiger. Die 
jüdiſche Religion ift weientlih Gefegesreligion, ber Islam weſentlich Glan- 
bensreligion. Jehovah tft dort vorzugsweife der Gott der Juden, ber Gott 
Mohammeds ift der Gott aller Menfchen, aber vorzüglich aller Gläubigen. Das 
moſaiſche Geſetz war beftimmt, das Eine Volt der Juden zu einer wahrhaften Ver⸗ 
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ehrung bes Einen Gottes zu erziehen und alles Heidenthum von dem bevorzugten 
Gottesvolfe abzuwehren. Der Islam dagegen wollte die Gottesherrfhaft und das 
Gottesreih über die ganze Welt verbreiten und das Heidenthum ausrotten, wo 
es ſich noch finde umter den Bölfern. Die femitifhe Grundanfhauung hatte fich 
alfo im Islam zu größeren, vie Welt umfpannenden Dimenfionen erweitert. 

2. Indiſches Recht. Die inpifche Rechtsbildung führt ebenfalls, wie die bei- 
ben femitifchen, anf eine hervorragende Perfon zurüd. Aber hier unter dem Volke von 
arifher Abkunft begegnen wir einer ganz andern ottes- und Weltanfhauung. Wie 
bei ven Semiten der Theismus, fc ift bei den inbifchen Ariern der Pantheismus zu 
frühefter Darftellung gelangt. Der große indische Geſetzgeber Mann ift fein Pro- 
phet, der die Stimme Gottes außer fih hört, ſondern ein göttlich-menſchlicher 
Denter, ‘ver feinen Geift von allem Aeußeren abzieht und abſchließt und indem er 
fih foncentrirt, im ſich die göttlichen Gedanken erfennt. Manu ift nad inpifcher 
Borftellung mehr als ein Prophet, er ift das göttlihe Wort felbft, das als 
Menſch erfchienen iſt, er ift ver wahre göttliche Herr der Welt. 

* Auch die Gefepgebung Manu’s gibt fih als eine Offenbarung bes höchſten 
Weſens, das aus fid die vielgeftaltige Welt hervorgehen ließ, Götter und Men- 
hen, die fünf Elemente, bie Erde und die Geftirne des Himmels, die Thiere umd 
die Pflanzen. Aber diefe Offenbarung wird nit, wie die an Mofes und Mo- 
hammed, von dem gläubig erregten Gemüthe als das Gebot bes außerweltlichen 
Gottes erfaßt, fondern von dem göttlichen Geifte in Manu durch geiftige Selbft- 
vertiefung und gefteigertes GSelbftbewußtfein erdacht. Sie ift in höherem Grabe 
als jene femitifche Offenbarung eine That der Wiffenfhaft. Die Religion 
der Brahmanen tft wefentlih Philofophie. 

Auch in Indien gibt es noch keine ftaatlihe Geſetzgebung, fondern nur eine 
göttliche Rechtsoffenbarung. Zum Theil ift diefe in dem Buche Manu's vollzogen 
(I, 58, 118), zum Theil erfheint fie in dem Herfommen, deſſen Beadhtung da- 
neben empfohlen wird (I, 108). Die Rechtswiffenfchaft ift vorzugsmweife den Brah- 
manen anvertraut, ben heiligen und weifen Männern, die aus dem Munde Gottes 
gezeugt find, den wahren „Herrn der Welt”. In ihnen ift die göttliche Oerech— 
tigfett verförpert (I, 98). Der König handhabt zwar die Rechtspflege, er hat aud) 
die Strafgewalt; aber er ift bezüglich der Frage, was Recht fei, an die Belehrung 
und Weiſung der Brahmanen gebunden (VII, 1). Das Amt der Zucht wird fo 
geſchildert: 

Manu VII, 14. Um den König in feinem Berufe zu unterſtützen, bat der 
Herr von Anfang an den Geift der Züchtigung hervorgebracht, den Beſchützer aller 
= ven Bollgieher der Gerechtigkeit, feinen eignen Sohn, von ganz göttlihem 

efen. 

15. Die Furcht vor der Züchtigung macht e8 allen geiaftenen Weſen mög- 
(ih, ihrer Eigenthümlichkeit zu genießen, und hindert alle Wefen, von ihrer Pflicht 
abzuirren. . 

16. Indem ber König Ort und Zeit wohl erwägt und die Mittel zu ftrafen, 
wie die Borfchrift des Gefetzes bedenkt, ftrafe er mit Gerechtigkeit die, welche fich 
dem Unrecht zuwenden. 

17. Der Zuchtgeift ift felbft eim König voll Energie; er verwaltet das Gefetz 
mit Gefhid und wendet es an mit Weisheit; er ift als Gewährsmann anerkannt 
für die Erfüllung ber Pflichten der vier Kaften. 

18. Der Zuchtgeift regiert das Menſchengeſchlecht, er erhält e8; er wacht, 
wenn Alle ſchlafen; er iſt die Weisheit, wie die Weifen fagen. 
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19. Beübt mit Umficht und zur rechten Zeit fichert die Züchtigung das Glüd 
ber Völker; unbefonnen gehanphabt, bewirkt fie Zerftörung und Umfturz. 

20. Würde der König nicht ohme Unterlaß die züchtigen, welde Strafe ver- 
bienen, fo würden die Stärkeren die Schwahen, wie vie Fiſche am Bratfpieh, 
röften. 

21. Die Krähen würben das Neisopfer verzehren, die Hunde bie gereinigte 
Butter mwegleden; e8 gäbe fein Eigenthum mehr, der Mann von niederem Rang 
würde fi) an die Stelle fegen des Mannes von höherer Kafte. 

23. Die Götter felbft, die Titanen, die himmliſchen Muſiker erfüllen ihre 
befonderen Pflichten, indem fie durch die Furcht vor Strafe gehalten find. 

26. Alle Klaffen kämen in Unordnung, alle Schranfen würden niebergeriffen, 
das Weltall würbe zur Verwirrung, wenn ber Geift der Zucht aufhörte, feine 
Pfliht zu erfüllen. 

Die Gefeßgebung Manu's, eines der Älteften Denkmäler menſchlicher Weis- 
heit und vermuthlih nur zwei Jahrhunderte jünger als die des Mofes, umfaßt 
noch, wie dieſe, ohne Unterſcheidung Religion, Moral und Recht; aber fie ift bad 
viel reicher an Gedanken, mannigfaltiger in den Inftitutionen und bei allen ihren 
Mängeln lichter und humaner als jene. 

Die Oottesverehrung tritt hier etwas mehr zurüd; als die Hauptaufgabe 
bes religiöfen Lebens wird die Reinigung und Heiligung ber menſchlichen Geele 
. betont. Das Geſetz will die Individuen leiten und erziehen, damit fie fähig wer- 
den, mit ihrem verepelten Geifte in den ewigen Urgeift einzugehen. Der ganze 
Kultus Hat vornehmlich diefe Richtung; das reiche, nach unferer Denfweife unbe 
queme und nutzloſe Geremoniell, deſſen Beachtung ernſtlich eingefhärft wirb, dient 
als Geiftes- und Körpergymmaftif zu dieſem Zwede. 

Die Moral des heiligen Buches ift zum Theil fehr edel und tief gedacht. 
So heißt es 3. B.: 

Manu VII, 237. Das Opfer wird entkräftet durch Lüge, das Berbienft ver 
Askeſe durch Eitelteit, die ganze Eriftenz durch Beleidigung der Brahmanen, die 
Frucht der Wohfthätigkeit durch Berühmung. 

239. Vater, Mutter, Sohn, Weib, Verwandte begleiten uns nicht beim 
Uebergang in tie andere Welt, nur bie Tugend geht mit uns, 

240. Der Menſch wird allein geboren, er ftirkt allein und empfängt allein 
„= — für ſeine guten Handlungen, und allein die Strafe für ſeine 

ebelthat. 

243. Der Menſch, der vorzüglich der Tugend lebt und deſſen Sünde durch 
ſtrenge Frömmigkeit gereinigt ward, wird mit dem Tode ſofort durch ſeine Tugend 
in die himmliſche Welt erhoben; er erglänzt in ihrem Lichte und empfängt nun 
ein göttliches Kleid. 

Selbft der Thiere nimmt fih Manu in Liebe an: 

V, 45. Wer zu feiner Luft unfchuldige Thiere töbtet, der wird fein Glüd 
nit wachen fehen, weber in biefem Leben noch nad) dem Tode. 

An Reihthum der NRechtöbegriffe und Mannigfaltigkeit ver Rechtsinftitute er- 
innert das indiſche Gefeg fogar an die höchſten europätichen Rechte, an römifches 
und deutſches Recht. Die nahe Verwandtſchaft der ariſchen Völker wird wie in 
der Sprade, fo auch im Recht fihtbar. Aber alle großen Vorzüge dieſer Rechts— 
bildung werben von dem entfeglichen Gebrechen ver ſchroffen Kaſtenſcheidung ver- 
dunfelt, jenem alten Erbübel, an dem alle Zuftände der inbifchen Völker heute 
noch Frank liegen, Die Rechtsungleichheit der Kaften bewirkt, daß es eigentlich vier 
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Rechtsfyfteme gibt für die vier Kaften. Weit größere und beffere Rechte haben bie 
Genoſſen der oberen Kaften, und viel geringeren Strafen find fie ausgefegt als 
bie Glieder der niederen Kaften; und das Schlimmfte ift, vaß das Auffteigen aus 
der niederen in die höhere Kafte nur in den feltenften Fällen dem Berbienfte er- 
möglicht wird. Der Hochmuth des trägen Blutes wird daher aufs äußerfte in 
biefer Rechtsordnung gefteigert. 

Hinter der auf Erben göttlichen Gerechtigkeit finden wir auch bei den Inbiern 
eine zweite, höhere und furdtbarere Gerechtigkeit Gottes, die Über den Tod hinaus 
wirft. Das ganze Spftem erhält erft feinen Abſchluß in dem Dogma der Seelen- 
wanberung. Die religiöfe Philofophie der Brahmanen kennt zwar feine ewigen 
Höllenftrafen. Die endlihe Reinigung und die felige Auflöfung in dem göttlichen 
Geifte ift als letztes Ziel allen Wefen gezeigt. Aber bis das höchſte erreicht ift, 
ftehen dem hingeſchiedenen Wefen lange und unter Umftänden höchſt peinliche Ueber- 
gangszeiten und Wandelungen bevor. Der Menſch befteht nad der Lehre Manu’s 
aus Geift, Seele und Leib und ift durch alle drei Elemente feines Wefens mit 
Brahma verbunden, in dem in analoger Welfe die drei Regionen bes Geiftes, der 
Seele und des Leibes zu unterfcheiden find. Das Dafein gipfelt in dem Geift, bie 
mittlere Region ift die der Seele; am dunkelſten und niebrigften ift die Orbnung 
des Leibes. Je mehr nun das Leben des Individuums auf der Erbe ber einen 
oder andern Seite ſich zugewendet, um fo entſchiedener wird es nach dem Tode 
ber entſprechenden Negion anheimfallen. Tugend und Weisheit heben empor, 
Ummwiffenheit und Lafter verbunfeln und ziehen nieder. Die abergläubifhe Phan- 
tafie des Volkes und vie Herrfchjucht der Brahmanen haben fpäter dieſe Wand» 
lungen in aberteuerlihen und beängftigenden Bildern ausgemalt. In der Gejeg- 
gebung Manu’s ift nur der Keim dieſer Verberbniß, nicht tiefe felbft zu finden. 

3. Chinefifhes Recht. Ferner als die genannten aſiatiſchen Civilifationen 
fteht uns die hinefifhe; verwandter find wir mit den arifhen Indiern und felbft mit 
ven Semiten als mit der mongolifchen Raſſe ver Ehinefen, und nur wenige Kulturs 
fäden reihen von Europa nad China. Dennod hat die Civilifation des himmlischen 
Reiches der Mitte in einigen Beziehungen größere Aehnlichkeit mit ber unfrigen, 
als die des uns näher liegenden Orients. Wir fennen vie hinefifhe Weltanfhauung. 
Es gibt in ihr zwei Urmächte. Der Himmel ift der Vater, die Erbe ift die Mutter 
aller Dinge und vorzüglid der Menſchen. Bom Himmel kommt ber-Geift und das 
Neih, der Kaiſer ift ver Sohn des Himmeld. Das religiöfe Element tritt hier 
hinter dem moralifhen zurüd, vdiefes in ven Vordergrund. Moral und Recht ift 
daher weſentlich vasfelbe. Beide find von himmlifchem Urfprung. 

Aber der Himmel fpricht nicht. Woher foll denn der Menſch die himmlifche 
. Vernunft erkennen und woher den himmlifchen Willen erfahren? Das alte heilige 
Bud Schu⸗King, deffen Revifion, nicht die erfte Abfaffung, dem großen Refor- 
mator der Chinefen, Confucius (Kon-fustfe [fiehe diefen Artikel) zugefährieben 
wird — er gehört dem festen Jahrhundert vor Chriftus an — antwortet auf 
diefe Frage: durch menfchliches Nachdenken, welches auf das Urtheil der Weifen 
und Tugendhaften achtet und auf die Stimme des Volkes merkt. Die Weifen und 
das Bolt werden von dem Himmel erleuchtet (I, 4, 7; IV, 1, 10; 2, 7, 2, 4). 
Biel nüchterner und befchränfter, aber auch beſcheidener und praktiſcher als bie 
tiefere und ftolgere Weisheit ver Brahmanen ift die Moralphilofophie der Ehinejen, 

In den heiligen Büchern bes Eonfucius wird die Moral und im Zufammens 
hange damit das Recht folgendermaßen begründet: 

Tſchung ⸗Jung 12, 4. Die Regel des moralifhen Verhaltens hat in bem 
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Herzen der Menſchen ihren Sig und erhebt fih von ba zu ber höchſten Offen- 
barung, um den Himmel und die Erbe mit ihren Strahlen zu erleuchten. 

13, 3. Weflen Herz aufrichtig ift und wer gegen Andere diefelbe Gefinnung 
hat, wie gegen fich felbft, der entfernt fi nicht von dem Moralgefeg, weldes ben 
Menſchen durch ihre vernünftige Natur als Pfliht vorgefhrieben ift. Er thut 
Andern nidyt, wovon er wünſcht, daß Andere, es ihm nicht thun. 

20, 4. Der König fol ſich jederzeit von der Nüdficht auf das öffentliche Wohl 
beſtimmen laffen, Damit fein Wille diefer Rückſicht folge, fol er das große Pflicht- 
geſetz beachten, das in der Menſchlichkeit gefunden wird, dieſer ſchönen Tugend bes 
Herzens, welche die Liebe zu allen Menſchen entzündet. 5. Diefe Humanität, das 
ift der Menſch felbft. Die Liebe zu den Eltern ift ihre erfte Pflicht. Gerechtigkeit 
und Billigfeit find Eines. Jedem geben, was ihm gebührt, und die weifen Män— 
ner ehren, das ift ihre erfte Pflicht. 

20, 17. Die Bolltommenheit, die Wahrheit ohne Trübung, das ift das Geſetz 
bes Himmels; die VBervolllommnung, das Grundprincip des himmuifchen Gebots, 
ift das Geſetz des Menſchen. 

26, 7. Die Macht des Himmels und der Erbe läßt fih in Einem Worte 
zufammenfaffen, Ihre Bewährung heißt Vervollkommnung. 

Nach Eonfucius ift das Streben nad) Bervolllommnung ber wahre Febens- 
odem aller Moral. Zunächſt ift die Selbftvervolllommnung des Menfhen gemeint, 
dann bie Beihülfe zur VBervolllommnung Anderer. Das Recht ift weſentlich ein Er- 
ziehungsmittel und eine Anleitung zur Bervollfommmung. Um beswillen wird der 
Blid der Chinefen auf die Zukunft, auf das angeftrebte Ziel gerichtet, und mehr 
als in den übrigen Rechten des Drients wird das Moment der Zwedmäßigfeit und 
Nüglichleit beachtet. 

Aber dieſes edle Streben nah PVervolllommnung aller Zuftände, dem bie 
Chinefen immerhin eine frühzeitige und feine Civilifation verdanken, ſtößt doch 
bald auf enge Schranfen. Es wird von ben engen Zügeln ver Autorität zurüd- 
gehalten. Confucius felber ſchon liebt es, voraus auf das Beifpiel und die Lehre der 
Alten hinzumeifen, und die tieffte Hohadtung vor der Vergangenheit feinen Schü- 
lern einzuprägen. Die bergebrachten heiligen Gebräuche und ein ängftlihes Cere- 
moniell bedingen und hemmen daher jeden Fortſchritt. Es ift in diefem Syſtem 
feine individuelle Geiftesfreiheit. Alles wird nady der gemeinfamen und herfümm- 
lihen Regel beurtheilt. Der große und die Welt bewegende Gedanke der Bervoll- 
fommnung wird fo in enge Formen — zumeilen findifhe — hineingebannt und 
wandelt fih, ehe man ſich's verfteht, in einen kläglichen Stillftand. 

Weil das Recht der Chinefen menſchlich erkannt wird und das ber Bervoll- 
fommnung Dienenve, tas Zwedmäßige beftimmt werben fol, fo ift in ihm auch 
leichter eine Fortbildung möglid durch die ftaatliche Gefepgebung, wenn glei auf 
ber bleibenden Grundlage der heiligen Bücher und mit ſcheuer Beachtung der väter 
lihen Sitten. Der Kaifer gibt daher Geſetze nad dem Rathe des oberften Reiche» 
rathes. Die ftaatlihe Geſetzgebung kommt bier zuerft als eine neue, anerkannte 
Form der Rehtsbildung hinzu. Das Geſetz aber ift ebenfo fehr —. als 
Rechtsgefeg. Die Sünde und das Unrecht find dasfelbe; und fogar ber Irrthum, 
wenn er gegen bie geheiligte Lehre verftößt, kann zum Vergehen werben, 

Sener große Hintergrund der göttlihen Gerechtigkeit fehlt zwar hier nicht 
völlig, aber er ift doch ſehr blaß geworben. Das dinefifhe Recht wie die chineſiſche 
Moral ift auf die Erde befchränft und kümmert fi nichts um ein unbelanntes 
Jenſeits. Aber es ift, und wohl gerade deshalb, human, milde, bürgerlich, freilich 
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zugleich enge beſchränkt in ven Begriffen und zopfig in der Ausmalung berfelben. 
Immerhin müflen wir es rühmend anerfennen, daß biefes geiftig minder begabte 
Bolt doch im Ganzen feit Jahrtaufenven friedlicher und beſſer regiert worben fei, 
und die ihm zumächft verftändliche Form einer humanen Givilifation früher und 
dauernder erreicht habe ald die an Charakter und Geift den Chinefen überlegenen 
europäifchen Völker die ihnen geſetzten entiprechenben Lebensaufgaben gelöst haben. 

In einer Beziehung haben die Chinefen zuerft einen der wichtigften politifchen 
Bortfchritte für die Welt gemacht. Sie zuerft haben die individuelle Tüchtigkeit und 
das inbividnelle DVerbienft, abgefehen von der Kafte oder von bem Stande ber 
Eltern, zum Staatöprincip erhoben und jedem Tüchtigen und Berbienftvollen bie 
Wege bis zu den höchſten Würden eröffnet. In den heiligen Büchern wirb bieje 
Idee mit wiederholtem Nachruf empfohlen. Der Minifter, der aus Neid oder 
Eiferfucht die brauchbaren Talente zurüdvrängt, ftatt fie hervorzuziehen und für 
bie öffentliche Wohlfahrt zu verwenden, wird für unmürbig feines Amtes und für 
eine Gefahr des Reiches erklärt, obgleich er feltene Talente befäße (Tahio 10, 13). 
Die Energie diefes Gebanfens leuchtet vorzüglich aus der alten Sage hervor, womit 
das ältefte und heilige Bud, der Schu-King, beginnt: Der Kaifer Yao verfam- 
melte im Alter die Großen feines Reiches und erklärte ihnen, wenn einer unter 
ihnen gut zu vegieren verftehe, fo wolle er ihm die Herrſchaft abtreten. Die Gro⸗ 
en aber erwieverten: Keiner von uns befigt die nöthige Fähigkeit. Aufgeforbert, 
einen Privatmann zu bezeichnen, der ihnen fähig fcheine, nannten fie Yu⸗chum, 
einen Mann von nieverem Range, ven Sohn eines blinden und talentlofen Vaters 
und einer ſchlechten Mutter, die ihn oft ſchwer mißhandelt habe, und ven Bruder 
eines hochmüthigen Menfchen. Ihm fei es gelungen, die Fehler feiner Familie zu 
verbeffern und den Frieden herzuftellen. Darauf gab der Kaifer dieſem Manne 
eine feiner Töchter zur Gemahlin, und als er aud dieſe Prüfung würdig be- 
ftanden und ſich tauglich zur Regierung eines großen Reiches erwieſen hatte, er= 
nannte ihm der Kaiſer zu feinem Nachfolger und übertrug ihm die Regierung. 
= Krönung Individueller Tugend ift demnach ein Grundprincip des chineſiſchen 

aates, 

4, Chriſtus. Ueber alle dieſe orientaltfhen Rechtsanſchauungen ragt merk: 
würbig Einer hervor, Jeſus Chriftus, ganz einfam, und gerade barin felbft von 
feinen Jüngern vielfach mißverftanden, heute noch von ber Nachwelt wenig be- 
griffen. Er bat gethan, was Niemand im Orient für möglich gehalten und bis 
beute noch fein Volk des. Orients verftanden hat, er hat die Scheibung von Res 
ligion und Moral auf der einen, und von Recht auf der andern Seite ausgeſprochen. 
Freilih waren die Römer vorausgegangen, und Chriſtus lebte im römiſchen Reiche; 
er wußte daher von der Eriftenz des römifchen Rechts. Aber er erfannte doch — 
und diesmal nicht wie die Römer von dem Boden des Rechts aus, fondern von 
der Moral aus — felbftändig den Gegenfag von Recht und Moral an. Er ließ 
das Recht in feinem Werth und Unwerth beftehen, er verhielt fi infofern nur 
negativ, nur inbifferent gegen den Rechtsbegriff. Ex betrachtete das Recht als 
etwas feiner Miffion völlig Fremdes. Er fügte fich perſönlich der jüdifhen umd 
ber römiſchen Rechtsordnung und verfuchte nichts daran zu ändern. Er lieh das 
römifche Reichsrecht, als ein ftantliches (kaiſerliches) gelten und nahm für ſich feine 
Autorität in Anſpruch, dasſelbe für unwirkſam zu erflären ober abzuändern. Sogar 
die Sklaverei taftete er ald anerkannte Rechtsinftitution nit an. So viele und 
wichtigfte Moralgefege er ausſprach, er gab Fein einziges Rechtsgefeg. Er war fein 
Geſetzgeber wie Mofes oder Manu. Er fürthtete, die Reinheit feines Moralgeſetzes 
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zu trüben und deſſen Energie zu ſchwächen burd die Beimifhung des weltlichen 
Rechts. Er hielt auch wohl dieſes für entbehrlih, wenn bie göttlich-menfchliche 
Moral in ungehemmten Fluſſe alles Menfchenleben wahrhaft durchdringen würde. 
Das Gebot der Liebe vermag wohl die ftarre und Falte Form des Rechts zu ſchmelzen, 
und wäre es von Jedermann vol empfunden und gelibt, fo würde die menjchliche 
Rechtspflege in der That überflüffig. 

Es gibt daher im Sinne von Ehriftus wohl eine chriſtliche Moral, melde 
das Nechtögefet erfüllt und überwindet; aber es gibt, obſchon das Chriftenthum 
auf die fpätere Rechtsbildung einen mächtigen mittelbaren Einfluß geübt hat, im 
Sinne der Rechtswiſſenſchaft fein chriſtliches Recht. 

IL. Dcecident. 

Aller orientalifhen Rechtsbildung gemeinfam ift der Grundgedanke: das 
Necht beruht auf göttlicher Autorität, ift Gottes Gefeg. Die verfhievenen Völker 
verhalten fi nur verfchieden in der Auffaffung und Aufnahme viefer göttlichen 
Dffenbarung. Die Jsraeliten und die Araber empfangen fie in gläubigem Ber- 
trauen zu ihren gotterleuchteten Propheten. Das Judenthum ift von ber Oottes- 
furdt, der Islam von dem Oottesglauben bewegt. Dagegen werben bie Indier 
und Chinefen ihrer auf philofophifhen Wege inne. Mit dem Gebanten wollen 
fie das Recht erkennen. Die Imbier vertiefen fich in den Urgrund des göttlichen 
Geiftes, und aus der Gotteserfenntniß heraus fuchen fie ſich felber zu begreifen; 
bie Ehinefen aber gehen von dem Bemwußtfein der Menfchennatur aus, in mwelder 
der göttliche Gedanke ſich fund gibt. 

Einen andern Gang nimmt die Rechtsbildung erft im Occident. Europa läßt 
fi) von einem andern Grundcharakter beftimmen. Die Kulturvölker des Dccivents 
wollen das Recht voraus als menfhliches erkennen und orbnen. 

1. Griechen. Den Uebergang aus ber orientalifhen zur europäiſchen Nechts- 
bildung vollziehen die Hellenen. Sie zuerft wagen es, in Wiffenfhaft und Kunft 
und im ganzen Leben von ber Gebundenheit des Drients fi loszumachen und 
menfhlih frei ihre Wefen barzuftellen. Sie erfüllen mit diefem Geifte aud) 
ben Staat, in deſſen plaftifcher Geftalt vornehmlich ihr Rechtsideal ſich ausfpridt. 
(S. ven Artikel Helleniſche Staatsidee.) Zwar hat noch Plato (f. ven Aıtifel) den 
alten Glauben, daß alle Etantenbildung göttliche Offenbarung fei, feftzuftellen und 
zu erneuern verfucht, aber die Griechen feiner Zeit hatten dieſen Glauben in ber 
Praris des demokratifhen Lebens Tängft völlig aufgegeben. Weil die Griechen ten 
Staat menfhlic begriffen haben, fo find fie die Begründer ver Staatswiſſenſchaft 
geworben. Ariftoteles (f. den Artiket) nimmt heute noch in biefer Wiffenfhaft einen 
ber erften und vornehmften Pläge ein. 

Aber für den Rechtsbegriff in feiner mweitern Bedeutung haben bie Griechen 
doch nur wenig geleiftet. Die griehifche Sprache hat nidyt einmal ein Wort, wel« 
des Recht bedeutet, und zu einer befondern Rechtswiſſenſchaft haben es die Hellenen 
nicht gebracht. Der fo wichtige Unterſchied von Recht und Moral ift ihnen niemals 
verftändlich geworben; ganz naiv vermifchen fie Rechtsgebote und fittlihe Bor: 
ſchriften. In der Staatswiffenfchaft felbft, die ihnen fo Vieles verdankt, tritt ber 
Gegenfag von Staatereht und Politit nicht heraus; wie das Recht überhaupt in 
der Moral, fo ging ihr Staatsrecht in der Politit auf. Ebenfo wenig haben fie 
den Unterfhied zwifchen öffentlihem und Privatredht jemals recht begriffen. Sie 
nahmen feinen Anftand, vom Staate aus und zu Staatszweden das Privatrecht 
belichig zu geftalten und griffen rüdfichtslos in die Rechte ber Familie ein, als 
wären Dann und Frau, Eltern und Kinder nur um des Staates willen da. Ein» 
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zelne Anfänge freilih, Triebe und Keime einer eigentlichen Rechtsbildung find man- 
henorts und vielfältig in Griechenland wahrzunehmen, die Thätigfeit ihrer Ge- 
feggedung war fehr groß und fruchtbar. Sie brachten große Staatsweife und große 
Stantsmänner hervor. Aber zum Durdbrud gelangte der europäifche Nechtsbegriff 
noch nicht bei den Hellenen. 

2. Die Römer. Erft mit den Römern beginnt eine tiefere Erkenntniß 
der Natur des Rechts. Sie find die Begründer der europätfchen Rechtsbildung 
geworben. In allen andern Wiffenfhaften find fie die Schüler der Griechen und 
erreichen ihre Meifter nicht; in der Nechtswiffenfchaft find fie die erften Meifter 
und bie Lehrer ver Welt geworben. 

Schon darin zeigt fi ein merfwärbiger Unterſchied zwifchen der Bildung 
bes römifchen und der Bildung des orientalifhen Rechts. Bei den Römern tritt 
nit mehr Ein Prophet oder ein großes Genie als Gefetverfünder und Geſetz— 
geber hervor, neben dem alle andern verfchwinden, das römische Recht ift nicht 
das Werf Eines Mannes, nicht bie Frucht Eines erregten Moments. Bielmehr 
bat, während Jahrhunderten eine umunterbrocdhene Reihe von Staats- und Rechts— 
männern zufammengemwirkt. Erſt die römischen Könige, dann die Konfuln, die Prä- 
toven, die Aedilen, fpäter die Kaifer und eine große Anzahl römifcher Rechtsge— 
lehrter haben alle an dem großen Bau gemeinfam gearbeitet, deſſen Beftimmung 
es war, den Völkern Sicherheit und dem Staate Hoheit und Macht zu gewähren, 
und ber fo ftarf gefügt und trefflih eingerichtet war, daß der Untergang bes römi- 
hen Reiches ihn nicht zu zerftören vermochte. 

Die erften Anfänge des römifchen Rechts find zwar noch nahe verwandt theils 
mit griechiſchem Moralrecht, theilweife ſogar mit orientalifhem ottesredht. Aber 
allmälig ringen fi die Römer los und ſchreiten felbftändig fort zur Ausſprache 
des menfhlid-ftaatliden Rechts. Sie wollen nicht mehr wie ver Orient 
das ideale Gottesreich verwirflihen, fonbern das ideale Römerreid. Sie 
wollen auch nicht für ein zulünftiges Leben im Himmel, fondern für das gegen- 
wärtige Leben auf der Erde forgen. Die entſcheidende Rechtsautorität ift daher nicht 
mehr Gott, fondern das römifhe Bolt. 

Die Römer haben zuerft die großer Scheidungen vollzogen, auf denen alle 
Fort- und Durhbildung des Rechts beruht. Vorerſt die Scheidung des Rechts von 
der Religion. So energifh wie die Römer hatte zuvor fein Volk e8 gewagt, 
das menfhliche Vollsrecht abzulöfen von ver religiöfen Umhüllung und Beherr- 
hung. Sie thaten das nicht aus Irreligiofität — denn unter den abenbländifchen 
Böltern find die Römer als die frömmften befannt —, fondern in dem halb be- 
wußten, halb unbewußten Gefühle, daß das Necht, welches die Völker orbnen und 
handhaben, eimas Anderes fein müfje, als das Recht, weldes Gott orbne und 
handhabe, und daß es nicht des Menſchen Aufgabe fei, vie göttliche Gerechtigkeit 
auf der Erde zu verwalten. Sie hielten diefe Scheidung fogar auf dem Gebiete 
aufrecht, wo die nahe Beziehung der Religion fi unabweisbar aufbrängt, in bem 
fogenannten jus sacrum, dem heiligen Recht. Auch viefes ift nach römifchen Be— 
griffen ein Theil des römischen Bolfsrechtes (jus publicum) und daher von ber 
Autorität des römischen Bolfes, und nicht von den Göttern gefegt. Die römiſche 
Geſetzgebung fteht zu den Göttern in einem ganz andern und umgefehrten Ber- 
hältniß als die jüdiſche Gefeggebung zu Jehova. Das Gottesgeſetz, das Mofes den 
Juden verkündet hat, ift als fertige Offenbarung doch der Zuftimmung des Volkes 
vorgelegt worden, damit Keiner die Verbindlichkeit desſelben beftreiten fünne. Da- 
gegen holten die Römer, bevor fie ihre von den Magiftraten formulirten Bollöge- 
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fege zur entſcheldenden Abftimmung vor das Boll braten, bie Zulaffung ber 
Götter ein, damit diefe nicht durch das menfchliche Vorgehen beleidigt werben. 

Wichtiger noch ift die Trennung zwifchen Moral und Recht, welche die Römer 
zuerft erfannt und durchgeführt haben, oder beſſer ausgebrüdt, die Ausfheidung 
des Rechts aus der Moral. Freilich wäre ed durchaus irrig, wollten wir 
den Römern ven Gedanken zufchreiben, daß fie die bloße — auch unbegründete — 
Willkür des römifhen Volkes ald Duelle alles Rechts verehrt haben. Derlei 
Gedanken finden ſich bei neuern fpekulativen Philofophen, nicht bei ven praftifchen 
Römern. Die Römer waren ein Bolt von großer moralifher Energie, und wo 
diefe fi findet, da darf die mwillfürlihe Laune ſich nicht breit machen. Nur ein 
moralifhes Charaftervolf durfte e8 wagen, jene Ausſcheidung vorzunehmen, und 
nur ein jo geartetes Bolf vermochte es, einen großen Theil feiner moraliſchen Ge- 
danfen in die fefte Rechtsform auszuprägen und im Gegenfage zur Moralvorſchrift 
zum Rechtsgefeg zu erheben. Soweit nun bie moralifhen Grundſätze die Rechts— 
geftalt erlangt hatten, foweit wurben fie von dem Staate gehandhabt und von 
den Gerichten gefhügt. Soweit biefelben nicht Recht geworben, blieben fie ber 
freien Sitte überlafjen. Damit wurbe der zu Recht geformte Theil der Moral dem 
weihen und flüffigen Gefühlsleben entzogen und zu einer feften Gemeinorbnung 
geftaltet. 

Die Römer hatten einen bewundernswürdig feinen Sinn für die Unterfchei- 
bung deſſen was ald Recht auszuprägen, und deſſen was der freien Sitte zu über- 
laſſen fei; der Ausdruck Takt ift zu niedrig, um dieſen männlichen Rechtsſinn zu 
bezeichnen. Sie griffen daher im Großen und Ganzen richtig bei jener Ausſchei— 
dung. Aber fie hatten trogdem fein Mares wiſſenſchaftliches Bemußtfein des Prin- 
cip8 der Unterfheidung. Sogar in der fpäteren klaſſiſchen Iurisprubenz fehen wir 
ung vergeblih nad einem grundſätzlichen Auffchluffe um. Auf die Frage: Was ift 
Recht im Unterfhiede von der Moral? antworten fie richtig in der Rechtsbildung 
felbft — gar nicht, oder unrichtig in der Theorie. Ulpian z. B., einer der Har- 
ſten und angefehenften römifchen Juriften, erklärt die Rechtswiſſenſchaft als „bie 
Kenntniß der göttlihen und menſchlichen Dinge, als die Wifjenfchaft des Gerechten 
und Ungerechten”, und fpridt als die Hauptvorſchriften des Rechts aus: „ehrbar 
leben, ven Andern nicht verlegen und Jedem das Seine gewähren“ 1), In ber 
That, ganz fo konnte ein Grieche reden, ber Moral und Recht nicht zu- unterfchei- 
ben wußte. Aber im Munde dem Römers find dieſe vagen Säge offenbar unridtig. 

Endlich haben vie Römer zuerft mit Nachdruck den Gegenfag des öffent» 
liden Rechts (jus publicum) und des Privatrehts (jus privatum) zur 
Klarheit gebracht. Auf diefem Unterſchiede ruht fehr wefentlih die Einheit, Hoheit 
und Macht des Staates auf der einen Seite und die Selbftänbigleit des Einzel- 
nen und bie freiheit des Privatlebens, auch dem Stante gegenüber, auf ber 
andern Seite. 

Aber alle diefe großen Unterfheidungen haben die Römer zunächſt in natio- 
nalerömifhem Geiſte und in fpecififcherömifcher Form vollzogen. Sie find alle 
erfüllt und durchdrungen von bem großen Bemußtjein Roms; die Weltherrichaft 
Roms ift das gemeinfame Streben, das Alles zufammenfaßt und zufammenhält. 


’) L. 10 $. 2: de lust. et Jure: »Jurisprudentia est humanarım rerum notitia, 
justi atque injusti scientia,« $. 1: Juris præcepta hec sunt: honeste vivere, alterum 
non Iedere, suum cuique tribuere.« r 
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Der mächtige Wille des römiſchen Volles, von dem vorausgefegt wirb, daß er 
ein rechtmäßiger und gerechter fei, ift die Alles entfcheidende Autorität. Das Recht 
ift Jus, d. h. Boltsgebot. Das Wort bebeutet zugleich den Rechtsſchutz, ven 
die römiſchen Magiftrate, die bevollmädtigten Gewalthaber des römifchen Volke, 
den Bürgern gewähren. Geſetz und Edikt find vie wichtigften Rechtsquellen ver 
Römer, und in beiden wird der römiſche Staatswille ausgefprocdhen. Erft fpäter 
tritt, hauptſächlich durch die Wifjenfchaft sermittelt, das Bewußtfein der aquitas, 
das mit ber Natur der Berhältniffe gegebene Rechtsprincip, ergänzend hinzu. Ebenfo 
erheben die Römer erft fpäter fi aus der formellsnationalen Bejhränfung ihres 
jus eivile almälih zu allgemein-menfhliden Grundſätzen und Inftitutios 
nen im Sinne ihres jus gentium. Aber immerfort wird diefe Weiterbildung von 
dem Centrum Roms aus geleitet. Bon ver Giebenhügelftapt aus überblidten bie 
Römer die Menfhenwelt und erfannten mit ihrem fcharfen praftifchen Blid bie 
Gefege, welche für das georbnete Zufammenleben der Menfchen nöthig und für 
ihre Wiffenfchaft nüglih waren. 

Das römifhe Recht war in der That von Anfang an auf Weltherrſchaft 
angelegt. In allen römiſchen Begriffen ift eine koncentrifhe Einheit und Madht- 
fülle, die nad allen Seiten der Peripherie fih auszubreiten vermag. Alle römis 
hen Inftitutionen haben etwas Abfolutes in ſich. Ueberall begegnet man ber 
abfoluten Gewalt, die nur beſchränkt ift durch eine ähnliche abfolute Gewalt. Dem 
abfoluten Recht des einen Bürgers fteht das abfolute Recht des andern Bürgers 
als ein gleiches gegenüber, und das abfolute Recht der einen Magiftrate wird durch 
das ebenfo abjolute Recht gleicher oder höherer Magiftrate, zulegt bes Volkes 
jelbft ermäßigt. Nicht am wenigften trug bie fefte, klare Form und ber wie mathe 
matiſch beftimmte Ausdruck, die eherne Sprache, in der diefes Römerrecht erſcheint, 
bazu bei, die Herrſchaft vesfelben ausjubehnen und zu ſichern. 

Haben aber die Römer wirklich das Recht ver Menfchbeit und das Geſetz, 
beffen die Menſchen bevürfen, ausgefprohen? Kein Bolt in der Geſchichte war 
bejjer ausgeftattet, diefe Aufgabe zu erfüllen, und man muß zugeftehen, die Römer 
haben ernftlih nad dem Ziele geftrebt, größte Schwierigkeiten glüdlih überwun- 
ben und mehr für die Verwirklichung der Idee geleiftet, al ein anderes Volf, das 
vor ihnen oder unmittelbar nad ihnen gelebt hat. Die ganze Nachwelt wird ber 
römiſchen Rechtskultur zu ihrer Erziehung bebärfen. Trotzdem müſſen wir jene 
Trage beftimmt verneinen. Das römifhe Reih war der großartigfte und bisher 
am meiften gelungene Berfuc einer weltlihen Organifation der Menjchheit, und 
doch hat diefe Weltherrfhaft weder vie damalige Menfchheit befrievigt, noch Be— 
fand gehabt. Die Weltgefhichte hat über fie gerichtet ynb fie verurtheilt. 

Zief in dem römiſchen Rechtsbegriff figt wie ein böfer Wurm ein moralifches 
Gebrechen, das feine Gefunpheit angreift und aufzehrt. Jener Geift der abfoluten 
Herrſchſucht, der durch alle Inftitutionen hindurch geht, ift im Widerſpruch mit 
bem natürlihen Recht und bebroht fort und fort die wahre Freiheit. Weil bie 
Römer ‚fi von diefer ſchrankenloſen Herrſchſucht leiten ließen, fo haben fie bei 
ihrer Unterſcheidung von Moral und Recht das richtige Verhältniß nicht gewahrt. 
Sie haben den berechtigten Gegenfag oft bis zum Widerfprud gefhärft und 
überfpannt und die falten und rüdfichtslofen Formen des Nechts zu einer furdt- 
baren Maſchine gemacht, deren Fünftlihe Bewegung auch das Leben verwundet 
und die Freiheit unterbrüdt. Es gilt das noch viel mehr von ihrem öffentlichen 
als von ihrem Privatreht, Im Privatreht haben die Fehler der abfoluten Yor- 
mulirung des Rechts eine Zeit lang ihre Korrektur in der befjern Sitte gefunden. 
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Die öffentliche Meinung, wenigftens in gewiffen Perioden der zömifhen Gefchichte, 
fam diefer zur Hülfe, und bie Genfur ftärfte das Anſehen und die Macht ver 
guten Sitte. Die Rechtswiſſenſchaft ermäßigte viele Härten des alten Jus durch 
die Rüdfiht auf die Aequitas; und wenn aud die falfchen Principien nicht 
ausgerottet und in richtige Grundſätze umgewandelt wurden, fo wurden fie doch 
mehr und mehr im Sinn und in der Richtung der letztern gehandhabt. Aber wo 
gab es eine ähnliche ermäßigenne Macht, melde die abſolute Staatsgemwalt der 
Kaifer beſchränkt hätte? Im üffentlihen Rechte war aud die Wiſſenſchaft ohn- 
mädtig; und je älter das Reih wurde, um fo tiefer ſank es in unmürbige 
Knechtſchaft. 

3. Die Germanen. Die Welt bedurfte daher eines energiſchen Widerſpruchs 
gegen jene Fehler, und den germaniſchen Völkern war die Miſſion dazu geworden, 
die verdorbene römiſche Welt mit friſcherem Blute zu erneuern und mit ſittlicheren 
Rechtsgrundſätzen zu befruchten und zu reinigen. Mit prophetiſchem Blick hat der 
Hiſtoriker Tacitus das große Weltgericht vorher geſehen, das über die Römer her⸗ 
einbrechen werde, und auf die Germanen als die Vollzieher dieſes Gerichts hin—⸗ 
gewiefen. Aber waren denn die Germanen zu diefer ſchweren Aufgabe befähigt ? 

Die Germanen unterſcheiden urfprünglih nicht fo fharf, wie die Römer, 
zwiſchen Religion und Recht, oder zwiſchen Moral und Recht, aber fie find von 
Anfang an diefer Unterſcheidung doc näher als irgend ein anderes unrömifches 
Bolt und begreifen viefelbe daher leicht. Noch weniger ift ihnen der Gegenſatz von 
öffentlihem und Privatreht Mar. Infofern find ihre urfprünglihen Borftellungen 
den griehifchen nahe verwandt. 

Aber fie zeigen doch ſchon urfprünglih, bevor die römifhe Kultur zu ihnen 
gebrungen ift, ein fehr lebendiges Rechtsgefühl und eine energifche Entſchloſſenheit, 
das gefühlte Recht wider Jedermann zu behaupten. Obwohl anfangs unſtaatlich 
gefinnt, achten fie do von jeher den Zufammentritt freier Männer hoch, um das 
Recht zu finden und zu firmen. Auch ihre Götter treten fo zufammen zu Rath 
und Gericht. Der oberfte Gott, Odin, ift zugleich der höchſte Richter, und ber 
böfe Lofi, deſſen Schmähreven die Götter immer an ber Stelle treffen, wo fie fi 
am vorzügliften glauben, weiß Opin feinen empfindliheren Schimpf anzuthun, 
als indem er ihn einen ſchlechten Richter fchilt, „der oft dem ſchlechteren Manne 
über ven befferen den Sieg verleihe”. Auh dem Lieblingswefen der Götter und 
der Menſchen, dem Lichtgotte Baldur, wird nachgerühmt, daß er der größte Kenner 
des Rechts und ber ficherfte Urtheiler fei. Ein Volk, welches fih die Götter fo 
denlt, hat einen entſchiedenen Rechtsfinn in der Bruft. 

Aber anders ift das Ideal der Deutſchen als das römiſche. Das Ideal ber 
Römer war die Weltherrihaft Roms, welche die Unterwerfung aller Nationen be 
bentete, und das römische Recht war ihnen ein Mittel, um dieſes Ideal zu ver- 
wirflihen. Das Ideal der Germanen aber ift nicht Weltherrfchaft, fondern Welt: 
friede, d. b. Genuß und Uebung des Rechts, das Jeder von Natur 
hat, mit feinen Genoſſen in voller Freiheit. Durch zwei Eigenfhaften haupt- 
fählih waren die Germanen vorzüglid geeignet, auf die fernere menſchliche Redhts- 
bildung beftinnmend einzuwirfen : | 

Erftens befaßen fie ein ftarkes fittlihes Naturgefühl. Wenn fie das 
Recht ſuchen, fo fragen fie nicht wie die Römer zuerft nach dem Willen bes Bol- 
fes, noch mie bie Örkentalen nah dem Willen Gottes, fondern nach der Natur 
der Menfdhen und der Dinge. Was fie als Recht verftehen, ift nicht das Werf 
eines Gefeggebers, der ven göttlichen Willen offenbart, noch unferer Willkür. Ihr 
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Recht iſt in der Natur begründet. Jedes Weſen hat fein Recht in fi, wie 
es ift. Es Hat fo viel Recht, als es fittlichen Werth und Kraftgehalt in feiner 
Natur hat. Das germanifche Recht ift daher die „richtige Orbnung ber natürlich 
fittlihen Verhältniſſe. Daher wird e8 nicht zuerft gefeßt und geboten wie das 
römifche Jus, fondern gefunden und gefhöpft aus dem Brunnen der Natur. 
Bei den Römern gelten das Gefeg und das Edilt der Magiftrate als die wid: 
tigften und erften Rechtsquellen, dann fommt die Rechtswiſſenſchaft hinzu und er- 
gänzenb tritt bie Gewohnheit bei. Die Germanen dagegen achten vorerft und 
bauptfählih auf Rehtsübung und Herfommen. Das Recht wird uns, wie 
fie fagen, angeboren und es wird durch die Sitte und die Gewohnheit fort- 
gepflanzt. Erſt in zweiter Linie gelangen dann die Satzungen ber enoffen- 
ſchaft und ver Volfsgemeinde zu ergänzenber Bedeutung. Was wir Gewohnheits- 
recht nennen, überwiegt jehr. Eben darum wird deutſches Recht „gefunden“ und 
„gewiefen". Der Schöffe ſucht es in feiner Bruſt, im Gewiffen. Es wird nad) 
einem alten, oft gebrauchten Bilde wie in einem Brunnquell „geihöpft". Es wird 
alfo voraus erkannt, nicht zuerft geboten. 

“ Damit ift der innere Zufammenhang des Rechts mit der Natur und mit dem 
Bolksleben hergeftellt, den die römiſche Rechtsbildung theilweiſe zerrifien hat. So 
haben die Römer den Begriff der Perſon in feiner abſtralten Form zuerſt andge- 
prägt, aber erft die Germanen haben dieſen Begriff mit dem naturgemäßen Inhalt 
erfüllt und mit ver menſchlichen Würte aud vie Freiheit ber Perfon nachdrücklich 
gewahrt. Wenn das römiſche Recht bie Perjönlichkeit des Sohnes mißachtet, um 
dem Bater die abfolute Gewalt zuzuſprechen, und gar dem Sflaven die Perſönlich— 
keit ganz abfpricht, jo fügt dagegen das deutſche Recht die Rechte des Kindes 
aud dem väterlichen Vormunde gegenüber und betrachtet den eigenen Knecht nicht 
als ein abfolut rechtloſes Wefen, fondern als einen Menſchen, ver Eltern, Ber» 
wandte, Ehefrau und eheliche Kinder und aud eine Habe befigt, die ihm gehört. 
Der deutſche Eigene ift freilich eim tief ſtehendes, veräußerlihes und gewaltfam 
unterbrüctes Wefen, das nur in ber Gnade bes Herrn einen verfümmerten Rechts- 
fhug findet. Aber in der relativen Rehtslofigkeit besfelben ift doch auch 
die relative Rehtsfähigkeit mitgegeben; und in ber That das germanifche 
Mittelalter hat dieſe Keime des Rechts und ber Freiheit entwidelt, bis zulegt alle 
unfreien Klaſſen zu freien erwachſen find. 

In den Germanen ift noch ein zweiter Charakterzug, der für die Rechtskultur 
von größtem Einfluß geworben ift. Sie find von jeher duch ihr außerorbentlid) 
ſtarkes Selbftgefühl ausgezeichnet. Es ift das freilich in feiner Einfeitigfeit 
auch ein ebenfo bevenflicher Charakterfehler ver Germanen als bie Herrſchſucht ber 
Römer, Der unftaatlihe Eigenfinn und bie partikulariftiihe Unfügſamkeit jedes 
befonderen und engeren Kreifes wurzeln darin und hindern bie ſtaatliche Einigung. 
Durd) das ganze Mittelalter hindurch bis in bie neuere Zeit hinein leidet Deutſch- 
land daran, 

Aber in jenem Selbftgefühl ift auch ein geſunder treffliher Kern. Um bes- 
willen find die Germanen auch alle Zeit bereit, ihr Recht felber zu fchügen. Sie 
ſtehen dafür ein mit ihrer ganzen Eriftenz, ein Jever für fi und jever in DBer- 
bindung mit feinen Freunden und Genoſſen. Sie ſcheuen den Kampf für ihr gutes 
Recht mit Niemandem, auch nicht mit den Obrigkeiten, noch felbft mit ven Göttern, 
Dis zum Aeußerſten vertheidigt der Germane fein Rei und wehrt fi gegen jede 
Unterbrüdung. Freilich tritt diefe Selbfthälfe in ber älteren Zeit auch in rohen 
Formen auf. Bis in bie Gerichte hinein drängt fie fi vor; von ben Parteien 
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und von den Urtheilern wird gelegentlih zum Schwert gegriffen, um im Zwei⸗ 
fampf oder im Parteienfampf mit dem Sieg aud das Recht zu behaupten. Aber 
dieſe ftachlige Schale der Barbarei umſchließt einen eveln Kern. Der Werth umd 
die Kraft der Perſönlichkeit ift darin. 

Bon dieſem Selbftgefühl aus mußte die perfönlihe Freiheit — felbft 
den Stante gegenüber — die erheblihften Fortfchritte machen. Das Privatrecht 
ift in Folge deffen durch die Germanen wie natürlicher fo auch freier geworben. 
Über viel mehr nody hat das öffentliche Recht von da aus eine völlige Umbildung 
erfahren. Die Germanen haben von den Römern die Staatseinheit gelernt, aber 
fie haben das Staatsrecht des römiſchen Deepotismus entfleivet, fie haben bie 
Stantsgewalf durch die Rechte und Freiheiten ver einzelnen Stände, Klaffen, Ge- 
noffenfhaften und Individuen beſchränkt. Freilich drohten fie während bes Mittel- 
alters auch die ſchon gewonnene Einheit wieder aufzulöfen. Das Lehensrecht folgte 
dem partifulariftifhen Zuge des deutſchen Charakters. In die Stände wurde die 
Nation, in die Länder und Herrfhaften das Reich aufgelöst. Die germanifche Frei- 
heit zerbrödelte ven Staat. Die Gefahr der römischen Herrſchſucht ſchien befeitigt, 
aber die Gefahr der germanifchen Eigenfucht war wieder ba. 

4. Mittelalterlides Recht. Man kann nicht behaupten, daß das Mit- 
telalter eine höhere und reinere Geftalt des Rechtsbegriffs hervorgebracht habe. Im 
Gegentheil, es hat die früher ſchon errungene Klarheit wieder getrübt und was tie 
Römer unterſchieden hatten, von neuem vermengt. Das Mittelalter war eine Pe— 
riode der Mifhung von römifhen und germanifhen Redtsprincipien, von Fird- 
fihen und weltlichen Gedanken. Diefe Miſchung aber war doch nicht bloßer Rüd- 
fchritt, fie war eine nothwendige Borbedingung des modernen Staats und bes 
modernen Rechts. 

Alle mittelalterliche Rechtsbildung ift dur den Kampf und durch die wechſel⸗ 
feitige Durchdringung und theilweife Zerftörung römifher und deutſcher Glemente 
bedingt. In der aufftrebenden Periode überwiegt im Ganzen das germanifche, in 
der abwärts gemeigten das romaniſche Recht. Das darakteriftiiche Lehensrecht mit 
feiner Mifhung von öffentlihem und Privatredht hat ganz den germaniſchen Cha— 
ralter, wenn gleich es im ven romanifchen Ländern früher allgemein zur Herrfchaft 
gelommen ift. Die Erneuerung der rechtswiſſenſchaftlichen Kultur dagegen mar vor- 
zugsweife ein Wiebererwahen der römiſchen Rechtswiſſenſchaft. 

Ganz neu und dem Mittelalter eigen aber war die Entftehung und Ausbil- 
dung des kanoniſchen Rechts. Auf die römiſche Kirche waren bie Anſprüche 
des gefallenen römiſchen Staats auf Weltherrſchaft übergegangen, und das fano- 
nische Recht follte als Mittel dienen, dieſe Herrfhaft zw gewinnen und zu be 
feftigen. Es war das Erzeugniß des römiſchen Klerus, und es wurbe von dem 
Klerus gehandhabt. Neuerdings wurde der Verſuch gemadt, und nun aud in 
Europa, das göttliche Reich auf Erden varzuftellen. Der Klerus betrachtete ſich als 
Träger des göttlichen Rechts, der Papft wurde als Stellvertreter Gottes verehrt. 
Es hatte den Anfhein, als müßte die europätfhe Menfchheit nochmals zurädfinten 
in bie Unmündigfeit des Orients, Einige Male fchien die priefterlihe Theofratie, 
das alte Ideal des Drients, unmittelbar nahe zu fein. Damit war aber aud ber 
ganze menſchliche Recdhtsbegriff, den die alten Römer zur Welt gebracht und den 
die Germanen in der Natur gefunden hatten, in feinem Kerne angegriffen und 
gefährbet. : 

Indeſſen zu einer fo völligen Mifhung von Religion und Recht, wie im 
Drient, konnte es doch nicht wieder fommen. Die Errungenſchaften des Kaffifchen 
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Alterthums fonnten nicht fo fpurlos verſchwinden, und das Selbſtändigkeitsgefühl 
ver Bölfer war zu Mräftig, als daß fie fi wie im alten Drient ver PBantoffel- 
herrſchaft des Pfaffenthums unterworfen hätten. Als die päpftliche Autorität am 
höchſten in Europa ftand, im 13. Jahrhundert, fprachen die deutſchen Rechtsbücher — 
und nicht blos der gibellinifch gefinnte Ritter Eide von Reptow im Sachfenfpiegel, 
fondern ebenfo der geiftliche Verfaſſer des Schwabenſpiegels — den entſcheidenden 
Sag aus: „Der Papft darf fein Recht jegen, wodurch er unfer Landesrecht oder 
Lehensrecht kränte.” Dem Papft ftand doch immer der Kaifer, und es flanden ven 
geiftlichen Fürſten die weltlihen Fürften als felbftändige Lanbesherren gegenüber, 
die weltlichen Gerichte fhügten das weltliche Recht aud gegen die Uebergriffe der 
geiftlichen Gerichte. Das menſchliche und weltliche Recht konnte nicht überall und 
nicht vollftändig zur Geltung lommen, es mußte bier und bort ſich zurücdzichen 
vor ben Privilegien der Geiftlihen, bie ein göttliches Recht zu haben behampteten. 
Die Eriftenz des kanoniſchen Rechts, obwohl fie im Widerſpruch gegen den menſch-⸗ 
lichen Rechtäbegrifi und gegen den unjuriſtiſchen Grundcharakter ver chriftlichen 
Religion war, behauptete zwar ihre äußere zwingende Macht; aber die meiften 
öffentlichen Einrichtungen und faft das ganze Privatrecht behielten deſſen ungeachtet 
ihren menſchlichen Charakter bei. Das Reichs», Bolls-, Lehens-, Stadt- und Hof: 
recht blieb doch weltlih dur und durd und warb von dem fanonifchen Recht nur 
an einzelnen Stellen berührt und gefärbt. 
11. Der moderne Nechtöbegriff. 

Indem die verfhiedenen Principien der alten Welt im Mittelalter ſich wechfel- 
feitig berührten und gährend miſchten, bereiteten fie das moderne Recht vor. 
Eben darum ift die neue Weltperiode entwidelter und bat eine höhere Stufe er» 
reicht, weil fie jene Gegenfäge zuvor in fi aufgenommen und durchgearbeitet hat. 
Unfere heutige Eivilifation fteht nicht blos auf römifhem Boden, nod auf germa- 
niſchem, nicht einmal nur auf europäiſcher Bafis. Aber fie hat in ven Städten Grie- 
henlands und in dem römifchen Weltreich, in den beutfchen Feldern und Wäldern 
und in dem frommen Orient Wurzeln ihres Wahsthums. Was die Weltgefchichte 
Großes und Fruchtbares hervorgebradt, das alles fucht fie ſich anzueignen und 
damit den Anforderungen einer gereifteren Menfchheit gerecht zu werden. Der 
modernen Wiflenfhaft voraus verdanten wir den großen Fortfchritt des modernen 
Rechts, der Wiſſenſchaft im weiteften Sinne, nicht der bloßen Rechtsgelehrfamteit 
allein. Die Gefhihte und die Philofophie haben jeve ihren wichtigen An« 
theil an der neuen Erkenntniß. Iene hat die reiche Erbſchaft ver früheren Ge- 
ſchlechter —— und geſichtet, den innern Zuſammenhang zwiſchen Bergangen- 
beit und Gegenwart aufgezeigt und bie entwidelnde Folge der Zeiten klar gemacht. 
Diefe hat von der Einheit des menſchlichen Geiftesbewußtfeind aus die biftorifche 
Fülle geordnet und nad den einfachen Örundgefegen gefucht, deren logiſche Macht 
das ganze Syſtem beherrſcht. In Folge deſſen ift ver Rechtsbegriff menſchlich reis 
her und reiner zugleid geworben. 

Drient und Dceident waren barin einverftanden, daß das Recht eine fitt- 
liche Orbnung unter den Menfchen fei. Der Drient fafte fie nur zunächſt als 

öttliche Ordnung, der Decivent als menſchliche Ordnung. Aber auch ver 
Drient läugnet nicht völlig, daß es ein menſchliches Recht gebe, unterſchieden 
von dem göttlichen Recht. Spuren davon finden fid überall; niht alle Berorb- 
uungen gelten als infpirirt, an manden bat der menjchlihe Wille einen unver- 
fennbaren Antheil. Der Orient hat nur das Streben, das menſchliche Recht mög- 
lichſt mit dem Glanze der göttlichen Majeftät zu beleuchten und zu heiligen. Hin« 
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wieder beftreitet der Decident nicht die Eriftenz bes göttlihen Rechts. Er fagt nur: 
wir find als menſchliche Geſetzgeber und Richter nicht berufen, das göttliche Nedht 
zu fegen und zu handhaben; das Recht, das wir orbnen und nad dem wir 
richten, muß menſchlich fein, weil wir Menſchen find. 

Demnach zerfällt unfere urſprüngliche Frage: Was ift das Net? in zwei 
Fragen: Was ift göttlihes Recht? und: Was ift menfhlidhes Redt? 

Wollen wir das göttliche Recht denken, fo müffen wir, fo gut wir es ver 
mögen, und in das göttlihe Sein hinein zu denken verfudhen. Das göttliche Recht 
fann nur von dem Gottesbegriff aus erklärt werben. Denken wir uns Gott in“ 
feiner inneren fittlihen Harmonie und in feinen fittlihen Berhältniffen zu ver 
Schöpfung, insbejondere zu den Menſchen, fo denken wir, fo weit wir das ver 
mögen, das göttliche Recht. Für Gott felbft gibt es kein Geſetz, das außer oder 
über ihm wäre Die Orbnung feines Weſens und Lebens, die ihren Grund in 
ihm bat, ift fein Recht. Nur für die Menfchen wirb fie zu einem Geſetz, das 
über ihnen ift und fie beherrſcht. Gott felbft ift das Recht im höchſten Sinn, 
inwiefern er das abſolut ſittliche Weſen ift, und Gott felbft ift die Gered- 
tigkeit, indem er fein Recht aud in ber Schöpfung verwaltet und hanbhabt. 
Die Gerechtigkeit Gottes ift die Entwidiung und Bewährung des göttlichen Rechts, 
Diefes ift das erfie und jene ift das zweite. 

Unmöglid können wir, wenn wir diefes göttliche Recht denken, irgend einen 
haltbaren Unterfhied von der Moral entveden. Göttliches Recht und Sittlichkeit, 
fittlide Weltorbnung find Eins. Der Orient konnte, indem er das Recht als gütt- 
liches Recht faßte, dieſes Recht unmöglid von ber Moral ſcheiden, und wir be- 
greifen e8, daß er noch die beiden Begriffe in Eins zufammenfaßte, 

Über dieſes göttliche Recht ift nit von dem menſchlichen Geſetzgeber zu ord⸗ 
nen und nicht von dem menfhlihen Richter zu handhaben. Es ift nicht das Recht 
der menfhlihen Rechtswiſſenſchaft. Diefe geht vielmehr von dem Menfchen aus 
und beftimmt bie menſchlich erfennbare und menfhlid zu handhabende Ordnung. 
Das menjhlihe Recht fann und darf nicht abfolut fein, wie das göttliche, weil 
der Menſch kein abfolutes Wefen if. Es muß befhräntt fein, weil die Natur 
des Menſchen beſchränkt ift. Das göttliche Recht wohl hat einen ewigen Grund 
und ift das urſprüngliche, primäre Recht; das menjhlihe Recht dagegen hat einen 
zeitlichen Grund und iſt das abgeleitete und ſekundäre. Um viefer Beſchrän— 
fung des menſchlichen Rechtes willen tritt nunmehr der Gegenfag zwifchen dem 
eigentlihen Rechte und der Moral hervor, ben zuerft erfaßt zu haben, ein welt 
biftorifches Verdienſt der Römer ift. 

Was den Römern aber no nicht gelungen ift, das Princip der Unterichei- 
dung barzuftellen, das hat die moderne Rechtswiſſenſchaft zu vollziehen. Freilich 
find darüber noch die Meinungen getheilt. Aber feit Thomafius ift die Frage wie 
verholt und ernft geprüft worden. 

Gewiß find die meiften Nechtsgebote zugleich fittliche Vorſchriften, nicht blos 
im Strafredt, fondern aud im Privatredit und nit am wenigften im öffentlichen 
Rechte. Nicht als etwas Grundverſchiedenes ift das Recht der Sittlichkeit entgegen 
zu ſetzen; es ruht vielmehr auf ihrem Grunde und wäre ohne fie nicht Recht. 
Uber nicht alle fittlihen Borfchriften eignen ſich zu Nectsfägen; nur ein Theil 
des Gittengefeged kann und darf zum Rechtsgeſetze fortgebilvet werben. 

Meines Erachtens läßt fih die ganze Ausfheidung und Unterfcheidung auf 
zwei Dinge zurüdführen: 1) auf die befchränkte Natur der menſchlichen Einficht 
und Madıt, 2) auf die finatliche Selbftbefhräntung. 
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Hätte der Menſch diefelbe volle Einfiht in das gefammte Leben aller 
Individuen, alfo au in das geheimfte Leben des unfichtbaren Geiftes, wie ver 
allwifjende Gott, würden wir mit Sicherheit alle Gedanken und Gefühle der 
Andern in ihrem Verhältniß zu Gott und Welt richtig erkennen und würbigen 
fönnen, fo wäre e8 ganz unnöthig, zwifchen Moral und Recht zu unterſcheiden. 
Und befäße die Menſchheit piefelbe Macht über alle Menfchen, wie ver all 
mächtige Gott, fo würde fie Nichts hindern, das göttliche Recht im weiteſten Sinne, 
vd. h. die gefammte fittlihe Weltorbnung zu handhaben. Aber es fehlt vem Men- 
chen jene Einfiht und diefe Macht, und deshalb hat er, indem er fich ſeſbſt er- 
fannt bat, fi darauf befchränfen müffen, nur einen Theil der fittlichen Welt- 
ordnung zur Rehtsorbnung audzuprägen und über dieſen Theil zu Gericht 
zu figen. 

Das Urtheil des Menfchen ift nur da ficher, wo es den Geift in einer be 
ftimmten Form erkennen fann, und völlig unficher, wo der Geift nicht Geftalt ge- 
wennen hat. Daher eignet fi nur die aus der Form ertennbare und in ber Form 
erfannte fittlihe Ordnung zur Redtsorbnung. Deshalb hat alles menfchliche Recht 
etwas Sichtbares, Leiblihes an fih. Wie es fein Recht gibt ohne einen fittlichen 
Gedanken, fo gibt e8 auch kein Recht ohne eine Form, in der diefer Gedanke ſicht- 
bar wird. Alles Recht ift daher körperlich. Die Beiftesträgheit eines Men- 
fen, der feine beſſern Anlagen verfümmern und verfaulen läßt, ift moraliſch 
betrachtet fiherlic eines der fchwerften Verbrechen, deſſen ein Menſch ſich ſchuldig 
maden kann; aber es fällt feinem Staate ein, viefelbe für ſtrafbar zu erflären. 
Kein Recht bebroht ferner die böfe Gefinnung als folde mit Strafe, wie verwerf- 
lich fie auch fei vor dem Richterftuhl Gottes. Erft wenn die böfe Gefinnung in 
einer Außerlih wahrnehmbaren That offenbar geworben ift, wenn fie den ſichtbaren 
Rechskörper gewaltfam durchbricht oder ſchädigt, dann erft fchreitet der ftaatliche 
Richter ein. Das Recht bedarf alfo der Form überhaupt, und in manden Be- 
iehungen fogar einer harten Yorm. Soll die Form dazu dienen, die fittlichen 

erhältniffe und den lebendigen Geift in ihnen wirffam zu ſchützen, fo muß fie 
bart fein wie ein Schild und ſchneidig wie ein Schwert. Das war die große Fer- 
tigkeit der Römer, daß fie es verftanden haben, dieſe Waffen des Rechts vortreff- 
lich zu ſchmieden. 

Bon dieſem formellen Gefihtspunfte aus ſcheiden wir Alles aus dem Gebiete 
des Rechts aus, was blos dem unfihtbaren und innerlihen Seelen- und 
Geiftesleben angehört. Der menſchliche Richter kennt bier die Grenze feiner Macht 
und überläßt die Orbnung biefes Lebens dem ewigen Richter, dem aud das Un- 
fihtbare nicht verborgen ift. 

Die zweite Rüdficht, welche jener Ausfheivung zum Merkmal dient, ift bie 
Rüdfiht auf die menfhlide Gemeinfhaft. Der Menſch kann wieder nur 
das mit Sicherheit als Recht feftfegen und handhaben, was ihm in feiner ge» 
meinfamen Natur offenbar wird, was nicht blos der Mannigfaltigkeit des In— 
dividuallebens angehört. Das Recht im eigentlihften Sinne ift eine fittlihe Ord— 
nung ber Gemeinſchaft, fei es des Staates felbft, in welchem die Gemeinfchaft 
einen befeelten Körper ſich gefhaffen hat, fei e8 der Einzelnen, aber biefer nur, 
inwiefern fie wie einen gleihartigen Körper, jo auch gleihmäßig fittlic-leibliche 
Bedingungen ihres Neben- und Miteinanberlebens in fi haben. Deshalb nimmt 
auch das Recht fo gern die Form der Regel an. Die Regel macht die größte 
Mannigfaltigkeit der indireften Erfüllung und Hebung möglih. Der menſchliche 
Richter hält nur jene aufrecht, er hat feinen Mafftab, um auch dieſe zu orbnen, 

Vluntſchli un Brater, Deutſches Staats-Wörterbug. VIII. 32 
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Er hält fi nur an das Gemeinfame, was Alle verftehen und was für Alle gilt. 
Um die unendliche Verſchiedenheit ver wirklihen Ehen je nad der Perſönlichkeit 
der Ehegatten kümmert er ſich ebenjo wenig, als um die überaus mannigfaltige 
Bethätigung des Eigenthums. Bor dem Rechte find alle jene Ehen gleih, und 
alles Gigenthum vasfelbe. Das menfchliche Recht maßt fih nit an, die Mannig- 
faltigkeit jener individuellen Geftaltung und Erfülung zu erfennen und je nad) 
ihren! Werthe zu beurtheilen. Eine tiefe Selbfterfenntniß und eine wahrhaft fitt- 
liche Selbftbefhränfung hat die Römer dahin gebracht, aud hier vie Gebiete zu 
trennen und nur das Gemeinſame zu ftempeln. In der That, der Menſch folgt, 
indem er fi) jo befcheivet, nur der Schöpfung, welde ebenfo nur das menſchlich 
Gemeinſame in dem Menfchenktörper äußerlich darftelt und aud nur fo weit dem 
Menſchen Macht gegeben hat über feine Mitmenfchen. 

Mit der Annahme ſowohl des göttlihen Rechts als diefes beſchränkten menſch— 
lichen Rechts und dem Berftänpniß ihres Unterfchiedes ift ver frühere Widerſpruch des 
orientalifhen und des occidentalifchen Nechtsbegriffs gelöst und ver Friede zwiſchen 
den beiden Grundanfichten möglich gemacht. Die göttliche Gerechtigkeit wird nicht 
beſchränkt durch die Beſchränkung des menfhlihen Rechts. Nur maßt fid 
ver feiner menſchlichen Kräfte bewußt gewordene Menſch nicht mehr an, wie Gott 
zu richten. 

Iſt aber das fo begrenzte menſchliche Recht in over außer dem Menfhen? 
Iſt es gleich) dem Geſetz des Menſchen, over ift es von dem Geſetz zu umterfchei- 
den? Diefe Frage führt uns auf den Gegenfag ber römifhen und der deutſchen 
Rechtsidee. 

Wäre das Recht bloßes Geſetz, wenn auch der Menſchen, ſo wäre es außer 
den Menſchen. Dann aber wäre es etwas Todtes, eine Maſchine, die nur von 
außen bewegt würde. Aber wie das Wort nicht exiſtirt außer dem Menſchen, ſon⸗ 
dern nur im Menſchen, fei e8 daß es gefprochen oder vernommen wirb, fo hat 
das Recht nur Wahrheit und Leben im Menſchen, nicht außer dem Menfchen. 
Sittliher Gehalt, organiſche Fortbildung, Entwidiung ift nur in dem Menfchen, 
nicht außer ihm; und dba wir das Recht als fittlih, organifh, der Entwidlung 
in der Gefchichte fähig erkannt haben, fo haben wir auch erkannt, daß es zunächft 
und voraus in und mit dem Menfchen beftehe und lebe. Das Gefeg fett das Recht 
voraus, deſſen Ausfprahe und Verkündigung es ift. 

So müffen wir denn unterfcheiden zwifchen dem wefenhaften und dem 
formulirten Recht. Das erftere ift in ven Menfhen und in ihren Berhält- 
niffen offenbar. Die Menſchen, wie fie find, in ihrer fittlich-leiblihen Gemeinord⸗ 
nung find das weſenhafte Recht. Das durch den Staat als Geſetz oder durch 
bie Wiffenfhaft als Grundſätze formulirte Recht aber ift von den Menſchen in 
Worten ausgefprodhen und zu menjhlihem Gebraud ausgearbeitet. Es ift freilich 
nur der Abglanz, das Spiegelbild des wirklichen Rechts und nur dann paflend 
und richtig, wenn ber Ausdruck in Webereinftimmung ift mit vem Charakter ber 
natürliden PVerhältniffe, aber faljh, wenn die Willfür fid) der Natur feindlich 
gezeigt bat. Das weſenhafte Recht ift zunächſt Natur, das formulirte ift vor- 
zügid Kultur. Jenes ift als Urrecht den Menſchen angeboren und es ift mit 
der gemeinen Boltsübung und Bolfsfitte als Gemwohnbeitsreht und - Herfommen 
herangewachſen. An viefem hat die Gemüths- und Geiftesarbeit der Menſchen 
größeren Antheil. Es ift großen Theils erdacht und erwerben. In jenem tritt und 
daher die Nothwendigkeit ftärfer entgegen, in diefem die Freiheit, obwohl 
jenes nicht bloße Nothwendigkeit und viefes nicht bloße Freiheit ift, vielmehr in 
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bem Natur- und in dem Kulturrecht, wie in allem wirklichen Leben Nothwendigkeit 
und Freiheit verbunden find, 

Damit ift aud das richtige Berhältnig der römifchen und ber deutjchen Auf- 
faflung gegeben und auch diefer Wivderfprud befriedigt. Das Hauptverbienft der 
Römer mar die Formulirung des Rechts, die Rehtsfultur, und das Haupt- 
verbienft der Germanen ift die Bewahrung des Zufammenhanys mit den natürlich— 
ſittlichen Berhältnifjen, aljo die Rebtsnatur. Die Aufgabe der Menſchen aber 
ift nicht, die Natur durch die Kultur zu verdrängen, fondern bewußt zu entwideln 
und zu veredeln, In diefem Sinne bat die moderne Rechtsbildung die Aufgabe, 
bie höchſte Rechtskultur auf der Orundlage der wahren Redtsnatur 
darzuftellen. 

Faſſen wir die Refultate dieſer Unterfuhung in einige kurze Säge zu- 
fammen : 

1. Das Recht ift nicht bloße Vorſtellung, es lebt in und mit den fittlichen 
Weſen, den Berfonen. 

2. Keine Perſon ohne Recht, fein Recht ohne Perſon. 

; 3. Im höchſten Sinn ift Gott felbft das Recht, wie Gott die Wahr- 
eit ift. 

4. Gott ift ewig; daher ift das Necht ewig. Gott ift lebendig; daher ift das 
Recht lebendig. 

5. Das göttlihe Recht ift für die Menſchen fittliches Geſetz. 

6. Gott ift die Gerechtigket, indem er fein Recht handhabt. 

7. Der Menſch ift fittlid verpflichtet, nach dem göttlichen Recht zu leben, 
aber er bat weder die Fähigkeit noch den Beruf, an Gottes Statt nad göttlichem 
Recht zu richten. 

8. Das menſchliche Recht ift beſchränkt durch die gemeinfame körperliche Men— 
ſchennatur. Es ift abgeleitet, begrenzt und umfchlofjen von dem göttlichen Recht. 

9. Das wahrhafte menjhlihe Recht ift in den Menſchen felbft als ie ger 
meinfame fittlicg-leiblihe Ordnung. 

10. Es ift durch die Zeit bebingt, wie der Menſch felbft ein zeitliches Weſen 
iſt. Das Bleibende in ihm iſt die anerſchaffene und uns anerborene Menſchen— 
natur, das Wandelbare in ihm iſt die Entwicklung der Menſchheit in der 
Geſchichte. 

11. Alles menſchliche Recht beſteht aus Geiſt und Körper. Kein Recht ohne 
ſittlichen — d. h. ohne Princip. Kein Recht ohne wahrnehmbare Er— 
ſcheinung, d. h. ohne Rechtsform. 

12. Die Rechtskultur, welche das formulirte Recht hervorbringt, darf ſich nicht 
losmachen von ihrer Grundlage, der Rechtsnatur, aber ſie ſoll dieſelbe ausbilden 
und vervollkommnen. 

13. In der Rechtsnatur überwiegt die menſchliche Nothwendigkeit der Ber- 
hältnifje, in der Rechtskultur offenbart fi) voraus die menſchliche Freiheit. 

14. Die menfhlihe Rechtsgemeinſchaft in Perfon, d. h. der Staat ift die be- 
Ihränfte menſchliche Gerechtigkeit, weldher nur die Wahrung des menſchlichen, nicht 
aud des göttlichen Rechts zukommt. 

IV. Gegenfäge innerhalb des Nechtöbegriffe. 

1. Naturreht und pofitives Nedt. Die früheren Rechtsſchulen be— 
Ihäftigten fich fehr mit dieſem Gegenfag. Unter dem Naturredht verftanden fie denn 
rn. das Recht, welches durch die Vernunft erfannt und auf die menſchliche 

atur begründet wird, im Gegenfag zu dem Recht, welches von einem beftimmten 
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Staate anerfannt und zur Geltung gebracht wird 2). Dem erftern wurde dann 
zuweilen eine juriftiihe Wirffamfeit Aur infoweit zugefproden, als es in das pofl- 
tive Recht aufgenommen und von bemfelben beftätigt war; im Uebrigen wurbe es 
nur als ein Recht ver Lehre, nicht der Praris angefehen. Andere dagegen jchrieben 
vorzugsweife dem Naturreht Kraft und Wirffamfeit zu und forderten, daß das 
pofitive Recht als Unrecht fofort weiche, wo das Naturredht Far vurtrete.  Befon- 
ders in Zeiten großer Revolutionen findet die leßtere Meinung meiftens den Beifall 
der Nationen, weil fie dazu dient, das alte unhaltbar gewordene pofitive Recht 
anzugreifen und dem neuen, das fi vorerft ald das natürliche Recht varftellt, 
den Sieg zu verfhaffen. 

Dffenbar ift ein wichtiger Gegenfag ſchief ausgetrüdt. Alles wirflide 
Recht ift, weil es wirklich ift, d. b. meil e8 äußerlich fichtbar erfcheint, weil es 
feine Autoritöt unter ven Menfhen und dur die Menfhen mit Macht bewährt, 
nothwentig pofitives Recht. Wenn das Naturrecht nicht pofitiv ift, fo ift es 
aud nicht Recht; fo kann es nur Rechtsidee oder Rechtsanlage fein. Die Redhts- 
idee bedarf ber Verwirklihung, um Recht zu werben, umb bie Rechtsanlage muß 
erſt erfüllt werben, bevor fie Rechtsgeltung erwirbt; denn alles Recht befteht, wie 
wir gejehben haben, aus der Verbindung von Geift und Leib, Princip und Form. 

2. Werdendes und vergehendes Net. Würde das formulirte Recht 
immer übereinftimmen mit den natürlihen Berhältniffen und aud in ber Ent- 
widlung Schritt halten mit dem Wachsthum der Natur, fo würde jener Gegenfag 
nicht hervortreten. Wo er ſich zeigt, da ift e8 emtweber ein Zeichen ver Wanp- 
lung des Rechts oder ein Symptom eines krankhaften Rechtszuftandes. In der 
Geſchichte der Rehtsinftitutionen fommt einmal eine Zeit, wo das alte Recht nicht 
mehr in unbeftrittener Geltung und das neue Recht noch nicht zur vollen Wirf- 
ſamkeit gelangt ift; eine Zeit des Kampfes und der Rechtsunſicherheit. Es iſt das 
aber nicht ein Kampf des Naturrehts mit dem pofitiven, fondern des werbenden 
Rechts mit dem vergehenden Recht. 

Das alte Recht Hält dann wohl der Form nad feft, es beruft ſich auf feine 
biftorifhen Titel, es verlangt, als urkundliches, gefegliches, pofltives Recht (vgl. 
den Artikel Legitimität) geachtet zu werben. Aber die Berhältniffe, aus denen 
e8 hervorging und in denen es ſich barftellt, haben ſich inzwifchen geändert. Was 
früher auch natürliches Recht war, erfcheint jet den Meiften nur noch als ver- 
altetes Privilegium, als lebloſe Reliquie, als naturwidrige Anmaßung Die Mit- 
welt verfteht dann faum den Sinn mehr bes überlieferten Rechts. Man braucht ſich 
nur an die Immunitäten des Klerus, an die Privilegien des Adels, an den Abfolutis- 
mus von Gottes Gnaden zu erinnern, um bie völlige Umwandlung in ven tealen 
Berhältniffen wie in den Rechtsideen fi zu vergegenwärtigen, durch welde vie 
moderne Rechtsbildung von der mittelalterlihen ſich unterfcheidet. Aber eine Weile 
noch bauern bier und dort die alten Rechtsformen fort, während ihr Sinn erlofchen 
und ihre Grundlage verfallen ift. 

Das neue Recht dagegen wächst in ben realen Rebensverhäftniffen heran; z. B. 


2) Hugo Grotlius de Jure B ac P. I. 10, »Jus naturale est dietalum reci® ralionis, 
Indicans actus alicui, ex ejus convenientia aut disconvenientia cum Ipsa nalura ralio- 
nali ac sociali, inesse meralem turpitudinem aut necessitatem morslem, ac consequenler 
ab auclore Deo lalem actum aut velari aut pracipi.« Er jept dem jus naturale, Das er 
als unveränderlih und notbwendig erflärt, das jus voluntarium, das veränderliche Willendrecht 
vegenüber, und zwar jowohl das der göttlichen ald das der menſchlichen Gefepgebung. 
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bie Bedeutung der Vollsſtände nimmt ſichtbar zu in Wohlftand, Bildung, Macht; 
ober es erfcheint zuerft in ber Form von Rechtsideen, welche wie neue Fichter 
an tem Horizonte des Gemeinlebens auffteigen, z. B. die Ideen der Freiheit, ver 
Gleichheit, der Nationalität. Aber nur allmälih und nicht ohne Widerfprud der 
alten Anfihten gelingt e8 ihm, von den Nationen und von ten Staaten als Recht 
anerfannt zu werben. Auch da gibt es eine unſichere Zeit des Uebergangs, und bie 
Wehen der neuen Rechtsgeburt werben von den Völkern oft fhwer empfunden. 
Das alte pofitive Recht hört auf Recht zu fein, wenn es feine Macht verliert; 
die neue Rechtsanlage wird zu pofitivem Recht, wenn es die allgemeine Anerfen- 
nung erwirbt. 

3. Materielles und formelles Recht. Der Gegenſatz des werdenden 
und bes vergehenten Rechts gehört ver Entwidlung des Rechts an; ber damit 
verwandte Gegenfag des formellen und bes materiellen Rechts teutet auf, 
eine Krankheit in den ruhenden Rectszuftänden. Der erfte Gegenfag muß in 
ber Rechtsgeſchichte, der zweite im Rechtsſyſtem feine Erflärung finden. 

Der gejunde Rechtszuſtand ift offenbar der, in welchem ber ſittliche Redhts- 
gehalt, das Princip, und die äußere Form mit einander verbunden und in voller 
Uebereinftimmung find. Widerfprechen fi) Geift und Form, fo ift das Net ſelbſt 
kranf. In diefem ſchadhaften Zuftand tritt num der Gegenfag hervor, den mir frei- 
lid unpaffend genug als materielles und formelles Recht bezeichnen, den die Römer 
viel beffer Aequitas und Jus benannt haben. 

Diefer Gegenfag fällt nicht zufammen mit dem zwiſchen Moral und Redt; 
denn er bewegt fih innerhalb des Rechtsbegriffs. Sowohl die Aequitas als das 
Zus behaupten beide wirkliches Recht zu fein, nicht bloße vom Recht unterfchiedene | 
Moral (vgl. den Artikel Billigkeit). Das materielle Recht macht nicht blos in 
Wahrheit das Rechtsprincip für ſich geltend, es behauptet zugleih, in ven realen 
Verhältniffen dargeftellt zu fein und verlangt Rechtsſchutz; und das formelle Recht 
beruft fich nicht blos auf die leere Rechteform, es beftreitet, daß diefe Form inhalts- 
108 geworben fei. Nur wird in dem materiellen Recht das Rechtsprincip und in, 
dem formellen Recht bie Form vorzugsweiſe hervorgehoben ; und weil ſich beide 
wiberfprechen, fo wird es auch da zweifelhaft, welchem von beiden der Vorzug zu 
geben fei. 

Die Kunft des Juriften und des Staatsmanns ift es, dieſem verberblidhen 
Zwiefpalt, welcher ſowohl die Sittlichkeit als die Sicherheit des Rechts in Frage 
ftellt, zu befeitigen und bie Einheit von Princip und Form, oter wenn das un- 
möglich ift, den Frieden zwiſchen beiden herzuftellen. Die Römer haben das im ı 
Privatrecht, die Engländer im öffentlichen Necht vortrefflic verftanten. Intem jene 
und biefe die Form möglihft bewahrten, um bie Feftigfeit und Sicherheit des 
Rechts zu erhalten, haben fie doch dem Geift, für ven vie Form zu enge oder un- 
genügend war, freie Bewegung und Wirkung zu verfhaffen gewußt. Allmälich hat 
im römiſchen Privatrecht die Yequitas ſogar mit Hülfe des Jus ven Sieg über dat- 
felbe errungen, und im englifhen Staatsreht hat der republifanifche Geift unter 
dem Schuge des Königthums feine freiefte Entfaltung erlangt. 

4. Menfhlihes und nationalesReht, Menſchen(Bölker)recht 
und Volksrecht. Viele Iuriften läugnen geradezu, daß es ein menfchliches Recht 
gebe. Sie meinen, es gehöre zum Begriff des Rechts, daß es von einem beftimmten 
einzelnen Staate in feiner Geſetzgebung fanktionirt werve; fie behaupten, alles Recht 
fei im Grunde jus civile. Man * zugeſtehen: Erſt im Staate und durch den 
Staat gelangt das Recht zu feinem volllommenen Ausdruck und zu unbeſtrittener 
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Herrschaft. Aber fo gewiß es eine Menfchheit gibt, welche die verſchiedenen Bölfer 
umfaßt und zufammenhält als Theile des großen Ganzen, fo gewiß gibt es aud) 
gemeinfame menfchliche Rechtsgrundſätze, welche auf der Gemeinfchaft der Menfchen- 
natur ruhen und die Grundbedingungen find eines friedlichen over felbft im Krieg 
menfhenwürbigen Nebeneinanderjeins. 

Schon die Römer haben dieſe Wahrheit erfannt und in foldem Sinne ihr 
jus gentium dem jus civile an bie Seite gefett ?). Das neuere Völkerrecht hat 
tiefelbe zu allgemeiner Geltung gebracht aud in dem Verhältniß der Staaten zu 
einander. In dem Maße, in weldyem die Eivilifation ſich ausbreitet über vie Erbe, 
nimmt auch die Ausdehnung und die Macht des menſchlichen Rechts zu. 

Aber indem mir die Eriftenz dieſes Menſchenrechts anerkennen und ung feiner 
Bortfchritte erfreuen, dürfen wir auf ter antern Geite bie große Bebentung des 
nationalen und Bolksrechts nicht überfehen. Wir unterfcheiden beide, gleich 
wie wir bie Begriffe Nation und Volk (f. den Artikel Nation) unterfheiden. Das 
nationale Nedt ift vor dem Staate und reicht über den Staat hinaus, es ge— 
hört der ganzen durch gemeinfame Sprade und Gitte zu einer Nation verbuns 
tenen Gemeinihaft an. Es gibt fo ein nationales deutſches Recht, welches nicht 
beſchränkt ift auf einen einzelnen deutſchen Staat, noch felbft auf den deutſchen 
Staatenbund , deſſen Inftitutionen und Rechtsſätze bei den Völkern von deutſcher 
Abkunft außer Deutfchland Geltung haben, und es gibt ebenfe ein romanifches und 
ein flavifches Recht, das verſchiedene Staatsvölfer umfaßt. Das Volksrecht Dagegen 
gehört immer einem beflimmten Staate an, als dem verleiblihten Bolt. Die Staats- 
autorität ſpricht es aus und bie Stantögewalt ſchützt e8; bie Grenzen bes Staats- 
gebiets find auch die Orenzen feiner Macht. 

Wie die Nationen in ihrer Sprade den eigenthümlihen Gefammtgeift offen- 
baren, der in ihnen lebt, fo ftellen fie im Recht ihren befonperen Gefammt- 
haralter dar. Die verfhievenen Nationen haben deshalb verſchiedenes Recht, 
weil fie verjhiedenen Charakter haben. Von va aus erkennen fie die Grundbedin— 
gungen ihres friedlichen Gemeinlebens und halten fie feft als eine ergwingbare 
Nothwendigkeit. Die Eine Menfhheit erfheint fo in mannigfaltig mopificirten Na+ 
tionen, ber Eine Menſchengeiſt ſpricht ſich in manderlei u aus, und das 
Cine menfhlihe Recht wird fo in verſchieden geftalteten Rechten vargeftellt. Die 
Nation will aber nicht blos das Gemein-Menſchliche nad ihrem befondern Ber- 
ſtändniß und in ihrer eigenen Weife ausfprehen, fie will auch das äußern als 
Sprache und Recht, mas ihr allein gehört und daher eigenthümlich ift. Der Werth 
ter Nationen wird bemeffen nad ihrem Verhältniß zur Menfchheit, denn dem 
menſchlichen Maßftab kann fi nichts Menſchliches entziehen. Je mehr daher das 
nationale Recht in Harmonie ift mit dem Menfhenreht und je entichievener es 
ver Entwidlung des humanen Rechts dient, um jo werthvoller ift es: ganz ebenfo 
wie diejenigen Erzeugniffe der Literatur den höchſten Werth haben, welche, wenn 
aud in nationaler Sprade, doch das was die Menfchennatur bewegt, am voll» 
fommenften ausgeprägt haben. 

Was wir Bolfsredt nennen, ſchließt wefentlid) das nationale im ſich, aber 
die befonveren Eigenfhaften und Schidfale des Stantes, der tem Volke als Körper 


3) Gaji Inst. 1. $ I. »Quod quisque populus ipse sibi jus constituit, id ipsius pro- 
prium est vocalurque jus civile, quasi jus proprium ipsius civitalis, quod vero naluralis 
ratio inter omnes populos peræque custoditur, vocalurque jus genlium, quasi quo jure 
omnes genies ulunlur,« 
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dient; haben hinwieder einen entſcheidenden Einfluß auf die Formulirung aud 
des nationalen Rechts und auf bie Art feines Schutzes. Die Gefeßgebung, vie 
obrigkeitlihe Gewalt, die Rechtspflege find erft im Staate vollfommen ausgebilvet, 
und wie entſcheidend das fei für das Recht und feine Geltung, bedarf feiner Ause 
führung. Daher erſcheint das meifte Recht als Volksrecht (jus eivile); und fo er- 
Härt e8 fi, daß Manche durch dieſe Erfcheinung getäufcht, nur die Bäume und 
nicht mehr den Wald bemerken. : vluniſchli. 


Rechtsgleichheit und Nechtsverſchiedenheit. 


Mit dem Beginn der neuen Zeit zeigt ſich die Idee der Gleichheit, die wäh— 
rend des Mittelalters faſt verſchwunden war, in einer Stärke, wie auch das Alter— 
thum fie nie gekannt hatte. Die helleniſche Demokratie hatte zwar die doovouia body 
gehalten und zuweilen ihre Wirkung leidenfchaftlic übertrieben, aber fie befchränfte 
viefelbe auf die Staatsbürger; die Fremden und die Sklaven hatten nicht ven ge- 
ringften Antheil daran. Die Entwidlung des römifhen Rechts arbeitete ſich immer 
mehr zu bürgerlicher Rechtsgleichheit für alle Völker des Weltreihs durch, aber es 
fehlte den Römern fogar ein Wort, welches den Gedanken bezeichnet, der ihnen nicht 
recht bewußt geworben ift. Seit dem vorigen Jahrhundert aber übt die Idee ber 
Nechtögleihheit eine unermeßliche Gewalt über vie Gemüther. „Freiheit und Gleich: 
heit" war nicht blos der Wahlſpruch der franzöfifhen Revolution; in ganz Europa 
wie in Amerila ift überall das Verlangen nach Gleichheit dem Ningen nad) Freiheit 
wetteifernd zur Seite gegangen. Zumeilen ift dasſelbe mit einer fieberhaften Zer- 
ftörungsmuth gegen alle hervorragenden Unterſchiede erhigt worben. Die Jakobiner 
haben Allen vie Köpfe abgefhlagen, von denen fie beforgten, daß fie über das 
Niveau der gemeinen Menge hinaus fehen. An die Stelle ver wahren Gleichheit 
hat fih dann bier und dort die falfche Gleichheit breit gemacht; aber fo groß und 
verberblich auc bie Ausfchweifungen der falſchen Gleichheit waren, fo vermodten 
fie doch nicht das wachſende Anfehen und die zunehmende Macht ver berechtigten 

Gleichheit zu ftören. 

| Gewiß ift diefer ftarfe Trieb zur Gleichheit au ein Symptom des demo— 
fratifhen Charakters der Neuzeit im Gegenfag zu dem ariftofratifhen Mittel- 
alter; denn von jeher ift die Rechtögleichheit der Bürger, welche den Demos bilden, 
das Orundprincip aller Demokratie. (Vgl. die Artikel: Ariftofratifhe und bemofra- 
tiſche Ideen und Demokratie.) Uber die Rechtögleichheit ift nicht blos eine Forberung 
der Demokratie. Richtig verftanden ift fie aud eine Forverung ver Humauität 
und eine Folge der tieferen Einfiht in ven Rechtsbegriff felbft. Je mehr 
die Rechtsentwicklung der civilifirten Völker von dem gemeinfamen Menjchengeift 
durchdrungen wird, um fo entfchievener werben bie Unterſchiede abgeftreift, melde 
die menſchliche Gemeinfhaft ftören, und vefto unzweideutiger verlangt die gleich— 
artige Menfhennatur Anerkennung. Da ferner das Recht die Bedingungen bes 
Gemeinlebens als Ordnung ausfpricht, die Alle gleihmäßig umfaßt, jo hat 
alle Rechtsbildung einen allgemeinen Zug zur Aequitas, d. h. zur Gleichheit. 

Aber es ift unerläßlich, die wahre Gleichheit von der falfchen zu unterſcheiden 
und damit aud die Schranken ver Rechtsgleichheit aufzuzeigen, denn die Verwirrung 

diefer Dinge ift voll Gefahr für die freiheit und für die Kultur. 
Ariftoteles hat bereit3 das richtige Princip ausgefprodhen. Es kommt nur 
darauf an, dasſelbe folgerichtig anzumwenven. Er fagt (Pol. III, 5. $. 8): „Die 
Gleichheit gilt für gerecht, und fie ift es, nur nicht für Alle, ſondern für bie 
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Gleichen. Auch die Ungleichheit gilt für gerecht, und fie ift ed wieber, nur 
nicht für Alle, fondern für die Umgleihen. Die Menfhen aber beachten das 
Berhältnig der Perfonen nicht, und urtheilen durchaus falfh. Die Urſache deſſen 
ift, daß das Urtheil fie felber betrifft, denn wohl die Meiften find ſchlechte Richter 
in eigener Sache.“ . 

Rouffeau, der Apoftel der modernen Rechtsgleichheit, hat diefen Unterſchied, auf 
den Ariftoteles aufmerkfam macht, gänzlich überſehen. Sein Ideal war die Gleich« 
beit der rohen, wilten Menſchennatur. In der Bervollfommmung der Kultur, welde 
vie Verſchiedenheiten hervortrieb unt damit den Reichthum der menſchlichen Anlagen 
aufihloß, fah er thörichter Weife nur eine VBerirrung von der barbariſchen Gleich— 
heit der Unbiltung. So ift Rouſſeau wie zum Propheten ber modernen Redhtögleidh- 
heit auch zum Chorführer ver falfhen Gleichheit geworben. Geſtützt auf ihn hat ver 
Kommunismus diefe verberbliche Richtung auf die Spige getrieben und gleiche Thei- 
lung des Vermögens unter Alle verlangt. Diefen Irrthümern tritt die Ariftotelijche 
Wahrheit entgegen: „Unter gleihen Borausfegungen gleihes Recht; 
unter ungleihen VBorausfegungen ungleihes Recht.“ 

Anwendungen dieſes Grundfages find: 

1. Die Gleichheit des Rechtsſchutzes für Alle. Die ſog. „Gleich- 
heit vor dem Geſetz“ oder „vor dem Gericht". Der Arme wie ver Reiche, ber 
Thor wie der Weife, ver Herr wie ver Knecht, der Böfe wie der Gute, alle haben 
gleichmäßig einen Anſpruch auf Schutz ihres Rechts. Selbft dem Teufel foll, wie 
ein deutſches Rechtsſprichwort fagt, Recht gehalten werben. 

Unverträglih mit biefem Sage ift es, wenn im Alterthum ven Fremden und 
ten Sklaven und im Mittelalter den Ungläubigen ver Rechtsſchutz verweigert ober 
verfümmert worben ift; aber nicht abfolut unvereinbar damit find gewifje Unter- 
ſchiede in der procefiualifhen Behantlung, z. B. die Nöthigung der zu feibflän- 
biger Procefführung unfähigen oder unmwürbiger Klaffen (3. B. ver Kinber, ver 
Frauen, der Rechtsunkundigen, der Ehrlofen), fi eines Bormundes oder Anwaltes 
vor Gericht zu bedienen, Ebenfo fann damit die Verſchiedenheit des Gerichts— 
ftandes beftehen, wenn fie auf verfchievenen Vorausfegungen beruht, z. B. Han- 
delsgerichte für Handelsgefhäfte, Militärgerichte für Dienftverhältniffe ver Militär- 
yerfonen. Aber immerhin wird man, wo das Princip in feiner vollen Kraft wirft, 
nicht geneigt fein, die Regel auch der gleichen Gerichtsbarkeit über Alle zu beſchränken 
und nur da Abweihungen und Ausnahmen geftatten, wo unzweifelhafte in ber 
Natur der Verhältniſſe begrüntete Unterfchiete biefelben fordern. Cine Menge von 
Privilegien des Mittelalters haben in ver neueren Zeit biefer Regel weichen müſſen; 
und jelbft nod von den vorhandenen Unterfhieven werben einige als unhaltbar 
ben erneuerten a ler des Princips nicht widerftehen Können. Im Mittelalter, 
wo bie fländifchen Gegenfäge das ganze Leben beherrfchten, hatte es einen Grund, 
wenn jeder Angehörige eines Stantes zunächſt vor dem Gericht feines Standes be— 
langt werben: mußte. Über e8 widerftrebt dem heutigen Rechtsgefühl, wenn die Dar- 
lehensforberung gegen einen Adlichen vor ein anderes Gericht gezogen werben foll, 
als diefelbe Geldforderung gegen einen Bürger; denn in Wahrheit find die recht 
lihen Borausfegungen in beiden Fällen ganz glei, und ber Unterfdieb des Stan- 
bes hat nicht den minbeften Einfluß auf die Natur des Darlehens. Ganz ähnlich 
verhält es ſich aber auch mit dem befondern militärifchen Gerichtsſtand. Auch da 
werben nur bie befondern Rüdfichten auf das Dienftverhältnig eine Ausnahme redht- 
fertigen, aber diefe wird ſich fchwerlic da behaupten, wo darauf nichts anfommt 
und die für Alle gleihen Vorausſetzungen vorhanden find. 
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2. Die gleihe Menfhennatur bedingt auch die Gleihberegti- 
gung aller Menſchen in den gemeinfamen Beziehungen, vor Allem aus 
die Anerkennung ihrer Perſönlichkeit. Es kann wohl Stnfen geben in ber 
Entwidiung ver Perfönlichfeit, aber die Rechtsnatur felber der größern Hälfte ver 
Menſchen abzufpredhen, das war ein ſchweres Unrecht auch des römischen und aller 
antifen Rechte. Der ganze Begriff der Sklaverei wird verurtheilt, wo die wahre 
Rechtögleichheit erfannt wir. 

Die Perfönlichkeit zeigt ſich insbeſondere auh in der Rechtsfähigkeit. 
Gerade darauf wird in der modernen Rechtsentwidlung ein Hauptnachbrud gelegt, 
daß die Redtsfähigkeit möglichft breit und gleihmäßig Allen zugeftanden werbe. Die 
Zeit hat bie Neigung, Allen die Erreihung jedes Rechts möglih zu machen und 
Niemanden fon feiner Geburt wegen von dem Erwerbe der manderlei Rechte aus- 
zuſchließen. Die Vorzüge ver Geburt, durch welde im Mittelalter die Rechtsfähigkeit 
beſchränkt wird, werben daher faft immer und überall heute als Privilegien gehaßt. 
„ Im Privatreht gilt das durchweg. Da werben nur die ſchon körperlich fihtbaren 
mit der Schöpfung felbft gegebenen Unterſchiede des Geſchlechts und Alters als na- 
türlicye beachtet, aber fogar dieſe Unterfchiede üben nur eine geringe Wirkung auf 
die Rechtsfähigkeit, eine größere auf die Handlungsfähigkeit aus. Das römiſche Recht 
hat viefer Gleichſtellung vorgearbeitet, indem aud da bie urfprünglichen Gegen- 
fäge der cives, ber Latini und peregrini fpäter verfhmwunden find. In dem mittels 
alterlihen Tonfeffionellen und ftändifchen Rechte dagegen waren eine Menge von 
Unterſchieden gemacht worben, welche bie neue Zeit allmälich weggeräumt hat, weil 
fie feine reale Grundlage in ten heutigen Lebensverhältnifien mehr haben. Die 
Defeitigung der befonderen Adelsvorrechte im bürgerliben Recht, die Emancipation 
desſelben von den fonfeffionellen Betingungen, vie Gleihftellung aud der Fremden 
mit den Einheimiſchen u. f. f. find einzelne Folgerungen ber mobernen Redhtd- 
gleichheit. 

Bielleicht iſt unſere Zeit in ber Nivellirung des Privatrechts bereits in einigen 
Beziehungen weiter gegangen, als es fidy rechtfertigen läßt, obwohl fie in andern 
Rüdfihten bier und da nod nicht weit genug gegangen iſt. Der Unterſchied ber 
Berufsklaſſen ift freilih nur ein ſekundärer, aber er verdient doch Beachtung, mo 
er ungleihe Beringungen des bürgerlichen Lebens hervorgebracht hat. Die Art der 
Erziehung, der Bildung, des Berufs übt einen Einfluß aus auf die Benrtheilung 
von Rechtshandlungen und auf die VBerhältniffe, unter denen die Genofjen Ieben. 
Es gibt Rechte, deren beftimmte Geftalt wohl zu dem bäuerlichen Leben paffen, aber 
nit zu dem bürgerlihen, und umgekehrt Inftitute, die den Kaufleuten, nicht dem 
Hantwerkerftande gemäß find, andere, welche nur dem großen Grundbeſitz, nicht 
dem Bauerngut eigen find. Die Beachtung folder Modifilationen innerhalb ver 
Regel ter Nechtsgleichheit ift kein Widerſpruch gegen viefelbe, denn fie fegt gleiche, 
nicht ungleiche Berhältniffe voraus. Wir begreifen es, daß man zur Zeit noch gegen 
dieſe Mopififationen mißtrauiſch ift, weil man einen Rüdfall in die falſche Rechts⸗ 
verſchiedenheit des Mittelalters fürchtet; aber tiefe Erwägung darf uns nit ab- 
halten, den wirklichen Unterfhieven wie der berechtigten Gleichheit ihr Recht wider⸗ 
fahren zu laſſen. 

3. Aus der Gleichheit ver privatrechtlihen Rechtsfähigkeit folgt aber nicht bie 
Gleichheit tes Rehtserwerbe. Vielmehr ift dieſe jo verſchieden, wie die Arbeit 
der Menſchen. Ale haben gleiches Recht, Vermögen zu erwerben, und foweit fie es 
erworben haben, werben fie gleihmäßig darin gefhügt. Aber ob einer viel ober 
wenig wirflid erwirbt, ob er das Erworbene behalte ober verzehre, das hängt 
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von der Ausübung feiner Kräfte, von feinem Fleiße, feinem Talent, feiner Spar- 
famteit ab. Weil diefe ungleich find je nach der verfchiedenen Natur der Indivi— 
duen, nach dem Maße der fittlichen Energie, vie fi im Leben äußert, nad dem 
wechjelnden Glüd und Unglüd, nach unendlich mannigfaltigen Umftänven, fo muß 
unter der Borausfegung dieſer Ungleichheit auch die Erfüllung jener Möglichkeit 
ausfallen. Der Kommunismus will die Gleichheit aud da noch fefthalten, wo fie 
von der Mannigfaltigkeit verändert wird, und geräth fo in einen Widerſpruch mit 
dem wahren Redtsprincip. Der Schuldner ift ald Schulpner nicht mehr gleich dem 
Gläubiger, der Faullenzer kann nicht gleihen Lohn anſprechen wie ver fleißige 
Arbeiter, der ungefchidte Wirth wird das Vermögen verderben, das der forgfältige 
Wirth zufammenhält und erweitert. Es ift ein ebenfo großer Verftoß gegen bie 
fittlihe Naturorbnung, dieſe Verſchiedenheit zu mißachten, als die wefentlich gleiche 
Erwerbsfähigleit zu beeinträchtigen. Hier muß der wohlbegrünveten Rechtsgleichheit 
die nicht minder wohlbegründete Rechtsverſchiedenheit ſich anreihen. Jene ruht auf 
der gemein-menfchlihen Anlage, dieſe auf der inbividuellen Verſchiedenheit und ber 
individuellen Entwidlung. 

4. Auch im Strafrecht zeigt ſich im erfter Linie wieder die Rechtsgleichheit 
als die Regel. Jedes Verbrechen verdient gleihmäßig beftraft zu werben. Aber bie 
abfolute Gleichheit der Strafen für jeve Art des Vergehens wäre eine Barbarei. 
In zweiter Linie muß auch die individuelle Geftalt des Vergehens bei der Aus- 
meflung des Strafmaßes beachtet werben, und vefhalb ift dem Richter ein Spiel: 
raum gegeben zwifdhen dem Strafminimum und Marimum. Ebenfo ift eine Mobi- 
fitation der Strafanftalt mit Rüdficht auf den Bildungsftand des Verbredhers keine 
Verlegung ver Redhtögleichheit, wenn biefelbe nicht zur Umgehung des Strafgejeges 
mißbraudt wird; denn für den gebilpeten Mann kann viefelbe Vollziehung ber 
Strafe ein unverhältnigmäßig fhwereres Uebel werden, als für den roheren Men- 
ſchen; und es wird dann bie feheinbare Gleichheit der Strafe zu einer ungerechten 
Ungleichheit. 

5. Am meiften Verwirrung bat vie falfhe Gleihheit auf dem Gebiete 
des Staatsrehts angerichtet. Allerdings hat auch da vie Forderung der Rechte: 
gleihheit einen guten Sinn, wenn fie fih darauf beſchränkt, unter weſentlich glei» 
hen Borausjegungen gleiche ftantsbürgerliche Rechte zu begehren. Eine Reihe fal- 
[her Unterſchiede, d. h. folder, bie eine innere Berechtigung überhaupt nicht 
oder nicht mehr haben, wurde jo befeitigt. Wenn der Klerus Immunitätsrechte 
auch in unferer Zeit noch anſprach, welde ver gereiften weltlichen Bildung und 
ber gefiherten allgemeinen Redtsorbnung der Neuzeit micht mehr entfpredden, jo 
mußten biefelben nun verweigert werben. Wenn vie adlichen Grundbeſitzer die alten 
Steuerprivilegien aufrecht erhalten wollten, nachdem der urfprünglihe Grund ber: 
felben, vie vorzugsweife Kriegspflicht des Adels, eine allgemeine geworben war, 
fonnten ſich die bürgerlihen Grundbeſitzer mit Grund über eine Verlegung ber 
Rechtsgleichheit beſchweren. Ganz ebenfo verhält es ſich mit zahllofen ähnlichen 
Borrehten der Geburt oder des Orts (Gegenfag von Stadt: und Lanbbürgern), 
bie im Lauf der Zeit ihre urfprünglihe Begründung verloren haben. 

Aber man ift in dem Gleichbeitsftreben viel weiter gegangen und hat bie 
Gleichheit als ein abjolutes Princip auch da behauptet, wo begründete und für ven 
Staat wichtige Unterfchieve im Wege ftanden. Der Staat als die Organijation 
des Volks muß eine Reihe von Unterfchieden beachten, auf denen die eigenthüm- 
liche Art feines Geſammtlebens beruht. Der urſprüngliche Gegenfag ſchon, ohne 
den es keinen Staat gibt, zwifchen Regierung und Regierten ift ein nothwendiger 
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Unterſchied, denn unmöglich können die Rechte dieſer und jener gleich ſein Jedes 
eigenthümliche Amt in dem Organismus fett hinwieder eine entſprechende Beſon⸗ 
verheit und Berfchievenheit des Rechts voraus: der Richter hat andere Nechte une 
Pflihten ald ver Verwaltungsbeamte, der Soldat andere als der Dfficier. Die Re— 
präfentation des Volls wird nur da eine wohlgeorbnete fein, wo bie großen ein- 
finfreichen Unterfchiede innerhalb des Volks ihren entfprechenden Ausprud und Ber- 
tretung erhalten. Die Stimmrechte und die Wählbarkeit werben je nach dem Be— 
dürfniß des Staates auch die Unterfchieve des Gefchlechte, der Selbftändigfeit, der 
Fähigkeit u. f. f. bearbeiten müſſen. Unter ungleichen Borausfegungen ift ungleiches 
Necht der wahren Nechtögleichheit gemäß. Die Demokratie geht am meiteften in 
ber Ausbreitung des gleichen perfönlichen Rechts, und fogar die Demokratie fann 
fich dieſer Anforverung der begründeten Rechtsverſchiedenheit nicht erwehren. Sie 
fan nicht die Weiber ven Männern politifch gleich ftellen, fie fann auch in Amerila 
ohne Schaden für den Staat nicht ven Weißen und den Yarbigen gleiches ftaatd« 
bütrgerliches Necht gewähren, denn nur die Männer find fähig, den Staat zu lei« 
ten, und die Republif wäre in furzer Zeit verloren, wenn die untauglichen Maffen 
der Farbigen, geftügt auf die Zahl, die Megierung zum Spielball ihrer Leiden- 
ſchaften oder Launen machen fünnten. 

6. Zum Schluß mögen hier noch einige Berfaffungsbeftimmungen Aufnahme 
finden, aus denen zu erfehen ift, wie die Nechtögleichheit von den modernen Böl- 
fern verftanden wird. 

Frankreich. 

Erklärung der Menſchenrechte von 1791. Art. 1. Les hommes naissent et 
demeurent libres et égaux en droits. Les distinetions sociales ne peuvent 
ötre fonddes que sur l’utilit€ commune. 

Bon 1793. Art. 3. Tous les hommes sont 6gaux par la nature et devant 
la loi. 

Bon 1795. Art. 3. L'égalité consiste en ce que la loi est la möme pour 
tous, soit qu’elle protöge soit qu’elle punisse. L’6galit6 n’admet aucune distinc- 
tion de naissance, aucune hereditE de pouvoirs. 

Bon 1814 und 1830, Art I. Les Francais sont egaux devant la loi, quels 
que soient d’ailleurs leurs titres et leurs rangs. Bon 1848. 'Tous les anciens 
titres de noblesse sont abolis; les qualifications qui s'y rattachaient sont inter- 
dites si elles ne peuvent ötre prises publiquement ni figurer dans un acte public 
quelconque. 

Bon 1848. Art. 4. La Republique frangaise a pour priacipe la Libert6, 
VEgalitd et la Fraternite. 

Von 1852. Art. 26 Le sénat s’oppose A la promulgalion des lois qui se- 
raient contraires — à Pégalité des citoyens devant la loi. 

Schweiz 

Berf. von 1798. Art. 7. Es gibt keine erbliche Gewalt, Rang noch Ehrentitel. 
Die Strafgefege follen jeden Titel und jedes Inftitut unterfagen, weldyes an Erb- 
lichkeit erinnert, 

Bon 1803, Art. 3. II n’y a plus en Suisse ni pays sujets, ni privilöges de 
lieux, de naissance, de personnes ou de familles. 

Bon 1848. Art. 4. Alle Schweizer find vor dem Gerichte gleich. Es gibt in 
ber Schweiz feine Unterthanenverhältniffe, keine Vorrechte des Orts, ver Geburt, 
der Familien oder Perfonen. ° 

Zürich von 1831. Art. 3, Alle Bürger des Kantons haben gleiche ſtaats— 
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bürgerliche Rechte, unter Vorbehalt der durch die Verfaſſung Art. 24 (Wählbar-⸗ 
keit), 26 (Stimmrecht) und 33 (Repräfentation) anerfannten Ausnahmen. Alle 
Bürger find vor dem Gefege gleich. Jeder hat, wenn er die durch Verfaffung oder 
Geſetz verlangten Eigenfchaften befigt, Zutritt zu allen Stellen und Aemtern. 

Luzern von 1841, Urt. 5. Es gibt im Kanton Quzern feine Vorrechte weber 
ber Orte, noch der Geburt, der Perfonen oder Familien, fondern alle Bürger find 
an politifchen Nechten und vor dem Gefege gleich. Jever Bürger des Kantons hat, 
wenn er die erforberlichen Eigenfchaften befigt, Zutritt zu allen Stellen und Aemtern. 

Deutſchland. 

Deutſche Reichsverf. von 1849. Vor dem Geſetze gilt kein Unterſchied der 
Stände. Der Adel als Stand iſt aufgehoben. Alle Standesvorrechte ſind abgeſchafft. 
Die Deutſchen ſind vor dem Geſetze gleich. Alle Titel, inſoweit ſie nicht mit einem 
Amte verbunden ſind, ſind aufgehoben und dürfen nie wieder eingeführt werden. 
Kein Staatsangehöriger darf von einem auswärtigen Staate einen Orden anneh- 
men. Die öffentlichen Aemter find für alle Befähigten gleich zugänglich. Die Wehr- 
pflicht ift für Alle gleich; Stellvertretung bei derſelben findet nicht ftatt. 

Defterreihifche Berf. von 1849. $. 27. Alle öfterreichifchen Neichsbürger 
find vor dem Gefege gleich und unterftehen einem gleichförmigen perfönlichen Ge- 
richtöftande. 8. 28. Die öffentlichen Aemter und Staatsdienfte find für alle zu 
denfelben Befähigten gleich zugänglich. 

Preußen. Berf. v. 1850. Art. 4. Alle Preußen find vor dem Gefege gleich. 
Standesvorrechte finden nicht Statt. Die öffentlichen Aemter find, unter Einhal- 
tung der von den Gefegen feftgefegten Bedingungen, für alle dazu Befähigten gleich 
— 

ayern. Verf. von 1818. Einleitung: „Gleiches Recht der Eingeborenen zu 
allen Graden des Staatsdienſtes und zu allen Bezeichnungen des Verdienſtes. Gleiche 
— zur Pflicht und zur Ehre der Waffen, Gleichheit der Geſetze und vor dem 
Geſetze, Unparteilichleit und Unaufhaltbarkeit der Rechtspflege, Gleichheit der Be— 
legung und der Pflichtigkeit ihrer Leiſtung.“ 

Sachſen. Verf. von 1831. 8. 34. Die Verſchiedenheit des Standes und der 
Geburt begründet feinen Unterſchied in der Berufung zu irgend einer Stelle im 
Staatsbienfte. 

Hannover. Ber. von 1840. 8. 33. Alle Landesunterthanen find zum 
Kriegsvienfte gleichmäßig verpflichtet, und es follen feine andere Befreiungen ftatt- 
finnen, als welche in den Oefegen beftinmt find. $. 36. Alle Landesunterthanen 
find nad) gleichmäßigen Orundfägen zur Tragung der allgemeinen Staatslaften 
verbunben. 

Würtemberg. Berf. von 1819. 8. 21. Alle Würtemberger haben gleiche 
ftaatsbürgerliche Rechte und ebenfo find fie zu gleichen ftaatsbürgerlichen Pflichten 
und gleicher Theilnahme an den Staatslaften verbunden, foweit nicht die Verfaf- 
fung eine ausprüdliche Ausnahme enthält, und haben fie gleichen verfaffungsmäßi- 
gen Gehorfam zu leiften. $. 22. Kein Staatsbürger fann wegen feiner Geburt von 
irgend einem Staatsamte ausgeſchloſſen werden. 

Baden. Berf. von 1818. $. 7. Die ftaatsbürgerlichen Nechte der Badener 
find gleich -in jeder Hinficht, wo die VBerfaffung nicht namentlich und ausbrüdlich 
eine Ausnahme begrüntet. $. 8. Alle Babener tragen ohne Unterſchied zu allen 
öffentlichen Laſten bei. $. 9. Alle Staatsbürger von dem brei chriftlichen Konfeffto- 
nen haben zu allen Civil- und Militärftellen und Kirchenämtern gleiche Anfprüche. 
$. 19. Die politifchen Mechte der drei chriftlichen Neligionstheile find gleich. 
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Großherzogthum Heſſen von 1820. $. 18. Alle Heflen find vor dem Ge- 
fege gleih. 8.19. Die Geburt gewährt feinem eine vorzügliche Berechtigung zu 
irgend einem Staatsamte. 

Literatur. J.J. Rousseau, Discours sur l’inegalit& parmi les hommes. 
1753. Bentham, Oeuvres par Dumont. I. p. 554. Geng, über politifce 
Sleichheit. Ausgew. Schriften. V. ©. 235 f. Toqueville, de la d&mocratie en 
Amerique in vielen Kapiteln. Rotted im Staatölerifon Artikel Gleichheit. 
Bluntſchli, Allg. Staatsreht B. XII. €, 6. viuutſqii 


NRechtsphiloſovhie. 


1) Begriff und Aufgabe. 

Von zwei Seiten her drängt ſich dem menſchlichen Geiſt das Bedürfniß einer 
philoſophiſchen Betrachtung des Rechts auf: der Juriſt und der Philoſoph brauchen 
fie, wenn fie ihre Wiſſenſchaften tief und erſchöpfend faſſen. Die Diſeiplin iſt zu⸗ 
nächft eine philofophifche, aber fie ift zugleich eine juriftifche, und ihre Geſchichte 
zeigt, daß die VBernadläffigung der pofitiven, gefhichtlichen Grundlage und der | 
Mangel an Beherrihung des juriftifchen Stoffes die abftraften apriorifchen Kon⸗ 
firultionen der Schulphilofophie hier noch rafcher und empfindlicher ins Abſurde 
führte ald auf andern Gebieten. 

Der Juriftiih-Gebildete kann fi der Aufgabe nicht entziehen, über gewiſſe 
oberfte Principien feiner Wiſſenſchaft, welche dieſe ſelbſt nicht erklären kann und 
erklären fol, über ihre Begründung und ihren Zufammenhang ſich Rechenſchaft zu 
geben; nicht nur der Staatsmann, ver Geſetzgeber, ver Rechtslehrer allein, auch 
der Richter und der Anwalt finden in ihrer Thätigkeit Aufforderungen in Menge, 
ganze Inftitute oder einzelne Säge des pofitiven Rechts nach ihrer Berechtigung, 
nad ben innern Gründen ihrer Geltung zu prüfen, je nad dem Ergebniß auszu- 
legen und ihre Beibehaltung oder Aenderung anzuftreben. Der Polititer wirb ſich 


eine Reihe der wichtigſten Begriffe,. mit denen er zu operiren, der nächſtliegenden 


Aufgaben, welche er zu behandeln hat, gegenüber ven bewußten und unbewußten 
Berbrehungen der Parteileivenfchaft oder auch gegenüber den veralteten Auffafjungen 
früherer Geſetze ins Klare zu ftellen haben durch Kritif der Principien und durch 
Zufammenhalt mit feiner ganzen Weltanfhauung, d. h. eben durch eine philofophifche 
Betrachtung. Bedeutung und Berechtigung ver Perfönlichkeit, Widermenſchlichleit 
der Sklaverei, Wefen der Ehe, Erfaffung derſelben als eines menfchlicy-fittlichen 
Verhältniſſes, mit fakultativer religiöfer Weihe und Vorzug ber Monogamie, Ab- 
grenzung ber Staatögewalt gegenüber dem innerlicd freien Inbividualleben, gegen- 
über der Kirche, gegenüber der Wirthfchaft in ver bürgerlichen Gefellichaft, VBerhält- 
niß von Gewohnheitsrecht und Geſetz, Möglichkeit des Auseinandergehend des ver- 
alteten, formalen Rechts und ber moralifchen und materiellen Nehtsbebürfniffe einer 
fortgefhrittenen Zeit, vaher gewaltfame Kollifion ver alten Lebensformen mit dem 
neuen Lebensinhalt — all’ dieſe und zahlreiche ähnliche Fragen, welche für unfere 
mobernen Staatsmänner fehr praktifch find, finden ihre legte Beurtheilung nur in 
der principiellen Auffafjung der Begriffe: Perfünlichkeit, Freiheit, Recht, Staat. 
Aber auch im Gebiet des Staatsrechts und des Privatredts wird vorab der Ge 
feßgeber, dann aber auch der Richter, der Staatsanwalt, der Bertheidiger, der Sadı- 
walter über die Begriffe Verbrechen, Schuld, Zurechnung, Strafe, dann Eigenthum, 
Vertrag, Erbrecht, Verjährung, Unterfuchungen anzuftelen haben, welche das pofl- 
tive Recht nur zum Gegenftand, nicht zum Ausgangspunkt haben können: aud bier 
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wird der Jurift häufig genug Principien fuchen müſſen: Principien fuchen heißt 
aber philojophiren. 

Undererfeits fieht fich der Philofoph genöthigt, fein allgemeines fpetulatives 
Princip auch an dem Nechtöftoff zu erproben: er findet ten Staat ald das groß- 
artigfte Gebilde des Menfchengeiftes in der Geſchichte bei allen entwidelten Böltern 
vor, er trifft die Idee des Rechts in den mannichfachften Abftufungen von dem 
Grade feinfter Ausbildung bis herab zu ſehr einfachen noch halb unbewußten An- 
fügen in allen Menfchengenofienfhaften als einen wefentlich menſchlichen Begriff 
an: er muß daher dieſe wichtige Erfiheinung in feinem Syſtem berüdfichtigen, er 
muß zufehen, ob fein allgemeines Princip auch bei diefem geiftigen Stoff ausreiche ; 
und eine Philofophie, welche aus ertremem erdenflüchtigem Spiritualismus Staat 
und Recht als nothwendige Uebel faßt, wie z. B. die ältefte chriftliche Weltanfhauung, 
oder aus ertremem Materialismus den Staat auflöfen will in die „arbeitende Ge— 
ſellſchaft“, wie der jüngfte franzöfifhe Socialismus, beweifen eben hierin bie ein- 
feitige Unzulänglichkeit ihres Princips. — Es ift hienady die Rechtsphilofophie die’ 
fyftematifche Wiffenfchaft von den Principien des Rechts: fie hat nad) ihrer philo- 
fophifchen Seite die nothiwendige Entftehung ver Idee des Rechts im Menfchengeift 
und das Verhältniß verfelben zu den übrigen Kräften und Bildungen im Menfchen- 
feben zu erörtern, fie hat dem Recht feine Stellung in dem geiftigen Kosmos an- 
zuweifen. Nach ihrer juriftifchen Seite hat fie die aus philofophifcher Neflerion und 
biftorifcher Forſchung gewonnenen oberften Orundfäge von dem Weſen des Rechts 
und des Staats anzuwenden und zu bewahrheiten an’ dem Material aller Nechts- 
gebiete. Darin liegt die Probe aller Rehnung: je mehr wir im Stande find, unfer 
rechtäphilofophifches Princip in allen wichtigen Fragen des Staatsrechts, Straf- 
‚rechts, Civilrechts in ungezwungener und ergiebiger Weife durchzuführen, je mehr 
‚bie nach demfelben gefällten Entſcheidungen juriftifchen Takt und Sinn zeigen, fo 
daß fie dem Hiftorifchen Nechtsleben zwar nicht gebanfenlos und kritiklos nad- 
beten, aber auch nicht demfelben in feinen Erforbernifjen widerfprechen, fondern es 
mitgehend, aber voranjchreitend führen, deſto ‚ficherer dürfen wir eine Annäherung 
unferer Auffafiung an das Richtige annehmen. 

2. Grundzüge der EntwidlungsgefdidteN) 

Selbftverftändlich entfteht eine Rechtsphiloſophie überall erft fpät nad dem 
Net; fehr frühe werben die Menſchengenoſſenſchaften noch halb unbewußt zu den 
erften Anfägen von Rechtsbildung, zu den Borftufen der Staatsbildung geführt 
durch ven boppelten Trieb äußerer und innerer Nötbigung der Realifirung ver Nechts- 
idee; aber Recht und Staat müſſen ſchon geraume Zeit beftanden haben, ehe cine 
bewußte Erforfchung ihrer Principien nöthig oder auch nur möglid wird. Und 
biebei ift es ein allgemeines Gejeg des menjdylichen Geiſtes und feiner Entwidiung, 
daß in den früheften Anfängen jeder Volksgefchichte, in der Stufe der Unmittelbar- 
feit, alle Kräfte und Thätigfeiten des Geifteslebens noch ungeſchieden und — für 
unfere Betrachtung — unjcdeidbar in einander gehüllt liegen: fo namentlich Re— 
ligion, Ethos, Sitte und Recht. Der Nationalcharakter äußert fih unbewußt, un- 
willfürlich, umd nicht ſcheidend in ihnen allen zugleih: in der unmittelbaren Form 
poetiſcher Anfhauung zuerft fpricht jedes Volk feine religiöfen, ethiſchen, juriſtiſchen 








1) Da die Lehren der bedeutendften Staatepbilofopben unter deren Namen in diefem Werke 
dorgetragen werden, fc war es Aufgabe diefes Artifels, mehr die allgemeinen Jdeen und Auf 
fafjungen der mwidtiaften Kulturvölker und Rulturmendepunfte von Staat und Recht, ald die Ey 
Geme der einzelnen Philoſophen zur Hauptſache der Darſtellung zu machen. 
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Principien aus, und fo find die VBorftufen und erften Anfänge der Rechtsphiloſophie 
wie die der Neligionsphilofophie und der Ethif und mit dieſen zugleich, in den ur- 
alten Sagen, Liedern, Drafeln, Prophezeiungen und religiös-ethiſchen Offenbarungen 
ver Bölfer zu fuhen: in den älteften Traditionen der Inder, Perſer, Chinefen, 
Aegypter, Afiyrer, Phönikier und Juden find religiöfe, ethifche, juriftifche Anfichten und 
Vorſchriften ohne Unterfheivung und auch inhaltlich in einander übergehend ausge- 
ſprochen. Moſes ſchreibt den Inhalt des Glaubens wie ber fittliben Normen und 
der Nechtöverfaffung den Juden vor; Religion, Ethos und Recht fallen zufammen : 
Abfall vom Glauben, Verſäumniß der Kulthandlungen ift zugleich fittlihe Berfeh- 
lung und wird als Berbredien vom Staat geftraft. 

Und es ift in den älteften Perioden der großen Kulturvölfer, der Hellenen, ver 
Römer, der Germanen, nicht anders; in den älteften Götter- und Heldenmythen ber 
Hellenen, ja nod in ven Lehren der orphiſchen Weihepriefter, der Pythagoräer, finden 
ſich veligiöfe, fittlihe und juriftifch-politiiche Principien ungefchteven, das ältefte 
Recht der Nömer hat einen wejentlih fafralen Charakter, und die früheften Sagen 
der Germanen und die Sprüche der Edda tragen Mythologie, Ethos und Recht in 


Einem Athem vor. In der Periode der Borkultur ift dieß überall glei; aber gerabe - 


darin unterfcheiden ſich entwidlungsfähige Völker und Lehren von den in fteter 
gebundener Unmittelbarkeit verharrenven, daß fie allmälig ausfheiden, was wefent- 
lich verfchieden ift, daß fie Religion, Kunft, Sittlichkeit und Necht als von einander 
differente, wenn aud gewiß nicht feindfelige over gleichgültige Kräfte und Gebiete 
des ihnen allen gemeinfam zu Grunde liegenden Menfchengeiftes zu faffen vermögen, 
jedem feine felbftändige Berechtigung als Selbftzwed einräumen. Nicht ohne Grund 
legen wir auf dieſe Möylicfeit und Nothwendigfeit, aus einander zu halten, was 
verwandt, aber nicht identiſch ift, das größte Gewidt. 

Bon einer Rechtsphiloſophie im eigentlihen Sinn fann natürlich erft da bie 
Neve fein, wo wenigftens anfangsweije die Principien des Rechts als folde, von 
Religion und Ethos gelöst, gefucdht werben. Es kann deshalb in dieſer Skizze bes 
Entwidlungsgangs alles dasjenige als Vorftufe bezeichnet und Üübergangen werben, 
was in der älteften Gefchichte der oben erwähnten Völker als Religions-Offenbarung, 
Sage, Sitte und Poeſie erfcheint, wenn jhon für Erforfhung des Nationalharaf- 
ters und der Grundzüge einfach menſchlicher Auffaffungen auch des Rechts jene 
Traditionen die wichtigften Quellen bilven. 

Bei den Hellenen zuerft findet ſich eine wahre Philofophie des Mechts, 
denn fie haben das Recht von Ethos und Religion zu löfen wenigftens angefangen, 
wenn fie diefe Aufgabe auch noch keineswegs vollendeten. Sie bilden auch hierin 
wie in fo vielen andern Dingen ven Uebergang, das Berbindungsglied zwijchen dem 
Drient und dem Abendland; das Hellenenthum gleicht einer aus dem Fels ge- 
hauenen Bildfäule : feine Nüdfeite, feine Vergangenheit hängt noch eng zufammen 
mit dem ftarren Objeftivismus, mit der fubftantiellen Gebundenheit des Subjekts 
an die Uebermacht von Staat, Sitte, Religion, in der das Individuelle rechtlos 
untergebt; nur feine uns zugefehrte jüngere Seite jchreitet aus jener alten Starr⸗ 
heit allmälich heraus, dem Recht der äußern Perjon, wie der Römer, dem Recht 
der innern Indivibualität, wie der Germanen, verſuchsweiſe Anertennung ge- 
während. 

Diefer Mittelftelung der Hellenen muß man bei Beurtheilung ihres Staats- 
wefens und ihrer Staatslehre wohl gedenk bleiben; verglichen mit ben theofrati= 
ihen und patriardalifhen Defpotien bilden fie einen ftarfen Fortſchritt, aber 
gegenüber dem römiſchen eivis, gejhweige im Vergleich mit dem Bürger bes mo- 
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dernen Staats, fteht der Hellene noch in größter Gebundenheit. Denn ber hellenifche 
Staat ift abfolut, und alle Trefflichkeit, alle @perr) ift nur trefflich, fofern fie es 
für den Staat if, modırıxı) apern; der Staat miſcht fi nicht jo faft in Alles, 
ald daß vielmehr Alles im Staat aufgeht: die Religion ift Staatsreligion, und wer 
neue Gottheiten lehrt, muß den Schierlingsbecher trinken ; die Familie ift nur Mittel 
zum Zwed bes Staates; der Staat verhindert Handel und Berfehr mit dem Aus- 
land, er unterbinbet die freie Bewegung der Wirthſchaft, er kennt neben fich feine 
Geſellſchaft, ja die konfequente Durchführung dieſer Staatsidee fchreibt der Mufit 
ihre Melodieen und die Stimmung ihrer Inftrumente, der Poeſie ihre erlaubten 
Formen vor, fie wagt ed, den Hellenen den Homer zu verbieten, ja fie drückt 
nicht nur, fie zerftört fogar die Familie, indem fie Gemeinschaft der Frauen und 
Kinder und YAuswählung der Ehepaare dur die Behörden fordert. 

So ift der Bürger des griehifhen Staats feinem Staat gegenüber völlig 
unfrei: die Orenzen, welche das Gebiet des innern freien Geiftes-, Seelen- und 
Gemüthslebens und den Spielraum der freien Perfönlichkeit im privatrechtlichen 
Bertehr von der Zwangsgewalt des Staates ſcheiden follen, find nicht gezogen, 
umd ungehindert greift derfelbe über in jeven Bereich des Lebens. Diefe ganze Auf- 
faffung war nur möglid bei dem Meinen Umfang der helleniſchen Staatsgebiete. 
Der Staat ift eben die Stadt (nmoAıg), wie in den Heinen Reichsſtädten unferes 
Mittelalters nimmt die ganze Regierung leicht einen poliyeilihen, fi in Alles 
miſchenden, kleinlichen Charakter an, und fogar Ariftoteles, welder doch ausdrüdlic 
vor der Kleinftaaterei warnt, hat dabei einen fo kurzen Mafftab, daß er noch ges! 
naue perfönlihe Belanntfhaft aller Bürger mit einander vorausfegt und forbert. 
Aber auch in jolden Stabt-Stanten war jenes abfolute Aufgehen des Einzelnen 
im Staat nur burdführbar, fo lange ber althellenifche Geift beftand, fo lange das 
Subjeft ohne alle Reflexion ſich der Subftanz des Nationalgeiftes, wie er fi in 
Religion, Sitte und Staat hergebrachtermaken äußerte und barftellte, unterwarf 
mit dem Gefühl, daß es nicht anders fein könne. 

Diefer althelleniſche Geift fing aber fehr früh an zu weichen; mit ber Er- 
weiterung des Geſichtskreiſes, der Bereicherung der Kultur ſchon nad dem erften 
Perferkrieg ging die Auflöfung der alten Unmittelbarfeit Hand in Hand, Es war 
bies eine natärlihe und nothwendige und nach vielen Seiten bin heilfame Be- 
wegung ; ber u. in die Reflerion war bier, wie überall und immer, bie 
Borbedingung höherer Geiftesentfaltung, und hätten bie Athenäer den Stanbpunlt 
der „Marathoniten“ nie überſchritten, das Höchſte, was fie in Wiſſenſchaft, Kunft 
und Staat geleiftet haben, wäre ungeleiftet geblieben. Aber nicht zu läugnen ift, 
daß bie negativen, auflöſenden, zerfegenden Wirkungen, welche alle Meflerion be- 
gleiten und nur durch höchſte und harmonische Anfpannung aller menſchlichen Kräfte 
in höherem Frieven zu überwinden find, bei den Hellenen ſehr früh, fehr ſcharf 
und ſehr einfeitig fi; geltend machten, und nicht zu verfennen ift, daß ber helle- 
nifche Nationalharakter die Emancipation von ber alten ftrengen Gebnndenheit in 
Glaube und Sitte nicht ohne ſchnelle Entfittlihung ertrug, was freilich mit der 
überans rafhen Bewegung der ganzen griechifchen Seficte von Knospe zu Blüthe 
und Berfall zufammenhängt. 

Die Periode der Sophiften 2) ift recht eigentlich jene Zeit, in welcher bie 


— — — — 


2, Quellen und Literatur der ganzen antifen Nechtöpbilojopbie find in dem unten erwähnten 
Wert von Hildebrand mit großer — zufammengeftellt. Vgl. auch die ſehr reichen 
Nachträge in Ueberwegs Grundriß d, Geſch. d. Pb. d. vorchriftl. Zeit. Berlin 1863. 
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erwachte Reflexion fich fragend, forfchend, zweifelnd, zerftörend an alles Hergebrachte 

in Religion und Sittlidkeit, in Recht und Staatswefen heranwagt; fie hat für bie 

Hellenen fo ziemlich die Bedeutung, welche die Aufklärung des vorigen Jahrhunderts 

für Frankreich und Deutjchland trug: in manchen Dingen ſchädlich, in mehrern 

nüglih, in allen nothwendig. Damals beruhigte ſich das helleniſche Denken nicht 

bei allem Hergebrachten mit dem Glauben, daß es nicht anders fein könne; man 

wagte, auch bei Gefeg und Net, wie bei Religion und Ethos, zu fragen, darüber 

zu ftreiten, ob Recht und Unrecht ewig dur die Natur gegeben, oder veränderliche, 

durch Willkür der Menfchen zerfegte Beftimmungen feien: man ftritt, ob fie pvası 

oder Feosı fein — eine Kontroverfe, welde in wechjelnden Formen von da ab 

die ganze hellenifh-römifche Philofophie durdzieht. Das Aufwerfen diefer Frage 

ift recht eigentlih der Anfang aller Rechtsphiloſophie 3): man forfcht, ob das Recht 

überhaupt innere, nothwendige Principien babe, und melde? Es ift nun aber 

charakteriſtiſch, daß die Hellenen gleich bei viefem erften Problem Ethos und Recht 

unterfheidungslos zufammenwerfen : das Rechte, das Gute, das Geſetz (TO ayator, ' 
ö vönog) von dem gefragt wird, ob es Feaeı oder pveas beftehe, ift nicht nur 
das Nechtsgefeg, fondern aud das Sittengefeg. Während nun die Konfervativen bie 

ewige Unantaftbarkeit des Sitten- und des Nechtögefeges als einer Orbnung ber 

Götter oder der Natur behaupteten, wiefen die Sophiften, mit ver Gewanbtheit und 

Bildung der Neuzeit ausgerüftet, nah, wie das Gitten- und Rechtsgeſetz keineswegs 

immer glei, fondern in verfchiedenen Bölfern und Zeiten fehr widerfprechend fei, 

anders bei den Barbaren, anders bei Hellenen, anders in Sparta, anders in Athen 

anders zur Zeit Homers ald vermalen, und fie zeigten, wie nad dem wechfelnden ı 
Bedürfniß und Nugen die Menfhen verſchiedene Satzungen erfunden. 

Anftatt nun einzufehen, daß die Idee des Rechts bei allen Völkern vorkomme, 
daß e8 in der Natur des Menihen begründet fei, Nechtsbildungen zu fchaffen, 
und daß nur die Formen, in welchen biefe Idee erfheint, je nach dem National« 
charakter und den natürlihen und zeitlihen Borausfegungen verſchieden, ja wider 
ſprechend fein künnen, verwerfen die Sophiften, weil fie die Formen ſchwanken und 
wechſeln fehen, bie’ ganze Idee des Rechts und des Guten: nad Willfür und Nugen, 
wie jedes Volk und jeve Zeit, dürfe auch jeder Einzelne fi vorfchreiben, was er 
für recht und unrecht halte, und barnadı handeln. Damit war die Gubjeftivität, 
welde fo lange ohne ein Recht auch nur der Frage ‚dem Objektiven, der fittlichen 
Subftanz in Recht und Sitte war unterworfen gehalten worden, plöglidh über jede 
Schranke hinaus, und. wenn anfangs bie Beflern unter ven Sophiften (Prodi— 
fo8, PBrotagoras) fi felbft wieder Schranken erbauten, fo zog doch fpäter 
die Mehrzahl (wie Gorgias und Hippias) in Theorie und Praxis alle Kon« 
ſequenz jener anarchiſchen Lehre. Mit Recht hat man bemerkt, daß auh Solra- 
tes, fofern er das Recht des freien, forfchenden GSubjelts gegenüber allem Her- 
fümmlichen vertrat, ganz auf dem Boden der Sophiften fand, nur daß er im 
Gegenfag zu dieſen die Freiheit des Subjefts dem Zweck des Guten unterorbnete 
und bie Reflerion nicht zur Zerftörung, fondern zur Erfenntniß und freiwilligen 
Defolgung des Sittengefeges angewendet wiſſen wollte. Es ift das Verdienſt He- 
geld, bie relative Berechtigung der fophiftiihen Aufklärung einerfeits und ander- 


3 Der Geſchichte der Ethik mehr ald der Nechtsphilofopbie N een an frühere Erfcheinuns 
en, wie die —— Spruchwelsheit der fog. fieben Wei | en, die pädagogiicepolitis 
hen Kehren der Bythagoräer und die geringen Spuren moralifchepolitifcher Theorieen bei - 
den jonifhen Naturpbilofophen Herafleito® und den Eleaten. 


Bluntfgli und Brater, Deutſches GStaats-MBörterbuß. VIII. 83 
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feit8 den Zufammenhang des Sokrates mit ihrer Richtung nachgewieſen zu haben; 
die Oppofition eines Ariftophanes gegen dieſe ganze Alles begrübelnde Philofophen- 
zunft hatte ihren guten fittlihen rund: die Konfervativen fühlten, daß in So— 
frates wie in feinen Gegnern der Haud einer neuen, dem alten Heidenthum 
tödtlihen Zeit wehe; nur darf man nicht fo weit gehen, die Berurtbeilung des 
Sokrates rechtfertigen zu wollen; fie war ein grober Anahronismus und traf 
gerade denjenigen unter den Zerftörern, der aud wieder aufbaute. Bezeichnend 
für den fonfervativen Liberalismus und die Geſetzestreue feines Lehrers find die 
Worte und Gefinnungen, melde ihm Platon in der Apologie beilegt. 

Bei Beurtheilung der Staatsphilofophie der beiden großen Schüler des So— 
frates, Platon und Ariftoteles, muß vor Allem der Einfluß der damaligen _ 
politifchen und der allgemeinen Kulturverhältniffe Griechenlands wohl in Anſchlag 
gebracht werden. Jener Zerfegungsproceß, jene Auflöfung des alten Ethos durch 
die ffeptifche zitgellofe Reflerion nahm einen erfchredend raſchen Fortgang : ber alte 
Glaube, die alte Ehrfurcht vor göttlichen, fittlichen, politifchen Gefegen war allge 
mein gefhwunden, und bei ven Allerwenigften hatte die Philofophie an die Stelle 
der zerftörten unmittelbaren Anfhauungen den Frieden einer höheren Erfenntniß 
und Gittlichfeit zu fegen vermodt. In politifher Hinfiht Auferte ſich dieſe Ent- 
artung in ver zügellofeften Ochlofratie, wie in Athen, oder in ber neuen bös- 
artigen jungen Tyrannis, wie auf Sicilien und andern Infeln. Schon feit langer 
Zeit hatten fi die ernften denkenden Männer in allen bellenifhen Städten mit 
Abſcheu von der verwilderten Demofratie abgewandt und im Anſchluß an das 
ftrenge doriſche Staats- und Sittenſyſtem mit feinen ariftofratifchen Idealen Halt 
und Hülfe gefudt. Freilich nicht das wirkliche Sparta jener Zeit, aber das Ipeal 
des doriſchen Staatswefens, weldes die Abforbirung der Perfon im Staat am 
weiteften getrieben hatte, mit feiner Abfperrung gegen das Ausland und deſſen 
Berführung, mit feinen gemeinfamen Bürgermahlen, mit feiner völligen Aufopferung 
von Familie, Geſellſchaft, Neichthum, Bildung, Kunft und Wiffenfchaft, mit feiner 
pothagorätfchen Staatspädagogif, das war es, mas Staatsmänner wie Nikias und 
Kimon praftifh, Denker wie Platon und Ariftoteles theoretifch hochhielten. Diefe 
Anlehnung an das doriſche Staatsideanl, das ja zum Theil auch in dem Staat 
Lykurgs realifirt war, muß man vor Augen haben, um zu begreifen, wie ein 
Platon zu den fonft unbegreiflichen Extremen feiner Staatsphilofophie gelangen 
fonnte, und zweitens muß man bie dem ganzen hellenifchen Nationalcarafter und 
weſentlich aud der hellenifhen Spekulation eigenthümliche Neiguug zum abftraften 
ſchematiſchen Konftruiren, zum fühnen, ja genialen, aber leichtfertigen Syftemati- 
firen in Anfchlag bringen, das Streben nadı Gedankenkonſequenz um jeden Preis. 
Daraus erflärt fich, daß Platon vor Allem den Gedanken, der feiner Piychologie, 
feiner Zerglieverung des Einzelmenfchen zu Grunde liegt, auch zum Princip feiner 
Lehre vom Staat und vom Necht erhebt, wie feine ganze Ethif darauf beruht. 
Bekannt ift das Gleichnif, in welchem er feine Piychologie ausmalt: wie der Wa- 
genlenter ein Zweigefpann, fol die Vernunft (ver voüg) die beiden Hälften der 
Menfcrenfeele, die männliche muthige und bie weibliche, begehrlidye in Unterorb- 
nung unter fi und in Harmonie mit einander halten. Und ganz wie bei dem 
Einzelmenfchen verhält es fich mit der Oefammtheit ver Menfchen, wie fie im 
Staat erfcheint: dieſe iſt nur der Menſch im Großen, ein befeeltes organijches 
Weſen mit einem Leib und einer Seele. 

Anftatt nun aber die Konfequenzen dieſer fruchtbaren Idee für die Gliederung 
ber ftaatlihen Gewalten und Funktionen zu ziehen, verwerthet fie Platon nur zur 
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Anwendung feiner Pſychologie auf den Staat: nämlich die drei Theile des menfch- 
lichen Geiftes, die weibliche, die männliche Seele und die Vernunft erfcheinen im 
Staat als drei Stände, ver Staat der Gewerbtreibenden, der Krieger und ber 
Weiſen; in der Unterorbnung und Harmonie diefer drei Stände beruht die Gefund- 
heit des Staats; die befte Regierungsform, die Ariftofratie, befteht in der Herr- 
ſchaft der Weifen über den leivenden Gehorfam der Gewerbtreibenden und den thä« 
figen der Krieger. Jeder Einzelne muß völlig einem dieſer Stände angehören und 
ganz darin aufgehen: alles Privatinterefje wird dadurch im Keim erftidt, daß der 
Staat Güter, Weiber und Kinder unter die Bürger vertheilt. Der Staat kontrol⸗ 
firt die Erziehung bis ins Mleinfte, aber er erzieht auch die Erwachſenen noch; er 
beftimmt die Tonarten der Lyra, er verbietet die Gefänge des Homers als zu leiden- 
Ihaftlih, er verbietet alle nahahmenven Künfte, Malerei, Blaftif, Drama. Und 
während von den Kriegern die Begabteften nad langjähriger Bildung zu den 
Weiſen auffteigen, bleibt die Kafte der Gewerkleute, nur den Bedürfniſſen ver 
höhern Stände dienend, als fteinerner Grundbau des Staates rechtlos in die Erbe 
vergraben — die Sklaven, die für den antifen Staat unentbehrlih find und 
alle förperlih mangelhaften Kinder werben in dieſe Kafte degradirt. — In einem 
fpätern Werk, den zwölf Büchern über Geſetze, mobificirt der Philoſoph, die Un- 
durchführbarkeit jenes Ipealftantes einfehend, die extremften Säte von der Weiber- 
und Gütergemeinfhaft und ftellt eine zwifchen Oligarchie und Demofratie vermit- 
telnde Verfaſſung auf, in welcher ftatt der idealen Herrfcher, ver Weifen, vie Gefege 
felbft regieren follen, welche. er deshalb fehr detaillirt ausführt, mit mander für 
bie hellenifche Rechtsauffaſſung charakteriſtiſchen Gigenthümlichkeit, namentlich mit 
ſtarker Bernadhläffigung des Privat- und ftarfem Uebergewicht des Strafredts. %) 
Einen fehr bedeutenden Fortfchritt in der Methode wie im Inhalt ver Lehre 
finden wir bei Ariftoteles, welcher, wie ftreng er den Grundgedanken feiner 
Sefammtphilofophie und die Einheit des Syſtems aud in biefem Gebiete feftbält, 
doch feiner Staatslehre eine großartige geſchichtlich-juriſtiſche Grundlage gegeben 
“ hatte, da er Sammlungen über nidyt weniger als 158 verfchievene Staaten in 


ihrer Verfaſſung und in ihrer Rechtsentwicklung angelegt und, in einem leiver ' 


"nicht erhaltenen Werte kritiſch verarbeitet hatte. Was aber den Inhalt feiner Lehre 
anlangt, jo erfcheint als fein größtes Berbienft die für alle Zeiten feftzuhaltende 
Auffaffung des Menfhen als eines feiner Natur nah nothwendig auf den Staat 
angelegten Weſens, eines [wow olırıxov; es ift nit nur eine äußere Nöthi— 
gung der Hülfsbevürftigfeit, wie bei Platon und dem meiften griechifchen, römiſchen 
und Kriftlihen Philofopheh, fondern eine innere Nothwenvigkeit, welde ven Men— 
hen zum Staate führt; Ariftoteles zuerft hat neben der allerdings auch beftehen- 
den realen vie ideale Baſis des Staats nachgewieſen, obne fie theokratiſch und 
transcendent zu entftellen. Da Xriftoteles im Staatswörterbuch bereits eine aus- 
führliche Darftellung erhalten bat, auf melde wir ausprüdlich verweifen, können 
wir und mit ber Betonung jenes erwähnten Punktes begnügen, welder für bie 
ganze fpätere Entwidlung, ja für unfere gegenwärtige rechtsphiloſophiſche Krifis 
von ber größten Wichtigkeit ift. 5) 

Der Berfall des gefammten übrigen Geifteslebens in Griechenland und vorab 


4) Ausgaben und Literatur f. bei Hildebrand 1. S. 98, 121, 175. Bol. den Art. Platon. 
€. Seller, der platonifhe Staat in f. Bedeut. f. d. Folgezeit in Sybels hiſtor. Zeitſchr. 1859. 


©. , 
8) Kit. f. bei Hildebrand S. 259 und Ueberweg ©. 115, 
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des Staates, welcher ſchon vor der Zeit von Platon und Ariſtoteles eingetreten 
war, ſpiegelt ſich auch alsbald in der Philoſophie und in der Abkehr von dem 
politiihen Leben, in weldem ver Grieche früher aufgegangen war. Die fenfuali- 
ftifch-m.aterielle Richtung der kyrenäiſchen Schule fegt fih in der epikuräi— 
ſch en fort und zieht fi vom Staat zurüd 6); er ift ohnehin nur eine durch Vertrag 
zum Zmed ver Sicherheit errichtete Anftalt, wobei man — es war bie Zeit des 
Untergangs der alten republifanifchen Formen — am bequemften einem Cinzigen 


die Sorge und Laft der Herrſchaft überläßt. Auch die entftehende ftoifhe Schule 7) 


welche ſich vielfach der früheren kyniſchen anſchließt, betrachtet den Staat nicht 
mehr von dem, dem gefunden Leben der Antife eigenthümlichen Standpunkt bes 
Nationalftaats: der das Subjeft ftarf hervorhebende Pantheismus dieſer Lehre führt 
zu der Annahme einer großen, alle Individuen als folde umfchließenden Gemein- 
fchaft im Kosmos. Die Menſchen follen dem Gefeß der Natur entfprechend leben 
(naturs convenienter vivere, ein Sat, an welchen fpäter das fogenannte Naturrecht 
anfnüpfte, alfo mit phufifch-ethifchem, nicht mit juriftiihenm Ausgangspunfte); es 
treibt nun aber die Natur die Menfchen, ja alle ver Weltfeele theilhaften Weſen, 
alfo auch die Götter, zur Gemeinfchaft, und wer fid in Bezug auf dieſe Gemein- 
haft richtig verhält, der ift gerecht; bie Gerechtigkeit der Menfchen unter einander 
ift.die fittlich-politifchejuriftifche, die der Menfchen gegen die Götter die Frömmig— 
keit. Wie im Weltall die Weltfeele, fo ift im Staat die Seele des Staats Alles 
zufammenhaltend, beherrſchend; dieſe Seele des Staats aber ift das 
efeß. 

Belanntlich wurbe tie Stoa fpäter die Lieblingslehre in dem zur Weltherr- 
herrſchaft emporgeftiegenen Rom; und wie das römifche Weltreich zulegt alle Na- 
tionalitäten, aud) die eigne, in einen Univerfalftant auflöste, jo war auch bie 
Staatslehre der ftoifchen Philofophie kosmopolitiſch, nicht mehr national-politifch. 

„Eine Einheit ift die Welt, und alle Menſchen find Bürger berjelben; wir 
Ale find Mitbürger des Kosmos, jenes großen Staats des Zeus, welcher in ber 
Gemeinſchaft aller Götter und Menſchen wie Söhne Eines Haufes, wie Brüder, ein- 
ander lieben und eher Unrecht leiden als Unrecht thun.“ 9) Man fieht, wie leicht dieſe 
Säge, in der Stoa die Konfequenzen eines auf die Ethik angewandten Pantheis- 
mus, mit wenigen Mopifitationen fich den chriftlichen Ideen affimiliren ließen, und 
da nun — eine wichtige Thatfache, auf melde unfers Wifjens zuerft Karl Prantl 
aufmerfjam gemacht hat — die Stoa den ganzen Bildungsbetrieb, das Schulmefen, 


6) Lit. bei Ueberweg ©. 136 f. 

7) Kit. bei Ueberweg ©. 123 f. 

8) Die Hauprftellen diefer für den ganzen Bildungsgang des Mittelalters und die Ueber— 
mittlung antifen Etoffs in jcholaftiihe Kormen ſehr wichtigen Lehren find Plut de Stoicor. 
repvgn. 9 (Xgüoınnog keys) our Torır eigeir 177g denwnoieng all ugxıv, ovdt alkır 
rertou n an du vov Jvog zul 37 dr ng omg pVoewg. — Muson, bei Siob. Serm 40, 9. 
voulseı lives moklıns ung vov Arog nökewg. — Scneca de otio cap, 31. duas respublicas — 
alleram magnam ei vere publicam, qua Dii atque homines continentur — alteram cui 
nos adseripsit conditio nascendi. Cicero de fin 111 30. (Chrysippus dicit.) quoniam ea 
nalnra esset hominis, ul cum genere humano quasi jus civile intercederet, qui id con- 
servaret, eum justum, qui migrarel, injustum fore — 19 — mundum censent regi nu- 
mine Deorum eumque esse quasi communem urbem et civitatem hominum et Deorum 
ei unumquemque nostrum partem esse hujus mundi: ex quo illud consequi, ut com- 
munem utilitatem nostræ anteponamas Marc. Aurel IV. 4. el xoıwög 6 Aoyus, zul D vouog 
xotrõc elzoven, molira Fouer el roiro, nolıreluurög vırog nerkgouer el Tovro, 6 x00uog wsarsi 
?orlv. I. 11, ardgwnor nohlıny orı« nökewg 775 drwrarng ng al Aoımaı moheıg wgneg mokıg 
olxlaı slow, 
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die Technik der Erziehung der Kaiſerzeit von Auguftus bis auf Honorius mit ihren | 
Formen und Anfchauungen beherrfchte, fo haben dieſe ftoifchen Auffaffungen mit 
chriſtlichen Elementen verfegt bis tief ins Mittelalter nachgewirkt. Die civitas Dei bei 
Auguftinus, der ja ebenfalls durch vie ftoifche Bildung durchgegangen war, hat jo 
manchen Zug von der ftoifchen srölıg Auög. 

Auch darin zeigt die Stoa eine ftarfe Entfernung von der Gefühlsweife des 
antifen Lebens in feiner Blüthezeit, daß fie dem „Weifen”, d. b. eben dem ftoifchen 
Idealweſen abräth, fih um den Staat zu fümmern; fchwerlich wird der Weife einen 
Staat finden, in dem er mit Befriedigung wirken fann, wie denn überhaupt das 
politifche Leben allzufehr von der theoretifchen Muße abziehe. 

Eine früher lebhaft erörterte Kontroverfe, ob und inwiefern die Stoa auf das 
römiſche Recht Einfluß gehabt, ift eine bei dem heutigen Grab der Kenntniß nnd 
bei der Tiefe der hiftorifchen Auffaffung jener Philofophie und biefes Rechtes gar 
nicht mehr aufzuwerfende Frage. Es war die Schule der franzöfifchen Juriften 
(Eujacius), welche in dem fehr löblichen Beftreben, auch das übrige Geiftesleben 
der Römer heranzuziehen, zur Erflärung ihres Rechtes das Verhältniß desfelben zur 
Stoa zuerft unterfuchten und fonderbarer Weife einen ftarfen materiellen Einfluß 
diefer Lehre auf ven Inhalt dieſes Rechts annahmen. Wir willen aber jest, daß 
dieſes Recht ganz aus dem eigenften Volksleben und durch das eigenfte Talent ber 
Nömer erwachfen und fortgebilvet ift, daß es gerade in ber Abkehr von aller dok— 
trinären Schulweisheit, in der durch und durch praftifchen Lebensweisheit feinen 
Hauptvorzug hat und daß es einem römifchen Juriften nie einfallen konnte, irgend- | 
welcher Bhilofophie irgendwelchen Einfluß auf den Inhalt feiner eigentlichen Rechts— 
gedanken zu vergönnen. Allerdings ift viel Stoifches im Corpus juris, aber ledig— 
lich in den allgemeinen Definitionen, in dem gelehrten Apparat, in ethifchen Sentenzen; 
es beruft fich wohl auch einmal ein Jurift auf eine ftoifche Autorität, des gelehrten An - 
ftandes wegen, aber diefe philofophifchen Sentenzen find für Leben und Entwidlung 
der Rechtsinftitute felbft völlig einflußlos gewejen. Es wurde von den Römern wie 
die ganze bellenifche Bildung, fo auch die Philofophie und damit die Mechts- und 
Staatstheorie ohne Weiteres, d. h. ohne innere Aneignung und ohne lebenbige 
Uebertragung und Weiterbildung, vielmehr ganz äußerlich nach Italien hereinge- 
ſchleppt, etwa wie man bie erbeuteten QTempelftatuen auf dem Kapitol aufftellte, 
und oft mit ſehr wenig Verſtändniß, wohl eder übel, wie es eben paßte oder nicht 
paßte, mit dem Altheimifchen in Verbindung gebracht. Am allerwenigften nun paß- 
ten die ftoifchen Definitionen zu dem römifchen Nechtsmaterial, und man kann 
tühnlich fagen, was im Corpus juris juriftifch, ift nicht ftoifch, und was ftoifch, 
nicht juriftifch. 9) 

So ift denn von eigentlicher Nechtsphilofophie bei den Nömern feine Rede; 
ihre fogenannten Philofophen, beſonders Cicero (f. d. Art.), haben die Philofophie 
von den Hellenen wie ene fremde Sprache gelernt, ohne fie weiter zu veränder 
und ohne damit in dem römifchen Rechtsmaterial zu arbeiten. Die ganze Begabung 


9) 3. B. die Definitionen von Recht, Gerechtigkeit und Rechtswiſſenſchaft bei Ulpian fr. 1. 
11. Dig. de justitia et jure 1. 1. jus nalurale est quod nalura omnia animalia docuit — 
hine discendit maris atque femine conjunctio — hinc liberorum procreatio, hinc edu- 
catio — aus floiihem Panıbeitmus, fr, 10. pr. D. 1. c. justilia est constans et perpetua 
voluntas jus suum cuique tribuendi , was an die Definuion des Ariftoteles, des Cicero und 
der Stoa gemabnt, ferner $. 2 eod. jurisprudentia est divinarum atque humanarum rerum 
scienlia, unpaflend genug wörtlich von Eicero’s Definition der Philofoppie (sapientia Cic, de 
officiis I, 43. 163) auf die Rechtswiſſenſchaft übertragen ır. 
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der Römer lag weit ab von ſpekulativen Theoremen. Aber freilich, eine — wenn man 
ſo ſagen dürfte — unbewußte Philoſophie des Rechts waltet in der Geiſtesarbeit 
der römifchen Juriſten, wie fie nie wieder erreicht worden. Das eminente Talent! 
bes römifchen Nationalgeiftes für das Necht äußert fich nicht nur in ber ſcharf— 
finnigen Aufftelung und feinen Abgrenzung der Nechtsbegriffe und den virtuojen 
Sclußfolgerungen aus denfelben, „dem Rechnen mit Rechtsbegriffen“, — groß- 
artiger noch offenbart ſich der Inftinkt für das tieffte Weſen des Rechts im ber 
ganzen Fortbildung vesjelben durd) das prätorifche Edikt und die Jurisprudentes: 
die allmälige, leife Umbilvdung der alten und veraltenden Nechtönormen nach dem 
Bedürfniß des fortfchreitenden Lebens, die fonfervative und doch zugleich fördernde 
Behandlung des Beſtehenden, die Scheu vor haftiger, oftmaliger Gefegesänderung 
und das Beftreben, mit möglichfter Schonung der alten Formen dem neuen Inhalt: 
des Lebens gerecht zu werden — dieſe Züge find es, welde die Römer zu dem, 
eigentlichen Juriftenvolf in der Weltgefchichte gemacht baden. Und wenn die viele 
hundert Sabre fortgefegte Geiftesarbeit der römijchen Juriften allmälig die ftarren 
fpecifiich römifchen Härten ihres Rechts abfchliffen und dasfelbe, im Zufammenhang 
mit der allmälig erwachjenen Univerfalfultur ihres Weltreich8, zu einem jus gen- 
tium im höchſten Sinn gemacht haben, d. h. zu einem Recht, weldyes in vielen 
Dingen bleibende Rechtswahrheiten offenbart hat, die alle Bölfer und Zeiten brau- 
chen fünnen und müſſen, weil fie in der That nichts Andres find als die ausge— 
fprochne Logik von allgemein menschlichen Verhältniſſen — namentlich im Obliga=) 
tionenrecht und in der allgemeinen Nechtslehre —, fo dürfen wir doch nicht vergeflen, 
daß es gerade hiezu jenes fpecififchejuriftiichen Talents bedurfte, weldyes eben 
nationalsrömifch war; nur die Römer konnten ihr römiſches Recht zu einem Unis 
verfalrecht heranbilden. Es hat, wie das Chriftenthum, die Welt erobert und ift 
wie die ganze antife Kultur und als ein Stüd verjelben mit Zug und Recht auch 
in unfre mittelalterliche und moderne Bildung übergegangen; aber freilich aud) 
diefer Theil nur fofern mit Fug wie das Ganze, d. h. fofern es unfrem Leben zu 
affimiliven ift; wir fommen unten darauf zurüd. 

Zu ver hellenifchen Philofophie und dem römischen Recht treten nun die chrift- 
lichen Ideen (f. d. Art. Chriſtenthum) als weitere für die Geſchichte der ethifchen, 
politifchen nnd juriftifchen Auffafiungen einflußreiche Elemente hinzu. Der Einfluß 
iderfelben auf die Nechtsphilofophie war zunächſt entſchieden ungünftig: er fteigerte 
das Grundgebrechen derſelben aufs Aeußerfte, d. h. die Berquidung von Recht und 
Ethos, das Uebergewicht des Innerlich-Sittlihen gegenüber dem Aeußerlich- und 
Eigentlich" Juriftifchen. Wir haben im Eingang hervorgehoben, wie im Princip zwi- 
fchen Ethos und Recht felbftverftändlich Fein Gegenfag beftehen kann — find 
fie doch beide Erfcheinungsformen einer einzigen Kraft — mie aber allerdings trog 
ihres engen Zufammenhangs ein jehr beftinmmter Unterfchied befteht, deſſen Ber- 
wifchung für beide Gebiete höchſt unglüdlich wirkt. Wird das Gebiet der innern 
Vreiheit, des Ethos, vom Necht offupirt, werden die religiöfen und fittlichen Vor— 
fchriften äußerlich in juriftifcher Weife gefaßt, fo geht vie religiöfe und fittliche 
Wahrheit zu Grunde, eine Formenheiligkeit, eine Scheinfittlichkeit, unfrei und un— 
wahr, tritt an ihre Stelle; dies zeigt die Gefchichte in allen Fällen, wo der Staat 
oder eine andre äußere Gewalt mit Zwangsmaßregein Glaube, Neligiofität, Sitt- 
lichkeit fommandiren will; kommandiren und erzwingen lafjen fid) in diefen Ge- 
bieten des freien innern Seelenlebeng nur Formen, Formeln und Schein. Wenn 
aber umgefehrt das Recht ethifirt wird, went Religion und Moral den Staat und 
das Rechtsweſen beherrſchen oder gar erfegen wollen, dann entftehen jene miß- 
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gebornen Syfteme, welche dem Mann feine höchfte und gefundefte Thätigkeit, die 
im Staatsleben, lähmen und verleiden- wollen, welche kranke Schwärmerei und Heu- 
chelei an die Stelle frijcher Thätigkeit und offner Kraft ſetzen; unmännliche, un- 
wahre, ungefunde Bildungen erfcheinen überall, wo man Staat und Recht durch 
Religion und Moral erjegen will, Das einzig Normale und Gefunte ift auch 
bier das Unterfcheiden des Berfchiedenen. 

Die Geſchichte der Rechtsphilofophie zeigt nun aber, daß man erft fpät Recht 
und Ethos aus einander zu halten lernte. Bei den Hellenen finden wir den fchärf- 
ften Widerfpruch zwiſchen ihrer Theorie und Praris: beide konfundiren Ethos und 
Recht; aber während in ihrem praftifchen Leben der Staat das Ethos abforbitte, 
auch die fittlichereligiöfen Normen vorfchrieb und ein freies Individualleben neben 
fid) faum duldete, war umgekehrt die Rechts- und Staatslehre ganz ethiſch. Man 
bat mit Recht bemerkt 10), daß der heilenijche Sprachſchatz nicht einmal ein Wort für | 
. Recht jus, hat, fondern ethifchereligiöfe VBorftellungen mit ven Worten Yenuıg, Örxaıo- 
duivn, veusdig ıc. verbindet, und wir haben gefehen, wie von ven Pythagoräern 
bis auf Ariftoteles das Pädagogiſche im Staat, das Sittliche im Rechtsbegriff über- 
wiegt. Dei den Römern war das Nechtsleben frei und reich entwidelt, aber es fehlt | 
an jeder Rechtsphilofophie; ihre Juriften ſcheuen fogar im pofitiven Recht bie allge 
meinen Definitionen. 

Und nun traten bie chriftlichen Ideen von vornherein in ftarfer Abneigung 
gegen den Staat, der ja heiduifch und verberbt war, in die Welt: ihr Neich war 
nicht von diefer Welt. Der Chrift hat feine wahre Heimat nicht auf diefer, durch 
den Sündenfall verdorbenen Erde, fondern im SJenfeits; er fol vor Allem feine 
unfterbliche Seele durch Frömmigkeit, Glauben und Sittlichkeit retten, und ſich nur 
jo viel ald unumgänglich nothwendig um den Staat kümmern. Bekanntlich erwar- 
teten die Chriften der erften Jahrhunderte ohnehin den baldigen Untergang der Welt, 
und fie vermieden möglichft die Berührung mit dem heidniſchen und fünphaften 
Staatsleben. Die Moral, vie religiöfe Moral trat, alles Andere verbrängend, in 
den Vordergrund, der Staat ift Nebenfache, ja er ift nichts als ein nothwendiges 
Uebel. Wäre nicht durch den Sündenfall die menfchliche Natur verborben,, fo gäbe 
es feinen Mord und Todtfchlag, feinen Streit um Mein und Dein, aljo bebürfte 
man auch nicht des Staates und Rechts, Durch den Teufel ift vie Sünde, mit oder 
doc wegen der Sünde find Staat und Recht in bie Welt gefommen — im Para- 
biefe gab es weder König noch Richter — und mit der fündhaften Welt, mit dem 
Teufel (simul cum diabolo) werden Staat und Recht wieder verfchwinden, im 
Himmel bevarf man ihrer nicht. Und die lex temporalis hat nur fo viel Ger 
rechtes und Gefegmäßiges, als fie aus der lex aeterna entlehnt. 

So lehrt der heilige Auguftinus 11), und feine Lehre ift nur Tonfequent; 
von der alten Weisheit des Stagiriten, daß der Menſch von feiner (idealen) Natur 
ber zum Staat geführt werde, daß diefer, wie Neligion und Moral, nicht ein noth- 
wenbiges Uebel, fondern ein nothwendiges Gut fei, war man zur gegenfeitigen Auffaffung 
gelangt. Und dieſe weltflüchtige, den Staat und das Recht vernachläffigende Auffaffung 
beherrſcht die ganze fpecififch chriftliche Philofophie. Die Scholaftik konfundirt Recht und 
Ethos in dem Sinne, daß der Gerechte (der dıxaiog der Bibel) eben der durch die Erlö— 
fung von der Sünde Befreite ift; unzähligemale wiederholt fie, wie ver Menſch, fo lang 
feine Natur nicht vom Teufel verdorben war, Recht und Staat nicht kannte und brauchte, 


10) Prantl im Artikel Ariftoteles. 
11) 354—430; de civitate. Vgl. Huber, Philof. d. Kirchenväter. 
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und wie auch dermalen alles Recht auf vie religidfe Moral, auf die zehn Gebote, 
zurüdzuführen fei; die Principien der Moral find auch die des Rechts, und nur 
darin gehen die verfchievenen Philofophen und ihre Parteien aus einander, daß bie 
Einen tie Erkenntniß diefer Principien mehr der göttlichen Offenbarung, die Andern 
mehr der natürlichen Vernunft des Menfchen zuweijen; auch fehlt es nicht an Ber- 
fuchen, die lex divina (dad Sitten- und Neligionsgefeg der mofaifch-chriftlichen 
Offenbarung) von der lex -naturalis (der auch den Heiden innewohnenden Stimme 
moralifchjuriftifcher Ordnungen, fo beſonders ver tolerante und liberale Abälard 12) 
zu unterſcheiden, wobei ung im Einzelnen merfwürbige Schattirungen begegnen 13). Ge 
meinfam aber ift dieſer ganzen Geiftesrichtung, die in Thomas von Aquin 
(1225— 74) ihren Abſchluß findet, die Hintanfegung von Staat und Recht und bie 
Berfärbung derfelben durch die religiöfe Moral. 

Die Oppofition gegen diefe Auffaffung, welche bei ven gefchichtlichen Zuftänden 
des Mittelalters natürlich zur vollen Herrfchaft der Kirche, als der Trägerin ber . 
religiöfen Moral, über den Staat führen mußte, der einfach zu dem Büttel jener 
Seelenbeherrfherin erniedrigt wurde — wie denn der Kaifer feine ideale Berechti⸗ 
gung nur ald Bogt der Kirche hat und die Ausftoßung aus der kirchlichen Gemein- 
fchaft die Reichsacht nach ſich zieht — bereitet ſich allmälig in ber Zeit vor, da 
der Staat, mit Hülfe der nicht mehr ausfchlieglich in der Geiftlichkeit lebenden, 
fondern nachgerade auch von Laien gepflegten Wiſſenſchaft und allgemeinern Bil- 
dung, namentlich im Anfchluß an bie erwachende antike Kultur und römifche- Rechts» 
funde, nach und nach mit befferem Erfolg feine Emancipation von der Kirche an- 
frebte. Die Kämpfe der Salier und Staufer gegen das Papftthum endeten zwar 
äußerlich mit dem Erliegen ver weltlichen Macht, aber fie hatten doch in zahlreichen 
Köpfen den Zweifel an die Berechtigung der Kirchenherrfchaft erwedt, und es ift fehr 
merkwürdig, in den Streitfchriften jener Zeit von den Ghibellinen Ariftoteles und | 
die Pandelten zu Hülfe gerufen zu finden wider die päpftlichen Dekretalen. Nicht 
von den Philofophen und nicht aus theoretifchen Gründen, ſondern von ben 
Staatsmännern und PBarteifchriftftelern und aus dem praftifchen Bebürfniß ver 
Beitfämpfe heraus erwuchs allmälig die Kraft des Widerſpruchs gegen vie religiös“ 
moralifche Abforbtion von Staat und Recht; man opponirte zuerft um ber prafti- 
hen Ronfequenzen jener Principien willen, und Dante (f. d. Art.) und Occam, 
die tapfern politifhen Parteigänger der Kaifer Heinrich von Luremburg und Ludwig 
von Bayern, find es, welche, aus praftifch-politifchen Gründen, die Ueberorbnung 
bes Papftes über das weltliche Schwert und die ganze Anfchauungsweife, auf welche 
man dieſe zurüdgeführt, zuerft mit Erfolg angriffen, aber natürlich in voller und 
und eifrig hervorgehobner Uebereinftimmung mit dem Dogma. Und wenn zwei- 
hundert Jahre fpäter Nicold Mackhiavelli (1469— 1527) mit vollem Be- 
wußtjein und rüdfihtslofer Schärfe die Moral politifchen Zweden unterorbnet, 
wenn er in feinem glühenden Verlangen, Italien von den vielen Meinen Dynaften 
und ihren Fehden befreit zu fehen, eine abfolutiftifche Diktatur fordert, welche mit 
allen Mitteln, auch mit unfittlichen, mit Gewalt und Arglift, das Politifch-Gebotene 
durchführt, fo erklärt fich dieß einmal aus feinen gefchichtlichen VBorausfegungen, 
aus der Zeit der Borgia und Mediceer, und aus der den Romanen und vorab 
ben Italienern eignen Gabe, rüdfichtslos, ohne zweifelnde Bedenken, dem Zug ein- 


12) 1079—1142 ; theologia christ. ; ethica. 
”) 6. Schofaftif, Geſchichte der ſchoiaſtiſchen Philofophie, 1862, 
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mal bewegter Leidenfchaft zum Ziel zu folgen 14), Dann aber ift es auch ein — 
freilich gleichfall® ertremer — Rückſchlag gegen die Unterjochung von Staat und 
Recht durch die Kirchenmoral. Hier wird die Emancipation des Staatsweſens bis 
zur Ignorirung der ethifchen Normen und der Aufopferung der Sittlichleit um ber 
politifchen Zwede willen gefteigert. Die Beranlaffungen aber hiezu find wieder 
praftifchspolitifch: die Wunden des zerriffenen Italiens und das politifche Bedürf— 
niß ihrer Heilung. Macchiavelli gehört bereits jenem Zeitalter der Reforma— 
tion an, welches die fchon feit Ende bes breizehnten Jahrhunderts beginnende und 
das vierzehnte und fünfzehnte durchzuckende Bewegung unter den heftigften Er- 
fhütterungen zum Ziele führt und vie fcholaftifche Auffaffung von Recht und 
Staat und beren Berhältnig zu Moral und Kirche principiel und für immer 
überwinbet. 

Und auch jenesmal find es nicht etwa die Schulphilofophen gewefen, welche 
von der Theorie her zu biefen Hortfchritten gelangt wären; fonbern die gewaltigen 
Kämpfe des fechszehnten und fiebzehnten Jahrhunderts, welche in Deutfchland, 
England, der Schweiz und Franfreich zu den größten Veränderungen in Kirchen- 
und Staatsverfaſſung führten, alfo abermals die praftifch-politifchen Bewegungen 
der Gefchichte, erregten in unzähligen Herzen und Köpfen das Bedürfniß, bei einer 
ganzen Reihe von Fragen über das Verhältniß von Staat und Kirche, Recht und 
Religion, dann über die Freiheit des innern und die Rechte des äußern Lebens, 
ver Staatsbürger gegenüber der Negierung, fich nicht bei den traditionellen Be— 
antwortungen zu begnügen, fondern felbft forſchend, felbft unterfuchend zu neuen 
Ergebniffen durchzudringen; e8 find eben die großen Zeitfragen, deren verfchiedene 
Auffaffungen auf allen Sclachtfelvern Europa’8 damals ausgefochten wurden, 
welche in Deutichland und den Niederlanden, in England und Frankreich, ja auch 
in Italien und Spanien fo viele Geifter ergriffen, daß eine ganz außerordentlich 
reihe ftants- und rechtsphilofophijche Literatur in umfangreichen, langathmigen 
Spyftemen wie in feinen Flugblättern und GStreitfchriften die anderthalb hundert 
Jahre von dem erften Auftreten der Neformatoren bis zu den legten Nachwir- 
kungen des breißigjährigen Krieges erfüllt. Die Hauptrichtungen und wichtigften 
Parteigruppen diefer Literatur müffen hier wenigftens angedeutet werben. 

Bei den NReformatoren felbft, zunächft bei Luther und Melanktbon, ı 
findet fi) von eigentlicher Nechtsphilofophie fehr wenig; fie ftehen auch in ber 
Ethik ganz auf dem Boden der herfümmlichen Anfchanungen über die lex divina, 
naturalis und positiva. Nur die Frage nad) Recht und Pflicht des Fürften gegen- 
über der wahren Glaubenslehre drängt ſich ihnen aus praftifchen Gründen ſehr 
lebhaft auf, und Melanchthon legt dem Herrfcher die Verpflichtung auf, von Amts- 
wegen für die Reinheit der Lehre zu wachen und gegen Irrthümer einzufchreiten ; 
eine Auffaffung, welche zwar bei der Umnentbehrlichkeit ter Fürftenhülfe für bie 
junge Lehre ſehr erflärlich, aber auch eine fehr zweifchneidige Waffe war, weshalb 
Melanchthon, inkonfequent genug, der proteftantifchen Bevölkerung ein Recht | 
des Widerftandes gegen einen fatholifirenden Fürften einzuräumen wicht anfteht. 

Einzelne Freunde und Schüler der Reformatoren aber gehen bereits in ber 
Theorie und in den praftifchen Folgerungen aus verfelben fehr fühn in dem Geift 
ber neuen Zeit vor; fo Hubert Yanguet (1518—81), ber im Intereſſe ver 


14, Pal, den a Essay von Macaulay in Edinborough Review v. 1839 mit Ger: 
vinus in den hiſtor. Schilften und |. oben Art, Macchiavelli. 
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Gewiſſensfreiheit ganz umverholen die Volksſouveränetät zunächſt proklamirt 15), 
wie dies gleichzeitig auch von Hotomanus 16) in Frankreich, von Georg 
Buchanan 17) in Schottland geſchieht, während Hemming 18), Melanchthons 
Schüler, viel entſchiedener als dieſer mit der mittelalterlichen Lehre bricht, der im 
Gebiet des Rechts der menfchlichen Vernunft, trog der Berbunflung durch 
den Sündenfall, genügende Erfenntnißfraft beilegt, ohne die Borfchriften 
der Offenbarung auszufommen, fogar das Recht, die letztere zu prüfen, 
ob fie mit der Natur und ver Bernunft übereinftimme, eine Prüfung, 
welche freilich mit einem beipflichtenden Ergeb ß ſchließt. Neben ſolchen Fort— 
hritten finden fih au unter den Anhängern over Reformation noch zahlreiche 
Männer des GStilftands , die auf dem Gebiı der Staatsphilofophie den alten 
Standpunkt faft unverändert fefthalten, wie Oſondorp 19); ferner bewirkte bie 
damalige neue und hohe Blüthe ver griedhifch-römifchen Philologie bei ven Pflegern 
und Freunden dieſer Wiffenfchaft eine ftarke Hinneigung auch zu den Staatsideen 
der Antike; in Platon und Ariftoteles, wie aus ven Berfafjungen von Athen, 
Sparta und Rom glaubte man die für alle Zeiten und Völker muftergiltigen 
Staatsprincipien zu befigen, und die Franzofen Hotomanus, Bodinus 20), 
Eharron (1541—1603), Gaſſendi (1592—1655), die Engländer Moru 8 21), 
Sidney (f. d. Art.), der Staliener Biccolomini (1604) und iche Andere, 
weniger befannte Namens, erneuern, mit wenigen chriftlichen Mopifitationen, vie 
Lehren der alten hellenifchen und römifchen Philofophie, worin doch nicht blos 
die harmloſe Liebhaberei von umpraktifchen Gelehrten ſich ausſprach — Morus 
und Sidney find für ihre Ueberzeugungen geftorben —, fondern wenigftens info- 
fern auch der Geift der neuen Zeit, als dieſe Auffaflungen von der Wichtigkeit 
und Bollgewalt des Staats dem mittelalterlichefirhlihen Standpunlt fehr ent 
zegengefegt waren. Diefer alte Standpunkt wurde num gleichzeitig mit neuen Waffen 
aufs grimmigfte vertheivigt von der jefuitifhen Schule, deren Hauptaufgabe 
ja die Miffion gegen die Keter bildete: Dominicus de Soto 2), Fernando 
Basquez 2), Bellarmin (f.d. Art), Molina A), Suarez, Mariana 
(f. d. Art.) find die bervorragenbften Namen einer Richtung, welde oft mit großem 
Aufwand von Gelehrſamkeit und Geift, befonvers auch mit geſchickter Benugung 
der zeitbeliebten Lehren von dem Sociatitätöprincip und der Volfsfonveränität, alfo 
gerade mit den Waffen der Gegner, die alte unhaltbare Sache zu halten unter- 
nimmt und dabet — namentlich die beiden Lestgenannten — fein Mittel, das zu 
dem heiligen Zwede dient, verihmäht, ja den Mord eines kegerifhen Fürſten ge— 
radezu als Pflicht aufftellt, fo daß die Kirche dieſe Ultra’s zulett felbft officiell 
verleugnen mußte, nachdem ſchon lange nicht blos die Staatsbehörden ihre Bücher 
durch Henkershand verbrannt, fondern auch tiefereligiöfe Gemüther wie Pascal 2) 


15) Junius Brutus, vindicis contra tyrannos, sive de legitima potestate principis 
in populum et populi in principem, 1689; neue Ausgabe von Treitichfe, 1846, 
16) 1532-1590; Franco gallia Monarchomache. 
17) 1506—1585; dialogus de jure regni apud Scolos, 
18) 1513—1600 ; de lege nat. apodiclica melh. 
19) 1480—1564; jur nat. gent. et civ. eisagoge. 
29) 1529—1596; six livres de la republique. 
2!) 1480—1535 ; de oplimo rei public» statu deqne nova insula Utopia, 
23) 1494—1560; libri decem de justitia et jure, 
23) 1566; controversim. 
Pr 1535—1600; de justit. et jure. 
25) 1623—1662;; letires à un provincial. » 
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fi mit aller Kraft des Ernſtes und des Wiges genen folhen Mißbrauch der Ne 
ligion erhoben hatten. 

Daneben ſteht nun bie Reihe der zum Theil fehr beveutfamen engli— 
fhen Staatsphilofophen, welche allerdings meiftens von ben beſonderen ihr Infel- 
rei bewegenden Fragen ausgehen, aber gleihwohl ſchon deshqlb von allgemeiner 
Wichtigkeit find, weil die Kämpfe, welche Stagt und Kirche von England erfhüt- 
terten, eben felbft mit der allgemeinen religiös-politifchen Bewegung des fechszehnten 
und fiebzehnten Jahrhunderts im engſten Zufammenhang ftanden. Auch unter dielen . 
Männern finden ſich harmloſe philologiihe Schwärmer, welde die wieder auf- 
lebende Antike, welche die Staatslehren von Platon und Xriftoteles ohne Weiteres 
als aud für ihre Zeit geltende Mufter betrachten. Dieß gilt niht nur von Mo— 
rus und Sidney, aud der fonft äußerſt realiftifhe Bako von Berulam (f. d. 
Art.), der in Acht englifchepraftifhem Sinn den Nuten als Princip des Staates 
faßt, lehnt fi wenigftens darin an Platon, daß er ven Staat auf die Ethik, 
diefe aber auf die Piychologie gründet. In dem großen Kampfe um bie Rechte ver 
Krone und des Volks findet der Abfolutismus einen geiftoollen Kämpen an 
Hobbes (f. d. Art.), welcher konfequent jeder Regierung, alfo aud der republifa- 
niſchen, abfolute Unantaftbarkeit beilegt und deshalb dem König, deſſen Sade er! 
mit jo großer Kraft verfocht, verbächtigt wird, während Andere, wie Salmafius %) 
und Filmer 27) die Unbefchränftheit des Monarhen aus der Bibel bewiefen; 
legterer in jeinem berüchtigten Patriarhen (1665) behauptet bie Identität ber 
fönigliden mit ver väterlichen Gewalt, und zeigt, daß Gott die abfolute Monardie 
Thon mit Adam im Paradiefe eingefest. Gegen Salmafius wendet ih Milton 
(f. d. Art.) 28) mit fiegreicher Begeifterung für Wahrheit, Sittlichfeit und Freiheit, 
und Filmers Patriarchenlehre wird von Locke (f. d. Art.) mit einem uns heut- 
zutage ſehr überflüffig erjcheinenden Aufwand von Gelehrfamteit und mehr. nod) 
von feinem ſcharf eindringenden Berftand niedergeworfen. Zugleich wird das So— 
cialitätsprincip, wie e8 von den deutſchen und holländifchen Staatsphilofophen damals 
als Grundlage des Rehtsverbandes aufgeftellt war (f. die Art. Hugo Grotius, Spi- 
noza, Hobbes,) von Rihard Cumberlanp 29) in fehr beacdtenswerther 
Weife piychologifh begründet — der Dual von Selbſtſucht und Gefelligkeitstrieb 
foll in einer höheren Auffafjung ver erftern verfhwinden — nnd an feinen Na- 
men fließt fich die Schule ver fogenannten englifhen Moraliften (Shaf- 
tesbury 9), Wollaftoni), Elarte 3%), Huthefon #), Home), Fer- 
gufon®), Adam Smith (f. d. Art.), welde für die Geſchichte der Ethik 
wichtiger, aber auch für die Entwidlung der Rechts- und Staatsprincipien von 
Einfluß waren. 

Im Zufammenhang mit diefer Richtung, obwohl vielfadh aud im Gegenfag 
zu berfelben, fteht David Hume 3); fein nüchterner Skepticismus verwirft die - 


26) 1588—1653; defensio pro rege Carolo 1. 

37) 1680; patriarcha. 

23) Defensio pro populo anglico. 

39) 1632—1718; de legibus nat, disquis philos. 

30) 1671—1713; characteristics inquiry concerning virtue and merit. 
31) 1659—1724; religion of nature. 

»2) 1675—1729; phil. inquiry concern, human liberty. 
33) 1694—1747; system of moral phil. 

3) 1696—1782; essays on the principles of moralily, t* 
35) 1724—1816; essay on civil society. 

%) 1711—1766 ; inquiry concerning Ihe principle of moralis, 1752. 
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bemrlömlihen „Fabeln” von Naturftand und Staatsvertrag ; der allgemeine Nußen 
ift Princip von Staat, Recht und Gerechtigkeit, und es erweist fih Friede und 
Treue zulegt auch als vortheilhafter denn Gewalt und Liſt. So fucht er den herr- 
ſchenden Optimismus der Moraliften, welchem Mandeville mit feiner berüd- 
tigten Bienenfabel 37), einer Erneuerung des Peſſimismus von Hobbes in poetiicher 
Form, mit Schroffheit und frappanter Kedheit entgegen getreten war, zugleich zu 
modificiren und zu ftüßen. Jener Utilismus aber, welder bei den englifchen 
Staatsphilofophen, jhon mit Bako anhebend, als ein beſonderer Charafterzug 
häufig wiederfehrt, trat feither in immer wechſelnden Formen ftets aufs Neue in 
England auf und hat feine beveutendfte Ausführung noch in unferm Jahrhundert 
durch Bentham (f. d. Art.) erhalten. 

Der Hauptarm des. geiftigen Zeitftromes aber rauſchte damals in Deutfch- 
land und ven Niederlanden. Hier geht von Hugo Grotius (f. d. Art.) die Lehre 
des Naturrechts aus, wenigftens fofern er mit größerer Bewußtheit und Entſchie— 
denheit als alle feine Borgänger 38)" die verfchievenartigen pofitiven Rechte auf 
die Grundlage eines immer gleichen allgemeinen natürlihen Rechts zurüdführt. 
Charafteriftiih für die mehrfach hervorgehobenen praftifhen Ausgangspunfte dieſer 
ganzen Bewegung ift, daß auch Grotius zunähft von einer einzelnen Frage aus- 
geht: ob es überhaupt gerecht fei, Krieg zu führen. Dieß zu prüfen, legten ihm 
die furdtbaren Kämpfe, deren Zeuge fein Leben war (1583—1648) allerdings 
nahe genug. Er bejaht vie frage für den Fall gerechter Vertheidigung oder Ge- 
nugtbuung, und fommt nur gelegentlich auf die Unterfuhung des Rechtsprincips 
felbft. Dabei ifl nun für Grotius und alle nach ihm folgenden Lehrer des Natur- 
rechts bezeichnend, daß fie allmälig immer beftimmter das Recht von ver religiöfen 
Moral unterfheiden, wenn fie au Gott oder deſſen geoffenbarten Willen als 
gemeinfame Grundlage beider faflen; — fo meint Grotius, uneradhtet diefer Auf- 
fafjung, nachdem einmal das Recht (durch Gott) in der Welt ift, würde es Blei- 
ben, aud wenn er nicht wäre, und Gott felbft kann nicht mehr ändern was Recht 
ift. Weiter ſucht dann Grotius von den einzelnen Inftituten des öffentlichen (nur 
nebenbei des Privat⸗) Rechts darzuthun, daß fie zwar nicht nothwendig in folder 
Beftimmtheit aus der allgemeinen Bernunft folgen, aber doch ihr nicht wider: 
ſprechen — ein Unternehmen, weldes zu fruchtbarer Analyie des Rechtsſtoffes ge- 
führt hätte, wenn nit das. ganze Naturrecht von einer falfhen Auffaffung der 
Menfchheit und der Geihichte ausginge. Das Naturreht nimmt eine Menichheit 
an, außerhalb, gleihiam oberhalb der Totalität der einzelnen Nationen, nnd will 
das allgemein menihliche Necht vieler in der Luft ſchwebenden abftraften Menſch— 
beit dadurch finden, daß das in den einzelnen Volksrechten Gemeinfame heraus- 
gefjhält wird. Bei andern Männern biefer Schule aber fällt noch gar das jus 
naturale mit der religiöfen Moral zufammen. Cine zweite Fiktion diefer Lehre ift 
die Annahme eines jenem Naturreht entſprechenden Naturſyſtems (status natu- 
ralis), d. 5. eines Zuftandes der Menſchen vor der Bildung von Geſellſchaft 
und Staat, welder Naturzuftand bei den theologifirenden Philofophen manchmal 
der parabiefifhe Stand vor dem Sündenfall (sfatus integritatis), bei Andern aber 
ein Zuftand voll Elend und hülflofen Mangels nad dem Sündenfall ift. Die bloße 
äußerlihe Noth, höchftens ein äußerlicher, von der Noth erwedter Gefelligkeitötrieb 
führt dann die. Menfhen dahin, auf ihre urfprünglice abfolute Freiheit zu vers 


37) Fable of the bR4? 1714 
38) Bol. Kaltenborn, die Vorgänger des Hugo Grorius, 
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zihten. Denn in jenem Zuftand gibt e8 nod nicht Recht und Unrecht, wobei frei- 
li die Frage, ob, da es doch ſchon Sünde gab, Mord und Todtſchlag nicht ber 
lex naturalis fo gut wie ber lex divina wiberftritt, in Berlegenheit fegen mußte, 
im Wege des Vertrages zufammenzutreten, Normen für Sicherheit der Perfon und 
des Eigenthums aufzuftellen, deren Verlegung dann von ber gleihfalls durch Ver⸗ 
trag eingefegten Obrigfeit geahndet wird. 

Im Einzelnen freilih, in der Begründung und in ben Konfequenzen jene 
allgemeinen Principien der Naturrehtslehre, wie fie von der Mitte des jehszehnten 
bis zu Anfang unfres Jahrhunderts die herrſchende Staatsphilofophie war — und 
einzelne anadhroniftiihe Nachzügler derſelben finden fih nod heute — beftehen 
fehr bedeutende Abweichungen, und es ift befannt, wie die Gelehrten dieſes Sy- 
ftems nit nur den theologifirenden Gegnern, fondern aud unter einander auf 
dem gemeinfamen Boden des Naturreht3 die heftigften Fehden geführt haben. Aus 
jenen allgemeinen Prämifjen ließen fid für das Detail die entgegengefegten Fol— 
gerungen ziehen, und wenn ein Hobbes aus dem Staatsvertrag, der die Sou- 
veränetät ohne Bebingung auf den Monarchen überträgt, den ertremften Abfolu- 
tismus folgert, fo gelangt Rouſſeau von feinem contract social zur perma- 
nenten Revolution, indem das fouveräne Volk jedes Amt nur widerruflich über- 
tragen hat und daher aud den König in jedem Augenblick abjegen mag — haben 
wir doch aud die Hegel’fhen Principien mit gleicher Heftigkeit zur Begründung 
zügellofefter Anarchie und des ftarrften Gervilismus und Duietismus verwerthet ges 
jehen. — Zwiſchen jenen beiden Ertremen bewegen fih nun bie mannigfachften 
Morifitationen. Sehr merkwürdig ift, wie Spinoza (f. d. Art.) aud darin feine 
überlegne Oenialität bewährt, daß er, obwohl natürlich nicht frei von den Ein- 
flüffen und Irrthümern der Zeitbildung, doch in einigen Hauptpunften benfelben 
entſchieden entgegentritt: er befämpft die Hypotheſe, daß die Menſchen im Staäts- 
vertrag auf ihre Freiheit verzichten; vielmehr erreichen fie erft im Staat die Frei- 
beit, vor dem Staat befteht nur Willkür und erft im Staat wird dem menfden- 
unmwürbigen Zuftand unvernünftiger Schranfenlofigkeit ein Ende gemacht und das 
vernunftgemäße Leben erreicht. 

Mit Spinoza ftimmt in ber Beftreitung der theologifirenden Staatsprin- 
cipien überein Samuel Bufendorf (f.-d. Art.) ven feine bedeutende juriftifche 
Kapacität in fehr vielen Dingen zu bireftem Widerſpruch gegen die trabitio- 
nelle Erfüllung des Rechtsgebiets mit moralifchereligiöfen VBorftellungen und 
zu zahlreihen Fehden mit deren Bertheivigern führte. Obwohl es aud bei ihm 
an einer Icharfen principiellen Sonderung von Recht und Moral fehlt — die 
Rechtserkenntniß fließt ihm nicht nur aus Vernunft und Gefeß, ſondern auch 
aus der Offenbarung, dann werben aber doch wieder blos die moralifhen 
Borichriften aus dieſer abgeleitet — bat doch fein gelunder juriftifher Sinn im 
Einzelnen meiftens richtig getrennt und richtig verbunden. Mit Spinoza betont er, 
wie der „Naturftand” des Menſchen vor dem „Geiellihaftsvertrag” der elenvefte 
ift, wie der Menſch nicht erft durd einen Vertrag, fondern durch das Grundgeſetz 
feiner Natur zur Gefellung getrieben wird. Diejenigen Gebote nun, welde zur 
bloßen Erhaltung der Gemeinihaft unentbehrlih, find ohne Weiteres erzwingbar 
und fie gewähren ein jus perfectum; jene dagegen, welche nur das Zufammen- 
leben angenehm maden, find nicht erzwingbar und begründen jura imperfecta, 
Hier ift nun wohl aud) eine Konfundirung von juriftiihen und moraliihen Pflich— 
ten, aber es ift dabei doch in ber Äußeren Erzwingbarfeit ein Kriterium aufgeftellt, 
das zwar den Unterfchied nicht im Princip ausfpriht, aber doc in einer aus dem 
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Princip folgenden Konfequenz. Weiter unterfheidet nun Pufendorf die Pflichten 
des Menſchen gegen fi und gegen Andere, und unter biefen die abfoluten (ne- 
minem lede, suum cuique, honeste vive) und bie hypothetiſchen, melde erft 
nah Begründung befonderer Vereinbarungen (adventitise' obligationis) entftehen, 
foldhe find Eigentbums- und Yamilienreht, und aud der Staat, zu welchem aus 
Furcht vor dem Krieg Aller gegen Alle und burd Vertrag gefchritten wird. Hul- 
bigt er hierin dem Irrthum feiner Zeit, fo tritt er derfelben doch fehr entſchieden 
entgegen in feiner Auffaffung der Kirche, melde als ein corpus mysticum feine 
unmittelbare, namentlid feine Herrihergemalt im Staat haben kann; fie mag 
Lehrer ihres Glaubens beftellen, aber fie fteht wie jede Privatgefellfihaft und ohne 
alle zwingende Gewalt in allen äußern Dingen unter dem Staat. 

Gegen folde Neuerungen traten nun fehr heftige Verfechter der alten Lehren 
auf 39), und noch zu Ende des fiebzehnten und zu Anfang des achtzehnten Jahr- 
hunderts findet fi bei Seckendorf ?) und Alberti Ah), bei den beiden Coc- 
ceji 42) und ihren Schülern die unmittelbare Begründung aud des Rechts mie 
der Moral auf ten in den zehn Geboten geoffenbarten Willen Gottes. 

Ein wahrer Bannerträger des Fortfchritts auch auf dieſem Gebiet war nun 
aber Ehriftian Thomafius (1655— 1728, f. d. Art.), der geniale Belämpfer 
der Herenproceffe, der Erfte, welcher Naturreht in beutfher Sprade vortrug. In 
feinem erften Auftreten noch fi ganz an Grotius und Pufenvorf anlehnend %), 
wurde er, ähnlich wie Luther, durch die Polemik feiner zahlreihen und heftigen 
Gegner zu einem noch viel mehr fortgefchrittenen Stantpunft gebrängt. 4) Er 
geht aus von ber ſcharfen Scheidung zwifchen der religiöfen Morallehre und dem 
Naturrecht; jeme fließt aus von der göttlihen Offenbarung, dieſes aus der menſch- 
lichen Vernunft, und wie ehrerbietig jener der Vorrang auf ihrem Gebiet, ja die 
höhere Weihe jener ganzen Sphäre zuerkannt wird, fo entſchieden wird doch bie 
Unabhängigfeit des Rechtsgebietes gewahrt. Mit Recht wird hervorgehoben, wie 
ſchon vor der Entftehung des Staats das Zufammenleben der Menfhen in Familie 
und Gemeinde nicht ein blos thierifhes, fonvern auch ſchon vernünftig fei, wie 
alfo in dem Mebergang in den Staat nit ein principieller Gegenfag zu dem 
Naturftand Liege. Wie Pufendorf unterfheidet er dann erzwingbare (jurfftifhe) und 
nicht erzwingbare (moralifche) Pflichten, meld lettere ven angebornen Rechten ent« 
ſprechen; die Rechtspflichten fegen immer die Möglichkeit der Realifirung burd) 
Zwang voraus, 

Nicht fo wichtig für den Fortfchritt der Entwidlung wie Thomaſius, der pofl- 
tiv und negativ gewaltig anregte 45), wohl aber durch die allgemeine Verbreitung 
feiner Ipeen, welde von Wolff (1679— 1754 auf das breitefte ausgeführt 46), 
die Literatur und bie ganze Gebanfenwelt ver deutſchen Aufklärung beherrſchte, 
wurbe Leibnig (1646—1716, f. d. Art.). Ihm ift die Gerechtigkeit jene Tu- 


39) ©. die reiche polemifche Literatur, die ih an P. knüpft, bei Hinrichs 11. ©. 252 f. 
40) 1626—1692 ; notitia juris civilis et naturalis, Ghriftenftaat. 

#1) 1635— 1697; compendium juris nature, orthod, theologie conformatum, 1778. 
#2) Heinrich 1644—1719, defien Sobn Samuel 1679— 1755. 

#3) Institutiones jnrisprudentie divin®, 1685. 

%) Fundamenta juris nature et gentium, 1705. 

er! ©. die Geſchichte feiner Fehden mit Prafhius, Placcius a. bei Hinrichs III. 


©. 198. 
46) Dernünftige Gedanken über das gefelichaftliche Leben der Menſchen, 1721; jus nature, 
1740—1749 ; ein Auszug in den institutiones jur. nat, gent,, 1750, 
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gend, melde den normalen Beftand bes menfchlihen Zufammenfebens erhält: 
die präftabilirte Harmonie, die das Univerfum zufammenhält, ftellt fih in ver 
Gemeinſchaft ver Menſchen als Recht dar, welches Ehe, Elternſchaft, Gefinve- 
verhältniß, Gemeinde und Staat umfchlieft. Obwohl num, wie in feine gefammte 
Philofophie, jo aud im dieß Gebiet, das Bemühen, die (pantheiftifche) präftabilirte 
Harmonie mit einem freien perfünlihen Gott zu vereinen, manden Widerſpruch 
bringt , fo befigt er doch in jenem Vernunftgefeg, welches fogar Gottes Willen 
beherrſchen muß, ein aud für die Rechtsphiloſophie ſehr fruchtbares Brincip, aus 
welhem er folgert, daß Gott nicht feiner Willtür, fonvern feiner Weisheit, d. h. 
feinem Wefen nad Princip des Rechts fei; in diefem Sinne heit Gott gehorden 
und ber Vernunft gehorchen vasfelbe, und die Ueberzeugung von ber bindenven 
Macht des Geſetzes (ver opinio necessitatis) tritt nicht erft jpäter burdy den Staats⸗ 
vertrag ein, fondern ift mit dem Rechtsbegriff ſchon gegeben. 

Es find nun aber nidt diefe fehr tiefen Auffafjungen, fondern im Gegentbeil 
bie theiftifch -rationaliftifhen Vorſtellungen moralifdh - pädagogijher Art, die Be- 
ziehung aller Handlungen auf die Volltommenheit Gottes und Aehnliches, welche 
in der breiten Ausführung des Wolff’shen Dogmatismus die deutſche Aufflä- 
rung bis auf Kant beherrfchten; Wahrheit und Gerechtigkeit follen das Gute und 
Rechte, das in der Natur der Dinge liegt, zum Zwed der Bolltommenheit bethä- 
tigen ; das Gute zu wollen, tft unfere naturalis obligatio; um ihr nachzukommen, 
müfjen wir die Saden und die Mitwirkung der Nebenmenfhen benugen. Recht 
und Geſetz, das natürliche wie das pofitive (göttliche oder menfchliche) bezwecken 
die Vollkommenheit; dieſe ift Pflicht aller Menfhen, darum haben auch alle 
Menſchen als ſolche die gleihen allgemeinen Rechte, Sicherheit, Gleichheit und 
Freiheit. Die urfprünglide Souveränität hat das Volk auf den Fürften übertragen. 

Auch diefes harmlofe Syſtem des deutſchen Rationalismus 47) gemahnt in 
manden Sägen an bie gefährlichen Theorieen, melde gleichzeitig die fran- 
zöfifche Aufklärung erfüllten und deren verfuchte Durchführung in der franzöfle 

fhen Revolution die Welt erfhüttern follte, 
% In Franfreic hatten die durch und durch verborbenen fittlihen, politifchen, 
nationalöfonomifhen Zuftände, deren gährende Fäulniß in ber genannten Revo- 
Intion endet und ihren natürlichen Ausbruch fand, ſchon gegen Ende des ſechs— 
zehnten Jahrhunderts in einem Montaigne 8) abfoluten Stepticismus gegen 
die Macht des Sittengefeges erzeugt: nur ber blinde Gehorfam aus Furt vor 
Zwang und Strafe halte die Geſellſchaft zufammen. 

Jetzt, in der Mitte des achtzehnten, fette fich die herrſchende Bildung in volle und 
bewußte Oppofition gegen jene herrſchenden Zuftände in Staat, Kirche und Gefell- 
ſchaft, aus welcher fie freilich felbft hervorgegangen war. Zum Theil im Anſchluß 
an bie englifhen Moraliften, zum Theil als Anhänger der materialiftifhen Rich— 
tung der neu erblühenden Naturwiſſenſchaften, bezeichnet der Nationalismus der 
Encyklopäpdiften (f. d. Art.) die Selbſtſucht (Ninter&t) als das Princip aller 
Handlungen, au der edeln, denn aud) diefe beruhen auf einer aufgeflärten Selbft- 
liebe, weldye lehrt, daß weder wir felbft no die Andern Uebles thun oder leiden 
follen; die praftifhen Ergebnifje dieſer Einſicht zu ſchützen, treten bie Menfchen 
zu Staat und Gejelihaft zufammen (d’Alembert, Diderot), melde aus 
ven nobles passions der Menſchen, Ehrgeiz, Herrſchſucht, Stolz erwachſen; fo 


47, Dal. die Art. Leffing, Herder. 
48, 1533— 98; essai, 1558, 
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Boltaire(f. d. Art.) — fehr intonfequent, da bei jenem Ausgangspunkt ver Staat 
offenbar nur aus der jämmerlihen Paffion der Furcht entftehen kann. Berbienft- 
liher als feine Theorie ift Voltaire's praftifches Streben nad einer Reform ber 
damaligen blinden und graufamen Strafrehtspflege (Juftizmord an Jean alas 1762), 
welhe er in Berbindung mit dem philanthropifhen Klub il cafe in Mailand, 
namentlih mit Beccaria (f. d. Art.) anftrebte, der in feinem Buch dei delitti 
e delle pene gegen die Todesftrafe und die Folter eiferte, freilich vom Stand- 
punft der Bertragstheorie und mit Argumenten, welche dem Staat das Recht der 
Strafe ganz entziehen würden. In dem Kreife des Baron Holbadh und ben 
von demfelben ausgehenden Schriften 9) trat das materialiftifhe Clement jener 
Aufklärung zu Tage. Recht und Moral find „Erfindungen“ zur dauernden Siche- 
rung und förderung des Intereffe, des Glücks der Einzelnen, welde ihren Bor- 
theil in der Bereinigung finden. Der eigentlihe Starmvogel der Revolution aber 
ift Rouffeau 50) (f. d. Art.), deffen ganze Auffaffungsweife, ver abfolute Bruch 
mit der Gefhichte, das Nivelliren alles Beftehenden, das Abftrahiren von aller 
Erfahrung und das kühne Syftembauen auf neu gefchaffenem Boden alabald aus 
der Theorie in die Praris der Franzofen übergehen follte, wie anderfeits feine Theorie 
nur aus den gefhichtlihen Vorausſetzungen feiner Zeit und feines Volkes zu er- 
Hären ift. Der Urzuftand des Menſchen — ob es je einen folden gegeben, zu 
unterfuchen, erklärt er ausprüdlih für unmöglich — befteht in der Gleichheit Aller 
in der Unkultur; bier gibt e8 weder Recht noch Unrecht noch Eigenthum; vie erfte 
Aneignung von (Grund⸗) Befig erzeugt die Ungleichheit, damit Neid, Herrfchfucht ꝛc. 
Um den Ausbrüchen diefer Leidenſchaften zu begegnen, wird der Geſellſchaftsvertrag 
errichtet; dieſen fchließt jeder Einzelne mit jedem Einzelnen, es müßte daher — 
man fieht, wie ungebührlid das Subjeft hervortritt und ber objeltive Gemeingeift 
fehlt — eigentlich bei jeder Staatshandlung jeder Einzelne um feine Meinung ge- 
fragt werben, und nur im Augenblid der Parlamentswahl find die Engländer wirf- 
lih frei! Die Souveränität wird daher der Obrigkeit nur bebingt und wiberruflich 
übertragen, und wenn biefelbe deſpotiſch, d. h. willkürlich handelt, fo hebt fie ſelbſt 
den Staatövertrag auf und ftellt den Naturftand wieder ber, d. 5. fie, nit das 
Bolt madt dann die Revolution; die Defpotie ift die Revolution, und die Er- 
bebung der Bürger nur deren Folge. 

Die politiihen Konfequenzen dieſer Lehren erfheinen dann in den Staats- 
männern der Mevolution wie Sieyes dl), der jedes Vorrecht als gegen das 
Naturreht der Gleichheit verftoßend verwirft, und vem König in der Gefeßgebung 
nur dieſelbe Stellung wie jedem Bürger einräumt, und bem wie Mirabean 
(f. d. Art.) der dritte Stand, der fo lange gar nichts geweſen, Alles if. Das 
äußerfte Ertrem viefer Revolutionsphilofophie fpriht aus Thomas Payne 52), der 
aud bei den Jakobinern nicht genug Energie findet, alle und jede Negierung ein 
Uebel, und Monardie und Papſtthum Erfindungen des Teufeld nennt. Sein Wer 
über die voranſchreitenden Menfchenrehte war gerichtet gegen ben großen engliſchen 


— 





9) Systeme de la nalure , 1770; 1’homme machine ; äbnlih Helvetiud de 
l’homme, 1772. 

50) Discours sur l’origine de l’inegalit# parmi les hommes, 1754 ; du contract social, 
1761; Emile ou de l’Education, 176’; Broderhof, 3.3. Rouffeau, Leben u. Werke 1. Bd. 
Leipzig 1863. 

51) 1748—1836; essay sur le privilöge, 1788; qu’est ce que le troisiöme 6tat, 1789, 

#2, 1737—1809; rights of man, 1791. 
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Staatsmann Edmund Burke (f. d. Art.), welder mit ber Fülle überlegener 
politifher Weisheit die abftraften Theorien Nouffeaus und der Revolution be— 
fümpfte. War die Wirkfamfeit diefer ganzen Richtung zunächſt eine zerftörende, fo ver- 
bindet fi bei einem fonft völlig ihr angehörigen Danne, bei Montesquieu $), 
mit der Negation eine fehr wichtige aufbauende Thätigfeit, nicht in dem Inhalt 
feiner ziemlich unbedeutenden Staatsphilofophie, fondern einmal in deren Methode 
und dann in einem Hauptergebnif dieſer Methode. Während nämlich Rouſſeau der 
Geſchichte mit bewußter Abfiht den Rüden wendet, hat Montesquieu fein Philo- 
jophiren über Staat und Verfaſſung auf die gefhihtlide Erfahrung mit 
zu begründen gefucht, und dieß ift in ver Methode, wie oberflächlich und ungenügend 
aud in den meiften Fällen dieſe hiftorifhen Studien find, wie mangelhaft alfo bie 
Ausführung des Princips, ein großer Fortſchritt. Und die reihe Frucht diefer 
immer und allein fruchtbringenden Methode ift, daß Montesquien, während bie 
Schule Rouſſeau's lediglich zu abftraften Syftemen ohne politifche Lebensfähigkeit 
gelangt, durch feine hiftorifhen Unterfuhungen auf die englifhe Verfaſſung 
geleitet, fih das bleibende Verdienſt erwarb, aus jenem Infelreih die Grundzüge 
der fonftitutionellen Monardie auf den Kontinent übertragen und bier be— 
fannt, beliebt und heimiſch gemacht zu haben. 

Und gleichzeitig regt fih auch in Deutfchland eine verwandte Richtung aufs 
Hifteriihe. Schon Juftus Henning Böhmer 5) hatte energifch gegen die tra 
ditionellen Lehren des Naturrechts vom Staatsvertrag wie der Theologie von ber 
unmittelbar göttlihen Einſetzung der Obrigkeit polemifirt; das fei ganz wider alle 
Geſchichte, vielmehr zeige historia juris klärlich, wie Staatengründung und Redts- 
ordnung eine allmälig erwachjene menſchliche Einrichtung fei, welche Gott nur eben 
zugelaflen hat wie andre Dinge. 

Ganz in viefem Sinne wirkte nun die Erweiterung des Geſichtskreiſes, welche 
fih um die Mitte des achtzehnten Jahrhunderts in allen exakten Wiſſenſchaften 
in ganz Deutfhland zeigte und wejentlih zufammenhing mit dem Flor und der 
Rüftung der jungen Univerfität Göttingen (geftiftet 1734). Dazu fam ber uns 
willfürlihe Einfluß der neuen und eifrigen Bearbeitung eines lang vernachläſſigten 
Nectsftoffes neben dem bisher allein von dem Naturreht beachteten römischen 
Recht, des deutſchen Rechts. Die Thätigkeit der Älteren Germaniften, welche 
deutſche Reichs- und Berfaffungsgefhihte und „Antiquitäten und Amönitäten 
des deutſchen Rechts bearbeiteten, Namen wie Pfeffinger + 1730, Struv 
+ 1738, Pütter + 1807, Sentenberg + 1768, Strube + 1785, Hei- 
neccius F 1741, Schilter F 1805, Grupen + 1767, Eftor + 1773, 
Dreyer + 1802, Juſtus Möfer + 1794, Biener + 1828 — erinnern an 
bie lebhafte Rührigkeit, welche bamald auf jenem Gebiete herrfchte und das Auftreten 
ber neueren biftorifhen Schule vorbereitete. Bon direktem Einfluß auf die Rechts— 
philoſophie war diefe Richtung damals freilich nicht; diefe fchleppte das alte Na- 
turreht nah Wolff'ſcher Revaktion in zahllofen ſich gegenfeitig abſchreibenden 
Kompenbien fort, und ald der gewaltige Stoß erfolgte, welder diefen Dogmatis- 
mus aus den roftigen Angeln warf, ging er, der Kriticismus Kants, nicht 
von ber pofitiven Rechts- oder Geſchichtswiſſenſchaft aus, fondern von der Schul: 
philofophie. Die Folge davon war, daß fih auch bie Wirkung auf die Schul- 


53) 1699—1755 ; leltres persannes, 1721; esprit des lois, 1748. 
5%, 1674— 1749; introductio in jus publicum, 1710. 
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philofophie beſchränkte, und es ftellte fih das merkwürdige Schaufpiel dar, daß 
ganz gleichzeitig neben und ganz unabhängig von einander die deutſche Redhts- 
philofophie und die deutſche Rechtswiſſenſchaft jede für fi einen neuen und ftarten 
Auffhwung nahmen, jene im Sinne apriorifher von der Geſchichte abgewendeter 
Konftruftion, diefe im Sinne vertiefter Geſchichtsforſchung. 

Während die abftrakte Philofophie durch die bloße Konftruftion, wie in allen 
andern ®ebieten, jo auch in ber Rechtslehre ins Abfurde geführt wurde, während 
die großen Spfteme des jubjektiven Idealismus, melde auf Kants Kriticismus 
folgten, in Fichte, Hegel und Schelling bei mandem genialen Apergu im 
Einzelnen ſich doch zulegt als geniale Verirrungen im Ganzen erwiefen ‚und na- 
mentlih für die Principienforihung im Recht ſehr unfructbar blieben, gelangte 
die neue hiſtoriſche Schule, welche zunächſt nichts weniger als eine Philofophie des 
Rechts juchten, gelangten die Hugo, Savigny, Puhta, Niebuhr (f. d. Art.), 
W. v. Humboldt (f. d. Art.), Eihhorn (f. d. Art.) und Grimm lediglih durch 
die tiefere Erforfhung des Wefens von Geſchichte, Sprache, Sage und Rechtsgeſchichte 
gleihfam unmwillfürlich zu fo tiefer und beveutfamer Erfenntniß aud der Princi- 
pien, der Natur, der Entwidiung, des Lebens des Rechts, daß, nah dem Fall 
ber großen apriorifhen Syfteme, die Ergebnifje der hiſtoriſchen Schule, wenn aud) 
nod nit in bie Form eigentliher Rechtsphiloſophie gekleidet, gleihjam ipso jure 
an die Stelle jener verunglüdten Theorieen traten, und in der That, die Reful- 
tate diefer gefhichtlihen Schule, insbefondere aber ihre Methode, find die unum- 
gänglichen Ausgangspunfte aller künftigen Nechtsphilofophie, deren nächſte Aufgabe 
noch lange nur darin beftehen wird, die von diefer juriftifhen Schule gewonnenen 
Ergebniffe in Form und Sprade der Philofophie zu übertragen und fih an- 
jueignen. 

Die Syſteme von Kant, Fichte, Hegel und Schelling werben in 
diefem Werk beſonders vargeftellt; es muß daher im dieſer Skizze des Entwid- 
lungsganges bei ihnen ſowie bei ihren widtigften unabhängigen Nadfolgern 
Kraufe und Herbart eine Berweilung auf die Specialartifel genügen. Im Zu- 
fammenhang mit unfrer ganzen Auffafjung erklärt es fih, wenn wir bei Kant 
daran erinnern, daß er auf die Erreihung des Abjoluten durch die „theoretifche 
Vernunft“, das Erkennen, verzichtet, dagegen im Gebiet der praftiihen Vernunft 
Gott als ein Poftulat aufftelt, wodurch bei ihm und feiner ganzen Nachfolge vie 
Religion nun ebenjo aus der Ethif wie im Mittelalter die Ethif aus der Reli- 
gion abgeleitet wird. Den Unterfhied der Rechts- und Moralpflichten findet er 
in der Art und zum Theil in der Redeweiſe feiner Borgänger von Thomafius 
bis Wolff in der äußern Erzwingbarkeit des Rechts; dieſes ift der Inbegriff der 
Normen, unter deren Borausjegung bie Freiheit aller Einzelnen nad) gemeinſamem 
Geſetz beftehen kann. So ſchwach nun aber aud im Einzelnen die Anwendung 
feiner Grundfäge auf das Detail des Rechtsſtoffes, fo tief ift feine Begründung 
des Rechtszwangs auf die Vernunft des Rechts, zu deren Anerkennung jeber, ber 
jelbft Vernunft hat, innerlid und deshalb auch äußerlich genöthigt werben kann. 

Die breite Menge ber unfelbftändigen Schüler Kants, welche lange Zeit das 
Gebiet des Naturrechts erfüllten, braudt bier nicht aufgezählt zu werben; bie 
Namen Bouterwed, Buhle, Fries, Heydenreich, Hufeland, Krug, Schmalz, Tief: 
trunf genügen, biefe Literatur anzudeuten. Wohl zu beachten aber ift, daß ein 
juriftifhes Zalent wie Feuerbach (f. d. Art.) anfangs ebenfalls in der die ganze 
tamalige Bildung beherrfhenden Anfhauung Kants befangen, doch fehr bald das 
Recht von der Ipentificirung mit dem Sittengefeg zu löjen tradhtet, neben dem 

! 


Kechtsphiloſophie. 531 


fittlihen ein beſonderes jurtftifhes Vermögen des Menfhen ftatuirt und den Be- 
griff der Freiheit, der in der Kantifchen Rechtslehre eine fo wichtige Rolle fpielt, 
fo entſchieden aus dem Recht in die Moral verweist, daß er fogar — gewiß mit 
Unreht — fein ganzes Syſtem des Strafrechts auf eine verfeinerte Abſchreckung 
(piyhologifhe Zwangstheorie) baſirt und die Berbrehen vorab nah beu Maß 
der Gefährlichkeit beftraft. 

Dei Fichte dagegen führt das Uebergewicht der praftifchen Vernunft zu 
einer Ethifirung wie der ganzen Philofophie fo namentlich auch der Rechtslehre. 
Nicht nur Religion und Moral fallen hier zufammen, in dem fpäteren Stadium 
feiner Philofophie wird das Necht Iebiglih Mittel zum Zwed der Moral, in dem 
Rechts- oder Nothftande waltet nur die niedere Freiheit des Nechts, in dem Ber- 
nunftftaat die höhere Freiheit der Kultur; dieſer Staat der Dernunft, welder als 
moralifhe Anftalt die Tugend der Gerechtigkeit zu realifiren hat, ift der gefchloffene 
Hanbelsftaat, in welchem aber wie in dem platonifhen Idealſtaat alle Freiheit 
bes individuellen Lebens untergeht; der Verkehr mit dem Ausland, Anfammlung 
von Reihthum, freie Berufswahl ꝛc. find verboten. In dem Hegel’fhen Syftem 
finden fid) neben ganz ungeheuerlihen Vergewaltigungen ber Nechtsbegriffe zum 
Zweck der Einführung in die Dreiglieverung ver bialeftifhen Bewegung doch 
auch im Einzelnen höchſt geniale Blide, fo z. B. im Strafredt. Wie dieſes Sy— 
ftem mit feinem zweifchneivigen Sag: „Alles was ift, ift vernünftig" zur Stütze 
bes frivolften Anerkennens jeder Thatſache, alfo der extremften Revolutionslehre, 
wie zum ftarren Fefthalten der verrottetften Staatsformen mißbraudt wurde, ift 
befannt. Hier iſt nur nochmals zu betonen, daß auch diefe geniale Philofophie 
dem Irrthum in der Methode erlag, dem apriorifhen Konftruiren alles Wirklichen 
aus den „reinen” Begriffen mit ſcheinbarer Beratung aller Erfahrung und Er- 
fahrungswiſſenſchaft. Ganz in derſelben Zeit, in welcher bie Hegel'ſche Rechts, 
Religtons- und Gefhichtsphilofophie und die Naturphilofophie Schellings das 
Scheitern der kühnen apriorifhen Konftruftionen unverhüllbar aufvedten, hatten 
bie oben erwähnten Gründer der hiſtoriſchen Schule im Gebiet des Rechts, ver 
Sage, der Religion, der Sprache, der gefammten Geifteswifjenfhaft, auf dem Wege 
fleißiger, aber freilich auch gedankenreicher Detailforfhung Ergebniffe gewonnen, 
welche bleibende Errungenſchaften nicht nur der hiſtoriſchen und pofitiven, fondern 
aud der philofophifchen Behandlung diefer Disciplinen geworben find. 

Ehe zur Darftellung dieſer Grundfäge der hiſtoriſchen Schule und einem Ber- 
ſuch, fie der Philofophie anzueignen, übergegangen wird, müſſen nod einige von 
der Bewegung ber großen ibealiftiihen Syfteme und der gefchichtlihen Richtung 
in gleihem Maße abftehende und doch mannichfach von beiden berührte Gruppen 
wenigftens angedeutet werben, welche mehr mit ber politifchen und focialen Geiftes- 
firömung in Zufammenhang ftehen. Der Geift der Neftauration und Reaktion in 
Staat und Kirhe, der nach der Ueberwältigung ber franzöflfhen Nevolution in 
Napoleon den ganzen Kontinent beherrfchte, erzeugte anf unferm Gebiet eine Reihe 
von Erjheinungen, welde man zufammenfaffend als die Romantik der Nedhts- 
philofophie bezeichnen könnte; fie berührten ſich zum Theil fehr nahe mit der roman- 
tiſchen Richtung in Kunft und Bildung und entlehnten aud von der fonfervativen 
Seite der ibealiftifhen Syſteme und von ber hiſtoriſchen Schule manche Waffe. 

Karl Ludwig von Haller (f. d. Art.55) reftaurirt in unerfchrodenfter Kon⸗ 
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ſequenz ben ganzen mittelalterlichen Staatobegriff, d. h. eigentlich, er negirt den 
Begriff des Stantsrehts als eines vom Privatrecht verſchiedenen Rechtsfreijes. 
Der Staat ift nichts Andres als eine große Grundherrſchaft. Der König ift ver 
Gigenthümer diefer Herrfdaft, die Staatsbürger feine Knechte oder Hinterfaßen, 
die Steuern Zinsgefälle, der Krieg Privatfehde des Gutsherrn. In diefem Patri- 
montalftaat gibt es natürlich Feine ftaatsbürgerlihen Rechte; wirb der Drud des 
Herrn allzu groß, fo wird zwar die Gelbfthälfe der Unterthanen eintreten, aber 
es ift befjer gethan, die Hülfe Gottes abzuwarten. Nach der kirchlichen Seite neigte 
diefe Staatsromantif bei Friedrich Schlegel und Adam Müller 6), meld letz— 
terer, zum Theil in Schelling'ſcher Schulfprade, den Staat ald unabhängig von 
dem Willen feiner Bürger, als eine unmittelbare Offenbarung Gottes vdarftellt, 
und zwar waltet die lebendige Idee des Staats nur in der Monarchie — in der 
Perſon des Monarchen wird fie leibhaftig —, in der Republit waltet der todte 
Begriff, der Götze des Geſetzes; daher ruht aud ver Staat auf dem religiöfen 
Glauben als feinem legten Anker. In Steffens 57) und Baader 58) berührt 
fi diefe Rihtung no näher mit dem Ideenmyſticismus Schellings; bie Stände, 
Gelehrte, Adel, Bürger, Bauern, entfprehen nad Steffens den metaphufifchen 
Potenzen des Erfennens und Seins; nad Baader erhebt uns die Hülfe Gottes 
über die Mächte Glaube und Gehorfam zur Erkenntniß des Weltreihs. Die Ge- 
ſchichte der menjchlihen Vereinigung führt vom Naturzuftand der Liebe zur Herr- 
ſchaft des Geſetzes und endlich ter Macht :c. 

Ihren vorläufigen Abſchluß findet dieſe Richtung in der Rechtsphiloſophie von 
Julius Stahl), die zwar mit größeren Anfprüdhen, mehr geſchulter Dialektif 
und feinerer Beweisführung auftritt und durch Anlehnen an die hiftorifhe Schule 
ihr Ziel etwas mehr verbedt, aber doch wie die Haller'ſche Reftauration nichts 
Andres ift als eine Umkehr ins Mittelaiter, ein Nüdfall in die theologifirende 
Staatslehre vor Pufendorf und Thomafius; feine Stuatslehre hebt an wie bie 
orthodoxe Theologie. Unfere Natur, durch den Sündenfall zerrüttet, bedarf der Er- 
löfung. Diefe ift durch Chriftus für das innere Leben des Einzelnen vollbradt; 
Keligion und Moral, vie fih völlig deden — es ift nur ein Zufall, wenn legtere 
ohne die erftere vorkommt —, das Gebiet der Kirche, find daher geheiligt. Nicht 
geheiligt durch die Erlöfung und taher nad wie vor von Sünde zerrüttet ift das 
äußere Gemeinleben, Recht und Staat. Dieſe fanktioniren vielfach das Unfittliche ; 
es fteht nun aber, da man Gott mehr gehorhen muß als den Menſchen, nicht 
etwa blos die Moral über dem Recht, fondern, weil alle Moral religiös und alle 
Religion kirchlich iſt, auch die Kirche, die Trägerin der Neligionsmoral, über dem 
Träger des Rechts, dem Staat. 

Im ertremen Gegenſatz zu diefer deutfhen Staatsromantif fteht nmn der So— 
cialismus, welder, zwar fhon viel füher in Frankreich heimiſch, doch gerade 
in der Reftaurationsperiode am üppigften aufwucherte Schon vor den Enchklopädiſten 
hatte Moreilh6%) das Sondereigen als die Urſache aller Uebel bezeichnet. Die 





66) 1779 1829; Elemente der Etaatsfunft; v. d Nothwendigkeit einer theolog. Grundlage 
der geſammten Etaaräwiffenichaft. Briefwechfel mit Genp. 
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Erde foll, wie fie ungetheilt den Menfchen gegeben wurde, ungetheilt bleiben; bie 
Arbeit fol nah Kraft und Fähigleit, ver Ertrag nah dem Bedürfniß der Einzelnen 
vertheilt, der Ueberfchuß verfauft und der Erlös gleich vertheilt werben. 

Um aber dieſen Zuftand zu erhalten, bedarf es natürlich einer Gefeßgebung, 
welche, wie bei Lykurg, Platon und Fichte, alle eigentliche Freiheit vernichtet. Ein 
Recht auf Arbeit erfannte dann die ganze, das damalige Frankreich beherrfchenve 
Richtung der Phyſiokraten, Mirabeau d. B. Duesnay, Gournay und fo 
gar ber maßvolle Turgot an. (©. d. Artikel Duesnay.) Während und nad) 
der Revolution traten nun biefe Ideen in viel wilderer Kraft und maßlofer Aus- 
behnung auf bei Babeuf, Darthe, Marehal, Buonarotti, Saint 
Simon), Bazard 2), Fourrierß), Cabet), Proudhon 6), 
Confiderant &), Pierre Ferour 9), Louis Blanc) und zahlreichen 
Andern, während fie bei le Maiftre und Yamennais (f. d. Art.) ſich mit 
der firchlichereligiöfen Staatsromantif berühren. Erfterer fuht in dem Papſtthum 
das höchſte vwölkerrechtlihe Tribunal, und letzterer ſchwärmt in edler, aber fehr 
unftaatsmännifcher Begeifterung für Herftelung der Zuftände der urfprünglichen 
Chriftengemeinde. Die Darftellung des Socialismus in einer befondern Abhand- 
lung wird zu zeigen haben, wie feine Principien nicht minder gegen die wefent- 
lichſten nationalöfonomifhen und fittlihen Grundwahrheiten als gegen die Ge- 
ſchichte verftoßen; hier genüge die Bemerkung, daß fid) der Socialismus, der vor 
Allem das Wohl der „arbeitenden Klaffen” will, fehr mit Unreht auf das dori— 
ihe Staatsideal eines Pythagoras, Lykurg oder Platon beruft; denn in jenen 
idealen und gefhichtlihen Staaten der Antike find die „arbeitenden Klaffen” ohne 
alle ftaatsbürgerlihen Rechte zu emwiger Sklavenarbeit verdammt, auf baß die 
jehr ariftofratifhe Bürgerfhaft mit Muße Philofophie und Politik treiben kann. 69) 
Niht originell franzöfifh find die übrigen kurz zu ermwähnenden Hauptrid: 
tungen der Staatslehre in Frankreich; während die Altliberalen und Altkonfti- 
tutionellen wie Conſtant (f. d. Art), Guizot (f. d. Art.) ꝛc., fi wie 
einft Montesquieu an das englifhe Staatswefen lehnen, fuchen Andere die 
Methode und Ergebniffe ver deutſchen Philofophie, zunächſt der großen idealiſti— 
hen Syſteme, in Franfreih einzubürgern (Coufin), zum Theil in Befämpfung 
des Materialismus 70), welcher im Zufammenhang mit dem eifrigen Betrieb der 
Naturwiffenfhaften, in der modernen franzöfifhen Bildung überwiegt. 


61, 1760-1825; auvres par Olinde Rodrigues, Paris 1841; reorganisation de la 
soc!el6 europsenne, 1814 ; l’industrie, 1817; systöme industriel 111 Thle 18231—2; 
nouveau christianisme, 1825. 

62) Doctrine de Saint Simon, 1828—30. 

63) geb. 1772; theorie des quatre mouvements, 1808; traité de l’assoclation dome- 
stique agricole, 1822, 2. Aufl. 18415 das Journal le phalanstere, 1832 — 3. 

64) Voyage en Icarie, 1840; eredo communiste, 1841. 

65, Qu’est ce que la propridie, 1840; lettre sur la propriele, 1F41; averlissement 
aux propridtaires, 1841 ; de la creation de l’ordre dans l’bumanile, 1843; systöme des 
eontradictions &conomiques, 1 

66, Destinde sociale, 1834—36, 
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68), Die Journale Bon Sens, revue du progrös, organisalion du travail, 1841, 

69) Vgl. Ludwig Stein, Der Socialidmus und Kommunismus des heutigen Frankrelche, 
Leipzig 1848, mit ſebr vielen Literaturangaben; Die focialiftifchen und fommumiftifchen Bewegungen 
feit der dritten franzöſiſchen Mevolution, Leipzig u. Bien 1848, 

70) Lerminier, philosophie du droit, Paris 1836, 
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— Ueber die mannichfachen Strebungen in der deutſchen Rechtsphiloſophie nach 
Hegel, welche noch im vollen Fluß der Entwicklung und zum Theil im lebhaften 
Kampf unter einander begriffen ſind, läßt ſich ein geſchichtliches Urtheil dermalen 
noch nicht fällen; doch wird die Methode und eine Reihe von Fundamentalſätzen 
der hiſtoriſchen Schule fortan von keiner deutſchen Rechtsphiloſophie, welche 
auf ber Höhe der gegenwärtigen Wiſſenſchaft ſtehen will, verleugnet werden 
können. 

3. Grundzüge des Syftems. 

Das Hauptergebnig der eben betrachteten Entwidlung, wie es ſich in ber 
neuen hiftorifhen Schule der Rechtswiſſenſchaft und Philofophie barftellt, bezieht 
ſich zunähft auf die Methode, dann aber aud auf einige Grundzüge des In— 
halts der Rechtsphilofophie. — Man hat, wie in allen Gebieten des Philofophi- 
rens, fo aud in dem unfern eingefehen, daß jene angebliche „reine Spekulation”, 
welche ſich anftellte, als „Lonftruire” fie die Erfcheinungen rein a priori, ohne ber 
gefhichtlihen Erfahrung zu bebürfen, für den Menfchen nicht eriftire. Die Auf- 
gabe ver Rechtsphilofophie ift nicht, die Erſcheinungen der Rechtsidee aus dieſer gleich- 
fam prophetifch zu konſtruiren, ſondern mittelft des fynthetifhen und analytifchen 
Denkens zugleihd — beide Formen find gar nicht zu trennen — die Principien 
des durch die gefhichtlihe Erfahrung zuvor forgfältig erforfchten Rechtsſtoffes zu 
fuchen. Genaue Rechtskenntniß, namentlich Kenntniß der Geſchichte der verfchiebe- 
nen Volksrechte, vergleihende Rechtsgeſchichte, wird fortan alle Redhtsphilofophie 
zwar gewiß nicht, wie bie einfeitigen Anhänger bes Poſitivismus und ber hiftori- 
jhen Schule meinen, erfegen, wohl aber begründen. Der Rechtsphiloſoph muß 
fein anderweitig gewonnenes fpekulatives Princip auch an dieſem Stüd der menſch- 
lichen Geiftesgefhichte erproben, er muß zufehen, wie er bieß eigenthümliche Gebiet 
in den Rahmen feines Syſtems unterbringe. 

Wir finden alfo die Realiftrungen der Rechtsidee in ihren mannichfaltigen 
Erſcheinungsformen in der Geſchichte erfahrungsgemäß vor. Nächſte Aufgabe ber 
Redtsphilofophie ift, das Princip diefer Erfheinung zu fuchen, zu fragen: was 
'ift der eigenthümlihe Grundgedanke verfelben, der fie von andern verwandten 
Geiftesgebilden unterfcheidet, und wie hängt fie mit diefen zufammen? ferner, ba 
wir überall, wo Menfhen in Gemeinschaft leben, mwenigftens Anfäge zur Rechts— 
geftaltung finden, da alfo das Recht wie Sprade, Religion, Ethos, Kunft ꝛc. ein 
wefentlih nothwendiges Attribut der Menjhennatur zu fein fcheint, worin liegt 
dieſe Nothwendigfeit des Nechtsbegriffs für ven Menſchen? Weitere Aufgabe würde 
dann fein, mit dem — durch philofophifches und geſchichtliches Forſchen zugleich 
gefundenen — Princip des Rechts die verſchiedenen Gebiete des Rechts bis in 
ihr Detail zu durchdringen. 

Gehen wir aus von einer ungefähren Bejchreibung des Rechts, welche noch 
feine Definition fein fol, fo wird man wohl, ohne Widerſpruch zu befahren, das 
Recht vorläufig als einen Inbegriff von allgemeinen Ordnungen, von allgemeinen 
Beftimmungen bezeichnen dürfen, unter welchen einzelne Fäle mit einer gewiſſen 
Nothwendigkfeit ſich fubjumiren. 

Die gemahnt ung nun fogleih an die Orundeigenfhaft alles menſchlichen 
Denkens an ſich. Al’ unfer Denken, wie es fid in ben logifhen Formen von 
Urtheil, Begriff und Schluß, und im Schluß in der Form von Oberſatz, Unter- 
fa und Konklufion bewegt, ift in ver That nichts Andres, als ein Subfumiren 
von Einzelnen unter ein höheres Allgemeines. Das fimpelfte, gedankenleerſte Urtheil: 
„heut ift e8 kalt, ift es warm" fubfumirt den Eindrud einer einzelnen momen⸗ 
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tanen Sinnenempfinbung unter ein Allgemeines: „heute“, „kalt“ find Allgemeiu- 
heiten für eine Neihe von Einzelvorftellungen verfelben Art. Die menſchliche Sprache, 
an melde das Denken unlösbar gefnüpft ift, welche die wejentlihe Form unfres 
Denkens ift, hat ihr Weſen in nichts Andrem, als in der Aufftellung von Ein- 
heiten für mannichfaltige Erfcheinungen der gleichen Art. Alles Spreden und 
Denten ift alſo ein Suden von Allgemeinheiten, von Einheiten für das Viele, 
Der Schluß, der Syllogismus, ift nod deutlicher als das Urtheil ein Subfumiren 
eines Einzelnen unter ein Allgemeines. | 

Und all unfer Forfhen im Gebiet des Geiſtes und der Natur ift nichts 
Andres als ein Suchen von Einheit, Allgemeinheit, Nothwendigkeit für die ſchein— 
bare Vielheit, Bereinzelung, Zufälligfeit der Erfheinungen. Im Gebiet ver Natur 
begnügen wir uns nit mit dem Anblid der zahllofen Einzelerfcheinungen, melde 
fallende Körper barbieten; wir ſuchen für diefe vielen Fälle nad ihrer Einheit, 
Allgemeinheit, Nothwendigfeit, d. 5. wir judhen nad) ihrem „Geſetz“ und fpredhen 
von einem „Geſetz“ der Schwere. Im Gebiet des Geiftes begnügen wir uns nicht 
mit den Eindrücken gewiffer Naturerfheinungen oder menfhliher Werke auf unfre 
Phantafie: wir ſuchen zu ergründen, warum alle dieje gleihartigen Erſcheinungen 
den gleihartigen Eindrud, den wir „Schönheit“ nennen, auf uns machen, d. h. 
wir ſuchen nad dem Gefeg der Schönheit. Alles menſchliche Forſchen ift 
alfo ein Suden nad Geſetzen, d. h. einer einheitlichen Allgemeinheit, welcher 
mit Nothwendigkeit ſich Einzelerfheinungen fubfumiren; dann, fobald wir ein Geſetz 
in biefem Sinn gefunden haben, befriedigt fi unfer Denken: dann fogleih, aber 
auch nicht eher. Denn unfer „Dentkgeſetz“ felbft (d. h. das allgemeine einheitliche 
nothwendige Wefen aller unferer Gedanken) ift eben das Suden von Geſetzen, 
von nothwendigem Allgemeinen. So ſuchen die Naturwiffenihaften „Naturgejege”, 
bie Geifteswifjenfhaften „Geiſtesgeſetze“. Denn wir haben die Fülle der Erſchei— 
nungen nad dem Mafftab ihrer finnlihen unmittelbaren Wahrnehmbarfeit in die 
zwei großen Halblugeln, Natur und Geift, gefhieven. Aber der menfchliche Geift 
will nit nur für jede biefer Hälften wieder Ein Gefeß, er trachtet nit nur 
nad Einem Naturgefeg, das in allen Naturgefegen, nach Einem Geiftesgefeß, das 
in allen Geiftesgefegen erfcheint, er verlangt nad einer Einheit auch noch über 
and in diefer Zweiheit, und wie er alles Gedenkbare zufammenfaßt, die Natur- 
welt und die Geifteswelt, in den Begriff des Univerfums, fo erfchwingt er fich zu 
dem Begriff und ber Forderung eines abfoluten Geſetzes, eines Weltgefeges, 
der Einheit und Nothwendigkeit im Univerfum. 

Wenn wir nun das Recht ebenfalls als eine allgemeine Orbnung erfannt, wel 
her fi) Einzelnes mit Nothwendigfeit fubfumirt, fo werben wir ſchon jett den inneren 
Zufammenhang des Rechtsbegriffs mit dem ganzen Geiftesleben des Menſchen und 
feine innere, ideale Nothwendigkeit für ven Menfchen verftehen. Und dies nad- 
zuweifen und hervorzuheben, ift eine wichtige Aufgabe ver Rechtsphilofophie. Wir 
haben gejehen, wie von Platon an durch die Zeit der Scholaftit nnd der Natur- 
rechtslehrer bis herab auf die modernen Socialiften Recht und Staat faft immer 
nur als die Frucht äußerer Nöthigung aufgefaßt wurden, als eine gegenfeitige 
Affekuranz von Leben und Eigen gegen Mörder und Räuber. Es wird nicht ge= 
leugnet, daß diefe äußere Nöthigung befteht, aber fie befteht nicht allein. Nicht 
nur aus äußeren Gründen werden die Menfhen zum Recht und Staat geführt, 
fondern auch eine ideale Nothwendigkeit drängt fie dazu, ihr Zufammenleben in 
al’ feinen mannichfachen Beziehungen und Erſcheinungen nad einer einheitlichen, 
allgemeinen, von der Vernunft nothwendbig geforberten Regel, d. h. nad) einem 
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Geſetz zu orbnen; denn alles menfchliche Denken fucht für alle feine Gegenftände 
notbwendig nach Gefegen. . 

Aber eben deshalb, weil das Suchen nad allgemeinen, vernunftgemäßen Orb- 
nungen jede Thätigfeit des Menfchengeiftes ausmacht, kann hierin noch nicht das 
für das Nechtögebiet eigenthümliche Kriterium Tiegen. Wir haben bisher nur ge— 
fehen, daß das Recht organifh und mefentlih mit dem Gefammtwefen des Men- 
fchengeiftes, einem Suden von allgemeinen Gefegen, zufammenhängt ; jet haben 
wir dasjenige Moment, welches dem Rechtsgeſetz eigenthümlih zufommt, auf- 
zuſuchen. 

Es lehrt num aber die natürliche und geiſtige Beſchaffenheit des Menſchen, 
daß er auf Gemeinſchaft angewieſen iſt, auf Zuſammenleben mit ſeines Glei— 
chen. Der Naturtrieb zwingt die Geſchlechter der Menſchen zuſammen, nicht nur 
momentan, wie andere Geſchöpfe: die Hülfsbedürftigkeit des Menſchen in ſeiner 
Kindheit nöthigt zu einem dauernden Beiſammenſein, und bie menſchliche Familie 
iſt ſchon an ſich ſpecifiſch verſchieden von der thieriſchen, wie die menſchliche 
Sprache, welche ebenfalls dauernde Gemeinſchaft vorausſetzt, von den Naturlauten 
der Naturwelt. Es kann num aber ferner der Menſch nicht exiſtiren, geſchweige 
denn die in ihm liegenden Potenzen völlig entwickeln, ohne in viel größerem 
Make als die Thiere, Gegenftände der Natur, Sahen, Güter, zu benugen; er 
bedarf nicht nur der Nahrung und Wohnung — Kleidung, Waffen, Geräth aller 
Art find ihm ſchon zur Eriftenz umentbehrlih. Da er num aber in Gemeinſchaft 
der Ehe, Familie, Sippe, Horde, Gemeinde lebt und leben muß, fo find, bei der 
gleihen Bedürftigkeit Aller, Konflikte über die äußeren Verhältniffe ver Einzelnen 
zu ven Sachen und unter einander unvermeiblih, und es tft fein Zweifel, daß 
das äußere Bedürfniß, folhe Konflikte zu vermeiden oder raſch zu beenden, die 
reale äußerliche Nöthigung war, melde den Menfhen zu Recht und Staat 
‚geführt bat, aber es ift grundfalf, wenn man diefe Orbnungen aus jener äußer- 
lihen Nöthigung allein ableitet. Die Menfhengenoffenfhaft fordert eine Friedens- 
ordnung, aber nicht jebe ift ihr genügend, melde nur überhaupt Ordnung ſchafft, 
| fie fordert eine vernünftige Friedensordnung. Darin liegt bie ibeale, in- 
nere Wurzel des Rechts. Der Menſch will das Geſetz nicht als äußere Nöthi- 
gung, als bloße willfürlihe Zwangsorbnung : er hat die Fähigkeit und das Be- - 
dürfniß, auch in dieſem Gebiet, wie in allen andern, viejenige allgemeine und 
einheitliche Ordnung über der Vielheit der Erfheinungen zu ſuchen und zu finden, 
welche ihm vernunftnothwendig fcheint; es ift jedes Volksrecht der Berfuch einer 
Menſchengenoſſenſchaft, eine vernünftige Friedensordnung zu finden; fie ſprechen 
den Inbegriff jener Grundſätze aus, welche, nad ihrer Auffaffung, den Erwerb, 
Umtaufh und Berluft von Gütern oder Anfprüdhen, die Beftrafung unbefugter 
Berlegung verfelben, und ten Beweis hierüher, welche überhaupt ein Zufammen- 
leben in gemeinfamen Intereffen bebingen. Und wird biefe Friedensordnung ge— 
broden, fo Hat der Berlette die Empfindung, daß nicht nur fein Vortheil, 
fondern daß bie allgemeine Bernunft, unter deren Schuß fein Recht befteht, ge— 
brodyeu wurde, und weil feine Rechtegenofien in der Verlegung jedes Rechtes eines 
Einzelnen die Verlegung jener Friedensorbnung erbliden, welhe, nad ihrer Aller 
gemeinfamen Ueberzeugung, allein vernünftiger Weife ein Zufammenleben ermög- 
liht, deshalb empfinden fie Alle, wie der Berletzte felbft, vie Nothwendigkeit von 
Wiederherftellung und, je nah Umftänden, Genugthuung. Auf Grund dieſer Be 
trachtungen ergibt ſich uns an Stelle ver obigen vorläufigen Umfchreibung fol- 
gende Definition: Das Recht ift die vernünftige Friedensorbnung 
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einer Menfhengenoffenfhaft über ihre äußern Berhältniffe zu 
einander und zu den GSaden. 

Jedes Merkmal in dieſer Definition trägt eine ganze Reihe von wichtigen 
Folgefägen in fi, oder, da fie zugleih das Ergebniß biftorifcher Erfahrung wie 
logiſcher Debuftion ift, können wir auch fagen: es ift eine Fülle von Sägen in 
ihr zufammengebrängt. Aufgabe der folgenden Skizze fann nur fein, einige ber 
wichtigften Konfequenzen, welde zugleih als Entfheivungen ber bebeutendften 
Streitfragen auf unferm Gebiet erfheinen, kurz anzudeuten. Das Recht ift vie 
vernünftige Orbnung einer Menſchen genoſſenſchaft; es ift damit ald Werk ber 
menfchlihen Bernunft bezeichnet und jede Ableitung besfelben von übernatürlicher 
Dffenbarung abgeihnitten. Mag man wie die andern höchſten Ideen der Menſch— 
beit, die des Guten, Wahren und Schönen, die Moral, die Wiffenfhaft und bie 
Kunft, fo auch die Idee des Rechts auf eine Über dem Menfchen ftehende Geiftes- 
macht zurüdführen: die Berwirklihung diefer Idee in den einzelnen geſchichtlichen 
Rechten gefchieht durch die menſchliche Vernunft allein, und eine einzelne Ber- 
faffungsform oder privatrechtliche Inftitution ift niemals Probuft übernatürlicher 
Offenbarung. Ws Ordnung einer Menfhengenoffenfhaft, nidt der 
Menſchengenoſſenſchaft, erſcheint und das Recht, d. h. es gibt fein Naturrecht, 
es gibt fein abftraftes, für alle Völker und alle Zeiten gleichmäßig gültiges 
Mufterreht. Freilih die Idee des Rechts ift der ganzen Menfchheit, allen Völkern 
gemein. Aber wie es feine abftrafte, allgemein menfhlihe Kunft gibt, jo aud 
fein abftraftes, abfolutes Recht. Die allgemein menjchlihe Idee des Schönen er- 
ſcheint nicht in einer abfoluten Kunft, fonderm in der Totalität und Reihenfolge 
ber orientalifhen, hellenifchen, germanischen Kunftformen. Und die allgemein menjd- 
lihe Idee des Nechts erfcheint in der Totalität und Reihenfolge der einzelnen 
Volksrechte, wie ja aud die Menfchheit nicht als ein todtes Abftraftum über ven 
Nationen, fondern eben in der Totalität der Nationen erfcheint. Die BVBerfchienen- 
heit der Nationaldharaktere erfcheint in der Berfchievenheit der Rechte, wie in ber 
der Künfte, Sprachen, Religionen; das und nichts Andres ift ja der fogenannte 
„Zweck“ der Weltgeſchichte — menn man diefen uneigentlihen Ausdruck nicht 
aufgeben will —, daß die ganze Potenz, die in der Menſchheit fledt, ſich in ben 
Nationaldarakteren realifire, und dies unendliche Leben der Geſchichte liegt gerade 
in den immer wecfelnden Färbungen und Erſcheinungen, welche die einfachen Grund» 
formen des menſchlichen Weſens wie in der Phnfis, fo im Geiftesgebiet (in Re- 
ligion, Sitte und Net) durch die Verſchiedenheit der Nationaldaraktere erfahren. 
Bleiben wir bei dem Gebiet des Rechts. Es kann keine für alle Völker und alle 
Zeiten muftergültige Staatsverfafjung und fonftige Rechtsordnung geben. Ein 
andres Recht braudyt ein Berge, ein andres ein Küftenvolf, ein Nomadenvolf, ein 
Bolt von Aderbauern; ein andres dasſelbe Volk auf einer fortgefchrittneren Kultur- 
ftufe als in ver Periode feiner Borkultur: der Hellene, der Römer, der Germane, 
der Kelte, der Slave, jeder brüdt feinen Nationaldarafter, wie in feiner Sprache, 
fo in feinem Recht aus: das Recht erwächst mit jedem Volk aus feinen natür- 
lichen biftorifchen und nationaldaraktermäßigen Borausfegungen, e8 fol dem Na- 
tionaldharalter und dem jeweiligen Kulturftand entfpredhen; es erwächst zuerft un- 
bewußt, unwillkürlich, nothwendig, als Gewohnheit, und urfprünglid hat fich ein 
Volk fein Net fo wenig gemacht wie feine Spradke. 

Man hat diefer Auffaffung der biftorifhen Schule vorgeworfen, fie führe zu 
einem völligen Onietismus. Denn wenn jedem Volk fein Recht mit Nothwendig- 
keit aus feinem Geſammtcharakter erwachſe, dann könne der Einzelne nichts thun, 
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als es eben wachſen laſſen, und von einem Fortſchritt, von einem Lernen und 
Streben ſei dann keine Rede. 

Dieſer Einwurf trifft nicht zu; denn ſoweit er trifft, iſt er kein Einwurf, 
und ſoweit er ein Einwurf wäre, trifft er nicht. Allerdings in unmittelbaren Kul- 
turzuftänden verhält es fich auch fo im Ganzen, daf das Recht mehr unbewußt 
als mit bewußter Abficht geändert wird. Schreitet aber mit ver Bildung und ber 
Komplicirtheit des Lebens auch die Neflerion in einem Bolfe fort, fo ergreift fie 
natürlic auch den MNechtöftoff und fucht mit Bewußtſein, wie in allen andern 
Lebenstreifen, fo auch bier zu ändern und zu befjern, und da das Recht ftets 
ein Spiegel des Bolfszuftandes ift, fo wäre es ebenfo unnatürlih, wenn ein in 
ber Reflexion fortgefchrittenes Volk fein Necht ohne Neflerion beftellte, wie wenn 
in ben germanifchen Urwälvern die Dinggenoffen ihre Urtheile und Weisthümer 
mittelft Rechtsphilofophie gefunden Hätten. 

Damit erledigt fich auch der Einwurf, daß nach diefer Auffaffung alles Lernen 
der Völker von einander, aller Fortfchritt unmöglich fei. Allerdings, das wird nie 
mals eintreten, was man mit mehr Schwärmerei denn Kenntniß der Gefchichte 
und des menfchlichen Wefens als Endziel der angeblich immer in einer Linie fort- 
ſchreitenden Weltgefchichte bezeichnet hat, daß nämlih am Ende der Tage ein all- 
gemeines Menfchheitsrecht an die Stelle der nationalen Nechte treten werbe. Dieß 
wird nie eintreten, fo wenig als es jemals eine abftrafte Menjchheit ohne natio- 
nale Unterfchiede, oder eine allgemeine Menfchheitsfpracdhe geben wirt, kann und 
fol. Iener troftlofe Zuftand abfoluter Einerleihett wird ſchon durch die von feiner 
Kultur ganz zu verwifchenden Naturunterfchiede in Race, Klima, Boden zc. aus- 
gefhloffen. Aber gar nicht ausgefchloffen tft dur unfre Auffaffung, daß, fofern 
die Bildung, die Intereffen, die Geſammtanſchauungen der Völker, in bemfelben 
Maß auch ihre Rechtsanſchauungen ähnlicher werben; auch dann wird bie Gleich- 
heit der Rechte nur der Spiegel ver veränderten Zuftänve fein. Und in ſolchen 
Rechtsgebieten, welche ihrer Natur nach mehr der Gemeinfchaft als dem Sonder: 
leben der Bölfer angehören, wirb eine folche Nechtsgleichheit in nicht allzu weiter 
Ferne zu erreichen fein : ſchon jett befteht ein europäifches Völkerrecht, und es ift 
gar nicht undenfbar, daß fich in dem Handels- und Wechfelrecht, im Autorrecht, 
wie im Poft- und Eifenbahnenrecht 2c. alle civilifirten Völker bis auf ein Mini- 
mum in ihren Anfchauungen vereinigen; im Familienrecht, im Recht der Liegen- 
haften wird dies nicht eintreten, abgefehen davon, daß auch ganze Rechtsgebiete 
bei manchen Völkern nothwendig vorkommen und bei andern nothwendig fehlen 
werben (Gebirgsvölker und Küftenvölfer ꝛc.). Und fo können vie Völker auch im 
Necht, wie in ber Kunft, und Sitte, von einander lernen. Sofern gewiſſe Rechts— 
verHältnifje (3. B. im Obigationenrecht) bei allem menfchlichen Zufammenleben vor- 
fommen und nach einer immanenten Logik diefer Verhältniſſe beurtheilt werben 
müffen, kann ein minder entwideltes fulturjüngeres Bolt recht wohl die Wahr- 
heiten aboptiren, welche ein kultwrälteres vor ihm gefunden, fofern nicht auch in 
diefen Dingen vie nationalen Anſchauungen zu weit aus einander gehen. Das 
wichtigfte Beiſpiel dieſer Erfeheinung ift die Neception des römifchen Rechts in 
Deutſchland. Da wir die ganze griechifcherämifche Kultur recipirt haben, war es 
ſehr natürlich, daß auch das römiſche Necht, dieſer wichtigfte Beſtandtheil der 
römifchen Kultur, aufgenommen wurde, und infofern war dieſe Aufnahme auch 
heilfam und lehrreich. Unnatürlich aber war, daß biefes Stüd antiker Kultur in 
ganz andrem Sinne als das übrige recipirt werben follte, nämlich abfolut, d. h. 

age, If es für uns affimilirbar, in unfre Anfchauungen übertragen war, ſon- 
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bern ganz, wie und weil es im Corpus juris gefchrieben ftand. Jener unnatür- 
liche Vorgang war nur möglich unter dem Schutz ber Auffaffung des römiſchen 
Reiches deutſcher Nation als einer Fortfegung des römifhen Imperatorenreichs, 
Das Aufdrängen erfolgte unter heftigftem Widerftreben des Vollslebens, und wir 
dürfen gewiß fein, daß aller nicht afjimilirte Stoff des römifchen Rechts wieder 
ausgeftoßen werben wird, 

Wie unfre Definition das Naturrecht und ein illuforifches allgemeines Men— 
fchenreht der Zufunft ausſchließt, fo beftimmt fie auch das viel beftrittne Ver- 
hältniß des Rechts zum Staat. Selbftverftänplih ift diejenige Menfchengenoffen- 
fchaft, deren Frieden das Recht nad ihrer Auffaffung vernunftnothwendig ordnet, 
regelmäßig eben ver Staat. Der eigentliche normale Rahmen, in weldem bas 
ausgebildete Rechtsleben ſich regelmäßig bewegt, ift der Kreis des Staats, zunächſt 
und regelmäßig weder ein engerer noch ein weiterer. Indeſſen, wenn auch nur’ 
im Staat das volltommene Nechtsleben fich ausbildet, fo finden ſich Anſätze, erfte 
Dildungen des Rechtstriebs in Sachen-, Familien⸗, Bertrags- und Strafrecht doch 
auch ſchon vor dem Staat, in der Sippe, der Horbe, der Gemeinde, aus welchem 
der Staat allmälig gichichtlich erwächst, und bei manchen Stämmen, welche e8 zu einem 
eigentlichen Staat fo gut wie gar nicht Bringen, treffen wir doch ein ziemlich ent- 
wideltes Familien⸗/ Sachen- und Erbrecht; bilden fie doch ebenfalls eine Ge-, 
noffenfchaft. Eine Oenoffenfchaft können nun aber aud die Völler mehrerer 
Staaten zu beftimmten Einzelzweden, dauernd oder vorübergehend, eingehen, und 
Hanbelsverträge, Bünpniffe, völferrechtlihe Verträge aller Art begründen dann 
eine Friedensordnung unter mehreren Reichen. Jedoch zeigt ſich ſchon darin, wie 
fehr der normale Kreis der Rechtsgenoffenfchaft der Einzelftaat ift, daß in ven 
Genoſſenſchaften, die Heiner oder größer als jener Rahmen, fo leicht das erfte 
Erforderniß des Nechtslebens fehlt: ein Richter und eine Zwangsgewalt für das 
Urtheil. Das patriarchaliſche Haupt der vorftaatlihen Horde wird allzu häufig 
feinen Machtſpruch an die Stelle des Rechtsſpruchs fegen, und der Mangel eines 
Forums, einer allezeit verläffigen Grekutive, bildet die ſchwache Seite des Rechts, 
fobald es feinen Kreis über mehrere Staaten ausvehnt; das Bölferreht hat bisher 
vergeblich nad einem Tribunal gefucht, welches in jevem Falle einer Rechtsver— 
legung zuverläffig die Erfüllung der Verträge erzwingt und ſich nicht durch einen 
Antheil an der Bente beftehen läßt; es verläuft bier das Völkerrecht in das 
Gebiet der Politik, und alle Träume eines durch das Gericht aller Großmächte geficherten 
ewigen Friedens werben, fo lange die wiverftreitenden Intereffen und Leivenfchaften ver 
Bölfer beftehen, Träume bleiben.*) 

Da das Recht nur das äußere Verhältniß der Menſchen zu einander, nicht 
das innere Berhalten zu Gott oder zu andern Menfchen orbnet, fo ergibt ſich, 
daß es ben Inhalt von Religion und Moral nicht zu berühren hat, daß aber 
auch dieſe in feiner Weife überzugreifen haben in das Gebiet von Recht und 
Staat. Recht und Staat find Selbftzwede fo gut wie Religion und Moral, fie 
find felbftänbige MNealifirungen von Ideen, melde ver menfhlihen Vernunft fo 
weſentlich find wie Religion und Moral. Defihalb, weil fie alle nur verfchiedene 
Erfheinungen und Richtungen einer einzigen Kraft find, befteht im Princip kein 
Gegenfag oder gar Widerſpruch zwifchen ihnen, fondern volle Harmonie, Nur in 
der Erſcheinung können Konflikte entftehen, wenn etwa der Staat den Inhalt des 


*, Ann. d. Med. Diefer das Völkerrecht verneinende Anficht können wir nicht beiſtimmen. 
VBgl. d. Art, Völlerrecht und Recht. 
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nothwendig freien Glaubens oder die Kirche eine beſtimmte Glaubensform als Vor⸗ 
bedingung ſtaatsbürgerlicher Rechte vorſchreiben will. Auf allen dieſen Gebieten des 
freien Innenlebens in Religion, Wiſſenſchaft, Kunſt, hat der Staat nur ein Recht 
zu gebieten und zu verbieten, ſofern dieſe inneren Gewalten in äußeren Erſchei— 
nungen ftörend in die fFrievensorbnung eingreifen, wenn z. B. eine Gelte den 
Kriegspienft verweigern oder zur Vernichtung der Andersgläubigen aufrufen will. 
Somie diefe unfichtbaren Kräfte äußere, fihtbare Erſcheinungen treiben, treten fie 
in das Gebiet des Rechts ein und geben ihm Beranlaffung, in ihrem eigenen 
Intereffe, Formen, Friedensorbnungen zu bilden; z. B. das Allergeiftigfte, der 
Gedanke des Künftlers und Schriftftellers, bedarf, fowie er den Kreis äußerer 
Interefien betritt, einer Rechtsordnung, des Autorrechts; und wenn ver religiöfe 
Gedanke zu einer auch äußerlich fo wichtigen, mit äußerlichen Gütern fo reich aus- 
geftatteten Bildung treibt, wie die Kirche, fo fünnen und müſſen fih an dieſes 
Aeußerliche Rechtsformen anfegen, und es entfteht ein Kirchenrecht und Kirdhen- 
ftaatsreht, während das ganze Neligionsredt ſich in den Sag zufammenfaffen 
läßt, daß der Staat fich gegen die Religion zwar feineswegs gleichgültig verhält, 
aber volle Neligionsfreiheit in dem Sinne zu gewähren bat, daß er einerfeits 
bad eben jeder Religion, welche nicht fitten- und ftaatsgefährlich wirkt, unberührt 
läßt, anderfeits feinem religiöfen Bekenntniß Einfluß auf die ftaatsbürgerlichen 
Rechte beimißt. 

Ebenfo ftehen Moral und Recht nicht feindlich, nicht gleichgültig, aber un- 
abhängig neben einander. Wenn ſolche Pflichten, bei deren Erfüllung Alles auf 
freie innere Gefinnung anfommt, 3. B. Dankbarkeit, vom Recht in feinen Bereich 
| gezogen werben, wie dies im Recht der Athener der Fall war, fo ift dieß ein un- 
befugter Uebergriff, der weder moraliſch noch juriftifch gute Früchte bringen wird. 
Wenn umgefehrt das kanoniſche und das mittelalterlihe Staatsrecht rein moralifche 
Vergehen mit äußern und fogar mit ftaatlichen Strafen belegt, fo gilt hievon buch— 
ſtäblich dasſelbe. Freilich gibt e8 zahlreiche Berührungspunfte beider Gebiete, in 
ı welden die Gefinnung auch für die juriftiihe Behandlung von Einfluß ift; 3. 2. 
dolus und culpa, niht nur im Straf, ſondern auc im Privatrecht. 

Ob nun aber aud im Princip zwifchen Moral und Recht fein Gegenfag 
befteht, jo fann doch in der Erfcheinung, wie bie Geſchichte lehrt, ein folder leicht 
genug vorfommen. Wenn nämlich durch frankhafte Zuftände ein Volksleben Formen 
und Orbnungen, welche für eine frühere Zeit ganz gut paßten und eben bie For- 
men eines früheren Lebensinhaltes waren, aber für die Bepürfniffe einer fort: 
gefhrittenen Zeit, für den neuen Pebensinhalt des Volkes nicht mehr paſſen, nod 
feftgehalten werben, weil etwa ein Theil des Volles, ein Stand, fein felbftifches 
Intereſſe dabei findet, während das eigentliche Volksleben eine Veränderung ber 
alten Formen forbert, fo liegt ein Konflitt vor von formalem, aber abgeftorbenem 
Recht und Ichendig fittliyen Mächten, welche aber noch nicht Recht geworben find. 
Allbelannte Beifpiele find die Kämpfe ver Patricier und Plebejer in Rom, der Ge: 
ſchlechter und Zünfte in den mittelalterlihen Städten, die franzöfifhe Revolution x. 
In den meiften Fällen werben ſich bier die Verfechter des formellen Rechts aud 
füttlih für volberedhtigt halten, es werden nicht nur bie felbftiihen Intereſſen, 
aud die Ueberzeugungen, bona fide ſich entgegenftehen, und dann wird die Hart- 
nädizfeit ver Einen, ver Ungeftüm der Andern aufs Höchfte fteigen und die Spannung 
fo uuerträglich werden, daß eine gewaltfame Veränderung erfolgt. Man bat in 
folhem Fall von einem „jus revolutionis* gefprohen im juriftiihen Sinn. Dies 
ift unftatthaft: eine juriſtiſche, Befugniß zu gewaltfamem Bruch des formalen Rechts 
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fann fein Staat ausfprehen ohne ſich ſelbſt aufzuheben. Man muß bier Recht 
und Moral jharf aus einander halten. Kein Kenner von Recht und Gefchichte 
wird einem Bolf das jittlihe Net der Nothwehr gegen unerträglich gewor— 
denen Drud von veraltetem formalem Recht abſprechen: das Recht foll eine ver- 
nünftige Friedensorbnung fein; ift e8 eine unvernünftige Ordnung, ift 
der Drud unerträglih und eine Abhülfe auf dem Wege des Rechts unmöglich 
geworben, fo ift es ber Gipfel der Thorheit, zu verlangen, daß das Volk unter: 
gehe und das formale Recht erhalten werben fol; vielmehr hat in foldyem Fall 
das Volk fittlich die Befugniß auch gewaltfamer Selbfthülfe, und die Verfechter 
des veralteten Rechts handeln unfittlih oder doch unvernünftig. Aber freilich, ein 
Bruch des formalen Rechts ift und bleibt jede Nevolution, wenn wir fie 
moraliih auch noch fo fehr gerechtfertigt erachten; ein Bruch des Rechts aber ift 
unter allen Umftänden eine Kataftrophe, weldye ven Beftand des Staats bedroht, 
ja momentan aufhebt; denn vor dem gefährliden Sag, daß ein nur formales 
Recht auch juriflifch fein Net mehr fei, muß man mit aller Entſchiedenheit war- 
nen: biefer Sa wiberftreitet tem Wefen alles Rechts und macht ven Beftand des 
Staat von der Laune jedes Mißvergnügten abhängig. Es ift aud bie fittliche 
Rechtfertigung der Nevolution noch eine gefährlihe Theorie, aber fie ift die un— 
verfchweigbare Lehre der Philofophie und der Weltgochichte; Borausfegung dabei 
ift eben, daß in der That objektiv ein Fall der unerläßlichen Selbſthülfe gegeben, 
daß in der That der Drud des formalen Rechts unerträglih und eine friedliche Ab- 
bülfe unmöglid geworben fei. Wird diefe Frage leichtfertig bejaht, fo trägt die fittlich- 
politiihe Verantwortung nicht die richtige Theorie, fondern die unrihtige Praxis. 

Wir müffen uns hier verfagen, das rechtsphiloſophiſche Princip im Detail 
der einzelnen Rechtsgebiete zu bewähren. Die Ableitung des Eigenthums aus der ' 
geiftigen Perſönlichkeit wie aus der natürlichen Baſis verfelben, die Deduftion ber 
Ehe und des Familienrehtd aus dem fittlihen Bebürfnig nit minder als aus 
dem natürlichen, die Ableitung des Erbrechts, nicht nur aus ben nationalöfono» 
mifhen Erwägungen, fondern aud aus den idealen Gründen der Kontinuität ber 
Gefhihtsentwidiung in der Folge der Generationen, die Rechtfertigung des Tefta- 
ments und ber Familienerbfolge neben einander, aus der Öeiftesfreiheit und Na- 
turgebundenheit des Menfhen, die Zurüdführung des Vertragsrechts wie auf bie 
Hülfsberürftigfeit des Einzelnen, fo auf die allen Einzelnen gemeinfame Nedhts- 
vernunft und andere Detailausführungen, würden überall die ideale neben ber 
realen Wurzel der Rechtsbildungen aufzuzeigen haben, während im Proceßrecht 
die Oefege des menfhlihen Erkennens in ver Lehre von Behauptung, Wiver- 
ſpruch, Einrede und Beweis in ihrer Uebertragung auf das Gebiet der Redhts- 
vernunft nachzuweiſen wären und im Strafrecht der legte Grund des jus pu- 
niendi des Staates nicht blos in der realen Nothwendigkeit der äußern Selbft- 
erhaltung durch Abjchredung, fonvern ebenfo in der idealen Nothwendigkeit der, 
inneren Seibfterhaltung dur Genugthuung zu finden fein würde. 

Wir berühren nur noch eine der wichtigſten Fragen über Wefen und Auf- 
gabe des Staates. Kaum ift die Kontroverfe über Rechts- oder Polizeiftaat in 
ihrer früheren Faſſung als erledigt zu betrachten, fo taucht fie in ver neuen Form, 
welde ihr der franzöfifche Socialismus und das moderne Princip der Afjociation 
verliehen, wieder auf, und zwar Heidet ſich dießmal ber Irrthum in eime viel 
ſcheinbarere Argumentationsweife. 

68 hing mit der ganzen Kant’ihen Auffafjung von Ethos, Recht und Staat 
zufammen, daß legterer von ihr lediglich als eine große Rechtsanſtalt gefaßt wurde: 
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er beftellt die Gerichte und vollzieht nöthigenfalls mit Gewalt ihre Urtheile. Dieſer 
bloße „Rechtsſtaat“ wurde dann dürch die politifhen Bewegungen in Deutfchland, 
welche noch unter der Herrfhaft der kritiſchen Philofophie anhoben, in doppeltem 
Sinne zu einem Parteimort umgeprägt. „Rechtsſtaat“ nannte man nämlich ein- 
mal den modernen Staat, wie er im Zufammenhang mit der englifchen und mehr 
noch mit der franzöfifhen Revolution dem mittelalterlihen Feudal- und Patrimo- 
nialftaat entgegentrat. Der moderne Staat mit feinem Begriff von Stantsbürger- 
thum, Trennung der Gewalten, Volksvertretung, politiihen Grundrechten auf Frei- 
beit und Sicherheit der Perfon, des Eigenthums, des Belenntniffes, der Preffe, 
‚ Unabhängigkeit der Gerichte — diefer moderne Staat hieß der Rechtsſtaat, im 
Gegenfag zu der Negation oder Berfümmerung al’ biefer Attribute im Staats- 
wefen. Zweitens aber verlangt der Radikalismus im Gegenfat zu dem Polizeiftaat 
einen bloßen Rechtsſtaat in dem Sinne, daß die ungebührlihe Bevormundung und 
Bielregiererei, die der bureaukratiſche Staat in alle Berhältniffe des Lebens mengte, 
gar nicht zur Aufgabe des Staates gehöre, welcher vielmehr, wobei man fih auf 
Kant berief, lediglich eine Gerihtsanftalt fei; man hatte die Hand des Staates 
in dem Leben der Gefellfchaft, ver Wirthſchaft, des Handels und Verkehrs, der 
Kultur fo häufig nur in ftörenden, hemmenden, ftatt in förbernden Eingriffen 
empfunden, daß man ihr das Recht zu allen Eingriffen überhaupt völlig ab- 
ſprechen wollte. 

Es bedarf num feiner Auseinanderfegung, daß bie Nehtsphilofophie den mo- 
bernen Staat nur als „Rechtsſtaat“ in jenem erften Sinne im Gegenſatz zu bem 
Feudalſtaat faffen kann, welchen fie ruhig der Stantsromantif überläßt. 

In dem zweiten Sinn aber kann bie Rechtsphiloſophie ven „bloßen Rechts—⸗ 
ſtaat“ nicht fanktioniren, fie muß dem Staat, neben ver Rechtspflege in Civil— 
und Strafproceh, noch andre Aufgaben zuweiſen. Der Mißbrauch der Apminiftra- 
tion darf nicht zur Verwerfung aller Aominiftration führen. Die Aufgabe des 
Staats ift, die Rechtsidee zu realifiren; das Recht ift aber bie Friedensord- 
nung über alle äußern Berhältniffe ver Menfhen zu einanber und zu ben 
Sachen. Diefe Friedensordnung bewegt ſich nun keineswegs blos im Gebiet 
von Privat- und Strafredt. Wo immer Menfhen in äußere Berhältniffe zu ein- 
ander und zu ben Sachen treten, bebarf es einer vernünftigen Orbnung, 
welche keineswegs blos Erhaltung des dermaligen Beftandes, fondern fteten Fort— 
f&hritt, ftete Förderung bezweden muß; eine Ordnung, weldye nur erhalten und 
ſchützen, nicht auch fördern wollte, wäre feine vernünftige Orbnung. 

In allen oben erwähnten Kreifen, Handel, Verkehr, Kunft, Religion, Wifjen- 
haft, Kultur, Wirthſchaft zc. entfteht, fowie äußere Berhältniffe ver Menfchen zu 
einander und zu den Sachen fidy bilden, das Bedürfniß nad fhilkenden und fördern » 
den Orbnungen; dieſe find juriftifcher Natur, und obwohl feineswegs der Staat 
alles Recht au maden bat, das fi in feinem Nahmen bewegt, obwohl er viel- 
mehr allen Lebenskreiſen überlaffen fol, fich felbft auch die Rechtsformen für ihren 
Inhalt nad eignem Bedürfniß und eignem Ermeffen zu ſchaffen, im Wege ber 
freien genoffenfhaftlihen Berbindung, fo hat doch der Staat, eben weil er bie 
allgemeine Friedensordnung realifiren foll gegenüber allen Lebenskreiſen, bei 
voller Anerfennung ihrer berechtigten Selbftänbigfeit, drei wichtige Aufgaben: bie 
Aufgabe der Kontrolle im höchſten Intereffe der Allgemeinheit, die Aufgabe 
‚ergänzender Häülfe, und bie Aufgabe rihterlider Entfheidung im 
Fall des Konflikts der einzelnen Lebenstreife unter einanber. Der Staat fol kon— 
trolliren, d. 5. er foll darüber wachen (jus cavendi), daß nicht Ein Lebens- 
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gebiet bie Freiheit, die man ihm an ſich zu gewähren hat, in felbftiihem Intereſſe 
zum Schaden anderer, aud beredhtigter Gebiete mifbraudt. Der Staat hat z. 2. 
dem wirthſchaftlichen Leben volle Freiheit zu belaffen; wenn aber eine Generation, 
unbefümmert um vie folgenden, um des großen momentanen Gewinns willen, alle 
Wälder im Lande nieverfhlagen wollte, fo müßte der Staat im Intereffe ber 
Allgemeinheit und der dauernden Bollswohlfahrt mit feinem Veto einfchreiten. Der 
Staat foll ergänzen, d.h. er foll, wo ein Lebenskreis nicht raſch oder gefchidt 
genug dazu gelangt, mit autonomer Thätigfeit die rechte Form für feine Bepürf- 
niffe zu finden, mit feiner Kraft und Intelligenz einfpringen. Dieß ift 3. B. die 
Rechtfertigung aller Kulturgefege; allmälig würde, nad vielen Schäden, Stodungen 
und Mißgriffen, das Vollksleben wohl aud von felbft zur Herftellung ver erfor: 
berlichen Kulturmittel und zur gewohnheitsrechtlichen Normirung ihres Gebraudes 
gelangen; um aber den Zeitverluft und die Schäden ber uneinigen Erperimenti- 
rungen zu vermeiden, geht der Staat mit einem Wafler-, Eijenbahn-, Straßen- 
baugejeg zc. voran. Freilich fol er nur da eingreifen, wo feine ergänzende Hülfe 
wirklich nothwendig ift, und in jedem Fall fol er fi der Mitwirfung bes ber 
treffenden Lebenskreiſes bebienen. 

Endlih muß der Staat rihten, wenn ein Lebendgebiet mit dem andern 
im Konflift geräth; z. B. die Wirtbfhaft mit der Moral (Wuchergejege), oder bie | 
Kunft mit der Moral, oder die Wiſſenſchaft mit der Religion. Nur der Staat 
fann bier entjheiden, denn nur ber Staat, der die Rechtsidee realifiren foll, fteht 
frei über jedem Sonderintereſſe und vertritt das Intereffe des Ganzen. Und tes- 
halb muß unvermeidlich, jo gefährlih es ift, Richter in eigner Sache au werben, 
aud bei einem Konflikt des Staates felbft mit einem einzelnen Lebensgebiet, 3. B. 
mit der Kirche, ebenfalls der Staat entjcheiden; denn dem Staat, dem Träger ver 
Nechtsidee, der die Friedensorbnung des Ganzen zu wahren bat, gebührt zulegt 
doch in allen Fällen das Richterwort. 

Gegen diefe ganze Auffaffung des Staates ald des oberften richtenden und 
verwaltenden, kontrollirenden und ergänzenden Gentralorgans ber allgemeinen Ord⸗ 


nung, wendet fi nun die franzöfiihe Schule des Socialismus. Sie will dem, 
Staat im Innern nur die Jurisdiktion in Civil- und Strafrecht laffen und alles 


Aominiftrative der autonomen Affociatien der einzelnen Lebenskreiſe zuweifen. Wir 
erwähnen vie Kontroverfe bauptfählih deshalb, weil aud das ohne allen Ber- 
gleich dermalen geviegenfte und bebeutenpfte Syftem der Rechtsphiloſophie, das 
Wert von Ahrens, in Anlehnung an die franzöfifhe Schule diefen Irrthum 
wenigftens infofern theilt, daß es für die Zukunft das Aufgehen des Staats 
in der gefellfchaftlichen Aſſociation in Ausſicht ftellt; nur zur Zeit, weil die andern 
Lebensgebiete noch nicht hinreichend entwidelt jeien, komme dem Staat noch jene 
Ueberorbnung zu. Es foll fih alfo hier der Staat als Mittel zum Zwed ber 
Geſellſchaft verhalten wie nach der ethifirenvden Auffaffung als Mittel zum Zwed 
der Moral; nad beiden foll der Staat allmälig darauf hinarbeiten, ſich felbft 
entbehrlich zu machen und die Affociation ver Geſellſchaft oder die Moral an feine 
Stelle treten zu laſſen. 

Dem gegenüber müfjen wir fchließlih nochmals kräftig hervorheben, daß das 
Recht eine für den Menſchengeiſt wefentlihe Idee ift, jo wenig durch eine andre 
zu erjegen wie etwa die Religion durch die Kunft, daß dieſe Idee nothwendig einer 
äugern Ericheinung und tragenden Macht bedarf, welche eben ver Staat ift. Die 
allgemeine vernünftige Friedensordnung, welche ſchützend und fürbernd die äußere 
Form für das innere Leben des Volkes bildet, erjcheint im Staat. Der Staat, 
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als der formale Organismus der Vollsgenoſſenſchaft zur nationalen Realiſirung 
der Rechtsidee, zur Erhaltung und Förderung der Äußeren Orbnungen in allen 
Lebenskreifen, ift in feiner übergeorbneten fontrollivenden, ergänzenden, richtenden 
Stellung vernunftnothwentig und fann darin durd feinen andern Lebenstreis 
eijegt werben. 

Literatur. Schon bei den Begründern und erften Lehrern des Natur- 
rechts finden fih Zufammenftellungen der älteren Anſichten und ver gleichzeitigen 
Streitfragen, alfo Material zur Geſchichte ver Nechtsphilofophie; fo in den Pro- 
legomena bes Hugo Örotius, in bem Specimen controversiarum von Pufen- 
dorf, und gegen Ende des fiebzehnten Jahrhunderts begegnen uns ausprüdliche Werte 
über Geſchichte des Naturrechts, historie juris nature, jo von Buddeus 1695, 
Ludovici 1701, 1714, Thomafius 1719. — Ferner find aus dem überreichen 
Material hier etwa zu nennen: Schmauß, neues Syftem bes Rechts der Natur, 
Ööttingen 1754. Dmpteba, Literatur des natürlihen und pofitiven Völferredhts, 
1785. Henrici, Ideen zur wiflenfhaftliden Begründung der Rechtslehre. Han- 
nover 1810. Welder, die legten Gründe von Recht, Staat und Strafe. Gießen 
1813. Friedrich von Naumer, geſchichtliche Entwidlung der Begriffe von Redt, 
Staat und Bolitit. Leipzig 1826, 1832. Stahl, Redhtsphilofophie. Heidelberg, 
1829, 1847. Warnkönig, Rehtsphilofophie. Freiburg 1839, 1854. Schmitt- 
benner, zwölf Bücher vom Staat. Gießen 1839. Roßbach, Die Perioden der 
Rechtsphilofophie. Regensburg 1842, Die Grundrihtungen in der Geſchichte ver 
Staatswifjenfhaft. Erlangen 1848. Leng, Entwurf einer Geſchichte ver Rechts- 
pbilofophie. Danzig 1846. Ahrens, Philofophie des Rechts und Staats, 4. Aufl. 
Wien 1850, 1852. Hinrichs, Politifche Vorlefungen. 1842, Geſchichte ver Rechts⸗ 
und Staatsprincipien feit dem Zeitalter der Reformation. Leipzig 1849 — 1852. 
Bluntſchli, Allgemeines Staatsreht, geihichtlih begründet. 3. Aufl. Münden 
1863. Dahlmann, Die Politif, auf den Grund und das Maß ver gegebenen 
Verhältniſſe zurüdgeführt. 2. Aufl. Leipzig 1847. Schilling, Lehrbud des Natur- 
rechts ober die philofophifche Nechtswifienihaft. Leipzig 1858. Hildebrand, Ge 
ſchichte und Syſiem der Rechts- und Staatsphiloſophie. 1. Bd. Das klaſſiſche 
Alterthum. Leipzig 1860 (mit muſterhaft reicher Literaturangabe). Röder, Grund: 
züge des Naturrehts. 2. Aufl. Leipzi 1860. Trendelenburg, Naturrecht auf 
dem Grunde der Ethik. Leipzig 1860. Laſſalle, Das Syſtem ber erworbenen Rechte. 
Eine Berföhnung des pofitiven Rechts und der Rechtsphiloſophie. 2. Thy. Leipzig 
1860. Thilo, vie theologifirende Rechts- und Staatslehre. Yeipzig 1861; 
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Alles Recht iſt urſprünglich Gewohnheitsrecht und Volksrecht; es ift Friftal- 
lifirte Sitte, der Inbegriff der Anfhauungen ver Volksgenoſſenſchaft über vie ver- 
nünftige Friedensordnung ihrer äußern Berhältniffe zu einander und zu den Sadıen. 
In diefem Stadium ift noch die Gefammtheit des ganzen Volkes Trägerin des 
Rechtslebens: bie geſammte Volksverfammlung „findet“ im ihrer Rechtsüberzeugung 
das Urtheil des einzelnen Falles und fpriht im Weisthum ihr Bewußtſein von 
dem beftehenden Gewohnheitsrecht aus; der einfache Verftand genügt, für einfache 
Lebensverhältniſſe den Rechtsausprud zu finden. 

Wird aber nun mit der zunehmenven Kultur das Leben in allen feinen Ver- 
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hältniſſen reicher und verwickelter, ſo müſſen es auch die ihnen entſprechenden Rechts- 
formen werben; es bedarf num der Uebung, der beſonderen Beſchäftigung mit ven- 
jelben, und es bildet fi ein Iuriftenftann, welder fortan ganz vorzugsweiſe auch 
an der Weiterbildung des Rechts mit arbeitet, wie Auffafjung und Auslegung des— 
jelben Sade feiner eigenthümlihen Technik wird. Dies ift an ſich fein krank— 
hafter, fondern ein natürlicher Zuftand, wenn aud die Gefahr einer Entfremdung 
des Stunves vom Bolfsleben und deſſen Rechtsbedürfniß nahe genug liegt. 

Iſt fo in vem Stand der Juriften von Fach im Zufammenhang mit den 
allgemeinen Kulturfortſchritten des Volkes eine Rechtswiſſenſchaft erwachſen, jo ift 
vie Möglichkeit einer verfchievenartigen Auffaffung unt Behandlung des Rechts— 
jtoffes nad ven beiven Hauptrichtungen des menſchlichen Denkens, dem analyti= 
ſchen und fonthetifhen, vie freilich nie abjolut zu ſcheiden und gejdieven find, 
ihon gegeben. In den einzelnen Individuen und in ganzen Zeitabjchnitten über- 
wiegt bald die Richtung des Denkens auf das Erfahrungsmäßige, Einzelne, Mannich— 
faltige, bald die auf das Principielle, Allgemeine, Einheitliche, und der Gegenfag 
überwiegend empiriſcher und überwiegend philoſophiſcher Betrachtung wird 
ih, fo lange er nicht zu einfeitigem Gegenſatz ausartet, mit voller Berechtigung 
auf diefem Gebiet wie in allen andern Wiſſenſchaften einfinden. Außer diefem, in 
der Natur des menfhlihen Denkens liegenden Unterſchied ergeben fih nun aber 
auch ſolche, welche aus der eigenthümlidhen Natur des Rechts felbft folgen. Das 
Recht erwäkhst, wie andere Glieder des Volkslebens, geſchichtlich aus der Vergan- 
genheit, foll in der Gegenwart gelten und fich für die Zukunft weiter bilden. 
Demzufolge werden aud wieder Einzelne und ganze Zeitrihtungen nad inbivi- 
duellem Bedürfniß ihre Aufmerkfamkeit überwiegend bald dem gefhichtlihen Wachſen 
des Rechts, bald feinem praftiichen Yeben in der Gegenwart, bald jeiner Weiter- 
bildung für die Zufumft zuwenden, und auch dieſer Unterfchied einer Überwiegend 
biftorifchen, überwiegend dogmatiſchen und überwiegend politifch-legisla- | 
tiven Richtung ift nicht an fi, ſondern nur im Fall einfeitiger Ausſchließlichkeit 
ein Uebelftand. Außer viefen in dem Wefen aller Wiſſenſchaft und alles Rechts 
ſchon vorgezeihneten verſchiedenen Auffaffungen fan num natürlid der Reichthum 
des gejhichtlihen Lebens noch eine Fülle von andern „Rechtsſchulen“ hervor- 
bringen und hat fie hervorgebradht, von melden die für die Aufgaben und Ziele 
viefes Werkes bedeutenpften bier ebenfalls furz zu ſtizziren find; als leitender Ge- 
danke ift dabei das oben Ausgefprechne feitzuhalten, daß viefe verſchiedenen Be— 
bandlungsweifen, jo lange fie ſich nicht in extreme Ginfeitigkeit verrennen, für 
Leben und Entwidlung des Rechts nicht ſchädlich, fontern fehr fürderlid find, wie 
dieß in unferer jüngften Vergangenheit die Reibung derjenigen Schulen, welde 
hier vorzugäweife zu beiprechen find, ver biftorifhen, dogmatiſchen, philoſophiſchen, 
dann der germaniftifchen und vomaniftifhen, in fo fruchtbaren Ergebnifjen be= 
wiejen hat. 

Schon in der Geſchichte ver römischen Jurisprudenz begegnet uns ein merfwür- 
diger Gegenſatz von Rechtsſchulen. Die bedeutendſten Juriften zur Zeit der Er— 
rihtung der römifhen Monarhie, Antiftins Labeo und Marcus Ate— 
jus Capito, waren politifche Gegner und Gegner in der Behandlung ihrer 
Wiſſenſchaft: Labeo war und blieb ein Feind der neuen, durch Oetavius einges 
führten Ordnung der Dinge, während ſich Capito verfelben anſchloß. Wenn aber 
in der juriftifhen Merhode (nad) dem Bericht des Pomponius) Capito an der 
Autorität der von den Vorgängern überfommenen Lehren und Auffafjungen ftrenger 
fefthielt, neigte Yabeo einer freieren Behandlung zu und vertrat vielfady gegenüber 

Bluntſchli und Brater, Deutſches Staate-Wörterbuß. VII], 35 
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den hergebrachten Meinungen der Autoritäten die neuen Lehren einer veränderten 
Zeit. Ihre politiſchen und theoretiſchen Gegenſätze ſcheinen ſich alſo gekreuzt zu 
haben: der konſervat ive Republikaner Labeo vertrat in der Wiſſenſchaft den ver— 
ändernden Fortſchritt, und Capito, der Anhänger der politiſchen Neuerung, die 
ſtabilen Autoritäten. Indeſſſen find wir über den principiellen Unterſchied ver bei— 
den Richtungen nicht ausreihend unterrichtet; wir wiffen nur, daß der Gegenfat 
der beiden Gründer auf die Nachfolger überaing und bie gegen Ende des zweiten 
Jahrhunderts in zwei Schulen fortbeftand, welche nad ven bebeutendften Schülern 
des Labeo, Profulus, und des Gapito, Maſſurius Sabinus (oder Ca— 
jus Caffius Longinus) Profulianer und Sabinianer (oder Caſſia— 
ner) genannt wurden. Der Gegenſatz der beiden Öruppen bezog fi) mehr auf die 
Gefammtmethode, das ganze Princip der Behandlung des Rechts, als daß er ſich 
in den einzelnen Kontroverjen jedesmal ausgeprägt hätte, und verlor ſich allmälig 
von felbft dadurch, daß die hervorragenderen Juriften fi feiner Schule mehr 
anfhloffen. Der leute Juriſt, weldher als Sabinianer auftritt, it Gajus 
(unter Marc Aurel), nad ihm verfhwindet jede Spur des alten Gegenſatzes ber 
Schulen. !) 

As zu Anfang des zwölften Jahrhunderts das römiſche Recht (deſſen Kennt - 
niß und Betrieb in Italien freilihd niemals völlig erlofjhen war) von den Glof- 
fatoren der Schule von Bologna wieder zu neuem Leben ermwedt wurde, 
war es ausfchlieglich die Eregefe, das Erläutern (Öloffiren) des Tertes des Corpus 
juris, was bie Thätigfeit viefer Männer 2) in Wort und Schrift bildete. Ihr 
Berbienft beruht in dem Fleiß und Scharffinn, mit weldem fie das gejammte 
Geſetzeswerk Juftinians eben aus feiner Totalität zu erklären fuchten: jede eins 
zelne Stelle follte nicht aus fih allein, fondern aus der Gefammtheit aller den— 
jelben Gegenftand behandelnden Parallelftellen erläutert werden. Nur war freilich 
diefer einfeitig dogmatifhen Schule das Corpus juris eine Welt für fi; ver 
Gedanke, das römiſche Recht als ein Stüd ver römifhen Volksgeſchichte zu faflen, 
fein geichichtlihes Werben, das in der Kodifikation Juftinians nur feinen Abſchluß 
fand, zu beobadten und das Erwachſene aus dieſem feinem Wachsthum zu er- 
Hären, diefer Gedanke ftand ihr fern. Als eine Entartung der Schule der Bolognaten 
ftellt fih dar die Geiftesrihtung der Kommentatoren. Schon zu Ende des 
vreizehnten Jahrhunderts wich aud aus der dogmatifhen Auffafjung der Gloſſa— 
toren der fharffinnige Geift, der fie in ihrer Blüthezeit ausgezeichnet, und ber 
Mangel an hiſtoriſchem Sinn potenzirte fih dahin, daß nun auch nicht mehr das 
Corpus juris ſelbſt, ſondern die Eregefenliteratur desfelben, die Gloſſe, ja bie 
Stoffe der Gloſſe, Hauptgegenftand der Forfhung wurden, und dieſes Bemerfen 
zu den Bemerkungen Anderer, dieſes „Rommentiren der Kommentare“, das immer 
weiter von den Quellen ableitete, nahın im vierzehnten und fünfzehnten Jahrhun- 


— — 


1) Die bedeutendſten Prokulianer ſind: Marcus Eoccejus Nerra, Pegaſus, Plau— 
tius, Juventius Celfus und Publius Celſusé;z von den Sabinianern find zu nennen: 
Golius Sabinus, Javolenus Prifcus, Salviud Julianud, Sextus Pompo— 
nius, Sertus GCäcilius Africanus, Bolufius Metianus, Terentius Glemens 
und Claudius Saturninus, 

2, Die wichtigften Namen diejer Schule find: Irnerius, der Grünter, e. 1100, Buls 
garus, Martinus, Jacobus, Sugo e. 1150, Placentinus c. 1175, Azo c, 1210, 
Sugolinus c. 1225. Bol. Savigny, Geſch. d. röm. Rechts im M. A. ıv. V. Hugo, 
Lehrb. d. Geſch. d. röm. Nechts jeit Juftinian, Berlin 1830. Haubold, instit, jur. rom, lite- 
rar. Lips 1809. 
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dert immer mehr zu. Breit und gefhmadlos wurben die herfümmlichen Einthei- 
lungen, Formeln und Nomenklaturen der Schulfpradhe vorgetragen, dieſe, nicht 
das Recht und fein Inhalt, wurden die Hauptfache. 3) 

Da war es im fechszehnten Jahrhundert die Schule franzöfifcher Juriſten, 
welche aus dieſem vertrodneten Dogmatismus hinüber leitete zu einer geſchicht— 
lihen Erfafjung des Rechts. Das Wiedererwachen der Antike, die hohe Blüthe 
ver Haffifhen Philologie, die vertiefte und erweiterte Kenntniß der römifchen Ge— 
fammtgefhichte mußte einen Enjaciu 8 (1522—1590) dahin führen, aud das 
Rechtsgebiet als ein Segment des ganzen römiſchen Lebensfreifeg zu faffen und 
auf fein gefhichtlihes Wachfen und Werden das Hauptgewicht zu legen. Diefe 
franzöfifhe Schule %) feste ſich dann im den Beftrebungen der holländiſch— 
niederländifchen fort 5), während gleichzeitig in Deutfhland vie Richtung ber 
fogenannten Praktiker fih vom Hiftorismus wieder abfehrte und fi einer für 
die Geſchichte des deutſchen Nechtslebens im höchſten Grade wichtigen dogmatijch« 
forenfifchen Thätigkeit hingab. Es galt nämlich, das römische Recht, welches, un: 
erachtet des Widerſtrebens ver deutſchen Schöffen, in Folge feiner blendenven 
Ueberlegenheit an wiffenfchaftliher Ausbildung, an ſcharfer Syftematif und reicherer 
Begriffsentfaltung, dann aber auch durch die Uebermacht ver römiſch gefchulten 
Doctores juris in den ©erichten der Fürften und des Kaifere, und unter dem 
Schug ver Auffaffung des deutſchen Reihe als einer Yortfekung des römiſchen 
Imperiums, feit Mitte des dreizehnten Jahrhunderts in Deutſchland eingebrungen 
war und nun, im fechszehnter, ganz jo wie es im Corpus juris gejchrieben fand, 
auf das völlig verſchiedne deutſche Yeben angewendet werden follte, aud wirklich 

für Deutfhland anwendbar zu machen. Da hat ıMın die Schule der Praftifer das 
nicht body genug anzuſchlagende Verdienſt, diefe Aufgabe im ver Weife gelöst zu 
haben, daß fie eine große Fülle einheimifchen, deutſchen Rechts in den ſchützenden 
Formen römifher Namen erhielten und eine große Fülle fremden Rechts im 
Sinne des deutſchen Lebens und feiner Bedürfniſſe mobificirten. Freilih geſchah 
dies zum großen Theil unbewußt: fie hatten ſehr wenig biftorifhen Sinn für das 
Nationaleigentbümlihe im römifhen Recht und mißverftanden dasſelbe fehr häufig 
in der Art, daf fie in ven römischen Normen die Inftitute des deutſchen Rechts, 
welche fie im Leben umgaben, erblidten. So haben fie abfihtlihd und unabfichtlicd 
im Gebiet des Familienrechts (eheliches Güterreht, Bormundihaft), des Saden- 
(dominum directum und utile, Familien-Fideik ommiß, Neallaften, Grundleihe) 
und Forderungsrechts (Leibzudt) und fogar im Erbrecht theils viele römische In- 
ftitute deutſch mobdificirt, theils deutſche In ftitute unter römifhem Namen gebor- 
gen und erhalten, 6) 

Daneben ging nun die Schule der Naturrehtslehrer, welde in bem 
Ürtifel „Rechtsphilofophie" in ihren Grun dzügen bereits gezeichnet wurde. Gie 


3) Dal. Savigny a. a. O. V, u. VI. Die bedeutendften Kommentatoren find: Odo— 
fredus o. 1250, Albericus von Rodciate c. 1350, Bartolud c. 1350, 

4%) Außer Gujacius find bervorzubeben: Duarenus c, 1530, Hugo Donellus, Eon» 
tius, Briffonius ec. 1550, Dionyſiue Gotbofredus c. 1600 und Jakobus Gotho— 
fredus o. 1625. 

5) Vinnius c. 1650, Boet c. 1775, Nood c. 1725. 

6) Bol. Bruns im Jahrb. d. gem. Rechts 1. S. 90 f. Hieher gehören die Namen Myn« 
finger c. 1575, Garpzov c. 1650, Mevius c, 1650, Struve, Shilter, Stryk 
c. 1675, Böhmer, Eocceji, Heineccius, Leyſer c. 1725, Strube e. 1750, Höpfr 
ner c. 1775, Glück 1755—1831. 
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fonnte in ihrem rationaliftiihen Dogmatismus, ver zu aller Geſchichte in vollem 
Widerſpruch ftand, nur den ftarren und bequemen Dogmatismus befeftigen, ber 
tamals auch die Rechtswiſſenſchaft beherrſchte. Das römifhe Recht, wie man es 
"damals verftand oder mifverftand, galt als am meiften mit ten Principien bes 
Naturrechts übereinftinnmend — natürlid), denn die Naturrechtslehrer batten ja 
eben aus dem römischen Net, welches jie allein kannten oder body dem „bar- 
bariſchen“ deutſchen Recht [hen um feiner bequemen Zugefchliffenheit willen vor- 
zogen — als raison &erite ihr Naturrecht abgeleitet und dieſe gefchriebene Vernunft, 
wie fie fir und fertig aus dem Gift des Kaifers Juftinian wie Pallas Athene 
and dem Haupt des Zeus hervorgeiprungen war, hatte feine Gefchichte hinter fid) 
und feine Möglichkeit dev Veränderung vor ſich. 

Tiefem Dogmatismus trat nun, wie im ſechszehnten Jahrhundert die ältere 
franzöfifhe, eine neue deutſche hiſtoöriſche Schule entgegen, als deren 
Gründer Hugo (1764— 1844), als deren Bollender Savigny (1779—1861) 
erſcheint. 

Wenn dieſe Männer zunächſt auf dem Gebiet des römiſchen Rechts wieder 
ven Hiftorismus gegen den Dogmatismus vertraten und das juſtinianiſche 
Net lediglich als den Abſchluß einer langen Entwicklungsgeſchichte und aus der— 
ſelben erflärt wiffen wollten, jo fam dieſe Erſcheinung feinesmegs vereinzelt in 
ihrer Zeit, ſondern hing aufs engfte zufammen mit dem Umſchwung, welder zu 
Ende des vorigen und in ven erften Jahrzehnten unferes Jahrhunderts alle Ger 
biete des Geiftes bewegte. Diefe Bewegung machte Front nidt nur gegen ven 
Dogmatismus im Betrieb des römiſchen Rechts in ber römiſch hiſtoriſchen 
Schule, fie rief au die germaniftifhe hiſtoriſche Schule im Geyenfaß 
zu der ungeredhtfertigten, abjoluten Herrſchaft des römiſchen Rechts in Deutſch— 
land hervor und fie führte zu einer Reibung dieſer ganzen geſchichtlich mpiriſchen 
Richtung mit der gleichzeitigen philoſophiſchen Konſtruktion des Rechtsſtoffes. 

Savigny ſprach zuerſt den Grundſatz der neuen hiſtoriſchen Schule, daß das 
Recht nicht durch den Geſetzgeber ohne Weiteres wie eine Rechnung gemacht werde, 
ſondern daß es als ein Stück des Volkslebens und mit dieſem in der Entwicklung 
des Nationalcharakters wachſe, am ſchärfſten aus bei Gelegenheit der von Thi— 
baut angeregten Frage über Bedürfniß und Fähigkeit der Zeit, nach dem Fall 
der Franzoſenherrſchaft in Deutſchland ein gemeinſames Recht herzuſtellen 7), welche 
Savigny verneinend beantwortete. $) Gegenüber der dogmatiſchen (ungeeigneter— 
maßen auch philoſophiſch genannten) Richtung hat die neuere hiſtoriſche Schule 
die Nothwendigkeit der geſchichtlichen Erforſchung des Rechts und die Auffaſſung 
desſelben als eines organiſchen Gliedes in der geſammten Volksgeſchichte ſiegreich 
nicht nur in der Theorie behauptet, ſondern auch praktiſch in den Werken Sa— 
vigny's und feiner Schiller I) ven Erfolg der Methode glänzend bewährt. Gewiß 
fol aber die gefchichtlihe Methode die Rechtswiſſenſchaft nie dazu verleiten, von 
denn Dogma des gegenwärtigen praftifchen Rechts fi abzuwenden; die Kultur des 
gegenwärtigen Rechts bleibt immer vie eigentlihe Aufgabe der Rechtswiſſenſchaft 
und nie darf ihr, wie der Geſchichte, die Erforſchung des Vergangenen Hauptfache 
oder Selbftzwed fein; die hiſtoriſche Schule fol nicht unpraftifh werten, fo wenig 


7, Ueber d. Notbwentizfeit eines allgem. bürgerl. Geſetzb. f. Deutſchland. 1814. 
8) Ueber den Beruf unſerer Zeit für Rechtew. u. Gejepgeb. 1814. 
)Pudıa, Göſchen, Ehweppe, Müblenbrub, Unterbolzner, Keller, 
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tie praktiſch dogmatiſche Wiſſenſchaft unhiſtoriſch fein darf. "Im dieſer Formel 
haben ſich die beiden Parteien geeinigt. 

Der zweite Konflift, jener der jungen germaniſtiſchen Schule mit ter 
abfolut-vomaniftiihen, darf ebenfalls im Wefentlihen als beigelegt erachtet werben. 
Die germaniftiihe Schule erwuchs aus einer Mehrheit von Wurzeln. Einmal 
hatte man fchon feit der Mitte des vorigen Jahrhunderts dem deutfchen Recht 
und feiner Vergangenheit neue Aufmerffamfeit zugewendet. Die Geſchichte des 
deutfchen Reis und Staatsrechts war immer in einem gewilfen Flor geftanden, 
wenn es aud an Kritif und Methode weſentlich gebrah. Aber aud im Privat- 
recht hatte die Thätigfeit der Praftifer auf einzelne Stüde des deutſchen Rechte 
immer wieder bingewiejen, und Monographien über einzelne Inftitute besfelben 
fommen im fiebzehnten und achtzehnten Jahrhundert neben den zahlreicheren römi— 
ſchen Differtationen immer bin und mieber vor. 

Freilich betrachtete man diefe Dinge lange Zeit lediglich als Kuriofa und 
behandelte „Antiquitäten und Amönitäten“ des deutſchen Rechts als eine Art von 
Allotria, als ein buntes Raritätenfabinet, ohne inneren lebendigen Zufammenhang. 
Eine tiefere Auffaflung, namentlih ein Hervorheben des Zufammenhangs diefer 
Rechteinftitute mit dem ganzen wirtbichaftlihen und Kulturleben ver Deutſchen, findet 
ſich zuerft im Gebiet der Reichs: und Stantsgefchichte bei Pütter, Möfer u. A. Als man 
nun aber zu Anfang bdiefes Jahrhunderts in Deutfchland, im Gegenſatz zu ber 
abftraften unbifterifhen Art der franzöſiſchen Revolution und ihrer Vollendung 
in tem Nationalismus des napoleenifhen Staats, ſich wieder mit Vorliebe der 
Gefhichte, und zwar im Gegenfat zu der franzöfifchen Fremdherrſchaft, ver deut— 
ſchen Bergangenheit zumandte, al® die Begeifterung ter Freiheitskriege, die Ro- 
mantif in Piteratur und Kunft Sinn und Liebe für das Nationale, für dag Mit: 
telalter und feine Bildungen wieder ermedt hatten, und als endlich gleichzeitig 
durch die neue römifhe Schule, dvurh Hugo und Savigny und Niebuhr die 
biftorifche Auffaffung des Rechts wieder zur Geltung fam, da erwuchs die neue 
Wiffenfhaft von Sprache, Sitte, Sage, Mythologie, Kunſt und Recht des beut- 
ſchen Volksthums, es erwuchs die germaniftifhe Wiſſenſchaft, welche alle Zweige 
der nationalen Geſchichte umfaßt und von welcher die juriſtiſche Seite eben nur 
Eine Seite if. Die Gebrüber Jakob und Wilhelm Grimm und Karl 
Friedrich Eihhorn wurden die Grünter diefer neuen Schule und fanden bald 
eine große Zahl eifriger Anhänger. 19) 

Allmälig löste fich tie deutſche Rechtsforſchung von der anfangs unentbehr- 
lichen, aber fpäter doch nothwendig zu Märenven allzu bunten Vermiſchung mit 
den nichtejuriftifchen Disciplinen der Geſchichte, Sprade, den Alterthiimern, ohne 
do ihren lebendigen Zufammenhang mit dieſen allen zu vergeffen, und Europa 
fah das merkwürdige Schaufpisl, wie die deutſche Wiſſenſchaft in wenigen Jahr: 
zehnten ein ganzes Rechtsſyſtem nicht nur aus ter Verſchüttung hervorarbeitete, 
fondern demſelben auch alsbald in ver Gefetgebung und dem ganzen Rechtsleben 
ver Gegenwart den gebührenten Plat wieder eroberte. Diefe Eroberung geſchah 
anfangs natürlich im Kampf mit den ftarren Anhängern ver abfoluten Geltung 
des römiſchen Rechts, d. b. vornehmlid mit den römifchen Dogmatiften, denn bie 
biftorifche Schule konnte nicht ihrem eignen Princip entgegen bie Berechtigung des 





10, Mir erinnern bier nur am die Verftorbenen: Albrecht, Zeuß, Gaupp, Bilde, 
Hafſe. 
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deutſchen Volkes zu einem deutſchen Recht beftreiten, und Savigny felbft hat in 
ber Vorrede zu feinem Hauptwerk, dem Syſtem des heutigen römifchen Rechts, 
enti&hieben jeden Anſpruch des römiſchen Rechts auf abfolute Herrihaft zurüdge- 
wiefen und die Ausfheidung der in der That abgeftorbenen Elemente desſelben 
aus unferm Leben verlangt. Der Streit bewegte fid) vorzugsweife über die Legal- 
autorität des Corpus juris als jolhen und die Art und Weife der NReception des 
fremden Rechts durch die Doctores juris. 1!) 

Heutzutage darf, wie erwähnt, aud dieſer Konflikt im Wefentlihen als ge— 
löst erachtet werden. Romaniften und Germaniften fühlen ſich fortan als deutſche 
Juriften, mit der Aufgabe, deutſches Necht zu lehren, anzuwenden, weiterzubilven ; 
dem römijchen Recht bleibt dabei feine Fortdauer gefichert, Sofern es deutſches Recht 
geworben ift, abgefehen davon, daß es, wegen feiner eminenten begrifflihen Aus- 
bildung, für immer, aud in feinen fpecififh römiſchen Beftandtheilen, vie bejte 
Propädeutif für alles Rechtsſtudium bleiben wird. Alle Forſcher des römifchen und 
deutſchen Nechts, welche nicht hinter der Gefchichte ver Wiffenfhaft zurücdgeblieben, 
find jegt darüber einig, daß die Aufnahme des römiſchen Rechts in Deutfchland 
im Zufammenhang mit der Aufnahme der ganzen antifen Kultur zu faſſen ift, 
daß fie, wie biefe, durch ihre formale Vollendung wohlthätig und heilfam und be- 
lehrend wirkte, daß aber anderſeits die abjolute, unterfheidungslofe Aufnahme des 
fremden Rechts wie eines für Deutfchland erlaflenen Geſetzes, ein ſchwerer Irr⸗ 
thum der damaligen Juriften war. 12) Eine folde Autorität fommt dem Corpus 
juris nit zu; niemals ift es als Ganzes von der deutſchen Reichsgeſetzgebung in 
Deutfhland eingeführt 19) over ald Ganzes durch Gewohnheitsrecht recipirt worden 19); 
wenn aud im den Köpfen der damaligen Doctores juris, unter der Hypotheſe von 
der Fortfegung des römischen Reichs im Deutſchen, die Totalreception geſchah, fo 
geihah fie doch nit in dem Rechtsleben des Volkes; nicht blos wurde von ben 
Schöffen damals fehr energifh dagegen protejtirt, nicht blos wurden fehr viele 
Theile des Corpus juris gar nit, aud von den Juriften nicht, als recipirt an- 
gefehen, es ift aud der Gedanke ver Totalreception nie zu der allgemeinen opinio 
necessitatis gelangt, welche befanntlih zum Zuftandefommen jeves Gewohnheits— 
rechts gehört. Es fpricht alfo nicht die Vermuthung der Anwenpbarkeit für jeden 
Satz des römifhen Rechts, bis ſich beſondre Gründe dawider ergeben. Eine Ber- 
muthung ſpricht weder für nod wider. Vielmehr bat der Nichter in Ermanglung 
partifularredtliher Beftimmung (welche natürlid immer vorgeht, mag fie römiſch 
oder deutſch fein), wenn das fragliche Inftitut dem römiſchen Recht völlig fremd 
(3. B. Erbvertrag), nun nit etwa, wie früher geſchah, dasſelbe einfach deshalb, 
weil es nicht im Corpus juris fteht, als nichtig zu behandeln, ſondern muß es 
nad deutſchem Recht beurtheilen, falls es nit vom Partikularrecht ausprüdlid) 
verboten ift (wie 3. B. manchmal die Einkindſchaft). Gehört das betreffende In— 


11, Kierulff, Theorie d. gem. Givilrechts, 1. Bd. 1839, und Bejeler, Bolfsrecht und 
Juriſtenrecht. 

12) Bluntſchli, die neueren Nechtafchulen der deutſchen Juriſten. Zürich 1841. £ 

13, Wie fonderbarer Weile neuerdings behauptet worden iſt. E. Meher, die Rechtsbildung 
in Staat und Kirche. 1861. S. 71. 

13) So Windſcheid, Lehrbuch des Pandektenrechts, 1. Bd. 1862, ©. 5, welcher fonft 
ald einer der am meiften von dem Geift der biftoriichen Schule ergriffnen Romaniflen den An: 
forüchen des deutfchen Rechts am meiften gerecht wird, aber in dieſer principießen Frage, deren 
Entjcheidung von größter Tragweite, noch an der alten Lehre fefthält, 
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ſtitut urſprünglich beiden Rechten oder ſelbſt dem fremden Recht allein an (3. B. 
Teſtamentserbfolge), ſo darf der Richter nun doch nicht in Ermanglung parti— 
kularen Geſetzes rechts ohne Weiteres römiſches Recht, wie es im Corpus 
juris ſteht, auwenden, ſondern, wenn überhaupt römiſches Recht, jene Ge— 
ſtalt desſelben, welche es bei oder nach der Reception in Deutſchland durch Ge— 
wohnheitsrecht erhalten hat. Sehr häufig wird aber auch in dieſem Fall gar nicht 
römiſches Recht, ſondern deutſches partikulares und lokales Gewohnheitsrecht oder 
gemeines deutſches Privatrecht zur Anwendung kommen. 

In dieſer Einſchränkung wird ſich das römiſche Recht noch fortan behaupten, ſo 
maſſenhaft daneben das Bedürfniß des modernen Lebens neue Rechtsbildungen erzeu- 
gen wird. Das römifhe Recht ift als ein Stüd der Haffifhen Kultur in unſere 
eigne Bildung übergegangen und wirkt in diefer unausjcheidbar fort, vielfah, wenn 
auch nur mittelbar, felbft da, wo ganz neues Recht ver Gegenwart erwächst, 3. B. 
im Hanbelsredht. Ihm eine weitere Herrfhaft, eine Legalautorität, eine abfolute 
Gültigkeit ohne Unterfheidung der affimilirbaren und der todten Elemente zuweifen 
wollen, widerſpricht nicht nur dem Geift der gefhichtlihen Schule, ſondern aud 
dem Gang des gefhichtlihen Lebens, welches fih durch dieſen Widerſpruch 
nicht wird aufhalten laſſen. 

Der legte Gegenſatz, veflen wir zu erwähnen haben, ift nicht eigentlich ein 
Gegenfag von Rechtsſchulen, fondern der ver Rechtswiſſenſchaft zur Nechtsphilo- 
fopbie, welchen man nur fehr umeigentlid einen Konflift der hiſtoriſchen mit der 
pbilofopbifhen Schule nennen fann. 

Gleichzeitig und neben einander erreichte die Philofophie über Recht und 
Staat in den apriorifhen Syftemen von Kant, Fichte und Hegel 15) einer- 
feit8 und die neue hiſtoriſche Schule anderfeits einen hohen Auffhwung, und eine 
gewiſſe eiferfüchtige Neibung blieb nicht aus. Die biftorifhe Schule, in ihrem eif- 
rigen Sammeltrieb, betrachtete wenigftens mit Gleichgültigkeit, manchmal mit 
Achſelzucken die fühnen Konftruftionen ver Philsfophie, und diefe vergalt reichlich 
mit Geringſchätzung der „gedanfenlofen Empiriker“. Auch dieſer Konflitt wurde 
durch den Fortfchritt der Bildung von felbft gelöst; wir wiſſen heutzutage, daß 
die hiftorifche Richtung nicht unphiloſophiſch, die philoſophiſche nicht unhiſtoriſch fein 
fol. Das Scheitern der großen apriorifhen Syſteme bat die Philofophie felbit 
zum Hiftorismus bekehrt — fpridt man doch heutzutage von einer „eraften “ 
BHilofophie — , und die Spekulation wirb fortan der Bafis empirifcher Forſchung 
nie mehr entrathen können, wenn fie mit dem Anſpruch, Wiſſenſchaft zu fein, aufs 
treten will. Anderſeits aber dürfen die dogmatiſche und hiſtoriſche Detailforihung 
im Recht fi) nicht in dem Glauben wiegen, jemals vie philoſophiſche Betrachtung 
des Rechts dem Menfchengeift erjegen zu fünnen; er wird in ber Fülle des Ein- 
zelnen ſtets nach Principien verlangen, welche die empirifche Forſchung allein nicht 
su finden vermag. Die analytifhe und ſynthetiſche, die philofophifhe und empi- 
vifche Form des Denkens find dem menjhlichen Geift gleich unentbehrlich, fie follen 
fi nicht ausschließen, fondern ergänzen und durchdringen, und werben dieß in 
allen Einzelnen und im jeder Zeit thun, deren Geift fräftig und gefund ift; bie 
empirifche wie die philofophifche Rechtserforfhung entſprechen jede einem eigenthüm- 
lihen und wefentlihen Zug des menſchlichen Geiftes, jede diefer Richtungen ift an 


—— 1 


15) Hans, Erbrecht in welthiſtor. Entwicklung, 1824. Vgl. d. Art, Hegel und die Hei 
gelianer, 
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fi) berechtigt und nur ihr einfeitiges Extrem irrig. Ob in einem Individuum oder 
in einer ganzen Periode die eine oder die andere Denfweife überwiege, das wird 
von dem Charakter und ven geſammten geſchichtlichen VBorausfegungen abhängen; 
aber immer ift, wie gefagt, das normale Verhältniß der beiden Richtungen nicht 
Ausſchließung und Widerfprud, fonvern Ergänzung und Harmonie. 

Literatur. Außer ven bereits angeführten Schriften vergleide nod Thi— 
baut über die fog. hiſtoriſche und nicht hiſtoriſche Rechtsſchule im Civil, Ardiv 
XXI. ©. 406. — Ueber Savigny als Gründer d. hifter. Schule vgl. Arndts 
Rede zur Feier des Andenken: an F. C. v. Savigny gehalten am 31. Oft 1861. — 
Ihering in den Johrb. f. Dogmatit V, 7. — Preukifhe Jahrbücher v. Haym. 
1862, Heft 2. Felir Dahn. 

Reform, f. Revolution. . 

Neformirte Kirche, ſ. Proteſtantiſche Kirche. 
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Der Ausdruck Regalien bezeichnet urſprünglich und feinem Wortlaute nad alle 
dem Inhaber der Staatsgewalt — dem König — als ſolchem zuſtehenden Rechte, 
ohne daß es darauf ankäme, ob ſie nothwendige und ſelbſtverſtändliche Ausflüſſe 
der Staatsgewalt bilden (weſentliche oder hohe Regalien), oder ob ſie nur auf beſondere 
Thatſachen im einzelnen Staate ſich gründen und daher nur von dem Souverän dieſes 
Staates in Anſpruch genommen werden können (zufällige Regalien); er galt alſo 
mit dem Ausprude „Hoheitsrechte“ für gleichbedeutend. In der neueren Literatur 
pflegt man die erftere Art Regalien, d. i. wefentlihe Hobeitsrechte, überhaupt nicht 
mehr unter ven Begriff der Negalien zu jubjumiren, fondern benfelben nur zur 
Bezeichnung derjenigen nugbaren Rechte zu gebrauchen, welde dem Inhaber ver 
Staatögewalt — früher dem veutihen Könige, nachmals aud den Landesherren 
der Einzelftaaten — als ſolchem allein zufommen und in einer Ausſchließung oder 
Beſchränkung gewiffer Wirkungen der perfünlichen Freiheit oder des Eigenthums ver 
Untertbanen beftehen. Soweit der Private von dem Erwerbe und Befige folder Rechte 
nicht etwa durch austrüdlice Beftinmungen der Yandesgefege ausgeſchloſſen ift, kann 
er fie zwar erwerben und ausüben, aber in ver Negel nur auf Grund einer er- 
weistihen Verleihung des Rechtes von Eeite des Landesherrn. Da fie den Zwed 
haben, für den Staat eine Ginfommensquelle zu fein, fo nennt man fie aud 
Finanzregalien und ftellt fie ven Domänen und Steuern, fowie den Ein- 
nahmen aus den Gebühren zur Seite, melde bei Ausübung der weſentlichen 
Hoheitsrechte von venjenigen erhoben werben, zu teren Gunften die Staatsorgane 
gewifje öffentlihe Akte vornehmen. Da von tiefen Gebühren, welche man fonft 
wohl aud zu den Negalien gerechnet bat, ſchon oben in dem Wrtifel „Ge— 
fälle" die Nede war, jo fünnen wir uns bier jeder weitern Erörterung darüber 
enthalten. 

Die Negalien, in der obigen Beveutung genommen, unterfheiden ſich von 
ten Staatspomänen badurh, daß bei biefen ver Grund ber Zuftänbigfeit 
ein rein privatrechtlicher ift; der Staat befißt fie, weil er fie nad) ven Normen’ 
des Privatrehts erworben hat, und wenn er davon eine Mente bezieht, fo flieht 
biefe zwar dem Staate als Eigenthümer zu, aber es gejchieht dieſes ganz unab- 
bängig ven einen üffentlihen Bedarf. Die Negalien ftehen dem Staate oder dem 
Souverän als folbem zu; auf Grund feiner äffentlihen Gewalt hat er fich für 
befugt eradhtet, die natürlice freiheit oder das Eigenthum der Unterthanen in 
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gewiffen Beziehungen zu befchränfen, um daraus eine Einnahme für ven öffent- 
lihen Bedarf zu gewinnen: der Grund der Zuftändigfeit int demnach ein 
ftaatsrehtliher, wenn aud das Objekt des Regales und der Inhalt der ein: 
zelnen Berechtigung privatrechtliher Natur find, Mit ven Steuern haben die Re- 
galien zunächſt das gemein, daß die Grundlage beider eine ftaatsrechtliche ift, vie 
einen wie die anderen fann nur der Souverän ala folher einführen; dann aber 
ftimmen fie aud darin überein, daß die Negaleinfünfte ebenfo wıe die Steuern 
aus dem Vermögen der Bürger herrühren. Dagegen unterfcheiden fie fi) wefent- 
ih in Bezug auf die entfpredhende Verpflichtung der Untertbanen: vie Pflicht, 
Steuern zu zahlen, ift eine allgemeine Unterthanenpflicht, während aus dem Beftehen 
eines Regals für vie Unterthanen nur die Verbindlichkeit ſich ergibt, die Regierung 
ober den ven ihr beliehenen Negalinhaber in der Ausübung ihrer Nechte nicht zu 
ftören und ſich jedes Eingriffs in viefelben zu enthalten; Niemand ift auf Grund 
des Regals an fi zu pofitiven Leiftungen verpflichtet. 

Die unter dem Namen Fiskusrecht begriffenen ausſchließlichen Gerecht— 
jamen des Staates, die fhon dem römischen Rechte bekannt find, wie z. B. das 
Recht auf die Prblofen Güter, auf die dem unwürdigen Erben oder Bermädtnif- 
nehmer entzogenen Bermögensbeftandtheife u. ſ. w. I) find von den Finanzregalien 
juriftifch nicht mefentlich verſchieden; fie werden daher am füglichften mit viefen 
zufammengeftellt uud nach gleichen Grundſätzen wie viefe behandelt. 

Mit den Monopolen theilen die Regalien die Eigenfchaft ver Ausſchließlichkeit, 
und das Monopol wird zum Regal, fobald der Staat refp. der Souverän als 
ſolcher fich ſelbſt die ausfchliegliche Berechtigung vorbehalten hat, womit nicht aufs 
gefhloffen ift, daR er dieſelbe an Private verleihe. Ift dagegen die ausjchließliche 
Gerechtſame von Anfang an einem Privaten oder einer Genoſſenſchaft verliehen, 
jo kann man dieſelbe fein Regal nennen; fie fällt vielmehr unter den Begriff der 
Privilegien (f. ven Artifel Privilegien). 

Wir find bei ver obigen Beftimmung des Begriffs und ver rechtlichen Natur 
der Regalien von dem hiftorifh-rechtlihen Standpunkte ausgegangen, und im We- 
jentlihen ftimmen bie ſämmtlichen Juriften, wenn fie auch in untergeorbneten Punkten 
von einander abweihen, und die meiften Vertreter der Nationalölonomie und Finanz: 
wiſſenſchaft, z. B. Rau, diefer Auffaffung bei. Einen andern, angeblich einfadhern 
Begriff als „ven der hiſtoriſch überkommenen Unklarheit“ ftellt Stein in feinem 
Lehrbuch der Finanzwiffenfhaft 2) auf; er beftimmt nämlich das Regal ale „das 
wirthſchaftliche Hoheitsrecht des Staates", und zwar im folgender Art: Ein 
Regal fei diejenige wirthihaftlihe Unternehmung, deren GEriftenz und geficherte 
Ordnung als eine abfolute und allgemeine Bedingung der wirthſchaftlichen Wohl- 
fahrt eines Volkes erfcheine, und vie eben deshalb nicht dem Zufall oder ter Will- 
für der Einzelnen in ihrer Begründung und Durchführung überlaffen werben könne, 
Es fei daher weder ein Regal vorhanden, wo der Staat, wie bei den Monopolen, 
eine Steuerform aufftelle, no da, wo er, wie bei der Verleihung von Bergmwert- 
teten, im allgemeinen Interefie das Grpropriations- und Oberauffihtsreht an— 


— —— 


») Außerdem gehörten bieber noch das ſog. Heimfollsrecht jus albinagii), das Strant- 
rett u.a. Wenn man auch das Nachſteuerrecht bicher zählt, fo fcheint und dieſes nicht richtia. 
Denn einerſeite fam diefea Nett nicht blos dem Staate urd dem Lardeskerrn, fondern auch 
Privaten und Gemeinden zu, und amderieits erfcheint e& im erfteren falle richtiger als eine Ge— 
bühr, die der Staat in Folge feines weientlichen Hoheitsrechtes erbob. 

2) Leipzig, 18605 die betreffenden Aurführungen findet man ©. 134 ff. 
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wende; noch viel weniger da, wo er rein abminiftrative Mafregeln durchführe; 
am wenigften da, wo er, wie bei eigenen Forften und Gewäflern, ein Einfommen 
aus feinen Domänen beziehe. Ein Regal fei im Gegentheil eine Unternehmung, 
die vor allen Dingen als ein allgemeines, organifhes und dauerndes Verwal— 
tungsgut erfcheine, welches der Staatswirthſchaft nicht in feinem Princip, ſondern 
nur in feinen Einnahme: und Ausgabeverhältniffen angehört. Die Regalität habe 
ihrem Princip nah da aufzubhören, wo der Zweck durd ein Privatunternehmen 
erreicht werben könne. — Es fcheint uns nicht am Orte, hier in eine Kritik diefes 
neuen Begriffs der Regalien uns einzulaffen; nur das wollen wir bemerfen, daß 
uns der biftorifh überfommene Begriff viel einfacher und viel Harer zu fein fcheint, 
a der Stein’s, der je nach Umftänden alle Hoheitsrechte umfaßt oder gar nichts 
edeutet. 

In anderer Weife beftimmt Umpfenbad 3) das Weſen ver Negalien. Er 
unterfcheivet zweierlei Quellen, aus welder die Mittel zur Dedung des Staats- 
bedarfs fließen: organifhe und mehaniiche. Zu den erfteren rechnet er bie 
Gebühren und die Steuern, zu den leteren die Domänen und Fiskalvorrechte, 
worunter er ausfchließfiche Rechte des Staates auf ganze Gattungen von Ber: 
mögensobjeften begreift, welche fonft ihrer Natur nach der Privatwirthſchaft zufallen 
würden und alfo nur in ber Abficht, öffentliches Einfommen daraus zu ziehen, dem 
Fiskus kraft befonderen Vorrechts vorbehalten find. Umpfenbach will nichts von „Rez 
galien“ wiflen, und in einer Note ereifert er fich gleichfall8 gegen „das Gejpenfter- 
wejen, welches dieſelben nur zu lange ſchon in der Finanzwirtbichaft getrieben hätten“ ; 
er nennt es ungereimt, unter dem Ausdruck „Regalien" etwas Anderes verftehen 
zu wollen, als unter dem von Hoheitsrehten. Wir geftehen nun, daß es uns völlig 
gleihgiltig erfcheint, ob man die hier fraglichen Gerechtſame des Staates Regalien 
oder Fisfalvorrechte nennt, und daß wir feinen Grund erkennen, die eine oder 
andere Bezeihnung als ungereimt zu erklären, wenn nur der Begriff ſachlich richtig 
ift. Betrachtet man aber von dieſem Standpunkte aus die Umpfenbach'ſche Defini- 
tion, jo vermögen wir ihr nicht beizuftimmen, da fie in jedem Falle zu enge ift. 
Nach unferer Definition der Regalien, bei der wir beftrebt waren, alle Arten der— 
felben zu umfaffen, fallen unter ven Begriff folgende Arten: 

1) Wenn fi der Staat das Cigenthum an gewiffen Klaſſen von Gegen: 
ftänden ausjchließlih beilegt, wie 3. B. das Eigenthum aller herrenlofen Saden, 
oder fih das ausſchließliche Offupationsreht in Bezug auf ſolche vorbehält, wie 
3. B. an Bergwerksprobuften, an Salz (Berg: und Salzregale), dann an Perlen, 
Flußgold, Fiſchen in äffentlihen Gemäffern u. a. Bon finanzieller und national« 
öfonomifcher Bedeutung ift nur das Berg- und Salzregal, das zur Zeit des 
Reiches als faiferlihes Refervatreht behandelt wurde und daher an fi nicht auf 
Grund der Landeshoheit ausgeübt werben konnte. Der einzelne Landesherr konnte 
dasſelbe nur durch Faiferliche Verleihung erwerben, welder übrigens die Erwerbung 
durch Erfigung gleichgeftellt wurbe. In der fpäteren Zeit des Reihe — jedenfalls 
feit dem weftphälifchen Frieden —, wo vie Pandeshoheit fi immer mehr zu einer 
vollen Staatsgewalt ausbilvete, warb das Berg: umd Galzregale als ein natür— 
licher Beftandtheil der Landeshoheit wenigftens in der Art betrachtet, daß es jedem 
Landesherrn freiftand, fi das ausſchließliche Recht auf das Salz — das GStein- 
ſalz fomohl als die Salzquellen — und die Mineralien, reſp. Foſſilien feines Lan— 





3) Lehrbuch der Finanzwiffenichaft, Tb. 1. S. 53 ff. (Erlangen 1859.) 
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bes beizulegen. Daher ift e8 auch erklärlich, daß, was zunächſt das Bergregal an- 
geht, der Umfang vesfelben in einzelnen Yändern ein fehr verfchiedener ift. Während 
fih vom Standpunkte des gemeinen Rechtes nur vie Regalität der edlen Metalle 
vertheidigen läßt, ift biefelbe in den Partifularrechten viel weiter ausgedehnt, ohne 
daß übrigens eine Uebereinftimmung unter denſelben beftünbe. 

Nach dem allgemeinen öfterreihifhen Berggefeg vom 23. Mai 1854 
„gehören zum VBergregale alle Mineralien, welche wegen ihres Gehaltes an Me» 
tallen, Schwefel, Alaun, Bitriol oder Kochſalz benügbar find, ferner die Cement- 
wäfler, Graphit und Erbharze, endlich alle Arten von Schwarz: und Braunkohle." — 
Es heifen folhe Mineralien „vorbehaltene Mineralien”, und es find dann alle 
jene Foffilien, welche nicht von dem im Geſetz bezeichneten Gehalte find, von ber 
Regalität frei; daher denn z. B. Evelfteine in Defterreich nicht zu den regalen 
Gegenftänden gerechnet werden können. 4) Das preußiſche Landrecht (Th. I. 
Tit. 16, 88. 69 ff.) erklärt als Regal alle Foffilien, woraus Metalle und Halb» 
metalle gewonnen werben künnen, vesgleihen alle Evelfteine und andere Gtein- 
arten, welde nicht ausprüdlich ausgenommen find 5), ferner alle Salzarten mit ven 
Salzquellen, vorzüglich Steinfalz, Salpeter, Vitriol und Alaun, fowie aud In— 
flammabilien, als Schwefel, Reißblei, Erdpech, Stein. und Brauntohlen. — Der 
Unterfhied zwiſchen beiden Gefegen ift ein fo erhebliher, daß wir faum nöthig 
haben, darauf bejonvers aufmerffam zu machen. Die bayerifhe Bergord— 
nung von 1784 (welche mit Rücficht auf die Zeit ihrer Entftehung zunächſt nur 
in den altbayerifchen Provinzen Gefegesfraft hatte 6), hat ven Umfang des Berg» 
regals ganz allgemein beftimmt; e8 fallen nämlid unter vasfelbe alle Erze, Mes 
talle und Mineralien. 

Das Recht zur Gewinnung der regalen Foffilien kann auch an Private ver- 
liehen werben, entweder in der Form der Specialverleihung oder in jener der reis 
erflärung des Bergbaues. Im erfteren Falle wird einem einzelnen Privaten ober 
einer Genofjenfchaft das Recht ertheilt, alle regalen Foffilien, welche innerhalb 
eines gewiflen Diftrifts fi etwa finden mögen, zu Tage zu fördern und zu ver- 
wertben; im zweiten Falle wird demjenigen, welcher ſolche Foffilien an einer be- 
ftimmten Stelle der Ervrinde bereits aufgefunden hat, die Befugniß verliehen, die— 
felben auf bergmännifche Weife zu gewinnen. Zum Suchen regaler Foffilien durch 
Wegräumung der an der Oberfläche etwa befindlichen Dammerve, d. i. zum 
Schürfen, ift aber bei viefem Syſteme jever berechtigt, der mit einem vom Bergs 
amte auszuftellenden Schürfzettel verfehen ift. Findet ver Schürfer Mineralien, fo 


4) Bol. Ant. Schneider, Erläuterungen über das allgemeine öfterreichiiche Berngefeb vom 

23. Mai 1854. Prag 1855. S. 16. Wegen des früheren öfterreichiichen Mechtes f. Dr. Franz 

&. Schneider, Lehrbuch des Bergrechts f. d. Länder der öfterreichiihen Monarchie. Prag 1848. 
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5) Ausgenonmen find aber: Marmor, Porpbyr, Granit, Bafalt, Serpentin, Kalf, Gypé, 
Sandftein, Torf, Thon, Lehm, Mergel, Walter:, Umbra-, Oder und andere Farben und Erden, 
joferne aus legteren feine Metalle oder Halbmetulle gewonnen werden fünnen, dann auch die rega— 
fen Steinarten, wenn fie entweder auf den Aeckern liegen, oder durch die Pflugfhaar aufgeriffen, 
oder bei Gelegenheit anderer öfonomifcher Arbeiten einzeln aefunden werden. 

6) Durch neuere landesherrliche Verordnungen ift dieſelbe auch auf mehrere feit dem Jahre 
1801 erworbene Provinzen, wie z. B. Schwaben, Bamberg u. a., ausgedehnt worden; feine 
Geltung hat diejelbe in den ehemaligen Kürftentbümern Anebach und Bapreutb. In dem erfteren 
entfcheidet darüber das preußifche Landrecht, in dem letzteren die alte Brandenburger Bergords 
nung vom 1. Dec. 1619 mit einigen fpäteren Zufägen. — Die Perlenfiicherei, dann die Gold» 
wãſcherei in den Flüſſen wird in Bayern ald Regale behandelt. 
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bat er das Prioritätsreht in Bezug auf viefelben und er fann die fürmliche Ver: 
leihung des gefundenen Feldes verlangen; nur hat er diefes Verlangen binnen der 
durd die Bergorbnungen beftimmten Friſt zu ftellen (technifch heißt dieſes Geſuch 
an das zuftändige Bergamt die Mutbung). Die Verleihung oder Beftätigung 
geſchieht, nachdem fi die Behörde von dem Vorhandenfein der zum Bergbau 
nötbigen Umftände an Ort und Stelle felbft überzeugt bat, durch Anmeifung eines 
beftimmten Grubenfelves, wofür der Mafftab durch die partifuiaren Bergordnungen 
feftgefegt ift, indem der Beliehene ſowohl als Tas, was Gegenftand der Berlei- 
bung ift, genau in das fogenannte Gegenbucd eingetragen werden, das als öffent- 
lihe Urkunde vollen Beweis macht. 7) Iſt der Belichene nicht zugleih Eigenthü— 
mer der Grunpftüde, auf welchen zunächſt eingefchlagen wird, und auf welden 
die zum Betrieb des Dergbanes erforderlihen Gebäude, und fonftigen Einrichtungen 
errichtet werben fünnen, jo muß felbftverftändlich dem Eigenthiimer volle Entſchädigung 
geleiftet werden, was fehr häufig durch Ueberlaſſung eines Antheils an der Ausbeute, des 
fogenannten Erbfures, bewirkt wird. Der Staat ald Regalinhaber und PVerleiher 
läßt fi von dem Beltehenen gewiſſe Abgaben — ven Bergzehnten, vie Quatember— 
gelder u. ſ. w. — zahlen, welche für ihn dann die Frucht des Regals bilden, und 
behält fib wohl auch namentlih in Bezug auf die edlen Metalle ein Vorkaufs— 
reht vor. — Daß dem Staate aud dann, wenn er fein Bergwerk in eigener Regie 
betreibt, fonvern den Bergbau völlig an Private überlafjen hat, vie Berghobeit, 
d. i. das Recht zufomme, feine mwefentlihen Hoheitsrechte auch im Bezug auf Berg: 
werfe und vie dabei betheilioten Berfonen auszuüben und geltend zu machen, alfe 
z. B. Geſetze in Bergmwerksangelegenheiten zu geben, die Gerichtsbarkeit in ftreitigen 
Bergſachen zu handhaben, bedarf ala ſelbſtverſtändlich feines näheren Nachmeifes. 
— Die eigenthümlihen Rechtsformen , und die das materielle Recht betreffenden 
befonderen Vorjhriften über das Bergweien und die dabei betheiligten Perfonen, 
weldhe man unter dem Namen Bergrecht zufammenfaßt, können hier nicht näher 
erörtert werben; es wird genügen, auf bie monographiſchen Arbeiten über diefen 
Nebenzweig der Rechtswiſſenſchaft zu verweifen. 8) 

Das Salzregal, vd. i. das ausſchließliche Recht der Regierung auf das im 
Lande vorfindliche Salz, beſtehe es in Steinſalz oder finde es ſich in den Salz— 
quellen, wird im Allgemeinen nach denſelben Grundſätzen wie das Bergregal be— 
handelt. Während jedoch dieſes auch von Privaten, ſei es in Form der Special— 
verleihung oder der Freierklärung des Bergbaues ausgeübt werden kann, üben 
die meiſten deutſchen Regierungen das Salzregal in eigener Regie aus, ſo daß es 
nur Staatsſalinen gibt, und zwar hauptſächlich aus dem Grunde, um dadurch 
in den Stand geſetzt zu fein, das Cal; mit einer Abgabe belegen und diefe leicht 
erheben zu fünnen. 9) — in mehreren dentſchen Staaten gebört aud der Sal: 
peter zu ven ansichließlihb dem Staate vorbehaltenen Gegenftänden. 

Auch das Jagdregale, wie es bis auf die nenefte Zeit in den meiften 
deutfhen Staaten beftanvden bat, zählt zu diefer Kategorie von Regalien. Der 


7) Der nunmebrige Dergwerkseigentbümer kann ſich eine Abichrirt der Verleihunge aktes ers 
bitten, melce ter Lebenſchein beißt. 

8) S. den, Artifel Berarecht in Weiske's Rechtolexikon Br. '. und das auegezeichnete Lebrbuch 
des öfterreichiichen Bergreduis von Dr. Ari. X. Schneider, rag 1848, womit nody der Ars 
tikel | (oben Bd. 2, ©. 58) zu vergleichen ift. 

S. H. A. Zabariä, über Negalien überhaupt und das Salzregal in Deutichland ind 
— in der Beitfhrift für deutſches Recht Bd. 8, S. 319 ff, 
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Staat hatte fi das ausfchlieglihe Recht beigelegt, alles Wild im La 
blos auf feinen Grunpftüden, ſondern auch auf den Grundſtücken feiner Untertya- 
nen, zu offupiren; nur ausnahmsweiſe fonnten auch Private ein Jagdrecht befigen 
und ausüben, fei es, daß ihnen dasjelbe auf Grund eines Privitegiums zulam, 
wie 3. B. dem Adel auf feinen Gütern und auf ven Grunpftüden feiner Hinter, 
ſaſſen, oder daß fie es vom Staate fpeciell erworben hatten, wie 3. B. durd) 
Kauf. 10) 

Eine zweite Klafje von Negalien hat das mit einander gemein, daß der Staat 
gewifje Gewerbe oder Ermwerbsgefhäfte dem Privatbetriebe entzieht und ſich aus- 
Schließlich vorbehält, wie 5. B. das Tabafs-, dann das Salz: (Fabrikutions-) 
Regale, dann nad der bisher fait allgemein herrſchenden Auffaffung aud das 
Münz- und Pojtregale und entlid das Spielregale. Die Verarbeitung des 
TZabafs und der Verkauf desfelben an die Konjumenten wird in mehreren Staaten 
darum als Staatsmonopol betrieben, weil man die Konfumtion befteuern will und 
man diefe Steuer nur auf dem Wege der Monopolifirung durchführen zu können 
glaubt. 1) Aus tiefem Regale bezieht Frankreich sährlih circa 160 Mil. Francs, 
Deiterreih 35 M.Gulven. 12) Aehnliche Gründe find es, aus welden die Erzeugung 
und ber Verſchleiß des Kodjalzes auf Rechnung des Staates mit Ausfhluß der 
Brivatlonturrenz betrieben wird, womit die Regalität der Objekte, aus welchen das 
Kochſalz gewonnen wird, in Verbindung jteht. Um die finanzielle Beventung dieſes 
Regals anihaulid zu machen, wird es geftattet fein, die daraus in einigen grö- 
jeren Staaten erzielten Einnahmen bier folgen zu laffen. Dasfelbe ergibt in 
Trankreih eine Einnahme von 37 Mill. France, in Defterreih von circa 34 Mil. 


Gulden, in Preußen 8,700,000 Thlr.» in Rußland 91/, Mill. Rubel, in Bayern _ 


3 Mill. Öulven u. f. w. 

Das Münzregale, d. i. das ausfchlieglihe Recht der Regierung, Münzen 
in einer eigenen Münzftätte zu prägen oder duch einen mit jpecieller Ermächti— 
gung ausgeftatteten Unternebmer prägen zu laffen und hieraus einen Gewinn für 
die Staatskaſſe zu erzielen, bat dieſe Eigenjhaft in der neueren Zeit verloren. 
Wenn man es auch aus triftigen Gründen für zwedmäßig erachtet, daß die Prü- 
gung der im öffentlichen Berfehr als Taufchmittel dienenden Münzen der Regie 
rung vorbehalten werde, jo hat man dod darauf verzichtet, hiermit einen finau— 
zielen Nugen ziehen zu wollen, indem man erfannte, daß der dadurch dem Bers 
fehr zugefügte Nachtheil größer fei als vie für ven Staat erzielte Einnahme, Nur 
für die auf das Münzen erlaufenden Koften verlangt der Staat eine Vergütung, 
indem das gemünzte Metall zu einem höheren Preiſe in den Berfehr gegeben wird 
ald das ungemünzte, Bekanntlich heißt diefer Unterſchied zwifhen dem Preife des 
rohen und des geprägten Metalls ver Shlagihag. Derfelbe wird entweder in 
ver Art erhoben, daß man den Münzen etwas an dem Gehalte entzieht, den fie 
gejeglih haben follten, und fie gleihwohl zu dem Preije ausgibt, als ob fie voll— 
wichtig geprägt wären, ober in der Art, daß man die Münzen vollwichtig aus: 


10, Man bat wohl auch von einem Forſtregale geſprochen; allein bei qenauerer Unters 
Iheidung muß fich ergeben, daß der Meaterung in Bezug auf Privatwaldungen zwar Die Ton. 
weientlichen Regalien, d. i. die Souveränerätsrechte zuft.ben, alfo Das Recht der Geſetzaebung über 
die Bewirtbichaftung der Privatiorften ; aber ein ausfchliehliches Nett, gewiſſe Rorftprodufte zu 
offupiren, kommt ibr nicht zu, allo fein Forſtregale. 

1) Damit fteht dann eine Beſchränkung und Kontrole des Zabafbaurs in notbwendiger 
Berbindung, um zu verbüten, daß unverfleuerter Tabat zur Konſumtion komme. 

12, Bol. G. Fr. Kolb, Handb. der vergleichenden Statiftit. 3. Aufl. 1862. S. 63 u, 143, 
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prägt, aber bei ihrem Verkaufe an der Münzftätte mehr feines Rohmetall für 
fie verlangt, als fie felbft enthalten. Da nur die lettere Methode gegen Mißbräuche 
eine hinreichende Garantie bietet, fo ift fie mit Recht in neuerer Zeit vorherrſchend 
befolgt worden; nur bei der Prägung ber Scheidemünze wird noch jegt bie erftere 
Methode befolgt. Ueber die Grundfäge, nad welchen bie Ausprägung der Münzen 
in den deutſchen Staaten gejhieht, entjheiden die neueren Münzlonventionen, 
worüber das Nähere ſchon in dem Artikel „Münzen“ mitgetheilt ift. 

Damit in Verbindung fteht das Recht der Prägung und Berausgabung von 
Papiergeld, das gleihfall® zu den vorbehaltenen Rechten der Regierungen ge- 
hört, und dad, wenn das ausgegebene Papiergeld dem Inhaber wie gewöhnlich 
nicht verzinst wird, dem Staate nicht unerheblihe finanzielle VBortheile bieten kann. 
Da indeß die Ausgabe von Papiergeld nichts Anderes ift, als die Kontrahirung 
einer Staatsjhuld, deren Betrag von Stunde zu Stunde ungewiß ift, und bie 
gerade in kritiſchen Zeitläuften ſofort gekündigt wirt, fo hat die Ausühung dieſes 
Rechtes gar manche Bedenken gegen id. 

Die Boft ift jene Anftalt, welche beftimmt ift, Briefe und Schriftenpafete, 
dann Frachtſtücke von nit zu großem Umfang und Gewicht, und Perfonen, regel- 
mäßig von einem Orte zum andern zu beförbern, wofür fie fih das Borto und 
Bafjagiergeld zahlen läßt. Die Wichtigkeit diefer Anftalt nicht blos für das 
Publifum, fondern auch für den Staat und feine Verwaltung felbft bringt es 
mit fih, daß die Regierung für eine zwedmäßige Art der Einrihtung und Ber- 
waltung biefer Anftalt Sorge trägt, wozu fie in Folge ihrer Souveränetät, ber 
natürlich auch die Poft untergeorbnet ift, vollfommen berechtigt ift (Pofthoheit). 
Dagegen ift e8 nicht nöthig, daß die Poft als Regierungsanftalt behandelt und 
von der Regierung felbft ausgeübt werbe; fie fann aud an Privatperfonen über- 
laſſen werben, falls biefe die erforderliche Garantie für fihere, ſchnelle und be- 
queme Beförderung bieten. Da fein Privater diefes Recht ohne ausdrückliche Kon- 
zeffion ver Regierung und ohne Entrihtung e.nes jährlihen Pachtgeldes (Kanon) 
auszuüben für beredtigt gehalten wird, jo hat man von einem Poftregale ge 
ſprochen, das übrigens jo wenig wie das Münzregale vorzugsmeife dazu beftimmt 
jein foll, der Staatstafje große finanzielle Vortheile zu bringen; feine weſentliche 
Bedeutung liegt vielmehr in feiner Eigenfhaft als Förderungsmittel des Verkehrs. 

Was insbefondere die rechtlihen Verbältniffe der Poft in Deutſchland 
betrifft, jo wurde fie zur Zeit des Reichsé, freilih nicht unbeftritten 13), als faifer- 
liches Regale betradhtet und behandelt. Anfangs (feit 1516) unmittelbar im Auf- 
trage des Kaiſers von einem Zaris verwaltet, deſſen Nachkomme Bernhard von 
Taxis von Kaifer Karl V. 1543 zum nieberländifhen Generalpoftmeifter, von 
Kaifer Rudolph II. 1595 zum General-Oberpoftmeifter im Reich ernannt worden 
war, ging fie im Jahre 1615 zunädft als Mannslehen 1%) auf den Freiherrn 
Lamoral von Taris über. Nachdem fpäter die Familie Taris vorerft in ben Reichs- 
grafen-, dann (1595) in den Reihsfürftenftand erhoben worden war, verwandelte 
Karl VII. das Lehen in ein NReihsherrenlehen, und in dieſer Eigenſchaft blieb es 
im Wefentlihen unverfürzt bis zum Jahr 1801 im Befige ver belehnten Familie. In 
Folge der durch den Lüneviller Frieden beftätigten Abtretung des linken Rhein» 


3, Einzelne Landesherren bebaupteten zwar, dad Recht zu baben, in ihrem Territorium auch 
Landespoften anzulegen; allein ed wurde diefes Necht nie durch ein Geſetz oder ein richterliches 
Urtheil anerkannt, und der Befipftand ſprach für den Kaiſer. 

20) Ferdinand 11. erklärte dasjelbe i. 3. 1621 auch für ein fubfidiarifches Weiberlehen. 
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ufers an Franfreih ging dem Fürſten ein Theil feines Poftgebietes verloren. Zur 
Schabloshaltung für die dadurch ihm entgehenven Einkünfte überwies ihm ber 
Reichsdeputations⸗Hauptſchluß von 1803 ($. 13) das gefürftete Damenftift Buchau 
nebft der Stadt, die Abteien Marchthal und Neresheim und das zu Salmannsweiler 
gehörige Amt Oſtrach mit der Herrihaft Schemmelberg und den Weilern Tiefen- 
thal, Frankenhofen und Stetten. Hiemit in Verbindung fteht die Beftimmung in 
Abf. 2 vesjelben Paragraphen im genannten Reichsgefege, alſo lautend: „Uebrigens 
wird die Erhaltung der Poften des Fürſten von Thurn und Taris, fowie fie fon» 
ftituirt find, garantirt. Demzufolge follen vie gedachten Poften in dem Zuftande 
erhalten werben, in weldem fie fih, ihrer Ausdehnung und Ausübung nah, zur 
Zeit des Lüneviller Friedens befanden. Um dieſe Anftalt in ihrer ganzen Bollftän- 
vigfeit, fowie fie fih im bejagtem Zeitpunkte befand, defto mehr zu fihern, wird 
fie dem befonderen Schuge des Kaiſers und des kurfürſtlichen Kollegiums über- 
geben.” Als bald darauf das deutjche Reich völlig aufgelöst wurde, hielten fich 
mehrere von den nun fouverän gewordenen Einzeljtaaten für berechtigt, fich nicht 
blos die bisher vom Kaiſer beſeſſene Lehenherrlichkeit über die Poft beizulegen, 
ſondern bieje ſich felbft anzueignen, und fie in eigener Regie auszuüben. Es kann hier 
nicht in unferer Aufgabe liegen, das Irrige dieſer Anſicht nachzuweiſen; es genügt, 
zu bemerken, daß die neuere Wiſſenſchaft jo ziemlich einftimmig hierüber urtheilt. 
Bo man niht im Berfaffungsmege mit dem Fürften und gegen Entihäpigung 
desjelben deſſen Poftgerehtfame erworben hatte 15), war die Familie ihres Nechtes 
nicht verluftig geworden. Dieſes ward aud bei der Berathung der Bundesakte 
im Jahr 1815 anerfannt, und es ward deshalb in Art. 17 der genannten Alte 
ausgeiprohen: „Das fürftlihe Haus Thurn und Taris bleibt in dem durch den 
Reichsdeputations-Schluß vom 25. Februar 1803 oder in den fpäteren Verträgen 
beftätigten Befig und Genuß der Poften in den verjchiedenen Bunbesftaaten, fc 
lange als nicht etwa durch freie Uebereinfunft anderweitige Verträge abgefchloffen 
werben jollten. In jedem Halle werden bemfelben, in Folge des Art. 13 des er- 
wähnten Reichsdeputations-Hauptſchluſſes, feine auf Belafjung der Poften ober 
eine angemejjene Entſchädigung gegründeten Rechte und Anſprüche verfihert. Diefes 
fol auch da ftattfinden, wo die Aufhebung der Poften feit 1803 gegen den Inhalt 
des Reichsdeputations-Hauptſchluſſes bereits gefchehen wäre, infoferne dieſe Entſchä— 
digung durch Verträge 16) nicht ſchon definitiv feftgefegt ift.” — Auf rund viefer 
Berfügung der Bundesafte hat fih das Verhältniß der fürſtlich taxis'ſchen Poft 
in den einzelnen Bundesſtaaten verjchieden geftaltet; in einigen (insbefondere in 
Defterreih und Preußen) behielt die Regierung unter Gewährung einer angemej- 
jenen Entſchädigung des Fürften die Poften in eigener Verwaltung, während ihm 
andere die zur Zeit des Rheinbundes entzogene Gerechtſame wieder einräumten 
oder ihn im Befige beftätigten. In einigen Fleineren Bundesftaaten oder in Be— 
ftandtheilen von Bundesſtaaten hat das Taxis'ſche Haus die Poft feit diefer Zeit 
neu erworben. Die Form, in welcher die Wieververleihung, ſowie die Anerkennung 


— — — 


18) Dieſes war im Jahre 1808 in Bayern geſchehen, und es iſt daher nicht richtig, wenn 
9. A. Zachariä in feinem Staats- und Bundesrechte Bd. 2, S. 360, Note a Bayern unter 
denjenigen Staaten nennt, welche das Poftregal des Kürften Taxis ſeit 1806 für erloſchen, 
erklärten. 

16) Klüber fowohl (8. 440) ald Zahariä bezeichnen für Babern einen Vertrag von 
1809 als maßgebend; allein diefe Angabe entbebrt wobl der Begründung. Bayern fam auf 
Be der vom Fürſten Taxis unter dem 28. Febr. 1808 erklärten Geffion in den Befip der 

often, 


8 
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und Neuverleihung ſtattfand, iſt die Belehnung, wobei ſich die Regierung in 
der Regel von dem Lehenmanne einen jährlichen Kanon verſprechen ließ. Das da— 
durch begründete Verhältniß beſteht in den meiſten Staaten bis zur, Stunde fort: 
Nur Württemberg hat fih die Poften in feinem Gebiete feit 18-48 zur Seibft- 
verwaltung angeeignet und fih durch Vertrag vom 24. Mär; 1851 mit vem 
- Fürften über vie Entſchädigung verftändigt. 17) 

Die Poft wird jonad in Deutſchland theild unmittelbar von den Regierungen 
beforgt, theils trägt fie der Fürft von Taxis zu Yehen, wobei ſelbſtverſtändlich die 
Bofthoheit ven Regierungen vorbehalten bleibt. 18) Ueber die Art der Ausübung 
entſcheiden die Stipulationen des feit dem Jahre 1850 beftehenden, im Jahre 1851 
und 1860 revidirten und erneuerten beutfch-öfterreihifhen Poftvereins- 
Vertrages. 19) Der dur diefen Vertrag begründete Verein, zu welchem ſowohl 
vie deutſchen Regierungen, weldhe das Poftregal felbft ausüben — Oeſterreich, 
Breußen, Bayern, 8. Sadjen, Hannover, Württemberg, Baden, Luremburg, 
Braunjhweig, die beiven Medienburg, Dlvenburg und die drei Hanfeftänte —, 
als vie fürftlih taxis'ſche Poftverwaltung als Weitgliever zählen, „bezwedt vie 
Feftftellung gleihmäßiger Beftimmungen für die Tarirung und poftaliihe Be— 
handlung der Brief- und Fahrpoftfendungen, welche ſich zwifchen verfchiedenen, zum 
Bereine gehörigen Poftgebieten und zwijchen dem Bereinsgebiete und dem Aus- 
tande beziehen", wogegen ver interne Verkehr nad wie vor von den Einzelregie- 
rungen nad ihrem Ermeſſen regulirt wird. 

Das das Verhältniß der Poft zu den Eifenbahnen betrifft, jo hat deſſen 
Regelung da feine Schwierigkeiten, wo beide Anftalten fi in den Hänven des 
Staates befinden. Werden Eijenbahnen von Privaten gebaut und betrieben, wäh- 
vend die Poft von den Regierungen verwaltet wird, fo / muß ihre Stellung zur 
Bahnverwaltung bei der Konzeljionirung ver Bahn in einer Weife feftgeftellt 
werden, daß jeder von beiten Anftalten ver ihrer Eigenthümlichkeit entſprechende 
Spielraum ihrer Wirkſamkeit gefichert bleibe. Die Beftellung der Briefe, dann 
ver kleinen Fradıtftüde (bis zu 20 Pfund z. B. in Sachſen) insbefondere der 
Selvjendungen, wird zwedmäßig ver Poft vorbehalten, die fih zu deren Beförbe- 
rung der Eifenbahnen bedienen darf. 

Das neuefte und raſcheſte Mittel zur Beförderung von Nachrichten, das mit 
der Briefpoft fonkurrirt, ift ver eleftriihe Telegraph. Die politifhen und fon- 
jtigen Gründe, welche für vie Regalität der Pot jprechen, können mit mindeftens 
gleihem Recht auch für vie des Telegraphen geltend gemacht werben. Nur wenn 


17) Die Entjhädigung betrug 1,300,000 fl.5 durch dieſen Vertrag ift die gegen Württem- 
berg beim Bundestage erbobene Bejchwerde des Fürften gegenftands los geworden. Vrgl. über die 
Verhäliniſſe des Fürften von Thurn und Taxis noch „Das deutſche Poftrecht nach der bundesgeſeß— 
lichen Beſtimmung, unter Garantie acht europäifcher Mächte“. Gießen 1857 (abgedruckt im Archto 
tür das öffentliche die.-Lı des deutihen Bundes von Linde Bd. 2, 9. 2 u. 3) und „Das deutiche 
»Bojtrecht nad) feiner ftaatsrechtlihen Beſchaffenheit“. Gießen (ebenda Bd. 3, S. 1}. 

18) Ausnahmsweiſe kommt es vor, daß einzelne Negierungen das Poftreckt auch in und für 
fremde Etaaten üben. Eo bat 3. B. Hannover eine Poftanftalt in Hamburg und Bremen; Preu« 
pen übt die Poft zugleich für die anlaltiniiten und ſchwarzburgiſchen Gebiete, dann für Walded 
und Birkenfeld. 

9, Der unter dem 18. Auguft 1860 erneuerte Vertrag ift mit dem 1. Jänner 1861 in 
Wirkſamkeit geiveten und joll bis zum Schluffe des Jahres 1870 und von da ab ferner unter Bor 
bebalı einjäbriger Kündigung in Kraft bleiben (er iſt publicirt in dem bayeriſchen Reglerungs— 
blatt von 1861 ©. 5 ff.). Defterreich und Preußen gehören dem Vereine mit ihrem gejammten 
Sfaategebiete anz außer diejem umfaßt derjelbe nur deutſches Stautsgebiet. 
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der Staat die Telegraphenanftalt in die Hand nimmt, fie errichtet und betreibt, 
wirb fie zu einem allgemeinen, über das ganze Land fuftematifch verbreiteten Ber- 
fehrsmittel erhoben werben können, während ein Brivatunternehmer nur folde 
Linien anlegen und fortbetreiben wird, die ihm neben der Verzinsung des Anlage 
fapital8 genügenden Gewinn bringen. Auch das bei ver Verwaltung nothwenbig 
zu mwahrente Geheimniß wirb eher von einem Staats- ald einem Privatinftitute 
zu gewärtigen fein; jedenfalls wirb vie Regierung nicht geneigt fein, ihre geheim 
zu haltenden Nachrichten einer Privatunternehmung anzuvertrauen. Damit ift übri- 
gend nicht ausgefhloffen, daß ein einzelner Privater oder eine Geſellſchaft von 
Privaten fpeciell für ihre Zwede eigene Telegraphenlinien errichten und benützen; 
nur die Benügung durd Dritte kann gehindert werben. — Uebrigens beftehen 
über die Benügung ber Telegraphen gleichfalls Staatsverträge von demfelben Um- 
fange und zu ähnlidem Zwede, wie die Poftvereinsverträge; durch Vertrag vom 
25. Juli 1850 mit Nachtrag vom 14. Oktober 1851 ift der deutfh-öfter- 
reihifhe Zelegraphenvereim gegründet, und im dem Bertrage vom 16. 
November 1857, der am 1. April 1858 20) in Kraft getreten tft, erneuert worben. 

Dasjenige Erwerbögefhäft, bei welchem blos vie Erzielung einer Einnahme 
den Zwed bildet und das vom fittlichen und rechtlichen Standpunk nicht nur nicht 
gerechtfertigt, fondern unbedingt vermwerflich erfcheint, ift das Spielregal. Wenn 
es als ausgemadt gilt, daß das Hazarbfpiel aus Gründen der Sittlichkeit und 
der wirthſchaftlichen Vorſorge für das Wohl der Staatsbürger verboten werben 
müſſe, wie das in allen civilifirten Staaten in der That der Fall ift, fo tft damit 
das Spielregal bereits verurtheilt; es verunehrt ven Staat und das Bolf, wenn 
das Hazarbipiel zum Vortheil des Staats noch geduldet und auf eigene Rechnung 
betrieben wirt. — Unter ven verfhiedenen Spielunternehmungen, aus benen ber , 
Staat ein Einkommen beziehen kann, find namentlih die äffentlihen Spiel- 
bäufer und bie Totterie zu nennen. Die erfteren werden — gewöbnlid an 
Badeorten — von Privaten unter Autorifation der Regierung betrieben, die von 
dem Unternehmer eine Art Pachtgeld fi zahlen läßt. Es gereicht dem beutjchen 
Volke nicht zur Ehre, daß folhe Anftalten ſich vorzugsmweife in Deutfhland noch 
vorfinden, nmamentlih in Baden 21), Wiesbaden, Homburg und Kurheffen. Das 
während der Reihsverwefung zu Stande gelommene Gejeg über Aufhebung ber 
Spielhäufer 22), das den dabei mitwirkenden Faktoren zum Ruhme zu rechnen ift, 
fam unter der allgemeinen politifchen Gegenftrömung, die fih den Schöpfungen 
ver Nationalverfammlung entgegenftellte, gleichfalls nicht zum Bollzuge. 

Die Haupteintommensquelle bildet übrixens die zweite Art von Spielunter« 
nehmyngen — das Lotto, das entweder als Klaffen- oder Zahlen- (genueſiſches) 
Lotto gefpielt wird. Die erftere Form, minder verberblih, weil die Einfäge bei 
ihr fo Hod find, daß nur Wohlhabenvere fie erſchwingen können, befteht zur Zeit 
noch in Frankfurt, in Heflen-Darmftadt und Preußen. 23) Die zweite Form, bie 
neben den ſchädlichen Eigenſchaften als Hazarbfpiel insbeſondere noch dadurch ſich 





20, Er iſt auf 6 Jahre abgeſchloſſen, und da er nicht ein Jahr vor feinem Ablauf 

(alfo am 1. April 1863) gefündigt wurde, auf weitere 6 Jahre ſtillſchweigend verlängert. 
e ih. jedoch jegt der Vertrag gekündet und das definitive Aufbören der Spielbanken aus 

geiprochen iſt. 

23) Beichluß der Nationalverfammlung vom 8. Jenner 1849 in den ftenographifchen Ber 
richten Bd. 6, ©. 4480 

23) Der Ertrag ift für Preußen auf 1,340,000 Thlr. veranfchlagt. 

Bluntfhli und Brater, Deutſches Staaté Wörterbuch. VILL 36 
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auszeichnet, daß fie der Veruntreuung und der Fleinen Dieberei als Hehlanftalt 
dient, ift 3. B. in Oeſterreich 24) nody in Uebung. In Bayern, wo das Zahlen» 
(otto etwas über ein Jahrhundert betrieben worden war, ift dasfelbe durch Geſetz 
vom 10. November 1861 aufgehoben worden. 

Nach diefer Aufzählung und Betrachtung der wichtigeren Arten von Regalien 
bleibt und nod übrig, die allgemeinen Grundfäge zu erörtern, welche für vie Ent- 
ftehung reſp. Erwerbung, dann die Ausübung und Erlöfhung derſelben maßgebend 
find. Obenan muß als leitendes Princip geftellt werben, daß die Regalien Aus- 
nahmen von der Regel feien, daß fie daher nicht zu vermuthen, fondern zu erweiſen 
feien; wer behauptet, zu einer Beſchränkung des Grundeigenthums oder ber per- 
fönlicden Freiheit berechtigt zu fein, der muß dafür einen Rechtsgrund anführen 
fünnen. Weiter folgt aus diefer Gigenfhaft der Regalien, daß fie, auch wo ihre 
Eriftenz im Allgemeinen erwiefen ift, im ftrengften Einne auszulegen feien, daß 
alfo, wenn über den Umfang des Regals Streit entfteht, immer für den gering- 
ften Umfang zu vermuthen ift. — Die Entftchung eines neuen Regals ift jet 
von denſelben Bebingungen abhängig, von welden die Entftehung eines neuen 
Nehtsfages abhängig if. Es kann daher in konftitutionellen Staaten ein neues 
Regale nur in der Form eines Gefeges ober auf Grund eines giltigen Ge- 
wohnheitsrechtes zur Eriftenz fommen; bloße Verordnungen, weldhe ohne Mitwir- 
fung der Volfövertretung von der Regierung erlafjen werben, können die Regalität 
nicht begründen, da bieje immer eine dauernde Beihränfung des Eigenthums oder 
der perfünlichen Freiheit involvirt. — Zur Nectfertigung der älteren, aus ber 
Zeit des Reis herrührenden Negalien fann man ſich nicht blos auf die Yandes- 
gefeßgebung und auf die ihr gleichftehenden Yandesverträge — Uebereinkünfte zwi- 
ſchen Landesherren und Landſchaft —, fondern auch auf kaiſerliche Verleihung 
berufen, die ja urfprünglic als die einzige Duelle zur Erwerbung einer Regal- 
gerechtigfeit für die ZTerritorialherren betrachtet werden muß 9), und auf die Er- 
figung, bie ald Erwerbstitel fir alle Hoheitsredhte, alſo auch für die Finanzregalien 
angeführt werben könnte, 

Die Regalien gehören zu den verleihbaren Rechten des Souveränd, indem 
entweder blos die Ausübung und der Genuß der davon zu erzielenden Früchte 
oder das Recht felbft an Privatperfonen überlaffen wird; im legteren Falle hört 
freilich die einfhlägige Gerechtfame auf, ein Regale zu fein, da fie nicht mehr 
im Befige der Negierung ſich befindet, und wird ein Privilegium, beziehungsweife 
Monopol. Außer dem Titel der Verleihung fann fi) der Private, um ven Beſitz 
eines regalen Rechtes als rechtmäßig zu ermweifen, wohl aud auf die unvorbenf- 
lihe Zeit berufen, die der Staat auf diefem Gebiete 26) ebenfalls als Befigtitel 
gelten lafjen muß. 

Ueber die Art der Ausübung der Regalien entſcheidet die Stantsgefeßgebung, 
mag fi das einzelne Regale in den Händen der Regierung felbft oder eines Pri- 
vaten befinden. Entfteht Streit über den Umfang oder die Art der Ausübung 


— — 


24) Die Einnahme daraus iſt auf 6,400,000 fl. geſchätzt. Auch in Hannover finden wir die 
Potterien unter den Einnahmsquellen (Kolb, Statiftit S. 239), es ift und übrigens nicht bes 
fannt, welche Form dort in Uedung ift. 

25) Hierin lag der Grund, weshalb die Landesberren den Randftänden das Recht der Mit: 
wirfung bei der Einführung und Benützung der Negalien beftritten, und damit hängt es auch 
zufammen, daß manche Rechte Regalien genannt wurden, die ed nicht find, un fie der Konkur— 
tenz der Stände zu entzieben. 


26) Ausgeſchloſſen ift die Berufung auf dieſen Titel bei den weientlichen Sobeitsrechten. 
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zwifchen dem Regalinhaber und dritten Perfonen, fo entfcheiden darüber vie zuftän- 
digen Gerichte, für welde die an die Spike unferer Ausführung geftellten allge 
meinen Principien maßgebend find. Es ift demnach ein Negal, welches eine Be- 
ſchränkung der Rechte des Grundeigenthümers involvirt, immer in der für ihn am 
wentgften beſchränkenden Weife auszuüben, und er kann wegen jeder ordnungs— 
widrigen Ausübung von dem Negalberedhtigten Entfhäbigung fordern. 27) 

Die völlige Erlöfhung eines Negals kann nur dann eintreten, wenn ber 
Rechtsſatz, auf welchen ſich vasfelbe gründet, entweder durch ein neues Geſetz oder 
durch ein berogatorifches Gewohnheitsreht aufgehoben wird. Geſchieht die Auf- 
hebung durch Geſetz, fo erlöſchen felbftverftänplih aud die von Privaten bisher 
befefjenen regalen Gerechtigkeiten, melde Ausflüffe des aufgehobenen Negals find, 
Ob und wie weit bie Privatbefiger in folhem Falle Entſchaͤdigung zu fordern be— 
rechtigt feien, das ift hier nicht näher zu erörtern. 

Niteratur Bon der ziemlich reichhaltigen Literatur über die Materie der 
Regalien wollen wir nur jene Werfe namhaft machen, welche bem laufenden Jahr- 
hunderte angehören und die ganze Lehre umfaffen, nachdem wir jene Schriften, 
welche fi) auf einzelne Negalien beziehen, ſchon in ven Noten zu biefem Artikel 
angeführt haben. Sollte ver eine oder andere Yefer des Staatswörterbuchs ſich auch 
für die ältere Literatur intereffiren, fo verweifen wir ihn auf Pütter’s Literatur 
des Staatsrehts Th. III. ©. 294 ff., und auf bie Fortjegung von Klüber 
$. 1097. Neuere Schriften find: Himmelftoß, L., Verſuch einer Entwidlung 
des Begriffs und ber rechtlichen Berhältniffe ver Regalität in Deutfchland. (Mit 
einem Programm von Gönner.) Landshut 1804. Hüllmanit, K. D., Gedichte 
des Urfprungs der Regalien in Deutfhland. Frankfurt a/D 1806. U. Gmeiner, 
Deitrag zu der Lehre von den Regalien. Münden 1842, Böyt. 


- Negentfchaft. 


I. So lange in der Erbmonardie erbfähige Mitglieder der fürftlihen Yamilie 
am Leben find, kann die Regierung von Rechtswegen nie als erledigt betrachtet 
werben; beim Abſterben ober Rücktritt des jeweiligen Souveräns tritt ohne weiters 
der durch das Erbrecht berufene Nachfolger an feine Stelle („ver König ftirbt 
nit”). Es ift hier immer ein zur Regierung berechtigter Monard vorhanden, 
und ein Zmifchenreih, wie dies in der Wahlmonarchie eintreten fann, wenn der 
Nachfolger nicht ſchon bei Lebzeiten des Vorgängers beftimmt ift, läßt ſich in ber 
Erbmonarchie gar nicht denken. Nur das kann vorfommen, daß der zur Succeffion 
gelangte Fürft die Regierung nicht felbft zu übernehmen und zu führen im Stande 
ift, weil es ihm entweder an den bazu erforderlichen perjänlihen Eigenfchaften 
fehlt, over weil ein äuferes thatfähliches Hindernif, wie 3. B. längere Abmefenheit 
vom Lande, oder Gefangenschaft ihm vie Selbftausübung der Regierung unthunlid 
macht *), over daß ein folder verfünliher Mangel over ein ſolches thatfächliches 
Hinderniß nad der Uebernahme der Regierung ver Fortführung berfelben ſich 
entgegenftellt. Für Fälle diefer Art muß durch die Berfaffung auf möglichſt 
erjhöpfende und beftimmte Art Borforge getroffen fein, indem ein Regent ober 


97, Dies gilt mamentlih beim Jagdregale; mird dasjelbe zur Unzeit oder in einer unguläfe 
figen Weiſe ausgeübt, oder wird der Wildftand übermäßig gebegt, fo hat der Grundbefiger Ans 
fpruch auf Erfag des ihm daraus erwachjenen Schadens. 

*) Dal. au Bd. III S. 292. A. d. Red, 
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Reihsverwefer für die Zeit der Negierungs-Unfähigkeit des Monarden zur 
Führung der Regierung an der Stelle des legteren berufen wird. Die Interefien 
der Monarchie nicht blos, fondern die Intereffen der ftaatlihen Ordnung über- 
haupt, die fo leicht durch eine Ungewißheit in Anfehung dieſes Punktes gefährbet 
werben fann, fordern eine ſolche Vorforge. Indeffen tritt eine Reichsverweſung 
oder Negentfchaft immer nur in folhen Fällen ein, wo das Erbfolgereht und 
die Fähigkeit zu fuccediren außer Zweifel ift. Je nad ber Verſchiedenheit 
der Bedingungen, von welchen die Succeffionsfähigfeit in verſchiedenen Staaten 
abhängig gemadt ift, fann in einem Staate eine Regentſchaft nöthig werben, 
während in einen anderen bie betreffende Perfon bei der Erbfolge überjprungen 
und ber Thron fofort von einem anderen Erbberechtigten eingenommen wird, der 
für feine Perfon auch zur Selbftausübung der Regierung fähig ift. 

Eine ſolche Verſchiedenheit macht fi namentlich in Bezug auf gewiffe körperliche 
und geiftige Gebrehen bemerkbar, welche dem Menfchen entwerer von Geburt aus 
anhaften, oder im fpäteren Leben entftehen und die entweder feine Willens» ober 
feine Handlungsfähigkeit wefentlih beeinträchtigen, wie 3. B. Blindheit, Taub- 
ftummbeit, Wahn und Blöpfinn. Während das ältere deutſche Staatsrecht in 
Gemäßheit der Beftimmungen der goldenen Bulle!) ven mit folhen Fehlern 
behafteten Prinzen von ter Nachfolge gänzlih ausfhlieft und die Succeffiond- 
——— von der Fähigkeit zu regieren abhängig macht, wird nach den neueren 

erfaſſungen die Succeſſions-Ordnung in ſolchem Falle nicht unterbrochen. Der 
regierungsunfähige Erbfolger wird Monarch, aber ein Regent oder Reichsverweſer 
übt an feiner Stelle die Regierung aus. Die Gründe, aus welchen man in dieſem 
Punkte von dem älteren, innerlich gerechtfertigten ſtaatsrechtlichen Principe abge- 
gangen iſt und entgegen ver fonftigen Entwidlung des öffentlihen Rechtes das 
privatrechtliche Syftem der Erbfolge adoptirt hat, liegen wohl hauptſächlich in ven 
Schwierigkeiten, welche mit der Konftatirung der Regierungs-Unfähigfeit verfnüpft 
find, und in dem Mangel eines geeigneten Organs zur Entſcheidung der in biefem 
Betreffe etwa fi) ergebenden Streitfragen. Es ift indefien fehr fraglich, ob bie 
politifhen Nachtheile, welche im Gefolge der Regentſchaft fih fo leicht ergeben, 
nit no viel größer und für die Intereffen der Monarchie verberblicher feien, 
als dieſe Uebelftände?). Beachtenswerth fcheint der Ausweg, den in biefer Bezie- 
bung ber vor Kurzem in Baden den Ständen vorgelegte Entwurf eines Regent: 
Ihaftsgefeges eingefhlagen hat. Darnach tritt im Fällen, wo ver präfumtive 
Thronfolger aus anderen Urfahen, als wegen Minverjährigkeit die Regierung 
auszuüben verhindert ift, in der Negel eine Negentfchaft ein; es kann jebod im 
einzelnen alle der Unfähige durch Geſetz ganz von der Erbfolge ausgefchloffen 
werben, jo daß dann bie Krone fofort auf den nad der beftehenden Thronfolge 
Ordnung berufenen nähften Agnaten des Haufes übergeht. 

Verſchieden von der Regentſchaft ift die bloße Stellvertretung bes 
Monaten, die auf beſonderer Vollmacht desfelben beruht, wie fie etwa bei kürzerer 
freiwilliger Landesabweſenheit over bei einer ſchweren Krankheit auf kürzere Zeit 
eintreten kann. Der Umfang der Rechte des Stellvertreters bemißt fi bier nad) 


1) Die Beflimmung derfelben — Kay. XXV 8. 3 fautet: «Primogenitus filius succedat, 
....„nisi forsitan mente captus, faluus, seu alterius famosi et nolabilis defect us existal, 
propter quem non deberet seu posset hominibus principari,» 

2, Dgl. über die politiften Erwägungen, welche für diefe Art der Bebandlung furechen, 
R. v. Mobi in feinen Monographien über „Staatsrecht, Völkerrecht und Poliiik“ 8, 1. S. 153, 
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dem Inhalt der VBollmadt, und wo über den Umfang Zweifel befteht, wirb fie 
gegen ben Stellvertreter zu interpretiren fein, während dem Regenten in ver Regel 
alle Rechte des vertretenen Souveräns zukommen und daher in Zmeifelsfällen 
für feine Berechtigung zu entjheiden ift. Die Regentihaft ſetzt voraus, daß der 
Monarch zur Selbftausübung der Regierung unfähig fei, während bie Stellver- 
tretung einen vegierungsfähigen Souverän erfegen will. Sie fann daher nur mit 
feinem Willen eintreten, während die Regentſchaft hievon unabhängig von Rechts- 
wegen Platz greift. 3) 

Der Stellvertretung verwandt ift die Mitregierung. Man bat nämlich 
in älterer fomohl als in neuerer Zeit in Fällen, mo die Ausübung der Regierung 
von Seite des Souveräns Schwierizfeiten bot, einen Mitregenten ernannt, ber 
thatfählic die Regierung führt und bie Hoheiterechte ausübt. Ob das dadurch 
begründete Verhältniß als Stellvertretung oder als Regentichaft zu betrachten fei, 
hängt wohl von den veranlaffenden Umftänden ab. Ift der Souverän zur 
Selbftregierung nicht befähigt, jo fann er auch feinen Mitregenten beftellen, ſondern 
dann ift eine Regentichaft anzuorbnen. Will ein regierungsfähiger Monarch bie 
Herrſchaft überhaupt nicht weiter ausüben, fo fommen vie Grundfäge über Abpi- 
fation zur Anwendung; es ſteht nichts im Wege, daß er auf die Krone verzichte 
und biefelbe feinem gefeglihen Nachfolger überlaffe. Gerade in folden Fällen 
hot man öfter ven Thronfolger blos zum Mitregenten angenommen, um zu ber« 
hüten, daß ber bisherige Souverän in das Unterthanenverhältnißg zu dem neuen 
trete; der erftere bleibt dann dem Rechte nad Souverän, er begibt ſich aber aller 
und jeder Ausübung der Souveränetätsredhte. Eine Theilnahme zweier Souveräne 
an der Ausübung der Regierung wäre den Funtamentalprincipien der Monardie 
zuwider und würde daher jedenfalls nicht einfeitig vom Eouverän verfügt werben 
dürfen. Wo eine folhe Anordnung in den Grundgefegen des Landes nicht aus- 
drücklich als zuläffig erflärt ift, muß fie als unzuläffig betrachtet werden, und 
fie fönnte jedenfalls nur in Uebereinftimmung mit der Volksvertretung eingeführt 
werden). 

Ebenſo wie die Stellvertretung muß auch die Vormundſchaft ober 
Pflegfhaft über ten Thronfolger, wo dieſe nah Maßgabe der Vorſchriften 
des Privatsrechts etma als nothwendig erfcheint, von der Regentſchaft gefondert 
werben. Wenn auch die thatfädhlihen Gründe, aus welchen bie eine und bie 
andere Plat zu greifen hat, in ver Mehrzahl ver Fälle die gleichen find, fo ift 
doch der Zwed ein verfchievener und muß daher au die Art der Behandlung 
und der Entſcheidung der etwa auftauchenden Streitfragen eine verſchiedene fein. 
Bei der Vormundfhaft und Pflegfcbaft ift fowohl bezüglich ver Einfeßung, als 
der Führung und Beendigung die beteiligte Familie für ſich volltommen berehtigt, 
ihre Anorbnungen zu treffen und für deren Realifirung zu forgen, foferne fle 
hierin nicht durch die beftehenden Hausgefege beſchränkt ift; die Regentſchaftsfrage 


3, Die leptere Bemerkung ſchließt übrigens nicht aus, daß man auch bei der Errichtung ber 
Regentichaft auf die Einwilligung des zu vertretenden Monarchen Gewicht legen könne. Nur {fl 
fie allein zur Einfegung einer Regentihaft weder genügend, noch kann der Widerſpruch dieſe, 
wo fie nach Rage ter Derhäftniffe erfordert wird, irgendwie hindern. 

2) Beifviele der Veftelung von Mitregenten famen in neuerer Zeit in Deutſchland vor in 
Kurbeſſen (1831). Sacfen 11830) und in Anhalt» Bernburg; im letzteren Kalle 11855) murd 
der Bunded» Berfommlung von der gefchehenen Ernennung der Gemahlin des Herzogs zur Mit 
regentin Anzeige «rftattet: |. Meyer, Staatsalten (11. Aufl.) B. 11, ©. 638, 
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dagegen ift eine öffentliche Angelegenheit von heroprragender politifher Bedeutung, 
und fie fann daher nur nad ſtaatsrechtlichen Principien durch die politifchen 
Drgane behandelt und entſchieden werben®). Am beften werben die allgemeinen 
Grundfäge über diefelbe in ver Form des Gefetzes feftgeftellt, die dann im einzelnen 
Falle lediglich in Vollzug zu fegen find, Wird über die Negentfchaft erft dann 
verfügt, wenn das Bedürfniß einer folhen eintritt, fo ift ſchwer auf eine ruhige 
und unbefangene Behandlung zu rechnen. In den meiften europäifchen Staaten 
ift denn aud die Regentfhaft durch Gefege, und zwar in ber Regel durch bie 
Berfafiungsgefege des Landes, mehr oder minder genau geregelt6), Wir werden 
bei der folgenden Darftellung auf die vesfallfigen Gefege der wichtigeren, namentlich 
ber deutfhen Staaten Rüdficht nehmen. 

I. Die Gründe, aus welden eine Regentfhaft nöthig: werben Tann, 
liegen theils in ber Minderjährigkeit des zur Nachfolge berufenen Monarden, 
theils in fonftigen Berhältniffen, welde viefem die Selbftausübung der Regierung 
und die Bezeichnung eines Stellvertreterd unmöglid machen, wobei es in Fällen 
ver legteren Art ohne wefentlihe Bedeutung ift, ob das Hinderniß ſchon beim 
Antritte der Regierung vorhanden ift oder erft im Laufe derſelben ſich ergibt und 
ſohin ihrer Fortführung entgegenfteht?). Die für den Fall der Minderjährigkeit 
eintretende Regentihaft, wohl aud die ordentlich e genannt, bietet in ihrer 
Regelung feine großen Schwierigkeiten. Wenn die Zeit der Volljährigkeit bes 
Monarhen gejeglih beftimmt ift, fo ift ein Streit über die Nothwendigkeit und 
die Dauer der Regentihajt faum denkbar. In den meiften Staaten tritt für bie 
regierenden Herren das Alter der Großjährigkeit ſchon mit dem vollendeten 18ten 
Jahre ein, wenn felbe auch jonft regelmäßiger Weife auf ein fpäteres Alter — 
das 21., 24. oder 25. verlegt iſt. Bor dem Eintritt in das Alter ver gefeglichen 
Boljährigkeit ift die Selbftregierung ausgeſchloſſen; eine Großjährigkeits-Erklä— 
rung, ſei es daß fie von dem Borgänger des Minderjährigen oder von dem 
Negenten ausgeht, ift unzuläffig. Nur duch ein Staatsgeſetz könnte eine frühere 
Mebernahme der Regierung geftattet werben 3). 

Welche fonfligen Urſachen die Regentihaft etwa nöthig machen, das läßt fid 
faum einzeln .aufzählen, und die meiften Berfaflungen haben fi daher mit Necht 
darauf befchränft, den leitenden Grundſatz auszujprehen. So die preußiſche 
Berfaffung ($. 56): „Wenn der König minderjährig oder fonft dauernd verhindert 
ift, felbft zu regieren, fo... ."; die bayerifche Berfaffungs-Urkunde (Tit. IL. $. 11): 
„Sollte der Monard dur irgend eine Urfade, welche in ihrer Wirkung länger 


5, Es ift daher auch micht zu billigen, wenn das bier in Frage ftehende Inftitut felbft in 
den neueften Lehr und Handbüchern des deutichen Staatörechts wie z. B. bei Zachariä, 
Zöpfl, mit dem Namen „Regierungsvormundfchaft“ oder „vormundfcaftliche Regierung” be: 
zeichnet wird. Die nämlichen Schriftiteller geſtehen zu, daß die Regentfchaft von ganz anderem 
rechtlichen Charakter fei, al& die Vormundſchaft; dann ift es aber befier, fie auch nicht fo zu nennen. 

6) In England, das überhaupt eines zufammenbängenden Grundgefeßes entbebrt, mangelt 
es auch an einer allgemeinen geieplichen Regelung der Negentichaftstrage. Man hat dert, wo 
wegen Minderjährigkeit oder aus anderen Gründen (Georg 111.) eine Reichsverweſung nötbig 
wurde, durch Specialgeſetze Vorſorge getroffen; val. v. Mohl, a. a. DO. ©. 144 Note. 

7) Die dem Lebenrechte entnommene Unterfcheidung des älteren Nechtes, wornad der zur 
Zeit des Anfals Unfähige völlig ausgefchloffen wurde, ift wohl für’s neuere Recht überhaupt 
— — anderer Meinung ſcheint H. A. Zahariä, Deutſches Staats- und Bundes: 
recht B. 1. ©. 371. 

8) Wir werden diefen Punkt etwas ſpäter bei der Beendigung der Megentichait näher in’s 
Auge faſſen müffen, 
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als ein Jahr dauert, an der Ausübung der Negierung gehindert werben, und 
für diefen Fall nicht ſelbſt Vorforge getroffen haben, oder treffen fünnen, fo... 
Es gehören dahin nicht blos körperliche oder geiftige Gebredhen, welche den Souverän 
dauernd unfähig maden, vie Negierungsgefhäfte zu beforgen, ſondern auch länger 
dauernde Abweſenheit des Staatsoberhauptes von feinem Lande. Ob es zwedmäßig 
ſei, biebei eine Frift zu beftimmen, nad deren Ablauf eine Regentſchaft einzutreten 
hat, wie dies in der bayerifhen Berfafjungs-Urkunte gefhehen ift, dürfte jehr zu 
bezweifeln fein, va es nicht blos auf die Dauer der Abwejenheit, ſondern auch 
auf die Veranlaſſung und auf die befonveren Berhältniffe des einzelnen Falls 
ankommt. Iſt die Abwefenheit eine freiwillige, und ift die Abſicht ver Rücklehr 
nicht aufgegeben, beſteht aud fein Hinderniß, das fih der Korrefpondenz bes 
Souveräns mit feinem Lande entgegenftellt, fo wird es feiner Regentſchaft bedürfen, 
jondern e8 wird die Anordnung einer Stellvertretung volllommen genügen. Iſt 
tagegen die Abwefenheit eine nothwendige oder eine gezwungene, fo wird ohne 
weitered zur Einfegung einer Regentſchaft Grund gegeben fein. Ein bejonders 
wichtiger Fall der rechtlich nothwendigen Abmejenheit liegt dann vor, wenn ber 
Souverän zugleih Oberhaupt eines andern Staates ift, deſſen Berfaffung ihn 
verpflichtet, die Refidenz im Lande zu nehmen?). 

Die Geſetzgebung wird ſonach in diefem Punkte befjer ſich einer Zeitbeftimmung 
ebenfo enthalten, wie einer Aufzählung der einzelnen Gebrechen. Ihre Hauptaufgabe 
befteht darin, das Berfahren genau zu regeln, durch weldes das Vorhandenſein 
eines Dinderungsgrundes fonftatirt und die Regentihaft beantragt und beſchloſſen 
werben fol. Namentlich müſſen genaue Beltimmungen darüber getroffen fein, 
wer das Recht, beziehungsmeife die Pflicht habe, auf die Anordnung einer Regent» 
ihaft anzutragen, und wer über den Antrag definitiv zu entjcheiven habe. 
Am zwedmäßigften und vollftändigften dürfte in dieſer Beziehung der badiſche 
Entwurf eines Regentfchaftögefeges fein, welder darüber in Art. 6 zu verfügen 
vorſchlägt: Die Initiative zu ergreifen, iſt Sade des Staatsminifteriums; jedoch 
fann die Anregung auch von dem Yamilienrathe des regierenden Haufes ausgehen, 
In jedem Falle ift diefer mit feinem Gutachten zu hören, aud wenn bie Erridtung 
der Regentihaft nit von ihm beantragt wird. Hierauf ift der Antrag den 
Kammern zur Prüfung vorzulegen, weldhe über die Nothwendigkeit ver Reichsver— 
wefung in einer gemeinfamen Berfammlung durch Mehrheit ver Stimmen ent- 
ſcheiden. Eine getrennte Abftimmung in den beiven Kammern erjheint hier nad) 
ver Anficht des Entwurfs weder nothwendig noch zwedmäßig, indem es ſich bei 
der vorwärfigen Frage niht um einen At ver Geſetzgebung, fondern um eine 
Art von Urtheil handelt; die Kammern fungiren bier in gewiſſem Betradht als 
politifches Schwurgeriht, von dem nur Ein Urtheil erwartet wird. Schwieriger 
ausführbar ift die Verfügung der preußiſchen Berfafjung, wornad ber zur 
Regentſchaft berufene Agnat (nachdem er viefe proviſoriſch übernommen) bie 
Kammern zu berufen hat, welde in vereinigter Sigung über bie Nothwenbigkeit 
ver Regentſchaft befchließen. Wenn ver Monarch nur partiell oder periodenweife 
hanblungsunfähig ift, und es nicht gelingt, zu dem Schritte feine Zuftimmung 


9) Einen befonderen Fall diefer Art hat die bayetiſche Berfaffungs-Urfumde in T. 11. $. 6 
vorgefeben,, indem fie verordnet: „Kommt die Krone (beim Ausfterben des Mannsftanımes) an 
die Gemablin eines auswärtigen größeren Monarchen, ſo wird fie zwar Königin, fie muß jedoch 
einen Viceldnig ernennen, der feine Reſidenz in der Hauptftadt des Königreichs zu nehmen hat.“ 
Bol. noh R. v. Mohl a. a. ©: ©. 156 ff. 
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und Mitwirkung zu erlangen, ſo wird es kaum möglich ſein, dieſer Beſtimmung 
gemäß zu handeln. Noch ungenügender iſt in dieſem Punkte die bayeriſche 
Verfaſſungs-Urkunde, die hierüber nur Folgendes enthält: „Es findet mit Zuſtim— 
mung der Stände, welhen die Berhinderungs-Urfahen anzuzeigen find, gleichfalls 
bie für den Fall der Minverjährigfeit beftimmte gefeglihe Regentſchaft ftatt." 
Wird [hon während der Regierungszeit des Vorgängers für den regierungsunfähigen 
künftigen Monarhen eine Regentfhaft beftellt, dann ift die Einberufung ber 
Stände und die Anzeige der Verhinderungs-Urfahe vom König ausgegangen und 
ein Streit über diefen Punkt ift in viefem Falle faum möglid. Wie aber dann, 
wenn eine ſolche verhindernde Thatſache bei einem fhon im Befige des Thrones 
befintlihen Monarchen zu Tage tritt? Soll dann das Minifterium oder ber 
Familienrath oder der zur Regentſchaft berufene Prinz die Stände berufen lönnen ? 
Die Natur der Sache ſcheint uns für das babifhe Verfahren zu ſprechen. 

III. Daß in jevem Falle die Thatſache der Regierungsunfähigkeit Mar erwiefen 
werben müſſe, folgt aus ver Natur der Sahe. Wenn es möglich ift, durch Geſetz 
genau feftzuftellen, unter welchen Umftänden dieſe als gegeben zu erachten fei, fo 
verfäume der Gefeggeber nit, dieß zu thun, um Zweifeln und Streitigkeiten 
verberblicher Art dadurd vorzubeugen. Diefe Möglichkeit ift in Bezug auf bie 
förperliden Gebrechen, welche zur Regierung unfähig machen, unjeres 
Erachtens wohl vorhanten. Nicht jedes Uebel, das etwa nur verunftaltet oder 
bie Beweglichkeit hemmt, fann vie Ausſchließung von der Selbftregierung redht- 
fertigen, fondern nur folde Mängel dürfen bieher gezählt werben, welche vie 
geiftige Entwidlung und das Wahrnehmungsvermögen beeinträchtigen und bie 
eigene, von frember Unterftügung unabhängige Beforgung der Regierungsgejhäfte 
unmöglid erjcheinen laffen, wie 3. B. Blindheit, Taubftummbeit. Dabei möge 
zugleih eine klare Beftimmung darüber getroffen werben, ob biefe Fehler blos 
zur Uebernahme der Selbftregierung, oder aud zur Fortführung — machen. 
Wir haben vorher ſchon erklärt, daß uns kein genügender innerer Grund zu 
beſtehen ſcheint, den letzteren Fall anders zu beurtheilen, als den erſteren. Was 
die Geiftes- und Gemüths-Krankheiten angeht, fo ift zwar darüber fein Streit, 
daß ein folder Kranker unfähig fei, jelbft zu regieren. Allein ſchwierig ift es 
zu fagen, weldher Grad von Geiftes-Störung vorausgefegt werde, um Jemanden 
von der Uebernahme reſp. Fortführung der Regierung auszufhließen. Jedenfalls 
wird ſich eine gefegliche Beftimmmung hierüber faum anders treffen laffen, als indem 
man die thatfähhlihe Unfähigkeit zu regieren als das entfheidende Merkmal bin- 
ftellt, und das Hauptgewiht auf die richtige Entſcheidung bdiefer Thatfrage im 
einzelnen Falle legt. Die Garantie biefür Liegt einerfeitS in der Berufung ver 
geeigneten Perfonen, anderfeits in der Ausſchließung der ungeeigneten, und dann 
in ver zwedmäßigen Regelung bes die Entſcheidung vorbereitenden Verfahrens. 
Dir können in diefer Beziehung nur wiederholen, was wir bereits angeführt 
haben — daß mir das Zuſammenwirken der Minifter, dann ber Agnaten und 
Stände für ebenfo zwedmäßig als politiih und rechtlich nothwendig halten, Die 
Miniſter find zur Initiative berufen. Ihr Antrag werbe zuvörberft den Agnaten 
des Haufes mit Ausſchluß des Regentihafts-Kandivaten zum Beirathe und wo 
mözlih zur Zuftimmung vorgelegt. Die definitive Entſcheidung der Frage ift 
Sade der Stände 19), 


0) Wie febr unfere Doftrin in vielen Dingen noch von ten Anidiauunnen tet Patrimonial: 
flaates beberricht wird, dajür liefert Zöpfl in feinen Grundfägen des gemeinen Deutjchen Staats: 
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Dabei bleibt aber noch ein Punkt zu regeln übrig, der in den Gefegen 
ewöhnlich gar nicht berührt wird, nämlich die Befeitigung derjenigen rechtlichen 
Racıtbeile welche den Theilnehmern an einer ſolchen Vorverhandlung ſchon während 
derſelben oder erſt nachher, wenn ſie ohne Erfolg waren, aus der Theilnahme 
erwachſen können. Lehnt in einem beſtimmten Falle die Volksvertretung den 
Antrag auf Reichsverweſung, ver auch von den Agnaten gut geheißen wurde, 
nad gepflogener Berathung ab, fo find möglicher Weiſe die Minifter und vie 
Agnaten der Gefahr eines Procefies wegen Hochverrathes ausgeſetzt und dieſe 
Gefahr kann fie, — fo läßt fich wenigftens denken — von ber Stellung eines 
Antrages auf Einfegung einer Reihsverwefung aud in Fällen abſchrecken, die dazu 
vollfommen geeignet wären. Um dem vorzubeugen, hat der mehrerwähnte Entwurf 
des badiſchen Negentichaftgefeges vorgefhlagen, die Minifter in Bezug auf 
den fragliben Antrag von der fonft beftehenden Verantwortlichkeit zu entbinden, 
und R. v. Mohl hat vie bier zu Grunde liegende Anfiht fhon vorher in der 
angeführten Abhandlung über die Peihsverwefung als die richtigere vertheidigt. 
Der Berichterftatter in der J. badiſchen Kammer (Bluntfc li) hat diefes Auskunfts— 
mittel, und zwar nah unferem Dafürhalten mit gutem Grund, für fo bedenklich 
erflärt, daß er dem Borfchlage des Entwurfs nicht beizutreten räth, fondern nur 
beantragt, daß dem Minifterium das Recht eingeräumt werde, gleichzeitig mit tem 
Antrag auf Einfegung der Regentihaft an die Stände aud den zu bringen, daß 
es für die zum Behufe der Beſchlußfaſſung getroffenen Mafregeln von jeder 
weiteren Berantwortlichfeit entbunden werde. Die Aufhebung der Minifter- 
Verantwortlichkeit gerade in Bezug auf fo wichtige Handlungen entzieht biefer 
jeden praltiſchen Werth, und führt zu weiteren Infonfequenzen; man bürfte dann 
offenbar nicht dabei ftehen bleiben, vie Minifter für unverantwortlic zu erflären, 
fondern müßte aud die Agnaten, welche etwa zur vorgefchlagenen aber fpäter 
abgelehnten Regentſchaft ihre Zuftimmung gegeben haben, außer Verantwortung 
ftellen. Auch jcheint uns die Gefahr, welche mit der Aufrechthaltung des Grund- 
fages der Verantwortlichkeit verknüpft ift, nicht in dem von Mohl vorausgefegten 
und geſchilderten Grade zu beftehen. Die Minifter können zwar der Möglichkeit 


rechts bezüglich unferer Materie belehrende Beifpiele. Nah ibm ift c# gemeinen Rechtens, dafı 
die fürftlihen Agnaten tm Falle der Behinderung des Souveräns zu einem amilienratbe zu: 
jammentreten und über die Nothwendigteit einer Regentſchaft alein beichließen (5. Aufl. B. 1. 
S. 671), ſowie ee auch ein Mecht derielben ſei, einen unfähigen Souverän durch ——— 
zu entſetzen (a. a. O. S. 773). Gründe find weder für die eine noch die antere Theſis beigebracht. 

1) Die überwiegende Mebrbeit der Schriftfteller lehrt, daß der nächfle Agnat auch in ſolchen 
Ländern, wo ed an einer ausdrücklichen geſeßlichen Beſtimmung feblt, rechtlich begründeten 
Anspruch auf die Neichaverwefung babe; dies wird von Mohl a. a. O. ©. 180 ff. beftritten, 
wobei jedoch anerfannt wird, daß die meiften Gründe für ihn fprechen. 
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der die Regeutſchaft übernehmen fol. In den übrigen Berfaffungen, in ver 
preußifchen ($. 56), fähfifhen ($. 9) und württembergifchen ift vie Orbnung der 
Berufung zur Regentihaft unabhängig von jeder Willensverorbnung des Königs. 
In Ermangelung eines regierungsfähigen Agnaten gebührt nad der Verfügung 
ver bayeriſchen Berfaffung (Tit. II. $. 13) ver Wittwe des legten Monarchen vie 
Regentſchaft; in gleichem Falle beruft die württembergiſche Verfaſſung die Mutter 
und nach ihr die väterlihe Großmutter 12), während das badiſche Regentſchaftsgeſetz 
vor der Mutter und Großmutter noch die Gemahlin des Großherzogs aufführt. — 
Im Falle auch in diefer Kategorie Niemand vorhanden fein follte, ver die Regent: 
fhaft übernehmen könnte oder wollte, gelangen nad dem babifhen Geſetze vie 
eventuell zur Thronfolge etwa berufenen Kognaten in ber Ordnung, in welder 
fie in die Krone zu fuccebiren hätten, zur Negentichaft, wogegen bie bayeriſche 
Berfaffungs Urkunde die Kronbeamten als legte Klaſſe der regentihaftsfähigen 
Perſonen nennt, und zwar fteht zunächſt vem legten Monarchen das Recht zu, 
einen derfelben zum Regenten zu ernennen und wenn eine foldhe Beftimmung nicht 
vorliegt, geht fie an den erften Kronbeamten über!3), Nah ver preußifchen 
Berfaffung kommt den vereinigten Kammern das Recht zu, in ſolchem Falle den 
Negenten zu wählen; bis zur Uebernahme der Regentſchaft von Seite des Gewählten 
wird dieſelbe vom Staatsminifterium geführt. — Wenn der Berufene die Regent: 
ſchaft wirflih übernimmt, fo bat er vor oder bei ver Uebernahme entweder einen 
befonderen Regentſchaftseid, oder den gewöhnlichen Berfaffungseid, wie er vom 
Monarchen jelbft beim Antritte der Regierung gefordert wird, abzuleiften bie 
Pflicht. Erfteres gebieten die preußiſche Berfaffung (Art. 58) „vor ben vereinigten 
Kammern”, die bayerifhe Berfaflungs-Urfunde (Fit. IL.) „in der Mitte ver Stände, 
und in Gegenwart der Staatsminifter fowie der Mitgliever des Staatsrathes”, 
dann das hannover'ſche Grundgeſetz ($. 23); mit dem letteren begnügen ſich bie 
württembergifhe Berfafjungs-Urkunde ($. 14), dann vie k. ſächſiſche ($. 138) u. a. 

V. In Anfehung des Umfangs der Rechte und Pflihten des Reichs— 
verwejers muß im Allgemeinen vie Regel feftgehalten werben, "daß berjelbe in 
jeder Beziehung die Stelle des zur Selbftregierung unfähigen Monarchen vertrete. 
Es kommen ihm daher im Zweifel viefelben Rechte zu, wie fie dem Monarchen 
jelbft zufämen, und die Ausübung hat in berfelben Form zu gefchehen, wie wenn 
fie von diefem felbft ausginge. Eine Beſchränkung in ver erfteren materiellen und 
in der zweiten formellen Beziehung kann nur da angenommen werben, wo fie 
durch eine ausdrückliche pofitive Vorſchrift der Landesverfaſſung feſtgeſetzt ift, und 
da jede ſolche Beihräntung eine Ausnahme von einer in der Natur der Sache 
liegenden Regel bildet, jo darf fie nicht weiter, als es ver Wortlaut der Vorſchrift 
mit fih bringt, ausgedehnt werden; insbefondere muß aus diefem Grunde jede 
analoge Anwendung folder Beſchränkungen auf andere als die im pofitiven Rechte 
genannten Fälle als irrig bezeichnet werden. — Die vorbem oft ventilirte Frage, 
ob der Regent befugt fei, unter Beobahtung der jonft vorgeſchriebenen verfaſſungs— 


2) In der altenburgiichen und koburgiſchen Verfaſſung wird die Mutter jogar vor den 
Aynaten gerufen; in der Derfaffungs:lirkunde für das Königreich Sachen ift fie Dagegen ganz 
ausgeichloffen. . 

13) Die vier Kronämter find dur die Konftitution vom 1. Mai 1808 geſchaffen; fie 
werden vom König entweder erblih oder auf Xebenszeit verlieben. Sie folgen ſich in nad: 
ftehender Orbnung: Das Aron:Oberftbofmeifteramt, das Kron-O. Kämmerer-, D. Maridhalls und 
D. Voftmeifteramt; das erfte bekleidet z. 3. der Fürſt von Dettingen: Evielberg (auf Rebendzeit) 
das lepte der Fürft von Thurn und Taxis (erblich); die, beiden anderen find unbefegt. 
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mäßigen Formen die Landesverfaffung abzuändern, muß darum für alle 
Staaten, für welche nicht ausvrüdlid das Gegentheil beftimmt ift, auf's Ent: 
jchiedenfte bejaht werben. Die Herbeiziehung der privatredhtlihen Borfchriften 
über bie Rechte des Bormundes, der dad Mündelgut nur zu verwalten, nicht aber 
über die Subftanz zu verfügen oder dasſelbe zu veräußern berechtigt ift, baben 
wir ſchon oben für die ganze Materie als unzuläſſig erklärt, und es geht daher 
auch nicht an, fie für dieſe fpecielle Frage heranzuziehen und daraus Schlüſſe 
abzuleiten. Der Regent hat die Nechte und Intereſſen des gemeinen Wefens, die 
salus publica im Namen des behinderten Monarchen zu wahren und zu fördern, 
nicht aber wie der Bormund blos die Rechte und Intereffen eines einzelnen 
Menſchen zu verwalten und unverfehrt zu bewahren. Sowie der Monarch jelbft 
in die Lage kommen kann, auf gewiſſe Kronrehte zu verzichten oder ſich eine 
Beſchränkung in der Ausübung von folden gefallen zu laffen, weil es im Staats- 
interefje nöthig erjcheint, fo kann fich auch der Megent zum einen oder anderen 
politiſch gemöthigt fehen, und fo wie im erfteren Falle der Nachfolger auf dem 
Throne an die Handlungen feines Vorgängers, wenn dieſe in verfafiungsmäßiger 
Form vorgenommen wurden, und an ihre Folgen rechtlich gebunden ift, fo ift auch 
der zur Selbftregierung gelangte Monarch an die deffallfigen Afte des Regenten 
gebunden. 

Es Haben indeſſen viele neuere Berfaffungs-Urkunden dem Negenten gewiſſe 
Hoheitsrechte entweder ganz entzogen oder doch nur unter gewiſſen Beſchränkungen 
zugeftanden. So ift z. B. in dem hannover'ſchen Landesverfafjungsgefeg von 
1840 $. 23. verorbnet: „Der Negent darf jevoh eine Schmälerung ber Rechte 
des Königs, fowie eine Aenderung in dem Grundſyſteme und in den verfaflungs- 
mäßigen Rechten der allgemeinen Stänve-Berfammlung und ver Provinzialftänd- 
überall nicht vornehmen und geftatten. Auch darf der Regent feine Standes- 
erhöhungen vornehmen. — Ein Beifpiel anderer Art liefert die bayerifde 
Berfaffungs-Urkunde (Tit. II. $. 18): „Alle erlevigten Aemter mit Ausnahme ver 
Juftizftellen, können während der Reichöverwefung nur proviforifch beſetzt werben. 
Der Reichsverweſer fann weder Arongüter veräußern oder heimgefallene Lehen 
veräußern, noch neue Aemter einführen.“ Die Vornahme von Berfafjungsände- 
rungen ift dem Megenten in dem lesteren Geſetze nicht unterfagt; es kann daher 
gegen die Beantragung und Sanktion einer ſolchen von Seiten des Negenten fein 
Anftand erhoben werden. — Die Berfaffungs-Urkunde des Königreichs Sachſen 
liefert in ihrem $ 12 einen Beleg für eine Beihränfung der zweiten Gattung: „Ber: 
änderungen in der Berfaffung dürfen von dem Regierungsverwejer weder in Antrag 
gebracht noch wenn fie von den Ständen beantragt find, genehmigt werden, als 
wenn joldyes von ihm unter Beirath des nah 8 11 kouſtituirten Familienraths 
und in Folge eines in der bafelbft vorgefchriebenen Form gefaßten Beſchluſſes 
geſchieht 14).” Eine ähnliche Beftimmung enthält das oldenburgiſche Staats 
grundgefeg in Art. 25; jedoch wird bier „vie Zuftimmung ver volljährigen Prinzen“ 
zur Bedingung gemacht, fo daß ein Majorititsbefhluß nicht zu genügen fcheint. 
Iſt übrigens dieſer Vorſchrift entſprochen, fo hat vie Verfaffungsänderung in beiden 
Staaten dauernde Gültigkeit. Eine davon wieder abweihende Beſchränkung ftatuirt 
die württembergifche Verfaſſungs-Urkunde in ihrem $. 15. Während fie in 





14) Der $. 11 beruft nämlich ſämmtliche 21 Jahre zählende Prinzen des königlichen Haufes 
zum Familienrathe; abfolute Stimmen: Mebrheit mocht Beſchluß. 


572 Begentfchaft. 


materieller Beziehung mehr mit der bayerifhen Berfaffung übereinflimmt une 
baneben (mie die hannover'ſche Verfaſſung) dem Reichsverweſer das Necht entzieht, 
Standeserhöhungen vorzunehmen, räumt fie den von ihm verabjchiedeten Abände— 
rungen von Berfafjungspunkten nur für die Dauer der Regentihaft rechtliche 
Geltung ein. 

Eine allgemeine wirkfame formelle Beſchränkung des Reichsverweſers liegt 
nad mehreren Berfaffungsgefegen no darin, daß er bei der Ausübung der 
Hoheitsrehte vorher das Gutachten eined fogenannten Regentihaftsrathes zu 
erholen bat und an bie Zuftimmung besfelben gebunden if. Während nad 
älterem Rechte in Rändern mit ftänbifcher Verfafjung in ber Regel ein Ausſchuß 
ber Stände dieſen Regentſchaftsrath bildete, ift in den mobernen Berfafjungs- 
Urkunden entweder der Geheime refp. Staatsrath oder das Gefammtminifterium 
zu diefer Funktion berufen. 

Von allen ven bisher aufgeführten Verfaffungen unterfcheivet ſich die 
preußiſche, welche (Art. 58) einfach vie Ausübung der dem Könige zuftehenven 
Gewalt auf den Regenten überträgt, ohne ihn irgend einer befonderen Befchräntung 
ju unterwerfen, welder nicht aud der König felbft unterworfen wäre. Hiemit 
ftimmt auch der öfter erwähnte Entwurf des badiſchen NRegentichaftsgefeges überein, 
und gewiß ift diefes Syftem das richtiger. Schon die Verſchiedenheit, melde in 
den einzelnen Verfaſſungsgeſetzen in biefer Beziehung zu Tage tritt, läßt erkennen, 
daß es an einem Flaren Principe bei der Normirung der Beſchränkungen völlig 
gemangelt habe, und daß «8 eine rein willfürliche Statuirung von Ausnahmen fei, 
mit ber man e8 bier zu thun bat. Faſt alle dieſe Ausnahmen beziehen ſich auf 
Souveränetäteafte von nur untergeorbnet:r Wichtigkeit, und es ift ſchwer, bei 
manden irgend einen genügenden Grund für die Rechtfertigung aufzufinden. 
Während 3. B. dem Regenten auf einer Seite das Recht der Sanftion von Ge— 
fegen, das Recht der Abſchließung von Staatöverträgen, das. Recht des Kriegs und 
Friedens zufommt, ift ihm anderſeits das Recht der Standeserhöhung oder das 
der Einführung neuer Ritterorben entzogen!! Dem öÖffentlihen Intereſſe fann aus 
folden Beſchränkungen viel leichter Schaden als Nuten erwachſen. Wir heben, 
um dies an einem Beifpiele zu zeigen, bie Verfügung ver bayerifhen Berfaffungs- 
Urkunde heraus, verzufolge der Regent feine neuen Wemter einführen darf, aud 
wenn das Bedürfniß von folden noch fo dringend ift; denn das Verbot ift ein 
ganz unbedingtes. Zu melden PBerlegenheiten fann viele Beftimmung bei einer 
länger, dauernden Regentihaft Anlaß geben! 

Die perfönlihe Majeftät, wie fie dem wirklichen Souverän zufommt, fann 
dem Megenten nicht beigelegt werben, und wenn er aud während ver Führung 
der Regentſchaft als unverleglib und politifch unverantwortlich zu b:tradhten ift, 
fo hört doch dieſes Recht nach brendigt r Regentſchaft auf, wenn nicht das pofitive 
Recht austrüdlih ıtwas Anderes beftimmt. Damit ift indeffen wohl zu vereinbaren, 
daß das Strafgeletz die Angriffe gegen den Regenten als Hochverrath reſp. 
Majeftätsbeleidigung erflärt und mit der entſprechenden Strafe bebroht. 

Die Koften der Regentſchaft bilden eine allgemeine Staatslaft; fie find 
daher in fo lange von der Staatskaſſe zu beftreiten, als nicht die Berfaffungs- 
Urkunde des einzelnen Landes hierüber anders verfügt. Die etwa beſtehende Givillifte 
gebührt im Zweifel nur dem Könige, und die Berwaltung und Verwendung dır 
daraus fließenden Beträge ift Sache desjenigen, dem die privatrehtlihe Vormund— 
haft oder Pflege (cura) übertragen ift, alfo nicht des Reichsverweſers als folder. 
Dasielbe muß auch von ven Früchten des etwa vorhandenen Krongutes ober 
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Aronfideikommiſſes gelten. Hiemit ftimmt 3. B. die bayerifche Berfafjungs- 
Urkunde überein, wenn fie in Zit. II. $. 20 verorbnet: „Der Reichsverweſer hat 
während der Dauer der Regentſchaft feine Wohnung in der Föniglichen Refivenz 
und wird auf Koften des Staates unterhalten; auch werben ihm nebſtdem zu 
feiner eigenen Verfügung jährlid 200,000 fl. in monatlihen Raten auf bie 
Staatskaſſe angewieſen.“ Seit der Einführung einer permanenten Civillifte (1834) 
ift diefe Beftimmung in Bezug auf die Fälle der orbentlihen Regentihaft dahin 
mobificirt, daß ber gefammte dem Reihsverwefer gebührende Unterhalt aus ber 
Civillifte zu beftreiten if. Für Baden bat das Apanagengefeg vom 21. Juli 
1839 die Koften der NRegentfchaft im Falle der Minverjährigfeit des Großherzogs 
als eine Laft der Givillifte erklärt und der mehrerwähnte Entwurf eines Regent- 
ſchaftsgeſetzes will dieſe Borfhrift au auf die Übrigen Fälle, wo eine Regentſchaft 
nöthig wird, ausgedehnt willen. Die württembergiſche Verfaſſung ($. 106) 
unterſcheidet zwifhen den Koften der Hofhaltung des Reichsverweſers und ben 
Ausgaben für feine perfönlihen Berürfniffe; jene werden aus ber Givillifte 
beftritten, zur Dedung der legteren wird bie Apanage des Regenten bis zu dem 
einem Kronprinzen gebührenden Betrage erhöht und aus der Staatsfafje entrichtet. 
Die ſächſiſche Verfaſſung Belaftet ($. 13) ganz allgemein die Givillifte mit der 
Beftreitung des Aufwandes, ten die Regentſchaft erheifht, ohne zu unterſcheiden, 
aus weldhen Gründen viefelbe nöthig geworben ift. 

VI. Die Regentfhaft endigt, wenn der Grund ihrer Einfegung, d. i. das 
Hinderniß der Selbftregierung auf Seite des Monarden wegfält Es hört daher 

1) die orbentlihe Regentſchaft in dem Augenblide auf, wo der minderjährige 
Monard das Alter der haus- oder landesgefeglihen Bolljährigkeit erreiht. Ob 
es zuläflig fei, den minderjährigen Monarchen ſchon vor dieſem Zeitpunfte für 
volljährig zu erklären (venia aetatie), ſcheint uns nicht fo ausgemacht, als es 
9% Zachariä (Staatsreht B. I. S. 384) annimmt. Abgeſehen davon, daf 
der Regent, der bie Negierung für bie Zeit der gefeglihen Minverjährigfeit zu 
führen übernommen bat, ſich nicht jelbft von dieſer Pflicht beliebig befreien kann, 
bezweifeln wir insbefondere die Möglichkeit, eine venia aetatis auch für vie Ver— 
hältnijfe des öffentlihen Nechtes zu ertheilen; ihre Wirkſamkeit befchränft ſich 
immer nur auf das Gebiet des Privatrechtes; und fo wenig der Souverän einem 
minderjährigen Unterihan die politifhe Rechtsfähigkeit im Wege der Specialver- 
fügung verleihen fann, eben fo wenig fann dieſes der Negent. Die Fähigkeit 
zur Ausübung der Regierungsrehte ift aber in noch viel höherem Grabe eine 
Trage des Öffentlichen Rechtes, ald das Staatsbürgerredht der Unterthanen 15), 

2) Die Anwendung des obigen Orunbfages auf die Fälle der auferorvent- 
lihen Regentſchaft kann ihre Schwierigkeiten haben, wenn bie Landesverfaſſung 
darüber unklar oder lüdenhaft if. Lag der Grund ter Regentſchaft in einer 
länger dauernden Abwefenbeit des Monarden, fo hört die Negentfhaft mit feiner 
Rückkehr von felbft auf. Wenn dagegen körperliche oder geiftige Gebrechen bie 
Beranlafjung der Reichsverweſung waren, fo ift möglicher Weife die Frage, ob 
das Hinderniß der GSelbftregierung gehoben und bie Fähigkeit dazu wieder einge- 


15) Auch das römifhe Recht flimmt mit diefer unferer Auffaffung der venia aetatis überein. 
Dasfelbe debnt die Wirkungen der Großjährigfeitserflärung nicht auf das öffentliche Recht aus 
(ogl. c. 4. C. 11, 451, umd jelbft im Gebiete des Privatrechts ftebt derjenige der die venia aetalis er- 
—— Fo wirflih Großjährigen nicht gleich; denn er bedarf noch immer eines deeretum 

e alienando, 
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treten ſei,“ im einzelnen alle zweifelhaft. Zur Zeit des Meichs hatten für bie 
deutfhen Länder hierüber die Reichegerichte zu entſcheiden; gegenwärtig ift irgend 
eine gemeinfame Inftanz für die Löſung diefer Frage in Deutſchland nicht vor- 
handen. Hat die Yandesverfaffung den Weg nicht vorgezeichnet, ver hiebei einzu- 
ſchlagen ift, jo wird es fi fragen, ob fie nicht wenigftens das Verfahren regelt, 
nad welchem über die Einfegung ber Regentſchaft zu entſcheiden iſt. Iſt diefes 
der Fall, fo muß angenommen werben, daß die nämlichen Grundſätze analog auf 
die Beendigung der Regentihaft anzuwenden feien, ober mit anbern Worten: in 
berfelben Form, in welcher die Reichsverweſung entftanden ift, und nur in biefer, 
faun fie auch wieder aufgehoben werden. Das hannover’ihe Landesverfaſſungs— 
gejeg von 1840 enthält in $. 24 die ausprüdliche Anerkennung diefes Grundfages, 
und ſchließt die Einwirkung des Negenten anf vie betreffenden Berathungen und 
Beſchlüſſe aus; ebenſo das Koburg-Gothaiſche Grundgefeg von 1852 $. 18. 

3) Außerdem hört die Negentfchaft ver Natur der Sache nah dann auf, 
wenn ber ‚wegen Unfähigkeit durch den Reichsverweſer vertretene Monarch mit 
Tod abgeht, und der durch das Gefeg zum Nachfolger berufene Monardy zur 
Uebernahme der Regierung feinerfeits befähigt ift. 

Verſchieden von der Beendigung der Regentſchaft im Allgemeinen find die 
Fälle, wo blos der zeitige Negent aufhört diefes zu fein, während bie Negentichaft 
fortdauert und fohin die Nothwendigfeit einer Nachfolge in die Regentfchaft eintritt. 
Solde Fälle find: 

a) Wenn ver Reihsverwefer ftirbt, oder die Regentfchaft niederlegt, was ihm 
u ſtehen muß, wie dem Monarchen die Niederlegung ber Krone freige- 
ellt ift. 

b) Da wo die Wittwe des letzten refp. die Mutter des zeitigen Monar- 
hen Reichsverweſerin ift, hört fie auf dieſes zu fein, falls fie eine nene Ehe 
eingeht. 

ce) Wenn der zur Reichsverwefung berufene Prinz nad der Uebernahme berfel- 
ben die Fähigkeit zur Fortführung verfelben verliert, jo muß er zurücktreten 
und ein Anderer, ver dazu befähigt ift, feine Stelle einnehmen. Das hiebei ein- 
zuhaltende Berfahren richtet fi im Ermargelung fpecieller Vorſchriften nach den 
Beftimmungen, die für die infegung der Regentfchaft überhaupt gelten. 

Ergibt ſich fein Hinderniß der Fortführung der Negentfhaft, fo bleibt die— 
jenige Perfon, welche diefelbe einmal übernommen hat, für immer Regent und fie 
hört darum nicht auf dieſes zu fein, weil etwa fpäter ein näher Bercchtigter fähig 
wird, die Regentfhaft zu übernehmen. Hievon macht der badiſche Entwurf 
für den Fall eine Ausnahme, wenn der Thronfolger felbft als nächſter Agnat 
zur Regentfhaft berufen, aber wegen Minverjährigfeit oder Abweſenheit außer 
Stande war, diefelbe zu übernehmen; in biefem Falle geht die Regentichaft bei 
eingetretener Grofjährigkeit over nah feiner Rückkehr auf viefen zurüd und ber 
bicherige Regent muß ihm weichen. 

Die Negierungshandlungen, die der Negent unter Beobachtung der verfaf- 
fungsmäßigen Formen vorgenommen bat, find für den zur Gelbftregierung gelangenden 
Monarhen im Allgemeinen eben fo bindend, wie wenn fie von feinem Vorgänger, 
dem aus eigenem Mechte herrſchenden Monarchen, ausgegangen wären. Es barf 
bei der Beurtheilung des Berhältniffes nicht etwa die Analogie der privatrechtlichen 
Vormundſchaft herbeigezugen, und darnach die Redtsbeftändigfeit der Handlungen 
des Reichsverwelers bemeffen werben wollen. Es fann daher namentlidy von einer 
in integrum restitutio des volljährig oder wieder fühig geworbenen Souveräns 
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gegen angebliche Verlegungen des Regenten heut zu Tage keine Rede mehr fein, 
auch wenn eine richterliche Inftanz zur Entſcheidung ftreitiger ragen des Gtaats- 
rechts vorhanden wäre. Die Frage bleibt immer nur die, ob der vom Megenten 
ausgegangene Alt gültig fei oder nicht, und letzteres ift überall da, aber aud nur 
da anzunehmen, wo der Akt nit in verfaffungsmäßiger Form oder gegen aud- 
drückliches materielles Verbot des pofitiven Verfafjungsrechtes vorgenommen wurbe. 

Bon den Schriften Über die Regentihaft verdient eigentlich nur die Abhand- 
lung von R. v. Mohl „über vie ftänbifchen Rechte in Beziehung auf bie 
Neihsverwefung” in feinen Monographien über Staatsrecht, Völkerrecht und 
Politik“ B. I. (Tübingen 1860) ©. 144 ff. genannt zu werben, ba fie allein 
unfer Inftitut vom Standpunfte des öffentlichen Rechtes aus betrachtet. Dort 
findet der Leſer auch die näheren Nachweiſe über die einfchlägigen Beftimmungen 
der wichtigeren außerdeutichen Verfaffungen 16), auf welche wir hier wegen Mangels 
an Raum einzugehen außer Stande find. Bört. 


Negierung de facto, |. Staatsgewalt und Legitimität. 

Negierungsfäbigkeit, j. Staatsgemwalt; Monardie und Re- 
gentihaft. 

Negierungsgewalt, ſ. Staatsgewalt. 

Negierungsnachfolge, ſ. Erbrecht und Staatsoberhaupt. 


Nebabilitation. 


Unter Rehabilitation wird die Wiederherftellung der durch ein rechtskräftiges 
Strafurtheil entzogenen oder gejhmälerten politifhen und bürgerlichen Rechts— 
fähigfeit verftanden. Während die Revifion (auch Wiederaufnahme des Verfahrens, 
Wiedereinfegung in den vorigen Stand, Neftitution genannt) das Strafurtheil 
jelbft aufhebt, läßt die Rehabilitation dasſelbe beftehen, fest die rechtliche Kraft 
desfelben fogar voraus und befeitigt nur die Folgen desſelben für die Rechtsfähigfeit. 
Die Gnade hebt die Strafe auf ober milvert diefelbe, erhält aber die Folgen 
aufrecht; die Rehabilitation hat es lediglich mit diefen Folgen zu thun. Die 
Amneftie verwifcht die ganze That, die Rehabilitation läßt That und Schuld 
unberührt und beſchäftigt fich blos mit ver Rechtsfähigkeit des BVerurtheilten für 
die Zufunft. 

Die legislative Berechtigung des Inftituts der Rehabilitation kann nicht dem 
mindeften Bedenken unterliegen. 

Alle Gefeggebungen erkennen an, daß Perionen, melde Rechtöverlegungen 
gewiffer Art begangen haben oder zu Strafen gewiſſer Art verurtheilt wurden, 


—_ ⸗ 


6) Die neuere französische Verfafjungägefeßgebung (feit 1789) würde 4. B. eine reiche 
Fülle von Material Hefern. So ordnet die Berfaffung von 1791 für den minderjährigen und 
für den geiftesfranfen König eine Regentihaft an, die dem nächften Agnaten gebührt; in Ermangr- 
lung eines ſolchen wird der Regent dur eine befondere zu dieſem Zwede allein vom Volke 
gewählte Verſammlung ernannt. Ueber die Frage, ob der Monarch als geifteöfranf zu erklären 
und ſohin eine Regeniſchaft einzufegen ſei, bat der geſetzgebende Körner in dreimaliger Abſtim— 
mung, zwiſchen deren jeder ein Monat in Mitte liegt, zu befcliehen. Wegen Belgien val. 
die belgiſche Verfaſſung Art. 8I—84 inkl. Beſondere Beſtimmungen bezüglich der Vertretung 
des Königs erheiſchte die norwegiſche Verfaſſung; ſiehe dieſelben in $$. 11—15 der Konſti— 
tution v. 1, Nov. 1814. a 
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unfähig und unmürbig feien, ſolche politiihe oder bürgerliche Rechte auszuüben, 
welche perfönliche Integrität vorausfegen. Es kann tem beftohenen Volksvertreter 
bie Fähigkeit in die Kammer gewählt zu werben, e8 kann bem meineivigen Zeugen 
die Eidesfähigkeit, es kann vem Vater, ber feine Kinder zur Unzucht mißbraudt, 
das Erziehungsreht nicht belaffen werben. Die Intereffen der Geſellſchaft gebieten, 
an Berurtheilungen wegen folder und ähnlicher Rechtsverlegungen, eine Beſchränkung 
der Nechtsfähigfeit zu nüpfen. Über in demfelben Maße gebieten die Intereffen 
ter Geſellſchaft, die Aufhebung dieſer Folgen nicht zur Unmöglichkeit zu machen. 
Sobald die Geſellſchaft tie nöthige Garantie dafür hat, daß bie Wiederherftellung 
der vollen Rechtsfähigkeit nicht mehr mit Gefahr für fie verfnüpft ift, liegt es 
nicht blos in ihrem Rechte, es liegt fogar in ihrem Intereffe, dieſe Wieverberftel- 
lung zu bethätigen. In demfelben Maße, in welchem ihr daran gelegen fein muß, 
daß fein Unwürdiger folhe Rechte ausübe, die in feiner Hand gefährlih find, in 
demfelben Maße muß fie wünfhen, daß feine Araft durch Entziehung politifcher 
oder bürgerlicher Rechtsfähigfeiten ihr länger vorenthalten bleibe, als bie Noth- 
wenbigfeit e8 gebietet. 

Bei der Unvolllommenheit menſchlicher Cinridtungen, bei der Unmöglichkeit, 
alle denkbaren Fälle fih im Boraus zu konftruiren, liegt nun vie Gefahr fehr 
nabe, daß an Strafurtheile Rechtsfolgen ſich von felbft knüpfen, welche fofort als 
zu hart erfcheinen. Es ift der Fall nur zu fehr denkbar, daß die fhwerften Folgen 
für die Rechtsfähigkeit an ſolche Rechtsverlegungen ſich anſchließen, über melde 
man nad) Berlauf weniger Monate eine geradezu entgegengefegte Anfhauung hat. 
Man vente nur an politifche Verbreder. Für ſolche Fälle reiht weder Gnade 
aus, die blos die Strafe aufhebt, noch Amneftie, welche denn de nur ganze 
Gruppen von Handlungen umfaßt und immer zu den Seltenheiten gehören wird, 
für folhe Fälle ift die Möglichkeit der Rehabilitation ein politifch = fociales Gebot. 

Aber auch abgefehen von den Fällen, in denen bie Rechtsfolgen fofort zu 
ſchwer waren ober in Folge geänderter Zeitanfhauung ſich als zu ſchwer erwiefen; 
fol dem Berbredher nicht für immer die Hoffnung abgefehnitten werben, als voll- 
berechtigtes Glied wieder in die bürgerlihe Gefelfhaft zurüdjulehren. Die 
Ausficht, feine volle Integrität wieder zu erlangen, fol ihm vielmehr ald Sporn 
der Reue und Beflerung dienen. Die Nichtbeachtung feiner moralifhen Wieder: 
geburt fol ihn nicht zum ewigen Feinde der Gefellihaft mahen. Und biefe 
Rüdfiht vor Allem ift es, melde an ber -legislativen Berechtigung ver Rehabili« 
tation nicht zweifeln läßt. 

Diefe Berechtigung wurde denn aud von jeher anerfannt, wenn man auch 
ver eigentlichen Bedeutung des Inftituts fih nicht vollfommen bewußt war. 

Schon die Solonifhe Gefeßgebung kennt eine Rehabilitation derjenigen, bie 
mit Infamie belegt worden waren. In den Zeiten der römifchen Nepublif fomwohl 
als ter Kaifer finden wir das Inftitut der Rehabilitation als eine mit der Gnade 
innig verwandte vorwiegend politifhe Einrihtung. Es wurde unter der Republif 
durch Volksbeſchluß die restitutio damnatorum vorgenommen und ed waren poli« 
tifche Verbrecher, denen bei geänderter Lage der Dinge viefe Wohlthat zu Theil 
ward. Die Wirfung derfelben fam ber einer vollen Amneftie in unferem Sinne 
glei. In der Kaiferzeit war es bie indulgentia specialis, vorzüglih aber bie 
eigentlidye in integrum restitutio, mit welder der Kaifer tie unter ‚ver früheren 
Herrſchaft politifch Berfolgten in ihre volle Rechtsfähigkeit nicht nın, ſondern auch 
in alle Rechte wieder einjegte, und zwar mit rückwirkender Kraft. Die deutfche 
Geſchichte kennt vor dem Einbringen des römijhen Rechtes nur wenig Beifpiele 
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ber Nehabilitation, eine Erſcheinung, die in dem Anflageprincip ihre Erklärung 
fintet. Nach dem Einbringen des römifhen Rechtes reifen die einzelnen Landes— 
fürften mit der Befugniß zu begnadigen auch die der Befeitigung von Rechtsun— 
fühigfeiten an fid. 

In Franfreih hat man fhon im meunten Jahrhunderte Beifpiele der 
Wiedereinjegung in die Ehrenrehte und Rechtsfähigkeiten. Indeß erfchien dieſelbe 
nicht als beſonderes Inftitut, fontern ale Theil des dem Regenten zuftehenden 
Begnadigungsrechtes. Aber ſchon im 15. Jahrhundert wurde ein bezeichnender 
Unterfch'ed zwifchen ven lettres de grace und den lettres de justice gemad)t, 
nur find die franzöfifhen Schriftfteller darüber nicht einig, ob die Nehabilitation 
in die eine oder bie andere Kathegorie eingereiht wurde. Die Drbonance von 1680 
läßt fhon eine fchärfere Orenzlinie entnehmen. Es war aber ver Assemblee 
Constituante vorbehalten, die Rehabilitation als ein vollkommen felbftftändiges 
Inftitut in das Rechtsleben einzuführen, In dem Code penal des Jahres 1791 
wurde dem Verbrecher, ver feine Strafe vollftändig erftanden und alle Schäben 
ausgeglihen hat, der Anfprud eingeräumt, nad Ablauf von 10 Jahren, innerhalb 
derer fein Betragen ein untabelhaftes war, in feine volle Rechtsfähigfeit wieder 
eingefet zu werden. Die Gemeinde, in welcher der Gefuchfteller ſich aufhielt, 
trat für feine Rehabilitirung in Sie Schranken und wenn fie feine moralifche 
Wieverherftellung beftätigte und feine Rehabilitation von dem Gerichte verlangte, 
fonnte dieſelbe nicht verweigert werden. Die Gefepgebung tes Jahres 1808, 
durch fpätere Gelege in mehrfahen Punkten ergänzt, verlegte ven Schwerpunft 
von der Gemeinde in das Gericht und das Staatsoberhaupt. Die Gemeinde 
fpriht fih blos über das Verhalten aus. Das Gericht lehnt die Nehabilitation 
entweder ab, und in biefem Fall fann das Staatsoberhaupt fie nicht bewilligen, 
oder das Gericht fpricht ſich für die Rehabilitation aus und in dieſem Falle ent- 
ſcheidet das Staatsoberhaupt. 

Seit dem Jahre 1791 erſcheint die Rehabilitation auch in anderen Gefe- 
gebungen als felbftftändiges Inftitut, während ver größte Theil der Gefeßgebungen 
fie nod immer als Theil der Begnadigung auffaft. Aber auch innerhalb der 
Geſetzgebungen, welde vie Rehabilitation als beſonderes Inftitut kennen, erſcheint 
viefelbe theils als rein judicieller, theils als rein der Geſetzgebung überwiefener 
Akt, während wieder andere Gefege das Recht ver Rehabilitation als befonderes 
Kronreht anerkennen, 

So viel geht nun aus dieſem Blid in vie Gefhichte hervor, daß die legislative 
Berechtigung der Rehabilitation von jeher anerfannt wurde, daß aber das 
Berbienft, dieſes Inftitut befonders ſcharf hervorgehoben zu haben, der franzöfifchen 
Legislation zunächſt gebührt. Nur leidet vie franzöfifhe Geſetzgebung und ihre 
Nahbildungen an dem principiellen Fehler, daß fie nur dem gebeflerten Verbrecher 
vie Möglichkeit der Rehabilitation einräumen, während derjenige, der einer Beſſe— 
rung überhaupt nit bedarf und über deſſen Handlung die Zeitanfhauung fofort 
fih auf's günftigfte anspricht, von dieſer Wohlthat ausgefhloffen ift. 

Dies führt zu der Frage, unter welden Borausfegungen die Rehabilitation 
eintreten könne. Und bier wird feftzuhalten fein, daß zwar eim rechtöfräftiges 
Urtheil vorliegen müffe, weil außerdem zu einem fo außerordentlichen Mittel nicht 
gegriffen werben könnte, daß aber, vou einigen Ausnahmen abgejehen, außerdem 
nur die nöthige Garantie gegen Gefährde für die Geſellſchaft geforvert werben 
fünne. Mit anderen Worten: Sobald aus den Umftänven erhellt, vaß der Ver— 
urtheilte würdig ift, als vollberedhtigtes Glied in die Geſellſchaft einzutreten, fol 
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ihm bie entzogene Rechtéfähigkeit wieder gewährt werten. Bei ter Bielgeftaltigfeit 
ber Verhältniffe erfheint e8 nicht gerechtfertigt, diejenigen von ter Möglichkeit ter 
Rehabilitation auszufchließen, tie wegen- Strafverjährung u. dgl. ihre Strafe nicht 
erftanten haben; es erfcheint unzweckmäßig, im vornhinein eine beftimmte Zeit 
vorzufchreiben, vor deren Ablauf ein Rehabilitationsgefuh nicht geftellt oder wicht 
erneuert werten fünne; es ift bevenflih, Rüdfälligen und ſchon einmal Rehabili- 
tirten die Möglichkeit der Rehabilitation zu verfagen. Denn aud derjenige, der 
die Strafe nicht oder erft vor furzer Zeit erftanten, kann die erforberlidhe Garantie 
gegen Gefährde bieten und aud der Rüdfällige und Nebabilitirte fann unter 
Umftänden hanteln, welde bewähren, daß nicht blos Heuchelei fondern wirkliche 
Beſſerung vorliege. 

Faft alle Geſetze ftatuiren, daß bei gewiſſen Reaten die Rehabilitation gar 
nicht oder nur unter ganz befonderen Vorausſetzungen zuläflig fein fol. Insbe— 
fontere verbieten viele Geſetze die Nehabilitation in Fällen eines Berfaffunge- 
bruches, in Fällen ter Berurtheilung von Etaatsdienern. Namentlid aber verfagen 
vie PVerfaffungen faft aller konſtitutioneller Etaaten das Recht, Minifter und 
andere in hervorragender Stellung befindliche öffentliche Diener ohne Zuftimmung 
der Kammern zu rehabilitiren, wenn auf Antrag der Kammern die Verurtheilung 
ernes folben Beamten erfolgte. Bon biefen Ausnahmen erfcheint blos die lettere 
gerechtfertigt. Im allen andern Fällen lafjen ſich diefelben Gründe für Geftattung 
ber Rehabilitation anführen, die eben als die allgemeinen anerfannt wurden. 
Dei Anklagen durd die Kammern aber wäre bie ganze Bedeutung des Anflage- 
echtes gefährbet, würde ohne Zuftimmung berfelben die Rehabilitation zuläflig fein. 

Die Wirkung der Rehabilitation ergibt fi aus dem Begriffe derfelben und 
der Natur der Sache. Dur die Rehabilitation wird die Thatſache der Verur: 
theilung nicht aufgehoben, es find alfo nicht blos bei etwaiger Wiederholung tie 
Beftimmungen über Rüdfal anzuwenden, fondern es behalten aud die aus der 
Thatſache der Verurtheilung unlösbar entfpringenden Verhältniſſe ihre Berechtigung. 
So bleibt 3. B. A, welcher durch vie Thatſache der PVerurtheilung des B tie 
Befugniß erlangt, viefen zu enterben, troß der Nehabilitation hiezu berechtigt. 
Durd tie Rehabilitation wird der Rehabilitirte aud nicht in alle Rechte wieder 
eingefegt, die er früher beſaß, denn vie Rehabilitation hat feine rüdmwirkende Kraft. 
Gnelih werden felbftverftändlih die mwohlerworbenen Rebte und redtlihen An- 
ſprüche Dritter durch die Rehabilitation nicht berührt. Vielmehr ift tie Wirkung 
ber Rehabilitation die, daß der Rehabilitirte für die Zukunft die volle politiiche 
und bürgerlihe Rechtsfähigkeit wieder erlangt und zwar vom Momente ber Reha— 
bilitation an. Cine theilmeife Rehabilitation, wie mande Geſetzgebung fie zuläßt, 
vertient feine Billigung, denn abgeſehen davon, daß biefelbe das Gepräge tes 
Launenhaften an ſich trägt, enthält fie das Zeugniß, daß der theilmeife Rehabili— 
tirte unwürdig fei, vollberehtigt wieder in die Gefellfhaft einzutreten und wider— 
ftreitet daher dem Grundgedanken der Rehabilitation. 

Wen fol nun vie Befugniß eingeräumt werden, die Rehabilitation zu 
bewilligen? Wenn viefes Recht in tie Hand der Geſetzgebungsfaktoren gelegt 
wird, fo ift zwar bie ficherfte Garantie dafür gegeben, daß durch unbegrüntete 
Rehabilitationen die Geſellſchaft nicht gefährbet werde. Aber die Gefeßgebungs« 
faftoren fünnen fih nicht mit der Prüfung der Frage befchäftigen, ob biefer oter 
jener Verurtheilte ſich gebeifert babe und es würde die Wiererherftellung < der 
Rechtsfähigfeit einen fo fomplicirten Weg durchzumachen baben, daß die Rebabili- 
tation zu ven Seltenheiten gehören dürfte, Der gebefferte Verbrecher wird Bedenken 
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tragen, die Wieberherftellung der Nechtsfähigkeit auf einem Wege zu erlangen, 
auf welchem vie Erreihung des Zieles höchſt jchwierig, das aber gewiß ift, daß 
vie Erinnerung an das Verbrechen erneuert wird. Auch das franzöfiihe Syſtem 
bietet hinreichende Sicherheit dafür dar, daß fein Unwürdiger rehabilitirt werde. 
Denn wenn die ausgejprodene ober im Gnadenwege reducirte Strafe verbüßt, 
jeder Schade vergütet, eine fünfjährige und bei Vergehen vreijährige Periode 
tadellos durchlebt und barunter mehrjähriger Aufenthalt in derſelben Gemeinde 
gepflogen worden fein muß, um ein Geſuch aud nur als zuläffig erjcheinen zu 
laſſen; wenn ferner die Gemeinde, das Gericht und das Staatsoberhaupt in ihrer 
Ueberzeugung von der moralifhen Würdigkeit des Bittftelers übereinftimmen 
müffen, jell vie Rehabilitation erfolgen: jo wird wohl faum ein Fall vorkommen, 
in welhem ein Unwürdiger rehabilitirt wird. Aber die entgegengefegte Gefahr 
ift unvermeiblih, daß die meiften der Rehabilitation Würdigen unrehabilitirt 
bleiben und fo die Interefien des gebefferten Verbrecher und der Geſellſchaft 
verlegt werden. So kommt es denn auch, daß in Frankreſch unverhältnigmäßig 
wenig Rehabilitationen erfolgen und wenn die franzöfifchen Rechtslehrer aud den 
Hauptgrund diefer allgemein anerkannter und beflagten Erſcheinung vielleicht mit 
Recht in einem verkehrten Gefängnißſyſtem fuchen, jo muß ganz gewiß ein Theil 
diefer Erſcheinung auf Rechnung des verwidelten Weges geſetzt werden, den ein 
Rehabilitationsgefuh zu durdlaufen hat. Andere Geſetzgebungen betrachten die 
Juftizftellen als tie Organe, welche endgültig über die Rehabilitation zu entjcheiden 
haben und faffen den Anfprud auf Rehabilitation als einen Rechtsanſpruch ähnlidy 
dem Anrecht auf einen gewijlen Status auf. Aber aud dieſe Auffaffung ift eine 
beventlihe. Es ift nicht Sache des Richters, zu prüfen, ob eine von dem Gefege 
gebotene Beſchränkung der Rechtsfähigkeit zu hart erjcheint, ob die Zeit über 
gewiffe Handlungen milder urtheilt, ob Jemand ſich in einer Reihe von Jahren 
gebefjert hat oder nicht. Es müßte der Richter bier zwei Pflichten neben und 
nad) einander üben, vie ſich gegenfeitig aufheben oder abſchwächen. 

Die meiften Geſetze behalten das Recht der Rehabilitation dem Staats- 
oberhbaupte vor und ed muß anerkannt werben, daß wenn nicht einer Art 
Billigkeitsgericht die Befugniß zu rehabilitiven eingeräumt werden will, was bis 
jegt noch nirgends gefhehen, dieſe Befugnig am zwedmäßigften in vie Hand des 
Staatsoberhauptes gelegt wird. Bei der Mannigfaltigkeit der bier zu berüdjichti= 
genden Berhältnifje, bei dem theild widerſprechenden theil® zufammentreffenden 
Intereffe des Verbrechers und der Geſellſchaft an der Rehabilitation, bei ter vor- 
wiegend politiih focialen Natur des in Frage ftehenden Inftituts, ift das Staats- 
oberhaupt wohl am beften in der Lage, alle Verhältnifie gegen einander abzumägen 
und dafür zu forgen, daß weder Unwürdige vehabilitirt werden, noch Würbige 
unrehabilitirt bleiben. Nur darf dieſes Recht der Rehabilitation nicht als. Be— 
gnadigung aufgefaßt werden, Mag aud vie Gnade principiell als Ergänzung 
ter Gerechtigkeit betrachtet werben, fo ift tiefelbe dody vorwiegend als Ausflug der 
Milde aufzufaffen. Der Begnadiger erläft die verdiente Strafe Anders aber 
ift es mit der Rehabilitation. Es ift nicht eine Frage der Milde, ob ein gefähr« 
licher Dieb wählen, ob ein Meineidiger ſchwören, ob ein wegen Mifbraud des 
Erziehungsrechtes verurtbeilter Lehrer wieder Kinder erziehen dürfe. Hier treten 
die Intereſſen der Geſellſchaft ſo jehr in den Vordergrund, daß bloße Ausflüſſe 
der Gnade zu den Danaergefchenfen zählen würden. Das Recht der Rehabilitation 
ift vielmehr als beſonderes Kronrecht aufzufallen und von dieſem Rechte foll in 
allen Fällen Gebraud gemacht werben, in denen ohne Gefahr für die Geſellſchaft 
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einem Berbreder die verlorene Redhtsfähigfeit wieder gewährt werben fann. Mag 
auch zugegeben werden, daß der Geſuchſteller fein Mittel hat, gegen unbegründete 
Zurüdweijungen fib zu ſchützen, fo wird auf der anderen Seite wieter anerkannt 
werden müfjen, daß die übrigen Wege nod mehr Scattenfeiten haben und fegt 
man nur einigermaßen guten Willen voraus, jo wird der hier in Schuß genom— 
mene Weg fid namentlih da bewähren, wo bie Preſſe nicht gelnechtet ift. 
Litteratur: Adolphe Emilie Lair, Thöse pour le Doctorat. 
Paris 1859. — Trebatien, Cours Eiementaire. Paris 1854 Bd. I. 8. 
343 ff. — Archiv für Ariminalreht 1838 ©. 268 und 1851 ©. 11. — Deutſche 
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Alle Religion ift Verbindung der Menfchen mit Gott, und eben deßhalb 
feine eigentlihde Rechts- noch Staatsſache, denn das Recht ift die menſchliche 
Ordnung der Beziehungen der Menſchen zu einander und zu den Dingen, die 
von ihnen abhängen und der Staat ift die politiſche Lebensgemeinfhaft ver 
Menſchen. 

Der Staat hat weder die Macht noch die Aufgabe, religiöſe Wahrheiten zu 
offenbaren oder zu verbreiten, und die Staatsmittel können nur den Schein der 
Religion, nicht diefe ſelbſt erzwingen. 

Das moderne Staatsbewußtfein ift enblid dariiber Marer geworben als irgend 
eine frühere Weltperiove. Das religiöfe Bewußtfein von Chriftus hatte das unter 
einem Bolfe ſchon erfannt, weldes Religion und Recht völlig vermijhte und 
defien Geſetzgebung von göttliher Offenbarung abgeleitet wurde, und zu einer 
Zeit ſchon, als aud in dem römiſchen Weltreih noch der öffentliche Gottesdienſt 
vom Staate aus geordnet wurde. Im Mittelalter wurde die Sonderung noch 
nicht verftanden. Erft vie neuere Zeit hat emdlich die beiden Hauptſätze begriffen: 

Die Religionift unabhängig von der Politik; 
bie Politifijt unabhängig von der Religion. 

Aber daraus folgt niht, daß vie Religion für den Staat eine gleichgültige 
Sache jei, um bie er fid in feiner Weije zu kümmern braude. Es folgt daraus 
nur, daß die Religion nit zu den Dingen gehöre, welde der Staat beberrict, 
und daß umgekehrt auch ver Staat nit von religiöjen Intereſſen beherrſcht werte, 
daß für das Staatsleben die politischen und nicht die religiöfen Motive ent« 
ſcheidend jeien. 

Da jedoch die Religion den ganzen Menihen erfaßt und beftimmt, fo kann 
ihre unermeßliche moraliihe Macht von dem Staate nicht Überfehen werten. Der 
Etaat wird jhen um ter Wirkungen der Religion willen auf alle menſchlichen 
Zuftände zu ihrer Beachtung genöthigt. Es ift für den Staat nit gleichgütig, 
weldyer Neligion die Maſſen ter Bevölferung zugerhan find, denn ver Charakier, 
die Bildung, die Neigungen und Abneigungen der Mafjen werben großentheils 
von der Religion verjelben beftimmt; und ebenſo wenig ift e8 gleichgültig, melde 
Religion vie religiöfen Führer der Maſſen, d. h. die Priefter befennen, 
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Erwägen wir vorerft bas Verhältniß des Staates zu der Religion der 
Maffen. Da ift es denn voraus far, daß es für das ganze politifche Verhalten eines 
Staates nicht unwichtig ift, ob die Bevölkerung vorzugsweife aus Mohammedanern 
oder aus Chriften beftehe. Die erftern werben eine ftärfere Neigung haben, auch 
die Politik religiös zu erfaflen und zu betreiben, als bie legteren, deren Religion 
felber ſchon zur Sonderung der Kirhe vom Staate treibt. Auf jene wird man 
daher leichter und heftiger wirfen, indem man ihren Glauben und ihre religiöfen 
Gefühle aufregt, auf diefe eher durch Berufung auf politifche Motive und durch 
Hinweifung auf politifhe Ziele. Jene gehen durd den Kriegertod in der Schlacht 
in’8 Paradies ein; dieſe wagen ihr Leben für die Freiheit ober für die Ehre 
ihres Baterlandes. Später erft lernten ed die Mohammedaner, die Politik unab- 
hängig von ber Religion zu verftehen, und aus berfelben Urſache entwidelte fi 
früher ver felbftbemußte Staat in den dhriftliben Fändern. Cine Nation ferner, 
welche in äußerlichem Aberglauben verfunfen ift und daher nicht denken gelernt 
hat, ift offenbar unfähig zur politifhen Freiheit und für eine befpotifche Öemalt 
geeignet. Iſt diefelbe daran gewöhnt, fi der Autorität ihrer Priefter unbedingt 
zu unterwerfen, fo wird fie auch dem Abfolutismus der Staatsgewalt feinen 
fräftigen Widerſtand entgegen ſetzen, e8 wäre denn, daß tie Priefterfchaft zur 
Empörung aufruft. Fängt fie aber an, die priefterlihe Autorität in Frage zu 
ſetzen, und fich aufzulehnen wider die geiftlihe Macht, dann findet fie nur ſehr 
ſchwer wieder einen rubigen Ölaubenshalt. Sie wird geneigt fein, nachdem fie 
einzelne Täufhungen kennen gelernt, Alles für Täufhung zu halten, was bie 
Priefter verfünden, und was bisher eine Stütze des Abfolutismus war, wird jetst 
ein Antrieb zur Revolution. 

Die ultramontane Partei in unfrer Zeit ergeht ſich in hundert Variationen 
zu dem Thema, die Kirchenreform des XVI. Jahrhunverts fei der Anfang und 
Anſtoß der Revolution des XVIII. und XIX. Jahrhunderts. Das Thema ift 
aber ein frafier Irrthum. Die Kirchenreform war vornehmlih das Werk des 
deutſchen GCharafterd und. ift ſchon deßhalb allenthalben in tem romanifchen 
Europa der überlieferten Gewalt der fatholifhen Kirche erlegen. Die Revolution 
aber des XVII. und XIX. Jahrhunderts ift umgefehrt unter den katholiſch— 
romanifhen Völkern viel gewaltfamer und heftiger erſchienen als unter ben 
proteftantifch-germanifhen Völkern. Da die firdliche Autorität im Katholicismus 
mächtiger ift als im Proteftantismus, welcher zu freier Prüfung auffordert, fo 
ſetzt der leßtere ber freien Entwidlung des Geiftes und Wiſſens geringere Hinder- 
niffe entgegen als ber erftere, welcher auch die politifche Reform erjhwert und 
dadurch zur Revolution nöthigt. 

Die Allianz von „Thron und Altar”, d. h. der möglichft abfoluten Monarchie 
und der abfoluten Hierardie des Klerus hat in Franfreih mie in Spanien, in 
Defterreih wie in Italien, d. b. in allen katholiſchen Ländern die Bolitif des XVII. 
und großentheil® auch des XVIII. Jahrhunderts beftimmt, und erft das Zeitalter 
der Aufklärung und die Revolution haben tie Völfer einiger Maßen von dieſem 
Doppelorud ‘befreit. Wo immer im Staat, aud) unter den katholiſchen Völkern von 
Gütenropa, die politifche Freiheit zu Ehren und Einfluß gekommen ift, da ift in 
demfelben Verhältniß vie kirchliche Macht der Geiftlichkeit beſchränkt worden. Es 
befteht alfo eine natürliche Wahlverwandtfhaft zwifchen dem, politiſchen Abfolutis- 
mus und der römiſch-katholiſchen Hierardie. 

Umgekehrt haben das Recht der Gewifjensfreibeit, welches die Proteftanten 
in Anfprud nahmen und vie freie Prüfung, welche fih daran anuſchloß, aud die 
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politifche Freiheit vorbereitet. Der Kampf der Republit der Niederlande war 
zugleich gegen die fpanifhe Defpotie und bie rümifhe Hierarchie gerichtet Die 
beiden engliihen Revolutionen des XVII. Jahrhunderts hatten zugleich die religiöfe 
und politifhe Freiheit zum Ziel. Auch unter ten deutſchen Staaten gingen bie 
proteftantifhen Länder in freier Entwidlung ven katholiſchen voraus, 

Freilich ift die Neligion nicht allein maßgebend; fie ift nur ein Faktor, ber 
zuweilen von andern übertroffen oder zurüdgebrängt wird, aber aud) zuweilen ben 
Ausſchlag gibt. 

Der Staatsmann hat alfo alle Urfadhe, die Religion ver Maffen aufmerffam 
zu beachten. Aber der moterne Staatsmann bat fi vor zwei Dingen vornehmlid 
zu hüten. Er darf für's erfte nie zum willenlofen Diener und Werkzeug 
werben der religiöfen Meinungen und Neigungen der Mafjen, denn der Staat ift 
nit eine religiöfe, fonvern eine Rechts- und Wirthſchafts- und eine politifche 
Gemeinfhaft. Er darf für's zweite ebenfo wenig fih zum Herrn der religiöfen 
Meinungen mahen und in Religionsfahen regieren wollen. Würde ein Yürft in 
einem modernen Gtaate etwa bie Fatholifhe Bevölkerung proteftantifh machen 
wollen oder umgekehrt bie proteftantifche katholiſch, ſo würde ihm das nicht mehr 
ebenfo gelingen wie es im XVI. und zu Anfang des XVII. Jahrhunderts noch 
oft gelungen if. Er würde die Macht ver beftehenden religiöfen Autorität, und 
ſowohl die hiſtoriſchen Gefühle als vie rationelle Denkart der Nation gegen fi 
aufregen und einen Kampf hervorrufen, dem er nicht mehr gewadjen märe, 
Bor allen Dingen aber würbe er den Geift des modernen Staats und der menſch— 
lichen freiheit auf's tieffte verlegen. Sogar wenn es ihm momentan glüden 
follte, fo frägt es fih, ob nicht die Einheit des Glaubens viel zu theuer 
erfauft fei mit tem Schaden des Landes und dem Ruin ver Freiheit. Es ift 
Philipp II. in Spanien, Ferdinand III. in Oeſterreich und Ludwig XIV. in 
Frankreich ganz oder zu großem Theil gelungen, den Proteftantismus in ihren 
Ländern gemwaltfam auszurotten, und die Engländer haben mit ähnlicher Gewalt 
und geringerem Erfolg in Irland den Katholicismus lange Zeit unterbrüdt. Aber 
damit find auch im dieſen Yänvern viele Quellen des Wohlſtands und der Bil: 
dung verfchüttet worden und es ift erft dann wieder beffer darin geworben, als aud) 
da der Staat taranf verzichtete, die Religionseinheit zu erzielen, und auch den 
Andersgläubigen gutes Recht und politifche Freiheit gewährte. (Vgl. d. Art. 
Belenntnißfreibeit.) 

Wenn verjhiedene Religionen in einem Staate neben einander beftehen, 
fo wird die Regierung genöthigt fein, allen äußere Achtung zu erweifen nnd fie 
wird fih davor hüten müfjen, eine vberfelben zu beleidigen oder zu verfpotten. 
Würde fie eine verlegen, fo würde fie dadurch bei ihren gläubigen Unterthanen 
Haß und Feindſchaft erregen und das Vertrauen auf ihre unparteiifhe Rechts— 
ftellung und Staatsleitung ftören. Es ift freilich fchwieriger für den Staatsmann, 
in einem Lande mit zwei ober mehreren Religionen fih allen gegenüber gut zu 
ftellen, und die Aufgaben waren leichter, fo lange nod tie Glaubenseinheit mit 
ber Staatseinheit zufammen traf. Aber mas die Oftafiatifhen Negenten ſchon 
feit Jahrtaufenden übten, das müffen die modernen Staaten des riftlihen Europa 
nun aud) allmählid lernen, d. b. fie müſſen ebenfo verſchiedene Religionen friedlich 
neben einander gewähren lafjen. Die Schwierigkeit der Aufgabe aber erhebt den 
Geift und entwidelt feine Kräfte. 

Mehr jedoch als die Achtung eines draußen Stehenven varf feine Religions- 
genofjenfhaft von dem Staatsmann fordern, der nicht zu ihr gehört. Er ift 
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immer beredhtigt, diefelbe perfönliche Freiheit in Glaubensſachen für fi in Anſpruch 
zu nehmen, die der Staat für Jedermann gewährt. Man fann ihm daher nicht 
zumutben, daß er perfönlid die Anie beuge vor Dingen, die nur einer Religions: 
partei aber nicht Jedermann heilig find. 

Der moderne Staat hat ferner der Religion der Maffen feine Sorge und 
Pflege zuzuwenden. AZunähft vie negative, indem er Handlungen ober 
Unterlafjungen nicht duldet, durch welche die Rechtsordnung oder der Friede verlegt 
ober die bürgerliben Pflichten mißachtet werden. Es gilt das aud von religiöfen 
Einrihtungen, welche der Givilifationsftufe des Volles im Ganzen widerſprechen 
oder für das gemeine Wohl gefährlih find, wie z. B. die Wittwenverbrennung 
in Indien, die öffentliche Selbftquälerei der Geißelbrüder in dem heutigen Europa, 
Sogar die Fortdauer der Klöfter im alten Style mit ihren Quälereien und Aus- 
Ihweifungen paßt nicht mehr zu ver heutigen Lebensorbnung der gebilveten Völker. 

Dann aud die pofitive Pflege, infofern der Staat diejenigen Religionen 
unterftügt, die hinwierer wohlthätig auf die ftaatlihen und gefellfchaftlihen Zuftände 
einwirfen, indem er beiträgt zu den Ausgaben ihres Kultus und ihrer Anftalten, 
und auf fie Rüdfiht nimmt in der Erziehung der Jugend und feine Gefege und 
Einrichtungen fo ordnet, daß diefelben in Harmonie bleiben mit ihren Grund— 
anſchauungen. 

Neben der Religion der Maſſen kommt ferner die Prieſterſchaft der 
verſchiedenen Religionen auch für den Staat in Betracht. 

Daß der alt-römiſche Grundſatz: „Prieſteramt iſt Staatsamt“ nicht mehr 
anwendbar ſei, ſeitdem Staat und Kirche als zwei große Lebensgemeinſchaften 
unterſchieden werden, und daß nunmehr „Prieſteramt vornehmlich Kirchenamt ſei“, 
darf heute als ſelbſtverſtändlich angeſehen werden. 

Damit iſt aber die Gefahr noch nicht beſeitigt, daß die Autorität der Prieſter 
auch auf die Staatsleitung ſich ausbreite; denn wo immer eine Autorität von Men— 
ſchen beſtehen wird, da neigen dieſe zur Erweiterung ihrer Macht, bis fie auf Schran- 
fen ftoßen, die fie nicht ungeftraft überfchreiten. Die Geſchichte auch der neuern 
Zeiten weiß immer no von dem offenbaren Einfluß viel zu erzählen, welchen Geift- 
lihe aub in politiihen Dingen bald auf die Volksmaſſen, bald auf die Fürften 
und Minifter geübt haben; und noch wichtiger find aud) gegenwärtig die geheimen 
Einwirkungen ver Art, welche mande Beichtväter, Gewiſſensräthe, Hofprediger und 
Ordensleute auszubeuten verftehen. In den letzten Jahrhunterten war biefer Ein- 
fluß nur felten nügßlih, und in den meiften Fällen entſchieden fhänlid. Die 
bloße Thatſache eines erheblihen Einfluffes von einzelnen Prieftern auf die Staats— 
leitung regt daber vie üffentlihe Meinung geführlid auf und der allgemeine 
Daß des Jefuitenordens hat großentheils in ber Furcht vor ſolchem Einfluß feinen 
Grund. Wir betrahten die Unterwürfigfeit ver Staatshäupter unter bie priefter- 
liche Vormundſchaft als ein Zeichen eines unmännlichen Charafter8 der erftern 
und al8 eine Berfennung der modernen Staatsidee, die nicht mehr wie die mittel» 
alterliche religiös gebunden if. Wir gewahren übervem, daß gerabe bie innerlich 
frömmften Kirhenmänner faft in allen Zeiten wenig Neigung und wenig Geſchick 
zu weltlihen Geſchäften gezeigt und fih von den Gtaatsinterefien eher fern 
gehalten als dazu hingebrängt haben, wir werden miftrauifh, wenn wir fehen, 
daß die Führer ver Kirche fich zugleich der Regierungsgewalt bemädhtizen wollen 
und wir fürdten ven umverftändigen Ehrgeiz und die maßlofe Herrſchſucht der 
Priefter. Im XVII. und zu Anfang des XVIII. Jahrhunderts fam es wohl 
vor, daß Karbinäle und Bifchöfe erfte und ſehr gemandte Staatsminifter waren, 
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Aber ſeitdem bie kirchlichen und die ftaatlihen Dinge mehr gefondert worben find, 
ift diefe Verbindung des geiftlihen und des weltlihen Amts unzuläffig, und es 
fönnen bie Priefter nicht unmittelbar, fondern nur auf ben zweideutigen Wegen 
der heimlichen und mittelbaren Einwirkung zu der Leitung des Staats gelungen ; 
und es ift feither vie Unfähigkeit derfelben, weltliche Dinge zu verftehen und 
zwedmäßig zu verwalten, in folge der Entfremdung ver klerikalen Erziehung von 
der allgemeinen weltlihen Bildung klarer und die Kluft zwifhen Staatd- und 
Kirhenmännern größer geworben. 

Manche Eigenjhaften find der Priefterfchaft gemeinfam, fo verſchieden im 
übrigen ihre religiöfe LYehre und ihr Kultus if. In andern dagegen zeigen fich 
fehr erhebliche Unterſchiede. Das Berhältniß ver fatholifhen Priefterfhaft zum 
Staat ift doch ein ganz anderes als das der proteftantifhen Geiftlichkeit. Jene 
fteht dem Staate ferner und jelbftftändiger gegenüber als dieſe. Die legtere ift 
durch die Ehe und die Familie weit inniger mit dem bürgerlichen Leben verbunden 
als die erftere, welche durch das Cölibat von den Familien losgeriffen und durch 
die römifhe Disciplin aud von dem nationalen Verband möglichſt abgelöst wird. 
Die Organifation der fatholifhen Kirche reiht über die Staatsgrenzen hinaus 
und fhafft aus dem gefammten Klerus Einen eng verbundenen Körper; bie prote- 
ftantifche lehnt fih an die Länder an und fteht auch fo dem Staate näher. Die 
römifche Kurie hat ihre eigene Politit, welche nicht felten die Politif der Staaten 
durchkreuzt und ſich dienſtbar zu machen ſucht. Die Biſchöfe hat fie gegenwärtig 
mehr in ter Hand als fogar im Mittelalter, und die Orden werben von Rom 
aus durch ihre Generäle geleitet. Die römifche Disciplin ift ftraffer als früher 
und der Nachwuchs des Klerus erhält in vielen Ländern eine dem heutigen 
Kulturzuftande feinpfelige Verbildung. 

Bon größter Wichtigkeit ift es daher fir den modernen Staat, daß auch für 
die bürgerlihe Erziehung der Geiftlichkeit geforgt werde, wofür vie Priefter- 
feminarien nicht die nöthige Sicherheit gewähren. Er darf night mehr dulden, 
daß fih ver Klerus in der Weiſe des Mittelalters als eine außerftaatlide 
Kafte gebare,, und hat das Net und tie Pflicht, die Geiftlihen ald Staats 
bürger zu behandeln, alfo aud für ihre Erziehung zu Staatsbürgern zu forgen. 
Wenn der Staat fih nur auf die äußere Wirkfamfeit feiner Rechtsordnung ver- 
läßt, fo geräht er in Gefahr, den Geift mit ven Formen halten zu wollen, während 
fi jener vollftändig verändert. 

Im Allgemeinen darf es als politiide Marime für ven Staatsmann gelten, 
daß er die Priefter wie die Frauen ehre, ihre moraliihen Mahnungen forgfältig 
erwäge, aber fie nicht als politifhe Näthe wirken laffe und jedes anmaßlicdhe 
Einmengen in feine Angelegenheiten ruhig und entſchieden zurücdweife. 

Der Staat hat aber nicht blos vie Religion der Bevölkerung zu beachten 
und gegenüber ven Prieftern feine Stellung zu nehmen. Er wird auch fein eigenes 
Verhaͤltniß zu Gott beftimmen und die Frage feiner Religion entſcheiden müffen. 
Zwar ift der Staat vorerft eine menfchliche Gemeinfhaft und menſchlich zu ordnen 
und zu leiten. Aber infofern er ein Rechtsweſen ift und alles menſchliche Recht 
im legten Grunde ein göttliches Recht vorausfegt, wie endliches Denken und Wollen 
das unendliche, fo wird er ſchon dur feine Rechtsnatur in eine Beziehung 
gebradt zu dem ewigen Wefen, welches den Staatentrieb und den Redtsfinn in 
die menfhlihe Natur gelegt hat. Indem ferner der Staat fein Ziel, die Ber- 
volllommnung des Gemeinlebens nicht erreihen kann, ohne in Harmonie zu bleiben 
mit Gott, der die unendliche Bervolllommnung ift, indem das Schidfal des Stanıs 
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nicht unabhängig ift von dem Schidjal der Welt, in dem Gottes Finger fihtbar 
wird, fo hat der Staat Urfadhe auf Gott zu Schauen, und wo die Staatsmittel nicht 
für fih ausreihen, von Gott Hilfe, Stärkung und Troſt zu erflehen. Das beißt 
der Staat fann nit gottlos fein. Der Gottesglaube und die Gottes 
verehrung ift aud für den Staat unentbehrlid. Der Staat muß aljo 
jelbft eine Religion, d h. eine Verbindung mit Gott haben. 

So lange nur Eine Religion in einem Lande geduldet wurbe, verftand es 
fih von jelbit, daß fih ver Staat zu der Religion feines Bolfes befannte. Die 
einen Staaten waren driftlih, die andern mohammebanifh, und jene hinwieder 
römiſch-kacholiſch oder gtlechiſch-katholiſch, lutheriſch, reformirt, oder hochlirchlich. 
Der mittelalterliche Staat in Europa und in Weſtaſien war entſchieden konfeſſionell. 

Aber feitdem verfhiedene Konfeflionen gleichberechtigt neben einander 
im Staate beftehen, ift es offenbar für den Staat bedenklich, ſich felbft für eine 
diefer Religionen vor den andern zu befennen, denn er fommt dadurch den nicht 
gewählten Religionen gegenüber in ein mehr oder weniger parteiifhes Verhältniß. 
Diefe Schwierigkeit wird überwunden, wenn die gewählte Staatsreligion felber 
die Duldung anderer Religionen erträgt. Die Religion des Konfucius, die in 
China als Staatsreligion gilt, ift von der Art. Ihre philofophifche Ruhe fordert 
feinen Olaubenseifer und ihre Moral ift mit verfchiedenen Religionen wohl ver 
träglid. Buddhiſten und Taoiſten finden ſich drein, daß ihre Religion nicht 
Staatsreligion fei, weil fie im übrigen volle freiheit genießen. In dem hriftlichen 
Europa fann der moderne Staat fih wohl ebenjo zum Chriftenthum befennen, 
ohne für eine befondere chriftlihe Konfefjion Partei zu ergreifen; denn die Unter: 
ſcheidungslehren der Konfeffionen find für den Staat und fein Verhältniß zu Oott 
ganz unerbheblih. Der paritätiſche Staat kaun daher nicht mehr ein Futholifcher 
oder ein proteftantifcher, aber er kann wohl ein hriftlicher fein. (Vgl. Chriftenthum.) 

Aber man muß geftehen, daß darin noch feine völlig befrievigende Löſung 
der Aufgabe liegt. Die Anversgläubigen, vie vielleicht ganz pflichttreue Staats» 
bürger find, bleiben mindeftens von der Staatöreligion ausgeſchloſſen, wenn auch 
nicht nothwendig von dem öffentlichen Rechte. Der Staat nimmt infofern feine 
völlig umparteiiihe Stellung ein. Er bevorzugt immerhin, fo weit die Staats-— 
religion ihre Wirkung äußert, feine Glaubensgenoſſen. Alſo Zurüdjegung ver 
andersgläubigen Staatsbürger, Bevorzugung der gleihgläubigen ift die Folge 
davon und eben diefe Folge widerfpridt der Natur des Staats, welcher, joweit 
niht Rechtsgründe zur Unterfheidung nöthigen, alle feine Angehörigen gleihmäßig 
behandeln foll. 

Diefem Uebelftand fuchte Pufendorf dadurch zu begegnen, indem er erklärte: 
Die wahre Staatsreligion ift nicht irgend eine geoffenbarte auf eine göttliche 
Autorität begründete, ſondern die natürliche Religion, die fih ſchon aus der 
Betrachtung der Menfhennatur und ihrem Berhältnig zu Gott ermweilen läßt. 
Ihm galt fo die Verehrung des Einen Gottes, als des Schöpfers der Menſchen, 
und des Regierers der Welt, ald völlig genügend für alle Staatszwede; und er 
bemerkte, das Chriftenthbum fei damit nicht im Widerſpruch, fondern fege vielmehr 
die natürlihe VBernunftreligion voraus, welche es offenbarungsmäßig in pofitiver 
Weiſe ausbilde und erfülle. 

Auch die „Eivilreligion” Rouſſeaus ruht auf demjelben Gedanken. Nur ift fie 
in zwei Beziehungen weniger rein: einmal infofern fie fih gegen die hriftlicye 
Religion feindlich ftellt, und ſodann indem fie dur den bloßen Mebhrheitswillen 
der Bürger aud die Hauptfäge der bürgerlihen Religion feftfegen läßt. 
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Wenn die Kirche naturgemäß an die Autorität ihres Stifters gebunden und 
von berjelben abhängig ift, fo kann der Staat als eine freie Rechtsgemeinihaft 
feine andere Recdtsautorität als entweder feine eigene oder die der Menfchheit 
(im Bölferreht) anerfennen, d. b. er fann nur eine aus der gemeinen Menfchen- 
natur zu erweiſende Nothwendigkeit als für Jedermann verbindlich betrachten. 
Auch ſein Verhältniß zu Gott muß er in Uebereinſtimmung mit ſeiner Natur 
menſchlich begreifen. Er kann daher eher einen wiſſenſchaftlichen Gottesbegriff 
als ein geoffenbartes Dogma bekennen. Nimmt der Staat dieſen Standpunkt 
der natürlichen Religion ein und erweist er dem durch menſchliches Denken 
erfannten Gott feine Verehrung, fo ift er in ber La, aud den verſchiedenen 
Religionen gereht zu werden. Im dieſem Einen Oottesglauben begegnen ſich 
ſchließlich doch Katholiten und Proteftanten,, Chriften und Juden, Mohammedaner 
und Buddhiſten, die Anhänger des Konfucius und die Verehrer Brahmas. Darüber 
binaus braudt der Staat nicht zu geben. Die Frage der Dreieinigfeit z. B. 
bat für die hriftlichen Kirchen eine Bereutung — für den Staat und das Recht 
ift fie unerheblich. Nur der erflärte Atheismus wird fih aud gegen dieſe Staats— 
religion auflehnen; aber fein Staat und feine Rechtsordnung fann auf vie Dauer 
beftehen, wenn ver Atheismus herrſchend geworben ift und fonfequent durchgeführt 
wird. Die Sonderung von Staat und Kirche erhält erft dann ihre Vollendung, 
wenn der Staat au in religiöfer Hinfiht ganz unabhängig von dem Kirchen- 
glauben geworden fein wird und bie Staatsreligion menſchlich begründet und 
geübt wird. Bluntfäli. 


Neligionsübung,, ſ. Belenntniffreibeit. 
Nentenanftalten, ſ. Wittwen- und Waifenverforgung. 


Nepräfentativverfaflung- 


I. Begriff. Bon Repräfentation (Stellvertretung) fprechen wir überall 
da, wo eine Perſon nicht für fi, fonvern für eine andere Perfonerfheint 
und banvelt. 

Da ver Staat ald PBerfon nit anders erfcheinen und handeln kann, ale 
indem er ſich anderer Perfonen, der Einzelmenfchen bedient, damit biefe für ihn 
reden und handeln, fo ift das öffentliche Recht von dem Princip ver Repräfentation 
erfüllt. In diefem Sinne fann jeder Staat — gleichviel wie feine Verfaſſung 
im übrigen georbnet fei — als Repräfentativftaat bezeichnet werben, wenn 
nur das Staatsbewußtfein fo entwidelt ift, daß die Machthaber nicht für fic, 
fondern für die Gemeinfhaft handeln. In diefem Sinne repräfentirt auch ber 
regierende Fürft den Staat, ebenfo wie ber Richter, der den Verbrecher ftraft, 
oder die Schildwache, melde für die gemeine Sicherheit forgt. Nur wo eine 
öffentliche Thätigkeit ausfchlieklich als Privatangelegenheit des Handelnden erſcheint, 
wo ber Fürft fein Regierungsreht als ein bloßes feiner Willtür zugehöriges 
Eigenthum auffaßt, oder wo fi ein milder Parteichef auf den Richterftuhl fett 
und feine Privatradhe ausübt, oder wo die Schildwache in dem Dienfte des Verraths 
oder ber Räuberei fteht, d. h. wo ber civilifirte und normale Staatszuftand und 
das Öffentliche Recht nicht entwidelt oder verborben find, fann ber repräfentative 
Charakter der Staatsorbnung verfhwinden. 

In diefem Sinne war auch der alt-römifhe Staat ein Repräfentativftaat. 
Der römiſche Kaifer regierte im Namen des populas Romanus als deſſen Stell- 
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vertreter und Bevollmächtigter. Im Mittelalter dagegen war biefe Repräfentativ- 
ftellung ver öffentlichen Gewalten turd die patrinioniale Staatsitee getrübt. Der 
moderne Staat, der nicht anerkennt, daß irgend ein Beamter, ober irgend ein 
Gewalthaber im Staate ein Recht für ſich habe, ſondern alle nur ein von dem 
Ganzen abgeleitetes, und das Ganze, die Staatsperfon ſelbſt repräfentirendes 
Recht verwalten, ber moderne Staat ift daher noth wendig ein Repräfentativ- 
Staat in diefem Sinne, Diefe unmittelbare Vertretung des Staats in feinen 
verſchiedenen Aemtern und Behörden fünnen wir als die organische Vertretung 
bezeichnen. Sie fällt mit der Organifation der Staatsgewalten felbft zufammen, 
Wenn man von moderner Repräfentativverfaffung fpriht, fo denkt man nit an 
dieſe organifhe Vertretung. 

Man denkt dabei vielmehr an die Repräfentation in zweiter Potenz, 
welche auf der Grundlage der Repräfentation in jenem allgemeinen Sinne erhoben 
und ausgebildet worden ift, man venft an die mittelbare Bertretung ber 
Negierten durch gewählte Ausfhüffe, und dieſe mittelbare Repräfentation war 
dem Alterthum und dem Mittelalter noch unbefannt. Sie gehört ganz ber modernen 
Stantenbildung an. 

Die Efflefie der Athener vepräfentirte zwar ben Athenifchen Staat und bie 
Genturiatcomitien ver Römer repräfentirten das römiſche Bolt, aber in beiden 
Formen verfuchte man die Menge ver Bürger felbft ohne weitere Vermitt— 
lung, dort ohne Unterfcheidung, hier nad Klaſſen geordnet zuſammen zu bringen. 
Diefe Art der unmittelbaren Repräfentation aud ver großen Voltsklaffen ift offen- 
bar noch roh und die Fähigkeit fo großer Berfammlungen zu ber gefeßgeberiihen 
Thätigfeit nur gering, und überbem befteht vie Gefahr, daß die Bürger, die bei 
ven Beſchlüſſen mitftimmen, ihr Privatintereffe und das öffentliche Intereſſe leicht 
verwechſeln und dann ſchlechte Repräfentanten des Staates find. 

Als in den germano «romanischen Staaten des frühern und in ben ſtändiſchen 
Ländern des fpätern Mittelalters die großen Würbeträger, Herzoge, Grafen u. f. f. 
oder die Prälaten und die Ritterfhaft auch in gewiſſem Sinne als Vertreter ihrer 
Gerichts- und PVogteipflichtigen Leute und ihrer Hinverfaßen und Grundholden 
betrachtet wurben, fo war aud das nur eine halbe und unvollftommene Nepräfen- 
tation. Es gab feine Garanıie dafür, daß nicht vie Repräfentanten mehr an fid) 
felber und ihre eigenen Intereffen dachten al8 an die ver angeblich Vertretenen. Ein 
wohlmollender Herr berüdfichtigte biefelben, ein tyrannifch und ſelbſtſüchtig gefinnter 
beutete dieſe repräfentative Stellung nad feiner Laune und zu feinem eigenen 
Bortheil aus. 

Die wirflihe Repräfentativverfaffung ift erft entftanden, ſeitdem zmifchen ben 
Repräfentanten und ven MRepräfentirten ein freies Vertrauensverhältniß 
ftaatsrechtlih begründet ift, d. h. feitdem die Repräfentanten gewählt werben. 

Der Gefeggebungstörper in Haupt und Glievern, König und beide Kammern. 
zuſammen iſt die organifche Repräfentation des Staats oder des ganzen Volkes und 
ſpricht anftatt desfelben und im Namen besfelben das Gefeg aus. Der König 
aber und viejenigen Mitglieder des Herrenhaufes, welche unmittelbar darin 
Sitz und Stimme haben, find nur Repräfentanten in jenem erften organifchen 
Sinne des Worts. Die gewählten Mitglieder ver Erften Kammer und durchweg 
alle Mitglieder der zweiten Kammer dagegen find Repräfentanten auch in biefem 
zweiten eigentlihen Sinne, weil ihre organifche Stellung in der Geſetzgebenden 
Gewalt nicht unmittelbar ihrer Perfon oder ihrem Amte zufteht, fondern von ber 
Dermittlung durch die Wahl der repräfentirten Berheiligren abhängt. Deßhalb 
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wird die Kammer ber Abgeordneten auch VBolfsvertretung im engern Sinne 

enannt. Sie repräfentirt ale Faktor ver Gefegpgebung mit den andern 
Kaltoren zufammen das ganze Volf (populus) organiſch, aber fle repräfentirt in 
zweiter Linie, indem fie eine Kontrole der Staatöverwaltung übt, die Regierten 
der großen Volksklaſſen, den Demos insbeſondere. 

II. Unterſchied ver ftaatsrehtlihen von ber privatredtlidhen Stell— 
vertretung. Die mittelalterlihe Staatspraris hat oft biefe beiden Arten ver 
Repräfentation mit einander verwecfelt und dadurch die äffentlihen Rechtszuſtände 
durch privarrechtliche Einflüffe entftellt und verborben. Aber aud die moderne 
Gefellihaftsichre auf den Staat angewendet führt zu ähnlihen Mifftänden. 

Wenn die privatredilibe Stellvertretung als eine freiwillige erſcheint, fo 
jetst fie in der Regel einen Auftrag (Mandat) des Vertretenen voraus, den ber 
Stellvertreter auszuführen verfprohen hat und verpflichtet if. Der Repräjentant 
bat fein anderes Recht, als das welches der vertretene Auftraggeber auf ihn über: 
tragen hat; er ift von deſſen Willen abhängig. Er ift alfo in feiner Stellung 
und in feinem Handeln an vie Privatwillfür des Vollmachtgebers gebunden, er 
dient lediglich dem Mandanten, Aendert diefer feinen Auftrag, fo muß der Mans 
batar biefe Aenverung beachten. Zieht ver Bollmahtgeber die Vollmacht zurüd, 
fo verliert der Repräfentant feine reprä'entative Stellung. 

Das ift aber nicht das Verhältnig des Deputirten zu feinen Wählern, eben 
darum nicht, weil diefe Repräfentation eine ſtaatsrechtliche, d. h. von dem Geifte 
der Gemeinfhaft erfüllte, von der Staatsverfaffung georbnete und von ben 
öffentlichen Intereffen beftimmte ift. Die Wähler felbft jhon üben nit ihr 
Privatreht aus, indem fie wählen, fonvern ein öffentliches Recht, das zugleich 
öffentliche Pflicht if. Das Wahlrecht ift vom Staate abgeleitet und für ben 
Staatszweck eingerichtet. Die Staatsbürger find nit Aftiengefelihafter, vie 
lediglich um ihrer Privatintereffen willen auch Ausſchüſſe wählen, fondern Genoſſen 
eines gemeinfamen Baterlandes, deſſen Recht fie zu achten und für deſſen Wohl- 
fahrt fie je nad ihrer ftaatihen Stellung mitzuwirken berufen find. Die Wähler 
find infofern felber organiihe Nepräfentanten des Staats, als fie einen Antheil 
an ter Organiſation der Gefeßgebenden Gewalt haben. 

Die Abgeorbneten ferner leiten wohl ihre Grwählung von dem Willen ver 
Wähler ab, aber keineswegs ihre Rechtsſtellung und nicht den Umfang ihrer Be 
fugniffe. Die Wähler befigen das Recht nicht, in die Gefeggebente Berfammlung 
zu geben, dort zu berathen und Beihlüffe zu fajlen, fie fünnen es alſo auch 
nit auf die Nepräfentanten übertragen. Die Repräfentanten find daher aud 
nicht an den Willen ver Wähler gebunden, nicht von deren Aufträgen abhängig, 
nicht verpflichtet, Inftruftionen von venfelben anzunehmen. Der Inhalt ver Re- 
präfentantenrechte wird wieder nit von ver Privatwillfür, fondern von dem Staate 
beftimmt. Die Abgeorpneten find in erfter Linie überhaupt nicht Stellvertreter 
ihrer Wähler, fondern Repräfentanten des ganzen Volks. Gie find berufen, 
nad) ihrem beften Wifjen und Gewiffen das zu befhließen, was dem ganzen Gtaate 
frommt, gefegt au, die Mehrheit ihrer Wähler wäre damit nicht einverftanten 
oder würde fogar in ihren Intereffen benachtheiligt. Das ift gerate ber harafteriftifche 
Unterfhieb der modernen Repräfentativ- von der mittelalterlihen ftändifhen Ber- 
fafjung, daß die modernen Repräfentanten vor allen Dingen die Einheit tes 
Bolfes und des Staats und die gemeinfamen Intereffen vor Augen haben müfjen, 
während tie alten ftändifhen Vertreter zuerft die befondern Interefjen ihrer Stände 
vertreten hatten. 
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Es befteht alfo in der modernen Berfoffung fein Auftragsverhältniß, 
fein Mandat zwifhen Wählern und Gemählten, auch nicht ein öffentlicherechtliches. 
Wohl aber befteht zwifchen ihnen ein Bertrauensverhältnif. Das perfön- 
lihe Vertrauen, daß ver Gewählte ein würdiger Repräfentant des Bolfes fei, 
ſpricht fi in ver Wahl aus. Indem der Staat den Wählern einen Einfluß auf 
die Befegung der Volksvertretung einräumte, erkannte er denſelben ein Urtheil 
über die Fähigkeit und Tüchtigkeit der Gewählten und den guten Willen zu, 
je den beften wirflid zu wählen. Wenn alle Wählerfchaften richtig urtheilen und 
vemgemäß wählen, jo fann auch vie gefammte Vertretung nicht jhledht fein. Es 
würde dem Gedanken der Bolfsrepräfentation widerftreiten, wenn die Wähler ven 
Kandidaten bindende Verſprechen abverlangten, denn erft in der Verſammlung der 
Repräfentation felbft fol vie wahre Yanvesmeinung durch gemeinsame Arbeit 
gebildet werben. Uber es widerjpricht dieſem Gedanken nicht, wenn die Wähler 
ven Kandidaten über feine politiihe Gefinnung befragen und dieſer ſich darüber 
ausfpriht. Das Bertrauen der Wähler kann durch folde Zwieſprache vielleicht 
erft begründet oder es kann durch basfelbe beftärft werben. Ebenſo verhindert 
das moderne Princip es nicht, daß die Wähler und der Gewählte das Bertrauend- 
verhältniß fortjegen, das in der Wahl ſich gezeigt hat, d. 5. daß der Deputirte einen 
geiftigen Verkehr mit denjelben unterhalte, Nur dann würde er dieſes Princip 
verfennen, wenn er von den Wählern fortwährend Inftruftion einholen wollte, 
wie er zu ftimmen babe. Büßt der Gewählte fpäter das Vertrauen feiner Wähler 
ein, fo ift das immer ein Uebelſtand, denn das Vertrauen der Wähler war der 
belebende Geift der Wahl, und viefer Geift hat nun aufgehört wirffam zu fein 
oder fi fogar in das Gegentheil, das Mißtrauen verkehrt. Würden alle Depu- 
tirten oder die Mehrzahl verfelben fo das Bertrauen ihrer Wähler verlieren, fo 
würde die gefammte Repräfentation den Boden unter ihren Füßen verlieren und 
den Charakter ‚einer bloßen auf die Dauer unhaltbaren und ohnmächtigen Rechte: 
fittion annehmen. Aber ein Mißtrauensvotum der Wähler vermag dennoch zunädhft 
die repräfentative Stellung des Deputirten nicht zu zerftören. Nur ausnahmesmeife 
haben einzelne Berfaffungen den Wählern ein Abberufungsredht der Deputirten 
ausdrüdlich zugeftannen. Diefe Ausnahme bei privatrehtliher Stellvertretung felbft- 
verſtändlich, wird aber ſtaatsrechtlich nicht gerechtfertigt. Sie gefährdet die freie 
Pflihrübung des Deputirten im Dienfte des ganzen Volks und gibt einer Par- 
celle ver Bürgerfchaft ein Recht, welches die Einheit der Geleggebung beproht. 

Wenn R. v. Mohl !) es als eine wefentlihe Wirkung aud ver ftaatsredht- 
lichen Repräfentation betradhtet, daß die Handlungen der Repräfentanıen vers 
pflichtend für die Vertretenen feien, jo ſchimmert meines Erachtens auch in 
dieſer Annahme noch der privatrechtliche Grundgedanke durch. Im Mittelalter dachte 
man fih wohl das Verhältniß der Landſtände zu den vertretenen Körperjchaften 
in diefer Weife. Die Bewilligungen und Verſprechungen jener verpflichteten dieſe, 
als Auftraggeber. Aber nad morernem Staatörehte verpflichtet nur das Geſetz 
und nicht bloß die Wähler, jondern Jedermann, und das Geſetz als vie Eine oberfte 
Staatsautorität , und die Zuftimmung der Kammern ift nur eine Bedingung tes 
Zuftandefommens des Gefeges. Ohne dieſelbe ift fein Gefeg da, und daher auch 
feine Rechtsverpflihtung. Ohne Gefeg aber werben die Wähler in feiner Weife 


1) Staatsrcht 1. S. 16.: „Daß die Handlungen einer Repräfentation „verpflichtend“ für 
die Geſammibeit der Vertretenen find, verſteht ih von ſelbſt. Hätte doch fonft die ganze Einrich⸗ 
tung feinen Zinn und Nupen”, 
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verpflichtet, auch nicht durch Zurtimmungen ihrer Vertreter. Die Konſequenz jener 
Borftellung, daß die Handlungen ver Repräfentanten als jolde verpflichtend wir- 
fen für die DBertretenen, müßte dahin führen, daß die Einheit des Staates und 
des Geſetzgebenden Körpers in verfchiedene Rechtsſubjekte aufgelöst würde, 
die mit einander Verträge abſchließen, d. h. fie wiirde die moderne Repräfentation 
wierer auf die niedrigere Stufe ver mittelalterlich - ftändijhen Vertretung zurüd 
drängen. Der Rechtsgrund ver privatredhtlihen Verpflichtung des Bertretenen durch 
die Handlungen des Bertreters liegt in dem Auftrag des erften an ven legtern, in 
dem Mandatsverhältnig. Diejer Rechtsgrund aber fehlt bei der ſtaatsrechtlichen Re— 
präjentation gänzlich. 

II. Zur Geſchichte der modernen Repräſentativver— 
fafjung. Die Repräjentativverfaffung der Neuzeit unterjcheidet fi von ber 

 halb»repräfentativen ftändifhen Berfafjung des Mittelalters, hauptſächlich durch 
zwei Dinge, erftens durch ihre breitere Grundlage, zweitens durch ihre einheitlidye 
Ausbildung. Im Mittelalter waren vorzüglid nur die ariftofratifhen Klaſſen, 
Prälaten und Mel und dieſe großentheils zu perjönlich- unmittelbarem Rechte auf 
den Landtagen vertreten und als die Städte feit dem XIII. Jahrhundert hinzu— 
famen, waren es wieder vornehmlih die ftäptiihen Obrigfeiten oder dod bie 
‚ höheren Bürgerklaſſen, welde als dritter Stand (S. vie Artifel „Dritter Stand” uud 
„VBürgerftand‘) einen Sig und eine Stimme erhielten. Die moderne Repräfentation 
dagegen wird durch Wahlen der großen Bolfsklaffen gebildet. Sie erft ift 
wirflihe Bolfsvertretung. Erft in ihr wird das Vertrauensverhältniß zwi— 
fhen der Repräfentation und dem Lande deutlich erfannt und dargeftellt. Sodann 
erſchienen auf ven Landtagen des Mittelalterd zunächſt die vorzugsweife berechtig- 
ten Stände in ihrer eigenthümlichen Sonverftellung, und hatten vor allen Dingen 
ihre eigenen Privilegien und ihre eigenen Intereffen mehr oder weniger felbjt- 
ſtändig und unabhängig zu wahren. Erft in zweiter Linie vertraten fie auch ge- 
meine Landesintereſſen (jiehe den hiſtoriſchen Artikel „Landtag" im Staatswörter: 
buch). Die heutigen Repräſentanten aber find voraus Vertreter des gefammten 
Bolts und des ganzen Yandes, und nur in ganz untergeorbnetem Sinne dürfen fie 
die Sonderintereffen ihrer Wähler vertreten. Die Staatseinheit und das gemeine 
Staatswohl herrſcht in der modernen Kepräfentation principiel vor. 

Die landftändifhe Berfafjung war vorzüglid dem germanifchen 
Rechts und Freiheitsgefühl zu verdanken; und fie ift vie Vorftufe und Vorſchule 
geworben der modernen Repräfentation. Infofern hatte Montesquieu Recht zu jagen, 
die Keime der Nepräjentativverfafjung feien in ven germanifhen Wäldern zu fin- 
den, in denen der uncivilifirte trogige reiheitsfinn der germanifchen Volksſtämme 
ſich noch in roheren und unmittelbaren Berfaffungsformen behauptete, Die freien Ger- 
manen begriffen es nicht, wie die alten Nomanen, daß fie Steuern zahlen follen, 
die fie nicht freiwillig übernommen hatten, noch daß fie Gefegen gehnrchen follten, 
welche die Obrigkeit ohne ihre Zuftimmung verfündigt hatte. In den älteften Zei— 
ten fprechen fie in der Volfsverfammlung unmittelbar ihren Willen aus. Später 
mußten dod die angefehenen Führer, die Ariftofratie auf den Landtagen um ihre 
Meinung befragt und ihre Zuftimmung eingeholt werden. Die alt-ftänpiiche Vers 
fafjung ift fo auf ver Grundlage der alten Volksgemeinde errichtet werden. Die 
Landſtände waren gleihjfam die arijtofratiihen Spigen der Volksverſammlung als ein 
höherer Auszug derjelben zufammen gefaßt. Die alten Yandftände waren aber hin- 
wieder eine VBorftufe zu" der modernen Repräfentation. Da dieſe ihre Wurzeln brei— 
ter und tiefer über das ganze Yand hin verbreitete, und den uralten Grundſätzen: 
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Keine Gefegespfliht und keine Steuerpflicht ohne Zuftimmung der Bollsgemeinde 
einen erhöhten ftaatlihen Austrud gab in der Mitwirtung ver Volksvertretung 
zu allen Gefegen und zu der Ordnung des ganzen Staatshaushalts, jo erfcheint 
der biftorijhe Zufammenbang zwiſchen ver uralten germaniſchen Verfaſſung und 
ver heutigen Repräfentativverfofjung zugleid als eine vernunftmäßige Fortbildung. 

Zuerft wurde diefe Fortbiltung in England vollzogen, freilih aud da an= 
fangs mehr inftinftio als bewußt, allmählich nur je nady dem ereignißvollen Fort⸗ 
gange ter großen Parteifämpfe, Schritt für Schritt je nad den befonvern An— 
läffen und nad dem Drange des Augenblids, nicht nad einem umfaffenden Plane, 
nit auf einmal turd einen umfaffenden Neubau. Man fann daher aud feinen 
einzelnen Zeitpunft beftinmen, wann die ftändifche Verfaffung des Parlaments fi 
zu der neueren Repräfentativform umgewandelt habe. Als zuerft (im XIII. Jahr- 
hundert) die Ritter und vie Freifaßen in den. Graffchaften fi verfammelten, 
um aus ihrer Mitte Abgeordnete zum Parlament zu bezeihnen, war ein großer 
Schritt zur Repräfentativverfaffung geſchehen, und als dann auch in den Städten 
und Burgen die Freibürger zufammentraten, um ebenfalls Abgeorbnete zu wählen 
(zweite Hälfte des XIII. Jahrhunderts), war das ein zweiter gewaltiger Schritt 
In verfeiben Richtung. Die Einheit des Yandes und des Staates und tie Noth- 
wendigkeit gefegliher Ordnung aller öffentlichen Dinge blieb auch im Mittelalter 
in England befier gefhügt, als in ven meiften Ländern bes Kontinents. Die Anlage 
des engliihen Boltes wie feine Gefhichte waren daher für die Entwidlung der Repräfen- 
tatioverfafjung befonders günftig. Die Ausbildung der Eenftitutionellen Monardie nad 
1688 förverte biefelbe ungemein, denn die beiden Inftitutionen find mahlverwantt. 
Ihre volle freie Entfaltung erlangte fie aber erft unter den beiden letzten Gene— 
rationen. Sogar gegenwärtig nod erinnern mancherlei fonderbare Formen und 
irrationelle Einrihtungen des engliichen Parlamentes daran, daß mande Theile des 
majeftätifhen Baues vor vielen Jahrhunderten nah Planen gebaut worden find, 
für die unfere Zeit kein Verſtändniß mehr und noch weniger Neigung hat. 

War fo in Europa die Bolfävertretung mit der Fonftitutionellen Monarchie 
verbunden worden, jo gelangte in Amerifa viefelbe Repräfentation der großen freien 
Bolteftaffen zur Ausübung der Bolks-Herrfchaft jelbft. Wie hier die repräfen- 
tative Monardie, fo entftand dort die repräfentative Demofratie. 
(Brgl. den Artikel Demokratie und Monardie). Diefe beiden Staatsformen, haben 
feit etwa hundert Jahren fo große Fortichritte gemacht und eine jo allgemeine Ber: 
breitung erfahren, daß gegenwärtig fo ziemlih die ganze cioilifirte Welt fih zu 
einer derfelben befennt. Ohne Repräfentation fann heute fein politifch » gebildetes 
Bolt mehr leben. 

Der Gedanke des Repräfentativftaats und das Princip der Repräfen- 
tativerfafjung aber find erft feit der Mitte des vorigen Jahrgunderts in das po» 
litiſche Bewußtfein der Welt aufgenommen worden und daß fie audy jet noch einer 
Bertiefung und einer fonfequenteren Durhbildung fähig und bevürftigt find, be 
weist ſchen ver Widerftreit der Meinungen über vie Grundbegriffe. 

Während Montesquieu als einer der erften und beredteften Vorkämpfer 


\ 


des Repräſentativſyſtems auf tem Kontinent erfchienen ift, bat Rouffeau nod 


das ganze Princip desjelben verworfen. „Die Souveränität kann nicht repräfentirt 
werden , fchreibt Roufjeau, jo wenig als veräußert. Sie ift der allgemeine Wille 
und der Wille läßt ſich nicht repräfentiren. Die Abgeordneten des Bolfs können 
daher nicht feine Repräfentanten fein, fie find nur feine Beauftragten, fie dürfen 
nichts abfchliegend verordnen. Jedes Geſetz, das nicht von dem Volke felbft ge» 
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nehmigt worben, ift nichtig.” Ueberall fehlt e8 Rouſſeau an dem Verſtändniß der 
Bolfseinheit, ver Volksperſönlichkeit. Er fieht nur eine Summe von Einzelnen 
und meint nun, diefe einzelnen Bürger müfjen felber ſprechen und handeln; es ſei 
nnlogifch und unpatriotiih, wenn fie andere für ſich einen Willen bilden und 
handeln laffen. Der Gevanfe der Repräfentation des Einen Volkes dur einen 
veredelten Auszug aus der Gefammtbürgerfhaft war ihm zu civilifirt. Er fympa- 
thifirte mit der roberen Nepräfentation der Volfsverfammlung. 

Aber jeitvem vorzüglid Mirabeau und Sieyes in Franfreih, Kant 
und Fichte in Deutſchland fi für vie Repräjentativverfaffung als die nothwendige 
politifche Lebensform des civilifirten Staates ausgejproden haben, ift in ber 
Theorie ein Umſchwung eingetreten. Zwar verbädtigte man noch eine Zeit lang 
diefe Form als revolutionär, und gar als anarchiſch. Die alten abjolutiftifchen 
Gewalten widerfegten fih in Europa allenthalben ihrer Anerfennung. Man rief 
jogar die altftändifchen Erinnerungen gegen fie zur Hülfe. Alles vergeblih. Der 
Widerftand war gar zu thöriht und hohl, das erwachte Selbftgefühl der Völker 
verlangte fie zu entjchieden. Ihre Gegner wurden fogar zuletzt genöthigt, in ihr 
den einzigen Ausweg aus dem Wechſel ver Gefahr der Anarchie und Defpotie zu 
erkennen. 

IV, Borzüge der Repräjentativverfaffung. Die Repräfen- 
tativverfaffung löst das doppelte Problem, den großen Volksklaſſen einen ange» 
meflenen, nad) Umftänden entjcheidenvden Einfluß zu verſchaffen auf die öffentlichen 
Angelegenheiten, ohne zu dem unbehülflihen und auf große Bölter unanwendbaren 
Inftitute der Bolföverfammlungen zurüd zu greifen und ohne die Thatfraft der 
Regierungsgewalt zu gefährden. Die heutige Volksvertretung ift ſehr viel fähiger, 
als eine antike Volksverſammlung, an der gefeßgeberifchen Arbeit einen bedeuten» 
ven Antbeil zu nehmen, für die Ordnung des Staatshaushalts zu forgen und 
über die Regierungsthätigfeit eine wirfjame Kontrole zu üben. Die Berathung in 
den Ausſchüſſen und in dem Parlament ift viel gründlicher und einläßlidher, und 
die Abftimmung, weniger abhängig von der Aufregung des Moments und der Lei— 
denſchaft. Den Repräjentanten liegt es Harer vor, daf fie hier nicht ihre perfün- 
lichen, fondern die Interejjen ver Gemeinſchaft zu beforgen haben. Gejhäftskennt- 
niß, Fleiß und jedes Talent fintet da einen offeneren Wirfungsfreis und leichter 
Anerfennung. Die Repräjentation turh tie Männer des öäffentlihen Vertrauens 
fann weit eher ein Bild des Bolfes, und zwar in feinem beften Ausprud fein, 
als eine Voltsverfammlung, in ver die Maſſe — und zumeilen in ihren unfähig- 
ften und unfelbftändigften Elementen — überwiegt und fi bald von Demagogen 
führen, bald von ehrgeizigen Magnaten beftechen, bald von ven herfümmlichen Au- 
toritäten der Regierung und ter Kirche beftimmen und gängeln läßt. Durch vie 
Bermittlung der gewählten Abgeorpneten erhalten die großen Volksklaſſen einen 
viel intenfiveren und beſſer organifirten Antheil an der Öffentlichen Gewalt, als 
wenn fie unmittsbar mitberathen und mitftimmen würden. 

Die Theilnahme der Volkskiaffen aber an der Ordnung ter öffentlihen Zu— 
fände ift nicht etwa nur unter der irrigen VBorausfegung zu rechtfertigen, daß ver 
Staat eine bloße Geſellſchaft von Privatperfonen jei, die fich für gewiſſe gemein- 
fame Zwede zufammenfchaaren und viefelben nah ihrer Willfür beftinnmen. Cie 
ift mit befjerem Grunde gerechtfertigt, wenn man mit und den Staat ald den Dr» 
ganismus der Volfsindivitualität betrachtet. Denn gerade tie organifhe Staato« 
lehre muß eine fihtbare — und ten natürlichen Beftanptheilen des Volkes ent« 
jprehente, Darftellung der Geſammtperſon forbern, d. h. fie führt zu 
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ber Repräfentation, im welder das Haupt des Staates fih mit ber Vertretung 
der Regierten zu Einem Geſetzgebenden Körper einigt. 

Die Repräjentation ift zugleich ein Princip der Ordnung, einer naturge- 
mäßen Organifation, welche allen perfönlicen Volfsfräften die richtige Stellung 
und den entfprechenden Einfluß verftattet und ein Princip der Freiheit, indem 
fie den Negierten Garantien gewährt gegen Mifbraud der öffentlichen Gewalt 
und gegen Unterbrüdung. Die Zuftimmung der Bolfsvertretung ftärft die Regie— 
rung, indem fie ihr im Innern willigeren Gehorjam fihert und nad außen er- 
höhtes Anſehen verfchafft und fie befeftigt und unterftütt den Kredit des Landes. 
Es iſt in mander Hinſicht ſchwerer regieren mit einer Repräfentativverfaffung,- als 
ohne ihre Beſchränkung, aber wenn bie ftantsmännishen Aufgaben größer werden, 
fo ift das ein Zeihen der Vervollkommnung, und ber höheren Civilifation. Die 
Nepräjentativverfaffung erträgt die Herrfhaft der Dummheit auf die Dauer fo 
wenig als bie Herrfhaft ver plumpen Willkür. Indem fie die politifche Bildung 
in immer weitere Kreife hinleitet, und die tüchtigften Kräfte zufammenfaft, zwingt 
fie aud die Regierung mit freien und denkenden Männern einen vernünftigen Ge 
dankenaustauſch zu pflegen. Der Geift gelangt allmählih auch im Staate zu den 
Rechten, die ihm in der fittlihen Weltordnung überhaupt gebühren. 

Die Repräfentation führt aud zur Deffentlihfeit des Staatslebens. 
Mag man fi) anfangs auch dagegen fogar in England lange gefträubt haben, 
endlich bricht diefe Konfequenz durch. Das PVertrauensverhältnig zwiſchen Wählern 
und Abgeorbneten ift unhaltbar auf die Dauer ohne die Deffentlichkeit. Sie ift 
das Licht, welches die heimlichen Schäden aud der Staatsorbnung und ber Ver- 
waltung offenbar macht und mit der Verſammlung felbft auch die Regierung über 
die Öffentliche Meinung und das Publikum über die Meinung der Regierung und 
die Arbeiten der Vertretung beleuchtet. Man flage und fpotte immerhin über bie 
vielen unnügen Reben, über vie Verſchwendung von Papier und Druderfchwärze, welche 
man als Früchte diefer Deffentlichkeit bezeichnet. Wenn man alle viefe theils unvermeib- 
lichen theils ſchwer zu heilenden Uebel nod jo ſchwer wiegen läßt, fie wiegen doch alle 
zufammen ven größeren moralifhen und politiſchen Vortheil lange nicht auf, den das Licht 
der Deffentlichleit dur die Erleuchtung und Belehrung des Volksgeiſtes erzeugt. 

V. Die Hauptaufgaben der großen NRepräfentatip- 
förper. Es fann nit eine Hauptaufgabe dieſer zahlreihen Verſammlungen von 
Bollsrepräfentanten fein, zu regieren; benn bdaju eignen fi überhaupt Körper 
nicht, die nur von Zeit zu Zeit verfammelt fein können, deren Berathung eine 
nothwendig fehr langfame und jhwerfällige ift, denen ed an ver Fähigkeit fehlt, 
bie verfchiedenen Seiten des wechſelnden Lebens aud im Einzelnen zu verftehen 
und die nöthigen Mafregeln zu erventen, um die täglih neuen Regungen zu be: 
friedigen, die nur mit Mühe einen einheitlihen Plan fafjen und fefthalten und 
fhwer zu Entſchlüſſen kommen. 

Sogar in der modernen Repräfentativvenofratie, welde doch im Princip das 
Bolt felbft als feinen eigenen Heren betrachtet und die Ausübung ber Herrſchaft 
an Bolfsrepräfentanten überträgt, wird doch den großen Bolfvertretungen nicht 
bie eigentlihe Regierung und Verwaltung anvertraut, jondern entweder geradezu 
ähnlich der Monarchie, Einem Präfidenten und feinen Miniftern oder einer Heinen 
Regierungsbehörde von wenig Mitglievern übergeben. Entſchiedener nur wird in 
der fonftitutionellen Monarchie die Regierung dem Stantshaupte und den Mi- 
niftern überlafjen, und ver VBolfsvertretung kein Recht der Mitregierung im eigent« 
lichen und pofitiven Sinne zugefchrieben. 

Bluntfli und Brater, Deutſchet Staatt ⸗Wörterbuch VIII. 38 
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Die beiden Hauptaufgaben der großen Repräfentatioförper find: 
A) Mitwirkung bei der Geſetzgebung. 
B) Kontrole der Regierung und Berwaltung. 

Wenn für die Aktion der Regierung Beweglichkeit und Einheit des Willens 
nöthig ift, fo fol die Gefeßgebung der Ausdruck des ruhigen und dauernden 
allgemeinen Rechtsbewußtſeins fein, und dazu mitzuwirken ift die Repräfentation 
wohl berechtigt und befähigt. Diefe Wirkfamfeit ift eine pofitive, nicht blos eine 
negative. Der Gemeinwille, der das Geſetz hervorbringt, kann von jevem Theil des 
Geſammtkörpers feinen erften Innpuls erhalten, und erfordert das freie Zufammen- 
ſtimmen aller Faktoren. Wird der Bolfsvertretung nur ein Recht der Begutad- 
tung der Regierungsvorfchläge zugeftanden, fo ift das ein erfter Schritt vielleicht 
zur Repräfentativverfaffung, aber nod nicht ihre Anerkennung. Wird der Bolls- 
vertretung das Recht der Initiative verfagt, und ber Regierung ausſchließlich vorbe- 
halten, jo wird auch da vertannt, daß das Geſetz die gemeinfame Orbnung ift, 
und daß das Bedürfniß der Geſetzgebung von der Regierung überfehen und ver- 
fannt und die unmittelbare und entſcheidende Anregung von Seite der Regierten 
unter Umftänden nöthig werden fann. (Das Nähere darüber fiehe in ben Art. 
Geſetz und Geſetzgebender Körper.) 

Die Kontrole dagegen ift wefentlih ein negatives Recht. Zwiſchen Regie 
rung und Regierten ift ein natürlicher Gegenfag, aber aud ein natürlicher Zu- 
fanımenhang wie zwifhen den beiden Polen eines Körpers. Die Regierten empfin- 
den die Aftion der Regierung, und wenn biefelbe unrechtmäßig oder ſchädlich wirkt, 
fo reagirt die Beſchwerde ver Regierten. Nicht Jedermann hat ein Recht, zu regie- 
ren; aber jedermann bat ein Recht, ven Gefegen und ber öffentlichen Wohlfahrt 
gemäß regiert zu werben. Das Recht zu regieren fommt allein der Regierung 
zu; das Recht gut regiert zu werben, wird in der Kontrole der Repräjentation aus- 
geübt. Wo es an einer wirkjamen Kontrole der Art fehlt, da gibt es keine Garan- 
tie gegen Tyrannei und Knechtſchaft. 

Dieſe Kontrole wird durch verſchiedene Mittel geübt. Die wichtigften find: 

1. Die Prüfung der Staatsrehnungen und die Nichtanerfennung ungeredt- 
fertigter Ausgaben, jei es in ber milveren Form der Rüge für die Vergangenheit 
und der Warnung für die Zufunft oder in ver ftrengeren der Erfagforberung von 
den Miniftern ; 

2. die Prüfung der Regierungs-Berorbnuungen, ob fie gejegmäßig fei oder 
nit, und der Beanftandung im legtern Fall; 

3. die Ueberweijung von Petitionen an bie Regierung zur Erwägung, unter 
Umftänden zur Berichterftattung ; 

4. die Interpellation, an die Minifter, um Auskunft über gewiffe Handlungen 
oder Unterlafjungen derſelben; 

5. die Erörterung und je nad der Sachlage die Uebermeifung von Bejhwer- 
ben wegen ungejegliher oder gemeinſchädlicher Verwaltungsalte; 

6, die Mißtrauensvoten gegen die Minifter, welche ſchlecht regieren ; 

7. die Verweigerung von erbetenen Gelbmitteln oder Truppenaushebungen ; 

8. die Geltendmachung der Anklage gegen die Minifter wegen Berfafjungs- 
verlegung, Öejeßesverlegung oder Mißregierung ; 

9, die Deffentlikeit und Freiheit der Kritit überhaupt, welche in ben Kam⸗ 
mern geübt wird. 

In einem nod wenig durdhgebilveten Staatsweſen muß bie Kontrole möglichſt 
ſtarle Mittel anwenden, um wirkſam zu werden. Ein politifch gebildetes Volt iſt 
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darin feinfühlig und dann gemügt fchon ein leifer Wink, um verftanden und ber 
achtet zu werben. In einzelnen Kontinentalftaaten meint man noch, bie Stärfe ber 
Regierung beftehe darin, daß fie fi um biefe Kontrole möglichft wenig kümmere. 
Man vertraut da am liebften der plumpen phufifhen Gewalt und weit nur ber 
gewaltjamen Revolution. In der entwidelten Repräfentativverfaffung — wie in 
England — bedarf e8 niemals mehr fo roher Gewaltmittel. Sogar die Minifter- 
anklage findet feine Anwendung mehr. Cine bloße Abftimmung — vielleit über 
einen Kleinen Nebenpunft, ift ausreichend, um eine Aenderung vielleicht des ganzen 
Regierungsſyſtems zu veranlafien. 

VI Die Mängelund Öefahren der Repräfentativför- 
per. Obwohl die Repräfentativverfaffung mehr Garantien als irgend eine andere 
dafür gewährt, daß die Gejete gerecht und vollsthümlid werben und die Berwal- 
tung das öffentliche Wohl bezwede und zugleich die allgemeine Freiheit refpeftire, 
fo entgeht auch fie nicht ver Gebrechlichkeit aller menfhlihen Einrichtungen. 

Es kann vorerft an der Zufammenfegung des repräfentativen Körpers fehlen, 
alſo an der Verwirklichung der Repräfentation. Vielleicht ift dieſelbe nur ein Schein 
der Bolfövertretung, indem durch ein fünftliches Wahlfyftem darauf hingearbeitet 
wird, nicht der wirklichen Volfsmeinung eine Stimme zu verfhaffen, fondern ein 
vienftbares Inftrument für die Willkür ver Regierung zu erhalten. Oder es find 
in berfelben wichtige Bolfsgruppen nicht oder ungenügend repräfentirt, und andere 
Beftandtheile übermäßig. Oder es fehlt ver Repräfentation an ber nöthigen Fähig— 
feit für öffentlihe Geſchäfte oder an dem erforberlihen Charakter. Sie ift vieleicht 
rob, leidenfhaftlich, feige oder anmaßend, unwiſſend oder beſtechlich. Sogar die Ge- 
ſchichte des englifchen Parlaments ift zuweilen befledt von folden Mängeln; auf 
dem europäifhen Kontinente ift die noch junge Erfahrung doch hinreichend, um 
dieſe Bedenken für feine bloße Einbildung zu erflären. Die Geſchichte des Norb- 
ameritanifhen Kongrefies hat derlei Mängel gelegentlich in ein helles Licht geſetzt. 

Bon größter Wichtigkeit ift hier das Wahlfyftem und eben in diefer Hin- 
Acht fehlt es noch überall an den erforberlihen Garantien für eine vollftän- 
dige, wahrhafte, einfihtspolle, nnd ſelbſtändige Repräfentation. 
Das beliebte aritymetifhe Syftem des gleihen Stimmrechts Aller in gleihen Wahl 
freifen entſpricht fiher nicht dem Ideal einer volltlommenen Repräfentation. (Val. 
den Artikel Wahlrecht). , 

Ueberdem kann auch ber repräfentative Körper, felbft wenn er von Anfang 
an ein treues und verebeltes Abbild des Volles war, mit der Zeit ausarten. Es 
fünnen fi im ihm Koterien bilden, die mehr ihr Sonderintereſſe ald das allge 
meine verfolgen, und dieſe Koterien fünnen Macht gewinnen über die Berfammlung. 
Das Gefühl der Unverantwortlicgkeit und der politifhen Omnipotenz beraufcht nicht 
blos abfolute Fürſten; es beraufcht zumeilen aud große repräfentative Verſamm⸗ 
lungen ; und im Uebermuthe befchließen fie ververblihe Dinge und maßen fich eine 
Gewalt an, bie ihnen nicht zulommt. Wie gegenüber ver Regierung die Kontrole 
der Kammern, fo ift gegenüber ven Kammern die Kontrole ber öffentlihen Meinung 
nöthig, um fie auf dem rechten Wege zu erhalten. 

Oder allmählich niftet fi die Korruption ein. Die Repräfentanten werben be- 
fiohen, bald gröber und unmittelbar, bald feiner und mittelbar durch befondere Vor— 
theile, die man. ihnen für ihre Anverwandten, für ihre Freunde, für ihren Wahl« 
kreis u. ſ. f. verfchafft, mit denen man ihre Stimmen erfauft. Eine Erneuerung ber 
Repräfentation von Zeit zu Zeit ift daher durchaus nothwendig, um den Zufammen» 
bang mit der Bürgerfhaft zu bewahren und das moralifhe Verderbniß abzuwehren, 


38 * 
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Ale Einrihtungen, welche die Staatsverfafjung treffen fann, um ven Re- 
präfentativförper gefund zu erhalten, haben nur einen relativen Werth. Sie fün- 
nen die Uebel ermäßigen, zuweilen heilen, aber nicht verhindern. Das Entſcheidende 
ift auch dann der Bolksgeift find der Volkscharakter. Ift jener verfommen und-biefer 
verborben, jo kann feine Repräfentation helfen, denn fie wird die Fehler des Vol— 
kes — vielleiht fogar in erhöhter Potenz; — aud in ſich haben. 

Wie zahlreich aber auch die Mängel ver heutigen Repräfentativverfafjung noch 
find und wie große Vervollkommnungen bier noch von der Zukunft erwartet wer- 
den mögen, die Thatfache bleibt doc beftehen, und fpricht entfchieden zu Gunften 
diefer Berfaffung: Die allgemeinen Rechtszuſtände in Europa find vernünftiger und 
geficherter, die öffentliche und die Privatfreiheit gefhägter und reichhaltiger und bie 
gemeine Wohlfahrt größer geworden, feitdem die Segnungen der Repräfentativver- 
fafjung ven Bölfern zu Theil geworben find. Die Entwidlung der Givilifation ift 
mit ihr im Bunde, 

Rob. v. Mohl, verfhiedene Auffäge über vie Repräfentativverfaffung in den 

gelammelten Schriften Staatsrecht, Völkerrecht und Politit Br. 1. 1860. I. St. 

Mill Betrachtungen über Repräfentativverfaffung, überfegt von Wille. 1862. 
Bluntigli. 


Repreſſalie, Netorfion. 


Im Artikel „Krieg, Kriegsrecht“ haben wir auf der Seite 104 bes fechsten 
Bandes ausgejprohen, daß den Staaten, wenn gütliche Verſuche zur Beilegung 
eines unter ihmen ſchwebenden Zwiftes fruchtlos geblieben feien, allerdings nur 
der Weg der Gewalt übrig bleibe. Aber auch die Gewalt habe Stufen. Ihre 
Aufgabe fei in der Regel nur bie Aufhebung einer befhränften Unbill oder eines 
befhränften Unrechts. Diefe befchränfte Unbill oder dieſes befchränfte Unrecht 
laſſe fih vielleicht no durch eine entſprechend beſchränkte Gewalt aufheben, mit 
welcher im Uebrigen ein friedliches Verhältniß zufammen beftehen fünne: Darum 
gebiete der Geift des neueren Völkerrechts, der überall den friedlichen Normal- 
zuftand fo weit als möglich zu erhalten ftrebt, daß man fi, wenn die Umftände 
dazu geeignet find, mit der Anwendung von Retorfionen und Repreffalien 
begnüge. 

Wir haben hiermit nicht behaupten wollen, daß die Anwendung von Repref- 
falien unbedingt vor der fofortigen Kriegserflärung ten Vorzug verdiene. Es ift 
zu unterfcheiden, ob ver Gegner fi einer offenbaren Rechtsverweigerung 
fhultig gemadt hat, oder ob es fih nur um ein ftreitiges Recht handelt. 
Bei offenbarer Rehstverweigerung von Seiten bed Gegners wäre man 
fogar zum Kriege und ift man daher um fo mehr zu Reprefalien berechtigt. 
Bei ftreitigem Rechte ift dagegen von Erwägungen auszugehen, tie durchaus 
nit zu dem Eigebniß führen, daß Repreffalien der fofortigen Kriegserklärung 
vorzuziehen jeien und ihr regelmäßig vorangehen müßten. Es tft nämlich bei 
ftreitigem Rechte eine weit forgfältigere Prüfung der Rechtsanſicht des Gegners 
zu erwarten, wenn man nicht zu den bequemeren, minder Eoftfpieligen und 
minder gefährlihen Reprefjalien, fondern fofort zum Kriege zu fchreiten bat. 
Hier wird deßhalb die fofortige Kriegserklärung, wenn anders das eigene Recht 
dem berechtigten Staate nur binreihend Mar und wichtig genug ift, oft ehren- 
voller und bumaner fein, als die unangelündigte, den Privatverfehr uneriwar- 
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tet erfhütternde und die Privatintereffen ſchwer verlegende Anwendung von 
Repreffalien !). 

1. In einem weiteren, fehr gebräudlihen Sinne begreifen die Repreſ— 
falien au die Retorfion in fid, Im engeren Sinne unterfheiden fie 
ſich Hinfichtlid) des Gegenftandes dadurch, daß Netorfionen gegen eine Unbill, 
Reprefjalien gegen ein Unrecht angewendet werben. 

Der Ausdruck „Reprefjalien" kommt nit von reprimere, fondern von 
reprehendere (Neprehenfalien, Reprenfalien), Er beutet auf eine Wegnahme, 
auf eine eigenmäcdtige Pfändung als Erwiederung für eine Nechtöverlegung, auf 
eine Beſchlagnahme fremden Eigentbums zur Sicherung eines Schadenerſatzes. 
Dies ift in der That der wahre gefhidhtlihe Sinn des Wortes. Dod hat fid 
der neuere Spradgebraud hieran nicht gebunden, fondern die Bedeutung des 
Wortes auf .jeve vergeltende Handlungsweiſe, die wegen einer Rechtswibrigfeit 
eintritt, ausgedehnt ?). 

2. Die Streitigkeiten über die Frage, ob der Anlaß zu Nepreffalien 
uur vom gegneriihen Staate, oder ob er aud von feinen Unterthanen und feinen 
Unterbehörven ausgehen könne, erledigen ſich durch die Unterfheivung des ent- 
fernteren und bes nächſten Anlafjes. Der entferntere Anlaß zur Anwendung 
von Repreſſalien und von Retorfionen kann ſowohl in Rechtswidrigkeiten oder 
Unbilligfeiten einzelner Unterthanen ober Klaſſen von Unterthanen, ale aud in. 
Rechtswidrigkeiten und Unbilligfeiten der Behörben des gegnerifhen Staates liegen. 
Der nächſte Anlaß muß aber in der Rechtswidrigkeit oder Unbilligleit ber 
gegnerischen Staatsgewalt felbft enthalten fein, d. h. e8 muß der gegnerifche Staat das 
ungerechte oder unbillige Berfahren feiner Unterthanen oder Behörden erft fehwei- 
gend oder ausdrücklich gebilligt und_e8 dadurch zu feinem eigenen gemacht haben. 
So lange noch durch einen einfachen Antrag bei der jenjeitigen Staatsgewalt, 
deren Behörden oder Unterthauen das Unreht oder die Unbill begingen, Recht 
und Billigleit zu hoffen find, bleiben Reprefialien und Retorfionen ausgeſchloſſen. 
83. Nur die Staatsgewalt kann zur Anwendung von Netorfionen und 
Repreffalien Vollmacht ertheilen, fei es ihren -untergeoroneten Behörden, fei es 
Ihren Unterthanen. Eigenmäcdtige, nicht aus einer Staatsvollmadt hervorgehende 
Retorfionen oder Repreffalien von Seiten einzelner Behörden oder Unterthanen 
würben ein Eingriff in die Rechte der eigenen Staatögewalt und zugleich ver- 
brecherifch gegen das Eigenthum oder die Perfon der angegriffenen Fremden fein. 
In älterer Zeit freilih waren Privatrepreffalien nichts Seltenes. Diefem 
Fauſtrechte ftellen fi) aber feit dem 14. Jahrhundert bereits Verträge entgegen, 
welde die Zulafjung von Nepreflalien an die Erlaubniß der Staatsgewalt fnüpfen. 


1) Dies macht mit Recht geltend Vattel, Droit des gens. 11. 18. & 354. Denfelben 
Gedanken führt weiter aus Wurm, im Staatelexiton von Rotteck und Welker, Artikel „Selbft: 
bülfe.“ „Es wird ein mwoblfeiler Ruhm der Mäßigung, wohl gar der Schonung erzielt. wenn die 
Selbſthülfe nicht bis zum Neußerften, bis zum Kriege getrieben wird. Die genauere Unterfuchung 
des Streites wird entwaffner umd nicht felten die öffentliche Meinung verwirrt durd die Bors 
ftellung : den Krieg zu beginnen würde zu gemalttbätig fein, Zwangemaßregeln aber, die weniger 
Unbeil nach fich ziehen, ſelen wohl zuläffig Man vergift, daß einzig nur das Medt zu 
Zwangemaßregeln irgend einer Art befugt umd daß, wenn die Ueberzeugung von 
dem Mechte und von der Erbeblichfeit des Rechts nicht lebhaft genug ift, um im offenen Kriege 
die Sache durchzukämpfen, dann auch der mildefte Zwang vom Uebel und ein Unrecht ift.* 

2) Die überſchwänglich reihe Kitteratur bei Ompteda I. 609613, und bei Kamph 
8. 270. Martens $. 253 et suiv. Klüber $ 234 et suv. Schmalz S 211. fgg. 
Wheaton, Elements (1848) 1. p. 274 et suiv. Heffter $. 110 fag. 
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Die Zahl diefer Verträge ſchwillt hernach fo an, daß man zulegt Privatrepreffalten 
allgemein als Raub, Seeraub, überhaupt als gemeine Verbrechen behandelt 3), 

4. Durch Retorfion will man dem anderen Staate das Unbillige 
feiner Handlungsweiſe fühlbar mahen. Dies gejhieht, indem man mo möglich 
die von ihm ausgegangene nadhtheilige Hanblungeweife auf ihn felbft anwendet. 
Statt der gleihen fann man aber aud eine blos ähnliche Handlungsweiſe an« 
wenden. Niemals jedoch darf man im Wege ber Retorfion Rechte des Gegners 
angreifen und rechtlich begründete Berbindlichkeiten unerfüllt laffen. Wie ver 
Anlaß zur Retorfion nicht in einer Verlegung bes Rechtes, fondern in einer Ber- 
fagung des Billigen befteht, fo bat ſich die Retorfion felbft auf Berfagung 
des Billigen zu beſchränken. 

Zur Redtfertigung ber Retorfion gehört, daß vie Unbill des anderen Staates 
in einer ungleihen Behanblung Fremder, d. h. in einer Zurüdfegung ber 
Fremden gegen die Einheimiſchen beftehe. Wendet ein Staat auf 
Fremde diejenigen Geſetze an, denen er feine eigenen Unterthanen unterwirft, fo 
mögen biefe Gefege freilih mitunter brüdender fein als bie bes gebilveteren 
Heimatftantes der Fremden; aber ber Staat läßt fi hier doch feine Zurüdjegung 
ber Fremden zu Schulden kommen, fondern handelt aus demjenigen Rechtsbewußt- 
fein, das fi in ihm entwidelt hat und in feinen Gefegen abfpiegelt. Allerdings 
mag ein Staat bisweilen Grund haben, feinen Unterthanen bei ihrem Aufenthalte 
in einem fremden halbbarbariihen Staate eine beffere Behandlung zu wünfchen, 
als fie den dortigen Unterthanen zu Theil wird. Alsdann mag er Maßregeln 
ergreifen, durch die er die fremde Staatsgewalt belehrt und für feine eigenen 
Unterthanen gänftiger ftimmt. Durch Ridanwendung ver gleichen oder einer 
ähnlichen barbarifhen Handlungsweiſe, befonders wenn fie nicht die ſchuldige 
Staatsgewalt felbft, fondern deren ſchuldloſe Unterthanen trifft, würde er fidh 
dagegen ſelbſt entehren und ſich jelbft auf die Stufe der Barbarei herabfegen. 
Wer in ein fremdes Land geht, hat fi) den dortigen Gefegen zu fügen und bat 
feinen Anlaß zu gerechter Klage, wenn ihm bie Landesgeſetze venfelben Schug wie 
den Landesangehörigen zu Xheil werben laffen ®). 

5. Den Griechen waren Reprefialien der mannigfachften Art befannt. 
Dei den Römern war ed bagegen ganz ungebräudhlih, vor Eröffnung bes 
Krieges zu einzelnen feinblichen Handlungen, zur Wegnahme von Perfonen und 
Saden zu fhreitend). Die Völkerrechtslehrer ſeit Grotins6) erklärten Re- 
prefialien für zuläſſig. Es machten fih indeß bie mit einer unbeſchränkten 
Uebung von Repreffalien verbundenen großen Gefahren in der völferrechtlichen 
Praris fühlbar. Daher befhränfen feit der Mitte des 18, Jahrhunderts zahl« 
reihe Verträge den Gebrand von Repreffalien in Friedenszeiten auf ven Fall 


3) Martens, Pröcis $. 260, 

4, Mofer, Verſuch VIII. 485. Vattel II. $. 341. Bauer, Meditationes de vero 
fundamento, quo inter civitates nilitur retorsio juris, Lips. 1740. Martens }; 254. 
Klüber $. 234. Öuffter $&. 111. Rayneval, Tome I, p. 312 6d de 1851) befinirt die 
Retorfion zu eng: »La retorsion consiste a etablir chez nous la jurisprudence 
dont se sert une autre nation,« Bal. Ag. Landr. für die Preuß. Staaten, @inleit. 
8. 41—43. Code civil art. 11. Baderifäen Sndigenaisebitt vom 26. Mai 1818, $. 16. 

$) Livius II. 34. Schoemann, Jus publ. Graec. 367, Bynkershoek, Quae- 
stiones juris publici 1. 24. 

6) Grotius, Jus beili ac pacis V, 2. 
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ber verweigerten oder verzögerten Auftiz?). Im neuefter Zeit erkennt 
man immer mehr das Ungehörige der gegen fremdes Privateigenthum ge- 
wendeten Nepreffalien, dur die man ehrliche Privatleute für das von ihrer 
Regierung geübte Unrecht büßen läßtd). 

6. Man umterfeidet pofitive und negative Repreffalien. Erftere 
beftehen in ver Wegnahme von Berjonen oder Sachen, letztere in ber Bor- 
entbaltung von Rechten oder in der Nihterfüllung vertragsmäßiger Ber- 
pflihtungen 9). 

Man unterfheidet ferner befondere und allgemeine NRepreflalien 
Erftere beftehen in der dem Beſchädigten ertheilten Befugniß, auf Koften 
ber fremden Nation fi felbft Schavenerfag zu verfchaffen; fie find ungebräuchlich 
geworben. Letztere beftehen in einer vom Staate felbft geübten Maßregel, 
die fo lange fortgefegt wird, bis der gegnerifhe Staat nachgibt. Man nimmt 
aber aud den Ausprud „allgemeine Reprefialien“ zur Bezeichnung des Falles, wo 
ein Staat feinen Behörden und Untertbanen die unbeſchränkte Vollmacht ertheilt, 
Berfonen und Eigentbum ber fremden Nation zu ergrei« 
fen, wo es aud fei. Repreffalien biefer Art find ſchon der Krieg felbft, und 
zwar der Krieg im einer ganz ungeregelten und mit bem heutigen Völlerrechte 
unverträglihen Form 19), 

7. Repreflalien — ſich ſowohl gegen Berfonen, als gegen Eigen— 
thum richten. 

Wenn ſie gegen Perſonen gerichtet ſind, ſo pflegt man die ergriffenen 
Perſonen als Geißeln zu behandeln. fr erjonen folten in Friedens⸗ 
zeiten von Reprefialien ganz verfchont bleiben. Dan will zwar hier einen Unter- 
ſchied machen, je nachdem vie Rechtöverlegung, die zu den Neprefialien Anlaß gab, 
den Souverän oder feinen Bertreter, oder je nachdem fie einfache Unterthanen bes 
Souveränd getroffen bat. Man hat gefagt: „Hat ein fremder Souverän unferen 
Geſandten widerrechtlich verhaftet, jo können wir freilid nur feinen Geſandten 
oder Abgeorbneten wieder verhaften, ober an eines der Rechte uns halten, welche 
dem fremden Souverän felbft zuftehen und es wäre ungereht, wegen ber Ber 
haftu Son Gefandten fih an die Perfon over an die Waaren eines Kaufmannes 
jener Nation zu halten. Hat er dagegen einen unferer Unterthanen verhaftet, fo 
können wir dies feine Unterthanen entgelten laſſen.“ Allein diefe Unterjheidung 
ift ohne rechtlichen Sinn. Es ift offenbar ungerecht, einen Privatmann, der nad) 
der Natur der Sache das Unrecht feiner Regierung nicht zu verantworten hat, 
De nn Vreiheit, für die ihm kein Erfag geleiftet werben Tann, zu 

erauben 

Repreffalien gegen das Privateigenthum pflegt man dadurch zu 
rechtfertigen, daß bie ſchuldige Staatögewalt den ſchuldloſen Untertanen wegen 
ber von ihnen erlittenen Reprefjalien Erfag zu leiften babe. Allein viefe Staats- 


7) Dal. beionders die Berträge von Ryswik, Art. 9, und von Utrecht, his 16. Cassy, 
Phases et causes cel&bres du droit maritime des nations, T. 11. p. 56, p. 486. 

) Massd, Le Droit commercial dans ses rapports avec le droit A gens, T. 1. 
p. 127 

9) "Klüber $. 234. Note C, 

10) Martens $. 262. Hierber gebört der häufig angeführte Ausſpruch des Großer 
venfionär de Witt: „Ich fehe Beinen Unterfchied zwiſchen allgemeinen Mepreffalien und dem 
offenen Kriege.“ 
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gewalt hält fich nicht für ſchuldig und ‚gibt daher feinen Erſatz. So bemühten 
fih 3. B, die durch däniſche Repreffalten beeinträchtigten Engländer vergeblich, 
von der englifhen Regierung Erjag zu erhalten, obwohl legtere durch ihre Unge— 
bühr im Jahre 1807 die Repreſſalien verſchuldet hatte. 

Das Hereinziehen von Privatperfonen und Privateigenthbum in die vor ber 
Kriegseröffnung geübten Feindſeligkeiten ift minveftens ebenjo verwerflich, als vasfelbe 
während des Krieges ſelbſt. So lange man für die Repreffalien nicht diejenigen 
Schranken anerkennt, an weldye die Gewalt jelbft während des Krieges gebunden 
ift, können Reprefjalien ärgeren Gräuel als der Krieg felbft heraufbefhwören. 
Noch immer fpuden auf viefem Gebiete vie Ueberbleibfel jener Theorie, nad) 
welder man fi gegen eine Regiernng durch Barbareien gegen ihre Unterthanen 
Genugthuung ſchaffen darf. 

8. Repreſſalien gegen eine Staatsanleihe, die der Staat im geg- 
neriſchen Staate gemacht hat, würden zu billigen ſein, wenn der gegneriſche Staat 
ſelbſt der Darleiher wäre. Dieſer Fall wird aber nicht leicht vorkommen, da es 
ſelbſt bei denjenigen Staaten, die angeblich wohlgeordnete Finanzen beſitzen, faſt 
Sitte geworden iſt, nicht nur Nichts übrig zu behalten, ſondern im Gegentheil 
von ihren Schulden zu leben. Darleiher ſind alſo immer nur die Privaten 
Mißbilligt man nun Repreſſalien gegen das Vermögen ſchuldloſer Privaten, fo 
muß man jie aud in Betreff einer im Auslande gemachten Staatsanleihe miß- 
billigen. Erachtet man hingegen Repreffalien gegen das Privateigenthbum für 
zuläflig, fo Jann man, unferes Erachtens, von einer Rechtswidrigkeit ber 
gegen eine im Auslande gemachten Staatsanleihe geübten Repreffalien nicht mehr 
reden, jondern man kann ben zu ſolchen Reprefialien ſchreitenden Staat nur 
mahnen, niht unpolitifch zu fein, nämlich das Vertrauen auswärtiger Dar- 
leiher nicht zu untergraben und den Staatskredit nicht zu erſchüttern. 

Als die Engländer Schiffe des neutralen Preußen gekapert hatten, gedachte 
befanntlih Friedrich der Große im Jahre 1753 gegen die in England gemachte 
fogenannte ſchleſiſche Anleihe Repreffalien zu üben. Die englifhen Geſetzkundigen, 
welche den Mißbrauch der engliihen Seemaht zur Wegnahme fremden Privat 
eigenthbums, felbft vor der Artegserflärung, ganz in der Drtnung fanden, geriethen 
jegt in einen heiligen Eifer und gaben dem preußifchen Könige eine allerdings 
vertrefflihe, aber mit ihrer räuberifchen Prifenpraris gar wenig übereinftimmenve 
Belehrung. „Die Gefchichte werde nicht leicht ein Beifpiel aufzırmeifen haben, 
daß ein Fürft für gut befunden, Neprefialien gegen eine Schuld zu richten, bie 
er felbft bei fremden Privatleuten kontrahirt habe. Man follte vergleichen für 
ganz unmöglich halten. Ein Privatmann leihe einem Fürften Geld auf Ehren- 
pflicht, weil ein Fürft nicht, wie andere Menfchen, gezwungen werben könne.“ 
Mag nun dies Monterquien immerhin eine r&ponse sans r&plique und mag es 
außerdem Battel ein vortrefflihes Stüd Bölterreht genannt haben: fo können 
wir die Ungerechtigkeit einer folhen Repreflalie body nur denen einräumen, welde 
Nepreffalien gegen tas Privateigenthum überhaupt für ungerecht erflären. Hat 
ein fremder Kaufmann, im Glauben an die Heiligkeit des Eigenthbums und an ben 
Schuß unferer Gefege, feine ehrlich bezahlten Waaren in einem unferer Häfen 
niedergelegt, fo wirb fein Vertrauen, wenn man ihm die Waaren im Wege ber 
gegen feinen Staat zu übenden NRepreffalien wegnimmt, nicht minder gröblich und 
ſchimpflich getäufcht, ald das Vertrauen fremder Privatlente durch die Konfisfation 
einer bei ihnen gemachten Staatsanleihe getäufcht werben würde, 

Allerdings wird fein Staat, der feinen Krebit nicht tödtlich gefährben will, 
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gegenwärtig noch auf ven Einfall kommen, auch nur durch einftweilige Einbehal- 
tung der Zinfen einer im YAuslande gemachten Stantsanleihe Reprefialien zu üben. 
Daß man aber Reprefjalien viefer Art immer nod für möglich hält, fo lange das 
Privateigenthum nicht ſchlechthin gegen Repreffalien gefichert ift, bemeijen That- 
fahen aus der neueften Geſchichte. Napoleon I. hegte noch die ernfteften Befürch— 
tungen, daß England den Theil der englifchen Staatsfhuld, der franzäftfchen 
Untertbanen gehörte, konfisciren möchte. Er erflärte, alsdann Nepreffalien üben 
zu müſſen. Mollien berubigte ihm über die Abfichten der Engländer, aber 
nicht indem er die Völkerrechtswidrigkeit eines folhen Vorgehens behauptete, fondern 
nur indem er hervorhob, daß vasfelbe der Politik Englands widerfpreche und daß 
Franfreih den Engländern mehr Schaden zufügen würbe, wenn es ihnen fo ver- 
derbliche Mafregeln felbft überlaffe, als wenn es ähnlihe Gegenmaßregeln 
ergreife 11), 

9. Keine Macht darf zu Ounften einer dritten Macht Repref- 
falien üben, fei es durch pofitiven Angriff auf bie Nechte eines anderen, fei es 
durd Nichterfüllung von Berbindlichkeiten. Denn keiner Macht ift das Nichteramt 
über andere Mächte Übertragen, und übervieß darf die durch Repreſſalien berbei- 
geführte Auflöfung des Nechts nicht über die gegenfeitigen Verhältniſſe der. ftrei- 
tenden Staaten hinaus erftredt werben, wenn nicht allen völferrechtlichen Beziehungen 
Gefahr drohen ſoll 12). Berner. 


Nepublif und republifanifche Ideen. 


Dan verfteht den Ausdruck Republit in weiterem und in engerem Sinne. 
In weiterm und höherem Sinne bezeichnet das Wort alle Staaten, in 
denen die dee des „gemeinen Weſens“ (res publica) irgendwie lebendig 
geworben ift, d. h. alle Staaten mit einem öffentlichen Recht (jus publi- 
eum) im Gegenſatze zu den Staaten, wenn wir fie noch fo nennen dürfen, in 
denen es kein öffentliches Recht, fondern nur die Willkür des Machthabers gibt, 
oder in denen doch das Recht der Machthaber nicht ven Charafter der öffentlichen 
Pfliht hat. Im dieſem Sinne hat Kant zwifhen Republiten und Defpotien 
unterfhieden. Er beißt diejenigen Berfaffungen republifanifch, in welchen „pie 
freien Menfchen und gleichen Unterthanen auch Bürger find,“ d. 5. zur Ge 
feßgebung mitwirken, und Defpotien die Staaten, in welchen den Unterthanen 
feine öffentlichen Rechte zuftehen, d. b. in denen es kein Staatsbürgerthum gibt. 
Nach tiefer Begriffsbeftimmung ift die konftitutionelle Monarchie immer eine repu- 
blikaniſche Staatsform. Die abfolute Demokratie dagegen nennt Kant „die am 
wenigften republifanifche Staatsform.” Er meint, fie fei nothwendig „deſpotiſch, 
weil Alles der Herr fein will.” (Werke. VII. 244.) 

Die naturrechtlichen Schriftfteller des 17. und 18. Jahrhunderts brauchen 
das Wort meifteng in biefem weitern Sinne. Jeder wahrhafte und freie Staat 
ift dann nothwendig eine Republik und vie Gegenfäge der Monarchie, Ariftofratie 
und Demokratie bewegen fich dann bald innerhalb bald außerhalb dieſes Begriffe. 
Es gibt dann republikaniſche Monardien, Ariftofratien und Demofratien, 
wie e8 deſpotiſche Monarchien, Ariftofratien und Demokratien gibt. Die 


14) Bol. die DBlograpbie des Grafen Mollien von Michel Chevalier, Revue des 
Deux Mondes, Annede 1856. 
12) Martens $. 261. Heffter $ 110, 
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Deſpotie bildet aber nicht den einzigen Gegenfag der Republik, wie Kant gemeint 
hat, fondern vielmehr jede Staatsart, in welder das Volfaprincip, das Bewußt⸗ 
fein der Gemeinſchaft nicht durchgebrungen ift und indbefondere das Staatshaupt 
nicht erfüllt, fonbern der Gemwalthaber entweder für fich nad feinem Eigenwillen 
bie Herrfchaft behauptet, (Defpotie) oder im Auftrag eines Andern — 
vieleiht nah feiner Meinung Gottes — bie Herrſchaft übt (theofratifirende 
Staaten), oder endlich die Herrfchaft noh an privatrehtlidhe Inftitw 
tionen, Familie oder Eigenthum gebunden ift (Patriarchie und Patrimonialftaat). 
Ale diefe unrepublilanifhen Staaten find entweder geradezu Abarten 
der normalen Staaten, ober fie find noh unentwidelte, unreife, 
unvollſtändige Staatenbildungen. Was die Publiciften ver legten Jahr- 
zehnte ‚Rechtsſtaat“ nennen, ift dann fo ziemlich gleihbeveutend mit Republik, 
Die Repräfentativverfaffung ift dann republifanifh und nur volllommener noch 
republifanifch, als die alte ſtändiſche Verfaſſung des Mittelalters. Alle höhere 
Staatenbildpung überhaupt ift nothwendig republitanifch in diefem Sinne. 

Republitanifce Ideen der Art find: 

1. Niemand bat eine öffentliche Gewalt als ein Net für fi ch (Privat- 
recht), als Eigenthum. 

2. Alle öffentlihe Gewalt ift in ihrer Grundurſache auf die Gemein 
haft der Staatsgenofjen zurüd zu führen, bie wir bald den Staat (res publica), 
bald das Bolt im höheren Sinne (res populi) nennen. 

3. Alles öffentliche Necht ift bemgemäß bedingt durch bie Eriftenz 
der Vollsgemeinſchaft, d. h. e8 hat feinen Inhalt vom Staate, e8 befteht nur in 
dem Staate, es ift verfaffungsmäßiges Recht. 

4. Es gibt fein öffentlihes Recht, fei es einer Perfon ober 
einer Dynaftie oder eines Standes oder: einer Körperfchaft, das die Urfache feines 
Daſeins au fer dem Staate hätte und bemgemäß eine Nechtsmacht für fih und 
aud im egenfage zum Staate wäre, 

5. Alle Amtsgewalt fol der gemeinen Wohlfahrt (salus publica) 
bienen. Wie ihre Urfache die Eriftenz der Gemeinfchaft, fo ift ihre Beftimmung 
das Wohl ver Gemeinfhaft. Sie darf dem Privatwohl nur infofern dienen, als 
diejes von dem Gemeinwohl umfchloffen ift oder doch fi mit dem Gemeinwohl 
verträgt. 

6. Das Stantshaupt ift als foldhes ein Glied, und zwar das vornehmfte 
Glied des Volkes. Der wahre Staat ift Volksſtaat. 

7. Die Regierten find Staatsbürger, d. h. fie haben Theil an den 
Öffentlichen Rechten. 

8. Insbefondere beruht alle Gefetesautorität auf der Mitwirkung ber 
Staatsbürger und der Bolfsvertretung. 

9. Niemand ift einen andern als den verfaffungs- und gefegmäßigen 
Gehorſam ſchuldig. 

10. Es iſt nicht nothwendig, daß die Staatsbürger und ihre Repräſentation 
ſelber regieren, aber fie haben ein Recht darauf, gerecht und zweckmäßig regiert 
zu werben, und bemgemäß ein Necht der Kontrole auch gegenüber der Staats- 
regierung und Staatsverwaltung. 

Das Wort Nepublit wird aber für's zweite häufig in einem engeren und 
niebrigeren Sinne verftanden, indem bie Demokratie und die Ariftofratie ala 
republifanifche Staatsformen ter Monardie und aud wohl ver Theofratie 
entgegengefegt werben. Dieſer Gegenſatz hat auch feine ftantsrechtliche und politifche 
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Bedeutung, aber eine geringere nur, als ber obige Gegenfag der republifanifchen 
Staaten im weitern Sinne und der unrepublifanifchen (vefpotifchen und unreifen) 
Staaten. Beide Gegenfäge werben oft mit einander vermwechjelt over vermifcht 
und es entfteht daraus eine Verwirrung der Sprache und der Begriffe. 

In diefem engern Sinne fpriht man überall von Republik, wenn einer 
Mehrheit von Perjonen, fei es einer ariftotratifhen Klaſſe oder geradezu der Ge- 
fammtbürgerfhaft die oberfte Gewalt als Necht zugefchrieben wird. Die Aus- 
übung ber oberften Gewalt kann freilich aud ba einem Individuum übertragen 
fein, welches als Konful, Doge, Statthalter, Yandammann, Präfident, Gouverneur 
u. f. mw. die Regierung verwaltet. Es ift gar wohl mit dieſer Republik vereinbar, 
daß bie Befugniffe diefes einen Negierungsvorftands umfaflend feien. Er kann weit 
gehende Vollmachten, fogar eine viktatorifche Gewalt befigen. Aber diefer Borftand 
übt diefe Gewalt niemals als fein felbftftändiges Recht in feinem Namen, fondern 
immer in dem Namen jener Ariftofratie oder dieſes Demos, der als der wahrhaft 
berechtigte Gewalthaber betrachtet wird; während in der Monarchie die oberfte 
Gewalt ald Recht dem Monarchen ſelbſt zugefchrieben wird. Nicht der Umfang 
ver Gewalt alfo ift beftimmend für diefe Form ber Republif; die römifchen Kon» 
fuln und der Präſident der Vereinigten Staaten von Norbamerifa haben eine 
umfaffenbere und energifchere Regierungsgewalt als der alt-germanifche Vollskönig, 
und dennoch find jene Aemter republikaniſch und ift dieſe Würde monarchiſch. Es 
fommt auch für diefe Unterfcheidung nicht auf den Urfprung der oberften Gewalt 
an. Die Wahlmonarchie ift fo gut Monarchie als die Erbmonardie. Wenn bie 
altrömifchen Kaifer nicht blos ihre Wahl, fondern auch ven Inhalt der kaiſerlichen 
Gewalt von vem Willen des römifchen Volks abgeleitet haben, fo ift das eine 
Huldigung, welche fie dem meiteren Begriffe ber Republik darbrachten, aber feine 
Bortdauer der Republik im engern Sinne. Sie find dennoch ald Monarchen im 
vollen Sinne des Worts zu betrachten. Desgleihen vermag ich in dem heutigen 
Napoleoniſchen Kaifertbum, welches feine Gemalt ebenfalls von vem Willen des 
franzöfifhen Volkes ableitet, keine republitanifhe Inftitution im Gegenfage zur 
Monarhie zu erkennen. Ebenſo bat es im Mittelalter Ariftofratien gegeben, die 
ihr Recht nicht von dem Volke ableiteten, fondern ähnlich der Erbmonardie von 
hergebrachter erbliher Machtſtellung, und doch wird Niemand dieſe Ariftofra- 
tien Monardien heißen !), 

Es kommt alfo lediglich auf die rehtliche Natur der oberften Gewalt, 
lediglih darauf an, ob diefelbe dem Individuum — wenn au nicht zu eigenem 
Reht — im Sinne des Privatredhts, aber doch zu felbftänpigem Redt 
zugefchrieben wird, oder einer Mehrheit von Gtaatöbürgern. 

In diefem engern Sinne unterfheiden fih dann wieder republikaniſche 
und monarchiſche Ideen und Inftitutionen. 

Der Hauptunterfchied befteht darin, daß in ber Monarchie die möglichft 
felbftändige und möglihft ausgebildete Inpividualifirung ber oberften 


2) In allen diefen Beziebungen bat Waip (Politit S. 37 f. 124 f.) bei feiner Eintheilung 
der Staatöformen eine abweichende Meinung ausgeſprochen. Weil er den Urfprung (die Ableitung) 
der Gewalt für enticheidend hält, jo kann er das altsrömifche und das franzöfiiche Kaiſerthum 
nicht unter das Königthum unterbringen, in dem allein er die wahre Monarchie findet, und ebenio 
wenig fann er die Herrfchaft des Berner Patriciats oder der Büricher Stadtbürgerfchaft über das 
Land ald Republiten erflären, weil diefe mittelalterlihen Regierungen ein ihnen eigenes und nicht 
ein von den — abgeleltetes Recht behaupteten. Seine Theorie erklärt alſo die geſchichtlichen 
Staats formen nidt. 
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Gewalt angeftrebt wird und daß in ber Republik biefe felbftändige Ausbildung 
bes Hauptes in der Abfiht vermieden wird, den Zuſammenhang ber 
Negierenden mit den Regierten und die principielle Unterorbnung 
auch jener unter den Willen der Geſammtheit der Staatsbürger (Ariftofratie oder 
Demos) lebendig zu erhalten... Wird das monarchiſche Princip einfeitig übertrieben, 
fo gelangt man bis zur Trennung des Monarden von dem Volle und bis zur 
Ueberorbnung vefjelben über ven Staat, d. b. bis zu einer ftaatswibrigen Erſchei⸗ 
nung. Wird das republifanifhe Princip überfpannt, fo geht die obrigfeitliche 
Autorität unter und die Regierung wird höcftens wie vie Direktion einer Altien- 
geſellſchaft aufgefaßt. Richtig verftanven aber verneint das monarchifche Princip 
nit den Zufammenhang des Fürften mit dem Volle und erkennt vielmehr an, 
daß er zwar das Haupt, aber eben deßhalb andy ein Glied des Volkes im höhern 
Sinne jei. Ebenfo fließt vie wohlerganifirte Republik nicht aus, daß bie Regie— 
rung eine höhe Autorität und eine eingreifende Gewalt habe und übe. Nur das 
Berhältnig der beiden Rückſichten dort auf individuelle Hoheit der Fürſten, bier 
auf das Uebergewicht der Volfshoheit bleibt in beiden Staatsformen verſchieden. 

Folgen dieſes Hauptunterfchiedes find: 

1. Unrepublitanifch aber nicht unmonarchiſch ift ver Begriff einer Dynaftie, 
d. h. einer zur GStaatöregierung berufenen Familie. Die Republif kann höchſtens 
eine größere Anzahl von regimentsfähigen (patricifchen) Familien vertragen, nicht 
aber die Koncentration dieſer Anfprüche auf eine einzige Familie, und auch bie 
Erbariftofratie ift doch weniger republitanifh als die Wahlariftofratie und in 
biefer ift das republifanifche Princip weniger allgemein anerfannt als in der 
Demokratie. 

2. Der volle republitanifhe Grundſatz beißt: Für jeden Staatsbürger 
muß der Weg eröffnet fein, um auf bie oberfte Stufe ter Staatsleitung empor 
zu fteigen. Es gibt feine unzugängliche Würde im Staate. Die Erbmonardhie 
lann dieſen Grundſatz für alle Aemter zugeftehen, nur nicht für das Fürſtenthum 
das dem Ehrgeiz aud des angefehenften Untertbanen — wenigftens ber Regel 
nah — unzugänglid bleibt. 

3. Die Unverantwortlichkeit des Staatshauptes ift entſchieden unre- 
publikaniſch; aber nicht ebenfo unmonarchiſch. Das republitanifhe Princip fordert 
Berantwortlihkeit aud des Regierungsvorftandes, das monarhiihe fann 
fie zwar zugeftehen, aber e8 wird der Monarchie weit ſchwerer, dasſelbe geſetzlich 
zu orbnen. Sie fürdtet dabei, die Selbftänvigfeit und das Anſehen des Mo- 
narchen zu verlegen. Sie läßt diefelbe vaher eher wie im englifhen Staatsrecht 
als Ausnahme und in Verbindung mit einer eingreifenden Staatsreform zu, oder 
anerkennt biefelbe zwar im Princip, wie in der Napoleonifhen Berfaffung, aber 
erwartet doch nur ihre Verwirklichung von einer neuen Revolution. 

4. Der Olanz ver Majeftät umftrahlt wohl die monardifche Krone, aber 
weniger bie republifanifhen Staatsregierungen. Die Erſcheinung biefer zumal 
in ber bemofratiihen Republik ift einfacher, befcheivener, bürgerlicher. Die arifto- 
kratiſche wetteifert zumeilen in dem Pomp der äußeren Erfcheinung mit der Mo- 
nardie. Darin zeigt fi aber der vepublifanifche (bürgerliche) Zug unferer Zeit, 
daß auch die Fürften den höhern bürgerlichen Volksklaſſen in der Tracht, Lebens- 
weife und Haltung wmefentlich gleich geworben find, und daß das hochmüthige 
Ceremoniell der frühern Zeiten ermäßigt worden ift. Immerhin bleiben nod) 
gewiffe Unterfchiede beftehen, welche auch auf das Recht einen Einfluß haben und 
in den Titeln und Formen ift noch mandes erhalten geblieben, was fi zwar 
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aus dem Geſchmack früherer Jahrhunderte erflären läßt, aber ſich dem heutigen 
Semeinbemußtfein als unwürdig und gefhmadlos barftellt. 

5. Ein ſpecifiſch republifanifcher Gedanke ift es, Niemandem zu gehorchen 
außer feines gleichen; und monarchiſch ift es, für Das Staatshaupt eine höhere 
Ehre zu verlangen. Der Republifaner erkennt Niemanden über fih, als bie 
Gemeinfhaft (vas Voll); ver Monardift huldigt dem Fürften als ver 
Perfonifitation der Staatshoheit über ihm mit Vorliebe. 

6. Das republifanifche Mitglied der Regierung ift zugleich als Indivi— 
dbuumMRegierter, der republikaniſche Präfident wird in kurzer Zeit wieberum 
Regierter. Der Monarch tagegen ift als Individuum in allen öffentlihen Dingen 
nur Regent, nicht zugleich Regierter. Binntfäli. 


Nettungsbänfer, j. Waifen-, Findel- und Rettungshäufer: 
Neußiſche Fürftentbümer, ſ. Thüringifhe Staaten. 
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Nevolution und Neform. 


Nicht blos in der Politik ſpricht man von Revolution, und nicht einmal nur 
in menfhligen Berhältnifien. Es gibt auch Revolutionen in der makrokosmiſchen 
Welt. Die Gefhichte unſers Erdballs beweist unwiderleglich eine ganze Reihe von 
irdifchen Revolutionen, welde der heutigen Geftalt ver Erboberflähe voraus ge- 
gangen find und viejelbe vorbereitet haben; faft jeve neue Schöpfung von Pflan⸗ 
zen und Thieren war mit einer furchidaren Zerſtörung der früheren Pflanzen- 
und Thierwelt verbunden. 

Ebenfo ift die Geſchichte der Menfchheit voll gewaltiger Revolutionen, weldye 
die Älteren Zuftände umftärzten und neue Zuftände begründeten. Wenn eine frühere 
Weltperiode untergebt und eine jüngere beginnt, fo ift biefe große Wandlung von 
religiöfen oder politiihen Revolutionen begleitet, und wenn ein Bolt eine neue 
Lebensftufe betritt, fo pflegt es feine Berfafjung von Grund aus umzugeftalten, 
d. h. e8 zeigt fich wieder die Revolution. 

Im weiteren Sinne aljo bedeutet Revolution jede Umgeftaltung von 
Grund aus und politiihe Revolution ift die gründliche Umgeftaltung des 
Staats, gleih viel ob fie ihren Anftoß von oben ober von unten her erhalte, 
ob dabei die beftehenten Rechtsformen beachtet werben, ober ber Drang der Aen⸗ 
derung gewaltfam losbrede. 

In engerem Sinne aber unterfheiden wir von der gewaltfamen Revo- 
lution die vehtmäßige Reform. Die Reform fegt voraus: 1) daß die Aen— 
derung durd die zuftändigen Autoritäten (insbefondere der Gefepgebungsgewalt) in 
verfafjungsmäßiger Form eingeführt werde, 2) daß fie aud in ihrem 
Inhalt Maß halte, und ſich begnüge, das wirklich Veraltete zu befeitigen, 
aber das noch Lebensfähige in ven hergebradten Zuftänden ſchone und bewahre 
und indem fie für bie neuen Zeitbevürfniffe forge, doch das möglihft im An- 
ihluß an das alte Recht thue. Bon Revolution im engern Sinne fpreden wir 
dann nur, wenn die Umgeftaltung in anderer Weife vollzogen wirb, d. h. wenn 
fie entweder gewaltfam in Form des Berfafjungs- und Rechtsbruchs vollzogen 
wird, oder den Inhalt der Neuerung fhonungslos gegen das hiftorifhe noch nicht 
abgeftorbene Recht und mit Berlegung ver bleibenden Rechtsprincipien willkürlich ber 
ftimmt. Je gewaltfamer und willfürlicher die Umgeftaltung durchgeführt wird, um 
fo entfchievener hat fie ven Charakter der Revolution; je forgfältiger dagegen bie 


606 Revolution und Reform. 


Formen der Staatsorbnung und bie Ideen der Gerechtigkeit beachtet werden, um 
fo deutlicher find die Kennzeihen ber Reform. 

Die Reform ift die normale Redtsentwidlung; die Revolution ift zwar 
meiftens auch eine neue, aber unregelmäfßige Rechtsbildung. Jene bes 
wegt fi innerhalb des geltenden Rechts, dieſe greift über den anerfannten 
Nechtöbereih hinaus. In ihr regen fi die Naturtriebe in ber Nation aud 
im Gegenſatz zu der beftehenden Staatsorbnung. Die Reform ift immer ein Gut; 
jeder wirflihe Staatsmann liebt die Reform. Sie ift das gefunde, mwohlge- 
ordnete Staatsleben jelbft. Die Revolution, auch die befte und fruchtbarfte, 
ift immer ein Uebel, weldes der Staatdmann zu vermeiden fih bemüht. Sie ift 
jederzeit eine gefährlihe Lebenskriſis. Wenn die Reform läßig betrieben ober 
gehemmt wird, dann fammelt fi der Krankheitsftoff an, ber bie Revolution her» 
beizieht. Wenn bie regelmäßige Fortbildung unmöglich ift, dann macht ſich die zu« 
rüdgehaltene Lebenskraft in leidenfhaftlihen Ausbrüchen Luft. 

Es gibt radifale Naturen, welche jeder Revolution von unten laut zujauchzen, 
weil ihnen der Einfturz einer Autorität ein Vergnügen macht, und es gibt Ab- 
folutiften, welche alle folhe Revolutionen ohne Unterfheidung verdammen, und 
nur für bie Renolutionen von Oben her eine Entihulvigung haben. Man fann 
zweifeln, ob der frivole Unverftand jener oder die furzfichtige Befangenheit biejer 
verfehrter fei. Die Revolution ift niemals ein Staatsprincip, fondern jeder 
zeit nur eine vorübergehende Erjcheinung, ein Knotenpunkt der Staatsentwid- 
lung. Nichts ift unmwahrer, als die Behauptung der Jakobiner und Stahls, 1) 
daß „bie Revolution ein politifhes Syſtem ſei.“ Wäre die Revolution im Sinne 
der Jakobiner ein Princip, fo würbe der Staat niemals zur Ruhe gelangen, ein 
georbneter Normalzuftand wäre unmöglich, es gäbe fein Staatsrecht, feine aner- 
fannte Autorität. Mit Stahl aber ein beftimmtes Staatsprincip, fei es das repu- 
blifanifhe oder fogar ganz allgemein das mobern-europälfche des von ben Men- 
fhen menſchlich geordneten Gemeinwefens, Revolution zu nenmen und ber afiatifchen 
Theofratie oder den mittelalterlic-europäifchen göttlichen Lehensoſtaaten entgegen zu ftel- 
len, das.ift ein frevelhaftes Spiel mit Worten und eine offenbare Verdrehung. Alle 
großen Revolutionen ver Geſchichte, die blutigen ſowohl als die friedlichen haben wenig- 
ftens den Berfucd gemacht, eine neue dauernde Staats⸗ und Rechtsordnung zu begrün- 
ben, und vielen ift das gelungen und die Bölfer haben niemals die Revolution als 
Ziel, fondern immer nur als ben gefährlihen und beſchwerlichen Weg zum Ziele 
betrachtet. Die Republiten aber find ver Revolution nicht minder ausgefett, als bie 
Monarchien. Nicht blos die Vertreibung der Könige und die Einführung ber Re 
publif in Rom, aud ber Sturz der Decemvirn, die Kämpfe von Marius und 
Sulla und die Erhebung von Cäſar und Auguftus waren Revolutionen. Durch 
eine Nevolution wurde Karl I, vom Throne geftürzt und die Republit in England 
eingeführt ; durch eine Nevolution Karl II. wieder hergeftellt und durch eine Revo» 
Iution Wilhelm Ill. zum fonftitutionellen König erhoben. Die Ziele waren unge- 
beuer verjchieben, aber der Weg war berjelbe, ver gewaltjamen evolution. 

Nur das läßt fih ſagen: die modernen Revolutionen treten meiftens prin- 
cipielsbewußter auf, und find ausfchließliher politifch als bie Revolutionen 
bes Mittelalters. Die Gründung der päpftlihen Weltherrfchaft durch Gregor VII. 
und bie proteftantifhe Kirchenreform des XVI. Jahrhunderts waren nur mittel- 
bar politifhe, fie waren voraus firhlihe Revolutionen, Die engliſche Revo- 


1) Die gegenwärtigen Parteien in Staat und Kirche. 1863. ©. 2. 


Revolution und Beform. 607 


(ution von 1688, die fonfervativfte der Weltgefchichte, war noch mehr ein Kampf 
für das alte Bolfsreht wider den neuen Abjolutismus des Könige und nur in- 
ftinftiv die Schöpfung der neuen konftitutionellen Monarchie. Aber die franzöfifche 
Revolution von 1789 war von Anfang an eine rationel gedachte neue Staaten- 
gründung. Es ift diefe Aenderung eine nothwendige Folge des gefteigerten politi= 
ſchen Selbftbewußtjeins. Irrthum und Mißgriffe find in beiden Fällen möglich; 
aber an fich ift die erhöhte Klarheit des Selbſtbewußtſeins, nicht etwa wie bie 
Dunfelmänner glauben, ein Gebrechen, fontern ein Fortfchritt des Menfchengeiftes. 

Die natürlihen Borausfegungen der Revolution find: 

1) Ein ftarter Widerſpruch zwiſchen den politiihen Trieben und Berlangen einer 
Nation und der beftehenden Staatsform, der ſich zur Unerträglicfeit fteigert; alfo- 
ein unorganifher Zuftand, der eine Verftimmung des Staatslörperd verur- 
faht und fih, wenn er nicht geheilt wird, leicht zum Fieber erhigt. Ein Bolt 
in der Fieberfrifis, das ift ein Staat in der Revolution. 

2) Der Mangel an gefegliher Befriedigung ber dringend geworbenen 
Boltsbenürfnifie. Mit Einem Wort: die natürlihe Borausfegung der Revolution 
ift der Nothzuftand des Volfs, dem nur durch eine gewaltjame Umgeftaltung 
der Berfafjung Hülfe gefchafft werben Tann. (Vgl. den Art, Nothredt.) 

Das einzige fihere Mittel, die Revolution zu vermeiden, ift bie rechtzeitige 
und gründliche Reform. Das Recht ver Revolution ift das Recht der Bolksnatur, 
bie fich nicht mehr anders zu retten weiß. Wenn die Hoffnung der Reform in einem 
naturfräftigen Volle untergeht, dann beginnt vie Verzweiflung der Revolution. Sie 
ift faft immer ungeſetzlich, fie erfheint meiftens in der wiberrechtlihen Form ver 
Empörung; aber wenn fie gleich immer ein Rechtsbruch ift, fo ift fie nicht noth- 
wenbig ein Berbreden. In manden Fällen bricht in ihr das höhere, unterbrüdte 
Net durch und zerreißt die ungehörigen Bande, welche feine Entwidlung hemm- 
ten. Wenn eine Nation, wie die Niederländer für ihre Glaubensfreiheit wider bie 
Tyrannei der Inquifition auffteht, oder wie die Deutſchen gegen Napoleon I. ober 
die Griechen genen die Türken, oder die Italiener gegen Defterreih ibre Nationa- 
lität vor dem Drud der Fremdherrſchaft zu retten ſich erhebt, oder wie die Nord» 
amerifaner die erwachſene Selbftändigkeit ihrer Eigenart wider die mißbrauchte 
Vormundſchaft ihrer Altern Brüder zu behaupten unternimmt, fo find das Revolutionen, 
welche die bedrohten Gewalthaber wohl geneigt find, ald Verbrechen zu bezeichnen 
und zu beftrafen, welche aber das göttliche Gericht der Weltgefhichte und das Ur— 
theil der unbefangenen öffentlihen Meinung nit blos entjchuldigen, fondern gut⸗ 
heißen. Die Hauptverſchuldung, die hier vorliegt, ift auf der Geite der legitimen 
Gewalthaber, welche ihre Autorität mißbrauhen und ihre Pflicht verlegen, nicht 
auf der ©eite der mißregierten Nationen, die einen natürlicheren und befjeren Rechts— 
zuftand fordern. Jakob II. von England und Karl X. von Franfreic haben ihren 
Fall ſelbſtverſchuldet, und weder die englifhe nod die franzöfifhe Nation find zu 
tabeln, daß fie eine Dynaſtie abwarfen, welche fid) weder mit ihren Rechten noch 
mit ihren Interefien zu verfühnen wußte, und unfähig war, das Haupt eines 
freien und civilifirten Volles zu fein. 

Die ächten Revelutionen machen gewöhnlid ven Eindrud gewaltiger Natur» 
erfheinungen, wie die Eruption eines Bulfans, oder eine Sturmfluth, vie 
ebenfo unmwillfürlih und nothwendig als unwiderftehlic find. Die Frage: Was find 
die Revolutionen? beantwortet Taurent?): „Ein Fortfchritt in dem Leben ver 
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Menfchheit, ver fih in gewaltfamer Weife vollzieht, weil die menſchlichen Leiven- 
ſchaften fi der regelmäßigen Umgeftaltung ber Inftitutionen und Meinungen wiper- 
fegen”. Freilich gibt e8 auch künſtlich gemachte Revolutionen; aber dieſe find viel 
feltener, ald man glaubt, und überdem meiftend unglüdlid und faft niemals von 
nachhaltiger Kraft. In den Neunzigerjahren haben jo vie Franzofen in ihrer Nad- 
barſchaft da und dort Revolutionen hervorgerufen ; dann mieber in dem erften Jahr- 
zehnt des XIX. Jahrhunderts Napoleon in Spanien und Italien; aber auch öfter- 
veihifche Ausfendlinge 1814 in der Lombardei und in Bern und bie Preußifche 
Hofpartei 1857 in Neucatel. Zum Theil find diefe Revolutionen ſchon in ver 
Geburt wieder verſchieden, zum Theil haben fie nur ein ſieches und furzlebiges 
Staatöwefen hervorgebradt. Es ift daher eine alberne Meinung, wenn bie Revo- 
lutionen unfers Jahrhunderts regelmäßig auf das Werk einer Bande von Ber- 
ſchwörern zurüd geführt werden, und geradezu lächerlich, ſich mit Ludwig von Hal- 
(er den Orden der Freimaurer als den eigentlihen Vater und Lenker der euro» 
pätfhen Revolution vorzuftellen. 

Allerdings fpringt die Revolution aud nit auf einmal gerüftet aus bem 
Haupte der Nation hervor, fobald der zeugende Gedanke des Umfturzes in ver 
Nation aufgeftiegen ift. Sie bedarf der Vorbereitung und des embryonifhen Wadhs- 
thums. Anfangs werden nur einzelne Kreife und Klaffen ver Bevölkerung lebhaft 
von der Idee ergriffen, die mancherlei Reibungen des Kampfes, ber fih zumädft 
in gefeglihen Formen bewegt, erhigen dann allmählih die Leidenſchaften, und fie 
fangen an fi weiteren Kreijen, größeren Maſſen mitzutheilen. Aber erft wenn bas 
Gefühl der Noth allgemein geworben tft, und die Verbitterung fih zum Zorn 
oder zur Wuth gefteigert hat, dann ift die Empfänglichkeit für die Revolution vor- 
handen und dann bedarf es zuweilen nur eines fühnen Worts, um biefelbe zu offener 
Flamme zu entzünden. Viele, welde bisher nod den alten Autoritäten gehorcht 
hatten, werden num in ihrem Vertrauen erjchüttert und die Menge, welche Rube 
und Sicherheit vor allen Dingen begehrt, überzeugt fih nun, daß beides nicht 
mehr im Anfhluß an die alte Orbnung, fondern nur in ver Hingebung an bie 
neue Macht zu erreichen ift. Hatte fie bisher bie Revolution gefürchtet als eine 
Störung des Friedens, oder gehaßt als eine Auflehnung wider das Recht, fo nimmt 
fie jett die Neuerung als unvermeiblih an und tröftet ſich über den Tod ber 
alten Ordnung mit dem neuen jungen Leben der umgewanbelten Berfafjung. Weil 
fo Alles nun der Revolution beitritt, wird fie unwiderſtehlich. Die ihr entgegen 
treten, werben von ihr weggeworfen ober vernichtet. Die alte Periode ift abge- 
fchloffen, die neue beginnt. 

So verwerflih uns übrigens das Berhalten der Legitimiften erfcheint, welche 
leiver allzu oft die Revolution verurfadhen, indem fie durch ihre Regierungsmanier 
die Nationen zur Berzweiflung treiben und fodann die Revolution, die fie felber 
verfchulvet haben, als eine Empörung wider göttliche und menſchliche Geſetze ver- 
dammen; und fo fehr wir mit Friedrich dem Großen?) einverftanden find, welder 
die legten Urfachen der Revolutionen in den unveränderlihen Gefegen der menfch- 
lihen Natur ertannte, fo dürfen wir doch die Uebel, die mit jeder Revolution 
verbunden find, nicht überfehen. Weil fie fo groß und fo gefährlich find, fo bleibt 


3) Oeuvres I, 8. 239. Du gouvernement du Brandenbourg 1751: „Gebrechlichkeit 
und Unbeftändigfeit find unvermeidriche Mängel eines jeden Menſchenwerks. Die Revolutionen, 
welche die Monarchien und die Nepublifen erfabren, haben ibre legten Urfachen in den unver: 
änderlichen Gefegen der Natur. Die menichlichen Leidenihaften müffen zum Anftoß dienen, um 
von Zeit zu Zeit neue Erfcheinungen auf der großen Bühne der Welt berbei zu führen.” 
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e8 die erfte Pflicht eines Staatsmannes, die Nevolution durch die Reform ent- 
behrlich zu machen und wird es erft die zweite Pflicht desfelben, tie losge— 
brochene Revolution zu leiten, und möglihft bald zu beendigen. 

Diefe Uebel find: 

1) Die Revolution entfeffelt die Naturfräfte, melde in dem normalen Staatds 
zuftand in richtigen Verhältniffen geordnet und gehalten find, und damit auch die 
unberehenbaren wilden Feidenfhaften, vie in ver Nation ſchlummern. Es 
fann freilich auch in diefen Momenten eine edle Leidenfchaft für das Baterlant, 
ein opferbereiter Todesmuth, eine enthufiaftiiche Menfchenliebe, eine lebhafte Be— 
geifterung für Boltsfreiheit fich fund geben. Man hat es oft fihon erfahren, daß 
in den Tagen und Wochen des Mevolutionsausbruhs feine gemeinen Verbrechen 
begangen, fein Diebftahl, kein Betrug verübt wurden, und daß bie Feinde fid) um« 
armten und der Neid und Haß verftummten. Aber dieſe Zuftände fint dennoch 
höchſt unficher. Auf Einmal kann die Leidenſchaft ihre Richtung verändern und 
die Geſchichte weiß auch von verberbligen Plünverungen, von rohen Ausſchwei ⸗ 
fungen, von wilden Morden zu erzählen, welche im Gefolge der Revolution und 
gefhügt von ihr ihr Unwefen trieben. Die Revolution ift immer eine relative 
Staatenlofigfeit, freilich mit der Sehnfuht nad dem verbefferten Staat 
und dem Triebe den neuen Staat hervorzubringen. Sie ift der Uebergang vom 
alten Staat, der nicht mehr befteht, in den neuen Staat, der noch nicht gebildet 
und befeftigt ift, und eben deshalb gibt fie momentan die Güter Preis, welde 
die wirkliche Staatsorbnung den Menſchen gewährt. 

2) Glüdlicher Weife find vie neueften Nevolutionen großen Theild unblutig 
geworben und heute fann man nur noch politiihen Kindern mit der Warnung 
Furcht einjagen, daß die Gräuel der Parifer Schredenszeit von 1792 bis 1794 
die gewöhnliche Beigabe feien einer jeven Revolution. Aber aud die gemäßigte und 
zahme Revolution hemmt für den Augenblid die Wirkung der legitimen Autoritäten. 
Jede Rövolution ift daher eine Erfhütterung der alten Rehtsorbnung, 
eine augenblidlihe Labmlegung ber orbentlihden Gewalten. Die 
Ehrfurcht vor dem Herkommen, die Scheu vor der Obrigkeit, die Achtung vor dem 
Geſetz werben in ein gefährliches Schwanken verfegt. Wie viele Menſchen aber 
werden vornehmlich durch diefe Motive von Uebelthaten abgehalten. Fallen die Zügel 
ber Ueberlieferung weg, wird die Zucht machtlos und die Autorität matt und krank, 
fo entftehen auf allen Seiten Gefahren für die Geſellſchaft. 

3) Die neue erft zu ſchaffende Staatd- und Rechtsordnung iſt ferner nicht ſo— 
fort da, und wenn fie endlich eingerichtet wird, nit von Anfang an feft 
und ſicher. Auf dem ſchwanken Grunde läßt ſich ſchwer bauen und lange zittert 
der Boden nad, der durch die Revolution unterhöhlt worden iſt. Damit das Recht 
von den Menfhen verehrt werde und in ihnen mächtig fei, muß erft die Gewohn— 
beit es ſich angeeignet haben, 

4) Faſt immer ftellt fih daher mit der Revolution aud eine Störung bes 
Kredits ein. Weil die alte Ordnung erfhüttert und die neue nod) nicht gefichert 
ift, fo fürchten die Menfchen für ihr Vermögen und die Furcht demoralilirt fie, 
Das Sinken des Vertrauens entwerthet eine Menge Güter und die Vermögens- 
einbußen fchreden von Käufen und Beftellungen ab. Der Handel wirb träge 
und unergiebig, die Inpuftrie ftellt ihre Arbeiten ein und der Verdienſt ftodt. Mit 
dem Mangel an Nachfrage fteigt die Noth der Arbeiter. Die Vermögens- und da— 
mit bie perfünlihen und Yamilienverhältniffe leiven alle unter den Folgen ber ge= 
waltjamen Ummwälzung. 
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5) Der Staat ſelbſt wird zu ungewöhnlichen Ausgaben genöthigt. Die Revo— 
lution ift ein Sehr theurer Finanzpoften und die Staatsfinanzen verfpüren ihre 
Wirkung auch dann ſchmerzlich, wenn nicht 

6) ver Bürgerfrieg oder auswärtige Berwidlungen, häufige Nadı- 
wirfungen von Revolutionen, noch binzufommen. 

Daß er mitbelfe, der Revolution reformirend vorzubeugen, darf man von je- 
dem Staatsmanne verlangen; aber nicht jeder ift tauglih, wenn die Revolution 
erichtenen ift, an ihrer Yeituna Theil zu nehmen. Manche begabte und würdige 
Männer, die in dem geregelten Staatszuſtand vortrefflihe Steuermänner find, 
befigen nicht jene Unempfindlichfeit für pöbelhafte Roheiten, die in der Revo— 
Intion faum zu vermeiden find, noch jene Kühnbeit in den Mitteln, die unent- 
behrlich ift, um die Peirenjchaften der aufgeregten Volksnatur zu beherrſchen. Es ift 
nicht immer ein Zeichen eines edeln, aber durchweg ein Zeihen eines bedeutenden 
Staatsmannes, wenn es einem gelingt, die Revolution, deren Leitung er über- 
nommen bat, im den geordneten Zuftand des neuen Staats hinüber zu leiten. Zart- 
fühlende Politifer ziehen fich von der Revolution zurüd, ſchwache werten von ihr 
abgemworfen, wilde übertreiben fie, mädtige bändigen und kluge führen fie. 

Biuntiält. 


Rheinbund. 


Der ſogenannte Rheinbund war ein von Napoleon I. aufgedrungenes Bünd- 
niß der deutfhen Mittel- und Kleinftaaten, wodurd dieſe an die Bundesgenoffen- 
[haft Franfreihs gefeffelt wurden. Es vollendete fih dadurch die Auflöfung des 
deutſchen Reiches, melde mit dem weſtfäliſchen Frieden ihren ftaatsrechtlihen An— 
fang genommen hatte; denn im Rheinbund fam das den deutſchen Einzelftaaten 
eingeräumte Recht völferrehtliher Bündnifje mit außerdeutfhen Mächten durch ein 
unmittelbar gegen Kaiſer und Reich gerichtetes Bündniß in Ausübung. 

Der erfte Aft der Auflöfung des Neiheverbandes war der Basler Friede 
von 1795, der zweite Aft die Ueberlafjung des linken Rheinufers an Frankreich 
durh den Frieden von Yüneville im Februar 1801, der dritte Aft ber Friede von 
Prefburg im December 1805, durch welchen die mit Napoleon verbündeten beut- 
hen Fürſten zum Lohn ihres Abfalls von Kaifer und Reih nit nur reihen An— 
theil an der Beute von Land und Leuten befamen, fondern auch zwei berfelben, 
Bayern und Würtemberg, zur Königsmürde erhoben und in den Befit der vollen 
Souseränität gefetst wurden, mit der ausprüdlihen Beftimmung, daß der Kaiſer 
weder als Reihsoberhaupt noh als Mitftand die Bol ziehung irgend eines Aftes 
follte hindern dürfen, zu dem jene Fürſten in Folge ihrer Suveränität ſchreiten 
würden. Damit war die Reihsverfajlung faktiih aufgehoben und es wurden num 
von verſchiedenen Seiten Stimmen laut, welche verlangten, daß eine neue Bundes- 
verfaffung Deutjhlands an deren Stelle treten müſſe. 

Es tauchten allerhand Plane zu einer neuen Ordnung der Dinge auf, aber 
bald zeigte e8 ſich, daß Napoleon die Neugeftaltung des deutſchen Staatenbundes 
als etwas betradhte, tas ihm allein zuftehe. Während der fterbente Reichstag .im 
Sommer 1806 rathlos in Regensburg ſaß, fam die Kunde, daß die neue Ver: 
faffung für Deutſchland fertig fei. Baden, Bayern und Würtemberg und der Reichs-⸗ 
erzfanzier Dalberg waren wohl ins Vertrauen gezogen und um ihre Wünfche be— 
fragt worden, aber an dem Ganzen des Plans war ihnen fein Antheil gegönnt 
werden. Dalberg, der aus Dienfteifer gegen Napoleon und in eitler Begierde eine 
Role zu fpielen, fih viel um ven neuen Weltherrfcher zu ſchaffen machte, und der 
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bayrifhe Minifter Montgelas, welcher ein ausgezeichnetet Verſtändniß für die Plane 
Napoleons und den Bortheil Bayerns zeigte, mögen am tiefften und früheften ein- 
geweiht geweſen fein. Der naffauifhe Geſandte Hans von Gagern eilte auf bie 
Kunde, daß wichtige Dinge in Paris vorgingen und daß babei dem Beſitzſtand 
der naſſauiſchen Fürften Gefahr drohe, im Frübjahr 1806 nach Paris, um zu fon- 
viren. Er erfuhr, daß ein gewiffer Labesnardidre, ein Unterbeamter im franzöfifchen 
Miniſterium des Auswärtigen, die Bearbeitung der deutſchen Angelegenheiten be- 
jorge und fi dabei befonders des Rathes eines alten Elſäßers Namens Pfeffel 
beviene, ver früher jurisconsulte Yubwigs XVI. gewefen, fpäter ausgewandert war, 
dann zurücgerufen, mit einem Gehalte zur Dispofition geftellt und wegen feiner 
Kenntniß der deutihen Dinge und Perfonen häufig benügt wurde. Von ihm er- 
bielt Gagern die erfte genaue Nachricht über den Entwurf des Rheinbundes. Der 
Plan war folgender: Bayern, Würtemberg, Baden, Darmftadt, Berg und je nad 
Umſtänden aud Heffen-Kaffel ſollten als Königreibe Mitglieder des neuen Staaten- 
bundes werden, aud die Könige von Holland, Ober-Italien und Neapel follten 
beigezogen, Dalberg Erzlanzler oder Präfivent des Bundes und Frankfurt Vorort 
werden. Die Theilnehmer follten in den ihnen untergeorbneten Herrſchaften alle 
Hoheitsrechte, namentlih Geſetzgebung, höchſte Nechtspflege, hohe Polizei, jus 
armorum und jus collectandi erhalten, dem Kaifer von Frankreich follten aber 
alle Beichlüffe der Bundesgefammtheit zur Genehmigung vorgelegt werden. Auch 
behielt fih Franfreih für den Todesfall des Erzfanzlers die Ernennung feines 
Nahfolgers vor. Die aufzunehmenden deutſchen Reihsfürften follten aller Berbin- 
dung mit dem deutſchen Reihe und namentlih vie Kurfürften ihrer Kurmürde 
entjagen. Dies waren die urſprünglichen Grundzüge, bie aber fpäter wefentlidhe 
Beränderungen erlitten. Anfangs Juli 1806 wurde vie bereits fertige Bunbdesafte 
einigen deutſchen Geſandten, dem bairiſchen v. Getto, dem des Erzkanzlers Herm 
v. Beuft, und dem nafjauifchen Herrn v. Gagern durd Talleyrand als vollendete 
Thatſache privatim mitgetheilt, in einer Weife, vie Widerſpruch oder Ablehnen als 
gefährliches Wageftüd erfcheinen ließ. Am 12. Juli 1806 wurde die Buntesafte 
von den betheiligten deutfhen Gefandten unterzeihnet und am 17. Juli von Na- 
poleon zu St. Cloud ratificirt. 

Die von Napoleons Gnaden aufgenommenen deutſchen Fürften waren: vie 
Könige von Bayern und Würtemberg, der Kurfürft Erzlanzler Dalberg als Fürft 
Primas oder Bundespräfident, der Kurfürft von Baden, Napoleons Schwager 
Murat als Herzog von Berg und Gleve, der Yandgraf von Heifen-Darmftadt, die 
Fürften von Nafjau-Ufingen und Naffau- Weilburg, die von Hohenzollern- Sig: 
maringen und Hedingen, die Fürften von Salm-Salm und Salm-Kirberg, der 
Fürft von Ifenburg-Birftein, der Herzog von Arenberg, der Fürft von Lichtenftein 
und der Graf von der Leyen. Alle diefe mußten fi) in der Bundesakte von dem 
deutfhen Reiche losfagen und erklären, daß fie fich zu einem befonderen Bunde 
unter dem Namen „verbündete rheiniihe Staaten“ vereinigt haben. Es war noch 
befonders ‚beigefügt, daß alle Reichsgejege in Beziehung auf die Mitglieder des 
neuen Bundes null und nichtig jeien und daß alle Fürften des Bundes von je- 
“ner demfelben fremden Macht (db. h. von Defterreih und Preußen) unabhängig 
fein müßten. Dagegen wurde der Kaifer der Franzofen als Proteftor des Bundes 
proflamirt und hatte in diefer Eigenfhaft das Recht, beim Abſterben des jeves- 
maligen Fürften Primas veffen Nachfolger zu ernennen. Die Funktion des Für: 
ften Primas befhränfte fih übrigens auf den Borfig in der Bundesverfammlung, 
bie in Frankfurt gehalten und auf der die gemeinfamen Angelegenheiten der ver= 
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bündeten Staaten berathen werden follten. Diefe Bundesverfammlung follte in zwei 
Kollegien getheilt werden, in das der Könige und das ber Fürften. Der Zitel und 
die Funktion des Fürften Primas follte mit feinen Vorrechten verbunden jein, 
welche der vollfommenen Souveränität jeves Bundesgliedes Eintrag thun könnten. 
Die Nechte der Souveränität beftanden in der Öefepgebung, der höchſten Gerichts- 
barfeit, ver hohen Polizei, ver Militärkonffription und in dem Belteurungsredte. 

Als weitere Folge der Souveränität ward den verbündeten Königen und Für- 
ften die Oberhoheit über die in ihrem Gebiete gelegenen Befigungen bisheriger 
Reichsſtände zugeſprochen, die damit ibre eigene Yandeshoheit verloren, d. h. medi— 
atifirt wurden. Es waren etwa 550 Uuadratmeilen mit 1,200,000 Seelen, über 
welche in biefer Weife verfügt wurde, Die Metiatifirten behielten ihr Privateigen- 
thum als Domäne, fowie alle gutsherrlihen und Lehenrechte, weldye nicht wejent- 
li mit der Souveränität verfnüpft waren, namentlihd die Rechte der niederen 
und mittleren Gerichtsbarkeit, Forftpolizei, das Recht der Jagd und Fiſcherei, der 
Bergwerke und Hütten, der Zehnt: und Lehengefälle, Diefe Domänen und Rechte 
durften aber nidyt an einen dem Bunde fremden Souverän verfauft over jonftwie 
veräußert werden, oder mußten wenigſtens dem Fürſten, unter deſſen Oberhoheit 
fie ftanden, zuerft angebsten fein. Die Verbindung der Bunvesgenofjen untereins 
ander war eine jehr lofe und beſchränkte fid faktifh auf die gemeinfame Unter: 
werfung unter das Patronat des Kaifers ver Franzoſen. Die vorausgejegte Bundes: 
verfanimlung, von welcher in Art. VI vie Reve ift, wurde nie zujammenberufen. 
Dagegen war in Art. XXXV feftgefest, daß zwiſchen dem Kaijerreih und den 
Staaten der Nheinbundsgenofjen, fowohl in ihrer Geſammtheit ald einzeln, eine 
Allianz ftatthaben folle, kraft deren jeder Kontinentalfrieg, welden einer der ver- 
bünteten Theile zu beftehen babe, unmittelbar für alle übrigen eine gemeinfchaft- 
liche Sache werden müſſe. Das für Ariegsfälle zu ftelende Kontingent war folgen: 
dermaßen feitgefeßt: Frankreich ftellt 200,000 Mann, Bayern 30,000, Würtem 
berg 12,000, Baden 8000, Berg 5000, Darmftart 4000, Naſſau und die übri— 
gen Fürſten 4000. Die Zahl ver Bundesgenoffen war in Artifel 39 ausdrücklich 
als noch nicht abgeſchloſſen erklärt und die Zulaffung anderer Fürften und Stan» 
ten vorbehalten. 

Die offictele Losfagung der Rheinbundsglieder vom beutjchen Neich geſchah 
am 1. Auguft durch eine Erklärung der betreffenden Fürſten an den Reichstag zu 
Negensburg. Die Ereigniffe ver drei letten Kriege, fagten fie, hätten die traurige 
Wahrheit an ein helles Yicht gebracht, daß das Band, weldes die Staaten des 
deutſchen Neichsförpers vereinigen follte, nicht mehr genüge und thatſächlich ſchon 
zerriffen fei, befonvers durd; den Basler Frieden und die dadurch herbeigeführte 
Trennung der Interefjen des nördlichen Deutfchlands von denen des ſüdlichen. Die 
Frankreich benachbarten Fürften, fich felbft überlaffen und den Leiden eines Krieges 
ausgeſetzt, von dem fich kein Ende abjehen lafje, hätten ſich daher genüthigt ge— 
jeben, ebenfalld einen Separatfrieven zu machen und einen neuen den Umſtänden 
angepaßten Bund zu fehliegen. Sie hätten zwar den Schein einer erlofchenen Ber- 
fafiung beibehalten können, aber fie hätten geglaubt es fei ihrer Würde und ver 
Reinheit ihrer Abfichten entjprechenver, eine freimiihige und offene Erklärung ihres 
Entſchluſſes und der Beweggründe, durch welche fie geleitet worven jeien, zu geben. 
Indeſſen würden fie vergeblich fich gefehmeichelt haben ven gemünfchten Zwed zu 
erreichen, wenn fie fich nicht zugleich eines mächtigen Schutzes verfichert hätten. 
Der Monarch, deffen Abfichten fie immer übereinftimmend gefunden hätten mit 
den wahren Interefjen Deutſchlands, habe die Proteftion des Bundes übernommen 


Rheinbund. 613 


und damit eine mächtige, in doppelter Hinficht beruhigende Garantie gegeben. An 
demfelben Tage ließ auch diefer mächtige Proteftor ſelbſt dur feinen Geſandten 
Bader die Anzeige von der Stiftung des Rheinbundes machen, ver feinen anderen 
Zwed habe, als dasjenige zu vollenden, worüber man im Prefburger Friedens— 
traftat übereingefommen fei. Napoleon, äußerſt beforgt für die Ruhe und Wohlfahrt 
der Länder feiner Allüirten, fürchte, wenn feine Armeen in vie eigenen Örenzen 
zurüdfehrten, ehe unter den Verbündeten und ihren Nachbarn die Abtretungen und 
Beränderungen in Nichtigkeit gebracht jeien, könnten innere Uneinigfeiten ausbrecheu 
und Veranlaffung zu auswärtigen Ariegen geben. Die fiherfte Mafregel zum Schuß 
dagegen fei ver fürzlih von den rheinifchen Staaten gefchloffene Bund, wodurch 
fie fih zur gemeinfchaftlichen Vertheidigung verbänden und fih von jever früheren 
Allianz, Unterwürfigfeit und Verpflichtung losfagten. Der Kaifer habe auch bie 
von den verbündeten Fürften angebotene Würde eines Proteftor8 angenommen in 
der Abfiht die Gemüther der Bundesgenoffen untereinander einig zu erhalten 
und die Schwäderen gegen die Stärferen zu ſchützen. Er fei daher verpflichtet zu 
erklären, daß er bie deutſche Berfaffung nicht mehr anerfenne, wohl aber die ganze 
und vollftändige Souveränität aller Fürften, aus deren Staaten das jegige Deutfch- 
land beftebe. 

Die Auflöfung des deutfchen Neihs wurde auch von deſſen bisherigem Ober- 
haupt, dem Kaifer Franz II. beftätigt durd eine Afte vom 6. Auguſt 1806, wo- 
rin er erklärt: die Folgerungen, weldye mehreren Artifeln des Prefburger Friedens 
gegeben worden jeien, haben ibn von ver Unmöglichkeit überzeugt, unter den gegen- 
wärtigen Umftänvden die tur den Wahlvertrag eingegangenen Verpflichtungen ge» 
wifienhaft zu erfüllen. Insbefondere feien durd die am 12. Juli zu Paris unter- 
zeichnete Uebereinfunft alle Wege hiezu volljtändig abgefchnitten. Sein Gewiſſen 
erlaube ihm daher nicht die Kaiferfrone länger zu behalten, er erfläre durch gegen- 
wärtiges Patent, daß er das Band, welches ihn bis dahin an den Staatskörper 
des deutſchen MNeihes gebunden habe, als gelöfet und das Amt und die Würde 
eines Neichsoberhauptes als durch den Nheinbund erlofchen anfehe, die Kaiferfrone 
nieberlege, die Kurfürften und alle Reichsſtände von ihren Pflichten entlaffe. 

Gleichzeitig mit der Stiftung des Nheinbundes hatte Napoleon, um etwaigen 
Einſprachen oder Befchwerben Preußens von vornherein zu begegnen, diefem vie 
Gründung eines norbdeutihen Bundes vorgefchlagen. Tallevrand ließ durch ven 
franzöſiſchen Geſandten Laforest dem Könige fagen: Preußen folle die günftige 
Gelegenheit ergreifen, um fein Syſtem zu vergrößern und zu befeftigen, #8 fünne 
ja die noch übrigen Staaten des deutfchen Reiches unter einem neuen Bundesge— 
fe vereinigen umd fo die Kaiferfrone an das Haus Brandenburg bringen, ober 
wenigftens die Staaten Norbveutichlands zu einem Bunde geftalten. Der Kaifer 
Napoleon billige zum voraus jede Beranftaltung, die der König in biefer Richtung 
treffen würde, Auch der preußifche Gefandte in Paris, Marquis Luchefini, be- 
richtete gleichzeitig den 22. Juli 1806 im Auftrag Talleyrands, der Kaifer würde 
es gerne jehen, wenn für Norbveutfchland unter den Aufpicien des Königs von 
Preußen ein ähnlicher Bund entſtünde wie der Nheinbund. Preußen ging auf die 
Idee ein, fnüpfte mit Sachſen und Heſſen Unterhandlungen an, ließ den Entwurf 
einer Bunbesverfafjung machen, führte aber die Unterhandlungen mit den betreffen- 
den Staaten ungefhidt und fraftlos. Sachſen wollte nichts von einer Unterordnung 
unter Preußen wifien, Heflen die Theilnahme am NRheinbund fih offen erhalten, 
und Napoleon intriguirte gegen die Vermirfiihung der von ihm angeregten Idee, 
befonter8 indem er ven Hanſeſtädten ven Beitritt geradezu verbot. Es lam befannt« 
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fich zum vollftändigen Bruch zwifhen Preußen und Napoleon, und die unglüdliche 
Kataftrophe von Jena machte allen nortdeutfchen Reichsbundsverſuchen unter preu— 
ßiſchem Proteftorat ein Ende. 

Dagegen gewann der Nheinbund immer größere Ausdehnung. Als die fran- 
zöfifben Truppen auf dem Kriegszuge gegen Preußen auch Franken überſchwemmten, 
wurde der Kurfürſt, welcher ein Jahr zuver Würzburg zum Grfag für das ver- 
lorene Toscana befommen hatte, um den Befit feines neuen Thrones bange und 
bat um Aufnahme in den Nheinbund, welde ihm denn aud tur einen Traftat 
vom 26. Sept. gewährt wurde. Er erhielt ven Titel eines Großherzogs von Würz- 
burg, einen Plag im Kollegium ver Könige, und mußte fib zu einem Kontingent 
von 2000 Mann verpflichten. Der Kurfürft von Sachſen, der fi gegen die Unter: 
ordnung unter Preußen fo fehr gefträubt hatte, glaubte fid Napoleon zu großem 
Dante verpflichtet, al& derſelbe, anftatt wie er ſchon gefürchtet, ihn feines Thrones 
zu berauben, jo gnädig war ihn durch den Frieren von Bofen am 11. Dec. 1806 
in den Rheinbund aufzunehmen und zur Königswürde zu erheben. Er begnügte ſich 
mit feinem bisherigen Befig und machte feinen Anſpruch auf Meviatifirungen. 
Sein Kontingent wurde auf 20,000 Mann feftgefegt. Die von der Mebiatifirung 
betrohten fünf fähfifchen Herzoge waren fehr froh ſich als ſouveräne Fürften unter 
die Fittiche des Nheinbundsproteftorß retten zu dürfen; fie traten durch einen Ver— 
trag vom 15. December dem Bunde bei und verpflichteten ſich miteinander zu 
einem Kontingent von 2800 Mann. Am 18. April 1807 wurden bie Fürſten 
von Schwarzburg-Sondershaufen und Rudolſtadt mit einem Kontingente von 650 
Mann, an demfelben Tage der Fürft von Waldeck mit 400 Mann, vie Fürften 
von Anhalt mit 800 Mann, die Fürften von Pippe und Schaumburg-Lippe mit 
650 Mann, die Fürften und Grafen von Neuß mit 450 Mann aufgenommen. 
Die Aufnahme jo vieler Heiner Fürften und Staaten war eigentlid gegen bas 
auf Arrondirung angelegte Syftem des Nheinbundes und ven Gefhmad Napoleons, 
der viel lieber mebiatifirt hätte; aber er wollte fchnell zum Ziele fommen, die be- 
treffenden Kontingente gewinnen, und gab in der Eile nad, um läftiger VBermitt- 
lung loszuwerden. . 

Am fhlimmften erging es dem Kurfürften von Heilen, welder zwifchen Rhein: 
bund und norddeutſchem Reihsbund gefhwanft und um ficher zu geben ein dop— 
peltes Spiel getrieben hatte, aber num zwiſchen zwei Stühlen niederfaß. Napoleon 
beſetzte ſein Land, der Aurfürft ergriff die Flucht, und Napoleon verwendete num 
das Land Heflen zur Ausftattung des neuen Königreichs Weftfalen, das er für 
feinen jüngften Bruder Jerome fhuf. Die Verfaſſungsurkunde (vom 15. Nov. 
1807) theilte Weftfalen fogleich dem Rheinbunde zu, welcher dadurch einen Zu- 
wachs von 712 Quapratmeilen mit nahezu zwei Millionen Einwohnern und einem 
Kontingent von 27,000 Mann gewann. Der neue Staat wurde aus dem ganzen 
Herzogthum Braunſchweig, Wolfenbüttel, dem größten Theile von Kurheffen, dem 
größten Theile von Kurhannover und den abgetretenen preußifchen Provinzen zu— 
fammengefegt. Einige Monate fpäter, den 18. Febr. 1808, wurde der Herzog von 
Medlenburg-Strelig, am 21. März der von Medlenbrg- Schwerin Mitglied des 
Rheinbundes mit 400 und 1900 Mann Kontingent. Im Mai 1808 erhielt ver 
Rheinbundsftaat Großherzogthum Berg einen anjehnlihen Zuwachs an dem preu- 
ßiſchen Antheil des Fürſtenthums Münfter, der Graffhaft Mark, Tedienburg und 
Lingen, den Abteien Eliten, Efjen und Verden, zufammen 141 Quadratmeilen mit 
336,000 Einwohnern. Endlich trat auh am 14. Okt. 1808 der Herzog von Ol— 
denburg mit 800 Mann Kontingent bei, Auch durch verſchiedene andere Abtre- 
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tungen und Meviatifirungen erhielt der Rheinbund Zuwachs. So wurden durch 
Dekret Napoleons vom 24. April die Güter tes deutſchen Ordens den Fürften, 
in deren Gebiet fie lagen, zugeſprochen. Defterreih mußte im Frieden von Wien, 
14. Dft. 1809, Salzburg. und Berdtesgaden, das Innviertel und das Hausruck— 
viertel, im Ganzen 254 Quadratmeilen mit 412,000 Einwohnern an Bayern 
abtreten, welches außerdem durch Bertrag vom 28. Febr. 1810 das bisher dem 
Fürften Primas gehörige Fürftenthum Regensburg und die ehemals preußifche 
Markgrafſchaft Baireuth erhielt, wogegen Bayern ein Gebiet von 150,000 Seelen 
an Würtemberg abtreten mußte. Für ben Fürften Primas Dalberg wurde aus 
Hanau und Fulda das Großherzogthbum Frankfurt ald neuer Rheinbundsſtaat ge— 
bildet. Der Reft Hannovers wurbe durd Dekret vom 15. Jan. 1810 dem König» 
reich Weftfalen zugetheilt, welches hiemit 434 Quadratmeilen und 670,000 Ein- 
wohner gewann. 

Der Rheinbund umfaßte nun beinahe das ganze nichtpreußiſche und nicht 
öfterreihifche Deutſchland — ein Gebiet von etwa 5800 Q. M. und 15 Millionen 
Seelen — und wäre, wenn er fib von ber firengen Bormundfhaft feines Pros 
teftor8 hätte losmachen und eine einheitlihere Organifation gewinnen können, viel- 
leicht mächtig genug gewefen, um eine felbftändigere Politit zu verfolgen. Aber 
eben dies ſcheint Napoleon gefürchtet zu haben; er hielt e8 darum für räthlid, 
die Ausdehnung des Bundes wieder zu beihränfen und ven Mitgliedern zu zeigen, 
daß ihre ftaatlihe Eriftenz allein von feinem Belieben abhänge. Durch Defret 
vom 10. Dec. 1810 erklärte er, daft die Maßregeln ver engliihen Regierung bie 
Bereinigung der Schelve-, Maas⸗, Rhein, Ems, Weler: und Elbemündung mit 
Frankreich nothwendig machten, und verfügte am 18. Dec. die Einverleibung Hol- 
lands und ſämmtlicher deutſcher Länder an der Norbfeefüfte ziemlich tief landein— 
wärts in das franzöfifhe Kaiferreih. Bon den Fändern des Rheinbundes waren 
die Befigungen der Herzoge von Oldenburg und Arenberg, der Fürften von Salm, 
Theile des Großherzogthums Berg und ungefähr vie Hälfte des Königreichs Weft- 
falen inbegriffen, im Ganzen ein Gebiet von 605 D.M. mit 1,200,000 Ein- 
wohnern. Diefer Raub war eine Demonftration an die Rheinbundsfürften, melde 
ihnen veutlih zu erfennen gab, wie es mit dem Proteftorat Napoleons und ber 
Sicherheit ihres Befiges gemeint jei. 

Wie der territoriale Befigftand der Rheinbundsfürften von der Willfür ihres 
Proteftors abhängig war, fo. war auch die äußere Politif durdaus von feinem 
Willen und Befehl beftimmt. In dieſer Beziehung blieb ven fouveränen Rheine 
bundsfürften Fein Schatten von Souveränität übrig; fie burften im ber trage 
über Krieg und Frieden fein Wort darein fprehen und mußten für bie Kriege, 
welche Napoleon zu führen beichloffen hatte, ohne Widerrede das ihnen auferlegte 
Kontingent ftellen, gegen deutſche Brüder, gegen Mitftände bes ehmaligen deutſchen 
Reiches, jo gut wie gegen Spanien und Rußland. Sie waren in dieſer Beziehung 
bloße Bafallen, die folgen mußten, wohin ver Kriegsherr fie rief. Der Glanzpunft 
diefes Bafallentbums war der Kongreß zu Erfurt im Sept. 1808, an welde 
Napoleon die ihm unterwürfigen Bunbesgenoffen-Fürften um fi verfammelte. 

Der Einfluß Napoleons und feines Syſtems auf vie innere Politif war je 
nad der Perfönlichkeit der Fürften und ihrer Minifter verfchieden modificirt. Am 
meiften nach franzöfifhem Mufter eingerichtet war das Königreih Weftfalen, 
das einen franzöfifhen König, franzöſiſche Gefege und Verwaltung befam, und in 
den widhtigften Dingen nad ausprüdlichen Inftruftionen von Paris aus regiert 
wurde, Um ver neuen Schöpfung das Gepräge des Liberalismus aufzubrüden, 
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wurbe eine Repräfentativverfaflung verliehen, die aber mehr auf ven Schein ber 
Freiheit, ala auf wirkliche Bürgſchaft der Rechte beredinet war. Die Bertretung 
des in Departements, Diftrifte und Kantone eingetheilten Landee beftand in 
einem vom König zu ernennenden Staatsratb von 16—25 Mitzliedern, welde 
mit berathenter Stimme über Geſetzgebung und wichtige Staatsangelegenheiten ver- 
handeln follten, und den eigentlihen Ständen, deren Zahl auf 100 feftgefegt war. 
Diefe follten von den Departementstollegien, aus der Zahl der Grundeigenthümer 
70, aus den Kaufleuten und Fabritanten 15, aus ven Gelehrten und andern um 
den Staat verdienten Männern 15, je auf 3 Jahre gewählt werben und für ihre 
Sigungen feine Diäten beziehen. Auch fie hatten nur berathende Stimme. Die 
Departementstollegien, die zunächſt zur Kontrole des Präfekten beftimmt waren, 
wurten je auf 1000 Einwohner, ein Mitglied zu %/, aus den 600 Höchftbefteuer- 
ten jedes Departements, 1/, aus den Kaufleuten und 1/; aus den Gelehrten vom 
König ernannt. Der werthoollfte Beftandtheil der Verfaſſung war die Beftimmung, 
daß der Code Napoldon vom 1. Aug. 1808 an als Gefegbud Weftfalens gelten 
follte. Die Einführung ver franzöfiichen Gerichtsorganifation mit Deffentlichfeit 
der Verhandlungen und Gefhwornengerichten für peinliche Sachen ſchloß ſich da- 
van an. Died war gegenüber dem früheren Stand der Rechtspflege eine wirkliche 
Berbefferung. Das gleihmäßige Steuerfyftem wäre an ſich aud ein Fortjchritt ge- 
weien, wenn nicht durch zahlreiche neue Steuern eine übergroße Steuerlaft damit 
verbunden geweſen wäre. Mit großem Miftrauen wurde die Generalbireftion ber 
höheren Polizei aufgenommen, die das ganze Land offen und geheim überwachen 
follte. Das Gefühl ver Fremdherrſchaft wurde befonders dadurch hervorgerufen 
und genährt, daß alle die vielen neuen Geſetze in franzöfifher Sprade erlafien 
wurden und der beigefügte deutſche Tert nur als Ueberfegung galt. Weniger be- 
läftigend mochte die Einführung des franzöfiihen Maßes, Gewichtes und Münz- 
ſyſtems fein. 

Nächſt Weftfalen wurde im Großherzogthum Frankfurt am meijten 
franzöfirt, indem Geſetzgebung, Rechtspflege und Verwaltung nad weſtfäliſchem 
Borkild geordnet wurden. Mit mehr Selbftändigfeit wurde die Sache anfänglid) 
in vem Großherzogthum Berg behandelt, wo Napoleons Schwager Murat 
regierte. 

Sogleih nad) der Stiftung des Rheinbundes hatte er auf ven 1. Sept. 1806 

die früheren Stände der einzelnen jegt vereinigten Herrſchaften zu einem gemein- 
jamen Landtag zufammenberufen, um mit ihnen die Einführung einheitlicher Ge— 
ſetze und neuer Befteurung zu berathen. Er ſuchte ernftlih das Neue an altes Her- 
!ommen anzufnüpfen. Ws aber Murat am 1. Aug.. 1808 König von Neapel 
murde, nahm Napoleon das Land in eigene Verwaltung und madıte es, obgleich 
er dasfelbe dur Dekret vom 3. März; 1809 feinem Neffen Louis Napoleon als 
jelbftändiges Großherzogthum zutheilte, doch thatfählih zu einem franzöfifchen 
Derartement. 
R Zu einer wahren Karrifatur wurde die Nahahmung franzöfifcher Staats- 
orbnung in dem feinen Herzogthum Anhalt-Köthen. Das nur 15 D. Meilen 
und 28,000 Seelen umfafjende Yand wurde in zwei Departements eingetheilt und 
mit einem Staatsrath, einem Reihstag von 12 Mitglievern, einem Kaflations- 
bof, einem Präfelten, Präfelturrath und Departementstollegium und einem Polizei- 
ſyſtem verfehen. Der Tod tes Herzogs Ludwig am 6. Mai 1812 machte bem 
wunterlihen Spud ein Ende. 

Den urjprüngligen Kern des Rheinbundes bildeten die dadurch zu König- 
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reihen erhobenen Staaten Bayern und Würtemberg, fie waren and die Haupt- 
vertreter ber Rheinbundspolitif. Hier galt das Syſtem Napoleons als bewunderungs- 
würbiges Vorbild, hier machte man in möglichfter Austehnung von der neuen 
Souveränität Gebraud. In Bayern war es ein begabter, ſchlauer und flaatd- 
Huger Minifter, Montgelas, der in franzöfifher Bildung aufgewadfen, von 
deuticher Gefinnung ganz unbehinvert, mit Neigung auf das franzöfifhe Bündniß 
einging und mit aller Energie die ihm dargebotenen Mittel ergriff, um ben Staat, 
an deſſen Spige er geftellt war, zu vergrößern, zu reformiren und zu einer wirf- 
lihen Madt zu erheben. In Würtemberg war es ein Fürft, der mit allen 
Anlagen zu einem Despoten in großem Stil ausgeftattet, mit Begierde die Ge- 
legenbeit ergriff, die engen VBerhältniffe des Heinen Territoriums, das er von feinen 
Borfahren ererbt hatte, zu durchbrechen und feiner Herrſchbegierde und Eitelfeit 
Befriedigung zu verfhaffen. In Bayern, welches durch den fatholifhen Eifer feiner 
früheren Fürften um ven reinigenden Luftzug der Reformation gefommen war, wo 
ein realiftifcher ſchwerfälliger Volksſtamm zähe am Alten hielt, gab es vielen 
mittelalterlihden Schutt aufzuräumen; im Unterrihtswefen war Vieles nachzuholen; 
die neu erworbenen reichen Klöfter und die gefteigerten financiellen Bedürfniſſe 
lodten zu ausgiebiger Säkulariſation; überdieß war es ein gutes Stüd Arbeit, vie 
fränfifhen Bisthümer, die preußifchgebilveten Markgrafſchaften Baireuth und An⸗ 
ſpach, alte ſtolze Reichsſtädte, reiche Abteien mit dieſem Altbayern zu einem Gan— 
zen zu verſchmelzen, und ein aufklärungsſüchtiger Iluminat wie Montgelas fand 
daher ein reiches Arbeitsfeld. Wir unterlaſſen es bier auf feine Reformen näher ein— 
zugeben, bie in ven Artikeln „Bayern” und „Montgelas" abgehandelt find. 

Während fo in Bayern die Rheinbundsfouveränität zur Durhführung wirf- 
liher Reformen und Bildung eines mäcdhtigeren Staates verwendet wurbe, mußte 
fie in Würtemberg mehr zur Befriedigung perfönlicher Herrſchbegierde und Aus» 
übung willfürlider Despotenlaune dienen. Es wurde nicht allein die keineswegs 
veraltete und mit zeitgemäßen VBerändernngen durchaus lebensfähige Berfafjung 
von Altwürtemberg fraft der neuen Souveränität aufgehoben, fondern aud bie 
neu erworbenen ehmals reihsunmittelbaren Glieder, Fürften, Adel, Städte und 
Klöfter, mit rüdfihtslofer Härte und ſyſtematiſcher Duälerei behandelt, vie gebil- 
veten Stände durch willfürlihe Eingriffe in vie perfänlihe Freiheit, namentlich 
durch die Art der Handhabung des Militärzwangs, Beſchränkung der Studien- 
freiheit, Auswanderungsverbote und allerlei Polizeiverorbnungen drangſalirt, bie 
Bauern durch großartigen Jagdunfug getrüdt. Zu alle vem fam noch eine über: 
mäßige Steuerlaft, die nicht nur durch den gefteigerten Militäraufwand, fondern 
auch durch die Entfaltung eines föniglihen Hoflurus nöthig wurde, 

In dem benadhbarten Baden mwurbe zwar aud vieles gemeuert, beftehenve 
Rechte aufgehoben, bureaufratifirt, Verwaltung und Heer nad franzöſiſchem Mufter 
organifirt, der Code Napoleon eingeführt, aber das Alles wurbe in ver Regel 
mit Humanität, Maß und Billigkeit ausgeführt. In den ſächſiſchen Herzog- 
thümern, wo feine mebiatifirten Gebiete mit den alten Ländern zu verfchmelzen 
waren, beſchränkten fih die Neuerungen auf das Militärwefen. Am wenigften 
neu organifirt wurde im Königreih Sadjen, wo felbft die von der Zeit ge- 
forderten nüglihen Reformen unterblieben und mit einem gewiffen ängſtlichen Kon- 
jervatismus wo möglich Alles beim Alten gelaffen wurde. 

Da der Beftand des Rheinbunds fo ganz burd den Willen und die Macht 
Napoleons bedingt war, fo erfolgte feine Auflöfung, fobald der Stern Napoleons 
unterzugehen begann. Schon vor der Schlacht bei Leipzig fiel ver Haupfftaat des 
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Rheinbundes, das Königreih Bayern, von Napoleon ab, und trat durch den Ber- 
trag von Ried am 8. Dft. 1813 dem Bündniß der europäiſchen Großmächte bei, 
nachdem ihm von Defterreih im Namen feiner Verbündeten die vellftändigfte Ent- 
ſchädigung der etwa abzurretenden Gebiete zugefihert und in einem geheimen Ar- 
tifel, in welchem die Auflöfung des Rheinbundes als ein Hauptziel des Krieges 
bezeihnet wurde, bie volle und unbebingte Souveränität eingeräumt war, In Folge 
der Leipziger Schlacht fiel ein anderes Königreih, Sachen, in die Hände der Ber- 
bündeten und wurde nah ber Öefangennehmung des Königs unter die Gentral- 
verwaltungsbehörbe geftellt. Das Königreich Weltfalen, das jhon einige Wochen 
vorher durd einen Haufen Kofaden beinahe geftürzt worden wäre, nahm in Folge 
der Flucht des Königs am 26. Sept. 1813 ein Ende. Würtemberg löste fih durch 
einen ähnlihen Bertrag wie Bayern (am 2. Nov. 1813 zu Fulda) vom Rhein- 
bund und deſſen Verpflichtungen ab, im Laufe desſelben Monats folgten die mei- 
ften übrigen Rheinbundsfürften mit Eingehung berartiger Berträge, nur der Fürſt 
Primas Dalberg, der Fürft von Iſenburg und der Fürft von der Leyen mußten 
ohne Beringung weihen, und ihre Länder wurden von der Gentralverwaltung 
eingezogen. 

Keben vielem Sclimmen, neben dem Drud der Fremdherrſchaft, dem Umfturz 
alter Rechte und Berfaffungen, dem Kriege gegen deutfhe Nachbarn und Brüder, 
der Aufopferung der waffenfähigen Mannſchaft für die Zwecke des fremden Er» 
oberers, hat der Rheinbund den barin begriffenen Staaten doch aud einiges Gute 
gebracht; er hat eine große Zahl verrotteter Kleinftaaten, ritterſchaftlicher Gebiete 
und Reichsſtädte, zu lebensfähigen Beftandtheilen eines größeren Ganzen umge: 
wandelt, die Regierungen zu manden Reformen in Rechtspflege und DBerwaltung 
genöthigt, manche unnüge Privilegien und Rechtsungleichheiten, Weberbleibjel des 
mittelalterlichen Feudalweſens, zerftört, die beffere Ausbeutung ver materiellen 
Kräfte angebahnt, namentlich im Militärmefen durchgreifende Berbefferungen er» 
zwungen, und bie unbraudbaren Reichsfontingente in der Schule des größten Feld⸗ 
herren zu tapferen Truppen umgewandelt. Aber dieſe Vortheile, weldhe den neuge- 
bildeten Rheinbundsftaaten zugewachſen find, haben der nationalen einheitlichen Ent- 
widlung Deutſchlands mandes Hinderniß bereitet; der büreaufratifhe Mecdanis- 
mus der Verwaltung bat die Selbftthätigkeit des Volkes gelähmt, die Ausbildung 
zu einem abgerundeten gefhloffenen Staatsleben hat den Paıtifularismus genährt 
und anerzogen, das Souveränitätsbernftjein der neugefchaffenen Könige ging aud) 
auf die Föniglihen Beamten und Diener über und bildete einen herriſchen an— 
maßenden Beamtenftand; der kriegeriſche Ruhm, den die Soldaten unter den Fahnen 
eined fremven Führers, zum Theil im Kampf gegen die eigenen Volksgenoſſen ge« 
wannen, entfrembete fie der Liebe zum gemeinfamen deutſchen Baterlande und ver- 
leitete fie, ihre Schmach noch für eine Ehre anzufehen Welch großen Schaden bie 
Rheinbundserziehung der nationalen Geſinnung zugefügt hatte, zeigte fi in ber 
Zeit ver Freiheitskriege, wo bie Bevölkerung der Staaten des fühweftlihen Deutſch— 
lands dem nationalen Auffhwung und der Kampfesbegeifterung Norddeutſchlands 
fremd blieb. Bayern und Wiürtemberg ließen ſich befanntlih nur unter der Be- 
dingung zur Theilnahme am Kriege gegen Napoleon herbei, daß ihnen nicht nur 
der im Rheinbund erworbene Territorialbefiß, fondern aud die volle Souveräni» 
tät garantirt würde. Dies ſchob jeder einheitlichen Verfaſſung, jeder Unterorbnung 
ver Einzelftanten unter eine Gentralgewalt einen unüberwindlichen Riegel vor. Leider 
war dies nicht nur das Begehren ter Regierungen, fonvern aud die Stimmung bed 
Bolkes, und namentlid Bayern würde von tem Volke nicht verlaffen geweſen fein, 
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wenn es fi darum gehandelt hätte, ven Fortbeſtand ver königlichen Macht mit 
Waffengewalt gegen vie Verbünveten zu vertheitigen. Und noch auf dem Wiener 
Kongreß machten Bayern und Würtemberg ihre verbürgte Rheinbundsfouveränität 
gegen das Zuſtandekommen einer deutſchen Verfaſſung mit dauernden und einheit 
lihen organifhen Einrichtungen geltend, und noch bis auf den heutigen Tag ift 
die den Rheinbundsglievern von Napoleon verliehene Souveränität das Haupt: 
binberniß, das der Bildung einer ftarfen Centralgewalt entgegenfteht. Merkwürdig 
aber ift dabei, daß bie deutfchen Fürften, welche ſich fo ſehr fträuben, ihre Sou— 
veränität einem Deutfchland einigenten Bundesftaat zum Opfer zu bringen, ein 
fo großes Gewicht auf ven Beftanttheil verfelben legen, welden fie unter Napoleon 
am wenigſten befaßen, nämlich auf die militärifche Oberleitung und biplomatifche 
Vertretung.” Denn in biefen beiden Beziehungen waren fie im Rheinbund bod 
gänzlich mebiatifirt, im der Kriegsführung und äußeren Politit war ihnen jede 
felbftändige Bewegung abgefhnitten und fie mußten fih unbedingt in Napoleons 
Willen und Befehl fügen. Könnten fie nicht tas, mas fie einem fremben Eroberer 
ohne Widerrede zugeftanden, nun zum Heil Deutfhlands und zum Beften ihrer 
eigenen Erhaltung einer nationalen Gewalt freiwillig überlaffen ? 

Ein anderer bleibender Schaten, ben der Rheinbund in Deutſchland ange— 
richtet hat, iſt es, daß durch fein einftiges Beſtehen vie Idee eines von Defter- 
reih und Preußen losgetrennten Deutſchlands Realität gewonnen bat und als 
fortwährende Drohung eines antinationalen Bündniſſes dafteht. Denn ein ſolches 
halbes oder Drittels-Deutſchland, das dazu noch in mehrere Staaten getheilt ift, 
entbehrt eines ſelbſtändigen inneren Haltes, es ift nicht mächtig genug, zwijchen 
Franfreih, Defterreih und Preußen Selbftändigkeit zu behaupten, und je mehr es 
fi gegen Unterordnung over Anſchluß an den einen ber beiden deutſchen Groß: 
ftaaten fperrt, deſto gewiffer fällt es ver Proteftion Franfreibs anheim. Sobald 
die Staaten tes ſüdweſtlichen Deutſchlands zur vwermeintlihen Erhaltung ihrer 
Selbftändigkeit einen Sonderbund gegen Defterreih und Preußen fließen, fo ift 
dur die Macht der Verhältniffe ver Rheinbund unter franzöfifchem Proteftorat 
fertig, die Regierungen mögen wollen oder nidt. alupfel. 


Mheinſchiffahrt, ſ. Schiffahrt. 
Ricardo. 


David Ricardo (auch Rikardo geſchrieben), nächſt Adam Smith der 
bedeut endſte engliſche Nationalökonom, ſtammt von portugieſiſchen Juden ab, welche 
ſo manchen bedeutenden Mann aufzuweiſen haben, ich erinnere unter den Natio— 
nalöfonemen nur an Iſaak Pinto, R.'s Leben bietet wenig Bemerkenswerthes 
dar, feine Bedeutung liegt nicht in feinen Thaten, fontern in feinen Schriften. 

N. ift am 19. April 1773 in London geboren, wo fein Bater Kaufmann 
mar. Seinen Unterridt, ver fid rein auf faufmännifche Fächer beſchränkte, erhielt 
er nur bis zum 14ten Jahre, und zwar in England, und zwei Jahre in Holland. 
Sein Uebertritt aus der jübifchen Religion in das Chriftenthbum entfrembete ihn 
früh feinem Vater, in deſſen Geſchäft er bisher gearbeitet hatte. Als er voll- 
jährig geworben war, gründete er einen eigenen Hausftand dur die Heirath mit 
einer Miß Wilfinfon und ein eigenes Geſchäft. Echen in feinem 25ſten Jahre war 
er durch brillante Gefchäfte ein fehr reicher Mann geworden. So hatte er bie 
materielle Grundlage für fein fpäteres reiches Geiftesleben gelegt. Er warf ſich 
auf die Wiffenihaft, Mineralogie, Chemie und, was für feine fpätere Entwidlung 
von großem Einfluß war, Mathematit. Auf einer Babereife foll er dann 1799 
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in Bath mit dem Wealth of nations von Adam Smith befannt geworben fein, 
welches ihn der Art feffelte, daß er mehr und mehr der Nationalötonomie fich 
ergab. Dennod erfhien erft 10 Jahre fpäter, 1809, während ver engliſchen 
Banfreftriktion feine erfte Schrift: „The high price of Bullion, a proof of 
the depreciation of Banknotes”, welde in zwei Jahren vier Auflagen erlebte. 
Die über die Bankfrage gleih darauf niedergefegte Parlamentsfommiffion ſchloß 
fi der in genannter Schrift ausgefprodenen Anſicht über die Banknotenentwer- 
thung an, allein das Parlament, auf die Autorität von Bofanquet geftügt, ver- 
warf feine Theorie, und R. verfaßte 1811 ein neues Schrifthen darüber unter 
dem Titel: „Reply to Mr. Bosanquet's practical observations on the report of 
the Bullion Comittee." Bald darauf 1815 hatte R. Gelegenheit fi als Freihänd- 
ler in der Kronpolitif zu bewähren in feinem „Essai on the Influence of a low 
price of Corn on tbe profits of Stock." Dies Schrifthen war befonders gegen zwei 
Werke von Malthus gerichtet, der die Abfperrung ausländiſchen Korns befürwortet hatte. 

Bon da an folgen fih feine Schriften ſchnell auf einander, 1816 feine 
„Proposals for an economical and secure Currency; with Ob- 
servations on the Profits of the Bank of England“ und 1817 fein 
größtes und berühmteftes Werf „Principles of political Economy and Taxation“ 
(1831 die dritte Auflage), weldhes in 31 Hauptftüden die Hauptlehren der Na- 
tionalöfonomie, geftügt auf das Werk von Adam Smith, aber in größter Selbft- 
ftändigfeit und faft üSerall im Widerſpruch mit dem großen Schotten enthält. 
R., der in feiner Beſcheidenheit fürdhtete, er könnte mit dieſem Werk feinem Rufe, 
den er durch frühere Schriften erworben hätte, ſchaden, wurde dadurch zu einer 
der erften Autoritäten. Cinige Jahre fpäter erfchienen dann wieder Gelegenheite- 
Ihriften von ihm, jo 1820 fein „Funding System“, 1822 „Protection to Agri- 
eulture“, endlih wurden nad feinem Tode fein „Plan for the erection of a na- 
tional Bank" und 5 nationalötonomijche Briefe” an den FnänInen National» 
öfonomen Gay herausgegeben. 

In einem Lante wie England mußte eine folde Kraft dem Staate nützlich 
gemacht werden, und ſo wurde R. 1819 für Portarlington ins Unterhaus ge— 
wählt. Er trat aus Schüchternheit als Redner Anfangs ſehr wenig, und auch 
ſpäter nicht viel auf, wenn er es aber that, geſchah es mit Erfolg. Er ging ſeinen 
eigenen Weg im Parlament, ordnete ſich keiner Partei unter, war aber ſtets auf 
der Seite der Reformen. Freilich die erfte große Zeit der engliſchen Wirthſchafts— 
reformen in der zweiten Hälfte der Zwanzigerjahre erlebte er nit mehr, denn er 
ftarb im Alter von wenig über 51 Jahre, den 11. November 1823 an einer 
Entzündung des Gehirns, melde aus einem Obrenleiven, an vem er ſchon meh- 
rere Jahre litt, ſich entwidelte. Er binterließ eine Wittwe mit drei Söhnen und 
vier Töchtern. Ueber feine praktiſche Thätigkeit geben wir, da er nie ein Staats— 
amt befleivet, und alfo nicht vireft in die Verwaltung eingriff, nur das Urtheil 
Lord Broughams wieder: „Die Rede R.'s hatte ein bemerkfenswerthes Gepräge 
ter Deutlichkeit, fein Styl war Mar, einfach, korrekt, reich durchwebt mit That: 
ſachen und werthuollen Dofumenten. Er enthielt fih ter Rebe in den fragen, 
welde nicht fehr lange ein Gegenftand feines Denkens geweſen waren, und wenn 
er über Greigniffe oder interefiante Geſetze der Kirche oder der Politit ſprach, 
ſah man, daß er der Stimme des Gewiſſens und einer tief eingewurzelten Frei— 
mütbigkeit des Geiftes gehordte. Wenig Menſchen haben auf das Parlament 
eine fo kräftige Wirkung gehabt, wenig Menfhen fo lebhaft die Aufmerkfamfeit 
gefeflelt, und da er um zu wirken weder hinreißende Ginfälle noch eine elegante 
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Redeweiſe befah, fo muß man tiefen Einfluß als den Triumph der Bernunft, 
der Lauterfeit, des Talents betrachten.” 

Ungleich höher ftellen wir feine literariiche Thätigkeit, vie wir in Folgendem 
harakterifiren wollen. Es ift nicht leicht, die Grundgedanken der R.'ſchen Wirth: 
fhaftsiehren in Kürze wiederzugeben, denn er jelbft faßt niefelben oft ſchon fo 
fnapp und furz, daß eine Abkürzung faum möglich ift. Zudem liegen die Vorzüge 
der R.'ſchen Wirthſchaftslehre nicht einmal, fo bedeutend fie auch find, in den ein- 
zelnen von ihm entbedten Wahrheiten, fondern in der Behandlungsart, melde, 
felbft wenn wir alle feine nationaöfonemifhen Sätze als falſch verwerfen 
müßten, dennoch von ber größten Bedeutung für die Nationalöfonomie wäre, 
Wir fünnen darum nur vier Hauptpunfte herausnehmen, viefe dafür aber mög» 
lift in der R’fhen Manier behanveln. Diefes Herausgreifen der Karbinallehren 
fann um fo mehr genügen, als ja R. fein vollftändiges Syftem der politifchen 
Detonomie und gegeben hat, fondern er felbft nur einzelne Lehren herausnimmt, 
welhe ihm von Adam Smith und Andern vernadhläffigt oder verkehrt behandelt 
fheinen. Wo R. nicht gegen U. Smith polemifirt, da ftimmt er im Wefentlichen 
mit ihm überein (vergl. Artifel Smith). Die vier Hauptpunfte find die Lehre 
von der Rente, vom Gewinnft, von den Steuern und vom Geld» und Bankweſen. 
Eine Kritik diefer Lehren würde ein eigenes Bud) verlangen, wir müffen uns 
darum bier auf einige Bemerkungen bejchränten. 

Die Nationalölonomie hat es mit dem Tauſchwerth der Güter zu 
thun, nicht mit vem Gebrauchswerth, denn ber legtere „kann durch feinen befann= 
ten Maßſtab gemeflen werden, er wird von verſchiedenen Perfonen verſchieden 
- gefhägt.” Anders der Taufhwerth oder der Preis. Diefer hängt entwever von 
ver Seltenheit ab, das ift vie Ausnahme, oder von der Arbeitsmenge 
die gefordert wird, um ein Gut zu produciren, das ift die Negel. Die 
Urbeitsmenge beftimmt ven natürlihen Preis, der wirflide oder der Markt— 
preis fann auf furze Zeit davon abweichen je nah dem Stand des Angebots 
und der Nachfrage. Jede Bermehrung der nöthigen Wrbeitsmenge erhöht, jede 
Verminderung erniedrigt den natürlihen Preis der Güter. Darum ift aber nod 
nicht die Arbeit ein zu allen Zeiten richtiger Mafftab des Taufchwerthes, denn 
dazu würde gehören, daß fie jelbjt niemals im Tauſchwerth jhwanft und das ift 
bei der Arbeit jo wenig als bei irgend einem andern Gut der Fall. „Die Arbeit 
hat, wie alle andern Dinge, welde gefauft und verfauft werden, und deren 
Menge vergrößert oder verkleinert werben kann, ihren natürlihen und ihren 
Marktpreis. Der natürliche Preis der Arbeit ift derjenige, welcher nothwendig 
ift, um die Arbeiter, einen wie den andern, in Stand zu jegen, zu beftehen unv 
ihr Geſchlecht fortzupflanzen ohne Bermehrung oder Berminderung.” Der Markt» 
preis hat die Tendenz, mit jeder Kapitalanfammlung und jever Verbeſſerung ver 
bürgerlihen Geſellſchaft zu fteigen, mit Zunahme der Bevölkerung aber auf ven 
natürlichen Preis wieder zu ſinken. Der natürliche Preis ift je nach dem, was der 
Arbeiterftand als zu feinem „Beftehen“ mothiwendig erachtet, in verſchiedenen Län— 
dern fehr ungleich, und es gibt fein beſſeres Mittel, die Arbeiterklaſſe zu heben, 
als ihr Gefhmad für förperlihe und geiftige Genüffe beizubringen. Der natürliche 
Preis der Arbeit fteigt, ohme daß ver Arbeiter einen Nuten davon hat, in dem 
Verhältniß, in welchem die Unterhaltsmittel fteigen. Auf den Preis derWaaren 
fol nah R., wie unten gezeigt werden wird, die Steigung des Lohnes 
feinen Einfluß haben da der Preis nur durd) die Arbeitsmenge beftimmt werde. 
Un diefem Geſetz, daß die, verwendete Arbeitsmenge- den natürlichen Preis ver 
Güter beftimmt, ändert es Nichts, daß nit nur Arbeit, fondern auch Geräth- 
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haften und Hülfsmittel aller Art, Kapital, verwendet wird. Denn Kapital ift 
felbft nur früher aufgewendete Arbeit. Alſo die gegenwärtige Arbeit und alle zur 
Kapitalfhaffung früher nöthig gemefene Arbeit regulirt den Preis, eine nothwen- 
dige Mehrverwenvpung von Kapital erhöht ihn; eine möglihe Minderverwendung 
erniebrigt ihn. Hier wird R. unklar. Zuerft redet er nur von einem Wiedererjage 
defien, was das Kapital zu probuciren gefoftet hat, ſpäter aber redet er noch, und 
ganz mit Recht, von einem Gewinnfte, der aus der Anwendung tes Kapitals 
gezogen werben fol. Diefer Gewinnft fol nun nad R. feinen Einfluß auf bie 
Höhe des Preifes haben, fondern fell von dem Verhältniß abhängen, in weldem 
der Arbeitslohn und die Kapitalrüderftattung zu dem nur durch die Arbeitdmenge 
beftimmten Preife der Waaren ftebt. Hierin, daß fih der Gewinnſt nad) dem 
Preis, und nicht umgefehrt der Preis nah dem Gewinnft richten fol, liegt 
der ſchwache Punkt der R'ſchen Deduktion; um venfelben aber zu verftehen, müj- 
fen wir erft noch die R'ſche Rentenlehre betrachten. Bei diefer ganzen Renten- 
lehre ift zu bemerfen, daß R. überall eine Bewirthſchaftung ver Adergrundftüde 
durh Pächter annimmt, während die Rente eben fo gut vorfommt, wo der Eigen- 
thümer felbft wirthſchaftet, nur daß bier die Rente nicht fo deutlich hervortritt. Die 
Rente hat nach R. auf den Preis der Waaren eben fo wenig Einfluß als der Gemwinnft, 
fie richtet fi vielmehr wie der Gewinnft nad dem Preife. Was ift aber Rente ? 

„Rente,“ fagt R., „ift derjenige Theil des Erzeugniffes der Erde, 
welher dem Grundherrn für die Benugung der urfprüngliden und 
unzerftörbaren Kräfte des Bodens bezahlt wird.“ Sie muß, aud wenn 
äußerlih die Trennung ſchwer zu machen ift, wohl unterfchieden werden von dem 
Zinfe, welder für die auf ven Grund und Boden verwendeten Kapitale gegeben 
wird, wie Zäune, Mauern, Wirthichaftsgebäude beim Aderland, das ſtehende Holz 
beim Waldland. R. begrenzt aber gleih darauf feine Definition, daß nämlid eine 
Rente nur für ſolche Kräfte des Bodens gezahlt wird, welde nit 
in jedem Boden enthalten find, fondern nur auf einigem Boden 
in größerer Güte als auf anderem vorfommen. Die Rente ift alio 
die Differenz zwijchen der verjchiedenen Güte zweier gleich großer Orunpftüde. 
So lange in zinem Lande fidy Ueberfluß an reihem fruchtbarem Boden findet, 
wird für die Bodenfräfte jo wenig etwas bezahlt wie für Luft und Wafler, es 
exiſtirt alfo feine Rente. Der Kreis der Vodenprobufte richtet fih nad der auf 
die Produktion verwendeten Arbeits- und Kapitalmenge. Wenn aller Boden gleich 
gut wäre, würbe nirgends eine Rente gezahlt werden. Nur wenn wegen Zunahme 
der bügerlihen Gejellihaft Boden befter Art, Boden erfter Klaffe nidt 
mehr vorhanden ift, iumd darum Boden geringerer Urt, zweiter Klafje, in Anbau 
genommen werben muß, dann fann dem Eigenthümer des Bodens erfter Klaſſe 
für die Ueberlaffung zum Anbau eine Rente gezahlt werten, und der Betrag die— 
fer Rente richtet fid nah dem Unterjchieve der Beichaffenheiten dieſer zweierlei 
Bodenarten. Wenn Boden britter Klafje hinzugenommen wird, fo ift die Diffe— 
renz zwiſchen Klaffe zwei und Klafje drei die Rente von Klaffe zwei, und bie 
Differenz zwijchen Klaſſe eins und Klaffe drei ift die Rente von Klafje eins und 
fo fort. R. erläutert das an Zuahlenbeifpielen in denen wir nur die Zahlen ändern, 
um alle Beifpiele bequemer in Einklang bringen zu fünnen. Wenn anf dem beften 
Boden mit einem Arbeits und Kapitalaufwand und lanvesüblihem Gewinnft von 
20 Pfr. Sterl. 50 Duarter Weizen gewonnen werden, dann ift ber Preis des 
Quarter Weizens gleih den Produftionstoften, aljo 0,4 Pfd. Reicht diefe Boden» 
art nicht aus, dann muß Boden jweiter Klaffe hinzugenommen werben. Auf bie 
Jem geben die 20 Pfd. nur 33,3333... Ouarter, der einzelne Quarter verur- 
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faht 0,6 Pf. Koften, ver Preis fteigt alfo von 0,4 auf 0,6 Pfd. Auf Boden 
erfter Klafje werden nad wie vor 50 Quarter gewonnen, d. b. 16,666... Quar- 
ter mehr. Dieje Differenz ift die Rente vom Poren erfter Klaffe (Getreiderente). 
Der Boden zmeiter Klaffe trägt 33,333... Quarter à 0,6 Pir., alfo 20 Pfo., 
der Boden erfter Klafie nah wie vor 50 Quarter, aber da der Preis von allem 
Korn im Lande gleich fein muß, auch A 0,6 Pfo., alſo 30 Pfd. Die Rente be— 
trägt in Geld alſo 30 — 20 =, 10 Pfr. (over 16,666... Quarter & 0,6 Pfr. 
auch — 10 Pfo.). Boden dritter Klaſſe trägt 25 Quarter, dann giebt der Bo— 
den zweiter Klaffe eine Getreiderente von 33,333... — 25 = 8,333... umd 
der erfter Klafie 50 — 25 — 25 Uuarter. Der Preis des Weizens fteigt von 
0,6 Pfr. auf 0,8 Pfp., da 25 Duarter 20 Pfd. Koften verurfahen. Die Geld— 
rente der zweiten Bodenklaſſe wird 8,333 x 0,8 = 6,666... Pf. und bie erfte 
Klafie 25 < 0,8 = 20 Pfr. Das gibt folgende Tabelle: 
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Unter gutem und ſchlechtem Boden verfteht R. ven von Natur fruchtbaren und 
unfruchtbaren, oder gut und fchlecht gelegenen, d. h. welcher wenig und melder 
viel Transportkoften verurfadht. Die Bevölkerung hat die Wahl, ob fie zu immer 
unfruchtbarerem oder immer entfernter gelegenem Boden übergehen will. Sie fann 
aber au ftatt deflen auf dem bereits angebauten Boden eine glei große 2te, 
te, Ate oder weitere Kapital- und Arbeitsmenge verwenden. Die 2te gleiche Ar- 
beitd- und Kapitalmenge wird dann freilich nicht den gleichen Ertrag, als bie 
erfte geben, wie auch der Boden 2ter Klaffe nicht eben fo viel gibt als der Boden 
ifter Kaffe. Der Preis des Getreides muß in dieſem alle jo hoch fteigen, daß 
dem Landmann die Anwendung des zweiten, dritten Kapital® u. f. w. rentirt. 

Es gibt dies genau biefelben Nefultate wie früher. Das zeigt die folgende Tabelle. 
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- Beide Arten der Mehrbefhaffung von Nahrung können alfo einander glei 
ftehen, welche zuerft gewählt wird, hängt davon ab, ob die Differenz zwijchen ver 
Ergiebigkeit der verfchievenen Bodenklaffen oder die Differenz zwiſchen dem Ertrag 
zweier nad einander auf dasſelbe Grundſtück verwendeten gleich großen Arbeits- 
und Kapitalmengen größer ift. Die Heinere Differenz wird vorgezogen. 

Daß der Aderbau eine Rente gibt, ift nicht etwa ein befonverer Vorzug 
desfelben, ſondern ein Nachtheil. Er entfpringt aus der Beſchränktheit der beim 
Anbau helfenden Naturkräfte. Der jeweilig fchlechtefte zur Dedung des Geſammt⸗ 
bedarfs noch nöthige Boden trägt feine Rente, dieſer beftimmt ven Preis, ver 
Preis des Getreides ift alfo nicht hoch, weil von einigen Grunpftüden eine Rente 
gezahlt wird, fondern eine Rente fann von einigen Orundftüden gezahlt werben, 
weil der Preis des Getreives hoch if. Das Steigen der Nente ift immer bie 
Folge des zunehmenden Wohlftandes in einem Lande, und der Schwierigfeit, die 
fteigende Bevölferung mit den gehörigen Nahrungsmitteln zu verfehen. Dasfelbe 
ift ein Zeichen, aber niemals eine Urſache des Wohlſtandes, denn biefer nimmt 
oft reißend zu, während die Rente entweder im Stillſtand oder im Fallen begrife 
fen ift. Die Rente geht am fchnellften in vie Höhe, wenn ber verfügbare Boden 
in feinen hervorbringenden Kräften nachläßt. Der Volkswohlſtand nimmt in ben» 
jenigen Ländern am reißenpften zu, wo ber verfügbare Boden am fruchtbarften, 
bie Einfuhr am ungehindertften ift, durch landwirthſchaftliche Verbefferungen das 
Erzeugniß ohne Vergrößerung der verhältnigmäßigen Arbeitsmenge vermehrt wer- 
den fann, und folglih die Zunahme der Rente gering iſt.“ Die Rente kann, wie 
fie mit dem Wohlftand eines Bolfes wähst, mit deſſen Verarmung abnehmen. 
Jede Abnahme in der Volksmenge und dem Kapitalreichthum verringert die Rente. 
Darum ift eine Abnahme der Rente aber nicht immer ein fchlechtes Zeichen, fon- 
dern nur wenn fie nicht aus landwirthſchaftlichen Verbeſſerungen herrührt. Diefen 
Punft betrachtet R. wieder genauer und unterſcheidet im Wefentlihen Verbeſſe— 
zungen, welche mit dem nämlichen Kapital ein größeres Produkt geben und nicht 
die Getreiderente, fonvern nur die Geltrente verändern, und folde, welche das— 
felbe Produft mit geringerem Kapitalaufwand liefern, und nicht nur die Geld-, 
fondern aud die ©etreiverente ändern. Wenn die Berbefferungen ver erften Art 
find, dann geftaltet fih das Verhältniß jo: 

Dann wäre. wenn ale 4 Kapitalien aufgewendet werden, 





Gefept das I. Kapital von die | 
20 Pfd. produchre ftatt der Preis von 30 Getreide: die Geldrente 
Quarter tente 
50 60 — 20 Pfdo. oder|30 30 >.0,666... = 19,9999 Prod. 
das 11, ftatt 33,333... 43,333... 13,333 ...113,333...>< 0,666... 8,8865 Pfd. 
dasılı.ftatt 25 35 | 1 Quarter = | 5 5 0,666... 3,3333 Pfd, 
das IV. ftatt 20 0 10,666... Pro. | 0 0 


Pr. 128,333... 168,333... 18,333...| 322107 Bid. 
Hier ſcheint die Getreiverente diefelbe zu bleiben, und nur vie Geldrente zu finfen, 
allein auch die Öetreiverente muß finfen: die Bevölkerung braucht nicht 168 Quar- 
ter, fondern nur 128, folglid kann mindeftens ver IV. Rapitalzufag ganz wegfallen. 
Das preisbeftimmende Kapital ift das IIL., ver Preis ift alfo 35 Quarter = 20 Pfd. 
oder 1 Quarter = 0,571 Pfo. ; die Getreiderente ift jegt nicht mehr die Diffe- 
ven; wiſchen Kapitalbetrag IV. um den vorhergehenten, fondern zwifchen Nr. III. 
und ben vorhergehenden; Nr. II. gibt feine Rente, ftatt früher 5; Nr. I. gibt 60 
— 35 — 25 ftatt früher 30, und Wr. II. 43,333... — 35 = 8,333... ftatt 
früher 13,333... Die Geldrente (Oetreiverente > dem Preis) wird für Nr. T, 
Bluntfhli und Brater, Deutſches Staats-Wörterbud: VII. 40 
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25 x 0,571 = 14,25 ftatt 19,999... Pfo., für Nro. II. 8,333... x 0,571 = 
4,74 Bio. ftatt 8,8865 Pfo., für Nr. IIT. O ftatt 3,333... Pfo. 

Wenn aber die Verbefferungen der zweiten Art find, daß nicht mit demfelben 
Kapital ein je größeres Produkt, fondern mit Heinerem Kapital ein gleiches 
Produkt gewonnen wird, 3. B. 





ftatt mit 20 Pd. mit jeö Pfo.| Dann ift die Getreides der Preis 
weniger, vente s | die Geldrente ift 
1.15 Pfd.50 5° —-20=30 |20Quarı 30% 0.75= 22,5 Bir. 
fo geben ! 11, 15 Pfd.33,333... 33,33. — 20 = 13,33..|= 15 Pi ı13,33.x075= 9,9999... Pr. 
die JIII. 15 Pfd. 25 25 — = 5 oder 5 x0,75=— 3,75 Piv. 
1V. 15 Pfd. 20 | 0 1 Quarteı ' 0 
= 0,75 


Dies find ungefähr die Grundzüge der R.'ſchen Rententheorie. Er ſpricht 
überall nur vom landwirthſchaftlich, nicht vom forſtwirthſchaftlich benugten Boden, 
er ftellt legtern aber im Anfang des Kapiteld über die Rente vollftändig dem 
Aderboven gleih. In einem eigenen Kapitel ftellt er für die Bergwerke biefelben 
Grundfäge auf, und wendet ſich endlich in zwei fpäteren Abjhnitten gegen bie Ren- 
tenlehre von A. Smith und Malthus, er erprobt daran feine Rententheorte und 
führt feine im Hauptfapitel ftreng formulirten Säge in einer lareren Form aus, 
befonders betont er, wie das Intereſſe der Grunpherren an dem Gteigen ber 
Rente dem aller andern Menſchen entgegengefegt ift, weil eine Rente immer aus 
dem Steigen der Getreidepreiſe herrührt. Die Rente, führt er weiter aus, ift 
auch keine Vermehrung des Vollsvermögens, wie ja auch die höheren Getreide: 
preife das Vollsvermögen nicht vermehren. Das Steigen der Getreivepreife und 
ber Rente bewirkt nur eine andere Vertheilung des Vermögens, es jchafft nur bei 
den Einen, den Grundbeſitzern, Tauſchwerth, und verringert um gerade fo viel 
bad Vermögen der andern Menfhen. Endlich dringt R. wiederholt gegen Malıhus 
darauf, daß nit vie abfolute Fruchtbarkeit des Aderlandes der Grund einer 
Rente fei, fondern nur die relative Fruchtbarkeit, das Konfurriren von gutem umd 
ſchlechtem Aderland auf demfelben Markt. Diefe Rentenlebre (nah ihm die R.'ſche 
Nentenlehre genannt, obwohl, wie er felbft gefteht, viefelbe ver Hauptſache nad 
vor ihm fhon von Malthus 1805 und mie wir jett wiffen gleichzeitig von Weit 
und noch früher von Anderfon 1777 aufgeftellt war) hat ſich als eine der Grund— 
wahrheiten in der neuern Nationalöfonomie Eingang verfhafft, nur muß fie der 
ftarren R.'ſchen Form entfleivet und müſſen die unpafjenden techniſchen Ausprüde 
mit paffenden allgemein wirthfhaftlihen vertaufcht werden. Dazu haben denn aud 
die Angriffe, welche gegen die Rentenlehre gerichtet wurden, ſehr viel beigetragen: 
Einmal ift die faftifhe Orundlage, der Uebergang zu immer unfruchtbarerem 
Boden geleugnet worden, fo hat Carey behauptet, es würden im Gegentheil zuerft 
immer die unfruchtbaren fandigen Ländereien und erft fpäter der fruchtbare Marſch— 
boden in Anbau genommen. Allein, einmal ift diefes feineswegs immer der Fall, 
und dann Ändert es an der Oruntwahrheit des R.’ichen Sages nichts, wenn man 
ftatt des tehnifhen Auspruds „frudtbar” und „unfrudtbar” ven 
wirthſchaftlichen Austrud gut und ſchlecht jegt, d. h. Boden ver unter 
dem gegebenen Standpunft der Technik und der Preife die Koften vergütet oder 
nicht vergütet. Durch das Hereinziehen ver beffern Yage als Grund der Rente 
oder der größern Wirkfamkeit der zuerft aufgewendeten Kapitale hat R. gezeigt, 
mas er unter „fruchtbar“ und „unfrudhtbar” verftanden haben will. Sodann 
behauptet Carey, die fpäter angemendeten Kapitale geben ein größeres Produkt 
als die früheren, was aber nur richtig ift, wenn das fpätere Kapital ein verbejs 
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fertes ift, und hier redet ja auch R. geradezu von einem Sinken der Rente (vergl. 
übrigens Artifel: Carey). Den abnehmenvden Ertrag jedes jpäteren gleich großen 
und nur gleih guten Kapital® hat v. Thünen auf das ſchlagendſte bewiefen. 
Endlih bat Carey den Say aufgeftellt, zu welchem mit wenigen Abweichungen 
auh Baftiat und nah ihm Mar Wirth gelangen, daß die Rente nur eine be- 
fondere Form des SKapitalzinfes fei, die in ber Urproduftion ſich zeige, daß 
aber ein durchgreifender Unterſchied zwifhen den verſchiedenen Erwerbszweigen 
nicht ftattfinde. Daß ein durchgreifender Unterfchied zwifhen den Urprobuftionen und 
den Gewerben in ver Rente liegt, leugnen wir auch ebenfo wie Schäffle und Mangolpt 
(vergl. Artikel Gütervertheilung). Diefe fuhen das Vorkommen der Rente wegen ver- 
fchiedener Koften in fonkurrirenden Geichäften dem Aderbau nicht abzufprechen, fondern 
ihr Vorkommen auch in den andern Gewerben nachzuweiſen, nur nicht in der Aegel- 
mäßigfeit wie bei ben Urprobuftionen. Alſo der Unterfchted zwifchen den Ur— 
probuftionen und andern Gewerben hebt ſich nicht dadurch, daß das Vorkommen 
der Mente bei ven erftern abgeftritten, ſondern daß e8 bei den legtern angenom- 
men wir. 

An offenbaren Mängeln fehlt e8 aber der R.'ſchen Mentenlehre dennoch 
nit. Beſonders ift verfehrt, daß eine Steigerung der Rente nur durch das 
Steigen der Getreivepreife bewirkt werben kann, denn eine Rente kann ſich aud) 
bilden, wenn durch Berbefferungen im Aderbau auf dem fchlechten Boden jegt mehr 
erzeugt wird, als früher auf dem befjern; dem beffern müffen dann die Erfin- 
dungen auch zu Gute fommen, und der Ertrag diefes befjeren Bodens wirb wieder nod) 
größer als der des fchlechteren. Die Differenz zwiſchen beiden ift dann, troß bes 
Sinkens der Produktionskoſten und damit des Preifes, die Rente. Hätte N. bie 
BVerbefferungen im Ackerbau der Betrachtung des Gteigens im ©etreibepreife 
vorangeftellt, jo wäre er fidher zu bemfelben Refultate gelangt. Auch der Gegen- 
fag im Intereffe der Grundherren und der andern Menfhen wäre R. nicht fo 
ſchroff entgegengetreten, wenn er gejehen hätte, daß die Rente trog des Sinkens 
der Getreivepreife fteigen fann. Eine immermährende Steigerung ter Oetreide- 
preife müßte ja auch gar zu bald die Menfchheit an den Punkt des Stillftandes 
bringen, welchen R. alleroings als brohend annimmt. Der R.'ſche Hauptfag, vaf 
bie Nente die Differenz fei zwifhen den ungünftigften, aber zur 
Dedung des Bedarfs noh nöthigen Propduftionsfoften und den 
je günftigeren ift niht nur für die Urprobuftionen, fondern für 
jede Bropdultion wahr. 

" Nah Schilderung der Mentenlehre wird uns R.'s fonverbare Anfiht vom 
Kapitalgewinnft auch verftändlich werben : 

R. nimmt in feiner Rententheorie an, daß bie Getreidepreife einen bebeuten- 
den Einfluß auf den Arbeitslohn haben, leugnet aber, daß der fo erhöhte Ar- 
beitslohn feinerfeits wieder die Produkte des Landbau's vertheuern muß, einen 
Grund gibt er nirgends an. Wie beim Landbau, fo werben aud die Preife vieler 
Gewerbspropufte fteigen, weil file theurer werdende Nobftoffe verarbeiten, es 
fei denn, daß die Erfindungen durch Verminderung der Arbeits: und Kapitalmenge 
den Preis ftärker zu fenten, als die theurer werdenden Robftoffe zu erhöhen ver- 
mögen. Der thbeurer werdende Arbeitspreis, mag er aus verringertem 
Angebot oder aus hohen Kornpreifen herrühren, hat auf den Waarenpreis 
feinen Einfluß. Wenn das richtig wäre, was die neuere Nationalöfonomie mit Fug 
leugnet, dann hätte R. allerdings Recht mit feiner Behauptung, daß jede Erhö— 
bung des Lohns den Gewinnft erniedrigen muß. Auf der falſchen Prämiffe baut 
40 * 
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er ein ganz fonfequentes, aber eben tamit gleihfall® verfehrtes Lehrgebäude auf: 
Um fo viel Pfo. ver Lohn fteigt, um fo viel Pfv. muß der Gewinnft finfen. Das 
erſtreckt ſich ſowohl auf das ftehenve, ald auf das umlaufende Kapital. „Je nad» 
dem ein Kapital ſchnell vergänglih ift und häufige Wiederherftellungen nothwen- 
dig macht, *oder aber nur einer geringen langfamen Abnugung unterliegt, wird 
e8 unter die logiſche Unterfheitung: umlaufendes oder ſtehendes Kapital einge- 
reiht.” Bon diefer ungenauen Definition weiht nun aber R. in der Anmwentung 
ab, und kömmt in der Ausführung auf die richtige Unterſcheidung (mie fie Her- 
mann am beften formulirt hat), daß je nahdem das Kapital feinem ganzen Gegen— 
ftande, refp. feinem ganzen Werthe plus dem Werthe der Nugung oder nur dem Werthe 
ber Nugung nad in das fertige Produkt übergeht, dasſelbe umlaufend oder ftehend ift. 

Wenn in mehreren Gejhäften gleih viel ftehentes und umlaufendes Kapital 
Beihäftigung findet, fo drückt ein Steigen des Lohnes gleihmäßig in beiden bie 
Geminnfte. Das findet gleichfalls ftatt, wenn bei gleihen Gefammtfummen in dem 
einen Gefchäfte mehr ftehendes, im andern mehr umlaufendes Kapital verwendet 
wird, allein dann erleidet au bie Regel, daß ein Steigen des Lohnes auf den 
Preis keinen Einfluß übt, eine Ausnahme, und zwar foll dur eine Lohnerhöhung 
der Preis in dem Gefchäfte am meiften finfen, in weldem das meifte ftehende 
Kapital verwendet wird. R. zeigt das an einem Zahlenbeifpiel: Gejegt in dem 
Geſchäft eines Jägers und in dem eines Fiſchers feien je 200 Pfd. Kapital an- 
gelegt, aber von biefen 200 Pfd. feien beim Jäger 150 Pfd. ftehendes und 
50 Pfd. umlaufendes, bei dem Fiſcher aber umgekehrt nur 50 Pfd. ftehenves 
und 150 Pfd. umlaufendes Kapital. (Unter dem umlaufenden Kapital verfteht R. 
bier nur Arbeitslohn, den der Gefhäftsmann auszuzahlen hat), fo fragt es ſich, 
wie hoch ift jet der Preis der Jagd» und der Fiſchereiprodukte, und wie fann 
fih das durch — des Arbeitslohnes ändern? 

Der Preis der Güter vor dem Steigen des Arbeitslohnes: 
Der Jäger muß ſeine Güter um Der Fiſcher muß ſeine Güter um 


79 Pfr. 8 Sh. verlaufen, denn zum 
Erſatze feines umlaufenden Kapitals von 
50 Pfd. nebft 10%, Gewinnſt bedarf 


er eines Taufchmerthes von 55 Bid. 

zum Erfaß feines ftehenven 

Kapitals von 150 Pfd. nebft 

10%/, Gemwinnft . 24,4 Pro. 
Summa 79,4 Pfd. 


173 Pfd. 2 Ch. 7 D. verkaufen, denn 
zum Grfag feines umlanfenvden Kapitals 
von 150 Pfr. nebft 100/, Gemwinnft 
bedarf er eines Tauſch- 


werthes von 165 Bir. 
zum Erſatz feines ftehen- ö 
den Kapitals von 50 Pfr. 

nebft 109%/, Gewinnft 8,13 Br. 


Summa 173,13 Pfr. 


Steigt nun der Arbeitslohn um 60/,, fo betarf der Jäger 3 Pfo. mehr, 
und ber Filher 9 Pfr. Die Kapitalgewinnfte fallen auf 4%/,. 
Der Preis der Güter nah dem Steigen des Arbeitslohnee: 


Der Jäger muß feine Güter um 
73 Bio. 12 Sh. 2 D. vertaufen, denn 
zum GErfage feines umlaufenden Kapitals 
von 53 Pfd. nebft 40/, Gewinnft bedarf 
er eines Tauihwerthes von 55,12 Pfr. 
zum Grfag feines ftehenden 
Kapitals von 150 Pfd. nebft 
4%/, Gewinnft 18,49 Pfd. 


Summa 73,61 Pfo. 


Der Fifher muß feine Güter um 171 
Pfr. 11 Sh. 5 D. verkaufen, denn zum Ers 
fage feines umlaufenden Kapital von 159 
Pfr. nebft 40/, Gewinnft bedarf er eines 


Tauſchwerthes von 165,36 Pfr, 
zum Erſatz feines ftehen« 
den Kapitals von 50 Pfo. 
nebjt 4%/, Gewinnft 6,163 Pfo. 


Summa 171,523 Bir. 
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Vorher ftand das Wilbpret zu Fiſch wie 100 : 218 5 
jet wirb es ftehen . F . wie 100 : 233. 

R. hat hier genug fonderbare Anfihten, 3. B. daß wenn der Gemwinnft 100), 
war und der Lohn um 69/, fteigt, der Gewinnft auf die Differenz zwifchen ver 
Lohnerhöhung (6%/,) und dem früheren Gewinnft (10%/,) alfo auf 40/, finten foll, 
Außerdem kommt er zu dem Nefultat: daß der Preis durch die Fohnfteigerung beein» 
flußt wird. Das wiverfpriht aber einmal feinen fonftigen Behauptungen, und 
dann ift es an und für fi wiverfinnig, daß eine Lohnfteigerung ven Preis ber 
Waaren erniedrigen fol und zwar um fo mehr erniebrigen, eine je größere 
Menge der Produftionstoften in Lobn befteht. 

Der Anwendung von ungleihen Mengen ftehenden und umlaufenden Kapie 
tals fteht nah R. die verſchiedene Dauer des ftehenden Kapitals gleih, fie bes 
wirkt gleichfalls ein Sinken der Preife. Mit der Prämiffe, daß Erhöhung bes 
Lohnes nicht direft auf die Preife wirft, fteht und fällt auch diefe Anficht fo wie 
mande andere, 3. B. daß der Pächter ein Intereffe an dem Niedrigbleiben der 
Kornpreife habe, weil fonft mit Zunahme des Lohnes fein Gewinnft finft, und 
der Nacıtheil hieraus größer ift als der Bortheil aus dem höheren Preis ber 
Landbauprodufte, 

Die Betrahtungen über den Gewinnft, welche unabhängig von ber genann« 
ten Prämiffe find, kann man faft unberingt unterfchreiben, fo die Ausgleihung 
der Kapitalgewinnfte von einem Gefhäft zum andern. Die Ausgläihung gefchieht 
nicht, wie Adam Smith meint, dadurch, daß alle Geſchäfte allmählig auf die Ge- 
winnfthöhe der zur Zeit bevorzugten fteigen, ſondern dadurch, daß ein Uebergang 
von Kapitalen aus den fchlehten Geſchäften in die bevorzugten den Gewinn bieier 
auf das allgemeine Niveau wieder herabtrüdt. Diefem Uebergang ift eine Grenze 
nur darin gefegt, daß das Herausziehen von Kapitalen aus einem nicht mehr 
rentablen Gefhäft oft größern Schaden verurſacht, ald der Mehrgewinnft in dem 
neuen Gefchäfte beträgt. R. fteht in der Gewinnſt- und Zinslehre dicht vor der 
richtigen Erfenntniß, allein der einfahe Sat, daß der Preis der Güter ſich aud 
nah dem Gewinnft, diefer aber nad dem Zins richte, und daß diefer durch vie 
eigenen Produktionskoſten, nämlich den Grad der Enthaltfamkeit beftimmt werben, 
blieb ihm verfhloffen, fo lange er annahm, daß nur die Herftellungsfoften des 
Kapitals neben ber Arbeitsmenge auf den Preis einwirken. 

Wo diefer Fehler, wohl fein Hauptirrthum, nicht hineinfptelen kann, da find 
feine Ausführungen vortrefflih. Am meiften gilt das von dem britten der oben 
genannten vier Punkte, von feiner Steuerlehre, welche er fehr ausführlich faft 
rein vom Standpunft der theoretifchen Nationalöfonomie behandelt. Außer der 
Steuerüberwälzungslehre finden wir wenig Anderes bei ihm. 

„Steuern find ein Theil von dem Erzeugniffe des Bodens und der Arbeit 
eined Landes, ber zur Verfügung ver Negierung geftellt wird, und fie werben 
immer zulegt entweder von dem Kapitale oder von dem Ginfommen des Landes 
bezahlt; daß fie vom Einfommen bezahlt werben, ift das Wünfchenswerthere; 
und es ift das möglich auch wenn die Steuer auf das Kapital gelegt wird, fo 
gut wie auch andere Leute die Steuer tragen können, als die, welche fie an ven 
Staat entrichten müſſen. R. betrachtet ausführlih in 9 Kapiteln bie einzelnen 
Steuern von Roherzeugniſſen, von der Rente, die Zehnten, die Grumbdfteuer, vie 
Steuer vom Gelde, die Häuferftener, die Steuer auf die Gewinnfte, auf den 
Arbeitslohn, endlich die Steuer auf andere Güter als Noherzeugniffe. Höchſt be- 
deutfam ift, daß er feinen Unterſchied ver Steuerüberwälzung bei direften und 
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inbireften Steuern macht, was wir im Wefentlihen für richtig halten. Jede 
Steuer wirkt wie eine Vermehrung der Produftionskoften. Steuern auf Roh— 
erzeugnifie, wohin auch die Zehnten gehören, nur daß ber Ertrag dieſer Steuer 
ein mit dem Produkt ſchwankender ift, fallen am Ende zum Theil auf die Kon— 
fumenten, indem vie Roherzengniſſe theurer werben, zum Theil auf alle Brobu= 
centen. Der Theil der theurer — Roherzeugniſſe nämlich, welchen die 
Arbeiter verzehren, erhöht deren Lohn und verringert nach den allgemeinen Preis- 
gefegen gleichmäßig den Gewinnft in allen Geſchäften. Die Grundeigenthümer 
werben von der Steuer nicht getroffen, denn auch der Boden, welcher feine Rente 
gibt, trägt die Steuer. Die Abnahme ver Oetreiverente wird durch das Steigen 
der Produfte genau fo ausgeglichen, daß bie Geldrente jo groß als früher bleibt, 
wie folgendes Beifpiel zeigt : . 
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Die Grundherren werden nur dann durch Verminderung der Rente getrof⸗ 
fen, wenn die hohe Steuer das ausländiſche Korn ſo begünſtigt, daß es das in— 
ländiſche Korn vom Markt verdrängt, und der zuletzt in Angriff genommene Boden 
als unrentabel verlaſſen werden muß. Steuern, welche auf bie reine Rente gelegt find, 
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trägt der Orundeigenthümer, denn ber Preis des Getreides wird nicht verändert, 
da er fih nad den rentelofen und darum fteuerfreien Grundftüden richtet. Ift die 
Steuer aber feine reine Rentenfteuer, fonbern trifft fie auch das im Boden angelegte 
Kapital, dann wirkt fie, fo weit fie nicht eine Nentenfteuer ift, gerade fo wie bie 
oben harafterifirte Steuer auf Roherzeugniffe. Eine Grundſteuer, welche ven 
Grund und Boden gleihmäßig nur nah dem Flächenraum trifft, ift eine unge- 
rechte Steuer. 

Steuern auf andere Produkte wirken ſehr verfchieden, auf Lurusgegenftände 
treffen fie nur die Konfumenten im höhern Preis, auf Gegenftände, welde ber 
Ürbeiter zu feinem Unterhalt braucht, fallen fie auf alle Producenten, indem ber 
Gelvlohn der Arbeiter fteigt und nach dem allgemeinen Preisgefeg durch ein 
Steigen des Lohnes der Gewinnſt fällt. Eine Steuer auf den Lohn muß gleich: 
falls viefen erhöhen und damit den Gewinnft fenken. Den Steuern auf alle Ge- 
werbsprodufte fteht die Steuer auf den Gewinnft der Producenten vollftändig 
gleich, 8 ift eine Vermehrung der Probuftionstoften. (Diefer richtige Say hätte 
doch R. darauf führen follen, daß aud jede Lohnfteigerung für den Producenten 
eine Erhöhung der Koften ift, und den Preis der Waare erhöhen ftatt den Ge— 
winnft ernievrigen müßte!) Sehr intereffant quält fih R. mit dem Gevanfen ab, 
ob, wenn alle Waaren außer Geld befteuert werden, alle im Preife fteigen könn— 
ten, und kommt zum verneinenden Reiultat, denn um für alle Waaren mehr 
Geld zu bezahlen, gehöre mehr Metall. R. denkt nicht, daß aber aud mehr Metall 
producirt werben würbe, wenn dieſe Probuftion allein fteuerfrei gelaffen ift. 

Wenn die Steuern von Waaren am Ende auch auf den Konfumenten fal- 
len, fo kann das doch in manden Fällen langfam, im manden fchnell gehen, je 
nachdem ob das Angebot der Waaren jchnell vermindert werben kann. Bei den 
Evelmetallen, jo weit fie zum Umlaufsmittel dienen, wird die Ueberwälzung gar 
nidyt eintreten, die Steuer fällt auf die Grubenbefiger, und foweit das Metall 
zu andern Zmweden ald zum Umlaufsmittel benugt wird, auf die, welde es fon- 
fumiren. Bei Häufern kann das Angebot auch nicht ſchnell vermindert werben, 
darum fteigt der Preis verfelben fehr langſam. Aehnlich fteigt ver Lohn durch 
Beftenerung fehr langfam, weil das Angebot von Arbeitern auch nicht ſchnell ab» 
nehmen fann, außer wenn der Lohn fo tief ftand, daß eine Steigerung im Preis 
der Lebensbevürfnifje eine Hungersnoth und großes Sterben hervorruft. 

Ueber Staatsjhulden fpriht ſich N. nur gelegentlih in feinen Principles 
aus, feine Anficht hierüber finden wir aber in einer ipätern Schrift: „The fun- 
ding system* 1820, worin er entſchieden gegen das leichtfinnige Schuldenmachen 
auftritt, dad Kontrahiren von Schulden wäre nicht immer an und für ſich ſchlimm, 
fondern das Böfe wären die unnügen Ausgaben, zu denen die Bequemlichkeit des 
Kontrahirens von Schulden verleitete. Bekannt ift envli fein Gedanke, ein Bolt 
könnte durch eine gleihmäßige Vertheilung der Staatsihuld diefelbe in eine Pri- 
vatſchuld aller Staatsangehörigen verwandeln. 

Eine gewiffe Berühmtheit hat endlich der Ate Hauptpunft, R.s Papiergeld- 
theorie und fo weit fie damit zufammenhängt auch feine Gelvtheorie erlangt. Die 
Bemerkungen hierüber find in feinen Principles of political economy jpärlid, 
fie finden fih befonders in feinen oben genannten Monographieen. In feinen 
Principles betrachtet er die ganze Preislehre immer unter der ausdrüdlichen 
Vorausſetzung eines gleichbleibenden Tauſchwerthes der Evelmetalle, fegt aber an 
anderer Stelle aus einander, wie auch der Taufchwerth diefer nach der Arbeits- 
menge ſich richte, ſowohl ver jedes beider Metalle allein, als der beider Metalle 


632 Ricardo. 


gegen einander. Darauf geſtützt verwirft er ganz richtig die doppelte Währung, 
bei welcher die Zahlungen je in dem billigen Metall gefchehe, und das theurere 
eingefhmolzen aus dem Lande gehe. Diefes legtere ift um fo ftärfer, wenn ber 
Preis des gemünzten Geldes nicht etwas Über dem der Barren fteht, d. h. wenn 
die Münze keinen Schlagſchatz erhebt. Das Metall ift ein theures Umlaufsmittel, 
hingegen ift das Papiergeld ein billiges und wenn es im richtigen Verhältniß 
zum Metallgelo bewahrt wird, ein ebenfo gutes: „Ein Umlaufsmittel ift in fei- 
nem vollfomm enften Zuftande, wenn es ganz aus Papiergeld befteht, aber aus 
Papiergeld von gleichem Taufchwerthe wie das Gold, als deſſen Vertreter es fi 
befennt.“ Diefer gleiche Taufchwerth wird am beften bewahrt, wenn der Ausfteller 
von Papiergeld verpflichtet ift, dasfelbe gegen baares Geld oder Barren einzulöfen, 
er fann ader auch ohne dieſe Einlöfungspfliht bewahrt bleiben, wenn nicht mehr 
Papiergeld ausgegeben wird, als fonft baares Geld im Umlauf fein würde. In 
den meiften Fällen wird das jedoch nicht ftrift eingehalten, wenn die Verpflichtung 
zur Baareinlöfung fiftirt ift. Daß der Staat leichter einen Mißbrauch mit ber 
Ausgabe von Papiergeld treibt, als eine vom Staat bewachte Bank, ift nur für 
Staaten richtig, wo bie Negierung nicht duch ein Parlament fontrolirt wird, 
Beſſer ift e8, wenn der Staat als wenn eine Banf das Papiergeld ausgibt, denn 
dann haben doch die Steuerzahler den Nugen einer unverzinslihen Schuldauf- 
nahme, und nicht die Inhaber der Bank. Daß aber Bankfreiheit ftatt Bankmono- 
pol der Gefammtheit mehr Nuten bringt, und ben Gefahren der Staatspapiergeld- 
emiffion vorbeugt, fieht R. noch nicht ein. Er denkt recht englifch nur „an bie 
Berhältniffe der Banf von England mit ihrem faftifchen Monopol. 

Seine Lehre vom Papiergelde ift ja gerade burch dieſe englifchen Verhältniſſe 
provocirt worden: Wenn feine Verbindlichkeit zur Baareinlöfung eriftirt, fo iſt für 
vie Paptervermehrung feine Grenze gefetst, alles ausgegebene Papiergeld muß aber 
im Lande bleiben. In dem Maße, in welchem das Papiergeld vermehrt wird, wird 
es entwerthet, und fteigen mit dieſem verglichen alle Waaren und auch die Evel- 
metalle im Preife. Daß diefes gejchehen kann und gefchehen muß bei einer zu 
großen Ausgabe nneinlöslichen Papiergelves, ift wahr, die Tendenz ift vorhanden, 
aber nicht in dem Maße, in welchem R. e8 annimmt, daß das Papiergeld im 
genauen Berhältnig zur Emiffionsmenge im Preiſe finft (die. Ouantitätstheorie). 
N. überfieht bier, wie auch in der Lehre vom Gelde, eine Menge Umftände, welche 
die genaue Wechfelbeziehung ftören, fo vor Allem die Umlaufsgefchwinbigfeit des 
baaren und des Papiergelves, das Steigen des Bedarfs an Umlaufsmitteln u. f. w. 
Envlih hat R. darin Unrecht, daß fpeciel in England zur Zeit der Banfrefirif- 
tion von 1797—1819, wo die Banf von England der Baareinlöfungspflicht 
enthoben war, das Steigen der Waarenpreife und das im Wechfelfurs fi aus- 
drückende Steigen des Metallgeldes nur eine Folge der zu großen Papiergelv- 
emijfion, alfo eigentlich eine Papiergelventwerthung gewejen wäre. Diefe Anficht 
ift von Tooke in feiner history of prices gründlich widerlegt worben. (Brgl. 
Artikel Papiergeld). 

Neben diefen gefhilverten vier Punkten treten die andern Lehren mehr in 
den Hintergrund, fo Bedeutendes fie auch im Einzelnen enthalten. Diefes gilt 
befonders von feinen Gedanken über die Kornpreife, deren Einfluß auf ben 
Zins und über die Korngefege, welche er in eigenen Schriften behandelte. Weiter 
find in den Prineiples zu rühmen feine trefflihen Bemerkungen über den Gegen- 
fat von Vermögen und Tauſchwerth, das Hervorheben des reinen Einkommens gegen- 
über dem rohen, die Gleichftellung des auswärtigen Handels mit dem inlänbifchen, 
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der Gewerbe mit dem Aderbau, feine Gemwinnftausgleihungstheörie, Jeine - 


Petrahtungen über, fein Eifer gegen die englifhe Armenpflege, welche ftatt bie 
Armen reich, die Reichen arm macht, die Ausfuhrprämien, den Kolonialhandel 
u. f. w. Eine Fülle von feinen Bemerkungen ! 

An diefem reichen Schaß hat num wohl jeder Nationalöfonom je nad) feinem 
Stantpunfte viel auszufegen gehabt, und wir thaten es ja auch, dennoch ftehen 
menige öfonomifche Schriftfteller in folder Achtung als N. Freilich diefe Achtung 
ift fehr verfchiedener Art, bei vielen wohl nur eine Art heilige Scheu vor ber 
„Tiefe feines Geiſtes,“ welcde heilige Scheu in Wahrheit nicht viel mehr 
als das verfleivete Eingeftänpniß ift, Vieles in dem allerdings bei ver erften 
Lektüre ſchwer verftändlichen Werke nicht verftanden zu haben. Und in ver That 
feine Prineiples wie vie andern Schriften find feine Bücher zum einmaligen Leſen, 
fondern zum oftmaligen Studium. Der Grund bievon ift nicht nur die nicht zu 
leugnende aber für die Methode auch faum zu vermeidende Schwerfälligfeit, fon- 
bern der ungeheure Reichthum von Gedanken, ber in den wenigen Kapiteln ent- 
balten ift. Sodann muß man im Studium R.'s bei jevem Kapitel feine gefamm- 
ten früheren und vielfach fogar feine fpäteren Deduktionen ar vor Augen haben. 
Das ift natürlich nur durch mehrmaliges Lefen zu erreichen, und einen rechten 
Nugen bat man erft von einer zweiten, vritten, vierten Lektüre, bei der man aus 
dem erftmalisen Lefen den ganzen Grundgedanken nocd gegenwärtig bat. Dann 
hören die ewigen Abftraftionen, die ewigen Borausfegungen auf ermübend zu 
wirken, und dann lernt man e8 an der Hand von R. abftraft die Sache zu 
betrachten. Freilich fann dann immer nur gefagt werben, unter gewiſſen Bebin- 
gungen wirft ein wirtbfchaftlihes Moment fo und fo, oder, wenn man biefe ge- 
wiffen Bebingungen nicht ftellt, e8 bat die Tendenz fo und fo zu wirken. Es 
ift das die Behandlungsart, melche der geiftuolle von Thünen als das „Ifoliren“ 
der wirtbfchaftlihen Erfcheinungen noch weiter ausgebildet hat (vergl. Artikel 
Thünen). Die Methove R.'s, melde viele Schüler gefunden hat, und nicht bie 
unbebdeutendften Namen, wie Hermann, v. Thünen, theilmeife St. Mill, v. Man- 
goldt fann auch die mathematifirende genannt werben, nicht weil die wirthichaft- 
lihen Säge in mathematifhen Formeln ausgebrüdt werden (R. thut das befannt- 
ih niemals), ſondern weil fie darin ausgebrüdt werben können. Außerbem hat 
das Stutium feines Buches denfelben Vortheil wie das der Mathematif, über- 
baupt folgerichtig denken zu lernen, und daneben ven, wirtbfhaftlich folge 
vihtig denfen zu lernen. Wenn ver Lefer von biefem Gefichtspunft ausgeht, ſchadet 
es auch nichts, daß, wie wir zu zeigen fuchten, der größte Theil der „Prineiples* 
die konfeguente Ausführung eines Irrthums ift, ja der Nuten des Studiums fann 
durch die deswegen fehr nothwendige Kritif um ein Großes erhöht werden. 

Literatur. Bon den genannten Schriften R.'s, welche alle mehrere Auf- 
lagen erlebt haben, eriftirt in England feine Gefammtausgabe, wohl aber in 
Branfreih in den Oeuvres complötes de D. Ricardo traduites en frangais par 
M. M. Constancio et M. Fonteyraud. ... et précédées d’une notice biblio- 
graphique sur la vie et les @crits de l’auteur, par Fonteyraud. Paris 1847, 
aud als tome XIII ver Collection des Prineipaux Economistes. Die Principles 
find ins Franzöfifche zuerft 9818 von Gonftantio überfegt. Deutfche Ueberfegung 
zuerft 1821 Weimar, fpätere von Baumftarl 1837. 

Eine vollftändige Monographie über R.'s Leben und Schriften befiten wir 
nicht. Das Befte varüber ift die Schilderung Baumftarks: „Aus David Ricardos Le— 
ben“ (dem wir befonders in Darftellung der Lebensſchickſale gefolgt find) vor ber 
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Ueberfegung ber Principles und bie „Land- und Bolfswirthichaftlichen Erläuterungen 
zu R.'s Syſtem“ von ebendemfelben, ferner die oben genannte notice bibliogra- 
phique von Fonteyraud, enblid) in dem Annual «bituary vom Jahr 1823, im 
Scotsman, Penny Encyclopedia, in der Brougham’ihen Gallerie berühmter 
Männer unter der Regierung Georgs III., in dem Dictionnaire de l’Economie 
politique rt. Ricardo von Garnier. Vergl. endlich die Werke über Gefchichte ver 
Nationalötonomie befonders das von Kaug S. 499 — 522. Im Einzelnen enthal- 
ten über R. beſonders viel vie Werke über das Bankweſen und die Grundrente, 
Pr €. Laëpeyres. 
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Johann Armand du Pleſſis, Kardinal: Herzog von Richelieu, geboren 
1585, geftorben 1642. 

- Bon Fürften glaubt man, daß dur die früheften Jugendeindrücke ihre poli- 
tifhen Hauptgefichtspunfte für das ganze Leben feftgeftellt werden. Vielleicht ift es 
bei andern Menfchentindern ähnlih. Nun ift R. geboren 1585, in welchem Jahre 
der achte, von Spanien, in der Abfiht der Erniedrigung der franzöfifhen Macht 
einheit, geſchürte Religionskrieg in Franfreih begann, während vefien 1589 König 
Heinrih III. ermordet wurde, mit weldhem das föniglihe Haus der Balois aus: 
ftarb, und der Bater R.’S als Anhänger Heinrihs IV. von Bourbon bei der Be- 
lagerung von Paris fiel. Der Sohn, Johann Armand, zuerft für die Laufbahn 
ver Waffen beftimmt, aber zarter, reizbarer Gefundheit, erhielt ſchon 1607 das 
Bistum Lügon, weldes mitten zwiſchen proteftantifchen Bevölkerungen in Nieder- 
poitou (ſüdlich von der unteren Loire) ſich behauptete. An dem Kampfe mit geifti- 
gen Waffen, welchen Heinrich IV. offen ließ, betheiligte fih aud der junge Bi- 
hof. Heinrih IV. wurde im Jahre 1610 von einem Fanatiker ermordet, weil er 
den Papſt, welher Gott fei, befämpfe. Seine Bolitit, weldhe die Großen zum Be- 
ften des Volks niedergehalten hatte, und eben im Begriff war in Italien den 
Kampf gegen die drohende Weltmonardie Spaniens wieder aufzunehmen, mußte 
von feiner Wittwe Maris von Medici aufgegeben werden, welche für ihren un— 
münbigen Sohn Ludwig XIII. die Regentihaft führte. Aber mit ihren reihen 
Penfionen an die Großen goß fie nur Del ins Feuer. Diefe glaubten im Stande 
zu fein den König in die Stellung des deutſchen Kaiſers zurüdzubrängen; die 
unabhängige Stellung des deutfhen Reihsfürften war ihr Ideal. Ihr Grundbeſitz 
mit feften Plägen diente ihren Forderungen als ftarfe Bafis. Betrachten wir eine 
Karte von Franfreih vom Jahre 1610, fo fehen wir die Herzoge von Guiſe im 
Beſitze eines großen Theils von Lothringen, die Bourbon-Montpenfier in der weft: 
lihen Normandie und im inneren frankreich nebft den Bourbon-Conde fürftlich be— 
gütert, die Tremouille weithin, namentlich gegen Süden, an ber unteren Loire. 
Sie alle befaßen ihre armirten feften Pläte. Die nah Erblichkeit ftrebenven 
Gouverneure ftügten fih, die Herzoge von Longueville auf die Normandie, vie 
Rohan-Vendome auf die Bretagne. Diefelben Großen, welhe als Führer der Ligue 
das Erbredt der Krone befämpft und getradhtet hatten, die Hugenotten auszurotten, 
verbanden fich jegt mit den Führern berfelben zur Schwächung ver Krone. Dazu 
follten die Oeneralftaaten der drei Stände dienen, welde 1614 einberufen werben 
mußten. Allein ver Bürgerftand machte die Noth der aderbauenden Bevölkerung 
geltend. Indem er aber im Interefje des Volkes und der Krone die Gerechtſame 
des hohen Klerus zu beſchränken ſuchte, machte er diefen zum Bunbesgenofjen des 
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Adels. So gingen die legten Generalftanten Frankreichs ohne pofitives Refultat 
au Seinander, nachdem darin der junge Bilhof von Lüçon no die hohe Stellung 
der Geiftlichkeit im alten Frankreich als Mufter vorgeftellt hatte. In ihren Hän- 
den fei damals der Abſchluß von Verträgen, vie Leitung der Finanzen gewefen, 
die Auffiht über vie Verwaltung ſei ihr zugeftanden; Frankreich habe fünf und 
breißig Reihsfanzler aus dem Schoos ves Klerus gehabt. Damit ſprach er zugleich 
die Gefühle ver Regentin aus, welde ſich der fpanifchrultramontanen Partei er- 
geben hatte und ihren Sohn mit einer Infantin vermählte. Der Landsmann der 
Königin, Concino, ald Marſchall d’Ancre übermädhtig zog den jungen Biſchof, deſſen 
Klugheit Graubärte befhäme, als Stantsfefretär in das ultramontane Minifterium. 
Der Marjhall gab vor die Hoheit und Gewalt ver Krone gegen die Großen zu 
vertheidigen, aber er verfolgte diefe, weil fie den Auflömmling veradteten und er 
überftrahlte weit die Hofhaltung des jungen Königs. Mit dem Adel einverftanden 
ließ Ludwig den Marfhall durch feine Garveoffiziere ermorden; auf die Nachricht 
von feinem Tode rief Ludwig: jegt bin ih König! R. wurde in die Berbannung 
geſchickt. 

Die Regierung wurde alsbald von einem Günſtlinge Ludwigs, dem Herrn 
von Luynes angetreten. Die über ihre Ausſchließung aus derſelben beleidigten 
Großen fammelten fid um Epernon, zu welchem die eben darüber enträftete Königin- 
mutter entfloh. Auf die Empfehlung von Freunden R.'s in der Umgebung des 
Königs wurde der Biſchof heimlih an die Königinmutter geſchickt; der König nügte 
feine Waffenerfolge mit Mäßigung in einem Bertrage aus, welder die Mutter 
mit ihm verföhnte, indem der Sohn ihr wieder Einfluß gab. 

Nachdem aud die Öugenotten gevemüthigt waren, mußten die Fortfchritte der 
Spanier befonvers in Deutſchland nah Befiegung des Vorkämpfers der Refor- 
mirten, Friedrichs, Königs von Böhmen und Ehurfürften von ver Pfalz, die Auf- 
merfjamfeit der franzöfifchen Politit fehr in Anfprudh nehmen. Da die Baiern 
und bie öſterreichiſchen Habsburger, als die ſchwache Nebenlinie ver ſpaniſchen, ben 
Rhein, das Eljaß den Spaniern zu überlaffen genöthigt und gemeint waren, fo 
wäre Frankreich auch auf feiner Oftfeite von Spanien eingefhloffen worden. Spanien 
war entihlefien Alles an diefe Erwerbung zu jegen, um nicht blos zur See, längs 
ven Küften des feinpfeligen Englands eine Verbindung mit feinem wiebereroberten 
Belgien zu haben. Während fo von ven Niederlanden das ſpaniſche Gebiet bis 
an die Grenze von Savoyen gereicht hätte, bemädhtigten fih die Habsburger vom 
fpanifhen Mailand und von Tyrol aus des Beltlins, der Päſſe von Graubünden, 
wodurch die Verbindung zwifhen dem fpanifhen Italien und dem habsburgifchen 
Deutihland gefichert war. Dies hatte die Politik Heinrihs IV. ſtets zu verhindern 
gewußt; aber die jpanifh-ultramontane Bolitif ver Königinmutter hatte die Bundes— 
genofien Frankreichs an diefen wichtigen Punkten verloren. Nur ein Krieg ſchien 
die verlornen Stellungen wieder gewinnen zu fünnen. Allein die Familie Sillery, 
im Befige des franzöſiſchen Minifteriums, wollte e8 aus Rückſicht auf die Finanzen 
nicht weiter fommen laſſen als zu einer Kriegsdrohung. Unter Einwirkung des 
Papftes verftändigte man fi dahin, daß den fpanifhen Truppen der Durchzug 
dur das Beltlin zwar nicht aus Deutihland nad Italien, aber aus Italien nad 
Deutſchland offen ftehen follte. In Italien gab es ja feine Keger zu befämpfen, 
aber in Deutſchland. Mit viefem Abkommen war der Ehre Yranfreihs nur zum 
Schein, feinen Interefien war durchaus nicht Genüge gethan. Die Gefahr gewann 
für die Königinmutter erft Geftalt in der Furcht, der Thronerbe Karl von Eng- 
land möchte eine Infantin heirathen, während fie gehofft hatte, er werde um ihre 
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Tochter Henriette werben. Die Sillery, welche dieſe gefährliche Wendung verfhul- 
det haben follten, fuchten fi zu halten, indem fie beabfichtigten die Großen in ven 
geheimen Rath des Königs zu ziehen. Die Königinmutter ftellte vem Könige vor, 
welche Schmach eine ſolche Vormundſchaft für ihn wäre; die Sillery wurden ge 
ſtürzt. Iegt im Auguft 1624 wurde R., welcher mit der Königin Hand in Hand 
im Einfluß geftiegen, durd fie zum Karbinal erhoben worden war, an die Spite 
des Minifteriums geftellt. 

Ohne übermäßige Rüdfiht auf den Papft brachte der Karbinalminifter bie 
englifche Heirath zu Stande und warf durd einen fühnen Handſtreich die päpftliden 
Truppen aus dem Beltlin, welches fie im ſpaniſchen Interefie befegt hielten. Wei- 
ter ging er vorerft nicht; wäre ed doch eine Umftürzung der Weltverhältniffe ge- 
weien, wenn er durch einen förmlich erklärten fpanifchen Krieg den Katholizismus 
in feinem deutſchen Stegeslaufe aufgehalten hätte. Brauchte er doch feinen ganzen 
Einfluß als Kardinal und als Biihof, um das Bündniß mit Holland zu erneuern, 
indem er betheuerte, wenn an irgend einem Punkte der Welt beurtheile man in 
Rom die Dinge nit weniger nad den Erforderniffen ver Macht, als nad dem 
Intereffe der Kirche. In Rom halte man zu große Rüdficht auf Rom für Schwäde. 
Obgleich überzeugt, daß die Kraft im Kampfe erftarfe, von dem Bewußtſein be- 
herrſcht, daß die äußere Politif feine Stärke fei, hegte er doch auch feine inneren 
Reformplane. Die Gemalten und Güter der Krone, welche befonders feit der Er- 
morbung Heinrihs IV. in die Hände der Großen, der Parteien gerathen waren, 
durch Käuflichkeit und Erblichkeit der Aemter fi zum Theil im Befig der parla- 
mentarifchen Familien befanden, wollte er wieder zu Handen des Königs bringen. 

Der tolltühne Führer der Hugenotten hatte königliche Schiffe genommen und 
fi der Infeln vor Rocdelle bemächtigt. Während die Hugenotten von Spanien 
unterftigt wurben, um bie Macht der Krone Franfreih zu lähmen, ſchrie bie 
fpanifche Partei gegen R., als wäre er durch ben Hanpftreih im Beltlin ſchon 
ertommunicirt. Er aber ließ es feine Hauptforge fein die fehlende Kriegämarine 
fih zu verfhaffen. Das reformirte Holland, in Betracht der Subfivien die es 
von Frankreich bezog, nahm franzöfifhe Soldaten in feine Schiffe auf; R. be 
mühte ſich die Pfalz wieder dem vertriebenen Churfürften, Friedrich, Schwager bes 
Königs von England, zu verfhaffen und bekam dafür englifhe Kriegsſchiffe ohne 
Mannſchaft, va diefe wohl nicht gegen ihre Glaubensgenofien gefodhten hätte. Sie 
wurden von Franzofen bemannt. So wurden die Roceller in ihrem Fahrwaſſer 
befiegt. Die ultramontane Partei verlangte jebt die Vernichtung der Reformirten, 
um die dadurch erft rüdenfreie Macht der Krone Frankreich, mit Spanien vereint, 
zur Niebertretung der Kegerei auch in der germanifhen Welt zu verwenden. R. 
aber, welchem e8 darum durchaus nicht zu thun war, wußte durch die englifche 
Geſandtſchaft die Abgeordneten der Reformirten zu bewegen, daß fie im Frühjahr 
1626 bie Bedingungen des Königs rafh annahmen. Dafür überrafchte ihn bie 
ultramontane Partei mit einem Vertrag, welcher den Frieden mit Spanien feft- 
ftellte. R's Darftellung der Streitpunfte als einer Ehrenfahe für den König von 
Frankreich hatte indeß auch darin Genugthuung erlangt; die fatholifhen Veltliner 
mußten unter bie Herrfchaft der großentheils reformirten Graubündner zurüdtehren 
und fo war Spaniſch-Italien von Deutfh-Defterreih getrennt. 

Abermals waren e8 die Großen, welde eine Intrigue gegen den ohne fie 
regierenden Karbinal anzettelten, indem fie für den achtzehnjährigen Bruder bes 
finderlofen ſchwächlichen Königs, Gafton d'Orleans, Sig und Stimme in deſſen 
innerften Rath verlangten. Aber R. wurde dadurch nicht blos im Vertrauen bes 
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gefränkten Nöniges befeftigt, er hatte auch bie,öffentliche Meinung dabei entſchieden 
auf feiner Seite. Er ſuchte fi in derfelben und durch dieſelbe zu befeftigen, indem 
er die Notabeln wieder einmal zu einer Befprehung um ten Thron verfammelte. 
Diefe, großentheils die Spigen des Bürgerthums, ftimmten laut der Gründung 
eines königlichen Heeres von zwanzigtaufend Mann zu, fie billigten es, daß R., 
während er vie übrigen Gewalten beim Ausfterben ver Inhaber der großen Neiche- 
ämter mit der Krone vereinigte, ſich jelbft zum Großadmiral des Königreichs er- 
nannte. Eine Flotte war die Bebingung wie bes Seehanvels, jo einer ftarfen 
innern und äußern Bolitit. Gelbft die ultramontame Partei war ganz damit eine 
verftanden. Denn während Tilly und Wallenftein die Proteftanten in ganz Nord— 
beutfchland niederwarfen, erhob fich der Ultramontanismus zu der Hoffnung, mit 
den vereinigten Kräften Frankreichs und Spaniens, welches noch im Krieg mit 
England lag, aud England, die legte Burg der Reformation zu ftürzen. 

Diefes ahnte Bukingham, welcher am Steuerruder der englifhen Geſchäfte 
ftand. Er wollte vem Angriff zuvorfommen, indem er fih zum Beſchützer der zu 
ven Waffen gerufenen franzöfifchen Proteftanten aufwürfe, mit ihnen die Seeherr- 
haft Englands aufrecht erhielte. Bon der Normandie an, der Weftküfte entlang 
bis zu den Pyrenäen hinab waren dieſelben Provinzen, um deren Beſitz England 
Jahrhunderte lang mit Frankreich gerungen hatte, jegt mit Hugenotten durchſetzt. 
Sie follten jegt wie ein Keil zwiſchen Spanien und Frankreich eingetrieben werben. 
R. theilte die Plane der ultramontanen Partei nicht, er hätte das Bündniß mit 
den Seemähten gegen Spanien gerne durch Opfer erfauft und geftattete England 
eine jonft nie geduldete Einfprache in die Berhältniffe der Krone zu ihren hugenot- 
tiihen Unterthanen. Aber die Leidenschaften waren einmal entzündet. Mit der Bes 
gründung, daß der unter Bermittlung Englands geſchloſſene Frieden von der Krone 
Tranfreih den Hugenotteu nicht gehalten worden jei, landeten im Sommer 1627 
die Engländer auf den Injeln vor Rochelle. R. wußte die flachen Boote der fran- 
zöſiſchen Basken jo zu benügen, daß die Engländer bei anbredhendem Winter mit 
ſchweren Berluften heimfehrten Und nun war es für den König und für R. ein 
Genuß, wetteifernd mit den Dammarbeiten Aleranders des Großen gegen Tyrus, 
Nochelle vom Meere abzufperren. Die Engländer wagten feinen ernftlihen Ber- 
fub tagegen. Am Allerheiligentage 1628 zogen die Sieger in die ausgehungerte 
Stadt ein, welde mit ihren Feltungswerfen ihre Municipalunabhängigkeit verlor, 
während den Bürgern die Ausübung ihrer Religion und ihr Eigenthum durch die 
föniglihe Gnade verbürgt wurde. R. hatte den König dur die Vorftellung be- 
febt, daß er erft in Rocelle feine volle königliche Gewalt finden würde. Die ul- 
tramontane Partei um die Königinmutter drängte zu fofortiger Vernichtung des 
Proteftantismus in Südfranfreih nad) dem Mufter der habsburgifchen Belehrung 
Böhmens. Aber R. wandte ſich rafh feinem Hauptzwede wieder zu, welchem für 
ihn die politiihe Entwaffnung ver hugenottiſchen Partei als Mittel untergeorbnet war. 

Der Borfämpfer der Reftauration des Katholizismus, Spanien, hatte diefen 
Krieg Frankreichs gegen die reformirten Mächte dazu benügt unter dem Vor- 
wande, daß dem deutſchen Kaifer die lehensoberherrlihe Verfügung zuftehe, das 
Erbredyt der Gonzaga-Nevers in Mantua und befonders im Montferrat anzufech- 
ten. Diejes, weitlih an ihr Mailand anftoßend, lag ven Spaniern ganz gelegen. 
In Cafale hielt fih von ihnen belagert der Nevers. Da er franzöfifher Vaſall 
war, eilte R. dieſe Gelegenheit zu Eindämmung der fpanifhen Macht zu benügen, 
Savoyen, welhem das weftlihe Monferrat won Spanien überlaffen war, fperrte 
die Aipenpäffe gegen Frankreich. Den jehsten März 1629 nahm Ludwig aus R.'s 
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Hand die Hoftie und die Franzofen brachen fi im Sturme Bahn durch den Schnee 
des Mont Geniepre. Der Herzog von Savoyen mußte fi anſchließen, tie Spanter 
hoben die Belagerung von Gafale auf. Uber R. widerftand der Yodung Mailande. 
Der Bapft und die großen Städterepublifen dankten ihm dafür, daß er das Joch 
ber fpanifchen Oberberrfhaft von ihnen genommen. Das eben noch fo gefährdete 
Benedig vermittelte dankbar den Frieden Franfreihs mit England, worin dieſes 
die noch unter Waffen ftehenden Öugenotten der Sevennen und Languedocs preis- 
gab. Wie unnatürlih, mie antinational deren Stellung geworben war, erhellt 
auf dem Subfivienvertrag, welden ihr Führer Rohan mit Spanien eingegangen 
hatte, indem er die Bildung eines proteftantiihen Staates im Südweſten Frank— 
reihe in Ausfiht nahm. Da die Proteftanten längft nicht mehr, wie zur Zeit der 
Ligue und Heinrichs IV., das nationale Königthum gegen eine fanatifche Partei 
und gegen die Meifterlofigfeit der Großen ftügten, vielmehr nun wiederholt deren 
Verbündete geweſen waren, mußte R. mit Anerbietung ver Religionsfreiheit, unter 
Androhung und Anwendung der äußerften Zmangsmittel fie dem Staate unter- 
werfen, Und fo geſchah es im Feldzuge 1629. Ihre befeftigten Sicherheitspläge 
wurden entwaffnet. Allerdings war die nur durch die perfönliche Gnade des Königs 
verbürgte Religionsfreiheit weit entfernt diefelbe Sicherheit zu bieten, welde nur 
eine freie Staatsverfafjung geben konnte. R. wurde durch die Gewalt der großen 
Weltverhältnifie immer mehr auf bie äußere Politif gedrängt. Hätte er aber wohl 
ohne diejes VBerhängnig etwas Anderes zu begründen geſucht als einen aufgeflärten 
Abjolutismus? — Aus Allem aber erhellt, wie jchief ber tauſendmal blind wieder: 
holte, zu einem gejhichtlihen und politifchen Ariom erhohene Sag ift, R. habe 
den Proteftantismus im Innern unterdrüdt, im Ausland unterftügt. Es handelte 
fih für ihn überhaupt gar nicht um den Proteftantismus. Hätte ihm bie ultra- 
montane Partei ter Königinmutter freie Hand gelaffen, fo würde er wohl durch 
ftrenge Haltung des 1626 von England vermittelten Friedens mit den Hugenotten 
diefe ohne Blutvergießen zu ſchlichten franzöfifhen Bürgern gemacht haben. 

. Die Reputation des Ueberwinders der Hugenotten war nebſt feinem kirchlichen 
Charakter für R. body nöthig, um der habsburgiichen Uebermacht, welche für iden- 
tiſch mit der katholiſchen galt, bei ihrem Hervorbrehen aus dem befiegten Deutjch: 
land entgegen treten zu können. Der Kaifer befegte wieder Graubünden und be 
lagerte den Gonzaga-Nevers in Mantua, während die franzöſiſche Beſatzung in Ca- 
fale von den Spaniern belagert wurde. Der eben zum Principalminifter ernannte 
N. „war von dem franzöfifhen Ehrgeiz, nicht die zweite Rolle in der Welt zu 
ipielen, wie von einer perſönlichen Leidenſchaft erfüllt,“ jagt Ranke. Der Herzog 
von Savoyen hielt fih in feiner angeftammten, natürlichen Zweideutigkeit. Um fi 
der Schlüffel zu Italien ein für allemal zu verfichern, mußte aud R. zugleich ala 
Feldherr wie ald Staatsmann auftreten; und fo ritt er, als er im März 1630 
wieder über die Alpen ging, im Stahlharnifhe einher. Er belagerte und eroberte 
die Feftungen von Savoyen und namentlih das früher von den Franzofen lange 
befeflene und befeftigte Pinerolo, in der öftlihen Deffnung eines der Waldenfer- 
thäler. Er ließ fich indeß abermals nicht weiter nad Italien bineinreißen. Aber 
er ermutbigte Guftav Adolf durch einen Vertrag im Juni 1630 an der nord» 
deutſchen Küfte zu landen, nachdem die ultramontanen deutſchen Fürften vie Ent- 
laffung Wallenfteins durdgefegt hatten. R.'s Friedensunterhändler in Negensburg, 
ver ſchlaue Kapuziner Jofef, wußte auch die fatholifhe Ligue vom Kaifer zu tren= 
nen, welder fi num bereit finden ließ, den Nevers mit dem von den faiferlichen 
Truppen eroberten Mantua zu belehnen; allein dies war R. eine Nebenfache. 
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Während er die Welt in neue Geleiſe brachte, war ſeine perſönliche Stellung 
die bedrohteſte. Als er ſiegreich nach Lyon zurückkehrte, lag der König auf den Tod 
krank und die Königinmutter Maria gab ihrem früheren Günſtling ihre Ungnade 
zu erfennen. Die ultramontane, dem Bündniß mit Spanien geneigte Partei hatte 
Maria gegen ven Karbinal, welcher nicht ihre Kreatur fein wollte, beſonders durch 
die Vorftellung erbittert, daß R. die Töchter Marias, die Königin von Spanien 
und bie Herzogin von Savoyen, wie früher die Königin von England befriege. 
Wirklich hatte R. für blos dynaftifche Intereffen feinen, er hatte nur für bie Ehre 
und für den Nuten des Staats und der Krone Sinn. Diefen hatte er auch in 
Ludwig XIII. geftärkt und Ludwig hatte die wichtigfte Tugend, den wichtigften Sinn 
des Fürften, er wußte das Verdienſt zu erfennen, zu ehren. Er erkannte, daß R. 
alle ihm mangelnden großen Eigenfhaften, um die Erfolge vorzubereiten und bis 
zu deren öffentlicher Rechtfertigung durchzuführen beſaß. So murbe der eilfte 
November, an welchem Ludwig den vergeblihen Verfuh machte, den Kardinal mit 
feiner Mutter zu verföhnen, an weldem deſſen Feinde ſchon mit der Königin— 
mutter über feine Entlaffung triumphirten, als journde des dupes gefennzeichnet. - 
R. wurde dur den Willen des Königs in der höchſten Gewalt befeftigt. Bon 
feiner Mutter geftachelt zog ſich der Thronfolger Gaſton d'Orleans nad Loth— 
ringen, die Königinmutter entwic in die fpanifhen Niederlande, vie Gattin des 
Königs, die Infantin Anna erhielt die Verbindung zwifchen Spanien und den 
Frieden R's Allein dadurd wurde Ludwig XII. nur ‘in feiner Verbindung mit 
dieſem befeftigt, in deſſen Sache er die eigene ſah. 

Indeſſen reifte auch die Saat R.'s im Auslande. Nachdem die Spanier mit 
Frankreich Frieden gefhloffen hatten, trat zu ihrer Ueberrafhung der junge Her- 
zog von Savoyen Pinerolo gegen Weftmonferrat an Frankreich ab und die Graue 
bündner überließen den Schuß ihrer Päffe den franzöfifhen Waffen unter dem al- 
ten Borfämpfer der Hugenotten, Rohan; Guftav Avolf, 7. September 1631 Gier 
ger bei Leipzig, eilte dem Nhein zu und verhinderte dadurch die Spanier ven zahl- 
reihen Unzufrievenen in Frankreich hilfreiche. Hand zu bieten. So befam R. Raum, 
um ben früheren ultramontanen Gegenkönig Heinrihs IV., Guiſe aus der Pro- 
vence zu entfernen, Die alten Stände Languedoes erhoben ſich für feine altſtändiſche 
Berfaffung und halbe Unabhängigfeit; aber ver Bürgerftand half den königlichen 
Truppen die Biſchöfe vertreiben und die Burgen des Aoels niederreißen. Montmo— 
rench, feit lange ein halber König im Süden, lange R.’s Freund, murbe 30. Of: 
tober 1832 in Touloufe enthauptet. 1) Dem Thronerben Gafton d'Orleans, wel: 
cher fih hatte unterwerfen müffen, wurde dadurch alle Ausficht abgefchnitten fich 
Anhänger zu einem neuen Aufftande zu gewinnen. Er entwid; nochmals in die 
fpanifchen Niederlande. R. befegte alle Stellen mit ihm zuverläffig Ergebenen. Die 
großen Generalftatthalterfchaften wurden in mehrere Bezirke getheilt und wo, wie 
im Süden, ftänpifche Selbftverwaltung belaffen wurde, dieſelbe unter eine ſolche 
Regierungsauffiht geftellt, daß feine Auflehnung mehr möglid war. 

So fonnte fid denn R. gegen den Rhein wenden und mußte ed auszunügen, 
daß er für feine der friegsführenden Theile offen Partei genommen hatte. Der 
ultramontane Erzbifchof von Trier nahm in das von ihm befeftigte Ehrenbreitftein 
im Mai 1632 franzöfifche Befagung auf, um es nicht in vie Hände der Prote- 


— — — — 


) Die ſtaatsmänniſche Größe R.'s imponirte dem Patrieten der Provinzialunabhängigkeit 
fo ſehr, daß er jenem einige feiner ſchönſten Gemälde teftamentlich ſchenkte. 
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ftanten fallen zu laffen. Er beftimmte fogar R. zu feinem Nachfolger in Trier 
und in feinem Bisthum Speier. Der Herzog von Lothringen, welcher trog bem 
Widerſpruch Ludwigs XIII. jeine Schweiter dem Gaſton d'Orleans vermählt hatte, 
übergab feine ſtark befeitigte Hauptftabt Nancy an das fünigliche Belagerungsbeer. 
Die in Frankreich ſelbſt, wurde dur die Einſetzung von Gerichten der faftiiche 
franzöfiihe Befig in Lothringen, trog der faiferlihen Oberlehensherrlichkeit, immier 
mehr befeftigt und ausgedehnt. Der Kaiſer war in Deutſchland Parteihaupt ge— 
worden die friegführenden Konfeſſionen haften jede die andere bitterer als das; Aus- 
land. Proteftantiihe Stäbthen im Elſaß nahmen in der Noth franzöfifhe Be— 
fagungen ein, um nicht von fpanifhen gequält zu werben. Waren doch aud Re— 
formirte Marfhälle des franzöfifchen Heers. Der von dem proteftantifchen Rhein— 
grafen hart belagerte fatholiihe Fürft Salm übergab feine Burgen im Eljaß au 
Frankreich, was er ausprüdlid damit motivirte, er gönne die Orte lieber ben 
Franzoſen als den Proteftanten. 

Über die Spanier, vurh den Tod Guſtav Adolfs (6. November 1632) er: 
mutbigt, richteten gerade aud auf das linfe Rheiufer ihre Abjicht, indem fie ven 
Plan wieder aufnahmen, ihre Niederlande mit Italien in Verbindung zu fegen, 
um Frankreich von Oft und Weit und in Italien anzugreifen. Dagegen war nicht 
blos R., fondern aud der Papft und Wallenftein, viefer, ſchon weil er zu ven 
Zwede einen Theil feines Heeres abgeben follte, welches ungeſchwächt für feine Ab— 
fihten auf die Krone Böhmen nöthig war. Wallenftein fpann Unterhandlungen mit 
R. an, deſſen befonnene Politif den leivenfhaftlihen Aufwallungen Wallenfteins 
weit überlegen war. Während viefer, der Heros fo vieler „Großdeutſchen“ unfrer 
Tage, taran dachte, Ludwig XI. auf ven deutſchen Kaiferthron zu fegen, ge— 
währte ihm R. Gelvunterftügung gegen das bloße Berfprechen, die von den Trans 
zofen im Elſaß befegten Orte nicht anzugreifen. So brachte denn aud die Er- 
morbung Wallenfteins (25. Yebruar 1634) feine unmittelbare Störung in R's. 
Errungenfdaften. Allein die fpanifhe Partei fiegte jegt vollftändig in Wien und 
machte den Kaifer vollends zum Werkzeuge der antifranzöftfhen Plane Spaniens. 

In Folge ver Nieverlage bei Nörvlingen, 6. September 1634, übergaben bie 
Schweden und ihre deutſchen Bundesgenoffen die Tefte Philippsdurg und viele 
Drte des Elfaßes an die Franzofen, welche bier mit den nachbringenden Bayern 
und dem Rache fchnaubenden Herzog von Lothringen handgemein wurden. Die 
norddeutſchen proteftantifhen Fürſten, durch die Ländergier der Schweden und ber 
Franzoſen erbittert, nahmen die Zugeftänpniffe des Kaijers mit Friedliebe auf; 
fo blieben nur noch die oberdeutfhen Proteftanten und die Schweden gegen ten 
Kaifer und Spanien auf dem Plan. War es da zu verwundern, daß ber ſchon zu 
Wallenfteins Lebzeiten vorbereitete Plan, Franfreih anzugreifen, im Vertrauen 
auf Einverftändniffe mit den franzöfifhen Großen, in Madrid zur Reife gedieh. 
"Mein R. brach diefen die Spitge ab, indem er dem von Heimmeh kranken Gafton 
die Heimkehr als Preis feiner Unterwerfung gewährte. Nichts defto weniger blieb 
man in Madrid entfchloffen, R. am Rhein, in Graubünden, in Italien aus allen 
jeinen Stellungen zu verdrängen, biefer war genöthigt die bisher leichten Erobe- 
rungen num ernftlich zu gewinnen. Mit ihnen wäre auch feine Stellung im Innern 
Frankreichs gefallen. Daher beantwortete er die Oefangennahme bes Chur— 
fürften von Zrier, welcher fih unter franzöfifhem Schuß geftellt hatte, und 
die Befegung feines Landes durch die Spanier, im Mai 1635 mit der 
Kriegserklärung. 

Die bisherigen Brandftätten des Kriegs wurben durch den offen wieder aus— 
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brehenden Kampf Spaniens und Frankreichs um die Oberherrſchaft wie durch einen 
Sturm aufgefhürt. . 

R. hatte Einverftänpniffe mit Belgiern, welchen er die Errichtung einer 
Bundesrepublif nach dem Mufter ver Schweiz unter franzöfiihem Schuge verfprad; 
bie dentſchen Fürſten lodte er dur die Verheißung der Selbftändigfeit vom Kai- 
fer ab; R's. Bertrauter, der Kapuziner Jofef, betheuerte ven Italienern bei feiner 
Kutte, man wolle Italien den Italienern laffen. 

R., bei Hof und in ven franzöftfchen Provinzen noch nicht befeftigt, hatte bis— 
ber kurze Feldzüge, wie Stöße nad allen Richtungen geführt, welche fih Napoleon 
III. zum Mufter zu nehmen fcheint. Jetzt aber trat er am Rhein in den großen 
Krieg ein. Die franzöflfhen Heere erfchienen in der nie erhörten Stärke von 
132,000 Mann an allen diefen Grenzen. Aber fie waren der Kriegsübung ber 
deutſch⸗ſpaniſchen entfernt nicht gewachſen. Während ihnen die Negimenter Bern- 
hards von Weimar am Oberrhein etwas Halt gaben, bevrohten die Spanier von 
ihren Nieverlanven aus Paris, welches Johann von Werth mit dem Schreden 
feines fprühwörtlih gewordenen Namens erfüllte. R., von ihnen als der einzige 
Feind bezeichnet, wandte ſich im dieſer Noth an den Patriotismus der Stadt Paris, 
welcher fi glänzend bewährte und den der andern Städte entzündete. So blieb 
das Innere von Frankreich von der Zerftörung und Berwilderung des Kriegs ver- 
Ihont, während die an Menſchenfleiſch gewöhnten Wölfe von Deutſchland aus bis 
in die Dörfer von Lothringen drangen. Bon Auflehnungen der Großen zeigten 
fih nur ſchwache Symptome. Die Ehiwangerfhaft der Königin nah 21 jähriger 
unfruchtbarer Che enthob den Karbinal großen perſönlichen Gefahren. 

In Folge davon, daß der deutſche Kaifer nah Wallenfteins Sturz fih von 
Spanien in den Kampf für deſſen Oberherrſchaft in Europa gegen Frankreich 
hatte bineinziehen laffen, war Lothringen an dieſes verloren gegangen. Es hatte 
ſich in den erften Feldzügen wieder gezeigt, daß weder Spanien Franfreih, noch 
diefes Spanien im Innern feiner Yänder den Frieden aufzuerlegen vermöge. In 
der Fortſetzung des Krieges, am welchem ſich unter der faiferlihen Reichsfahne 
jest auh Brandenburg und Sachſen betheiligten, handelte es ſich hauptſächlich um 
Lothringen. Um fi darin zu behaupten verfprady R. dem tapferen Feldherrn Bern- 
hard von Weimar das Elſaß als Fürſtenthum und zahlte ven Schweden jährlid) 
eine Million Livres. Bernhard, obgleih aud auf die franzöfiichen Subfidien ange- 
wiefen, wahrte gegen den König von Frankreich feine Fürſtenwürde und madhte 
nad ber Eroberung des rheiniſchen Gibraltar, Breifah, 19. December 1638, fein 
Geheimniß daraus, daß er auch den Schwarzwald zu feinem Herzogthum ſchlage. 
R. fürchtete ſchon Bernhard möchte einmal, um einen ungefährlihen Nachbar zu be- 
fommen, dem Herzog von Lothringen wieder zu Land und Leuten verhelfen. Aber 
während feines Borbringens an der Donau, wodurch er den Kaifer zum Frieden 
mit Religionsfreiheit zu nöthigen hoffte, ftarb Bernhard 8. Juli 1639. Seine 
Dberften, jest feine Erben, nahmen auch franzöfiihe Befagung in Breiſach 
auf. Wenn fie gleih mit den Schweden, mit den Heflen engere Waffen- 
brüderſchaft hielten, gehorchten fie doch tem franzöfifhen Führer, dem Herzog 
von Longueville, der ihnen den Sold zahlte. Im Januar 1641 ängſteten dieſe 
vereinten Ötreitfräfte den Reichstag durch ihre nad Regensburg geſchickten 
Kanonenkugeln. 

Wie die Landgräfin von Heffen, fo war die Herzoginwittwe von Savayen 
einer der charakterftärkften Verbündeten R's. Er hatte fie gendthigt aus ihrer 
friedlichen Neutralität heraus in ein Waffenbündnig mit ihrem Bruder Ludwig 
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XIII. zu treten. Uber R. mußte ihr Piemont erobern helfen, ohne daß Montme- 
lian, das den unmündigen Herzog von Savoyen barg, ſich ihm öffnete. 

Die von R. geihaffne franzöfiihe Marine, trefflih geführt von dem Erzbi- 
hof von Bayonne, gefährbete nicht blos die Meberfahrt fpanifher Truppen nad 
Italien, fondern ermuthigte audy die Katalonier fih für ihre Provinzialrehte ge- 
gen Kaftilien zu erheben und die Portugiefen ſich nad fehzigjähriger gewaltfamer 
Bereinigung von Spanien loszureißen. Beide wurden von R. unterftägt. Da Karl 
I. von England, mit Spanien befreundet, die Franzofen an der Eroberung von 
Dünfirhen zu hindern fuchte, fo unterftügte R. das ftreng reformirte Waffenbündnif 
der Schotten, wie feine Borgänger die katholiſche Partei in Schottland ge- 
halten hatten. 

Kurz in allen Nachbarländern ftärkte R. den Provinzialgeift, die Macht des 
Bartitularismus, welche er in Frankreich vernichtete. Der Kampf gegen Spanien 
und das Streben die fpanifhe Staatseinheit in Frankreich aufzurihten war bie 
Summe feiner Politit. Er madte für die der Bürgerkriege müden Franzoſen aus 
dem unbejhränften Königthum eine Art von nationaler Religion. Wie er in Frank 
reich dem tiefften Ringen der Nation zum Siege verhalf, fo wußte er dasſelbe 
auch in jedem der Nahbarnationen zu fördern und als Bundesgenofje desjelben 
fein Fand an die Spige Europas zu ftellen. R. entfernte fi immer weiter vom 
Ultramontanismus, mit deſſen Hilfe er die unteren Sprofien der Madt über- 
ftiegen hatte, hielt die Rechte der Krone und der gallitanifhen Kirche, die ben 
Proteftanten im Edikt von Nantes gegebenen Verfprehungen aufrecht. Die Kor- 
porationen der zu Rom fi neigenden Univerfität und der fi jest an den Thron 
anlehnenden Jeſuiten ließ er fi unter einander befämpfen. Nur den im Janfe- 
nismus ſich regenden reformatoriihen Unabhängigkeitsfinn glaubte er durd Ge— 
fangenfegung des Abts von St. Cyran dämpfen zu müſſen. Er ließ aber ben 
Großen, den Parlamenten Kraft, damit fie der Krone als fichere Träger dienen 
fönnten. Obgleich fein Berhältniß zum König ein immer fkühleres wurbe, fo er— 
fannte dieſer doch darin, daß alle Feinde des Staats, Spanier und wiberfpenftige 
Große, ſtets den Kardinalminifter zum Hauptziel ihres Angriffs machten, das Sie- 
gel feiner Unentbehrligteit für das Staatswohl. R.s Allwiſſenheit ließ jeden feind- 
lichen Anfchlag bis zu dem Punkte reifen, wo bie Betheiligten überführt und ver- 
nichtet werben fonnten. Er weihte den Feinden Frankreichs denfelben perfönlichen, 
vernichtenten Haß, wie den feinigen. Die Mutter des Königs ftarb als Berbannte 
in Köln. Der fharffihtigfte Fältefte Yanatifer für die Krone, konnte er, durd die 
Geburt wenig bevorzugt, ſich fagen, der Staat bin id, und diefer königliche Ein- 
beitsftaat und die Stellung besjelben an der Spige Europas war fein Werk, Als 
er 1642 ftarb, war alles Yand bis an die Pyrenäen mit Frankreich vereinigt, die 
Franzofen ftanden im Matländifhen, und nachdem die Weinmarifhen fih ihnen 
ganz übergeben hatten, mit den Schweden vereint, im Beſitze Norbdeutichlands 
bedrohten fie Bayern. Ein großer Theil Deutfchlands erfannte den Habsburger 
Ferdinand III. als Werkzeug Spaniens nit als Kaifer an. ’ 

Aber die innere Entwidlung Franfreihs hatte R. dadurch unterbunden, daß 
er Spanien auf Tod und Leben bekämpfend Franfreih das fpanifche Syſtem ein- 
impfte. Er konnte über fein Leben hinaus nicht verbürgen, daß die unbefchränfte 
Monarchie eine erleuchtete blieb, noch verhindern, daß das Volk einmal fi ge- 
ftahelt jah, „aus einem Ambos der Hammer zu werden.“ 

Obgleich fein Mann der Ideale, hob R. die franzöfifche Literatur; durch bie 
Stiftung der Akademie fegte er eine Wächterin über die Reinheit der Sprade. Zur 
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Berherrlihung der Krone Frankreich follten franzöſiſche Literatur und Sprache ftatt 
der lateinifchen die Welt beherrſchen und fie beherrfhten bald vie Well. — Er, 
ver Mann der vollendeten Thatſachen, wußte, daß man fie und fidh felbfi nur durch 
die öffentliche Meinung behauptet. Er ftiftete in der Gazette de France die erfte 
Zeitung in Frankreich und fein König ſchrieb ihm viele Leitartifel dafür. 
Literatur. Die gleichzeitigen Memoiren bei Betitot, befonvers die von Pater 
Joſef; die histoires du ministere de R. von Jay und von Bialart; die histoires 
de France sous Louis XIII. von Bezin und von Capefigue; bie Briefe 
des H. Grotius aus Paris; 2. Ranke's franzöſiſche Gefchichte, zweiter Band. 
Neuchlin. 


Nobespierre, ſ. Frankreich, Geſchichte. 


Friedrich und Theodor Nohmer. 


Friedrich Nohmer wurde am 21. Februar 1814 in der fränfifhen Stabt 
Weißenburg geboren. Sein Bater Dr. Johann David Rohmer, Pfarrer an der 
dortigen Anbreasficche, ein Freund von Fichte, Roth, Niethammer, ein Chrift von 
Charakter und ein philofophlicher Geift, war mit Sophie Plant, der älteften 
Tochter des Advokaten Plant, vermählt. Ob das Gefchlecht ver Rohmer aus Ungarn 
ftamme und von magyarifcher Abkunft fei, wie Friedrich fpäter glaubte, ift ungemif. 
Aber fiher ift, daß fchon feit mehrern Menfhenaltern auch vie väterliche, feit 
Jahrhunderten die mätterlihe Familie deutih war. 

Die Geburt Friedrichs fiel in die Zeit der größten nationalen Aufregung 
in Deutſchland. Die Napoleonifche Herrfchaft über Europa brach damals unter 
den heftigen Schlägen der auferftandenen Bölfer zufammen. Mit Abfiht nannte 
ihn der Bater Friedrich; er follte Dur den Namen an die Lebenspfliht erinnert 
werben, für den wahren Frieden unabläffig zu fämpfen. 

Schon als Knabe verlor Friedrich R. feinen Bater — „ven Mann, den er 
am meiften in der Welt geliebt" — dur den Tod. Der Vater hatte eine Wittwe 
und fieben Kinder binterlaffen ohne Vermögen, aber mit Freunden, melde das 
fhwere Scyidfal derfelben zu mildern fuchten. Friedrich wurde aber in Folge deſſen 
fehr früh fich felber überlaffen und als ältefter Sohn das Haupt einer Familie, 
die reich mit geiftigen, aber dürftig mit Bermögensfräften ausgeftattet war. Anz 
fangs von dem Bater zur geiſtlichen Laufbahn beftimmt, erflärte fich dod der 
Knabe ſchon auf dem Gymnaſium zu Ansbach dagegen. „Ich würde als Theolog 
höchſt unglüdtich fein”, fchrieb er der Mutter: „Die Urſachen find nur in mei- 
nem innerften Naturel zu fuchen, und auch ohnedieß würde mich ber geiftlofe 
Streit zwifchen dem ſeichten und erbärmlihen Nationalismus und dem täglich 
finfterer, abfchredender umd gehaltlofer werbenden, nur in der Form beftehenden 
Mofticismus im höchſten Grade abftogen. Ih bin nicht gemacht, lau zu fein und 
mit zwei Parteien zu halten, und würde hier doch feiner von beiden beiftimmen 
fönnen.” Die Ueußerung des fehszehnjährigen Jünglings iſt bezeichnend für feine 
fpätere Entwidlung. 

Die Lehrer liebten den fonterbaren und eigenwilligen Knaben nicht, der nur 
in wenig Fächern fich auszeichnete, in mehrern mittelmäßig und talenılos erfchien. 
Seine Mitfhüler hielten mehr auf ihn, aber den meiften blieb er ferne Gie 
betrachteten ihn als einen Sonverling und munfelten von efftafifchen Zufällen, in 
die er zumellen gerathe. Schon frühe hatte ihn vie philofophifhe Spekulation 
angezogen. Er dachte viel über ſich felbft, über die Natur, über Gott. Eine Zeit 
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fang hatte er fidh wohl für einen Dichter gehalten, bis er” die Selbfttäufchung 
durchſchauen lernte und dann feine Gedichte ins Feuer warf. Immer entfchievener 
trat dann die philofophifche Richtung hervor. Noch vom Oymnafium fchrieb er, 
ein Süngling von 18 Jahren, an die Mutter: „Mein innerftes Beftreben ift es, 
Gott und die Natur zu verftehen und fennen zu lernen; ich ſcheue mid) nicht, es 
zu fagen, daß mein ganzes Leben dieſem Zwecke geweiht fein wird.“ 

Im Spätherbft 1832 bezog er die Univerfität Münden. Die Vorträge 
Schellings zogen ihn anfangs lebhaft an, aber befriedigten ihn nit auf bie 
Dauer. Enttäufht wendete er ſich von Schelling ab. Am meiften verehrte er 
unter den neuern Philoforben Spinoza als den tiefften und aufrichtigften Denker 
der legten Zeiten. Aber es war ihm nicht möglich, fih am einen der Meifter an- 
zufchließen. Er mußte feinen eigenen Weg fuchen. Bon der innern Gährung, 
welche damals in ihm tobte, geben einige Briefe Zeugnig: „Wenn mein geiftiges 
Leben fich bier zu einer Höhe gefteigert hat, wie ich es nie auch nur geahnt 
hatte, fo ift damit auch meine Yeidenfchaftlichkeit zu einem Grave gewachfen, die 
mich oft befinnungslos gemacht hat“. — „Gott Lob, nur wenige find berufen, bie 
innerften und tiefften Kämpfe des Geifles fennen zu lernen. Aber eben fie find 
zu bedauern und forbern das tieffte Mitleiden.“ (Brief vom 30. Jan. 1833.) 
Die heftige Anfpannung aller Geiftesfräfte und das unabläffige Denken über vie 
Räthſel der Welt hatten wohl hauptſächlich die ſchwere Nervenkrankheit verurſacht, 
welche ihn in die Nähe des Todes brachte. Doch erholte er fich wieder und fam 
nun zu einem vorläufigen Abichluß, zu der formalen Definition des Seins, das 
er in feine Urbeftandtheile auflöste, die Unterlage, welche durch Hinwegdenken ber 
Eigenfchaft gefunden wird und die Gigenfchaft, welche fort und fort aus der Unterlage 
hervorgeht. Erft die Berbindung von Unterlage und Eigenſchaft ift wirkliches Cein. 
Die Eine urfprüngliche ewige Unterlage, das Nichts (Nichtfeiende), erfchien ihm num 
als der Grund alles Seins und fomit aud) als ver Grund der Welt. Er machte die neu 
gewonnene Weltanfhauung in einer fleinen, wenig beachteten und noch weniger verftan- 
denen Schrift befannt: „Anfang und Ente der Spekulation." Münden, 1835, 

Gr hatte mit dem Sake: Sein beftehbt aus Unterlage und Eigen- 
ſchaft einen logifchen Echlüffel gefunden, mit dem er fih nun zuverfidtlih an 
die fhwierigften Probleme wagte. Die Weltanfchauung, welche er damals erwarb, 
enthielt zwar die Keime zu feiner fpätern Wiffenfhaft, ver fpefulative Gottes: 
beweis war in ihr enthalten; aber fie war noch ganz pantheiftifch gefärbt und 
durch eine falfche ©leichftellung von Unterlage und Eigenſchaft getrükt, welche ver 
Schellingiſchen Ipentitätsphilofophie entnommen war. Erft fpäter entbedte er, daß 
die Unterlage niemals ganz in der Eigenihaft fihtbar werde, und fam er über 
ven Pantheismus hinaus, ohne in den Theiemus zurüdzufallen. 

Ziemlich gleichzeitig und wie zur Erholung von ernfteren Arbeiten griff er 
in zwei Meinen Schriften tie Yiteratenfchule tes „jungen Deutſchland“ an. Diefe 
Kritit machte viel größeres Aufjchen als vie nene Spekulation, und 309 ihm zahl- 
reihe und gehäffige Feinde zu, welche fih für den ätzenden Spott, mit dem er 
ihre pikante Manier behandelt hatte, zu rächen verfuchten. 

Ihn felber aber befriedigte ter ‘pefulative Abſchluß nur eine Zeit lang. Bon 
andern teutjchen Philofophen unterfchied er ſich auch dadurch, daß ihm nur das 
Wiſſen werthvoll jhien, was fid) anwendbar erwies, Er war von ter Wahrheit 
des Platonifhen Sapes, daß der wahre Philoſoph aud ver wahre Staatsmann 
fein müſſe, durchdrungen und betrachtete die wiſſenſchaftliche Erkenntniß voraus 
als ein Mittel, das ſociale und politiſche Leben der Menſchen zu vervollkommnen. 
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In der Erkenntniß der menſchlichen Seele fah er die Grundbedingung alles praf- 
tifhen Fortfchrittes. Bon jest an gab er fich daher während einer Reihe von 
Jahren faft ausfchließlib pfychologifhen Studien hin. Er beobachtete bie 
Menſchen und voraus beobachtete er fich felber fortwährend, Er war überzeugt, 
aus der eigenen Natur das piychologifhe Geſetz der Menfchheit herauslefen zu 
können. Als Früchte diefer Stuvien, die nur bruchftäcdweife befannt geworben find, 
find zu betrachten: 1) feine organifche Auffajfung der ſechszehn Grundkräfte der 
menfchlihen Seele; 2) die Gelege ihrer Entwidlung in den Lebensaltern; 3) bie 
Anwendung auf die Weltgefhichte und den Zeitgeift; 4) die Beftimmung ber 
individuellen Eigenart und der höchſten Typen der Menfchheit. Hatte er fich 
früher dem Chriftenthum gegenüber entfchieven ffeptifh verhalten, und war er 
von jeher gewohnt, jede überlieferte Meinung der freieften Kritif zu unterwerfen, 
fo gewährte ihm die Piychologie nun unerwartete Auffchlüffe über Chriftus und 
tas Chriſtenthum. Ihre welthiftorifche Größe erfhien ihm nunmehr in einem ganz 
neuen Lichte und er erfannte die geiftige Harmonie «feiner piychologifchen Lehre 
mit den geoffenbarten Olaubenswahrheiten. Zugleich ftieg nun fein ſchon fehr 
früh erwachtes unzerftörbares Selbftbewußtfein zu fchwindelnder Höhe auf. In 
allen Nöthen des Lebens kam er immer wieder darauf zurüd, Es war für ihn 
eine Quelle der Zuverfiht und eine Urſache vieler Leiden. Es fteigerte die An: 
jprüche, übertrieb die Erwartungen der Freunde, reiste den Haß der Gegner und 
ifolirte den ohnehin durch fein jeltfames Benehmen auffälligen Mann faft gänz- 
lich in der Welt, die ihn mit mißtrauifchen Bliden anfah und nicht verftanv. 

Im Frühjahr 1841 war die Piychelogie in ihren Hauptlinien vollendet. Zu 
einer wiffenihaftlichen Darftellung verfelben war es aber noch nidyt gefommen. 
Er ſelber machte wohl Vorarbeiten dafür, der jüngere Bruder Theodor follte 
dann bie fehriftftellerifche Arbeit übernehmen. 

Theodor Rohmer, deſſen eminente geiftige Spür- und Faſſungskraft 
von einer umerfchütterlichen Ruhe und Bedächtigkeit begleitet war, und der von 
den meiften Bekannten dem unbegreiflihen Wriedridh vorgezogen ward, hatte ſich 
mit aufopfernder Hingebung an den ältern Bruder angejchloffen und war eifrig 
bemüht, viefem als vermittelndes Drgan im Verkehr mit andern Menfhen zu 
dienen. Er war nicht fo genial, aber gelehrter als diefer und ein ausgezeichneter 
Stylift. Die Ideen Friedrichs fahte er rafch und eifrig auf und verftand biefelben 
wie fein Anderer, auszubilden und barzuftellen. 

Jet kam es darauf an, die neuen Ideen mit dem Streben der Zeit in Ver— 
bindung zu bringen und im Leben zu verfuchen. Zuerft erfchien das merfmürbige 
Bud: Deutfhlands Beruf in der Öegenwart und Zufunft von Theo: 
dor Rohmer. Zürich und Winterthur 1841. Die Grundgedanken waren größten: 
theils von Friedrih, die Durhführung von Theodor. 

Voraus wird im erften Theil die veutfhe Geſchichte zu Mathe gezogen, 
um aus ihr vie Antwort auf die Frage zu finden: Welche Stellung hat Deutſch— 
land in der modernen Welt einzunehmen? „Zweimal haben vie Deutſchen reini- 
gend und verjüngend, wenn auch zerftörend zugleich, ſich über Europa ergoffen; 
am Anfang des Mittelalterd und am Ende desſelben, dort leiblih gegen das 
leibliche, hier geiftig gegen das geiftige Nom. Iſt hierin Anfang und Ende ihrer 
Gefchichte beſchloſſen, war der Proteftantismus der legte große Zweck, an dem fie fich 
verblutet und werben andere Völker fortfegen, was wir begonnen? Oder im Ge- 
gentheil, war die Reformation der Grundftein eines größern Aufbanes, find wir 
allein befähigt, diefen Aufbau zu vollenden? Wenn das Erftere: fo wird Deutjch- 
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land, nad Verluſt feiner Einheit, feiner Verfaſſung und feines politiihen Ranges, 
den Mächten rings umber zur Beute fallen; es wird fallend, mit der Fülle fei- 
nes Geiſtes die Völker durchdringen, welche zu feinem Erbe berufen find; enblich 
gleich dem alten Rom in der Menge feiner Kinder untergehen. Wenn das Zweite: 
fo wird Deutfhland, nad gefundener Vollendung, aus dem Zauberfchlafe erma- 
hen und dieſelbe Herrfchaft, die es im Mittelalter über die hriftliche Welt geübt, 
wirb in der neuen reiner, geiftiger und höher wieber erftehen." (S. 10.) 

Die hiftorifche Prüfung führt zu dem Schluß, daß die Gefahr des Erftern 
groß, und daß das Zweite nur mit Hülfe eines neuen geiftigen Princips zu er- 
reihen fei, aus welchem eben fo naturgemäß und ſicher fih der Staat entwidelt, 
wie aus dem Chriftenthum die Kirche hervorgegangen ift, und welde Philofophie 
und Religion oder die beiden Spigen der Menfchenfeele zu friebliher Ergänzung 
nöthigt. Die großen Intentionen der deutfchen Geſchichte deuten alle darauf hin. 

Der zweite Theil behandelt Deutfhland und Europa: „Die Gedichte 
fennt bis jegt drei univerfele Tendenzen (Öriechenland oder bie Wutter ber 
Weltbildung hat fie alle drei genährt): die römifche Weltherrſchaft, d. i. die ab- 
folute Macht des Staats, die päpftlic-fatholifhe d. i. die abfolute Gewalt der 
Kirche, dazwiihen die muhammedaniſch-ar abiſche d. i. die Einheit von Staat und 
Kirche. Die letztere ift verfallen in fih; durch bie fteigende Macht des Chriften- 
thums, ber Kirche, ift die altrömifche, durd tie wachjende Münpigfeit des Staats 
die neurömifche Gewalt gebrochen worben. Die vierte univerfelle Schöpfung gehört 
der neuern Zeit: Staat und Kirche verbrübert d. i. weder die ausfchließende De— 
fpotie des Einen oder Andern, noch bie VBerfhmelzung beider, fondern ihr wahres 
Verhältniß, mwurzelnd im ber gerechtfertigten Wahrheit der zwei Grundlagen, 
worauf fie beruhen“. (S. 64.) 

Nun wird das Berhältniß der verfhiedenen Raſſen, die Europa einnehmen, 
geprüft, der Romanen, Germanen, Slaven, ihrer Mifhungen und Zuflüffe, und 
gezeigt, daß Europa, welches über die Erde herrſcht, nur durch bie Wiedergeburt 
Deutſchlands zu einer Löfung feiner Aufgaben und zum inneren Frieden gelangen 
fünne, Eine Wiedergeburt Deutfchlands aber ift nur möglid, wenn ein neues 
Princip den trägen Stoff durchdringt und belebt. 

Die Schrift verhält nicht die „meifianifchen” Tendenzen, welchen fie vorar- 
beiten will, fie ſpricht diefelben mit der Begeifterung eines Jünglings aus, ver 
an bie ummittelbare und fofortige Verwirklihung der geliebten Ideale glaubt. Die 
Zeihnung der verſchiedenen Völker und Staaten, in ver Regel rein und gediegen, 
wagt zuweilen, einen keden Sprung und Schwung, und bie verftändige Klarheit 
der Sprache wirb gelegentlih durch die ſchwärmeriſchen Mahnungen eines tief 
erregten Gemüths gehoben und verbogen. Sie ift dem älteften Bruder Friedrich 
Rohmer „in Ehrfurht und Liebe“ gewidmet, fie follte bie Einleitung fein zu der 
Verkündung des neuen Princips felbft, welches nach Leffings Vorgang ein drit- 
tes Teftament genannt ward. 

In einigen Zügen wirb die neue Lehre — freilich mehr in ihren behaup- 
teten Wirkungen als in ihrer Begründung und Faſſung folgender Maßen darge 
ftellt. Zuerft die Spetulation (S 200): „Sie fol aus dem Grund der Welt 
ihre gegenwärtige Bedeutung und ihr Endziel erfchließen. Sie fol und einen Gott 
geben, welder fein Bewußtfein nicht nur in uns finde, fondern in ihm felbft trage, 
welder fhranfenlos und unenblih, dennoch für uns ein perfönlicher fei, das heißt 
mit welchem ein unmittelbar perfünliches Verhältniß uns möglid und nothwendig 
fei. Sie fol uns mehr als Unvergänglichkeit, fie fol uns die Unfterblichleit des 
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Ichs geben, und feine Erfcheinungsformen konftatiren. In ihr muß die brahmanifche 
und buddhiſtiſche Weltanfhauung aufgehen, ver Polytheismus feine Erklärung, ver 
Monotheismus feine Begründung finden.” (S. 201.) 

Sodann die Pſychologie: „Die menfchlihe Seele muß zerglievert, ihr Bau 
erfannt, ihre Fuuktionen nachgemiefen, ihre Entwidlung von der Geburt bis zum 
Tode nach den einzelnen Stavien befhrieben werben. Erft wenn dieſes gefchehen 
fein wird, gibt e8 ein wahrhaftiges Wiſſen. Aus viefem geht aber einfach hervor 
die Wiffenfhaft von den Individuen, d. h. die Wiffenfhaft der mannigfalti- 
gen Geifter und Charaktere, der verfhiedenen Klaffen und Abftufungen, 
welche Gott in bie menjchlichen Geſchöpfe gelegt hat und die Auffaffung jeder ein- 
zeinen Perfönlichkeit ald Einer untheilbaren urmäßigen Natur. Der Kenntniß der 
Individuen folgt die ver Gefammtindividuen d.i.der Raffen, ver Völker, 
der Nationen, ver Stämme, der Familien. Auf der letern beruht die Völ— 
fer- und Staatenftellung auf Erden, denn jeder vollkommene Staat ift ver Ausprud 
eines Geſammtindividuums.“ 

„So wird die Menfchheit, in diefem Sinne zum erften Male, die Augen auf- 
fchlagen, fie wird fi fennen lernen, die Zeit ihrer Mündigkeit ift damit 
erfüllet. Je mehr fie an Selbftbewußtfein wächst, je allgemeiner das pfychologifche 
Bemwußtfein in den Maffen um fich greift, deſto möglicher wird es, das fchönfte zu 
erreihen, was die Gefchichte fennt, ven vollfommenen Staat. Es foll nämlich 
ver Staat fein das Abbild der natürlichen, ewig bauerndenvon Öott 
gepflanzten Staatenorbnung. Da wo die Stände des Staates zufammen 
fallen mit den geiftigen und moralifchen Klaſſen, wo der Adel wahrhaftiger Adel, wo 
der Mittelftand die mittleren, der nievere Stand bie niederen Naturen und der Pöbel 
ven inneren Pöbel in fich begreift, da ift die äußere Orbnung vollendet, weil fie bie 
innere ausbrüdt, da iſt das Menſchenwerk eins geworben mit der göttlichen Stif- 
tung, da das Reich Gottes lebendig geworben auf Erben.“ 

„Alfo wird die Philofophie von der Religion, der Staat von der Kirche aner- 
fannt werbin als gleiche göttliche, ja ald Höhere Macht. Wollte die Kirche fich 
deflen weigern; fie würde ſich felbft vernichten, wenn fie den Geift verwürfe, dem fie 
ihre Rettung verbanft. Staat und Kirche werben binfort gemeinfam wirken im Men- 
fchengefchlecht, wie Bater und Mutter ſich theilen in die Erziehung der Einzelnen.“ 
(S. 208.) 

Das Buch wurbe im Ganzen von dem Publitum günftig aufgenommen. Es 
machte vielfach einen tiefen Eindrud. I bwohl der prophetifche Ton ungewohnt und 
nicht zeitgemäß Manz, und viele Aeußerungen darin rätbjelhaft und unverftändlich 
blieben, fo empfanven die Lefer doch eine wohlthätige Erhebung ihres Geiftes und ge— 
wahrten eine Fülle von Gedanken, welche theild zu ernfterm Nachdenken anregten, 
theil® fofort befriebigten. 

So fiher übrigens biefe Ankündigung bes neuen Princips auftrat, der Autor 
verjelben hatte die innere Beruhigung, nach ber er firebte, auch für fich felber noch 
nicht gefunden. Der vorläufige Abſchluß der Pjychologie trieb Friedrich R. zur Spe- 
fulation zurüd. Bon dem Menſchen aus machte er nun Schlüffe auf Gott und 
diefe widerſprachen zum Theil feiner früheren fpekulativen Anfchauung. Seine Logit 
und feine Seelenlehre ſtimmten alfo nicht völlig überein und dieſer Zwiefpalt ließ ihm 
feine Ruhe. Es mußte Alles wieder von Grund aus neu geprüft, durchdacht, revidirt 
werben. 

Inzwifchen war er im Jahre 1841, um feine erfchütierte Gefundheit herzuftel- 
Len, nach der Schweiz gefommen. Er lebte da in Zürich vorzüglich mit feinen beiden 
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Schülern Adolf Widmann und Theodor R. zufammen, und trat in nähere 
Beziehung zu Julius Fröbel, dem Eigenthümer des Literarifchen Komptoirs. 
Mit Fröbel kam es indeſſen ſchon zu Ende des Jahres zu offenem Bruch, und zu 
einem leidenfchaftlichen Federfampf. Auch Widmann trennte ſich im Jahre darauf von 
R. In beiden Schriftftellern ift übrigens die Nachwirkung der R.’fchen Schule auch 
fpäterhin noch wohl zu verſpüren. 

Die Barteifämpfe in ver Schweiz eröffneten Friedrich R. eine erfte Gelegenheit, 
fi auch in der politifchen Praris zu verfuchen. Freilich war feine Theilnahme an 
berfelben von Anfang nur als eine vorübergehende gemeint und weſentlich auf bie 
Thätigkeit ver Preffe und ven Austaufh der Gedanken mit einigen Führern ber da— 
mals in Zürich überwiegenden Partei befhränft. In der That nahm er nur einige 
Monate an der Leitung des „Beobachters aus der öftlihen Schweiz" einen 
lebhaften perfönlichen Antheil. Aber viefe kurze Theilnahme, melde einem Meteor 
ähnlich erfchien und verfhwand, ließ doch tiefe Spuren ihrer Wirkſamkeit zurüd. 
Damals zuerft entftand die pfychologifche Lehre von den politifhden Parteien 
(fiehe oben Br. VII. ©. 726 ff.), welche 1846 in einem Buche durch Theodor R. 
dargeftellt ward. Sie war eine Anwendung ver Pfychologie auf die natürlichen Bar- 
teigegenfäge des politifchen Lebens. Der Fiberalismus wurde darin als die höchſte 
jugendlich-männliche Erfcheinung dem noch fmabenhaften Radikalismus, und ber 
Konfervatismus als die Darftellung der erfahrungsreihen Männlichkeit dem formge- 
wandten aber ältlichen Abfolntismus übergeorbnet. Zugleich wurde damals zuerft in 
Züri in Verbindung mit dem Staatsrath Bluntjchli eine liberal-fonferva= 
tive Partei gegründet, welche grundfäglich die Ertreme des Rabifalismus und des 
Abfolutismus zu bekämpfen ſich anfchidte. Zunächft war es hauptſächlich das Streben 
bes Rabifalismus, die 1839 verlorene Herrfchaft wieder zu erobern, welchem fie ent- 
gegentrat. In der Preſſe war dieſe Partei vornehmlich duch Rudwig Snell im 
„Republikaner“ vertreten, der jevoch den geiftigen Waffen des „Beobachters“ 
nicht gewachfen erfchten und nun zurüd trat. Später erhielt biefelbe in Julius Frö— 
bel, ver ven „Deutſchen Boten“ gegründet hatte, einen gewandteren Borfäm- 
pfer, teffen ertremen Doftrinen indeſſen die fchweizerifche Partei nur aus weiter 
Verne und mit Vorbehalten folgte. Obwohl in ver liberal-tonfervativen Partei bie 
liberalen Elemente faft nur durch einige Führer vertreten waren, obwohl in der Maffe 
der Partei die fonjervativen Elemente ftart mit abfolutiftifhen Neigungen verfegt 
waren, und obwohl in der Leidenschaft des Streits oft über das Ziel hinaus gefchoffen 
und mancherlei ſchädliche Bitterfeit zurück gelaffen wurde, fo erreichte diefe Partei doch 
in den erften Jahren große Erfolge in Zürich, und es näherte ſich ver Zeitpunkt, in 
bem beide Parteien die nöthige Scheidung vollziehen und vie beften EI mente aus 
beiden zufammengefaßt werden konnten. Glüdte diefe Operation, fo fam Züri durch 
feine geiftige Ueberlegenheit an die Spige der Schweiz und an die Stelle der kriege 
rifhen Revolution trat dann die friedliche Reform. Indeſſen viefe Plane wurden 
durch den Gang der fchweizerifchen Ereigniffe durchkreuzt, indem bie abfolutiftifche 
Jefuitenberufung Luzerns den weichenden Radikalismus neu belebte, ihm frifche 
Kräfte zuführte und die Leidenſchaften wieder erhigte. Die liberal-konfervative Partei, 
welche von Zürich aus faft überall in der Schweiz beveutende Freunde bereits erwor- 
ben hatte, war noch zu ſchwach, um bie große frage im Geifte ihrer Principien zu 
löfen. Ihre Stimme wurde im Eifer von den extremen Parteien überhört. Es fchien 
porerft nöthig, den Widerftand des fantonal gefinnten Sonderbunds gewaltfam zu 
brechen, damit die Schweiz die erfehnte Umgeftaltung erhalte. Die liberal-rabifale 
Partei drängte zum Krieg (1847), befiegte ven abfolutiftifhen Sonderbund, erreichte 
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von neuem die vollftändige Herrfchaft und ſchuf nun den alten Staatenbund in den 
modernen Bundesftaat um. Die liberal-fonfervative Partei löste fich auf, aber ihre 
Brincipien wurden mehr als man zuvor gehofft hatte, von der fiegenten Partei adop⸗ 
tirt und praktiſch gehandhabt. 

Diefer fpätern Entwidlung ſah übrigens Friedrich R. nur aus der Ferne, aber 
mit Interefje zu. Während der heftigen Kämpfe des Frühjahrs 1842 war er vielfäl- 
tig in feinem Streben verfannt, in feinen perfönlihen Anſprüchen verlegt und in 
feiner Frau tief gefränft worden, Er verließ noch 1842 die Schweiz und kehrte nad) 
Deutfchland zurüd, wo er feinen bleibenden Wohnfigin Münden nahın, nachdem er Ber: 
lin befucht und fich einige Monate da aufgehalten hatte. In Deutfhland ſuchte er für 
dasſelbe liberal-tonfervative Princip (ein feitvem viel gebrauchtes und viel mißbrauch⸗ 
tes Wort) zu wirken, das er in ver Schweiz ausgefprochen hatte, aber er bemerfte 
bald, nachdem er mit öfterreichifchen, bayrifchen und preußifchen Miniftern in perfön- 
lihe Berührung gelommen war, daß hier die Hauptgefahr weniger von dem Radi— 
falismus der Oppofition als von dem Abfolutismus der Regierungen probe. So voll- 
zog er allmählig eine Schwenkung in ver politiichen Haltung, und fing an feine An- 
griffe vornehmlich auf die Büreaufratie und den Ultramontanismus zu richten, zuerft 
im Stillen, dann auch öffentlich. Er erfuhr fo, daß gleichzeitig die radikale Prefje ver 
Schweiz ihn als einen Freund der Jefuiten brandmarkte und die ultramontane Preffe 
ihn als einen Feind ver katholiſchen Kirche angriff. Die Heftigkeit, mit ber er den 
Radikalismus befämpft hatte, die Beziehung, in die er mit mehreren fatholifchen 
Staatsmännern getreten war, feine ercentrifhen Gewohnheiten und fein halb ein- 
fames, halb öffentliches Leben, ohne erfennbaren Beruf, ohne äußere Stellung und 
ohne andere Einnahmen als die ftillen Beiträge feiner Freunde, gaben freilich 
dem Mißtrauen und dem Verdacht bei allen denjenigen, bie biefer feltenen Natur 
nicht unmittelbar nahe ftanden, reihlihe Nahrung. 

Zuerft ſprach er fi wieder öffentlih aus in der „Meinungsäußerung 
gegen den Ultramontanismus" und ber „Denkſchrift über ten 
Einfluß der ultramontanen Partei in Bayern”, die im Jahr 1846 
erichienen und 1847 nochmals von Dr. Guftav Widenmann in Stuttgart heraiıs- 
gegeben wurben. Wie er früher die mittleren politiihen Parteien von den Ertre- 
men gefchieven hatte, fo nahm er nun bie Scheidung vor des Katholiciemus und 
Ultramontanismus; indem er jenen als religiöfe Konfeffion im Frieden und fich felber 
überließ, erflärte er dieſem al8 einer unfittlichen und verberblihen religiös-poli- 
tiihen Partei ven Bertilgungsfrieg. Bald darauf ftürzte das ultramontane Mini- 
fterium in Bayern, welches mit den perfünlichen Neigungen des Königs Ludwig 
in Korflift gefommen war und es trat ein freier gefinntes an feine Stelle. Zu 
der Klärung des öffentlichen Geiftes in Bayern hatte jene Schrift jedenfalls er- 
heblich beigetragen. 

Dem Ultramontanismus wird in der Schrift ein Spiegel vorgehalten, in dem 
er ſich felber befhaut und fi felber jo beſchreibt: 

„Die Kirhe war einft eine Königin von Macht und Reichthum, ihre Würbe- 
träger faßen unter den Kurfürften, ihr Klerus bildete einen Stand im Staate: 
das alles ift gefallen. Aber was damals ein Stand im Staate war, das ift im 
fonftitutionellen Leben eine Partei; was damals weltlide Macht war, ift hentzu- 
tag die politifhe Preſſe. 

„Wohlan denn, fo machen wir bie Kirche zur politifhen Bartei, bemäch— 
tigen wir uns der Preſſe und was unmittelbar nicht wieder herzuftellen ift, wer⸗ 
ben wir mittelbar erreichen. Wir haben einft als Kirche über den Staat geherrſcht, 
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beherrſchen wir ihm jegt ald Majorität durch die Maſſe. Wir haben einft Pri- 
vilegien gehabt und Monopole befeffen; vehnen wir jegt die Selbftänpigfeit, 
welche der Staat uns in geiftlihen Dingen gelaffen hat, fo weit aus, daß fie 
zur Eremtion vom ©efege wird; dehnen wir die Freiheit, welde der Staat 
urfundlih Allen gewährleiftet, jo weit auf, daß unfere Freiheit die Freiheit aller 
andern verſchlingt.“ 

„Als wir einft offen bie Völker beherrichen wollten, haben fie dieſe Herrſchaft 
abgefchüttelt; fchreiben wir die freiheit und Gleichheit auf unfere Fahne, fo werben 
fie uns zulaufen, und von uns beherrſcht werben, ohne es zu willen, gerade wie 
fie e8 von denen wurden, welche vie freiheit und Gleichheit zuerft erfunden haben. 
As wir offen die Fürſten beherrfhen wollten, haben fie uns unterbrüdt nnd geäch⸗ 
tet. Heute werben wir ihnen jagen, daß wir ihre einzig gehorfamen Unterthanen, 
die einzigen Stügen der Throne find und wir werben fie beherrſchen, indem fie 
ung als Stügen heranziehen. Wir werben mit der Staatsgewalt gehen, wenn bie 
Staatsgewalt uns günftig ift, mit ver Oppofition, wo die Oppofition und braudt. 
Sind die Gefege uns ungünftig, fo weifen wir fie als fünphafte Produkte einer 
fichenfeindlihen Zeit zurüd; find fie uns günftig, fo behandeln wir als Radikalen 
oder Abfolutiften Jeden, der eine Aenderung zu wünſchen wagt.“ 

Die europäifhe Revolution von 1848 überrafchte Friedrich R. mit ihrem 
plöglihen Ausbruche, wenn glei er eine nahende Revolution vorgefehen und wie- 
derholt davor gewarnt hatte. Indeſſen erfannte er ihre Nothwendigkeit und gab ven 
undanfbaren Plan auf, Perfonen und Zuftände erhalten und aus fih felber rege- 
neriren zu wollen, bie keine Lebensfraft mehr befaßen. Als die Wogen am höchſten 
gingen, gab er die wiederum von Theodor R. rebigirte Schrift heraus: Der 
vierte Stand und die Monarchie. März 1848. Sie war fen Programm 
für die Aufgaben einer neuen Zeit: „Zwei große Umgeftaltungen find zugleich zu 
vollziehen. Erſtens: das Bürgertum muß in vollen Genuß der konftitutionellen 
Rechte treten, die man ihm auf dem Papier nur theilweife gegeben, in der Praxis 
zum andern Theil vertümmert hatte, ohne der Krone ihre Selbftändigfeit, dem 
Adel feine Standfchaft zu nehmen. Zweitens: fo wie dies gefhehen ift, mäffen 
Krone, Adel und Bürgertum, mit Wegwerfung aller Sonderinterefjen, ſich unver- 
züglich dahin einigen, für’s niedere Volk zu ſorgen.“ Bor allem wies er 
die Fürften auf den vierten Stand hin: „Die Krone und ver vierte Stand find 
auf einander angewiefen. Die Krone fann dem vierten Stand nicht nur entgegen 
fommen, ohne ſich zu ſchaden, fondern fie kann fih neue Stärke und eine neue 
Zulunft fhöpfen in ihm. Das eigentliche Bolt ift die Quelle ihrer Macht. Steige 
fie in biefen Quell nieder und fie wird verjüngt wieder auffteigen. Hier liegt ihr 
Beruf und ihre Kraft. Die Initiative für den vierten Stand ift die Grumblage 
der Monardie." Ein paar Jahre fpäter hat Napoleon III. mit Hülfe biefer Idee 
ein neues Kaiferthum gegründet. 

In demfelben Jahre noch erfhien die Schrift: „Deutſchlands alte und 
neue Bureaufratie mit einem offenen Wort über das gegenwärtige baye- 
riſche Minifterium.” Er griff darin das eingewurzelte Berberben der bureaufrati- 
hen Regierungsmethode an, indem er die Natur derfelben fhonungslo® aufbedte: 
„Wie in der Rechtspflege das moralifche Recht im jurivifhen untergeht, jobald die 
äußern Rechtsnormen ohne inneres Urtheil angewendet werben, fo wird in biefem 
Fall die Politik — der menfhlihe Gehalt des Stantslebens — verfchlungen von 
der Abminiftration. Dann geht der Organismus im Medhanismus, das Leben im 
Bureau und das Weſen in der Form unter,“ 
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Im April 1849 empfahl er in einem Sendſchreiben an das k. bayerifche Staats- 
minifterium die Annahme der deutfhen Reihsverfafjung, obwohl er 
deren Mängel nicht verheimlichte: „Eine Verfaſſung, die von zwei verfchiebenen, 
ja ſich entgegengefegten Grundbegriffen ausgeht, indem fie Deutſchland bald als 
einen Bund gleichberechtigter Glieder, bald als ein monarchiſches Reich auffaßt, 
müßte Fehler haben, wenn aud die Einheit der Redaktion nicht noch den fonfti- 
gen Wiperftreit der Parteien getrübt hätte. Uber nichts deſto weniger iſt biefe Ver⸗ 
faffung der Ausdruck des jegt Möglichen. Es iſt nicht der Inhalt der Berfaf- 
fung, fondern es ift der nationale Fortſchritt, der mit ihrer Annahme ge- 
macht wird, worauf e3 gegenwärtig ankommt.“ 

Indeſſen die bayerifche Regierung und bie bayeriihen Kammern gingen nicht auf 
dieſen Gedanten ein, und bald erfchien eine reaktionäre Gegenftrömung gegen die Bewe— 
gung von 1848 in wachſender Stärke. Schon im Januar 1850 trat er berfelben ent» 
gegen in der Schrift: „Bayern und die Reaktion. Für deutfche Freiheit und baye- 
rifhe Ehre,” Die Bureaufratie, deren Princip ver Mangel an Princip fei, ſah er als die 
Hauptftüge der Reaktion an. Er fürchtete damals noch eine neue focialiftifhe Revolution, 
die fich in Frankreich vorbereite, eine Furcht, welche durch die Napoleonifche Erhebung 
befeitigt wurbe. 

Bon da an hörte feine politifhe Thätigkeit jo ziemlich auf. Diefelbe war im 
Grunde immer nur reberher gegangen, neben den wiflenfchaftlichen Arbeiten, bie ihn 
tiefer und innerlicher beſchäftigten. Er ſchrieb wohl nod gelegentlich einige Artikel 
in Zeitungen, um ſich Luft zu machen, aber er gehörte zu feiner beftehenden Par- 
tei mehr und hatte feinen Theil an einer politiihen Körperfhaft. Die Frage des 
Gottesbegriffs ließ ihm keine Ruhe. Er erwog fie fort und fort nach allen Seiten 
und ifolirte fi dabei immer mehr, felbft von feinen Freunden und von feiner Familie. 

Das Jahr 1853 brachte ihm endlich zu Schlierfee, wo er mit Vorliebe verweilte, 
die langerfehnte Löſung des fpefulativen Mäthlels. Bon da an befhäftigte er ſich aus- 
f&hließlih mit der Durdbildung und Klärung der neuen mafrolosmijchen Gottesidee und 
ihrem Berhältniß zu ven Mitrofosmen, insbefondere den Menſchen. Nach einem längern 
Aufenthalte zu Badenweiler im Schwarzwald kehrte er im Frühjahr 1856 nah Mün- 
hen zurüd. Die Kräfte des Körpers waren verzehrt, aber der Geift mar noch probuf- 
tiver als jemals. Er hatte endlich den Zwielpalt zwifchen feinen logiſchen und pfycholo- 
gifhen Forfchungen überwunden und den inneren Frieden erreicht, nach dem er von 
Jugend auf gerungen hatte. Es lag ihm nun am Herzen, diefe Befriedigung noch mit⸗ 
zutheilen und feine Ideen, wie ein Vermächtniß, möglichſt Har auszufpredhen. Das Vor⸗ 
efühl des nahen Todes war lebhaft in ihm und wurde nur zuweilen burch einen auf» 
Hadernben Lebensmuth zurädgebrängt. Er hatte noch die freude, bie von Theodor 
R. unter den heftigften Nervenleiven verfaßte Kritik des Gottesbegriffs in 
dbengegenmwärtigen Weltanfihten (Nörblingen 1856), die Vorbereitung auf 
die Mittheilung feiner Ideen, zu lefen. Dann ftarb er an einem Nervenſchlag am 11. 
Juni 1856. Sein Bruder Theodor folgte ihm in Bälde nad, am 12. Dec. 1856. 

Sein Oottesbegriff wurde von einem Freunde in den beiden Schriften: Gott 
und feine Schöpfung (Nörblingen 1857) und in allgemeiner verftändlicher 
Form: Der natürlihe Weg des Menfhen zu Gott (Nörblingen 1858) 
veröffentlicht. Die Pjychologie und ber ganze Zufammenhang ver R.'ſchen Willen- 
ſchaft ift noch nicht zur Mittheilung verarbeitet. Sie ift fo fehr der geiftige Aus- 
drud eines beftimmten Individuums und feines Lebens, daß fie nur in Verbindung 
mit einer ebenfalld noch nicht gefchriebenen Biographie verftanden werben ann, 
Die gegenwärtige Skizze aber reicht dafür in feiner Weife aus, Bluntjalt. 
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Der ftärkite Beweis der Charaftergröße der Römer, die lebenden Zeugen von 
der Macht ihrer Gefittung, ihrer Kolonifation find die romaniſchen Bälfer, vie 
Italiener, die Franzofen, die Spanier und in ihrer Art vie Wallachen, die Gemein- 
ſamkeit ihrer Sprache und ihrer Lebensanſchauung. Trog der verjhiedenften Bei- 
mifhung, der mannigfaltigften Einflüffe und Schidfale find fie alle, die Söhne der 
großen Roma, das Bolf der Städte, die Meifter in ſchönen Formen der perſön— 
lihen Erſcheinung, geſchickt ihre Perfünlichkeit einem leitenden Willen zu unter- 
ftellen. 

Das Römervolf hatte in Italien die oskiſchen und die etrurifchen, im Süden 
griechifche, im Land des Po keltiſche Bölferelemente zu abforbiren gehabt, was in 
ven Bürgerfriegen im Jahrhundert vor Chrifto gefhah. In Gallien, in Spanien 
waren es verſchiedene keltiſche Völkerſchaften, Cäfar rechnet die Kelten im ftrengen 
Sinn zwiſchen ver Garonne und der Marne, aber die Aquitanier und Iberer waren 
ihnen verwandt. Sie alle wurden durch die fünf bis fehshuntertjährige Römer— 
herrſchaft romanifirt. Nur vie Basken behaupteten den Grundftod ihrer Eigen- 
thümlichfeit; die Bretagner blieben fi ihrer Stammverwandtfhaft mit den kelti- 
ihen Bewohnern des norbweftliben Englands, Schottlands und Irlands bewußt. 
Die römifchen Elemente in England wurden von wiederholten germanifhen Ein- 
wanderungen übermältigt. 

Die Dftromanen. Bon den Sitten und von der Sprache ver Dacier, nörb- 
(id von der unteren Donau ift wenig befannt. Trajan beflegte fie und romani— 
firte fie durch Militärfolonien. Es ift mertwürdig, daß bier auf ver Schwelle ver 
Böllerwanderung, wo die wilveften VBölfer auf ihrem Ein- und Rüdzuge ſich vräng- 
ten, das römiſche Element, fo entfernt von der übrigen romanifhen Welt ſich 
aufrecht erhielt, obgleich die griechiſche Kirche Meifterin wurbe. Aus Yesterem und 
aus ber Oberherrihaft von Byzanz erflärt es fich, daß fih ver wallachiſchen 
Sprache mehr griechiſche ald deutſche Wörter beimifchten. !) Das reihe Eyrillifche 
Alphabet bewahrte diefe Cigenthümlichkeit. Während die eine Hälfte der Sprad- 
und alfo wohl aud ver Bolfselemente römiſch ift, findet fi in der anderen am 
meiften Slavifhes, auch Ungarifhes und Türkifches. Kenner wollen aus der buch— 
ftäblihen Annahme des unbewältigten Fremden ſchließen, daß das Wallachiſche no 
nicht zur Beſinnung gelommen war, als die fremden Glemente es zu burd- 
dringen begannen. 

Die erft mit dem Jahre 1580 beginnende dacoromanifche Literatur — ter 
macebo-romanifche Dialekt hat keine — war hauptfächlich geiftlihen Inhalts, das 
Weitere, befonders das Wiffenfhaftliche, ift Ueberfegung. Auch das poetifhe Ta— 
lent bat ſich zu entwideln begonnen. 

Den Schidjalen diefes zwifchen ven Magyaren, den Türken und Rußland 
eingeflemmten, von dieſen Mächten zerriffenen und unterbrüdten Volkes zu folgen, 
kann bier um fo weniger unfere Aufgabe fein, als viefelben mit denen bes gro: 
Ben Körpers der romanifhen Nationen nichts gemein haben und die Wallachen 
nit wie dieſe zu der Givilifation der Welt aktiv beitrugen. Sie verhalten ſich dazu 





— — 


1) Für das Sprachliche vergleiche: Grawmatik der romaniſchen Sprachen von Fr. Diez, 
erfte Ausgabe 1836. 11. Bände. Bruce-Whyte, bistoire des langues romanes 1841, 
In. Bände, und die Schrifien von Fuchs. 
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receptiv; reale Wiffenfhaften (Sciences) haben fie im Stillen in Wien und Leip- 
zig geholt. Aber den Schliff der Civilifation fuhen fie ausſchließlich in Paris, nir- 
gends ift Nachäfferei franzöfifhen Weſens fo weit getrieben worden als in Bufa- 
reſt. Auch die italienifhe Agitation in den Donaufürftenthümern, melde vie ro- 
maniſchen wie die ſüdſlaviſchen Völker Defterreihs von der Türkei her in Brand 
zu fegen fucht, wurde im Einverftänpnifje mit dem franzöſiſchen Imperatorenthum 
geübt, welches für diefe Dacoromanen vortrefflih wäre. Denn das bürgerliche Ele— 
ment in den Städten, zum Theil aus Deutſchen beftehend, welde tes feit 
Friedrih dem Großen hier anerfannten Schuges von Preußen bedürfen, ift nod 
ſchwach. Der größerntheil® nur fehr oberflächlich gebildete, fittlich verwahrloste, von 
einer betrügerifchen, meift mißhandelten Dienerfhaft verborbene Abel, in Parteien 
gethelt, welche ſich auf fremden Einfluß ftügen, läßt feine fhönen Talente ver- 
geilen. Das bettelarme Landvolk hat an dem adelihen Boden kein wahres Intereffe, 
führt dem Trunf ergeben am liebften im Lande umher und hält die Weiber durch 
Mißhandlung und Aufbürdung der ſchwerſten Arbeit in Shmug und Unwiſſenheit. 
Löcher in die Erde gegraben, ähnlih den Maulwurfshäufen, find ftatt der Woh ⸗ 
nungen. Nur die ungeheure Fruchtbarkeit des von Gebirgsflüffen durchſchnittenen 
Landes erzeugt einen Ueberfluß an Getreide, welcher von Gala aus in bie Häfen 
des Mittelmeeres abgefegt, den fremden Luxus der Grundbefiger nährt. — Das 
kleinliche Parteigetriebe des Adels wird durd einen furchtbaren Aufftand ver fat- 
tifch Reibeigenen verfchlungen werden. Oeſterreich wird als der nächſte Militärftant 
fich genöthigt fehen die Ordnung mit dem Schwert wieder berzuftellen. Defterreich 
ift im Befige der die romanifhen Donauebene beherrſchenden Bergfeftung Sieben- 
bürgen. Die Geſchichte zeigt und, wie beide Länder wiederholt und naturgemäß 
unter diefelbe Herrſchaft fich ftellten. Der Austauſch der nöthigften Produkte muß 
fie täglich von ihrer Zufammengehörigfeit überzeugen. 

Diefe Romanen geben ihre Zahl auf neun bis zehn Millionen an, wovon 
4,3000,000 in ven beiden Donaufürftentyümern, eine halbe Million in ruſſiſch 
Beſſarabien. Oeſterreich, welhes feine Romanen auf 5,632,000 berechnet (Italiener 
2,558,000, Friauler über 416,000, Ladiner 14,600), zählt Oftromanen ober 
Wallahen 2,642,950. Der Hauptfig diefer ift das mweftlihe Siebenbürgen, in 
welchem fe überhaupt die Mehrzahl find, und das öftlihe, gebirgige Banat. 
Defterreich bemüht ſich diefe Bevölkerung durch Aderbau und politifhe_ Emanci= 
pation zu heben und ihre Zuneigung zu befeftigen. Es wirb dabei von den Sach— 
jen Siebenbürgens unterftügt, während die Magyaren über fie die Herrſchaft auf 
ähnliche Weife üben möchten, wie der romanifhe Adel in den Donaufürftenthümern. 
Die befiglofe Maſſe der Wallahen hat einen ftarfen Zug zur Gütervertheilung. 
Trotz alles Wiverftrebens wird Defterreih als foldes, Kraft feines-Berufs als 
großer Donauftaat erkennen müfjen, daß es feine Oftromanen, Siebenbürgen und 
das Danat nur dann fiher befigt, wenn es der fociale Retter und Herrfcher in den 
Donaufürftenthümern geworben ift. Dann mögen der deutſche Handwerkerſtand 
und das Großgewerbe in den Städten das bürgerliche Element bilden, welches in 
allen andern romanifhen Bölfern aus dieſen ſelbſt erwachſen, fih als ven 
eigentlihen Träger des Staats und der Civilifation bewährt hat. Zu welcher Mann- 
baftigfeit und Zuverläffigkeit ſich dieſer Stamm entwideln kann, wenn er nicht 
durch adelihe Mißhandlung entwürbigt ift, fehen wir an den Mafevo-Romanen 
in Macevonien. 

Südweſtromanen. Zu einer über ale Vergleihung mit den Dacoromanen 
erhabenen Höhe der Kultur und politifhen Bedeutung arbeiteten fich die Romanen, 
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des fünmweflliden Europa herauf. Sie unterfheiden fih von jenen ſchon 
durch die Beimifhung germanifher Elemente. Allein ihre Eivilifatton, ihr höheres 
politifches Leben,- welche weſentlich ftäptifcher Natur find, haben ſich vielmehr im 
Kampfe mit dem urfpränglid germanifhen Abel entwidelt. Durch den Gegenſatz 
gegen die germaniſchen Eroberer fühlte ſich die alte Bevölkerung erft recht als 
Romani. Die athanafianifch-tatholifche Lehre, welche unter ver Anführung des 
römifhen Patriarden vertheidigt wurde, und das römiſche Recht für die Rechts» 
fragen der Beſiegten unter fih, waren anfangs nebſt ihrer Sprache und Sitte 
das einzige geiftige Gut, welches biefelben aus der großen Völferüberfluthung her- 
über retteten. Sämmtlihe Fürftenhäufer der germanifchen Eroberer nahmen aber 
nah und nad für ihren arianifhen, den athanaflanifhen Glauben an und er— 
fannten den Patriarchen von Rom an, beſonders um die Einverftänpniffe der Be- 
fiegten mit dem feemädhtigen Byzanz zu ſchwächen, welches durch die Beſiegung 
der Bandalen in Afrika und der arianifchen Oftgothen in Italien zu der Hoffnung 
aufgeftiegen war, ſich das weftrömifche Reich wieder zu unterwerfen. Auch in den 
übrigen Stüden gewann die Ueberzahl und die Kultur der Romanen nad und 
nad die Oberhand, wie befonders aus der Spradhe erhellt. 

Der alte römifhe Sprachſtamm der neuen romanifchen Spradhe war 
aber nicht das Maffifhe Latein, fondern die italienische Vollsſprache, in welcher ſich, 
befonders feit ganz Italien fih das römifhe Bürgerrecht errungen hatte, die 
Provinzialismen, befonders das Tuskiſche und das Oskiſche, geltend gemacht hatten. 
Auch die eltifchen Ureinwohner Oberitaliens, Galliens und Spaniens müffen auf 
piefes fi au ihnen ausbreitende Volksrömiſche eine Rückwirkung geübt haben. 
Dem Haffifchen Latein näher blieb die Sprade der römifhen Kirche; indem bie 
Eroberer fich ihr unterorbneten, wurde ber deutſchen Sprache, welche von ben Ari« 
anern durch Bibelüberfegung und Prebigt ausgebildet worden war, bie Möglich- 
feit einer jelbfiftändigen Entwidlung und damit die ihres Beftandes abgefchnitten. 
Die karolingifhen Könige von Neuftrien oder Frankreich leifteten im neunten 
Jahrhundert (3. B. 842) ihren BVettern in Deutſchland Eide in romanifirter 
Sprade. In Gallien und Italien, befonders im Norden beider Länder, hatte vie 
fränfifhe und die longobardiſche Sprache noch bis in eben jenes Jahrhundert eini= 
gen Beftand. — Der weſtgothiſche König von Spanien Rekkared trat 587 zur 
römifhen.Kirche Über, indem er alle feine Unterthanen ohne Unterſchied der Ab» 
ftammung demfelben Rechte unterftellte. Dadurd wurde die Verihmelzung der— 
felben und die Auflöfung der deutſchen Sprache befchleunigt. Das e der beutjchen 
Stammmörter wurbe häufig in i und a verwandelt. Am meiften deutſche Stamm 
wörter hat die franzöfifhe Sprache, etwas wenigere die italienifhe, vie fpanifche 
die wenigften. Die romanifirten deutfhen Wörter beziehen fih hauptfählih auf 
Kriegswefen und Seewelen, auf Jagd und Gericht. In der Grammatif und Syn- 
tar fiegte das römiſche Element als das ausgebilbetere. 

Während die Weftgothen nad Südfrankreich herüberreihten, die Vandalen 
Andalufien, die Gothen Gothalanien (Catalonien) den Namen gaben, faßen im 
Norpweften Spaniens Sueven; von Anfang des achten Jahrhunderts an 
drangen die Araber ein, von welden die romanifirten Deutſchen in einige Eden ber 
nörblihen Halbinfel zufammengevrängt wurden. So mannigfaltige Wörterfaat in 
Spanien ausgeftreut wurde, fo blieb Wortbildung und Biegung diefer hochtönenden 
Mundart dem Latein näher als felbft das Italieniſche. Der politifhen Geftaltung 
Spaniens während des Kampfs zur Verbrängung ber Araber entſprechend hat es 
jegt noch eine kaſtilianiſche Mundart, welche als die eigentlich fpanifhe gilt, und 
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bie lataloniſch- valenciauiſche; wie diefe den Uebergang zum Provenzalifchen bilvet, 
fo das Oallizifhe den zum Portugiefifhen. Diefem find viele franzöfifhe Wörter 
und der Nafenlaut eigenthümlih. Seine Literatur beginnt 'erft gegen das Jahr 
1200. Wir können aber bier feiner ver Literaturen dieſer romanifhen Völker in 
ihrer reihen Entwidlung folgen. 

Die Franken ließen fih in Maffen nur im Nordoften Frankreichs bis 
an die Loire nieder; welche aud die Grenze Neuftriens ift; weiterhin unterwarfen 
fie fi im Südweſten die Weftgothen und die Burgunder im Südoſten, wie vie 
römifhen Provinzialen. Es ſcheint, daß ſich die ältere klangreichere Form ber ro- 
manifhen Sprache im ſüdlichen nicht fränkifhen Franfreih von Meer zu Meer 
als provenzalifher Dialekt länger hielt, während fie fih im Norden ver- 
flachte. Diefes war die berühmte Sprade der Troubadours. Beinahe im ganzen 
Bereiche vderfelben breitete fih der Glaube der Albigenfer, der Waldenfer aus, 
welche in den erften Jahrzehnten des dreizehnten Jahrhunderts von den Kreuzfahrer- 
heeren unter Montfort zu zehntaufenden nietergemegelt und verbrannt wurben. So 
wurbe zugleih dieſe langue d’oe von der nörbliden langue doil befiegt; jene 
aber — fie ift aud den romanischen Dialekten in Graubünden verwandt — blieb 
die Spradhe antirbmiſcher Gemeinfhaften, während ven Süden Frankreichs eine 
Abneigung gegen den herrſchenden Norden, als läge fie im Blute, fort und fort 
erfüllt. Doc war diefer Sieg des Nordens über den Süden nicht blos mit phy— 
fifchen Kräften erfochten. Denn gerade von dem Ende des zwölften Jahrhunderts 
an batirt ſich die erfte Epoche der franzöfifhen Literatur mit Ehronifen 
und Helvengebichten, welche durch die Kreuzzüge Anregung erhalten hatten. Das 
Wieveraufleben der antiken Spraden, bie Kunftrenaiffance erwedte die Literatur- 
periode des fechszehnten Jahrhundert; der ſpaniſche Gefhmad, welden Eorneille 
verebelte, wich der Literatur des Zeitalter Lupwigs XIV. Ihrer höfifhen und 
alademiſchen Steifheit überdrüſſig haben einige der begabteften Geifter unferes Iahr- 
hundert die Kunft, die franzöſiſche Literatur durch zügellofen Flug der Phantafie 
zu heben geſucht. Allein wie in Deutjhland der Sinn für die Wahrheit 
des Gehalts, fo hat fih in Frankreih der für das Maaß der Form fehr feft 
ausgebildet. — Die franzöjifhe Sprade that erft gegen das Jahr 
1400 ven enticheidenden Schritt, um fih völlig von dem Lateinifchen zu 
emancipiren, indem es auch auf feine zwei Gafus verzichtete. Littr6 bezeichnet 
ald das den romanifhen Spradhen Gemeinfame dem Latein gegenüber, daß fie 
fi einen Artikel fhufen und das Neutrum wegwarfen, daß fie die prägnante 
Flexion der Zeitwörter, namentlid das lateiniſche Paffivum durch Hilfszeit- 
wörter erjegten. 

Der italienifche Wörterfhag hat, obgleih von Sicilien aus aud mit arabi- 
fhen Wörtern für Kriegs- und Seewefen bereichert, doch nur ein Zehntheil micht 
lateinifher Stammmörter. Zuerft dichteten die Italiener in der provenzalifchen 
Sprade. Die romanifhe Volksſprache Italiend wurde zuerft in Gicilien unter 
unferem Kaifer Friedrich II hoffähig und Schriftſprache. Noch Dante, welcher tie 
reine italieniſche Sprache in feinem alle Welten zufammenfaffenden Gedichte feft 
begründete, nennt dieſelbe noch die ficilianifdhe; fpäter, bis auf unfere Tage hat 
fie in Toscana die größte Verbreitung unter dem Bolfe erlangt, während die Aus- 
ſprache des Römers für volltönenver gilt. Merkwürdig ift, wie wenig vie italienifche 
und die deutſche Sprade und Literatur, trotz jahrtaufenpjährigen Blutvergießens, 
um Italien an Deutfhland und an Oeſterreich feftzuhalten, von einander ange 
nommen haben. Man kann fi der Frage nicht erwehren, ob wohl die Wechſel⸗ 
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wirkung diejer geiftigen Gebiete nicht eine ftärfere würde, wenn ber äußere Zu- 
fammenzwang aufgehört hätte? 

Italien. Um die romanifhen Völker des ſüdweſtlichen Europa’s zu charakteri⸗ 
firen, foncentriren wir uns darauf, die Entwidlung ihres Stäbtewefens und ihre 
Zufammenfafjung zur ftaatlihen Einheit zu beobachten, melde zweien von ihnen 
den Weg zur Oberherrſchaft in Europa gebahnt hat. Die Italiener, namentlich 
Gioberti in feiner brillanten Schrift über den Primat der Italiener, tröften ſich 
damit, daß fie auh nad dem Untergang des Römerreihs zweimal die Welt be- 
herrjchten, nämlich dur die Päpfte und dann gegen Ende des Mittelalters durch 
ihren Handel, dur ihre größten Künftler. Nah der politischen Oberherrſchaft im 
ftrengen Sinne fonnte Italien niht mehr ringen, da es nit zur Staatseinheit 
gelangte, ob fie gleih von Fremden und von Einheimiſchen in verſchiedenen Jahr: 
hunderten aud für Italien angeftrebt wurte. Wurde diefe Staatseinheit hauptſäch- 
lich durch die geftredte Geftalt und die maritime Offenheit der Halbinfel und durch 
die unbefiegbare Abneigung der Süpländer gegen die Norbitaliener unmöglich ges 
macht? wird daher aud ber gegenwärtige Verſuch zur Vereinigung ganz Italiens 
an biefen Urgewalten jcheitern ? — 

Die Gefhichte zeigt uns noch mehrere andere mitwirfende Hinderniffe 
der politifhen Bereinigung Italiens. Die Idee des römifchen Reiches 
hatte ſich einerfeits den Italienern, anderfeits mächtigen Nachbarvölkern fo tief ein- 
geprägt, daß Iahrhunterte lang ſich beide in ven Verſuchen erfhöpften, dasſelbe 
wieder herzuftellen. — Im römijhen Reiche war aber gegen den Anfang unferer 
Zeitrehnung ſchon einmal die faum angeregte Eigenthümlichkeit Italiens unterge- 
gangen und dieſe Ivee des römifhen Reihe, politiih und kirchlich gefaßt, verhin- 
verte lange die tiefgefuntenen Nachkommen Noms und feiner italienifhen Kolonien 
fih den germanischen, arianifhen Eroberern innerlid unterzuorbnen; worans mit 
ver Zeit eine Berfhmelzung ſich hätte ergeben müſſen Daher wurden die Byzanz 
tiner von den Romanen in Italien gegen die edeln Oſtgothen unterftügt und 
Stalien wurde im Jahr 553 ein Anhängfel, eine Provinz des byzantinifhen Reiche. 
Auch die Einwurzlung der Longobarden auf italienifhem Boden wurde dadurch er- 
fhwert und als fie im oberen Polande und im innern Lande bis Spoleto und 
Benevent herab ſich feft nievergelaffen hatten, rief der Papft die Franken nad 
Italien, welde von jenfeits der Alpen ber ihre Herrfchaft übten. Die Idee des 
römischen Reichs, zunächſt die der Erneuerung des weftrömifchen Reichs, wurde 
von den fränfifhen und, nad der Theilung des fränkiſchen Reihe, von den beut- 
hen Königen und von den Päpften an verjhiedenen Enden gefaßt und in Strömen 
Bluts hin und her getrieben. Indem jede Partei ihre Anhänger mit Land und Leuten 
belohnte, fpaltete fi Italien in zwei, nichts weniger als foncentrirte Mächte, 
deren feine der andern völlig Herr werben konnte. Die Päpfte, welche alle Fürften 
des Abendlands als ihre Bafallen betrachteten, riefen Fremde gegen Fremde, felbft 
gegen Einheimifche zu Hilfe. Dies gefhah namentlich, als in Folge der Erheirathung 
der normannifhen Doppelfrone Sicilien-Neapel durch vie Hohenftaufen das Bapft- 
thum feines beſten Rückhalts beraubt war, weßhalb auch Innocens III. (feit 1198) 
den Kirchenſtaat ald Operationsbafis fehr erweiterte. Zu demſelben Zwede und 
fpäter um ihren Nepoten Fürftenthümer zu gewinnen, riefen Päpfte in verfchiedenen 
Jahrhunderten fremde Heere nad Italien. Die Päpfte konnten nie ganz Italien 
unter ihre unmittelbare Fürftengewalt bringen, aber ihr mitten in Italien gelegnes 
Gebiet verhinderte aud andere Fürſten, fi zu Herren ganz Italiens zu machen. 
Folgefhwer war es, daß der Papft, nachdem er umfonft verſucht hatte, Neapel dem 
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Kirchenſtaat einzuverleiben, 1266 Karl von Anjon und Provence damit belehnte. 
Nachdem deſſen Tyrannei bie ficilianifhe Veſper (1282) hervorgerufen hatte, be- 
hielten die Aragonefen auf Sicilien feften Fuß und führten mit den Franzofen in 
Italien Kriege, bis Ferdinand der Katholiſche 1501 von Sicilien aus Neapel nahm und 
fein Enkel Karl V, ald erwählter deutfcher Kaifer Herr von Mailand, viefes bei 
feiner Thronentfagung 1556 an den fpanifhen ald an ven erftgebornen Zweig bes 
Haufes Habsburg gab. Damit war das Syſtem des balancirenten Gleichgewichts 
und das Bündniß der Sforza von Mailand und der aragonefifhen Könige von 
Neapel, um die Fremden von Italien abzuhalten, vernichtet. Die Päpfte, welche 
nit am wenigften daran Schuld waren, mußten ſich unter die ſpaniſche Ober- 
herrſchaft beugen, da fie ihrer Hilfe zur Unterbrüdung der Neformation beburften. 
Der furdtbare Drud der fpanifhen Herrfhaft, welde durch bie Habgier ver jpani- 
ſchen Statthalter und dur ihre peinlihe Bevormundung die eine Hälfte Italiens 
an den Bettelftab brachte, laftete hart auch auf den nominal unabhängigen Staaten. 
Der töplihe Haß, welcher Machiavell fhon in den erften Jahrzehnten der Fremd— 
berrfchaft gegen alle Barbaren erfüllte, weldhe ven Boden Italiens betraten, glomm 
in allen politifchen Köpfen, in allen italienifchen Herzen fort. Als Nichelieu Pinerolo, 
die Pforte Italiens, wieder für Frankreich in Befig nahm, wußte er ſich der Bei- 
bilfe der italienifhen Staaten gegen Spanien zu verfiern, indem er zeigte, nur 
mit franzöfifher Hilfe fünne es dahin gebeihen, daß Italien wieder den Italienern 
gehöre. — Die ſpaniſche Herrſchaft war ſchon innerlich morſch, als im. Jahre 1700 
die jpanifchen Habsburger ausftarben und bie öfterreihifhen mit den Bourbonen 
um den Befig Italiens kämpften. Wenn auch vie letteren die alten Anfprüde 
Spaniens und Franfreihs auf Neapel in ſich vereinigten und durchführten, fo 
wußte doch Maria Therefia, befonters durch Heirathen, die meiften Throne Italiens 
mit ihren Kindern zu bejegen. Denn da fie, die Kaiferin feit dem Ende des fieben- 
jährigen Kriegs auf die Oberherrſchaft Defterreihs in Deutfchland verzichtete, fuchte 
fie jenen Theil des alten deutſchrömiſchen Reichs, Italien näher an Defterreich heran 
zu ziehen. Wenn glei die franzöfifhe Revolution und Napoleon I gegen zwei 
Jahrzehnte Italien in franzöfifhem Interefje ausbeuteten, fo wußte Kaifer Franz 
1814 jener italienifhen Bolitit feiner Großmutter eine noch ftärkere Bafis dadurch 
zu geben, vaß er das öſterreichiſche Gebiet in Italien vervierfachte. 

Aber da Defterreih allen reaftionären Regierungen gegen ihre von modernen 
Iveen erfüllten Unterthanen feine theure Waffenhilfe leiftete und die im eigenen 
Gebiete befhränfte Priefterherrfhaft im übrigen Italien ftügte, fo richtete fi ber 
ganze Haß der liberalen und ver national gefinnten Italiener gegen Defterreid. 
Diefes fpottete feiner und ſchien ihn durch Kränkung des feinen perföulihen Ehr- 
gefühls der Romanen, durch Prügelftrafen und Aehnliches reizen zu wollen. Die 
Bewegung von 1848 hatte vie Streitträfte aller italienifhen Staaten einen Mo- 
nat lang gegen Defterreihh in Bewegung gefegt, aber auch durch ihre Ziügellofig- 
keit diefelben gelähmt. Die innere Entzweiung, melde in Folge dieſes unglüdlidyen 
Verſuches Italiener gegen Italiener hegte, fchien die Fremdherrſchaft und den Defpo- 
tismus in ihrer Solidarität wieder auf lange Zeiten feftgeftelt zut haben. Uber 
Ein Fürft hielt die Berfafjung aufredt, an ihn, an den großen Staatömann, den 
Führer feiner Regierung, fhloffen fih alle Patrioten, wenn auch in verſchiedenem 
Sinne an. Der gefteigerte, auf Defterreih foncenrirte Haß gegen vie Fremdherr— 
haft allein warb in allen Kreifen und Provinzen Gläubige für die Lehre Macchia— 
vells, daß nur die Einheit der Dynaſtie ganz Italien von der Fremdherrſchaft 
für immer befreien könne. So haben wir Ereigniffe miterlebt, welde durch ihre 
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wunberbare Seftalt vie Phantafie ver Italiener jo angeregt haben, daß dieſer eine 
Weiterführung und zumächft eine Sicherung der Errungenfchaften durch regelmäßige 
Arbeit als Rückſchritt erfcheint. Diefes und Nom find die gefährlichften Klippen 
für den jungen, unvollftändigen Nationalftaat. Mit Rom hält der Kaifer ver Fran- 
zofen das Herz Italiens in feiner Gewalt und lähmt die untere Hälfte feines 
Körpers. Es ift ein feltfamer Zufall, daß biejenigen Staaten, welde feit Jahr- 
hunderten Alles aufboten, um Frankreich aus Italien zu verdrängen, nunmehr, 
wo Italien fi ſelbſt gehören will, durch Bevorwortung der weltlihen Herrſchaft 
des Papftes, die Handlanger der franzöfifchen Oberderrfchaft in Italien maden. 
So ift Italien genöthigt revolutionäre Erfhütterung in andern Staaten herbei zu 
wünfcen, um wie durch ein Erdbeben feine Ketten zerrijjen zu fehn. Da Italien 
durch den Gegenfag gegen Deflerreich zum Einheitsftaat gedrängt wird, ift e# eine 
Trage, ob es auf diefem Wege beharren wird, wenn es fich mit Defterreich ver- 
ftändigt hat. Allein dann dürfte ver Gegenfag gegen Frankreich diefelbe Wirkung haben. 

Das Suchen eines Mittelpunftes, überhaupt die nationale Einigung ift für 
Italien, fo lange Rom verfchloffen bleibt, auch durch die Größe mehrerer Stäpte 
in verfchievenen Provinzen erſchwert. Neapel mit feinen beinahe 400,000 Seelen 
verbanft nebſt der Fruchtbarkeit feiner Ufer, feine ftädtifcdhe Größe der Selbftändig- 
feit, worin es fich während der Völkerwanderung, nur dem Namen nad bizanti- 
nisch, lange behauptete. Karl von Anjou verlegte den Sig feiner Königreiche bie 
ber und begann die Volksmenge zu fteigern, indem er ihr auf Koften ver Pro: 
vinzen billiges Brod verfchafite. Palermo war der Sig der Normannenkönige, 
jpäter des ſicilianiſchen Adels. Meſſina an der Meerenge bildet hinter feiner fichel- 
förmigen Halbinfel einen trefflichen natürlichen Hafen auch für das bafenarme 
Kalabrien. 

Die oberitalienifhben Städte haben eine organische Entwidlung ge- 
habt, weldye auch den deutſchen ala Mufter voranleuchtete. — Die von Saviguy 
aufgeftellte Behauptung, daß aus den Zeiten der Nömer fi ein Theil der Muni- 
‚ etpalfreiheit herüber ins Mittelalter gerettet worden fei, ift von Leo und Karl 
Hegel Geſchichte der Stäpteverfajjung von Italien) fehr bejchräntt worden. Das 
alte Patriciat war ſchon unter den römiſchen Imperatoren fo heruntergefunfen, 
daß es Sklaven nicht als beneidenswerth erfchien. Die jchöffenbar freien Stände 
der Städte beftanden nad der Völferwanderung größtentheil® aus deutſchen Er- 
oberern, die Mafje des Volks, das mehr börige als freie „Publikum“ ohne poli- 
tiſche Rechte aus Romanen. Eine entjcheidende Wendung trat damit ein, daß die 
Dttonen im zehnten Jahrhundert die faiferlichen Nechte großentheild an die Bi- 
fchöfe der Städte übertrugen, welde oft romanifcher Abkunft waren und ihre 
Macht nit wohl jo gewaltjam ausüben konnten. So wurden die Erzbifhöfe von’ 
Mailand große Machthaber. In dem dadurch motivirten, zwifchen Gregor VII. und 
Heinrid IV. ſich entzündenvden Streite über die Einfegung der Biſchöfe in ihr 
boppeltes Amt ftellte für jeves Bisthum jede Partei ihren Prätendenten auf. Zur 
nächſt traten die höheren ſtädtiſchen Geſchlechter als Schiedsrichter zwifchen ihnen 
auf und ertheilten oft erft nachdem fie längere Zeit felbft die Negierung geführt 
hatten, die Gewalt dem einen Bisthumsprätendenten, unter der Beringung, daß 
er einen Theil der politifchen Macht an die Gefchlechter abtrete. 

Als die Hobenftaufifhen Kaifer den Landadel für ihre Anſprüche aufriefen, 
wandten ſich Biſchöfe oder die ſtädtiſchen Geſchlechter an das induftrielle ftäptifche 
Volk, welches durd feine Waffenhilfe fich nach und nad ein Recht der Mitregie- 
rung erwarb. — Friedrich Barbaroſſa beabfichtigte die an die Vögte (Capitani) 


Komaniſche Dölker, 659 


ber Markgrafen und der Biſchöfe und von biefen an die Behörden der Stäbte ge- 
fommene politifche Gewalt und den Blutbann wieder an ſich zu ziehen. Nachdem er 
Mailand und andere Städte gedemüthigt hatte, ließ er von den Bolognefiihen 
Lehrern des römifhen Imperatorenrechts feine ſtarken Nechte 1168 auf den Ron- 
cagliihen Feldern bei Piacenza verfündigen. Er jegte den Stäbten Poteftaten vor, 
welche diefe Kaiferrechte perfonificirten und auszuüben begannen. Dadurch wurde 
die Selbftregierung der Stadtgemeinden durch ihre Konfuln, wie fie feit einem 
halben Jahrhundert in Kraft war, aufs Aeußerſte gefährvet. Daher verbanden fich 
auch mehrere bisher kaiferlihe Städte mit Mailand. Der fih entzündende Kampf 
veranlaßte die Städte, daß jede die einheitliche Gewalt über ſich einem ihr bisher 
fremden Adeligen übertrug. Die Städte waren felbft als Sieger noch fo von ber 
Majeftät des Kaiferreichs bezaubert, daß fie 1177 in Venedig um vie Wette nur 
die Erneurung ihrer faiferlihen Privilegien nachſuchten. Die oberitalienifhen Städte 
hatten nad dem Bertrage von Konftanz 1183 durd ihre Behörven dem Kaifer 
den Lehenseid zu ſchwören, fein Gericht als höchfte Inftanz anzuerkennen, ihm ber 
fonders bei feinem Krönungszuge Geld und Lebensmittel zu reihen, allein ber 
Kaijer erfannte ihre thatſächliche Selbftregierung nun auch rechtlich an. 2) 

Allein der durch die Krenzzüge zu großer Blüthe geviehene Handel und die 
Induftrie, welde den Städten die Mittel zum Kampfe gegen den Kaijer gegeben 
hatten, waren es, woburd die mit einander darin fonfurrirenden Städte mehr als 
durch Gebietäftreitigkeiten entzweit wurden. Die von den Künften des Friedens 
bequem lebenden Städter fonnten fih an den langwierigen Fehden zwiſchen Stadt 
und Stadt nicht mehr viel betheiligen. Da aud im Inneren die höheren Familien 
fih unter einander und zu Zeiten vereint die unter ihren Volkskapitanen zu Schuß 
und Trug organifirten Handwerker befehdeten, jo mußte vie Signorie, in der Re— 
gel auf mehrere Jahre, auswärtigen friegserfahrenen Adeligen übertragen bleiben, 
welche eine zuverläffige. Schaar Bafallen oder Söldner mitbradhten. Da das Geld 
immer mehr der Nero ber Negierung, wie des privaten Lebens wurde, fo mehrten 
fih aud die Sölpnerheere. Sie haben nad ihrem wilden Plünvdern auf eigene 
Fauſt im Anfang des vierzehnten Jahrhunderts große Feldherrn oft von nieberer 
Geburt hervorgebracht, welche, wie die Sforza in Mailand, eben jo große Fürften- 
thümer fi gewannen, als die tapferen Häupter altfürftliher Familien. Sie wur- 
ten im Sinne der Griehen die Tyrannen der Städterepublifen von Ober- und 
Mittelitalien. In manden Städten, 3. B. in dem von zahllofen Revolutionen bin 
und her geworfenen Genua, waren es Gefellihaften von Kapitaliften,, welde für 
ihre Anlehen als Unterpfand für ihre Zinfen die wichtigften Einkünfte und Rechte 
der Stadt in ihre Hand befamen. Daß dieſe neuen Sölpnerherzoge und vie großen 
Kaufmannsariftofratieen neben den graufamften Mitteln, um fid in ihrer Gewalt 
zu behaupten, die feinften Genüſſe und Künfte pflegten, ift befannt. Unter innen 
ragen die Medici hervor, welde zumeift auf die Partei des Handwerkerſtandes ge- 
ftügt, dem fie reichen Verbienft boten, wie Auguftus, mit Beibehaltung der repu— 
blikaniſchen Formen Florenz regierten, bis blutige Attentate Radikaler fie nöthigten, 
fich die fürftlihe Gewalt mit Hilfe verwandter Päpfte anzueignen. Auch die anderen 


2) Um dieſe Zeit beobachtet man auch in Deutihland die Konftituirung von Stadträthen 
der gefammten Bürgerfchaft, dem Scöffentbum der patriciichen Altvürger gegenüber. Es ift bes 
zeichnend,, daß jene Stadträthe zuerft von dem Kanzler Barbarojjas, feinem Unterhändler in 
Italien, dem Erzbiibof Rainald von Köln, und von Heinrich dem Lömen in feinen ſlaviſchen 
Srädtefolonieen den Namen Konſuln erhielten, defjen Annahme überall eine Epoche der fortichreis 
enden Stäbtefreiheit bezeichnet, 
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Gewaltsheren ſuchten ihre thatfähliche Gewalt zu befeftigen, indem fie von den 
Kaifern oder vom Papſte fih die Belchnung ertheilen ließen. — 

So waren denn alle gibellinifhen und vie meiften welfifhen Städte in vie 
Gewalt unumfchränfter Fürften gefommen. Genua gab fi bald in Frankreichs, 
bald in Spaniens Hand, deſſen Gläubiger feine Kaufleute waren. Venedig war 
unter feiner befonverd gegen ihre eigenen Mitglieder unerbittlich mißtrauifchen 
Ariftofratie auf den Orient gerichtet, bis e8 von den Türfen daraus verdrängt eine 
italienifche Yandmacht wurde. Wie die Stadt felbft, war vie Republif ein ganz lo— 
fales Kunftwert, aber vermittelt ihres Handels und ihrer Politik war fie mit 
den deutſchen, felbft mit den holländiſchen Stävterepublifen eng verbunden. Die Ber- 
legung des Welthandeld aus dem Mittelmeer auf den Dcean durch die Entdedung 
Amerifas und des Seewegs nad) Oftindien, während das türfifhe Vorberaften ver- 
wilderte, unterband mit dem Handel auch die politifche Kraft der italienifchen 
Städte. Die fpanifche Oberherrfchaft, die Erziehung der befferen Stände durch bie 
Jeſuiten ftumpfte ihre moralifhe Energie ab. In diefem Begetiren wurde Italien 
durd die franzöfifche Revolution üderrafht. Der nur in Piemont und in ven 
wenigen Stäbterepublifen noch ftart bevorzugte Adel war weniger Öegenftand ihrer 
Zerftörung als die weltliche Macht der Kirche. Gegen fie ift noch die Leidenſchaft 
der Städter gerichtet, welche, ohne Unterſchied der bürgerlichen und des ganz ftäd- 
tifch geworbene Adels, Eigenthümer des meiften Grundeigenthums, aber ihren land- 
bauenden Pächtern oft nur zu fremd, den politifh lebendigen Theil der Nation 
bilven. Die bisherigen Reſidenzſtädte wollen ihre Anſprüche auf ven Sig der Re- 
gierung nur an Rom abtreten. 

Spanien und Portugal, Religion und Sprade nahmen die deutichen 
Eroberer Spaniens von den Romanen an, aber fie behielten für fich ven 
größeren Theil des Grundbeſitzes, die Gewalt, fie gaben den Nomanen ihre Ge- 
jege und ließen nur ber leichteren Erhebung der Steuern wegen etwas vom alten 
römiſchen Städteweſen fortbeftehen. Die Vermiſchung oder das Aufgehen derſelben 
in die romanifche Bevölkerung war ſchon weit gebiehen, als 711 Tarif mit feinen 
afrifanifhen Arabern erfchien. Er war durch die mit der Oberherrichaft des Klerus 
unzufrievene Partei gerufen. In Spanien können unfere beiden Hauptzielpunfte, 
in welden fich uns das romanifhe Weſen fpiegelt, vie Ausbildung des Städte 
wefens und der Neichseinheit zugleidh ins Auge gefaßt werben. 

Die Zeiten ver Blüthe der arabifhen Herrihaft find auch vie Biüthezeit der 
Städte, da Oartenbau, Induftrie, Handel von den Arabern mit religiöfem Eifer 
befördert wurden. Ein großer Theil der chriftlihen, romaniſchen Städte erhielt Ka— 
pitulationen, wodurch ihre Gerihts- und Kirchenverfaffung unter ver Bedingung 
der Kopffteuer verbürgt wurde. Cinige größere Städte wie Corbova, welche den 
Arabern hartnädigen Wiverftand geleiftet hatten, verloren ihre alten Einwohner 
und wurden Mittelpunfte des Mohameranismus. Viele Romanen wurten Moha— 
mebaner, obgleih die romanifche Sprache mehr verfolgt wurde als das Chriften- 
thum. Ein ſtarker Sauerteig des ftädtifchen Elements und der Kultur waren bie 
Juden, deren befte Naffe über die Halbinfel verbreitet war. 

Während die Abgefchloffenheit ver Pyrenäenhalbinſel zur Integrität und Ein- 
heit des Reichs drängt, ftritten nicht blos die großen Verſchiedenheiten der Hoch— 
ebenen und der üppigen unteren Ylußthäler, wie der Sierren mit ihren warmen 
Seegeftaven, der Lieblingsfig der Araber, für den Provinzielismus. Der germonifche 
wie der arabifche Charakter begünftigte die Zerfplitterung. Die Erfenntniß, daß 
in diefer ihr Berderben wurzle, beftimmte ſchon 755 die arabijden Stammbäupter, 
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fi einen eigenen Chalifen als Oberhaupt zu wählen. Mit fo hoher Civilifation 
dieſes Chalifat aud die gleichzeitigen romanifchen nnd germanifchen Neiche über- 
ftrahlte, jo löste es ſich doch ſchon im Jahre 1931 auf und obgleich zweimal 
von Afrika aus die Kraft und die Einheit desfelben erneuert wurbe, fo fchritt doch 
in Folge der Serailregierung und der darin wurzelnden Unficherheit der fürftlichen 
Erbfolge jedesmal die Auflöfung rafh vor. Um 1248, als Sevilla an die Chriften 
fiel, war der Sieg des Romanismus auf der Halbinfel entfchieven. Aber die Ele— 
mente des arabifchen Lebens waren längft tief auch in ven romanifhen, chriſtlichen 
Adel und in die riftlichen Städte eingedrungen. Wenn jener die Eroberungen 
machte und befonders in Aragonien feine Macht, die fich in dem Juſtitia perfoni= 
ficirte, der Krone gegenüber ftellte, fo erkannten hriftlihe wie arabiihe Fürften 
an, daß die Stäbte zur Behauptung des Eroberten am meiften vermödten. Da— 
her wurden die Grenzſtädte mit befonvderen Freiheiten bedacht; dieſes fam ver 
Reihe nad) an die meijten Städte Spaniens. Die Verbindung der Kronen Arago- 
nien und Sicilien wirkte in jenem auf Anerfennung des Bürgerftandes; in beiden 
Ländern machte er fih in ben Parlamenten unter dem Namen „dritter Arm“ gel- 
tend. Auch alte fränkiſche Keime wirkten bier in der fpanifhen Mark Karls des 
Großen bei der Berfafjungsform mit. Nicht blos in Saragoſſa hatten die Bürger 
das Recht auf den Abel. 

Sehen wir ab von dem abgelegenen halbgallifhen, nur halb romanifirten 
fleinen Königreihe Navarra, fo war e?, feit 1109 unter Heinridh von Burgund 
mit Hilfe von franzöfifhen Nittern die Erbgrafſchaft und 1139 das Königreich 
Bortugal ſich Fonftituirt hatte, als rüdte das romaniſch-chriſtliche Element, Kaftilien 
als Centrum, Aragonien als linfer, Portugal als rechter Flügel gegen den ara= 
bifhen Südoſten vor. Allein näher betrachtet waren nicht blos die Fürften biefer 
Königreiche, fondern auch ihre Bölfer tief gegen einander verfeindet; nur daran 
ſcheiterte erftmals die ſchon glüdlich eingeleitete Vereinigung Kaftiliens mit Arago- 
nien, Oft zogen hriftlih-romanifche Fürften mit arabijchen Hilfsvölfern gegen ein- 
ander aus. Auch die Frauen vermittelten beide Pebenselemente. Bei der niederen 
Volksmaſſe nicht blos der Chriften blieb viel religiöfer Fanatismus, weßhalb auch 
die verjhiedenen arabijchen Dynaftien und Prätendenten die Gegenparthie als fee- 
rifch verfolgten. Aber die befferen Klaffen waren fortwährend dem Zerfegungsproceh ' 
unterworfen, welcher die Tempelherrn und im Verlauf der Kreuzzüge aud Adel 
und Städte Mitteleuropas in dem Grabe ergriffen hatte, in weldem fie fi an den— 
felben betheiligt hatten. Leo fagt (in feiner Gefchihte des Mittelalters) : „Sitten 
und Öefinnungen gingen von der faracenifhen auf die hriftliche Bevölkerung und 
vice versa über, jo daß bie eigentlih lebendige Subftanz der Gittlichkeit (die reli— 
giöfe und nationale) zerftört und in Spanien zulegt eine Rohheit der Leidenſchaft, 
eine Treulofigfeit, ein Blutdurſt erzeugt wurde, der weit Alles jelbft in England 
übertrifft. Sollten nun unter dieſen Umftänden bie beiden Maflen ver Benölfe- 
rung fid nicht unter einander verlieren, fo mußte, weil bie volfsthümliche Gefin- 
nung größentheils ſchwand, das natürliche Element der Geburt und das des ganz 
abftraften Glaubens eine Wichtigkeit erhalten, wie in feinem andern Lande Euro- 
pas. Reinheit des Geblüts warb von beiden Seiten um fo eigenfinniger ge- 
ehrt, je mehr felbft die ausgezeichneteren Familien durd den immer lebhafteren 
Berkehr in Gefahr der Berwandtichaft mit ven Glaubensfeinden famen, Glaubens— 
reinheit warb um fo umerbittlier gefordert, je haltlofer und unreiner die Ge— 
finnung war." — Wir überlaffen diefem Gefhichtichreiber die Verantwortung für 
die Behauptung, daß bei diefer fittlihen Verwilderung für Kaftilien die Einführung 
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der Ingquifition „eine wahre Wohlthat" war. Die Gewalt, melde der Klerus von 
Anfang an in Kaftilien behauptete, Fam dadurch an die Krone. Dies gefhah vor 
und unter Ifabella, welche auch die Macht des Adels beugte, indem fie die Groß» 
meifterichaft der drei mächtigen, reihen Ritterorden mit der Krone vereinigte. Sie 
hatte die Krone Kaftilien im Kampfe mit der Tochter ihres königlichen Bruders 
Heinrih IV. errungen. Diefe Johanna war mit dem Könige von Portugal ver- 
lobt, ftarb aber von Jfabella befiegt im Klofter; dies mal gelang bie Vereinigung 
Kaftiliens mit Aragon 1474 durd die Ehe Ifabellas mit Ferdinand dem Katho— 
ifhen, König von Aragonien. Doc verſuchte das gewerbfleißige Katalonien noch 
einigemale, namentlih 1640 feine Provinzialeigenheit mit den Waffen wieder zur 
Anerkennung zu bringen. — Das lette Fürftenthbum der Araber, Granada, mußte 
fih 1492 unterwerfen. Die ihnen verbürgte Glaubensfreiheit wurde ihnen geraubt. 
Ifabella im Ehebruche erzeugt, foncentrirte den Fanatismus auf die Glaubensrein- 
beit. Auch die befehrten Mohamedaner und Juden wurden wegen geheimer Anhäng- 
lichfeit an den alten Glauben zu Zehntaufenden von der Inquifition ihrer Güter 
beraubt, vertrieben oder verbrannt. Jet erft prägte ver Olaubensfanatismus dem 
Spanier feinen blutigen Stempel auf und madte ihn zum Bertilger ver Refor« 
mation in der alten, zum Würger der heidniſchen Indianer in der neuen Welt. 
Das war die Saat der Ingquifition unter dem aus Angſtmüthigkeit verfchlagenen 
Ferdinand und der ftolgen, fühnen Iſabella. Während Kolumbus für dieſes könig— 
lihe Baar Amerika entvedte, eroberten feine Feldherrn Neapel zu Sicilien. Ifa- 
bella's Enkel Karl V., Sohn eines Habsturgers, theilte das Weltreih fo, daß 
bie feinem Bruder Yerdinand zugetheilten Erblande an der Donau, obgleich 
die Kaiferfrone auf ihnen ruhte, als Secundogenitur dem Majoratsſtaat Spanien 
als Trabante folgte. 

Da der König von Portugal fine Krone als päpftliches Lehen trug, fo 
übte der Klerus große Gewalt. In Folge der Kämpfe gegen die Araber hatte bald 
Jeder Anfprud auf Abel, da Jeder, welcher felbft oder deſſen Vorfahren in ber 
großen Schlacht von Ourique mitgefochten hatte, ald Edler follte gehalten werben. 
Indeß erlangte der Adel im engeren Sinne große Gewalt über vie Krone, als 
biefe durch feine Waffen 1385 vor ver Verſchmelzung mit Kaftilien gerettet und 
der nicht legitime Königsfohn Johann auf den Thron erhoben wurde. Im Innern 
beichränft, von der Betheiligung an den Groberunsen über die Mauren auf ber 
Halbinfel ausgeihloffen, warfen fih vie Prinzen dieſes Haufes, befonders Heinrid) 
ver ‚Seefahrer, nad der durch die Lage des Königreihs angezeigten oceanifchen 
Richtung, indem fie ven Seeweg nad Oftindien entvedten, bier heldenmüthig Erobe- 
rungen machten und Brafilien folonifirten. Auf diefer Laufbahn errangen fi bie 
Krone und der Bürgerftand die gebührende Geltung. Eamoens wurde dadurd zu 
feinem nationalen Epos begeiftert. 

Aber der phantaftifche Verſuch Marokko zu erobern, vie fehszigjährige Verei- 
nigung mit dem deipotiihen Spanien (von 1581 bis 1640) und der dadurch her- 
beigeführte Seefrieg mit den Holländern knickten ven für eine ſolche Blüthe zu 
ihwahen Stamm. Portugal wurde von den Philofophen des vorigen Jahrhun- 
derts als Vorkämpfer der Aufklärung gerühmt, meil Pombal (f. den Art.) zuerft 
die Jeſuiten aufhob. Während er deren befte Yeiftungen, ihre Kolonieen unter ben 
Indianern zerftörte, blieb ihr Sauerteig im Mutterlande und verhinderte eine orf 
ganifhe Entwidlung zur freiheit. England wußte Bortugal zu feinem Brüdentop- 
gegen Frankreich zu machen, wie es früher, aber kraft innerer Bande, das füdwelt- 
lihe Franfreih gewefen war. Um die Engländer aus dieſer Stellung zu verbrän« 
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gen, gereizt durch die Entartung der bourboniſchen Dynaſtie in Spanien ſcheint 
Napoleon III. dem Plane nachzuſinnen, wie die portugieſiſche Dynaſtie auch in Spanien 
zur Herrſchaft gelangen könnte. Dadurch würden Napoleons Bemühungen, Spanien 
als Großmacht anerkannt zu ſehen, gekrönt uud zugleich fein Endzweck erreicht, 
als der Führer, ver Hegemon der romaniſchen Staaten anerkannt zu werben. 

Spanien war nach Eroberung von halb Italien, nad Einverleibung Portu- 
gals, nach der Unterwerfung Belgiens 1585, als die Ligue, die Verbündete Spa- 
niens, einen Guiſen zum König von Frankreich aufmwarf, und wieder um 1624 
nahe daran gewefen, diefe Hegemonie felbft zu ergreifen. Aber zuver hatte durch 
Niederfämpfung des ſtädtiſchen Elements in Spanien der Abfolutismus alle Keime 
organifcher Fortentwidlung zertreten müffen. Die literarifche Darftellung des Adels 
im Eid, fo glänzend auftretend, ſchloß mit Don Quirote ab. Der Hofabdel war 
dadurch, daß er vielen Provinzen ihre Gouverneure gab, in der Regel eine Geißel 
der Menſchheit. Eitle Prahlerei, „ſpaniſcher Wind, ſpaniſche Schlöfier" bei Knob— 
lauhnahrung wurden ſprichwörtlich. — Die Stände, befonders die Städte des mit 
reiheren Privilegien gefegneten Aragonien hatten Allem aufgeboten, um bie In- 
quifition abzuwehren, welche nebft der neuen Steuererhebung Ferdinands alle Ge— 
heimniffe des Haufes durchforſchte. Dazu fam, daß ihnen ver junge König Karl V. 
(in Spanien I.), Sohn eines Habsburgers, in Gent geboren, als Fremder erfchien. 
Einen ſolchen wollten fie nicht über ſich herrſchen laffen, fie ahnten, was bald 
darauf die Niederländer zu fühlen befamen, daß ein Reich von 'jo verfchieden- 
artigen Provinzen und Interejien den Kern der Nationen, den Bürgerftand ver- 
nichten mußte. Karl fürdtete, vie Spanier möchten feinen Bruder Ferdinand als 
ihren König ausrufen, und entfernte ihn. Ximenes hatte durch die Milizen der 
Städte die Anmaßungen der Großen in die Schranken gewiefen. Als Karl nad 
Deutichland ging, um die Kaiferfrone zu gewinnen und ven Spaniern einen nieber- 
ländiſchen Kardinal als Regenten ließ, jchloffen 1519 die Städte beider Königreiche 
ein Bündniß und fegten eine Junta ein. Uber die Disciplin der königlichen Truppen, 
mit dem Adel verbündet, fiegte 1521 in ver Feldſchlacht bei Billalar. So helven- 
müthig auch die Wittwe Padilla's Toledo vertheinigte, die Geiſtlichkeit regte das 
Bolf gegen fie auf und nöthigte fie zur Uebergabe. Auch wo, wie in Valencia, 
die Bürger für den König gelämpft hatten, nahm der Adel mit der Krone vers 
ſöhnt furdtbare Rache an ihnen. So wurde Spanien die Seele des nationalen 
Fortſchritts geraubt, das „ritterliche Volk“ kämpfte, ein Don Duirote im Großen, 
für das Alte, auch die übrige Welt follte ftehen bleiben. Der Sieg der jpanifchen 
Disciplin im Schmalkaldiſchen Kriege, in welchem zum erften Mal fremde Kriegs- 
völfer das innere Deutſchland betrateu, knickte vie Freiheit, im breißigjährigen 
Kriege die Lebenskraft unferer Städte. Seitvem bat nur noch die Erhebung von 
1808 gegen die Franzoſen, dieſe Bolfserhebung gegen vie fremde Revolution, 
die Tiefen des Volkslebens aufgeregt. Daher glaubt in Spanien der Reifende ſich 
in bie Welt des fünfzehnten Jahrhunderts zurüdverjegt. Das Landvolk hat dadurch 
eine gewiſſe Innigfeit und Ganzheit bewahrt. Aber die Städter, aus welchen bie 
Kortes von 1809 hervorgegangen waren, durch die blutige Meineidigfeit und 
durd die fittliche und intelleftuelle Entartnng der höchſten Klaffen in ihrer Natio- 
nalehre verlegt, halten ſich für verpflichtet, foldye Schugwehren dagegen aufzumwerfen, 
welche in einem Bolfe, das organifh zur Freiheit erzogen ift, verwerflich 
iheinen müßten. Darum ift die fpaniiche Berfaflung fehr demokratiſch. Der fich 
hebende Wohlfiand des Bürgerftandes und die Eifenbahnen müfjen auf Spanien 
eine tiefe Wirkung üben. 


664 Romanifche Völker. 


Frankreich. Die Herrfhaft ver Franken in Gallien, welhe fi haupt- 
ſächlich in Neuftrien, norböftlih bis an die Loire niederließen, fafte namentlich 
dadurch raſch Wurzel und breitete fih aus, daß 496 Klodowig zur Kirche der rö- 
mifhen Provinzialen übertrat. Den Bifhöfen derſelben wurde von den fränfifchen 
Königen ein Auffihtsreht über ungerechte Richter ertheilt. Schon Chilperih (ge= 
ftorben 584) klagte, vaß die Gewalt an die Bifhöfe der Städte gefallen fei. Die 
freiheit der Städte, befonvers im füplihen Frankreich 3), beſchränkte fih darauf, 
daß die romanifirten Provinzialen eben jo wohl wie die Franken und die unter» 
worfenen Weitgothen nad) ihrem Volksrechte gerichtet werben follten. Um dem fönig- 
lihen Grafen dieſes Recht finden zu helfen, waren ihm aus ber Zahl der Freien 
jever Völkerſchaft Schöffen beigegeben. So hatte namentlih auch Karl der Große 
beftimmt. Diefe Schöffen waren es, welche die Freien in den Gemeinden gegen die 
Verfuhe von Bifhöfen und Grafen, viefelben nad Hofreht zu unterbrüden, zu 
fhügen fuchten; felbft bewaffneten Widerſtand dagegen leiteten fie, 3. B. im zwölf- 
ten Jahrhundert gegen den Erzbifhof von Rheims. Diefe Schöffen waren aber ein 
Inftitut der germanifhen freien Gemeinte. Diefes beweist Karl Hegel (in feiner 
Gefhichte der Städteverfaffung von Italien Br. II. von Seite 335 an) fiegreidy 
gegen die tendenciöfe Geſchichtſchreibung des franzöfifchen Liberalismus, welcher unter 
der Reftanration die franzöſiſche Stäptefreiheit aus den römifhen Munictpien ab— 
leitete, um zu beweifen, daß die freiheit älter fei al8 die Sklaverei. Die Franzo- 
fen wollen ven Deutfhen nur die Adelsherrſchaft zu verdanken haben *). 

Diefelbe Willkür eines zügellofen Adels, melde aus Franfreih Hunderttau- 
fende trieb das Kreuz zu nehmen und in das Morgenland zu ziehen, fpornte bie 
Kommunen, die Erprejjungen des Adels in beftimmte Verpflihtungen zu Derwan- 
deln. In der Regel gelang dies nur nad längerem Kampfe. Für die Uebereinkunft 
wurde vie Bürgfchaft der Krone angerufen, welde vaburd zu den ©emeinden in 
das Berhältnig des Beihügers trat. Dies thaten namentlih auch die Könige von 
England in ihren Befigungen auf dem Feftlande. Die Städte verpflichteten ſich da— 
für gegen die Krone zu Kriegshilfe. Neben dem Rath diefer neuen Gemeinde be- 
ftanten oft die Altbürger als ariftofratiiches Clement mit ihrer Schöffenobrigfeit 
fort. Diefe hieß jpäter prevöt des marchands, jener Rath prud hommes. Alle 
diefe Elemente gewannen jedes in verfchievenen Gemeinden verjchiedene Kraft; Or- 
leans hatte blos königliche Beamte und Privilegien, die dem Bürger nur perfön- 
liche Freiheit verbürgten. Das monarchiſche, das ariftofratiihe und das bürgerliche 
Element waren früh und blieben lange in Süpfranfreih frieblih verbunden. Hier 
wirkte das Beijpiel Italiens anregend ein, wie nicht bloß aus der Würde der Kon- 
fuln erhellt. 

Wir haben jhon oben gejehen, wie die Eigenthümlichkeit dieſes von dem eigent- 
lihen Franfenland entfernten Süpdgalliens in der Sprade und in der Sekte ber 
Albigenfer feinen Ausdruck fand. Als viefe Form des Widerftands zertrümmert war, 
fand fi in denſelben und in anftoßenden Provinzen ein neuer Anlehnungspunft. 
Ein Bafall des Königs von Frankreih, Robert Herzog der Normandie, war 1066 


3) Dergleihe: Ed. Arnd, Eatwicklungsgeſchichte der franzöfiſchen Nationalität. drei Bände. 
Augustin Thierry, lettres sur l’histoire de France, Guizot, bist. de la civilisalion 
en Europe, und beionder# de France. 

*) Anmerf. d. Red. Zu erinnern ift aber, daß ein romaniicher Schriftiteller, Raurent, in 
feinen Etudes sur l’histoire de l’'humanit& gründlich nachweist, daß die Entwidlung der ver- 
\önliden Freibeit in der Welt voraus Den Germanen zu verdanken fei. 
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durch Eroberung König von England geworten. Seine Nahlommen behaupteten 
nad) dem Verluſt von Normandie, in Maine, Poiton im alten Aquitanien, an beiden 
Ufern der Garonne ausgedehnte Befigungen, namentlihd Guienne und Limouſin. 
Ludwig IX., der Heilige, beftätigte fie darin im Vertrage von 1259, indem er 
fih nur das rechte Ufer der Eharente ſicherte. Sein Entel Philipp IV. der Schöne, 
fteigerte das nationale Bewußtfein der Franzoſen dem Auslande gegenüber. In feis 
nem Kampfe gegen Papft Bonifaz VIII. fprengte er aus, viefer habe geäußert, er 
wollte lieber ein Hund als ein Franzofe fein, und er befam das Papſtthum unter 
feine Hand nad Avignon. Durd einen Bruch feines Ehrenworts hoffte Philipp IV. 
England aus Aquitanien zu verträngen. Allein vie Bevölferungen, vie Gascogner, 
großentheils noch baskiſche Kelten, waren jo antifranzöfifh, daß fie in einer See- 
ſchlacht 1293 vie Franzofen befiegten. Philipp IV. benütte Streitigkeiten in Weftflan- 
dern, um biefes reiche, romanische Land ſich zu erobern. Er nahm die Partei ver 
Patrizier, wurde aber von der bvemofratifhen Gemeinde in Gent und Brügge be- 
fiegt. Flandern erhielt wieder feinen eigenen Grafen als franzöfifhen Lehensträger. 
— Durch die Berheirathung Ifabellas, ver Tochter Philipps IV. mit König Eduard IT, 
von England wurben die Berhältniffe Englands und Frankreichs noch verwidelter. 
Philipp IV. hatte keine männlihen Entel, fo folgte 1328 fein Neffe Philipp VI. 
Obgleich Ifabellens Sohn, Eduard III., ihm für feine Lehen an der Garonne ge- 
huldigt hatte, obgleich das Erbreht des Mannsftamms in Frankreich anerfannt war, 
ließ ſich Eduard durch einen unzufriedenen franzöfifhen Prinzen bewegen, Anſprüche 
auf die Krone Franfreih zu erheben. Die Zünfte der brabantifchen und die flan- 
driſchen Städte waren dabei Eduards, Schottland war der Bundesgenoſſe der neuen 
franzöfifhen Königslinie der Valois. 

In dem vieljährigen Kriege regten ſich auch in ver Bretagne, ber alten „Bri= 
tannia” die noch nicht romanifirten Elemente ftark, befonders feit die Valois die— 
ſes Herzogthum zu einem Kronlande machen wollten. Außer Galais waren Bor- 
beaur und Bayonne die Stügpunfte Englands. Diefe Kämpfe tragen recht den 
Sharafter des finfenden Mittelalters; die Kämpfenden waren wohl von nationalen 
Gefühlen, die Franzoſen befonders von dem Wunſche erregt, tie Engländer ganz 
von dem Feſtlande zu verbrängen, wie fih denn damals ber tiefe Nationalhaß 
des eigentlichen Franfreihs und Englands feftfegte. Allein vie Großen und ihre 
Parteien, die verfhievenen Stände verloren jenes Gefühl über ihrem Eigennutz 
und Haffe ganz aus den Augen. Burgund, welches in Paris zu Zeiten mehr Ge» 
walt hatte als der König, fette es dur, daß König Heinrih V. von England 
als Enkel und 'ald Gemahl einer franzöfiihen Prinzeffin, 1420 mit Umgehung 
bes rechtmäßigen Dauphins zum König von Franfreich ausgerufen wurde. Obgleich 
Heinrih V. 1422 mit Hinterlafjung des noch nicht einjährigen Heinrih VI. ftarb, 
blieb dem Dauphin, feit 1422 Karl VII, nur das Land zwifchen Loire und Cha- 
rente, deſſen Schlüffel, vie alte föniglihe Stadt Orleans ihre Treue erprobte, 
Die Schroffheit der Engländer beleivigte das Bolt und die Großen, namentlich 
ben beften Bundesgenofjen Englands, das Haus Burgund. Aber der reinen Tod» 
ter des Volks, der achtzehnjährigen Johanna d'Are aus Lothringen war e8 vor- 
behalten, den franzöſiſchen Nationalmuth zu entftammen 1429, Drleans zu ent- 
fegen und Karl nah drei Monaten in Rheims zu frönen. War damit auch ihre 
Miffion erfüllt, endete fie 30. Mai 1431 in Rouen auf dem Sceiterhaufen, fo 
verhüllte die Anmaßung der Engländer doc ihre Yaze nur noch ſchlecht. Burgund 
trat zu Karl VII. zu Franfreid, über, der Herzog von Bretagne huldigte ihm. 
Die Franzofen eroberten 1449 Rouen, 1450 Cherbourg, 1453 wurde die Öuienne 
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vollends unterworfen. Nur das von Engländern bewohnte Calais blieb ihnen 
noh. So erlofh der zweihundertjährige Krieg. 

Aber diefer hatte die politiihen Elemente Franfreihs umgewandelt. Außer 
den genannten großen Bafallen war ver Adel verarmt, fein Dienft dur die Söld— 
nerbeere erjegt, welche jest zum Theil in ftehende Korps verwandelt wurben. Das 
jlahe Land war vermwüftet, auch die Städte größerntheild verarmt. So ging das 
Königthum glorreih und geftärft aus der großen Gefahr hervor. Allein ehrgeizige 
Adelige mußten ihm durch Aufftiftung des Dauphins und anderer Prinzen von 
Geblüt Wirermwärtigkeiten zu erregen, welde denen der Serailregierung glichen. 
Sobald aber der Dauphin 1461 als Ludwig XI. König war, richtete er feine 
Schritte darauf, jene unabhängig geworbenen Groß vaſallen, die Herzoge von Bur- 
gund und von Bretagne unter die Krone zu beugen. Seine ängſtliche, zähe Poli- 
tit war das Gegentheil des wirklichen Momantiferd Karls des Tolltühnen von 
Burgund. Da diefer tur Groberung Lothringens vie burgundifhen Länder mit 
feinen Nieterlanden zufammenzufaffen fuchte, ſchloß fi) der Herzog von Lothringen, 
ver theils romanische, aber aud einige deutſche Gebiete hatte, ganz an Frankreich 
an, Ludwig, welder bei St. Jakob den Todestrog der Schweizer gefhaut hatte, 
befhloß ihre deutſche Kraft mit dem feinen Städten abgerungenen Gelde gegen 
Karl zu erfaufen. Bei Granfon und bei Murten verlor Karl feine Heere, bei 
Nancy 1477 das Leben. Ludwig zog die in Frankreich gelegenen Yehen des Her- 
3098 ein, die Krone vereinigte durch Heiratb Bretagne, vie Provence durch Erb— 
ſchaft mit ſich. 

Mit der Provence waren Vorwände erlangt, Anſprüche auf Neapel zu er— 
heben und fo ſtürzte ſich denn Frankreich, ſobald feine Krone im Inneren Meifte- 
rin geworben, über ein halbes Jahrhundert lang in eine Reihe von Feldzügen 
nah Italien. Diefes war die Wahlftatt, welche darüber entſcheiden follte, ob Frank⸗ 
reich fih der europälfchen Hegemonie Spaniens beugen müßte. Franz I. glänzte 
durch feine Tapferkeit und dur ven Anftoß, welchen er dem Kunftfleiß der Stäbte 
gab. Aber die Ernte feiner blutigen Saat reifte erft 1556, als in Folge des Bünd— 
niffes mit deutfchen Fürften gegen Karl V, König von Spanien und deutſchen 
Kaifer, die Bisthümer Mes, Toul, Verdün dem deutſchen Neich verloren gingen. 
Diefes war die Vorbereitung zu den großen Groberungen, welde Richelieu im 
vreißigjäbrigen Kriege und Ludwig XIV. bis an ven Rhein machten. — Allein 
zuvor hatte Franfreih die Meligione- und Bürgerkriege durchzukämpfen. Noch 
einmal treten in diefen der Süden, befonders der Südweſten, fompathifirend mit 
England und Holland, ein großer Theil der Nitterfchaft gegen die Krone auf, fo 
lange diefe mit dem Papſtthum Hand in Hand ging. Wie ver Hof, waren bie 
großen Städte des Binnenlandes aus Liebe zum Lurus umd zu leichterem Leben 
für das Papſtthum. Als aber ver legitime Thronfolger Heinrih IV. von Navarra, 
weldyer ven Kern des Südweſtens der Krone brachte, die ftrenge reformirte Lehre 
zur Regierung zu bringen ſchien, war es der Norboften und befonders feine Städte, 
welhe auf Spanien geftügt, der Lehre der jungen Sefuiten huldigten, daß bie 
Bölter ihre Fürften felbft wählen dürften. Ein Guife von Lothringen wurde als 
päpftlicher Gegenkönig aufgeftellt. Auch aus diefer Krife, in welcher zwei Könige 
ermordet wurden, ging die Krone gefräftigt hervor. Den königsmörderiſchen Bi- 
gotten gegenüber entzündete fi) das Bürgerthum zu einen Kultus der Krone, als 
Beihügerin der num erft recht gefhügten inneren Ruhe. Die Wittwe Heinrichs IV. 
wußte fih zwar nicht an die Spige diefer Bewegung zu ftellen. Sie hielt bei ber 
legten Berfammlung der Generalftände Frankreichs 1614 mit ver fpanifhefirdli- 
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hen Partei, welche durch die Wucht der vereinigten drei katholifhen, romanischen 
Nationen und des fatholifhen Süddeutſchlands die germanifch-proteftantifhe Welt 
zu erbrüden hoffte. Wie aber von dieſer Zeit an Richelieu den aufgeflärten Ab- 
folutismus im Innern wie im Aeußern durchführte, ift unter feinem Namen aus- 
geführt. Machte auch nad feinem Tode die Fronde 1648 eine Unterbredung, in- 
dem die Großen felbft die Stitte für ſich gegen den centralifirenden Abſolutismus 
zu gewinnen wußten, jo war dies für Ludwig XIV. fein ganzes Leben über ein 
Stadel, die Krone von dieſem Fleden rein zu waſchen. — 

Gegen dieſes l’&tat, c'est moi mußte fi das übrige Europa zur Vertheibi- 
gung in Waffen erheben. Es wußte den Abjolutismus Yubwigs XIV. aber nur 
in engen Kreifen nachzuahmen, und der Induftrie und dem Handel feinen ähnlichen 
Aufſchwung zu geben, wie Ludwig XIV.; die äußere Politit der germantfhen Welt 
ihm gegenüber wußten nur ber niederdeutſche Wilhelm von Dranien, ver große 
Ehurfürft und Eugen von Savoyen auf eine würdige Weife zu führen. Aber 
auch fie konnten es nicht verhindern, fondern nur bitter erfchweren, daß der Greis 
Ludwig XIV. Spanien an fein Haus bradte. Schien gleich Italien an Defter- 
reich verloren, fo fiel auch die Hälfte davon binnen weniger Jahrzehnte an 
Bourtonen. Sie mußten vor der franzöfifhen Revolution weichen; dieſe bat 
fhon zu Anfang unferes Jahrhunderts dem italienifhen Franzoſen Napoleon I. 
den Weg zur Herrihaft Italiens gebahnt. Und fo fcheint es überhaupt, daß Napo- 
leoniven und Bourbonen fih aud in unfern Tagen nicht in den frievlihen Befig 
der romaniſchen Welt theilen können. Nur bat fich zwifchen ihnen beiden, ihrem 
verfchievden gefärbten Abfolutismus negenüber die nationale Demokratie der roma- 
nifchen Völler erhoben. Wird viefe dem foctaliftifhen Radikalismus verfallen? — 
vielleicht in Frankreich vorübergehend. — Oper wird das Bürgertum im Bunde 
mit dem Orleanismus eine neue Kulturperiode begründen? — Oder werben 
die romanifhen Bölfer Europas ihre innere Entwidlung wegen ber bamit 
verbundenen Gefahren gegen äußere Ziele zurüdftellen und Napoleons Führer- 
Ihaft anerfennend den Kampf mit England und Defterreih aufnehmen, um 
auh die Romanen Amerifad und der unteren Donau unter dieſelbe Hege— 
monie zu beugen und das Mittelmeer, deſſen Bedeutung wieder im Wachen ift, 
zu beherrichen ? 

Möge das germanifche Europa ſich durd das Gerede von der Bertommenheit 
der romaniſchen Raſſe werer aufhetzen, nod einlullen lafjen! Es ſchlummern in 
ihr nod viele unausgenügte Kräfte; auch ohne ein Bündniß mit den Glaven 
wird die Entwidlung der achtzig Millionen Romanen, welche zwifhen Otranto 
und Algarvien wohnen, werden ihre Waffenerhebungen auf die getheilten Germa- 
nen von um fo gewaltigerem Einfluß fein, da die Romanen fi in der Regel die 
Initiative zu wahren und fich einheitlicher Führung unterzuorbnen wiffen. — Wir 
befhränfen uns darauf, die Richtung und die Form der Ausvehnung derfelben an- 
zubeuten, Der fpanifhe Zweig hat fih im Großen und nachhaltig nur in weftli- 
her Richtung, in Amerika ausgebreitet, während der Franzofe, fein Liebhaber frem> 
der Welttheile, vie Oberherrfhaft des europälfchen Feftlandes anftrebt und wieber- 
holt errang, der Italiener aber fih mit der geiftigen Herrſchaft ver Kurie und 
mit der über die ganze civilifirte Welt verbreiteten Glorie feiner Haffifhen Kunft- 
epoche begnügen mußte. — Wenn es eine deutfche Politif gäbe, fo müßte ihre 
Abfiht darauf gerichtet fein, Italien, Spanien und die Wallahen durch Unter- 
flügung ihrer bürgerlihen Entwidlung ſich zu befreunten und fo an ber Stelle 
der früheren, Jahrhunderte dauernden Verbindung mit ihnen, welde bald auf bie 
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Unterjohung der Romanen, bald auf die der Deutſchen zielte, eine auf gemein» 
fames Erftarfen gerichtete Verbrüberuug anzuftreben. 

Daher find die Borurtheile, welche gegen die Romanen ausgeiprengt werben, 
die Anlagen, welche man gegen fie erhebt, ebenfo vaterlandsfeintlid, al großen- 
theils falſch oder doch ſchief. Beſonders die Handlanger der geiftigen Knechtung 
flagen den Romanen ber Unfähigfeit, ſich zur perfönlichen fittlihen Unabhängigkeit 
zu erheben, und damit auch der Unfähigkeit zur politijhen Freiheit an. Wir haben 
aber gefehen, wie Spanien und Italien Jahrhunderte großer perſönlicher und bür- 
gerliher Freiheit hatten. Diefe wurde in Spanien dur die Solitarität der Krone 
mit der fatholifhen Kirche in Geftalt ter Inquifition und nit dem Adel nieber- 
gekämpft, in Italien beſonders durdy den Bund des Papftthuns mit fremden Groß» 
mädten. Franfreih, der Bürgerfriege müde, tauſchte feine Vürgerfreiheit gegen 
den Ruhm und Glanz der erften Stellung in der Welt und einer weltbeherrichen- 
ven Givilifation ein. Dieſe, trug, wenn aud etwas fteif, ven gemeinfamen Cha- 
rafterzug der Romanen, die Virtuofität der Form. — Woher kommt biefe 
den Romanen ? Sie wurzelt hauptfählich in ver Deffentlichfeit des fünlichen Lebens 
und in alter Kultur, welche in viefer Geftalt auch in die niederen Schichten drang. 
Daher ift ver römiſch-kat holiſche Kultus, eben darin wurzelnd, den roma— 
nifhen Völkern blutsverwandt. Etwas Richtiges ift an der Behauptung, daß bie 
perfönlihe Selbftbeftimmmung im innerften Grunde des Gewiffens bei den Romanen 
darum nur felten erftarft ift, weil jie jede Kirchenreform von fi gewiefen haben. 
Aber, haben auch Taufende von ihnen im Zeitalter der Reformation danach ge— 
rungen und dafür geblutet, fo find es doch nicht blos die Scheiterhaufen der In— 
quifition, die Bartholomäusnadht, die Najaden in den Lagunen von Venedig, die 
Ausftoßung von Hunderttaufenden tüchtiger Bürger, was dem römiſchen Katholi- 
cismus den Sieg brachte. Die römische Kirche hatte ſchon in der Zeit der Ge— 
waltsherrfhaft der germanifhen barbarifhen Eroberer über die altrömifhen Pro- 
vinzialen wie eine Henne über ihre Küchlein die Flügel ausgebreitet. Die ſüdliche 
Lebensluſt verföhnte fih trog mandyen harten Kampfes mit der römifhen Kirche, 
welche fie ſchützte. Dabei lag das Schlimme für die höheren Klaſſen nur darin, 
daß ihnen diefe Yebensiuft von den Jefuiten auf eine entfittlichende Art, als Lohn 
für ihre äußere Kirchlichfeit geboten wurde. Während ein alter Sauerteig von 
Stepticismus Frankreich umd die ſtädtiſchen Klaffen Italiens durchdringt, ift Spa- 
nien, indem es fi ver Kultur des übrigen Europa jet nicht mehr verjchließen 
fann, einer inneren revolutionären Durchgährung aller Elemente nahe gerüdt, 
welde dem Selbftbemußtfein des Spaniers einen andern Gehalt geben wird. 

Rentlin. 


Das Haus Nomanow. 


Es find große, feltfam verfchievene Bilder, welche die ruffifhe Geſchichte 
der legten drei Jahrhunderte vor unferen Bliden entrollt. Das erfte zeigt ein 
halb afiatifches Land in Schutt und Brand, biutgierige Horden darin herüber 
und hinüber wogend, fremde Eroberer im Heiligthum der alten verehrten Haupt- 
ftabt, Megeleien, Bollsaufftand, graufes Ringen auf Leben und Tod, dann eine 
Krönung. Diefes Bild heißt: ver falfhe Dimitrij, Vertreibung der fiegreihen 
Polen und Wahl des Michael Feodorowitſch Romanow-Jurjew zum Zaren. Seine 
Jahreszahl ift 1613. Das zweite Bild zeigt uns jenes Barbarenland dem Weften 
näher gerüdt. Statt der ungeregelten, feigen, flüchtigen Schaaren marjdiren bis- 
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ciplinirte, fchwerfällige, ftandhafte Negimenter gegen Tartaren und Türken; Polen 
liegt vor ihnen erniedrigt; die jo furdtbaren Schweden find befiegt; die europäl- 
fhen Kabinette find in Aufregung über den neuen, faum gefannten Nachbarn, 
der fih fo unfanft zwifchen fie brängt. In Rußland ſchwimmen, wo fonft nur 
Fiſchernachen glitten, Flotten von Orlogſchiffen die Ströme hinunter ins Aſowſche 
und Schwarze Meer und in die Oſtſee. Auf einer jhwerifhen Newainſel, dicht 
am Meere, hat fi eine neue Stadt erhoben und bort ſpricht der Zar, die Grün- 
tung einer Alademie der Wiſſenſchaften ſchon im Sinn tragend, im Hin- 
blid auf die Größe der durch Wiffenfhaft und Kunft gehobenen Nationen: aud 
an uns wird die Neihe kommen, wenn ihr mich in meinem ernftlihen Vorhaben 
unterftügt. Das ift 1713. Und noch hundert Jahre fpäter und wir jehen vie an- 
gegriffenen, aber fiegreihen Mostowiten dur das unterjodte Polen, durch das 
jauchzende Deutfhland, gleih Errettern Europas von den Bölfern begrüßt, in 
die Metropole des Weftens, Paris ziehen. 

Diefe Jahrhunderte ruffifher Geſchichte werden repräfentirt durd das Haus 
Romanow und feine weibliche Linie Holftein-Gottorp-Romanow. 

Für den Ahnherrn des Romanow’shen Gejhlehts gilt Glanda (Glandal) 
Kambila Diwonowitſch, der in den legten Jahrzehnten des 13. Jahrh. in Ruf: 
land einwanderte. Er foll ein preußiſch-lithauiſcher Häuptling gewefen fein. Einige 
nennen ihn vom Waräger Geſchlecht, Andere auch einen deutſchen Ritter, der aus 
Preußen nah Rußland gefommen fei. Genaues weiß man nicht von ihm. Unter 
der Regierung des Großfürften Dmitry I. Alexandrowitſch ſoll er 1287 mit fei- 
nem Sohn getauft worden fein und in der Taufe den Namen Iwan, d. i. Jos 
hann erhalten haben. Sein Sohn Andrei Iwanowitſch Kabüla (Rambila wird in 
das ruffiihe Kabüla [Stute] forrumpirt) wird im Jahr 1347 als ruffifcher Bojar 
genannt; der Großfürft Simeon I. Iwanowitſch benugte ihn als Geſandten und 
Ueberbringer eines Heirathsantrages nah Twer. Anprei’s fünfter Sohn war Feo- 
dor Andr. Kabülin, genannt Koſchka (Kae). Er wurde 1393 Statthalter 
von Nowgorod und hochbetagt zum Bojaren ernannt, Sein ältefter Sohn Iwan 
Feodor Koſchka hatte zum vierten Sohn Sadari Iwan Koſchkin; viefer war der 
Stammvater tes nad ihm benannten Haufes Sadarin. Er wird unter dem Groß— 
fürften Waſſilij Waffiljewitfh, dem blinden, als Bojar genannt. Sein zweiter 
Sohn ift Iurja Sadaritfh, ver Stammvater des Haufes Sadharin-Jurjew, Er 
diente unter Iwan Waffiljewitih, war Großvoyvode in verfchievenen Feldzügen, 
zeichnete fich namentlich gegen die Polen aus, wurde 1493 Bojar und ftarb 1501. 
Defien dritter Sohn ift Roman Jurjewitih-Sacharin, Stammvater des Haufes 
Romanom, 

As Iwan IV. Baffiljewitfch, der grau’e Zar, feine erfte Vermählung 
zu feiern gebadhte, fhidte er jeine Beamten durdy Rußland, um die edlen Töchter 
des Landes zu befichtigen. Seine Wahl fiel auf Anaftafia, des verftorbenen 
Roman Jurjewitſch Sacharins Tochter. Sie wurde feine Gattin. Das erfte Auf- 
treten der Romano auf dem Throne wird in biefer Zarin als ein glüdtiches 
für Nußland gefeiert. Anaftafias Tugend und Schönheit rühmen alle Ehroniften; 
fie fol ihren Gemahl zur Tugend angehalten , er fol fie geliebt haben. Wenig- 
ſtens wartete er, was bie Liebe betrifft, einige Tage nah dem Begräbniß der 
ſchönen Zarin, ehe er ſich wieder vermählte; fpäter pflegte er nicht mehr fo zart- 
fühlend zu fein. Durd ihren Tod brady die legte Wbwehr und Dämmung feiner 
Graufamfeit und Iwan zeigte fich feitdem als das entfeglichfte Ungeheuer, das je 
in Menſchenmartern geſchwelgt hat. 
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Auf Iwan IV. folgte der ſchwache Feodor I. Iwanowitſch. Per eigent- 
lihe Regent Rußlands jedoch war fein Schwager, der fühne, verfchlagene Boris 
Godunow, der Bruder ter Zarin Irene. Boris beftieg nad Feodor den Thron 
oder nahm ihn, richtiger gefagt, in Beſitz. Bruder ver Zarin Anaftafia, der erften 
Bemahlin Iwans des Oraufamen, war der Bojar Nikita Romanowitfh. Er hatte 
fünf Söhne: Feodor, Alerander, Michael, Iwan und Waffilij. Die Romanoms 
waren von großem Einfluß durd ihre perfönlihe Bereutung, ihre Verſchwägerun— 
gen mit mehreren ber erften ruffifhen Gefchlehter und vor Allem dur ihre Ber- 
wandtſchaft zu der alten ausgeftorbenen Zarenfamilie des warägiſchen Rurifftam- 
mes. Feodor hatte bei feinem Tod, als er Irenen den Thron vermadte, mit 
Godunow feinen Better Nikita Romanow Jurjew zum erften Thronrath gemadıt. 
Einige behaupten fogar — doch wohl erft eine Behauptung fpäterer Zeit und 
aus Schmeichelei entftanden — der beim Bolf fehr beliebte Nikita fei von ihm 
zum Thronerben ernannt. — Go waren die Romanows dem neuen Zaren aus 
Tartarengefhleht ſehr unbequem. Boris mußte Rath; fie jollten bald feinen 
Haß und die Folgen feiner Furcht empfinden. Alerander Nikita hatte das hohe 
Amt eines Vorſchneiders beim Zaren. Plöglih fagte ein Diener aus, fein Herr 
wolle ven Zaren vergiften. Eine Unterfuhung wurde angeftellt. Giftige Kräuter 
follten unter ven Borräthen verftedt gefunden worden fein — ber feige Haufe 
der ſtlaviſchen Bojaren und Edlen fchrie Zeter über folhe Gräuelthat und flehte 
ten Zaren an, nichts zu fhonen — und eine fchrediihe Berfolgung gegen bie 
Romanows und ihnen verwandte Familien begann. Wir wollen hier kurz die Schid- 
jale einiger Glieder derſelben anführen, um einen Einblid in jene Zeit zu geben. 

Feodor Nikita Romanow wurde wider feinen Willen zum Mönch geſchoren 
und ald Bruder Philaret in ein Klofter der Landſchaft Archangel geftedt. Seine 
Gemahlin Arinia Iwanowna fam als Nonne Marfa in ein Klofter am Onega- 
fee. Alerander Nikita wurde nad Luda am weißen Meer gefchidt und dort er- 
würgt. Auch Midael wird bald erwürgt. Iwan wird nad Gibirten verbannt, 
doch 1601 zurüdgerufen. Waſſilij hingegen wird in Sibirien erwürgt. Der Schwa— 
ger der Brüder, Boris Tſcherkaskoi, ftirbt im Gefängniß; aud feine Fran Marfa 
war mit ihm verbannt, wird jedoch mad feinem Tod freigelaffen. Ein zweiter 
Schwager Iwan Waſſilij Sizkoi, Gemahl der Euphimia Romanow, wird in einem 
Arhangelihen Klofter zum Mönch geihoren und heimlih erwürgt. Seine Ge» 
mahlin wird als Nonne Eudokia eingefleivet und ebenfalld 1601 erwürgt. Ihr 
Sohn wird nad feines Baters Tod nah Moskau zurüdgerufen, aber unterwegs 
in feinem Wagen erwürgt.... Wir hätten dieſe Gräuelthaten nicht hergezählt, 
wenn nicht ein Hinblid auf dergleihen wegen ipäterer Fragen paffend wäre, — 
Daß überhaupt noch einige Romanows mit dem Leben davon famen und ihnen ihr 
altes Stammgut Klin im Jurjewfchen Gebiet wieder zurüdgegeben wurde, ſoll vie 
Ehe des Better des Zaren, Iwan Iwanowitſch Godunow mit ver jüngften Romanom, 
Irina Nikitiſchna bewirkt haben. 

Boris Godunow verlor Thron und Leben gegen den faliden Demetrius. 
Deutfche Reiter hatten in der erften Schlacht fein Heer vom Untergang gerettet; 
die zweite Schlacht ward für ihn gewonnen, aber der Sieg ward nicht genußt. 
Der verhafte Boris war nidt mehr der Mann, wie er fich früher gezeigt hatte. 
Demetrius behauptete fich. Boris befam oder nahm Gift (April 1605). Grigorej 
Direpjew zieht als Dimitrij VI. Iwanowitſch in Moskau ein. Boris Godunows 
Sohn, Feodor II. Borifjowitih, war mit feiner Mutter verhaftet, aus dem Pa— 
laft in das väterlihe Haus zurüdgebradgt und dort mit ihr ermordet worden. 
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Dimitrij, der falſche Demetrius, hob die Romanows, als deren Verwandten er 
fih ja binftellte. Aber feine Herrfhaft war kurz. Der Haß gegen die Polen, 
die ihn unterftügt hatten, gegen feine fatholiihe Gemahlin Marina, für welce 
die rechtgläubigen Nuflen im SKirchengebet beten mußten, fein Ruf als Keger, 
Freund der Katholifen, Begünftiger der Iefuiten, der Groll des Volks, daß er 
dem Adel zu Liebe die Bande der Peibeigenfhaft wieder fefter ſchnürte, die Boris 
Godunow einft als Minifter gefhlungen, ald Zar aber wieder gelodert hatte, ja 
aud fein leutieligered Benehmen, das den an Iwans Verachtung oder Boris 
mißtranifche Zurüdgezogenheit gewühnten Ruſſen gemein erſchien — alles das 
raubte ihm die Zuneigung des Volkes. Unter ven Kofaten begann eine Empörung. 
Dann brach aud in Moskau ein Aufftand aus; Demetrius ward im Tumult 
erſchoſſen. 

Jetzt begann eine heilloſe Zeit. Rußlands Untergang ſchien nahe. Waſſilij V. 
Jwanowitſch Schuisky wird zum Großfürſten ausgerufen, aber Niemand 
gehorcht. Ein Betrüger folgt dem andern als Prätendent. Marina erkennt, um 
ſich zu halten, einen falſchen Thronbewerber als ihren Mann Demetrius an. Die 
Schweden werden ins Land gerufen; vor Moskau erſt werden fie zum Rückzug 
genöthigt. Sigismund von Polen jedoh dringt nah Moskau vor. Man will 
feinen Sohn Wladislaw zum Zaren wählen, aber ver Polentönig bat fidy jetzt 
Moskau's bemädtigt; er hofft bei der Zertrümmerung des Neichs die beften Theile 
für Polen abfallen zu fehen und weigert bie Einwilligung zur Wahl feines 
Sohns. Die übermüthigen Polen mißhandeln die Mostomwiter in barbarifher 
Weiſe. Ein Aufftand bridt los; die zerftreuten Polen werden nievergemegelt ; 
aus Rache fteden vie Ueberlebenden Moskau in Brand und ziehen ſich in ben 
Kreml zurüd. Die Zahl der Opfer durch Flammen und Schwert ift ungeheuer. 
Indefjen haben die Schweden Nowgorod erobert, und nur der Tod ihres Königs 
Karl IX. hindert fie an weiterem Vorbringen. 

Aber Rußland war nicht beftimmt, zu erliegen. Der Volksgeiſt empörte ſich 
gegen die fremden Unterbrüder. Der Zleifcher Kosma Minin von Niſhnej Now 
gorod ruft das Bolf zur Empörung gegen die Polen. Ein Heer ftrömt zufammen ; 
Dimitrij Mid. Poſcharskoi und Dimitrij Trubetzkoi übernehmen die Führung; 
die Polen werden geſchlagen. Noch halten fie fih in dem belagerten Kreml; auf 
Sigismunds Hülfe hoffend efjen fie Menfchenfleiih, ihren Hunger zu ftillen ; 
aber Sigismund wird bei Wiäsma zurüdgeihlagen und durch Kälte, Mangel an 
Lebensmitteln und die Tapferkeit der Rufen zum Nüdzug gezwungen. Auch der 
Kreml muß nun übergeben werben, nachdem jede Hoffnung auf Entjag abge- 
ſchnitten ift. 

Rußland war ohne Herricher und bevurfte doch eines folden dringender als 
je. Dan fchritt zur Wahl eines Zaren. Abgeoronete der Geiftlichkeit, des Adels 
und der Bürgerfchaft traten in Mostau zufammen, Ende des Jahres 1612. Der 
Fürſt Trubetzkoi jcheiterte in feiner Bewerbung ; der tapfere Poſcharskei lehnte 
ab. Während die Parteien mit einander haderten, wies der Bojar Scheremetew 
auf feinen Berwandten Michael Romanow hin, den Sohn des im polnischen Kerker 
ſchmachtenden Philaret, d. i. des zum Mönden gemadhten Yeodor Nikita Romanow, 
der vom falfhen Demetrius zum Metropoliten ernannt worden war, jet jedoch 
feit 21/, Jahren, feit feiner Gefandtfhaft an Sigismund von Polen, von bie 
ſem zurüdgehalten,, jelbit aus der Gefangenſchaft no einen beveutenden Einfluß 
auf die Angelegenheiten in Moskau ausübte. Nach tagelangen, aud durch bie 
Nächte fortgejponnenen Intriguen und Kämpfen, die zum Theil mit dem Schwert 
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ausgefodhten wurden, warb ber 18jährige Michael Feoborowitid Romano w 
Jurjew zum Zaren Rußlands ermählt. 

Der neu ermählte Zar fhmanfte lange Zeit, ob er den ihm gebotenen Thron 
annehmen folle. Nach großem Sträuben entfhloß er fih. Er war bie zu feinem 
16. Jahre ver Welt fremd geblieben. Als Kint hatte auch ihn die Verbannung 
Boris Godunows getroffen ; fpäter — 1602 — freigelaffen, hatte er mit feiner 
Mutter auf dem alten Stammgut Klin (im Gouvernement Wlabimir unweit Tur- 
jew-Povolst) und dann im Klofter gelebt, wo ihn die Abgeorpneten aufjuchten. 

Er hatte eine fchwere Aufgabe. Das Land war verwüftet, die Schaglkammer 
erihöpft, das Volk jeder Ordnung entwöhnt, verarmt, tief geſunken. Im Innern 
des Reichs tobte der Aufruhr; im Süden ritten Tartarenfhwärme auf Menfhen- 
raub ins Yand; im Norden und Weften wüthete der Krieg mit den übermächti— 
gen, gefürchteten Schweben und Polen. 

Michael war keine großartige, durchgreifende Herrfhernatur. Schwerlich wäre 
er in dem Fall gemählt worben; ſchwerlich, darf man fagen, hätte er alsdann 
das Reich gerettet. Mehr Energie und Oenialität, und wahrſcheinlicher Weife hätte 
er im fühnen Beftreben Alles verloren. Nur die Zeit felber konnte ſolche Schä- 
den wie diejenigen Rußlands heilen. Michael wird voll Mäßigung und weifer 
Vriedensliebe geſchildert. Seine friegerifhen Unternehmungen fcheiterten, fo oft er 
fih mit feinem undieciplinirten Ruſſenheer verfuchte, das mehr auf Hinterlift und 
übergroße Anzahl als auf Tapferkeit zu bauen pflegte; jo wollte er lieber durch 
Abtretungen den Frieden gewinnen um das fo ©erettete befeftigen und wieder 
heben zu können. Unglüdlich gegen den jungen Guſtav Adolf von Schweden ſchloß 
er mit demſelben einen Vertrag und 1619 den Frieden zu Stolbowa, durd den 
er Nomgorod und Gebiet zurüd erhielt, jedoh Imangorod, Jama, Koporie, Nöte 
burg und Gebiet abtrat, die Abtretung Kerholms beftätigte und alle Anſprüche 
auf Lievland aufgab. Guſtav Adolf konnte zu feinen Ständen fagen: Rußland 
ift von der DOftfee ausgefhloffen und hoffe ih zu Gott, es wird ven Ruſſen 
ſchwer werben, über diefen Bach zu fpringen. 

Mit Polen, deſſen König feinen Sohn jegt gar zu gerne auf tem Zaren- 
tbrone gefehen hätte, fam 1618 ver Waffenftillftand von Demulino zu Stande, 
durch den trog der voraufgegangenen Niederlage Wladislaws das wichtige Smo- 
lensk und viele andere Städte an Polen abgetreten werben mußten. Schon vor- 
ber war e3 gelungen, ven ärgſten Unruhen im Innern des Reihs ein Ende zu 
machen, Demetrius Gemahlin, die herrſchaftstolle Marina, war mit ihrem zweiten 
Oatten Iwan Sarutzki und ihrem Sohn durch nachſetzende Deutſche und Lithaui- 
ihe Söldner 1614 gefangen. Marina ftarb — wohl feines natürliden Todes — 
im Kerfer, ihr Sohn am Galgen; ihr Gatte wurde gepfählt. Damit war eine 
Sorge gehoben. Mit einer andern Noth wurde man erft ein Paar Jahre fpäter 
fertig: mit den zu Heeren angewachſenen Näuberbanden, fowie mit den Condot- 
tieriß, die die Grenzen plünderten. 

Nah dem Waffenftillftand mit ‚Polen hatte das erfchöpfte Reich einige Ruhe. 
Der Vater des Zaren durfte dem Vertrag gemäß zu feinem Sohn aus der Ge— 
fangenfhaft zurüdfehren. 1619 ward er Patriarh und gleichſam Mitregent des 
Sohns. Im Oſten beftrebte fih Michael einzubringen, was im Weften verloren 
war. In Sibirien gingen die Ruſſen nad längerem Stillitand und fogar Zurüd- 
weichen wieder muthig vor. (Auch Deutfche werten unter dieſen erften Pionieren 
fibirifcher Art genannt.) 1620 und 30 wurden Jenifjeist und Jakutzk gebaut, 
1639 wurde das kamtſchatkiſche Meer erreicht und die erfte Nachricht vom Amur 
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gebradt. Es wurden Kolonien nah Sibirien gefhidt. In Rußland ward Handel 
und Wandel gepflegt; Hanbelsverbindungen, mit England, Franfreih und Hol 
land angelnüpft, dienten dazu den Verkehr wieder zu heben. 

Smolenst war jedod nicht verfchmerzt. Der Zar unternahm 1632 die Wie- 
dereroberung, aber vie Ruffen wurben übel gefhlagen und befamen Smolenst nicht 
nur nit, fondern mußten noch weitere Gebiete Polens und Litthauens abtreten. 
Die Urfache feines Mißgeſchicks erfennend, begann Michael 1639 die erften vegu- 
lären, den Deutſchen nachgebildeten Dragoner zu errichten, fowie ftatt der früheren 
Berhaue regelmäßige Befeftigungen anzulegen. 

Bei feinem Tode 1645 war das Reih aus den fhlimmften Wirren, doch 
fehlte nod viel an feiner nachhaltigen Sicherheit und Beruhigung. Wohl hatte 
fih Vieles gebeflert. Es ftand doch wieder ein Staat da; in die Berwaltung 
war einige Orbnung gebracht und der Willtür und dem Drud der Bojaren etwas 
geftenert; durch fremde und einheimifhe Truppen hatte das Neid wieder einen 
Halt befommen, aber der Zuftand des Volks im Ganzen war do erſchreckend. 
Knechtiſch und nur die Knechtſchaft begreifend, unfittlih und unzüchtig, verſchmitzt, 
feig, trunffüchtig, dabei hochmüthig und großfpreherifch, abergläubifh, jharffinnig, 
aber dies gewöhnlih nur zum Berfolgen egoiftifcher Pläne — fo werben und tie 
Ruſſen jener Zeit gefhildert. Schweden, Polen und Tartaren waren Nachbarn 
und bie erſten faft immer Sieger, alle aber von den Ruffen gefürdtet. 

Michaels Sohn Alerei war 16 Jahre alt, als er unter folden Berhält« 
niffen den Thron beftieg. Mehr als er herrfchte in der erften Zeit fein Günft- 
ling und Verwandter Morofjomw, defien Erprefjungen bald in Moskau eine Em- 
pörung bervorriefen. Alereis Jugend ſchien nod andere Gefahren zu veranlafien. 
In Pſtow und Nowgorod regte fih der alte republifanifche Geift; es koſtete 
Mühe, ihn wieder zur Ruhe zu bringen. Es war eine ſchlimme Zeit für ven 
jungen Zaren, aber bald famen günftigere Tage. Der unfinnige Uebermuth des . 
polniſchen Adels hatte fie die Kofaden, die freien Steppenbewohner, den polniſchen 
unfreien Bauern gleih erklären laſſen. Ein wüthenver Aufitand der Kofaden war 
die Folge. Um ſich gegen Polen zu ſchützen, wandten fie fi nad Rußland und 
ſchwuren Wlerei ven Eid der Treue (1654). Mit ihren Schaaren vereint brach 
num Alexei mit 500,000 M. gegen Polen auf und eroberte Smolenst, Witebst, 
Mohilew, Pologt, im nähften Jahr Minst, Wilna und Grodno. An weiteren 
Erfolgen in Litthauen hinderten ihn die Schweben, die das übrige Land für ſich 
in Befig nahmen und die Ruſſen bei ausbrehendem Kriege übel heimſchickten. 
Im Waffenftillftand mit Polen behielt Alexei Smolenst und die Ukraine, im brei« 
jährigen Waffenftillftand mit Schweren 1658 Dorpat und andere Orte in Efth- 
land und Lievland. Im Frieden 1661 wurde jedoch alles in Pievland Eroberte 
an Schweden zurüdgegeben. Der Krieg mit Polen hatte übrigens 1658 fon 
wieder begonnen und das Bündniß der Polen und Tartaren eine ſchwere 
Niederlage der Ruſſen durch die legteren zur Folge gehabt. — Die ewigen Kriege 
hatten eine unerträgliche, durch nichts zu fteuernde Geldnoth veranlaßt. In Folge 
ber daraus entftehenden Drangfale brach ein blutiger Aufftand in Moskau aus, 
ber nur durch große Härte gebämpft werben fonnte. Auch unter den Kofaden 
brachen Empörungen aus. Man fann die Uebel diefer Zeit daraus erfehen‘, daß 
es einem Kofaden, den Privatrade zur Flucht und dadurch zum Raube getrieben 
hatte, möglid war, ein ungeheures Heer .zu fammeln. Stenta Raſin war Anfüh: 
rer einer Räuberhorve; Kofaden, Tartaren und Bauern ſchloſſen fih ihm an. 
Bald fland er an der Spige von 200,000 Mann. Aftrahan wurbe erobert, 
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Moskau zitterte. Nach manchen Kämpfen wurde endlich Stenfa entſcheidend ge— 
ſchlagen, gefangen und hingerichtet. 

Auch Alerei wird als ein Mann von wohlwollender, fanfter, verföhnlicher 
Gemüthsart geſchildert, von guten Anlagen, darauf bedacht, nie feine Macht zu 
mißbrauden. &8 wird bemerkt, daß er feinem Zorn nur etwa durch Ohtfeigen 
oder Fußtritte Luft machte — er ſchnitt nicht mehr, wie wohl Iwan der Grau— 
ſame, im Scherze Ohren, im Aerger Köpfe ab. Er galt freilich ſchon für einen 
Neuerer. Die Ruſſen mußten über Vieles Mißfallen fühlen. Seiner erſten Ge— 
mahlin hatte zwar noch der fremde Arzt nach orientaliſch-ruſſiſcher Etiquette nur 
durch einen Flor den Puls fühlen dürfen, aber ver zweiten hatte er zum großen 
Berdruffe Mosfaus über ein fo anftandlojes Benehmen geftattet, daß fie beim 
Fahren ven Borhang ihres Wagens ein wenig bei Seite fhieben und hindurch 
bliden dürfe. Ia er hatte ihr erlaubt, auf einem Yandgute die fremden Geſandten 
durch eine Thüre zu jehen! — Aber nit in ſolchen Dingen allein war er ein 
Neuerer. Er ließ Holländer kommen und von ihnen Schiffe am kaſpiſchen Meer 
bauen. Er ſuchte mit China Handelsverbindungen anzufnüpfen, vie freilid miß- 
zlüdten, weil Ruſſen und Chinefen bald am Amur feindlid auf einander trafen. 
Der Geift ter neuen Zeit beginnt fi ebem mächtiger in ihm zu regen. Selbſt 
nad Indien richtete ev des Handels wegen feine Blide. Dem Aufihwung der 
Gewerbe fuchte er nah Kräften zu helfen. Gr z0g Fremde ins Yand, die vie 
erften Fabriken anlegten; er machte Tula zur Schmiebeftabt, unterftügte den Be— 
trieb von Bergwerken; er ſchützte den Vürgerftand gegen Abel und Geiftlickeit, 
errichtete die erfte regelmäßige Briefpoft — kurz er zeigte ſich als der Bater fei- 
nes Sohnes Peter. — Die Kalmüden wurden unter ibm gänzlid unterworfen, 
Rufen gingen über die Behringftrafe nah Amerika. Außer Hanpwerfern wurden 
auch Künftler und namentlid Kriegsleute von ihm ins Land gerufen. Im Öegen- 
faß zu den „Schügen“ (Streligen) errichtete er Soldtruppen, Soldaten, die mei- 
ftens von Deutſchen fommandirt wurben. Dod verbot er, ein anderes Princip 
ala fein Sohn befolgent, den Ruſſen, Tracht und Sitten der Fremden anzuneb- 
men. Wer es babei beſſer mit feinen Unterthanen meinte, wollen wir bier dahin— 
geftellt fein laſſen. Seine weitere Thätigfeit lennzeichnet ein allgemeines Geſetz- 
buch; ebenfo feine Verbejjerungen im Kirchenrecht, vie freilih zu der Spaltung 
der zelotifchen Altgläubigen Veranlaffung wurden. 

Manche Gährungen waren die Folge feines Wirkens. Die hohen Bojaren 
waren ihm feind. Nicht nur daß er ihre Gewalt befchränfte — er hatte aud ihre 
Eitelkeit tief gefräuft, als er, die Töchter des hoben Bojarenftandes verfhmähend, 
die ſchöne, nicht fm höchſten Rang geborene Natalie Kirillowna Narhyſchkin zur 
Gemahlin erwählt hatte. Das Volf murrte mit einem großen Theil der Geiftlidh- 
feit über die Neuerungen aller Art; die Streligen waren unwillig über die Be— 
zünftigung der fremden Soldaten. So jah es fhlimm genug für ven förperlich 
— jungen Sohn aus, als Alexei 1676 ftarb und ihm den Thron bin- 
terlie 

Aber Feodor Ill. Aeriewitfd war wohl körperlich ſchwach, doch gei- 
ſtig kräftig. Es gelang ihm bald, die Befürdtungen zu zerftreuen, daß das Un: 

gewitter, welches Alexei durd) fein Wirken im Herzen bes Ruffenvolfes über den 
Thron heraufbeſchworen, über ibn bereinbredyen werte. 

Feodor war ber Ältefte von 3 Brüdern, Nah ihm kam Iwan, ein Krüppel 
an Leib und Seele, ver kaum gehen, ſehen und ſprechen konnte. Der jüngfte 
Sohn Ulegeis, aber von ciner andern Gemahlin als Feobor, war Peter. 
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Feodor überrafhte Alle durch Einfiht und Thätigkeit. Die Kofaden waren 
wieder einmal in Aufruhr; Feindſeligkeiten mit ven Türken fchloffen fih daran. 
Die Kofaden wurden gebändigt; mit den Türken ward 1681 ein 2Ojähriger Waf- 
fenftillftand gefchloffen, im Folge deſſen vie Ruffen die Ufraine diesfeits des Dneprs 
behielten und bie Kofaden der Wafjerfälle ihnen unterthänig blieben. Mehr aber 
noch als nad) Außen griff Feodor nah Innen mit überrafchender Energie ein. 
Ein ungeheurer Mißbrauch hatte durch den Rangftreit des rufjifhen Adels ge- 
herrſcht, welder oft vie wichtigften Unternehmungen, 3. B. Feldzüge, fcheitern 
machte. Der Sohn eines Edlen, der die große ruffiihe Heerſchaar befehligt hatte, 
weigerte fih gewöhnlich, unter einem Feldherrn zu dienen, deſſen Vater nur ven 
Bortrab oder eine Flankenſchaar geführt hatte. Selbſt ver blutige Iwan hatte 
gegen dieſen Ahnenblöpfinn nichts auszurichten vermocht. Alerei hatte die Verord— 
nung gegeben, daß Ahnenrang beim Heerjug nicht gelten folle; fie hatte natür- 
ih nichts gefruchtet. Nun ließ Feodor auf den Rath des Fürften Waſſilij Waf- 
ſiljewitſch Golizün die Rangbücher (Ian. 1681) ins Feuer werfen und ihren Inhalt 
für nichtig erflären. Gine feierliche Urkunde befräftigte dies Verfahren; zugleich 
wurde das Geſetz aegeben, daß Vorzüge und hohe Aemter hinfort Niemanden 
nah Würde der Abfunft verliehen werden follten, fondern nur nad eignem Ver— 
dienft. Um jedoch den Ruhm der alten Gefchledhter im Andenken zu erhalten, wur: 
den bie Gefchlehtsbücher in revidirter, verbefferter Form erneut 1682, Feodor 
zab Befehl zu Vermeffungen der Grundſtücke und entriß Zölle und Schenkſteuern 
den Pächtern. Mosfau wurde von ihm mit vielen fteinernen Gebäuben verziert; 
die Einwohner wurden gleichfalls zu Steinbauten ermuntert, indem ihnen dazu 
Anleihen auf 1Ojährige Wieverbezahlung aus dem Schat bewilligt wurden. Feo— 
dors Sorgfalt erſtreckte fih auf die verfchievenften Zweige der Verwaltung. Co 
ließ er, um noch ein Beifpiel anzuführen, Pferde im Ausland anfaufen und Stu- 
tereien anlegen, um bie burd) die Kriege gänzlich beruntergefommene Pferdezucht 
wieder zu verbeflern. Er ftarb, bis zum legten Augenblid unermüdlich forgent, 
1682. Welde Stimmung gegen ihn jedoch vielfah im Volke berrfchte, zeigt die 
Empörung ver Streligen, die an feinem Todestage ausbrach. 

Der unfähige Iwan Alexiewitſch verzichtete. Peter wurde zum Zaren aus- 
gerufen. (Siehe Artikel: Peter ver Große.) Seine Mutter Natalia Kirillomna 
Naryſchlin wurde für den 10jährigen Anaben zur Regentin eingefegt, doch die 
Umtriebe der Stieffhwefter Sofia brüdten Peter bald zur nominellen Stellung 
eines Mitregenten Iwans und Sofias herab. Er faß auf dem Dorfe Preobra- 
ihenst mit feinem Erzieher Lefort und Anderen, beluftigte fih an guten und 
ihlehten, rohen Späflen, tranf, lernte, erercirte feine Knabenkompagnien. Unter 
dei regierte die körperlich ungeftaltete, plumpe, aber geiftig feine, fchlaue, begabte 
Sofia mit Hülfe des von ihr geliebten, ausgezeichneten Fürften Waſſilij Waſſil— 
jewitſch Goligün. Diefer war als Vernichter ver Adelsbücher und Neuerer ver 
haft, von dem man felbft fürdtete, daß er dem Bauernſtand feine perfünliche 
Freiheit zurücgeben wolle. Dadurch gewann Peter bei Adel und Bolt je nad 
ihren Antipatbien gegen biefe oder jene Richtung Golitzüns ein befjeres Spiel 
gegen feine Schwefter. Als durch Sofias Morbverfuh gegen ihren Stiefbruder 
der offene Kampf zwifhen ihnen ausbrach, behielt Peter den Sieg, hauptſächlich 
freilich turd den Uebertritt der fremden Offiziere zu ihm. Sofia wurde in ein 
Klofter geftedt. Der durch ihre Gunft an- fie gefeflelte Goligin wurde nah Si— 
birien gefhidt — unter andern Umftänden wäre er wohl Peters rechte Hand 
geworben. Ging er doch in vielen Beziehungen die Wege, bie Peter bald einfchlug. 
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Denn bald fah die altruffifhe Partei, — die fhon längft, wie gezeigt worben 
ift, eriftirte und nicht erſt durch Peter ins Leben gerufen wurde —, ſah Berers 
eigne Mutter, ſah feine Gattin Gudoria Feodorowna Papudin, daß man fi im 
ihm geirrt hatte, wenn man ihn für einen Gegner ruffifher Reformen gehalten. 

Beters Wirken ift befannt und in dem angeführten Artifel des Staatswör— 
terbuchs gefchildert. Wir haben darauf Hingewiefen, daß er nicht, mie man oft 
denft, glögliih und unvermittelt das Licht ver Givilifation in die kimmeriſche 
Finfterniß ver ruffiihen Barbarei getragen bat. Schon unter Iwan dem Schred- 
lichen beginnen Einflüffe Weftenropas fih bemerkbar zu machen. Der graufe Zar 
hat die Fremden geliebt und gefhügt. Ueber Demetrius, Michael, Alerei, Feodor 
haben wir gejproben. Schon find in allen Zweigen des Staatslebend und ber 
Verwaltung, im Recht, Kultus, Krieg, Handel, überall Veränderungen eingeleitet, 
Berbeflerungen verfucht. Die Tapferkeit und Gefchidlichkeit fremder Offiziere ift 
längft Benugt. Sie haben den hölzernen Schlahtwall, zwiſchen dem die Ruſſen 
früher focdten, weggeworfen, haben Belagerungen geleitet, Gefechte geliefert unt 
entfchieden, baben auch ſchon längft ven Haf ver Streligen auf fi geladen. Der 
General Patrik Gordon unt die Fremden haben ſchon zum guten Theil den Aus- 
ſchlag für Peter gegeben. Fabrikanten find herangezogen; holländiſche Schiffsbauer 
fine ſchon berufen werben und baben Schiffe gezimmert, die freilid wieder zer- 
fallen find. Die tiefgreifende Neuerung auf kirchlichem Gebiet ift mit Gnergie 
turdgeführt, die alte Rangortnung hat ſchon einen töbtlihen Stoß erhalten. 

Peter war fein Wundermenſch, ver aus dem Nichts feine Schöpfungen be— 
gann. Er nimmt nur vie Arbeit feiner Vorgänger auf — er ift das Werkzeug 
feiner Zeit. Was hätte er, und ob auch ber größte, energifchfte Defpot, fonft aud 
vermoht! Er ftand voran, aber die ganze Wucht der Zeit binter ihm; mur je 
find feine Leiftungen erklärlich. 

Er ging freilich mit einer andern Energie, mit einem andern Schwung als 
jeine Vorgänger ans Werl. Was ihn von diefen hauptſächlich unterſcheidet und 
ihm folhen Haß erweckt hat, das ift feine offene Verachtung der vaterländiſchen 
Zuftände, feine offene begeifterte Yiche der fremden Kultur. Gr ift feine Natur 
des langſamen Biegens; er ift heißſinnig, emergifh, durchgreifend — er ift faft 
franf vor Schmerz unt Ungeduld über ven Zuftand, im dem er fih und fein 
Volk fieht. Die anderen Herrfher hatten die Fremden gebraudt, um durch fie 
ihre Herrſchaft zu fräftigen. Peter benugte fie oder wollte fie benugen, um fein 
Bolt zu belehren und zu heben. Man ſieht es feinen Erlaffen, feinen Handlungen 
an: er fhänt fih gleihfam feines Yandes, feines Volkes. Er will über gefittetere 
Unterthanen herrſchen und will fie gefitteter machen, ſollte er fie auch mit aller 
alten Barbarei dazu zwingen. Er will dem orientalifhen Aſiatenthum mit feiner 
Schlaffheit, Faulheit, Unfittlichkeit und Rohheit, mit feinem Mangel an Pflicht 
gefühl, mit feiner Prunkfucht und feinem ES hmug, feiner Etiquette und all ver 
Fäulniß, dic dahinter verkleiftert ift, ein Ende machen. Er will die Popen nicht 
niehr dumm wie die dümmſten Bauern, ſchmarotzend umberlungern, bei Saufgela- 
gen unt Prügeleien voran, dann wehl betrunfen in den Straßen liegen fehen; er 
ſchämt fih, day feine Ruſſen mit einen furchtbaren barbarifchen Geheul die Schladht 
beginnen, um nad dem Geſchrei vor einer Handvoll Männer, die Mannszuct 
und Gehorſam vereint, aus einander zu ftieben und er fegt die Strafe des De- 
cimirens auf foldes Schlachtgeheul. Gr mag feine Unterthanen nidt mehr an- 
fehen in ihren langen flinfenden Reigen und Gewändern, ihren langen, vem 
Shmug zünſtigen Bärten — er will Lit in ihre Baraden, Reinlichkeit in ihre 
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Tracht, an ihre Körper, Ordnung in ihr Wefen bringen. Er will Rußland 
geachtet, gefürchtet, Theil nehmend an der Kultur der Weftvölfer und ten aus 
der Kultur erwachſenden Bortheilen, — es ift ein gewaltiger Kampf, in dem die— 
fr Mann fein Leben hindurch ſich afgerungen hat. 

Der Gang der Entwidlung war vergezeichnet, lag in der Zeit, im Volf, in 
ven einzelnen Perfonen. Goliglin, Feodor, Alerei, Michael, Demetrius, Boris, 
felbft die Imans find ‚die Beweiſe. Ebenſo die Folgezeit bis auf den heutigen 
Tag. Es ift Geſchick, Gefchichte, die in Peter gewaltet hat, in Rußland waltet. 

Noch ein Wort über die Fremden, die Deutfhen namentlih, bie mit Peter 
ja immer in engem Zufammenhang genannt werden. Wenn wir nur in engher- 
zigfter Weife an unfer Vaterland dächten, fo könnten wir den größten ruffiichen 
Ultras beiftimmen. Denn es iſt wahr: hätten die Fremden, vorzüglich die Deut- 
hen, nicht dem neuen Regimente gedient, fo wäre Rußland vielleicht noch jener 
Staat hinten an der Moskwa und Wolga und wir hätten feine Urſache Rußland 
zu fürcdten. Aud fein jetiger Beherrſcher, Alexander IL, ter die Ketten der 
Veibeigenfchaft löst und in Wahrheit der Träger einer „neuen Wera“ für Ruß— 
land zu fein fcheint, ift ein Holftein -Gottorp-Romanow, ein Deuter. 

Peter ftarb im Februar 1725. Die Urfache feines Todes hat einen tief dra— 
matiihen Zug. Ausſchweifungen hatten feine Gefundheit zerrüttet, aber den Tod 
holte er fih in feinem Beftreben zu helfen und zu retten. Er war franf an der 
Küfte. Da fah er gegen Abend ein Boot vol Menfhen vem Untergange nah in 
der Brandung. Er ſandte ihm Hilfe, die nichts fruchtete. Da fprang er felbft in 
die winterlihe Fluth und half Boot und Menfhen retten. Seine Natur ver: 
mochte den dabei empfangenen Stoß nicht zu überdauern, Fo viefig fie war, — 
bei jener Rettung holte er fi den Tor. 

Katharina, Peters zweite Gattin, tie ehemalige lievländifhe Magd, Dra- 
gonerfran und Maitreffe, befticg nad Peters Tor den Thron. Die altruffiiche 
Ariftofratie war gegen fle, für fie die Emporkömmlinge und Fremden. Menſchikow 
und Bafjewig waren die Hauptbebel. Die beiden erſten Garvderegimenter — bie 
jegt tie Nolle der Streligen häufig weiter ſpielen — gaben den Ausfhlag. Ka— 
tharina erklärte fid) für die Regentin während ver Minderjührigfeit des Yjähri- 
gen Enkeld Peters des Großen, des Zarewitſch Peter, Schnes Alereis. Alerei 
war nach der bekannten Verſchwörung und Berurtheilung zum Tote 1718 am 
„Schlagfluß” geftorben, wie die officiele Nachricht Inutete; vielleiht an einem 
offictellen Schlagfluß, wie fie aus ver Geſchichte der Romanows unter Boris 
Godunow befannt find. und die Gefhichte Rußlands auch in den legten hundert 
Jahren zu verzeichnen hatte. Ein von Peter d. Gr. freudig begrüßter Sohn der 
Katharina war im erften Rnabenalter geftorben. Die Tochter Anna Petrowna 
war mit dem Herzog von Holftein Karl Friedrich verheirathet worden, Eliſabeth 
war noch jung. Iwan, der Bruder Peters d. Gr., hatte drei Töchter binterlaffen. 
Die Ältefte, Katharina, war die Gemahlin Karl Leopolvs von Medlenburg ge- 
worden, die zweite, Anna, Herzogin von Kurland; vie dritte flarb unvermählt. 

Menfhilow war unter Katharina der wirklihe Regent, deſpotiſcher und 
gefürchteter als felbft Peter. Die Kaiferin felbft, fonft weiblich begabt, leichtlernenp, 
gewandt, ſchmiegſam, mit yutem Berftand, wenn auch in Bezug auf Schulbildung 
immer bie lievländifhe Magd, überließ ſich ganz ihrer Sinnlichkeit. Sie war Tage 
lang betrunten; jhon Morgens im Bett begann oft das Schnaps: und Wein- 
trinfen, Die Regierung ging, wie es Gott und Menfhilow gefiel. 

Katharinens Tod 1727 änderte anfangs wenig. Menfhitow verblieb in fei- 


678 Das Maus Homanow. 


ner Stellung und knechtete nebenbei als Erzieher des jungen Peter den Zarewitſch 
wie zuvor. Endlich rüttelten da8 Uebermaß feiner Despotie und feine Feinde ven 
jungen Beter II. aus feiner Furt vor dem alten Günftling. Menſchikow wurde 
geftürzt und ftarb Nov. 1726 in ver fibiriihen Verbannung. 

Die Dolgerudis bemädtigten fih mum Peters II. Der junge Zar fdhien 
ganz die fhlimmen, nicht fo ſehr vie guten Eigenſchaſten feines Großvaters geerbt 
zu haben. Seine befleren Anlagen wurden durch Schmeichler und die ftlavifchen 
Diener feiner erwachenden Defpotenluft unterbrüdt und auf Jagden, denen er 
leidenschaftlich fröhnte, und in wilden Streichen todtgehegt. Zumeilen empörte ſich 
fein befferes Selbft gegen vie nichtigen Zeitverfhwendungen, in weldhen er auf- 
ging, und Oftermann gewann tann einigen Einfluß — Oftermann, der Schn 
eines oldenburgifhen Predigers, ruſſiſcher Bicefanzler und Jahre lang die oft 
verſteckte, oft ſichtbare Triebfever in dem Gang ber innern und äußern Angelegen- 
heiten Rußlands. Aber Peters guter Impuls dauerte felten lange und nur im 
defpotifchen Willen und Befehl zeigte er fih wie ein Mann. Die Dolgorndis 
hatten dem Jüngling gut oder übel eine Braut aus ihrem Geſchlecht aufgedrun— 
gen. Schon war troß aller Kabalen ihrer Feinde die Hochzeit augeſetzt, als Peter 
an den Blattern erfranfte und San. 1730 ftarb. Er war der lette männliche 
Sproß des Geſchlechtes Romanow. 

Es ift bier nicht der Ort, vie Intriguen und Kämpfe der Parteien nad fei- 
nem Tode zu jchildern. Es fragte fich, wer auf den Thron gehoben werben folle. 
Biele ftimmten für die Herzogin von Medienburg, Iwans Tochter. Aber ſelbſt 
in Rußland ſchreckte ver Charafter ihres Gemahls Karl Leopold, vielleiht auch 
Katharinas Charakter, von dem die Großen mehr Energie befürchteten, als ihnen 
lieb war. Die Dligarchie, die während diefer Zeit Rußland regierte, verfiel fomit 
auf Anna Iwanowna von Kurland; fie wurde gewählt, aber mit Bedingun— 
gen, die ihre Macht zu einem Schatten machten und Alles dem Dligarchenkreis 
des fogenannten hohen Nathes übertrug. Anna unterzeichnete die Bedingungen, 
aber im ganzen Lande fürdhtete man Schlimmeres von acht Defpoten im Rath 
ald von einem Defpoten auf dem Thron. Alles fühlte die Schwüle eines ſolchen 
Zuftandes. Dem hohen Rath wurde die Unzulänglichkeit feiner Anſprüche Elar. 
Jeder fuchte fi turd ten Verrath tes Andern zu fichern. Oftermann war der 
geheime Teiter der Vewegung gegen ven hohen Rath und die barin herrſchende 
Dolgerudiihe Partii. Das Ente war, daß Anna zur unumfchränften Herrſcherin 
erflärt und die Bebingungsafte zerrifien wurde, Die Dolgorudis, von denen fid 
Ginige während des Interregnums als Plünderer ver kaiſerlichen Schäge ausge: 
zeichnet hatten, traf jest fchwere Race. Auch die zur Gemahlin Peters II. be: 
ftimmte Katharina Dolgorudi traf fie; als Beitrag zur Sittengeſchichte der Zeit 
und Perfonen möge bier ftehen, daß fie eben ein Ainb von einem Chevalier-Gar- 
ven befommen hatte. Die Frembenpartei hatte num vie Oberhand ganz gewonnen; 
die ruffiihe Partei mußte ihre verfuchten Widerfeglichkeiten Schwer büßen. Es war 
die Zeit Birons (Bürens), des Stallmeifterfohnes, des geliebten Günftlings 
der Kaiferin (Peter hatte 1721 ven Kaifertitel angenommen), und Münnichs, 
des weftphäliihen Bauernfohnes, des gefürchteten Türkenſiegers. Mit ihnen re- 
gierte der feine, fundige Oftermann. Die Regierung wurde auch zum äußeren 
Zeihen des Umfhwungs wieter von Moskau, wohin fie nah Peter dv. Gr. Tod 
verlegt war, nad Petersburg verlegt. Peters Pläne wurden wieder aufgenommen, 
Türken, Bolen und Tartaren mufrten vie rufliihen Waffen fühlen. In Betreff der 
türkifhen Angelegenheiten wird ſchon zu dieſer Zeit der Einfluß des englifchen 
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Geſandten in Konftantinopel und fein Antagonismus gegen Rußland fehr bemerk- 
id — es werben biefelben Gründe angeführt wie heut zu Tage. Dean fieht, 
and bier ift ein politiiches Teftament mie das Peters. — Die ruffifche Partei 
war natürlich im bitterften Groll. Das Volk grollte über das Petersburger Kai- 
ſerthum, welches es anftatt eines Mostauifhen Zarenthums hatte; ver Adel 
murrte über die Kriege, vie feine Güter durch Nefrutenaushebungen entoölferten, 
Berfhwörungen fanden ftatt, famen jedoch zu feinem rechten Ausbruch — bie 
Herrſchenden wahten. Auch Elifabeth Peiromna kan ftark in Verdacht; gegen Er— 
warten und zur Berwunderung Bieler traf fie fein Schlagfluß, erhielt fie nicht ein- 
mal den Befchl den Schleier zu nehmen. Sie lebte, nody immer wie zu Peters II. 
Zeit zurüdgefegt, mißachtet, oft dem Darben ausgefet, ihr durchaus nicht rühm- 
liches, ſehr anſtößiges Leben weiter. — Man mufte an einen Nachfolger venten. 
Die Nichte Anna (Elifabeth Katharina) von Medlenburg, Tochter der Katharina 
Iwanowna und Karl Leopolds wurde von der Raiferin wegen des Starrfinns ihres 
Vaters und in der Furcht, daß fie denſelben geerbt habe, verworfen. Sie war 
mit dem Prinzen Anton Ulrich von Braunfhweig-Bev:rn vermählt und hatte mit 
ihn: einen Sohn, den unglüdlihen Iwan. Diefer wurde zum Zarewitſch ernannt. 
Aber über vie Regentihaft war die alte Schwierigkeit, indem dabei gegen Anna 
viefelben Gründe, wie gegen die Thronfolge ſprachen. Ehe noch eine Beftimmung 
darüber endgültig getroffen war, ftarb die Kaiferin Auna Dftober 1740. Sie 
war ſchwach, Iurusliebend, Freundin von Poffen, aber fonft Feindin der noch 
vielfah am Hofe berrfch nden Robheiten. Ihr Verhältniß zu Biron ift erwähnt. 

Diefer, durch Kabalen und Schuld des furländifhen Adels zum Herzog von 
Kurland erhoben, warf fih nad der Kalferin Tod zum Regenten auf für Jwan, 
Mutter und Vater besfelben zurüdvrängend. Aber Münnich verbündete fi mit 
Anna von Medienburg. Ein nächtlicher Spaziergang des fühnen, auch in Palaft- 
intriguen gefhidten Generals machte Biron zum Gefangenen. Schlüffelburg, dann 
Sibirien waren demfelben beftimmt. Anna ließ fih nun zur Großfürftin und Re 
gentin für ihren Sohn erflären. Ihr Glüd währte kurze Zeit. Launiſch, fhwan« 
fend, träge, wie fie war, überließ fie bald Alles ihrer geiſtig unbedeutenden Fa— 
voritin Julie von Mengden. Biele, auch Oftermann, arbeiteten gegen den berri- 
fchen ftolgen Münnich, der fih bald zurücgefett jah und den überdies Krankheit 
hinderte, energifcher einzugreifen, bit feine Gegner, zu denen auh Annas 
Gemahl gehörte, feine Entfegung vom Poften des erften Minifters durchſetzten. 
Das Neich blieb ein ftenerlofes Schiff auf den Wellen. Anna kümmerte fih um 
nichts ; felbit gewarnt ergriff fie keine Maßregeln fih zu ſichern, wie fehr viefel- 
ben auch bei der fteigenden Verwirrung aller Angelegenheiten und dem Unmuth 
bes Bolfs geboten waren. 

Noch Lebte, außer vem Zweig ver Romanows in Anna Petrownas von Hol- 
ftein Descendenz, die ſchöne aber als gemein verachtete Elifabeth, Peter des 
Großen Toter. Bon ihrer unbedeutenden Umgebung war eine Berfhwörung 
angeiponnen. Anna war gewarnt, für Eliſabeth ſtand Alles auf dem Spiel. 
Ihr Leibchirurg Leſtoeq drängte fie zur That. Elifabeth fährt in die Preobrafhenstis 
[he Kaferne und erklärt, die Garden zu ihren Beihügern aufrufend, fi als 
rechtmäßige Erbin des Zarenthrones. Einige hundert Gemeine erflären ſich für fie. 
Während der Aufftand wähst, werden Anna, Iwan, der Prinz von Braunfchweig, 
Oſtermann, Münnih und Andere feftgenommen. In einer Naht war Alles be- 
endet, ohne daß Petersburg wußte, was gefhehen war; lifabeth felbft ließ das 
Geſchehene in den erſten Häufern anfagen. Anna wurde nach dem Archangelfchen 
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Gebiet verbannt, ebenfo ihr Gatte. Oftermann und Münnich wurden nad einer 
ihredlihen Procedur auf dem Schaffot — fie waren zu Rädern und Biertheilen 
veruriheilt —, teren Vorbereitungen fie mit bervumderungswärriger Oelaffenheit 
und Ruhe, Münnich mit tem gLihen hochfahrenden Stolz wie fonft, ertrugen, 
nah Sibirien begnabigt, woſelbſt Oftermann 1747 ftarb, von wo Münnich je- 
doch nah 20 Jahren mit ungebrochener Energie zurüdtehren ſollte. — Eine 
wilde zügellofe Wirthſchaft begann. 

Die Garden hatten ihre Macht erkannt. Jet find feine großen Herm als 
wir und bie übrigen find es nicht länger als wir wollen — fo hatte ein Garbift 
in der Krönungsnacht bezeihnend gerufen. In ter Verwaltung herrſchte die größte 
Verwirrung. Raub und Berrüdung war in allen ihren Zweigen an der Tages 
ordnung. In Elifabeths Regierung fällt der fiebenjährige Krieg mit den Schlad- 
ten von Oroßjägerndorf, Zorndorf, Kunersdorf, der Befegung Oftpreußens, dem 
Einzug ver Ruffen in Berlin. Der ruffifhe Koloß, wie immer, wenn er fi nad 
außen wenden konnte, ging in feiner Bedeutung und Macht vor. Antäus mußte 
von der Erbe gehoben werben, Rußland muß, wie im fegten orientalifhen Krieg, 
in fich felbft zuridgebrängt werden. So lange bei feiner inneren Unbeholfenheit, 
Mangel an Rommunifation ꝛc. dies gefchieht, fo lange ift e8 ſchwach. Aber man 
verfege 100,000 Ruffen in ein Kulturland, gebe ihrer Stanvhaftigfeit, Lift, Bar- 
barei ſolche Grundlage, und Rußland ift furchtbar. 

Elifabeth ließ ihren 14jährigen Neffen, Herzog Karl Peter Ulrich von Hol- 
ftein-Öottorp , nah Rußland kommen. 1745 wurde er mit der jungen Princeffin 
von Anhalt: Zerbft vermählt, die ihren Namen als Katferin Katharina II. ver 
ewigt bat. 

Elifabeth ftarb im Januar 1762. Im jiebenjährigen Krieg hatte fih der 
Einfluß Rußlands aufs Neue gezeigt. Die im ſich zerrütteten Schweden waren in 
Finnland gedemüthigt worden. Die Künfte hatten unter Elifabeth, fo weit fie 
dem Lurus dienen, Aufmunterung gefunden. Italieniſche Oper und Ballet wurden 
eingeführt; auch das Schaufpiel erhielt durch fie bef*ven Ruſſen feinen erſten 
Anftoß. Die Mufit liebte und begünftigte fie, baute viel; auch in Bezug auf bie 
Wiſſenſchaft ift zu erwähnen, daß zu ihrer Zeit eine Univerfität und ein Paar 
Gymnaſien errichtet wurden. — Eliſabeth war von Figur groß und ftattlich, in 
der Jugend ſchön, kräftig, minjeftätifch, mit wohlllingender Stimme und voll pein« 
licher Aufmerkſamkeit auf fih und ihren Anzug. (Man fand in ihrem Nachlaß 
über 15,000 nur ein Mal oder noch gar nicht getragene Kleider, einige Taufend 
Paar Schuh :c.) In der Nacht der Thronbefignahme hatte fie den Schwur ge— 
than, fein Todesurtheil vollftveden zu laſſen. Ihre Milde ift dadurch leider nicht 
erhärtet. Anute, Zungen: und Obrenabfchneiden, Nafenfchligen und berlei barba- 
riſche Grauſamkeiten florirten unter ihr mehr als je. Die Verbannung nad Si— 
birien wurde betrieben, als ob der aflatifhe Norden dadurch bevölkert werben 
ſollte. Man rechnet 80,000 Berbannte auf ihre Herrſchaft. Elifabeth war citel 
und vor Allem, wenn ihre weiblihe Citelfeit gefrinft war, erbarmungslos rach- 
ſüchtig; fie war flunlid bis zum Gemeinen, darin felbft ſchmutzig. Ihre geiftigen 
Anlagen waren unbedeutend. Dabei war jie träge, jeder geiftigen Anftvengung 
abgeneigt und leicht durch ſolche erbittert. Schreiben war ihr fo wiberwärtig, daß 
fie oft nicht einmal ihren Namen unterzeihnen mochte. Ausſchweifungen verſchie⸗ 
dener Art, darunter der Trunf, waren es, die ihre Gefundheit untergraben hatten 
und ihren Tod verurfachten. 

68 folgte ihr Peter III. Mit ihm beftieg das Haus Holftein-Gottorp- 
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Romanow den ruififhen Thron. Hinfihtlih der Fürften, welche diefe Dynaftie 
dem ruffifhen Reiche bisher gegeben hat, verweifen wir auf bie Artikel Rußland, 
Katharina II., Alerander, Nikolaus. 

Literatur: Genealogiſch-chronologiſche Geſchichte des Allerdurchlauchtigſten 
Hauſes Romanow von Balthaſar Freiherr Campenhauſen. Notice sur les 
priueipales familles de la Russie par la prince Pierre Dolgorouki. — 
Histoire de l’empire de Russie par M. de Karamsin. Geſchichte der Ruſſen 
von Joh. Phil. Guft. Evers. Geſchichte des ruſſiſchen Staates von Dr Ernſt 
Herrmann, wofelbft auch tie Cinzelliteratur zu finden. Dann die ſchon an» 
geführten Artikel viefes Wertes. gende. 


Nomaniften, ſ. Rechtsſchulen. 
Nömiſche Juriſten. 


Noch in den Jahrhunderten des Principates, geſchweige denn in denen der 
Republik, war man in Rom nicht der Anſicht, als ob alles Recht durch Geſetze 
und Geſetzbücher zu machen, oder auch nur feftzuftellen ſei. Was inſonderheit den⸗ 
jenigen Theil des römischen Rechtes anlangt, ver an fid) weitaus ber umfaſſendſte 
und für uns infofern ter wichtigfte ift, als er noch unfere Gerichte, oder doch 
unfere Jurisprudeng beherrſcht, — das römiſche Privat: oder Civilrecht — war zum 
geringften Theil durch Gefege normirt. Gefegbücher nad Urt der modernen, in 
denen mo möglih das ganze Recht lehrbuchmäßig aus Einer Feder hervorgehen 
fol, gab es jelbft im ver legten Periode des römiſchen Rechtes, die ſich dod fo 
ſehr auf Kodificirung verlegt, nicht. Die Kobices waren ta kaum mehr ald Samm- 
(ungen, Magazine des geltenden Rechts, und in der Form ihres Inhaltes ebenjo- 
wenig neu, ala im Inhalte ſelbſt. Eine derartige Kedificirung fol ſchon Julius 
Cäfar angeftrebt haben; tie erfte, die wirflid zu Stande fam, und unmittelbare 
Gefegestraft hatte, warb erft von Theodoſius II. Anno 429 veranftaltet (Codex 
Theodosianus). Dagegen find drei Jahrhunderte vor Cäſar die XII Tafeln ab- 
gefaßt worden, ein Gefeg, das nah Pivius Anstrud der Born ded gefammten 
Rechtes, und alfo nichts weniger ale eine bloße Rechtsſammlung oder Kompilation 
war. Allein einem modernen Geſetzbuche ſah es doch fo wenig ähnlich, als die zehn 
Gebote Gottes. Gleich diefen bewegt es fih, ein echtes Geſetz, in Imperativen 
(esto, sunto) ꝛc., die jedoch häufiger keinen Befehl, fonvern eine Gewährung (per- 
mittere) ausbrüden. Denn es handelt fih in ihnen, fo weit uns überliefert ift, 
bhauptfählih um eine Gewährung, Gemwährleiftung, Betätigung der dem Bürger 
in Betreff feines Vermögens und feiner Familie — pecunia familiaque — zu— 
ftehenden Freiheiten, feiner Privat-Örundrechte; weit entfernt von der Geſtalt eines 
mit Gefegeskraft ausgerüfteten Lehrbuches find die XII Tafeln vielmehr ein Frei— 
heits- und Machtbrief, ven die Gefammtbürgerfhaft den Einzelnen ausftellt und 
verbürgt. Nichts als Ausnahmen und Beihräntungen entgegen diefem alten Privat- 
recht und feinen Konfequenzen enthält dann die Mafje von leges und senatus 
consulta der kommenden Zeiten, mie derlei Beichränfungen aus nahbarfhaftlichen, 
landwirthſchaftlichen und religiöfen Gründen denn aud ſchon in die XII Tafeln 
felbft aufgenommen wurden, 

Die Privatgrundredte und ihre Beſchränkungen, das war, foviel das Privat- 
recht anlangt, alles was die Gefege gaben, und was man von ihnen erwartete. 
Dies muß vor Augen haben, wer die römifche Jurisprudenz und ihre Eigenthüm— 
lichkeit verftehen will, Denn die große Mafie des Rechtes, alles was den Nömern 
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in einem fpeciellen Sinne des Wortes „Recht“ (jus), nicht „Geſetz“ (lex) hieß 
— und ed war beffen dem Umfange nach über allen Vergleih mehr als ver „Ge- 
fee" — alles das rührte von den Suriften her, ward von dieſen nit etwa blos 
bargertellt, eingetheilt und erörtert, ſondern geſchaffen. Sie hießen denn auch nicht 
blos juris prudentes, ſondern auch juris conditores. Cine ſolche Macht und 
Wirkſamkeit der Juriſten wäre, alles andere vorausgefegt, nicht möglich gemefen, 
wenn man alle, oder das Meifte, nicht blos das Gefeg, jonvern aud das Net 
vom Gefete erwartet hätte. 

Im Gegenhalte zum eigentlichen Geſetze (lex), das da gebietet, verbietet, ge- 
währt, 1) und gegen den Zuwiderhandeinden Nichtigkeiten, Strafen, Aktionen ver- 
bängt und aufitellt (sanctio), beftehbt das „Recht“ (jus) lediglich aus Entſchei— 
dungen (responsa, sententiae) tarüber, ob in einzelnen fraglichen Fällen nach 
Maßgabe der Gefege, des dieſen gleichftehenden Herfommens, oder der bereits vor 
viefem Falle in das Recht aufgenommenen Entfheidungen etwas verboten, geboten, 
gewährt fei. Denn bei ver Manniyfaltigfeit ver Perfonen, Sachen und Handlungen, 
innerhalb veren ſich Recht und Geſetz bewegen, und bei den zahllofen Verbindungen 
und Berwidlungen, die jene Dinge eingehen und erleiven können, mag ein Geſetz 
noch fo vorfihtig und unftändlih abgefaßt fein: die Fälle, für melde es gleich: 
wohl feine unmittelbare Vorſchrift enthält, over für welche noch feine Entſcheidung 
vorliegt, ober die doch erft ganz durchſchaut und gefaßt werden müſſen, um nad 
einer ſchon vorhandenen Entſcheidung oder Geſetzesvorſchrift entjchieden werben zu 
fünnen — berlei Fälle tauchen täglich auf, und mit ibmen die frage (quaestio), 
was Rechtens fei (quid sit juris), d. h. was für eine Entſcheidung oder Richtung 
der Fall nah jener dreifachen Richtſchuur wohl zu befommen habe. Diefe Entfchei- 
dungen erwuchlen bei den Römern zu Recht, und wurden, wie bemerkt, ſelbſt wieder 
zur Quelle nenen Rechts; nicht etwa erft durch Geſetz, oder durch lange Uebung 
oder Gewohnheit, wie Manche meinen; auch nicht als richterliche, oder oberftricdhter- 
liche Erkenntniffe, fondern als die von gewilfen Nechtsverftändigen auf Anfrage 
der Parteien eribeilten Antworten. Die responsa prudentinm werden als felbftändige 
Rechtsquellen, neben ven Geſetzen, aufgeführt (4. B. Gaj. I 2). 

Daß man in Rom die Entfcheirungen der einzelnen Fälle zu Recht werben 
ließ, bat einen inneren und allgemeingiltigen Grund. Denn vie Entſcheidung ent- 
hält, mit tem Gefeg verglichen, außer dem Neuen, das etwa der Fall, das Yal- 
tum bietet, no etwas Neues, die Arbeit nämlich, melde zur Entfheidung gehört. 
Um diefer in ihm enthaltenen Arbeit der Gefegesanwendung willen fann man das 
„Recht“ auch als „angewandtes Gejeg“ bezeichnen. Es ift nun vor allem Mar, 
daß ein angewandtes Geſetz brauchbarer ift, ald das bloße, reine Gefeb; daß dem 
Midhter, der entſcheiden foll, ein Recht, welches aus Entſcheidungen befteht, ganz 
anders vorarbeitet, als bloßes Geſetz. Allein nicht nur gefpart an Zeit und Ar- 
beit wird durch ein derartiges dem Richter vorarbeitendes Recht; find die VBorar- 
beiter, wie fi gehört, auh an Tüchtigkeit voran, find fie voran in der zu ben 
Entſcheidungen nöthigen Kenntniß und Beherrſchung des gefammten Rechtes wie 
in der Kunſt der Auffaffung und Richtigftellung des Falles: dann werben bie 
richterlihen Entſcheidungen ſelbſt beſſer, gleihmäßiger; es gibt nicht blos ein Ge— 
feg, ſondern and ein Recht im Land. Endlich wird dadurch, daß man die Eut— 
fheidungen felbft zu Recht werben läßt, noch einer Gefahr vorgebeugt: derjenigen, 
welche in ver Oeneralifirung ber Entjheitungen liegt. Ein Net, das kein „Necht“, 


1,17 D. de legibus (1. 3) Legis virtus est haec: imperare, velare, permiliere, punire, 
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ſondern nur Geſetz kennt, muß wenn es nicht dennoch Fall für Fall normiren 
will, generaliſiren, und alſo der Individualität, der Freiheit und dem Recht des 
einzelnen Falles nur zu leicht Gewalt anthun. „Der jetzige Hang zu allgemeinen 
Geſetzen und Verordnungen iſt der gemeinen Freiheit gefährlich“ — fo über— 
ſchreibt Juſtus Möfer eine feiner patriotiſchen Phantaſien (IL, 2); „bie Herren 
beim Oeneralvepartement” führt er fort, „möchten gern Alles, wie es jcheinet, auf 
einfahe Grundſätze zurüdgeführet fehen. . . Im der That aber entfernen wir uns 
dadurch ven dem wahren Plan ter Natur, die ihren Reichthum in der Mannig- 
faltigfeit zeigt, und bahnen ven Weg zum Despotismus, der Alles nad wenig 
Regeln zwingen will. . . Die römiſchen Gefege bewundert man, und muß fie gleich 
ven griechiſchen Kunftwerten bewundern, weil ein jedes berfelben einen einzelnen 
Fall zum Grunde hat, und allemal eine Erfahrung zur Regel für eine völlig 
ähnliche Gelegenheit darbietet.” ... Dem Ideal Möfers und vem Mufter des 
römifchen Rechtes ftund vie Zeit unſerer älteren Praftifer mit ihren Decifionen 
und Konfilien, und ihrem usus forensis, dann die noch Ältere mit ihren Schöffen- 
ſprüchen ungleih näher, als die heutige, weiche felbft in ihren Zeitfchriften und 
Arhiven mehr auf wilfenschaftliches Anfehen, als auf gemeinfame Entſcheidung und 
Schaffung von Recht ausgeht: das Recht follen die Geſetzbücher beforgen durch 
ein Excerpt ans Doftrin, Erfahrung, allenfalls auch Bhilofophie oder Naturredht. 

In Betreff ver Art und Weije, wie die Neiponfen zu Recht wurben, läßt 
fih denfen, daß nicht jedes Nefponfum fo wie abgegeben aud fofort Recht war. 
Vielmehr mußte dasſelbe vorerft feine Probe beftehen: bei Gericht, wenn es in 
Folge eines anderen abweichenden Refponfums, oder fonft einer gegnerifhen An— 
fiht zur Diskuffion kam (dieputatio foreneis); dann unter der Sonde der übrigen 
Jurisfonfulti, zu denen es auf dem Wege jchriftlicher Ueberlieferung gelangte. Erſt 
die Zuftimmung Aller (receptum est, placuit, inter omnes constat) oder doch ber 
Meiften (plerique sentiunt) gab ihm die Autorität des Mechtes. Für das Geſetz 
forderte man ten Konfens des ganzen in den Komitien vertretenen Volkes; für 
das Recht den ver Rechtsverſtändigen. — Auf diefem Punfte mahnt uns aber 
das römifhe Recht an das Bild eines mächtigen Baumes, Denn fo durcheinander, 
regel- und zahllos fein Yaub- und Zweigwerk erfheint, fo hängt doch Alles in dem 
Einen Stamm und feinen Aeſten zufammen. Wenn irgend etwas im biefem aus 
unzähligen Entfcheidungen erwacdfenen Rechte Bewunderung verbient, fo ift es bie 
Einheit und Einigkeit bei mikroffopifhem Detail, die Harmonie zwifhen feinem 
lapidariſchen, gefeplihen Schwerpunkte anf der einen, und feiner grenzenlofen Ent- 
faltung auf der anderen Seite. Das Berdienft hievon gebührt ihnen, bie zwiſchen 
tem ©efeß und dem Leben und feinen Wechfelfällen vermittelt haben, den Juris» 
tonfulten. Bieten fie doch felbft das Bild eines Stammbaumes, in dem bie Ge- 
ſchlechter und Köpfe nicht blos auseinander, fondern auch auseinander hervor gehen. 
Diefe Succeffion tritt ung von jener Zeit an vor Augen, da die Jurisfonfulten 
nicht mehr blos dem Klienten Zutritt geftatteten, ſondern bei der Aufnahme bes 
Falles und Abgabe der Entſcheidung auch Lernbegierige zuhören ließen (audire). 
Der hiemit begonnen haben und fo gewillermaflen ver erfte „Öffentliche Profeſſor“ 
(publice profiteri) geweſen fein fol, ift nad) des Pomponius Bericht Tiberius Corun- 
canius (474 d. St. Konful, dann Oberpontifer). Daß gleich vie nächftgenannten her» 
vorragenden Inriften, wie Sertus Aelins Catus (556 Konful), deſſen gegen Hanni» 
bal unglüdliher Bruder Aelius und L. Acilius Sapiens wenigftens mittelbar 
aus feiner Schule hervorgingen, ift wahrſcheinlich; daß dieſen hinwiederum ber aus 
Zusculum eingewanderte Stammvater ber Gatonen, M. Cato Cenforinus, nadıge- 
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gargen, wirb ausdrücklich gemeldet. Hierauf folgt das Triumvirat, welhem das 
jus eivile fein Fundament verdankt: P. Wucius Scaevolu, der erfte oder zweite 
Jurift diefer glänzenden Juriftenfamilie, 621 Konful, dann Pontifer Marimus; 
M. Junius Brutus, Praetor; und M. Manilius, 605 Konſul. Wir übergeben 
diejenigen, welhe nad Ponponius aus tiefen hervorgegangen find, und wenden 
ung zum Sohne des oben genannten P. Mucius: zu Q. Mucius Scaevola, ver 
659 Konful, dann Pontifer Maximus, 671 aber ermordet warb, und das ſchon 
vor ihm funbirte jus eivile zuerft „konſtituirt“ haben ſoll. Er hatte gar viele 
„Hörer“, darunter einen Gallus Aquilius, von dem heute noch bie Stipulatio 
Aquiliana ihren Namen hat, Lucilius Balbus, Sertus Papicius, Gajus Juven- 
tine, Den Servius Sulpicius Rufus aber, der 703 Konful warb, mit Gicero in 
ver Retefunft und allgemeiner Biltung wetteiferte, und in der Jurisprudenz alle 
Vorigen übertraf, hatte nicht fowohl der Auf als die Derbheit des OD. Mucius 
Scaenola zur Jurisprudenz getrieben, als er diefen in Sahen eines Freundes um 
Rath anging, und weil er ihm nad wiederholter Antwort nod immer nidt ver- 
ftund, zu hören befam: daß es für einen Patricier und Bornehmen, der überbies 
vor Gericht als Nebner auftrete, eine Schante jei, das Recht, in dem er fid be 
wege, nicht zu fennen Vielleicht daß er auf das hin nun grünblicheren Unterricht 
nahm, ald von jonft einem gemeldet wird: denn er hörte bei all ven obengenann— 
ton berühmteren Juriften; und bei feinem vor ihm gedenft Pompenius aud der 
beiden anderen allmälig nothwendig gewordenen Unterrichtszweige: des theoretifchen 
Bornnterrihtes nämlih, der dem audire voranging (instituere), und fpäter von 
Juriften beforgt zu werben pflegte, denen die höhere Autorität des Juristonfultus 
abging; dann der praftifchen, aber wahrſcheinlich aktiven Unterweifung und Anlei— 
tung, welche vem blos paffiven Zuhören folgte (instruere). Gehört, heißt es, habe 
Sulpicius Alle; inftituirt habe ihn Balbus, inftruirt vornehmlih Gallus Aquilius. 
Bon ihm ging abermals eine große Zahl angefehener Juriften aus, darunter 
Afenus Varus (Konful) und Aulus Ofilius, der blos ritterlihen Standes, aber 
Cäfars Freund war; nicht minder Antiftius Yabeo, und durd tie Vermittlung des 
Ofilius — Atejus Capito. Bis auf diefe beiden Yeßtgenannten, alfo bis auf Aus 
guftus, war e8 zu feinem für den Gefchichtsfchhreiber nennenswerthen Zwieſpalt ge 
fommen ; erft mit Labeo und Capito beginnt der Gegenia zweier Schulen (sectae), 
welche bis in die Zeit ver Antonine fortdauern, und nad. ihren Hauptanhängern 
bier ven Namen ter Sabinianer, dann der Gaffianer, dort ver Proculejaner (dann 
der ia; la erhielten. Nah ten uns überlieferten Einzelnheiten war aber auch 
biefer Öegenfat vielleicht mehr ein negativer als principieller; Streitfäge, die man 
fonft bald abgeftoßen und beigelegt hatte, hielt man jet hartnädiger feft, wie in 
Vererbung des Troges, ven Labeo gegen Auguftus und die neue Orbnung ter 
Dinge gezeigt hatte; dody wäre wohl aud das möglich, daß Labeo, ven ein freier 
und vielfeitig gebilveter Geift zu Neuerungen trieb, eine Partei des Fortſchrittes 
ſchuf, der Capito, welher mit Ausnahme der Republik am Alten hing, entgegen- 
trat. Immerhin waren anderthalb Jahrhunderte und die mit diefen aus der Um— 
geftaltung tes Staates und feiner Verwaltung erftandenen neuen Aufgaben noth— 
wendig, um jene Zweiung verfhwinden zu machen. Das Dreigeftirn, in dem pie 
römische Jurisprudenz noch einmal vor ihrem Untergang und in höchſter Pracht 
erglänzte: Aemilius Papinianus (F 211 n. Ch.), Domitius Ulpianus (F 228) und 
Inlins Paulus, Ulpians Zeitgenoffe, war über fie ſchon hinweggeſchritten. 
Papinian, Ulpian, Paulus hatten als Praefecti Praetorio naheinander bie 
nächſte Stelle nah dem Kaifer eingenommen ; und aud in ber Republit waren es, 
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wie wir fahen, die höchſten Aemter und Würden, mit denen Juriskonſulti bekleidet 
waren; Cicero klagt, daß im feiner Alles vermengenden Zeit bie Jurisprudenz 
gleich den hohen Magıftraturen nicht mehr im ausſchließlichen Befige der principer, 
d. i. der fonft herrſchenden Geſchlechter ſei: — hierin liegt — nad der Selbft- 
befhränfung ver Gefete, nadı der Zwedmäßigfeit eines durch Entſcheidungen be- 
gründeten Reit, nah tem Einklang der Jurisfonfulten — ein weiterer und leß- 
ter Grund, weshalb man den Entſcheidungen gewiſſer Rechtskundigen die Kraft 
Nechtens zukommen Tief. Wir find nämlich ver Anfiht, daß die römifchen Juris 
fonjulten um eben veswillen die Macht ver Rechtefonftituirung befamen, weil fie 
ten herrſchenden Gefchlehtern angehörten; oder daß die Redtöfonftituirung anfäng- 
(ih nur um deswillen und infoferne auf bloße Juriften überging, als dieſe mit zu 
den Inhabern ter Staatögewalt gehörten. Denn die Rechtskonſtituirung war felbft 
ein Ausbruch der Staatsgewalt. Zwar ſoll nit behauptet werden, daß die Rechts- 
fonftituirung in der Jurisriftion, welde ven einen Zweig der Staatsgemwalt bilvet, 
urfprünglid mit inbegriffen war, fo ſehr ſich das vermuthen läßt, aud die Sage 
und das Wort darauf binweifen, und daß dann fie, wie das Richteramt aus jener 
abgelöst, aber jenatorishem Stande vorbehalten worben feien ; tagegen darf nicht 
bezweifelt werben, daß fie noch vor ihrer Ueberlaffung an vie einzelnen Geſchlechter 
tem collegium Pontificum, mithin einer Art Magiftratur, zuftand und demnach 
als ftaatlihe Gerechtſame aufgefaht ward ; daß ferner Auguftus, der die Staats- 
gewalten in der Perfon des Einen princeps vereinigte, auch die Iurisprudenz den 
Häuptern der Republif entwand, indem er aus dem Refpondiren ein Privilegium 
machte (jus respondendi), das bei ihm gefucht werden mußte. Dies wäre faum 
begreiflih, wenn tas Refpontiren und die damit verbundene Rechtsfonftituirung 
zuvor als bloße Privatſache betrachtet worden wäre, wird aber einleuchtend, wenn 
es mit den republifaniihen Gemwalten felbft in Verbindung ftund. Aber wie dem 
aud ſei, Thatſache bleibt es, daß diefelben Männer, welche vie höchſten Aemter 
(honores) im Staat befleiveten, in der Ertheilung von Recdtsgutachten zwar fein 
förmliches Amt, aber immerhin eine „Ehre“ zu fuchen pflegten, und eine Autorität 
erwarben, die weit über ihre Alienten hinausging, die fi zum Recht verkörperte, 
und nad) zwei Jahrtauſenden unter uns fortlebt. War es nicht die Staatsorbnung, 
welche tiefe Autorität mit fich brachte, fo bleibt zw ihrer Erklärung noch der Um» 
ftand übrig, daß man das Recht, deſſen man nun einmal bedurfte, von benen 
gerne annahın, die es fo gut als irgendwer, und überdies umfonft, alfo doch wohl 
unparteiifch, wiefen und darboten. — 

In der Ertheilung von Refponfen ift nur vie eine Hälfte aller Rechtsan- 
wendung repräjentirt: die Entſcheidung zweifelhafter oder ftreitiger Fälle; daneben 
beftebt noch eine andere, in ter Vornahme von Rehtsgefhäften. Bewußt oder unbe- 
wußt wendet Jeder, der in rechtsgiltiger Weile ein Teftament errichtet, einen Ver— 
trag abſchließt, Eigenthum erwirbt, oder einen Anderen zum Eigenthümer feiner 
Sache macht, oder ihm ein Anreht auf fein Figenthum gibt, die für ſolche Ge— 
ichäfte geltenden allgemeinen Säge in dem Gefchäfte, das er wirklich vornimut, an; 
— ober er macht, kann man aud jagen, von der ihm durch Geſetz und Recht ge- 
gebenen Vollmacht, über alles war fein ift zu verfügen, innerhalb ver ihm in 
jenen geſetzten Schranken und vorgefchriebenen Formen Gebrauch. Denn nit nur 
was in der Sphäre des Nechtes überhaupt handelnd erwirft werden fann, und ob 
Jemand und worüber es handeln, verhandeln und verfügen kann, ift in Redht und 
Geſetz entſchieden und abgegrenzt, fondern aud das Wie oder die Form, in welder 
die Hantlung zur Erfheinung kommt. In beiden Rüdfichten, ſowohl was ven In« 
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halt, ald was die Form der Handlung anlangt, fann die Vornahme von Nedts- 
gejhäften eine befondere Borficht „verlangen, wenn die beabfidtigte Wirkung nicht 
fehlſchlagen, oder das Ziel, worauf es anfommt, nicht überfprungen werten fol; 
und auch bier ift nicht felten umfaflende Rechtskenntniß und praftifche Geübtheit 
oder Kunft nothwendig. Daher denn das Bedürfniß nad einer zweiten Art von 
Rechtshilfe, welche von den römiſchen Juriften neben ter des Refponfums gewährt, 
und mit dem Ausdrucke cavere bezeichnet wurde. Respondere und cavere heißen 
die zwei Weifen, in welder ſich die Jurisprudenz praftifh bethätigt. Beide waren 
von Einfluß nicht blos auf die Erledigung des gegebenen Falles, fondern auf bie 
Weiterbildung und Befeftigung des Rechts überhaupt; allein während die Reipon- 
jen als folde zum Recht ermuchfen, konnte das cavere nur in feinem formgeben» 
den Theile, in der Geftalt von Formularen, zur allgemeinen und erfiufiven Gel» 
tung gelangen, und auch hierin nicht ohne die Zuthat von Zeit und Uebung, v. 
i. Gewohnheit; wenigftens fennen wir feine von den bindenden Formen des römi- 
ſchen Rechts, welche ſich lediglih auf Iurisprudenz zurüdführen ließe. 

Neben dem respondere und cavere fommt als technifche Bezeihnung für bie 
Funktionen der römifchen Jurisprudenz noch ein scribere vor. Bebeutet diefes, wie 
3. DB. neuerdings Rudorff nit ohne gute Gründe behauptet, nichts anderes als 
die Schriftliche Abfaffung und Ertheilung der Reiponfen, fo liegt in ihm feine neue, 
ſondern nur die Aufenfeite einer anderen Thätigfeit, überdies fein weſentliches Er- 
forberniß der Refponfen; denn fo gut als fchriftlih und vwerfiegelt, wie das in der 
Kaiferzeit Regel gewefen zu fein fcheint, konnten dieſe aud mündlich, entweder un» 
mittelbar dur den Juriften, oder mittelbar durch Zeugen an den Richter wie an 
vie Partei gelangen. Nach ihrer fchriftlihen Form heißen fie denn auch Epistolae 
und Rescripta, wie die Rüdäußerungen der Negenten auf die Anfragen ver Rich» 
ter. — Wollte man das scribere aber allgemeiner, von den Schriften, der Schrift- 
ftellerei und Literatur der römiſchen Suriften überhaupt verftehen, fo würden wir 
in ihm zwar wieverum feinem neuen Zweig der praftifchen Jurisprudenz, wohl 
aber dem Medium begegnet fein, vermittelft defien bie Konftituirung des Rechts 
erfolgte, und das außer dem unmittelbar praftiihen Stoffe zugleich alles in fi 
aufnahm, was die römifchen Juriſten an Theorie aufboten. Jetenfalls ift bier bie 
Titeratur der römifchen Juriften noch näher in's Auge zu faſſen. 

Unter den Büchern, deren Namen auf uns gekommen find, befindet fich eines 
das von Pomponius ala „Wiege des Rechts“ bezeichnet wird. Es iſt dies das 
„dreitheilige" (Tripertita) des Sertus Welins (556 Konful); Pomponius, ber 
unter Hadrian lebte, hatte es noch vor Augen. Wir ftellen e8 voran, weil in ihm 
in ber That der ganze Umfang und die Gliederung der römifhen Mecdtsliteratur 
in der That wie im Keime enthalten liegt. Es heißt Tripertita, fagt Pomponius, 
weil das Zwölftafelgefeg vorangeht, dann die Interpretatio folgt, und dann bie 
Legis Aktiv. 

1. Das Zwölftafelgeſetz repräfentirt den erften Zweig der römifchen Rechts— 
literatur: die Ueberlieferung der Gefete, oder die Edition der Rechtsquellen, wie 
wir etwa jagen würden. Dächte man biebei leriglih an die Nothwenvigfeit, ven 
Tert in urſprünglicher Reinheit zu erbalten, fo würde ſchon das über den bloßen 
Abichreiber hinaus den ſprach- und fahlundigen Dann erforbert haben. Die Schwie- 
rigkeit und Bedeutung der Aufgabe wuchs aber, wenn es fi weiter darum han- 
delte, Beraltetes und Antiquirtes von dem Geltenden zu ſcheiden; hier ftreifte die 
Herausgabe der Gefege an tie Kodififation, deren Wefen bei ven Römern in 
nichts anderem beftund, als in einer Zufammenftelung ver noch geltenden Geſetze; 
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und wenn eine derartige Kobififation im Plane Cäfars lag, wenn Hadrian etwas 
ähnliches bezüglich des praetorifchen Ediktes ausführte, und die Kaifer Theobofins 
II. und Juftinianus das Kaiſerrecht mit ftaatliber Allgewalt kovificirten, jo lagen 
die Vorbilder und Vorarbeiten hiezu wahrfcpeinli in der Art und Weife, wie bie 
römifchen Iuriften dieſen erften Zweig ihrer Literatur, die Ueberlieferung und Dar- 
ftellung der Gefege betrieben und pflegten. So fteht jener Plan Cäfars ohne Zwei« 
fel mit einem Werke feines Freundes Aulus Ofilius im Zuſammenhang, das gleich 
der Tripertita wieder das Ganze umfafjen follte, und namentlih in 20 Büchern 
„de legibns* handelte; dem codex Theodosianus gehen ver codex Gregorianus 
und Hermogenianus, von bloßen Juriften veranftaltet, voraus, und eine Kobifi- 
fation angebliher Königgefege wird ſchon in die erfte Zeit ter Republik verlegt 
(jus Papirianum). Ja der Beruf und die Macht, die Fragen des Rechts auf Grund 
der vorhandenen Gefege zu entſcheiden, brachte den Beruf und die Macht, zu be- 
ftimmen, was noch vorhandenes Geſetz fei, von felbft mit fih; und dieſe Beftim- 
mung, in ber Praris des Refpondirens und Cavirens angeregt und aufgetragen, 
dürfte dann in dem erften Zweige der Literatur zum Ausdrucke gelangt fein. So 
erklärt fid) denn aud das Juftinianifche Wort ter conseribendarum et interpre- 
tandarum legum auctoritas; die fchriftlihe Dar- und Zufammenftellung ver Ge- 
jeße war eine Sadye der Autorität nicht minder als die Konftitnirung des Nechtes, 
und bei denſelben Perſonen wie dieſe; als legtere von kaiſerlicher Konceffion ab» 
hängig geworben war, ward es aud jene. — Den äußeren Umfang biefes Li— 
teraturzweiges vermögen wir nicht zu beftimmen; nach der Ueberlieferung in ven 
juftinianifhen PBandelten erſcheinen die leges, senatus consulta, constitutiones 
principum , edieta magistratuum einzeln, in der großen Zahl ver fie betreffen: 
den Kommentare. 

2. Der zweite Theil der Tripertita enthielt die Interpretatio. Hierunter an 
eine bloße Terteserflärung des im erften Theil enthaltenen Gefeges zu denken, 
ift gewiß verfehlt. Denn Interpretatio ift in ber römiſchen Rechtsſprache eine 
Erklärung nicht blos deſſen, was das Gefeg an und für fi fagt, ſondern deſſen, 
was es zu tem in der wirkliben Befonverheit vorkommenden Falle jagt, mithin 
weſentlich Tafuiftiih. In der Interpretatio ſehen wir demnach jenen Zweig ber 
literatur vertreten und benannt, welcher fich aus dem respondere ergab, und das 
„jue* over „jus eivile* im Sinne eines Juriſtenrechtes darſtellte. Hauptformen 
diefer Literatur find: 

a. Die Aufzeihnungen der Refponjen ſelbſt. Sie knüpfen an ben alten 
Braud der Geſchlechter an, außer den Thaten im Feld, in Senat und Komitien 
auch die der Rechtsfindung zu verzeichnen. Beträchtliche Brucdftüde ſolcher Samm- 
lungen find uns in den Juftinianifchen Pandekten überliefert, aus den Werfen 
von Juriften unter Trajan bis Garacalla, jo von Neratius Priscus, Afrtlanus, 
Cervidius Scävola, Marcellus, Papinian, Ulpian, Paulus, Modeſtinus. Die 
Sammlungen find in Bücher eingetheilt, und, mehr oder weniger nachweisbar, 
nad einem gewiffen Syſtem, wahrfcheinlih der XII Tafeln georpnet. Die ein- 
zelnen Refponfen erſcheinen häufig in voller Form, breigliebrig: woran ber casus, 
in aller Kürze gefaßt; dann bie quaestio, nicht minder unzweideutig; enblich ber 
Entſcheid, welcher nicht jelten in einem bloßen Ja oder Nein Befteht, mitunter etwas 
ausholt und Motive einfliht. Nicht felten aber ift diefe Form verwiſcht und tritt 
an die Stelle von Frage und Antwort die parteilofe Reflerion des Juriften über 
einen gegebenen Fall. „Quäftionen“ und „Epiſteln“, die neben den Refponfen, 
und zum Theil von denjelben Juriften, aber aud vor ihnen, von Profulus, Ia- 
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volenus, Ponponius vorkommen, erfheinen mitunter geradezu in jener typiſchen 
Nefponfengeftalt; beſonders die Quäftionen greifen aber oft über den nädftvorlie- 
genden Fall hinaus, werden zur Löfung noch anderer, verwandter Probleme, und 
bilder jo den Uebergang zu monographifhen Werken, wie wir fie 3. ®. de ver- 
borum obligationibus, de manumissionibus, de dotibus ꝛc von Gajus u. f. f. 
fragmentarifh befigen. Was die Jurisprudenz an Auffaſſung der Thatfahe, Be- 
ftimmtheit des Ausdrucks und Sicherheit des Urtheils zu leiften vermag, ift in 
diefen Rejponjen und Duäftionen geleiftet; durch Kürze find mande von ihnen 
zu Räthſeln geworden, deren Löſung auch dem Geübteften ver Unfrigen Schwie- 
vigfeit bietet. So zählte man einft namentlich septem eruces auf. 

b. In den Ginzeientfheidungen ter Reſponſen fammelte fih ein Material 
an, aus dem fi mit der Zeit allgemeine Säge abftrahiren ließen. Syſtematiſch 
zufammengeftellt und verbunden nahmen diefe dann, wir fünnen fagen die Ge— 
ftalt ven Grundriſſen oder Kompendien an. Es ift wahrſcheinlich, daß ein ſolches 
ihon von DO. Mucius Scaevola (Cs, 659) herausgearbeitet war; tenn er wird 
um beswillen, daß er das Recht „generatim“ (verallgemeinert?) in 18 Büchern 
darftellte, ald derjenige bezeichnet, der es zuerft „konſtituirte“ (vielleicht als in ven 
Reſponſen entiprungenes, dem Quellwaſſer gleich, ftellte, oder fußte). Ganz ent- 
ſchieden aber hatten fpäterhin vie tres libri juris eivilis des Mafurius Sabinus 
dieſen fententiöfen Charakter. Dies zeigt [hen der Umftand, daß fie für die Spä- 
teren (Pomponius, Ulpian, Paulus) zum Gegenſtand von Kommentaren wurben ;. 
und find fie gleich nicht unmittelbar auf uns gefommen, fo lafjen fi doch viele 
Beftandtheile derfelben in den Sägen, um welde ſich jene Kommentare bewegen, 
mit Sicherheit wiedererkennen. Aehnliche Werke und gleihfalls von den Späteren 
fommentirt waren tie bes gleichzeitigen Gaffius Yonginus und Plautius über bas 
jus eivile. Vermittelft des weftgotbifchen. Breviers ift ein Werk auf uns gekom— 
men, das une bie Form diefer älteren Civilrechtsbücher fo ziemlich veranſchaulichen 
dürfte: es find das bie Sententiae receptae von Paulus. 

In diefer fompendiarifhen und in jener fafuiftifhen Geftalt find die Grund- 
formen, in welchen das unmittelbar praktiſche Recht literarifh zur Erſcheinung 
fam und verarbeitet wurde, ſchon erfhöpft. Cine Menge von Kommentaren, von 
ver Interpretatio des Eertus Aelius bis zu ten riefigen Eriftsfommentaren von 
Ulpian und Paulus herab begleiteten, beleuchteten, Kefeftigten die leges der repu- 
blifanifhen, die Senatuskonſulte und Drationen der erften Kaiferzeit; allein es 
—8 dies nicht in einer neu erfundenen oder ſpekulativen Weiſe, ſondern auf 

rundlage des poſitiv Vorhandenen, durch Beiſtellung der aus Reſponſen und 
Sentenzen gewonnenen Specialitäten und Regeln, und wenn dabei zugleich der 
Buchſtabe des Textes bis aufs Aeußerſte verfolgt und ausgebeutet wurde, fo lag 
auch darin nichts Neues, fondern etwas, das als erfte Beringung jeder Interpre- 
tatio, mithin vor allem des Reſponſums felbft daſtund und gelten mußte. Aehn- 
ih gemiſcht aus kaſuiſtiſchem und generelem Etoffe waren aud vie „Digeften‘ 
oder Pandekten, in welchen Julianus und Viele nad ihm den vorhandenen Rechts— 
ftoff nad tem Zwölftafelſyſtem eintheilten und fammelten, und jenen kürzeren, 
abftrafteren Kompendien des Sabinus, Plautius ꝛc. ausführliche Handbücher zur 
Seite ftellten. Etwas Drittes und Neues taudt erft 

e. in dın Inftitutionen auf, in denen anftatt der Entſcheidungen und Gen: 
tenzen die Definitio, Divifio, Diftinftio res Rechtes, der Rechte und Rechtsgeſchäfte 
vorwaltet, im denen nicht der Richter oder der ihm vworarbeitende Jurisfonfulte, 
fondern ver Pehrer fpricht, in denen ein Lehrbuch, fein Rechtsbuch vorliegt, und 
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bemgemäß zur Aufklärung des Lernenden, auch in bie Geſchichte zurücgegriffen 
wird. Durch leßteres, fowie durch die Darftellung des klaſſiſchen Procefles ift ver 
von Niebuhr anno 1816 in Berona entbedte fog. echte Gajus zu großer Bedeu— 
tung unter uns gelangt; vollftändiger, aber überarbeitet find die Juſtinianiſchen 
Inftitutionen im Corpus juris. Auch Ulpian, Paulus, Wlorentinus, Marcianus 
ſchrieben Inftitutionen. Eine noch kürzere Unterweifung befigen wir in ben gleich* 
fall8 unmittelbar überlieferten fog. Ulpian’fhen Fragmenten. 

3. Wie die Interpretatio dem respondere, fo entſprechen vie Legisaktionen, 
welche ven dritten Theil des Tripertita ausmachen, dem cavere, und repräfenti« 
ren demnad ven fautelarifchen Zweig der Literatur. Legisaktionen heißen die nad 
Maßgabe ver XII Tafeln gebildeten Streirhandlungen vor Gericht. Die Welfung, 
wann und wie und worüber fie anzuftellen waren, ſcheint urfprünglid von Fall 
zu Fall ergangen zu fein, durch das Kollegium ver Pontifices nämlid, bei wel- 
chem diefe gleich der Interpretatio nody etwa 100 Jahre lang nach der Zwölf 
tafelgejeggebung geweſen fein jol. Endlich habe dieſe Aktionen Appius Claudius 
(der Blinde) ein für allemal (als Konful, im Edikt?) aufgeftelt und in Form 
gebradt; fein darüber verfaßtes Bud fei aber verftohlenerweife durch feinen 
Schreiber C. Flavius unter das Bolf gekommen. Später habe dann Sertus Aelius, 
berjelbe von dem die Tripertita herrühren und ver von cavere ben Beinamen 
Catus befam (kraft magiftratifher Vollmacht?) einige weitere Aktionen verfaßt, 
und daneben denn aud noch Über die Aktionen gefhrieben. Bon ſolchen Klage- 
fpiegeln lefen wir dann nichts mehr, bis etwa auf die zwei winzigen Bücher 
welche Servius Sulpicius Rufus zum prätorifchen Edikt fchrieb. Mit legteren ift aber 
auch ſchon der Uebergang vom Legisaftionen- in den Bormularproceß, und bamit der 
Uebergang des vorwiegend fautelarifhen Charakters der Prozeßſchriften in einen 
vorwiegend materiellerehtlihen angezeigt. So lange die Partei felbft das entfcheidende 
Wort zu ſprechen hatte, wie das bei ven Legisaftionen der Fall war, und dieſes 
Wort eine fo ftreng gebundene Form hatte, daß auch das Fleinfte Verſehen, wie 
Gajus berichtet, fahfällig machte, mußte, die Aftionenform einen Hauptgegenftand 
der Procekichriften bilden; nachdem aber vie Förmlichkeit von der Partei auf den 
Magiftrat übergegangen, und fo die Gefahr aus der Form entfernt war, wie im 
Formularproceß, mußte ftatt der Aftionenform das Aftionenreht, d. i. die Erör— 
terung ob, und unter welchen Borausfegungen und worauf eine Klage zuftändig 
fei, in den Vordergrund treten. Dies beftätiget fih denn auch in dem, was und 
im Corpus Juris J. an Eviftsfommentaren, an Monographien über Aktionen, 
Interdikte, Appellationen, Bräffriptionen überliefert ift. Nur darf man nicht über- 
fehen, daß nahezu dritthalb Jahrhunderte vor der Juftinianifhen Kompilation 
aud der Formularproceß wieder einem formloferen Rechtsgange gewihen, und 
damit alles antiquirt und zu ftreihen war, was fih in biefen Schriften nod 
mit den Formen und Formeln beſchäftigt hatte. — — „Aktionen“ heißen übri- 
gens in der alten Zeit auch die frieblihen Rechtshandlungen (Rechtsgeſchäfte), 
es fei nun, daß fie fi in der Form von ftretigen Handlungen barftellen (jog. 
Handlungen ver freiwilligen Gerichtsbarkeit), oder daß fie ihr eigenes, originales 
Ritual hatten. Aktionen der legteren Art, 3. B. Ufurpationen, hatten die Schriften 
des mehrgenannten Appius Klaudius auch zum Öegenftand,; besgleihen die des 
Manilius. Aus legterem theilt und Varro de re rustica die Formeln mit, nad) 
. welchen man fiher Schafe, Schweine, Ziegen u. f. f. faufen könne; und zwar 
für jede Viehart eine befondere Formel. Daß derartige Bücher aud von Gallus 
Aquilius verfaßt wurden, von welhem die stipulatio Aquiliana, die clausula de 
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dolo und die Einfegungsworte betreff$ der postumi Aquiliani herrühren, läßt ſich ver- 
muthen; aus der Zeit des Principates [hlagen tie Monographien von Paulus, Benu- 
fejus, Modeſtinus, Ulpianus, Gajus über Teftamente, Fideikommiſſe, Manumiffio, 
Ritus Nuptiarum, Sponfalien, Stipulation mehr oder weniger in biefe Richtung. 

Die praftifche Richtung unferer älteren Jurisprubenz führte naturgemäß zu ähn- 
lichen Bildungen in der Literatur ; wir brauchen dabei nur auf die Derifionen- und Con⸗ 
filienfammlungen, auf die Formelbücher, Klagejpiegel, Kautelenwerke, Anweifungen zur 
praftifchen Rechtsgelahrtheit u. °. f. aus äÄltefter, älterer und neuerer Zeit zu bliden. 

So viel im Umriß über vie römifchen Juriſten, ſowohl über die „alten“ 
aus der Zeit ver Republik, als über die „Haffiihen“ aus ver des Principats, 
von Auguftus bis auf Alexander Severus (F 235). Nach dieſer Zeit meist bie 
Chronologia legum et juris Romani ‘nur mehr leges, das heißt jegt nur mehr 
constitutiones principum, fein jus, fein Juriftenreht mehr auf. Selbſt vie fai- 
ferliben Refcripte, welche ver inneren Art nad Reſponſen find, und in der vor— 
hriftlihen Zeit den größten Theil der Konftitutionen ausmachen, treten zurüd 
und räumen jenen allgemeinen Satungen ben Pla ein, in denen die Schranten 
der antifen Legislation durchbrochen und deren Formen verwiſcht find. Auf dem 
Gebiete der Kafuiftif tritt denn auch Stockung und Stillftand, im beften Falle 
Benützung des alten, klaſſiſchen Vorraths ein. Noch in Haffifher Zeit mußte 
ber Richter ven Refponfen konceffionirter Juriften folgen, wenn fie nicht aus ein— 
ander gingen; jet wird er an gewiffe Schriften derfelben, und zwar medhanifch 
nad gewiffen Rangftufen, gebunden. (Balentinianifches Eitirgefeg 426.) Es wä- 
ren wohl aud noch Juriften aus biefer fpäteren Zeit zu nennen; weil ihnen 
aber jenes publiciftifhe Element fehlte, das den Haffifhen und alten Juriften aus— 
zeichnet, die Kraft der Nectsfonftituirung, fann man fie nicht mehr römiſche 
Juriften nennen, und in einem Gtaatswörterbuh unterbringen: mögen fie fonft 
noch fo gelehrt oder vornehm geweſen fein. 

Als ftrenge Fachwiſſenſchaft zeigt fich die Jurisprudenz felbft heutzutage vor— 
nehmlih auf dem Gebiete des Privatrehts, dann des Proceß- und mohl aud 
noch des Kriminalrehts; für Nom, wo das bürgerlihe Recht ein Gewebe bes 
feinften und reichften Details war, gilt dies um fo mehr. Indeſſen waren bie 
Dieciplinen des öffentlihen und des bürgerlichen, des weltlichen und bes geiftli- 
hen Rechts äußerlich und innerlid weniger von einander getrennt als bentzutage, 
und es war die Perfon eines und desfelben Juriſten, welche heute dem Klienten 
antwortete, morgen den Grachen in Betreff der Pofleffionen Rath ertheilte, heute 
eine lex testamenti, morgen eine lex coloniae entwarf. Daß man bei Behant- 
lung der römifhen Juriften faft immer nur das Privatrecht vor Augen bat, liegt 
hauptfählih in dem Umftande, daß nur das römifhe Privatredht, nicht das rö- 
miſche Staatsredht auf uns gekommen iſt. 

Namen, Leben, Schriften, Geift, Syfteme ver römifchen Juriften findet man 
in ben älteren und neueren Kompendien der römifhen Rechtsgeſchichte, in Abhand- 
lungen und Auffägen; bier follen nur Puchta's Inftitutionen, Rudorffs Rechts— 
geſchichte, Iherings Geift des römifhen Rechts, und bie dort genannten Abhand— 
lungen von Santo, Hufchte, Leift angeführt werben. Dr. 9. Brinz. 


Nömifche Staatsidee. 


Die römiſche Geſchichte ift in nenerer Zeit, faft gleichzeitig in Deutfchland, * 
England und Franfreih, ein Gegenſtand tieferer, in die inmerften Triebfedern 
der politiihen Entwidlung eindringenven Unterfuhung geworben. Worin aud der 
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Grund des gefteigerten Intereffes für das römische Staatsleben liegen möge, ob 
in einer gewiffen Aehnlichkeit der jegigen politiihen Zuftänse eines Nachbarlan— 
des mit dem Imperatorenthum, oder ob überhaupt in einem romaniftifhen Etwas, 
was die ganze politifhe Atmofphäre Europas durchdringt, jedenfalls ift es eine 
Aufgabe der Politit, fih über das größte Staatswefen des Altertbums Har zu 
werben, die ihm zu Grunde liegende Idee aus der ganzen Lebensanfhauung und 
Lebensrihtung des Volkes zu begreifen und durch die richtige Erfenntnig, wenn 
nöthig, aud die Mittel zur Ueberwindung mander in unfer Staatsleben einge 
drungener romaniftijcher Glemente zu gewinnen. 

- Das römische Volks- und Staatsleben bildet unverkennbar das letzte Sta- 
dium in der Entwidelung der vorchriſtlichen Zeit, deren ganze Welt- und Lebens- 
anfhauung durch den gemeinfamen Grundcharakter des Polytheismus beftummt 
war. Die widtigften praftiihen Folgen mußten fi daraus ergeben. Mit ver 
Zerfplitterung der Gottesidee ging nicht nur das Gefühl einer höheren Einheit 
und Gemeinſamleit unter den Völkern unter, fondern aud die Unterfchieve des 
Stammes, der Geſchlechter, ver Freiheit und Unfreiheit, des Beſitzes oder Vers 
mögens mußten überall jchroffer hervortreten, die ganze menſchliche Kulturaufgabe, 
welche nur in möglichft vollftändiger, allfeitiger Verwirkllichung die Gefundheit und 
Kraft, das wahre Heil des Lebens bilden kann, mußte fid) jelbft immer mehr unter 
den Böltern und im Schoße jedes Volks zerfplittern und eine wahrhafte Ausglei- 
hung ber verfchiedenen Gegenfäge fonnte beim Mangel einer vie Gemüther ergreifen« 
den idealen Macht nicht eintreten. In der vordriftlihen Zeit laffen fi Die zwei 
widtigften Perioden der orientalifhen und Hafjishen Völker nach einer wejent- 
lihen Seite dadurd unterſcheiden, daß das orientalifhe Yeben unter der Herr- 
Ihaft abjoluter, theofratifcher oder weltlicher, Mächte in ven Banden der überlie— 
ferten religiöfen Borftellung, Sitte und Staatseinrihtung befangen bleibt, wäh— 
rend Griechen und Römer, beive dem ariſchen Stamme (f. Arier) angehörend, 
bei ihrer Einwanderung zwar mande gemeinfame Gruntanfhauungen mitbringen, 
biefelben aber in eigenthümliher Weife umgeſtalten, beive den weltgeſchichtlichen 
Proceß der Herausbildung der freien Perfönlichfeit und eines darauf gegründeten 
Gemeinwejens einleiten. Beide Völker unterſcheiden ſich aber dadurch, daß, wäh— 
rend der griechiſche Geift (f. Art. Hellenifhe Staatsidee) durch den hödften ihn 
auszeihnenden, das Mannigfaltige zur Einheit verfnüpfenden Vernunftcharakter 
und durch feine lebendige formenreihe Phantafie, in idealer Nahbildung ver in 
ihrer ſchönen Ortnung (Kosmos) ergriffenen Natur, das ganze Leben, wie in 
Kunft und Wiſſenſchaft, fo in ver ftaatlihen Gemeinfhaft zu einem ſchönen von 
der freiheit der Theile und Glieder belebten organifhen Ganzen zu geftalten 
unternimmt , aber aud, dem individualifirenden Kunftgenius gemäß, das Äußere 
Staatenleben in eine große Mannigfaltigfeit verfchievenartig geordneter Staaten aus 
einander legt, der römifche Geiſt dagegen vorzugsweife mit einem thatfräftigen 
Willen und einem ſcharfen zerglievernven Verſtande ausgeftattet erfheint und dieſe 
Kräfte zur Erlangung und Ausdehnung der Herrfhaft und Macht in allen Lebens» 
verhältniffen verwendet. Im Unterfchiede von dem griehijchen zeigt aber der rö— 
mifche Geift eine faft gänzlihe Abwendung von allen höheren Gütern und Zielen 
bes Lebens; ja das ganze Alterthum gelangt in Nom zu feinem entgegengefegten 
Pole, indem es, von der Herrfhaft der dem Menjchen äußeren Mächte ſich mehr 
und mehr befteiend, mit der Selbſtherrſchaft des menſchlichen Willend endet, und das 
im Oriente zum Unendlichen gerichtete, oft in religiös-pantheiftifher Schwindſucht 
fich kundgebeude Streben in eine zur äußerſten Selbſtſucht ſich fteigernde Richtung 
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auf die materiellen Zwecke des Lebens fich verkehrt. Dem freien Griechen hatte Arifto- 
teles, aus ber griechiſchen Lebensidee heraus, die Aufgabe geftellt, durch ven materi- 
ellen Befit fi die Unterlage und Mufe für die Freiheit und freie Beſchäftigung mit 
den Staatsangelegenheiten und mit Wiflenfhaft und Kunft (modırsveoda xaı 
YihocoyEıy) zu gewinnen. Yür den Römer ift der zweite Theil diefer Aufgabe 
weggefallen; fein Hauptziel wird die Ausbildung des Staatswefens, welches aber, 
bei Ausiheidung alles höheren Lebens: und Gütergehaltes fi mehr und mehr in 
ben bloßen Formen der Herrfhaft ausprägen, die Herrſchaft hauptſächlich für vie 
niebern Zwede des Lebens erftreben und zur Ausübung bringen mußte. Dieje 
äußerliche praftifhe Richtung, welche jelbft in der Religion in teleologifcher Weife 
für alle Arten von Werkthätigfeiten befonvere Götter beftellte, mußte, auf ber 
Orundlage des Herrſchafttriebes, zu einew eigenthümlichen abftraften, formell ge- 
haltenen Ausbildung des Rechts und des Staatsweſens führen und in ben For— 
men und ihrer Abfolutbeit gewiſſermaßen einen Erfag für ven Mangel an dem 
abfoluten Gütergehalte ſuchen. Das römische Volt war daher nah dem ganzen 
Entwidelungsgange des Alterthums zur Ausbildung des Herrfhafts- und Madıt- 
princips im öffentlihen und Privatrechte beftimmt, aber auch berufen, durch die 
Schaffung eines viele Völker umfafjenden Rahmens ver Herrfchaft die Verbreitung 
bes neuen durch das Chriftentbum gewonnenen göttlihen Lebensgehaltes zu er- 
leichtern. Betrachten wir nun, in weldher Art und Weife das römifche Volk feine 
eigentliche Aufgabe vollführt hat. 

Ohne Belang tft für unfere Frage der Streit, ob nad ber älteren und 
wohl richtigeren Anficht das römifche Volk ein durch Verbindung mit einem, nicht 
lateinifhen, etrusfifhen Element gebilvetes Miſchvolk oder ein rein lateinijches 
Boll war (Mommfen), fo wie aud der Werth oder Unwerth ver Sage von der 
Gründung Roms durch einen „raufluftigen beutegierigen Haufen” auf ſich beruhen 
fann. Aber fo wie ein Volk feine älteſte mythifche Zeit meiftens aus feinem 
Charakter heraus rüdwärts konftruirt, fo liegt in jener Sage minbeftens der, auch 
von Hegel und Ihering hervorgehobene Zug, daß der römifche Geift den Staat 
als etwas Gemachtes, als eine durch die Kraft tes menſchlichen Verſtandes 
und Willens gefhaffene Ordnung betrachtet. Diefe menſchliche Orbnung wird 
zwar zu den göttlichen Mächten in Beziehung gefegt, aber jo wie, nad ter Gage, 
erft der zweite König, Numa, dem Staate tur die Verknüpfung mit den sacra 
bie religiöfe Weihe gibt, fo bleibt aud in Rom vie eigentlich ftaatlihe Macht 
die erfte und oberfte Autorität, nad deren Impuls erft alle religiöfen und prie— 
fterlihen Funftionen in Thätigfeit treten. Aus der Berfnüpfung der ftaatliden 
Macht mit der Neligion fließt jedoch unverkennbar die ftets feftgehaltene Grund- 
vorftellung, daß die Herrſchaft nicht von unten, von dem Niedern, fondern ven 
dem Höhern fommt, und daß daher aud nicht das Volk, obwohl ihm ſchon in 
ben älteften Zeiten ein Recht der Mitwirfung bei der Ernennung bes Königs 
zufteht, der eigentlih ernennente Faktor, ſondern, nad) dem Tode des Könige, 
der Zwifchenfönig (interrex) es ift, der auf Initiative der Väter (auctoribus 
patribus) und nach Geheiß (jussu populi) over vielmehr Gutheifung des Volks 
den König ermennt (creat). In Folge diefer Grundanſchauung blieb es Grund— 
princip des römiſchen Staatsrechts, daß nur ein höherer oder gleich ftehenver 
Magiftrat das Ganze oder einen Theil feiner Amtsgewalt einem Nachfolger, 
Kollegen aber untergeordneten Beamten, übertragen kann, das Volk alfo, nachdem 
es die ihm zuftehende Mitwirkung ausgeübt hat, fofort in das Verhältniß des Untergebe— 
nen zuräctritt, welder in dem Magiftrate nicht einen Diener, fondern einen Herrn fiebt. 
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Betrachten wir das römische Herrfhaftsprincip an und für fich felbft, fo ift 
ed in feinem Grundcharalter und in feiner praftiihen Geftaltung durch ven ſcharf 
unterfheidenden, abftrahirenden aber in der Regel nur ein Moment einfeitig 
heraushebenden Verſtand beftimmt. Herrſchaft ift überhaupt Willensmacht über ein 
Objekt; der Wille aber, die Kundgebung des Kaufalitätsvermögens, in das ſich 
das Individuum in ber Einheit feiner geiftigen Kraft hineinlegt, drückt aller Herr- 
haft zu oberft ven Stempel’ver Einheit auf. Die Einheit hält num der römifche Geift 
in dem Individuum feft, ohne je eine höhere, durch einen gemeinfamen Zweck ver» 
bundene Willenseinheit Mehrerer anders, wie e8 befonders im Privatrecht hervortritt, 
als in den abftraften Gegenfägen der, die Berechtigung der Einzelnen ausfchließen- 
den, juriftifhen Perfon oder der Lofen, Beftand und Fortfegung der Zwedyemein- 
haft von dem fubjeltiven Willen ver allein berechtigten Ginzelnen abhängig 
machenden, Gefellfhaft (societas) zu begreifen. Der herrſchaftliche Wille ift daher 
für den Römer wefentlih Individualherrſchaft, melde, in Bezug auf ein Objekt 
für einen Zwed alle Gewalt in einer ftarfen, feine Theilung zulaffenden perfün- 
lihen Einheit foncentrirt, So wie der römifhe Geift fein Geſammteigenthum 
und kein qualitativ getheiltes Eigenthum fennt, fo faßt er aud im öffentlichen 
Net die Fülle der Gewalten in eine Einheit zufammen und läßt jede befonvere 
obrigfeitlihe Gewalt, als Ausfluß der oberften Macht, von einem Individuum in 
ihrer inneren Unbefhränftheit ausüben. 

Diefe Grundanfhauung bleibt- unverändert in ben verfchiedenen Epochen der 
ftaatlihen Geftaltung. In der älteften Zeit finden wir die Herrſchaftsgewalt, welche 
überhaupt al® imperium nicht blos die militärifhen Wemter, fondern aud die 
bürgerliche Regierung und Berwaltung in fic) begreift, als einheitliche, wenn aud 
noch nicht ausgebilvete Bollgewalt in ver königlichen Perſon fkoncentrirt. Der 
König fteht zwar innerhalb der durch bie Sitte überlieferten und religiös geweih— 
ten Staatsorbnung; er ift fein orientalifher Despot; gegen die königliche Macht 
find aud die Kreife der Familie und Cinzelperfönlichkeit abgegrenzt und ſicher 
geftellt. Das römiſche Königthum ift auch, Ähnlih wie das altgermanifche, weder 
Erb⸗, noh Wahl, fondern Beftätigungs-Monardhie, indem das Volk durch feine 
Genehmigung (jussus) eine Mitwirkung auszuüben bat. Aber der König vereinigt 
in feinem imperium das Ober und Opferprieftertfum, die gefeßgebende Gewalt, 
welde er mit Zuftimmung des Senates und des Volkes ausübt, ihm fteht bie 
‚ Regierung und Verwaltung zu für alle Zwede der Wohlfahrt, er bat die Befugniß, 
Rechtsſätze für die Rechtsſprechung feftzuftellen (jus edicendi); er übt die bürger- 
lie und großentheils die Strafrechtöpflege und in größter Ausdehnung handhabt 
er bie militärifche Gewalt und das darin gelegene unbebingte Recht über Yeben 
und Tod aller Kriegsleute, und biefes Bündel von ftaatlihen Gewalten wird 
durh das Ruthenbündel und die Beile ver Liktoren zufammengehalten. Der 
föniglihe Individualwille hat aber die Befugniß, aus feiner Machtfülle nad 
Gutdünken beliebig viele Theile an beliebige Stellvertreter oder untergeorbnete 
Beamte zu übertragen und aud wohl wieder zurüdzunehmen. 

Nah Abſchaffung des Königthums beginnt in der Nepublit die Sonderung 
und beftimmtere Ausbildung der obrigfeitlihen Gemalten. Als leitendes Princip 
wird aber feftgehalten, daß aus der untrennbaren, für die Macht des Staates 
nothwendigen Einheit der Gewalt, des regium imperium, fein Beftanbtheil ver: 
ihwinden darf, alle in ver Erfcheinung hervortretenden bejonderen Funktionen 
und Aemter nur Ausflüffe ver Einen Bollgewalt find, welde auch, wenn das 
Wohl des Staates es erfordert, für eine beftimmte Zeit als Diktatur wieder 
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bervortreten und alle Gewalt in fi zurücknehmen fann. Zugleih hatte aber, 
als das Intereffe der Ariftofratie die Einſetzung zweier Konfuln beftimmte, biefe 
individualiftifhe Auffaffung over Perfonificirung aller Gewalt die merfwürbige 
Folge, daß feine Theilung, aber auch fein vereintes Handeln vorgefchrieben wurde, 
fonvern daß ein Jeder von beiden Konfuln die ganze konſulariſche Gewalt ausübte und 
nur durch das Beto des andern gehemmt werden fonnte; eme Einrichtung, welde, 
wenn fie fih auch, wie Mommſen behauptet, praktiſch bewährt hat, doch die eigen- 
thümlihe individualiftiiche Auffaffung der Gewalt bekundet. Die konſulariſche 
Gewalt galt als die Fortfegung des regium imperium, aber es traten doch 
wichtige Beſchränkungen ein, einerfeit8 durd vie, jet an bie zeitlihen Aemter 
gefnüpfte, Berantwortlichteit, welcher jeder Magiftrat nah Nieverlegung feines 
Amtes unterlag, andrerfeits auch dur die verſchiedene Art der Behandlung und 
Ausübung der, unbefchränft bleibenden, militärifhen Gewalt und der bürgerlichen 
Gewalt, aus welcher legtern noch verjchiedene Funktionen ausgefondert und als 
befondere ftändige Aemter beftellt wurden, wie bie Bürgerfhätung (censio) mit 
der daran gefnüpften Genfur, als Sittenpolizei, das Schataufjeheramt oder bie 
Duäftur, fpäter die Prätur und die Aebilität. Dazu fam das, als die wichtigfte 
Schranke gegen Willfür betrachtete, durch das Valerifche Gefeg (von 509 v. Chr.) 
eingeführte, Recht, zuerft bei Todes- und Leibesftrafen, dann aud bei ſchweren 
Bermögensftrafen, an die Eenturiat-Romitien zu provsciren. Bekannt ift, daß erft 
nah und nad Plebejer das Recht erhielten, die verſchiedenen obrigkeitlihen Aemter 
zu befleiven. 

Die wihtigfte Veränderung in der ganzen Berfaffung trat aber durch die Schöpfung 
des Tribunats ein, weldes zum Schuge und zur Kräftigung des plebejiichen 
Elements ein Gegengewicht gegen das ariftofratifhe bilden follte, aber einen Riß, 
einen Dualismus in die ganze Berfaffung brachte, und, bei der Unmöglichkeit der 
Erhaltung eines äußern Gleihgemwichts, dem Volke bald rehtlih das Uebergewicht 
gab, und ſchließlich durch Bürgerkrieg zum Imperatorenthum führte. Durch Auf- 
hebung des Königthums hatte nämlich das Volk einen wichtigen Rüdhalt verloren, 
ber Gegenſatz ber beiten Stänte trat fohroffer hervor, die Macht der Ariftofratie 
wuchs und der harte Drud, den diefelbe durch Ausbeutung ihrer Stellung, und 
befonvers ihrer Bermögensmadt, in Handhabung der harten Schuldgefete, ausübte, 
würde fhon jett zu einem Bürgerkrieg aeführt haben, in welchem ber römiſche 
Staat ebenfo, wie aus ähnlihen Gründen faft gleichzeitig die Nachbarſtaaten 
Etruriens hätte untergehen müffen, wenn nicht durch die Auswanderung auf ben 
heiligen Berg (493 v. Chr.) ein unter die Garantie der Götter geftellter Ber- 
gleihsvertrag (foedus) abgefhloffen worden wäre, welcher, außer der Aufhebung der 
Schuldknechtſchaft, ven Borftehern ver Tribus, den Tribunen, die Unverleglichkeit mit dem 
Recht des Veto gegen jeden Alt des Senats oder eines Magiftrats gab und dadurch das 
eigentlihe Tribunat fhuf. Die Beforgniß, melde fhon (nah Dion. VI. 88) 
Menenius geäußert haben foll, daß das römifhe Volt zwei Staaten bilde, ging 
dadurch in Erfüllung. Das Tribunat, welches zuerft zwei, dann fünf und zulegt 
zehn Tribunen, ein jever ganz und ungetheilt, ausübten, war zwar ohne Einfluß 
auf die Diktatur und die militäriihen Angelegenheiten, bilvete aber für die bür- 
gerlihe Gemeinde eine den Konfuln foordinirte Gewalt, welche in dem Inter 
ceffionsreht oder dem Veto zueıft einen nur hemmenden GCharafter hatte, bald 
aber, insbeſondere durch Betheiligung an der Strafrehtspflege, in eine pofitive 
Macht umgefchaffen und von den Tribunen zu dem Recht ausgedehnt wurde, in 
den neu organifirten Tributkomitien jelbftändige Beſchlüſſe, Plebiscite über öffent- 
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liche Angelegenheiten fallen zu laſſen, und endlich ſogar den Senat zu berufen 
und Anträge in ihm zu fielen. Dadurch war die Einheit des Staates und des 
politifhen Regimentes gebrochen; denn wo ein Theil das Net erhält, nicht blos 
die Anregung (Initiative) zu einem gemeinfamen Beihluß zu geben, fondern ohne 
Mitwirkung des gleichſtehenden andern Theils, eine felbftändige Gefeßgebung aus- 
zuüben, dba tritt ein Dualismus ein, in welchem fchließlih in äußerem Kampfe 
das Recht des Stärferen zur Geltung kommen muß. Das Tribuuat erzeugte einen 
Doppelftaat in einer Doppelverfaffung, in welcher der eine Beftandtheil mecha— 
nifh in den andern, zunädft nur zur Hemmung, als Gegengewicht zur Erhaltung 
des Gleichgewichts, eingefhoben wurde, der aber durh feinen Rüdhalt an 
ver realen Volksmacht das Uebergewicht erhalten mußte. In diefer politifchen Schö— 
pfung zeigte fih abermals in recht anfhaulicher Weife das Unvermögen des, 
Alles in Außerliher Sonderung auffaffenden römifhen Geiftes, ein georbnetes 
Zufammenmwirfen für gemeinfame ftaatlihe Zwecke zu begreifen und feftzuftellen. 
Die Zeit der Republif wird befanntlih in zwei Epochen gefchieden, indem 
durch die Philonifhen Gefege (338 v. Chr.) und das Hortenfifhe Gele (286 
v. Chr.), wornad die in den Tributkomitien gefaßten Beſchlüſſe als allgemeine, 
für alle Bürger gleich verbindliche Gefege fein follten, die ariftofratifhe Republif 
in eine bemofratifhe umgewandelt wurde. Damit war der formell rechtlihe Weg 
zur Einführung demofratiiher Einrihtungen eröffnet. Aber gerade jegt entbrannte 
über vie wirkliche Geltendmachung der demokratiſchen im Allgemeinen billigen An- 
fprüche, befonders über die Grachifhen Anträge, welche eine befjere Vertheilung des 
öffentlihen, von ber Ariftofratie benügten Ackerlandes bezwedten, der Kampf um 
ſo heftiger zwiſchen dem Volke und der Optimatenpartei, bis er enbli in ven 
Bürgerkrieg überging, der Italien mit Blut überſchwemmte, Rom zn einer Mord» 
böhle machte und fchließlih zum Imperatorenthum führte Der ariftofratiiche 
Verſuch Sullas und der, wie es fcheint, tiefer angelegte und umfafjendere Plan 
Cäfars, in einer gefräftigten Einheit der Staatsgewalt die Zerriffenheit der Aemter 
zu heben, zugleihd aber eine billige politiihe und fociale Ausgleihung ver 
Anſprüche ver ariftofratifchen und der demofratifchen Bartei herbeizuführen, hatten an 
ver Macht der Verhältniffe feheitern müffen. Eine von allen fittlihen Principien 
und Kräften entblößte, nur ihrem eigenen Impulfe überlaffene äußere Madt- 
bewegung ließ feine Vermittlung zu und drängte zu ber herrſchaftlichen Bolgewalt, 
in welcher das Princip der römijchen Herrfhaft zur einheitlich zufammengefaßten 
Entwidlung gelangte. Das römifhe Boltsleben bietet uns, gleih wie das 
bhellenifhe, eine Abwandelung der verfchievenen Staatsformen vom Königthum 
zur Wriftofratie und zur Demokratie dar, welde in Griechenland den Staat 
durh die Demagogie zu Grunde gehen ließ, in Rom durch Bürgerkrieg und 
Anarhie in das. Imperatorenthum überleitete. Eine Verknüpfung der drei Ele— 
mente, wie fie Cicero in der römischen Berfaffung fehen wollte, war dem römi— 
hen Geift fremd. Was Tacitus von einer folden Verbindung überhaupt ſagte, daß, 
wo fie eintrete, fie nicht von Dauer fein fünne, galt wenigftens für das Alter- 
thum, da ihm die höhere fittliche Kraft mangelte, weldhe das Staatsleben hätte durch— 
dringen und, anftatt einer blos äußerlichen mechaniſchen, eine organifhe Verbindung 
berftellen fünnen. Die imperatorifhe, von Cäfar vorbereitete, von Auguftus 
feftgeftellte Gewalt, war, obwohl fi Auguftus nad) einander die einzelnen Gewalten 
die tribunizifhe Gewalt, die Cenfur, die Würde des Oberpriefters übertragen lieh, 
keineswegs (mie auch Bluntſchli, Staatsreht S. 218 hervorgehoben) eine bloße 
Kumulation der Gewalten, ſondern die intenfive dur die Ausbildung nad ben 
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einzelnen Funktionen potenzirte, von der Einheit des Herrſcherwillens getragene 
Bollgewalt. Bon dem alten Königthum unterfcheidet e8 fih aber durch das Ber- 
ſchwinden der durch Religion und Sitte gezogenen Schranken und greift dadurch, 
ſowie durch das Herabfegen der politifhen Formen zu leerem Schein, in ben 
orientalifhen Despotismus zurüd, erhält auch fpäter im Verwaltungeéſyſtem burd 
Diofletian einen orientalifchveipotifhen Charakter und zieht envlih aus Rom aus, 
um einer neuen geiftigen Macht und ihrer ftaatlihen Organifation Platz zu maden. 

Die römifhe Staatsidee fteht‘ aber in inniger Beziehung zu der Grundidee 
des Privatrebts und tritt durch eine kurze Hervorhebung der Principien derjelben 
in ein noch belleres Licht. Deffentliches und Privatredht find aus einem Guſſe, 
gebildet dur denſelben Lebenstrieb, durch dasſelbe auf Erlangung von Herr: 
ihaft und Macht gerichtete Streben und durch viefelben Funktionen des ſcharf 
zerglievernden Verſtandes. Was man die Entvedung des Privatrehtd von 
Seiten des römifchen Volkes genannt hat, ift ein Erzeugniß dieſer Berftandes- 
thätigfeit. Das Privatreht bildet das befondere Mechtsgebiet für alle ber 
Individualmacht der einzelnen römiſchen Bürger für ihre Einzelintereffen unter- 
worfenen Berhältniffe. Im Privatrehte mußte daher das Orundprincip bes 
herrſchaftlichen Willens, außer in den Formen ber manus und potestas über 
Frau, Kinder und Sklaven, fi vorzüglich in den materiellen Güterverhältniffen, 
in dem Streben nad Machterweiterung durch Vermögen bethätigen und das 
römische Privatrecht mußte daher vorwaltend als Vermögensrecht ausgebildet werben 
mit allem Scharffinn, der den verftändigen Egoismus dharakterifirt, und es begreift 
fih aud, daß gerade zur Kaiferzeit, als der Herrichaftstrieb aus dem öffentlichen 
Leben zurüdgedrängt wurde, berfelbe mit verftärfter Kraft fi auf größeren Erwerb 
und Genuß richten und die Formen des Vermögensverfehrs ins Feinfte ausbilden 
mußte. Selbft im Vermögensrechte fommt num aber der ſchroff abgrenzende und 
inbivibdualiftiiche Charakter des römiſchen Geiftes zum Vorſchein. So wie er im 
Öffentlichen Rechte nur eine in ihrem Gebiete unbefchränkte Individualherrihaft 
eines Magiftrats, fein Geſammthandeln vieler öffentlicher Perfonen für einen 
gemeinfamen Zweck begriff, fo gelangte er im Eigenthumsrechte nur zur Konftruftion 
ber beiden entgegengefegten Formen bes individuellen, fei e8 alleinigen ober ibeel 
quantitativ getheilten Eigenthums, und tes Eigenthums der als Einheit aufgefaßten, 
und in abftrafter Einheit, mit Ausfhluß der einzelnen Glieder, allein beredhtig- 
ten juriftifchen Berfon, und für die fo wichtigen Gefellfehaftsverhältniffe fonftruirt 
er eine Rechtsform, in welcher die Geſellſchaft (societas) nur als ein Aggregat- 
zuftand coorbininter" atomiſtiſcher Individuen erſcheint, die durch Geltendmachen 
ihres Individualwillens die Geſellſchaft ſtets mit dem Auseinanderfallen bedrohen. 
Man hat nun zwar das römiſche Recht in dieſen Gebieten und auch für unſere 
Verhältniſſe als das allein richtige angeſehen und vie Gemeinſchafts- Eigenthums— 
verhältniſſe des, nach den verſchiedenen Modalitäten des Intereſſes an der ganzen 
Sache, qualitativ getheilten Eigenthums und des organiſchen, dem einheitlichen Ganzen 
und den einzelnen Gliedern eine wirkliche Berechtigung gebenden, Geſammteigen⸗ 
thums und ebenſo den gleichfalls organiſchen Begriff der Genoſſenſchaft als 
unklare Begriffe ausmerzen und nach den römiſchen Formen umbilden wollen. 
Aber bei aller Achtung, welche man vor dem juriſtiſchen in dieſer Richtung 
bethätigten Scharfſinn haben kann, muß man im Intereſſe unſerer deutſchrechtlichen, 
vielfach neue geſellſchaftsrechtliche Verhältniſſe anſtrebenden Bildung wünſchen, daß aus 
der Erkenntniß des ſo oft betonten innigen Zuſammenhanges des Rechts mit dem 
ganzen Lebenscharalter eines Volkes, auch die richtige Volge abgeleitet werde, 
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daß der Alles mehr organifh, das Ganze mit den befondern Gliedern vermit- 
telnde Geift und Charakter des deutſchen Volkes ein anderes Recht erzeugen 
mußte. Einer ſcharfen Betrachtung wirt daher auch nicht entgehen, daß wenn 
man folhe organifhe Verhältniſſe auf römifch-rehtlihe Begriffe zurüdführen will, 
nothwenbig ein Irrationales zurücbleibt, welches durch römifche Formeln nicht 
gededt wird, wie auch in dem Affimilationsproceffe, welchen ter deutſche Geift 
in Bezug auf das recipirte römifche Recht zu vollführen hatte, in der Praxis 
vielfach eine wichtige und mohlberechtigte Umbildung römifchrehtliher Begriffe 
eintreten mußte. Aber das Vermögensrecht felbft ift in Rom nur nad) einigen Zweigen 
ausgebildet worden. Das römifhe Recht, welches an der Oberfläche ver menſch— 
lihen Perfönlichkeit haften blieb, hat nur die äußeren Berhältniffe des Befites, 
des Habens (Eigenthum), des Verkehrs geregelt. Die Ausgeftaltung des menjhliden 
Weſens und inneren Bermögens durch die Arbeit wurde nicht vollführt. Das 
römifhe Boll war fein Arbeitsvolf, das römifhe Recht konnte fein Arbeits-, kein 
Gewerbe: und Agritulturreht werden und kann daher für unfere modernen und 
vielfeitig ſich geftaltenden Arbeitsverhältniffe und Formen gar nicht ausreichend 
fein. Grundirrig ift e8 zudem, in romaniftifcher Auffaffung, das ganze Recht 
überhaupt nur als ein Vermögensrecht zu begreifen, als wenn der Menſch nur 
ein Bermögens-Menfh wäre und nicht auch alle feit dem Chriftentbum mehr 
ausgebildeten Lebensverhältniffe ver Religion, Wiffenfhaft, Kunft, Unterricht, auch 
da, wo fie fi nicht blos im Vermögen ausprägen, nad der Seite des Einzelnen 
und der Gemeinfhaft rechtlih zu ordnen wären. Ein Bolf mit fol einer ein- 
feitigen Lebensrichtung, wie das römische, konnte auch nur ein einfeitiges, Fein wah- 
res volles menfchlihes Recht erzeugen. Das Recht ift überhaupt fein bloßer Macht⸗ 
oder Herrſchaftsbegriff, ſonderu vor Allem ein Ortnungsbegriff, der bei der Rege— 
lung aller Lebens- und Güterverhältniffe unter den Menfhen zur Anwendung 
fommt. Das römische Bolt war niht das DOffenbarungsvolt des Rechts. Der 
germanifche Geift, Chriftentbum und humane Bildung werben, wie e8 jest ſchon 
gefhehen, noch fernerhin ven Auf- und Ausbau eines höherartigen wahrhaft menfeh- 
lihen Rechtes vollführen. (Vergl. auch Bluntfhli, Vorrede zum. db. Privatrecht.) 

Die römifhe Staatsidee ift aber nit blos nah ihrer formell⸗rechtlichen 
Seite, fondern aud in ihrer lebendigen Wechſelwirkung mit allen Trietfevern und 
Kräften zu betradhten, weldhe dem römifhen Leben Impuls und Richtung und 
feine eigenthümliche Geftalt gegeben haben. Das Recht, welches überhaupt fein 
Herrfchaftsprincip und nicht die herrfchende Macht im Leben, fondern nur die Norm 
und Form ift, in weldher die Bewegung und Geftaltung der Berbältnifle einen beftimm- 
ten geregelten Gang, Erleichterung oder Erfchwerung erhält, ift weber als öffent- 
liches Recht noch als Privatreht Grund und Urfadhe des Berfalls des römifchen 
Staates gemwejen, aber der ganze Proceß der Zerfegung und Auflöfung hat da— 
durch eine wefentlihe Beſchleunigung erhalten. Es find hier nur die Hauptmomente 
biefer inneren Entwidlung und Zerrüttung zu berühren. 

Gleich im Beginne des römifchen Lebens zeigt ſich eine gewiſſe Herbheit, eine 
innere Debe und Xeere, welche ver angeftammten Tüchtigkeit und Willensfraft bie 
Richtung nad Außen und auf äußere Macht und Güter nehmen läßt. Ein rauber 
und roher Ton geht gleih von Anfang an durch das Leben. Wird, nad ber 
neuern Phyfiologie, der Klang in den Tönen der Dinge und in der menſchlichen 
Stimme durd das Mitanklingen der Obertöne beftimmt, fo ift in geiftiger Hin- 
fiht das römiſche Leben Hanglos, hat feinen menſchlichen Timbre, weil die Ober- 
töne, welche durch die innere Erregung und Bewegung für die höheren Güter des 
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Lebens erzeugt werden, fich nicht vernehmen ließen. Die äußere Richtung, welde 
das ganze Leben auf Herrihaft, auf Erweiterung und Ausnugung der Madt- 
und Bermögensverhältniffe nahm, mußte bei vem Mangel geiftiger Gegengewichte 
und mit dem Schwinden der fittlihen Schranken tief eingreifende Folgen haben. 
Zunächſt mußten alle Arten von Herrihafts- und Machtverhältniſſen in ftrengerer 
Spannung hervortreten, mußte jeve Macht dem eigenen Impulfe und tem blos 
dynamischen Gefege des befhleunigten Wahsthums folgen, mußte im Widerſtande 
die ftärfere Kraft die ſchwächere unterdrüden oder abforbiren, das Vermögen fi 
immer mehr in weniger Händen foncentriren und die politifche Macht ſich zuletzt 
in einer Alles beherrſchenden Gewalt zufpigen. So fehen wir die Verhältniffe, 
weldye bei den Griechen vielfah durch Sitte gemilvert waren, wie bie väterliche 
und eheherrliche Gewalt, in Rom einen ftrengeren Charakter annehmen, und das 
Berhältnig der Sklaverei in rohefter und graufamfter Weife fich geftalten. Es 
mußte ferner in Rom in den grellften Folgen der Gegenfag hervortreten, welder 
zwifhen dem blos äußeren Haben und Befigen und ven durch eigene Arbeit er- 
zeugten und durd ben Gegen der Arbeit auf vie innere Kräftigung zurüdwirken- 
den Gütern fich fund gibt. Diefer Segen konnte dem römischen Volke nicht werben. 
Als es Alles erobert, erbeutet, fih in den Befig der Welt gefegt hatte, war es 
ein äußerft ärmliches, geiftesleeres Volk, weldes felbft einen innerlihen Ajfimila- 
tionsproceß für die den Griechen entnommenen Werke der Kunft und Wiſſenſchaft 
gar nicht vollziehen, dieſe Werke in äuferliher Weife nur zur Raffinirung ber 
Sinnlihkeit, zur Uebertünhung der widrigen Züge einer alternden rohen Oeftalt 
verwenden konnte. Suchte dod die gefteigerte Begehrlichkeit zulegt für die geiftige 
Leere nur no eine Art Erfag in der raffinirten Freßlunſt. Gleich Anfangs wird 
durch das Streben nad Erweiterung der Herrfhaft, durd die fteten, den Land— 
mann und gewerbthätigen Bürger erfchöpfenden Kriege die eigentliche freie Arbeit 
zurüdgebrängt und durch Sflavenarbeit erfegt und ſchon früh zeigt ſich, beſonders 
bei den Patriciern, ein auf Handel, Geld und Wuchergefhäfte, auf alle Arten 
möglihft fchneller Bereicherung gerichteter Sinn, der fi bald aller Befigenden 
bemädhtigte, den Ärmeren Theil ausbeutete,. das Vermögen in die Hände Weniger 
foncentrirte und gegen Ende der Republif eine aus patricifhem und neuem bel 
oder Bermögensadel beftehende Dligarchie ſchuf, vie in Wahrheit eine Räuber- 
bande war, die in den Provinzialämtern das Plündern der Provinzen amtsmäßig 
betrieb, die Gemeinden zu Grunde richtete und Nom felbft zu einer Herberge des 
Raubes mit einer von der Beute den Lömwenantheil nehmenven und verprafjenden 
Dligarhie und einem mit nothbürftiger Speifung und Beluftigung auf Staats- 
foften abgefundenen arbeitslofen Volkshaufen machte. Bei keinem Kulturvolfe hat 
fi die Vermögensſucht in fo roher Geftalt gezeigt, nirgends ift der jcheußliche 
Gegenſatz zwifchen formellem und fittlihem Recht (Mommfen), zwiſchen ven bil: 
ligften Forderungen der Humanität und einer maßlofen Selbftfucht, für melde 
das Recht nicht Schranke, fondern nur Werkzeug und Hebel ver Herrſchſucht und 
Machterweiterung wurde, greller hervorgetreten; fein Volk gibt zugleih einen 
ſchlagenderen Beweis, daß es für eine humane Tebensgeftaltung nicht zunächſt auf 
die äußeren Rechtsformen, ſondern auf den Geift anfommt, der einen tlichtigen 
Kulturgehalt in entfprehenden rechtlichen Formen auszubilden weiß. Im römiſchen 
Staatsweſen hatte fih zwar ein allgemeines, gleiches formelles Recht für das 
Privat: und politifhe Leben ausgebildet. Aber eine innere reale Ausgleihung und 
Vermittlung unter den Volksklaſſen war nicht möglih. Es fehlten vie höchſten 
religiöfen und fittlihen Bedingungen und es mangelte die Grundlage ber freien, 
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freie Menſchen durch Bethätigung ihres perfünlihen Vermögens einander näher 
führenden Arbeit. Der Fluch, den die Sklaverei über das ganze Leben verbreitete, 
lag in Rom vornehmlih auch in tem Verbrängen des freien Bauern» und Bür— 
gerftandes von allen Wegen des ehrlihen, durch agritole und gewerbliche Arbeit 
lohnenden Erwerbs, in dem Rüdfalle des Aderbaues zur niederen Stufe ber 
Biehwirthihaft und in der Erzeugung eines tumultuariſchen Geſindels in ver 
Hauptftabt. Eine Vermittlung unter folden äußerlihen rohen Madtverhältniffen 
war unausführbar. Sollte wirflih der Grundgedanke in den politifch-focialen 
Reformplänen Cäfars auf eine größere fahlihe Ausgleihung und die Schöpfung 
eines Mittelftandes gerichtet geweſen fein, fo hätte jever derartige Berfuh im 
Altertum überhaupt an der Sklaverei, vor Allem aber in Rom an der Ausdeh— 
nung, welde fie bier gewonnen hatte, ſcheitern müſſen. Die Wurzel aller Uebel 
lag in dem Polytheismus, der durch die Zerfplitterung ver göttlichen Idee, dieſen 
tiefften Riß in die Menfchheit gebracht hatte. Mit dem Ausgange des Heiden- 
thums in Rom follte aber der Polytheismus felbft zu feiner legten Konfequenz 
gebraht werben. Wenn überhaupt im Polytheismus envlihe und irbifche Kräfte 
und Mächte vergättlicht werben, fo blähte fich zulegt der römifche Imperator im 
Abſolutismus feiner Herrichaft zu einer Gottheit auf und ließ fich göttlihe Ehren 
erzeigen. Die gänzlihe Verrückung aller politifhemenfhlihen Ordnung endete mit 
dem Wahnfinn des Imperatorenthbums, weldes in ven wenigen guten Kaifern 
doch nur noch einzelne Lichtmomente aufwies und zulegt in Ohnmacht unterging. 
Das Imperatorenthum war aber das koncentrirte Spiegelbild, die Individual 
geftalt des römifchen Bolfes, wie fie fih in feinem Macht- und Herrfdaftstrieb 
ausgeprägt hatte. Aber in feinem Imperatorenthum follte das römische Volt das 
durh Jahrhunderte in allen Formen der Unterbrüdung gegen andere Völker geübte 
Unrecht durch faft eben fo viele Jahrhunderte fhweren durch imperatoriſche Wüth- 
ride zugefügten Leides büßen. Rom bat gezeigt, was überhaupt ber menſchliche 
Wille vermag; unter dem ftarken ariftofratifhen Regimente hat es Italien und 
faft alle befannten Völker unter feine Herrfhaft gebracht; mit rüdfichtslofer 
Macht hat es die aus noch fchlimmerer tieferer polytheiftiicher und fittliher Ber- 
milderung entftandenen Gewaltherrfhaften Afiens und Afrikas gebrodhen und dem 
europäifhen Dccidente die Herrſchaft gefichert; das war eine providenzielle Auf- 
gabe, die ihm geftellt war; es hat aber aud den Beweis geliefert, daß alle Herr- 
ſchaft, wenn fie nicht den höheren Zweden des Lebens dient, fi nicht in den 
Gefegen und Schranken der fittlihen Welt und Lebensorbnung hält und bewegt, 
mit einer allgemeinen Erfhlaffung endet. Der römiſche Herrſchaftsſtaat führte auch 
zu einer folhen Grlahmung und Zerfegung aller Lebenselemente, Säfte‘ und 
Kräfte, daß der Heilungsprozeß, den das Chriſtenthum einleitete, in dem zerrütte- 
ten römifhen Organismus nicht mehr nachhaltig angefacht werden konnte und bie 
Borfehung durch innerlih ungeſchwächte wenn auch ungebilvete Völker vie Auflö- 
fung des römifhen Reiches herbeiführen und eine neue religiöfe und fittlich-recht- 
lihe Ordnung beginnen laffen mußte. Das Römerthum hatte nur den Herrichafts- 
rahmen gefchaffen, in weldem das Chriſtenthum eine erleichterte Ausbreitung finden 
und zugleid ben Beweis führen follte, daß eine iveale, in ver göttlichen Lebens- 
wahrheit wurzelnde Macht, jo ärmlich fie äußerlich erjcheinen mag, alle blos 
menſchliche Herrihaft überwindet. 

Die Herrſchaftsidee, welche in Rom in ſchneidender Einfeitigfeit und Schärfe 
im öffentlichen und im Privatleben zur Geltung fam und im Rechte fih ein 
formelles Werkzeug ſchuf, ift ein Vermächtniß des römischen Geiftes für die mo⸗ 
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bernen Rulturvölfer geblieben, ein Mittel der äußern Zucht und Unterorbnung, 
ein in gewiffen Epochen nothwentiger und mit Erfolg angefegter Hebel zu Her- 
vorhebung der ftaatlihen Einheit aus der Mafje gefellihaftliher Aggregatzuſtände, 
und, zur Kräftigung ver ftaatlihen Gewalt und zur Niederwerfung des Wider- 
ftandes mander vie Entwidelung hemmender, halsftarrig auf das überlieferte Recht 
trogender Mächte. Die romanifchen Völker find vorzugsweife die Träger der römi- 
fhen Rechts- und Staatsanfchauung geblieben. Zuerft follte aber felbft das Chri- 
ſtenthum in Rom durch den römifchen Geiſt eine katholifche, herrſchaftliche und juri— 
diſche Geftaltung, im Katholieismus feine äußere ftantlihe und jurivifche Geftaltung 
und einen angemeſſenen Herrſchaftskreis erhalten. Römiſcher und jüdiſcher Geift 
verquidte fi) zu der MNeligion des Gefeges und der Werfgerechtigkeit, welche dem 
Katholicismus ven vorwiegend juriftiihen Charafter gab, nach welchem das ganze 
Verhältniß des Menfchen zu Gott vorwaltend unter den Rechtäbegriff gebracht 
wurbe, wornach ſich diefe Kirche als die Berwalterin eines durch Chrifti Blut und ver 
Heiligen Berbienfte erworbenen Schatzes betradhtere, als eines Vermögens, von 
dem fie, bei Gegenleiftungen von Handlungen oder (nach der wstimatio pecuniaria 
des römiihen Rechts) von Geld, den Schuldigen ablaffen zu können be- 
bauptete. Diefe Herrihafts-, Gefeges- und Rechtsreligion führte zur tiefften Ent- 
fittlihung in Haupt und ©liedern, und die Rettung kam abermals durch den 
germanifchen Geift, der die Religion wieder zu einer Sache des ganzen Ge— 
müthes, zu einem’ Zeugniffe des innerften perſönlichen Lebens machte und, in 
organifher Weife, aus tem Einen und Ganzen im Glauben ſich fundgebenven 
Gefinnung, als aus der Wurzel und dem Stamme das lebenrige Werk her— 
vorgeben ließ, glei“ wie vie Blüthen und Früchte aus einem gefunden Baume 
entfpringen. Der Glaube muß an der Wurzel des Gemüthes lebendig, und im 
göttlihen Fichte fortbilvender freier Wiſſenſchaft gefund erhalten werben. 

Aber auch auf dem politiichen Gebiete ift die römifcheStaatsidee eine fortwirkende 
Kraft geblieben. Aus der Völferwanderung, welde die Germanen mit den Nömern 
in bleibende Verbindung brachte, geht das germanifche Königthum romaniftifch 
gefräftigt hervor. Die Wieveranfnüpfung der fränfifchen Monarchie an das roma- 
num imperium turd Karl d. G. war eine tiefere Einweihung des germanifchen 
Volkes in den Gedanken eines mächtigeren Staatswefens. Aus Frankreich bradte 
Wilhelm der Eroberer die romaniftifhe Herrſchaftsidee nah England, durchſchlug 
mit dem höheren Princip einer kräftigen Einheit ter Gewalt und des Staates 
bie alte Sachſenkonföderation, die fih ſchwerlich aus fich heraus zu einer fräfti- 
geren Einheit geftaltet haben würde, und gründete die eigenthümlich abſolutiſtiſche 
Lehnsmonarchie, in welder der König ſchon alle wefentlihen Hoheitsrechte ver: 
einigt und feine Macht unmittelbar nicht blos über die Barone, fondern aud 
über deren Bafallen erftredte, jo daß bier ſchon der Abfolntismus der Herrſchaft 
‚eine allgemeine reihsunmittelbare Unterthanenfchaft gründere. In Frankreich kam 
am vollftändigften die römifhe Rechts- und Staatsidee zur Durdführung. Dem 
immer ftärfer bervortretenden Abfolutismus feiner Könige verdankt Frankreich feine 
Staatseinheit. Von Italien ging, wie die erfte Wiederherftellung der Willen: 
fhaften und Künfte, fo die Reftauration nicht nur des römifchen Rechts, fondern 
aud der römischen Staateidee aus. Wenn anderwärt® im 16. und 17, Jahr: 
hundert vie, an die Platonifhe Staatelehre ſich anfchliefenden Staatsideale (Th. 
More’s u. 4.) aufgeftellt wurden, fo greift Mackhiavelli, im Angefiht der von 
ber römifchen Kirche herbeigeführten und von ibm meifterhaft geſchilderten Ent- 
artung und Verderbnuiß des Volls, zu dem römifchen imperialiftifhen, gleich- 
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falls von aller Religion, Sitte und Sittlichkeit entblößten Herrſchaftsabſolutismus 
zurüd, um durch gleichartige Mittel, in gut angewandter Oraufamkeit. durch 
einen größten Tyrannen alle Heinen Tyrannen in den Stabtrepublifen zu ver- 
tilgen und vie Einheit Italiens zu gründen. Seit diefer Zeit geht eine voppelte 
Strömung durd die Wilfenfhaft und das Leben des Staats in Europa, eine 
von Machiavell reftaurirte romaniftifhe, von dem Glauben an bie menſchliche 
Schlechtigkeit eingeflößte Rabinetspolitit und eine in dem Vertrauen auf vie 
Macht der höhern und humanen Ideen wurzelnde, auf die Erforfhung der höch— 
ften Principien des Rechts und des Staates gerichteten philoſophiſchen Wiſſenſchaft, 
weldye zwar öfter, unter dem Ginfluffe des römiſchen Rechts in das romaniftijche 
Fahrwaſſer getrieben, aber durch ven höheren philofophiihen und germanifchen 
Geiſt mehr und mehr zur Erfenntniß des Staates als einer göttlich-menfhlichen, 
ſittlich-rechtlichen die gefellfhaftlihe Entwidlung für alle menfhlihen Güter und 
Lebenszwede fürdernden Ordnung geführt wird. Zuerft wird aber auf dem Ann- 
tinente durd) tie Diplematenpolitif, durch römiſches Recht wie durch die mit dem— 
felben fih auebreitenden Anfiten von den ausgebehnten Rechten der Staats- 
gewalt, insbefondere auch von den Regalien, der Abſolutismus großgezogen, wel 
cher in Franfre.dh mit Ludwig XIV, feinen Höhepunft erreichte und von hier aus 
die abfolutiftifhen Gelüfte nad allen Ländern verbreitete, die in England ven 
reftaurirten Stuarts den Thron fofteten, in anderen, bejonders in den deutſchen 
Etaaten, die alten, ſchon nichts mehr als ihren privilegirten Egoismus repräfen- 
tirenden Landſtände eingehen ließen. Es kam faft überall eine Zeit, wo der aufge- 
flärte Abfolutismus (Friedrich II., Iofeph 11.) für die innere Klärung und Lichtung 
des Staatsweſens, zur Sprengung mander vie allgemeine Entwidlung hemmenden 
Schranken und zur turcgreifenteren Regelung der ftaatliden Verhältniffe eine 
politiiche Nothwendigfeit geworben war; dod find die Vortheile desſelben vielfad 
zu hoch angefchlagen und die ſchlimmen Folgen nit richtig gemürbigt worden, 
indem dieſer Abfolutismus ftets, früher oder Ipäter, durch Yähmung der Selbft- 
thätigkeit, der eigenen Regſamkeit ver Bürger, tem Staatsleben alle Spanntraft 
nahn: und den Staat felbft öfter an den Abgrund führte. Der Staat Friedrichs d. Gr. 
brad) bei Jena zufammen; ver öfterreihiiche Staat hat noch in unferer Zeit eine ftrenge 
Mahnung erhalten. Der abjolutiftiihen Richtung ift aber eine andere nicht minder 
gefährlihe Bewegung entgegengetreten. Nahrem in Frankreich der königliche 
Abfolutismus ven Gipfel erreicht hatte, trat eine Wendung und Reaktion ein und die 
gleichfalls aus dem romanijhen abftrahirenden Berftande hervorgegangene Staats- 
und Gefellihaftsiehre Roufjeaus volljog die Berfegung desſelben Principe der 
ihranfenlofen Willensmaht von dem fürftlihen Pole zum Pole der Volksmaſſe, 
und leitete in Frankreich die, fortwährend in Gegenfägen verlaufende, Bewegung 
ein, welche nad mehreren Verſuchen der Vermittlung, endlich zu dem merkwürdigen 
Zwittergebilde des demokratiſchen Imperialismus geführt bat, der eine permanente 
Drohung für Europa, insbefondere für Deutfchland ift, zugleich aber auch eine 
Aufforderung für legteres enthält, nicht einen vergeblihen Wetikampf mit Frank— 
reih in äußern Machtformen zu übernehmen, fondern überall für vie Einzel 
ftaaten wie für ben Bunbesftaat die Stärkung in der Wiederbelebung ver 
wahrhaft germanifhen, die Einheit und die innere Gliederung vermittelnven 
Staatsprincipien zu fuhen. Die romanifhern Elemente haben ihren Dienft 
gethan. fremde Elemente, welde ein Kulturvolk im Recht und Gtaate, in 
Wiſſenſchaft und Kunft aufnimmt, follen überhaupt nur dazu dienen, bie in 
jedem geiftigen Bolforganismus liegenden entjprehenden Elemente und Kräfte zur 
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Selbſtthätigkeit in beſtimmter Richtung anzuregen, müſſen aber ſtets durch die 
Eigenkraft und nad dem Eigenweſen des Bolfes eine Umbildung erhalten und 
zum Theil wieder ausgef&hieden werden. So wie das römiihe Recht eine beven- 
tende Umbildung durch eine den deutſchen Xebeneverhältniffen mehr entſprechende 
Praris erhalten bat, fo muß fih unfer deutſches Staatsreht und Staatswefen 
von den fremdartigen romaniftiihen Begriffen und Glementen befreien. England 
ift uns in diefer Hinfiht ein Vorbild geworden. Der abfolutiftifhe Herrſchafts— 
ftaat Wilhelms d. €. hat eine merflihe Fortbildung zum Beſſeren nur dadurch 
erhalten, daß mehr und mehr, wenn auch in neuen Formen, die alten ſächſiſchen 
Grundlagen wieder zum Vorſchein kamen, daß das alte Sahfenreht ein neuer 
Kıtt zwiſchen Normannen und Sachſen gegen den Abjolutismus wurde, daß das 
Normannenthum felbft in feinen vornehmften mädhtigften Trägern, in den furdit- 
baren Kriegen der beiden Roſen, faft unterging; und ſchließlich trat eine neue 
Epoche innerer Ruhe und dauernder friebliher Entwidiung erft ein, als aud 
das Königthum zu einem fähfiihen Stamme zurüdfehrte. Auch für uns ent- 
fteht die Aufgabe, unfer Staatswefen durch Stärkung des germanifchen Geiftes 
auf vie Bahn einer frievlihen Entwidlung zu führen, um in Ueberwindung der 
beiden romanischen, aus einem gemeinfamen Orundprincip fließenden Gegenſätze des 
fürftlihen und des demofratifhen Abſolutismus, in Anerfennung und in tieferer 
Erforſchung der über alle Willkür erhabenen Gefege und Ziele der göttlich-menſch- 
lien Lebensorbnung, in Wiederbelebung aller inneren Kreife der Provinzen, Ge- 
meinden, Berufsgenofjenfhaften, eine fräftige und nachhaltige Grundlage für einen 
wahrhaft organifhen Staatsbau zu gewinnen. 

Literatur. Die wihtigeren neuern Werke find: Rubino, Unterfuhungen 
über römiſche Verfaſſung und Gefhichte, 1839. — Göttling, Geſchichte der 
römischen Staatsverfaffung 1840. — Ihering, Geift des römifhen Rechts auf 
den verſchiedenen Stufen feiner Entwidlung, bis jett zwei Theile 1852 — 1858. — 
Mommfen, römifhe Gefhicdhte. 3 Bde. — J. Ampire, Histoire romaine à 
Rome. 2 vol. 1860. — Ch. Mercivale, History of the Romans under 
the Empire. VII vols 1862. $. Ahrens. 
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Das geihichtliche Leben hat Höhenpunfte, von denen aus ver Blid in unge- 
meßne Weiten fchweift und den Entwidlungsgang der Menfchheit im Ganzen 
und Großen überfhaut. Wer eine geſunde Einfiht in das gewonnen hat, was 
das heilige Reich oder heilige Römifhe Reich beveutet — und zwar 
niht nur der beutfhen Nation, vie e8 zunächſt angeht, fenvdern der Welt —, 
dem vermittelt diefe Erkenntniß eine möglihft Mare Anjhauung von ber laby- 
rinthiſch gewundenen, vielfach durchkreuzten Bahn, melde das Menfchengefchlecht 
feit nahezu 2000 Jahren durchwandelt hat, alfo von dem fonft fchwer verftänd- 
lihen Zufammenhange ver alten, mittleren und neuen Geſchichte. 

Noch im Anfang unſres Jahrhunderts ftand dem richtigen Berftänpniffe des 
heiligen Römifchen Reis das Vorhandenfein einer Berfaffung im Wege, die zwar 
ihrer Beftimmung nad ſich nicht auf ein einzelnes Land bezog, die vielmehr dem 
univerfalen Wefen der das Abendland umfaffennen mittelalterlihen Staatengemein- 
haft entſprechen follte, aber thatjählid auf uns Deutſche beſchränkt war. Durfte 
doch der damalige Spradgebraud Deutſchland oder deutſches Reich für gleichbe- 
deutend nehmen mit heiligem Römifhen Reihe! Seit dem Untergange jener vor- 
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fängft in Auflöfung begriffenen Ordnung der Dinge, feit dem faft gleichzeitigen 
Auffhwung der wifienfhaftlihen Forſchung im Bereih der deutſchen Staats» 
und Rechtsgeſchichte ift eine ſichere Unterfheidung von heiligem Römiſchem Reich 
und deutſchem Reich ermöglicht, wobei die zwifchen beiden obwaltenden und für 
unfer Vaterland verhängnißvollen Beziehungen immerhin nicht zu verfennen find, 

Der erheblichite Gedanke der Weltgefchichte ift unzweifelhaft der, auf welchem 
fie beruht, in welchem ihr ganzes Weſen Ausdruck findet. Es ift die Idee der 
Menſchheit. Univerfalgefhichte ift ihre Gefchichte. Uns ift die Zufammen- 
gehörigkeit aller Menjhen und Völker felbftverftändlich. Aber es gab andre Zeiten. 
Und aus diefen Zeiten und Zuftänvden, denen fie nicht geläufig war, erftreden 
fi in unfre Tage hinein — freilich als Anomalien der Bildung und Gefittung, 
die als folde tiberlebt und geiftig überwunden erfheinen — Einrichtungen, die 
mit jenem Örundgebanfen in fchreiendem Widerſpruche ftehen. In erfter Reihe 
derſelben findet fi das Eigenthum von Menfhen an ihres Gleihen, das nad) 
der Anſicht Vieler den Brennpunft des jegigen heißen Kampfs in den Bereinigten 
Staaten Norbamerifas ausmaht. Wie befremdend klingt es, was gleihwehl nicht 
beftritten werten fann, daß jener Gedanke ver Einheit des Menſchengeſchlechts, 
ber gegenwärtig ein Gemeingut der civilifirten Völker ift, erft im Verlaufe von 
Jahrhunderten den Nationen zum Bewußtfein fam und nicht anders als durch 
Bermittlung einer Rechtsordnung in Geftalt eines Reiches. Dieſe großartige und 
ganz unvergleichliche Rechtsordnung ift das fogenannte heilige Römiſche Reid. 

Unter ven Lebenstkreifen, die von Natur ba find, ift ver umfafjenbfte ver 
durch Sprade und Abftammung gefchlofiene, das Bolfsthum. Darüber hinaus 
gibt es anfänglich keine auf natürlicher Grundlage beruhende Lebensgemeinichaft. 
Deshalb ftehen von Natur die Bölfer beziehungslos neben einander. Jede Nation . 
ift eine Welt für ſich; in ihrem Innern entwidelt fie, was ihren Bedarf an 
materiellen und geiftigen Gütern ausmacht; auf ihrem eignen Boden erwädst 
auch ihre Religion, die, ein Produkt und Ausdruck der Bolfsnatur, nicht über 
biefelbe hinauszureichen vermag. Recht umd Gitte find maßgebend höchſtens für 
das eine Volk; gebunden und gefhügt find nur die Volksgenoſſen; der Fremde, 
der zu Haufe fein Recht hat, ift außerhalb der Heimath rechtlos; er genießt als 
Saft das Recht deſſen, der ihn aufnimmt und vertritt; feine eigne Perfönlichkeit 
ift werthlos; für den Einheimifchen, für veffen Land und Bolf ift er nichts Andres, 
als eine Sache. Der Krieg ift etwas ganz Natürliches, wenn Völker nachbarlich 
zufammenftoßen; die Vernichtung der Beſiegten ift das Natürlihfte dann; bie 
Unterwerfung und Dienftbarfeit enthält jhon eine Milverung; aus ihr geht vie 
Stiaveret hervor. Aber die menfhlihe Natur verleugnet fi aud da nit, wo 
es an aller Einfiht in den Zufammenhang von Bolk zu Bolt fehlt. Ein Völker 
recht freifich ift ohne dieſe Einficht undenkbar; doch es entftehen befondere Ver— 
hältniffe, wenn auch fünftlich und ohne Gewähr ber Dauer, gleichfam Borahnun- 
gen ber allgemeinen, gegenfeitigen Anerfennung der Nationen. Nicht alle Kriege 
endigen mit der Vernichtung oder dem Aufgeben der Perfönlichkeit beftegter Völter ; 
die Feinde ſchließen Frieden. Der Friede ift dann allerdings eine Art von Aus- 
nahmezuftand umd fegt voraus, daß das eine Volk wenigftens in diefem Fall die 
Gottheit anerkennt, welche für das andere Bolf das Höchſte ift und auf Seite vesjel- 
ben dem zu ſchließenden Vertrage die Weihe und bindende Kraft verleiht: auf die ihm 
fremde Gottheit beruft fi ein Volk, wenn es von dem andern die Heilighaltung be— 
ſchworner Verträge fordert. 

So war es im Altertfum. Der Gefihtöfreis des antiten Lebens reichte nicht 
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über die von Natur vorhandenen Verbindungen, nicht über das Volksthum hinaus. 
Die Religion, ein Gebilde des Gemeingeiſtes, war höchſtens Volksreligion. Sogar 
das in religiöſer Beziehung erleuchtete Volk der Juden kannte den ihm geoffenbarten 
Gott nur als feinen Gott, der ſtärker als die Götter andrer Völker oder, in beſſe— 
rem Verſtändniß, der, allein wahrhaft Gott, für keine andere Nation Gott ſein wollte 
als für fein auserwähltes Volk, wäyrend alle andern Nationen von Gott verlaſſen 
durch die Nacht der Geſchichte hinirrten! 

Was das Alterthum an völferverbindender Einheit befaß, das gewährte ihm das 
Römifhe Reid. Der Erpfreis ſchien unterworfen. Alle Welt gehorchte Einem 
Willen, Die Gottheiten der hier vereinigten Völker waren fämmtlid für die Dauer 
anerkannt. Aber das Römische Reich bradte fein neues Princip in die Geſchichte; 
es enthielt nur eine folgenreihe Abſchwächung des antifen Grundgedankens. — Das 
römische Volk war durch geiftige Ueberlegenheit und durch das Schwert der Gewalt- 
haber vieler andern Nationen, der „populus imperator“ (Tacit. Annal. III, 6.) 
geworben; bie Herrſchaft ver Urbs hatte fi) über den Orbis ausgedehnt; Rom gab 
einer ganzen Welt Gefege. Immer war in dem Römifchen Weltreihe nichts, das eine 
über das Volksthum hinausgreifende Lebensgemeinſchaft bedeuten konnte. Die Reli- 
gionen der unterworfenen Völker bildeten ein ungeſchlachtes Additionsexempel, jede 
einzelne unter dem Schuß des römiſchen Gefeges, mit einer Anerkennung verjehen 
wie fie die privaten Gottesdienfte der römischen Familien und andrer dem Gemein- 
wefen untergeorbneter Lebenskreiſe genoffen: von einer univerfellen Religion war feine 
Rebe; oder vielmehr das Anfehen eines das Ganze beherrfchenven Kultus hatte die 
Religion des Herrfchervolfs, hatten die sacra publica de8 populus Romanus. 

Aber jo wenig die Einheit der römifhen Herrſchaft, welche fo viele Völker ver- 
band, den dem Alterthum fremden allgemeinen Bölferverband wahrhaft ins Leben 
rief, fo wurde fie doh in negativen Wirkungen epochemachend. Denn die Geſchichte 
Roms unter den Kaifern ift, um mit einem neuern Kirchenbiftorifer 1) zu reden, nur 
bie Gefchichte ver ftetig und unaufhaltfam fi vollziehenden Auflöfung altrömifhen 
Weſens und Lebens, der innern Auflöſung und Zerfegung bes Lebens der Völker der 
alten Welt überhaupt. Die römifhe Weltherrichaft hat „die nationalen Le 
bensgeftaltungen ver alten Bölfer zerfegt und aufgerieben, woburd fomit Alles, 
was bis dahin feft war und das öffentliche Leben diefer Völker der alten Welt 
trug, unſicher gemacht wurde”. Das Volksthum ift die Seele der Antife und eben das 
Volksthum wurde abforbirt durch dies weltumfpannende Römerthum. Weil bie 
römiſche Religion nur Staatsreligion war, darum legten diejenigen Kaifer, welche den 
Frieden und eine Rechtsorbnung herzuftellen trachteten, auf fie das höchſte Gewicht 
und fügten in das Syſtem verfelben, als veffen Krönung, die Anbetung des Kaijer- 
thums ein. Doch gerade weil fie ven volksthümlichen Charakter bewahrte, eignete fie 
fi durchaus nicht dazu, ein Reich zufammenzubalten, das diefen Charakter vollftändig 
verleugnete. Wohl lag dem Beftreben Diocletians ein richtiger Gedanke zu Grunde. 
Die Religion allein konnte der principlofen, völferauflöfenden Welteinheit ven Gehalt 
eines Yebensprincips gewähren, dem feelenlofen Körper der Weltherrfchaft die Seele 
verleihen: aber nicht die Bolksreligion des alten Rom, nicht irgend eine Volksreligion, 
fondern lediglich der Glaube, welcher ebenfo wirklid univerjal war, wie das 
Römische Weltreih univerfal zu fein fhien*). 


1) Wilb. Dickhoff, der Sieg des Chriftentbums über das Heitentbum unter Gonftantin 
dem Großen (Dikboff und Klieforb, theolegiſche Zeitfbrift, 1863, Heft 3. S. 331 — 398.) 
*) Anm. d. Red. Die Gründung des römifchen Weltreichs war doc dem Altertum ges 
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Das Chriſtenthum ift Weltreligion vom erften Urfprung an, da e8 nicht eine 
Boltsreligion, ſondern die Erlöfung der Menfchheit fein will, eine Erlöfung von dem 
Banne, der auf Allen laftet, eine Erlöfung, welche jedes Volk und innerhalb ver Na— 
tionen jeder Einzelne fih im Glauben aneignen kann. Der Gedanke der Menjchheit, 
der univerfale Gedanke tritt hier zum erften Mal rein und unverfälfgt in die W.lt. 
Während die vorriftlihen Religionen in den natürlichen Berbindungen, aus welden 
und ji welche fie entftehen, ihre Gemeinfhaften vorfinden, fo hat das Chriſtenthum 
den Yebensfreis, worin es aufgehen durfte, nicht vorgefunden und nicht vorfinden 
fönnen. Die Gemeinschaft, welche feinem Wejen gemäß war, mußte es ſich ſchaffen. 
Diefe Schöpfung ift die Kirche. Sie beruht weder auf Nationalität noh Stand 
noch Beruf. Sie hat in der ganzen Geſchichte des Alterthums nicht ihres Gleichen. 
Bon jever früheren Religion ift zu fagen, weſſen Religion fie ift, der Griechen, der 
Juden oder der Tifchler und anderer beftimmter Innungen beftehender Verbände. 
Bom Chriſtenthum ift nur zu jagen, daß es vie Religion der „Chriften” fei — etwas 
für das Alterthum geradenwegs Unfaßbares. Jede frühere Religion hat auf Erden 
ihren beftimmten Bereih. Das Chriftenthum ift nicht von diefer Welt; fein Bereich 
ift die Chriftenheit; wo ift aber dieſe? Die Kirche ift, wie feine andre Gemeinfchaft, 
rein „Religionsgemeinfhaft", wie denn „reine Religion” bis auf das Chriftenthum 
feine Religion war. — Wohl hatte die Kirche ihre in vollem Leben, voller Entwid- 
lung begriffene Organifation, die feinen andern Zwed verfolgte als den, dem Chris 
ſtenthum Gehalt zu geben. Über ihre äußere Erfheinung, fo real fie war, entbehrte 
in den Augen ver Menfchen fo lange ver vollen Realität, bis cin erfennbares Ber- 
hältniß zwifchen ihr und ven Mächten der Welt begründet worden. Am wenigften 
offenbarte fid den Menfchen ihr weltumfaffender Charafter, vie Eigenſchaft des Chri— 
ftenthums, Gemeingut Aller zu werden, fo lange vie Kirche gleichfam über den ir- 
difchen Ordnungen fi in der Schmwebe hielt. So gab es ein Zeitalter, welchem ber 
Gedanke der Menfchheit nicht mehr völlig fremd war, worin aber eine vie Völker 
verbindende Einheit, das Römifche Neid, als bloßer Mehanismus beftand, dagegen 
die Ghriftenheit die do der Ausprud jened Gedankens war, ihn in der äußern 
Erfheinung noch nicht zum Bewußtſein brachte. In diefem Zeitalter hat das 
Römische Reich das Chriftenthum verfolgt! 

Das Verhältniß der Kirche, der einzigen wahrhaft univerfalen Erfcheinung, 
mit ver wirfliden Welt vermittelte Konftantins Herrſchergenie, der durch die 
Stiftung desſelben das tieffte Lebensberürfniß feines Staats erfüllte. Das römi- 
ſche Weltreih war es dann, weldes ven Boden bergab für die Darftelung ver 
Weltreligion als einer Lebensmacht. 

Diefe Verbindung bildet einen Brennpunkt der Geſchichte. Der Mechanismus 
der völferverbindenden Militärherrichaft erhielt ein Princip. Und bie Idee des 


genüber eine ungeheure neue That, und für die Zukunft von den wichtigften Bolgen. Diele Ihat 
ſetzt die Ideen der Einbeit der Welt und der Menjchbeit voraus, melde die Nömer zuerit mit 
(önergie erfaßten und verwirklichten. Ibnen erichien diefe Idee voraus in politifcher und rechts 
licher, nicht in religiöfer Korm, Die Vergöntlichung des Kaiſers war nur der Abglanz der Einen 
Staatsmajeftät und der Welrfrieden und die Weltordnung lag ibnen näher als die Gemeinschaft 
des Kultus. Darin jeben wir fein Gebrechen der römiſchen Einbeit. Aber fie hatte vier große 
Feble-: 1) daß fie aus Eroberung entſtanden war und den Stempel der Gemalt trug, 2) daß 
die Aömer ihren Bolkscharafter zum Gbarakter der Menſchheit ausweiten wollten, d. b. feine ans 
dere Nation anerfannten, 3) daß fie doch nicht über die Grenzen des römiſchen Reiches binaus 
Per 4) daß fie die Sclaverei in fich ſchloß. Vgl. Laurent, Etudes sur l’historie de l’humanile, 
. 11. ©. 271. 
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Chriſtenthums fand in den von den römiſchen Waffen unterworfenen Provinzen 
eine Welt, ſich darin zu realiſiren. Mochte es ſcheinen, als wäre jetzt erſt, als 
Staatsreligion des Weltreichs, das Chriſtenthum Weltreligion geworden, 
umgefehrt: dieſes Römiſche Reid war jegt erft univerfal geworden, erft als 
Reih der neuen Chriftenheit, erſt dadurch, daß die „Römer“ nicht blos „Unter- 
thbanen” der über den Erbfreis ſich ausdehnenden Herrſchaft, fonvdern daß fie 
Ehriften waren. Freilih war die Synode von Nicäa die Verfammlung aller geift« 
lihen Obern in dem Weltreih; aber ökumeniſch ift fie, weil viefe römifche Gene— 
ralfynode die gefammte Chriftenheit darftellt. Geläufig war ven Menfhen ver 
Begriff einer über die einzelne Nation hinausgreifenden allgemeineren Ordnung 
durd die römifche Weltherrfhaft geworben, die doch principlos Völker an Völker 
fettete; diefe Vorftellung übertrug fih auf die Staatsreligion, das Chriftenthum: 
aber das einzige geiftige Band, weldes die Völker dieſes Reichs zu einer 
Einheit zufammenfaßte, war eben dieſe für fein Volk als ſolches, ſondern für bie 
Menſchen als ſolche beftimmte Religion. Und erft im Lichte des Chriſtenthums 
erweiterte fih der nationale Horizont zu einem Gefichtöfreife der Menfchheit. 
„Römiſch“ hieß das dem völferumfaffenden Weltftaat Zugehörige; was war denn 
aber viefem fo eigen, als die ihrem innerften Weſen nady völfervereinende Chri- 
ftusreligion, feine Religion? was war denn das gemeinfam Römifhe, wenn 
nicht das Chriftentyum? Und fo fommt es, daß bald Römifh und Chriftlid 
als Ein und daſſelbe gilt — mohlverftanden: das Chriftlihe in feiner 
-univerfalen Bedeutung. Römifhes Reid ift der durch Nom und das 
Chriftentbum vermittelte Weltzufammenhbang der Völker. Ber- 
mittelt hat ihn das Chriftenthum, indem es ſich an den Mechanismus ber Gäbel- 
herrſchaft anlehnte, weldhe den antiken Eigendünfel des eine Welt für fi fein 
wollenden Boltsthums gebrochen hatte, als Religion des Weltreihs. Vermitteln 
fonnte ihn das Chriftentyum, weil e8 nad) feinem innerften Wefen Weltreligion 
ift. Und bezreifen lernten ihn die Völker, eben weil er an die befannte formale 
römiſche Welteinheit anfnüpfte. Daher bezeichnete fie ihn, wie auch bie Späteren 
(diefe, ohne zu wiffen, warum) mit dem alten Namen verfelben. „Römiſches 
Reich“ heißt die hriftlihde Welt *). 

Das ift der bleibende Werth der politiſchen Schöpfung des römifchen Volks, 
daß fie dem Gedanken des Weltzufammenhangs, den das Chriſtenthum offenbart, 
Raum gab, daß fie ihn im der Form eines Reiches, eines völferwerbindenden 
Gemeinweſens erkennen ließ. Aber ald der römifche Staatsbau in Trümmer fanf, 
war die Menjchheit noch feineswegs reif, ihr Selbftbewußtfein zu bewahren ohne 
folhe Form der äußern Einheit. Die Bölker, welche das alte römische Reich zer— 
ftörten, bringen diefelbe nationale Befhränftheit mit fi, welche das Alterthum 
kennzeichnet; auch ihnen ift der über das Nation ale und von der Natur Gegebene 
binausreihende Geſichtskreis nicht erſchloſſen; fie find nicht minder einfeitig, wie 
Juden, Griehen, Römer; aud vie Germanen treten auf als Bölfer ver alten 
Welt. Freilich empfangen fie fogleih den über wältigenden Eindrud eines römi- 


*) Anm. d. Red. Die neue hriftlihe Einheit hatte den Vorzug vor ber alten römijchen, 
daß fie die Bölfer und die Staaten beſtehen ließ, aber indem fie auf den ®lauben gegründet 
war, auch den Kebler, daß fie dody nur die Chriſtenheit nicht die Menſchheit zu einigen 
vermochte. Die Ungläubigen und Andersgläubigen wurden von ihr ebenfo ausgeichloffen wie von 
den Römern die Fremden. Es ift ihr weder gelungen, den Verfall des Römerreihs aufzuhalten 
noch geglüdt, der Zukunft der Welt eine neue Friedensordnung zu gewähren. 
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hen Univerfafreihs und das Chriftenthbum als die geiftig beveutendfte Einrichtung 
dieſes römifhen Weltganzen. Sie halten nicht dafür, lettered aufzulöfen, indem 
fie ihre Herrfchaft innerhalb vesjelben herftellen; fie gründen vielmehr Staaten 
auf dem Boden des römifchen Reichs; fie find die Getreuen des Imperator, wäh- 
rend fie feine Heere vernichten; fie nehmen Titel und Würden des Reihe an: 
es ift, als bezeichnet der germanifche Souverän, wenn er fih Konful oder Patri- 
cins nennen läßt, feine und feines Bolfes Weltftellung. Aber dies ahnungs- 
volle, unklar gedachte Verhältniß konnte nicht Beftand haben. Der gänzliche Unter- 
gang des altrömifchen Staatsweſens mußte den germanifhen Nationen deutlich 
werden. Dann, fo ſcheint es, mußten fie fih losfagen von ven Traditionen bie 
fer Schattenwelt: dann fanden wieder, wie im Wltertbum, unverbunden und 
beziehungsios Völker neben Völkern. Und das Chriftentyum, das den meiften 
gemeinfam geworben? Entweder, jo fcheint es, würden fie es dann als einen 
Beftandtheil des römischen Weſens abftreifen und wieder ihre nationalen Gott* 
beiten verehren. Dver fie erfannten, daß die Religion Roms nicht blos römische 
Staatsreligion, behielten das Chriftenthbum bei, bildeten es aber Volk für Bolt 
als ein befonveres aus; es wurde dann gothiſch, fränfifh und hörte auf, untl» 
verfal zu fein, indem es aufhörte, für römifh zu gelten. Es war dann aber 
nicht geeignet, ein Band zu bilden zwijchen den jreien Völkern und dieſe fomit 
ihre allgemeine Brüderſchaft fallen zu lehren. 

Der legte Ausgang war der wahrfcheinlihe. Mehr und mehr war die Be— 
ziehung zwiſchen den chriſtlichen Einrihtungen der germanifhen Staaten gelöst; 
mehr und mehr war die Kirche in einem jeden germanifhen Bolfe volksthümlich 
und in fi abgefchloffen geworben. Es eriftirte kein Verband zwifhen den Bi— 
ſchöfen und dem Klerus der Oftgothen, der Weſtgothen, der Franken. Und Hand 
in Hand ging die Zufammenhangslofigkeit der Völker und Reiche. Theodorichs des 
Dftgothen perſönliche Autorität über die meiften Nationen germanifcher Raffe 
fhuf eine Art von Föderation, die jevoh an Stammverwandtfhaft, an Bluts- 
verwandtihaft anfnüpfte, alfo durchaus nicht univerfal war; das Leben des großen 
Königs überdauerte fie nicht. 

Da erwies ein zweites Rom feine weltgefhichtlihe Schöpferfraft. Es war 
nit das Rom der Gäfaren, e8 war das Nom dhriftlicher Kirchenobern. 

Sehen wir ab von dem Dogma, weldes den Felſen, werauf Ehriftus die 
Kirche gegründet, perfönlic faßt als den Simon Petrus, meldes einen Fürſten 
der Apoſtel annimmt und dieſen Petrus (nidht den Linus, der zuerft römifcher 
Bifhof war) als den Gründer und erften Biſchof der Chriftengemeinde in ber 
„ewigen“ Stadt bezeichnet. Bleiben wir auf rein hiſtoriſchem Boden. Der Stuhl 
Petri, wie das römifhe Bisthum genannt wird, verliert dur eine ungläubige 
und ftrengkritifhe Gefhichtsforfhung nichts von feiner Hoheit, vie gerabeswegs 
unantaftbar dafteht. 

Die Gemeinden, deren Urfprung auf die Wirkſamkeit von Apofteln zurüd- 
geht, genofjen früh befondre Ehre; fie waren überdies Muttergemeinden vieler Tod)» 
tergemeinden. Im ganzen Abendlande gab es nur Eine ſolche (sedes apostolica). Das 
war die Gemeinde Rom; fo behauptete diefe den unbeftrittenen Ehrenplag vor allen 
andern im Dccivdent. Aber darüber hinaus leuchtete ihre Glorie: mit Jerufalem, Ans 
tiohia, Alexandria, Konftantinopel die hervorragendfte Kirche des römiſchen Reichs, 
ein fogenannter Patriarhenfig, hatte Rom noch den eigenthümlichen Ruhm, die Stätte 
reiner, unverfälfchter Lehre geblieben zu fein, ein Auf der in den erften Jahrhunderten 
nur felten beftritten wurde, Nehmen wir hinzu die proviventielle Wechſelwirkung bes 
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Univerjelen im Chriſtenthum und der univerfalen Erſcheinung des Römerftaats, fo 
mußte diefe Wechjelwirkung ihren Brennpunkt gewinnen, wenn die Gemeinde der 
Weltreligion in der Weithauptftadt die Größe ihrer Beftimmung einfah und ihr ges 
wachſen war. Wie das zutraf, dafür zeugt ter Austrud allgemeiner Verehrung der 
erften ökumenifhen Synode von Nicäa, welche dem römiſchen Biſchof den Ehren- 
vorrang vor allen feinen Amtsbrüdern begeiftert zugeftanv. 

Und doch, das gefhichtlih Bedeutenpfte an dieſem römiſchen Bisthum war 
nicht fein Urfprung, nicht fein innerer Werth, nicht die Anerkennung, die ihın ge— 
zollt wurde, fondern ber über dies Alles weit hinausgehende Anſſpruch, den es erhob. 
Es ift ver Anſpruch auf ven „Primat“, nit auf den Ehrenvorrang, nein, auf 
die Herrfhaft über alle andern Biſchöfe. Gleichviel, wie es ihn begründet hat und 
nod begründet oder fünftig einmal begründen wird! Keine zweite chriſtliche Ge— 
meinbe hat e8 gewagt; feine hätte e8 wagen fünnen. Dan darf den Primat über: 
haupt beftreiten, und er ift Jahrhunderte hindurch auf das heftigite beftritten 
worden, nit nur von dem Orient, fondern in Gallien, ja in der nächſten Nach— 
barfchaft Noms, namentlih von Ravenna, Aber fo viel ſteht feft: gibt man einen 
Primat überhaupt zu, fo gibt man den Primat Roms zu. Wenn Einer Herr 
fein follte, fo konnte nur Nom ber Herr fein. — Und bevenfe man wohl, viejer 
Anſpruch ift von römischen Bifhöfen in jahrhundertlanger Reihenfolge unausgejegt 
und, was das Wichtigfte, er ift zu Zeiten erhoben worden, als die Geſammtheit, 
. über welche Rom das Herrenrecht ſich beilegte, noch feine zu regierende Oefammt- 
beit war! Kühn ift ed wohl, vie Hand nach der Krone eines großen Gemein— 
wefens auszuftreden: aber einzig in feiner Art iſt es, das Gemeinweſen erft ins 
Leben rufen dadurch daß man fi zum Herrſcher aufwirft. Die reale Einheit 
der Kirche ift das Werk derer, welche die Herren ter Kirche fein wollten, ift vie 
Schöpfung Roms. Die Einheit der Kirhe aber bedeutet den Abſchlnß einer Rechts- 
ordnung oder vielmehr die rechtliche Geſtaltung einer Ordnung der Dinge, wofür 
es fein Mufter und Vorbild gab, In dem Anſpruch, welchen ver römische Stuhl 
erhob, liegt der großartige Plan und Entwurf eines Syſtems; den Anjprud 
erheben konnte nur, wer den Borbang gelüftet hatte, der kommende Jahrhunderte 
ven profanen Bliden verhüllte. Der Anfpruh auf ven Primat der Kirche fette 
eine Kirche und eine Welt voraus, wie fie, als (etwa im 4. over 5. Jahrhundert) 
die Prätenfionen anfingen fid geltend zu machen, nod gar nicht exiſtirte. Aber 
die Kirche und die Welt wurden dem Anfpruhe Roms gemäß und, gelinde 
gefagt, nit ohne Zuthun Rome. Sein Interefje fiel, Jahrhunderte hindurch, zu— 
jammen mit ven höchſten Interefien des Menſchengeſchlechts. Ja, das was zur 
Durdjegung des römischen geiftlichen Herrfcherplans unerläßlich war, dasſelbe war 
ein Bedürfniß für die Menſchheit. Braudte Rom, um Regent der Kirche zu wer- 
den, den politiſchen Umkreis eines Reiches, innerhalb deſſen die Kirche als ein 
geſchloſſenes Ganzes regierbar wurde, fo konnte dies erforderliche Reich kein 
nationaler Staat fein. Denn er würde der Kirche ihren allgemeinen Charafıer 
genommen und fein Gepräge aufgebrüdt, er würde den römischen Biſchof in 
die Stellung eines pontifex maximus herabgevrüdt haben. Nein, das Reid, 
weldyes der Kirche den nöthigen Anhalt und dem geiftlihen Rom die Macht über 
die Kirche gewähren follte, fonnte fein andres fein, als ein ſolches, das der 
Menſchheit ihren völferumfaffenden Zufammenhang — wenn aud nur bildlich — 
vor Augen führte. Eben das, was zır Zeiten des finfenden Alterthums „römi— 
ſches Neih“ hieß! Aber nun ohne Beimiſchung der antiten Ueberlieferungen ! 
Ein Reid der chriſtlichen Menſchheit, mit dem bifhöfliden Nom ald Mittelpunkt 
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und mit einem Cäfar als Herrn, deſſen mächtiger Arm den Nachfolger des Petrus 
über alle Biſchöfe feste! 

Wo war biefes Reich zu finden, das römifch und doch wieder nicht römifch, 
anfnüpfend an das altröm iſche Staatsweſen und doch ein ganz neues, unerhörtes 
Gemeinweſen — ich bin verfuht zu jagen: wo war dieſes romantifhe Neid 
zu finden oder wie wäre e8 zu erfinden gewefen? Am wenigften geeignet erfchien bie 
byzantiniſche Herrſchaft, und immer fremder, ja feindſeliger ftellten ſich , Neu-Rom“ 
(Konſtantins Stiftung) und das neue Rom einander gegenüber. Dem, was der 
römiſche Biſchof bezwedte, widerftreitet auf das Entjhiedenfte das Verhältniß von 
Staat und Kirche, welches ver Byzantinismus heißt. Und wieder war biefe Unter: 
ordnung des kirchlichen Lebens unter politiihe und höfifche Intereffen möglich ge- 
worden, nur weil die Kirche noch nicht die in ſich gefchloffene Einheit bildete, 
welche Rom erftrebte. Obwohl es an jevem Anhalt in der tamaligen Welt fehlte, 
dachten fih Roms Biſchöfe dennoch die Chriftenheit ald ein Ganzes und vie Kirche 
regierbar. Der in einer Reihe von Jahrhunderten hoffnungslos erfcheinende An- 
ſpruch Roms auf den Primat der Kirche hat einen großartig prophetifhen 
Charakter und ift der Träger tes Gedankens der Menſchheit. 

Die germanifhen Völker, melde das Chriftentfum annahınen, wurden größ- 
tentheils Arianer, d. 5. fie folgten ver im Drient herrſchenden Pehre von ver 
Perfon Jeſu Chrifti, melde vie Gemeinde zu Rom verwarf. Den Glauben 
Roms theilten von vornherein nur die Franken. Aber dieſe innere Uebereinftim- 
mung war weit entfernt, einen bleibenden Zufammenhang zwiſchen dem Stubl 
Petri und dem Staate Chiobowehs zu begründen. Vom Anfang des 6. bis in 
die Mitte des 8, Jahrhunderts ftand die fränkiſche Nattonalkirhe außer aller Be— 
ziehung zu Rom. Als Karl Martell der Sache der Chriftenheit den folgenreichſten 
Dienft leitete, indem er dem Groberungszuge des Islam ein Ziel feste, galt der 
Held und Sieger nicht als Freund der Kirche. Und mit Recht: denn unter feiner 
Regierung entbehrte diefelbe aller Selbftänpigfeit und war ein Staatsinftitut ge» 
worden; ihre Güter dienten zur Ausftattung weltliher Stellungen; ihre Würden 
bildeten die Staffel zur Erlangung politifhen Anfehens; man machte im fränfi- 
hen Staat ala Geiftliher am ficherften Carrière; die Kirche als ſolche war gänz- 
lih verwahrlost, und Martell hatte fein Verſtändniß für ihren Nothſtand. Darin 
unterfhieden fih von ihm ſehr harakteriftifch feine Söhne und Nachfolger in ver 
Regierung. Wohl waren fie mit ihm einverftanden, daß bie ausnehmende Macht, 
welche ber fräntifhe Klerus erlangt hatte, ohme dringende Gefahr für das Wohl, 
ja das Dafein des Reihe nicht unabhängig von dem Fürften fein dürfte; aber 
fie fuchten und fanden das Ausfunftsmittel, um das Neichsintereffe zu wahren 
und doch die Kirche aus der bisherigen Abhängigkeit zu befreien, die ihrem eigen- 
ften Weſen widerftritt. Es war ein hartes Ausfunftsmittel, ein fo hartes, daß 
man fpäterhin die viel und mit Recht gerühmte Kirchliche Gefinnung Pippins mit 
einer folhen Mafregel für unvereinbar hielt und fie daher einem Gegner ber 
Kirchenfreiheit, alſo dem Vater zufchrieb. Und doch war es ein Fortſchritt und 
eine Milderung in den firhlihen Zuftänden des fränkiſchen Reihe, wenn mittelft 
der Säfularifation oder Divifio die Büter der Kirche, deren Befig ihr die Macht 
und fomit die- politifh nothwendige Abhängigkeit zugemwenvet, eingezogen wurben 
und nun bie verarmte Kirche ohne Schaden für den Staat frei fein durfte. Die 
Liebe zur Kirche bethätigten die Söhne des Martell ferner, indem fie eine gänz- 
liche Neform derſelben in dem Staate, deren rechtmäßige Regenten fie waren, aud) 
ehe Pippin den Königstitel führte, energievoll in Angriff nahmen. Aber der große 
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Mann, deſſen ſich die fränkiſchen Herricher hiefür bebienten, gab biefer Reformation 
einen nod andern Gehalt und ter Gefchichte der Menſchheit eine epochemachende 
Wendung. Winfried Bonifacius war es, welcher das Kirchenweſen ver 
Franken von Grund aus umaeftaltete. Nah feiner Ueberzeugung lag aber ber 
eigentliche Grund ihres Verderbens in ihrer nationalen Abfonderung. Ihm 
galt als bleibende Rettung bie Herftellung eines verfafjungsmäßigen Zufammen- 
bangs mit ver Kirhe von Nom. Der Schlußftein feiner Reform war die völlige 
Nomanifirung der fränfiihen Kirche. 

Die Ueberzeugung, welde jeden feiner Schritte beftimmte, war bie feiner 
angeljähfifhen Heimat; fie war ihm gleihfam angeboren. Bon Rom her hatten 
die Sahfen in Britannien das Chriſtenthum empfangen, nicht von den befiegten 
Eingebornen, deren Kirche in fprödefter Unabhängigkeit von Rom, in nationaler 
Abgeſchloſſenheit fi erhalten gehabt. Die angelfähfiihe Kirche dagegen war als 
Kolonie von Rom in ftetem lebensvollem Zufammenhange mit der Mutterkirche. 
Doch nit nur als ſolche ward Rem verehrt; hier in England fand ber Anſpruch 
auf den Primat vollen Anklang und Glauben. Der univerfale Werth des Chri- 
ftentbums und das Herrenrecht des römiſchen Biſchofs ift von den Angelſachſen 
früh verftanden; fie waren das erfte Volk, welches „römiſch-katholiſch“ zu heißen 
verdient. Die Miffion, melde Winfried auf dem Feſtland unternahm, galt der 
Ausbreitung des Chriftenthbums in feinem andern Einn; für ihn war Rom ver 
Mittelpunft des kirchlichen Lebens; er verpflichtete fih von Anfang an dem römi- 
{hen Biſchof fo, als wäre er ein Geiftliher in veffen Sprengel; Alles, mas er 
der Chriftenheit gewann, war eine Eroberung Roms, eine neue Stätte der An- 
erfennung des Primates; je höher er ftieg, deſto höher fteigerte er den Namen 
Roms. As Bifchof leiftete er eine Huldigung, wie fie bisher nur die nächſten 
Untergebenen des römifhen Stuhls geleiftet; als Metropolit forberte er von feinen 
Biſchöfen die gleihe Untermürfigfeit gegenüber dem Herrn der Kirde. Und in 
diefen Verband mit Rom trat die durch ihn ermeuerte Kirche des fräntifchen Rei- 
ches ein. Der Staat, welder allen andern germanifhen Herridhaften |überlegen 
war und ein neues Weltreih vorzubereiten fchien, war durd Winfried dafür ge- 
wonnen, Nom als das Haupt der Kirche anzufehen. Wenig fehlte und viefer Staat 
gewann ben Charakter einer völkerumfaſſenden Einheit, eines neuen „römiſchen 
Reihe". Dann gab e8 eine in ſich abgefchloffene hriftlihe Welt und die Kirche 
batte den Boden für ein univerfales Wirken gewonnen, deſſen Fäden in der Hand 
des Bifhofs von Nom zufammenliefen. 

Die Vollendung des Syſtems ift Karl des Großen Werk. Sein Reid; ift 
fein nationaler Staat; es ift die hriftlihe Welt. Ihm gehorcht als einem Herrn 
die Chriftenheit. Sein Schwert bahnt dem heiligen Kreuz die Wege; in dieſem 
Sinn unterwirft er die Sachſen. Die riftlihe Welt heißt Römiſches Neid, 
das heilige Reich; fein Herr ift ver Kaifer, der Imperator Romanorum; 
feine Grundlage ift das Chriftentbum in ver Form der Kirche, und dieſe Kirche 
ift über die Welt hin ein einheitlicher Organismus, deffen Mittelpunkt ver Biſchof 
von Rom ift, der Bapft. Von einem wahren Papftthum kann füglich nicht eher 
die Rebe fein, als bis die Kirche Boden gewonnen hat in einem Reich, weldes 
die Welt bebeutet. Der große Karl ift der Urheber des Kaifertbums und bes 
Papftthums. 

Karls Weltherrſchaft zerfiel unter entarteten Nachfolgern. Es entſtanden aus 
mannigfaltigen Völkermiſchungen mehrere große in ſich abgeſchloſſene Nationen, Fran- 
zofen, Italiener, Deutſche. Doc der Gedanke einer umfafjenden Leben sorbnung für das 
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gefammte Abendland erftarb nicht. Das heilige Römifche Reih als das Ganze ver 
hriftlihen Welt lebte fort in ver Anjhauung ver Völker. Das Kaifertbum galt 
als das Unvergleichliche und Höchſte, ald der Preis und die Krone des Irdifchen. 
Heinrich, der Sachſe, deffen befonnene Kraft die unvermifct gebliebenen Germanen 
zu einem feften nationalen Gemeinwejen, dem Deutjhen Reihe, zu verbinden 
vermocht, wurde nad dem Siege über den gefürdtetften Feind, bie Ungarn, von 
feinem frohlodenden Heer als „Kaiſer“ begrüßt. Ebenfo fein Sohn Otto nad) 
gleihem Ungarnfieg! Ihm war es bejhieden, das heilige Reich wieder herzu- 
ftelen und zwar gleichzeitig, wie Karl, das Kaifertfum und das Papftthum 
aufzurihten. Denn legteres war verfommen, als das Kaiſerthum darniederſank. 
Wie wenig der Papft von einem Kaiſerthum Gewinn zog, das er zu fhaffen 
ſich vermaß, war zu Tage gelommen; nicht viel weiter als die Macht folder nomi- 
nellen Kaiſer hatte fein Anfehen gereiht. Und als es feinen anerfannten Herrn 
der Ehriftenheit gab, war aud der römiſche Stuhl feiner univerfalen Bedeutung 
verluftig gegangen und galt, zu gleicher Zeit moraliſch geſunken, nicht einmal mehr - 
in der eignen Stadt, wieviel weniger in Italien und außerhalb der Halbinfel. Nur 
ein wirfliher Kaiſer fonnte damals den Primat auf die ihm gebührende Höhe er- 
heben. Chriftentyum und Kirche fonnten ihrer Aufgabe für die Gefhichte der Menſch— 
heit nicht genügen ohne die äußre Einheit der Kirche, getragen von dem Kaifer- 
thum. Die Erneuerung des heiligen Römijhen Reichs war gefhichtlihe Noth- 
wendigfeit. 

Zu ihr ift Dito der Deutfhe gedrängt worben und nicht zum wenigften burd 
Lage und Bedürfniß deſſen, was ihm zunächſt oblag, Deutfhlands. Ich ver- 
mag nicht einzuftimmen in vie Klage derer, welde vie Bereinigung bes beutjchen 
Königthums mit dem römifhen Kaiſerthum als ein Unglüd betrachten, das durch 
den Ehrgeiz unfrer Könige verfchulvdet worden. Ein Glück braucht es nicht gewefen 
zu fein; und gewiß, viele Wunden, an denen wir heute noch bluten, find uns 
durch unfern faiferlihen Beruf gejhlagen worden. Kommt denn das Leben der Ein- 
zelnen wie der Völker varauf hinaus, glüdlih zu fein? das höchſte Lebensziel ift 
ſchwerlich eignes Glück! Aber, wenn es ein Unglück war, ift es darum doch nicht 
ohne weitres ein verfchuldetes; es kann ein unvermeivliches Geſchick fein; es kann 
mit dem Beften, was wir haben und find, unauflöslihd zufammenhangen. Das 
heilige Reich war die Form, in welder der Gedanke ver Menfhheit zum allge: 
meinen Bewußtfein kam; das Volk, welches dazu beitrug, hat, wenn es darunter 
litt, für eine große Idee zu leiden gehabt. Und endlich, wäre es ein verfchuldetes 
Mißgeihid, jo würde doch die ganze Nation mitſchuldig fein. Denn fie hat das 
Kaifertyum gewollt; fie hat es geforvert als ihren eignen Ruhm; fie ift, folange 
es den urfprünglihen Sinn behielt, immer wieder freudig in dem Kampf gezogen 
und bat ihre Ehre barein gejegt, daß ihr König der Hort ber Chriftenheit war. 
Bon den deutſchen Königen verlangen, daß fie dem Kaiferthum hätten entjagen 
und fih auf die innern Angelegenheiten des Baterlandes befchränten follen, das 
ift die Zumuthung eines Verzichts auf alle auswärtige Politit, auf jede Weltftel- 
lung Deutihlands. Die Katferfrage ift für einen großen Theil des Mittelalters 
die Frage nah unfrer Stellung in ver Welt, nah unfrem Antheil an der Welt: 
geihichte. Das deutſche Volk hatte einft einen hohen Ehrgeiz, der mitunter irre 
geleitet fein mochte, den wir im Allgemeinen aber nicht befritteln können, ohne 
unfer Ehrgefühl zu verleugnen. Herrſcher eines folhen Volkes müffen ebenfo warm, 
ja zu Beiten leidenſchaftlich empfinden, 
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Den Zeitgenoffen der Ditonen, Salier, Hohenftaufen konnten nur Ottonen, 
Salier und Hohenftaufen genügen! *) 

Otto war Kaifer, ehe er das Kaiferthum hergeftellt hatte; vie Beziehungen 
des deutſchen Neihs nad allen Seiten hin legten ihm Pflichten auf, denen nur 
des Kaifers Rechte entiprahen. Sollte er ME Bürde tragen, ohne fih der Würbe 
zu bemeiftern? Die Anerkennung feiner leitenten Macht trugen die Völker und 
ihre Gebieter ihn entgegen; follte er Meinmüthig zuriüdweichen? ernten vie Könige, 
welche den winfenden Ehrenpreis im rechten Augenblid zu ergreifen fi ſcheuen, 
den Dank der Nation? Die Preußen der neuften Zeiten befunden das Gegentheil. 
Und nicht nationaler Ehrgeiz war e8 allein, um deſſen Befrievigung es fi damals 
bandelte. Ein Interefie der Menfchheit forderte, was Dtto that. Ihre Entwidlung 
fonnte ſich nicht gebeihlih vollziehen, wenn fie nit in der Ginheitsform von 
Neih und Kirche als ein großes Ganzes ſich fühlen lernte, bis dies Gefühl er- 
ftarkt genug gemworten, um ohne biefen Behelf äufrer Geftaltung das geſchichtliche 
Leben zu durchdringen. E8 war ein Fortſchritt, daß die Völker des Abendlandes 
ihre eignen befondern Staatswefen gewonnen hatten. Ein Ratfer wie Karl der Große, 
der alle tiefe weiten Yante befaß, war kaum noch gedenkbar. Aber es konnte 
eines jener Staatsweſen fo hervorragen an Macht und Bereutung, daß fein Herr- 
ſcher als die Majeftät über ten Staatögewalten die Fürforge für bie ihnen gemein- 
ſamen Intereffen übernehmen, als eine völferrechtlice Oberhoheit über bie nationalen 
Regierungen das Kaiſerthum anfprehen turfte. Und das konnte damals nur der 
König Eines Volkes, nur ver deutfche König. Wie es entweder feinen Primat über 
bie Kirche oder den Primat des römischen Biſchofs, fo gab es entweder feinen Kai- 
fer mehr ober Deutſchland mußte die Kaifertrone tragen. Von tiefem Hochgefühl 
erfüllt, ftellte Dtto das heilige Römiſche Reich her, als ein großes Staatenſyſtem 
des Abendlandes, in welchem der jevdesmalige König der Deutfchen das ausfchließ- 
liche Recht ver internationalen Gentralgewalt hätte. Nicht Otto perſönlich, ſondern 
das deutſche Reich wurde das weltlihe Oberhaupt der Chriftenheit. Der Chriften- 
beit: fie ift es, vie als ein Ganzes erfcheint, an welchem die Staaten und Völker 
bie Glieder find. Grundlage tes heiligen Neichs ift ver Glaube an den Heilant; 
die Kirche hält diefes Reich zufammen; ihre Einheit gipfelt im Papſtthum. Der 
Papſt ift der lebendige Mittelpunkt des Glaubens; auf dem Glauben der Kirde 
beruht das Reich; die Gemalt über das Neih gebührt dem Kaifer; Kaifer ift, wer 
tie Königsfrene von Deutihland trägt. Wie ein umabänderlihes Berhängniß 
feimt in tiefem Syſtem tes Romaniemus das Gefhid Europa’s und insbefondere 
unfres Vaterlandes für alle folgenden Zeiten. Aber es ift Weisheit, das Noth— 
wenbige einfehen, wollen, vollbringen. Das war die Weisheit und Königstraft 
des erften Dtto! 

Wenn man ihn aber darauf verweist, fih an den imnern Ungelegenheiten 
feines Staatd genügen zu laffen, wie unabweislih drängten tiefe zu derſelben 
Politit hin, melde die Größe Deutfhlands und die Beftimmung der Nation ge 
bieteriſch vorſchrieb. Die deutfche Einheit herzuftellen hatte Konrad nit vermodt, 
ber den Partifularismus der Stämme und ihrer Herzöge vergebens zu brechen 
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» Anm. d. Med. Zroß alledem können viele der größten Kaiſer von dem Vorwurſe nicht 
freigeirrochen werden, daft fie die räbern und dringendern Pflichten des deutichen Königthums ort 
vernachlaiffigten, indem fie dem unerreichbaren Jdeal des römiſchen Kaiferıbums ſich binaaben, 
Auf dem Gebiete der chriftliken Nomantıt des Mittelalter war der Etellvertreter Gottes Doch 
dem Nachfolger des Cäfaren überlegen, 
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ſuchte, indem er ſich auf einen Klerus ſtützte, welcher allerdings nicht partikulariſtiſch, 
doch ebenſowenig national gefinnt war. Dem Sachſen Heinrich war es gelungen, 
ein einiges Reich zu ftiften, aber im Verein mit den Herzögen, welde er aner- 
fannte und legalifirte um ben Preis, daß fie gewiſſe Rechte der Gentralgewalt eines 
monardifhen Staatenbunves über fi anerfannten, Sein Nachfolger Dtto hatte 
bie Bante politifcher Abhängigkeit ftraffer angezogen; jedem Herzog ftand im Lande 
ein Vertreter des Königthums, der Pfalzgraf zur Seite und die Kirche war allent- 
halben frei von berzogliher Gewalt und unmittelbar der Autorität des Reidys 
unterworfen; ja die großen Beamten, melde vie Gaue regierten, ernannte nicht 
der Herzog, fondern ver König; entlih war Otto durch Geburtsreht in Sachſen, 
als König in Franken feibft Herzog; fein Sohn hatte Schwaben, fein Eidam 
Lothringen, fein Bruder Bayern. Wenn biefe Berfaffung Bürgfhaften bieten 
konnte, jo mußte fie unter dieſen denkbarerweiſe günftigften Umftänden gefihert er- 
feinen. Dennod beftand fie die Probe niht. Da galt e8 eine mothgevrungene 
Veränderung. Diefe traf Otto, — nicht indem er wie Konrad im Bunde mit 
dem Klerus »ie weltliche Ariftotratie zu vernichten ftrebte, welche ſtets in partifu- 
lariftifhen Neigungen des Volks eine Stüge fand, fondern — indem er ihr in 
einer gleichberechtigten Ariftofratie geiftlicher Herrn das Gegengewicht gab. Seinen 
Sinn lenften in diefe Richtung die VBerbältniffe, denen er in dem furdtbaren Kampf 
mit den Eöhnen tie Rettung der Krone verdankte. Sein Bruder Brun, ber erfte 
Geiftliche feines Jahrhunderts, und der anter feinem erziehenden Einfluß ftehenve 
beutjche Klerus boten dem Königthum einen Halt. Und nicht in den loyalen Ge— 
finnungen biefer Generation von Bifchöfen, ver ganz anders gefinnte Generationen 
folgen mochten, lag für Otto der Grund, diefe geiftlihe Ariftotratie den Herzögen 
gegenüberzuftellen, fondern in ver freien Berfügung königlicher Majeftät über die 
Beſetzung aller geiftlihen Aemter und Würden im Reih, alfo die in der Sade 
felbft liegende Dauerhaftigfeit der fönigstreuen Stellung dieſer Ariftofratie. Nur 
Eines war zu beventen. Der deutſche Bifhof hatte ein Amt, deſſen Bebeutung 
über das Nationale hinaneragte, während des Königs Amt ein nationales war. 
Wohl ftand ver König über den Geiftlihen feines Landes und fie hingen von ſei— 
nem Wink ab. Über eine Reihe von Fragen überfchritt die Kompetenz des 
Königthbums und die Grenze des ihm ſchuldigen Gehorfams der Biſchöfe. Als 
Otto im Intereffe des Reichs ein neues Erzftift, Magdeburg zu gründen wünſchte, 
feifteten die deutfchen Erzbifchöfe (wiederum feine nächften Anverwandten und freunde) 
einen nicht unberechtigten Widerftand. Wenn Otto ſich auf eine geiftlihe Arifto- 
fratie ftügen wollte gegenüber dem weltlichen Herrenftande, fo mußte feine Autorität 
von eben fo allgemeiner Natur fein, wie vie der Biſchöfe: der deutfhe König 
war ihnen nit gewachſen — nur ver Kaiſer. Nur diefer hatte ein Amt von 
ebenfo gearteter, über die nationalen Lebensaufgaben hinausgehender Befugnif. 
Er aber hatte in ter Sphäre der allgemeinen Intereffen der geſammten Chriften- 
beit die erfte Stelle. Um die innere Berfaffung Deutfchlands zu gemährleiften, 
mußte Dito ein Gleichgewicht weltliher und geiftlicher Derrfchaften herftellen; um 
des geiftlihen Herrenftandes Herr zu werben, mußte er Kaifer fein. Die innern 
Angelegenheiten des Reichs zeichneten ihm feine Bahn vor, ebenfo deutlich wie die 
auswärtige Politif und durchaus unabweislih. — Und er erreichte feinen Zweck 
in der innern Politif. Als Kaifer hütete er das Heiligthum des Reichs, die Kirche ; 
er reinigte fie von ihren Laftern und Verirrungen; er gab ihr innere Ordnung 
und Zuht; den Händen der municipalen Parteiungen Roms, deſſen Stabtregie- 
rung er durch feinen Präfelten führen ließ, entriß er die willfürliche Beſetzung 
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des Papſtthums und gab der Kirche, dieſer fundamentalen Einrichtung des heiligen 
Reichs ihre Regenten; der von ihm eingeſetzte Papſt leitete die Kirche auch in 
Deutſchland nach ſeinem Willen. Und gegenüber dem Hort der Kirche und Herrn 
der Chriſtenheit hatten die deutſchen Biſchöfe, ohnehin die Unterthanen des deutſchen 
Königs, keine Unabhängigkeit. Erſt das Kaiſerthum machte Otto zum König über 
Deutſchland. 

Sein Syſtem bewährte ſich länger, als menſchliche Einrichtungen ſich zu hal- 
ten pflegen. Es iſt weder dadurch verurtheilt, daß eine Zeit kam, in welcher es 
den innern Zuſammenhang verlor, noch dadurch, daß große Intereſſen feinen Ver— 
fall wünfhenewerth erſcheinen liefen, daß, was Wohlthat geweſen war, Plage 
wurde. Das ift das Loos alles Irdifchen. Was aber ven Beften und — mehr 
noch — dem Beften feiner Zeit genügt, das hat genug gethan für alle Zeiten. 

Das Bindeglied des großen Ganzen war die Abhängigkeit des Papftes vom 
Kaifer, die Befegung des päpftliden Stuhl durd den Herrn der Chriftenbeit. 
Selang es, an diefem Einen Punft eine Yenderung zu bewirken, fo mußte vas 
gefammte Syſtem zufammenftürzen. Die Freiheit der Papftwahl wurde fein Ruin. 
Es batte foviel für fi, diefe Freiheit, bie Freiheit der Kirche von der Tyrannei 
des Staats zu erftreben. Alle fittlihen Mächte fcheinen auf ver Geite ver Bor- 
fämpfer viefer Freiheit fih um fie, ald um ein Palladium zu fhaaren. Wie darf 
die weltlihe Madt, die aus ber Sünde geboren und dem Zope verfallen ift, 
dem Bereich der Heiligung und Erlöfung das Geſetz vorfchreiben ? Wie darf ver 
erfte chriftliche Berrfcher, der die Kirche behüten fol, fie zu feiner Magd er- 
niedrigen ? ’ 

Nur wird nicht zu überfehen fein, daß viefer erfte chriftliche Herrſcher fein 
gewöhnlicher König, fein Bertreter der Intereffen Eines Volks und Staates, daß 
es der Kaifer ift, er, dem das Wohl ver Chriftenheit am Herzen liegt und deſſen 
Pflichten und Rechte durchaus derfelben Natur find, wie die der Kirche. Im Bild 
und Gleichnif haut man das geiftliche Weſen des Kaiferberufs, wenn man da- 
rauf achtet, wie der jebesmalige Kaifer vor feiner Krönung in den gottbegnabigten 
Kreis der Kleriker aufgenonmen wird. Mag es mißbräuchlich erfcheinen, daß 
ein Laie über geiftliche Yemter und Würden, ja über die Stellung des höchſten 
Priefterd verfügt: der Kaifer ift fein Laie. Mag tie Stantsgewalt das Heilig- 
thum durch Einmifchungen profaniren: das Kaiſerthum ift feine profane Ge— 
walt, es ift feiner Natur und Beftimmung nach eine Art von Kirchenregiment, 
ein Epiffopat ra» Zxrög (mit Eonftantin zu reden) — nicht zwar ein „landbesherrliches“, 
wie das unfrer evangelifcher Fürften, aber ein „weltherrliches“. 

Die Freiheit der Kirche durch den Kaifer bevroht fehen und dem Kaiſerthum 
fein Majeftätsrecht innerhalb der Kirche beftreiten, das berührt das Verhältniß 
von Staat und Kirche durchaus nicht. Das Reich Chrifti auf Erden, deſſen 
Krone der Kaifer trägt, hat nichts gemein mit dem, was wir Staat nennen. 
Darum ift diefer Kampf unter Gefihtspunften zu betrachten, die ganz eigenthüm- 
licher Art find. Die Kirche war das erkennbare weltumfaflende Ganze geworben 
als die Kirche des Meiches, welches die chriftlihe Welt varftellt; und erft viele 
Kirhe war regierbar und fomit fähig, den alten Anſpruch des römifhen Biſchofs 
auf den Primat zu erfüllen. Das Papſtthum war ermöglicht erft dur das Da- 
fein eines Reichs der Chriftenheit, deſſen Herr ter Kaifer if. Aber dieſes Neich 
batte fein anderes Fundament, als die Einheit tes chriſtlichen Glaubens, veffen 
Geheimniffe der Klerus verwaltet, deſſen Lebensformen in dem Papſtthum gipfeln. 
Der Kaifer ift im Reiche der Herr; aber fein Reich ift die politifche Form für 
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das Volk der Kirche; e8 ruht auf ver Kirche; dieſe wird vertreten vom Klerus in 
feftgeglievertem Organismus; und es gibt eine Stellung in und über ber Kirche, 
vermöge deren eine Perfönlichteit als das lebendige Organ der biefes Neich tra- 
genden Kirche dem Herrn des Meiches gegenüberfteht — eben das Papſtthum. So 
lange ver Papft von dem Herrn der Chriftenbeit ein- und abgefegt wird, ift das 
große Syſtem einheitlich georbnet. Sobald der Papft feine Freiheit hat, hat er 
und die Kirhe mehr als die bloße Freiheit. Denn die vom Kaijer freigeworbene 
Kirche ift ja die Grundlage des Reichs und fomit hat tas Neid eine Bafis, welche 
unabhängig für fich befteht. Die Kirche, welche von jeher das Bedingende bes 
aanzen Syſtems, ihrerfeitS aber wieder an Bedingungen gebunden gewejen, hörte 
auf, bedingt zu fein: fo ift fie herrfhend geworden. Die Freiheit der Kirche ge— 
genüber dem Reich beveutet die Unterwerfung des Reichs unter das Geſetz der 
Kirche. Die Freiheit des Papſtthums gegenüber ven Kaifern mußte zur Folge 
haben, daß das Kaiſerthum den Boden unter ven Füßen verlor. Heiße es eben- 
bürtig dem Papftthbum, es ift das geringere, e8 ift untergeorbnet; ift es aber ge— 
ringer und untergeordnet, fo hat es feinen Sinn, als dazu zu bienen, daß dem 
Papſtthum der Gehorfam ver Könige und Völker gefihert werde; huldigen vie 
Staaten und Nationen freiwillig dem Haupte der Kirche, jo bedarf es feines Kai- 
fertbums und der Papft ift Eäfar. 

Das ift der Verlauf jenes großartigen Kampfes, der die Geele des Mittel- 
alters bildet, von Hilvebrands kühnem Befreiungswerf bis zum Sturz der Hohen» 
ftaufen. Unter den Sohn und Nachfolger des Kaifers, der, ganz erfüllt voh 
Interefje für die Kirche, das gewaltthätigfte Kirchenregiment gehandhabt, proflamirte 
Gregor VII. die völlige Unabhängigkeit der Kirche von dem Kaiſerthum. Ja be» 
reits unter Heinrich III, felbft und mit Hülfe eines von dieſem eingefegten Papftes 
(Leo IX.) legte Hildebrand Hand an, die Freiheit der Papftwahl durchzufegen : 
mit logiſcher Unabwendbarkeit folgte daraus die ganze Machtſtellung der Hierarchie, 
die dem urfprünglihen Syftem des heiligen Reichs fremd gewejen war. An ber 
Spige der Ehrijtenheit ftanden fortan, wie Konfuln einer erhabenen Republif, vie 
Beiden, der Papft und der Kaifer. Gelang ed aud nicht, das uneingefchränfte 
Recht ver Beſetzung aller geiftlihen Würden im deutſchen Reihe dem römifchen 
Stuhl zuzumwenden, fo führte doch der Inveftiturftreit dahin, dem Kaifer dieſes alte 
Königsreht zu entreißen und ver deutſchen Monardie eine tödtlihe Wunde zu 
ihlagen. Das Kaiſerthum war innerlihd unhaltbar geworden; darum darf ber 
allerdings fehlgeichlagene Verſuch, demſelben an Stelle ver kirchlichen Baſis eine 
neue zu geben, indem es als die ortfegung des antiten römijhen Imperatoren- 
thums ausgegeben wurde, eine durch manderlei Zeitftrömungen erflärlihe Erfchei- 
nung, gleihmwohl als eine Eingebung des Genies gelten. Die Todfeindſchaft der 
Päpfte gegen die ftaufifhen Kaifer hängt damit weſentlich zufammen, daß dieſe ſich 
der Idee bemächtigten und großentheild® von folhen Anfhauungen ausgingen. Aber 
der beveutfame Gedanke drang nit durd. Und das auf kirchlicher Grundlage 
beruhende Kaijertyum unterlag dem Herrn der Kirde. Die Päpfte durften fich 
anmaßen, über die Kaiferfrone zu verfügen. Und als enblich jene Erklärung bes 
deutſchen Reichs vie Unabhängigkeit des Kaiſerthums ausfprah, war biefes nur 
noch ein Schatten; der Reichsſchluß von 1338 hatte höchſtens die Bedeutung, 
Deutſchlands verfümmerte Monarhie dem päpftliben Machtgebote zu entziehen. 
Längft glaubte das Abendland nit mehr an eine Oberhoheit des Kaifers, während 
der geiftliche Vater, ohne alle Vermittlung eines weltlihen Vogts, über die hei- 
ligften Anliegen der gefammten Chriftenheit verfügte und von allen Völkern des 


716 Römiſches Reich deutſcher Nation. 


heiligen Reiches Tribut empfing. Die Einheit der hriftlihen Welt repräfentirte 
fortan das Papfttfum. Der Name des Kaifers hatte nur für Deutfchland einen 
Sinn; aud der Name des römifchen Reiches bezeichnet nur noch das dur römi- 
ſches Kirchenthum zerfegte und bedingte deutſche Gemeinweſen und den allerdings 
bis in unfer Jahrhundert hinein unbeftrittnen Ehrenvorrang feines Oberhaupts 
unter den bald einander dem Recht nach ebembürtigen Souveränen von Europa. 

Berhängnifvoll für die innere Entwidlung des Staatercchts deutfher Nation 
war und blieb die frühe Vereinigung unfres Reiches mit tem Kaiſerthum und 
heiligen Römifchen Reiche. Jener Inveftiturftreit zwifchen Papſt und Kaifer envete 
mit dem Emporfommen einer dritten Macht, welche der entſcheidende Faktor tes 
deutſchen Berfaffungslebens wurde. In jenem Streit fiegte weder der Kalfer noch 
ber Papft; das Wormfer Konkordat gab weder dem Einen noh tem Andern das 
Net, die deutſchen Prälaturen zu befegen. Aber während der Papft tiefes Recht, 
das er nie befeflen, nicht gewann, verlor e8 der Kaifer, rer es bis dahin ausgeübt 
hatte. Darüber ift das deutfche Königthum zu Grunde gegangen. Denn, ftatt 
an der mit Land und Leuten verſchwenderiſch ausgeftatteten geiftlihen Ariftofratie 
ein Gegengewicht gegen den weltlichen Herrenftand zu gewinnen, erlebte das 
deutſche Königthum die Vereinigung der geiftlihen und weltlichen Großen zu Einer 
fortan übermädhtigen Ariftofratie, weldhe zufammengenommen faft ganz Deutfhland 
im Befig hatte: wurden tie weltlichen Magnaten erbliche Herrn, fo machte das 
Mormfer Kontorbat, welches die Wahlen ver geiftlihen Würdenträger durch die 
Kapitel einführte, den hoben Klerus ebenfo bleibend unabhängig von der Krone. 
So entitand unter dem Einfluß der Verbindung Deutſchlands mit dem heiligen 
Römifchen Reich das deutſche Fürſtenthum. In den weiteren Kämpfen zwifchen 
den Päpften und den Kaifern gab das Fürftenthbum, das meiftens auf päpftlicer 
Seite ftand, ten Ausfchlag und mußte dabei gelegentlih die Anerfennung ver 
Kaifer für ihre mannigfaltigen weitgehenden Befugnifje, ja mit Brief und Giegel 
des Größeften unter ten Hobenftaufen die Regalifirung ihrer anwachfenven Hoheit 
zu erlangen. Erſt als der Sieg tes Papfttbums vollſtändig entſchieden und fie 
die eigentlihen Herren Deutfhlands, ihre Gefammtheit „das Reich” geworben, 
machten fie wohl gemeinfhaftlibe Sache mit dem aller faiferlihen Gewalt und ber 
beften Königerechte entfleiveten Oberhaupte. 

Erkannten die fremden Nationen und ihre Fürften die Autorität des Kaifer- 
thums nicht mehr an, befhränfte fi) das Römiſche Reich wefentlih auf Deutfc- 
land, fo nahmen nun die deutfhen Fürften ihrerfeits ihrem Könige gegenüber tie 
Stellung ein, melde ven auswärtigen Seuveränen gegenüber dem Kaiſer zuge: 
daht war. Mehr und mehr erfcheinen vie Fürften Deutfhlands als Fürften des 
Römischen Reichs, wie fie fih auch nennen, d. h. als die herrſchenden Glieder eines 
Staatenſyſtems. In ein ſolches Staatenfuftem, wie e8 die Chriftenheit hatte bil- 
den follen, löst fi) in Folge jener Verbindung das deutſche Reich auf. Als feft- 
gegliederte Monarchie hatte es das Haupt einer Staatenwelt, eben des heiligen 
Römischen Reichs jein follen: dagegen zerfegte fi diefe Monarchie felbft in eine 
(oder verbundene Staatenwelt. War das Nömifche Neich bei Deutfhland geweſen, 
fo war nun Deutfhland in gewiſſem Sinne foldes „Römifche Reich" geworben. 
So gänzlich veränderte fih ver Sinn ter Bezeihnung, „heiliges Römifhes Neid, 
deutfcher Nation"! Nicht hatte unfere Nation die Hoheit über das Chriftenvolf behal- 
ten: fie hatte die Herrfhaft im eigenen Haufe verloren. Und das heilige Reich erinnerte 
nicht mehr an feine univerfale Aufgabe; es bewirkte nur noch, daß Deutſchland 
feinen nationalen Charakter abftreifte und in feinem eignen Innern weltbürgerlid 
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und unvolksthümlich wurde. Dabei drüdte die kirchliche Seite der römischen Reid» 
ordnung vorzugsweife auf die Deutſchen; unfer Vaterland war bie eigentliche Pros 
vinz des Papftthbums, ber rechte Spielraum feiner geiftlihen Tyrannei und feiner 
fhamlofeften Erprefiungen. So „verrömert”, völkerrechtlich zerfegt, kirchlich ge— 
bunten und vom Papſtthum ansgebeutet war Deutſchland im Anfange des 16. 
Jahrhunderts, ald aus feinem Schooße bie reformatorifhe Bewegung ausging, 
welche das Syſtem des Romanismus, des heiligen Römischen Neidyes, im Princip 
vernichtet bat. 

Es ift ein intereffanter Anblid, zu gewahren, wie gerade damals in Karl V. 
das Kaiferthum einen Träger erhielt, der durch feine Perfönlichkeit wie durch feine 
Machtſtellung geeignet und obenein feft entſchloſſen war, das heilige Römifd,e Reich 
nah allen feinen Seiten zu einer Wahrheit zu mahen. Vom Todestage Karls 
des Großen datirt feine erfte Thronrede und die verworrene öffentlihe Meinung, 
die bis auf dieſe unfre Tage nicht zu unterfcheiden weiß zwiſchen römifhem Kai— 
ſerthum und nattonaler. Machtſtellung, zollte lauten Beifall; Hutten, Sidingen, 
die Erleuchtetften, Beften, huldigten fröhlich. Und doc eröffnete jenes Kaijerwort 
den befannten Wormjer Reichstag, der mit der Acht gegen Luther und gegen jere 
Regung geiftiger und religiöfer Freiheit abſchloß! Karl war Willens, der Kaifer 
zu fein gegenüber ven unabhängigen Nationen des Ervballs, gegenüber dem Papfte 
den er in Rom fiegreih befämpfte uud gefangen hielt, gegenüber Ungläubigen und 
Irrzläubigen. Die Borausfegung war: die Einheit und Uebereinftimmung chrift- 
lien Glaubens, deren Hort er, der Kaiſer. Aber diefe Borausfegung flug fehl. 
Diefe Olaubenseinheit war unrettbar verloren. Das darauf gegründete Syftem 
von heiligem Reich und heiliger Kirche ſank in Trümmer. Und das große Refultat 
war, daß fünftighin Recht und Necdtsfähigkeit ver Menjchen immer weniger ge 
bunden fein follte durch Rechtgläubigkeit und Kirchenthum. Der nationale Staat 
erbaute fih auf eignen Grundlagen. Und das heilige Römiſche Reich, vd. h. das 
Weltganze auf Grundlage der Kirche hörte auf, die Geftalt der mwirklihen Welt 
zu ſein. Aber es bedurfte nun folcher Sinnbilder nicht mehr! Die Nationen, 
welche ſich als Glieder eines Reiches der Chriftenheit zufammengefunden, konnten 
unabhängig werben, ohne den durch das Chriftenthum im die Geſchichte eingeführ- 
ten Gedanken je wieder zu vergeffen oder zu verleugnen, daß fie allefammt Glie- 
der der Menſchheit find. Und gerade mit der Epoche, worin das Neid, 
welches die Menfchheit als Ganzes vorgeftellt hatte, für immer unterging, worin 
die firdhlich-politiiche Einheit des Abenvlandes von ihrem Mittelpunkt, von Deutſch— 
land aus gefprengt wurde, ift die Menjchheit, die fein heiliges Reich zufanımenfaßt 
nod jemals wieder zufammenfchmieden kann, zu dem Bewußtſein ihrer felbft ge— 
fommen.*) Die römijhe Kirche war die Erzieherin zum Allgemeinmenſchlichen 
und doch batirt bie reine und freie Ausgeftaltung des Allgemeinmenfhlichen von 
der großen SKegerei des Proteftantismus. Er hat die Form zertrümmert, bie 
Bande gefprengt, den ewigen Gehalt zur Geltung gebraht und gerettet. Was 
geſchichtlich nothwendig ift, wie die römifche Kirche und das römiſche Neich, erlebt 
eine Zeit, in welcher die Gejchichte fein Ende zur Nothwendigkeit erhebt. 

Nicht der Kaifer hatte der Führer einer Bewegung werden können, bie, indem 


*) Anm. d. Red. Dieſes Bewußtſein lebt bis jegt noch mehr in den Ideen ald in der 
Wirklichkeit, wie der durchaus ungenügende Zuftand des Völkerrechts beweiet, der erft dann ſich 
in eine wahrbäfte Friedens- und Rechtsordnung der Menſchheit umgeftalten wird, 
wenn jenes Bewußiſein wiederum entfprechende Inftitutionen hervorgebracht haben wird, 
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fie den geiftlihen Katholicismus aufhob, den weltlichen d. h. das Kaiſerthum 
vollends untergrub. Andre Leiter der Reformation, die e8 verſucht hatten, das 
ganze Deutihland aus den Banden Roms zu befreien, die Ritterſchaft, bie Lands 
gemeinden, der Bundestag, der damals Reichsregiment hieß, jheiterten im erften 
Beginnen. Es war das Fürftenthum, welches die Bewegung an ihr Ziel 
führte. Nicht etwa die proteftirenden Fürften meine ih. Das Fürſtenthum bei- 
der Belenntniffe, welches den Reli gionsfrieden ſchloß und den Grund zur Glau— 
bensfreiheit legte, hat die Firchlich- politifhe Einheit des heiligen Römifhen Reichs 
zerftört, hat der Geſchichte die neue Bahn geebnet und füglicy durch fo gemwaltiges 
Thun feine eigne Stellung in der Welt gefteigert. 

Das Römiſche Reich als Berfafjung Deutihlands hat nod lange fortbeftan- 
den. Es ift in einem breifigjährigen Kriege fogar verfuht worden, feine alte 
firchlihe Bedeutung berzuftellen. Aber ver Weftfäliiche Friede beftätigte und er- 
weiterte den principiellen Sieg des Neformationszeitalters. Proteftantiihe Fürften 
behaupteten fich als vollberedhtigte Glieder des immer noch fogenannten Nömifchen 
Reiches. Freilich ein Reſt des alten Wefens war geblieben und hatte durch jenen 
Vertrag von 1648 eine gewifje Gewähr der Dauer erlangt. Es gab eine Reihe 
von deutfhen Landen, welche als Kirchenftaaten beftehen bleiben follten, die geift- 
lihen Fürftenthümer: in ihnen und in dem Erforderniß römiſch-katholiſcher Kon— 
feflton für das deutihe Neihsoberhaupt lebte in Deutſchland das Syſtem bes hei- 
\igen Römiſchen Reiches noch gleihfam fort. 

Aber der Wille des mächtigen Mannes, der ſich unterfangen hat, jpäter ein 
Kaiſerthum zu gründen und mit fiegreihem Schwert feinem Erben, dem König 
von Rom, eine Herrſchaft wie die des alten Römiſchen Reis herzuftellen, ver 
Wille Napoleon Bonaparte's viktirte dem befiegten deutſchen Reihe den Beſchluß, 
das geſammte geiftliche Fürftentyum aufzuheben und die reihen Yande an weltliche 
Herrn auszutheilen. Der jüngfte Reihsfhluß vom 27. April 1803, gewöhnlich 
citrt nach dem Ausfhußberiht an den Reichstag, dem Reichsdeputationshauptſchluß 
vom 25. Febr. j. I. vertilgte jenen bedeutenden Reſt des heiligen Römiſchen Reiche. 
As drei Jahre darauf der legte Römiſche Kaifer vie Krone niederlegte und vie 
Infignien aus Karl des Großen Tagen unter die Antiquitäten Wiens verfegte, 
va ſchien es, als zöge das Mbfterben der uralten Ordnung der Chriftenheit aud 
unfer Vaterland für immer mit fid) ins Verderben, das mit ihr feit 962 vereinigt 
gewejen und im feiner innern Entwidlung fo vielfah und verhängnigvoll durch 
viefe Verbindung beftimmt worden. 

Aber vie Freiheitskriege gaben Deutſchland fi felbft wieder. Das heilige 
Römische Reich ift dagegen nicht emporgerichtet worden. Der Proteft des päpftlichen 
Legaten auf dem Wiener Kongreß mahnte vergebens an diefen durch die Religion 
geheiligten Mittelpunkt der Einheit ver Welt. Der Seufzer der Kurie konnte ver 
längft überlebten Einrichtung nicht neues Leben einhauden. Auch heute noch be- 
fteht eine politifche Partei, für welche das Ende des heiligen Reichs als das Ende 
Deutſchlands gilt und denen eine Zukunft unfres Reiches nicht gedenkbar ift ohne 
die Reftauration eines konkordatsmäßig an Rom gebunpnen heiligen Römi chen 
Reichs deutjcher Nation. Wenn wir Andere aber das „deutſche Reich“ auf unſer 
Banner ſchreiben, fo meinen wir nicht das Reich des römischen Kaifers, welches 
die Idee der hriftlichen Menfchheit darftellte, fonvern die aus ureignem Geift ver 
Nation hervorgegangene Lebensform unfres VBaterlandes, den freien deutſchen Staat, 
deſſen wir uns getröften, daß in ihm das Volk der Deutjchen einft feine gefhicht- 
lihe Sendung zum Heil der Menjchheit erfüllen werde, 
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gebenen Schriften. Hierzu: Preußiſche Jahrbücher Band I, ©. 40 f. 
325 ff. (1858). 9. v. Sybel über die neueren Darftellungen ber deutſchen 
Kaiferzeit (Feftrede vom 28. November 1859). Julius Fider, Das deutſche 
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Aufgabe vieles Artikels ift einmal die gedrängte Zufammenftellung aller jener 
Momente der kirhlichen Berfaffung u. f. w., welde für vie ftaatsrechtliche Beur- 
theilung der firdlihen Fragen von Bedeutung find, fodann die redtliche Stellung 
der Kirche zum Staate, zu fremden Konfelfionen u. f. m. nad) deren eigner Auffaffung 
und den pofitiven (deutfchen) Staatsgeſetzen, endlich eine kurze Statiftif der Kirche. 

I. Weſen und Aufgabe. Die fatholifhe Kirche ift nad ihrem Dogma 
die Gemeinfhaft aller im Glauben an Jeſus Chriftus Vereinigten, welche geftiftet 
ift von Jeſus Chriftus, dem Sohne Gottes, damit innerhalb ihrer der Einzelne 
fein ewiges Heil wirfe. Zu dem Ende hat Ehriftus zur Fortfegung der während 
feines irdifchen Lebens entwidelten Thätigfeiten und zur Anwendung der von ihm 
feiner Gemeinjhaft binterlaffenen geiftlihen Mittel der Sakramente, feinen Apofto- 
lat eingefett mit der Aufgabe und Vollmacht, fih Nachfolger zu beftellen, welde 
bis an das Ende der Zeiten die von Chriftus gewollte, durch feine Menſchwerdung 
und feinen Tod erwirkte Zurüdführung aller Völker zum wahren Glauben und 
dadurch zum Eintritte in das Reich Gottes herftellen follen. Zur unverfälfchten 
beftändigen Bewahrung des wahren Glaubens hat Gott der Kirche feinen Geift 
verheißgen und gefenvet, der mit der Kirche fein wird bis ans Ende der Zeiten. 
Diefe von Chriftus geftiftete Kirche ift die einzige (unica, una) wahre, welde 
rubet auf direfter göttliher Einfegung, auferbaut auf den von Chriftus erwählten 
Apofteln und den durch eine ununterbrochene Reihe von ihnen herrührenven in 
Folge geiftiger Zeugung (in ver Ordination) gewordenen Nachfolgern terjelben 
(ecclesia apostolica); fie bat die Aufgabe erhalten, allgemein (catholiea) zu 
fein nad Zeit und Ort, Alle in ihren Schooß aufzunehmen, welde die Bedingun— 
gen erfüllen, an vie Chriftus den Eintritt in feine Gemeinfhaft gefnüpft bat; 
ihr ift die Madıt und Fähigkeit gegeben, durch ihre Gnadenmittel ven Menſchen 
zum Kinde Gottes zu machen, ihm feine religiöfe Aufgabe erfüllen zu helfen, vie 
Menfhen zu heiligen (ecel. sancta). Um aber diefe Aufgabe erreichen zu künnen, 
muß fie überall erfennbar, eine äußere, fichtbare (ecel. externa, visibilis) fein. 
Ihr ift deshalb eine beftimmte äußere Verfaſſung in Grundzügen gegeben, welde 


.. *) Anm. d. Red. Der folgende Artifel und einige antere demfelben Gebiet angebörige 
ind von einem — kathoͤliſchen Kirchentechtslehter verſaßt. Wenn es dadurch möglich 
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ihren Gentral- und Ausgangspunkt hat in dem Bifchofe von Rom als Nachfolger 
in dem von Chriftus dem Apoftel Petrus übertragenen Vorrang, Primat, unter den 
Apofteln und fomit als fichtbarer Stellvertreter Chrifti; die Kirche ift daher eine 
ecclesia catholica, apostolica, Romana. Damit fie in allen Sachen des Ölaubens, 
überhaupt der Lehre über jene Säge, von deren Annahme — die Dogmata — 
die Angehörigfeit an die chriſtliche Gemeinſchaft abhängt, fowie über jene, durch deren 
Befolgung die Erreihung des Heiles des Einzelnen bevingt ift — Grundlehren 
der Moral —, keinem Irrthum unterworfen fei, ift ihr durch das beftändige Ver— 
bleiben bes heiligen Geiftes die Unfehlbarkeit für alle Zeiten gegeben (ecel. infal- 
libilis). Co ftellt fi vie fatholifche Kirche tar als keine blos ſubjektive Ge 
meinſch aft ver Chriftgläubigen, fontern als eine zugleich objektive, als die einzige 
von Chriftus zur Verwirklichung feines Reiches geftiftete äußere 
jihtbare Anftalt. Ihr Fundament bildet vie von Chriftus felbft verfünnete, 
in den durch die allgemeine Anerkennung der g nzen Kirche als unter göttlicher 
Inspiration gefchrieben anerkannten beiligen Büchern des neuen Teftaments (Bi- 
bel) niedergelegte, fowie der mündlichen Ueberlieferung in ver Kirche (Tradition) 
erhaltene Lehre des Glaubens und der Moral. Es ift fo die Kirhe Erfüllung 
der Berheißung, welde Gott nad dem GSünvenfalle gab und im alten Bunde 
vorbereitete, jo daß das Chriftenthbum nicht eine Aufhebung, fondern die Erfüllung 
des Judenthums ift, deffen heilige Bücher (Altes Teftament), foweit fie nicht 
auf blos nationale, ceremonielle und dergleihen Dinge gehen, im Chriftenthume 
ihre Geltung behalten haben. 

Aufgabe und Zweck der Kirche ift fomit nicht Herftellung eines irbijchen 
Reiches, fie ift fein Reich von diefer Welt; ihre Interefien find feine irdiſchen, 
ſondern religiöfe, geiftige; ihre Aufgabe befteht darin, zwifhen den Forderungen 
der Sinnligpfeit und den Geboten Gottes die Harmonie berzuftellen, zu bewirken, 
daß das Individuum durch den Glauben und die von Gott Jedem verliehene 
Gnade fein Heil wolle und durd Werte nah dem Glauben frei, thätig wire. 
Nicht der bloße Glaube an Chriftus macht nad ihrer Lehre felig, ſondern nur 
ver Olaube und die diefem entjprehenden Werke, das Leben in und nach bem 
Glauben. Iſt nun aud nad ihrem Dogma der Eintritt in ihre Gemeinfhaft als 
Bedingung der Heilöwirfung geſetzt (extra ecclesiam nulla salus), fo fegt doch 
der Eintritt jener Folgen, welche die Nichterfüllung dieſer Bedingungen hervor- 
bringt, voraus das Kennen und Nichtwollen. Deshalb verdammt bie Kirdye 
die Andersg äubigen nicht (fiehe Ziff. IV). 

Die Aufgabe der Kirhe vollbringt fih in der Welt durch Bermittlang ber 
fihtbaren Anftalt und die an fihtbare Zeichen und Formen gefnüpften, weil nur 
auf die Menſchen als fichtbare äußere, fomit an Formen gebundene Weſen bered- 
neten Mittel. Jene, welche das irbifhe Leben zurüdgelegt haben, find entweder 
bereits in den Zuftand der Vollfommenheit, Seligfeit in der Anfhauung Gottes, 
eingetreten (triunm phbirende Kirche) oder noch in einem Mittelzuftande ber 
Läuterung (Fegefeuer) begriffen (leivdenpe Kirche), Diefe, wie die auf Erben 
lebenden Gläubigen, welche erft durch ven irdiſchen Kampf ihr Heil wirken müſſen 
(ftreitende Kirche), umfaßt die Gemeinfhaft in Chriftus (Communio sanctorum) ; 
diefe Verbindung wirkt, daß die Verbienfte der Heiligen den Andern zulommen 
und das Gebet der Streiter auf Erden den Livenden im Fegefeuer nügt. Nur 
die (ftreitende) Kirche auf Erden fällt in das Gebiet des Rechts. Im viefes tritt 
fie wegen ihrer Wirkfamfeit, die fie auf die Menfchen, und zwar auf alle, ausüben 
will und muß, wegen ihrer äußern Mittel, endlich ihrer feften fichtbaren Gliede- 
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rung. Ihre Aufgabe ift aber Feine irdiſche und menſchliche, deßhalb in ihrem 
Weſen nicht abhängig von irgend einer Macht, nod bevingt durch eine folde; fie 
muß bdiejelbe erfüllen, wo fie dazu und fobald fie die Mittel hat, indem mit der 
Möglichkeit auch die Pflicht eintritt. Die äußere Erfüllung feiner Aufgabe befteht 
für das Individuum in dem Leben in der Kirhe nad der Lehre der 
Kirche. Dies aber fegt voraus: Theilnahme an der äußeren Gottesverehrung 
(Kultus), Theiinahme an den Önavenmitteln je nah den Umftänden (Safra - 
mente), Erfüllung der Gebote, welche die Kirche als direkte göttliche lehrt oder 
Kraft der ihr hinterlaſſenen Bollmadt ftatuirt (Belennen des Dogma und Hal 
ten der Borfrijten ver Moral). Je nachdem die Handlung des Einzelnen eine 
äußere Seite tarbietet, fällt fie dem Rechte anheim (forum externum); bat jie 
blos eine innere, moraliihe Beziehung, jo gehört fie nur dem Gebiete des Gemifjens 
an (forum internum). . 

1l. Berfaffung und Berwaltung der Kirde. 

A. Perſonen. Der Berfaffungsbau der kirchlichen Geſellſchaft ift der einer, 
wie man ſchon im Mittelalter fagte, societas inaequalis. Zunächſt ſcheidet ſich 
diejelbe in zwei von eınander getrennte, verſchiedene Stände, den Klerus, bie 
Geiftlihen, als Inbegriff aller Perfonen, welde auserwählt find zur Leitung ber 
Kirche, zur Handhabung ver ihr hinterlafjenen Mittel, dazu dem Einzelnen ais 
äußere Vermittler der Heilswirkung zu dienen, — und die Yaien, das Boll, 
die Menge rer Cläubigen, welde ver Yeitung des Klerus unterftehen. Im vulgären 
Sprachgebrauche bezeihnet man jenen aud ala die lehrende, herrſchende, 
legtere ald die hörende, gehorchende Kirche. Das beide Stände unterſcheidende 
Merkmal ift vie ven Geiftlihen ertheilte Orpination, vd. h. die Weihe durch den 
Biſchof, welhe als geiftiger Zeugungsaft erfcheint und von jelbft die innere Be— 
fähigung gibt (facultas spiritualis) zur Vornahme, Seßung der im Chriftenthume 
hinterlegten geiſtlichen Gnadenmittel. Je nachdem dieſe ihrer inneren Natur nad 
eine dem Menſchen als ſolchem nicht innewohnende und daher nicht zu erlernenve 
nod ohne eigene innere Befähigung ertheilbare Macht vorausjegt, oder mit blos 
menſchlichen Fähigkeiten gehandhabt werden fann, findet in der Weihe eine Gra— 
dation ſtatt. Die Priefter (presbyteri, sacerdotes) haben durd das Sakra— 
ment der Weibe (i. e. das äußere Zeichen, beftehend in der Handauflegung 
des Biſchofs, Herabrufung des heiligen Geiftes, und ver Salhung) vie Önave und 
insbejondere die Fähigkeit erhalten, Brod und Wein in den Yeib und das Biut 
Chrifti zu verwanteln, alfo jene Funktion vorzunehmen, welde den Mittel: und 
Glanzpunkt aller Öotteöverehrung bildet. Sie jind die Perfonen, welde mit 
Leitung des kirchlichen Lebens im Kleinen betraut werden. Ueber ven Prieftern 
ftehen, ald Nachfolger der Apoftel beträut mit der Fülle des Prieſterthums, 
welche ſich in der geijtigen Macht, in ven Klerus und befonders den Priejter- und 
bifhöfliden Stand aufzunehmen zeigt, die durch einen befonvdern Alt, die Konje= 
fration, geweihten Biſchöfe (Episcopi), welde als die zur Regierung ver 
Kirche nothwendig und unberingt berufenen Träger der in der Kirche hinterlegten 
Vollmachten erjdeinen. Bon ihnen leitet jeres ander Glied des Klerus feine 
Fähigkeit und auh äußere Berehtigung (jurisdictio in ver Kirchen— 
ipradye genannt) ab, die ihm verliehene geiftige Befähigung auszuüben. Der 
Epifſkopat ift ſomit ver ausſchließliche Leiter und Regierer der Kirche Kraft jei- 
ner Stellung in dieſer; feine Macht iſt die ordentliche xar' 2Eoyıw, heilt deshalb 
auch jurisdictio ordinaria im eminenten Sinne; joll Jemand eine analoge haben, 
fo geſchieht das dur eine Fiktion. Die priefterlihde und biſchöfliche Würde haften 
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unauslöfhlih an dem Individuum, prägen, nah dem kirchlichen Ausorude, ver 
Seele einen character indelebilis ein, jo daß mohl das Recht, niemals aber die 
rein geiftige Befähigung ihnen entzogen werten fann, folglich zwifchen ihnen und 
den Yaien ein innerer, geiftiger, unvertilgbarer Unterſchied befteht. Unterhalb ver 
Priefter gibt e8 noch 6 Stufen des Klerus (Diakonen, Subvdiafonen, Afoluthen, 
Leftoren, Erorciften, Oftiarii), deren Gliedern feine ähnlichen fpecifiihen Verrich— 
tungen obliegen, weßhalb auch venfelben fein folder character innewohnt; ihre 
Aufgabe ift heutzutage für das Gebiet der Kirche im Großen praftifch null, beftebt 
aber an fi in Beforgung der Armen- und Krankenpflege, ſowie der Verrichtung 
der niederen Kirchendienſte. Zum Klerus rechnet man übrigens auch Alle, melde 
6108 die Tonfur empfangen und dadurch fi von den Laien äußerlich unterfchei- 
den. Man fcheidet den Klerus noch in ſäkularen, weltgeiftlihen und regu— 
lären oder Ordensklerus. Jener umfaßt Alle, welche nur dem für den Klerus 
bez. die Gläubigen überhaupt beftehenden Rechte unterftehen; letterer begreift in 
fih jene Perfonen, welche ihr Heil in dem Leben nad einer befondern nur durch 
freiwillige Uebernahme verpflihtenden Regel (regula, davon Clerus regularis) 
wirken. Bgl. den Artikel: Orden, geiftlihe. Ein Ordensmann braucht fei- 
nen Grad der Weihe erhalten zu haben, fo daß hiefür der Unterſchied nicht praf 
tiſch ift. 
Die fieben Weihegrabe theilen fih in Höhere (Priefter, Diafon, Subdiakon) 
und niedere Weiben. Alle geben bejondere Standesrehte und Pflichten. Zu 
jenen gehört das Reht ver Immunität (freibeit von perfönlihen Yaften und 
Abgaben), das in Deutſchland nur noch vereinzelt und in fehr geringem Umfange 
befteht; des befreiten Gerichtsſtandes, indem früher der Klerus in Civil: 
und Ariminalfachen nur vor dem Bifchofe feinen Gerichtsftand hatte, wovon es 
in allen deutjchen Staaten abgefommen ift; die Rehtsmwohlthat der Kom- 
petenz, d. b. tas Privileg des Klerus, niemals durch eine Erefution der Mittel 
zum nothwendigen Interhalte beraubt zu werben; außerdem beſondere Unver- 
leglichkeit. 

Die Pflichten beziehen fih auf vie äußere Würde, den Beruf, die Bervoll- 
fommnung u. f. w. Unter ihnen ift für die höhere Grade die widtigfte tie 
des Eölibats, eine nicht auf einem „abzulegenden Gelübde” fondern auf dem 
Geſetze beruhende Pflicht. 

An der Spitze bes Epiſkopates ſteht als Haupt der Kirche der Papſt. (Siebe 
diefen Artikel.) Papft und Biſchöfe find die nothmendigen, felbftftändigen Regierer 
der Kirche; von ihnen geht die Berechtigung im Einzelnen aus. Sie repräfentiren 
vie Lehrende, herrſchende Kirche. Diefe NRepräfentation findet ihre Stelle auf dem 
allgemeinen Koncil (f. den Artikel: Koncilien). Gin foldes fann nach der 
Natur ver Sache nicht ftets noch oft beifammen fein. Es hat fi deshalb von 
Anfang an vie Peitung der Kirhe durch ven Epiſkopat praftifh dahin geftaltet, 
daß jeder Biſchof einen Theil des Kirchengebietes als fein ausſchließliches Feld der 
Thätigfeit erhielt und erhält, innerhalb deſſen er die Aufgabe ver Kirche als Leh— 
rer, Priefter und Handhaber der Nehtsorbnung ausführt. An das bi— 
fhöflihe Amt als das für das Negiment einzige und fundamentale haben ſich 
biftorifh andere Bildungen geſchloſſen, deren Friftenz auf feiner Nothwendigkeit 
beruhend, ein Produft der gefhichtlihen Entwidiung ift und folglich diefer unter: 
worfen bleibt. Der Berfafjungs- und Berwaltungsorganiemus der Kirche ift daher 
ver folgende: 

Das Gebiet der Kirche zerfällt in Diöcefen. Inhaber und Leiter jeder ein- 
zelnen ift ein Biſchof (Episcopus dioecesanus, Ordinarius), deſſen Stellung ver 
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Ürtifel „Biſchof“ darlegt. Regelmäßig bilden mehrere Diöcefen eine Kirchenpro— 
vinz (provincia ecclesiastica) unter einem Metropoliten, ber aber nad) ber 
heutigen Berfaffung nur Richter zweiter Inftanz ift und zur Bifitation der Diö- 
cefen feiner Suffragane unter genau beftimmten Borausfegungen befugt ift und 
noch einige andere Befugniffe ausübt, keineswegs aber eine vollftändige Mittelftufe 
bildet. In älterer Zeit bildeten mehrere Provinzen ein Patriarchat (Italien das 
römische; eins zu Konftantinopel, Ierufalem, Antiohien, Alerandrien). Die beu- 
tigen (außer den genannten Venedig und Liffabon und der Armenier und Maroniten) 
find nur nominelle ohne juriftifhe Bereutung. Die Verbindung der Bifhöfe mit 
dem Papfte wird vermittelt durch den beftändigen Verkehr, welder aus dem fteten 
Bedürfniſſe päpftliher Akte für die Diöcefe fih von felbft ergibt, ferner durch vie 
Pfliht der Ordinarien, von Zeit zu Zeit (für die deutſchen gefeglih nad Ablauf 
je eines Quadrienniums) fih dem Papfte vorzuftellen (ſ. g. Romfahrt, peregrina- 
tio Romana ver Bilhöfe oder visitatio liminum, nämlich ecclesiarum $. 8. 
apostolorum Petri et Pauli genannt) und über ven Zuftand ihrer Sprengel nad 
allen Richtungen des kirchlichen Lebens zu berichten, ebenfo durch Abſendung päpft- 
licher Legaten, vor Allem aber durch den Eid ver Treue, Obedienze id, den ber 
Bifhof bei der Konfefration gegenüber dem Papfte leifte. Nicht minder bietet 
endlih auch ver Verkehr des Papftes mit den Gläubigen (Geiftlichen wie Yaien 
überhaupt) ein Mittel für denfelben, fi die Kenntnig der Zuftände der Einzel- 
firhe zu verfchaffen, da es Jedem natürlich in vernünftiger Weife freifteht, fich 
an den Papft zu wenden. In der Leitung der Didcefen werben die Bifchöfe 
unterſtützt 

a) für die ganze Didcefe 1.durh die Kapitel (Metropolitan-, Kathe- 
drale Domkapitel, Hodftifter, Stifter). Diefe find allmälig aus dem Klerus der 
bifhöflihen Stadt, und zwar infonderheit dem Klerus der bifhöflihen Kirche her- 
vorgegangen, führten vom 6. bis 9. Jahrhundert ein den Mönchsregeln nacdhgebil- 
detes gemeinfames Yeben (vita communis), traten dann mehr und mehr als felbft- 
ftändige Korporationen hervor und haben viefe Stellung aud im heutigen Rechte 
behalten. Es muß der Biſchof zu gewiflen Alten deren Zuftimmung, zu andern 
deren Rath einholen; abgejehen von dieſen im gemeinen Rechte genau beftimmten 
Fällen ift er an daſſelbe nicht gebunden, nody verpflichtet, aus ihm die Gebülfen 
feiner Verwaltung zu wählen, obwohl dies praftiih überall geſchieht. 2. Die 
Generalvifare (Vicarii generales), welde, urjprünglich als Gegengewicht gegen 
die übermäßige Jurispiktion der Ardidiafonen befonders in Deutihland eingefegt, 
fih allmälig als ftehende Gehiülfen wegen des großen Umfangs der Diöcefen und 
ver häufigen Abwefenheit der Biſchöfe erhalten baden. Sie find juriftifch betrachtet 
reine Mandatare des Bilhofs, deſſen geiftlihe Gewalt ihnen, abgejehen von den 
Nechten der Weihe (jura ordinis), alfo für die Regierung, volftändig übertragen 
wird außer in jenen Fällen, für deren Uebertragung es eines Specialmandates 
bedarf; auch diefe werden ihnen zum Theile meiftens übertragen. 3. Weihbi- 
ſchöfe (Vicarii in pontificalibus), Es find dies wirklide Biſchöfe, orbinirt auf 
den Titel einer jegt in-bden Händen der Ungläubigen liegenden ehemals beftandenen 
Diöcefe (in Afien, Afrifa), welche auf Anſuchen des Biſchofs durch ven Papft er- 
nannt werben, und ald Manvatare des Bifchofs für deſſen geiftliche Funktionen 
thätig werten. Sie werden nur gegeben für die Karbinalbisthümer, die großen 
Diöcefen und jene, in denen fie herkömmlich find. 4. Officiale, welche dieſelbe 
geſchichtliche Entwidlung und Stellung als die Generalvitare haben, jedoch mit ber 
Beihränfung auf die Ausübung der Gerichtsbarkeit. In unferer Zeit pflegt aber 
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für diefe ftets ein förmlicher Gerichtshof (aus einem Präfidenten und mindeftens 
vier Näthen) beftellt zu fein, den der Bifhof nad Belieben zufammenfegt. Ebenfo 
ift jett meift eine Behörde (Officialat, Generalvifariat, Konfiftorium, Ordinariat) 
für die Verwaltung der Diöcefe beftellt unter dem Vorſitze des Ordinarius oder 
feines Generalvikars. 

b) Für die einzelnen Kreife. Die Diöcefen zerfallen in Archidiako— 
nate, Dekanate, Bezirkävifariate, an teren Spige ein vom Biſchofe ernannter 
(aud wohl von ver ©eiftlichkeit des Sprengels gewählter und von jenem beftätig> 
ter) Erzpriefter, (Land-) Dechant, Bezirks-Vilar fteht, dem in feinem Bezirke die 
Auffiht über die Amtsführung der Geiftlihen, ihren Wandel, vie Verwaltung des 
Kirhenguts und in ber Regel aud die Vollsſchulen (bei diefen ift jevoh die Be— 
ftelung ver Diſtrikts Schul-Infpeftoren eine gemeinfame Angelegenheit der Regie- 
rung und des Biſchofs) zufteht. Derſelbe hat alljährlich feinen Bezirk nah allen 
diefen Richtungen zu vifitiren, über ven Befund genau zu berichten, die Rechnungen, 
Kirchenbücher zu revidiren, ift Mittelsorgan für die Mittheilungen des Biſchofs 
(meift auch durch den Bifchof der Regierung) an den Klerus, für die Eingaben des 
legteren an bie biſchöfliche Behörde. Demfelben fteht keine Jurispiftion zu, fondern 
nur das Recht zu Vorftellungen u. ſ. w. Jeder ſolche Bezirt umfaßt eine unbe- 
ftimmte Anzahl von Pfarreien (parochiae), denen je ein Pfarrer (parochus) 
vorfteht zur Leitung der ihm amvertrauten Gemeinde als Vehrer der Religion und 
Priefter. Er ift jo recht eigentlich der wichtigſte Gehülfe für die Aufgabe bes 
Biſchofs. Ihm zur Seite ftehen als feine Gehülfen Bilarien, Kapläne, Ku— 
raten u. dgl., welche vom Biſchofe eingefegt und abberufen werben. 

Mit dem bifhöflihen, dem Pfarramte und aud noch manden andern hat 
ſich vom 6. bis 9. Jahrhundert und feitvem fo regelmäßig, daß aud in den Aus— 
nahmefällen derſelbe Charakter geblieben ift, ein beftimmtes Vermögen (Örunpftüde, 
Zehnten u. dgl.) verbunden, welches nad Analogie der Beneficien dem ©eiftlichen 
gegeben wurde, fo daß er an demfelben die Rechte eines Bafallen für die Zeit 
ber Amtsdauer erhielt und auch gegenüber dem Bifhofe durch einen Eid des Ge— 
horſams die Pflichten eines folhen übernahm, mit dem Unterfdiede, daß biefe 
militia Dei feine Pflicht zum Waffenvienfte, fondern zum kirchlichen Dienfte enthält. 
Dadurch ift es gefommen, daß alle wirklihen Beneficiaten ihre Aemter jo feft 
überlommen, daß fie gegen ihrer Willen vom Bifhof nur entlaffen werden fünnen, 
wenn ein ausdrädlihes Kirchengefeg (wegen eines Bergeheus) dies zuläßt und 
ein rechtefräftiges Urtheil fie defjelben enthebt. Die Ernennung der Beneficiaten 
fteht nad) dem gemeinen Rechte dem Biſchofe zu, außer wenn eine dritte Perfon 
(Geiftlicher oder Laie) das Recht der Ernennung (Nomination) oder des Vorſchlags 
(Präfentation) durch ein Patronatsreht oder ein Privileg (päpftlihes Intult) er- 
worben bat. 

B. Objefte der kirchlichen Thätigkeit. Es ergibt fih aus 
dem Geſagten von felbft, daß als eigentlihes Objekt der kirchlichen Xhätig- 
feit fih darftelt das Leben des Individuums in feiner Totalität, indem bie 
Aufgabe der Kirche gerade darin befteht, jeden Gegenfag im Menſchen zwiſchen 
feinem Willen und dem Gebote Gottes auszugleihen, alfo in alle feine Hand- 
lungen eine volltommene Harmonie zu bringen. Cie geht alfo keineswegs 
darauf aus, die natürlichen (nationalen, ftaatlihen) Berhältniffe zu verbannen, 
fontern nur diefelben mit den driftlihen in Einklang zu fegen, d. h. die Prin- 
cipien, Ideen und Grundfäge, melde die Individuen und Völker in ihren Hand— 
Jungen bewegen, zu driftlihen zu erheben, ſomit nicht ihr befonteres, eigenthüm— 
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liches, durd Charakter, Land, Klima u. f. mw. bedingtes äußeres Gepräge zu ver- 
bannen, fondern viefelben nur in ihrem legten Ziele auf den Zweck der Religion, 
das Ienfeits zu foncentriren. Bon viefem Standpunfte aus erflärt fih zur 
Genüge, daß tie Kirche bei allen Völkern auf die verſchiedenen Klaffen derſelben 
wie auf die verfchiedenen Verhältniſſe geftaltend einzuwirfen fuchte und eingewirft 
bat, daß fie aus dem Privat, Straf-, Staats-, Völker-Rechte alle Grundſätze zu 
verbannen trachtete und turd ihren Einfluß meiftentheil® verbannt hat, melde 
entweder rein auf heitnifcher Anſchauung ruhten, oter doch im Gegenfage zu ihren 
Grundfägen ftanden, oder endlich fih als äußeres Hemmniß für die volle Ent: 
faltung ihrer Säge darftellten. Es ift ebenfo begreiflih, daß fie auf dieſen Ge— 
bieten eine direkte Wirkfamfeit auszuüben fuchte und ausübte, weil fie offenbar 
auf ſolche Art am Beften die wirkliche Handhabung chriftliher Grundſätze für ger | 
fihert halten fonnte. Go fehen wir unendlich viele Gegenftände in ihren Bereich 
(während des Mittelalters) gezogen, welche auf den erften Blid mit ihr nichts 
gemein zu haben ſcheinen. Man ift heutigen Tags gewohnt, alle diefe Erſchei— 
nungen als UWeberfchreitungen, Anmafung des Klerus, Herrſchſucht der Päpfte 
anzufehen und vergißt dabei nur, daß wenn man mit der Brille des neunzehnten 
Jahrhunderts fieht, man nicht geſchichtlich, ſondern blos kritifch verfährt. Leugnen 
läßt ſich nicht, daß durch die fatholifche Kirche die civilifirten Völker überhaupt, 
das deutſche insbefondere, erzogen find, daß durch die eben hervorgehobene Ber: 
bindung das hriftliche Fundament des Staats gefhaffen worben, in allen Gebieten 
des focialen wie des rechtlichen Lebens eine neue Kultur eingetreten iſt. Wie fehr 
die Nothwendigfeit jener Stellung in ven Berhältniffen und der Aufgabe von Kirche 
und Staat für jene Zeit lag, beweist zur Genüge der Umſtand, daß tiefelbe faft 
widerſtandsles (denn tbatfählih hat aller Wirerftand ver dem 16. Jahrhundert 
nur Ginzelheiten betroffen) gegrüntet ward. Mag aber aud tie praftifhe Wirf- 
famfeit der Kirche in dem einen ober andern Falle fih auf alle Gebiete des 
menfchlihen Lebens auch jet noch erftreden oder biftorifch erftredt haben, fo läßt 
fi nicht verfennen, daß ihre direkte Wirfung nah Zweck und Aufgabe nicht 
ein fo weites Ziel bat, daß folglich kein Zuftand, im dem außerwefentlihe Dinge 
ihr zufallen, als ein fir fie nothwendiger oder folder erſcheinen fann, auf ven ihr 
ein gegründetes Recht zuftände. Vielmehr kann nur direftes, nächſtes und ftets 
berechtigtes Ziel der Kirche fein: ver Menſch mad feinen fittliben und religiöfen 
Beziehungen. Erreicht fie auf diefem Gebiete ihren Zwed, fo wird die Harmonie 
von felbft kommen. Es wäre demnach auch nichts thörichter, als mollte ſich der Klerus, 
wie das Judenvolk nah den Fleiſchtöpfen Aegyptens, nach Wiedergewinnung von 
weltlihen Rechten, Ehren und Titeln fehnen; er fei nur wirklich geiftlih und 
nicht weltlib, habe nur wirfiih nicht blos auf der Kanzel, ſondern auch in feinen 
vier Wänden, allein und im Vereine mit Anvern, Gottes Ehre, des Nächſten Heil 
und in legter Inftanz das für ihm Legte im Auge, fo wird ihm die Achtung, 
Ehre, und was die Hauptfahe ift, die größte Wirkfamkeit zur Hebung der Gefell- 
ſchaft ficherer fein, als wenn Geſetze dieſe oder jene Reverenz gebieten. Auf diefem 
eigentlihen Gebiete aber ift im Ganzen die Kirche, feittem man unfere Pänber 
hriftlide nennen fann, nicht behindert worten. 

Die der Kirche fomit unmittelbar und nothwendig zufallenren Objekte fine 
alfo zuerft die Berfünpigung des göttlihen Wortes, d. h. die Unter: 
weifung in der hriftlihen Religion. Hierzu hat fie von ihrem Stifter eine un- 
erläßliche Verpflichtung und deßhalb auch Berechtigung überfonmen. Bon beren 
Uebung kann ſie ſich wohl durch Umſtände, welche zu bewältigen zeitweilig außer 
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ihrer Macht liegt, niemals aber principiell abhalten laſſen, nod dazu jemals ber 
äußeren Anterfennung bebürfen. Man nennt diefe Aufgabe vie potestas 
magisterii. Hierher gehört ver Religionsunterriht für ihre Ölieder ganz all- 
gemein, mag er auf gelehrien over Volksſchulen ertheilt werden, weil es einmal 
nicht angeht, die Kirche zu wollen und gleichzeitig ihr das alleinige Recht zur Lehre 
des Glaubens zu beftreiten. Herrſcht aud hierüber kein Zweifel, jo befteht doch 
ein folder rüdfihtlih des Umfanges ver firhliben Einwirkung auf die Volksſchulen. 
Niemand kann verfennen, daß biefe keineswegs vie bloße Aufgabe haben, das Kind 
mit Kenntniffen auszuftatten, zu bilden, fondern eben fo fehr,. ja recht eigentlich 
zu erziehen; daß aber eine Erziehung ohne religiöfe Grundſätze eine völlig ver- 
derbte wäre, Auch ift es einleuchtend, daß, weil die Mehrzahl ver Menfchen rüd- 
fihtlih des eigentlihen Sammeln von Kenntnifjen abſchließt mit dem Verlaſſen ber 
Boltsfhule, die auf diefer eingefogenen Orunpfäge bei den Meiften die Grund- 
lage des Handelns durch das ganze Leben bleiben. Daraus aber folgt zur Genüge, 
daß die Kirche bezüglich der Volksſchule niemals fih darauf beſchränken fann, ven 
bloßen Religionsunterricht zu ertheilen, fondern auf das Erziehungsgefhäft über- 
haupt einen beveutenven Einfluß behaupten unt haben muß.* Die Mittel für 
die Uebung ihres Lehramtes find der eigentliche Unterricht der Religion (Katechetif) 
für die Iugend in den Schulen, deögleihen in der Kirche (f. g. chriſtliche Lehre 
an ben Sonntagen), fodann die Predigt, ferner die Unterweilung in Hirtenbriefen 
u, dgl., enblid durch Bücher. 

Soll durch die Lehre dem Chriftenthum ver Boden bereitet und das bereits 
Hriftliche Inbividuum fortwährend in der Kenntniß feiner Pflichten erhalten werben, 
.fo bat die zweite in ber Kirche hinterlegte Amtsthätigfeit, die f. g. potestas 
ordinis, Weihegewalt, zum Objekte alle Akte, durch welche der Einzelne in ven 
befondern Lagen des Lebens die Religion an ſich praftiich werden läßt. Hierher 
gehören als Mittel: die fieben Saframente (äußere von Chriftus eingefette Zeichen, 
mit denen eine innere Gnade und Heiligung verfnüpft ift), durch welche ver Menſch 
in bie Kirche eingeführt, alſo regelmäßig fofort nad ber Leiblihen Geburt als Kind 
aufgenommen (Taufe), zum Dienfte Gottes mit dem göttlichen Geifte gekräftigt 
(Firmung), aus dem Zuftande des alles unter der menfhlihen Schwäche befreit 
(Buße), mit der höchſten Speife, dem Leibe und Blute des Gottmenſchen genährt 
(Abendmahl), zu dem natürlichen geſchlechtlichen Bündniſſe geweihet und geftärkt 
(Ehe), zu dem geiftigen befondern Bunde mit der Kirche mit den nöthigen Gaben 
ausgerüftet (Ordination), endlich felbft auf dem Todenbette noch zur Reife in das 
Senteits mit höherer Kraft verfehen (legte Delung), mit einem Worte, in allen 
Lagen des Lebens von liebender Mutterhand geleitet wird. Außer den Saltra- 
menten gehört bieher die ganze. äußere Gottesverehrung (Kultus, Liturgie) und was 
damit zufammenhängt (Saframentalien, Geremonien u. f. w.) | 

Zur Handhabung dieſer beiden Gewalten bevarf es einer feften Ordnung. 
Deren Seßung und Ausbildung auf den fundamentalen mit der Kirche felbft ge- 
gebenen Sägen, fowie ihre Durhführung ift Inbegriff der dritten Gewalt, ver 
potestas jurisdietionis, be? Regiments im eigentlihen Sinne. Diefe 


*) Anm. d. Red. Man kann den idealen Satz zugeben und trogdem dad Gewicht der 
Ihatfache vpraftifch wirfen faffen, daß die Volksihule, je ausfchliehlicher die Kirche fie beherrſchte, 
um fo ärger vernadläffigt war und ift, daß die großen Kortfchritte der Velksſchule erft von der 
Zeit an datiren, als fih der Etaat, defien höheres Erziebungerecht nicht zu beftreiten ift, deſſelben 


ernftlich angenommen und die Haupileitung an ſich gezogen bat, 


Römifch-katholiiche Kirche. 727 


preifahe Macht in ihrer Ganzheit wohnt nun inne dem Epiffopate, den Biſchöfen. 
Die legtere ift nah der Natur ver Sache vorzugsmeife die nad Außen hervortre- 
tende, deshalb auch ver rechtlichen Bildung am Meiften fähige und in Wirklichkeit 
theilhaftig geworbene Thätigkeit. Rüdfichtlih ihrer tritt die Kirche am meiften in 
das Gebiet tes Rechts ein, vor Allem in Berührung mit ven Staaten unb ben 
Individuen und religiöfen Gemeinfchaften, melde von ihr getrennt find. Haupt- 
richtungen der Jurisdiktion find vie Geſetzgebung und Berwaltung der Kirche, ins— 
befonvere Errichtung und Belegung der Kirhenämter, Handhabung der Aufficht 
über die Verwaltung des Klerus, Handhabung des Richteramtes über Geiftliche 
und Paien, Verwaltung des Kirhenguts. Ueber vie Gefepgebung geben vie Artifel 
Biſchöfe, Papft, Koncilien Auffhluß; die übrigen Punkte fallen theils 
unter andere Artifel, theils find fie bereits dargeftellt oder Gegenſtand ver fol- 
genden Erörterung. 

C. Rehtsnormen für die firhlihe Verwaltung. Den Inbegriff 
aller Säge, nah denen die Kirche in ihren innern und äußern Beziehungen lebt, 
enthält das Kirchenrecht. Seine Quellen find zuerft die in ver Bibel des 
neuen Teftaments enthaltenen pofltiven göttlihen Vorſchriften, melde jedoch nad 
der Natur der Sache deshalb fehr wenige find, weil der Stifter nur die Grund» 
züge der Verfaſſung gegeben, deren Entwidlung und überhaupt die ganze Rechts— 
bildung der Geſchichte anheimfällt. In den erften Jahrhunderten bildet die reichite 
Duelle das größtentheil® auf den Ueberlieferungen der Apoftel ruhende Gewohn— 
heitsrecht, welches in der olgezeit gegenüber den andern Quellen zwar zurüd» 
trat, immerhin aber, weil vie Firirung der Normen enthaltend, welche durch Die 
befondern Berhältniffe geboten und fomit allmälig entmwidelt werten, bis auf ben 
heutigen Tag bedeutend ift, und mande Geſetze motificirt. Seinen Ausprud findet 
es jegt in ber vigens ecclesiae disciplina, welde von tem Zuftande, den das 
gefhriebene Recht vorausfegt, im Anfchluffe an die verfchierenen Zeitverhältniffe in 
vielen Dingen beveutend abweicht. Hierzu treten die Ganones, d. h. Sclüffe 
der Synoden, worüber der Artikel Koncilien Auffhluß gibt, ſodann die p äpft: 
lihen Konftitutionen, welche der Artikel Papſt behandelt. 

II. Berhältniß der katholiſchen Kirche zu den Nichtchriften. 
Die Kirche ſteht, wie gezeigt, auf dem Stantpunfte, daß die Angehörigkeit an bie 
hriftlihe Kirhe Grundbedingung der Erlangung des Seelenheils fei. Sie leitet 
hieraus Recht und Pfliht ab, den Nidhthriften das Evangelium zu verfünden und 
tiefelben in ihren Schooß aufzunehmen. Diefe Thätigfeit bezeihnet man vorzuge- 
weife mit dem Ausprude der Miffion. Für ihre Durbführung forgt die in Nom 
beftehende Kongregation unter dem Namen 8. Congregatio de Propaganda Fide. 
Zu dem Ende hat diefe zunächſt ein Inftitut, in welchem vie meiften aftatifchen 
u. ſ. w. Sprachen gelehrt werben, ſodann beveutende Einkünfte zur Unterhaltung 
ter Miffionäre. Ihrer Leitung unterftehen unter der Auffiht des Papftes alle 
Länder, in denen bie Kirche entweder überhaupt gar nicht geduldet ift oder doch noch 
nicht zur vollen Entfaltung ihres Nechtsorganismus gelangen konnte Man nennt 
folde Terrae Missionis im Gegenfste zu den nad dem gemeinen Rechte und von 
der ordentlihen Hierarchie regierten Ländern, weldhe bie Terrae Sedis Apostolicae 
find. Das Syſtem der Regierung in den Miffionsländern muß nad der Natur 
der Sache mehr durch die Klugheit (die Berhältniffe von Ort, Zeit, Klima, Staats- 
form, Kultur des Volkes u. ſ. mw.) als durch das ftrenge Recht diktirt fein. Eine Dar- 
ftellung deſſelben (welche jevoh für die Beziehungen gegenüber den Proteftanten 
und bie deutſchen Zuftände an fehr wefentlihen Grundirrthümern leidet) bietet das 
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an ſchätzbaren Forfhungen reihe Buch won Otto Mefer, Die Propaganta, ihre 
Provinzen und ihr Recht. Mit befonderer Rüdfiht auf Deutſchland. Göttingen 
1852, 1853 2 Bde. 8.1 — Als Mittel ter Belehrung ift nur Belehrung zu— 
Yäffig, jeder Zwang u. f. w. ausgefchloffen. Die gewaltfamen Bekehrungen beutfcher 
Stämme (ter Sachſen durch Karl d. G.), der Juden in Spanien und ähnliche 
find nicht von der Kirche ausgegangen, obwohl einzelne Bifchöfe tiefelben vieleicht 
gebilligt haben. Das erflärt fih zur Genüge aus der Anfhauung jener Seit, - 
welche nur eine hriftliche Geſellſchaft (die kirchlich-ſtaatliche) kannten und von viefer 
aus fi die Pflicht beilegte, auch felbft gegen teren Willen die Nichtchriften zu 
bekehren. Vom kirchlichen Stantpunfte aus fann aber nur ber freie Wille des 
Erwadfenen die Aufnahme in die Kirche hervorrufen. Gin anderes ift, daß von 
den Päpften und in manden Ländern während des Mittelalters ven Juden auf- 
gegeben wurde, zu beftimmten Zeiten des Jahres vie hriftlihe Predigt zu befuchen, 
um das Chriftentbum kennen zu lernen. Dies bielt man für zuläffig, weil man 
die Pflicht habe, Sorge zu tragen, daß dem Juden die Wahrheit nicht verborgen 
bleibe. Gerade tur die Päpfte und die Bifchöfe find die Juden am Meiften 
geduldet und beſchützt worden, fo daß aud in ven ehemals katholifchen,, beſonders 
geiftlichen Ländern, verhältnifmäßia tie meiften leben. Mit ver Kirche fteht aber 
das nichthriftlihe Intivivuum, weil es tie Taufe nicht empfangen bat, in feirer 
Verbindung. Aus tiefem Grunde ift daſſelbe auch feinerlei Geſetzen ter Kirche 
unterworfen, noch kann e8 als ſolches von der Kirche gerichtet werden. Wohl hält 
aber die Kirche auch die Nichtchriften gebunden durch jene Geſetze, melde fie gött- 
liche nennt, weil fie von Gott in jedes Menfhen Bruft eingegraben find. Wenn 
deshalb ein Aft in ihrem Forum zur Sprade kommt, wendet fie nicht ihre pofi- 
tiven Gefege, wohl aber tie Säte des jus divinum an, eradtet 3. B. vie Che 
auch unter Nihtchriften für unauflöslic,*) die Ehehinverniffe ter göttlihen Rechts 
(3. B. Ehe unter Ascenventen und Descenbenten und Gefhwiftern) aud bezüglich 
ihrer für verbindlih. — PBezüglih der Aufnahme von erwachſenen Nichtchriſten 
hält fie nur daran feft, daß Ueberzeugung erforberlih ift, Fein beftimmtes Alter 
oder fonftige Erforberniffe. In den neuern Staatögefegen ift meiftens für ven 
Slaubensmwechfel eine beftimmte Altersftufe feſtgeſetzt. Wie jeder Zwang für un— 
zuläffig zu erachten ift, ebenfo ift es nicht geftattet, Kinder nichtchriftliher 3. B. 
jüpifher Eltern gegen den Willen ver lettern zu taufen, während ein getauftes 
Kind nothwendig eine chriftliche Erziehung haben muß. **) 

Aus den erften Jahrhunderten fowie aus dem Mittelalter beſtehen nod eine 
Anzahl von Gefegen, melde den Umgang mit Nichtchriften verbieten, bexiehentlich 
auf das Maß des Nothmenpigften beſchränken; vor Allem aber gewiffe Arten des 
nähern Umganges (3. B. tas Dienen als Mägde, Knechte, Anmen) aud mit 
Juden gänzlich unterfagen. Es beftanden derartige Verbote gleichfalls bis in vie 
neuefte Zeit in einzelnen Staaten (in Defterreih bis zum Sommer 1859; fat- 
tiſch wurden biefe Gefeße aber nicht gehandhabt) und beftehen in einzelnen italie- 


4) Dal. den Art. Milton im Staatéwörferbuch. 

*) Anm. d. Med. Dadurch wird aber eine fpecifiich katholiſche Anficht im Witerfyrich mit 
der nanzen übrigen Welt, und fogar in Miderfuruch mit den andern hriftlichen Konfeffionen ala 
jus divinum erflärt und damit den Werth jrmer Unterſchiede illuſoriſch gemacht. 

**) Anm. d. Red Der araufame Rormaliamus diefer Säge führt, wie der Fall Mortara 
der Melt gezeigt bat. zu der frafien Inbumanität, daf Kinder der Erziehung ihrer jüdiichen El⸗ 
il entrüffen wurden, weil fie in Mißachtung des erften Verbote urgebörig getauft 
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nifchen, fowie in Spanien u. a. no. Der Grund dieſer Verbote aus der Älteften 
Zeit liegt in der Gefahr für den Glauben, melde diefer Umgang nothwendig mit 
fi führte, fo lange die hriftliche Neligion noch nit zu voller Anerfennung ge— 
fommen und das Heidenthum noch nicht gänzlih verfhwunden war. Mit dem 
chriftlichen Staate fiel tiefer Grund fort, zumal in den romanifhen, germaniſchen 
und flavifhen Staaten heidnifche Religion überhaupt nicht mehr geduldet wurde. 
As Gründe für die Beibehaltung jener Verbote für die Juden und deren Er- 
neuerung erfcheinen Die Mißſtände, welche thatächlich durch das Dienen hervorge— 
rufen werben fünnen. Dahin gehört die Gefahr, daß ſolche Dienftboten indifferent 
werden, befonders wenn fie zur Uebung ihrer Neligion nicht angebalten oder gar 
davon abgehalten werben, Spöttereien u. f. f. hören müffen. Die bürgerliche 
Stellung der Iyden berührt die Kirche nicht; denn felbft wenn der Staat fich durch 
mande Beftimmungen bezüglich der Juden-Emancipation in Widerfpruh fett mit 
den Grunbfägen des hriftlihen Staats, fo liegt darin folange feine Verlegung 
der Kirche, als vie Entfaltung verfelben in keinerlei Weife beeinträchtigt nod an 
wirflichen hriftlihen Grundlagen unferer Staaten gerüttelt wird. Denn letteres 
zu thun, dazu halte ich in der That ven Staat wohl für mädtig aber nicht be- 
rechtigt. *) ine Berlegung liegt nun darin, daß der Staat den Umgang mit 
Juden, welhe aud von der Kirche ftet3 als nothwendig zu dulden angefehen wur» 
ben, feinen geſetzlichen Beſchränkungen unterwirft, nicht. Auf der antern Seite kann 
aber au der katholiſchen Kirche — und das gilt ebenfo von der evangeliihen -- 
nit verboten werben, die fahzemäßen Mittel anzuwenden, daß ihre Gläubigen 
fih feinen unnügen Gefahren ausfegen, biefelben fomit vor dem familiären Um: 
gange zu warnen. Dagegen bin ich ver Anſicht, daß die Kirhengefege, welche den 
Umgang mit Cenfuren (f. g. Kirchenſtrafen) belegen, für Deutfhland als durch bie 
veränderten Zeitverhältniffe, die nothwendige Rüdfihtnahme auf die Entwidlung 
des Staatslebens in Folge einer desuetudo generalis al® abrogirt zu betrachten 
find. Wohl aber ift es Pflicht des Staates, Sorge zu tragen, daß jübifche Dienft- 
herrn ihre chriſtlichen Dienftboten an ver Ausübung der hriftlihen Religion nicht 
bintern, und nöthigenfalls mit polizeilichen Strafen einzufhreiten. Denn gefchieht 
Jenes, wie 3. B. in Wien vorgefommen ift, daß ein Jude unter feinen Umftänten 
geftatten wollte, daß in feinem Haufe dem dhriftlihen Dienftboten tie Sterbefafra- 
mente gefpendet würden, fo hat vie Kirhe vie Pflicht und deshalb das Recht, für 
ihr Forum zu verbieten. **) 

IV. Berhältniß der Fatholifhen Kirche zu der griechiſchen, 
proteftantifhen und den hriftliden Seften. Es folgt aus dem früher 
Geſagten, daß die fath. Kirche fih als die, fomit vie einzige, von Chriſtus geftiftete 
Kirche anſieht, ihre Lehre für die hriftliche hält, jede Abweihung ven berfelben 
als Irrthum anfieht, daß ihre Grundverfaffung nad dem Dogma die von Ehriftus 
feiner Kirche gegebene ift, daß die Nichtanerfennung tiefer und ber hiſtoriſch ent- 
widelten Gewalten als Zuftand der ungefeglihen Oppoſition auftritt. Weil bie 


*) Anm. d. Ned. Unſers Erachtens ift das Chriſtenthum eine Grundlage nicht bios 
fondern ein lebendiges Saurtelement unſrer Ruftur; aber die Mechtägrundlage des Staats 
berubt in Peiner Weiſe auf dem Chriſt⸗Athum. Der Staat ift nicht aus der Kirche neh auf 
der Kirche gewachien un? von ihr urd allen ibren Doamen völlig unabbännia. 

**, Anm. d Med. Die Kirche farn niema's ein Recht baten über einen Nichtchriſten irgend 
weiche Gerichtsbarkeit zu üben. Wohl aber bat ter Staat dad Nett, das katholiſche Individuum 
—— — noöthigenfalls auf Anzeige der Kirche, daß dasſelbe die Heilmittel feines Kultus 
erbalte. 
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Kirche nicht blos innere, fondern aud äußere, fihtbare Annahme des Chriftenthums 
verlangt, fo trägt das Abweichen in der angegebenen doppelten Weife nicht blos 
den Charakter ver Sünde, fontern auch des Umfturzes der rechtlichen Ordnung, 
d. i. des Berbrehens. Unerläßlich ift aber nad der Natur der Sache zu dem 
Ende der Wille, gegen die Kirche handeln zu ‚wollen, obwohl man biefelbe als bie 
wahre anerfennt. Aus dieſem Grunde fieht die Kirche die freiwillige VBerwerfung 
der Kirchenlehre ald Verbrechen der Kegerei, Härefie (von aıgew wählen, 
alfo nicht das Ganze des Dogma annehmen; Keterei von ber mittelalterlihen Sekte 
ver Katharer, Reinen, berfomment), das Berwerfen der kirchlichen Verfaſſung 
(des Primats des römischen Bifhofs insbefonvere) ald Berbreden des Schisma 
an, fest darauf die Ausihliegung aus der Kirche und ſchrieb dem chriſtlichen Staate 
die Berpflihtung zu, gegen diefe Verbrechen auch feinerfeits aufzutreten. Das ift der 
Standpunft, feitvem im römifchen Reiche der heinnifhe Kultus verboten warb bis 
auf das 16. Jahrhundert, in allen criftlihen Staaten gewejen; auf ihm ftehen 
auch jetzt noch von fatholifchen Staaten die italienifhen, bis zu der Revolution 
von 1859, Spanien und Portugal, von nicht fatholifhen Rußland praftiih, Schwe— 
den bezüglich des Abfalles vom futherifhen Glauben; daß aud England bis in 
den Anfang unferes Jahrhunderts ihn für feine Hochkirche theilweiſe fefthielt, 
ift befannt. In Deutfhland mußte ſich feit vem Paffauer (1552) und Augsburger 
(1555) Neihsabfhien, und dem Weftphälifhen Frieden (1648) ver Standpunkt 
nothwendig ändern. Durch die Ereigniffe des 16. Jahrhunderts, deren Wirkungen 
jene Reichsgeſetze konftatiren, trat ein Zuftand ein, welcher in ber Neuzeit nicht 
blos überhaupt die individuelle Freiheit, einer der drei dhriftlihen Konfeſſionen 
(fgtholifhe, lutheriſche, reformirte) anzugehören, zur folge hatte, fondern aud 
theilweife volle ftaatlihe Gleichſtellung der Katholiten und fatholifhen Kirche einer- 
feit8 und ber Proteftanten und proteftantifhen Kirche anbrerfeits, ja felbft vie 
individuelle Freiheit von Chriften, feinem hriftlihen Bekenntniſſe anzugehören, ber: 
beiführte. Zugleih war im Weftphälifhen Frieden durch Aufftellung des Normal: 
jahres 1624 der äußern Surispiftion wie der fatholifhen Kirche jo aud ber pro- 
teftantifhen über fremde Konfelfionsverwandte in den einzelnen Territorien eine 
fefte Grenze gezogen. In Folge der Vorgänge feit 1803 ift im Allgemeinen 
jede folde Jurispiftion ftaatsgrundgefeglih aufgehoben. Faktiſch aber ift dem 
in Holftein, Schleswig, Lauenburg und einigen fähfifhen Staaten bezüglich der 
Katholiken *) nicht alfo. 

Es hat fi) fomit der Charakter der Parität der Individuen und Konfeifio- 
nen gebilve. Damit fällt von felbft ver Standpunkt des fanonifhen Rechts für 
Deutfchland, wie für Franfreih, England, Niederlande, Belgien u. f. f. fort, weil 
es unmöglich ift, die Perfonen als Verbrecher anzufehen, welche in einer vom Staate 
gebuldeten, der katholiſchen Kirche gleichſtehenden, theilweife fogar bevorzugten dhrift- 
lihen Religionsgefellfhaft geboren und erzogen werden. **) Es fieht die Kirche 
deshalb diefe Andersgläubigen nur als Jrrende, als haeretici materiales, 


*), Anm. d. Red. Und in Tyrol bezüglich der Proteftanten. 

**, Anm. d. Red. Der Staıt bat von jeinem Rechte aus die religiöfe Freiheit in die 
Welt eingeführt und dadurd die Verfolaung des kanoniſchen Rechts befeitigt. Die fatbeliiche 
Rirte bat ſich gegen diefe totale Umgeftaltung lange gefträubt, aber fie hat ſich dieielbe gefallen 
laſſen müſſen. Gs ift das ein Zeichen, daß dieſelbe trog ded »non possumus« ſchließlich Die 
Aenderung der Zeit anerkennt, wenn der Staat fein berechtigtes Veto im Geifte der Humanität 
fiher und feft ausfpricht und banthabt. 


_ 
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wie die Kirchenſprache ſagt, an. Hiermit entfällt von ſelbſt einmal die Anwend— 
barkeit der kirchlichen Strafgeſetze für ſie, ſodann die Geltung der ältern Verbote 
für den Umgang mit Ketzern. Ganz daſſelbe gift bezüglich der nichtunirten griechi— 
hen Kirche und deren Anhänger. Daß dem praftiich fo ift und diefer Standpunkt 
aud von den Päpften für Deutfchland feftgehalten wird, ift Jedem bekannt, welder 
die fatholifche Kirhenregierung kennt. Dean vergleihe meine Quellen des Fathol. 
Kirhenrehts („Das allg. fath. Kirchenrecht, Th. J.“ Gieß. 1860, ©. 363 ff., 
wo eine detaillirte Geſchichte der bier angebeuteten Entwidlung gegeben ift, und 
mein Spftem des allg. fath. Kirchenr. Gießen 1856 („Das allg. kath. Kirchen. 
Th. II.“) ©. 450 ff. — Hiermit ift gleichfalls fortgefallen vie Äußere Juristiftion 
der katholiſchen Kirche über die Proteftanten und nicht unirten Griehen. — Was 
dagegen bie Perfonen angeht, welche von ver katholiſchen Kirche zur griechiſchen 
ober einer andern chriftlihen Konfeffion oder Sefte abfallen, fo hält bie fatholifche 
Kirche ihren dogmatifhen Standpunkt aud äußerlich feſt, nimmt alfo hier ven 
Begriff des verbrederifchen Schisma, der Keerei und die Anwendbarkeit der be- 
zeichneten Kirhengefege an. Deren äußere Anwendung beſchränkt ſich aber natür- 
fh auf vie VBerhängung der Genfuren (Erfommunifation), weil die Anwendung 
von andern, weltlihen Strafen ſtets durch den Staat erfolgte, heute aber fortfällt. 
Praftiich tritt dies alfo nur hervor, wenn ein ſolches Individuum in die Kirche 
zurüdtehren will. 

Selten fomit die Griehen und Proteftanten aud der äußern Jurisdiktion ala 
foldhe nicht mehr für unterworfen, fo bleibt der Standpunkt der fath. Kirche für 
ihr Gebiet der nämlide. Mit der Taufe wird Jeder nah Anſchauung der Kirche 
Glied der von Chriftus geftifteten Gemeinfchaft, d. i. der fatholifhen Kirche, hiermit 
aber deren Ordnung, mag fie auf göttlihem Rechte oder pofitiven Satzungen der 
Kirche beruhen, zufolge des Baues der Kirhe und der ihr ven Chriftus übertra- 
aenen Maht unterworfen. Kommt alfo im Forum ver Kirche ein Akt zur Sprade, 
jo wendet fie nit die Säte an, welde das nidtkatholifhe Individuum als für 
fih maaßgebend anfieht, fondern urtbeilt nah ven ihrigen. Pralktiſch ift dies 
nur bedeutend für die Ehe und die hieraus bezüglich der verfchievenen Gebiete dee 
firhlihen Lebens refultirenvden Fragen. 3. B.: die von einem von feiner rau 
dem Bande nah gefchienenen Proteftanten bei Lebzeiten jener mit einer andern 
geſchloſſene Ehe gilt, wenn fie im kirchlichen Forum zur Spradefommt, 
für nidtig; ein Sohn daraus wäre alfo nicht ohne Difpens zum geiftlihen Stande 
zuzulaffen propter irregularitatem e defectu natalium. Siehe außer meinem 
Spftem a. a. D. mein Handbuch des katholiſchen Eherechts. Giefen 1855. ©. 
201, 228 ff., 415 ff. 

Es folgt aus dem Gefagten von felbft, daß die Kirche gegenüber den Griechen 
und Proteftanten in den bezeichneten Staaten ihre Aufgabe als die der Miſſion 
auffaffen muß. Dem ift denn auch in Wirklichkeit alſo. Vgl. hierüber das angef. 
Wert von D. Mejer, Die Propaganda Bo. IT., deffen Standpunkt jedoch für 
Deutſchland von mir (Kirhenreht Bd. I. S. 508. Anm. 7) als irrig nachge— 
wieſen ift. 

Für die Aufnahme Andersgläubiger in die katholiſche Kirche, die vom Stanb- 
punkte des lath. Kirhenrehts nad dem Gejagten als Rückkehr zur Kirche erfcheint, 
muß nad ter bargelegten Entwidlung wegen ber heutigen Berhältniffe und bes 
Fortfallens der ältern Kirchengefege die abfolute Unzuläffigkeit jedes Zwanges, ſowie 
der Anwentung anterer Mittel als der Belehrung für ausgemacht gelten. In den 
beutihen Staaten ift aud das Belennerwerben durch unerlaubte Mittel ftantsger 


732 Römifh-katholifhe Airche. 


feglich nicht blos unterfagt, fondern für ftrafbar erflärt worden. Ebenſo muß es 
aber auch als verwerflich erflärt werden,. wenn der Staat felbft Einrichtungen hat, 
deren faftifher Erfolg das Heranziehen von Anhängern zu ter von ihm begünftigten 
Konfeffion aus weltlichen Rüdfihten ift. 

Somit ift die Stellung ver riftlihen Konfeffionen und deren Anhänger zu 
einander auf dem religiöfen Gebiete eine negative Es fell und darf 
demnad, in Deutſchland nah tem geltenden Kirchenrechte Feinerlei Zwang ange- 
wandt werben, um einen Anterägläubigen zur Zheilnahme an Aften dr fremten 
Konfeffion zu bewegen. Der f.g. Pfarrzmwang ift fomit fortgefallen. Gleich— 
wenig fann aber eine Konfeffion von der andern pofitive Anerfennung verlangen. 
Die ftaatlihe Anerkennung ſchließt jeden äußern Angriff, jetes Benehmen der In- 
dividuen und Geſellſchaften aus, wodurch jenes Recht verlegt, ver Friede geftört, 
Haß und Aufregung hervorgerufen wirt. Stören, Verhindern ven Kultusaften, 
Spotten und Verhöhnen folder ift alfo firafbar. — Die Konfeffionen haben weiter 
gegeneinanter feine Nechteverbinblichfeiten, fo daß ter Kathelif zu feinen prote- 
ftantiichen Zweden, und umgefehrt, beizutragen braudt. Hiervon ift es feine Aus— 
nahme, wenn eine Abgabe uw. tgl. Reallaſt ift, oter die Gemeinte eine Auslage 
für den Aultus zu tragen bat, und Jemand deshalb als Gemeindeglich in An- 
Anfprud genommen wirt. Nachdem in Preußen (in Defterreidh ift ſchon im Jannar 
1849 das frühere Recht geändert) in den legten Jahren die Refte von Pfarrzmang 
und ben hiermit zufammenhängenven Folgen aufgehoben find, gibt es in Deutſch— 
land nur noch in einigen ber fleinern proteftantiihen Staaten (Holftein, Medlen- 
burg u. a.) folhe Beihränfungen der Katholiken. 

Die Geiftlichteit hat keine Verpflibtung, Anversgläubigen Kultusatte zu fpen- 
den. Dies fann praftifh nur rüdfihtlid) der Taufe, Ehe und res Begräbnifies 
in Frage fommen, weil fonftige Alte dem Nichtkatholiken nicht geipendet werben 
fünnen. Der Taufe von Kindern proteftantifher Eltern durch den kath. Priefter 
fteht, wenn vie Eltern hierum Bitten, felbftrevend Seitens ver Kirche nichts entgegen, 
wohl aber zumeilen burd die Staategefege. Was vie Ehe betrifft, fo verbietet 
die fatholifche Kirche tiefelbe zwifchen Katholifen und Nichtkatholiken (f. g. ge— 
mifhte Ehe, Miſchehe, matrimonium mixtum), ohne aber darauf beftimmte 
äuftere Kirchenftrafen gefett zu haben, während fie eine Ehe mit Nichtchriften nicht 
zuläßt wegen des Ehehinberniffes der Neligionsverfchiedenheit. Der heutige auf 
päpftlihen Konftitutionen ter Neuzeit beruhende Zuftand ift der, daß eine gemifchte 
Ehe geftattet wird, wenn die Erziehung der Kinder in ver fatholifhen Religion 
und von dem nichtkatholiſchen Theile verfproden wird, feinen Mityatten an ber 
Ausübung feiner Religion nicht zu hindern.“) Alsdann pflegt au, mit wenigen 
Ausnahmen, Aufgebot und Hirdhlihe Trauung geübt zu werben. Sind jene Kautio— 
nen nicht gegeben, fo leiftet ver katholiſche Pfarrer nur die ſ. g. paffive Aſſiſtenz. 
Für das Einzelne verweife id auf mein Handbuch des kath. Eherehts ©. 226 fi. 
— Das Begräbnif kann vom katholiihen Pfarrer auch an nichtfatholifhen Chriften 
vorgenommen werben, jedoch mit Auslaſſung aller Geremonten u. ſ. f., welde ihrer 
Natur nad nur für die Glieder der Kirche paffen. Eine Pfliht zu deſſen Vor— 
nahme befteht aber nicht, enthielte auch offenbar einen um fo ungeredhtfertigteren 
Zwang, als bloße Staatsrüdfihten offenbar fein Firchliches Begräbniß erheifchen. 


) Anm. d. Red. Diele Beſchränkung iſt in offenbarem Widerfprud mit dem Principe 
der GSHeichberechtigung der Konfeifionen und der Gewifjensfreibeit, und muß daher vom Gtaate 
als unzuläffig und das PVerfprechen als unwirkſam verworfen werden, 


KRömiſch · katholiſche Airche. 133 


Aus diefem runde kann der Staat die Kirche gleihfalls nicht zwingen, verftorbene 
(Namens) Katholiken firchlidy beerbigen zu laflen, melden das Recht der Kirche 
tiefe Wohlthat entzieht. Was die Oottesäder, Campi saneti, betrifft, fo gelten 
diefe als kirchliche Sachen. Es kann fomit einerfeits ein Recht des Mitgebrauds 
von einer fremten Konfefjion nicht beanfprucdht werden; andrerſeits aber ergibt fid, 
wo fein Oottesader der Konfeffion des Verftorbenen eriftirt, die Pflicht von felbft, 
vie Beerdigung auf ihm zu geftatten. Daß man gemeinfamen Gebraud von Got 
tesädern principiell verwirft, in der Praris Trennung in einen für vie Katholiken 
und die Andersgläubigen beftimmten Theil vornimmt, hat nicht blos darin feinen 
Grund, taß die Kirche ten geweihten Boden nur für ihre Kinver beftimmt, fon- 
tern au in rer Erfahrung, daß ſolches Begegnen der Konfeffionen leicht zu Reis 
bungen Anlaß gibt. *) in ähnlicher Punkt ift der gemeinſchaftliche Gebraud von 
Kirchen (Simultaneum), zu dem natürlid ein befonderes Recht vorhanden fein muß, 
weil es ſchon ein innerer Widerſpruch und durchaus unpafjend ift, daß in biefer 
Stunde als Wahrheit dieſe Lehre, in ter nächſten deren Gegentheil gepretigt wird. 

Den Austritt aus ihr und Uebertritt zu einer andern Konfeffion fieht 
tie fatholifhe Kirche norhwendig als Abfall und als ein Verbrechen an, wie be 
reit8 hervorgehoben mwurte. Ihr Recht kennt deßhalb keinen Modus für dieſen. 
Anters verhält es ſich nad ten Staatögefegen, nad) denen in allen deutſchen Staa— 
ten der Austritt aus der bisherigen Konfeffion freifteht, und aud auf Grund bes 
deutfhen Buntesrechts (Art. 16 der Bundesakte) feine nachtheiligen bürgerlichen 
Folgen herbeiführen darf. Die katholiſche Kirche macht die Aufnahme nur ab» 
bängig von der Kenntniß ihrer Lehre, dem freien und nicht aus unlautern Mo- 
tiven (— foweit ſich das beurtheilen läßt; ins Herz kann fie nit [hauen —) 
erfolgten Willen des Individuums und der Erfüllung ihrer Vorſchriften. Liegen 
diefe Bedingungen vor, fo muß fie das Individuum aufnehmen. Ein beftimmtes 
Aiter fordert fie deshalb ebenfowenig als die Einwilligung von Eltern, Bormündern, 
Mitgatten, weil die Ueberzeugung von der Wahrheit eine durchaus individuelle 
Sade ift und wegen ihrer Folgen für das Individuum nicht von den Belieben 
Dritter abhängen kann. Der Standpunkt der Staatögejege ift, das bringt bie 
Unertennung bez. Gleihftelung mehrer Kirchen nothwendig mit fi, ein etwas 
verſchiedener. Zunächſt geftatten alle mit Erreidhung eines bejtimmten Alters 
(Hannover, Medienburg, Naſſau, Preußen, Württemberg das 14., Baden, Kurs 
bejien und Defterreih das 18., Bayern, Königr. Sachſen und Großh. Sadjen- 
Weimar das 21. Lebensjahr) dem Einzelnen die freie Wahl des Belenntniffes; 
fodann verlangen fie ald Motus des Lebertritts bez. Austritts Anzeige bei ver 
bisherigen geiftlichen Behörde u. dgl. 

Was vie religiöfe Erziehung der Kinder betrifft, fo forbert, wie 
bereit8 gejagt wurde, die katholiſche Kirche unbedingt die Erziehung nad ihrer 
Tehre, und läßt Feine Ausnahme irgend welcher Art zu, was man ihr freilid viel 


— — — — 


* Anm. d. Red. Gegen dieſe Darſtellung müſſen wir den entſchiedenſten Proteſt erheben. 
Das deutfte Volt nimmt nicht den geringften Anftoß an gemeinjamen Kirchhöfen. Es ift ganz 
alein die jejuitiiche und präffiiche Unduldiamteit, welche neuerlich hier Streit und Trennung ver 
anlaßt. Die Gemeinden und der Staat haben übrigens die Mutel in der Hand, diejer Unduld⸗ 
ſaukeit entgegen zu treten. Sie jhaffen und erbalten die Begräbnißplätze. Daher haben auch 
fie zu verfügen, daß Jedermann va — fei es mit ſei es obne geiftliche Mitwirfung. nad den 
Münden der Familie begraben werde. Wie die Civilehe ſchließlich alein dem modernen Rechte 
zum Durchbruch verbolfen bat gegen die kirchliche Behinderung, fo wird das weltlihe Be: 
gräbniß auch die Ehre der Verftorbenen fhüpen müſſen. 
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fach zum Vorwurfe macht, aber offenbar die natürfiche Folge ihrer Ueberzeugung ift. Der 
ftaatlihe Stanbtpunft ift hier ein verſchiedener. Einzelne Staategefege laffen den 
Eitern alle freiheit, die Religion ihrer Kinder zu beftimmen, andere fortern bei 
gleicher Konfeffion der Eltern die Erziehung in diefer. Die meiften haben nur 
für den Fall der gemifchten Ehe genauere Beftimmungen (alle f. in meinem Ehe- 
rechte S. 534 ff.), welche fi unter die Gruppen bringen laffen, daß fie für be- 
ftimmte Fälle eine beftimmte Religion fordern (in Defterreih beim kath. Vater 
Ratholicität aller Kinder, in Preußen überhaupt Religion des Vaters; ebenjo in 
Baden in Ermangelung von Verträgen, deägleihen im Königr. Sachſen, Hannover, 
Naſſau) oder vie Theilung nah dem Geſchlechte (Bayern; in Defterreih wenn ber 
Bater afatholifch ift, zuläſſig) oder die Verträge ver Eltern entſcheiden laffen 
(Bayern, Württemberg, Baden, Kgr. Sachſen befchränft). Gefegliche Beftimmungen 
hierüber find, infolange der Staat religiöfe Erziehung nicht für überflüffig hält, 
unerläßlih, wo mehrere aneıfannte Konfejfionen beftehen, aber aud ungeheuer 
ſchwierig. 

Vom rein ſtaatlichen Geſichtspunkte des paritätiſchen Staats iſt nur ein Stand— 
punkt richtig, welcher die volle Gleichheit der Konfeſſionen wahrt, weßhalb der Staat 
als ſolcher nicht ſeine Geſetze als Mittel, für eine Konfeſſion Bekenner zu werben, 
anſehen darf. Hierzu kommt, daß der Staat die Freiheit der katholiſchen Kirche 
wie jeder andern anerkannten feſthalten muß, mit allen rein kirchlichen Mitteln 
ihren Kreis auszudehnen, ihre Glieder ſich zu erhalten. 

V. Verhältniß zum Staate, insbeſondere in Deutſchland. Es 
iſt hier unmöglich, auf die geſchichtlichen und philoſophiſchen Darſtellungen dieſes 
Verhältniſſes einzugehen, oder die hier entwickelten Anſichten mit hiſtoriſchen Be— 
weiſen zu unterſtützen. Wer dieſe ſucht, den verweiſe ich auf mein Allg. kath. 
Kirchenr. Br. I. 8. 79 ff. und II. (Syſtem) $. 857. Hier kann es nur darauf 
anfommen: 1) vom principiellen Gefihtspunfte das Verhältniß beider zu befchreiben 
unter Rüdfihtnahme auf die von der Kirche felbft kundgegebenen Principien, 2) 
das pofitive Verhältniß der fath. Kirche zu den deutſchen Staaten in Umrifjen 
anzugeben. 

Ale Ausiprühe und Sätze, melde die Quellen des kirchlichen Rechts über 
das Berhältnig zwiſchen Kirhe und Staat enthalten, find für den principiellen 
Gefichtspunft ebenjowenig maßgebend als die Ausiprüce ver weltlihen Gefege u. 
dgl. Denn alle jene find nicht etwa von der ganzen Kirche ausgegangen, haben 
nit den Charakter von Dogmen, fondern find einzig und allein gefloffen aus den 
Verhältnifjen ihrer Entftehungszeit, in denen fie ihre genügende Rechtfertigung und 
nothwendige Erklärung finden. m Ausfprühe des Mittelalterd oder deſſen Zu- 
ftand überhaupt als abfoluten Maßſtab an alle Zeiten anzulegen, das ift eine 
Abfurbität, melde weder ein vernünftiges Fundament hat noch aud der Kirche 
felbft irgend einen Nugen ſchafft, wohl aber fehr viele Gegner bereitet und dadurch 
großen Schaden verurfadht hat. Die Principien, welche aus ber fatholifchen Lehre, 
ver Entwidlung ihres Rechts, ſich ohne Nüdfiht auf fpecielle Zuftände ergeben, 
find die folgenden: 

Die Kirche ift eine vom Staate unabhängige, felbftftänpige, für das geiftliche, 
fomit ein von dem ftaatlihen verſchiedenes Gebiet geſchaffene Madıt, auf birefter 
göttliher Einfegung beruhend und deshalb in den ihr übergebenen Vollmachten und 
bezüglih ver ihr zur Erfüllung ihrer Aufgabe verliehenen Mittel von feiner irbi- 
ihen Macht oder Sendung abhängig, feinem Staate unterworfen. Sie ift nidyt 
von ber Welt, aber in der Welt, um die Menfchheit zur Glüdjeligkeit zu führen. 

“ 
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Die Kirche als die eine, der muftifch-fichtbare Leib Chrifti, die Über alle Länder 
ausgebreitete Oemeinſchaft der Ehriftgläubigen, ift fein Gegenſtand der Einwirkung 
eines beftimmten Staates und hat nicht den Geſetzen eines Staates zu geboren; 
diefe eine fatholifhe Kirche fennt feine Grenzen, keine Nationen, fondern nur die 
im Glauben vereinte Menjhheit. Aber deshalb hört die irdifche Stellung und die 
weltliche Beziehung der Individuen nicht auf. Nicht auf eine neue Weife, tur 
Schaffung künftliher, der Welt unbefannter focialer Berhältniffe, politiſche Neu- 
bildungen u. dgl. hat Ehriftus feiner Kirche die Erreihung ihres Zieles vorgezeich- 
net. Seine Mittel find rein geiftliche, moraliſche, religiöfe Neubildung. Die Miſſion 
der Kirche ift deshalb plattervings feine politiihe. Daß durd die Aufnahme des 
Chriſtenthums allmälig alle focialen und deßhalb auch nothwendig die politifchen Ver— 
hältnifje umgeftaltet wurden, ift nicht Zweck des Chriſtenthums gewefen, fonvern 
mittelbare Folge feines Wirkens, weil durch dasſelbe die Menfchheit felbft zu 
einer in moralijher Beziehung neuen wurde. Hieraus folgt, daß die Kirche inner- 
balb der einzelnen Länder nicht verlangen fann noch fordert, daß die Einwohner 
ihre politifchen und focialen Beziehungen aufgeben, um ihrer religiöfen Aufgabe 
nachzuleben, jonvern daß bie Intividuen innerhalb verfelben, ein Jeder in den Ber: 
bältnifjen, worin ihn die Vorfehung gefegt und in melden er ſich jemweilig nad) 
der Entwidiung feines Lebens befindet, ihre Aufgabe erfüllen, durch ihr Leben als 
ächte Ehriften nad ihrem Berufe fi) den Himmel verdienen, m. a. W. als hrift- 
liche Bürger, Beamte, Soldaten, Hausväter, Hausmütter u. ſ. w. leben und wirken 
follen. Die religiöfen Pflichten follen keiner menfhlihen, ſei fie bürgerliche oder 
politiihe, Eintrag thun, zwiſchen firdliher und bürgerlicher Aufgabe kein Konflikt 
entfliehen. Hierin befteht gerade die Aufgabe des riftlihen Staates, foldes zu 
erreichen. In der fatholifchen Kirche ift es keiner der legten Gründe, welde den 
Cdlibat des Klerus vorjchrieben und bie beſondere Stellung befjelben dur‘ Immus 
nitäten erwirkten, daß der Stand, welchem die Regierung der Kirche übertragen ift, 
der nur für andre und baburd für ſich leben joll, außerhalb der politifhen und 
gewöhnlichen bürgerlichen Berhältnifjen lebe, feine Familienbande fnüpfe u. ſ. w., 
um durch diefe ungehemmte Stellung defto ausſchließlicher fih dem Dienfte Got— 
tes zu weihen. Auch liegt bier ein Princip für die Zulaffung von befonbern 
religiöfen Orden u. f. w. 

Aus dem Gefagten folgt nun zunädft, daß die Kirche die ftaatlihe Orbnung 
als eine auf göttlihem Willen rubende annimmt; die Obrigkeit herrſcht 
Kraft göttlihen Rechts. Ihr ift man fomit zum Gehorfam verpflichtet. 
Nicht minder aber ergibt ſich zweitens, daß nicht eine beftimmte Form der Obrig- 
feit, der Staatsverfaffung, nicht ein einzelner Zuftand als der von Gott gejegte 
angejehen werben muß, fonvern daß die Kirche die zu Recht beftehende Obrigkeit 
als die von Gott gefegte anerkennt. Wann die einzelne zu Recht beftehe, ent- 
ſcheidet nicht fie, ſondern das Bölferreht, die Geſchichte, kurz dieſe Entſcheidung 
liegt außerhalb der Kirche. Wahr iſt es ſomit allerdings, daß die katholiſche Kirche 
als ſolche kosmopolitiſch iſt, kein beſtimmtes Vaterland hat. Falſch aber iſt es, 
deshalb dem einzelnen Katholiken vom Papſte bis zum Laien herab das Recht oder 
die Befähigung zum Patriotismus abzuſtreiten. Verſchiedenheit der pelitifchen An— 
fiht, und inniges, begeiftertes Hängen am Heimathsorte und Yande, an der Nation, 
ift dem Katholifen gerade fo gut geftattet und eigen, als jedem andern. 

Se zerfällt die Kirhe niht in Staatsfirden; vielmehr ift vurd die Ge— 
ihichte bewiejen, daß es für ihr inneres Leben und Wirken nichts Lähmenveres, 
Erjtarrenderes gibt, als ein Zuftand, in dem fie als Werkzeug der Staatsverwal⸗ 
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tung erſcheint, wenn glei fie dafür aud vie allein herrſchende ift. Gleichwenig 
bildet fie einen Staat im Staate. Dies iſt fhon wegen ihrer Eriftenz in den 
meiften Staaten und ihrer einheitlichen Berfaffung, deren Centrum deshalb aud 
im Intereſſe felbft aller Staaten, welde katholiſche Unterthanen haben, nidt einem 
fremden Staate unterftehen fol, nicht möglich; es ift fein Widerſpruch, daß vie 
Kirche an den Leiden und Freuden jeves Staates, ſoweit fie ſich im einzelnen be— 
findet, Antheil nimmt. 

Für ihr Gebiet verlangt die Kirche Freiheit der Bewegung, Autonomie, 
wie in der heutigen Zeit jeder Private, jede Gemeinve, Geſellſchaft, Korporation, 
Konfeffion, ſolche hat over anftrebt. Privilegien oder Rechte weltlicher, ftaatlicher 
Natur kann fie principiel nicht beanſpruchen; ber Berluft der ältern ift deshalb 
in Principe feine Rechtöverlegung gewefen. Es kann num nicht geleugnet werden, 
taß die praftiihe Oeftaltung dieſes Berhältnifjes zwiſchen Kirche und Staat ihre 
großen Schwierigkeiten habe, weil unfere Zeit mit der Geſchichte auf der Entwid- 
lung des ftaatlihen Gebietes gebrodhen hat, Kirche und Staat aber in den 
meiſten andern und allen deutſchen Staaten, in zu innigem biftorifhen Zufammen- 
hange ftehen, als daß fi ſchnell die richtige Yöjung gegenüber dem Drängen ver 
Parteien finden ließe, von denen bie eine in dem biftorifh gewordenen Zuſtande 
tas unbedingt feftzuhaltenve Ziel, die andere in der abjoluten Entchriſtlichung des 
Staates, eine dritte in der freiheit der Kirche auf ihrem und der gleichen Freiheit 
des Staats auf feinem Gebiete, vem gemeinfamen Handeln beider auf dem gemein- 
jumen Boren das rechte Prinzip findet, andere Parteien endlich nicht recht wiſſen, 
was fie wollen. Will man die rehte Bahn einhalten, jo darf man nicht alle Ver— 
hältniſſe und Beziehungen nad verjeiben Echablene behanveln, fondern fefthaltend 
an dem Principe beiterfeitiger Freiheit und zugleich ermwägend, daß die eine Gewalt 
der andern nicht gut entbehren kann, muß man bie konkreten Beziehungen ordnen 
uud regeln. Infoweit der Staat die Kirche auf ihrem Gebiete frei läßt, fteht ihm 
feibftredend das Recht zu, principiell feine Beziehungen zu ihr einfeitig feftzuftellen. 
Die ftete Schwierigkeit ift nur die, zu beftimmen, wo das innere Gebiet anfange, 
das Äußere aufhöre. Solches ift um fo ſchwerer dort, wo man mehrere Konfeffio- 
nen in gleiher Weiſe neben einander Freiheit ver Entwidlung gönnen muß. Die 
natürlichſte Form der Vereinbarung ift der heutigen Zeit die verhaßtefte. In 
allen deutſchen Staaten: befteht im Augenblide ein Entwidiungsproceß, dem im 
Interefje des Baterlandes wie der fatholifhen und evangelifchen Kirche eine glüd- 
lie balvige Löfung von Jedem gewünfcht werden muß, der e8 mit Kirche und 
Staat redlich meint. 

In Deutfhland hat die katholiſche Kirche folgende äußere Verfaſſung. 
Defterreih hat die Erzbisthümer und Bisthümer: 1) Prag mit den Suffragana- 
ten Yeitmerig, Königgrätz und Budweis. Diefelben umfaffen das Kö— 
nigreih Böhmen; zu Prag gehört außerdem vie preußiſche Graffhaft Glatz. 2) 
Erzb. Olmütz mit vem Bistyum Brünn. Den Umkreis bilder Mähren, außerdem 
gehört zu Olmüg ein Theil von Pr. Schleſien. 3) Das eremte Bisthum Bres- 
lau, weldes Defterr. Schleſien mit umfaßt. 4) Erzb. Wien mit den Bisthümern, 
Linz und St. Pölten, umfaßt Nieder- und Oberöfterreih. 5) Erzb. Salz- 
burg mit den Bisthümern Briren, Trient, Sedau (Gratz), Yavant und 
Gurt, umfafjend das Salzlammergut, Tyrol mit Vorarlberg, Steiermarf, Kärnthen 
Krain. 6) Erzb. Görz mit den Bisthümern Laibach, Trieft-Capopiftria 
Parenzo-Pola und Beglia). 

Preußen (foweit es zum deutfhen Bunde gehört) hat 1) Erzb. Köln mit 
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den Bisthümern Trier, Paderborn, Münfter, umfaflend die Mheinprovinz 
und Weftphalen. Zu Paderborn gehören außerdem die Provinz Sachſen, die ſäch— 
ſiſchen Herzogthümer mit Ausfhluß der anhaltinifhen, vie ſchwarzburgiſchen, reußi- 
hen und lippifhen Yande. Zu Münfter gehört noch Divenburg. 2) Das eremte 
Biethum Breslau, zu dem als apoſtoliſchem Vikariate unter dem Probfte von 
Berlin als päpftlihem Subvelegaten die Provinz Brandenburg und Pommern gehört. 

Dannover hat zwei eremte Bisthümer, Hildesheim und Osnabrück. 
Der Biſchof von Donabrüd bat als apoftoliiher Vikar zugleich die Miffionen in 
Holftein, Schleswig, Bremen, Hamburg, Lübel und Medienburg. 

Baden, Heſſen-Darmſtadt, Heflen-Kafiel, Naffau und Württemberg bilden zu— 
ſammen eine unter dem Erzbifhofe von Freiburg ald Metropoliten ftehende, vie 
Dberrheinifhe Kirchenprovinz. Im dieſer umfaßt der Sprengel von 
Freiburg das Großh. Baden und die hohenzollern’ihen Lande, das B. Mainz 
das Großh Heflen, Fulda das Kurf. Hefien, B. Limburg das Herz. Naffau, 
D. Rottenburg das K. Württemberg. 

* Bayern bat: 1) Erzb. München-Freiſing mit den Bisthümern Eid- 
ft ädt, Pafſau, Negensburg, 2) Erzb. Banıberg mit den Bisthümern Aug 
burg, Speyer, Würzburg. 

Die deutfhen Bundesländer haben alfo zufammen 9 Erzbisthümer, 26 Suffra- 
ganbisthümer, 3 eremte Bisthümer. 

Die Anzahl der Katholiken beträgt in den öſterreichiſchen Bundesländern 
12,800,000, in ven preußifchen über 5 Mil., Hannover an 220,000, Baben 
900,000, Hefien » Darmftadt 220,000, Kurheſſen circa 200,000, Nafjau übır 
200,000, Württemberg über 520,000, Bayern 3,400,000, in ven andern 
deutſchen Staaten gegen 140,000, alſo zufammen ungefähr 23,600,000, 

Das zum deutjhen Bunte gehörige unter dem apoftolifhen Vikar zu Yurem- 
burg ftehende Großh. Luxemburg mit Limburg ift außer Anfag geblieben, übrigens 
jaft rein katholiſch. 

Die katholiſche Kirche genießt rechtlich und faktifch in allen deutſchen Bundes» 
ftaaten mit einigen Ausnahmen das Net der freien öffentlichen Neligionsübung 
und ber Gleihberedhtigung mit den Evangelifchen. Außerhalb der durch die ehemals 
geiftlihen Staaten befonders vergrößerten Staaten der overrheinifchen Kirchenprovinz iſt 
dieſe Lage erft feit 1848 eingetreten. Bis dahin war bie katholifche Kirche aud) in Preußen 
im Ganzen auf den Befigftand von 1624 verwiefen, d. h. nır in den alttatholifhen Ge— 
genden gleichberechtigt. In Medienburg, Holftein, Braunfhweig und einigen ſächſiſchen 
Herzogthümern ift die katholiſche Religionsübung rein auf den am einzelnen Diten 
berfönmlichen Gottesdienſt, im Uebrigen auf die nad dem weftphälifchen Frieden 
zuſtehende Hausandacht beſchränkt. In dem Maaße, als jetzt in Defterrei ben 
Proteftanten die unbedingte Selbftändigfeit gegeben ift*), fteht foldhe den Katho» 
lifen in feinem deutſchen Staate zu. 

Als Folge der vollen öffentlichen Religionsübung ergibt fi die Regierung 





*) Anm. d. Red. So dankenswerth die Kortfchritte find, welche Defterreich nad Jahrhun⸗ 
dertelangem Drud neueſtens gematt bat, fo feblt dort zw wirklicher lebendiger Gelbftändigfeit 
des Proteftantismus noch ſehr vieles. Genießt doch die proteftantiiche Theologie noch nicht einmal 
der Ehre einer Fakultät an der Iniverfität Wien! Uebrigens iſt wohl zu erwägen. daß die pıotes 
ftantifhe Kirche nirgends den Etaat bekämpft, mobl aber unter dem Namen der Freibeit die fatbor 
liſche Kirche, d. h. Bifchöfe und Klerus Herrſchaft da anftreben, wo der Staat allein herr⸗ 
Ion will, 
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der Kirche nah ihrem Rechte auf dem innern Gebiete, Dieſes erleidet in Preußen 
in Folge der verfafjungsmäßigen Selbftändigfeit gefeglih feine Ausnahme; in den 
andern Staaten macht ſich teils in Folge von Verträgen mit dem Papfte (Defter- 
reih, Bayern), theils in iyolge von Staats gefegen ein mannigfaltiger Einfluß ber 
Regierungen geltend. Eine Darftellung ter einzelnen Berhältnifje gibt mein 
Kirhenreht Bd. I, Seite 408 ff. Kultus, Sakramente, Disciplin des Klerus, 
Handhabung ver Kirch enzucht gegen Yaien ohne direfte bürgerliche Folgen, Kirchliche 
Gerichtsbarkeit pro foro interno, freier Verkehr ver Obern mit dem Klerus und 
Bolfe, Recht der Verkündigung von Erlaffen rein kirchlicher Natur, Ertheilung des 
Religionsunterrihts, Erziehung des Klerus*), Befegung der Hirdlihen Aemter, 
diefe Gegenftände gelten mit einzelnen Mopififstionen ziemlich allenthalben als kirch- 
liche Angelegenheiten. In den übrigen findet eine bald größere bald geringere Mit- 
wirfung des Staats ftatt. Was das Bermögen betrifft, fo fteht deſſen Ber- 
waltung und Berwendung, foweit nidt der Staat auf Grund eines befonvern 
Titels, 3. B. des Patronats, Rechte hat, in Preußen der Kirhe durchaus felbft- 
ftändig zu, in den übrigen Ländern (Defterreih nicht ausgenommen) bewegt fich vie 
Kirche in Grenzen, welche von der fürmlichen Staatsverwaltung bis zur fortlaufenden 
Kontrole herabgehen. Die kirchlichen Bedürfniſſe werben beftritten aus dem eignen 
Kirhenvermögen, zum Theil aud aus Staatszuſchüſſen. Diefe beruhen größtentheils, 
namentlih in Betreff der Dotation der Visthümer und ihrer Inftitute, auf ber 
im $. 35 des Reihsbeputationehaupticluffes von 1803 den Erwerbern auferlegten 
„feften und bleibenden Ausftattung der Domkirchen.“ Deren Maaß ift beftimmt 
in den mit dem Papfte vereinbarten Bullen, wonah in Folge ver Säfularifotion 
die meiften der oben genannten Diöcefen neu errichtet wurden. In ihnen ift die 
bis jett mit faum nennenswertben Ausnahmen unterbliebene Dotation mit Grund- 
befig ftipulirt. Säulte. 


Notted. 


„Die Örundanfichten, welche das Zeitalter leiten, haben immer etwas Reelles 
und Unwiderſtehliches“ —; fo jprad in Bezug auf Rotted fein gebiegenfter Geg- 
ner auf den erften babifchen Landtagen, und würdigte dadurch anerfennend bie 
Role, welche R. als Bertreter der Forderungen des Zeitgeiftes mit ebenfo viel Eifer 
wie Talent durchgeführt hat. 

Garlvon Rotted wurde geboren 1775 zu Freiburg, wo fein Bater Profeflor 
und Direltor der medicinifhen Fakultät war. Des Vaters Name war urjprüng- 
lid) Rovdeder; Kaifer Rudolph II. erhob ihn in den belftand und gab ihm ven 
Namen Roveder von Notted. Carl von R. war mit fünfzehn Jahren reif für vie 
Univerfität, widmete fi philofophifhen und Haffifhen Studien, neuen Sprachen 
und itteratur, wendete fih bald zur Nechtswifienfhaft und wurde 1797 nad 
beftanvdener Staatsprüfung, Recdtspraftifant. — Unbefrievigt in dieſer Stellung 
hielt er nebenbei an der Univerfität aushülflich philpſophiſche Vorleſungen, fiegte 
in einem für die Kanzel der Weltgefhichte ausgeichriebenen Konkurs, und wurde 
1798, drei und zwanzig Jahre alt, ordentlicher Profeffor. Zwanzig Jahre lang 
lehrte er Geſchichte, vertauſchte dann dieſe Pehrkanzel mit der des Vernunftrechts 
und der Staatswiffenfhaften, deren Pflege er für feinen eigentlihen Beruf hielt. 


.. 9 Anm. d. Red. Leiver vergißt man dabei, daß die Geiſtlichen auch Staatöbürger 
jein follen, 
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Nicht aber — fo ſprach er ſich aus in feiner alademifchen Antrittsrede — wollte 
er nach trodner Gelehrſamkeit haſchen, ſondern wirten und nungen, und daß er dies 
in durdaus freifinnigem Geifte wollte, war ebenio fehr feiner Natur eigen als 
den Örundfägen gemäß, melde er früh in fih aufgenommen hatte. Denn zu der 
Zeit, als er in Freiburg ftubirte, erfreute fi die Univerfität, Dank den Iofephi- 
niſchen Reformen, einer unbeſchränkten Lehrfreiheit. 

As atkademiſcher Lehrer hatte er großen Erfolg; feinem feurigen Geiſte ſtand 
eine glänzende Bereptjamteit zu Gebot, und fo wußte er die für freie Anſchauungen 
empfängliche Jugend mächtig zu feſſeln. Auch als Schriftfteller wirkte er mit jel- 
tenem Fleiße für jeine Iveen. Seit 1805 erfchienen hiſtoriſche Aufjäge von ihm 
in der Iris; 1812 der Anfang feiner 1826 vollendeten Weltgeſchichte. Währenp 
der Beihäftigung mit diefer großen Arbeit ſchrieb er viele Aufjäge und Kritiken 
in verſchiedenen Zeitfchriften, führte eine Zeit lang vie Redaktion der „Deutſchen 
Blätter”, gab 1816 die Aufjehen erregende Schrift über ſtehende Heere und 
Kationalmiliz heraus, und 1819 die „Ideen über Landſtände“, welche von Ben» 
jamin Conſtant in’s Franzöſiſche überfegt wurden. Er war Mitarbeiter an ver 
Encytlopädie von Erſch und Gruber, übernahm 1830 ald Nachfolger von Poſſelt 
und Murhard vie Redaktion der Allgemeinen politifhen Annalen und gründete 
1832 mit Welder und Duttlinger den „Hreifinnigen”, der freilich, wie fein Name 
begreiflihd macht, nur einige Monate ſich behaupten konnte. Sein zweites Haupt- 
wert, das „Lehrbucd tes Vernunftrechts” erfchien 1829, dann 1833 eine „Geſchichte 
des badiſchen Landtages von 1831”, und jeit 1834 gab er mit Welder das Otaats- 
leriton heraus. Seine legten Schriften waren eine „Schilderung ber pyrenäiſchen 
Halbinfel, 1838", und die Broſchüre „Die kölniſche Sache vom Standpunkt des 
allgemeinen Rechts“. 

In allen feinen Schriften entipricht feinem glühenden Eifer für Freiheit und 
Recht vie Kraft feiner Sprache, das oft zu ſcharfe Urtheil. Er konnte nicht mit 
objeftiver Ruhe feine Gegenftände betrachten, er war ftets mit feiner Empfindung 
betheiligt; man würde ihm mit Unrecht gefliffentlihe Uebertreibung vorwerfen. 
Wenn er für vie Verbreitung feiner Ideen wirken wollte, fo war feine Art vie 
richtige, denn er fhrieb zur Zeit des Drudes der politifchen Gewalt gegen das 
Freiheitsbedürfniß; das Gefühl viefes Drudes war allgemein; es galt dasſelbe zu 
einer wirkenden Macht zu erheben; einer vorjihtigen Berradhtungsweije konnte dies 
faum gelingen, wohl einer offenen Sprade und fühn erhöhtem Ausdrucke. 

Am meilten Beifall hat feine Weitgefhichte gefunden. Man wies ihm nad 
und machte ihm zum Vorwurf, daß er nicht aus den Quellen geſchöpft habe; allein 
Geſchichtsforſcher wollte er gar nicht fein; er wollte das Gegebene in feiner Weife 
darftelen. Räumte man dazu. das Recht ein, jo warf man ihm weiter vor, daß 
er es nicht partheilos gethan, ſondern um feine politiſchen Anfichten zu verbreiten. 
So war es; gleihwohl ſuchte R. nit etwa die Geſchichte zu entftellen, wie es oft 
genug für gegenwärtige Zwede geſchieht; er wollte die Wahrheit der Geſchichte 
darftellen und dadurch dem Rechte zu feinem Rechte verhelfen, wollte Geſchichte 
ſchreiben um Geſchichte maden zu helfen. Gin ſolches Geſchichtswerk beburfte vie 
Zeit und ver Erfolg rechtfertigte ihn volllommen. Das Bud ift in mehr als 
bunderttaufend Exemplaren allein in Deutſchland verbreitet, und in's Englifche, 
Sranzöfifche, Italienifhe, Dänifche und Polnifhe überfegt werden. Ohne Zweifel 
> es einen großen Einfluß auf die politiihen Anfichten der Zeit ausgeübt. R.'s 
ehrbudy des Bernunftrehts und ber Staatswifjenfhaften dagegen iſt faum weit 
über den Kreis der Fachgelehrten hinaus gebrungen. Es war aber allerdings dazu 
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beftimmt, und eben deßwegen mag es bei den Fachgelehrten nur mäßigen Beifall 
gefunden haben. Indem es ven Forderungen ftrenger Wiſſenſchaftlichkeit genügen 
wollte, wurbe es jhwerfällig für das allgemeine Verſtändniß; indem es biefem zu- 
gänglich fein wollte, ließ e& Tiefe der Begründung vermifjen. Man hat bemerkt, 
daß R, die Grundfäge feiner Redtsphilofophie von Kant und Fichte entlehnt babe 
und feine Abſicht geweſen fei, dieſe Grundſätze zu popularijiren; allein in feiner 
Aumwendung berfelden und in feinen Folgerungen kann man ihn nur felbftäntig 
finden. Wir heben eine feiner Anfhauungen hervor, weil fie vorzüglich bezeichnend 
ijt für fein parlamentariiches Wirken. Er deducirt nämlich, daß „die Ungleichheit 
der perfönlihen Nechte theild nach dem Rechtsgeſetz erfolge, theild dur Verfügung 
des Geſammtwillens, und daß die Ungleichheiten der legtern Art (politifche Ungleidy- 
heiten) rechtlich nicht länger follen dauern können als der Gefammtwille damit ein 
verftanden ift; jo ver Unterfchied zwiſchen Regierenden und Regierten, Bornehmen 
und Gemeinen, Privilegirten und Nidptprivilegirten; jo das Erbredt u. ſ. w. Sind 
ſolche Unterſchiede den Fortſchritten ter Erfenntniß nit mehr gemäß, fo follen fie 
mit Recht fallen, und wenn fie nad pofitivem Recht gleihwohl noch forttauern, 
jo follen fie lediglich faltiſche Zuftände, nicht Recht fein." Bon dieſen Lehren hat 
R. im feiner politiihen Thätigkeit ſtets gradezu Gebrauch gemadt. Selbſt auch 
das Staatsrecht kann nah ihm redtlih nur das natürliche fein; das pofitive, fo« 
fern es ein anderes ift, ift auch nur eine faftifhe Behauptung, nicht Net. Für 
die vernünftige Staatsform erflärt er vie fonftitutionelle, als die allein eigentlich 
ächt republifanifche, im welder Volf und Regierung die Gewalt fo theilen, daß 
nicht etwa die eine bie geſetzgebende, Die andere die verwaltende ift, ſondern wo jie 
zu gemeinihaftlicher Theilnahme organifirt find. 

Wie nun in allen feinen Schriften das Beftreben leitend ift, ven hiftorifchen 
Zuftänden das natürliche oder vernünftige Recht entgegen zu jtellen, den ewigen 
Streit beider zur Anfhauung zu bringen und mit aller Kraft felbft zu Gunſten 
des Legteren in die Hand zu nehmen, jo auch in feinem 1819 beginnenven parlas 
mentariſchen Wirken. Durd feine Kennmiß der geſchichtlichen Entwidelung unferer 
ftaatlihen Zuftände, durch feine feit gebildeten Anfchauungen üser ideales Recht, 
durch feinen unabläffigen Eifer, feine immer fchlagfertige Reonergabe und jeine 
Dpferbereitheit für Volksrecht und Freiheit war er völlig geeignet für die Tribune 
des Volksvertreter, und war es nod mehr durch die Berhältniffe, weldhen er ge— 
genübertrat. Denn zugleih mit dem badiſchen Berfalfungsieben begann vie Zeit 
ver Karlsbader Beſchlüſſe, die Zeit, nah Rs Ausorud, des Kriegözufiandes ver 
Regierungen gegen eben biefelben Regungen tes Volkslebens, vurd melde tie 
Fremdherrſchaft gebreden ‘worden war ; es galt demnad) Doppelten Kampf: im Iunern 
des Landes wider die biftoriihen Redhtsverihiebungen, welde von dem Wefen des 
DVerfaffungsftantes nothwendig abgeftoßen, ven ven Bevorzugten aber nad tem 
Örundfage von wohlerworbenem Rechte feitgehalten wurden und wiver die Prejjion 
von Außen, welde in Furt vor dem ihrer Anfiht nach allzu eiligen Zeitgeifte, 
vie alten Zuftänte zu firmen immer bereit war. Die badiſche Volksvertretung 
hat ihre Aufgabe von Anfang an mit klarem Bewußtfein erfaßt. Die Wahlen 
waren 1819 frei geblieben, vie zweite Kammer repräfentirte bie Gefinnung des 
Landes, fie wurde geführt von begabten und furdtlofen Männern, und das Oro: 
herzogthum Baden trat an die Spige der Fortbewegung der beutfhen Berfafjungs- 
ftaaten. R. wurde als Abgeorbneter der Univerfität Freiburg Mitglied der erften 
Kammer; er nahm bier vie reformatorifhen Beftrebungen feiner Gefinnungsgenofien 
in der zweiten Kammer auf, und fo wurde wenigftens eine fräftige Stimme füs 
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bie Forderungen des Zeitgeiftes mitten unter denjenigen erhoben, an melde viele 
diefer Forderungen gerichtet waren. Mehrfach war jedoch Weſſenberg fein Genoffe, 
während die Bertreter der Heidelberger Univerfität, Thibaut und nachher Zachariä, 
regelmäßig feine Gegner waren. Welche Frage vorlag, R. faßte fie und zog fie 
auf das Gebiet feiner idealen Grundſätze. Das VBernunftreht war fein Schwert, 
das hiſtoriſche Recht fein Feind, fo mußte beftändiger Krieg fein. Wie oft eraber 
auch weichen mußte, die Zufunft hat bewiefen, daß fein Kampf dennoch der Anfang 
des Sieges geworden if. 

Mit feiner erften gegen vie gefegliche Beihränfung ber Studienfreiheit gerich- 
teten Motion drang R. durd, und dieſe Beſchränkung wurde, als nicht verträglich 
mit dem Principe der Gleichheit der Rechte, verworfen; auch gelang ihm, die erfte 
Kammer für feinen Antrag gegen das damalige badiſche Preßgejeg zu gewinnen, 
welhes die Preffe mehr als vie Beſtimmungen des Bundes befchränfte; in Bezug 
auf tie michtigen Vorlagen aber, welde aus der zweiten Kammer an bie erfte 
berüber gelangten, blieb er mit feinen Anfchauungen zumeift allein ftehen, ja er 
verfeindete ſich durch feinen freifinnigen Eifer die Regierung und nod mehr ven 
Adel, Dies ift begreiflih genug, da er z. B. bei rer Frage über Befeitigung der 
Frohnden nicht nur Abſchaffung der Staatsfrohnven verlangte und felbft ver Kriegs: 
frohnden, welche die Regierung nicht aufgeben wollte, fondern aud vie noch vollauf 
beſtehenden Herrenfrobnden nicht — nad ver Gefegesvorlage — abgelöst, fondern 
ebenfalls als ein offenbares, aus Yeibeigenfbafte- und vogteilihen Herricaftsver- 
hältniffen bervorgegangenes Unrecht, wollte abgefhafft willen; da er ferner be— 
hauptete, auch der Zehnte habe vie Natur einer Steuer, und ſei daher nit von 
Seiten der Verpflicteten, fonvern mit Staatömitteln abzukaufen; — va er bei ber 
wichtigen Verhandlung über tie Verhältniffe ter Standes: und Grundherren gegen 
tie Peibehaltung der Vorzüge derſelben fid auf die Zufage der Verfaffung berief, 
nad welder vie ftaatsbürgerlichen Rechte aller Badener diefelben feien und Alle 
ohne Unterfchied zu den öffentlichen Laften beitragen follten, insbejondere audı ber 
hanptete, daß die Beftimmung über die Adelsverhältniſſe nur auf dem fonftitutic- 
nellen Wege ver Geſetzgebung getroffen werben fönne, nicht wie es gefchehen war, 
durch einfeitige Verortnung der Regierung, und ſich gegen den Urt. 14 ber Bun- 
desafte auf „das Rufen der Bölfer, den Zeitgeift, das ewige Recht und die erwachte 
Bernunft" berief; — da er in Bezug auf die beabfichtigte Nengeftaltung der Ge: 
meinden eine viel größere Selbftftändigfeit für dieſelben begehrte, als die Regierung 
ihnen einräumen wollte: — und da er entlih den Entwurf eines Gefetes über 
tie VBerantwortlichleit der Minifter als unzureichend zurückwies, insbefondere ein 
außerordentlihes für jeden einzelnen Fall durch Volkswahl zu bildendes Gericht 
von Hochgeſchwornen in Antrag bradte. 

Wenn R. der Meinung war, daß im viefen und andern Fragen vie zweite 
Kammer nicht weit genug gegangen fei, fo batten die Forderungen derſelben bed 
ſchon bingereicht, die anfänglihe Einigkeit zwijchen Regierung und Kammer aufzu- 
heben. Der Yandtag wurde aufgelöst und blieb faft ohne Refultat, denn felbft die 
fhon vereinbarten Gefege wurden zurüdgelegt, und der Majorität vie Schuld davon 
zugeſchoben; fie wurde bartnädiger Widerfeglihfeit und der Ueberfchreitung ver 
ftändifhen Befugniffe bezüchtigt. Die wahre Urfache lag jedoch in den nun aud 
offen hervortretenden Beftrebungen ver Bundesgewalt, die Berfaffung der Einzel- 
ftaaten in engere Schranken zu fließen. Die Reaktion wurde überwiegen. Bei 
ven nächſten Wahlen in Baden, 1825, wurden alle Drgane der Megierung in 
Tätigkeit gefegt, um durch Einwirkung auf die Wahlen eime gefügige Kammer zu 


742 Rotteck. 


erlangen. Die Univerfität wagte es nicht mehr, R. zu mählen, auch wünſchte er 
felbft im die zweite Kammer zu fommen und trat gegen bie Anftrenyungen, bie 
Wahlen zu fälfchen, ebenfo offen und rüdfihtlos auf, wie diefe Anftrengungen felbft 
gemadt wurden. Das Boll, noch unfelbftändig, ließ ſich jedoch durch die Beam- 
ten leiten, und wie anbere liberale Männer wurbe auch R., ven man als einen 
Demagogen ſchilderte, nicht gewählt. 

Es kam jene Kammer zu Stande, die zwar dem Lande —— wohl gedient 
bat, z. B. durch bie Beſeitigung der obgenannten alten Abgaben, ver realtionären 
Richtung jedoch ſich willig zur Verfügung ftellte, daher auch gleih Anfangs bie 
Berfaflung zu dem Zwecke abänderte, aud für die Zukunft die Bildung willfäh- 
riger Landſtände mehr zu fihern. Auf dieſe reaftionäre Penvelihwingung folgte 
aber fehr bald, nad ber Julirevolution, die gewöhnlich höher fteigende des Fort- 
ſchrittes. Es mußten KRonceffionen gemacht werben: vie erfte war tn Baten bie 
Verkündigung völliger Wahlfreibeit, und fo erfchtenen 1831 vie Männer des erften 
Landtages wieder auf dem Schauplage. R. wurde in 5 Wahlbezirfen gewählt und 
trat num triumphirend nad dem Erbuldeten, mit erhöhter Energie in jenen benf- 
würbinen Landtag ein, welhem Baden endlich die Durchführung einer Reihe wih- 
tiger Reformen verdankt. Die Verfaſſung wurde fofort wieder hergeftellt und man 
nabm dann vie Vorlagen bes erften Landtages, diesmal mehrentheils mit raſchem 
Erfolge wieder anf. Ueber bie Aufbehung ter Staatsfrohnden, über vie Gemeinde 
verfaflung machte bie Regierung felbft Vorlagen in liberalem Geifte: aber and bie 
Herrenfrobnden, die Bannrechte, das Zehntrecht, dieſes durch R.'s Motion, erlagen 
jest dem Borfchreiten des Fonftituttonellen Princips. 

Das Land hat im Gedächtniſſe, daß es vorzugsweiſe fein Eifer war, welchem 
ter Egoismus ber privilegirten Klaſſen weihen mufte, und mit Recht bat ber 
kadifhe Bauer R. al ven Mann gefeiert, rem er vor Andern vie fFreibeit feines 
Bodens und feiner Arbeit zu danken hat. Auch pie Deflarationen über die Ber- 
bältniffe der Standes- und Grundherren, welche troß des Widerſpruchs des erften 
Landtages im Lanfe der zwanziger Jahre einfeitig erlaflen worden waren, griff R. 
durch eine Motion an und erwirfte ven Beſchluß, dieſe Deffarationen als zu Recht 
beftebend nicht anzuerkennen. ine befrierigende Ortnung biefer Berhältnifie war 
freilich nicht zu erreihen, aud das Geſetz über vie Verantwortlichkeit der Minifter 
wurde obne Refultat von Neuem begehrt und noh 1835 mahnte R. daran, auch 
dann ohne Erfolg; dagegen erlangte diefer Landtag unter R.'s eifriger Mitwirkung 
eine freifinnige Gemeinde - Drbnung und fogar in Folge einer Motion Welders, 
vollfommene Preßfreiheit. Diefe allerbings nur für furze Zeit. 

Die Sprade der hervorragenden Bollsvertreter dieſes Landtages, eines Dutt⸗ 
linger, Welder, Ipftein und Alt, vor Allem R.'s, wurde damals in ganz Deutidh- 
land mit Tebhafteftem Beifall gehört; die Heimkehr der Akgeorbneten, vorzüglich 
wieder R.'s, glib einem Triumphzuge. Gr mar auf dem Höhepunfte feines An« 
ſehens und durfte glauben, daß durch feine nnd feiner Freunde Bemühung das 
wahre Leben des Berfaffungsftaates fefte Grundlagen erhalten habe. — Es zeigte 
fih bald, wie fehr dies eine Täuſchung war. ine zweite Reaktionsperiode begann 
nad) ber kurzen Freiheitsfreude. Grabe die Porgänae in Baden wollte man nicht 
als Folgen ber neuen Geftaltung bes ftaatlichen Lebens erfennen, man fah die 
Beftrebungen R.’8 und feiner Genoffen, indem man fie nicht von dem Treiken 
ertremer Bartheien, an welchen es nicht fehlte, unterfchied, für revolutionär an. 
Das Hambacher Feft gab den äußern Anlaß zu neuen reaftionären Mafregeln und 
zu jener Richtung der deutſchen Staateverwaltung, welche ten zu Ende der vierzi» 
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ger Iahre zur reifen Erndte gewortenen Samen in’s Land warf. Es war weniger 
als damals erwartet wurte, wenn die beiden VBorfämpfer ver babifchen Volksver—⸗ 
tretung, R. und Welder, nur ihres Lehramtes beraubt wurden. Die Liebe, mit 
welcher R. fih feinem Lehramte gewidmet hatte, ließ ihm dies allerdings tief em- 
pfinden, fein Anfehen aber wuchs nur durch dieſe Mafregel, denn gerade jett 
wurde er mit Ehrengefchenten, Potalen und Bürgerfronen wahrhaft überhäuft, und 
nit nur ans dem babifhen Lande, fondern auch fernher wurden fie ihm mit dem 
Ausprud der Anerfennung und Berehrung dargebradt. ingefhüchtert wurben 
auch dieſe Männer durch ſolche Maßregel nicht, weder er noch Welder. Auf dem 
Landtage ver dreißiger Jahre ſah man fie und ihre Freunde den Verſuchen reaktio— 
närer PO mit gleiher Kraft wie früher entgegen treten, 3. B. als vie 
1831 errungene Unabhängigkeit ver Gemeinden wieder beſchränkt werben follte; 
bauptfächli aber eiferten fie furdhtlos gegen die Einwirkungen der Bundesgewalt 
auf die Angelegenheiten ihres Landes. Schon 1831 hatte AR. gegen die Orbon- 
nanzen des deutſchen Bundes heftig geiprohen; 1833 beantragte er die Nie- 
derfegung einer Kommiſſion, „ven Zuftand des Baterlandes in Erwägung zu ziehen.” 
Welcker begründete eine Motion, betreffend vie „Gefahren des Baterlandes;" 1835 
NR. eine Motion, auf Ergänzung und Sicerftellung der Verfaſſung, in welher er 
Widerſpruch beim Bundestage verlangte gegen jeden die Berfaffung und Selbftän- 
digkeit Badens oder anderer deutſcher Staaten gefährbenden Borjhlag. Er erlangte 
einen Ausſpruch der Kammer, daß der Bundestag feine Kompetenz überjhritten 
babe; mehr freilich nicht, die Regierung verbot fogar den Drud feiner Motion. 
Welder verlangte, ebenfo ohne Erfolg, die in Folge von Bundesbeſchlüſſen unter- 
brüdte Preffreibeit zurüd; ſcheiterte doch R. noch 1839 mit der befcheidenen Motion 
„auf Wiederherftellung einigen Rechtszuſtandes in Sachen der Preſſe.“ Alle viefe 
Motionen, zu welchen 1839 jene von Welder auf „Begründung der dur öffent- 
liche Treue verbürgten Bundes- und Landesvertragsmäßigen Rechte“ binzufam, 
find verfchiedene Faflungen verfelben Frage: wie weit nach Art. 2 der B.-. die 
Ginzelftaaten den Anordnungen der Bundesgewalt Folge zu leiften haben? Die 
Männer ver badiſchen Regierung behaupteten damals, daß dies unbedingt gefchehen 
müſſe, aber gewiß nicht, weil fie den unberingten Gehorfam für ftants- und bun- 
desrechtlich begründet hielten, ſondern weil fie ven Liberalismus, wenn aud nicht 
gr fo jehr wie die Buntesgewalt, fürdteten, und durch die Berufung auf bie 

orjhriften des Bundes fich felbft gleihbfam außer Spiel halten fonnten. Daher 
fonnte e8 nur ohne Refultat bleiben, wenn R. fo oft den Widerſpruch barlegte: 
„daß die Regierung eines Einzelftaates verbunden fein follte, folhen Orbonnanzen 
der Bunbesgewalt Folge zu leiften, welche Berlegungen oder Berfümmerungen ber 
durch die Berfaffung gewährten und gewährleifteten Rechte zum Ziele hatten“ ; oder 
„daß die Fürften berechtigt fein follten, die Schranken der mit ihren Völkern ver- 
einbarten Berfafjungen zu brechen, weil fie in Frankfurt fih untereinander verpflichtet 
hätten, dies zu thun.“ 

Wenn R. fo die badiſche Berfafjung gegen das Belieben der Bundesgewalt 
vertheibigte, jo darf man übrigens nicht folgern, daß ihm das Gefammt-Vaterlant 
weniger als das engere am Herzen gelegen hätte. Seine Arbeit galt dem Ganzen; 
jede Boltsfammer, fagte er, ift ein Theil der Gefammtrepräfentation der Nation, 
und er beftritt daher auch mit Heftigfeit bei Gelegenheit der Debatte über die 
Hannover’ihe Sahe die Behauptung der Negierungsorgane, daß die Kammer fein 
Recht habe, fich in die Angelegenheiten anderer deut ſchen Staaten zu mifhen. Er 
nannte die Hannover'ſche Sache eine badiſche Sache, weil fie eine deutſche Sache 


744 Rouffeat. 


fet. Das Einheitsbeftreben mar damals in feinen Anfärgen und bie Einheit Deutich- 
ande fonnte noch fein Gegenftand für die unmittelbare Thätigfeit der Männer 
jener Zeit fein. MR. ſah diefelbe in ber Ferne der Zufunft, wenn er ausfprad, 
nur fie durch Entſchließungen ber Fürften niemals werte zu erreichen fein, daß fie 
daß ame der Freiheit der deutſchen Völker ermachlen könne. 

Endlich fei neh feiner Anfiht über die kirchlichen Verhältniſſe um fo mehr 
gedacht, da man jüngſt bei Gelegenheit des badiſchen Konforbatftreites von ultra« 
montaner Seite fih auf ihn, al® den Vertheidiger des Erzbiihofs von Köln zu 
Ende der breifiiger Jahre, Hat berufen wollen. Schon in ſeinem Bernunftrecht 
zeigte M. die Nothwendigkeit ter Unterorbnung ber Kirche unter ven Staat. Die 
Kirche folle felbftäntig fein, fo meit fie fih auf das Met bes Einzelnen ftüßt, 
taber der Staat in religiöfe Meinungen fi nicht zu miſchen habe; mohl zu un— 
terſcheiden aber feien die Finftlichen oder poſitiv ftatutrten Berechtigungen ber Kirchen, 
welche mit einer vernünftigen kirchlichen Freiheit grade unverträglich ſeien. Von 
diefen Grundſätzen Gebrauch zu mahen, wurde ihm auf ven Panbtager oftmals 
Gelegenheit aegeben; inebeſondere fämpfte er für tie Selbſtändigkeit ber beutfchen 
Nationalivhe; in ver Kölner Frage aber bezeichnete er felbft feinen Standpunkt 
tabin: daß er chne Berührung bes dogmatiſchen Bunftes lediglich im allgemeinen 
Antereffe des allen Konfefflonen gleihmäßig zuſtehenden Rechte genen Diftate ver 
Staatögewalt in kirchlichen Dingen babe protefttren wollen. 

M. farb nach kurzer Aranfheit am 6. November 1840. Dat Urtheil über 
fein Wirken kann heute nur ein dankbar anerfennentes fein. Er bat reichen Antheil 
an dem alüdlihen Entwickelungsgange des für gang Deutfhland fo wichtigen fon- 
ftitutionellen Staatslebens in Baden. Die Stantamänner, melden er damals ge- 
genüberftand, haben ihn verkannt, weil er ihnen unbequem mar. Mochten Einige 
ven ihnen gern bereit fein, mohltbätig au wirken und ben Geifte ter Zeit Rech⸗ 
nung zu tragen, fie fonnterden Mann nicht verftehen, ber vie Rückſichten veradhtete, 
welche fie nach allen Sekten zu nehmen ſich verbunden halten mußten. Ste haben 
Ihm Haß gegen alles Beſtehende zugeſchrieben, Gitelfeit ala Motiv felne® Hantelne, 
ja fle haben ihn einen Demagegen und Bolfsaufmtegler aenannt. Allein Motive 
umreiner Art darf man kei dem Manne nicht fuhen, deſſen Hanblungsmweife fi 
ang reinen Motiven meit leichter erflären läht. Er war ein Enthufiaft für feine 
Idee, und biefe Idee war berechtigt. Das Baterland follte um die Früchte feiner 
erelften und aufopferndſten Beſtrebungen gebraht merten. Genen dieſes Vorhaben 
ftemmte fich ber gereizte Patriotismus furchtlofer Männer; MR. der Hervorragenfte 
nnter ihnen. Aber er hielt fich feſt in ver Schranfe des Mechtes. Ungeduldige 
wollten ihn zur Gewalt antreiken, fie bofften von feinem Beiſpiel großen Erfolg; 
er wies fle mit Entſchiedenheit zurüd, denn er wolle das Recht, niemals Gewalt? 
Im Yahre 1847 murbe ihm in Freiburg ein Dentmal errichtet, feine Koloſſalbüſte 
In Bronce. Büreaukratiſche Mohlvienerei hat einine Jahre nachher dieſes Denkmal 
zur Nachtzeit niedergeworfen und bei Eeite gekradt. Gin Thum folcher Art kann 
auf die Thaten eines mwadern Mannes nur eim glänzenves Licht werfen. Dies 
fand feinen Ausdruck, ale im Mat 1862 das Denfmal unter großer Theilnahme 
In fchöner Feier wieder anfgerichtet wurde. v. Woringen. 
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Jean Jaques Rouffean ift unzmeifelhaft der glänzendſte Vertreter Per 
motern -ratifalen Staatspbilofenbie. Sein abentenerlihes Leben ift meltbefannt ; 
er felhft hat es in den berühmten Gonfeffione mit feltener Aufrichtigfeit offen tar« 
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aeleyt. Der ungeheure Einfluß feiner Schriften läßt ſich faum ant 


als daß die Gedanken des Zeitalters in ihm ihren beredteften Mund fanden. | Mi 


war das Rind der neuen Weltperiobe, und deshalb der Prophet und Pehrer der 
franzöſiſchen Revolution. 

Geboren zu Genf den 28. Juni 1712, der Sohn eines Heinen Handwerkers 
gehörte er von Geburt dem vierten Stante an, deſſen Selbftbewuftfein er fpäter, 
ala mächtiger Schriftfteller erwedte und aufhellte. Die in ber erften Jugend ge 
vflanzte Liebe zu feiner Baterftabt und ihrer gemäfigt- demofratifchen Berfaffung 
ift nie in ihm erlofhen und hat auf feine Staatslehre einen merklichen Einfluß 
geübt. Im übrigen war weder feine Erziehung nod fein Schidfal darauf angelegt, 
ihm eine wiffenfhaftlihe Ausbildung zu verfchaffen und zu jeder ftaatlihen PBra- 
ris fühlte er fich felber unfählg umd ungeeignet. Er hatte wohl manderlei gelefen, 
je nachdem ihm die Laune und der Zufall Bücher zu Gefichte brachten, aber in 
feiner Wiſſenſchaft batte er gründliche Studien gemacht. Nur einmal verfuchte er 
es in feinem Leben als Sefretär der franzöſiſchen Geſandtſchaft in Venedig mit 
praftifch » politifcher Thätigfeit; er hielt nur wenige Monate darin aus. Aber er 
war trogbem ein fcharfer Dialektiker und ein fpelulatives Talent und begeifterte 
fih für die Ideen, die er erfchaute und in wunderbar leuchtender Sprache feiner 
Nation verkündete. Sein Leben ift nicht geeignet, ihm perfönliches Bertranen zu- 
zuleiten; nirgends hält er aus, weder in ber Religion noch im ber Liebe iſt er 
verläfftg; er mwechfelt feine Neigungen und feinen Haß rafh und leiht, und er- 
fheint dann häßlich undankbar; er iſt ein ſchlechter Wirthſchafter und ein unftäter 
Geſelle und wird zuletzt ein gegen alle Welt verbitterter und mißtrauiſcher Ein« 
ſiedler; feine Eitelteit ift in höchſtem Grade reizbar und weibifch- empfindlich; eine 
gemeine Maitreffe vient ihm als frau, feine Kinder gibt er ins Findelhaus. Aber 
er iſt zugleich ein Kenner des menſchlichen Herzens, voll feinen Ehrgefühls, und 
bereit, Alles für die Wahrheit zu wagen; feine opferwillige Menfchenliebe über- 
ftrablte doch den düſtern Menſchenhaß, er hat ein Herz für die Leiden des Volks 
und er arbeitet eifrig daran, es zu einem freieren Dafeln empor zu heben. Er 
war fein Staatdmann, er war überhaupt fein Mann, er blieb ein Rind fein Le— 
ben lang, aber er war das Kind feiner Zeit, die felber die erften noch kindlichen Ber- 
ſuche machte, im Gegenfage zu dem abgeftorbenen Mittelalter fi des neuen, männ- 
lihen ®eiftes der modernen Welt bewußt zu werben. 

R. farb am 2. Juli 1778 ein Jahrzehend bevor die franzöſiſche Nation nadı 
feinen politifhen Iteen tie Welt umzugeftalten ſich erhob. 

Seine von ber Afademie zu Dijon 1753 gekrönte Breisfchrift über den 
Urfprung der Ungleihheit unter den Menfhen eröffnet ven tvealen 
Feldzug gegen die ganze überlieferte Rechtsordnung. Die beftehenten Ungleichheiten 
im Vermögen, im Rang, in dem politifchen Rechten, in der ganzen Gefellichaft find 
R. verbaßt: er fieht tarin nur willfürliche Privilegien, welche die natürliche Gleidh- 
heit Aller kerrüden und erftiden. Bor allen Dingen forvert er, daß biefe fünft- 
lichen Vorrechte befeitigt und die urfprüngliche Gleichheit wieder hergeftellt werde. 
Er täuſcht fih nicht darliber, daß die Fortfchritte der Kultur aud die Unterſchiede 
unter den Men'hen ausbilden; er weiß daß das Eigenthum und die Bildung in 
ihren Wirkungen ven Reihen und den Weifen Macht geben über die Armen und 
bie Unmiffenten. Über fo leidenſchaftlich liebt er vie Gleichheit, daſt er bie ganze 
Bildung, das Eigentbum, die Wilfenfhaft und Kunft, Alles ihr opfert. Der noch 
rohe, tbierifche Menſch, ver in ven Wältern lebt und alle Givilifation wie ein 
Berberben fheut, ’homme sauvage, ift fein Ideal; denn, meint er, bie Wilden 
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find gleich, unter ihnen gibt es keine Vorzüge und feine Vorrechte, als die mil 
ven und mäßigen ver Gefunden und der Lebenskräftigen vor ven Kranken, ven 
Kindern und den Altersfhwahen. Die Menfhhrit ift auf Selbftvervolltommnung 
angelegt, und dieſe göttliche Aufgabe der Selbftvervolllommnung verwirft R. als 
ven Weg zur Ungleichheit und in Sole deſſen zur Unfreiheit, und empfiehlt ven 
Menjhen, wieder zu werben, wie bie Thiere des Waldes, frei und gleich in ange 
borener Wilpheit. 

Nur wenn man fi erinnert, daß die damalige Welt an einer Unmaſſe un- 
natürlicher Privilegien franf lag, fann man diefen rafenvden Sprung aus der Ber- 
bildung des Parifer Salonlebens in die urfprünglihe Roheit des wilden Jäger: 
lebens verftehn. Die verborbene feine Geſellſchaft ſchien unrettbar verloren; nur 
wenn die Menſchheit wieder zurüdkehrte zu ber unverdorbenen Duelle ihrer Na- 
tur und von da aus ſich zu erneuern verfuchte, fchien ihre Nettung möglih. In 
dem Wahnfinn R.’ war die Ahnung eimer großen Wahrheit. Die Menfchheit 
mußte allerdings, im Gegenfage zu den überlieferten Ordnungen im der Tiefe ihrer 
Natur fih erholen und dort das Princip der nenen Orbnung auffuden. ber 
was R. Natur nannte, war nicht die fittlihe, nicht die geiftige, fondern nur bie 
wilde thieriihe Natur des Menſchen. Iene befämpft und unterwirft die Wiloheit, 
fie gipfelt nicht in ihr. 

Neun Jahre fpäter, ein Mann von 50 Jahren gab R. feine berühmtefte 
politiſche Schrift, ven Contrat Social heraus. Er ift nicht ber erfte, ber ben 
Staat aus dem Bertrag der Ginzelnen erklärt. Hugo Grotius, Hobbes, Puffen- 
borf und andere hatten das lange vor ihm gethan. Es war zu feiner Zeit bie 
allgemeine Anfiht der Staatsphilofophen und Naturrechtsiehrer. Über er hat dieſe 
Meinung doch tiefer begründet und fie voltsthümlicher gemacht, als die andern, und 
er hat entſchiedener die demotratifhen Folgen daraus gezogen. Ex ift daher ber 
hervorragendſte Vertheidiger des Geſellſchaftsvertrags. 

Indem er den Staat in ſeine Atome, die einzelnen Menſchen auflöst, 
fragt er, wie die freien und gleichen Individuen auf dem Wege Rechtens zum 
Staate gelangen können? Darauf gibt es allerdings, wenn man die Einzelnen in 
ihrer Bereinzelung denkt, feine andere Antwort, als die durch Willensübereinftimmung, 
turch Vertrag. Die Gewalt fann vielleicht tie Entftehung eines beftimmten Staates 
erklären; aber die phufiihe Gewalt kann nicht das Recht des Staates erklären ; 
aus ber phyſiſchen Macht folgt nicht die moralifche Macht. „Der äußern Gewalt 
weichen ift ein Aft der Nothwendigkeit, nicht des Willens, höchſtens ein Alt ver 
Klugheit nicht der Pflicht. Der Stärffte ift nicht ftarf genug, um Herr zu bleiben, 
wenn er nidt feine Stärke in Redht und den Gehorfam in Pfliht verwandelt.“ 
Auch die göttliche Fügung erflärt den Staat nicht, denn „die Krankheiten fommen 
aud von Gott“ und dennoch gibt es eine menſchliche Arzneikunde. Es bleibt alfo 
nur die freie Willensübereinftimmung übrig, d. h. der Vertrag. 

Sonderbarer Weije denkt fih R. den Gejellihaftävertrag als einen abfo- 
Iuten. Jeder gibt fi felber und all’ fein Vermögen der Gemeinfchaft hin, unter 
die oberfte Leitung des Gemeinwillene, Nur vie felbftverftändlihe Klanfel eines 
Gemeinwilleng, der der Wille Aller, oder doch ver Mehrheit ift, ſchützt ihn 
einiger Maßen. Würde fie nicht geachtet, fo könnte er wieder in feine urſprüng- 
liche Einzelfreiheit zurüdtreten und feine natürlihen Rechte zurüd fordern. Die 
verbundene Menge der Einzelnen ift das Volk, und das Volk hat die höchſte Ge- 
walt und tie allgemeine Autorität, das Volk ift der Souverain. Der Einzelne, 
der durch ten Gefellfhaftsvertrag zum Bürger wird und in den Staat eintritt, 
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verliert feine natürliche Freiheit und das unbegrenzte Recht auf Alles, deſſen er 
habhaft werben Tann, und gewinnt dafür bürgerliche Freiheit und bie Sicherheit 
des beſchränkten Eigenthums. An die Stelle ver natürlichen Gleichheit ift bie recht⸗ 
liche Gleichheit getreten. 

Auf die Grundlage diefer Sätze iſt nie Staatslehre R.’s gebaut. Man kann 
R nicht durch den Nachweis widerlegen, daß bie vorhandenen Staaten nit durch 
Gefellihaftöverträge entftanden feien, und feine ſpekulative Darftellung nicht durch 
biſtoriſche Erfahrungen mit Erfolg befämpfen. Allen diefen Einwendungen gegen- 
über beruft er fib darauf, daß für ibn, ver nad einer vernünftigen und natür- 
lihen Erklärung fuche, das vorhandene hiſtoriſche Recht feine Autorität fein könne, 
Er fann nur widerlegt werben, indem der fpefulative Irrthum aufgevedt wirb, 
in den er bineingerathen ifl. Er wollte aus den Individuen den Staat erflären 
nnd das iſt unmdalidb. Die bloße Summe von Einzelmenfchen wird niemals ein 
Bolt, und der Gefammtwille ift etwas anderes, als die zufammengezählte Menae 
von Einzelmwillen, etwas anderes auch als der bloße Durchſchnittswille. Allerdings 
befteht die Nation und das Volk aus Einzelnen, aber die Einzelnen find nit 
blos Individuen für ſich, fondern fie find von Natur fhon zugleich 
Glieder der Familie, des Stammes, der Nation, der Menſchheit. 
Diefe Einbeiten find nicht das Produkt der freien Vereinbarung der Individuen, 
nicht die Wirkung eines Gefellfhaftsvertrags, fie find von Urfprung an mit ver 
Eriftenz der Einzelmenſchen gegeben. Sie find Wirkungen der Menfhennatur. Dan 
fann von der Willkür der einzelnen Privaten aus wohl zu manderlei Privatrecht 
fommen, aber nicht zum Staatsreht. Der Gefellihaftsvertrag ift ein privatrecht · 
licher, er ift fein ftaatsrechtlicher Begriff. Will man den Staat erflären, der eine 
organifhe Einheit ift, fo darf man alfo nit von den Individuen, fondern man 
muß von der nationalen Einheitsanlage und von dem Gemeingefühl und dem Ge- 
meingeift ausgeben, welche alle Einzelnen umfaflen und verbinden. 

Ebenfo gefährlich für die individuelle Freiheit wie unnatürlih ift ferner bie 
Annahme R.’s, daß Alle fi felber und aM’ ihr Gut vorerft an die Gemeinfchaft 
bingeben. Der Menſch gehört nicht ganz dem Staate an. Er hat Pflichten und 
Aufgaben, welche vie Gemeinſchaft nichts angeben, er ift auch ein Weſen für ſich, 
für feine Familie, für Gott. Der R.’ihe Gedanke führt nothwendig zu einer 
abfoluten Staatsgewalt, und der Abſolutismus wirb nicht gerechter und 
nicht ungefährlicer, wenn die Menge als wenn ein Einzelner der abfolute Herr- 
fcher ift. Der Defpotismus des Demos ift fo vermwerflich als ber der Fürften. 

Aumweilen ift der Unterſchied zmwifchen dem Gelammtwillen und der Summe 
der Einzelwillen aub von R. bemerft worden. Er fieht ein, daß die Summe ber 
Brivatwillen durchaus egoiftiih fein fann, indem bie Einzelnen nur an ſich und 
nit an das Gange denken. Der Staatswille dagegen muß das gemeine Wohl 
ver Augen haben. Aber diefe Einficht bringt nicht durch. Er ſucht nach einer bloßen 
Ansfluht, und berubigt ih dann mit dem wunderlihen Gedanken, man brauche nur 
bie ertremen Privatmillen abzuftreifen, und die Durchſchnitts meinung zu nehmen, 
dann werbe man doch den Einen Gefammtwillen erhalten, Die Fiktion eines Durd- 
ſchnittswillens der Mehrbeit, melde den Gefammtwillen Aller beveute, ift an ſich 
aanz willfürlih und nicht geeignet, ven Mangel der wirflihen Einheit zu verbeden. 
Ueberbem ift nicht einzufehen, meshalb nicht gerade einzelne hervorragende edle 
Männer vorzugsmeife ohne Selbftfuht das allgemeine Wohl vor Augen haben 
follten, während die große Menge ver Einzelnen, d. b. die Mehrheit vielleiht an 
ihren Eigennug denkt, Nah der Fiktion R.'s würden die Meinungen jener befeitigt, 
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weil fie Über und aufter der Durchſchnittsmeinung ftehen, und nur diefe ald 
Gefammtwille erflärt. 

Mit Recht erflärt R. das Geſetz als den wichtigften Akt der Souperänetät, 
aber geradezu perderblich geworben ift bie völlige Trennung tee Organs für Ge 
jeggebung von ber Regierung, und tie Ausſchließung des Staatshauptes von dem 
aefeggebenden Körper. Er fieht in ter Regierung nur die Vollziehung, und meint 
fle verhalte fih ganz und gar zur Gefeßgebung, wie die That zum Willen. Aller- 
dings darf der Fürft fih nit über den Gefanmtmwillen fegen und jeine Befug- 
niffe find durd die Verfaſſung und das Geſetz beſchränkt, aber die Regierung ift 
doch nicht bloße Bollziehung ver Gefege, ſondern weſeutlich jelbftändige Staats- 
leitung je nah den wechſelnden Bebürfnifien des Lebens, innerhalb ver Red: 
mäßigfeit, nah Gründen der Zweckmäßigkeit. 

Da R. unläugbar für die Bewegung des Zeitgeiftes einen lebhaften Inftinft 
bat, fo fällt feine Abneigung gegen die Repräfentativverfaflung auf, welde todı 
ein charakteriſches Merkmal gerate des modernen Staates ift, und auf melde vie 
ganze Zeitrihtung hindrängte. Er lieh fich hier theils durch feine demokratiſche Ge- 
finnung, tbeils dur feinen Grundirrthuu, daß ver Staat auf dem Willen ver 
Individnen beruhe, irre führen, denn feine Begründung ift tod fehr ſchwach: „Die 
Souveränetät kann nicht repräfentirt werben, fo wenig als veräußert. Sie ift ver 
allgemeine Wille and der Wille läßt fi nicht repräfentiren. Die Abgeorpneten 
des Volks fünnen daher nicht feine Repräfentanten fein und fine nur feine Be- 
auftragten. Jedes Geſetz, tas nicht von dem Volfe felbft genehmigt worden, iſt 
nichtig; es ift fein Geſetz.“ Im tiefer Hinficht folgte ihm de franzöfiihe Revo— 
Iutton nicht. Mirabean und Sieyes waren einig darüber, daß tie Repräjentativ: 
verfaffung (f. d. Art.) ein großer Fortſchritt ter ivilifatien fei. Aber vie Lehre 
R.'s machte doch die Autorität der franzöfifchen Repräfentation unfiher und gab 
ben Demagogen gefährliche Argumente in die Hänte, um tie Klubbs und den Pö— 
bel wider die gewählte Bertretung aufzuhegen. 

Das Staatsiveal R.'s ift eine Meine Demokratie von etwa 10,000 Bürgern, 
welche zur Bolfsverfammlung gehen und tie Gefege geben; d. h. ein Gemein- 
weien, welches nicht einmal den Umfang und tie Bedeutung einer anfehnlichen 
Stadtgemeinde bat. In ter That nur in dem engen Raum einer bloßen Gemeinte, 
teren Bewohner in fehr einfachen Berbältnifien gleichartig denfen und leben, ift ſolches 
Zufammenmwirfen Aller zur Geſetzgebung auf tem Fuße ter Gleichheit denkbar. Für 
unfere heutigen Kulturftaaten mit ibren mannigfaltigen Bebürfniffen und ihren 
verfchiedenen Bolfsflaflen erfcheint fie wie eine Kinderei. 

Mertwürbig und einflußreih auf vie franzöfifhe Revolution geworben ift 
endlich das Kapitel über die „bürgerlihe Religion." Der Gedanke, daß ber 
Staat einer Relgion bebürfe, und daß biefe für ven modernen unfirchlichen Staat 
nicht eine Offenbarungsreligion fein könne, ift ſchon von Puffendorf ausgeſprochen 
worden. Intem R. ihn aufnimmt, ändert er ihn um. Puffendorf hatte daneben 
die Offenbarungsreligionen und die Kirche unangefochten Beftehen laſſen und fic 
nicht feindfelig geaen das Ghriftenthum geftelt. R. dagegen erflärt vas Chriften- 
thum für eine dem Patriotismus der Bürger ungünftige Religion und will keine 
Kirche unter dem Staate, fondern alle auch die religiöfe Antorität in dem Einen 
Geſellſchaftsſtaate vereinigen. Er verlangt, daß tie Geſetzgebung tiejenigen weni— 
gen religiöfen Borfchriften erlafle, welhe für das Gemeinleben im Staate netb- 
wenbig feien. Es find das eher geſellſchaftliche Principien als religiöfe Dogmen. 
Der Staat fordert nicht, daß man fie glaube, wohl aber, daß man fie befenne 
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und nicht dawider handle. Wer das nicht thut, dem verweist er ald einen unbraud;- 
baren Bürger. Es iſt der alt-römiſche Religionsgedanfe, den er ernenert, nur abe 
gelöst von den heidnifchen Mythen und gereinigt zu vernünftigem Gottesglauben. 
(Bgl. d. Urt. Religion) Im Uebrigen überläßt er den Einzelnen zu glauben, was 
fie wollen und verlangt Toleranz gegen alle Gaubensgemeinſchaflen, mit Ausnahme 
ver Intoleranz der Kirchen, die er nit dulden will. 

In den Seite: Bergbriefen (1763) wendet R. feine Staatölehre auf die 
politifhen Kämpfe in feiner Vaterſtadt an. Da fpricht er ala Bolkstribun, wie 
in den frühern Schriften ald Staatsphilofoph. 

Ausführlicher habe ich meine Anfiht über R. in der Geſchichte der beutjchen 
Staatswiſſenſchaſt ausgeſprochen, auf tie ich verweife. — 

uniſcht 


Rudhart. 


Ignaz Rudhart gehört zu denjenigen Männern, welche buch ihre Wirk⸗ 
jamfeit in Wort und Schrift wefentlih dazu beigetragen haben, dem konftitutionellen 
Spftem in Bayern zur Geltung zu verhelfen, und damit indirekt deſſen Ausbrei- 
tung in Deutjchland überhaupt beförtert haben. Er verbient ed dafür volllommen, 
daß ihm das Staatswörterbuh ein Denkmal der Erinnerung feste, indem es befjen 
Leben und Wirken in einen gedrängten Abriß feinen Lefern vorführen läßt. 

R. ift geboren am 11. März 1790 zu Weißenau, im jegigen Kreife Ober- 
jranfen, wo jein Bater Franz Anton Rudhart fürftt. bambergiſcher Polizeitommifjär 
war. Seinen Unterricht genoß er zu Bamberg, wohin fein Bater einige Jahre 
nad feiner Geburt verfegt worven war. Reiche Begabung und ein unverbroffener 
Fleiß trugen auch reichliche Früchte; er verließ das Gymnaſium im Jahre 1806, 
alfo in feinem 16. Jahre, mit jenen Kenntniffen und Kräften ausgerüftet, welche 
ver Entwidiung des tüchtigen Mannes zur Grundlage dienen müſſen. Nachdem 
er die phyloſophiſchen Studien am Lyceum in Bamberg vollendet hatte, bezog er 
die Univerfität Yandshut, um ſich dort ven rechts- und ſtaatswiſſenſchaftlichen Stu- 
dien zu widmen. Unter den Männern, welde in viefer Zeit des Glanzes in 
Landshut wirkten, haben insbefondere Sapigny und Gönner auf R.'s Ausbil. 
tung und geiftige Richtung entſcheidenden Einfluß geübt und wie fehr ihn nament- 
iidy der legtere Gelehrte fhägte, ergibt ich unter Anderem daraus, daß er jchon 
im Jahre 1810 Abhanvlungen Rs in feinem Archiv aboruden ließ. In tem 
nämlihen Jahre hatte die Juriftenfatultät in Landshut einer Bearbeitung der Preis- 
aufgabe: „Syftem ver Verträge”, vie R. geliefert hatte), den Preis zuerkannt 
und ihm barauf die Doktorwürde ertheilt. 

Bon der Univerfität wendete ſich R. zur Praris bei dem Areiv- und Stadt 
gerihte feiner Heimathsftadt Bamberg, von der ihn 1811 ein Ruf als Profeſſor 
ter Rechte an die großherzogliche Univerfität Würzburg abrief. 

Der beim Untritte jeiner Stelle noch nicht volljährige junge Gelehrte hielt 
hier Vorträge über Nechtsgefhichte, Völkerrecht und Entyclopädie?). Bei dem 
Uebergang Würzburgs an Bayern eröffnete fich für R. ein neues und erweitertes 


', Sie ift ald Inauguralabhandlung in Nürnberg (1811) gedrudt unter dem Titel: Unterſuchung 
üer ſyſtemat Eintbeilung und Stellung der Verträge für Deftrin un? Legislation. 
2) Die zwei aus Dieter Zeit Mammenden Schriften R.’s: „Leber das Studium dr Rechte: 
geihichte”, Würzburg 1614, dann: „Encyklopädie und Dieibodologie der Rechtswiſſenſchaft“, Würze 
burg 1812, find wohl durch feine Vorlejungen veranlaßt. 
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Feld der Tätigkeit, als deren erftes und tiefeingreifendes Ergebniß wir feine „Ge 
fhichte der Lanpftände in Bayern” zu nennen haben, melde in 2 Bänden im 
Jahre 1816 zu Heidelberg erſchien, und dann in einem zweiten Aborude in München 
1819 veröffentlicht wurde. Das Werk beruht zwar nicht auf neuen Forfchungen, 
ſondern es baut fich in der Hauptjahe auf ven ſchon bekannten und zugänglichen 
Materialien auf. Aber es ift von einem tiefen Verſtändniß der ſtändiſchen Ber- 
faffung und von einem gefunden politiihen Sinn durchdrungen und die Darftellung 
ift, chne die wiſſenſchaftliche Form zu verlaffen, friſch und lebendig, ja nicht felten 
warm, und gerade dadurch hat das Bud ein fehr zahlreicher Publitum gefunden 
und der Einführung ftandifher Inftitutionen in Bayern fehr weſentlich vorgearbeitet?). 
Hiezu mitzuwirken, war ihm bald nod weitere Gelegenheit gegeben. 

Die Rüdfiht auf feine Gefunpheitsverhältniffe beftimmte R., 1817 vie lehr- 
amtlihe Thätigkeit zu verlaflen und in den praftifchen Staatsdienſt einzutreten; 
er übernahm zunächſt die Funktion eines Rathes bei dem damaligen ©eneral-Fis« 
fulate und rüdte 2 Iahre fpäter (1819), zum Minifterialrath im Yinanzminifterium 
vor. In diefer Eigenfhaft war er beim erften bayer. Yandtage (1819/20) als 
f. Kommifjär thätig. Im Jahre 1823 ernannte ihn der König zum Regierung» 
direftor in Bayreuth, von wo er 1826 zu berjelben Stelle nad Regensburg be: 
rufen wurde. Inzwiſchen war er (1825) von den Städten des Obermainkreifes 
ald Abgeorpneter in die II. Kammer der Stände-Berfammlung gewählt worden umd 
als folder nahm er an den Landtagsfigungen von 1825, 1828, 1831 und 1834 
— alfo während zweier Wahlperioden — Antheil, Hier hatte er Gelegenheit, 
feine umfafjenden Kenntniffe, fein Eares Urtheil und feine gewinnende Beredtſamleit 
zum Helle feines Baterlandes geltend zu machen. Gleich bei der erften VBerjamm- 
lung des Landtags, welcher er beimohnte, bildeten die Geiege über Anfäßigmahung, 
daneben das Gewerbe- und Heimathwefen, einen Gegenjiand ſtändiſcher Berathung. 
R. trug zu ihrem Buftandelommen redlich bei; er billigte dem leitenden freiheitlichen 
Gedanken und hoffte auf der Grundlage vefjelben die weitere Entwidlung zu größerer 
Freiheit. Daß die Dinge in ver Wirklichkeit einen andern Gang nahmen, daß 
man im Gebiete des Gewerböwefens und der Anfäffigmahung in den nächften 
Decennien zu immer größeren Beichränfungen gelangte, das war nicht Schuld des 
Geſetzes, fondern der Berwaltung, melde ſich über Buchftaben und Geiſt deſſelben 
binmwegiegte und ihre eigenen realtionären Ziele verfolgte. 

R. that was in feinen Kräften ftand, um dieſer Störung entgegenzumirken, 
As im Jahre 1831 über die gegen den (richtigen) Vollzug des Gewerbögefeges 
eingelommenen Beichwerden und Anträge in der Kammer der Abgeorbneten Ber 
handlung gepflogen wurde, that R. in feiner diefe Anträge befämpfenvden Rebe fol- 
gende charalteriſtiſche Aeußerung: „vie Zeit wird kommen, wo aud Sie fi über- 
zeugen werben, daß Sie der (Gewerbe-) Freiheit nicht entgehen. Entgehben, 
fo, meine Herren, muß ich jagen. Ich muß die Freiheit als Ihre Drängerin und 
Bezwingerin betrachten“. — Wir, die wir die darauf folgende Geſchichte ver Ges 
feßgebung und Berwaltung fennen, werben einräumen, daß diefe Bemerkung R.’s 
fih im vollen Sinne bewahrheitet habe. Man läßt fich von der freiheit bevrängen 
und bezwingen und wundert fi) dann darüber, daß fie diejenige: Vortheile nicht 
mit ſich bringe, die man ihr fonft nachrühmt. — Auf den folgenden Landtagen 
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3) Hierher gehört auch noch eine Meine Schrift von R., die als Vorarbeit zur Verf.Urk fich 
darftelt: „Uebericht der vorzüglichften Beftimmungen verfchiedener Staatsverfaſſungen über Volks 
vertretung.“ Würzb. 1818, fol, 
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waren es insbefonvere (1828) das Geſetz über die Einführung der Landräthe (Or- 
gan zur Bertretung der Kreife, in welche das Gebiet zum Zwede der Verwaltung 
zerfällt) und die neue Zollordnung, dann (1831) das Gefeg über tie Nechtsver- 
häftnifje der auf bie Gerichtöbarfeit freiwillig verzichtenden Standes- und Guts- 
herrn und (1834) das Geſetz über Einführung einer permanenten Givillifte, an 
deren Berathung und Feltftellung R. lebhaften und einflußreichen Antheil nahm. 
Die Rede, welche er bei der Debatte über das zulegt angeführte Gefeg hielt, galt 
als eine der beften oratorifhen Leitungen, welde je im bayerifchen Ständeſaale 
gehört wurden. 

Nah dem Schluffe der Ständeverfammlung von 1831 warb R. zum Präfi- 
denter der Megierung des damaligen Unterbonaufreifes in Paſſau ernannt, wo er 
5 Jahre lang für das Wohl und Gedeihen dieſes Kreifes thätig war. Die För- 
derung der Landwirthſchaft und ihrer Nebenzweige, fowie der Induftrie bes unter 
feiner Leitung ftehenden Kreifes war die jchöne Aufgabe, die er ſich fegte und für 
deren Berwirklidung er bei jevem Anlafle zu wirken fuhte Im Jahre 1836 
übernahm R., dem Rufe feines Königs folgend, das Minifterium des Innern und 
damit zugleih das Präfivium des Gefammtminifteriums von Griechenland, in welder 
Stellung er den König Dito zu feiner VBermählung mit Prinzeffin Amalie im 
Spätherbft des Jahres 1836 nach Oldenburg begleitete, und ihm im Februar 1837 
nah Oriehenland folgte um dort an Armanspergs Stelle vie Leitung der Ge- 
fhäfte zu übernehmen. Er mochte ſich bald überzeugen, daß die Schwiertgfeiten 
welche fih der Regierung in Griechenland entgegenftellten, mit den ibm aus feiner 
bisherigen Erfahrung befannten Mittel nicht zu befeitigen fein. Die Berhältnifie 
im Innern boten an ſich fhon fo viel Eigentpümliches dar, daß ihre Leitung und Re- 
gelung die volle Kraft und Einficht eines Staatsmannes erheiſchte. Dazu famen 
aber nod die äußere Stellung des jungen Staates, dem man nit blos Einen, 
fondern drei Vormünder gefegt hatte, von bemen jeder nicht etwa den ihm gebüh- 
renden verhältnigmäßigen Einfluß ausüben, fondern allein und ausſchließlich ven 
Mündel beherrihen wollte. R. ſchloß fi zu fehr an die eine tiefer Schugmädhte 
und ihre mittelbaren Bundesgenofjen an, als daß er nit die Eiferfudht der beiden 
Weſtmächte gegen fich erregt und felbe ſich zu entſchiedenen Feinden gemacht hätte, 
Ein diplomatifher Streitfall, der ſich zwiſchen R. und dem engliihen Gefandten 
erhob, gab England die erwünfchte Gelegenheit, auf R.'s Abberufung zu bringen, 
und fo wurde er dann in bemfelben Jahre, in welchem er die Berwaltung Griechen⸗ 
lands übernommen hatte (Dec. 1837) wieder entlaffen. 

Die ſchwere Sorge feines Berufs, die anftrengende Thätigfeit in einem ihm 
ungewohnten Klima und die Wahrnehmung der Erfolglofigkeit aller feiner Arbeit 
hatten feine phyſiſchen Kräfte erfchöpft und feine Geſundheit untergraben. Um 
fi körperlich und geiftig zu erholen und zu erfrifchen unternahm er vor feiner 
Nüdkehr in die Heimath eine Reife nad dem Orient, von ber er mit den beften 
Hoffnungen befeelt zurüdfehrtee Auf der Heimfahrt zog er fi eine Erkältung 
und in folge davon eine Entzündungsfrantheit zu, fo daß er am 3, April 1838 
krank in Trieft anlangte und aller Sorgfalt und Pflege ungeachtet am 11. Mai 
dafelbft verſchied. 

Bon den jhriftftelleriichen Arbeiten R.'s haben wir feine Erftlingswerfe ſchon 
oben angeführt. Außer venfelben find noch hervorzuheben: „Das Recht des deutfchen 
Bundes. Ein Lehrbuch zum Gebrauche bei Borlefungen an deutſchen Univerfitäten.‘ 
Stuttg. u. Tüb. 1822, und „Ueber den Zuftend des Königreichs Bayern nad) 
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amtl. Quellen.“ 3 Bde. Stuttgart u. Züb. 1825—1827%). In dem erfteren, 
auf den Wunſch der Regierung verfagten Werke ift eine klare und konſequente 
Theorie des Bundesrehtes vom Stantpunkte tes Staatenbundes und der möglichſt 
unbefchränften Souveränetät der Einzelftgaten geboten, und da die Grundgeſetze des 
Bundes bis zur Stunde nicht verändert worden, fo hat viefelbe aud gegenwärtig 
noch tiefelbe Bedeutung, wie 1822. Die Statiſtik von Bayern enthält in ihrem 
erften Bande zunädft einen Ueberbiid über tie Bevölkerung Bayerns, deren Ber- 
theilüng und Gliederung, dann über die Anftalten für Unterricht und Bildung und 
über die Lantesfultur im Ganzen und in ihren einzelnen Zweigen. Im zweiten 
Bande findet man eine trefjlihe Darftellung des Zuftandes ver Gewerbe und bes 
Handels in Bayern, woran fich eine Skizze der bayer. Verfaſſung reiht. Mit diefer 
legteren Abtheilung des 2. Bandes fteht der 3. im engften Zufammenbange, ber 
ein Bild von der Finanzverwaltung, der Rechtspflege und den Ariegsanftalten bes 
Königreihs Bayern zu geben ſucht. 

Es dürfte für manden Leſer des Staatswörterbuhs von Intereffe fein, die 
Bedeutung, welche R. ſchon damals der Statiftif beilegte, aus feinen eigenen 
YUeußerungen kennen -zu lernen. Er bemerkt darüber in der Borrede zu feinem 
Werte im Wefentlihen Folgendes: 

„Eine auf Thatſachen begründete Darftelung des Zuftandes eines Staates 
fei vor Allem für das Publitum nothwendig, welches an den öffentlichen Ange 
legenheiten einen Antheil nehme (wie dies die ftänviihen Berfaffungen fordern); 
venn Theilnahme beruhe auf Kenntniß der Berhältnifje und der Thatſachen und je 
umfafjender dieſe, deſto ficherer das Urtheil. Beſonders jei für jene, welche an ter 
Zeitung der Staatsverwaltung Theil haben, ein Mares Bild von dem Zuftande bes 
Staates unentbehrlid; fir follen die Entwidiung aller Kräfte tes Staates leiten 
und förbern, die Hindernifje entfernen und dadurch eben fo viele Mittel der Unat- 
hängigkeit und Selbftändigkeit und unter ihrem Schuge das immer größere Wachs— 
thum menſchlicher Berevlung gewähren. Ohne dieſe Fiare Kennmiß fei die ganze 
Verwaltung nur ein Aneinanderreihen von Berjuhen aus dem Stegreif, ein He- 
rumtappen in der Finfterniß oder im Zwielichte.“ — Nicht minder beherzigenswerth 
ift R.'s Urtheil über die Aufgabe der Geſetze und der Berwaltungs- Einrichtungen : 
Jedes wider die natürlichen Verhältniſſe laufende Gejeg wirke ftörend oder vernich- 
tend auf das Ganze, da alle Verhältniffe des menfchlichen Lebens zufammenhängen. 
Würde der Gefeßgeber und Staatsmann unferer Zeit vie Geſetze und Anftalten 
anführen, welche ven Menfchen wehren ober erfchweren, tie Kräfte vie ihmen Gott 
gegeben, frei zu ihrer Ernährung, zu Gewerben und Künften zu gebrauden und 
zu vervolllommnen, ſich niederzulafien auf der allernährenden Erde, ein Weib zu 
haben und Kinder zu zeugen, ferner jene ©efege, weiche den Verkehr mit ben 
Erzeugniffen des Bodens und des Fleißes für das Bedürfnig Unterer, woturd 
die Weisheit der VBorfehung die Menſchen verbinden wollte, hindern und trennen; 
dann würde wohl fich erklären können, wie durch die Vernichtung und die Umkeh— 
rung der natürlichen Berhältniffe und vie frevelhaften Eingriffe gegen Gottes Ord⸗ 
nung die Gejellihaft zerrüttet, Jammer erzeugt, und felbft des Himmels Gabe, 
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4) Auf einige kleinere Schriften, welche geeignet find, die politiſchen Anſchauungen R.'s in 
Bezug auf einzelne wichtige Kragen zu dofumentiren, wollen wir nur nebenbei aufmerffam machen; 
dieſe find: „Leber die Verwaltung der Juſtiz durch die adminiftrativen Behörden. ine jurid, 
Skizze, alö ein Beitrag zur Revifion der Gejepgebung in Bayern.” Würzb. 1817, und „Ueber 
die Cenſur der Zeitungen im Algemeinen und befonders nach dem bayr, Etaatöredie”, Er 
langen 1826, 
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der fruchtbare Boden für ven Landmann, und die Regierung zur Ralamität wers 
den könne. 

In ver fi hierin kundgebenden Haren Erkenntniß deſſen, was dem gemeinen 
Weſen nüglih und nothwendig ift, lag R.’8 Bedeutung und der Schlüfjel zu ven 
Erfolgen, welde er als öffentlicher Lehrer, dann als Abgeorpneter und Staatsmann 


und endlih als Schriftfteller errungen bat. Bözl. 
Nufland und Die Nuſſen. 
I. Geſchichte. 11. Staatsform, Rechtepflege und Bırmwaltung 
11. Statiftifch-geographiier Ueberbiid. 12. Finanzen. 
i. Größen. und Bevölkerungsverbältnifie. 13. Hteresmadht und Zlotte, 
2. Rangflufen un» Standesvorrechte. 14. Das baltifhe Meer. 
3. Gharafter des Bandes und Bodens. 15. Das ſchwarze Meer, 
4. Hiftoriichepolitiihe Eintheilung. 16. Das kaſpiſche Meer. 
5 Uebergangsbezirke zwiſchen Afien und Europa. 17. Der kaukaſiſche Iſthmus. 
Der Ural. 18, Kultur zuſtande, Schulweſen und Bolksbilvung. 
6. Das nördliche Ruplanp. 19, Kirche und Klerus, 
7. Das mittlere Rußland. %. Sittliche Kultur. 
J. Ermwerbsquellen, Bropufte, Handel und Ber- Il. Die veutichen OÖftfeeprovinaen. 
kehr. 1. Geſchichte. 
9. Waſſerſtraßen, Kanäle und Eiſenbahnen. 2. Staatarecht. 
10, Gtbnograpbie. 3. Statiftik. 


Es würde den Lefern des Saatswörterbuhs wenig damit gedient fein, wenn 
wir uns bier im gelehrte Unterfuhungen über die verfhiedenen Bäche, Flüſſe und 
Ströme einlaffen wollten, aus welchen das ruſſiſche Bölfermeer im Laufe ver Jahr- 
hunderte entftanden ift. Sole Fragen, zu denen es nod allerlei etymologiſche, 
ethnographiſche und hiſtoriſche Räthſel zu löfen gibt, bier gründlich zu erörtern, 
erlaubt der Raum und die Tendenz diefes Werkes nicht, und fie nur oberflächlich 
zu behandeln würde mehr jchärlich als nützlich ſein. Bei einer Schilderung bes 
ruſſiſchen Kaiferreihs und feiner Bewohner gibt e8 ein fo ungeheneres und großen- 
theils noch ungefichtetes Material zu bewältigen, daß wir uns, die wir das zu 
entwerfende Bild in einen möglihft engen Rahmen zu faſſen haben, hier auf vie 
Anführung des Wichtigften und Wifjenswertheften beſchränken müffen. 

Erſt feit feiner Befreiung vom Mongolenjoche hat Rußland den Grund zu 
feiner heutigen Macht gelegt und erft durch Peter ven Großen ift es in das euro- 
päiſche Staatenfyitem hineingefhoben worven. Wir werden deshalb Alles, was der 
ältern Geſchichte Rußlands angehört, nur im flüchtigen Ueberblick betradten und 
ung auch bei der Schilderung des neuern Rußlands überall möglichft furz jafien, 
wo wir auf andre, die widtigften Punkte der ruffiihen Geſchichte ausführlicher 
behandelnde Artikel verweifen können. So ift zum Beiſpiel unfre von allen deut— 
ihen Hiſtorikern abweichende Auffafjung Peters des Großen und der durd ihn 
bewirkten Reformen, oder richtiger gefagt Revolution, in einem längeren, biejem 
Herrſcher gewidmeten Auffage gründlich motivirt und damit ver Stanbpunft je 
kennzeichnet, den wir aud in den hier folgenden Betrachtungen einnehmen. 

1. Gefchichte. 

In den erften Jahrhunderten unjerer Zeitrehnung waren vie Yänber, welde 
das heutige Rußland bilden, noch jehr wenig befannt und gemeinhin mit ven 
Namen Sarmatien und Skythien bezeihnet. Herodot (IV, 20) bes 
richtet, daß Skythen am linken Ufer des untern Dnjepr als Nomaden hausten, 
während andere Stänme vesjelben Bolt! am Dnjepr und in Porolien Ader- 
bau trieben und der vornehmfte Stamm, dem alle gehordhten, weil er am tapfer 

Bluntſchli und Brater, Deuriches Staats- Wörterbuch. VIII. 48 
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fin und zahlreihfien war, jeinen Sig in Taurien, an den Ufern der Mäotis 
und in den doniſchen Steppen hatte. Dies waren die königlichen Stythen, 
oder bie fpätere fogenannte goldene Horde. 

Wir theilen die Anficht Niebuhrs, daß vie Skythen ein mongolifches Volt 
waren, da in der That tie Schilderung, welde Herodot von ihrer Lebensweiſe, 
ihren Sitten und Gebräuchen, und diejenige, welche Hippofrates von ihrer Körper: 
bejchaffenheit macht, noch bei den heutigen Mongolenftämmen zutrifft. Hier ift jedoch 
eine Erwägung einzufhalten, welde die Niebuhr'ſche Anſicht etwas modificirt, zu« 
gleich aber die dagegen erhobenen Widerfprühe auflöst. Kriegeriihe Wandervöller 
bleiben niemals lange unvermiſcht. Sie unterwerfen ſich andere Völker, machen 
diefe tributpflichtig und geben ihnen ihren Namen. So find gewiß nicht alle Stämme 
welche von den Alten Skythen genannt wurben, mongolifhen Urfprungs gewejen; 
es ift anzunehmen, daß finno-ugorifhe Stämme und flaviihe Nomaden, welde 
urſprünglich ſehr friedliher Natur und leicht zu unterwerfen waren, fid mit dem 
herrſchenden Bolfe vermifchten, Vieles von feinen Sitten annahmen und feinen 
Namen erhielten. Demnach werben unter den eigentlihen Skythen vornehmlidy die 
herrſchenden Stämme, die von Herodot fo genannten Königlihen zu verftehen fein. 

Ungefähr um das Jahr 300 v. Chr. wurden die Skythen durd die Geten 
verbrängt oder unterworfen und das Flachland zwiſchen Donau und Dnjefter hieß 
fortan die Steppe der Geten, und dem Reihe der Stythen wie ihrem Namen 
war damit ein Ende gemadt. Noch ein anderes Volk that fih im Kampfe gegen 
die Skythen hervor, wir meinen die Sarmaten, welde nad Herodot jenjeits 
der Mäotis und des Zanais wohnten. Die Nachrichten über dieſes Volk find je 
doch jo nebel: und fabelhaft, daß ſich feine fiheren Schlüffe daraus ziehen laffen. 
Ferner find zu nennen tie Rorolanen (Ruß-AManen?), die nad Strabo um 
das Jahr 100 v. Chr, zwifchen dem Boryſthenes und Tanais (Dujepr und Don) 
wohnten und hauptſächlich von ihren Heerden lebten. Sie waren, wie Tacitus be- 
richtet, beſonders durdy ihre treffliche Reiterei berühmt. Am linfen Donauufer faßen 
die friegeriijhen Jazygen (melde, ihres flavifhen Namens wegen, von einigen 
Gelehrten für ein flavifches Urvolf gehalten werben), und vertrieben, ſich weiter 
austehnend, die Dacier zwilhen Donau und Theiß. Die Krimm mit ihren 
blühenden griehiihen Kolonieen, von deren Reichthum und Kunftfinn noch die in 
unferer Zeit vorgenommenen Ausgrabungen zeugen, wurde nebft den benadybarten 
Landftrihen um das Jahr 80 v. Chr. eine Provinz des pontijhen Königreichs 
unter dem jpradenfundigen Mithrivates, der feinerfeits bald den Römern erlag. 

Unter ven Völkern, welche mit wechſelndem Kriegsglüd noch im alten Skythien 
auftraten und von den römiſchen Geſchichtſchreibern geſchildert wurden, find befon- 
ders die Alanen und die Gothen zu nennen, Jene hatten fid) während der erften 
Jahrhunderte n. Ch. im ſüdlichen Rußland ausgebreitet, wurden von bort durch 
die Hunnen vertrieben und durchzogen gemeinfam mit diefen Europa, bis fie zulegt 
von Spanien nad Afrika überfesten und jpurlos verſchwanden. Die Gothen, welde 
im 3. Jahrhuntert n. Chr. alle Länder zwiſchen dem baltijchen und ſchwarzen Meere 
beherrſchten, eroberten unter ihrem Könige Ermanarich aud die Krimm und andere 
Theile des heutigen Rußlands. Ebenfo unterwarfen fie fi, wie Jormandes berichtet, 
die Wenden, ein flavifches Urvolk, welches feit vorhiſtoriſcher Zeit feine Site 
an der Weichjel und am baltifhen Meere hatte. Zugleih mit ven Wenden führt 
Jornandes die Anten und Beneter an, die er für gleichen Urfprunges mit 
ihnen bält. 

Aus einer vergleichenden Unterfuhung der älteren Nachrichten und ver neueften 
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ethnographifhen Forfhungen ergibt ſich mit Sicyerheit das Nefultat, daß Mon- 
golen, Slaven und Finnen nit blos die Urbewohner Rußlands waren, 
fondern auch heute noch den Grundſtock der Bevölkerung des Kaiſerreichs bilden. 
Dazu kamen zerfprengte Refte der großen Bölferwanderung, wie Avaren, Chafaren, 
Petſchenägen, Polowzer u: ſ. w., welche ſich beſonders in ver fübruffifhen Steppe 
anfiedelten, bei den wiederholten Einfällen der von Südoſten ber Rußland über- 
flutenden Mongolenhorvden viefen erlagen und und zulegt ganz in ihnen aufgingen. 

Nichts widerfpridt der Annahme, daß die flavifchen Urbewohner von jeher 
den größten Theil der Bevölkerung bildeten und — wenn fie auch niemals im 
Stande waren, aus fich felbft herans ein Außeres Band ber Einigung, oder irgend 
etwas unferem Stantsbegriff Aehnliches zu erzeugen, doch eng zufammenhielten durch 
das Band der Sprache, des Glaubens und der Sitten. 

Die Älteften ruffifchen Städte waren Nowgorod am Ilmenſee, Kiew, Smo- 
lenst, Polotzt und Tſchernigow. Die Gründung Kiews wird von einigen flavifchen 
Schriftftellern in das 5. Jahrhundert vordriftliher Zeitrehnung verlegt, wie uns 
ſcheint, ohne gefiherte biftorifhe Begründung. Ebenjo fehlen beftimmte Daten 
über die Gründung der übrigen, obengenannten Städte, unter welhen Now - 
gorod (nad Neftors Angabe unter Rurif am Ufer des Wolchow nen aufgebaut 
und Groß-Nomwggrod genannt) beftimmt war, die hervorragenpfte Rolle zu fpielen. 
Diefe durch Handel ſchnell zu Reichthum nnd Macht gelangte Stadt fcheint 
fortwährend in lebhaften Verkehr mit den ffandinavifhen Völkerſchaften geftanden 
zu haben, welde von Neftor, dem Bater der ruſſiſchen Geſchichte, eingetheilt wer- 
den in Waräger-Rufien, Waräger-Schweden, Urmänen (Normannen), Angeln und 
Gothen. Die Roß oder Nuf waren ein Tribus der Waräger und Neftor be— 
merkt austrüdlih, daß fie den Ruſſen, melde fi früher Slaven genannt, ihren 
Namen gegeben haben. Er berichtet weiter, daß die Slaven, die Tſchuden und 
Kriwitichen in ftetem Hader gelebt und, unfähig ſich felbft zu regieren, den Ent- 
ſchluß gefaht hätten, einen fremden Herrſcher ins Land zu rufen. Die ſtandina— 
vifhen Häuptlinge hatten ihnen ſchon lange durch ihre kühnen Raubzüge Furcht 
und Refpeft eingeflößt, weshalb fie übereinfamen, fih an diefe zu wenven. Der 
Chronift erzählt: „Die Tſchuden, die Slaven, die Kriwitſchen und andere vereinigte 
Bölferfchaften fagten zu den Fürften Warägiens: Unfer Yand ift groß und hat 
Ueberfluß an Allem, aber uns fehlt Ordnung und Öeredtigfeit: kommt daher, von 
unferm Land Befig zu nehmen und und zu regieren.” 

Hierauf zogen die drei Brüder Rurik, Sinens (Sinaf) und Trumor mit Heer- 
gefolge über das warägifche (baltifche) Meer, um das flaviihe Yand in Befit zu 
nehmen. „Als unumſchränkter Herrſcher theilte Rurik das Reich unter feine Heer- 
führer. Dem Einen befahl er, die Stadt Pologf, einem Andern Roſtow, und einem 
Dritten Balo-Dfero zu erbauen und vertheilte warägifche Anſiedler in eine jede 
diefer Städte." Da diefe Städte fhon vor der Ankunft der Fremdlinge beftanden, 
jo ift anzunehmen, daß fie durd) die neuen Anſiedler nur erweitert oder befeftigt 
wurden. Soldergeftalt bildeten fih unter Rurik, der feinen Sig in Nowgorod 
nahm, die ftantlihen Anfänge des ruffifhen Rieſenreichs. Zu gleicher Zeit liefen 
fih andere Warägerfhwärme unter den Häuptlingen Asfold und Dir in Kiew 
nieder und „begannen — wie ber Chronift jagt — über die Polänen und ihr 
Land zu herrſchen.“ 

Rurif war der Gründer einer Dynaftie, welde fid bis zum Jahre 1598 
behauptete und dem Lande fünfzig Großfürften gab. Durch diefe warägifchen Fürften 
wurde Rußland von vornherein die Eroberungspolitit vorgezeichnet, die es mit 
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unwandelbarer Zähigkeit noch heute verfolgt. Schon der erſte Nachfolger Ruriks, 
Oleg, unternahm eine Heerfahrt nach Konſtantinopel, deren unglücklicher Ausgang 
ihm nur ein Sporn war, den Verſuch mit einer größern Macht zu wiederholen, 
nachdem er vie in Kiew herrſchenden Fürſten Askold und Dir umgebracht, ſich 
ihres Landes bemächtigt und fo ganz Rußland unter feinem Scepter vereinigt hatte. 
Gr eroberte Konftantinopel, hing, zum Zeichen jeines Sieges, feinen Schilv an den 
Thoren der Kaiferftant auf und fehrte dann, mit reicher Beute beladen, heim. Als 
nah Diegs Tode die Byzantiner das ruffifhe Joh wieder abfchüttelten, zog fein 
Nachfolger Igor gegen fie aus und machte fie auf’3 Neue tributpflictig. Auf Igor 
und Olga folgte Swjätoslaw, der — nah dem Zeugniffe Neftors — achtzig 
Städte in ver Bulgarei eroberte und die größte davon, Perejaslaweg, zu feiner 
Reſidenz machte. Er war unglüdl h im Kampfe mit den Örichen und wurbe bei 
feinen Rüdzuge am Drijepr von den Petfhenägen erfchlagen, vie feine Hirnfchale 
in Gold faßten und darauf fhrieben: Wer fremdes Gut ſucht, verliert fein eigenes. 
Damit nahmen vie byzantinifhen Heerzüge ver erften Periode ein Ende. 

Unter Jaroslaws Sohn, Wladimir, der fpäter den Beinamen der Große er- 
hielt (er regierte von 980 bis 1015), wurde, bei Gelegenheit feiner Vermählung 
mit der byzantiniſchen Prinzejfin Anna, der Schweiter des Kaijers Bafilius II., 
das Chriſtenthum in Rußland eingeführt und dadurch ein neuer Anſpruch auf ven 
byzantiniſchen Thron begründet. Als harafteriftiih muß bemerkt werben, daß vas 
Bolt ven neuen Glauben auf Befehl feines Herrichers ohne den geringften Wider— 
ftand annahm. 

Wladimir theilte das Reid unter feine zwölf Söhne und legte fo den 
Grund zu ber Zerfplitterung des Reichs, welche der fpäteren Mongolenherrfhaft 
in die Hände arbeitete, woburd die ruffiihen Eroberungszüge nah ter ſchönen 
Zargrad (Konftantinopel) bis zu unfern Tagen unterbrohen wurden. In ven 
meiften Stüden war Wladimir ganz das Vorbild Peters I., von gewaltiger Körper: 
und Geiftesfraft, voll nimmerfatter Unternehmungs-, Neuerungs- und Eroberungs- 
luſt, gewaltthätig, roh und ausfchweifend wie diefer. Er fuchte feine Herrfchaft nad) 
allen Seiten auszudehnen, entriß Polen (welches damals nod ein Herzogthum war) 
die Städte der Tfherwannen, von welchen das heutige tiherwannifche over Roth- 
rußland, das heute zu Oftgalizien gehört, jeinen Namen führt, — unterwarf vie 
Jatjhwinger, einen wilden lettiſchen Volksſtamm, und drang, von der Wolga 
abwärts, erobernd bis zu ven urſprünglichen Wohnfigen der Bulgaren vor, Wahr: 
iheinlih gaben vie Neibereien, denen das ſüdliche Rußland vorzüglid von Seiten 
ber wilten Petſchenägen ſtets ausgefegt war, Wladimir den Gedanken ein (ähnlich 
wie hundert Jahre vorher Heinrich dem Finkler in Deutfchland), durh Gründung 
von Städten dem Volle Sicherheit zu verfhaffen, denn unter feiner Regierung 
wurben eine Menge neuer befeftigter Orte gegründet. 

Obgleich der ruſſiſche Annalift mit feinem Worte des Krieges Erwähnung 
thut, ven Wladimir 4 Jahre lang Im Norden feines Reiches gegen den nor: 
wegiſchen Prinzen Erich führte, ver um das Jahr 997 plündernd und verheerend 
in das Gebiet von Nomwgorod eingefallen war, fo laffen uns dod) fowohl die Be- 
richte darüber, die wir bei Sturlefon finden, als aud die in den flanbinavifchen 
Liedern befungenen Großthaten und mörderiſchen Schlahten diefes Krieges, endlich 
die von Neftor felbft um diefe Zeit erwähnte kriegeriſche Anweſenheit Wladimirs 
in Nowgored nicht an der Wirklichkeit desfelben zweifeln. In der Friedenszeit ver- 
wantte Wladimir feine Sorgfalt auf das Innere feines Reiches, legte Schulen an 
und jah andy 996 tie fteinerne Muttergottesfirche in Kiew vollendet, woran griechiſche 
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Künftler fieben Jahre lang gearbeitet hatten. Er glänzt in der Gefhichte mit dem 
Beinamen tes Großen und Apoftelgleihen; die vuffifhe Kirche ſprach ihn heilig 
und weihte ihm Kirchen und Kapellen (obgleich er 1000 Kebsweiber hatte) und 
bis zur heutigen Stunde beugen fromme Pilger vor feinem in Kiew ver Ber: 
ehrung ausgeftellten Haupte ihre Aniee. Die ruſſiſche Kirche feiert alljährlih an 
feinem Sterbetage fein Gedächtniß, das auch fortlebt in ven alten Volfsfagen und 
Lievern von feiner Tafelrunde, von feinen prächtigen Onftgelagen, von den Helven 
feiner Zeit und ihren wunberfamen Thaten. 

Er hatte zwölf Söhne, von welden ihn acht überlebten, wozu nod fein von 
ihm aboptirter Neffe Smwätobolg Jarobolfowitfh fanı. Der Ehrgeiz fpaltete biefe 
zahlreihe Familie, fo daß das Pant nad Wladimirs Tode mehrere Jahre durch 
Bürgerkrieg vermüftet wurde. Der Adoptivſohn, ein blutdürſtiges Ungeheuer, be 
mächtigte fi des Groffürftentbums und unter feiner gewaltigen Negierung (von 
1014— 1019) famen die zwei Lieblingsfühne Wladimirs, Boris, Fürft von Roß— 
fow, und Gleb, Fürft von Murom, die nahmals die Kirche unter die heiligen 
Märtyrer verfegt bat, ums Leben. Dann wurde in Folge der Bergrößerungsgelüfte 
des tapfern Mſtißlaw, der fi) im Jahre 1016 mit dem morgenländifhen Katfer 
zur Vernichtung der Herrſchaft ber Chefaren verbunden hatte, das Großfürſtenthum 
in zwei durch den Djepr getrennte Hälften getheilt. Nad dem Tore Mſtißlaws 
ftellte jevoch fein Bruder Jaroslaw vie Einheit wieder ber. 

Diefer dritte Sohn Wladimirs, welder von 1019—1054 herrſchte, gab Ruf: 
land eine fo vortrefflihde Organifation und wirkte fo fräftig für die Hebung tes 
Wohlftandes und der Bildung des Volks, daß nah Karamfins Anficht fein Reich 
damals den erften Staaten des Abenplandes in nichts nadftand. Er Hatte eine 
Menge Kriege mit dem inzwifchen durch Boleslam zum Nang eines Königreichs 
erhobenen Polen, ferner mit ben Fithauern, Petfhenägen und andern Barbaren- 
völfern zu beftehen und erweiterte Rußland folhergeftalt, daß es ſchon damals an 
Flächeninhalt das heutige Franfreih ums Doppelte übertraf. Jaroslaw machte ſich 
als Gefetgeber berühmt durch das an feinen Namen gefnüpfte ruffiihe Recht (Ruf- 
faja Brawda), welches die Grundlage der ruffifhen Jurisprudenz bildet. Auch nad) 
Außen fuchte er Berbindungen anzufnüpfen, indem er eine ſchwediſche Prinzeffin 
zur Gemahlin erwählte und feine Töchter mit europäifchen Fürſten verbeirathete. 
Eine derfelben, Anna oder Agnes, wurde befanntlid die Gemahlin Heinridy des 
Erften, König von Franfreih. In der That erhob Jaroslam nah Innen und nad 
Augen Rufland zu einer Macht und einem Anfehen, welde es bis dahin nicht 
befeffen hatte und aud gleich nad des aufgeflärten Fürften Tode wieder verlor, 
un fih nach ſchweren Prüfungen erft durch die Dynaftie der Romanow zu weiter 
Größe empor zu ſchwingen. Die alte Zerfplitterung ver Herrſchaft trat wieder cin, 
äußere Feinde bedrohten das Land von allen Seiten und im Innern befriegte ein 
Großfürft den andern. Das einzige Band, welches das mie ein Haufen Sand aus— 
einanderrinnende Bolt noch zufammenbielt, war gemeinfame Sprache und Religion. 
Zunächſt bildeten fih 7 Fürſtenthümer, aber die zahllofen viefen Fürftenhäufern 
angehörigen Prinzen aus dem Haufe Rurik wollten ebenfalls herrſchen und fo 
wuchſen bie TFürftenthümer bald zu Hunderten an. Zuweilen aber tauchte ein 
Fürſt auf, der durch Gemwaltmittel wieder eine Art von Einigung berzuftellen 
ſuchte, und bier ift beſonders Wladimir II. Monomach (1113—25) zu nennen, 
der die Macht des Großfürften über vie aller Theilfürften erbob, tenen gegenüber 
er die Rolle eines unumfchränften Schiedsrichters fpielte. Nach feinem Tode trat 
ein folder Verfall ein und wurde Rufland durch faft fortwährende Kriege mit 
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den Bolen, Ungarn, Bulgaren und Bolomzen fo gefhwäht, daß es dem An— 
drange ber über feine Süpoftgrenzen hereinbrehenden Tataren nicht zu wiber- 
ftehen vermochte. 

Die Tatarenherrfhaft in Rufland mwährte über zweihunvert Jahre 
und wirb immer noch als das größte Unglüd beffagt, welches Gott in feinem 
Zorne über das ruffifche Volt verhängt habe; aber es ift fehr zu bezweifeln, ob 
ohne diefes Unglüd heute überhaupt ein ruſſiſches Reich eriftirte. Die normanniſchen 
Maräger, welche zu Ende des neunten Jahrhunderts das bis dahin wie eine träge 
Maſſe formlos hin- und herfluthende Volk unterwarfen und nad gerinanifchen 
Braud und Net regierten, flößten ibm, wie wir gefehen haben, auch den Geift 
germanifcher Uneinigfeit ein, ven fie felbft in fortwährenden Kämpfen unter ein- 
ander nährten. Nur vorübergehend gelang e8 einzelnen fräftigen Herrichern, wie 
Wladimir und Jaroslaw, Rußland zu einigen, und fie felbft zerftörten ihr Wert 
wieder dur die das Land zerfplitternde Regelung der Erbfolge. Danach wurde 
das Reih in fo viele Fürftenthümer getheilt, als Erben vorhanden waren; im 
Laufe der Zeit zerfiel jedes verfelben in beſondere Theilgebiete, und die Beherrſcher 
ber erftern nannten fi Großfürften, im Gegenfag zu den von ihnen abhängigen 
Theil» oder Fehnfürften, veren Zahl unaufhörlich wuchs. Als vie Mongolen 
über Rußland hereinbradhen, war das Reich ſchon in fo viele Fürftenthümer, freie 
Städte und Herrfchaften zerfallen, vie auf dem beften Wege waren, fib unter 
einander zu vernichten, daR Fein anderes Band der Einigung übrig geblieben, als 
bie nationale Kirhe und Sprache. Diefes Band der Einigung fonnte unter ber 
langen Fremdherrſchaft nur an Stärke wachen, da die mongolifhen Herrfcher in 
feiner Weife Glauben und Sprade ver ihnen unterworfenen Völker beeinträdh- 
tigten und nichts von ihnen verlangten, als Gold und Gehorfam. 

Es war im Jahre 1224, als in Rußland zum Erftenmale der Name ber 
Mongolen oder Tataren eriholl. Unter einer Nomadenhorde in den hohen Bergen 
Burkan⸗Kaldu, welche ihre Flüffe dem Baifalfee und dem öftlihen Ocean zufenben, 
an ber heutigen Grenze der beiden größten Reiche der Erde, China und Rufland, 
wurde Temutfchin geboren, der fpäter den Namen Dibingis-Chan, d. h. 
der größte Chan, annahm und einer der größten Feldherrn aller Zeiten wurde. 

Er behauptete, eine Offenbarung gehabt zu haben, daß er berufen fei, bie 
Welt zu beherrſchen, und im furzer Zeit machte er ſich Tibet und das nörbliche 
China, Chorofan und alles Land vom Aralfee bis zum Indus unterthan. Hierauf 
vermüftete er mit feinen Heeren die Länder am kaſpiſchen und ſchwarzen Meere. 
Als die Ruffen von feinem Vorbringen hörten, zogen viele Fürften des Landes 
aus, um ihn zu befämpfen, bevor er ihre Grenzen überfchritten. Es fam ihnen 
eine Gefandtfhaft entgegen mit der Kunde, daß die Tataren feine Feinde der 
Ruffen feien und ihnen fein Leides zufügen wollten. Die ruffiihen Fürften aber 
ließen in ihrem Uebermuthe die Gefandten töbten. Hierauf ließ Dfbingis-Chan 
den Ruffen Sagen: „Ihr wollt Krieg, er foll Euch werden. Wir haben Eud Fein 
Unrecht gethan. Derfelbe Gott waltet über alle Völker: er wird uns richten!“ 
Die Ruffen fließen mit den Tataren zufammen und erlitten in der Schlacht an 
ber Kalfa, am 31. Mai 1224, eine furchtbare Niederlage. Dibingis-Chan, damals 
mit andern Eroberungen beſchäftigt, verfolgte feinen Sieg nicht weiter. Er ſtarb 
wenige Jahre nachher, und erft Batu, der Heerführer feines Nachfolgers, unter« 
warf ganz Rußland, mit Ausnahme Groß-Nowaorods, dem Joche der Tataren. 
Batu fhlug im Jahre 1238 fein Lager an der Wolga auf, wohin der Groffürft 
Jaroslaw mit vielen Bojaren reifen mußte, um fih und fein Volt vem Chan in 
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aller Form zu unterwerfen. Dafür wurde er zum Oberhaupt aller ruffiihen Fürften 
ernannt. Seine Reſidenz nahm er in Kiew. 

Fortan mußten die ruffiihen Großfürften immer in die Horde reifen, zuerft 
an die Wolga, in das Lager des Chans, und dann in die große Tatarei, in das 
‚Lager des Großchans, um ihm zu huldigen und feine Befehle zu empfangen. 

Im Uebrigen kümmerten die Tataren fih gar nidt um die Angelegenheiten 
der Ruffen, jo lange dieſe ſich unterwürfig zeigten und ihren Tribut regelmäßig 
entrichteten. 

In jener Zeit war Moskau noch ein ganz ganz unbebeutender Ort, und ber 
Hügel, auf welchem heute der Kreml fteht, war mit dichter Waldung bebedt, wo— 
nad die erfte Kirche, welde hier erbaut wurde, die ältefte in Moskau, noch jett 
Kirhedes Heilandesim Walde heißt. Mostau’s Aufblühen und bes 
Kremld Erweiterung begannen erft unter dem Großfürften Johann Danilowitjch, 
ber von 1328 bis 1340 regierte. Er umgab Moskau mit einer Befeftigung von 
Eichenholz. Zu feiner Zeit wurden auch noch die meiften Kirchen und alle Wohn- 
häufer aus Holz gebaut, fo daß nur wenige Spuren von feinen Bauten übrig 
blieben, als nach feinem Tode ganz Moskau fammt dem Kreml in Flanımen auf- 
ging. Der Groffürft Dimitry Iwanowitſch faßte deshalb in einer allgemeinen 
Natheverfammlung mit feinem Vater und den Bojaren den Befchluß, ven Kreml 
aus Stein aufzubauen, und legte ven Grund dazu im Frühling des Jahres 1367. 

Diefer Fürft war e8 auch, der ven erften Schritt zur Befreiung Rußlands 
vom ZTatarenjoche that. Mamai, der damals Heerführer der golvenen Horde an 
der Wolga war, hatte Geſandte mit Friegerifhem Bolt nah Nifchny-Nowgorod 
geichidt, wo fie in Streit mit dem Bolfe geriethen und fammt ihrem Gefolge er- 
ihlagen wurden. Als Mamai bievon Kunde erhielt, zog er mit feinem Heere nach 
Niſchny-Nowgorod, zerftörte die Stadt und ließ nichts als Aſche und Leichen zu- 
rück. Dimitry aber ließ fih von den Mongolen nicht jo leicht einfhüchtern, wie 
feine Vorgänger gethan. Am 11. Auguſt 1378 lieferte er ihnen im Rjäfanfchen 
Gebiete an den Ufern der Woſha eine Schlacht, im welcher fie vollftändig ges 
ſchlagen wurben. ’ | 

Erft zwei Jahre fpäter wagte Mamai einen neuen Feldzug, nachdem er aus 
Tataren, Polowzen, Tſcherkeſſen, Jaſſen, faufafifchen Juden, Armeniern und ſelbſt 
krimmfchen Genuefern ein zahlreiches Heer gefammelt, womit er ganz Rußland zu 
vernichten drohte. Aber die Furcht vor ven Tataren fchien im Lande verſchwunden. 
Die Nuffen waren wie aus einem tiefen Schlafe erwacht. Auf ven Ruf feines 
Fürſten erhob fih das ganze Voll. Am Don ftießen die beiden Heere zufammen. 
Lange blieb der Sieg ſchwankend, endlich entſchied er fi für die Ruſſen; auf dem 
Schlachtfeld lagen nad den Berichten ter Annaliften 200,000 erſchlagene Krieger. 

Trotz des bier erlittenen Schlages und troß ihrer ſich immer mehrenden 
inneren Zerfplitterung hörten die Tataren nit auf, Moskau zu beunruhigen. 
Ihr Reich wurde plöglich zu neuer Größe und Macht erhoben durch ven gewal- 
tigen Timur (Temir, Tamerlan), der im Jahr 1359 den Thron Dihingis-Chans 
beftieg. Der Sohn eines armen Fürften der Dihagatai-Mongolen, der nichts beſaß 
als ein Pferd und ein Kameel, ſchwang er fi) binnen wenigen Jabren zum Herrfder 
von fehsundzwanzig großen Reihen in drei Welttheilen empor, jo daß er einft 
im Rathe feiner Feldherrn von ſich felbft fagen konnte: „Mein Name bat das 
Weltall in Schreden gefeßt, dur eine Bewegung meines Fingers erfchüttere ich 
bie Erde.” Er fchlug feinen Thron in Samarfand auf, unterwarf alle Länder 
vom fafpiichen bis zum Mittelmeere, vom Nil bis zum Ganges und nannte ſich 
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ben Herrn ver beften Hälfte ber Welt. Er legte große Wafferleitungen, prachtvolle 
Städte und Paläfte an, und warb als ein frommer Mann, als ein großer För— 
berer und Kenner der Künfte und Wiſſenſchaften gepriefen, während feine Heere 
auf den Trümmern von Delhi, Bagdad, Damasfus und Smyrna hohe Pyramiden 
von Menfchentöpfen aufthürmten, als Denfmale ihrer Siege. Um Mostau vor 
dem wilden Eroberer zu ſchützen, wurde auf ven Rath der Geiftlichkeit va® wunder- 
thätige Bild ver Mutter Gottes von Wladimir auf den Kreml gebradt. Nun ge- 
ſchah e8 in ver That, daß Timur auf feinem fehredenvollen Zuge durd Rußland 
gar nicht nah Moskau kam, fondern plöglic, ohne iraend welchen Widerſtand ge- 
funden zu haben, umlehrte und ſüdliche Gegenden auffuchte. Die ruffifchen Anna- 
liften erzählen, daß genau an demfelben Tage und zu derfelben Stunde, ta das 
Bolt von Moskau dem heiligen Muttergottesbilde entgegen zog, Timur feinen 
Rückzug aus Rußland angetreten habe, meshalb auch die ruffifhe Kirche zum Ge— 
dächtniß dieſes Wunders das Felt der Jungfrau Mariä am 26. Auguft feiert. 
Wollte ein Hiftorifer, dem dieſes Wunder unbekannt wäre, verfuchen, den Rüdzug 
Timurs auf natürliche Weife zu erflären, fo ließe fih etwa Folgendes anführen: 
Timur hätte bei den angeftrengteften Märfchen Mosfau vor Anbruch des Winters 
nicht erreichen können und fih dabei ver Gefahr ausgefegt, fein an wärmere Re- 
gionen gewöhntes Heer im Schnee und Eis zu verlieren. Zubem modte er balt 
finden, daß feine Vorgänger in dem bünnbevölferten, unwirthlichen Lande ihm 
wenig zu plünbern übrig gelaffen. Er hielt es deshalb für ratbfamer, reichere 
Länder aufzufuhen, und wandte ſich zunächſt nah Aſow, einer reichen Hanbele- 
ftabt, unterwarf dann alle Ränder des Kaukaſus und feierte in dem ſchönen Geor- 
gien ein großes Siegesfeft. 

Zimur ftarb im Jahr 1404. Nach feinen Tode wurde Moskau noch zwei 
mal ven tatarifhen Horben erobert und niebergebrannt; nur ber Kreml, bei beffen 
Bertheidigung man damals ſchon Kanonen anwantte, blieb unbezwingbar und er- 
ſchien deshalb den Ruflen als ein in des Himmels befonverem Schuß ftehenver 
beiliger Zufluchteort. Als ver Großfürſt Waſſily Waffilitfh im Jahr 1445 von 
den Tataren mit Rrieg überzogen und gefangen genommen wurde, fuchte alles Volk 
aus der Umgegend von Moskau Schup im Kreml, ver bei diefer Gelegenheit in 
Flammen gerietb, zum größten Theil abbrannte und über dreitaufend Menſchen 
unter feinen Trümmern begrub. 

Er wurde wieder aufgebaut unter Johann Waffiljewitfh dem Großen, 
ber überhaupt al® der eigentliche Grünter des heutigen Rußlands zu betrachten ift, 
indem er es gänzlich von der Herrihaft der Tataren befreite, feine Grenzen er- 
meiterte, die lebten Machtreſte ver Tehensfürften und freien Stäbte vernichtete und 
Moskau zum Mittelnunfte des nunmehr vollftändig geeinigten Reiches machte. 
Durch feine VBermählung mit ver Brinzeffin Sophia, aus dem Haufe der Paläo— 
Iogen, begründete er zugleich die fpäteren Anfprüche der ruffifhen Zaren auf den 
byzantiniſchen Raiferthren. 

Die unausgefegten Beftrebungen ver Päpfte, die getrennte morgenlänbifche 
Kirche wieder mit der abenvläntifhen unter römifhem Primat zu vereinen, hatten 
im Sabr 1438 zu dem berühmten Koncil von Ferrara und Florenz geführt, wo— 
bei Rufland durch Iſidor, Metroroliten von Mosfau, vertreten war. Der griechifche 
KRaifer Johann VII. Paläologus, welcher durch die Union den Beiftand der euro- 
päiſchen Fürſten gegen die fein Pant bedrohenden felbfchufifchen Türken zu ge 
winnen hoffte, hatte fich, begleitet von vielen Bifchöfen, in eigener Berfon einge» 
funten, Am 6. Juli 1439 wurde von den Vertretern der griechiſchen Kirche bie 
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durch Papft Eugen IV. vorgelegte Unionsformel angenommen, kraft welcher fie fich, 
mit Aufrechthaltung ihrer alten inneren Kirchenordnung, ber Priefterehe, bes 
Abendmahls unter beiderlei Geftalt und mit, verfchievdenen andern Vorbehalten, 
dem päpftlichen Primat mieder unterwarfen. So mar auf dem Papier Alles 
glüdlih zu Stande gefommen Als aber ver heimgefehrte Metropolit Ifivor in 
der Kirche zur Mutter Gottes auf dem Kreml die Unionsafte feierlich verkündete, 
wurbe er vom Großfürften Waffily Waſſiljewitſch ſtürmiſch unterbrochen und auf 
des Herrfhers Befehl ins Gefängnif geworfen, aus welchem er ſich nur durch bie 
Flucht retten fonnte. Er entlam glüdlic nah Rom, wo er mit Beibehaltung des 
Titels „Bifchof von Rußland” eine der erften Stellen im Kollegium der Karbi- 
näle erbielt. 

Unter dem ruffifhen Volke und ber Geiftlichkeit hatte jedoch Iſidor viele An- 
hänger, und deshalb gab der römiſche Stuhl feine Hoffnung nicht auf, bei einer 
günftigen Gelegenheit ganz Rufland für die florentinifche Union zu gewinnen. 
Bald fehlen fich ſolche Gelegenheit darzubieten. Konftantinopel war am 29. Mai 
1453 von den Türfen erftärmt und Kaifer Konftantin in der heldenmüthigen Ver- 
theidigung feiner Hauptftabt gefallen. Ihn überlebten zwei Brüder, Thomas und 
Demetrius. Demetrins Tier ſich im fchimpfliche Unterhandlungen mit dem Sultan 
ein, dem er fogar feine Tochter ins Serail gab, während Thomas mit feiner 
Familie das Land verließ und in Nom eine Zufluchtsftätte fand. Seine Kinder, 
unter welchen die Brinzeffin Sophia durch große Schönheit und hohe Geiftesgaben 
fich auszeichnete, lebten von den Wohlthaten des Papſtes Paul II., dur deſſen 
Bermittlung die Ehe der Prinzeffin Sophia mit dem Groffürften Johann zu Stande 
fam, an welche er weitreichende Pläne knüpfte. Zunächft hoffte ver Papft, durch 
den Einfluß der in den Lehren der florentinifchen Union erzogenen PBrinzeffin So- 
pbia, Johann ebenfalls zur Annahme ver Union zu bewegen; dann ihn, als Ge- 
mabl einer Tochter des nur durch Gemalt geftürzten griechifhen Kaiferhaufes, für 
vie Befreiung Griehenlands vom Türfenjohe au begeiftern. 

Ala die päpftlihe Gefanvtfhaft nach Moskau fam, berietb fih der Großfürft 
mit feiner Mutter, dem Metroroliten Philipp und den vornehmften Bojaren. Der 
Ehronift erzählt: „Alle glaubten einftimmig mit ihm, Gott felbft fende ihm eine 
fe angefehene Braut, den Zmeig des Herricherbaumes, unter deſſen Schatten ehe- 
dem die ganze redhtgläubige, ungetrennte Chriftenheit ruhte, — und dieſes gefegnete 
Bündniß, an jenes Wladimirs erinnernd, werde Mosfau zu einem zweiten Byzanz 
machen und dem Zaren bie Rechte der griehifhen Kaifer verleihen.” Durch eine 
griechifche Prinzeffin, Anna, die Gemahlin Wladimirs, war einft das Chriftenthum 
nach Rufland gekommen und auf Befehl des Fürften vom Volfe ohne Widerftant 
angenommen. Kurz barauf, nm die Mitte des ei'ften Jahrhunderts, führte die 
fhon lange beftehende Spaltung zwiſchen Rom und Byzanz zur gänzlichen Tren- 
nung der griedifhen Kirche von der römifchen. Durch Sopbia hoffte der Papft 
fie wieder zu vereinigen. Aber feine Hoffnungen follten auch biefes Mal getäufcht 
werten. Am 12. November 1472 wurde die Vermählung des ruffiihen Großfürften 
mit der Tochter der Paläologen in der Kathebrale zur Himmelfahrt Mariä auf 
dem Kreml gefeiert, und Sophia, ftatt ihren Gemahl für die florentinifhe Union 
zu gewinnen, trat ſelbſt zur ruſſiſchen Kirche über. Rußland nahm feit der Zeit 
dat Wappen des griechiihen Kaiferreihs, ven zweiköpfigen Aoler, an. 

Mosfau wurde unter Johanns Regierung nicht mehr von den Tataren beun- 
rnhigt, deren Macht Shen in völliger Anflöfung begriffen war. Es hatten fih an 
den Grenzen Rußlands drei Chanate oder Königreiche gebilvet: die Hauptftabt bes 
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erften war Aftrachan, die des zweiten Kafan, bie des dritten (welches den Ruffen noch 
Jahrhunderte hindurch gefährlich werben follte) war Bagtidi-Sarai in der Krimm. 
Mit dem Chane der frimm’fchen Tataren wußte Johann ein vortheilhaftes Bündniß 
zu fchließen, während ver Chan ver goldenen Horde an der Wolga ſich immer 
noch oberfter Herrfcher von Mosfau nannte und vom Zaren Tribut verlangte. 
Hiergegen fträubte fich der Stolz der Groffürftin Sophia, mweldye ihren Gemahl 
unabläffig anfenerte, vie letzten Mefte des verhaften Joches von ſich zu ſchütteln. 
Trogdem fuhr Johann fort, vem Chan Tribut zu entriten, um einen Krieg zu 
vermeiden, denn er war eim Huger Fürſt vom überlegenem Berftande und großer 
Schlauheit, aber ohne allen kriegeriſchen Geift und perfönlihen Muth. Auf vie 
Dauer konnte er jedoch dem Flehen feiner Gemahlin und den ernften Vorftellungen 
ber geiftlichen wie weltlichen Würbenträger feines Reichs, welche gänzliche Be— 
freiung vom Tatarenjoche verlangten, nicht widerftehen, und als eine neue Ge— 
fandtfchaft von der golbenen Horde fam, um den Tribut einzufordern, trat er das 
Bild des Chans, dem er feine Unterwürfigfeit bezeigen follte, öffentlich mit Füßen 
und ließ die Gefanbten töbten, bis auf einen einzigen, der in bie Horde zurück— 
fehrte, um feinem Gebieter das Gefchehene zu verkünden. 

Hierauf rüftete ver Chan, um Moskau mit Krieg zu überziehen; der Groß— 
fürft entbot fein opferwilliges Volk ebenfalls zum Kampfe und beide Heere fanden 
im Herbft 1440 an ven Ufern bes Ugra einander gegenüber. Der unfriegerijche 
Großfürft hielt ſich Hinter feinem Heere auf und zog ſich, ehe es zu einer Schlacht 
gefommen war, nad Kremeneg zurüd, wohin ihm die Truppen in wildefter Ver— 
wirrung folgten. Die Tataren hielten dies für eine Kriegslift, um fie in einen 
Hinterhalt zu loden, und ergriffen ihrerfeits die Flucht. So zeigte fich bier das 
wunderbare Schaufpiel, daß zwei mächtige Heere vor einander flohen, ohne ver- 
folgt zu werben. Doc wie dem immer fein möge: Rußland war frei vom Ta— 
tarenjoche, und wenn Johann fein großer Held war, jo wußte er fich durch Kluge 
Verträge, Belebung des Verkehrs mit dem Auslande, weife Staatseinrihtungen 
und Förderung ver Künfte des Friedens den Beinamen des Großen zu verdienen. 

Unter ihm warb Mostau zum wirklichen Mittelpunfte des Reichs und er— 
weiterte ficb in vemfelben Maße, wie vie frühern Hauptftäbte der Groffürften 
anfammenfchrumpften. Nowgorod war die Wiege des ruffiihen Staats geweien, 
Kiew die Wiege der ruffifhen Kirche; beide erwuchſen zu einheitlicher Macht in 
Moskau, defien gefchichtliche Bedeutung erft dann anfing, als die Bedeutung Now— 
gorods und Kiews aufhörte. Durch das Tatarenjodh wurde das früher zerfplitterte 
Rußland geeinigt, und als diefe Einigung vollbradyt war, ging das Tatarenreid, 
feinerfeits durch Zerfplitterung zu Grunde. | 

Erft durch Iohann III, den erften wirflihen Alleinherricher, wurde in Ruf: 
land die Thronfolge vergeftalt geordnet, daß bie Krone immer auf den älteften 
Sohn überging. Die erfte Krönung fand genau nad dem Mufter der griechiſchen 
Katferfrönung ftatt, wie überhaupt Byzanz Moskau in allen Dingen zum Vorbild 
diente. Der Sohn Johannes, Waffili IV. (11505—34), fette die Einheitsbeftre- 
bungen feines Vaters mit Glüd fort und war der erfte Großfürft, der den Titel 
„Zar" annahm. Aud er wurde noch ein paar Mal von den Tataren bevroht, 
mußte- fie aber mit bedeutenden Geldſummen abzufaufen. Als er ftarb, war fein 
Sohn Iwan erft drei Jahre alt, wurde aber nichts deſto weniger für feinen Nad- 
folger erklärt: fo tief hatte das Princip der direkten Erbſchaft und der Erftgeburt 
ſchon Wurzel gefchlagen. 

Diefer Sohn, deſſen Jugend zu den größten Erwartungen berechtigte, ber 
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aber fpäter ein alle feine Borgänger übertreffender Wüthrich wurbe, war Tohann 
IV. Wafftljewitfch mit dem Beinamen der Schredlibe und regierte ein volles 
halbes Jahrhundert (1534— 84). Bei der Betrachtung biefes Charakters begegnet 
man benfelben grellen Wiverfprüchen, die fich fpäter in Peter I. wiederholten. Er 
war blutbürftig, ausſchweifend, heimtüdiich, rachſüchtig, gewaltthätig, ein Revo- 
Iutionär auf dem Throne und dabei doch voll großer Herrfchereigenfhaften. Weit 
mehr als Peter der Große hatte er einen Inftinkt für die Bepürfniffe und Wünfche 
feines Bolfes, fo daß die Neuerungen, welche von ihm ausgingen, tiefer Wurzel 
ſchlugen und weit populärer wurden als die bisher von der Gefchichte weit über- 
ſchätzten Reformen Peters 1. Er nahm fidy mit Eifer des Volls gegen den hoch— 
müthigen und rohen Abel an, dem feine Ausfchreitungen größtentheild galten. Auf 
Grundlage des weiter oben erwähnten Koder Iohanns VI. ließ er unter eigener 
Mitwirkung ein Kriminalgefegbuch verfaffen unter dem Titel des „Sudeknik“; ebenfo 
verdankt ihm ver „Stoglam“ oder das Buch der hundert Kapitel, eines der merk— 
würbigften Rechtspentmäler des 16. Iahrhunderts, feine Entftehung. Auch Iegte er 
die erfte Buchdruckerei in Moskau an, gründete Schulen und berief Künftler, Ge— 
lehrte und Handwerker aus dem Auslande. Um ben immer noch fortbauernden 
Streifzügen der Tataren ein Ende zu machen, unternahm er einen fiegreichen Heer- 
zug nad Chaſan, und vereinigte diefes Königreih, wie auch zwei Jahre fpäter 
Atrahan, mit dem ruffifchen Ländergebiete. Zur felben Zeit erwähnt aud) die Ge- 
ſchichte zum erften Mal das Korps der Streligen, einer mit Musketen bewaffneten 
Truppe, welche vie fremden Abenteurer erfegen follte, deren man fih anftatt ber 
Boiarenföhne bedient hatte, die früher den Kern der ruffifchen Armee bildeten. Er 
wußte auch die Koſacken für fich zu gewinnen, ein friegerifches Reitervolf, welches 
während des beinah dritthalbhundert Iahre dauernden Kampfes zwifchen Ruffen 
und Tataren aus Heinen Anfängen zu einer gefürchteten Macht herangewachſen war. 

In den endlofen Steppen, welche ſich zwifchen dem untern Don und dem 
Drijepr ausdehnen, hatten feit den älteften Zeiten Nomadenhorben und Räuber ihre 
Zelte und Schlupfwintel. Die Grenzen des alten Ruflands erftredten fi im Süden 
nicht weiter als bis zur Mündung der Sula (linfe® Dnijeprufer) und des Pruth 
(rechtes Dnjeprufer). Bon dort an begannen die Zelte der Steppenbewohner, ber 
Chafaren, Petihenägen und Polowzen. Seit Ruriks Zeiten bis zum Ende des 
zwölften Jahrhunderts waren dieſe Völker durch ihre Räubereien und Streifzüge 
furchtbar. Ie nachdem fich ihnen Ausfiht auf Beute darbot, madten fie Einfälle 
in Rufland, oder verbanden fich mit den Ruſſen, um ihnen gegen andere räube- 
rifche Völker beizuftehen; fie plünderten die Neifenden und Karavanen und lebten 
jelbft in beftändigem Hader unter einander. Der Landmann fand bei feiner Rück— 
fehr vom Feld ftatt der verlaffenen Hütte nur Schutt und Trümmer; Aderbau 
und Gewerbe ftodten; das gefellihaftlihe Leben konnte ſich nicht entwideln und 
das Bedürfniß größerer befeftigter Pläse wurde immer fühlbarer. Hieraus erwuchſen 
die ruffifhen Städte, welche gegen die Einfälle der räuberifhen Steppenhorden allein 
noch einige Eicherheit boten. Die Zahl dieſer Städte war eine verhältnißmäßig 
fehr geringe, und bie unbefhütten Lanpbewohner wurden, um fich ihrer Haut zu 
wehren, bald felbft gezwungen, den Pflug mit dem Schwerte zu vertaufhen. Häufig 
genug fam es auch vor, daß die durch Raub und Plünderung dem Elend Preis- 
gegebenen feine andere Wahl hatten, als Hungers zu fterben oder ihrerfeits auf 
Raub und Plünderung auszjuziehen und ſich irgend einer gefürdteten Horbe an— 
zufhließen. Aus ſolchen Anfängen entwidelte ſich das Koſackenthum. Die Be 
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nennung „Koſack“ als Gegenfat des Bürgers, bezeichnet urfprünglich einen feines 
Herdes und Haufes beraubten Herumftreifer. 

In den nördlichen ruffifchen Fürſtenthümern, welche fib wohl vor vem Schwert 
der Tataren beugen mußten, wo biefes aber die beftehende Ordnung nicht zerftörte, 
behielt das Bürgerthum die Oberhand, und die Staatsverfaffung blieb in ihren 
urfprünglihen Formen. Das Koſackenthum nahm feinen Urfprung in den ſüdlichen 
Provinzen, wo die ruffifhen Fürften mit ihren Bojaren umgefommen waren und 
die Tatarenhorben fich feftgefetst hatten. Um bie Mitte des 15. Jahrhunderts fielen 
biefe Länder in die Hände anderer Herren. Gin Großherzog von Pithauen 
verjagte die Tataren von den Ufern des Drjepr und dehnte feine Herrſchaft über 
Kiew, Dſchernigow und Nowgorod-Sewerst aus. In Folge diefer Eroberungen blieb 
ben Flüchtlingen fein anderer Zufluchsort übrig, ald das Sand am Don, unfern 
des aſſowſchen Meeres, und bie wüſten, hinter den Waflerfällen des Djepr, nach 
der Seite des ſchwarzen Meeres zu gelegenen Gegenden. Hier war die Wiege der 
Kofaden. Doch fanden die ruffifhen Flüchtlinge in dieſen Schutorten ſchon Ältere 
Bewohner vor, melde theils aus Nahfümmlingen einheimifcher Stämme, baupt- 
fählih aber aus Eingewanderten beftanden. Die dur die Tataren von der Stätte 
verbrängten Polomzen, Karafal-Baten, Tſcherkeſſen vom Kaukaſus, Kalmüfen, Li- 
thauer, furz verfprengte Krieger und Räuber der verfchiedenften Voltsftämme fuchten 
bier eine Zuflucht. Aus al diefen bunt zufammengewürfelten Elementen erwuchs 
ein großes Ganzes, welches ſich fpäter in zwei Zweige theilte: in den bes Don 
und den bes Dnrjepr. In dem erften mar das aftatifche Element vorherrfchend, der 
zweite war mehr flavifcher Natur. Sobald die Koſacken ein felbftändiges gefürch- 
tetes Volk geworben waren, fochten fie oft für gute Belohnung auf der Seite der 
Ruſſen und felbft ihrer ehemaligen Unterbrüder, der Tataren und Lithauer, gegen 
auswärtige Feinde. 

Die Bildung neuer Verzweigungen dauerte ununterbrochen fort, doch ift hier 
nicht der Ort, fie alle aufzuführen, wir wollen nur noch die Kofaden vom ſchwarzen 
und afowfchen Meere und diejenigen vom Ural nennen, unter welden ein Banden- 
führer Namens Jermak dur die Eroberung Sibiriens ſich einen geſchichtlichen 
Namen gemacht hat. Bon tem ſchrecklichen Zaren Johann Waffiljewitfch in con- 
tnmaciam zum Tote verurtheilt, unternahm Jermak mit 700 Rofaden einen aben- 
teuerlihen Zug nach Sibirien und Fehrte heim als Eroberer dieſes unermehlichen 
Reihe, welches er dem Zaren zu Füßen Iegte, ohne etwas Anderes dafür zu ver— 
fangen als Begnabigung. So ſah ſich Johann IV., ber zuerft den Titel „Zar 
aller Reußen“ annahm (1547), durch eine Handvoll Abenteurer mit einem König: 
reiche beſchenkt, das feine eigenen Staaten weit an Umfang überragte. 

Es war von jeher die Politif der ruffifchen Herrfcher, die wachſende Macht 
der Koſacken zu zerfplittern, um fie fo minder furchtbar für Rußland zu machen; 
daher die Menge zerftreuter Rofadenfolonieen, welche wir felbft in den entfernteften 
Theilen des Kaiferftaates finden. 

Johann zeichnete faft überall die Bahn vor, welche Peter der Große fpäter 
verfolgte. Er verheirathete ſich mit einer tfcherkeffifchen Fürftin und begründete 
dadurch angebliche Mechte ver Rufen auf ven Befit des Kaukaſus. Er fuchte den 
Verfall des Deutſchordens zu benugen, um Piefland zu erobern, in deſſen Befit 
er fich freilich nicht zu behaupten vermochte. Er knüpfte Verbindungen mit Eng: 
land an und unterbielt einen Briefwechſel mit der jungfräulichen Elifabetb. Unter 
feiner Regierung brach der erfte Krieg zwilchen Ruffen und Türken aus, melde 
damals allein das ſchwarze Meer beherrfchten und auf dem Höhepunkte ihrer Macht 


Rußland und die Kuſſen. 165 


ftanden. Als der legte der Palüologen 1561 in der Verbannung ſiarb, rief der 
Patriarch Joſeph in einer Berfammlung von Metropoliten, Erzbifchöfen und Bi- 
ichöfen den Zar Johann zum Kaifer und Erben des byzantiniſchen Kaiſerreichs 
aus. Wir übergehen feine fortwährenden Kriege, die er mit den Polen und Lithauern 
führte, und thun nur noch des Blutbades Ermähnung, das er in Nowgorod an« 
richtete, wo er in einer Woche über 60,000 Bürger umbringen ließ, um biefer 
mächtigen Stadt, bie fi) durch Aufrechterhaltung ihrer alten Freiheiten, durch weit 
ausgedehnten Hanbelsverfehr, durch ihre Verbindungen mit der. deutfchen Hanja 
und fühnen Unternehmungsgeift zu großem Unfehen und Reichtum emporge- 
ſchwungen hatte, für immer den Garaus zu machen. Seinen älteften Sohn, ven 
rechtmäßigen Thronfolger, hatte er mit eigener Hand ermordet, worüber er am 
Ente feines Lebens heftige Gewiffensbifje gehabt haben fol. Er ftarb in einem 
Klofter in der Mönchskutte, die er in feinen legten Tagen angelegt hatte. 

Ihm folgte auf dem Throne fein dritter Sohn Feodor (1584—1598), ein 
frommer, gutmüthiger, aber ſchwacher Menſch, an veffen Stelle Boris Godunow, 
fein Schwager und Oberftallmeifter, das Regiment führte. Boris Godunow 
war der Abkömmling eines tatarifhen Fürften, der vormals ruffifche Dienfte ge- 
nommen hatte. Er wußte durch feine Ueberlegenheit und Negierungsfunft das Bolt 
jo für fih zu gewinnen, daß es ihm gelang, nad dem frühen Tode Feodors fich 
jelbft auf ven Thron zu ſchwingen, und um fi viefen zu fihern, ſchickte er vie 
Wittwe Johanns mit dem noch lebenden jüngften Sohne Dimitry nach Uglitſch 
in die Berbannung, wo er dieſen legten Zarenfohn aus dem Haufe Aurifs heimlich 
um’s Leben bringen ließ. Dieſer Morb und vie Oraufamfeiten, welche er unmittel- 
bar zur Folge hatte, um vertufcht zu werben, find die einzigen Makel, welde auf 
Godunows Regierung laften, welche fonft den glänzenpften Epochen ruffifcher Ge- 
fhichte an die Seite zu ftellen ift. Zwei Ereigniffe wichtigfter Art müſſen hier 
hervorgehoben werden, die noch in die Negierungszeit Feodors fallen, aber durch 
Godunow herbeigeführt wurden. Das erfte war die Emancipation Mostau’s von 
dem griechifhen Patriarhat, das ſchon feit anderthalb Jahrhunderten unter otoma= 
nifchem Joche ftand — und das zweite war die Einführung der Haftung an der 
Scholle, woraus dann von jelbft die Leibeigenfchaft entfprang. Diefe unglüdliche, 
aber damals durch Staaterüdfichten gebotene Maßregel fällt in das Jahr 1592, 
Es ift unndıhig, uns bier in weitere Grörterungen darüber einzulaffen, va wir 
ben Lefer auf den vortrefflihen Artikel des Prof. Tihitiherin im Staatswörter- 
buch (VI ©. 393) verweifen fünnen. 

Der erfte Patriarch von Moskau hieß Hiob und er wie feine Nachfolger 
nahmen einen Rang und eine Machtftelung ein, woburd fie ven Zaren faft 
gleichftanden. 

Boris war glüdlich in feinen Unternehmungen gegen die Polen, die Tataren 
und Schweden, doch führte er nur Krieg, wenn er dazu gezwungen wurde, denn 
er war ein befferer Staatsmann als Krieger, und hatte feine Haupterfolge feinen 
Mugen Unterhandlungen und ver Weberlegenheit feines Geiftes zu verdanken. Er 
that viel zur Hebung des Wohlftandes, begünftigte den Verkehr mit dem Auslande 
und zeigte fich in allen Stüden als ein aufgellärter Herrfcher. Doch follte fein 
Glück nicht von langer Dauer fein, denn nicht allein wurde das Land von Hungers- 
noth und Seuden heimgefucht, jondern auch durd einen langen blutigen Bürger: 
frieg, der ſich an das Auftreten eines Kronprätendenten knüpfte, welcher vorgab, 
der angeblich ermordete Zarenfohn Dimitry zu fein. Er tauchte zuerft in Polen 
auf und wußte dort einige ver angefehenften Magnaten für feine Sache zu ge 
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winnen. Der damalige König von Polen, Sigismund der III, Wafa, der Sohn 
des Schwebentönigs Johanns III., jelber von ver proteftantiihen zur fatholifchen 
Konfeffion übergetreten, duldete, daß feine Magnaten ein eigenes Heer warben, 
um mit Dimitry in Rufland einzufallen, nachdem dieſer in den Schooß der 
tatholiſchen Kirche übergetreten war, und fi vermählt hatte mit Marina, ver 
Tochter des verfchuldeten Magnaten Mnifchef, ver durch dieſe Verbindung feine 
Lage zu verbefiern hoffte. Der Erfolg übertraf alle Erwartungen, das Bolf fiel 
dem Prätenventen, ver fich zugleich als tüchtigen Krieger gezeigt hatte, zu, Boris 
ftarb eines plöglihen, wahrfcheinlich durd Gift herbeigeführten Todes und am 
30. Juni 1605 bielt ver neue Zar feinen feierlichen Einzug in Moskau. Allein 
jeine Herrlichkeit währte faum ein Jahr. Diejelben Mächte, welche feinen fehnellen 
Erfolg herbeigeführt hatten, boten auch die Urfache feines fehnellen Sturzes. Seine 
Verbindung mit den Polen, den alten Nationalfeinden der Nuffen, vie Herrfc- 
ſucht und ver Hochmuth feiner polnifchen Gemahlin, fein Uebertritt zur katholifchen 
Kirche, der nicht lange geheim bleiben konnte, fein ungezwungenes, die alten ftarren 
Hofceremonien verlegendes Benehmen und noch viele andere Gründe wirkten zu: 
fammen, dat Volk gegen ihn aufzureizen. Man batte ihm gehulvigt, weil man ihn 
für den rechtmäßigen Zaren hielt; es warb feinen Feinden nicht ſchwer, ven Glau— 
ben an feine Pegitimität zu untergraben. Durd den mächtigften dieſer Feinde, ven 
Fürften Waſſily Schuisfy, wurde er geftürzt und der Wuth des Pöbels preis- 
gegeben. 

Das Volk erhob den Fürften Schuisfy auf den Thron, der unter dem Namen 
Waffily V. Jwanowitſch von 1606—1610 regierte. Während diefer ganzen 
Zeit und noch lange darüber hinaus war Rußland der fürdterlihften Anarchie 
preisgegeben und zugleih von äußern Feinden bedroht. Es traten noch mehrere 
Abenteurer auf, deren Jeder fich für ven ächten Dimitry ausgab und einen Theil 
des Bolfes für fich zu gewinnen wußte. Die Polen brachen in Rußland ein und 
bemächtigten fih Mostan’s. Das ganze Reich war aus den Fugen gegangen und 
bien feinem Untergange entgegen zu ſchwanken, da wurde es plöglid wie durch 
ein Wunder gerettet. Ein einfacher Bürger aus Niſchny-Nowgorod, mit Namen 
Kusma Minin, feines Handwerks ein Fleifher, that fib auf und mußte bald einen 
zahlreihen Anhang zu gewinnen, um das Vaterland von den Polen zu befreien. 
Zu ihm gefellte fi der Fürft Dimitry Boſchasky, und dieſe beiden patriotifchen 
Männer bradten ein Volksheer zufammen, welches nach hartnädigem Kampfe ven 
Sieg über die Polen davontrug. Im November des Jahres 1612 berief ver Bo- 
jarenrath eine große Yandesverfammlung nad Mosfau, worin der Klerus, der Abel 
und die Bürgerfchaft des ganzen Reichs vertreten war, um zur Wahl eines neuen 
Zaren zu ſchreiten. Diefe Wahl fiel einftimmig auf ven fehszehnjährigen Sohn 
des Metropoliten von Moskau, Philaret, und ſchon am 19, April 1613 hielt der 
neue Zar, Michael Feodorow itſch Romanow, feinen Einzug im Kreml. 

Dit der Thronbefteigung des Hauſes Romanow (Art. Romanomw) beginnt 
eine neue Epoche der ruffifchen Gefchichte, deren leitender Gedanke nun wurde, 
Rußland nach Europa vorzufchieben und es mit europäifchen Formen zu über: 
Heiden. Die erften Nomanoms hatten noch alle Hände voll zu thun mit dem Kanıpf 
gegen die in Folge der polnifchen und ſchwediſchen Einmifhungen fortvauernden 
Empörungen im Innern. Erft Peter dem Großen war es vorbehalten, ven 
leitenden Gedanken der Romanow'ſchen Politif in ganzer Nadtheit hinzuftellen und 
mit völligfter Nüdfichtslofigkeit darnad zu handeln. Alles, was feine Borgänger 
thaten, kann nur als Einleitung zu feinem Werke betrachtet werben. Um freie 
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Hand nad Außen und Ruhe im Innern zu gewinnen, waren die Romanows un- 
abläffig beſchäftigt, tie Leibeigenſchaft zu feftigen und fi jo ein demüthiges und 
unterwürfiges Geflecht zu erziehen. Früher turften die Bauern zweimal im Jahre 
(am St. Georgentage) ihren Herrn wechſeln, wenn er ihnen zu graufam mitfpielte. 
Jetzt waren fie an die Scholle gefeflelt und willenlofe Werkzeuge in der Hand 
ihres Herrn, der ihnen alle Arten von Ürbeiten und Strafen auferlegen, ja fie 
zu Tode prügeln fonnte, ohne daß ein Hahn darnach frähte. Ein fo troftlofer Zu- 
ftand wäre von vornherein unhaltbar gemefen, wenn man den armen Dulvern für 
ihre Leiden auf Erden nicht eine Anweifung auf die Freuden des Himmels aus« 
geftellt hätte. Mit andern Worten: bie -weltliche Gewalt mußte fi) auf die geift- 
liche ftügen, der es oblag, die ganze Konfufion in ein Syftem zu bringen und 
dem Bolfe die zarifchen Gebote ald Ausflüffe des göttliben Willens barzuftellen. 
So erklärt fich der große Einfluß, welden bis auf Peter der Klerus in Rußland 
hatte — ein Einfluß, der unter dem erften Zaren aus dem Haufe Nomanom mäd)- 
tiger war als der Wille des Zaren jelbft. Der Vater Michaels wurde nämlid 1619 
zur Würde eines Patriarchen erhoben und regierte gemeinfchaftlid; mit feinem Sohne, 
jo daß damals alle Ufafen mit ver Formel begannen: „Michael Feodorowitſch, 
Selbftherrfher, Zar und Groffürft aller Ruſſenländer, und fein Bater Philaret, 
Großherr und allerheiligfter Patriarch von Moskau und allen Nufjenländern, ver- 
ordnen“ u. ſ. w. 

Michaels Nachfolger war fein Sohn Alexei Michaelhowitſch (1645 bie 
1676), der feine Aufmerfjamfeit vor Allem der Gefeßgebung zuwandte und eine 
befontere Kommiffion einfegte, um den Koder Johanns IV. zu revibiren und zeit- 
gemäß zu verbeflern. Die Frucht diefer Arbeit war das im Jahre 1649 veröffent- 
lichte neue Geſetzbuch, welches den Titel Ulofhinje Sakonn führt und befonders auf 
das Recht der Wieververgeltung gegründet if. So follte 3. B. jeder Branpftifter 
verbrannt, jedem Falſchmünzer gefchmolzenes Metall in ven Mund gegoffen werben 
u. ſ. w. Auch das Rauchen oder die Einführung von Tabaf wurde in dieſem 
Geſetzbuch als ein Verbrechen behandelt und je nah ven Wiederholungsfällen mit 
der Anute, der Tortur oder dem Berluft der Naje beftraft. 

Nah Außen führte Alerei Kriege mit den Schweden und den Polen, und im 
Innern hatte er Bauern- und Kofadenaufftände zu befämpfen, von welden einer 
eine folche Auspehnung gewann, daß das Schidjal des Reiches dabei auf dem 
Spiele ftand. Die unglüdlichen Bauern füzten fi nämlich nicht fo leicht in ihr 
Schidjal, als ihre Zwingherren erwartet hatten. Große Schaaren von ihnen rot: 
teten fich zufammen und ſchloſſen fih den nicht minder unzufriedenen Kofaden von 
der Ukraine an, welche beatfichtigten, ein unabhängiges Neih zu gründen. An 
ihrer Spige ftand der Attaman Dorofhento, während die Kojaden vom Don den 
unternehmenden Stenfo Rafin zu ihrem Anführer erwählten, ver in kurzer Zeit ein 
Heer von 200,000 Mann auf vie Beine bradte, Aftrahan, Saratow und eine 
Menge anderer Städte eroberte, endlich aber verrathen, dem Zaren ausgeliefert und 
in Moskau hingerichtet wurde (1671). 

Auf Alerei folgte fein Ältefter Sohn Feodor II. Aeriewitih (1676— 82), 
der fih zur Hauptaufgabe machte, die Macht des Adels zu brechen. Ein eigent- 
licher Erbadel in unferm Sinne des Worts eriftirte — abgefehen von ben Ge— 
ſchlechtern, welde ihre Herkunft aus dem vielverzweigten Haufe Rurif ableiteten — 
in Rußland nicht, aber es hatte fi ein gewiſſer Dienftavel gebildet, beftehend 
aus den Bojaren und Okolnitſchei's, deren Würde nicht erblihd war und dennoch 
ihren Nachkommen Beranlaffung zu allerlei Prätenfionen gab. Feodor jegte dieſem 
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Unweſen ein Ziel, indem er die Rangbüder, auf die es gegründet war, feier: 
lich verbrennen ließ, (S. d. Urt. Romanom.) 

Er ftarb fhon in einem Alter von 26 Jahren und zwar finderlos, obgleich 
er zweimal verheirathet gewejen war. Dagegen lebten aus ber zahlreihen Familie 
Alexeis no zwei Söhne und mehrere Töchter. Dieje Söhne waren Johann (geb. 
1665) und ®Beter (geb. 1672). Unter ven Prinzejfinnen genügt es bier Sophia, 
eine Halbſchweſter Johanns und act Jahre älter als dieſer, zu nennen, weldhe 
jegt die Zügel ver Regierung in die Hand nahm und fie mit Energie und Umficht 
lenkte. Sie erneuerte 1683 ten Bertrag von Karbis mit Schweben, jchloß 1686 
mit Polen ven Bertragvon Moskau, verein Bündniß zwiſchen Rußland, Deutfchland und 
Polen gegen die Türken vorbereiten follte, welche 3 Jahre vorher Wien betroht 
hatten. Durch denfelben Vertrag verzichtete Polen für immer auf Smolenst, Kiew 
und viele andere Stäbte, fowie auch auf die ganze Ukraine jenfeit8 des Dnjepr. 
Bis zum Jahre 1687 regierte Sophia im Namen ber beiden jungen Zaaren, dann 
aber trieb fie ihr Ehrgeiz ihren eigenen Namen mit in vie öffentlichen Akten zu 
fegen, ihr Bild mit Krone und Szepter prägen zu laffen und den Titel einer Selbft- 
herrfcherin anzunehmen. Die hieraus entjprungenen Konflikte find ausführlich ge— 
fhildert in dem Artikel „Peter J.“, auf welden wir vie Lejer des Staatswörter- 
buchs verweifen. 

Die eigentliche Negierungszeit Peters des Großen beganı mit dem 
Jahre 1689. Er beftieg den Thron unter günftigern Aufpicien als irgend einer 
feiner Borgänger gethan. Die Innern Unruhen waren größtentheild beigelegt, das 
mongoliſche Joch längft vergeffen und die legten Symptome ver Anarchie, die Aufs 
ftände der Streligen, waren bei weitem nicht fo gefährlich wie man fie gewöhnlich 
jchildert. Wenn Peter fich begnügt hätte, feine raftlofe Thätigkeit auf die Bollen- 
dung des Werks zu verwenden, welches feine erleuchteten Vorgänger, wie Boris 
Gorunow, begonnen, jo würde er Größeres und Dauernderes geleiftet haben, als 
er wirklich geleiftet hat. Da ihn aber jein Ehrgeiz trieb, Alles was er vorfand, 
auf den Kopf zu ftellen, das Unterjte zu oberft zu kehren und nicht die wirklichen 
Bedürfniſſe feines Volles, ſondern feine eigenen Launen und Leidenſchaften zur 
Richtfehnur feines Handelns zu machen, fo ift, abgefehen von feiner erobernden 
Thätigfeit und der von ihm für alle Zukunft feftgeftellten ruſſiſchen Ausdehnungspolitik, 
wenig übrig geblieben von der großen Urbeit jeines Lebens, Die Geſchichte hat, 
dem blendenden Vorgange Voltaires folgend, Peters Bild ganz unrichtig gezeichnet, 
indem fie ihm varftellte als einen großen jchöpferifchen Geiſt, erfüllt von dem 
hohen Streben, fein in Barbarei verfunfenes Volk zu bilden, aufzullären und fitt- 
lich zu heben. Peter war fein ſchöpferiſcher Geift, feinem Kopfe ift feine einzige 
originelle Idee entjprungen, alle feine Reformen gründeten fih auf bloße Nach— 
ahmungen des Auslandes und feine Veftrebungen das Volk fittlih zu heben und 
zu bilden, hatten gerade die entgegengefegte Wirkung, wie er denn jelbit bis an 
feinen Tod der größte Barbar feines Volkes blieb. Daß er eine höchſt merkwür— 
dige, gewaltige Erſcheinung war und durd feinen Unternehmungsgeift, feine riefige 
Kraft und Ausvauer den Namen eines großen Herrſchers wohl verdiente, fann 
nur der Unverftand leugnen; aber ebenfo wahr ift es, daß man ihn in vieler Hin- 
fiht unendlich überfhägte, nicht aus Unverftand, fondern aus Unfenntniß des ruj« 
ſiſchen Vollscharalters und der ruſſiſchen Zuftände, über melde es ſchwer ift, ohne 
eigene Anfhauung ein richtiges Urtheil zu gewinnen. Alles Gute, was man nad 
Peter in Rußlaud vorfand, wurde als fein Verdienſt betrachtet, da man die Ver— 
dienfte feiner Vorgänger nicht kannte oder nicht zu würdigen wußte, und alles 
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Schlechte galt nur als ein Beweis mehr, wie ſchwer es felbft einem fo genialen 
Manne geworben, dagegen anzulämpfen. Man muß, um jeine Wirkfamfeit richtig 
zu beurtheilen, fie in zwei Theile fondern, in die rein politifche und in die refor- 
matorifhe. In Bezug auf jene zeigte er ſich faft beifpiellos groß, indem es ihm 
gelang, Rußland eine Stellung in Europa zu erzwingen, deren Uebergewicht in gar 
feinem Verhältniß zu feinen eigentlihen Machtverhältniffen fteht, und melde, wenn 
es fih auch künftig jo zäh darin zu behaupten verfteht, wie ihm bis jett gelungen, 
über kurz oder lang die Weltherrjchaft zur Folge haben muß. Hingegen war Pe- 
ters reformatorifhe Thätigkeit im Innern eitel Schein und Schaum und wo er 
mit gewaltfamer Hand durdgriff und Neues gründete, ſchlug es nur zum Berber- 
ben und zur Entfittlihung des Volles aus. Es Liest fi recht jhön, wenn man 
von ihn rühmt, daß er die Vorrechte des Adels vernichtete und tur den Tſchin, 
die von ‚ihn eingeführte Rangorbnung, allen freien Ruffen die Möglichkeit gab, 
dur perfönliches Verdienſt zu den hödften Würden und Ehren empor zu fteigen. 
Aber in Wirklichkeit bat gerade dieſer Tſchin, dieſe chineſiſche Rangordnung von 
14 Stufen, durch welche der geſchmeidigſte Rüden am beften ſich hindurchwindet, 
die ruffishe Beamtenkorruption in ein Syitem gebracht, das wie ein immer weiter 
freſſender Krebsſchaden im Staatsförper figt. Außer diefem Tſchin führte Peter 
in Rußland die geheime Polizei ein, die Spionage und Ungeberei, viefe bis heute 
noch fortwuchernde Landplage, vor welcher fih Niemand im eigenen Haufe ficher 
fühlt. Die Gründung eines ftehenden Heeres gab der Zarenmadht eine Stüge, 
welche fie früher nicht gehabt hatte und erlaubte Peter, auch folde Reformen mit 
Gewalt turdzuführen, welche dem Volke in tieffter Seele zuwider waren. Dahin 
gehört 3. B. das Abjchneiden der Bärte und die Abjhaffung der kleidſamen Natio« 
naltracht. Mit den aftatifhen Horden waren allerlei barbarifche und unnatürliche 
Lafter nad) Rußland gelommen, darunter auch das Laſter der Päreraftie und So— 
bomiterei. Dan behauptete von den damit Behafteten, daß ihnen der Bartwuchs 
verjagt bliebe. Es galt daher unter ven ehrbaren Ruffen für die größte Schante, 
bartlos zu fein. Auch war in ven alten theofratiihen Rechtsbüchern dem Volke 
befonders eingefhärft, „jeine Ehre und feinen Bart zu hüten.“ !) Es begreift fid 
denn aud leicht, daß die echten Ruffen lieber ihr Leben als ihren Bart ließen. 
Auch ift es fpäter in der That nicht gelungen, Peters Bart und Kleiderorbnung 
durchzuſetzen, da das Bolt noch heute zähe an feiner alten Tracht feſthält. Da— 
gegen gelang es ihm, das mächtige Patriarhat in Rufland wieder zu befeitigen 
oder vielmehr mit dem Zarenthume zu vereinigen und diefem dadurch neben feiner 
unumſchränkten weltlihen aud die höchſte geiftiihe Macht zu geben. 

Bon dem aufßerordentlihen Rechte, welches er aus eigener Machtvollkommen— 
beit gefhaffen, nämlid von dem Rechte, feinen Nachfolger zu ernennen, machte 
Peter keinen Gebrauch. Mentſchikoff wußte es durch feinen Einfluß durchzuſetzen, 
daß nah Peters Tode Katharina Alerdjewna, feine ehentalige Geliebte 
und fpätere Gemahlin, deren abentheuerlihe Laufbahn als allgemein befannt vor— 
ausgejet werben darf (vgl. oben S. 61), ven Zarenthron beftieg, welchen fie zwei 
Jahre lang (1725—27) einnahm, ohne ſich jedoch um vie Geſchäfte viel zu be— 
fümmern. Doch erließ fie ein neues Geſetz über die Thronfolgeordnung, kraft 
deſſen Beter II. Alerejewitfh, der legte männliche Sproß aus dem Hauſe Ro= 





— 


i) Vgl. über die Hiflorifche Bedeutung ter Verhandlungen der mosfauer Synode 1551 das 
Bert „Ruffiiche Fragmente“ x v. Ar. Bodenftedt, Leipz. 1862. Band I, 
Bluntigli um Brater, Deutiches Staaté-Werterbuch VI, 49 
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manow, aus ber Ehe des hingerichteten Sohnes Peters des Großen und * 
Prinzeſſin von Wolfenbüttel, ihr in der Regierung folgte. 

Peter war damals erſt 13 Jahre alt und ſelbſtverſtändlich unfähig, ſeine Mas 
felbft zu üben. Den überwiegenpften Einfluß gewannen unter ihm die Fürften 
Dolgurufi, welchen es gelang, den übermädtigen Mentſchikoff zu ftürzen und ihn 
nah Sibirien in die Berbannung zu fhiden, wo er bald darauf im Elend ftarb. 
Auch Peter ftarb fhon im Anfang des Jahres 1730 und ihm folgte auf dem 
Throne, nad einem heftigen Streite zwifchen ben Hofparteien, Anna Jwa— 
nomwna, eine Tochter des ältern Bruders Peters des Großen, Johann. 

Anna war im Jahre 1710 mit ihrem Oheim, dem Herzoge von Kurland, 
vermählt worden, hatte aber ihren Gemahl nad furzer Ehe verloren und ſich feit 
der Zeit dur einen Günftling, Johann Buren oder Bieren?), zu entſchädigen ger 
ſucht, der fie völlig beherrichte. 

Der oberfte Rath des Reiches hatte eine Art von Kapitulation abgefaht, 
burd welche vie zariihe Allgewalt in etwas beſchränkt und der Sig des Reiches 
wieder nah Moskau verlegt werden follte Nur auf Grundlage dieſer Kapitulation 
weiche fie unterzeichnen mußte, wurde fie zur Kaiferin erwählt, mit Hintanſetzung 
Karl Peter Ulrichs und Elifabeth Petromna’s, welche beide nähere Anſprüche auf 
den Thron hatten. Allein fhon nach 10 Tagen zerriß fie in öffentliher Sitzung 
des oberften Rathes die von ihr feierlich beſchworene Akte, löste den oberften Rath 
ganz auf, feste den von Peter gegründeten Senat wieder in feine Rechte ein und 
ftelte das „Kabinet“, in welbem Bieren, Oftermann un Münnich ven 
größten Einfluß übten, an die Spige der Angelegenheiten. 

Rußland war bereits unter Peter ein unermeßliches Neich geworben, deſſen Aus: 
dehnung allein in Europa die Größe von 70,000 [Meilen überftieg, während feine 
Auspehnung in Afien mehr als das Doppelte diefer Zahl ausmachte, fo daß fein Um— 
fang größer war als ganz Europa. Die immer fteigende Einwohnerzahl belief fid 
damals auf 16 Millionen. Peter hatte feine Waffen bereits über den Kaufajus getra- 
gen, bie Länder am kaspiſchen Meer erobert und einer fpätern Herrihaft Rußlands 
über Perfien die Wege vorgezeichnet. Anna ſchloß mit Schah Nadir einen Vertrag, 
durch weldhen Perfien einen großen Theil der rujfiihen Eroberungen zurüderhielt; 
ferner fchloß fie einen Handelsvertrag mit China, welches binnen 3 Jahren zwei 
Geſandtſchaften nach Rußland ſchickte. Auch mifchte fie fi in den polnifchen Thron» 
folgefrieg, intem fie, als Auguft II. im Anfang des Jahres 1730 geftorben war, zu 
Gunſten des Kurfürften von Sachſen gegen Stanislaus Partei nahm. Zum Dant 
dafür ließ Auguft III. als Dberlehensherr des Herzogthums Kurland den Liebhaber ver 
Zarin, Bieren, zum Herzog wählen, als der legte Regent von Kurland aus der Familie 
Kettler 1737 geftorben war. 

Anna nahm auf Oftermanns Rath auch den Krieg gegen die Türken wieder auf; 
allein trotz ber Siege, welche ihr Heerführer Münnich erfocht, war das Refultat diefer 

Kämpfe ein wenig befriedigendes, da Anna's VBerbündeter, der deutſche Kaifer, ven 
Krieg mit zweifelhaften Erfolge geführt hatte und Frankreich feinen Einfluß zu 
Gunſten der Türkei aufbot, wodurd fi denn Anna, ohne Vorwiſſen Münnichs, 
bewegen ließ, dem am 18. September 1739 abgefchloffenen Frieden von Belgrad 
beizutreten, nach welchem faft alle rufjiihen Eroberungen an die Türkei zurüdfielen. 


2) Er wurde fpäter Biron genannt, um ihm mit dem edlen Geichlechte dieſes Namens in eine 
fingirte Verwandtſchaft zu bringen, 
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Ein Jahr darauf ftaıb Anna Iwanowna, und Münnich, durch die Ueberhebung 
ihres Günftlings Bieren gereizt, der die Macht in Händen hatte, aber vom Volke 
gehaßt war, ſuchte diefen zu ftärzen, indem er die Regentſchaft der Großfürftin Anna 
Karlomna übertrug, der Diutter des eben erſt gebornen Prinzen, welchen Anna Iwa— 
nomwna furz vor ihrem Tode zum Thronerben ernannt hatte. Allein eine neue Hof- 
revolution, in welcher franzöfiiche Einflüffe mitfpielten, machte ver ältern Linie der 
Romanows ein Ende und am 6. December 1741 beftieg bie damals 31 Jahre alte 
Tochter Petere des Großen, Elifabeth, ven Zarenthron. Wie unter Anna’s 
Regierung der Favorit Bieren das Regiment geführt hatte, fo herrfchte unter Elifabeth 
ihr Leibarzt und Günftling Leftocqg, ein franzöfifcher Abenteurer, mit faft unum= 
ſchränkter Gewalt. Die hervorragendften und verbienteften Staatsmänner und 
Feldherrn, denen Rußland einen guten Theil feines Auffhwungs und feiner Macht 
ftellung zu verbanten gehabt, ein Oftermann, Münnich und Graf Löwenwolde, 
wurden zu einer fürdhterlihen Todesſtrafe verurtheilt und erft nachdem fie alle 
BVorqualen berfelben auf dem Schaffote durchgemacht, ſchenkte ihnen Eliſabeth das 
Leben und ſchickte fie nah Sibirien in die Verbannung. 

Das wüfte Leben, welches unter der Regierung dieſes zucht- und zügellofen 
Weibes (1741—62) am ruffifchen Hofe herrſchte, grenzt ans Unglaublide und 
kommt faft der fittlihen Verwilderung des römifhen Kaiſerthums gleih, wie es 
und Petronius in feinem Satyrifon ſchildert. Uebrigens ftimmen alle Zeugnifje 
darin überein, daß fi die Kaiferin gerade durch viefe Art von Leben bei dem 
Bolte beliebt machte. Um die Regierung befümmerte fie fi wenig, tranf wie ein 
Grenadier und wählte fih aud die Mehrzahl ihrer Geliebten unter ven Grena— 
bieren der Garde, welche ſchon fo mit Prätorianerbewuftfein erfüllt waren, daß fie 
fih alle Zügellofigkeiten erlaubten und felbft mit ihren Borgefegten umgingen wie 
ihresgleihen. Am meiften litten unter diefen Zuftänden vie Fremden und bejon- 
ders die Deutfchen, gegen melde die altruffifhe Partei feit lange den Haß ge 
ſchürt hatte, um den Grafen Oftermann und den Feldmarfhall Münnich zu ftürzen. 
Die einflußreihfte Berfon am Hofe war nächſt dem allmächtigen Abenteurer Leſtocq 
ver Gefandte Frankreichs, Marquis ve la Chetardie, der Elifabeth das Geld vor- 
geſchoſſen hatte, welches fie brauchte, um ihre Thronbefteigung zu bemerkftelligen. 
Ein paar Hundert Grenadiere, ein paar Säde voll Geld, und ein paar Fäller 
Dranntwein — und bie ganze Revolution war gemadht. Das Beifpiel, auf eine 
fo leichte Weife die Spige des Staates zu verändern, war einmal gegeben und 
wurde, wie die Geſchichte zeigt, jpäter mit gleihem Erfolge wiererholt. Dem Volke, 
das an der Regierung nicht ven geringften Antheil nahm, konnte es auch in der 
That völlig gleichgiltig fein, wer es ausbeutete und fnechtete, während vie Höflinge 
und Beamten felbftverftännlih mit gleihem Enthufiasmus Jedem hulvigten, der 
eben die Macht in Händen hatte. 

Daß bei einem fo heillofen Wirrwar das Reich nicht zu Grunde ging, be 
ftätigt nur den Ausipruh, den wir an die Spige ünferer Betrachtung geftellt 
haben, daß das Beftehen Ruflands eine hiftorifche Nothwendigkeit ſei. Wehlte die— 
fem Staate die Fähigkeit, auf eigenen Füßen zu ftehen und fich aus fich jelbft zu 
verjüngen, wäre er zu ruiniren gemwefen, jo würde er bie Regierung einer Anna 
und Elifabeth nicht überlebt haben. Hier bewährte fi fo redht ver Sag DOxen- 
ftierna’8: „Du weißt nit, mein Sohn, mit wie wenig Berftand die Welt regiert 
wird." Das von Peter dem Großen mit eiferner Hand gegründete Staatsgebäude 
war nicht umzuftoßen, wie ſehr auch die Dummheit daran rüttelte. Den Zuſam⸗ 
menhang Rufßlande bilvete eine durch fortwährende Kriege befhäftigte Armee, ber 
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tüchtige Krieger und Feldherrn aus aller Herren Ländern zuflrömten, fo daß fie 
immer gefürdtet und furdtbar blieb, gleichviel ob ein überlegener Geift wie Peter 
oder Katharina IT. oder ein Tollhäusler wie Paul oder ein in robefter Sinnlich— 
feit verlommenes Weib wie Elifabeth auf dem Throne ſaß. Diefer hatte Rußland 
allertings feine andere Erweiterung zu verbanfen, als die Erwerbung eines neuen 
Theiles von Finnland, als Refultat des mit den Schweden geführten Krieges, ver 
durch ven Friedensfhluß zu Abo (1743), bei weldyem Elifabeth auc die Nachfolge 
auf dem Throne ‘ver Wafas nad ihren Wünſchen zu regeln fuchte, ein Ende ge- 
macht wurde. Ihre Verwidlung mit Preußen und ihre jpätere Einmifhung in ven 
fiebenjährigen Krieg entjprang nicht höheren ftaatsmännifchen Gründen ober ben 
Vorterungen nationaler Interefjen, fondern lediglich der Rachſucht verleßter weib— 
licher Eitelkeit. Sie hatte gehört, daß Friedrich ver Große in unehrerbietigen 
Ausdrücken über das Leben an ihrem Hofe gefproden, und das genügte ihr, Partei 
für Defterreich gegen Preußen zu nehmen. Fürft Nepnin führte ein ruffifches 
Truppenkorps bis in's Herz Deutſchlands, und der Aachener Friede vom I. 1748 
wurde durch Vermittlung der Kaiferin Eliſabeth geſchloſſen. Im fiebenjährigen 
Kriege errang ihre Urmee den Sieg bei Großjägerndorf (1757), und für die Nie- 
verlage, welche die Ruffen bei Zorndorf erlitten, rächten fie fih durch die entſchei⸗ 
dende Schlacht bei Kunersdorf (1759), welde ihnen ven größten Theil des ganzen 
Königreichs überlieferte, fo daß Friedrich nur durch den Wechjel der Politik gerettet 
wurde, den der plöglihe Tod Elifabeths zur Folge hatte. Man rühmt dieſer Kai« 
jerin nad, daß durd fie die Todesſtrafe in Rußland abgefhafft wurde, allein es 
ift wohl zu bedenken, taß die Strafen, melde an deren Stelle traten, viel ſchlim— 
mer waren als ber Tod. Abgejehen von ter fürchterlichen Anutenftrafe, welcher 
nad) Umftänden felbft die vornehmften Damen unterworfen wurden, um dann im 
fibirifhen Schnee ihre brennenden Wunden zu fühlen, erinnern wir nur an das 
übliche Nafen- und Obrenabjhneivden, fowie an das noch häufiger vorfommende 
Zungenausreißen, um zu veranfhauliden, welch zarter Natur die Gründe waren, 
die Elifabeth bewogen, die Tovesftrafe abzufhaffen. 

Die Staatseinnahmen beliefen fi unter ihrer Regierung, nad) unferm Gelte 
berechnet, auf etwa 12 Millionen Thaler, eine Summe, welde heute faum genü— 
gen würte, vie Koften des Heinften Krieges zu beftreiten, und welche der vor 
wenigen Jahren verftorbenen Kaiferin, der Mutter des jetzt regierenden Kaiſers 
Ulerander, faum genügte, ein Jahr im Auslande zu leben. Solche Vergleiche 
dienen einerjeits die Werthverhältnijfe des Gelves in verfciedenen Perioden zu 
veranſchaulichen, anderfeits aber auch um zu zeigen, welde heilloſe Finanzwirthſchaft 
in abjolutiftifch regierten Ländern, wo alle öffentliche Kontrole fehlt, möglid if. 

Es betarf faum der Erwähnung, daß Elifabeth mit 12 Millionen Staats: 
einfünften feine großen Armeen unterhalten, feine langen Kriege führen und fein 
zahlreiches Beamtenheer hätte befolden können, wenn nicht Jedes verftanden hätte, 
für ſich felbft zu forgen. Die Armee nahm fid auf ihren Märſchen Alles was 
fie brauchte, ohne daß von Entſchädigung die Rede gewejen wäre; der Gehalt ver 
Beamten war fehr gering, aber vie Nachſicht, welche gegen fie, die hauptſächlich von 
Erpreffungen und Beftehungen leöten, geübt wurde, war fehr groß. Die ruſſiſchen 
Minifter, ſowie aud tie meiften Geſandten, verfauften ihren Einfluß abwechſelnd 
an ben Meiftbietenden; furz, Alles ſchien darauf angelegt, ven Staat feinem ſichern 
Untergange entgegen zu treiben, aber ein Reich wie Rußland ift fo leicht nicht zu 
verderben. | 

Auf Elifabeth, von welcher nod bemerkt werben mag, daß fie die erfte ruſ— 
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ſiſche Univerfität zu Moskau gründete, folgte ihr Neffe Karl Peter Ulrich von Hole 
ftein-Gottorp, der unter dem Namen Beter II. Feodorowitſch am 5. Ian. 
1762 den ruffifhen Thron beftieg. Nun gewannen die Dinge mit einem Male 
ein ganz anderes Anfehen. Peter war .ein großer Verehrer Friedrichs II. und lief 
fofort die ruffiihen Truppen aus den eroberten Pändern zurüdziehen. Er hatte 
weder Ehrgeiz, noch Energie, noch Fähigkeiten zu großen Dingen und verftand es 
ebenfo wenig, fi eine fähige Umgebung zu wählen. Sein Umgang beftand in 
holfteinifhen Offizieren, mit welchen er rauchte, trank, fluchte, liebelte und ein lächer« 
liches Soldatenfpiel trieb. Für Rußland hatte er fo wenig Sympathie, daß ihm 
trog längern Unterrichts fogar die Spradhe des Landes fremd blieb, Er fuchte 
Ales auf deutſchem Fuß einzurihten, behandelte die Ruſſen mit Verachtung und 
verſchwendete alle feine Gunftbezeugungen an ein Paar Maitreffen und an das Meine 
Korps Holfteiner, das ihn umgab. 

Aus der Unzufriedenheit, welche er dadurch bei der ruffifhen Partei erwedte, 
fuchte feine Gemahlin Katharina VBortheil zu ziehen, indem fie dem Volke auf alle 
Weife ſchmeichelte und fih durch ihre überlegene Klugheit einen ſtarken Anhang 
gewann, mit deſſen Hilfe es ihr gelang, Peter zu befeitigen, ſich als Selbftherrfche- 
rin aller Reußen krönen und ihren Gemahl dur einen ihrer Günſtlinge erbrofieln 
zu laſſen. So war denn fhon wieder eine Palaftrevolution gemadt und eben fo 
glüdlich abgelaufen wie die frühern. Irgend ein anderer Kronprätendent hätte 
(wenn das Glüd ihm günftig gewefen wäre) nad ein Paar Wochen auch Katha- 
rina erdroſſeln laſſen können, ohne daß ein Hahn darnach gefräht haben würde. 
Aber dieſe zweite Katharina war ein vorfichtiges, Huges Weib, welches nicht blos 
einen Thron zu gewinnen, fondern ihn auch zu hüten und zu feftigen wußte, Als 
fünfzehnjährige Prinzeffin von Anhalt-Zerbft, die unſcheinbare Tochter eines preußi— 
chen Generalmajor, war fie nad Rußland gefommen, um fid) mit dem geiftig 
und förperlic impotenten Karl Peter Ulrih zu verloben, dem die Kaiferin Elifa- 
beth fie zur Gemahlin beftimmt hatte. Man ſchien die Abficht gehabt zu haben, 
unter allen Fürftentöchtern Deutihlants die Geringfte zu wählen, bamit die Ge— 
mahlin Peters ſich nicht einen mächtigen Anhang bilde und ven Neid und die Eifer- 
fucht der ruffifchen Partei nit berausforbere, Allein die Heine Prinzeffin Sophia 
Augufta, welche durch die ruffiihe Taufe den Namen Katharina Alerejemna erhielt, 
batte fih faum ein wenig in Petersburg eingewöhnt, als fie auch ſchon insgeheim 
ten Entſchluß faßte, Alleinherrfcherin des ungeheuren Reiches zu werden, dem fie 
jegt angehörte. Es ift befannt, mit welder Energie fie den einmal entworfenen 
Plan fefthielt, und mit welchem Geſchick und Glüd fie ihn, unterſtützt durch ihre 
Favoritin, die Fürftin Dafhlow, ihren Günftling Orlow und den Attaman ber 
Kofaden, Graf Rafumowely, ausführte. 

Mit Reht hat man die lange Regierung Katharina’s II. (1762—96) vie 
glänzenpfte und nad der Peters des Großen die denfwürdigfte in der ganzen Ge: 
ſchichte Rußlands genannt. Obgleich fie bis in ihr jpäteftes Alter von frechen 
Günſtlingen beherrfcht wurde, fo war dod unter allen diefen Günftlingen keiner, 
deſſen Geift an ben ihrigen heranreichte. Sie vereinigte in fid große Herrſcher— 
eigenſchaften und Kenntniffe, wie man fie fonft nur bei hervorragenden Männern 
findet, mit einer Feinheit der Beobachtung, einer Kunft der Intrigue, wie nur 
Weiber fie zu folher Vollkommenheit ausbilden können. Dabei war fte, obgleich 
in den großen politifhen Angelegenheiten vollfommen herz und rüdfihtslos, im 
engern Kreife von einer fo bezaubernden Anmuth, daß fie leicht alle Herzen gewann. 
Im Berfehr mit ihren zahlreichen Günftlingen aller weiblichen Würde baar, wußte 


774 Rußland und die Kuſſen. 


fie bei öffentlihem Auftreten die Maske weiblicher Majeftät tod mit der höchſten 
Würde zu tragen. Kein anterer ruffiicher Herricher, felbft Peter ver Große nid, 
bat e8 wie fie verftanden, Die Herzen des Volks zu gewinnen und Rußland nad 
Außen ven hervorragendften Geiftern des Jahrhunderts gegenüber, eine impofante, 
alle politifhen Berhältniffe beherrſchende Madtftellung zu geben. In Bezug auf 
die Einzelnheiten ihrer Gefhichte müffen wir auf den betreffenden Artifel des Staats» 
wörterbuchs verweifen und uns bier auf einige ihre Regierungsperiode dharafterifi- 
rende Bemerfungen befchränfen, um bie Verbindungsfäden zwifhen ihr und der 
Geſchichte ibrer Nachfolger zu fchlagen. 

Daß Katharina Il. eine geborne Herricherin war, unterliegt feinem Zmeifel. 
Wir find fogar geneigt, fie, Alles iu Allem genommen, noch über Peter ven 
Großen zu ftellen; er war ehrlider als fie, aber fie war klüger als er, ver ale 
Ruſſe nicht verftanden hat, fih die Zuneigung aller Schichten des Volks in fo 
hohem Grave zu gewinnen wie fie ald Deutfche. Freilich merkt man bei näherer 
Betrachtung, daß fie zur Erreihung ihrer Zwede die gröbften Mittel anwandte, 
aber darin eben zeigt ſich ihre Klugheit, wie denn felbft die neuefte Geſchichte in 
franfreidh, dem Lande, das an ver Spitze der Eivilifation zu ftehen vermeint, zur 
Genüge lehrt, daß die Mafle eben nur durch grobe Mittel zu gewinnen ifl. Ka- 
tharina, die Iutherifche Deutfche, gebärdete ſich als vie eingefleifchtefte Ruffin, welche 
jemals vor häßlichen Heiligenbiltern gefniet und branntweinathmenver Popen die 
Hände gefüßt hat. Sie verfäumte feine Predigt und Andachtsübung, wo e8 galt, 
fih ver Menge zur Schau zu ftellen, was fie natürlich nicht verbinberte, in ganz 
anderem Sinne mit ihren atheiftiihen Freunden in Paris zu forrefponbiren und 
fib im engeren Kreife über das Volk Iuftig zu machen, das fi) fo leiht von ihr 
täufchen lieh. Sie war die abgefeimtefte Heuchlerin, welche jemals auf einem Throne 
gefeffen. Obgleich fortwährend von rohen und unwürdigen Günftlingen beherrſcht, 
mußte fie doch im den großen Angelegenheiten ver Politik faft immer ihren eigenen 
Willen durchzuſetzen, indem fie ven Cinfluß ihrer Günftlinge dadurch paralyfirte, 
daß fie ihmen überlegene Gegner in ihren Rath berief. In großen politifhen Kom— 
binationen zeigte fie ſich felbft einem Friedrich II. einer Maria Therefia und ei- 
nem Joſeph IT. überlegen, fo daß fie befonders in den polnifhen Angelegenheiten 
Defterreih und Preußen eine Rolle zutheilte, an deren Folgen Deutfhland noch 
heute leidet und noch lange zu leiden haben wirb. 

Mas hingegen die vielgerühmten innern Reformen Katharinas anbelangt, fo 
beruht das Meifte, was darüber gefchriehen worden ift, auf eitel Täufhung und 
in biefer Beziehung ftimmen wir aud mit dem Artifel des Staatswörterbuchs, 
welcher Katharinas legislative, adminiftrative und civilifatorifhe Wirkſamkeit ſchil— 
bert, nicht vollftändig überein. Zwar enthalten die Arhive ganze Stöße gelehrter 
Elaborate von hervorragenden beutfchen Juriften und darnach ausgearbeiteten Ge— 
fegen, Verorbnungen, Stadtrechten und Ukaſen, nebft ven ausführlidften officiellen 
fchriftlihen Belegen, daß Alles in Kraft gefett wurde und von den fegensreicdhften 
Folgen war, mährend in Wirklichkeit auch nicht ein Jota davon ins Leben über- 
gegangen ift. Sie ſchwärmte dafür, das Yübifhe und Magdeburger Stabtredt in 
Rußland einzuführen, ftieß ober überall auf fo hartnädigen Widerftand, daß fie — 
immer zäh und energifh in der Durdführung ihrer Entwürfe — zuletzt beſchloß, 
fehshundert neue Städte au gründen, d. b. einer entiprechenden Anzahl von Flecken 
und Dörfern Stabtrehte und befondere Privilegien zu verleihen, unter der Be— 
dingung, daß Alles nad) den von ihr felbft ausgearbeiteten fogenannten Organi- 
jationen geftaltet würde. In jeder der neuen Etädte follte das „Rathhaus” und 
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die andern den Ruſſen frembartigen Amtsgebäude auf Koften ber Krone errichtet 
werben; außerdem wurben verlodenve Befoldungen für den „Bürgermeifter” und 
feine Amtsgenoſſen ausgeworfen, kurz, nichts unterblieb, den Leuten die Sache an« 
nehmbar zu madhen, und wie viel aud von ben ungeheuren, für den Zweck be- 
fimmten Summen in ben Händen der petersburger Würbenträger hängen blieb: 
in einer großen Anzahl der auf Fatferlihen Befehl in Städte umgewanbelten Fleden 
und Dörfern fam wirklih ein Rathhaus zu Stande; allein in neuefter Zeit bat 
fih herausgeſtellt, daß feines dieſer Rathhäufer jemals zu dem gewünfchten Zwecke 
benugt wurde, während bie Kaiferin des feligen Glaubens ftarb, ſechshundert Mufter- 
ſtädte geſchaffen zu haben. 

Katharinas vornehmftes Beftreben war darauf gerichtet, in ihrem lebhaften 
Verkehr mit den hervorragendften Männern des Auslandes als eine aufgeflärte 
liberale Regentin zu erfcheinen und ſich ſchon zu Lebzeiten Denkmäler ihres Ruh— 
mes fegen zu laffen, während fie daheim auf Nichts mehr bedacht war, als ihre 
Macht zu foncentriren, ale Oppofition fhen im Keime zu erftiden und ihren Ti— 
tel „Selbftherrfcherin aller Reußen“ zur Wahrheit zu machen. Faſt komifch wirft 
es auf den Kundigen, von ihren vielgerühmten Verſuchen zu lefen, die Emancipa— 
tion der Bauern durchzuführen, während fie mehr noch als ihre Vorgänger dazu 
beigetragen, die Leibeigenſchaft unerträglich zu machen, indem fie Millionen von 
bis dahin freien Bauern an ihre rohen und unmwürbigen Günftlinge verjchenfte. 
Auch erhob fih trog aller Vorfichtsmaßregeln gegen fie einer der furdtbarften 
Aufftände, von denen die Gefhichte zu erzählen weiß, wir meinen den Aufftand 
bes uralihen Koſaken Pugatſcheff, ver fi für ven Kaifer Peter III. ausgab, viele 
Taufende gefnechtete Bauern unter feinem Banner verfammelte, eine Menge Städte 
eroberte und eben im Begriffe war, auf Moskau zu marfchiren, bei diefem Zuge 
aber ver gegen ihn ausgeſchickten Armee unterlag und felbft gefangen genommen 
wurde, um in Moskau fein kühnes Unternehmen mit dem Leben zu büßen. Diefer 
Aufftand währte vom Jahre 1773— 1775. 

Im Allgemeinen fann man fagen, daß felten eine fo lange Regierung wie die 
Katharina’s fo glücklich geweſen if. In allen Kriegen war fie fiegreih ; fie vers 
mehrte die Einkünfte des Staats von 30 auf 45 Millionen Thaler, brach Polens 
Macht auf immer, unterwarf die Tataren der Krimm, demüthigte die Türken, be— 
aründete durch den Bertrag von Kainadſchi und den Frieden von Jaſſy Rußlands 
Anfprühe auf den Kaufafus, machte das peteröburger Kabinet auf lange Zeit zum 
Schiedsrichter der deutfchen Angelegenheiten und vergrößerte ihr ohnehin ſchon un- 
ermeßliches Reich durch viele taufend Quabratmeilen. Daß fie übrigens, bie es 
in der Kunft der Täufhung zu einer jo hohen Meifterfhaft gebradt hatte, trog 
ihrer mißtranifhen Klugheit felbft getäufcht werben fonnte, zeigte fi in eflatanter 
MWeife im Jahre 1787 auf ihrer Neife nad) der Krimm, wo der verſchlagene Po— 
temfin in öden menfchenleren Gegenden am Tage Dörfer mit einer ſcheinbar 
glüdlihen Bevölkerung vor ihr auftauchen ließ, die des Nachts wieder verſchwanden, 
um bei ver Weiterreife Ihrer Majeftät abermals zum Vorſchein zu fommen. Auf 
diefer Reife war es auch, wo fie die befannten Unterredungen mit Kaiſer Jofeph II. 
hatte, und bei Cherfon die bedeutungsvolle Inschrift fand: „Weg nad Konftantino« 
pel“. Das war allerdings der Weg, den Rußlands Fürften feit Anbeginn bes 
Reichs gefucht hatten und den Katharina ihren Nachfolgern auf das bequemfte ge- 
bahnt zu haben glaubte. 

Wir fließen unfere Betrachtungen über dieſe merfwürbige rau mit dem kur— 
zen aber vielfagenden Urtheile, welches Friedrih der Große durch folgende an fei- 
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nen Minifter, den Grafen von Finfenftein, gerichteten Worte füllte, als fie fich eben 
auf den Thron geihwungen hatte: „So ift denn durch feine Gemahlin der Kaifer 
von Rußland entthront worden: man war darauf gefaßt. Die Kaiferin hat fehr 
viel Geift, feine Neligion und die Neigungen ihrer Vorgängerin zugleich mit ihrer 
religiöfen Heuchelei. Da haben wir den zweiten Theil des byzantiniſchen Kaifers 
Zeno und feiner Gemahlin Apriana und der Katharina von Medici." Noch in 
ihren legten Tagen hatte Katharina einen Krieg mit Perfien zu beftehen, ber fieg- 
reich war wie alle anderen. Graf Subow erobete Derbend, Baku, Guwa und 
Gandſcha und war fhon im Begriff, ins innere Perfien vorzubringen, als ihn bie 
Nachricht des am 17. November 1796 erfolgten Todes der Kaiſerin überrafchte. 
Ihr folgte in der Regierung ihr Sohn Paul Petrowitſch, zu weldem 
fie bis zu ihrem Tode in dem umratürlicften gehäßigſten Verhältniffe geftanden 
hatte. Der Haß war ein gegenfeitiger und in ver That war ihr Paul für Nichts 
Dank fhultig als für fein Peben, weldes turd ven Gedanken verbittert wurbe, 
daß feine Mutter die Mörberin feines Vaters geweien. Unter Paul's kurzer Re— 
gierung (1796— 1801) miſchte fih das ruffiihe Kabinet noch mehr in die Ange— 
legenbeiten Europa's und felbft die tollften Belleitäten des halbverrüdten Kaifers, 
ber in lichten Momenten Anflüge von Nitterlichfeit und Edelmuth hatte, vermodh- 
ten die überwiegende Machtftellung des gewaltigen Reichs nicht zu erfchüttern. Er 
ſchloß Frieden mit Perfien und verzichtete freiwillig auf die gemachten Eroberungen, 
um alle disponiblen Heerfräfte gegen die ihm gründlich verhaßte franzöſiſche Republif 
zu verwenden, zu welchem Zwecke er ſich aud im Jahr 1798 mit Defterreid verband 
und ebenfo bald darauf mit dem Könige von Sicilien. Er hätte gern von Allem, 
- was feine Mutter angeftrebt, das Gegentheil gethan, allein ber Gang der auswär- 
tigen Politik brachte e8 mit ſich, daß er in Bezug auf Frankreich ganz den Fuß- 
ftapfen Katharina’s folgte. Sein Hauptaugenmert wandte er den innern Berhält- 
niffen Rußlands zu, in dem Beftreben, Alles möglichft wieder auf altrufftfchen 
Fuß zu bringen; allein dem unglüdlihen gemütböfranten Manne fehlte die Fähig— 
feit einbeitlihen Dentens und Handelns; jete Woche erließ er eine Menge Ber- 
orbnungen, deren eine der andern widerſprach; feinen Charakter gemäß handelte er 
mehr nad Launen als nah Principien und man fann fagen, daß feinen Saunen 
mehr Opfer gefallen find, als die franzöfifche Revolution zu verzeichnen hat. Kein 
Menſch in der Umgebung des Kaifers war feines Lebens fiber und felbft in ber 
Ferne fürdhtete man die Ausbrüche feiner Laune, die oft weithin trafen. Daneben 
fehlte e8 wieder an Zügen mahrhaften Evelmuthes nicht, wie z. B. die unendlich 
liebenswürdige Art und Weife zeigt, in welder er den von Katharina gefangen ge— 
baltenen Polenhelvden Kosziusko (f. d. Art.) aus feiner Haft befreite und mit Wohl- 
thaten überhäufte. Indeſſen waren vie Ausbrühe feines Wahnfinns häufiger als 
bie Züge des Edelmuths. Zu einer affenartigen Häßlichkeit nefellte ſich eine Eitel- 
feit, welche faft göttliche Huldigung verlangte. So erließ der Kaifer einmal ben 
Defehl, daß Alle, die ihm auf der Straße begegneten, vor ihm nieberfnieen follten; 
jelbft die Fahrenden mußten augfteigen und wenn e8 auch noch fo ſchmutzig auf der Strafe 
war, ihr Anie vor ihm beugen. Wer darwider handelte, wurde nad) Sibirien geichidt. 
Ganz Rußland und fogar vie Faiferliche Familie zitterte vor feiner Tyrannei und 
man begriff, daß tiefer Zuftand der Dinge nicht lange dauern fonnte; es handelte 
fid) nur darum, wer das traurige Amt übernehmen follte, fein Henfer zu werden. 
Noch lebten in Peteräburg einige der Mörder feines Vaters; diefe waren leicht 
zu bewegen, an einer Verſchwörung Theil zu nehmen, welche fi unter der Leitung 
des Grafen Pahlen, des taiferlihen Minifters und Günftlings, bildete und deren 
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Zweck war, das einzige bewährte Heilmittel anzumwenten, veffen man fi von jeher 
in despotiſch regierten Ländern bebiente, wenn die Zuftände unerträglich geworden, 
wie denn ein berühmter Ruſſe felbft fagte, um dem Grafen Münfter gegenüber ven 
Kaifermorb zu entfchuldigen: Que voulez vous? Le despotisme temper® par 
l’assassinat-voilä notre constitution! Die eigentliche Seele ver Verſchwörung war 
Bennigfen, unter deſſen Leitung die nächtliche Unthat vollbracht wurde, während 
der vorfichtige Pahlen fih darauf befchränfte, ven Palaft mit einem Garberegiment 
einzufchließen, um je nad dem Erfolge für ober gegen die Mörder Partei nehmen 
zu Können. So find die treueften Freunde der Tyrannen befchaffen! Paul wurde 
unter benfelben Umftänden und zum Theil von venfelben Händen erbroffelt, denen 
fein Vater zum Opfer gefallen war. Den unglüdlihen Sprößling der Linie Jo— 
hann's, Iohann Antonowitfh, auch Johann IV. genannt, hatte Katharina ermor- 
ven laffen, um zu verhindern, daß fich nicht eine nationale Partei gegen fie bilde; 
es folgte alfo jett in ber Regierung ber ältefte Sohn tes erwürgten Kaifers, 
Alerander Paulowitſch, und leider müflen wir fagen, daß biefer fonft 
in vieler Hinfiht erle Monarch doch nicht ganz ohne Mitfhuld an dem Tode ſei— 
nes Baters war Die Mörder hatten ihn vor der That in ihr Geheimniß gezo- 
gen, und er empfing feine Krone aus ihren Händen. Was Wunder, daß dies 
Ereigniß einen Schatten über fein ganzes Leben warf, und daß die Erinnerung 
daran noch feine legten fummervollen Tage umbüfterte. 

Alerander regierte faft ein Bierteljahrhundert (1801—25) und mar während 
der erften Hälfte feiner Herrfchaft reblih bemüht, durch ein mildes und gerechtes 
Regiment den traurigen Urfprung feiner Größe vergeflen zu machen und die Seg— 
nungen feines Volkes zu verdienen. Dann, erfchüttert und gefhmächt durch ſchwere 
innere und äußere Prüfungen, ſchlug er in's Gegentheil um, wurde ein Kopfhänger 
und Myſtiker, verleugnete vie freifinnigen Ideen, mit welchen er feine Regierung 
begonnen, hielt nicht was er verfprochen, witterte überall Verrath und hinterlief 
nah feinem Tode Rußland in einer heillofen Verwirrung. In Bezug auf die Ein- 
zeinheiten feiner Geſchichte, ſowie au derjenigen feines Nachfolgers Nikolaus, 
ber fidh ebenfalls dur Blut feinen Weg zum Throne bahnen mußte, verweifen 
mir auf die betreffenden Artikel des Staatswörterbuchs. 

Die Einkünfte des Reihe waren unter Alerander bis auf 90 Mill. Thaler 
geftiegen, die xuffiihe Pant» und Seemacht um ein Beträchtliches gewachſen und 
durch die Gründung der beiligen Allianz war das in feiner Zerfplitteruna obn> 
mächtige Deutihland in ein völliges Abhängigfeitsverhältnig zu Rußland gekommen, 
ein Verhältniß, welches ver durd feine monumentale Geftalt ven Fürften imponirente 
Kaifer Nikolaus fehr Hug auszubenten wußte. Man muß ihm den Ruhm lafjen, 
daß er ein Mann von großen perfönlihdem Muth, ſchneidiger Entſchloſſenheit und 
zäher Energie in der Durchführung feiner Pläne war, welche tie Hebung der Größe 
und Madtftellung Rußlands zum Ziele hatten. Mit eiferner Hand warf er den 
Aufftand nieder, der ihm ven Weg zum Throne verfperren wollte, über die Häup- 
ter der Verſchwörung wurde ein furdhtbares Gericht gehalten und ebenfo mit eifer- 
ner Hand der fpätere Aufftand ver Polen niedergefchlagen. Mit Ausnahme des 
Krinımfrieges und der Kämpfe im Kaufafus waren alle feine kriegeriſchen Unter: 
nehmungen glüdlih, obaleih er felbft nicht das gerinafte Feldherrntalent befaß, 
wie fih das aufs Unzmweifelhaftefte im Kriege gegen die Türfen zeigte, wo ev ein- 
mal den unglüdlihen Berfuh machte, ſich an die Spike des Heeres zu ftellen. 
Ueberhaupt war Nikolaus fein ſchöpferiſcher Geift, obgleich er allen feinen fürftlichen 
Zeitgenofjen für einen großen Mann galt, weil er der einzige Fürft war, ber das 
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ftolge Herrfcherwort: Letat c'est moi! wieder ganz verwirklicht zu haben ſchien. 
Er war ber Stern des Nordens, der unerſchüttert fortglänzte, als im Sturmesjahre 
1848 alle andern Sterne ſich trübten oder aus ihren Bahnen getrieben wurden. 
Er war der faiferlibe Auszug und Inbegriff der Kraft, des Blutes und Willens 
von nahezu SO Millionen Menfhen und fein Auftreten machte Europa erbeben, 
wie der Anmarſch einer Million fiegesgewiß auftretender Krieger. Er war das 
wandernde Mactbewußtiein, vor dem das Wort „Unmöglichkeit" nicht eriftirte und 
in deſſen Augen jeder Widerfpruc ein Verbrechen war. Und die Macht, die man 
ihm beilegte, war noch viel größer, als tie er wirklich befaf. Man ftaunte zu 
ihm empor als zu dem monardiihen Koloß des alten Europa und maß ihm bie 
Kraft bei, die zu feinen Füßen wimmelnden Völker nad Belieben zu zerftampfen 
‚ oder zu beglüden. Er galt ven meiften ältern Dynaftien als der einzige Hort der 
Fegitimität, zu dem fie ihre Zuflucht nehmen müßten, um nicht felbft zu fallen. 
Aus den fabelbaften Summen, die er — und noch mehr die Kaiferin — auf Rei- 
fen verſchwendete, ſchloß man auf unermeßliche Hilfsquellen feines Reihe und aus 
ber fheinbaren Ruhe feiner Völfer auf das Glüd, deſſen fie fih unter feiner Re 
gierung erfreuen müßten. Da brad der Arimmfrieg aus, den Nikolaus fo über: 
müthig beraufbefhmworen hatte und ver vie Blößen Rußlands der Welt fo zur 
Schau legte, daß dem ftolzen Kaifer das Herz darüber brach. Alfobald ſchlug die 
Bewunderung für ihn in ihr Gegentheil um und Rußland fühlte ſich durch feinen 
Tod wie von einem ſchweren Alp befreit. Er wurde begraßen und vergefien. Wo 
man feiner noch gedenkt, geichiebt es nicht zu feinem Ruhme, denn fein fchöpferifcher 
Gedanke überlebt ihn, feine Mufe fegnet fein Gedächtniß. Der Gefhichte aber 
wird er ein Mafftab bleiben, um Die damit zu meflen, die ihn für groß gehalten 
haben und unter denen er fi groß fühlen konnte. Er ftarb in feinem 59. Le— 
bensjahre am 2. März 1856. 

Raifer Alerander, im Charakter feinem gleihbenannten Oheim ähnliche, 
als feinem Vater, übernahm vie Herrfchaft unter höchſt ſchwierigen Verhältniſſen 
bie eim mildes Urtheil über ihm zur Pfliht mahben. Der Krieg hatte mit einem 
Schlage alle Gebrehen der langen Mifregierung, ter Verwaltung und des Heer 
weſens aufgededt; die unglaubliche Verſchwendung des Hofes hatte die Finanzen 
gänzlich zerrüttet; es fehlte an Geld und Menſchen, um ven Uebelftänden, die ſich 
überall zeigten, gründlich abzubelfen, denn die unter dem alten Korruptionsfyftem 
aufgewachfenen Beamten erſchienen als wenig geeignete Werkzeuge zu durdgreifen- 
den Neuerungen. Kaiſer Alerander, ver im 37. Lebensjahre den Zarenthron be 
ftieg, hatte nie zu großen Erwartungen Anlaß gegeben; man rühmte fein qautes 
Herz, aber man hielt ihn zu ſchwach fiir die großen Aufgaben, vie ihrer Yöfung 
durch ihn barrten. Dan fcheint fih in ihm getäufcht zu haben, denn bis jet hat 
er fih im jever Beziehung feiner hohen und ſchwierigen Stellung gewachſen ge- 
zeigt. Sein erftes Ziel war, dem Lande den Frieden wieder zu geben und er ſchloß 
den Krimmitrieg in rubmvollerer Weife, als fein Vater ihn begonnen hatte. Die 
Eroberung von Kars bot ihm mehr als binreichenden Erſatz für den Berluft von 
Sebaftopol, und ließ es jedem Kumbigen als zweifelhaft erſcheinen, wer eigentlich 
mehr Vortheil aus diefem mörberifchen Kriege gezogen habe, Rußland over bie 
Weftmächte, 

Durch den am 30. März 1856 zu Paris abgejchloflenen Frieden bequemte 
ſich freilih Rußland, dem einfeitigen Proteftorat über die Türfei, fowie uber vie 
beiden Donaufürftenthiimer zu entfagen une auch Kars wieder herauszugeben. Da- 
gegen mußten die Weftmächte auch Sebaftepol und alle andern von ihnen bejegten 
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Punkte wieder ausliefern. Rußland verpflichtete fih, am ſchwarzen Meere feine 
Seearfenale mehr zu errichten und fünftig nur fo viele Schiffe auf dieſem Meere 
zu halten wie die Pforte. Diefe Bedingungen waren rein illuforifh, da jeder Kun- 
tige weiß, daß das große Seearfenal von Sebaftopol an der unmwirthlihen tauri« 
ſchen Küfte den Ruffen niemals den geringften Nuten gebracht hat und daß fie 
deshalb ohnehin nicht wieder auf den Gedanken gefommen fein würden, viele 
Millionen zu verfhwenden, um ähnliche Anlagen zu machen, die zu nichts dienten 
als Schiffe darin verfaulen zu laflen. Und was den zweiten Punft anbelangt, fo 
bat ſich Rufland einfach nicht daran gebunden, fondern unterhält heute auf dem 
ſchwarzen Meere mehr Schiffe, als vor dem Kriege der Fall war. Ebenfo ift der 
Paragraph, welder die Schifffahrt auf dem fhwarzen Meere freigab, von Ruß— 
land vollfommen unberüdfichtigt ‘geblieben. Jedes Handelsſchiff ift gezwungen, in 
einen der Feſtungshäfen einzulaufen, welche Rußland am ſchwarzen Meere hat, 
wibrigenfall8 es von ben Ruſſen als gute Prife gefapert wird. In dem einen wie 
in dem andern alle hört alfo ſelbſtverſtändlich alle fFreibeit tes Verkehrs an der 
Oſtküſte des ſchwarzen Meere® auf, denn mit den Feſtungen, welde das Ufer 
umfäumen und nicht den Zweck haben, das Innere des Landes zu, eröffnen, ſondern 
abzufperren, läßt fi fein Handel treiben. Wenn der $. 13 des Vertrags über- 
haupt einen Sinn hat, fo fann es nur der fein, fremden Sciffen ven Berkehr 
mit den faufafifchen Küftenvölfern zu aeftatten, ein Verkehr, ver befonvers für Eng- 
land durch den Austauſch der beiderfeitigen Provufte von großem Portbeil fein 
würbe. In vielen Städten Englands wurben deshalb im Jahre 1862 Meetings 
gehalten, zu dem Zwecke über die Beftimmungen tes Parifer Vertrags in Betreff 
der Schifffahrt auf dem ſchwarzen Meere fi) mit der Regierung ins Reine zu 
fegen. Merkwürdiger Weile aber vermweigerten die Lords Palmerfton und Ruffel 
jede beftimmte Antwort. Cie konnten einerſeits nicht leugnen, daß ber Vertrag von 
Paris den englifhen Schiffen freien Verkehr mit den kaukaſiſchen Küftenvölfern ge— 
währte, und wagten doch anberfeits nicht, den Schiffen, weldye dabei etwa in ruf» 
ſiſche Hände fallen jollten, ven Schuß der Regierung zu verfprecben. Nach der be— 
fannten Gefchichte der Oefangennahme des Viren hat aber natürlih ohne den aus- 
drücklichen Schuß der englifhen Regierung fein engliiher Kaufmann mehr ven 
Muth, feine Schiffe der Willfür ruffifher Kreuzer im fhwarzen Meere preis zu 
geben. Diefe Frage, deren Löſung viel wichtiger ift, (wie wir glei darlegen wer: 
ben), als fie auf den erften Blick ſcheinen mag, ift ausführlih behandelt in einer 
Schrift des Schotten Robert Monteith, welde ven Titel führt: „The seeret 
of Russia in the Caspian et Euxine éte.“ (London, Rob. Hardwicke, 192 
Piccadilly 1863). 

Der Kaufafus ift die eigentliche Baſis der ruffifchen Weltherrſchaft, ver fichere 
Schlüſſel zu dem einftigen Befite der Türkei, Perfiens und Indiens. Um ihn zu 
gewinnen, bat Rußland feit einem halben Jahrhundert die unerhörteften Anftren: 
gungen gemacht. Den größten Theil viefer Zeit hindurch bat e8 zwiſchen dem ſchwar— 
zen und dem fafpifhen Meere eine Armee von 200,000 Mann unterhalten , bie 
bald turh Seuchen und unaufbörlihe Kämpfe mit ven Bergvölkern hingerafft, 
fortwährend ergänzt werben mußten. Noch ift fein kaufafiiher Befig nicht ganz ge— 
fihert, aber feit der Gefangennahme Schamyl's hat es fo reißende Fortſchritte ge- 
macht, daß wenige Jahre genügen werben, ben legten Widerftand ver durch bie 
Konnivenz der europätfchen Mächte mit Rußland aller Hilfsquellen beraubten Berg: 
völfer zu brechen. Dann werden diefe friegerifchen und unglüdlichen Völker, welche 
id no im Jahre 1862 hilfeflehend vergebens an Franfreih und England ge— 
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wendet haben, von aller Welt verlaflen, die ruffifhen Streitkräfte vermehren hel— 
fen und ihre Waffen gegen dieſelben Mächte kehren, melde leicht aus ihnen hät 
ten treue Bundesgenoſſen machen fünnen. Wäre der Parifer Bertrag eine Wahr- 
beit geworden, d. h. wäre das ſchwarze Meer wirklich frei und fünnten bie an 
der Oftfüfte wehnenten Völker ungebinterten Berfehr mit dem Auslanve treiben, 
ftatt wie jeßt von den ruffifchen Schiffen blofirt und ausg hungert zu werben, fo 
würbe der Kaukaſus eine ewig biutende Wunde für Rußland bleiben. Man be 
greift deshalb leicht das Bemühen des Kaifers, mit allen erlaubten und unerlaub- 
ten Mitteln dieſe Wunde zu fchliehen ; tefto umbegreifliher aber erfheint das Per: 
balten der englischen Regierung, melde doch ein beſonderes Intereffe haben müßte, 
Rußlands Vorbringen in Aften zu verhindern, und welche ftatt deffen durch ſtum— 
mes Dulden ter ruffifchen Uebergriffe die Pläne des Zaren fördert, aus Gründen, 
die Eingemeihte wohl ahnen, die aber aanz zu enthüllen ver Zukunft überlaffen 
werten muß. Seit dem Erſcheinen des Kinglake'ſchen Werts über den Krimmkrieg 
ift e8 aud im meitern Kreifen Fein Geheimniß mehr, daß diefer menfchenmörberifche 
Krieg von Seiten der Weftmähte d. b. von Eeiten Franfreich® (denn England 
wurde von Franfveih nur ins Schlepptau genommen) ein bloßer Scheinfrieg mar, 
welher feinen anvern Zweck hatte, als das franzöſiſche Volf mit Gloire zu füttern 
und der Welt einmal wieder die Ueberlegenheit ber franzöfiihen Waffen zu zeigen. 
Ueberhaupt ift jeder Krieg Franfreichs gegen Rußland ein Scheinkrieg, der ven Ko— 
loß nicht an feinen Beiden munden Stellen, im Kaukaſus oder in Polen, angreift, 
wo dem Angreifenden kriegeriſche Völker, denen es ernftlih um ihre Freiheit zu 
thun iſt, zur Seite ſtehen, feine Erfclge firhern und deden. 

Nah dem Friedensſchluß mit den Weſtmächten war es bie angelegentlichfte 
Beihäftigung der rnffiihen Diplomatie, vie Pläne Franfreihs in Italien zu be 
fördern, um Defterreich zu ſchwächen und dem übrigen Europa durch das gute Ein- 
vernehmen Rußlands und Frankreichs zu imponiren. Im Mat 1856 reiste Kaifer 
Alerander nad Berlin, um die alte Freuntfchaft mit dem Königshauſe zu erneuern 
und die preußiſche Politif im ruſſiſchen Fahrwaſſer zu halten, was ihm, wie Bismard 
und bie neueften Greigniffe beweiſen, auch trefflich gelungen if. Im Sommer unter: 
nahm die Kaiferin Mutter eine Batereife nad; Deutfchland, um durch die Vergeudung 
vieler Millionen die Welt glauben zu machen, daß Ruflands Finanzen trog des 
Krinmfrieges fih im blühendſten Zuftande befänden. Am 7. September beffelben 
Jahres, als dem Erinnerunastage der Schlaht ven Borodino, fand bie Krönung des 
Kaifers auf dem Kreml zu Moskau ftatt, wobei wiederum ein fabelhafter Glanz entfal- 
tet wurde, deſſen Beftreitung tie Voranſchlagskoſten von 80 Mill. Silberrubel noch 
mweit überſtieg. Natürlich ließ es fich Dentichland nicht nehmen, ein Kontingent von 
Prinzen und Prinzeffinen au diefer Feierlichkeit zu ftellen, deren Koftüm und Equipagen 
aber denjenigen ver franzöſiſchen, enalifhen und öfterreihifhen Gefantten an Glanz 
nicht gleihfamen. Im folgenren Iahre 1857 begab fih tie Kaiferin Mutter nech— 
mals nad Deutfchland und dann nad Nizza, wo fie die Hultigungen des Königs von 
Sardinien empfing und Rußland ten Hafen von Pillafranfa erwarb. Auf dieſe Weiſe 
wurde au die Vermählung des Groffürften Michael mit der badiſchen Prinzeffin Cä— 
cilie eingeleitet. Kaifer Aleranter kam in Warſchau mit Prinz Napoleon, in Stuttgart 
mit Raifer Napoleon, in Weimar mit dem öfterreichifchen Ralfer und in Breslau mit dem 
Prinz:Regenten von Preußen zufammen, überall eine impofante Stellung behauptend. 

Nah Rufland zurücgefehrt wandte er feine ganze Sorgfalt innern Berkefferun: 
gen zu, und wenn er auch vie tiefeingemurzelte Veftechlichkeit des Beamtenheers nicht 
mit einem Male ausrotten konnte, fo fuchte er doch durch Beftrafung der offenkundigften 
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Räuber ein Erempel zu ftatuiren. Einer biefer vornehmen Spigbuben, Pirandi, In— 
jpeftor der Holzlieferungen, gab freiwillig 250,000 ©ilberrubel zurüd, um der Strafe 
für feine Unterfgleife zu entgehen. Dem Volke erließ der Kaifer 24 Mill. Silberrubel 
an rüdftändiger Steuer (weldye übrigens doch nicht bezahlt worten wären), ftellte vie 
Nefrutirung auf vier Jahre ein und hob die verhaften Militärfolonien jeines Vaters 
auf. Eifrig war er darauf bedacht, das europäiſche Rußland mit einen Eifenbahnneg 
zu überziehen, die Oftjee mit dem ſchwarzen Meere zu verbinden und Linien nad) den 
wichtigften Orenzpunften zu führen, da während des Krimmkrieges fat mehr Soltaten 
bei ven weiten Märchen auf ven unfäglich fchlehten Straßen umgekommen waren, als 
vor dem Feinde. Noch ein fchwieriges Werk nahm ver Kaifer fi vor durchzuführen: 
die Aufhebung ver Leibeigenſchaft. Die dazu getroffenen Einleitungen ftießen auf 
hartnädigen Widerftand der Erelleute und hatten auch an verſchiedenen Punkten des 
Reichs bedrohliche Aufftände zur Folge. Die Bauern hatten fein Geld und fonnten 
das deutſche Ablöfungsiyftem nicht begreifen. Sie jahen nit ein, warum fie für 
einen Grund und Boden etwas bezahlen follten, den fie von jeher als den ihrigen be- 
trachtet hatten. Daß ver Kaifer von der großen Aufgabe feiner Regierung trog ten 
unzähligen Schwierigkeiten, auf welche er ſtieß, fich nicht abbringen ließ, gereicht ihm 
zu hohem Ruhme. Die Emancipation ift nun fo weit vorgeſchritten, daß fie ſich 
niht mehr rückgängig machen läßt, und fie wird, gleichwiel welde Folgen zunächſt 
daraus entfpringen mögen, dem Kaijer einen glänzenden Namen in der Geſchichte 
ſichern. 

Trotz dieſer großen Arbeit im Innern verlor der Kaiſer auch die alte Politik 
der forwwährenden Erweiterung des Landes nicht aus den Augen. Von höchſter Bes 
deutung für die Zukunft des öftlihen Afien war die Befignahme des Amurlanvdes durch 
den Gouverneur von Oftfibirien, Murawiew, der für biefe unblutige Eroberung den 
Ehrennamen Amursky erhielt. Als ihm China den ungeheuern Landſtrich abtrat, 
wohnte dort kin Menſch, im Laufe weniger Jahre find nun am Amur eine Menge in 
rafhen Aufblühen befindliche Anfievelungen entftanden. Schon im Jahre 1858 
wurde der Berfehr auf dem Strome turd 29 Dampfſchiffe vermittelt, und in der von 
Murawiew gegründeten Hauptftadt Nikolajew befindet ſich bereits ein amerifanijches 
Konfulat. 

Kurz, Rußland ift in fortwährenter Ausdehnung begriffen und auch mit den 
Reformen im Innern, von welden uns die Gefhichtihreiber feit Peter dem Großen 
fo viel erzählt haben, ohne daß aufmerffame Neifende etwas tavon zu entdeden 
vermochten, jheint man jest wirklid Ernft maden zu wollen. Nod fehlt es trog 
der Univerfitäten von Dorpat, Moskau, Kajan und Kiew an ven wefentlihen Be- 
dingungen ver Volfsbildung, an Volksſchulen, an guten Lehrern und an unterrid): 
teten Priefteen und es fünnen noch Jahrhunderte vergehen, ehe das ruſſiſche Volt 
wagen darf, fih mit den Kulturvöifern Europas zu meſſen. Daß es trogdem 
dieſen gegenüber bisher eine jo übermächtige Stellung eingenommen bat, verdankt 
e8 lediglich feiner Armee und feiner Diplomatie, in welder immer Ausländer tie 
vornehmfte Role fpielten. Weil das zerfplitterte Deutfchland dem aufftrebenveu 
Ehrgeiz feiner befähigten Söhne feine Ausfihten bot, verſuchten viele von ihnen 
ihr Glück in Rußland, wo fie es zu den höchſten Würden und Ehren brachten 
und dur ihre Thätigfeit und Kenntniffe auf Koften ihres eigentlichen Baterlandes 
zur Hebung und Größe Rußlands mächtig beitrugen. Die traurigen innern Ver— 
hältnifje des Zarenreihs blieben bis auf den heutigen Tag dem Auslande fo gut 
wie unbefannt; was die Neifenden darüber berichteten, wurde meiftens fir Ueber— 
treibung gehalten. Dagegen jprang der Reichthum der im Auslande reiſenden vujs 
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fiihen Großen, die überlegene und faft immer erfolgreiche Klugheit der ruffifchen 
Diplomatie und der Siegesglanz der xuffifhen Armee aller Welt in die Augen 
und erwedte von der Macht, den Hilfequellen und der Bildung tes Zarenreiches 
die günftigften BVorftellungen. Hierurh und noch mehr viceiht durd die engen 
verwandtfchaftlihen Beziehungen, welche vie meiften deutſchen Fürftenhäufer mit 
dem Zarenhaufe anfnüpften, gerieth beſonders Deutjchland in tie abhängige, un- 
ſäglich ſchmachvolle Stellung zu Rußland, welche wir jo lange zu beflagen hatten 
und theilweife nod zu beflagen haben. 

Augenblidlih ift das Zarenreich durch den pelnifhen Aufftand *) bedroht, 
defien Zaͤhigkeit Frankreich, England und Oeſterreich zu einer Interventionspolitif 
veranlaßt hat, welche vielleicht einen neuen Krieg zwijchen Rußland und den Weft- 
mächten zur Folge haben wird. Ohne uns hier auf die Einzelheiten der polnifhen 
Frage einzulafien, können wir deoch diejes behaupten, daß Rußland im jhlimmften 
Tale für den Befig von Polen feinen legten Mann und feinen legten Rubel 
opfern wird, denn von dieſem Befige hängt feine europäiſche Machtftellung ab, 
wie von dem Befige des Kaufafus feine afiatifhe Machtſtellung. Seit Jahrhun- 
verten haben die Ruſſen mit den Polen im Kampf gelegen und das Zünglein an 
der Wage bildeten wie immer die zwifchen beiven Bölfern wohnenden Kojaden, welche 
bald hierher bald dorthin den Ausfchlag gaben. Wir haben gejehen, wie leicht es 
den Polen wurde, bis ins Herz Rußlands vorzudringen, aber wir haben auch ge- 
fehen, daß Rußland fi in den Zeiten des tiefften Unglüds immer am größten 
zeigte, und daß, wenn ber Kampf nicht blos durch das Heer fondern durch das 
Volk felbft geführt wurde, dieſes Bolt immer unbefiegbar war und aller innern 
und äußern Feinde fpottete. So wird es aud ferner fein. Ja es könnte dieſem 
Neiche kein größeres Glück begegnen, als daß gerade jegt, we noch allerlei Ber- 
wirrung in feinem Innern herrſcht, die Weftmächte einen ernften Krieg mit ihm 
anfingen. Allein das wird nicht gejhehen, denn eın folder Krieg könnte nur von 
Tranfreih ausgehen, dieſes aber verfteht gleichwie Rußland feine Intereffen zu gut, 
um fi ernfthaft mit Rußland zu überwerfen, in welchem ed auf die Dauer einen 
beflern Bundesgenoffen hat, als in England. Sollte Napoleon durdy vie Berhält- 
niffe gezwungen werden, Polens wegen einen Krieg mit Rußland zu beginnen, fo 
wird es wieder ein bloßer Scheinfrieg fein, wie derjenige in der Krimm war und 
wie biefer mit einem Bündniſſe Sranfreihs und Rußlands endigen, das einen ernft 
gemeinten Angriff auf Deutfchland zur Folge haben würde. Wirklich frei könnte 
Polen nur durd Deutſchland werben, aber daran ift nicht zu denken, fo jehr aud 
auf die Dauer Deutſchland dadurch gewinnen würde. Befreit durch Frankreich 
würde das Land felbftverftändlih nur ein franzöfiiher Vaſallenſtaat werden. Auch 
dazu wird es nicht kommen. Es liegt nicht im Intereffe Frankreichs, Rußland 
durch Lostrennung Polens zu ſchwächen, darum ‚wird Polen bei Rußland bleiben. 

11. Statiftifch-geographifcher Ueberblick. 

1) Größen- und Bevölferungsverhältniffe. Rußland, das größte und 
in feiner Bevölkerung buntjchedigfte Reich ver Welt, hat vor Kurzem feintaufenpjähriges 
Jubiläum gefeiert. Trogdem fteht es erft am Anfange feiner geiftigen Entwidlung und 
alles Hervorragende, was fid von diefem Rieſenreiche erzählen läßt, gehört aus- 
ſchließlich der politiſchen Geſchichte an. Für die Gefchichte des Geiſtes ift, ganz abgejehen 
von den Aulturftanten des Alterthums, jowie von ven europäiſchen Sitzen der Kunſt 


*) Vgl. den an das (Ende diefed Werks zurücgeflellten Artitel: Königreich Polen. D. Ned. 
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und Wiffenfhaft im Mittelalter und der Neuzeit, ein Städtchen wie Stratforb 
oder Marbah von größerer Bebeutung, als das gewaltige, über drej Welttheile 
gelagerte ruffifhe Kaiſerreich, obgleich dieſes ven fiebenten Theil der Erdoberfläche 
bevedt und — nad den neueſten Mefjungen und Bolfszählungen — auf einer 
Fläche von 370,000 ) Meilen 74 Millionen Menjhen umfaßt.) 

Es fpringt fogleih in vie Augen, welches Mißverhältnig zwiſchen Bovenfläche 
und Bevölferung dieſe Zahlen ergeben. In Defterreih rechnet man aufı1 [Meile 
durchſchnittlich 3004 Einwohner, — in Örofbritannien 5027, — in Franfreidh‘ 
3750, — in Preußen 3550, — in Sachſen 8196, während im europäifhen Ruß— 
land etwa 700, im Kaufafus 470, in Sibirien 15 Menfhen auf die [] Meile 
fommen. 

Die Gefammtbevölterung des ruffifhen Reiches vertheilt ſich folgendermaßen. 
Auf das europäifhe Rußland kommen 59,330,752, auf das Königreich Polen 
4,764,446, auf das Großfürftenthum Finnland 1,636,549, auf Sibirien und 
jeine Nebenländer 4,035,000, auf die Kaufafiihe Statthalterfchaft 3,764,000, oder 
im Durchſchnitt auf 1 ] Meile: im europäifchen Rußland 689, im Königreich 
Polen 2110, im Großfürjtenthum Finnland 238, in Sibirien 15, im Kaufafus 468. 

Die Bevölkerung ift natürlid am dichteſten in den Gentralpunften des Reichs 
und nimmt ab nah Maßgabe der Entfernung von denfelben. So kommen 3.2. 
im Gouvernement Moskau 3000 Menſchen auf tie Ouapratmeile, in ven Gou— 
vernements Tula, Kursk, Charkow, Podolien und Kiew etwa 2000, an den Mün- 
dungen der Wolga und des Don 100—500, in Archangelsk 20 und im Kamtſchaka 
fommt auf 2 ) Meilen nur Ein Bewohner. Es bedarf kaum der Erwähnung, 
daß die am meiften bevölferten Landſtriche au die am beften angebauten und in 
der Inbuftrie am meiften vorgefchrittenen find. 

Im Gegenfage zu andern Ländern, befonders Italien, wo das ſtädtiſche Ele 
ment vorwiegend ift und felbft die Dörfer einen ftäptifchen Anftrih haben, tritt 
in Rußland ver ländliche Charakter in ven Vorbergrund, und die meiften Städte, 
melde nicht unter ausländiihem Einfluſſe entftanden find (wie Petersburg, Odeſſa 
u. a.) haben das Ausſehen großer Dörfer, Man zählt in Nufland nahezu an 
600 Städte, wovon aber die wenigften diefe Benennung verdienen, weshalb auch 
die ganze Stabtbevölferung des Neihs fih faum auf 5 Millionen beläuft und 
nur die Städte Petersburg, Moskau und Odeſſa über 100,000 Einwohner ent- 
halten. Acht Städte haben 50— 100,000, jehsundvierzig 20— 50,000 und hun— 
dert 10— 20,000 Einwohner. 

Bon der Oejammtbevölferung Rußlands — zufammengewürfelt aus mehr 
denn hundert verſchiedenen Bölkerfhaften, die über 40 Spraden reden — gehören 
93 Procent dem Chriftentbum an. In den Gouvernements Orenburg, Aſtrachan 
und Taurien ift beinahe die halbe Bevölkerung nicht chriſtlich. In Kafan, Sim- 
birsf, Samara und Cherfon ift die Zahl der Nichtchriften ebenfalls bedeutend, 
obwohl fie nur in Kafan bis 40 Procent der. Oefammtbevölferung fteigt. Diefe 


— — — — 


2) Nah dem neueften ſtatiſtiſchen Werke über Rußland: „Bevölkerung des ruſſiſchen Kaiſer⸗ 
reichs ꝛc. von U. v. Buſchen. Gotha 1862.“ — Wir baben bier die beſcheidenſte Schäpung 
angenommen und hätten — immer mit Berufung auf die ſehr ſchwankenden officiellen Quellen — 
nad Belieben 10,000 [) Meilen und 10 Millionen Einwohner mehr oder weniger ſetzen können. 
Dr, Klun 3. ®. ſehzt 380,000 [ Meilen, indem er die Durchſchnittszahl der Angaben der offi⸗ 
ciellen ftariftiichen Tabellen von 1856 und derer des Direftord der Moskauer Sternwarte, G. 
Schweizer, annimmt, wobei er mit Zug und Recht bemerkt, den ruffifchen officiellen Zahlen ei 
wenig zu trauen, 
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von Tataren bewohnten Gouvernements repräfentiren den Islam; in Aſtrachan ift 
außerdem ein großer Theil ver kalmukiſchen Bevölkerung heidniſch (Lamaĩten). In 
den wejtlihen Gouvernements beträgt die nit chriſtliche Bevölferung von 5 big 
15 Procent. Diefer nicht chriſtliche Theil befteht hier zumeift aus Juden, beren 
es im ganzen Reiche etwa 11/, Millionen gidt und die erft in neuerer Zeit eine 
bedingte Aufnahme in Großrußland fanden, während fie vordem nur in Polen 
ſeßhaft waren. 

Bon ven 55 Millionen Chriften gehören etwa 50 Millionen der orthodoren 
griehifhen Kirche an. Proteftantiih find Efthland, Kurland und Lievland; ver- 
wiegend römijchefatholii die beiden lithauifhen Gouvernements Wilna und Kowno. 

Die Zahl der verſchiedenen Sektirer (Dudoborzi, Molofanen, Stopzi, Staro- 
werzi u. f. mw.) beläuft ſich auf 2,800,000. 

In Bezug auf die Bertheilung der Bevölferung nad) dem Gefchledhtöverhält- 
niß bemerkt Buſchen (S. 20): „Schwerlid findet fih ein Land, weldyes jo große 
Variationen und Schwankungen bietet wie Rußland. In ganz Europa finden wir 
nicht folde Anomalien, ſolche ſich beftändig wiederholende Veränderungen in dem 
natürlihen Geſchlechtsverhältniß. Als Grund biefer Abnormitäten läßt fid nur 
eins anführen: der befonvere Charakter der ruſſiſchen Induftrie, welche bei geringer 
Fabrikthätigkeit und höchſt jeltener Maſchinenanwendung eine große Anzahl meift 
männlicher Arbeiter erfordert, die natürlicher Weile in uur wenigen Punkten fon- 
centrirt leben. Dasfelbe gilt vom Kleinhandel und ver Krämerei, welche nament- 
lid in einigen Oouvernements, in welden die Dorfinduftrie (Weberei, Gerberei, 
Berfertigung von Holzwaaren) ziemlid lebhaft ift, eine beveutente Anzahl Männer 
beinahe das ganze Jahr vom Haufe abhalten. So gibt e8 in den Gouvernements 
Wladimir und Jaroßlaw eine befondere Haufirer- Kaffe, die Opheni, weldhe zu 
Tauſenden das ganze Jahr überall, nur nicht zu Haufe zu finden find, Zula, 
Kaluga, Twer, Pokow u. f. w. ftellen für die größerın Stätte und namentlidy beide 
Nefidenzen Taufende von Fuhrleuten, welde alle ihre Yamilie im Dorfe lafjen. 
Dasjelbe findet ſich ftellenweife in Klein» und Neu-Rußland. So kommt ed denn, 
daß das natürliche Verhältniß bedeutend alterirt wird und daß bei einem Mittel- 
jag von 102.9; auf 100 in manden Gegenden 115, in andern nur 52 Frauen 
auf 100 Männer kommen. Ganz Rußland zerfällt in dieſer Hinfiht in 2 Theile, 
von denen der größte mehr Frauen ald Männer in der Bevölkerung zählt und 
2/3 der ganzen Yanvesfläche begreift. Der andere Theil im Südweſten (die Gou— 
vernements Befjarabien, Taurien, Cherfon, Podolien, Charkow, Jelaterinoslav), wozu 
noch einige zerftrente Gouvernements im Centrum (Moskau, Tula, Rjajan), das 
Souvernement Aftrahan und St. Petersburg kommen, bietet dagegen eine über- 
wiegend männliche Bevölkerung. Wir können annehmen, daß im Süden ter Haupt- 
grund des zahlreichen männlichen Geſchlechts darin liegt, daß hier die Stäbte über- 
wiegend find.” 

2) Nangftufen und Standes vorrechte. Mit Recht hebt Buſchen hervor, 
daß eine Statiftit der Bevölkerung nah Ständen in Rußland eine viel größere 
Bereutung habe als in andern europäiſchen Staaten, in denen feine Standespri- 
vilegien und Vorrechte anerkannt werden (S. 43). Die ruffiihe Gefeßgebung er— 
kennt 4 Stände an: 1) den Übel (inkiufive ſämmtlicher Staatsdiener, jowie 
beinahe Aller, vie eine höhere Bildung genoffen haben, dadurch den fteuerbaren 
Ständen entrüdt find und ven jogenannten perjönlichen Adel haben); 2) vie 
Geiſtlichkeit; 3) die Städtebewohner und 4) die Bauern. In jeder dieſer Klaffen 
finden fi mehrere Unterabtheilungen und fchroffe Unterſchiede. Bei dem großen 
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—— der einzelnen Stände und Gruppen vor dem Geſetz und im bürger- 
lihen Yeben, bei der großen Schwierigfeit, aus einem Stande in den andern über- 
zutreten, was behufs Ausübung gewifjer Geſchäfte und induftrieller Unternehmungen 
unumgänglid ift, da fogar das Recht, in gewiſſe Schulen, namentlich in vie höhe- 
ren Lehranftalten einzutreten, jehr oft von einem ſolchen Uebergange abhängt, — 
läßt fih doch eine beveutende Verwirrung nicht läugnen. So eriftirt 3. B. ver 
perfönlihe Adel als leere Phrafe, denn im Grunde hat er keinen Vorzug vor ven 
privilegirten Stabtbewohnern, zu weldhen aud die Kinder eines perſönlich-Adeligen 
zählen. Ebenjo gibt es ein perjünlidyes Ehrenbürgerreht, welches auch für die 
Familie des Inhabers ohne allen Werth ift und aljo auch feinen eigentlihen Stand 
bildet. Endlich gibt ed zwiſchen dem Stäbterftande und den Bauern fo viele 
Nüancen und Uebergänge und dabei fo viele fiskaliſche Unterſchiede, vie dabei ſehr 
oft ein und dasſelbe Individuum betreffen, daß es rein unmöglid wird, in dieſem 
Chaos Mar zu fehen. Wir begnügen uns aljo mit einigen allgemeinen Andeutungen. 

Da Standesunterjchiede vor dem Gefeg und auf dem Rechtsboden in Hinſicht 
des Befiges und Ermwerbes in unferm Jahrhundert zu ven moralifhen Unmöglic- 
feiten gehören, jo läßt ſich die ruffiihe Ständeorpnung nur dadurch erklären, daß 
es noch jüngft unumgänglid war, die Teibeigenfhaft durch Aufrechthalten veralteter 
Formen und unbegreifliher Spitfindigfeiten zu ftügen. So beftand eine Art höchſt 
fomplicirten und viefah durchlöcherten Kaftenfyftems als entjprechende Staffirung 
ter vom Geſetz anerkannten Leibeigenſchaft. Da eine konſequente Durdführung 
einer Neuorganifation und Milverung des halb tatarifchen, Halb mittelalterigen 
Defpotismus unmöglih war, ohne dem Örundprincipe nahe zu treten, jo begnügte 
man fih mit Rütteln, machte jedes Jahr neue Veränderungen, neue Ausnahmen, 
deren Hauptzwed beftändig war, der wachſenden Nothwenvigfeit nachzugeben und 
einzelne Parteien wenigftens in Hinfiht der Bildung und Induſtrie zu emanci- 
piren. So kommt ed, daß man endlich vor lauter Ausnahmen das Gefeg felbft 
nicht mehr fehen fann. Seit zwei Jahren ift vie Leibeigenſchaft aufgehoben und 
dadurch die Nothmwenvigfeit einer gründlichen Revifion und hauptfählid Koudenfation 
der einfchlägigen Geſetze aufgeftellt. 

Im alten Rußland (dem Mostauifhen Zarenthume) gab es eigentlih nur 
drei Rechtsgruppen: den in Adel transformirten Beamtenftand (mit Ausnahme jehr 
weniger Yamilten, die ihre Titel von Territorial-Anfprücen berleiteten), deſſen 
Hierarhie ſich beinahe ausfhlieglih an vie einft ausgeübten Funktionen fnüpfte, 
und zahlreiche Streitigkeiten hervorrief (Meftnitiheftwo), den Klerus und die we— 
nigen Städter (Poſadskie, Meſchtſchanie). Arel und Klerus bildeten manchmal 
berathende Berfammlungen, vie aber nur in wenigen Fällen wirkliche Korporationg> 
rechte ausübten und nie ald ſtändiſches Clement fkonftituirt worden find, Die 
Städter (Kaufleute und Handwerker) hatten nie Stimme. Seit Peter dem Großen 
trat zum Adel der neue Dienftadel, der ſich reißend vermehrte und endlich bis zu 
einem gewillen Grade auf perjönlihe Rechte (perjönliher Adel) beſchränkt wurde. 
Der Klerus verlor viele Privilegien, blieb aber doch ein ziemlich ſchroff abgeſchloſ— 
fenes Ganzes, welches fih nod bis heute meift jelbft refrutirt und fogar feine 
Ehen meift innerhalb des Standes jchließt. Dies gilt nur vom fogenannten weißen 
Klerus (Weltgeiftliche), der beinahe gar feinen Zufluß von Außen erhält, und nur 
feit kurzer Zeit feinen Ueberfchuß in andere Stände abgibt. Der Stand der 
Städter hat fich feit Peter vem Großen dur vielfahe Begünftigung von Handel 
und Gemwerben beveutend vermehrt und mannigfahe Rechte erworben. Dody haben 
eben viefe zu verſchiedenen Zeiten und nur partiell verliehenen Rechte, nod mehr 

Bluntjhli un Brater, Deutſchet Staats-Wörterbug VII. du 
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aber die Affimilirung der Bürger in den neuerworbenen Provinzen, in denen ein 
Dürgerftand ſchon eriftirte, vielfadhe Gruppen erzeugt. So beftehen jegt erblihe und 
perfönlihe Ehrenbürger als befondere Auszeihnung vor den übrigen Städtern 
(Befreiung von der Refrutirung, von Körperftrafen u. ſ. w.), aber mehr noch als 
Bereinigungsmittel der Bürgerfhaft in den weftlihen Provinzen mit dem neu zu 
freirenden ruffifchen Meittelftande,; Kaufleute in drei Abftufungen (Gilven), von 
denen nur die erfte (Großhandel) einige reelle Rechte befigt; Handwerker, eigent- 
liche Bürger (Meftfchane) u. f. w. Faltiſch gehören zu den Stäbtern viele Bauern, 
die Handel und Gewerbe treiben und außer den Landfteuern auch noch diverſe 
Abgaben der Städter zahlen. Im Bauernftande felbft endlich entftanden durch 
Bereinigung ſämmtlicher Staats- und Aronbauern in einen dem Namen nad) freien 
Bauernftand (wobei der Staat Grunbeigenthümer ift) und durch vielfache Befreiungen 
drei Hauptgruppen mit zahllofen Unterabtheilungen, die meiftens feinen Sinn und 
feine Bedeutung haben, aber doch ftörend in die Verhältniſſe eingreifen. 

Nah der 10. Boltszählung ift der Beftand ver Bevölkerung des ganzen 
Reichs (mit Ausnahme von Polen, Finnland, den fibirifhen Kirghifen, den Ländern 
am Kanfafus und dem amerifanifhen Gebiet) nah Ständen in folgenden Zahlen 
angegeben, die wir dem Werk von Buſchen entnehmen: 

I. Adel (influf. des perfönlihen fo wie des größten Theild des Beamten- 
tbums): Männl. 437326, Weibl. 436828, Total 874154. II. Geiſtlichkeit 
aller Konfeffionen, mit Ausnahme der jübifchen Rabbiner: Männl. 312495, Weil 
340274, Total 652769. Nah den einzelnen Konfeffionen: a) Griechiſche (inkl. 
der nicht fungirenden Kirchendiener, Eänger u. f. w. geiftl. Standes): M. 281501, 
W. 315027, T. 596528. b) Kirchendiener nicht geiftl Standes: M. 9767, W. 
8375, T. 18142. c) Katholifhe: M. 4147, W. —, T. 4147. d) Armenifce: 
M. 539, W. 235, T. 774. e) Qutherifhe: M. 1381, W. 1405, T. 2786. f) 
Reformirte: M. 59, W. 71, T. 130. g) Griehifhe Selten (Raskolniki): M. 
673, W. 741, T. 1414. h) Muhamedaniſche: M. 14428, W. 14420, T. 28848%). 
II. Ehrenbürger (erbliche und perfönlihe; tie Letzteren meift Technologen, 
Fabrikanten, Künftler, Inbuftrielle u. f. w.): M. 9074, ®. 7764, T. 16838. 
IV. Kaufleute (in allen 3 Gilden): M. 223514, W. 208320, T. 431834. 
V. Bürger und Handwerker, infl. der befonderen Nechtsgruppen der Bal- 
tiihen und Beflarabijchen Bürger, der Bürger in ven meftlichen (früher polnischen) 
Provinzen u. ſ. w. Die eigentlichen Ruſſiſchen Bürger (Meftichane) ftehen beinahe 
auf vemjelben Fuße wie die Bauern und tragen biefelben Laften: M. 1,7MO5l, 
W. 2,025508, T. 3,749559. VI. Berfhiedene Berfonen, theilmeife im 
Stantsdienfte ftehend, aber ohne perſönlichen Adel, Kanzliften, Hauslehrer, Künftler, 
Unterbeamte der Poft, Berfonal der Theater u. f. w., Arbeiter und Handwerker 
bei den Kronfabrifen und Kronhüttenwerfen u. ſ. w. Die verfchiedenen Öruppen 
ſchließen ſich an feinen der Hauptftände an und bilden für fih und ihre Familien 
befondere Rechtsgruppen, die gewöhnlid unter dem allgemeinen Namen der „Raf- 
notſchinzy“ ein fonderbares Gemiſch von Rechten, Ausnahmen u. f. w. bieten und 
meift mit der Zeit in andere Stände übergehen: M. 222210, W. 198196, T. 
420406. VII. Bauern in Privatbefige des Kaifers, der faiferlihen Familie u. 


4) Die jüdiichen Rabbiner werden wie alle Juden befteuert und gehören nicht zu einem be 
jonderen Stande. Die Eoloniirten Juden (Karaim) baben befondere Rechte und zäblen 29 
Perfonen geiftlichen Standes. Ebenjo gibt es noch 267 Lama's, die auch nicht zum geiftlichen 
Stande zu rechnen find, 
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ſ. w. Diefe, fogenannte Apanage-Bauern, bilden eine Art Kronfiveilommiß: M. 
955780, W. 1,062701, X. 2,018481. VII. Freie Staatsbauern unter 
verſchiedenen Benennungen, die, wenn fie auch frei heißen, doc feinen eigenen 
Grundbeſitz haben und außer der Kopfſteuer noch den fogenannten „Obrok“ für das 
ihnen überlaffene Kronland zahlen. Ferner Freibauern auf eigenem Grund und 
Boden und Freibauern mit beſchränktem Orunpbefig; Freibauern auf Privatlänte- 
reien; Freibauern der Dftfee-Provinzen, Zaranen in Befjarabien, Einhöfler u. f. w. 
Die Totalfumme dieſer verfhiedenen, perjönlichen freien Klafjen gibt: M. 11,888427, 
W. 12,607122, T. 24,495549. IX. Leibeigene (feit vem Jahre 1860 im ei- 
nem llebergangszuftande) in 5 Abftufungen: M. 10,974944, W. 11,588142, T. 
22,563086. X. Bevölkerung der Kofalenländer: M.1,332749, W. 1,261069, 
T. 2,593818. XI. Nomapdifirende Völker mit befonvderer Stammverfaffung 
in Sibirien, in den Öouvernements Aftrahan und Arhangelst: M. 523350, W. 
502526, T.1,025876. XII Berabfdiedete Soltaten und ihre Familien, ' 
die mit gewiſſen Unterſchieden theilweife unter den Bauern, theilweife unter ben 
Städtern leben: M. 487924, W. 606102, T. 1,094026. Hauptſumme ſämmtlicher 
12 Gruppen: Männlid 29,091844, Weiblich 30,834552, Total 59,926396. 

In dieſer Totalfumme find nit enthaiten Polen (4,800000), Finnland 
(1,600000), ver Kaufajus ohne das Öouvernement Stawropol (ungefähr 3,000000), 
die Sibirifhen Kirghifen und andere Nomaden (ca. 500000), die Armee (ungef. 
1,000000), die Ausländer u. ſ. w. Rechnet man diefe hinzu, fo erhält man für 
das ganze Reid über 71 Millionen, alfo beinahe 3 Millionen weniger, als wir 
oben angenommen haben. Diejer Unterſchied beweist, daß die ruſſiſchen Zählungen, 
indem fie nur finanzielle Zwede verfolgen, immer unter der Wahrheit bleiben und 
höchſt unvollkommen find. 

Es wurde ſchon im Eingange bemerkt, daß Rußland trotz ſeines tauſendjähri— 
gen Beſtehens und trotz ſeiner Machtſtellung erſt an der Schwelle ſeiner geiſtigen 
Entwicklung ſtehe und deshalb zu den Kulturländern Europas noch nicht gerechnet 
werden könne. Um den Grund dieſer merkwürdigen Erſcheinung zu begreifen, muß 
man einen orientirenden Blick auf die Geographie und Ethnographie des Zarene 
reichs werfen. 

3) Charakter des Landes und Bodens Das europälfhe Rußland 
nimmt die größere Hälfte unferes Welttheild ein umd dieſe ruffifhe Hälfte bildet 
gegen das übrige Europa einen fo entſchiedenen Gegenſatz, als ob es gar nicht 
dazu gehörte, weshalb aud einige unjerer hervorragendſten Geographen (Ritter, 
Berghaus?) u. a.) Rußland als nicht zu Europa gehörig, vielmehr als felbftändi- 
ges Individuum und als Uebergangsglied zwijchen diefem Erbtheil und Aſien bes 
trachtet haben. Das nicht ruſſiſche Europa unterſcheidet fih nämlich von Afien 
(wie aud) von Afrika) dur tie Kleinheit feiner Sormen, nad) wagerechter jowohl 
als ſenkrechter Nihtung, ferner durch große und reihe Gliederung, wo in ter 
Phyfiognomie der Oberfläche das Gebirgs- und Bergland fo überwiegend iſt, 
daß es fi zum Zieflande nahe wie 5 zu 1 verhält®), während in Rußland die 
Einförmigfeit der Ebene vorherriht. Werner zeigt das nicht ruſſiſche Europa, jo: 
wohl im Norden wie im Süten, eine ungemein zahlreiche Spaltung in Halbinfeln, 
während Rußland durchaus einfach geformt ift in feinen Küftenumeiffen. 


5) Ritter: Einleitung zur allgem, vergleich. Gevgr, 1852, Berghaus: Grundriß ver 
Geogr. ın 5 Büchern 1843. : — u sb 
6) Vergl. Berghaus ©, 397, 
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Sibiriend Phyfioguomie fpricht ſich nod im nörblihen Rußland aus, in ven 
Küſtenlandſchaften des Eismeeres, und der vorherrihente Charakter des weftafiati- 
ſchen Landes Turan dringt über die untere Wolga, den Don und den Dnjepr und 
dehnt fi in den fühwejtlihen Provinzen am Schwarzen Meere bis an den Fuß 
ber Karpathen aus, 

Bon der Mitte zwifchen dem Aequator und dem Pole, d. h. vom 45° ver 
Breite, ftredt fih Rußland über ven Polarkreis hinaus bis zum 70°, und fteigt 
in dem Infelpaare Nowaja Semlja's noh um 69 näher dem Angelende ber Erve. 
Der öftlihe Fuß der Karpathen und die Waflerfheidungslinie, welde vie tem 
ſchwarzen Meere angehörenven Ströme von der Weichſel trennt, können als weit- 
liche Grenze des Uebergangsglievdes betrachtet werben, das einen Raum von faft 
100000 deutſchen D Meilen deckt. 

Bis zum Jahre 1580 war Rußland ganz auf das öſtliche Europa beſchränkt. 
Dann hat es zuerft den Ural, fpäter den Kaufafus überftiegen und ſeit 1730 
felbft den ftilen Ocean überfhwommen, um aud an der neuen Welt feinen An« 
theil zu haben, Sept bildet es ſchon in feiner fompaften Ländermaffe ein fo großes 
Reich, wie die Geſchichte früher fein anderes gefannt hat. 

Geringe Erhebung über die Meeresflähe und Ebene find die Hauptiypen in 
diefem ungeheuren ©ebiete; aber die Ebene ift nicht gleihmäßig platt, ſondern 
vielfach wellenförmig und längs der großen Stromläufe, womit fie negförmig und 
zahlreih durchſchnitten iſt, von hohen Thalrändern eingefurdt, welche die Einför- 
migfeit der Flache hin und wieder bergartig unterbroden. 

4) Hiſtoriſch-politiſche Eintheilung. Rußland erftredt ſich zwijchen 
den JfothermsBreiten von + 109 im Süden, und — 59 im Norden. In Folge feiner 
öftlichen Lage nimmt es durchaus Theil an dem Kontinental-Klima der alten Welt, 
in welchem kalte Winter mit heißen Sommern wechjeln und der wäfjrige Nieder 
ihlag, der ein mäßiger ift, vorzugsweije im Sommer fällt. 

Wir haben oben vie Größe des ganzen Reihe in runder Zahl auf 370000 
Meilen angegeben. Es ift felbftverftännlid bei einer fo ungeheuren und eigent- 
lih noch jo wenig durchforſchten Yänvermaffe, weiche ungefähr ver Hälfte von ganz 
Alien over Amerika gleihlommt, unmöglih, ganz genaue Zahlen zu finden. Der 
fleißige und gewiſſenhafte Schnigler, der fein ganzes Leben der Erforihung Ruf- 
lands gewidmet hat, jegt in feinem neueften großen Werte?) 375412 [I M., wo— 
ven 100429 auf Europa kommen, 247736 auf Afiend) und 27247 auf 
Amerika. 

Auf die verfchiedenen Länderkomplexe des Zarenreihs vertheilen diefe Ziffern 
fi) folgendermaßen: 

Europa: Das eigentlihe Rußland zählt 91213 [IM., das Königreich Polen 
2331, Finnland 6885, Total 100429. Aſien: Transfaufafien 3808, Weftfibi- 
rien 56172, Dftfibirien 169409, Steppe ver Kirgis » Kaiffaten 18347, Total 
247736. Amerila: Der Kontinent 26292, die Injeln 955, Total 27247. 

Um den Ueberblid zu erleichtern, theilen wir das europäifhe Rußland in drei 
große Regionen: die nördliche, mittlere und ſüdliche. 





7) L’empire des Tsars ete T. I. p. 33 (Baris 1856). 

8) Hier find die rujfiihen Grmwerbungen am Amur, die jept eine bejondere Provinz von 
9800 Meilen bilden (nach Schweizer) noch nicht mit in Anfchlag gebracht, da der Bertrag von 
Argun, durch welchen Nupland feine alten Befipungen am Amur mwierererlangte, beum Erjigeinen des 
eriten Bandes des Schnigier’jhen Werks noch nicht abgeichloffen war. 
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Die nörtliche Region begreift Finnland, die Gonvernements Archangel, Olo- 
nes und Wologda und reicht etwa bis zum 60. Breitengrabe. Die mittlere Re— 
gion dehnt ſich vom 60. bis zum 50. Breitengrade aus. Die fühlihe Region 
endlich umfaßt alles füdlich gelegene Land vom 50. bis zum 44. Breitengrate. 
Es gehören dazu Potolien, die Gouvernements Iefaterinoslaw, Aftrahan, Taurien 
Stawropol, Zihernomorien (db. 5. das and ber Kofaden am ſchwarzen Meere), 
ferner das doniſche Kofadenland und Beffarabien. 

Im aftatifhen Rußland ift zunähft zu unterfcheiden: einerfeits Sibirien und 
die Steppe der Kirgis-Raiffafen; anderſeits Translaukaſien. Dann ift das unge- 
heure Sibirien, theils nady der Fänge, theil® nad der Breite zu veranſchaulichen. 
In runder Zahl kann man 165000 )M. zu dem öden nörblichen Theile rechnen, 
wonach dann 60000 (IM. auf den faft durchgängig Fulturfähigen ſüdlichen Theil 
fümen. Es ergibt fih aus dem Geſagten folgenver Ueberblid: 

Europa: Nörblihe Region 33024 [IM., mittlere 53533, fünlihe 13872, 
Total 100429. Aſien: Transfaufafien?) 3808, Sibirien: 1. die fühl. Gouver- 
nements 10) 53422, 2. bie norbwefllichen Gouvernements 1!) 73873. Deftlihe Pro— 
vinzen: Jakutsk 66961, die Seegebiete des ftillen Ozeans 12) 17940, das Land 
der Tſchuktſchen 13420, vie Steppe der Kirgis-Raiffaten 18348, Total 247772. 

Berfuht man auf biftorifher Grundlage ein Bild des europäifhen Rußlands 
zu geben, fo entfteht folgende Gintheilung: 1. Großrußland nah dem Umfange, 
den es bei der Thronbefteigung Peters des Großen hatte: a) Mittlerer und füblicher 
Theil 15753 TDM., b) Nördlicher Theil 26139, c) Deftliher Theil 24939 
2. Kleinrußland 3807, 3. Baltifhe Provinzen 2710, 4. Groffürftentbum Finnland 
6885, 5. Pitthauifche und polnifhe Provinzen 7627, 6. Königreih Polen 2331, 
7. Südrußland 10228, Total 100429. 

Hierans ift zu erjehen, daß Rußland feit Peter dem Großen blos in Europa 
eine Fändermaffe erworben hat, welche diejenige von ganz Frankreich um das Drei- 
fahe übertrifft und größtentheil® aus vortrefflihdem Boden befteht. 

Zur Vervollſtändigung des oben gegebenen Bildes auf hiſtoriſcher Grundlage 
ift es nöthig, die Gouvernements zu nennen, in welche die unter ihrem allgemeinen 
Namen angeführten Länderkomplexe zerfallen. 

1. Großrußland. a) Der mittlere und fühliche Theil befteht aus den Gou— 
vernements: Mosfau, Wladimir, Nishegorod, Koftroma, Jaroflawl, Twer, Now- 
gorod, Pokow, Smolensk, Kaluga, Tula, Rjafan, Tambow, Drel, Kurff und Wo- 
vonefb. b) Der nörklihe Theil enthält die Gouvernements: Wologda, Dloneg 
und Arhangel. ce) Der öftliche Theil befteht aus den alten tatariſchen Rönigreichen 
Kaſan und Aftrahan, welche heute zerfallen in die Gouvernements: Perm, Wiatka, 
Drenburg, Kafan, Simbirff, Penfa, Saratow, Samara, Aſtrachan. 2. Kleinruß- _ 
land zählt die Gouvernements: Kijem, Tſchernigow, Poltawa und Charkow. 3. 
Die baltifhen Provinzen bilden die Gouvernements: St. Peteröburg, Eſthland, 
Livland und Kurland. 4. Die litthauiſchen und polnifhen Provinzen befteben aus 
den Gouvernements: Mohilew, Witebet, Minsl, Grodno, Wilna, Kowno, Wolby- 
nien und Podolien. 


En ee — ze — — 


9 Au Transkaufafien gehören nah dem Ukas vom 26. December 1846 bie Gowvernenugggen- 
Tiflis, Kutaie, Schemacha und Derbent. : 

10, Tomäf, mit einem großen Theile der ehemaligen Provins Omsk und Irkußk. 

74, Tobolst, mit einem Theile der me. Provinz Omsk und Jeniffeist, 

8) Diftrift Ochotzk, Militärgouvernement Kamtſchatka. 
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Die Gouvernements des fühlichen Rußlands wurden ſchon oben aufgezählt. 

Einige der Gebiete, welche gemeinhin mit zu Rußland gezählt werben, ge 
hören ihm größtentheils noch gar nicht, oder Bilden einen ſehr unfiheren Beſitz, 
wie 3. B. ein großer Theil des Kaufafus und befonders bie Länder zwifchen dem 
Kuban und Schwarzen Meere. Ebenfo vie Steppe ver Kirgid-Raiffafen und dann 
das Pand ver Tihuftfchen. Man fann das Alles zufammen in runder Zahl auf 
33,000 IM. anfhlagen: ein bebeutender Flähenraum an und für fih, aber 
unbeveutenb im Berhältniß zu dem ungeheuren, gefiherten und zufammenhängenben 
ruſſiſchen Territorium. 

Das ruffifche Amerifa endlich bildet eigentlih nur eine Station für die Sciff- 
fahrt und liefert eine reihe Ausbeute von Fiſchen und Belzwerf, kann aber auch 
in politifcher Beziehung fehr wichtig werden, wenn Rußland die Zeit erfüllt glaubt, 
feine lange genährten Eroberungspläne in Amerifa zu verwirflichen und in ver neuen 
Welt diefelbe Rolle zu fpielen wie in ver alten. - 

5) Uebergangsbezirkt zwifhen Afien und Europa. Der Ural, 
In der Betrachtung ver Phyfiognomie des Uebergangsgliedes von Afien und Europa 
lafien fib 4 Abtheilungen annehmen, nämlih: ver Ural, das nördliche, mittlere 
und fürliche Rußland, 

Der Ural trennt durch einen dreihundert Meilen langen Gebirgsgürtel Si- 
birien vom europäifchen Rußland. Seine Höhe ift fehr verfchieven. Im mittleren 
Theile, mo die Hauptftraße, welche Europa mit Aften verbindet, das Gebirge über- 
fchreitet, in der Gegend von Jekatherinburg, erhebt fih ver Kamm faum zu 1600°. 
Die höchſten Kuppen fteigen auf aus der nörblihen Abtheilung des mittlern Urals, 
wo die Gipfelhöhen über dem Meeresipiegel 8—9000' betragen, während fie in 
der ſüdlichen Abtheilung 4000’ nicht überfteigen. Vom ganzen Ural ift der mitt: 
lere Theil wegen feines Metallreihthums am befannteften. Hier, fowie in dem 
ſüdlichen Abfchnitte, ift er in drei Baralfelfetten gefpalten, vie von NND. nad, 
SCH. ftreihen. Die weftlichfte verfelben, vie höchſte, erreicht in einzelnen Spigen 
eine Höhe von 3—4000'. Die beiden weſtlichen Gebirgsketten beftehen hauptſächlich 
aus Glimmerfchiefer, deſſen Schichten unter fehr fteilen Winkeln nah Weiten fallen. 
Die Sohle des weiten öäftlihen Längenthals wird vorwiegend von den Gliedern 
der Uebergangsformation, von Thonſchiefer, Grauwacke, einem verfteinernngsfeeren 
Kaltftein und von Serpentin gebildet. Sie ift häufig von manchen maffigen Ge— 
birgsartın, wie von Diorid, Porphyr, auch von Granit unterbroden und bildet 
bie Baſis der reihen Golpfeifen, die feit ungefähr vierzig Jahren ein Gegenftand 
der eifrigften Bearbeitung find. An vie meftliche Kette lehnt fih ein mächtiges 
Uebergangsgebirge, hauptfächlich beftehenn aus Sanpftein, dichtem, arauem Kalfftein 
und fhwarzem Thonſchiefer. Sehr verſchieden von den weftlichen Ketten ift dage- 
gen in feiner geologiſchen Beichaffenbeit das durch feine vielen ſchönen und feltenen 
Mineralien fo merkwürdige Imengebirge, welches aus einer befondern, dem Syhenid 
verwandten Gebirgsart befteht, ein Uebergangsglied bildend zwiſchen dem Granit 
und dem Gneis. Die Waldregion erreicht anf dem Ural eine Höhe von 4000'. 
Wie noch im Altai die Vegetation eine ziemliche Aehnlichkeit mit der eines euro- 
päifhen Gebirges bat, fo zeigt fih im Ural eine noch neringere Verſchiedenheit 
von Europa, was theild von der minder öſtlichen Lage, theild von der geringern 
Höhe tes Ural berrührt. 

6) Das nörpliche Rußland. Wir werfen jett einen Blick auf das nörb- 
lihe Rußland, melde von den Küften des Eismeeres ſich erftredt, bis an ven 
nördliden Rand der Umalli, d. h. jener Reihe von Hügeln und Erhöhungen, vie 
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den Waffertheiler bildet zwifchen den Strömen des Gismeeres und denen des Kas— 
piſchen Meeres, und wozu auch das jogenannte Walbai-Plateau gehört, auf welchem 
die Quellen der Wolga und dee Düna liegen. Bon Oft nad Weft reicht dieſes 
Gebiet vom Ural bis an den finnifhen Meerbufen und umſchließt folglihd Finn- 
land und Lappland. Es enthält in feinem weftlihen Theile eine zahllofe Menge 
von Landſeen, unter denen der Onego, Ladoga, der Bjelo Dfero, der kubinzkiſche 
See und der vielbuchtige Saimo, in Finnland, die größten find. Im Allgemeinen 
ift diefes ganze Gebiet eine zufammenhängende Ebene, in welder ältere Gefteine 
vorherrfchen, die auf weite Streden hin mit Hügeln von Schuttland bevedt find, 
in und auf welden Geſchiebe primitiver Yelsarten von allen Größen liegen. 

Die Zone des Eistlima jegt von Sibirien über den Ural und umfaßt Nowaja 
Semlja und den nörvlihen Theil des Kolafhenkreifes im Gouvernement Archangel. 
Eine dreimonatliche Nacht und die geringe Anzahl von Pflanzen, welche in dieſer 
Zone wachſen, verhindern es, daß ſie von Menſchen und Hausthieren beſtändig 
bewohnt werben können; Photen, Wallroſſe und Fiſche find die einzigen Thiere, 
weldhe dem Menfcen, dem weißen Bären und feinem beftäntigen Gefährten, dem 
Ifatis, zur Nahrung dienen fünnen. 

Diefe Zone des Eisklima geht allmälig über in die Zone der Rennthierflech— 
ten und Moosfteppen, wo nur Flechten auf dem ftetS gefrornen Boden gedeihen 
und an ber ſüdlichen Grenze mageres Geſträuch ſich zeigt mit verfrüppelten Pärchen 
und Fichten. Wie in Sibirien ift e8 das Rennthier und weiter norbwärts ber 
Dund, der diefe Zone für den Menſchen bewohnbar macht, welcher von zwei ober 
drei Vogelarten begleitet wird. Sie umfaßt das ganze Gouvernement Archangel 
und ift von den ſchwachen Nomadenftämmen der Samojeden und andern einge 
wanderten VBölferfchaften nur fpärlid bewohnt. In diefer Zone findet vornehmlich 
die Jagd auf Land und Waflerpelzthiere ftatt, fowie auf Schwäne und andere 
Zugpögel, die zur Maufezeit in ungebeurer Menge die Ufer der unzähligen Seen, 
womit die Moosfteppen überſät find, beveden. 

Die Zone der Wälder und der Viehzucht folgt ftufenweife auf die ver eben 
befchriebenen Ebenen; das kriechende dürftige Geftrüpp geht allmälig in Weißtannen-, 
Färchen- und andere Wälder über, die nod ganz in ihrem Urzuftande wuchern. 
Längs der Flußufer verfündet ein üppiger Graswuchs die Güte des Bodens, aber 
die zu lange Dauer des Winters verhindert den Oetreivebau. Darum ift in den 
nördlichen Bezirken diefer Zone die Jagd die Hauptbefhäftigung des Menfchen, 
befonders die Jagd auf das Eihhörnden. Im fürlihen Theile der Zone beginnt 
die Viehzucht und bin und wieder aud etwas ©etreivebau. Im Norden und 
Dften leben verſchiedene Nomadenftänme, dann fommen andere Bölferfchaften, wie 
die Sirjänen, die Finnen u. ſ. w., welche fefte Wohnfige haben. 

In der Zone des beginnenden Aderbaues wird nur Gerfte gebaut, weil die 
kurzen Sommer und häufigen Nachtfröfte den Bau anderer Oetreivearten nicht auf- 
fommen laſſen. 

Das Innere von Rußland befteht aus einer weiten Ebene, im weldyer mwellen- 
fürmige Erhöhungen vol reichfter Kultur mit großen Sumpfflähen abwedhjeln. 
Vorzugweiſe zeigen fi dieſe traurigen Morafteinöten im weftlihen Theil, im 
Stromgebiet des Dujepr, auf den Örenzen des Gouvernements Grodno, Minst 
und Bolhynien, wo eine Fläche von wohl taujend deutſchen Quadratmeilen mit 
Sümpfen bebvedt ift. 

7) Das mittlere Rußland. Was die geologifche Beſchaffenheit des mitt- 
lern Rußlands anbelangt, fo beftehen die Gegenden an ber ſüdlichen Küfte des 
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finniſchen Meerbuſens in den Gouvernements St. Petersburg und Eſthland, haupt⸗ 
ſächlich aus Grauwacke und verwandtem Schiefergeſtein, während das Waltai- 
Plateau und die Höhen, wo die Düna und Wolßga, ſowie diejenigen Flüffe ent- 
fpringen, welche ven Peipus- und Ilmenfee ernähren, vom Rothliegenden und dem 
Bergkalk zufammengefegt find, Gefteinsfhichten, die in ihrem obern Theil dem 
Steinfohlengebirge ganz nahe ftehen. Das hohe Ufer ver Wolga von Simbirsk 
bi8 Sarepta beendet die Jurafhichten gegen den Ural bin. An der füdlichen 
Grenze des mittlern Rußlands, am Donez, erfcheint das Steinfohlengebirge in ke 
deutender Auspehnung als das Ende und ter Mantel. der großen Granitplatte, 
bie von Galizien in füröftlicher Richtung bis nahe zum aſowſchen Meere läuft und 
die ausgedehntefte Granithöhe in Europa bildet. 

In diefer Abtheilung von Rußland find die Begetationsverhältniffe für ten 
Ackerbau auferorbentlich günftig; befonvers wird hier Roggen und Fein gewonnen. 
Diefe Zone reiht von der füdlihen, etwas unbeftimmten Grenze der Zone tes 
Gerftenbaues bis in die Mitte des Gouvernements Tfchernigow, ober bis ungefähr 
zum 51. Grade nörblidyer Breite, von wo ſich die Grenze der Zone in ihrer öft- 
lichen Verlängerung etwas gegen Süden beugt. 

Das Klima der Uebergangsbezirfe hat einige Nachtheile, was man beſonders 
in Weißrußland bemerft. Der Unterſchied zwiſchen der Weſt- und OÖftfeite ver 
Zone iſt fehr auffallend. Als das eigentliche Klina Rußlands fann man das von 
Moskau annehmen, welches verhältnigmäßig noch milde zu nennen ift und fich dem 
Aderbau fehr günftig zeigt. Die mittlere Temperatur des Jahres beträgt in dieſer 
Mitte von Rußland 3 01/,, vie Winterfälte beträgt — 1001/,, die bes Fälteften 
Monvis faft — 129, die Sommerwärme dagegen fteigt im Durchſchnitte auf bei- 
nahe + 17°, und die bes heifeften Monats auf faft + 189. Im Often, zu Kaſan, 
mit Mosfau in gleiher Breite, 5503/, N., ift die Jahreswärme ſchon auf 20,, 
efunfen, Winter- Temperatur — 1303/,, Sommerwärme + 1701/,; noch weiter gegen 

ften, am Fuße des Ural, ftellen ſich noch andere Temperaturen heraus. Warſchau, 
am weſtlichen Rante der Zone und 301/, ſüdlicher als Moskau, Hat ſchon ein 
Klima, welches dem von Mitteleuropa entfpricht: mittlere Temperatur des Jahres 
901/,, Winter nod nit — 2, Sommer + 2002/,. Diefe Himatifhe Veränderung 
meftwärts von Mosfau zeigt fih fchon, wenn man bie Düna und den Dniepr 
überfchreitet: Litthauen hat ſchon mildere Luft; der Birnbaum und der Pflaumen- 
baum gebeihen bei Grodno und Bialyftot in freier Luft, oftwärt® unter gleichem 
Parallel (539 bis 540 N.) aber nicht. 

8) Erwerböquellen, Produfte, Handel und Berfehr. Obgleich 
der Aderbau die Hauptquelle des ruffiichen Nationalreichthums ift, fo fteht er doch 
nch auf einer fehr niebrigen Stufe, einmal weil tie Ruflen jeder Neuerung ſchwer 
zugänglich find, bann weil es an Arbeitsfräften fehlt und bie meiften ver vorhan- 
denen durch eine künſtlich geichaffene Fabrik- und Manufafturinduftrie in Anſpruch 
genommen werben, theil® auch weil tie Leibeigenfchaftsverhältniffe der Entwidlung 
des Aderbaus nicht günftig waren und entlid weil es an Verfehrsmitteln fehlte. 
Es ift mehr als einmal vorgefommen, daß aus Mangel an Verkehrsmitteln im 
füblihen Rußland nad reihen Ernten mehr Korn verfault ift, als nöthig geweſen 
wäre, um ein Jahr lang gang Guropa mit Brod zu verforgen, während in andern 
Jahren bei Mißwachs in ten fonft gefegnetften Gegenden Hungersnoth berrfchte. 
Dies erflärt ſich einfach daher, taf es an fihern Abfatquellen fehlt, welche nur 
unter der Bedingung fiherer und regelmäßiger Verkehrsmittel möglich find. Die 
Regierung hat ven jeher mehr Aufmerffamfeit und Geld auf die Verfolgung der 
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hochfllegenden Ziele ihrer auswärtigen Politif, als anf bie innere Orbnung und 
Regelung ver Verkehrsverhältniſſe gewendet. Der Einwand, daß für Flußreguli— 
rungen, Weg: und Brüdenbauten fehr beträchtlihe Summen ausgeſetzt werben 
feien, ift leicht durch den Beweis zu entfräften, daß ber größte Theil diefer Sum— 
men in ben Tafchen der hoben Beamten hängen geblieben ift, welche mit den von 
der Regierung angeorbneten Arbeiten beauftragt wurden. Durd den Krimmfrieg 
find der Regierung die Augen in überrafhender Weife geöffnet mworben und feit 
der Zeit ift Vieles gejcheben, um das früher Verfäumte oder ſchlecht Ausgeführte 
nadzubolen und zu verbejlern. Verhältnißmäßig am meiften hat vie Regierung 
von jeher zur Hebung des Aderbaues gethan durch das Beifpiel, welches fie auf 
ihren eigenen Befigungen zu geben fuchte, ſewie durch Herbeiziehung frember Ko— 
loniften, turch Grüntung von Aderbaufhulen und Muftermeiereien. 

Wie ſchon oben bemerkt wurde, find bie nördlichſten und öſtlichſten Gegenden 
bes Reichs gänzlih unfähig für jeve Bfonomifche Kultur. Selbft in den Gouver- 
nements Petersburg, Nowgorod, Perm, Wjatka und Finnland hat der Aderbau nod) 
mit großen Hinternifien des Bodens und des Klimas zu kämpfen. Günftiger find bie 
Berhältniffe in den meiften Gouvernements des mittlern Rußlands, des fogenannten „Lan- 
des der ſchwarzen Erde". Den frudtbarften Boren bieten Kafan, Niſchni-Nowgorod, Benfa, 
Tanıbow, Kursk, Klein-Rufland mit der Ukraine, fowie einige Theile Polens, Kaufafiens 
und Sibiriens. Die Gegenden an ver Wolga und deren Nebenflüfien, die ſich von der Dfa 
an ergießen, gehören mit zu den getreivereichften des Landes. Am hänfigften wird Roggen 
gebaut, Weizen mehr in ben mittiern und füblichern Gegenten, Mais und Hirfe 
in der Arimm und an ven Ufern des Terek, Reis in Ciskaukaſien, Erbjen und 
andere Hülfenfrüchte in großer Austehnung, dagegen fehr wenig Kartoffeln, welde 
bei dem Volke nicht beliebt find. Futterfräuter find im Ueberfluß vorhanden und 
ber Wieſenwachs hat eine ungeheure Ausdehnung. Nah dem Noggen- und Wei- 
zenbau bildet der Hanf- und Flachsbau, beſonders im mittlern und norbweftlichen 
Rußland, ven bedeutendſten Zweig ber Landwirthſchaft, deſſen Erträgnifie alljährlich 
durch die ruſſiſchen Dftfeehäfen nah allen Ländern Europas gehen. Auch Krapp, 
Wein, Safler, Saffran und Hopfen wird in einigen Gegenden gebaut, natürlich 
nur zu inländifchem Verbrauch. Einen bedeutenden Auffhwung hat in den legten 
Jahrzehnten die Runfelribenfultur genommen und noch mehr der Weinbau, welcher 
am blühenpften ift in der Ariınm, im Gouvernement Cherfon, am Terek und in 
Georgien. VBortrefiliher Tabat wächst in der Ukraine, in Podolien, in der Arimm, 
in den Wolgaländern und in Mingrelien. 

Bon großer Bedentung ift die Viehzucht, befonders im fühlihen und füböft- 
lichen Rußland, bei den Nomadenvölkern und im böhern Norven, mo vorzugsweiſe 
Rennthierzucht getrieben wird, während man fi im Süden, befonder im Oren- 
burg’ihen, Hauptfählich auf die Kameelzucht verlegt. Die Steppenlande erzeugen 
nit blos zu eigenem Berarf, fondern aud zu namhafter Ausfuhr einen großen 
Reichthum vortreffliher Pferbe. Ebenſo fteht in ben füonmeftlihen Provinzen vie 
Pferdezucht neben der Rindviehzucht in hoher Blüthe. Auch Schafzudt, Bienen» 
zudt und Seidenkultur wird mit großem Grfolg getrieben; die Schafzudt befen- 
ders in den Oftfeeprovingen, in Polen und in den ſüdlichen Gonvernements; bie 
Bienenzucht, welche eine bedeutende Ausfuhr liefert, blüht vorzüglich in Polen und 
den Wolgalänbern; vie vornehmften Betriebsgegenden der Seibenfultur find das 
Gouvernement Aftradhan, die Krimm, Kleinrußland und Transfautafien. 

Zu den Hauptnahrungaquellen des Volks gehört auch die Jaad und ber Fiſch— 
fang. Der ganze Weften Europas wird von Rußland aus mit Marder-, Zobel-, 
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Hermelin- und Fuchspelzen verforgt. Die norböftlihen Bölferfchaften leben faft 
ausfhlieglih vom Filhfange, während die Bewohner ver untern Wolgaländer ſich 
durd Bereitung des Gaviard und Geminnnung der Haufenblafe zu großem Wohl» 
ftande aufgefhwungen haben. 

Der Mineralienreihthum Rußlands ift weltbefannt. Die Bergwerle bes 
Urals, des Altai und der taurifhen Erzgebirge im öftlihen Sibirien find uner- 
ſchöpfliche Gold- und Silberquellen, während Blatina faft ausfchließlihd nur an ver 
MWoeftfeite bes Ural vorfommt. Die ruffiihe Golvausbeute beträgt ungefähr 1400 
Pud jährlih; die Silberausbeute 1200 Pur. Die Platinawäfche hat beinahe ganz 
aufgehört, feit dur einen Ufas von 1845 die aus biefem Metall geprägten Mün- 
zen völlig aus dem Berfehr gezogen wurben und ber Münzhof zu Petersburg fein 
Platina mehr nahm. Der jährlihe Kupfergemwinn beträgt über 400,000 Pur, der 
Eifengewinn 2,000,000 Bub, doc bleibt bievon nur ein Viertel für den Berfauf 
übrig, da drei Viertel nöthig find, um die Bebürfniffe des Kriegsminiſteriums und 
ber faiferlihen Verwaltungen zu decken. Die Ausbeute des Blei's genügt nicht 
für den Bedarf des Landes; ebenfo ift immer noch eine bedeutende Steinfohlenein- 
fuhr nötbig, welche jährlih 14—15 Millionen Pub beträgt. Rußland ift außer- 
orbentlih reih an eblen Steinen und Erbarten. Mit Granit, Porphyr, Malachit 
und andern Steinarten wirb ein bebeutender Handel getrieben, ebenfo mit dem be- 
kannten ruffiichen Frauenglas, welches auf einer Infel tes weißen Meeres in Tafeln 
bis zu einem IFuß Größe gefunden wird. Sibirien und die Krimm- liefern 
Porzellan» und Thonerde. Salz, welches beſonders in den an Afien grenzenden 
Provinzen vorfommt, fowie in ver Krimm, Beffarabien und Armenien, wird bis 
über 30 Millionen Pub jährlich gewonnen. 

Wenn man die Maſſe der Bevölkerung anfieht, und damit den Zuftand ber 
techniſchen Gewerbe vergleicht, fo darf man allerdings jagen, daß Rußlands Böl- 
fer ſich faft ausſchließlich mit der Erzeugung von Rohprodulten beſchäftigen; nichts 
deſto weniger trachten viefe Völker, ihre Thätigkeit aud auf die Veredlung ver 
Rohprodukte zu verwenden und vie Regierung ftrebt mit großer Konfequenz, Ma— 
nufafturen und Fabrilen in Aufnahme und zur Blüthe zu bringen. Sie hat zu 
diefem Endzweck das ruffifche Reich feit 1822 hermetiſch verſchloſſen, fo zwar, 
daß alle Manufafturwaaren, die von dem einheimifchen Gewerbfleiße erzeugt wer- 
ven, von außerhalb nicht eingeführt werden bürfen. Dadurch ift den einheimijchen 
Fabrifen der Abſatz ihrer Produkte gefihert, und fie können Mandes thun, um 
ihre Gefhäfte zu erweitern und zu beleben. Dagegen fieht fi aber auch vas 
ruffifhe Bolt gezwungen, ohne Wahl zu faufen, was ihm geboten wirb, und bie 
Fabriken, denen die Konkurrenz ver auslänbifchen fehlt, geben fi in der Regel 
wenig Mühe, ihr Yabrifat zu vervolfommnen. Die Regierung hat in St. Peters- 
burg ein technologiſches Inftitut geftiftet, in welchem alle auf das techniſche Ge- 
werbswefen Bezug habenden Wifjenfchaften und Künfte theoretiſch und praltifch ge— 
iehrt werben, und bas mit allen Erfinduugen bes Auslandes gleihen Schritt hält, 
fo daß dieſe unmittelbar ins praftifhe Leben übergehen. Nächſtdem begünftigt die 
Regierung die Einwanderung und Niederlafjung auswärtiger Fabrilanten auf alle 
Weiſe und fie unterhält in allen Fändern, wo die technifhe Induſtrie blüht, wie 
in England, Deutihland und Frankreich Agenten, die fih von den Fortſchritten ver 
Fabrikation in diefen Ländern Kenntniß verſchaffen und das Refultat ihrer Forfhun- 
gen einberidten müſſen. Gewerbeausftellungen in St. Petersburg und. Mostau 
jollen das Ihrige zur Hebung der Intuftrie beitragen. 

Im Anfang des Jahres 1839 belief ſich die Zahl aller in Rußland vorhan- 
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denen Fabrifen und Manufalturen auf 6855 und die ber Arbeiter, welche in ben- 
felben befchäftigt waren, auf 412,931, ohne die zu rechnen, welche in ven Berg» 
werfen unb ven bavon abhängigen Hüttenwerfen thätig waren. Gegen das Jahr 
vorher hatten fih die Fabrifen um 405 und vie Arbeiter um 35,111 vermehrt. 
1835 gab e8 im ganzen Reiche erft 6045 Fabrifen und Manufakturen mit 279,673 
Arbeitern. Mithin find innerhalb eines kurzen Zeitraumes von 3 Jahren 810 
nene Gtabliffements entftanden, und in der Arbeiterzahl hat fih eine Vermehrung 
gezeigt, die faft die Hälfte der urfprünglihen Zahl beträgt. 

Unter den mwichtigften Zweigen der National-Inpuftrie, deren Entwidlung am 
merflichften gewefen ift, zeichnen fih aus: 606 Tuch- und Wollenzeug - Fabrifen, 
467 Fabriken in ver Baummollenmannfaftur, 227 in der GSeivenfabrifation, 216 
in ver Leinenmanufaftur; 1918 Gerbereien, 554 Talgfiedereien, 444 Pichterfahrifen, 
270 Seifenfiedereien und 486 Fabriken in Metallmaaren. In ver Mitte des Reichs 
(europäifchen Antheils), in feiner alten Hauptftabt und den Provinzen, die fie um- 
geben, herrfcht die größte Thätigfeit. Moskau ift ver Mittelpunft der National- 
Inbuftrie geworben ; in den feinen Städten des Gouvernements, deſſen Hauptftabt 
Moskau ift, haben fi die Fabriken von Tag zu Tag vermehrt, fo zwar, daß im 
Anfang des Jahres 1839 in diefem Gonvernement allein 1058 Fabriken mit 
83,054 Arbeitern im Gange waren. Am Schluß des Jahres 1841 zählte bie 
Stadt Moskau allein 614 Fabrik- und Manufaltur-Anlagen, an welden 30,280 
Arbeiter beichäftigt waren. Hanbwerfs- und Gewerböftuben wurden 3122 mit 
19,638 Arbeitern gezählt. Die Gefammtzahl ver Arbeiterflaffe belief fih auf 
50,458 unb unter ihnen zählte man 2656 ruffiihe und 310 ausländiſche Meifter. 

Die Beränverungen, welche auf vielen andern Punkten Statt gefunden haben, 
find nicht minder bemerkenswerth. Es ift noch nicht lange her, doß man blos 
Tula als Fabrifationsftätte, namentlih für Handwerkszeug und andere Metall- 
waaren, anzuführen pflegte; dennoch befchäftigten bie 124 Fabrifen diefes Gouver- 
nements (darunter 39 in Metallmaaren) nur 6538 Arbeiter, obwohl gewiß gar 
feine Verminderung in biefer Induſtrie Statt gefunden hat. Tula nimmt in dieſer 
Beziehung auch nicht mehr die erfte Stelle ein, denn es gibt im Gouvernement 
Perm, welches bis auf die jüngfte Zeit gleihfam ganz wüſte war, 352 Fahrifen 
(davon 81 in Metallmaaren und 199 Gerbereien) mit 36,599 Arheitern. 

Die ruffiihe Baummollenfabrifation verarbeitete im Jahre 1840 fehr wahr— 
fheinlid 50,000 3.Ctr. rohe Baumwolle und 350,000 3.Ctr. Baummwollengarn, 
zufammen alfo 400,000 3.Ctr., daher beichränfte fie fih auf etwa 2/, des Quan 
tums, aus welchem bie deutſchen Fabriken Baummollenwaaren verfertigen. Die 
Tuchfabrikation mag gegenwärtig 10 Mill. Ellen probuciren, davon 2/, orbinäres, 
2/, mittleres und 1/, feines Tuch. Seit Einführung der Maſchinen im I. 1822 
bat diefer Gewerbszweig außerorbentlih zugenommen, und fremde Tude find, durch 
den hermetiſchen Verſchluß der ruffifhen Grenze, nicht allein vom ruſſiſchen, fonbern 
auch vom chineſiſchen Markte zu Kiachta ausgeſchloſſen, wo an die Stelle des 
deutſchen Tuches ruſſiſches getreten ift. 

Die Leinenmanufaktur zeigt jährlich eine zunehmende Thätigkeit in der quan- 
titativen Produktion, die fih auf einen Ertrag von 19%/, Mill. Rthlr. belaufen 
mag, aber in der Qualität fteht das ruſſiſche Leinen weit hinter dem ausländiſchen 
zurüd und fann die Zufuhr des feinen deutfchen Yeinens nicht verhindern, wenn 
dieſes gleich bei der faft unerfhwinglicen Zollbelaftung nur in geringer Quantität 
eingeführt wird. Der Ertrag ber ruffifhen Seilerfabrifen läßt ſich auf ein Ge 
wicht von etwa 262,000 3.Ctr, ſchätzen. 
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Die Seivenfabrilation verarbeitet jährlich gegen 9700 3.6tr. rohe Seide, 
wozu der einheimische Seidenbau nur ein ganz unbedeutende Duantum liefert. 
Die beveutenpften Fabriken find in Moskau, die jährlid 1500 — 2000 3.6tr. ita= 
lienifhe und 3000—4000 3.Ctr. aſiatiſche Seide verbrauden. Letztere wird aus 
Bruſſa, Ghilan und Kafhan bezogen. Die fafhan’fche Seide ift die befte und von 
der transfaufafiihen die ſchamechan'ſche. Rußland kauft aber jährlid noch für 71/z 
Mil. Rthlr. Seidenwaaren vom Auslande. Die Gerberei, die in Rußland ein 
ziemlich altes Gewerbe ift, probucirt jährlih ein Quantum von 1,100,000 3.Ctr. 
Unter den verfchiedenen Zweigen ber Inbuftrie hat aber feiner jo große Fortſchritte 
gemacht, als die Tabaksfakrifation. Im Jahre 1839 lieferten die ruffiihen Ta— 
bafsfabriten 311,000 3.Ctr. Raudtabaf, 18,000 3.Ctr. Schnupftabat und 511,250 
3.Ctr. Eigarren. Aus dem Auslande gingen 28,037 3.Ctr. Tabat in Blättern 
und fabricirt ein, dagegen mwurben 16,882 3.Ctr. ausgeführt und die VBerkrauds- 
fteuer für den im Lande felbft fonfumirten Tabak hat die Summe von 2,133,337 
Thir. eingetragen. Bis zum Jahre 1822 beftand die Zudereinfuhr bauptfächlich in 
raffinirtem Zuder. Bei der hermetifchen Grenziperre, die in dem gebadıten Jahre 
eintrat, wurte aber vie Einfuhr des raffinirten Zuders verboten, was zur Folge 
hatte, daß fih die Inbuftrie auf die Zuder-Raffinerie verlegte. Sie verbraudte 
ſogleich 328,900 3. Ctr. Robzuder, ftieg nur langfam bis auf 449,133 3.Ctr. 
im Jahre 1830, und erreichte 1839 ein Quantum von 759,600 3. Ctr. Im Jahre 
1835 gab es erft zwei Runfelrüben-Zuderfabrifen im ganzen Reiche; indeflen bat 
diefer Zweig ber Inpuftrie, vornehmlich durd die Bemühungen der landwirthſchaft- 
lihen Geſellſchaft zu Moskau, fo rafch zugenommen, daß im Jahre 1840 bereits 
140 AZuderfabrifen vorhanden waren, melde das felbftgemonnene Produft der Run- 
felrübe verarbeiteten. 

Die Branntweinbrennerei ift in Rußland, wo fo viel Branntwein getrunfen 
wird, ein fehr aufgebreitetes Gewerbe; gering dagegen die Bierbrauerei. Die 
Fabrikation von Papier, Spielfarten, Hüten ift nicht unbedeutend, fehr wichtig aber 
die Potafhfabrifation, fodann die fhon erwähnte Talg- und Seifenfiederei und bie 
Fabrikation von Talg- und Wachslichtern, welche Iegtere ein Quantum von mebr 
ala 180,000 3.Etr. probucirt. Von den übrigen Inbuftriezweigen erwähnen wir 
nur noch bie Kryſtall- und Glasfabrikation, melde ausläntifhe Waare faft ganz 
verbrängt bat und feit alten Zeiten durch ihr Fenfterglas befannt ift. 

Mit der Zunahme der Inbuftrie hat auh der Handel an Ausdehnung 
gewonnen. Der Handelsftand wird in Gilden eingetheilt, deren jede ihre beftimmten 
Rechte befigt. Im Umfange des ganzen Reiches gab es im Jahre: 

1835 1839] 


Kaufleute der erften Gild. 695 889 
„ ber zweiten „ .. 14347 1874 
der dritten „„ 5 30099 33808 
Landleute, welde die Erlaubniß zum Hanteltreiben haben. 4992 5299 
Handlungsgehilfen i ..... 7976 8345. 


Heute fann man das Doppelte dieſer Zahlen annehmen. 

Die merfwürbigften Handeleorte an ven die Oftfee mit dem Kaspi⸗See ver- 
bindenden Waflerwegen find: Aftrahan, auf einer Küfteninfel des Kaspimeeres 
ſelbſt gelegen, der Stapelpla für den Handelsverkehr mit Perfien und Mittelafien. 
Die aus jenen Gegenden nah Aftrahan gebrachten Waaren find faft ausſchließlich 
für die Niſchegorod'ſchen Meſſen beftimmt ; allein den widtigften Gegenftand für 
den Vertrieb ins Inland gewähren bie ergiebigen Fifchereien im Kaspi. Wolſhk 
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und Samara find zwei wichtige Stapelpläge für ven Getreivehanvel aus den Gou— 
vernements Saratow, Simbirst und Orenburg. Nod wichtiger ift Promfino, im 
Gouvernement Simbirst an der Sura gelegen, für ven Vertrieb der landwirth- 
f&haftlihen Erzeugniſſe der öftlihen Provinzen des europäifhen Rußlands. “Der 
Berkehr fteigert fi bier fo, daß in manchen Jahren an 1,150,000 Scheffel Ge: 
treide, beionders Hafer, Weizen, Roggen (als Mehl), aud Leinſaat abgejegt wer- 
den. Niſchnij-Nowgorod, over abgekürzt Niſchegorod, liegt am Zujammenfluß der 
Dfa und Wolga, faft im Mittelpunkt des europäifchen Rußlands; bier findet jähr- 
lich die größte Meſſe in ver Welt jtatt; bier bilden fi Niederlagen aller Erzeug- 
niffe des Zarenreichs, befonders der am untern Wolgafyftem liegenden Provinzen. 
Der bier auf der Meſſe alljährlich gemachte Umfag an Waaren und Geld ift gar 
nicht zu berechnen. Oft find über 400,000 Menihen aus allen Theilen Afiens 
und Europas in Nifchnij» Nowgorod verfammelt, wonah man fih einen Begriff 
von dem Umfange und ver Lebendigkeit des Verkehrs mahen kann. Außer Öetreide 
und andern landwirthſchaftlichen Produkten beftehen bie wichtigften ver von Nijchnij- 
Nowgorod nah den Stapelplägen der oberen Wolga verjifften Artikel in Me- 
—— Talg, Bauholz, Pottaſche, Baumrinde, Matten, Hanf, Hanffabrikaten 
und Leder. 

Der innere Verkehr wird durch eine Menge Jahrmärkte und Meſſen befördert, 
aber feine iſt ſo bedeutend, als die Meſſe in Niſchnij-Nowgorod, dieſer Eentrals 
punkt des geſammten ruſſiſchen und aſiatiſchen Verkehrs, deſſen Bedeutſamkeit auf 
der Nothwendigkeit des gegenſeitigen Austauſches der Erzeugniſſe zweier Welt 
theile beruht. 

9) Wafferftraßen, Kanäle und Eifenbahnen. Rußlands 
hydrographiſches Neg läßt fih in 15 Bezirke abtheilen: 1. Bezirk ver Wolga, vie 
Kernmitte des ruſſiſchen Reiches bildend. Die Wolga ift 478%/, d. M. lang, 
davon find 4613/, DM. ſchiffbar, von Seliſcharowla im Gouv. Twer, bis zur 
Mündung. 2. Die Oka, 200 M. lang und von der Stadt Orel an auf 1881), 
M. jhiffbar. 3. Die Kama, 236 M. lang, 6 M. von der Quelle bis zu ihrer 
Mündung in die Wolga bei Bogorod ſchiffbar. 4. Die nördliche Dwina hat einen 
96 M. langen Lauf und ift von ihrem Entftehen bis zur Mündung bei Arhangel 
ſchiffbar. Sie entfteht aus der Vereinigung des Zug und der Suchona. Jener 
ift 945/, M. lang, wovon 555/, M. von Nitolst an ſchiffbar find. Die Sudyona 
tritt aus dem kubenskiſchen See und ift auf ihrer ganzen Länge, 86 M., ſchiffbar. 
5. Spfteme der großen Landſeen. Dahin gehören: a) die Flüſſe des bothnifchen 
Meerbufens Torneo und Kemi und der Uleo; b) die in den finnifchen Bujen mün- 
denden Aymene uud Newa; c) die Flüſſe des Ladoga- und Ilmenſee's. 6. Weit- 
liche Dwina oder Düna, 143 M. lang und von Welifh an fhifibar. 7. Der 
Niemen, 119 M. lang, wovon 107 M. ſchiffbar. Auf den Flüſſen des Niemen- 
iyftems findet vorzugsweife die Flößung von Schiffsbauholz ftatt, das in dem 
preußifhen Hafen Memel zur Berfhiffung fommt. 8) Die Weichſel, 100 M. lang, 
wird bei Krakau ſchiffbar. Sie nimmt den 102 M. langen und von Uftilug an 
auf 70 M. Länge fchiffbaren weftlihen Bug auf. 9) Der Dnieftr, wegen feiner 
vielen Untiefen und Waſſerſchnellen aufwärts nicht jchiffbar. Bon Ifjatoweg wird 
Nup- und Bauholz auf ihm geflößt. 10) Die Schifffahrt auf dem Dniepr, 285 
M. lang, wird durch Sanpbänfe und Waflerfchnellen erihwert. Auf demſelben 
gehen Yahrzeuge von Schllow bis Cherfon herab, ftromaufwärts aber fahren fie 
nur zwifchen Krementfhug und Schklow. 11) Der Don, 143 M. lang und 100 
M, ıhiffber. 12) Der Bezirk der kaukaſiſchen Gewäſſer kommt in Beziehung auf 
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Schifffahrt faft gar nicht in Betracht, denn alle zu demfelben gehörigen Flüffe, 
jelbft den Nion und Kur nicht ausgenommen, find viel zu reißend und waſſerarm. 
Die Herabflößung vom Holz und der Transport von Kronproviant gejhieht nur 
auf dem Teref, auf dem Rion nad Poti, auf dem Kur nah Tiflis und auf dem 
Aras (Arares) in ver Provinz Armenien. 13) Der Bezirk des Obi: Stroms um- 
faßt die fibirifhen Gouvernements Tobolst, und Tomst nebft ver Provinz Omst, 
und 14) der Bezirk des Jeniffei und der Lena, die Gouv. Jenifjeist und Irkuzk 
fammt ver Prov. Jafuzf. Darüber hinaus ift die Strenge des Klimas und ber 
Mangel an Bevölkerung der Schifffahrt auf den oftfibirifhen Flüſſen hinderlich, 
und nur die wenigen Unmwohner und Jäger benugen fie und aud diefe nur wenig. 

Auf den Strömen des mittlern umd weftliden Gibiriens geht der Waarenzug 
von Europa nah China, d. i. von Nijhnij-Nowgorod nah Kiachta-Maimatihin. 
Der fibiriishe Wajjerweg geht von Niſchnij- Nowgorod nad Perm; von hier werben 
die Güter 100 Meilen weit zu Lande über den Ural geihafft nah dem Tagilfluſſe 
oder nah der Stadt Tjumen an der Tura, dann auf viefer und den Flüſſen To— 
bol, Irtuifh, dem Obi und der Kata ftromaufwärts bis zur Yandönge von Markow. 
Bon hier gehen vie Karawanen zu Lande nad Irkuzk und weiter nad dem Bai- 
talfee, und aus dieſem die Selenga ftromaufwärts bis zum Dorfe Tſchertowkina 
und von dort nad Kiachta. Die Verbindung zwifchen Irkuzk und Jakuzf, Ochozf, 
Koluima, Kamtſchaka und dem ruſſiſchen Amerifa wird auf ver Lena bewerfitelligt. 
Doch ift diefe Straße nur einen Kleinen Theil des Jahres offen. 

Diefes günftige Wafferfyftem wird vurd die Kunft noch erweitert, Die Dft- 
jee ift durch den Berefina-, den Oginsk- und Königsfanal mit dem Schwarzen 
Meere verbunden. Mit dem Kaspiijhen Meere wird fie verbunden turd ven 
Wyſchnij⸗Wolotſchok'ſchen, den Zihwin’shen und den Marienfanal. Der Kaual des 
Herzogs Alerander von Württemberg verbindet das weiße Meer mit ver Oſtſee. 
Seitenfanäle verbinden einzelne Flüſſe unter fih. Außerdem find andere Kanäle 
projektirt, 3. B. zur Berbindung des Don mit der Wolga. (Vgl. Studenberg, 
„Beſchreibung aller im ruſſiſchen Reiche gegrabenen und projektirten ſchiff- und 
floßbaren Kanäle”, Petersb. 1841.) 

An Eijenbahnen leidet Rußland no jehr Mangel; doch hat man befonders 
feit dem Krimmfriege die Nothwenvigkeit eingefehen, das Reid mit einem Bahn- 
nege zu überziehen und die Arbeiten jchreiten rüftig vorwärts. Die widtigften bis 
jest vollendeten Bahnen find: diejenige, melde über Waldai und Twer führend 
Petereburg mit Moskau verbindet und von hier aus weiter bis nad) Niſchnij-Now— 
gorod führt, dann vie fogenannte Warihau-Wienerbahn und endlich die Warſchau— 
Peteröburger- Bahn. Auf die Seefhifffahrt und Rußlands Berbindung mit dem 
Auslande fommen wir fpäter nody ausführlicher zurüd. 

10) Ethnographie Eine nur einigermaßen erſchöpfende Darjtellung 
der verjchiedenen Racen und Völker zu geben, melde Rußland bewohnen, würde 
ein umfungreiches Werk für fid in Anfrrud nehmen. Wir müſſen uns bier mit 
einem flüchtigen Ueberdlid begnügen und verweifen ven Yefer, der ſich des Näheren 
unterrichten will, auf das ſehr zuverläjjige Wert Schnigler’s „l’empire des 
: Tears“, deſſen im Jahre 1862 erfchienener zweiter Band (La Population) ſich auf 
das Gründlichſte mit dem interefjanten Gegenſtande beſchäftigt. 

Peter von Köppen, der berühmtefte Statiftiter Rußland's, nimmt 500 
verſchiedene Bölkerfhaften au!3), welche 80 verjchievene Spraden ſprechen follen, 


‚3, In feinem Werke „Rußlands Gefammtbevöfferung im Jalıre 1838% Peteräburg 1843, 
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eine Angabe, deren Nichtigkeit wir dahin geftellt fein laffen wollen. Mebr als 
zwei Drittheile der ganzen Bevölferung gehören ven flaviidhen Stämmen an und 
bievon find etwa 56 Millionen Ruffen. Folgende von Schnigler nady den zuver- 
fäffigften Quellen entworfene Zufammenftellung enthält ein möglichft genaues Bild 
der vornehmften Völterfamilien des Zarenreihs mit Angabe ihrer Kopfzahl. 

1, Slaviſche Familie 1) Ruſſen. a. Großruſſen mit den Weißruf- 
fen 44,300,000 (2,300,000 im afiat. R.), b. Kleinruffen mit den Koſaken 11,100,000 
(900,000 im a. R.), e. Südflawen (Bulgaren, Serben :c.) 78,500. 2) Polen 
4,401,000 (1000 im a. R.) II. Lettiſch-lithauiſche. Lithauer 900,000, 
Letten 880,000. IM. Finniſche oder Tſchuden. 1) Weft- oder baltifehe 
Vinnen. a. Finnen in Finnland 1,400,000, b. in Ingrelien und ven balt. Pro— 
vinzen 750,000, ce. Karelier 172,000, d. Lappen 2300. 2) Finnen am Ural 
und der Wolga (Permiaten und Wolgafinnen) 1,400,000. 3) Transuralfinnen 
oder Jugrier (Wogulen und Oftiafen) 54,000 (53,000 im a. R.) IV. Samo- 
jediſche F. 10,500 (6000 im a. R) V. Tatariſch-türkiſche F. 1) 
Tataren und Türfen 2,000,000 (700,000 im a. R.), 2) Kirgifen und firg. Ko— 
jaden 1,332,000 (1,250,000 im a. R.), 3) gemifchte Tataren ‚472,000, 4) Ja— 
faten 100,000 im a. R. VI. Mongoliſche F. (Kalmufen von Ocrad, Kal- 
fa8 und Burtäten) 296,000 (176,000 im a, R.) VII. Mandſchu-F. (Mand- 
hu, Tungufen und Yemuten 50,000 im a. R. VII. Kaufafijfde F. 1) 
Bergvölker des Kaufafus 1,530,000 (1,500,000 im a. R.) 2) Grufier, Georgier, 
Mingrelier x. 950,000 im a. R. 3) Urmenier 333,000 (295,000 im a. R.) 
IX. Berjifde F. und Budareibewohner 9000 (8500 im a. R.) 
X. Umerifanifh-afiatifhe F. (Iufagiren und Koriäfen, Ttſchuktſchen 
u. a. Eskimos, Kamtfchadalen und Idumer, Kurilen und Aimos, Aleuten) 18,680 
im a. R. XI. Germaniſche F: 1) Deutfhe 373,000, 2) Schweren 212,500 
(500 im a. R) XI. Romaniſche %. 495,000. XIII. Jüdiſche F. 
1,710,000 (10,000 im a. R.) XIV. Indiſche F. 1) Eigentl. Inder 100 
(50 im a. R), 2) Zigeuner 50,000. XV. Griedifde F. 52,700 (5700 
im a. R.) Oefammtjumme 75,432,280, davon 8,324,430 im aflat. Rußland. 

11) Staatsform, Rehtspflege un Berwaltung. Der ruf 
ſiſche Staat, dem in Folge der jüngft ins Werk gefegten Bauernemancipation die 
durchgreifendſten Veränderungen bevorftehen, welche feine Formen mehr den der 
Kulturftaanten Europas nähern werben, bildet zur Zeit noch eine auf Militärgewalt 
geſtützte unbeſchränkte Monarchie, in welcher der Wille des Kaiſers, ver ſich fehr 
bezeihnend Ssamod£rshetz, d. i. Selbftherrfher aller Reufen, Zar von Polen und 
Großfürft von Finnland nennt, alleiniges Gefep if. Der Kaifer ift nicht blos 
höchſter Geſetzgeber, Regent und Richter, fondern auch feit Peter dem Großen 
höchſtes Oberhaupt und entfheidende Autorität in allen geiftlihen Angelegenheiten 
Zwar hat er fih an gewiffe Staatsgrundgefege gebunden, die es indeß nicht ſchwer 
fein würde, wieder umzuftogen oder zu ändern, wie das im vorigen Jahrhundert 
mehr als einmal vorgefommen iſt. Nach der Succeffionsafte vom Jahre 1797 
ift die erblihe Thronfelge in gerader Linie nah dem Rechte der Erftgeburt und 
dem Vorzuge der männliden Nachkommen feftgeftellt. Werner muß darnach jeder 
ruſſiſche Herrfcher mit Gemahlin uud Kindern der ruffifchegriechifchen Kirche ange: 
hören. Die genannte Alte enthält einen Zufatartifel des Kaifers Alerander vom 
20. März 1820, wonad Kinder aus einer vom Kaifer nicht für ebenbürtig aner- 
fannten Ehe nicht fucceffionsfähig find. Der Thronfolger gilt mit vollentetem 
ſechszehnten Jahre für volljährig, während die übrigen Großfürften und Groß— 
fürftinnen des laiſerlichen Hauſes erft mit achtzehn Jahren majorenn werben, 
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Bei der 1809 erfolgten Einverleibung des Großfürſtenthums Finnland hat 
ver Kaifer für fih und feine Nachfolger gelobt, die alten: Geſetze und Freiheits- 
briefe diefes Landes zu achten. Wie wenig fid jedoch ruſſiſche Kaijer an ſolche 
Gelöbniſſe binten, wenn fie ihnen unbequem werben, zeigt Polen, welches jeit 
1831 nidts als eine ruſſiſche Provinz ift, welde der Kaifer abfolutiftiih durch 
einen Statthalter beherrſchen läßt. - 

Der kaiferlihe Hofftaat ift vielleiht ver glänzenpfte in Europa. Zur Be- 
lohnung des Bervienftes und zum Ausdrud der kaijerlihen Gnade gibt es neun 
verſchiedene Orden, deren Großmeiſter der Kaijer ift, und welche in jehr freigebiger 
Weiſe vertheilt werden. Außerdem werden zur Belohnung der Tapferkeit goldene 
Ehrendegen und Medaillen vertheilt. 

Unter dem Kaifer fteht in ver Verwaltung bes Reihe 1) das aus 10 Mi- 
nifterien und 3 Generaldirektionen gebildete Minifterium als ausübende — 
2) ver Reichsrath als höchſte berathende Behörde für alle Gefegesentwärfe ꝛc. 
der dirigirende Senat als oberſter Leiter der Gerechtigkeitspflege und zugleich a 
höchſter Appellhof; 4) endlich der heilige Synod, weldyer alle Angelegenheiten ver 
ruſſiſch⸗griechiſchen Kirche zu leiten hat. 

Die Minifterien zerfallen: 1) in das des faijerlihen Haujes, 2) das der Apa 
nagen, 3) das der auswärtigen Angelegenheiten, 4) das des Krieges, 5) ver Ma- 
rine, 6) des Innern, 7) der Juftiz, 8) der Finanzen, 9) des öffentlichen Unter- 
rihts und der Volksaufklärung, 10) der Reichsdomänen. Die drei Öeneral- 
direftionen zerfallen 1) in die ver Reichskontrolle, 2) die des Poſtweſens, 3) vie 
der Land und Woaflerftraßen und ver öffentlihen Bauten. Dem Senate präfivirt 
der Kaiſer felbjt, ſowie er auch alle Mitgliever desjelben ernennt, deren unbe» 
ftimmte Zahl fi gemeinhin auf etwas über Hundert beläuft. Der Senat zer- 
fällt in 11 Departements, wovon 6 in Petersburg, 3 in Moskau und 2 in War- 
jhau refidiren. In jevem einzelnen Departement ift Einjtimmmigfeit zur Entjchei- 
dung erforberlih, in ven Oeneralverfamm ungen Hingegen genügt -abfolute Stim- 
menmehrheit. Für Polen, fomwie für Finnland find noch bejonvere Staatsfelretäre 
angeftellt, wovon der Erfte zugleid Sig und Stimme im Minifterium bat. 

Ueber allen diefen Minifterien, berathenven, dirigirenden und vollziehenven 
Organen, fteht nod vie befondere Kanzlei des Kaifers, welche in 5 Abıheilungen 
zerfällt, wovon die befanntefte und gefürdhtetfte die dritte it, als Leiterin ver ge: 
heimen Polizei, Spionage und Gensvarmerie. 

Wir haben ſchon früher gejehen, daß das ganze Reich in Öouvernements, 
etwa 60 an der Zahl, getheilt ift, welche theild durch General: -Rriegögouverneure 
oder kaiſerliche Statthalter (wie ſolche in Moskau, Warfhau und Tiflis refiviren), 
theil8 durch Oeneral-Öouverneure (mo mehrere Öouvernements zufammen ein Ge- 
neralgouvernement bilten, wie 3. B. Kurland, Lievland und Ejthland), theild end⸗ 
lid von Militär: und Civilgouverneuren verwaltet werden. Die Generalgouverneure 
gehören immer dem Militärftande an, weil fie zugleich den Oberbefehl des in ber 
Statthalterfchaft ſtehenden Armeeforps führen. Sie find tem Eenate verantwort- 
lich, können aber nur vom Kaifer Verweiſe erhalten. Jedes Gouvernement zerfällt 
wieder in eine gewiſſe Anzahl von Kreifen, deren Zahl durchſchnittlich etwa 12 
beträgt. Die Rechtspflege ſoll jih auf ven Grundſatz ftügen, daß Jever von 
Geinesgleihen gerichtet werde, was nur in dem Yale Sinn hat, wenn man an- 
nimmt, daß die Nichter eben ſolche Spigbuben find, wie die Gerichteten, denn Eis 
in die neuefte Zeit war e8 etwas Unerhörtes, daß es einem Armen gelang, einen 
Proceß gegen einen Reihen und einem Nievern, einen Proceß gegen einen Höher» 
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geftellten zu gewinnen. Die erfte Inftanz ift in den Städten der Magiftrat und 
Bürgerratb, auf dem Lande das Land» und Kreisgeriht. Von biefer Inftanz geht 
eö zu den Oberlandgerihten in den Kreifen, dem Gouvernements-Gericht in ber 
Hauptftadt unt dem birigirenden Senat, von weldem feine weitere Appellation 
ftattfindet. Im neuerer Zeit, feit der Bauernemancipation, haben fi auf dem 
Lande Schieds- oder Friedensgerichte gebildet, weldhe ald Ehren- und Vertrauens: 
ämter unentgeltlich verfehen werben. Die Wahl der Frievensrichter geht von den 
Gemeinden felbft aus und fällt gewöhnlich auf Gutsbefiger, zu deren Perfon bie 
Bauern befonveres Bertrauen haben. Sonach find dieſe Richter als die refpelta- 
belften in ganz Rufland zu betrachten. 

12) Finanzen. Die Angaben über den Staatöbedarf ſchwanken zwifchen 
150 und 200 Mill. Silberrubel jährlich. Die Staatseinnahmen beftehen haupt- 
fählich in dem Ertrage der Regalien und Krongüter, dann in den Steuern, zu 
weldhen gehören: das Kopfgeld, die Gilvenfteuer, die See- und Landzölle, das 
Branntweinmonopol, die Patentgebühren, die Stempeigefälle, das Poftregal, bie 
Kronfabriken, Kronferften und Kronfifchereien, das Münzregal und die Bergwerfe. 
Ueber den vorhandenen Staatsſchatz, fowie über die Staatsfhulden fehlen uns zur 
Stunde alle zuverläffigen Anhaltspunkte, weßhalb wir es vorziehen, dies einzuge- 
ftehen, ftatt mit unfihern Zahlen um uns zu werfen. Durch ven Krimmkrieg ift 
eine große Ebbe in den ruffiihen Finanzen eingetreten. Das an Hilfsquellen 
reihe Fand wird ſich im Laufe der Jahre wieder erholen, allein augenblicklich be— 
findet es ſich in einer eben fo großen Bedrängniß, wie Defterreich nad dem Frie- 
den von Billafranfa und hält es begreifliher Weife nicht für rathſam, die Welt 
über feine wirkliche Lage aufzuflären. 

13) Heeresmadt und Flotte Die erft durch Peter den Großen 
nah europäiſchem Mufter organifirte Militärmacht Rußlands nahm feitvem die 
Hauptfürforge ter Herrfher in Anfpruh und hat befonvers unter Wlerander I. 
eine ganz neue Oeftalt gewonnen, fo daß dem ganzen ruffifhen Staatsorganismus 
ein militärifhes Gepräge aufgebrüdt wurde. Demnach befleiden nicht blos vie 
Minifter und höchften Staatsbeamten immer einen militärifhen Rang, fondern 
auch die Univerfitäten, Gymnaſien, Lyzeen, fowie die meiften andern Lehranftalten 
haben Militärs an ihrer Spige. Die Kuratoren der Univerfitäten find faft purd« 
gehends Generäle und fo geht e8 in entiprehenden Graden abwärts. Die Anga- 
ben über die durch das ganze weite Reich verbreitete ftehende Armee ſchwanken 
zwifhen 5— 600009 Mann. In Kriegszeiten, bei vollſtändiger Mobilmahung 
im ganzen Neiche, fol die Landmacht eine Höhe von 1,200000 Mann mit 1800 
Geſchützen erreihen. Die Dienftzeit, welche früher 25 Jahre betrug, ift nad und 
nah auf 12 Jahre herabgefegt worden. Die Truppen zerfallen in reguläre und 
irreguläre; jene haben eine der unfrigen ähnliche Organifation, die legtern beftehen aus 
den verfchiedenen Kofafenheeren vom Don, von ber Donau, vom afowfchen und [hwarzen 
Meere, vom Teref und Kuban, vom Aral, von Orenburg, von Aftrahan, von 
der chineſiſchen Grenze, von ber fibiriihen Linie, dann aus den Reitervölfern und 
Milizen der Baſchkiren, Tungufen, Buräten, Tataren, fowie der unterworfenen 
faufafiihen Stämme. Die Bejoldung der Soldaten, melde faft ausfhlieglid aus 
den Landgemeinden refrutirt werben, ift eine äußerſt bürftige, und die Verpflegung 
eine fehr mangelhafte, fo daß fie, wo es irgend geht, darauf angewiefen find, 
durd Nebenverbienfte ihre traurige Lage zu verbeffern. Früher wurden von 1000 
Seelen gewöhnlid 5—6 Rekruten ausgehoben, für deren Stellung und Equipi— 
rung der Gutsherr Sorge zu tragen hatte, ber ſich's natürlich in ben meiften 
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Fällen angelegen fein ließ, bei folhen Gelegenheiten die für die Feldarbeit untang- 
lihften und nichtsnutzigſten Subjekte Io8 zu werden. Unter dem jetzt regierenden 
Kaifer hat vier Jahre hindurch gar feine Refrutirung ftattgefunden, fo daß ſich 
hiernach bei Wiederaufnahme ver alten Mafregel große Schwierigkeiten zeigten, 
welche noch vermehrt wurden durch die inzwiichen erfolgte Aufhebung der Leibei- 
genfhaft. Die Truppentheile ver großen regulären Armee beftehen aus 11 Ar— 
meeforps, unter weldyen die Garden den vornehmften Rang einnehmen. Diejent- 
gen Lefer, melche fich über die Einzelheiten der militärifhen Organifation Ruflands 
näher unterrichten wollen, verweifen wir auf ein den Gegenftand ausführlich be- 
banvelndes Werk von Harthaufen. 1%) 

Die ruffiihe Seemacht hat in neuerer Zeit durch die befondere Fürforge des 
Groffürften Konftantin, der lange an der Spite des Marine-Departements ftand, 
einen großartigen Auffhwung genommen. Sie befteht nah den Angaben ber 
letsten Jahre aus etwa 80 Linienfhiffen von 70—120 Kanonen, 50 Fregatten 
von 40—60 Kanonen, 40 Dampfſchiffen und 100 Korvetten, Briggs und Bri- 
gantinen, abgefehen von einer Menge Kanonenbooten, Oaleeren u. dgl. Diefe 
Macht vertheilt fih in 5 Divifionen großer Schiffe, wovon drei auf das baltifche, 
und zwei auf das fhwarze Meer fommen. Außerdem befteben noch Flottillen im 
Weißen, im Kaspifhen und Ochogtifhen Meere. Die Beveutung der ruffifhen 
Flotte wird gemeinhin fehr überfhägt, da e8 ihr am tüchtigen Seeleuten fehlt, 
indem die Ruſſen fi für diefen Dienft wenig eignen. Ihre beften Matrofen find 
Griechen, Deutfche, Finnen und Schweden, welche natürlic die Minderzahl in der 
großen Maſſe bilden. 

14) Das baltifhe Meer Die ruffifche Flotte führt uns von felbft 
auf die Meere, von welden das Neid umfpült wird, und eine kurze Betrachtung 
diefer Meere mit Hinblid auf die Vortheile, welche fie der Entfaltung der ruſſi— 
ſchen Seemacht bieten, dürfte für die Yefer des Staatswörterbuches von befonderem 
Intereffe fein!) Im Norden grenzt Rußland an das nördliche Eismeer; im 
Dften an den großen Ocean; im Süden an Theile der Süpfee, ferner an das 
Kaspifche und Schwarze Meer; im Weften endlich wird es von ber Oftjee befpült. 
Diefe ift bekanntlich das für Rußland widtigfte Meer, durch welches es feinen 
Berkehr mit den Häfen Europas vermittelt. Die Oftfee befpült das ruſſiſche Ter- 
ritorium in einer Lange von 336 d. M. Un feiner Küfte dehnen ſich 3 Gou- 
vernements aus: Kurland, Vievland und Efthland, wozu man nod das vormalige 
Ingermanland zählen könnte, weldes in dem heutigen Gouvernement von St. 
Petersburg aufgegangen ift. Nach der Oftfee, melde in Rußland nur das Baltifche 
Meer genannt wird, beißen die Gouvernements die baltifchen Provinzen. Aber 
Rußland fchiebt befanntlih nur einen Theil feines Litorald in das Baltifche Meer 
vor; gegenüber liegt Schweben, welches dieſem Meere eine eben jo lange Küften- 
ftirede bietet; Preußen und die beutfhen Bundeslande grenzen daran von ber 
Südſeite, während im Weften Dänemark feine Eingänge oder feine Zugänge, ben 
Sund, den großen und Heinen Belt, hütet und feit Jahrhunderten reichlihen Bor» 
tbeil daraus zieht. Die Möglichkeit, viefe Engpäffe abzufperren, macht das Bal- 
tiſche Meer gleichfam zu einem Binnenfee, und diefer Umftand, zufammengenommen 
mit der Rivalität der anderen Küftenlänver, verhindert Rußlands freie maritime 


14) Die Krieggmacht Rußlands. Berlin 1852. 
...9 Vergl. das höchſt intereffante und fchrreihe Buch: „Das Gebeimnig Rußlands. Ein 
Schlüſſel zum Verſtändniß moderner Geſchichte und Politif. Stuttgart 1863. 
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Entfaltung nad biefer Richtung hin. Seine Politit war daher immer darauf 
gerichtet, einftmals das Erbe Dänemarks anzutreten und feine Maht am Baltifchen 
Meere möglihft auszudehnen, zwei Ziele, welde es immer feft im Auge behalten 
wird und zu deren theilweifer Erreihung ihm die europäifhen Großmächte feltfamer 
Weiſe jhon mehr als einmal bilfreihe Hand geboten haben. 

15) Das Schwarze Meer. Nädhft ver Oftfee galt das ſchwarze Meer 
immer als beionders wichtig für Rußland, indem man vasfelbe als den ficherften 
Schlüffel zur endlichen Unterwerfung des Kaufafus, und der Türkei betrachtete. 
Eine genauere Betrahtung lehrt jevodh, daß die Bedeutung des Schwarzen Meeres 
für Rußland bisher fehr übertrieben wurde, 

Die Gefährlichkeit der Schifffahrt auf dem Schwarzen Meere ift in neuerer 
Zeit geleugnet worden. Nicht fowohl die Verbefferung der Schifffahrt hat bie 
früheren Befürdtungen befeitigt, als vielmehr die gewonnene Erfahrung, daß al- 
lerdings nur zwei der Küften gefährlidy find, während an den beiden andern feine 
Gefahr droht. Die vorherrfhenden Winde find in Folge der Richtung ver Ge- 
birgszüge Oft und Weftwinde. Folglich ftcht das unter dem Winde liegende 
Ufer einer fhuglofen Bucht fowohl dem Dft- als dem Weftwinde offen. Bor- 
nehmlih aber ift die Oftfüfte durch ihre ſchärfer ausgeprägte Krümmung und 
vellftändige Nadtheit jo geftaltet. Sie ift trihterförmig, und für ein Schiff, welches 
dort mit Weftwind fährt, gibt es feine Möglichkeit, feine Richtung zu ändern, es 
findet feine Bucht, um einzulaufen, no einen ſichern Grund, dem es vertrauen 
könnte. Den ruſſiſchen Fahrzeugen ift es unterfagt, mit Ausnahme der drei Som: 
mermonate, fi unter irgend welchen Berhäitniffen ver Küfte zu nähern, und felbft 
in dem eben genannten Falle darf ſich ihr Aufenthalt unter feiner Bedingung über 
vierundzwanzig Stunden erftreden, 

Doch ift dies nicht Alles. Der ungemein große Wafferzufluß vom Bug, 
Dniefter, Dnieper und der Donau findet ganz auf der Weftfeite ftatt, in Yolge 
dejien gegen den Bosporus hinab eine Strömung entfteht. Die Fluth treibt von 
dem Oftrande ter Bosporusöffnung, längs der Meeresfüfte Kleinafien hinab und 
fehrt, ven Bufen von Georgien umfpülend, in nördlicher Richtung längs der cir- 
taſſiſchen Küfte zurüd, fo daß ein Schiff, welches vom Weftwinde erfaßt und in bie 
Nähe der Küfte getrieben wird, von ber ftarken, durch einen ſolchen Wind nod erhöhten 
Strömung auf das fandige Ufer der Bucht von Poti geführt, oder im Falle es 
dieſem Scidjale entgeht, an die hohen Felſen des Kaufafus getrieben wird. Das 
Ufer diefer Bucht ift feicht und verfandet. Ein ſchwer befradhtetes Schiff müßte 
mindeftens 3 Meilen von der Küfte entfernt Unter werfen. Es gibt dort feine 
Ebbe, die es ermöglicht, die Fracht auf Wagen überzuladen, man müßte fi bier 
der Fichterfchiffe bedienen, um bie Fracht zu übernehmen, zu deren Wieberausla- 
dung man dann die inneren Gewäſſer des fumpfigen Phafis aufzuſuchen hätte; 
hiezu wären neben den Lichterfhifien die fonftigen Transport- und Handelseinrich- 
tungen nothwendig, welde jedoch gänzlich fehlen. 

Da Koldis im Altertbume die Hantelspaffage für das Morgen: und Abend— 
fand und ein gemeinfamer Mittelpunft für die VBölfer der Erde war — Gtrabo 
fpricht von einhundert dreißig Dolmetſchern für die in feinem Emporium vereint 
tönenden Sprahen — jo muß man natürlih annehmen, daß bie See- und Land— 
wege offen und bequem waren, und daß diefe Route durch die Bucht von Poti 
und die Ebenen von Georgien führte. Zieht man die Gefchichte näher in Be- 
trat, fo findet man, daß die Küfte nicht nur in den alten Zeiten in gewiſſer 
Hinſicht zu Handelszwechen benugt wurde. Während der Größe des Königreichs 
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Pontus, welches viefelbe ohne Zweifel vorzugsweiſe feinem baftrifchen und indiſchen 
Handel verdankte, befanden fih bie Einfhiffungspunfte und insbefonvere das be— 
rühmte Dioscurias, an der nördlichen cirkaffifhen Küfte, bei dem heutigen Sudum- 
Kalé. Diefe Stationen waren zweifelsohne mit Erlaubniß der Eingebornen in 
Befis genommen, gerade wie in neuerer Zeit dasſelbeFort, ſowie Anapa von den 
Türken befegt wurde. Bon Sudhum-Kale aus ftand bei ven freundlichen Gefinnungen 
der Eingebornen der Weg nad dem Innern burd ein gefunbes zwiſchen dem rauhen 
Klima der Gebirge und dem Miasma der Sümpfe gelegenes Land offen. 

Nah dem Falle der unabhängigen und großen Staaten Kleinaflens dauerte 
diefer Handel auch nod unter den Römern fort; allein derſelbe wurbe von ber cir- 
kaſſiſchen Küſte abgezogen, ohne ber georgifhen Küfte zugewendet zu werben. Er 
fuchte, in der Richtung von Eriwan fommend, feinen Ausgang nah dem Meere 
durch die analogen Häfen auf der türkiſchen Seite, wie Batum, Rizeh und Trebiſonde. 
Hinter dem fandigen Ufer dieſer nievrigen Küfte vehnen fi in einer Entfernung von 
mehreren Meilen große Sumpfftreden aus, welde gänzlih unmegfam find. In 
längftvergangenen Zeiträumen wurben ſchmale Dammmege über diefelben geführt, bie 
gerade für zwei Reiter Raum gewährten. Würde man nun felbft ven Gefahren ver 
See Trotz bieten, und, nachdem man bie Schwierigfeiten der Ausſchiffung überwun- 
den, Truppen landen oder Lebensmittel an der Küfte aufhäufen, fo wäre jelbft dann 
für das weitere Vorbringen an den legten Ort ihrer Beftimmung wenig gewonnen. 
Denn wenn die Dewna auf der andern Seite des Schwarzen Meeres „Thal des To- 
des" genannt wird, fo verdient dieſe Stelle „Heimat des Todes" genannt zu wer- 
den. Das Lager des Abends würde zum Spital oder zum Kirchhof des folgenden 
Morgens werden. Weber Thiere noch Menfchen könnten hieher transportirt werben, 
um bie Vorräthe fortzufchaffen, noch Könnten die gelandeten Truppen die gefünderen 
Gegenden fo rechtzeitig erreichen, um ihren Rüdzug zu bewerfftelligen. Sobald viefe 
Berhältnifie volllommen befannt geworben, dürfte wohl feinen Befehlen Folge geleiftet 
werben, welhe zum Zwede einer auf diefem Wege zu bewerkftelligenden Sendung 
von Truppen ober Lebensmitteln erlaffen würden, 

Die Kiüfte ift während der Wintermonate durd das Meer, in den Sommer- 
monaten durch die Malaria abgefperrt. Es war deshalb Rußland felbft in ver 
größten Noth nicht im Stande, auf biefem Wege feine Zufuhren zu befördern. 
Aus demfelben Grunde war Sebaftopol nie von einem wirklichen Nugen für Ruf: 
land, woraus nothwendig folgen muß, daß die Behauptung „viefe Feftung fei bie 
Gentralpofition der ruſſiſchen Macht im Süden des Neihes, und auf fie fei ver 
Bau gegründet, welchen die ruffiihen Zaren während eines Jahrhunderts aufge 
führt" — daß dieſe Behauptung, auf deren Grund man den Krimmfrieg unter- 
nommen, ein offenbar von Rußland felbft verbreiteter Irrthum if. 

16) Das Kaspifhe Meer. Faſt noch nuglofer als das Schwarze ift das 
Kaspiſche Meer für Rußland. Die große maritime Erpebition, welche durch Peter 
von Aftrahan aus gegen Perfien ausgerüftet wurde und bie Hartnädigfeit, wo— 
mit Rußland auf der Ausſchließung perfiiher Fahrzeuge von dieſem Meere be 
ftand, mochte zu der Annahme führen, daß das Kaspifhe Meer wenigftens für 
Kriegszwede von Nugen fei. Nur die Hanvelsfhififahrt Liefert Matroſen und 
Schiffe für den Krieg. Ein folder Handel beftand zur Zeit Peters — jetzt eri- 
ftirt derfelbe nicht mehr. Durch die Entvölferung der benachbarten Länder und bie 
Abnahme der Waflermaffen in Folge des Verſchwindens ber Wälder, bie zu= 
nehmenve Ausbreitung der Sandflähen auf den öftlihen Steppen und bie reißend 
ſchnell vor fid gehende Verſandung der Gewäſſer des Kaspiſchen Meeres, ift das 
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Land eben fo fehr in feinem Werthe als in feinem Aeußern verändert worden, 
In jedem Jahre erweist fih eine Bucht als nicht mehr zugänglich, verliert irgend 
ein Diftrift feine Kultur, wird ein Dorf öde und entvölfert oder wandert irgend 
ein Stamm in eine andere Gegend aus. Man kann in der That behaupten, daß 
das Land in den Urzuftänd der Natnr und zwar in deren wildefter Form, zu— 
rüdfält. 

Die Schifffahrt des Kaspifchen Meeres bietet viel größere Schwierigkeiten, 
als die eines andern Meeres dar; von dem Ocean abgefchloffen, verliert e8 den 
Vortheil erfahrener und gewandter Matrofen und kann weder in Bezug auf Braud- 
barkeit nod auf numerische Anzahl einen Erfag erhalten. Es hat feine Ebbe und 
Fluth, feine Infeln, weder Vorgebirge, noch gefhüste flache Ufer. Es iſt aufer- 
ordentlich fchmal in der Richtung der vorherrfhenden Winde und ein großer Theil 
vesfelben tft fo feiht, daß Schiffe fogar noh außer Sicht des Yandes auf ven 
Grund fahren. Während eines großen Theils des Jahres ift die Schifffahrt ganz 
unmöglich; die Fahrzeuge find von der roheften Bauart und aus dem fchlechteften 
Moateriale zufammengefegt, und die Zahl derjenigen, welde im Jahre 1842 als 
feetüchtig betrachtet werben fonnten (Schooten), belief ſich nicht auf achtzig, und 
von diefen war die Hälfte wegen Mangel an Gebrauh im Faulen begriffen. Dies, 
jelben müffen von Aftrahan aus unbelaven in See gehen und können erft 20 
Meilen vom Ufer vie Hälfte ihrer Ladung einnehmen, vie dann nad) weiteren 
100 ober 120 Meilen vervollftändigt wird. Die Schiffahrt auf der Wolga wird 
in gleicher Weiſe dur den feihten Waflerftand unterbroden, ein Umftand, ver 
fi in jevem Jahre noch verfhlimmert. Die folgende Darlegung der Berhältniffe 
rührt von einem ruffiihen Staatsbeamten ber. 

„Meberbie® darf man die durch das Klima herbeigeführten Schwierigfeiten 
nicht vergefien; die gute Jahreszeit währt in Rußland faum vier Monate. Die 
Straßen find im Frühlinge nnd Herbfte für den Fußgänger unwegſam, während 
die allzuftrenge Winterfälte, vie zu furzen Tage und die anhaltenden Schneeftürme 
nicht geftatten, die Regimenter in Marſch zu fegen, geſchweige denn viefelben über 
bie unfultivirten und öden zwifchen dem Aſowſchen und Kaspiſchen Meere fih hin 
ziehenden Steppen nad dem Kaufafus zu fenden. Der Seeweg ift gleichfalls uns 
praftifabel. Das Kaspiſche Meer kann wegen ber ausgetrodneten und unfrudhts 
baren Steppen, welde dasſelbe auf der ruffifhen Seite einfließen, nicht den ge» 
ringften Bortheil gewähren. Aftrachan, die einzige auf diefer Küftenftrede liegende 
Stadt, erhält ihre Lebensmittel aus einer Entfernung von 200 Stunden zuge 
führt. Das Schwarze Meer hat allerdings günftigere Verhältniffe, allein dasſelbe 
läßt nur eine Kommunikation mit den Forts auf der cirkaſſiſchen Küfte zu, indeß 
bie Bergvölker beftänbig auf der Lauer liegen, um in ber rauhen Jahreszeit ihre 
Angriffe auszuführen, während welcher vie ganze Schifffahrt in ver Regel einge- 
ftelt wird und die Verstärkung und Verproviantirung der Beſatzungen außer- 
orbentlihen Schwierigkeiten unterliegt. Diefelbe Langwierigkeit und Schwierigkeit 
in Herbeifchaffung von Vorräthen herrfht aud auf dem Landwege vor. Mit Aus- 
nahme der Forts von Cirkaffien, welche direft aus den Häfen von Odeſſa, Theo- 
bofia und Kertſch verfehen werben fünnen, erhalten alle Befatungen des Kaufa- 
fus ihre Bedürfniffe fozufagen aus ven Centralprovinzen des Reiches. So gelangt 
das Material, welches für die Armee am Terel und im Dagheftan beftimmt ift, 
nad einer Fahrt von mehr als 200 Stunden die Wolga abwärts erft nad Afte 
rahan, von wo es zur See größtentheils nad Korunsfaja an der Mündung ver 
Kuma gebradht wird, um bort wieder von den Turfomanen auf ihre Heinen für 


806 Rußland und die Ruffen. 


den Dienft regnirirten Ochſenkarren verpadt zu werden, und feine endliche Be— 
‚ ffimmung nad einer weitern fünfzehn: oder zwanzigtägigen Fahrt zu erreichen. 
Noch langwieriger und foftpieliger ift diefe Transportweije für die Kriegsbedürf- 
niffe und das Kriegsmaterial, weldes nur einmal im Jahre während des Hoch— 
waflers ver Wolga und des Dniepers aus Sibirien kommt. Diefe Schwierigkeiten 
maden es unmöglih, die im Kaufafus verwendeten Streitfräfte zu vermehren.“ 

Nachdem wir foldergeftalt durch ungweifelhafte Zeugniffe nachgewieſen haben, 
daß die Meere auf beiden Seiten des Kaufajus für Aggreſſivzwecke gar feinen 
Nutzen gewähren, bliibt uns noch übrig, die Halbinfel felbft in Bezug auf dieſe 
Dperationen zu betrachten. 

17) Der kaukaſiſche Ifthmus. Diefer Iſthmus wird in diagonaler Nic: 
fung von einer Gebirgsfette durdhfchnitten, vie wegen ihrer Höhe und ihrer Wild» 
beit berühmt geworden, und beshalb der Mythologie aller Nationen angehört. Die- 
jelbe gleicht ven Alpen, ift aber mehr zufammenhängend als viefe. Ihre Wichtig: 
feit als Barriere wird begriffen werden, wenn man fi die Alpen als eine von 
zwei unpaffirbaren Meeren flanfirte Linie denft, die jo gelegen Europa wie ein 
Diaphragma fcheidet. Die kaukaſiſche Kette ift auf ihrer Weftfeite völlig unzu— 
gänglid. In der Nähe ihres Mittelpunftes befindet fih ein Durdgang — Wladi— 
Kaufas oder Beherrſcher des Kaufafus — ein Paß von außerordentlicher Wild» 
heit und Gefahr, welder, obgleih von Rußland beftändig benützt, von bemjelben 
dennoch nie mit Gewalt forcirt werden konnte. Auf der Dftfeite befindet ſich ein 
Ihmaler Durdgang, unter vem Namen der Pforte von Derbend befannt. Dies 
find die einzigen VBerbindungswege mit dem Süden, und dieſe werben erft erreicht, 
nachdem man 2—300 Meilen vdurd baum» und waſſerloſe Steppen zurüdgelegt 
bat, Das Gebirge wird in feiner ganzen Ausdehnung von friegerifhen Stämmen 
bewohnt, welche entwerer im Kampfe mit Rußland begriffen find, ober ſich dem— 
felben halb unterworfen haben und die in jedem Augenblicke durch vie geringfte 
zufammenhängende Bewegung ihm viefe beiden Päſſe fperren und vie georgiſche 
Dffupationsarmee in die gefährlichfte Lage bringen fünnen. 

- Wenn man von den Cirfaffiern fpricht, fo werben im Allgemeinen bie 
Stämme des Norpweftens darunter verftanden; ber Name in feiner weiteren Be- 
deutung umfaßt die Lesghier im Nordoften, ein beftändig unter Waffen ftehenves 
Bolf von zwei bis drei Millionen Köpfen. Zwiſchen dieſen und an den Wladi— 
Kaufas angrenzend wohnen die Kabarden, Dffeten und Tſchetſchenzen u. f. w., 
von welhen Rußland einen Theil inforporirt hat, während bie andern durch ihre 
gegenfeitige Erferfuht und die Zwietraht mit den Nahbarftämmen ihm bis zu 
diefem Wugenblide ven Durchgang durh den Paß von Wladi-Kaukas ermöglicht 
haben. 

Allein es bleiben no die Khanate von Karabagh und Dagheftan (lepteres 
ift die allgemeine Lofalbenennung für das Ganze und bedeutet Hochland), welde 
gegenwärtig Rußland unterworfen find, obgleih die Unterwerfung faum mehr als 
eine nominelle ift. Diefe Völker, nicht weniger kriegeriſch als die Cirkaſſier ſelbſt, 
find durch Uneinigkeit und gegenfeitige Eiferfudt in ihre gegenwärtige Abhängig: 
feit gerathen. Ihr Land, von unvergleidhlicher Fruchtbarkeit und ohne die Wild» 
heit des eigentlichen Cirkaſſiens, befigt eine große Bertheivigungsfähigfeit; die Häu— 
jer find feft gemauert und Pferde find im Ueberfluß vorhanden. Rußland ift es 
nicht gelungen, die. Einwohner zu entwaflnen. Sie halten fih an Zahl fo ftarf 
wie die Vesghier und find Mohammedaner, Würde ihre Eiferfucht fich mindern, 
ein Refultat, weldes in Folge des politifhen Drudes und der religiöfen Intoler 
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ranz ber ruffifhen Regierung in ber That im Werben begriffen ift, fo würde ihre 
Verbindung mit den freien Girkaffiern die Linie des unabhängigen Landſtriches 
von der Mündung des Kur am Kaspifhen Meere bis an die Ufer des Aſowſchen 
Meeres ausdehnen. Im Welten und Süden liegen die reihen und vorwiegend 
ebenen Länder von Georgien, die von einer hriftlichen, wieberum anderthalb Mil 
lionen zählenden Bevölkerung bewohnt find. Diefe ift allerdings nicht kriegeriſch 
und war bisher von den Girfaffiern durch Fedhen, Religion und in Folge von 
Intriguen getrennt. Die Linie des altın Königftammes lebt noch abgefondert unter 
dem Schute des Halbmondes in den gegenüberliegenden Bergen von Adſchara 
Das Bolf hat weder das Andenken an feine frühere Unabhängigfeit verloren, noch 
ift e8 in eine apathifche Unterwerfung unter feine gegenwärtige Regierung gefallen. 

Jede Bewegung durd den Kaufafus fonnte nur mit der äußerften Schwie- 
rigfeit ausgeführt werben und war von ben größten Öefahren begleitet. Erſt wenn 
Rußland den Kaufafus niedergeworfen,, wenn es in Folge fortwährend dort aus— 
geführter Operationen ſich über ven ganzen Iſthmus ausgedehnt bat, erft dann 
wird der Stand der Dinge, ven Europa jet ſchon vorhanden glaubt, Wirklichkeit 
erlangen. Seine Streitfräfte können dann, und zwar unabhängig vom Kaufafus, 
über das Meer gefchafft werten. Diefer Stand ver Dinge wird erreidht werben, 
fobald Rußland auf dem gefunden und gebirgigen Theil Kleinafiens, wo ſich zu— 
gleich ein Hafen für die Ausſchiffung findet, feften Fuß gefaßt haben wird. Dann 
fönnen fowohl für einen perfifhen als für einen türfifchen Krieg Truppen und 
Borräthe von Odeſſa herbeigefhafft und durch Georgien weiter befördert werben, 
In der That wird dann in Batun, beffen Name in ver politifchen Geographie 
bis jegt noch nicht genannt worden, nicht aber in Kofand oder Aftrabad, die erfte 
Station auf dem Wege nad Intien angelegt werben. 

18) Kulturzuftände, Schulweſen und Volksbildung. Nad) der im 
Borftehenvden gegebenen Ueberficht der geographifhen, ethnographiſchen, militärifchen 
und politifhen Verhältniſſe Rußlands bleibt uns noch übrig einen Blid auf feine 
Bildungszuftände zu werfen, wie ſich viefelben in Kirche und Staat darftellen. 

Dean pflegt diejenigen Völker, welhe, auf dem Wege zu einer höheren Kul- 
tur begriffen, doch den Gierfchalen ver Barbarei noch nicht entfroden find, junge 
oder frifhe Völker zu nennen, wie alt und faul fie aud) an und für fich fein 
mögen. In diefem Sinne ift au das ruſſiſche Volt noch jung und frifh, d. h. 
von ber europäifhen Bildung noch nicht durchdrungen, ſondern faum im feinen 
Spitzen beledt, obgleich feit mehr als einem Jahrhundert von ver ruffiichen Regie- 
rung zur Hebung der Bolfsbildung größere Summen verausgabt wurden, als von 
der Regierung irgend eines andern europäiſchen Staats. 

Trotzdem fehlt es den Ruſſen durchaus nicht an trefflihen Anlagen, vie fich 
aber bis jet mehr receptiv als produktiv gezeigt haben. So befigen fie z. B. in 
hohem Grave das Talent ver Nahahmung und eignen fih mit großer Leichtig: 
feit fremde Sprachen an. Ihre Bildung haben fie feit Peter J. weil es von Oben 
herab fo dekretirt wurde, vorwiegend durch deutſche Yehrer erhalten, ihre Sympa— 
thien find aber weit mehr ven Franzoſen zugewentet, nach weldhen bejonders vie 
vornehme Gefelihaft in Sprade, Umgangsformen, Kleidung, Hauseinrichtung ꝛc. 
fih gemodelt hat. Mit Einem Worte: in den Salons gaben die Franzofen, auf 
ben Univerfitäten und Scnien gaben vie Deutfchen den Ton an; da es aber viel 
leichter ift mit den franzöfiihen Salonhelven zu rivalifiren, als mit den beutfchen 
Meiftern ver Wiſſenſchaft und Kunft, fo haben es die Ruſſen in jener Richtung 
weiter gebracht als in biefer, da ihnen in allen Dingen — außer der großen 
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Bolitit, welche mit der Volksbildung nichts gemein hat, wo das Bolt feinen An- 
theil an der Regierung nimmt — der rechte Ernft und bie rechte Ausdauer fehlt. 
Dazu kommt no, daß ſich ſchon früh eine hartnädige, nationale Oppofition gegen 
die fremden Bildungseinflüffe geltend machte. Diejenigen Lefer, welche ſich über 
die Geſchichte, den Charakter, die berechtigten und unberedtigten Elemente dieſer 
gerade jet ihr Haupt hoch erhebenvden Oppofition näher unterrichten wollen, ver- 
weifen wir auf die von uns herausgegebenen „Ruffiihen Fragmente”, 16) als ein 
den Gegenftand ausführlich behandelndes Werk. 

Die außerordentlihen Erfolge, welhe das Haus Romanow großentheild durch 
kluge Benugung begabter und fenntnißreiher Ausländer, die in Rußland hohe 
Stellungen, Ehren und Würden fuchten, welde ihnen die Heimat verfagte — ven 
enropäifhen Staaten gegenüber in ver Politif errungen, erzeugten in vielen Ruffen 
eine ſtolze Selbftüberhebung, welche fie befonders auf das politifch fo zerjplitterte 
und unmächtige Deutfchland verächtlich herabſehen lieh. 

Seit Peter der Große mit eiferner Hand Rußland nad Europa vorgeſchoben, 
zu gleicher Zeit fein aſiatiſches Hinterland erweiternd und dem raſch wachſenden 
Riefenftaat mit weitlehendem Biid feine Ziele ftedend, die er — unbeirrt durch 
den Wechfel der Regierungen — langſam, aber ausvauernd und hartnädig ver- 
folgt, ift «8 einzig und allein feine Diplomatie geweſen, durd welche Rußland fich 
andern Völkern Überlegen gezeigt hat und der es feine wichtigften Erfolge verbanft. 
In Kunft und Wiffenfhaft, welche nur da recht geveihen, wo man fie um ihrer 
felöft willen pflegt und, um die Göttin freiend, nicht das Weib fucht, find die 
Ruſſen bis heute weit hinter allen Kulturoölfern zurüdgeblieben; in ber Diplo» 
matie hingegen ſtehen fie allen voran. 

So lange die Cenſur und drückende Verhältniſſe aller Art freie Forſchung und 
ein reges Leben unmöglid machten, war es ganz natürlid, daß viele der begab- 
teren Geifter in Rußland ſich vorzugsweife der viplomatifhen Garridre zuwende— 
ten, welche ihnen am meiften Ausfiht bot auf Genuß, Einfluß und Belohnung, 
und ihrem Ehrgeiz die ganze Welt öffnete. Dazu kommt, daß die Ruffen für das, 
was den Diplomaten ausmacht, von Haus aus eine ganz bifondere Befähigung 
mitbringen. Sie eignen fi leicht fremde Sprachen an, find feine Beobachter, früh 
geübt in Verftelung und Selbftbeherrfhung, verfchlagen, gewandt und von wun- 
derbar fchneller Auffaffung fhwieriger und verwidelter Berhältniffe. Diefen perfün- 
lihen Vorzügen dient die große traditionelle Politik ihres Landes ,pderen Grund» 
gedanfe und Ziel immer biefelben bleiben, zugleich als Hebel und Rüdhalt, Außer: 
dem find fie, wie zweifelhaft auch fonft ihre fittlihen Grundfäge fein mögen, burd- 
weg glühende Patrioten, denen Glanz, Ruhm und Größe ihres VBaterlandes über 
alles geht. So erklärt ſich leicht ihr Uebergewicht über andere — befonbers über 
deutfche Diplomaten, die felten recht wiſſen, was fie eigentlich follen und noch ſel— 
tener im Stande find, etwas emergifch durchzuſetzen, weil ihnen aller einheitliche 
nationale Rüdhalt fehlt. 

In dem Ärgften Mißverhältniß zu der politiiben und biplomatifchen Ueber- 
legenheit Rußlands fteht nun die eigentliche Vollsbildung. Etwa 70%/, der ganzen 
Bevölkerung können weder lefen noch fchreiben. An dieſem Uebelftande tragen wohl 
die traurigen Leibeigenfhaftsverhältnifie die Hauptfhuld und mit der vollendeten 





16) Nuff. Fragmente. Beiträge zur Kenntniß des Staate: und Volkolebens in feiner hiſtoriſchen 
Entwicelung. Bon F. Bodenftedt 2 Bde. Leipzig 1862. 
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Emanctpation wird Alles beſſer werben; allein wir haben nicht zu ſchildern was 
werben wird, fondern was ift. 

Einer gründlihen Neform des ruffifhen Unterrichtswefens müßte in erfter 
Linie die gründliche Vefeitigung der militärifhen Bevormundung vorausgehen. 
Die Kuratoren dürfen nicht mehr aus invaliden Generälen gewählt werben, vie 
oft weniger Schulbildung haben als ein veutfher Tertianer. Ueber anderthalb 
Jahrhunderte hat Rufland gebraucht, um aus fich feibft heraus Lehrer zu bilden, 
und noch ift feine hinlänglihe Zahl vorhanden, um nur die dringendſten Be— 
bärfniffe zu befriedigen, obgleich ihnen, im Verhältniß zu dem Lehrerftande anderer 
Länder, große äußere Vortheile geboten werten. Wenn man erwägt, welde An- 
firengungen von Peter I., Katharina II. und Wlerander I. zur Hebung der Bolfe- 
bildung gemadt wurben, fo muß es auffallend erfcheinen, taß heute bie ganze 
Anzahl der Lernenden im ruffifhen Reiche noch keine 400,000 Individuen umfaßt ! 

Das Reid zerfällt in 9 Lehrbezirke, die unter eben fo vielen Auratoren 
ftehen, welche ihrerſeits das Minifterium der Vollsaufflärung über fid haben. 
Es giebt 7 Univerfitäten: in Petersburg, Moskau, Charkow, Kafan, Kiew, Dor- 
pat und Helfingfors, wovon jedoch nur vie zwei letztern 4 Fakultäten haben. Die 
Zahl der Lehrer und Beamten auf all viefen Univerfitäten beläuft fich in runder 
Zahl auf 500, die der Studierenden auf wenig über 3000. Zur Bildung ber 
Adligen, welche ſich dem Civildienſt im Juſtizfache widmen, befteht eine beſondere 
juriftiihe Schule in Petersburg. Außerdem giebt es ein päbagogifches Hauptinfti« 
tut, wo Lehrer für Gymnaſien und Kreisfhulen vorbereitet werden. Die übrigen 
Lehranftalten find: eine Normalſchule, 3 Lyceen, 77 Gymnafien, 433 Kreis-, 1068 
Rommunalfhulen und gegen 600 Penſions- und Privatinftitute. 

Noch find eine Menge Schulen und Anftalten zu erwähnen, welde nicht unter 
dem Minifterium der Bolfsaufflärung ftehen. So gehören z. B. die Akademie der 
ihönen Künfte, bie Arditeftenfchule, die Theater- und Hoflängerfhule, zum Reſſort 
bes Minifteriums des faiferlihen Haufes, während die Bergbau», Forſt- und 
Hanvelsfchulen dem Finanzminifterium zugetheilt find, die Redhtsfhulen unter dem 
— ſtehen und andere Lehranſtalten theils zu dem Generaldirektorium 
der Weg- und Waſſerbauten, theils zu dem bes Poſtweſens gehören. Ferner giebt 
es eine Menge Aderbaufchulen, Töchterſchulen, Primafhulen, Specialfchulen und 
ein ſehr praftiiches Inftitut zur Erlernung der orientalifhen Sprachen. 

Sehr viel hat die Regierung befanntlih von jeher zur Ausrüftung von wiffen- 
ſchaftlichen Erpebitionen gethan, fowie zur Errichtung großartiger Anftalten (Stern- 
warten u. f. w.) und Sammlungen. Die faiferliche Bißtiother in Petersburg, die 
größte des Landes, enthält über 500,000 Bände und 20,000 Manufcripte. 

19) Kirhe und Klerus. An der Spige ber rufjifhen orthoboren 
(griechiſch-katholiſchen) Kirche, jedoch in völliger Abhängigkeit vom Kaifer, 
fteht, wie ſchon oben bemerft wurde, der heilige Synod, deffen Gebiet in 92 erz- 
biſchöfliche Diöcefen oder Epardien zerfällt. Die ganze orthobore Geiftlihkeit, mit 
Einfluß der Mönche, Nonnen, dienenden Schweitern und Kirchendiener, beläuft 
fih auf nahezu 135,000 Köpfe, wovon nur etwa 16,000 auf die ſchwarze over 
Kloftergeiftlichkeit fommen, während die Andern der weltlichen oder weißen Geift- 
lichkeit angehören, deren Mitglieder nicht blos verheirathet fein vürfen, fondern 
müffen. Sobald bie Frau eines Priefters ftirbt, ift er gezwungen in ein Klofter 
zu gehen. Die meiften Klöfter liegen in den Gouvernements von Großrußland, 
während fie in Südrußland fehr dünn gefäet find. 

Unter dem heiligen Synod beftehen 4 Afademien, jede etwa mit 100 Schülern, 
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47 Seminare, mit 17400 Schülern, 178 Diftritts- und 190 Kirchſpielſchulen, zu- 
fammen mit 43,000 Schülern. Ueber 18000 dieſer angehenden Geiftlihen werben 
auf Kronkoften unterrichtet. In den großen Städten findet man unter den Geift- 
lichen fehr gebildete, ſogar gelehrte Männer; auf dem Lande dagegen ift die Mehr- 
zahl noch jehr roh und unwiſſend. 

Keine andere Kirche hat fo viele Selten aus ihrem Schooße gezeugt wie 
die ruffifhe. Die wichtigften davon find bie wieder in viele Unterabtheilungen zer- 
fallenden Starowertzi (Altglänbigen) und Raskolniki (Keger), deren Zahl 
über 5 Millionen beträgt. Außerbem mögen hier noch genannt werben die Duchoborzi 
ren tie Pomorani ( Geefüftenbewohner) und Schtschelniki (Spalten- 
männer), 

Die römiſch-katholiſche Kirche ift befonders in Polen und ven benach— 
barten Gouvernements vertreten. An der Spite fteht in Polen der Erzbiſchof von 
Warſchau, der 4 Biſchöfe unter fih hat, während im übrigen Rußland ver Bi- 
Ihof von Mohilem das Kirdhenregiment führt, als Metropolit, Präfident der geift- 
lidyen Akademie zu Petersburg und Präfes ver geiftlihen Synode. Ihm find 6 
Biſchöfe untergeorbnet. Außer der Akademie zu Wilna, von welder 90 Säulen ab- 
hingen, bat vie fatholifhe Kirche 12 große und 203 Meinere Seminare. An ber 
Spige der armenifh-gregorianifhen Kirche fteht der Patriarch von Etſchmiad⸗ 
fin mit den Erzbifhöfen von Eriwan, Georgien, Karabagh, Schirwan und Aft- 
rachan. Sie hat 14 Unterridtsanftalten mit etwas über 700 Schülern. Der Haupt- 
fig der lutherifhen Kirche ift Finnland, wo drei Biſchöfe mit ihren Konfifto- 
rien refidiren. Danach find die Lutheraner am verbreitetften in den Oftfeeprovinzen, 
Polen und Lithauen, ferner in ven deutſchen Kolonien von Süprußland. Die Re— 
formirten kommen am hänfigften vor unter der baltifchen Bevölferung in Wilna 
und Grodno, ferner in den Gouvernements der baltifhen Provinzen, Petersburg, 
Moskau und Arhangel. Sie ftehen wie die Lutheraner unter Provinzialtonfiftorien 
und in höchſter Inftanz unter der kaiſerlichen Kommiſſton in Peteräburg. Unter 
den proteftantifchen Seftirern, woran es auch in Rußland nidt fehlt, find vie 
zahlreihften die Herrnhuter und Menoniten, welch legtere am häufigften in ber 
Krimm vorfommen, wo fie übrigens ihres Fleißes und fittlihen Wandels megen 
fehr geachtet find. 

Es ift befannt, daß die ruffifche Regierung durch Mittel, weldhe nicht immer 
zu den erlaubten und humanen zählen, fehr erfolgreihe Verſuche gemacht bat, 
Profelyten für die orthodoxe Kirche zu gewinnen. So find nicht allein die früher 
mit der römifchen Kirche unirten Griechen in Volbynien, Yithauen und Weißruß- 
land, über zwei Millionen an ver Zahl, für vie orthodore Kirhe gewonnen, jon- 
dern auch in den Oftfeeprovinzen viele proteftantiihe Bauern orthodoxe Ruffen 
geworben, 

Die Juden baben fih von jeher in Rußland nur geringer freiheit zu 
rühmen gehabt, und da ihnen der Aufenthalt in den großen Städten theils ganz 
verfagt, theils nur unter den brüdenpften Bedingungen auf furze Zeit erlaubt 
wurde, fo haben fie ſich dafür gerächt, indem fie den Schmuggelhandel an der 
Grenze in großartigftem Mafftabe betrieben. Dies gab VBeranlaflung zu dem Ukas 
vom Mai 1843, weldyer vie Verweiſung der Grenzjuden in das Innere des Reichs 
verfügt. Ferner wurden fie in bemfelben Jahre für friegspflichtig erklärt und ſpä— 
ter wurde ihnen fogar ihre Nationaltracht verboten, ohne daß es der Regierung 
jedoch trog aller Zwangsmaßregeln gelang, die Juden ihrem Glauben und ihren 
Eitten abtrünnig zu maden. 
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Eine große Thätigkeit entfalten die ruffifhen Mifflonäre in den vorwiegend 
von Muhamedanern bewohnten Gouvernements Taurien, Drenburg, Kafan und 
in Kaukaſus. Ebenfo mir unter ven Buddha- oder Lamadienern, d. h. unter ben 
Kalmüken, Kirghifen und Tunguſen, ferner unter den Schamanen in Oftfibirten 
fleißig fir die orthodore Kirche geworben. 

20) Sittlihe Kultur. Was vie fittlihen Zuftände des ruſſiſchen Volks 
anbetrifft, fo muß man geftehen, daß ehelihe Treue, Yamiltenanhänglichkett und 
Pietät für die Eltern bier häufiger zu finden ift, als bei den meiften andern Völ- 
fern. Wir reden natürlid) nicht vom Adel, als welcher fih fo ziemlid überall gleicht. 

Die in den Yänvern des mweftlihen Europa fo häufigen Kindermorde fommen 
im Herzen Rußlands nur äußerft felten vor, da bier die Noth niemals zu folden 
Verbrechen treibt, indem beſonders durch vie in Petersburg und Moskau befind- 
(ihen großartig eingerichteten Finvelhäufer für die Aufnahme uneheliher Kinder 
in jeder Weife gefsrgt iſt. Jede Mutter kann ihr Kind dort abgeben, obne nur 
ihren Namen zu nennen. Auf die Erziehung der Kinder wird eine befondere Sorg— 
falt verwendet , die unfähigeren werden Soldaten over Handwerker, die fühigern 
ftubiren auf Kronfoften und es find ſchon die tüchtigften Officiere und Beamten 
ans dem Findelhauſe hervorgegangen. Am häufigften fommt der Kindermorı in 
den baltiihen Provinzen vor, wo das etwas wüſte Leben in den Seehäfen viele 
unehelihe Kinder erzengt. Dasfelbe gilt von den polnifhen Provinzen und dem 
Karpathengebiet. 

Eines der in Rußland am bäufigften vorkommenden Lafter ift die Völlerei 
und Trunffucht, welcher bisher durd die Branntweinpadt, eine der Hauptfinanz- 
quellen des Staats, noch befonverer Borfchub geleiftet wurde. Doch hat die Trunf: 
ſucht in Rußland nicht fo fchlimme Folgen, wie in den Yändern mit germanifcher 
Bevölkerung, wo bei folhen Gelegenheiten die angeborne Naufluft ſich äußert, und 
häufig zum Todtſchlag führt, während betrunfene Ruffen die barmlofeften unt 
findlihften Menſchen von der Welt find. Ebenfo wie dem Trunke, find fie dem 
Lügen ergeben, und auch der Diebftahl gehört zu den Nationallaftern. Allein fie 
ftehlen niht um Schäte zu häufen, fondern um ihre Beute brüderlih mit dem 
erften Beften zu theilen. 

Raudmorde fommen in Rußland jährlich etwa 1000 vor und nicht weniger 
Selbftmorde. Am größten ift die perfünliche Sicherheit in den baltifchen Provinzen, 
am geringften dagegen auf dem Wege von Kafan nad Sibirien oder ſüdwärts 
nad Aftrahan und ven Küften des fhwarzen Meeres. Selbftmorde find häufiger 
an der Dftfee und am Kaspifhen Meer, feltener im Unter: Wolgagebiet und im 
Norden Ruflands; am häufigften aber fallen fie im Steppengebiet vor. In Irkuzk 
find 24 mal mehr Entleibungen, als in Saratow; in Kaufafien 24 mal mehr als 
in Olonez. Es gibt 8 Gouvernements, wo 1 Selbftmord auf 100,000 Individuen 
und tarüber fält; fie find alle arm und wenig aufgeflärt; 13 ziemlich reiche und 
feit lange angebaute Gouvernements haben 1 Selbftmord auf 50000 Jadividuen 
und darüber; 23 Gouvernements weifen 1 Selbftmord auf 25000 Einwohner 
und darüber nad, fie liegen in ver Mitte des europäifhen Rußlands um Mostwa 
und Kiew; endlich gibt e8 9 Gouvernements mit 1 Selbftmord auf 13000 Indi— 
viduen, davon 3 im Norden, und 6 im Süden. Die Wahl der Todesart bei den 
Selbftentleibungen trifft ganz vorzüglich das Erhängen, dann folgt Erſchießen, Hals- 
abſchneiden, Erſäufen und Vergiftung; dieſe Todesarten verhalten fid in auffteigen- 
der Reihe wie die Zahlen 1, 5, 13, 14, 125,.d. h. wenn ein Selbftmörder Gift 
nimmt, erhängen fih 125. 
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Die Tabellen der Kriminal-Statiftit weifen übrigens nad, daß Kronbauern 
und Berfonen aus der untern Bürgerklaſſe (Meſchtſchan genannt) am häufigften 
Verbrechen begehen, daß alſo unter viefen ein geringerer Grab von Sittlichkeit 
herrſcht, als unter ben Privatbauern und den übrigen Ständen. 

Die Todesftrafe ift in Rußland nad dem Buchſtaben des Geſetzes abgeſchafft, 
was nicht verhindert, daß ſie angewandt wird, wo es der Kaiſer für gut findet, 
z. B. bei Majeſtätsverbrechen. So ſtarben die Führer der Verſchwörung von 1825 
am Galgen. Zudem ift die übliche Anutenftrafe in vielen Fällen nur eine ver- 
fängerte Todesftrafe. Wer fo glücklich oder unglüdlich ift mit dem Leben davon zu 
fommen, wirb in die Bergwerke von Sibirien transportirt, und um bie zuweilen 
dort vorgelommenen Fluchtverſuche zu verhindern hat der allerhriftlichfte Kaifer 
Nikolaus die alte Verordnung erneuert, daß den Verbrechern die Naſenlöcher auf- 
gefhligt und Wange und Stirn gebranpmarft werben. Auch das Spiehruthen- 
laufen ift in Rußland noch eine fehr gewöhnliche Strafe, melde zudem in ver bar- 
barifchften Weife ausgeübt wird, fo daß Fälle, in welchen der Verbrecher zum Tode 
gegeißelt wurte, nicht zu ben Seltenbeiten gehören. 

Wenn man den Bildungsgrat eines Volkes bemißt nad feiner Gefepgebung 
und feiner Achtung vor dem Geſetz, fo fteht Rußland nody auf einer fehr niedrigen 
Stufe, denn feine Gefege find meiftens fremtes Fabrikat und wirkliche Achtung 
vor dem Gefe kommt dort höchſt felten vor. — 

In Betreff der Literatur verweilen wir in erfter Linie auf die in ben 
Noten zum Tert angeführten Werfe von Köppen, Schnigler, Buſchen, Hart⸗ 
haufen u. f. w., dann auf die vortrefflihen Arbeiten Julius v. Hagemeifter’s 
in verſchiedenen Jahrgängen von Erman’s Arhiv; auf den 2. und 14. Bb. von 
Ritters Geographie, — Erman’s Reife um die Welt, — Dieterici's Mittheilungen 
des ftatiftifhen Bireau’s in Berlin (1853), fowie die Werke des Fürften Demi 


doff, Hommaine de Hell, Moriz Wagner, Kohl, Karl Koch, David Urquhart ꝛc. 
8. Bobdenfledt. 


Der legte Abſchnitt diefes Artikels, die dentfhen 
Dftfeeprovinzen bebanvdelnd, folgt im IX. Ban. 
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+ Mittelalterliche NRechtsidee 494. vinzen 34; 3, Produkte 37; 4, Bevölkerung 


Regifter. 


38; 5. Verfaffung 40; II. Gejhichte 40. — 
Dot. noch Afghaniſtan und Beludſchiſtan 
(8b. N. 

Perfon, Necht der Perfönlichkeit, 
Perfonenftand (von Biuntichli, A, 
— Bgl. au 505, 

Peter der Große (von %." Bodenftedt) 
49. S. aud 675, 768, 

Peter II. 678, 769, 

Peter III. Feodoromitih 773, 

Petitionsrecht (von Bluntfhli) 67. L 
Allgemeine Grundſätze 67; II. Pofitive Ge— 
ftaltung in einzelnen Staaten 70. — Bol. 
auch Beſchwerderecht (Bd. IT) und Mörefie 
(8, D). 

Pfarreien 732, 

Pfarrzwang 732, 

Philoſophie, S. Rechtsphiloſophie. 


—MPhyfiokraten, S. Quesnay. 


(Piemont, S. den Nachtrag „Italien“ am 
Schluß des Werkes.) 

Pietismus, ©. Religion. 

Pitt, der Aeltere (von Alüpfel) 72. 

Pitt, der Jüngere (von Klüpiel) 90. 

Pius VIL, ©. Conſalvi (Bd. II). 


—MPlaton won Pranth 101. LAeußere 


Lebensgeſchichte 101; IL. Deſſen Staats: und 
Rectölehre im Allgemeinen 102; IT. Nach— 
weid in feinen einzelnen Schriften 103. — 
Dal. auch 514, 
(Polen, Ration, S. Siaven.) 
(Polen, Königreih, S. den Schluß des Werke.) 
Bol. auch 272, 273, 274, 
<Politit und politifche Moral (von 
Bluntfhli) 417. L Begriff 117; . Ber: 
hältniß der Politit zur Moral 120; IM. 
Realpofitit und Idealpolitik 126; IV. Wiſſen⸗ 
fchaftliche Bearbeitung 127. 


— Politik und Religion 580. 


Polizei won Medicusı 128. 

Polizeidienft, Organe desfelben (von 
Medicus). 187. L Minifterium des Innern 
138; II. Provinzialregierung 138; IH. Die 
firittöbehörde 139; IV. Gemeindebehörde, 
Ortspolizeibehörde 139; V. Gendarmerie 140; 
VI. Mitwirkung der Militärbehörde 141; VIL 
Mitwirkung der Bürger in ihrer Geſammt⸗ 
beit und als Einzelne 142; VII. Geheime 
Polizei; 142. 


Bluntfhli und Brater, Deutſches Staats-Wörterkug. VI. 
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Polizeigefesgebung (von Medicus 144 

Tolizeiftant und Rechtoſtaat 132, 541. 

Polizeiftrafen (von Medicusdı 148. 

Volizeiübertretungen (von Medicut) 
146. 

Polizeiverwaltung in Portugal 185, 

Pombal ivon 9. Baumgarten) 1851. 

Porto Santo 171. 

Portugal (von E Hubert) 158. L Ge 
fhichte 158. II. Statiſtiſche Ueberficht 169 ; 
1, Rand und Bevölkerung 170; Nationale 
und konfeſſionelle Verfchiedenbeit 174; 3. 
Benußung des Bodens 175; 4. Ymduftrie 
176; 5. Handel 177; 6, Drffentlisher Unter: 
richt 179, II. Staatörecht 179, IV, Ber: 
waltung 185; 1. Gentralbehörden 185; 2, 
Rechtepflege 186; 3. Finanzverwaltung 186; 
4. Heerwefen 187: 5. Flotte 188, 

Portugiefifche Vollsraſſe 662, 

Poſtdebit, deſſen Entziebung 253, | 

Poſten (von Flegler) 188. — S. 
Berkebrömittel. 

PBoftregal 558, 

Poftverein (öfterreich-deutiher) 560, 

(Prärogative der Krone, S. Staat.) 

Präventiojuftiz 132. 

Preife (von Schäffle), SOL L Beariff 
und allgemeine Bedeutung 201. II. Geſetze 
der Preisbildung 207. III. Preisgeftaltung 
für einige der hauptſächlichſten Güterarten 
215; 1. Grelmetalle 215; 2 Grundſtücke 
220; 3. Getreide 222; 4. Gewerbderzeugniffe 
224; 5. Leiftungen (Loͤhne) 224, 

Preisbpterialverfaffung 384, 399, 

Preßfreiheit — Preßvergehen (von 
Pözl) 227 

Preßpolizei won Pözl) 239. L Maf- 
regeln der bloßen Auffiht 240; II. Maf: 
regeln zur Verhütung von Mißbrauch 243 ; 
III. Maßregeln der Mepreffion 247, 

Preßpolizei (Zufapartifel von Brater) 
250 





auch 


Preußen (vn Schubert) 255. L Ge 
fehichte der Entwicklung des Territorialbe 
ftandes 255; 1 Unter den Kurfürften 256; 
2. Unter den Königen 267; U. Statiftifche 
Meberfiht 288; 1. Land und Benölferung 
289; 2, Nationalverfchiedenheit 296; 3, Res 
ligionsverfchiedenheit 299; 4. PBodenertrag 
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(Aderbau, Viehzucht, Fifcherei, Bergbau) 
300; 5. Induftrie 303; 6. Handel und 
Verkehremittel 307; 7. Unterrichtsanftalten 
3115 IM. Staatöreht und Berfaffung 
3155 1. Gefchichtlihe Einleitung 3155 2. 
Die Beitimmungen der dermal geltenden Der: 
faffungsurfunde 323. IV. Staatsverwaltung 
3395 1. Auswärtige Angelegenheiten 340; 
2. Innere Verwaltung 3415 3. Landwirth⸗ 
ſchaftliche Angelegenheiten 342; 4. Juſtizver⸗ 
waltung 343; 5. Geiſtliche Angelegenheiten, 
Unterrichts⸗ und Medicinalwefen 343; 6. 
Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
245;* 7. Finanzverwaltung 347; 8. Kriegs: 
und Marineweien 358. 

Preußen, Petitiondrecht 72; Provinzialregierung 
416; Neichöverwefung 572. 

(Primogenitur, S. Thronfolge.) 

Prife, Prifengerichtsbarfeit (von v. 
Kaltenborn) 361. 1. Land» und See 
friegäbeute 3615 II. Kritit des Prifenrechts, 
neuefte Milderungen 362; III. Rangtonirung 
3645 IV. Dauer des Prijenrechts 365; V. 
Aufbringung und Beſchlagnahme — Durch—⸗ 
fuchungsredht 365; VI. Zuftändiges Prifen: 
geriht 3665 VII. Form der Prifengerichte 
367; VII. Norm der Entſcheidung 368; 
IX. Verfahren 370, 

Privileginm (von Piz!) 372. 

Proceh, ©. Rechtepflege. 

Proculianer 546. 

(Profetarier, S. Vierter Stand.) 

Propaganda, religiöſe 727. 

Proteftorat 376. 

Proteftantifche Kirche, Evangelifche 
Kirche (von E. Herrmann) 377. 1. 
Einleitung. Vorbereitnng der Reformation 
377; II. Entflebung der evangelifchen Kirche, 
Insbefondere auf deutſchem Boden 381 ; III. 
Gegenſatz lutberiiher und reformirter Kirchen 
383; Urton 386; IV. Die kirchlichen Rechts— 
bildungen der deutjchen Reformation 388; 
1. Landesobrigkeiten, Landeskirchen 388; 2. 
Konfiftorien 390; 3. Pfarramt 390; 4. Ge: 
meinde 391; V. Nachreformatorifhe Entwid: 
lung 393; 1. Episkopalſyſtem 393; 2. Terri- 
torialſyſtem 394; 3. Kollegialfuftem 396; 4. 
Heutiger Standpunft 397. 


Kegiſter. 


Provenzaliſcher Dialekt 655. 

Provinzial⸗Regierung, Provinzial: 
Stände (von Pözl) 401. I. Einleitung 
und hiftorifche Entwidlung des älteren Pro: 
vinzialfoftems 401; Provinzen, Departements 
oder Kreiſe im Sinne der neueren Staate: 
wiffenichaft; · II. Vorzüge und Nachtheile des 
Provinzial: und Realſyſtems 403; IN. Pro: 
vinztalvertretung 406; Bezirfävertretung 408; 
IV. Organifation der Provinzial:Regierung 
408; V. GStatiftifcher Ueberblick über die 
Provinzial:Berfaffungen einzelner Staaten 412, 
— 6, aud 138, 

Publikation, ©. Geſetz (Bd. IV). 

Pufendorf (von Bluntfhli) 28a, Dal. 
auch 525, 585. 

Pütter, Johann Stephan (von v. 
Kaltenborn) 439, 

Pythagoras (von Prantl) 243.4 


Q. 


Quesnay, Turgot und die Phyſio⸗ 
kraten (von E. Laspeyres) 445. 1. 
François Quesnay 445; 2. Die Phyſiokra⸗ 
ten oder Defonomiften 449; 3. Turgot 451. 


N. 


Nadetzky (von 2. Hörmann) AGB. 
Radifalismus, S. Parteien (Bd. VID. 
Nadowitz (von v. Kaltenborn) 461. 
Ranzionirung 364. 

Naſſe und Individunm (von Bluntſchli) 
474. 

Reaktion, S. Parteien (Bd. VID 

Realſyſtem und Provinzialfoftem 403. 

Necht, Mechtöbegriff (von Bluntfhtir—- 
480. 1. Der Orient 481; II. Der Decident 
488; IIL Der moderne Rechtsbegriff 495; 
Recht und Moral 496; Rechténatur und 
Nechtäfultur 4985 Hauptfähe 499; IV. Ge 
genfäpe innerhalb des Rechtsbegriffs 499; 1. 
Naturrecht und pofitives Recht 499; 2. Wer⸗ 
dendes und vergehendes Recht 500; 3. Ma- 
terielles und formelles Recht 501; 4. Menſch⸗ 
liches und nationales Necht, Menichen: (Böl- 
ker⸗) Recht und Volksrecht 501, 

MRechtsfähigleit, S. Perſon, Mechtögleichheit. 


Regifter. 


Rechtögefährdungen 148. 

Nechtsgleichheit und Nechtsverfchies 
denheit (von Bluntſchli) 808. 

Mechtöiehre Pufendorf’s 433, 525, 585. 

Rechtöpflege in Portugal 184, 186; in Preus 
fen 336; in Rußland 800, 801, 811. 

Nechtsphiloſophie (von Dabn) 509, 
1. Begriff und Aufgabe 509; 2. Grundzüge 
der Entwicklungsgeſchichte 510; 3. Grund: 
züge des Syſtems 534. 

Mechlophiloſophie und Politit 119, 120. 

— Mechtsſchulen (von Dahn) 544. 
Rechtöftaat und Poligeiftaat 132, 541. 
Reclameprozeß 370, 

— Reform, S, Revolution und Reform. 
Reformirte Kirche, S. Proteftantiiche Kirche. 
Megalien (von Pözl) 55%. I. Begriff 

552; II. Arten 554; Bergregale 554; Salz 
regale 5555 Jagdregale 556; Münzregale 557; 
Poftregale 558; Spielregale, Lotto 561; II. 
Entſtehung, Ausübung und Erlöfhung der 
Regalien 562. 

Negeutſchaft (von Pözl) 563. I. Begriff 
563; II, Gründe einer Megentihaft 566; 
II. Entſcheidung über die Thatfache der 
Regierungsunfähigkeit 568; IV. Bon den zur 
Führung der Regentfchaft berufenen Perſonen 
569; V. Rechte und Pflichten des Reichsver— 
weferö 570; VI. Endigung der Regentichaft 
573. 

— Regierung de facto, S. Regitimität (Bd. VI. 

Dal. auch Staatögewalt). 

Regierungsfähigkeit, S. Monardie (Bd. VH 
und Megentichaft. (VBgl. auch Staatögewalt.) 

Regierungdgewalt, S. Erbrecht (Bd. TIL.) (Dal. 
auch Staatögewalt). 

Regierungsnadhfolge, S. Erbrecht (Bd. III 
(Bgl. auch Staatéoberhaupt.) 

Nehabilitation (von J. Gotthelf) 575. 

MReichs deputalionshauptſchluß, S. Kongreſſe und 
Friedensſchlüſſe der neueren Zeit (Bd. V.) 

Reichsverweſung, S. Regentſchaft. 

— Meligion (von Bluntſchli) 580. 
Religionsſtatiſtik in Portugal 175; in Preußen 

299; in Rußland 783, 784. 

Religionsübung, S. Bekenntnißfreihelt (Bd. I.), 
Proteftantifche Kirche. 

(Rentenanftalten, S. Wittwen⸗ und Waiſenver⸗ 
ſorgung.) 
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Nepräſentativverfaſſung (von Blunt⸗ 
ſchli) 586. I. Begriff 586; II. Unter⸗ 
ſchied ſtaatsrechtlicher und privatrechtlicer 
Stellvertretung 588; III. Geſchichte der 
modernen Repräfentativverfaffung 590; IV. 
Vorzüge 5925 V. Hauptaufgaben der großen 
Repräfentativförper 5935 VI. Mängel und 
Gefahren 595, 

Meprefjalie, Metorfion (von Berner) 
696. 

Repriſe 362. 

Nepublik uud republitanifche Ideen — 
(von Bluntſchli) 601. 

Responsa 682. 

Retorfion, S. Nepreffalle. 


(Rettungsbäufer, S. Waiſen⸗, Findel- und 
Rettungsbäufer.) 

(Reußifche Fürftenthümer, S. Thüringifche 
Staaten.) 

Nevolution und Meform (von Bluntst— 
[dli) 6085. 


Rheinbund (von Klüpfel) 610. 

Rheinprovinz 282, 

¶( Rheinſchiffahrt, S. Schiffahrt.) 

Nicardo (von E. Laspeyres) 619. 

Richelien (von Reuchlin) 624 

Robespierre, S. Frankreich, Geſchichte (Bd. III). 

Nohmer, Friedrich und Theodor (von 
Bluntihli) 643. ©. auch 475. 

Nomaniſche Völker (von Reudlin I), 
659%. 1. Die Oftromanen 652; 2. Die 
Süpdmweftromanen 653; 3. Jtalien 656; 4. 
Spanien und Portugal 6605 5. Frankreich 664. 

Romaniften, S. Nechtöfchulen. 

Nomanow, Hans (von Lemfe) 668, 

Nömifche Juriften (von A. Brinz) 68147” 

Nömifches Reich dentfcher Nation 
(von Aegidi) 7082. 

Nömifche Staatsidee (von H. Ahrens, — 
690. ©. aud 489, 518. 

Hömifch = Fatholifhe Kirche (von ı— 
Schulte) 719. 1. Wefen und Aufgabe 7195 
I. Berfaffung und Verwaltung der Kirche 
721; III. Verbältniß der katholiſchen Kirche 
zu den Nichtehriften 727; IV. Verhältniß 
der Fatholifchen Kirche zu der griechifchen, 
proteftantifhen Kirche und den chriftlichen 
Sekten 729; V. Verhältniß zum Staate, ind 
befondere in Deutfehland 734. 
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Motteck (von v. BWoringen) 738. 


—Ronffeau (von Bluntihli) 744. 


S. au 525, 528, 591. 

Nudhart (von Piz) 749. 

Nurif 755. 

Rußland und die Nuffen (von F. Boden 
ſted) 753. L Gelhicdhte 753; I. Sta 
tiftifchegeograpbifcher Ueberblid 782; III. Die 
deutfchen DOftferprovingen (S. Bd. IX). 

Rußland unter Peter dem Großen 49. 


©. 


Sıbinianer 546. 

Sachſen, Königreich, Provinzialregierung 423; 
Neichäverwefung 571, 573. 

Salzregal 556. 

Saffaniden 41, 

Savigny 530, 548, 549, 550, 


—Scheling 53. 


Shifffahrtt, S. Gewerbe und Handel, Der 
febrämittel. 

Schisma 730. 

Schulweſen, S. Bildungsanftaften. 

Schürfen 555. 

Schwarzes Meer 803. 

Schweden, S. Nordifcher Krieg. 

Schweiz, Preßfreibeit 232. 

Serfrieg, S. Prife. 

Seiftan 34. 

Sibirien, ©. Rußland, 


—Sidney 522. 
—Sieyes 528, 


Sirtlichfeit und Politit 120, 


— Smith, Adam 453, 


Socialiften 533. 


To Sotrated 513. 
Sophiſten 512, 


Spinoza 525. 


Spanien, Volksraſſe 660, 
Spielregal 561. 


Staat, Staatöpbilofopkie, S. Rechtepbilofopbie. 

Staatöbehörden, S. Staatsverwaltung. 

Staatädiener, deren DVerbältniffe in Preußen, 
337, 

Staatsbausbalt, S. Finanzwefen. 

Staatölchre von Platon 103, 105. 112; von 
Pufendorf 433, 525, 585; von Potbagoras 
444. 


Staatsrecht und Politik 117, 


—E 


Kegiſter. 


Staatsverfaffung und Staatsverwaltung in Per⸗ 
fin 40; in Portugal 179, 1855 in Preußen 
315, 339; in Rußland 799, 

Stabl 532, 

Stände, S. Landtag, Repräfentatioverfaffung. 

Standesbücher 47. 

Statiſtik und Politit 119, 120. 

Statoren 192. 

Status personarum, S. Perion, Recht der 
Merfönlichkeit, Perfonenftand, 

Steffens 532. 

Stellvertretung, ©. Repräfentatiuverfaffung. 

Steuerfreibeit 374. 

Steuern, S. Finangwefen. 


Stoa, Stoiker 516.f— 
Strafredt, S. Rechtäpflege. 


—Suarez (Br. VI) 522. 


Spnodalverfaffung 384, 399. 


zZ 


Tadjiks 38, 

Taufbücher 47, 

Tauſch, Tauſchwerth, S. Preife. 
Telegraph 560, 
Territorialfuftem 394, 

Thibaut 548, 


Thomas von Aquin 520. 
Thomaſius 526, 


Thurn und Taxis'ſche Poften 198, 559. 
Tilfiter Friede 277, 

Todtenregifter 47. 

Torgauer Bündnif 382, 
Traz-os-Montes 170, 172. 

Tribunat, römiſcher 694. 

Turgot, S. Quednap. 

Turkomannen 38, 


u. 


AAmon der Lutheraner und Reformirten 386. 


Unterrichtsanſtalten, S. Bildungsanſtalten. 
Ural 700 


V. 


Vasko da Gama 161, 

Vereinigte Staaten von N.A., Petitionorecht 
70; Preßfreibeit 231. 

Verfaffung, S. Staatöverfaffung. 

Verkehr, S. Preife. 


Begifter. 


Verkehrömittel in Portugal 177; in Preußen 
307, 346; in Rußland 797, 

Verwaltung, ©. Staatöverfaffung und Staats 
verwaltung. 

Verwarnungen 246, 

Viehzucht, S. Landwirthſchaft. 

Volksklaſſen, Volkoſtämme, S. Raſſe. 

Vollkevertretung in Portugal 1815 in Preußen 
330, S, auch Landtag, Repräfentatiower: 
faffung. 

Volkswirthſchaftopflege, ©. Polizei. 

Vormundſchaft (ftaatsrechtliche) 565, 


Balladen 652, 
Baffıly V. Iwanowitſch 671, 766. 
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Bebrverfaffung, S. Heerwefen. 

Weihbiſchof 723. 

Werth, S. Preife. 

Weſtfalen, Königreich 615. 

Wiederaufnahme des Strafverfahrens, S. Ne: 
babilitation. 

Wilhelm L von Preußen 286. 

Wolff 527. 

Bormfer Edift 381. 

Württemberg, Provingialregierung 423; Reiche 
verwefung 571, 573. 


8. 


Beitungswefen, S. Prefipofiget. 
Zöle, S. Finanzwefen. 
Zwangsmittel, polizeiliche 134. 


. 511 Zelle 6 von unten lied: Germane flatt: Germanen. 


Drucfehler im achten Band. 


513 „9 „ oben „ geehe „  zerfehte. 

„ „ 16 7) " 7) vos " plıcs 

DE ee „ Stand „ Staat. 

516 ,„ 77exth unten „ mwelhe - „ welcher. 

516 Anm. 8 lied dor flatt For, apyne ftatt agenv, eivas flatt Zivas, werep mol Lore, 
were ſtatt wonep, und flreiche mod in Zeile 2 von unten. 





. 519 Zelle 3 von unten lied dlxuos ftatt dixalos. 
520 „ 23 „ un. an ber „ an bie. 
„om An mm Shalte vor „Geſchichte“ ein Kaulich. 
52 „19. um Namen „ Namens. 
523 „ A. nm morals „ moralts, 
524 7 9 ” 7 ” Naturftandes » Naturſyſtems. 
„nun 2 u nn  „ ofthebes „ bus, 
55 „ 1 „ oben „ Schalte „denn“ bis „mußte“ ein. 
7) " 12 "„ " „ mit den ” den, 
BE „ euigne tribue „ cuigne. 
„ ou Au um obligationes „ obligationis, 
„. „ 2% „ untn „ aus ber „ aus von ber. 
58 „ 10 „u (chalte ein fortgefchrittenften vor Jakobinern. 
„ nn Bu nm tige voranfchreitenden. 
529 „ 19 u u m Richtung „ Rüftung. 
" „ 4 u. m „ Struve „ Strw. 
530 „ 13 „ oben „ ſuchte „ fuchten. 


540 „ 17 „ unten „ im „ ein 
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